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A. Beschlußlage 


Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 78. Sitzung 
am 26. Juni 1992 folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Untersuchungsausschuß wird einen Doku- 
mentenband erstellen, der alle veröffentlichungsfä- 
higen Dokumente enthält, die insbesondere die 
Entstehungsgeschichte, die Arbeitsweise sowie die 
Abwicklung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung betreffen. 

Dieser Dokumentenband soll den Charakter eines 
Teilberichts für den Deutschen Bundestag erhal- 
ten." 


Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses ha- 
ben entschieden, dem Dokumentenband eine Zeit- 
tafel anzufügen, aus der maßgebliche, zeitge- 
schichtliche Ereignisse der DDR, insbesondere die 
Abfolge in der Staatsführung und das Zustande- 
kommen innerdeutscher Abkommen, ersichtlich 
sind. 


Der Dokumentation ist eine Darstellung der Einset- 
zung des Ausschusses und des Verlaufs des bisheri- 
gen Verfahrens vorangestellt. 


B. Einsetzung des Ausschusses und Verlauf 
des bisherigen Verfahrens 

I. Einsetzung des Ausschusses, Untersuchungsauftrag und Konstituierung 


1. Einsetzung des Ausschusses 


Der 12. Deutsche Bundestag hat in seiner 28. Sitzung 
am 6. Juni 1991 auf Antrag der Fraktion der SPD vom 
4. Juni 1991 (Drucksache 12/654), unter Einbeziehung 
der von den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. am 
4. Juni 1991 (Drucksache 12/662) beantragten Ände- 
rungen und Ergänzungen, gemäß Artikel 44 des 
Grundgesetzes den aus 1 1 Mitgliedern (6 CDU/CSU, 
4 SPD, 1 F.D.P.) bestehenden 1. Untersuchungsaus- 
schuß eingesetzt. Die Gruppen wirken mit je einem 
Mitglied (eines der Gruppe der PDS/Linke Liste, eines 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) entspre- 
chend den Beschlüssen des Deutschen Bundestages 
und den Vereinbarungen im Ältestenrat mit (Plenar- 
protokoll 28. Sitzung, S. 2162 bis 2163). 


Einen Einsetzungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN vom 29. Mai 1991 (Drucksache 12/629) 
hat der Deutsche Bundestag abgelehnt. Ebenso ist ein 
Änderungsantrag der Gruppe der PDS/Linke Liste 
vom 6. Juni 1991 (Drucksache 12/686) zum Antrag der 
Fraktion der SPD vom Deutschen Bundestag abge- 
lehnt worden. 


2. Untersuchungsauftrag 

Der Untersuchungsauftrag lautet gemäß 
Drucksache 12/654: 

I. 

Der Ausschuß soll untersuchen, welche Rolle der 
Arbeitsbereich „Kommerzielle Koordinierung" und 
sein Leiter Dr. Alexander Schalck-Golodkowski im 
System von SED-Führung, Staatsleitung und Volks- 
wirtschaft der früheren DDR spielten und wem die 
wirtschaftlichen Ergebnisse der Tätigkeit dieses 
Arbeitsbereichs zugute kamen und gegebenenfalls 
heute noch zugute kommen. 

II. 

Dabei sind insbesondere folgende Fragen zu klären: 

A. für die Zeit bis 3. Oktober 1990 

1. Wann und mit welcher Aufgabenstellung wurde 
der Arbeitsbereich eingerichtet, wo war er organi- 
satorisch und weisungsmäßig angebunden, und 
wer war dort tätig? 
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2. Welcher Finnen, Institutionen oder sonstiger Tarn- 
organisationen bediente sich der Arbeitsbereich im 
In- und Ausland? 

3. Über welche Wege und mit welchem Volumen 
erfolgten die Finanzbewegungen dieses Be- 
reichs? 

4. Für welche Zwecke und auf wessen Anweisung 
wurden die Finanzmittel verwendet? 

5. Welche Maßnahmen haben die Regierungen 
Krenz, Modrow und de Maiziere ergriffen, den 
Zugriff staatlicher Behörden auf die Vermögens- 
werte des Bereiches „Kommerzielle Koordinie- 
rung" zu sichern? 

6. Welche Maßnahmen haben die Treuhandanstalt, 
die Bundesregierung und staatliche Stellen des 
Bundes unternommen, um im Zuge der Währungs- 
union ab 1. Juli 19R0 die vorhandenen Finanzmittel 
des Bereiches „Kommerzielle Koordinierung" zu 
sichern und kriminelle Aktivitäten zu verhin- 
dern? 

7. Welche Mittel sind aus dem Bereich „Kommer- 
zielle Koordinierung" an die ehemaligen Blockpar- 
teien geflossen? 

ß. Für die Zeit nach dem 3. Oktober 1990 

1. Was haben Treuhandanstalt, die Bundesregierung 
und staatliche Stellen unternommen, um die Ver- 
mögenswerte des Bereiches „Kommerzielle Koor- 
dinierung " sicherzustellen? 

2. Was ist mit den Vermögenswerten des Bereiches 
„Kommerzielle Koordinierung" und von ihnen 
abhängigen Firmen und Institutionen inzwischen 
geschehen? 

3. Welche Firmen und sonstige Institutionen sind in 
welcher Rechtsform, mit welchen Eigentums- und 
Besitzverhältnissen und mit welchen Personen 
weiter tätig gewesen bzw. noch tätig? 

4. Welchen Einfluß hat Alexander Schalck-Golod- 
kowski auf die Abwicklung oder Fortführung des 
Bereiches „Kommerzielle Koordinienmg" oder 
einzelner seiner Firmen und Institutionen genom- 
men? 

5. Welche Erkenntnisse haben die Bundesregierung 
und staatliche Stellen des Bundes oder die unab- 
hängige Regierungskommission Parteivermögen 
über den Verbleib von Finanzmitteln des Bereiches 
„Kommerzielle Koordinierung" bei Nachfolge- 
organisationen der ehemaligen Blockparteien? 

III. 

1. Hat es Zusagen der Bundesregierung, des Bundes- 
nachrichtendienstes oder anderer staatlicher Stel- 
len des Bundes gegenüber Alexander Schalck- 
Golodkowski bezüglich einer möglichen Straffrei- 
heit in der Bundesrepublik Deutschland oder ande- 
rer Vergünstigungen gegeben? 

2. Welche Mitglieder der Bundesregierung und staat- 
licher Stellen des Bundes haben seit 1983 Kontakte 
mit Alexander Schalck-Golodkowski gehabt, und 
welchem Zweck dienten diese Kontakte? 


3. Welche Kenntnisse hatten die Bundesregierung 
oder andere staatliche Stellen des Bundes über die 
Aktivitäten des Bereiches „Kommerzielle Koordi- 
nierung" im Bereich des internationalen Waffen- 
handels?" 


Der ergänzende Untersuchungsauftrag gemäß 
Antrag der Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. auf Drucksache 12/662 lautet: 

„. . . Der Untersuchungsausschuß soll auch klären 

1. Funktionsweise und Tätigkeit des Arbeitsbereichs 
„Kommerzielle Koordinierung", auch in Verbin- 
dung mit anderen Einrichtungen der DDR und der 
SED/PDS, insbesondere mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit und der SED/PDS sowie der soge- 
nannten Massenorganisationen, 

2. ob und ggf. wie die unter 1. erwähnte Funktions- 
weise und Tätigkeit des Arbeitsbereichs „ Kommer- 
zielle Koordinierung" bzw. die der einzelnen 
Unternehmen aus diesem Arbeitsbereich nach dem 

3. Oktober 1990 fortgesetzt wurden und werden, 

3. wo sich die Vermögenswerte einschließlich der im 
Ausland sowie deren Surrogate befanden und 
befinden und wofür sie verwendet wurden, 

4. inwieweit die genannten Vermögenswerte der 
Treuhandanstalt tatsächlich unterstellt wurden 
oder von dieser tatsächlich verwaltet wurden oder 
werden und ob die im Juni 1990 gegründete Effect 
Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH alle frü- 
her zum Arbeitsbereich „Kommerzielle Koordinie- 
rung" gehörenden Vermögenswerte umfaßt, 

5. ob und ggf. welche Kontakte es vor 1983 zwischen 
Bundesregierung und anderen staatlichen Stellen 
des Bundes einerseits und Arbeitsbereich „Kom- 
merzielle Koordinierung" andererseits oder wegen 
des Arbeitsbereichs „Kommerzielle Koordinie- 
rung" mit anderen Stellen der DDR oder der SED 
gab, 

und zwar auch mit dem Ziel festzustellen, ob die 
Vermögenswerte entsprechend gesetzlicher Rege- 
lung verwaltet werden und ob es Gesetzeslücken 
gibt. " 


Zum Verfahren hat der Deutsche Bundestag 
bestimmt (Drucksache 12/654): 

„. . . Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 
werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 
Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einset- 
zung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
formuliert wurden, soweit sie geltendem Recht nicht 
widersprechen. " 

Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes 
vom 14. Mai 1969 der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft über Einsetzung und Verfahren von 
Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundes- 
tages (Drucksache V/4209). 

Die Regelungsvorschläge dieses Gesetzesentwurfs 
werden gemeinhin auch als IPA-Regeln bezeichnet. 
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3. Konstituierung 


17. Juni 1992 


Der 1. Untersuchungsausschuß ist am 7. Juni 1991 1992 

durch die Präsidentin des Deutschen Bundestages, 

Dr. Rita Süssmuth, konstituiert worden. 

21. Sept. 1992 


a) Mitglieder des Ausschusses 


Dem Ausschuß haben zunächst folgende Mitglieder 
angehört: 


Es traten hinzu: 


Abgeordneter Heinz Hübner als 
ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Horst Eylmann als 
ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Clemens Schwalbe 
als stellvertretendes Mitglied 
Abgeordneter Reiner Krziske- 
witz als ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Hartmut Büttner 
(Schönebeck) als stellvertreten- 
des Mitglied 


Ordentliche 

Mitglieder: 

CDU/CSU-Fraktion 
Horst Eylmann 
Joachim Hörster 

Heinz-Jürgen Kronberg 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Karl-Heinz Spilker 

SPD-Fraktion 
Dr. Andreas von Bülow 
Hans-Joachim Hacker 
Dorle Marx 

Dr. Axel Wernitz 

F.D.P. -Fraktion 
Uwe Lühr 


Stellvertretende 

Mitglieder: 

CDU/CSU-Fraktion 
Hans-Dirk Bierling 
Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Dr. Wolfgang Götzer 
Ronald Pofalla 
Clemens Schwalbe 
Stefan Schwarz 

SPD-Fraktion 
Friedhelm Julius Beucher 
Dr. Christine Lucyga 
Volker Neumann 
(Bramsche) 

Dr. Peter Struck 

F.D.P, -Fraktion 
Jörg van Essen 


Die Gruppen hatten folgende mitwirkende Mitglieder 
benannt: 


Ordentliche 

mitv/irkende 

Mitglieder: 


Stellvertretende 

mitwirkende 

Mitglieder: 


BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Ingrid Koppe 


BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Dr. Wolfgang Ullmann 


11. Sept. 1991 


16. Sept. 1991 

6. Dezember 1991 
11. Dezember 1991 
5. Juni 1992 

15. Juni 1992 

17. Juni 1992 

26. Juni 1992 

21. Sept. 1992 


Abgeordnete Andrea Lederer als 
ordentliches mitwirkendes Mit- 
glied 

Abgeordneter Dr. Gerhard Riege 
als stellvertretendes mitwirken- 
des Mitglied 

Abgeordneter Christian Schmidt 
(Fürth) als stellvertretendes Mit- 
glied 

Abgeordneter Joachim Gres als 
ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Heinz Hübner als 
ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Hartmut Büttner 
(Schönebeck) als stellvertreten- 
des Mitglied 

Abgeordneter Dr. Wolfgang 
Götzer als ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Arno Schmidt 
(Dresden) als ordentliches Mit- 
glied 

Abgeordneter Friedrich Vogel 
(Ennepetal) als ordentliches Mit- 
glied 

Abgeordneter Hartmut Büttner 
(Schönebeck) als ordentliches 
Mitglied 

Abgeordneter Reiner Krziske- 
witz als stellvertretendes Mit- 
glied 


PDS/ Linke Liste PDS/ Linke Liste 

Dr. Gregor Gysi Andrea Lederer 


Gegenwärtig (Stand: 1. Oktober 1992) gehören dem 
Ausschuß folgende ordentliche bzw. stellvertretende 
Mitglieder an: 


Inzwischen schieden aus: 


11. Sept. 1991 

16. Sept. 1991 

6. Dezember 1991 
11. Dezember 1991 
15. Februar 1992 

5. Juni 1992 
15. Juni 1992 


Abgeordneter Dr. Gregor Gysi 
als ordentliches mitwirkendes 
Mitglied 

Abgeordneter Dr. Wolfgang Göt- 
zer als stellvertretendes Mit- 
glied 

Abgeordneter Dr. Jürgen Rütt- 
gers als ordentliches Mitglied 
Abgeordneter Uwe Lühr als or- 
dentliches Mitglied 
Abgeordneter Dr. Gerhard Riege 
als stellvertretendes mitwirken- 
des Mitglied 

Abgeordneter Ronald Pofalla als 
stellvertretendes Mitglied 
Abgeordneter Karl-Heinz Spil- 
ker als ordentliches Mitglied 


Ordentliche 

Mitglieder: 

CDU/CSU-Fraktion 
Friedrich Vogel 
(Ennepetal) 

Joachim Hörster 

Heinz-Jürgen Kronberg 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Joachim Gres 

Dr. Wolfgang Götzer 

SPD-Fraktion 
Dr. Andreas von Bülow 
Hans-Joachim Hacker 
Dorle Marx 

Dr. Axel Wernitz 


Stellvertretende 

Mitglieder: 

CDU/CSU-Fraktion 
Hans-Dirk Bierling 

Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Christian Schmidt (Fürth) 
Reiner Krziskewitz 

Horst Eylmann 
Stefan Schwarz 

SPD-Fraktion 
Friedhelm Julius Beucher 
Dr. Christine Lucyga 
Volker Neumann 
(Bramsche) 

Dr. Peter Struck 
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F.D.P. -Fraktion F.D.P. -Fraktion 

Amo Schmidt (Dresden) Jörg van Essen 


(PDS/Linke Liste) und Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) benannt worden. 


PDS/Linke Liste 
Andrea Lederer 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Ingrid Köppe 


PDS/Linke Liste 


BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Dr. Wolf gang Ullmann 


b) Bestimmung des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters 

In der konstituierenden Sitzung sind der Abgeordnete 
Horst Eylmann (CDU/CSU) zum Vorsitzenden und der 
Abgeordnete Dr. Axel Wernitz (SPD) zum stellvertre- 
tenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 
bestimmt worden. 

In der 76. Ausschußsitzung am 26. Juni 1992 hat 
Abgeordneter Horst Eylmann das Amt des Vorsitzen- 
den niedergelegt. An seiner Stelle ist in derselben 
Sitzung Abgeordneter Friedrich Vogel (Ennepetal) 
(CDU/CSU) zum Vorsitzenden bestimmt worden. 


c) Benennung der Obleute und Berichterstatter 

Als Obleute sind von ihren Fraktionen die Abgeord- 
neten Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU), Dr. Andreas 
von Bülow (SPD), Uwe Lühr (F.D.P.), Dr. Gregor Gysi 


Anschließend hat der Vorsitzende mit Zustimmung 
des Ausschusses auf Vorschlag der Fraktionen und 
Gruppen die Abgeordneten Joachim Hörster (CDU/ 
CSU), Dr. Andreas von Bülow (SPD), Uwe Lühr 
(F.D.P.), Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste) und Ingrid 
Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) als Berichterstat- 
ter ernannt. Anstelle der ausgeschiedenen Mitglieder 
Abgeordneter Uwe Lühr (F.D.P.) und Abgeordneter 
Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste) sind die Abgeord- 
neten Arno Schmidt (Dresden) (F.D.P.) und Andrea 
Lederer (PDS/Linke Liste) in der 91. Sitzung am 
14. Oktober 1992 vom Vorsitzenden zu Berichterstat- 
tern bestimmt worden. 

Berichterstatter sind jetzt: 

CDU /CSU 

Abgeordneter Joachim Hörster 
SPD 

Abgeordneter Dr. Andreas von Bülow 
F.D.P. 

Abgeordneter Arno Schmidt (Dresden) 

PDS/Linke Liste 
Abgeordnete Andrea Lederer 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Abgeordnete Ingrid Köppe 


II. Bisheriger Verfahrensverlauf 


1. Zeit- und Arbeitsaufwand 

Der Ausschuß ist bisher 91mal zusammengetreten. Er 
hat — in ca. 43 Stunden — 33 nichtöffentliche Bera- 
tungssitzungen abgehalten und hat 58 meist öffentli- 
che Beweiserhebungen — insgesamt ca. 244 Stun- 
den — auf die mündliche Beweisaufnahme bzw. auf 
informatorische Anhörungen verwandt. 

Zusätzlich hat der Ausschuß bei besonderen Anläs- 
sen, z. B. im Zusammnhang mit der Entscheidung 
über die Anerkennung von Auskunftsverweigerungs- 
rechten, kurze Beratungssitzungen durchgeführt, die 
in der Aufzählung nicht berücksichtigt wurden. 

2. Vorbereitung und Durchführung der 
Beweisaufnahme 

a) Beiziehungen, Einholung und Auswertung von 
Akten, Berichten, Protokollen, Gutachten, 
schriftlichen Auskünften, Stellungnahmen und 
sonstigen Unterlagen 

aa) Beschaffung der Beweisunterlagen 

Zum Zwecke der Beweisaufnahme hat der Ausschuß 
— teilweise auf der Grundlage von Aktenverzeichnis- 


sen und deren mündlicher Erläuterung durch Aus- 
kunftspersonen — Akten, Berichte, Protokolle und 
sonstige Unterlagen beigezogen oder ohne Beizie- 
hungsbeschluß erhalten. Es handelt sich um Unterla- 
gen folgender Stellen: 

Deutscher Bundestag 

— Abteilung Wissenschaftliche Dienste des Deut- 
schen Bundestages 

Bundesregierung 

— Bundeskanzleramt 

— Bundes minister des Auswärtigen 

— Bundesminister des Innern 

— Bundesminister der Justiz 

— Bundesminister der Finanzen 

— Bundesminister für Wirtschaft 

— Bundesminister für Post und Telekommunikation 
Bundesverfassungsgericht 

Bunde sge rieh tshof 
Bundesrechnungshof 
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Bundeshehörden 

— Bundesnachrichtendienst 

— Bundesarchiv 

— Bundesamt für Verfassungsschutz 

— Bundesverwaltungsamt 

— Generalbundesanwalt 

— Zollkriminalinstitut 

Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Ver- 
mögens der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR (UKPV) 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staats- 
sicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demo- 
kratischen Republik 

Deutsche Bundesbank 

Treuhandanstalt Berlin 

Bundesländer 

— Bayern 
Landtag 
Staatskanzlei 

Staatsministerium der Justiz (Staatsanwaltschaft 
Hof) 

— Berlin 
Senatskanzlei 

Senatsverwaltung für Inneres (Polizeipräsident) 
Senatsverwaltung für Justiz (Kammergericht, 
Staatsanwaltschaft beim Kammergericht — Ar- 
beitsgruppe Regierungskriminalität — , Staatsan- 
waltschaft beim Landgericht) 

Senatsverwaltung für Finanzen 
Senatsverwaltung für Wirtschaft und Technolo- 
gie 

— Brandenburg 
Ministerium der Finanzen 

— Bremen 

Senator für Justiz (Staatsanwaltschaft Bremen) 

— Hamburg 

Justizbehörde (Staatsanwaltschaft Hamburg) 

— Mecklenburg-Vorpommern 
Landtag 

— Nordrhein-Westfalen 

Justizministerium (Amtsgericht Düsseldorf, Staats- 
anwaltschaft Düsseldorf) 

Landeszentralbank 

— Sachsen 

Staatsministerium der Justiz 
Staatsministerium der Finanzen 

— Sachsen-Anhalt 

Ministerium der Justiz (Staatsanwaltschaft Mag- 
deburg) 

Ministerium der Finanzen 


— Thüringen 
Ministerium für Justiz 

Archive 

— Archiv beim Parteivorstand der PDS 

früher: Institut für Geschichte der Arbeiterbewe- 
gung, Zentrales Parteiarchiv (enthält: Dokumente 
aus dem Zentralkomitee der SED und Politbüro der 
SED) 

Medien 

— Rowohlt-Verlag, Reinbek 

— Quick-Verlag GmbH, München 

— Deutsche Welle, Köln 
Privatpersonen 

— Rechtsanwalt Dr. Reinhard Weiter, Taunusstein 

— Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Vogel, Berlin 

— Rechtsanwalt Dr. W. Andres, Düsseldorf 

— Rechtsanwalt und Notar Manfred Wünsche, 
Berlin 

Unterlagen von Dienststellen der DDR sind bei der 
Bundesregierung beigezogen worden, soweit sie 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen DDR gehören bzw. nicht von 
Stellen des Bundesarchivs verwaltet werden. Unterla- 
gen aus der DDR auf der Ebene der Bezirke und Kreise 
sind bei den jetzt zuständigen Behörden beigezogen 
worden. 


bb) Behandlung und Auswertung der Unterlagen 

a) Behandlung der Unterlagen 

Unterlagen, die den Ausschuß erreichen, werden 
allen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern 
der Fraktionen und Gruppen zugänglich gemacht. 
Bezüglich der Unterlagen/ Akten, die dem Ausschuß 
als VS-VERTRAULICH und höher eingestuft übermit- 
telt werden, haben sich die Mitglieder des Ausschus- 
ses in der Sitzung vom 13. Juni 1991 zur Geheimhal- 
tung verpflichtet (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Geheimschutzord- 
nung des Deutschen Bundestages i. V. m. § 3 Abs. 1 
Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages, 
§ 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB). Derartige Unterlagen 
werden nach Beschluß des Ausschusses vom 5. Sep- 
tember 1991 in jeweils einer Ausfertigung an den 
Vorsitzenden, den stellvertretenden Vorsitzenden 
sowie an jede Fraktion und Gruppe verteilt. 

VS-NfD eingestufte Unterlagen erhalten alle ordentli- 
chen und stellvertretenden Mitglieder des Ausschus- 
ses. Sie werden nicht zum Gegenstand öffentlicher 
Erörterung gemacht. 

Der Ausschuß hat am 13. Juni 1991 beschlossen, auf 
die Verlesung von Schriftstücken dann zu verzichten, 
wenn sie an alle Ausschußmitglieder verteilt worden 
sind. 
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ß) Auswertung der Unterlagen 

Bei der Auswertung der Unterlagen ist als Besonder- 
heit auf die umfassende Zuhilfenahme von DV- 
Unterstützung hinzuweisen. 

Der Ausschuß hat bereits zu Beginn seiner Tätigkeit 
erkannt, daß er mehr als eine Million meist uner- 
schlossener Dokumente werde auswerten müssen. 
Um dies in der zur Verfügung stehenden Zeit errei- 
chen zu können, hat er entschieden, sich hierfür 
weitgehend der modernen Informations- und Kommu- 
nikationstechniken zu bedienen. Er hat deshalb am 
2. September 1991 beschlossen, ein Datenverarbei- 
tungssystem (DV-System) einzurichten, mit dessen 
Hilfe es möglich sein würde, die Unterlagen zu 
speichern und dem Ausschuß kurzfristig zur Verfü- 
gung zu stehlen. 

Der Ältestenrat des Deutschen Bundestages hat am 
26. September 1991 dieses Vorhaben gebilligt und 
entschieden, den 1. Untersuchungsausschuß zur 
Unterstützung seiner Aktenauswertung mit dem dafür 
erforderlichen technischen System auszustatten. 

Um die aufwendige und zeitraubende Arbeit des 
Kopierens, Verteilens und der Lagerung des umfäng- 
lichen Aktenmaterials zu vermeiden, werden die 
Unterlagen elektronisch auf sogenannten optischen 
Platten gespeichert (gescannt). Die gescannten Doku- 
mente können mit Hilfe einer Datenbank über sieben 
Bildschirmarbeitsplätze den Fraktionen und Gruppen 
(CDU/CSU 2, SPD 2, FDP 1, PDS/Linke Liste 1, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 1) in ihren Büros zugäng- 
lich gemacht werden (Zugriff zum Blättern und Lesen 
sowie Ausdrucken). Die Dokumente haben bei der 
optischen Speicherung eine Signatur erhalten. Außer- 
dem hält das Sekretariat zur vereinfachten Auffin- 
dung der Aktenbestände ein Fundstellenverzeichnis 
bereit. 


Mit der Installation des Systems ist am 20. Dezember 
1991 begonnen worden. Die Softwarekomponenten 
sind nach und nach eingerichtet und verfeinert wor- 
den. 

Gegenwärtig sind ca. 860 000 Dokumente mit rund 
1,3 Mio. Seiten gespeichert. 

Eine zweite Datenbank dient dazu, die inhaltliche 
Erschließung der Dokumente in Form von Stichworten 
aufzunehmen. Die Eingabe der Stichworte, soge- 
nannte Verschlagwortung, erfolgt an 25 Arbeitsstatio- 
nen im Sekretariat nach Maßgabe eines im System 
gespeicherten Thesaurus. 

Die Verschlagwortung wird den Fraktionen und 
Gruppen die Möglichkeit eröffnen, Dokumente 
gezielt nach Sachkriterien aufzufinden (Recherche). 
Die Recherchekomponente ist noch nicht abschlie- 
ßend eingerichtet worden. 

Eine abschließende Würdigung des DV-Einsatzes 
muß dem Schlußbericht Vorbehalten bleiben. Es kann 
jedoch schon jetzt festgestellt werden, daß angesichts 
der Fülle des Materials die Nutzung der DV-Anlage 
die Arbeit des Ausschusses teilweise erleichtert hat. 


b) Vernehmung bzw. Anhörung von Zeugen, 
Sachverständigen und Anhörpersonen 

Der Ausschuß hat in der Zeit vom 19. Juni 1991 bis zum 
14. Oktober 1992 insgesamt 119 Zeugen vernommen 
sowie 6 Sachverständige bzw. Anhörpersonen ge- 
hört. 

Die Terminierungen sind jeweils im Einvernehmen 
oder durch Mehrheitsentscheidung erfolgt. 


C. Dokumentation zur Entstehungsgeschichte, Arbeitsweise, 
Organisationsstruktur und Abwicklung 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung (KoKo) 


I. Vorbemerkung 


1. Einleitung 

Mit der Vorlage dieser Dokumentation erfüllt der 
Ausschuß einen Teil seines Untersuchungsauftra- 
ges. Die Dokumentation soll gleichzeitig auch als 
Grundlage für die weitere Arbeit dienen sowie der 
Öffentlichkeit eine Sachinformation über einen 
wichtigen Teil der jüngeren deutschen Vergangen- 
heit geben. 

Die Beiziehung zahlreicher Akten unterschiedlicher 
Provenienzen (vgl. B. II.2.aa) hat diese Dokumenta- 


tion zur Entstehungsgeschichte, Arbeitsweise, Orga- 
nisationsstruktur und Abwicklung des Bereichs KoKo 
ermöglicht. Es ist aber darauf hinzuweisen, daß unter 
Umständen wesentliche Dokumente fehlen, weil 
1989/90 in der DDR zahlreiche Akten vernichtet 
worden sind. Außerdem hat es in der DDR in weiten 
Bereichen keine kontinuierliche Aktenführung gege- 
ben. Zu berücksichtigen ist auch, daß der beim 
Untersuchungsausschuß vorhandene Aktenbestand 
noch nicht vollständig ausgewertet werden konnte 
und den Ausschuß wahrscheinlich noch weitere 
Dokumente erreichen werden. Deshalb ist die Doku- 
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mentation nur vorläufig. Sie muß fortgeschrieben 
werden. 

Die Kriterien für die Auswahl der Dokumente sind 
durch den Untersuchungsauftrag vorgegeben. Die 
Dokumentensammlung zielt darauf ab, die Entwick- 
lung, Funktionsweise und Einordnung des Bereichs 
KoKo in das Herrschaftssystem der DDR anhand von 
Dokumenten zu belegen. 

Auf diese Weise kann die Rolle der Entscheidungsträ- 
ger — seien sie aus dem Bereich KoKo, dem Staats- 
apparat (Ministerrat der DDR, Ministerium für Staats- 
sicherheit) oder dem Parteiapparat (Politbüro, Zen- 
tralkomitee der SED) — für den Bereich KoKo sowie 
das Beziehungsgeflecht zwischen einzelnen Instan- 
zen des Staats- und Parteiapparates und dem Bereich 
KoKo in Teilen erkennbar gemacht werden. Wie die 
Dokumente der vorliegenden Sammlung verdeutli- 
chen, haben die jeweiligen Machthaber durch Verfü- 
gungen, Befehle, Weisungen usw. ein System von 
Vorschriften geschaffen, die in der Regel nicht offen 
zugänglich und damit für den Bürger nicht nachvoll- 
ziehbar waren. Sie konnten — auch deshalb — will- 
kürlich verändert werden. Die Spitzen von Partei und 
Staat, Urheber dieser „Normsetzung", haben hier- 
durch besondere Macht entfalten können. 

Auch wenn dem Ausschuß die Dokumente (Akten, 
Urkunden) nicht im Original, sondern als technische 
Kopie vorliegen, hat er keinen Anlaß, an der Echtheit 
des beigezogenen Aktenmaterials und damit auch an 
der Echtheit der in der Dokumentensammlung enthal- 
tenen Schriftstücke zu zweifeln. Letztlich kann aller- 
dings die Echtheit der Dokumente nur aus dem 
Entstehungs- und Überlieferungszusammenhang ge- 
klärt werden. Selbstverständlich ist mit dem Nachweis 
der Echtheit eines Dokuments noch nichts über den 
Wahrheitsgehalt des Inhalts eines Dokuments gesagt. 
Quellenkritik, die diese Aspekte detailliert berück- 
sichtigt, ist insbesondere Sache der historischen For- 
schung. 

Bei der Entscheidung über die Relevanz der Doku- 
mente sind vor allem die zentralen Weisungen, Ver- 
fügungen, Vorlagen und Entwürfe ausgewählt wor- 
den, die vom Ministerrat der DDR, vom Politbüro des 
Zentralkomitees der SED bzw. vom Ministerium für 
Staatssicherheit für den Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung erlassen worden waren oder auf Verflech- 
tungen mit KoKo hindeuteten, sowie Weisungen und 
Vermerke, die im Bereich KoKo entstanden sind. 
Darüber hinaus sind Dokumente aufgenommen wor- 
den, die dem Verständnis der Entwicklung, Arbeits- 
weise, Organisationsstruktur und Abwicklung des 
Bereichs KoKo dienen. Berücksichtigt sind ferner auch 
einzelne persönliche Vermerke oder Notizen von 
Personen, wenn sie zum Mitarbeiterstab des Bereichs 
KoKo gezählt haben oder wenn ihr Handeln erkenn- 
bar im Zusammenhang mit dem Bereich KoKo gestan- 
den hat. Das gleiche gilt, wenn es sich um Mitarbeiter 
von Instanzen des Staats- und Parteiapparates han- 
delte, die mit dem Bereich KoKo verflochten waren, 
soweit dadurch Informationen zur Entwicklungs- 
geschichte des Bereichs KoKo vermittelt werden 
können. 

In der Dokumentensammlung ist auch die Dissertation 
berücksichtigt worden, die der Leiter des Bereichs 


KoKo, Alexander Schalck-Golodkowski, zusammen 
mit dem damaligen Oberstleutnant des MfS, Heinz 
Volpert, im Mai 1970 vorgelegt hat und die der 
Minister für Staatssicherheit, Erich Mielke, in einer 
einem Doktorvater ähnlichen Rolle betreut hat. Die 
Authentizität der Dissertation hat der Ausschuß noch 
nicht abschließend klären können (vgl. Dokument- 
nummer 22). 

In einer Reihe von Veröffentlichungen im Buchhandel 
sind bereits zahlreiche Dokumente, insbesondere zur 
Tätigkeit des Ministeriums für Staatssicherheit der 
DDR, abgedruckt. Auf diese wird ergänzend verwie- 
sen. 

Beim Vorliegen von Dokumentenvarianten ist die 
Version gewählt worden, die den unversehrtesten und 
vollständigsten Eindruck macht. 

Die Übersicht zu Inhalt und Fundstellen der aufge- 
nommenen Dokumente (vgl. C. IV.) erfolgte nach 
folgenden Kriterien: 

— Der Titel des Dokuments ist in der Ansetzungsform 
aufgenommen, d. h. in der Form, wie er vorgefun- 
den worden ist. Die Titelzeile beinhaltet ferner den 
Herausgeber (Institution, Person) und das Erschei- 
nungsdatum (ggf. mit Zeichen 00.00.). 

— Das Kurzreferat gibt den Dokumenteninhalt wie- 
der. 

— Fundstellenangabe: Es sind alle ermittelten Fund- 
stellen aufgenommen. Die Fundstellenangabe 
bezieht sich auf die Kennzeichnung durch den 
1. Untersuchungsausschuß. Im Anschluß an die 
Inhaltsübersicht werden die Fundstellen erläu- 
tert. 

— Signatur: Sofern Dokumente bereits Aufnahme in 
ein Archiv gefunden haben und archivinterne 
Signaturen vergeben sind, werden diese erwähnt. 
Bisher betrifft dies nur einige Dokumente des 
Bundesarchivs (Abteilung V, Potsdam). 

— Dokument-Nr.: Die Dokumente sind fortlaufend in 
chronologischer Reihenfolge geordnet. 


2. Feststellungsbeschluß 

In der 91. Sitzung vom 14. Oktober 1992 hat der 
Ausschuß einstimmig folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Teilbericht der Berichterstatter 

Joachim Hörster (CDU/CSU) 

Dr. Andreas von Bülow (SPD) 

Arno Schmidt (Dresden) (F.D.P.) 

Andrea Lederer (PDS/Linke Liste) und 
Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

vom 14. Oktober 1992 wird als 1. Teilbericht des 
1. Untersuchungsausschusses festgestellt. 

Der Teilbericht wird dem Deutschen Bundestag mit 
der Beschlußempfehlung vorgelegt, ihn zur Kenntnis 
zu nehmen." 
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II. Abkürzungsverzeichnis 


AAT 

Ableq. 

Abt. 

ADN 

AfNS 

AG 

AG BKK 

AGB 

AGK 

AGM 

AGMS 

AH 

AHB 

AHU 

AIM 

AKG 

ANS 

Anlg. 

AOibE 

APO 

ArV 

ASUG 


Ausf. 

Ausf. 

Ausl. 

Ausr. 

AWG 

Az. 

a.D. 


Anglo Austrian Trading Co. Ltd. 

Ablegung 

Abteilung 

Allgemeiner Deutscher 

Nachrichtendienst 

Amt für Nationale Sicherheit 

Aktiengesellschaft 

Arbeitsgruppe Bereich 

Kommerzielle Koordinierung 

Arbeitsgesetzbuch 

* 

Arbeitsgruppe des Ministers 
Archivierte GMS-Akte 
(passive Erfassung) 

Außenhandel 
Außenhandelsbetrieb 
Außenhandelsunternehmen 
Archivierter IM-Vorgang/ 
IM-Vorlauf 

Auswertungs> und Kontrollgruppe 
Amt für Nationale Sicherheit 
Anlage 

Arbeitsakte Offizier im besonderen 
Einsatz 

Abteilungs-Parteiorganisation 

Arbeiterversicherung 

Ausrüstungen für die SchAver- 

industrie und Getriebebau 

Ausfertigung 

Ausführung 

Auslagen 

Ausrüstung 

Arbeiter- Wohnungsbaugenossen- 
schaft 

Aktenzeichen 
außer Dienst 


BLP 

Bl. 

BMK 

BMW 

BND 

BO/DV 

BPAA 

BRD 

BT 

BV 

BV 

bewaffn. 

CA 

CDU 

CHF 

COCOM 

Co. 

Co. 

CP 

CP 

CSSR 


cif/t 

DA 

DA 

DA 

DAB 

DABA (AG) 

DB 

DBB 

DBD 


Bauabschn. 

BC 

BCD 

BDVP 

Bd. 

BdL 

Besch. 

Bez. 

BfN 

BKG 

BKK 

BKV 


Bauabschnitt 
Business Computer 
Bewaffnung und Chemischer 
Dienst 

Bezirksbehörde der Deutschen 

Volkspolizei 

Band 

Büro der Leitung 

Beschäftigte 

Bezirk 

Betriebsbüro für die Neuerer- 
bewegung 

Bezirkskoordinierunqsqruppe 
(des MfS) 

Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung 

Betriebskollektivvertrag 


(Die hier aufgeführten Abkürzungen beschränken sich auf die 
im Dokumentenband tatsächlich auftretenden. Einige Abkür- 
zungen, die vermutlich nur amtsintern verwendet wurden, 
konnten in ihrem hier gegebenen Kontext nicht aufgelöst 
werden und sind mit einem * gekennzeichnet.) 


DER 

DDR 

DE 

DE 

DHB 

DHG 

DIA 


Dipl. 

DJ 

DK 

DKP 

DLB 

DM 

DR 

DRK 

DSF 

DSU 


Brückenleqepanzer 

Blatt 

Bau- und Montagekombinat 
Bayerische Motorenwerke 
Bundesnachrichtendienst 


Bundesrepublik Deutschland 

Betriebsteil 

Bezirksverwaltung 

Bezirksvorstand 

bewaffnet 

Chemieanlagen 

Christlich-Demokratische Union 

Schweizer Franken 

Coordinating Committee for 

East-West-Trade-Policy 

Compagnie 

Company 

Chemo-Plast Handelsgesellschaft 
mbH 

Chemo-Plast Im- und Export 
GmbH 

Ceskoslovenskä socialistickä 
republika 

cost Insurance freight/ton 

Datenanlage 

Deckadresse 

Demokratischer Aufbruch 
Deutsches Arzneimittelbuch 
Deutsche Außenhandelsbank AG 
Durchführimgsbestimmung 
Deutsche Bundesbank 
Demokratische Bauernpartei 
Deutschlands 
Deutsche Bundesrepublik 
Deutsche Demokratische 
Republik 

Devisenertragskennziffer 

Diensteinheit 

Deutsche Handelsbank AG 

Deutsche Handelsgesellschaft 

West-Ost mbH 

Deutscher Innen- und 

Außenhandel 

Diplom 

(Offensichtlich Schreibfehler 
und HJ [Hitlerjugend] gemeint) 
Dieselkraftstoff 

Deutsche Kommunistische Partei 
Dienstleistungsbetrieb 
Deutsche Mark 
Demokratische Republik 
Deutsches Rotes Kreuz 
Gesellschaft für Deutsch- 
Sowjetische Freundschaft 
Deutsche Soziale Union 
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DT 

DV 

DVO 

DVP 

dav. 

EAW 

EDV 

EDVA 

EE 

EK 

EVP 

EVP 

EWG 

Ex. 

Expl. 

Fa. 

FD 

FDGB 

FDJ 

FDP 

FIM 

FRF 

FZR 


fasch. 

GAN 

GBl. 

GC I 

GD 

Geb. 

Gen. 

Genex 

Genn. 

Ges. 

Ges. Bl. 

GHI 

GL 

GM 

GME 

GMS 

GmbH 

GO 

GST 

GStA 

GVS 

GWG 

GZA 

gez. 

HA 

HIM 

HPA 

HS 

HV 

HVA 


Decktelefon 
Datenverarbeitung 
Durchführungsverordnung 
Deutsche Volkspolizei 
davon 

Elektro-Apparatewerk Treptow 
Elektronische Datenverarbeitung 
Elektronische Datenverarbei- 
tungsanlage 

erhöhte Einsatzbereitschaft 
Einsatzbereitschaft bei 
Kriegsgefahr 

Einzel(handels)verkaufspreis 
Endverbraucherpreis 
Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft 
Exemplar 
Exemplar 


lAG 

lAP 

ICE 

IFA 

IHZ 

IM 

IMB 


IME 

IMF 

IMK 

IMS 

IMV 


Firma 

Freie Devisen 

Freier Deutscher Gewerkschafts- 
bund 

Freie Deutsche Jugend 
Freie Demokratische Partei 
Führungs-IM 
Französischer Franc 
freiwillige Zusatzrenten- 
versicherung 
faschistisch 

Generalauftragnehmer 

Gesetzblatt 

Generaldirektor 

Gebühr 

Genosse 

Geschenk und Kleinexport GmbH 

Genossin 

Gesellschaft 

Gesetzblatt 

Geheimer Hauptinformator 
Generalleutnant 
Geheimer Mitarbeiter (IM bis 
1968, entspricht dem IMB) 
Geheime Mitarbeiter im 
besonderen Einsatz 
Gesellschaftlicher Mitarbeiter für 
Sicherheit 

Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung 

Grundorganisation 
Gesellschaft für Sport und 
Technik 

G eneralstaatsanwaltschaft 
Geheime Verschlußsache 
Gemeinnützige Wohnungsbau- 
genossenschaft 
Grenzzollamt 
gezeichnet 


Ing. 

Intema 


ITA 

ITL 

IWK 

i.d.R. 

i.V. 

i.W. 

JHS 

JP 

K-Schule 

KD 

KD 

KfZ 

KG 

KIL 

KL 

KO 

KOM-DK 

KOM-VK 

KoKo 


Koll, 

Kost.O. 

KP 

KPdSU 

KPKK 

KPM 

Krs. 

KSCHK 


Hauptabteilung 
Hauptamtlicher IM 
Handelspolitische Abteilung 
Hochschule 
Hauptverwaltung 
Hauptverwaltung Aufklärung 


KSZE 

KuA 

KVDR 

KW 


Investitionsauftraggeber 
Industrieabgabepreis 
Istituto per il commercio estero 
(Institut für den Außenhandel) 
Industrieverwaltung Fahrzeugbau 
Internationales Handelszentrum 
Inoffizieller Mitarbeiter des MfS 
IM zur unmittelbaren Bearbeitung 
in Verdacht der Feindtätigkeiten 
stehender Personen und zur Bear- 
beitung feindlicher Stellen und 
Kräfte 

IM im besonderen Einsatz 
IM mit Feindverbindung 
IM zur Sicherung der 
Konspiration 
IM für Sicherheit 
IM-Vorlauf (Person, die mit dem 
Ziel der Gewinnung als IM in 
einem Vorgang aufgeklärt wird) 
Ingenieur 

Intema GmbH (Internationale 

Zusammenarbeit technischer 

Handel, Marktberatung) 

Ingenieurtechnischer 

Außenhandel 

Italienische Lira 

VEB Industriewerk 

Karl-Marx-Stadt 

in der Regel 

in Vertretung 

in Worten 

Juristische Hochschule 
(des MfS in Potsdam-Eiche) 

Junge Pioniere 

Kaderschule 

Kreisdienststelle 

konvertierbare (konvertible) 

Devisen 

Kraftfahrzeug 

Kommanditgesellschaft 

Kapitalistische Industrieländer 

Kreisleitung 

konspiratives Objekt 

Kraftomnibus-Dieselkraftstoff 

Kraftomnibus-Vergaserkraftstoff 

Bereich Kommerzielle 

Koordinierung 

Kollege 

* 

Kontaktperson 
Kommunistische Partei der 
Sowjetunion 

Kreisparteikontrollkommission 
der SED 

Königlich-Preußische Manufaktur 
Kreis 

Kunstschutzkommission beim 
Minister für Kultur der DDR 
Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa 
Kunst- und Antiquitätenhandel 
Koreanische Volksdemokratische 
Republik 

konspirative Wohnung 
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kg 

km 

korr. 

kt 

LDPD 

LLI 

Ltg. 

Ltr. 

LVO 

It. 

M 

M 

MA 

MAD 

MAH 

MAI 

MAW 

MDN 

MdF 

MdI 

ME 

Med. 

MfAA 

MflA 

MfK 

MfS 

MI 

Mio 

Mitgl. 

MMM 

MR 

MVM 

Mv 

Mv 

mittl. 

NARVA 


NATO 


NE-Metalle 

NEMA 

NLG 

NSDAP 

NSW 

NVA 

NVR 

OD 

OG 

OGS 

OibE 

OP 

OPK 

Org. 

OV 

OWG 

12 


Kilogramm 

Kilometer 

korrespondierend 

Kilotonne 

Liberal-Demokratische 
Partei Deutschlands 


P/Ö 

PA 

PALR 

PCB 

PCK 

PDS 


Leitung 

Leiter 

Lieferverordmmg 

laut 

Linie Postkontrolle im MfS 

Mark 

* 

Militärischer Abschirmdienst 
Ministerium für Außenhandel 
Ministerium für Außenhandel 
imd Innerdeutschen Handel 
Ministerium für Außenwirtschaft 
Mark der Deutschen Notenbank 
Ministerium der Finanzen 
Ministerium des Inneren 
Mengeneinheit 
Medaille 

Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 
Ministerium für Innere 
Angelegenheiten 
Ministerium für Kultur 
Ministerium für Staatssicherheit 
Militärinspektion 
Million (en) 

Mitglied 

Messe der Meister von morgen 
Ministerrat 

Militärverbindungsmission 

Materialverbrauch 

Mitgliederversammlung 

mittlere 

Nitrogenium/ Argon/ V a kuum 
(Warenzeichen der DDR- 
Glühl ampenwerke) 

North Atlantic Treaty 
Organization 
Nichteisenmetalle 
Netzschkauer Maschinenfabrik 
Niederländischer Gulden 
Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei 

Nichtsozialistisches Wirtschafts- 
gebiet 

Nationale Volksarmee 
Nationaler Verteidigungsrat 

Objektdienststelle 

Oberstes Gericht 

* 

Offizier im besonderen Einsatz 
Operativer Vorgang 
Operative Personenkontrolle 
Organisation 
Operativer Vorgang 
Ordnungswidrigkeitengesetz 


PDVP 

PKZ 

Pkt. 

PL 

PM 

Pos. 

Prod. 

Proj. 

PS 

PS 

PSF 

PZF 

p.a. 

p/m^ 

p/t 

ptl. 

Rb 

RD 

REP 

Reg. 

Res. 

RFT 

RGW 

RMR 

S.A. 

SBZ 

Schreibgeb. 

SDAJ 

SDP 

SE 

SED 

Sekr. 

SFRJ 

SKH 

SM-Stahl 

SPD 

SPK 

SR 

STAL 

STMCTB 

StA 

Stellv. 

StGB 

StKH 

SU 

SV- Ausweis 

SVO 

SW 


Planung und Ökonomie 

Personalausweis 

Panzerabwehr-Lenkrakete 

Polychlorbiphenyle 

Petrochemisches Kombinat 

(Schwedt/Oder) 

Partei des Demokratischen 
Sozialismus 

Präsidium der Volkspolizei 

Personenkennziffer 

Punkt 

Parteileitung 

Paß- und Meldewesen 

(Abteilimg der Volkspolizei) 

Positionen 

Produktion 

Projekt 

Personenschutz (Linie des MfS) 
Postsache(n) 

Postschließfach 
Postzollfahndung 
per annum 
pro Kubikmeter 
pro Tonne 
parteilos 


Rückwärtige Dienste 
(Linie des MfS) 
Exportrentabilität 
Registrierung 
Reserve 

Radio- (oder Rundfunk) und 
Fern(seh)meldetechnik 
Rat für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe 


Societe Anonyme 
Sowjetische Besatzungszone 
Schreibgebühr 
Sozialistische deutsche 
Arbeiterjugend 
Sozialdemokratische Partei 
ständige Einsatzbereitschaft 
Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands 
Sekretariat 

Sozialistische Föderative Republik 

Jugoslawien 

Staatlicher Kunsthandel 

Siemens-Martin-Stahl 

Sozialdemokratische Partei 

Deutschlands 

Staatliche Plankommission 

Sozialistische Republik 

* 

Stellvertreter des Ministers Chef 

Technik und Bewaffnung 

Staatsanwaltschaft 

Stellvertreter 

Strafgesetzbuch 

Staatlicher Kunsthandel 

Sowjetunion 

Sozialversicherungsausweis 
Sozialversicherungsordnung 
Sozialistisches Wirtschaftsgebiet 
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SWT 

Sektor Wissenschaft und Technik 
(Abteilung der HVA) 

selbst. 

selbständig 

TBK 

Toter Briefkasten 

TC 

Touring- oder Touristenclub 

TDM 

Tausend DM 

TM 

Tausend Mark 

TPA(Ä) 

Transportpolizeiamt(ämter) 

TPaar 

Tausend Paar 

TStck. 

Tausend Stück 

TSWV 

Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrages 

TVE 

Tausend Verrechnungseinheiten 

TVM 

Tausend Valutamark 

t 

Tonne (n) 

t/a 

Tonnen per annum 

U- Organ 

Untersuchungsorgan 

UA 

U ntersuchungsausschuß 

UdSSR 

Union der Sozialistischen 

So wj etrepubliken 

UK 

Untersuchungskomnüssion 

UNO 

United Nations Organization 

US 

United States 

USA 

United States of America 

UZ 

„Unsere Zeit“ 

(Tageszeitung der DKP) 

u. a.m. 

und anderes mehr 

u.E. 

unseres Erachtens 

V 

Verwaltung 

V-Ist 

* 

VAK 

V orauswahlkartei 

VaZ 

* 

VbE 

Vollbeschäftigte Erwerbstätige 

VbE 

Vollbeschäftigten-Einheit(en) 

VD 

Vertrauliche Dienstsache 

VDK 

* 

VE 

Verrechnungseinheit 

VE 

Volkseigen 

VE 

Vollbeschäftigteneinheit 

VE 

volle Einsatzbereitschaft 

VEB 

Volkseigener Betrieb 

VEH 

Volkseigener Handel 

VEM 

WB Elektromaschinenbau 

Verantw. 

Verantwortlich 

Verd. 

Verdienst 

Verwaltung „W“ 

siehe W 

VG 

* 

VGW 

V alutagegenwert 

VK 

Vergaserkraftstoff 

VM 

Valutamark 

VMA 

* 

Vors. 

Vorsitzender 

VP 

Volkspolizei 


VPI 

Volkspolizeiinspektion 

VPKA(Ä) 

Volkspolizeikreisamt(ämter) 

VR 

Volksrepublik 

VRD 

Verwaltung Rückwärtige Dienste 
(des MfS) 

VS 

Verschlußsache 

VS 

Versorgungsstufe 

VSH 

Vorverdichtungs-, Such- und 
Hinweiskartei 

WB 

Vereinigung Volkseigener 
Betriebe 

WO 

Vaterländischer Verdienstorden 

WS 

Vertrauliche Verschlußsache 

ww 

Verwaltung der Volkseigenen 
Werften 

V. 

von 

W 

Verwaltung Wismut (des MfS) 

W 50 

Nutzkraftwagen 

WAO 

Wissenschaftliche Arbeits- 
organisation 

WB 

West-Berlin 

WD 

Westdeutschland 

WGVO 

Wiedergutmachungsverordnung 

WKK 

Wehrkreiskommando 

WKW 

„Wer kennt wen“ 

(Formblatt in IM-Akten) 

WMW 

Werkzeugmaschinen und 
Werkzeuge 

WTsch 

Nachrichtentechnischer Begriff 
für abhörsicheres Telefonnetz 
in der DDR 

WTZ 

Wissenschaftlich-technisches 

Zentrum 

wiss. 

wissenschaftlich 

ZAIG 

Zentrale Auswertungs- und 
Informationsgruppe (des MfS) 

ZEDV 

Zentrale Elektronische 
Datenverarbeitung 

Zentr. 

Zentrales 

ZFOV 

Zentraler Feindobjektvorgang 

ZK 

Zentralkomitee 

ZKD 

Zentraler Kurierdienst 

ZKG 

Zentrale Koordinierunqsqruppe 
(des MfS) 

ZMD 

Zentraler Medizinischer Dienst 
(des MfS) 

ZOV 

Zentraler Operativer Vorgang 

ZPDB 

Zentrale Personendatenbank 
(des MfS) 

ZPL 

Zentrale Parteileitung (der SED) 

ZPO 

Zivilprozeßordnung 

z.T. 

zum Teil 
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III. Zeittafel zu geschichtlichen Ereignissen mit Bedeutung 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung 


1. 1945 — 1965 (allgemeine Grundlage) 

1945 779.5. Bedingungslose Kapitulation 
Deutschlands. 

1946 21. — 22.4. Gründungsparteitag der Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands (SED) für 
die Sowjetische Besatzungszone (SBZ). 

1949 23.5, Verkündung des Grundgesetzes. Kon- 
stituierung der Bundesrepublik Deutschland. 

7.10. Die Provisorische Volkskammer in der 
SBZ proklamiert die Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik. Inkraftsetzung der 
Verfassung der DDR. 

1950 8.2. Die Abgeordneten der Provisorischen 
Volkskammer beschließen das „Gesetz über 
die Bildung des Ministeriums für Staatssicher- 
heit " . Zum dafür zuständigen Minister wird am 
20. Februar Wilhelm Zaisser berufen, Erich 
Mielke zu dessen Staatssekretär ernannt. 

1952 9. — 12.7, Die 2. Parteikonferenz der SED 
beschließt die „planmäßige Errichtung der 
Grundlagen des Sozialismus in der DDR". 

1953 16,6. Streik der Bauarbeiter in der Stalinallee 
aus Protest gegen die zuvor beschlossenen 
Normerhöhungen. 

17.6. Die Proteste weiten sich zu einem 
Arbeiteraufstand in Ost-Berlin und der DDR 
aus. Niederschlagung des Massenprotestes 
durch sowjetische Militäreinheiten. 

23.7. Der Ministerrat beschließt, das Ministe- 
rium für Staatssicherheit dem Ministerium des 
Inneren als Staatssekretariat einzugliedern. 
Zum Leiter dieses Staatssekretariats wird Ernst 
Wollweber ernannt. 

1955 24.11. Der Ministerrat beschließt die Wieder- 

umwandlung des Staatssekretariats für Staats- 
sicherheit in ein Ministerium für Staatssicher- 
heit. 

1957 1.11. Der Minister für Staatssicherheit, Ernst 

Wollweber, wird durch Erich Mielke abqe- 
löst. 

1961 13.8. Die Massenflucht aus der DDR erreicht 

einen neuen Höhepunkt. Beginn des Mauer- 
baus an der Demarkationslinie zwischen Ost- 
und West-Berlin durch Grenztruppen der 
DDR. 

1963 17.12. Erstes Passierscheinabkommen zum 

Besuch von West-Berlinern im Ostteil der 
Stadt. 


1 964 25, 1 1, Die Regierung der DDR setzt mit Wir- 
kung vom 1. Dezember einen Zwangsum- 
tausch von DM-Beträgen in Mark der Deut- 
schen Notenbank für Reisende aus der Bundes- 
republik Deutschland, West-Berlin sowie allen 
nichtsozialistischen Ländern fest. 

1965 25.2. Die Volkskammer beschließt das „Ge- 
setz über das Vertragssystem in der sozialisti- 
schen Wirtschaft". 

15. — 18.12, Auf der 11. Tagung des Zentral- 
komitees der SED wird die zweite Etappe des 
„Neuen Ökonomischen Systems der Planung 
und Leitung" beschlossen. 


2, 1966 — 1990 (Ereignisse seit Gründung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung) 

1966 1.4. Gründung des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung im Ministerium für Außenhan- 
del und Innerdeutschen Handel (MAI). 

6.10. Übereinkunft über die Arbeit der Pas- 
sierscheinstelle für dringende Familienangele- 
genheiten. 

1967 20.2. Das „Gesetz über die Staatsbürger- 
schaft der DDR" wird verabschiedet. 

1968 12.1. Die Volkskammer billigt ein neues 
Strafgesetzbuch sovrie eine neue Strafprozeß- 
ordnung. 

26.3. Die Volkskammer beschließt eine neue 
DDR-Verfassung. 

10.il 1.6. Einführung der Paß- und Visapflicht 
im Reise- und Transitverkehr zwischen dem 
Bundesgebiet und West-Berlin. 

20. — 2 1 . 8. Einheiten der Nationalen V olksar- 
mee nehmen am Einmarsch von Truppen des 
Warschauer Paktes in die CSSR und an der 
Niederschlagung des „Prager Frühlings" teil. 

1970 19.3. Erstes Treffen zwischen Bundeskanzler 

Willy Brandt und dem DDR-Ministerpräsiden- 
ten Willi Stoph in Erfurt. 

26.3. Beginn der Verhandlungen über ein 
Viermächte-Abkommen über Berlin. 

29.4. Unterzeichnung einer Vereinbarung 
zwischen den Postministerien der beiden deut- 
schen Staaten über Verrechnung gegenseitig 
erbrachter Leistungen. 

21.5. Erneutes Treffen zwischen Willy Brandt 
und Willi Stoph, diesmal in Kassel. 
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1971 3 . 5 . Walter Ulbricht bittet auf einer Tagung 
des Zentralkomitees der SED, ihn aus „Alters- 
gründen" von der Funktion des Ersten Sekre- 
tärs zu entbinden. Ulbrichts Nachfolger wird 
Erich Honecker. 

24 . 6 . Die Volkskammer bestimmt Erich Ho- 
necker an Stelle von Walter Ulbricht zum 
Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsra- 
tes und beschließt die Direktive für den Fünf- 
jahrplan 1971 — 1975. 

3 . 9 . Die Botschafter der USA, der UdSSR, 
Großbritanniens und Frankreichs unterzeich- 
nen das Viermächte-Abkommen über Berlin. 

30 . 9 . Unterzeichnung einer Vereinbarung 
zwischen den Postministerien der beiden deut- 
schen Staaten zu Verbesserungen im Post- und 
Fernmeldeverkehr. 

26 . 11 . Die Volkskammer wählt Walter Ul- 
bricht zum Staatsratsvorsitzenden, Willi Stoph 
zum Vorsitzenden des Ministerrates, Erich 
Honecker zum Vorsitzenden des Nationalen 
Verteidigungsrates und Gerald Gotting zum 
Präsidenten der Volkskammer. 

17 . 12 . Unterzeichnung des Transitabkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR. 

20 . 12 . Unterzeichnung einer Vereinbarung 
zwischen dem Berliner Senat und der Regie- 
rung der DDR über Erleichterungen im Reise- 
und Besuchsverkehr. 

20 . 12 . Die Volkskammer verabschiedet das 
Gesetz über den Fünfjahrplan 1971 — 1975. 

1972 26 . 5 . Unterzeichnung des Verkehrsvertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR. Der Vertrag tritt am 17. Oktober 
in Kraft. 

6 . 10 . Der Staatsrat der DDR erläßt eine 
umfassende Amnestie für „politische und kri- 
minelle Straftäter". 

21 . 12 . Unterzeichnung des Grundlagenver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR (Inkraf treten am 21. Juni 
1973). 

1973 31 . 1 . Konstituierung der im Grundlagenver- 
trag vorgesehenen Grenzkommission aus Be- 
auftragten beider deutscher Staaten. 

1 . 8 . Tod des Staatsratsvorsitzenden Walter 
Ulbricht. 

3. 1 0 . Die Volkskammer bestimmt Willi Stoph 
zum neuen Staatsratsvorsitzenden und Horst 
Sindermann zum Vorsitzenden des Ministerra- 
tes. 

5 . 11 . Die DDR ordnet eine Verdoppelung der 
Mindestumtauschsätze für Einreisen an. 

1974 14 . 3 . Unterzeichnung des Protokolls über die 
Errichtung „Ständiger Vertretungen" zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR. 


25 . 4 . Unterzeichnung eines Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR auf dem Gebiet des Gesundheits- 
wesens. — Vereinbarungen zwischen den 
Finanzministern der beiden deutschen Staaten 
über den Transfer von Unterhaltszahlungen 
und bestimmten Guthaben. 

27.9, Die Volkskammer beschließt das „Ge- 
setz zur Ergänzung und Änderung der Verfas- 
sung der DDR". Darin wird der Begriff „deut- 
sche Nation" aus der Verfassung der DDR 
gestrichen. 

5 . 11 . Anordnung der DDR über Herabset- 
zung der Mindestumtauschsätze. 

11 ./ 12 . 12 . Unterzeichnung einer Vereinba- 
rung zwischen der Regierung der DDR und 
dem Berliner Senat zur Abfallbeseitigung und 
Abwässerableitung aus Berlin (West). 

1975 30 . 7 — 1 . 8 . KSZE-Gipfelkonferenz in Helsinki 
und Unterzeichnung der Schlußakte. Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt und der 1. Sekretär 
des Zentralkomitees der SED, Erich Honecker, 
treffen zu Gesprächen zusammen. 

7 . 10 . In Moskau wird der Vertrag über 
Freundschaft, Zusammenarbeit und gegensei- 
tigen Beistand zwischen der Sowjetunion und 
der DDR von Leonid Breschnew und Erich 
Honecker unterzeichnet. 

19 . 12 . Vereinbarung zwischen der Bundesre- 
gierung und der Regierung der DDR über 
Verbesserungen im Berlin- Verkehr einschließ- 
lich der Neufestsetzung der Transitpau- 
schale. 

1976 30 . 3 . Unterzeichnung eines Postabkommens 
zwischen der Bundesregierung und der Regie- 
rung der DDR. 

18 . — 22.5. Der IX. Parteitag der SED be- 
schließt ein neues Programm und Statut sowie 
die Direktive zum Fünfjahrplan 1976 — 1980. 
Erich Honecker erhält den Titel Generalsekre- 
tär der SED. 

29 . 10 . Von der Volkskammer wird Horst Sin- 
dermann zum Präsidenten der Volkskammer 
und Erich Honecker zum Vorsitzenden des 
Staatsrates gewählt und als Vorsitzender des 
Nationalen Verteidigungsrates bestätigt; der 
bisherige Staatsratsvorsitzende Willi Stoph 
wird wieder (wie zwischen 1964 und 1973) 
Vorsitzender des Ministerrates. 

1977 1 . 3 . Einführung von Straßenbenutzungsge- 
bühren für Fahrten in Ost-Berlin. 

19 . 10 . Unterzeichnung einer Vereinbarung 
zwischen den Postministerien beider deut- 
schen Staaten über eine Postpauschale, 

1978 Mit Beginn des Schuljahres erstmals Wehr- 
unterricht an den Schulen der DDR. 

13 . 10 . Die Volkskammer beschließt ein 
neues „Gesetz über die Landesverteidigung 
der DDR". 
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16.11. Vereinbarungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten über den Bau der Nordauto- 
bahn sowie die Instandhaltung der Transitwas- 
serstraßen nach Berlin (West). — Festlegung 
der Transitpauschale 1980 bis 1989. 

29.11. Unterzeichnung eines Protokolls zwi- 
schen den Regierungen beider deutscher Staa- 
ten zur Markierung der innerdeutschen 
Grenze sowie zur Regelung der mit dem 
Grenzverlauf zusammenhängenden Probleme 
(Arbeitsergebnisse der Grenzkommission). 

1979 28.6. Die Volkskammer beschließt das 
3. Strafrechtsänderungsgesetz mit erheblichen 
Verschärfungen des politischen Strafrechts 
sowie eine Wahlgesetzänderung, welche eine 
Direktwahl der Volkskammerabgeordneten 
von Ost-Berlin vorsieht. 

11.10. Aus Anlaß des 30. Jahrestages der 
Gründung der DDR Amnestie von knapp 
22 000 Häftlingen. 

31.10. Unterzeichnung von Vereinbarungen 
zwischen den Regierungen der beiden deut- 
schen Staaten zur Befreiung von Straßenbenut- 
zungsgebühren sowie zur Einführung einer 
entsprechenden Pauschale. 

27.12. Beginn der sowjetischen Invasion in 
Afghanistan. 

1980 Zwischen 1964 und 1980 werden rund 13 000 
politische Häftlinge aus der DDR durch „be- 
sondere Bemühungen" der Bundesregierung 
vorzeitig aus der Haft entlassen. Es reisen 
zudem weitere 30 000 Bewohner der DDR im 
Rahmen der Familienzusammenführung in die 
Bundesrepublik Deutschland aus. 

30.4. Unterzeichnung mehrerer Vereinba- 
rungen zum innerdeutschen Verkehr sowie zu 
Fragen des Umweltschutzes. 

9.10. Deutliche Erhöhung des Mindestum- 
tausches für Reisen in die DDR. 

1981 11.— 16.4. X. Parteitag der SED. 

25.6. Auf einer Sitzung der Volkskammer 
werden Erich Honecker als Vorsitzender des 
Staatsrates und des Nationalen Verteidigungs- 
rates, Willi Stoph als Vorsitzender des Mini- 
sterrates und Horst Sindermann als Präsident 
der Volkskammer wiedergewählt. 

3. 1 2. Die Volkskammer beschließt den Fünf- 
jahrplan 1981 — 1985. 

11. — 13.12. Bundeskanzler Helmut Schmidt 
reist zu Gesprächen mit dem Staatsratsvorsit- 
zenden Erich Honecker in die DDR. Während 
der Gespräche wird in Polen das Kriegsrecht 
verhängt. 

1982 14.2. Friedensforum von 5 000 Anhängern 
der unabhängigen Friedensbewegung in der 
Kreuzkirche in Dresden. 

18.6. Unterzeichnung mehrerer Vereinba- 
rungen zwischen beiden deutschen Staaten, 


u. a. zum Überziehungskredit im innerdeut- 
schen Handel und nichtkommerziellen Zah- 
lungsverkehr. 

14.11. Bei den Trauerfeiern nach dem Tod 
Leonid Breschnews in Moskau Treffen zwi- 
schen Bundespräsident Karl Carstens und dem 
DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker. 

1983 30.6. Die Bundesschuldenverwaltung über- 
nimmt eine Bundesgarantie für einen west- 
deutschen Kredit in Höhe von 500 Millio- 
nen DM an die DDR (1. Tranche des Milliar- 
denkredits). 

6.7. Die Bundesschuldenverwaltung über- 
nimmt eine Bundesgarantie für einen weiteren 
westdeutschen Kredit in Höhe von 500 Millio- 
nen DM an die DDR (2. Tranche des Milliar- 
denkredits). 

24.7. Beginn eines mehrtägigen Privatbe- 
suchs des bayerischen Ministerpräsidenten 
Franz Josef Strauß in der DDR. Zusammentref- 
fen Strauß' mit Erich Honecker. 

1984 13.2. Am Vorabend der Beisetzungsfeierlich- 
keiten für den verstorbenen KPdSU- General- 
sekretär Juri Andropow in Moskau Treffen 
zwischen Bundeskanzler Kohl und dem DDR- 
Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker. 

25.7. Banken aus der Bundesrepublik 
Deutschland gewähren der DDR einen Kredit 
in Höhe von 950 Millionen DM. 

4.9. Ein geplanter Staatsbesuch in der Bun- 
desrepublik Deutschland wird durch Erich 
Honecker abgesagt. 

Zwischen dem 1. Januar und 30. September 
1984 siedeln 36 123 Bewohner der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland über. 

1985 12.3. Anläßlich der Trauerfeierlichkeiten für 
den verstorbenen Generalsekretär der KPdSU, 
Konstantin Tschernenko, kommen Bundes- 
kanzler Helmut Kohl und der Staatsratsvorsit- 
zende Erich Honecker in Moskau zu einem 
Meinungsaustausch zusammen. 

1986 15.3. Am Rande der Beisetzungsfeierlichkei- 
ten für den ermordeten schwedischen Mini- 
sterpräsidenten Palme treffen Bundeskanzler 
Helmut Kohl und der Staatsratsvorsitzende 
Erich Honecker zu zwei Unterredungen in 
Stockholm zusammen. 

6.5. Unterzeichnung eines Kulturabkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR. 

19.9. Die erste innerdeutsche Städtepartner- 
schaft zwischen Saarlouis und Eisenhütten- 
stadt wird vereinbart. 

27.11. Die Volkskammer beschließt den 
Fünfjahrplan 1986 — 1990. 

1987 5.2. Der Leiter der Hauptverwaltung Aufklä- 
rung des MfS, Markus Wolf, scheidet aus dem 
aktiven Dienst aus. 
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1. — 2.4, Das Mitglied des Politbüros der SED, 
Günter Mittag, wird in Bonn u. a. von Bundes- 
kanzler Kohl, Wirtschaftsminister Bangemann 
und dem bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß zu Gesprächen empfangen. 

28.5. Treffen zwischen SED-Generalsekretär 
Erich Honecker und dem Generalsekretär der 
KPdSU, Michail Gorbatschow, in Ost-Berlin. 

27.8. SPD und SED veröffentlichen ihr 
gemeinsames Papier „Streit der Ideologien 
und die gemeinsame Sicherheit". 

7. — 11.9. DDR-Staatsratsvorsitzender und 
SED-Generalsekretär Erich Honecker kommt 
zu einem offiziellen Arbeitsbesuch in die Bun- 
desrepublik Deutschland. Dabei kommt es zu 
Begegnungen zwischen Honecker und Bun- 
deskanzler Kohl sowie Bundespräsident von 
Weizsäcker. Unterzeichnung mehrerer Ab- 
kommen. 

1988 17.1. In Ost-Berlin werden am Rande der 
offiziellen Luxemburg-Liebknecht-Demon- 
stration mehr als 100 Angehörige der ostdeut- 
schen Friedens- und Menschenrechtsbewe- 
gung festgenommen. 

14.9. Die Bundesregierung und die DDR 
unterzeichnen eine Vereinbarung über Neure- 
gelungen im Transitverkehr und zur künftigen 
jährlichen Transitpauschale. 

28.9. Erich Honecker trifft bei einem Arbeits- 
besuch in Moskau mit Michail Gorbatschow 
zusammen. 

1989 1.4. Eine neue Verordnung über Reise- und 
Ausreiseangelegenheiten tritt in Kraft. 

7. 6. In Ost-Berlin werden 1 20 Bürgerrechtler, 
die dem Staatsrat eine Eingabe gegen die 
Wahlfälschungen bei der Kommunalwahl 
übergeben wollen, vorübergehend festgenom- 
men. 

August. Die Flüchtlingsbewegung aus der 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland spitzt 
sich dramatisch zu. Zahlreiche Deutsche aus 
der DDR suchen Zuflucht in den diplomati- 
schen Vertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland in Ost-Berlin, Prag und Buda- 
pest. 

19.8. Während eines Picknicks der Pan- 
Europa-Union an der österreichisch-ungari- 
schen Grenze kommt es zu einer Massenflucht 
von Deutschen aus der DDR gen Westen. 

10.9. Ungarn öffnet für alle Flüchtlinge aus 
der DDR die Grenzen zu Österreich. 

2. 1 0. In Leipzig demonstrieren 20 000 Bürger 
für Reformen in der DDR. Zahlreiche Demon- 
stranten werden dabei von den Sicherheits- 
organen festgenommen. 

7.10. Die Staatsführung feiert mit großem 
propagandistischem Aufwand den vierzigsten 
Jahrestag der Gründung der DDR. In mehreren 
Städten fordern zehntausende Demonstranten 


Meinungsfreiheit und Reformen. Die Protest- 
kundgebungen werden von starken Sicher- 
heitskräften unter Anwendung von Gewalt 
aufgelöst. 

9.10. In Leipzig demonstrieren 70 000 Men- 
schen für eine demokratische Erneuerung des 
Landes. Die Sicherheitskräfte halten sich erst- 
mals zurück. 

18.10. Auf einer Tagung des SED-Zentral- 
komitees wird Erich Honecker „auf eigenen 
Wunsch" von allen Ämtern entbunden. Gleich- 
zeitig verliert Günter Mittag alle Funktionen 
im Politbüro und im Sekretariat des ZK der 
SED. Egon Krenz wird neuer Generalsekretär 
des ZK der SED. 

24.10. Egon Krenz wird von der Volkskam- 
mer zum Staatsratsvorsitzenden und zum Vor- 
sitzenden des Nationalen Verteidigungsrates 
gewählt. 

4.11. Eine Million Menschen demonstriert in 
Ost-Berlin für Demokratie und Reformen in der 
DDR. 

7.11. Die Regierung der DDR unter Minister- 
präsident Stoph tritt geschlossen zurück. 

8.11. Das Politbüro der SED tritt zurück, 
gleichzeitig Neuwahl eines verkleinerten Polit- 
büros (Egon Krenz, Heinz Keßler, Werner Jaro- 
winsky, Hans-Joachim Böhme, Werner Eber- 
lein, Siegfried Lorenz, Günter Schabowski, Hans 
Modrow, Wolfgang Herger, Wolfgang Rauch- 
fuß, Gerhard Schürer). 

9.11. Die DDR öffnet ihre Grenzübergänge 
zur Bundesrepublik Deutschland und zu West- 
Berlin. 

10.11. Das Zentralkomitee der SED verab- 
schiedet ein „Aktionsprogramm", in dem freie, 
allgemeine und geheime Wahlen angekündigt 
werden. 

13.11. Die Volkskammer wählt in einer Stich- 
wahl Günther Maleuda (DBD) als Nachfolger 
des zurückgetretenen Horst Sindermann (SED) 
zum Präsidenten der Volkskammer. Hans 
Modrow (SED) wird neuer Ministerpräsident. 

23.11. Günter Mittag wird aus der SED aus- 
geschlossen, gegen Erich Honecker ein Partei- 
verfahren (Ausschluß) eingeleitet. 

28.11. Bundeskanzler Helmut Kohl stellt in 
einer Regierungserklärung seinen Zehn- 
Punkte-Plan zur Wiederherstellung der deut- 
schen Einheit vor. 

1.12. Die Volkskammer beschließt, mit sofor- 
tiger Wirkung die Formel von der „führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch- 
leninistischen Partei, der SED" aus der Verfas- 
sung der DDR zu streichen. 

2.13.12. Der Leiter des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung, Alexander Schalck- 
Golodkowski, wechselt nach West-Berlin 
über. 
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3.12. Auf einer Tagung des Zentralkomitees 
der SED treten das Politbüro und das ZK 
zurück. Erich Honecker und 11 weitere Spit- 
zenfunktionäre werden aus der SED ausge- 
schlossen, die ehemaligen Politbüromitglieder 
Günter Mittag (SED) und Harry Tisch (SED) 
wegen schwerer Schädigung des Volkseigen- 
tums und der Volkswirtschaft verhaftet. 

6.12. Egon Krenz (SED) erklärt seinen Rück- 
tritt als Staatsratsvorsitzender und als Vorsit- 
zender des Nationalen Verteidigungsrates. 
Nachfolger an der Spitze des Staatsrates wird 
Manfred Gerlach (LDPD). 

Mit der Verwaltung des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung wird Prof. Dr. Karl-Heinz 
Gerstenberger (SED) beauftragt. 

7.12. Erste Sitzung des „Runden Tisches" 
(unter der Moderation der Kirchen finden sich 
die ehemaligen Blockparteien mit Vertretern 
der Oppositionsgruppen zusammen). 

14.12. Die DDR-Regierung unter Minister- 
präsident Hans Modrow (SED) beschließt die 
Auflösung des MfS sowie die Bildung eines 
Nachrichtendienstes und eines Verfassungs- 
schutzes. 

19./20.12. Bundeskanzler Helmut Kohl und 
DDR-Ministerpräsident Hans Modrow treffen 
in Dresden zusammen. Beide Regierungschefs 
vereinbaren Verhandlungen über eine 
deutsch-deutsche Vertragsgemeinschaft. 

21.12. Einsetzung einer Sonderkommission 
des Ministerrats der DDR zur Untersuchung 
von Amtsmißbrauch und Korruption im Zusam- 
menhang mit der Tätigkeit des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung unter der Leitung von 
Dr. Willi Lindemann (SED). 

24.12. Visapflicht und Mindestumtausch für 
Besucher aus der Bundesrepublik Deutschland 
und West-Berlin werden aufgehoben. 

1 990 15.1. Zehntausende stürmen in Ost-Berlin die 

Zentrale des Staatssicherheitsdienstes. 

1 2. 3. Der „ Runde Tisch " tritt zu seiner 16. und 
letzten Sitzung zusammen. 

15.3. Der Ministerrat der DDR beschließt 
nach Vorlage des Berichts der Sonderkommis- 
sion zur Untersuchung von Amtsmißbrauch 
und Korruption, den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung mit Wirkung vom 3 1 . März 1990 
aufzulösen, die zum Bereich zählenden Be- 
triebe in die Volkswirtschaft einzugliedern 
oder zu liquidieren und dazu eine Berliner 
Handels- und Finanzierungsgesellschaft mbH 
(BHFG) zu gründen. 

18.3. In der DDR finden die ersten freien, 
allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlen zur Volkskammer statt. 

5.4. Auf der konstituierenden Sitzung der 
Volkskammer wird Dr. Sabine Bergmarm-Pohl 


(CDU) zur Parlamentspräsidentin gewählt. 
Lothar de Maiziere (CDU) wird mit der Regie- 
rungsbildung beauftragt. 

12.4. Lothar de Maiziere wird zum Minister- 
präsidenten einer aus CDU, DSU, DA, SPD und 
Liberalen bestehenden Koalitionsregierung 
gewählt. 

18.4. Die Innenminister beider deutscher 
Staaten vereinbaren die baldestmögliche Ab- 
schaffung von Kontrollen im innerdeutschen 
Reiseverkehr. 

5.5. In Bonn beginnen die „2+4 -Gespräche" 
zwischen den Außenministern der vier Sieger- 
mächte und den beiden deutschen Staaten 
über die äußeren Aspekte der deutschen Ein- 
heit. 

1 8.5. In Bonn wird der Staatsvertrag über die 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion un- 
terzeichnet. 

13.6. DDR-Grenztruppen beginnen mit dem 
Abriß der Mauer. 

27.6. Konstituierung der von Ministerpräsi- 
dent de Maiziere berufenen Unabhängigen 
Kommission zur Überprüfung des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisationen der 
DDR. 

1.7. Der Staatsvertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR zur Schaf- 
fung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union tritt in Kraft. 

23.8. Die Volkskammer beschließt den Bei- 
tritt der Deutschen Demokratischen Republik 
zum Geltungsbereich des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland. 

23.124.8. Deutscher Bundestag und Bundes- 
rat stimmen dem Wahlgesetz für die ersten 
gesamtdeutschen Wahlen zu. 

31.8. In Ost-Berlin wird der deutsch-deutsche 
Einigungsvertrag unterzeichnet. 

12.9. In Moskau findet die Unterzeichnung 
des „2+4 -Vertrages" über die äußeren Aspekte 
der deutschen Einigung statt. 

20.9. Deutscher Bundestag und Volkskam- 
mer verabschieden den Einigungsvertrag. 

1.10. In New York unterzeichnen Vertreter 
der vier Siegermächte des Zweiten Weltkrie- 
ges und der beiden deutschen Staaten eine 
Erklärung, die dem wiedervereinigten 
Deutschland die volle Souveränität zurück- 
gibt. 

3.10. Um 0.00 Uhr tritt die DDR dem Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes der Bundes- 
republik Deutschland bei. 
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IV. Übersicht über Inhalt und Fundstellen der 
aufgenommenen Dokumente 


1953 

► Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbe- 
sitzes und des Besitzes an wissenschaftlichen Doku- 
menten und Materialien vom 02.04,1953 
Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Nr. 46, 13.04.1953, S. 522-523. 

Dokumentnummer: 1, Seite 42 

► Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung 
zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes und des 
Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und 
Materialien vom 02.04.1953 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Nr. 46, 13.04.1953, S. 523-524. 

Dokumentnummer: 2, Seite 44 


1954 

► Zweite Durchführungsbestimmung zur Verord- 
nung zum Schutze des Deutschen Kunstbesitzes und 
des Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und 
Materialien vom 01.06.1954 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Nr. 55, 16.06.1954, S. 563-564 
Dokumentnummer: 3, Seite 46 


1965 

► Brief von Alexander Schalck-Golodkowski an das 
Mitglied des Politbüros und Vorsitzenden der Zentra- 
len Parteikontrollkommission (ZPKK), Hermann Ma- 
term vom 29.12.1965 

Weichenstellung für den Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung. 

Fundstelle(n): Mat B 37, Anlage 1, 
Dokumentnummer: 4, Seite 48 


1966 

► Verfügung Nr. 44/66 (Vertrauliche Verschlußsache 
— WS B-2-45/66) des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Willi Stoph, vom 11.03.1966 

Regelung der kommerziellen Beziehungen zu den in 
der DDR zugelassenen Religionsgemeinschaften, die 
aus dem Ausland, der Bundesrepublik Deutschland 
und Westberlin materielle Unterstützung erhalten. 
Fundstelle(n): Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 14.08.1992, Anlage 3a. 
Dokumentnummer: 5, Seite 51 

► Verfügung Nr. 61/66 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 01.04.1966 (Entwurf) 


Gründungsbeschluß für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6, 
S. 3-5; 

Dokumentnummer: 6, Seite 55 

► Verfügung Nr. 61/66 (Vertrauliche Verschlußsache 

— WS B-2-56/66) des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Willi Stoph, vom 01 .04.1966 

Gründungsbeschluß für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung. 

Fundstelle(n): Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 14.08,1992, Anlage 3 b. 
Dokumentnummer: 7, Seite 58 

► Protokoll Nr. 70/66 der Sitzung des Sekretariats des 
ZK der SED vom 10.08.1966 

Verlagerung der Weisungsbefugnis gegenüber der 
Genex-GmbH vom Ministerium der Finanzen auf das 
Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel. 

Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer: 8, Seite 62 

► Information des Ministers [Ministerium für Außen- 
handel und Innerdeutschen Handel (MAI)] zur Bil- 
dung des Bereichs Kommerzielle Koordinierung im 
MAI, o.D. 

Mitteilung über erfolgte Bildung des Bereichs KoKo 
[01.10.1966] 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO Bd. 67 a, 
S. 28-29. 

Dokumentnummer: 9, Seite 66 

► Beschluß des Ministerrates 100/1:3/66 vom 
07.12.1966 

Ernennung von Alexander Schalck-Golodkowski zum 
Leiter des Bereichs Kommerzielle Koordinierung. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6; 
Signatur: BArchP, C-20, 14-1471, Bl. 76. 

— Als Anlage ist die Tischvorlage des Ministeriums 
für Außenhandel und Innerdeutschen Handel (MAI) 
für die Sitzung des Ministerrates (MR 02/U/66) beige- 
fügt. — 

Signatur: BArchP, C-20, 14-1471, Bl. 68-74, 76. 
Dokumentnummer: 10, Seite 68 


1967 

► Verfügung Nr. 102/67 (Vertrauliche Verschlußsa- 
che — WS B-2-1 80/67) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 06.07.1967 
Ergänzung und Änderung der Verfügung Nr. 44/66 
vom 11.03.1966 zur Regelung der kommerziellen 
Beziehungen zu den in der DDR zugelassenen Reli- 
gionsgemeinschaften. 
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Fundstelle(n); Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 14.08.1992, Anlage 3c (zu Ausschuß- 
drucksache 193). 

Dokumentnummer; 11, Seite 78 

► Verfügung Nr, 44/66 ergänzt durch die Verfügung 
102/67 (Vertrauliche Verschlußsache — WS B-2- 
194/67) des Vorsitzenden des Ministerrates, Willi 
Stoph, o.D. [nach 06.07.1967] 

Neufassung der durch die Verfügung Nr. 102/67 
ergänzten und geänderten Verfügung Nr. 44/66 vom 
11.03.1966 zur Regelung der kommerziellen Bezie- 
hungen zu den in der DDR zugelassenen Religionsge- 
meinschaften. 

Fundstelie(n): Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 14.08.1992, Anlage 3d (zu Ausschuß- 
drucksache 193). 

Dokumentnummer: 12, Seite 80 


1968 

► Verfügung Nr. 15/68 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 24.01.1968 

Bildung eines Sonderfonds „Automatisierung und 
Rationalisierung" [01.02.1968] aus Mitteln des Mini- 
steriums für Außenwirtschaft (MAW) und der vom 
MAW nicht in Anspruch genommenen Reserve zur 
Sicherung der Zahlungsbilanz 1967. Über die Ver- 
wendung dieses Fonds, der als Lorokonto bei der 
Deutschen Handelsbank AG geführt werden soll, 
verfügt der Stellvertreter des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, [Wolfgang] Rauchfuß. 

Fundstelle(n): Mat A 5. 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 67 a, 
S. 36; Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6, S. 35. 
Dokumentnummer: 13, Seite 84 

► Verordnung über den Verkehr mit Schußwaffen 
und patronierter Munition — Schußwaffenverord- 
nung — vom 08.08.1968 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil II, Nr. 90, S. 699-702. 

Dokumentnummer; 14, Seite 85 

► Erste Durchführungsbestimmung zur Schußwaf- 
fenverordnung vom 14.08.1968 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil II, Nr. 90, S. 702-704. 

Dokumentnummer: 15, Seite 89 

► Anordnung über den Verkehr mit Schußgeräten 
und Kartuschen — Schußgeräteanordnung — vom 

14.08.1968 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil II, Nr. 90, S. 704-708. 

Dokumentnummer; 16, Seite 92 


1969 

► Statut des Ministeriums für Staatssicherheit vom 

30.07.1969 (Geheime Kommandosache — GKS 27/ 
5/69) 

Festlegungen zu Aufgaben, Leitung und Personalfüh- 
rung des MfS. 

Fundstelle(n): Mat B 110. 

Dokumentnummer: 17, Seite 97 


► Verfügung Nr. 151/69 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 08.09.1969 
Abführung der Gewinnerwirtschaftung und Bestäti- 
gung der Planvorgaben für den Zeitraum 1971 der 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zugeord- 
neten Unternehmen Intrac-Handelsgesellschaft mbH, 
Zentral- Kommerz GmbH, Transinter GmbH. Die 
Regelung über die Aufteilung der planmäßigen 
Gewinne (50 % Devisenreserve, 30 % Fonds für Auto- 
matisierung und Rationalisierung, 20% operative 
Reserve des Ministers für Außenwirtschaft) bleibt in 
Kraft. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 67 a, 
S. 32-34. 

Dokumentnummer: 18, Seite 108 

► Vorlage für das Politbüro des ZK der SED vom 

08,09.1969 

„Beschluß über die Ordnung der Staatsdevisenre- 
serve". 

Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer: 19, Seite 111 

► Beschluß Nr. 02 — 92 / II 1.9 /69 (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — B 2 — 260/69) des Ministerra- 
tes vom 10.09.1969 

Ordnung der Staatsdevisenreserve. 

Fundsteiie(n): Mat A 82, S. 34-36. 

Dokumentnummer: 20, Seite 114 


1970 

► Verfügung Nr. 16/70 (Geheime Verschlußsache — 
GVS B 8 — 65/70) des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Willi Stoph, vom 02.01.1970 

Ordnung der Staatsdevisenreserve. 

Fundstelie(n): Mat A 82, S. 37-42. 

Dokumentnummer: 21, Seite 117 

► Dissertation von Alexander Schalck-Golodkowski 
und Heinz Volpert vom 00.05.1970 

„Zur Vermeidung ökonomischer Verluste und zur 
Erwirtschaftung zusätzlicher Devisen im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenwirtschaft der Deutschen Demokratischen Re- 
publik". 

Fundstelle(n); Mat B 109. 

Dokumentnummer: 22, Seite 123 

► Weisung Nr. 3 [Kopfleiste fehlt] des Leiters des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, vom 06.11.1970 an die Firmen 
AHB Transinter, AHB Intrac, G. Simon [ab 16.06.1976: 
Carnet], F.C.Gerlach, G. Forgber, Asimex 

Importe von Industrieanlagen, Anlagenteilen usw. 
sind ab sofort genehmigungspflichtig und bedürfen 
der Zustimmung des Leiters des Bereichs KoKo. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 160-166. 

Hinweis Firmenänderung Carnet: Mat A 5, 2 Js 7/90, 
BEWO, Bd. 34, S. 294. 

Dokumentnummer: 23, Seite 333 
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1971 

► Weisung Nr, 4/71 des Leiters des Bereichs Korn- 
merzielle Koordinierung, Ministerium für Außenwirt- 
schaft / Der Stellvertretende Minister, Alexander 
Schalck-Golodkowski, vom 12.05.1971 an die Firmen 
AHB Transinter, AHB Intrac, AHB ZentraLKommerz 
Die Weitergabe von Informationen über außenwirt- 
schaftliche Aktivitäten an die Medien sowie an Berei- 
che des Ministeriums für Außenwirtschaft (MAW) und 
anderer Staatsorgane durch o. g. Firmen bedarf der 
Zustimmung des Leiters des Bereichs KoKo. 
Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 157-159. 

Dokumentnummer: 24, Seite 339 

► Verfügung Nr. 87/71 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 25.06,1971 
Verlagerung von im Zollgesetz festgelegten Aufga- 
ben vom Ministerium für Außenwirtschaft (MAW) 
zum Bereich Kommerzielle Koordinierung zur besse- 
ren Durchsetzung des staatlichen Außenhandelsmo- 
nopols durch Aufdeckung von Störungen in den 
Außenhandelsbeziehungen der DDR. 

Fundstelle(n): Mat A 50, Anlage 2; Mat B 34, 
Anlage 2; 

Signatur: BArchP, C-20, St 19/54. 

Dokumentnummer: 25, Seite 342 


1972 

► Weisung Nr, 1 1/72 von Alexander Schalck-Golod- 
kowski, o.D. [00.00.1972] 

Genehmigungsvorbehalt Schalcks für alle Importver- 
tragsabschlüsse während der Leipziger Herbstmesse 
1972 und Aufforderung zur maximalen Auslastung 
der Exportlizenzen. 

Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 719, 
S. 126. 

Dokumentnummer: 26, Seite 344 

► Verfügung Nr. 2/72 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 00.01.1972 

Ergänzung der Verfügung Nr. 151/69 vom 08.09.1969 
des Vorsitzenden des Ministerrates. Die Bildung des 
Fonds [Automatisierung und Rationalisierung, Verfü- 
gung Nr. 15/68 vom 24.01,1968 des Vorsitzenden des 
Ministerrates] erfolgt aus der Gewinnabführung (30 % 
des planmäßig festgelegten Gewinns) des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung. Der Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates, [Wolfgang] Rauch- 
fuß, wird ermächtigt, „zur Lösung dringender opera- 
tiver Probleme für die kurzfristige Beseitigung von 
Disproportionalitäten an Rohstoffen" über Rationali- 
sierungsmittel bis zur Höhe von 3 Mio. Valutamark 
(VM) im Einzelfall zu verfügen. 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 3; Mat A 50, 
Anlage 3; 

Signatur: BArchP, C-20, St 121. 

Dokumentnummer: 27, Seite 345 

► Anlagen zum Protokoll Nr. 2/72 der Sitzung des 
Sekretariats des ZK der SED vom 18.01.1972 
„Direktive des Politbüros für die Ordnung in der 
Waldsiedlung". 


Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer: 28, Seite 347 

► Verfügung Nr. 74/72 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 14.06.1972 

Änderung der Ordnung der Staatsdevisenreserve, 
Verfügung des Ministerates Nr. 16/70 vom 
02.01.1974. 

Fundstelle(n): Mat A 82, S. 43. 

Dokumentnummer: 29, Seite 349 

► Verfügung Nr. 97/72 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 07.07.1972 

Importe von Konsumgütern im III. u. IV. Quartal 1972 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung. Zur 
Durchführung sind durch den Minister der Finanzen 
(MdF) 31 Mio. DM und aus der Übererfüllung des 
Bereichs KoKo 9,5 Mio. Valutamark (VM) bereitzu- 
stellen. 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 4; Mat A 50, 
Anlage 4; 

Signatur: BArchP, C-20, St 121. 

Dokumentnummer: 30, Seite 350 

► Verfügung Nr. 129/72 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 14.09.1972 
Festlegungen zur Sicherung des Zahlungsverkehrs 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung mit dem 
Ausland. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6, S. 6ff.; 
Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 67a, S. 38-42; Mat B 9, 
Anlage 2. 

Dokumentnummer: 31, Seite 352 

► Vermerk von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
vom 20.09.1972 

Betr. eine „Weisung des Ministers, Genossen 
Mielke", nach der das Konto Nr. 0528 „in seiner 
Behandlung aus der Verfügung [Nr.] 129/72 [des 
Vorsitzenden des Ministerrates] herauszunehmen 
[ist]." Berichterstattungen haben ausschließlich an 
den Minister zu erfolgen. — Dieser Aktenvermerk war 
zur Unterrichtung von Manfred Seidel (Schalcks Stell- 
vertreter) und Heinz Volpert (Schalcks mutmaßlicher 
Führungsoffizier) abgefaßt worden. 

Fundstelle(n): Mat B 46. 

— Der Wortlaut der Weisung, die lfd. Nummer und 
auch das genaue Datum (zwischen 14.09.1972 und 
20.09.1972) waren — bisher — nicht zu ermitteln — , 
Dokumentnummer: 32, Seite 357 

► Verfügung Nr. 151/72 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 00.10.1972 

Sicherung des Farbfernsehprogramms der DDR durch 
Importe des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
aus dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet 
(NSW). Die benötigten Valutamittel sind aus noch im 
Jahre 1972 zusätzlich zu erwirtschaftenden Fonds 
durch den Bereich KoKo bereitzustellen — Die unter 
Pkt.l) der Verfügung aufgeführte Anlage fehlt. 
Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 5; Mat A 50, 
Anlage 5; 

Signatur; BArch, C-20, St 121. 

Dokumentnummer: 33, Seite 358 

► Beschluß Nr. 02 — 39/ 1 / 72 (Geheime Verschluß- 
sache — GVS persönlich B 2 — 282/72) des Minisfer- 
rates vom 01.11.1972 

„Ordnung über die Staatsdevisenreserve". 
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Fundstelle(n): Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 14.08.1992, Anlage 2 (zu Ausschuß- 
drucksache 193). 

Dokumentnummer: 34, Seite 360 

► Verfügung Nr. 165172 (Geheime Verschlußsache 

— GVS B 2-306(72) des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes, Willi Stoph, vom 23.11.1972 

Diese Verfügung entspricht grundsätzlich der Verfü- 
gung 129/72, mit der Ausnahme, daß für die Konten 
0584 [Parteifirmen im nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet (NSW)] und 0528 [Mielke] die Festle- 
gungen jener Verfügung nicht zutreffen. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 157-160. 

Dokumentnummer: 35, Seite 365 

► Verfügung Nr. 166(72 (Geheime Verschlußsache 

— GVS B 2 — 307(72) des Vorsitzenden des Minisfer- 
rates, Willi Stoph, vom 23.11.1972 

Festlegung der Verantwortung des Leiters des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung im Ministe- 
rium für Außenwirtschaft (MAW) für die Leitung der 
Devisenerwirtschaftung der Staatsdevisenreserve im 
MAW. Die Verfügungen des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates Nr. 15/68, 151/69 und 2/72 sind außer Kraft 
gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat B 36/1, Bd. L S. 52-55, 
Dokumentnummer: 36, Seite 369 

► Vorlage für das Politbüro des ZK der SED (Ver- 
trauliche Verschlußsache — B 5 — 999(72) vom 
24.11.1972 

„Vorschläge zur Lösung von Problemen der Zah- 
lungsbilanz für das kapitalistische Wirtschaftsgebiet 
bei der Fertigstellung und Durchführung des Volks- 
wirtschaftsplanes 1973". 

Fundstelle(n); Mat A 176. 

Dokumentnummer: 37, Seite 373 

► Verfügung Nr. 167(72 (Geheime Verschlußsache 

— GVS B 2 — 308(72) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 27.11.1972 

Festlegung der Verantwortung des Leiters des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung für die Planung 
und Durchführung der kommerziellen Beziehungen 
mit den Kirchen, die aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land materielle Unterstützung erhalten (A- und C- 
Geschäft). Zur Durchführung dieser Aufgaben ist ein 
Beauftragter, [Manfred] Seidel, einzusetzen. Mit 
Inkrafttreten der neuen Verfügung werden die Verfü- 
gungen Nr. 44/66 vom 11.03.1966 und 102/67 vom 
06.07.1967 außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat B 36/1, Bd. 1; Mat A 5, 2 Js 7/90, 
BEWO, Bd. 4, S. 154-156. 

Dokumentnummer: 38, Seite 392 

► Weisung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an Manfred Seidel vom 13.12.1972 
Bereitstellung von 1 Mio. Valutamark (VM) jährlich 
zur Versorgung des Bedarfs von „Letex" aus Finanz- 
quellen von Sondergeschäften über das Konto 
Nr. 0528. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 282. 

Dokumentnummer: 39, Seite 395 


1973 

► Verfügung Nr.4(73 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 18.01.1973 

Export von Antiquitäten, Museumsbeständen und 
zeitgenössischer Kunst der DDR sowie Export von 
Nachprägungen bzw. Nachbildungen alter Münzen 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenwirtschaft (MAW) in das nicht- 
sozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW) im Wert von 
55 Mio. Valutamark (VM); Reinvestition von 5 Mio, 
VM in den Import von Kunst aus dem NSW. 
Fundstelle(n): Anlage zu Protokoll Nr. 60 (Verneh- 
mung von Joachim Farken); Mat A 5, 2 Js 29/90, Bd. 1, 
S. 87-91; Mat A 125, Bd. 56, S. 9-13. 
Dokumentnummer: 40, Seite 396 

► Gesellschaftervertrag zwischen Klaus-Dieter öhlig 
und Horst Schuster vom 20.02.1973 
Gründungsurkunde der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 92-94. 

Dokumentnummer: 41, Seite 401 

► Schreiben des Stellvertretenden Ministers des 
Ministeriums für Außenwirtschaft, Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, an den Generaldirektor der 
Transinter GmbH, Schindler, vom 23.02.1973 
Erteilung einer Vollmacht zur Gründung der Kunst- 
und Antiquitäten GmbH. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 95. 

Dokumentnummer: 42, Seite 407 

► Verfügung Nr. 33(73 (Geheime Kommandosache 
— GKS B8 955(72) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 09.03.1973 

„Ordnung über die Staatsdevisenreserve" mit Verfü- 
gung über die Abführung der Gewinne aus Sonder- 
untemehmen des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung an die Devisenreserve. 

Fundstelle(n): Mat A 82, S. 49-56. 

Dokumentnummer: 43, Seite 408 

► Weisung Nr. 3(73 des Leiters des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung, Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski, vom 27 .03.1973 

Aufgaben des Außenhandelsbetriebs Zentral-Kom- 
merz und des Versorgungsbetriebs Versina zur Ver- 
sorgung der diplomatischen Vertretungen in der 
DDR. 

Fundstelle(n); Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 719, 
S. 128-131. 

Dokumentnummer: 44, Seite 416 

► Ergänzung zur Weisung Nr. 2(73 „Durchführung 
von fmporten" des Leiters des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
vom 28.05.1973 

Genehmigungsvorbehalt Schalcks für Importe ober- 
halb 50 000 Valutamark (VM). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd, 719, 
S. 127. 

Dokumentnummer: 45, Seite 420 

► Weisung Nr. 9(73 (des Ministeriums für Außenwirt- 
schaft (MAW), Bereich Kommerzielle Koordinierung 
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— Kopfleiste fehlt!] vom 25.07.1973 an den Außenhan- 
delsbetrieb (AHB) Zentral-Kommerz, AHB Intrac und 
den AHB Transinter 

Genehmigungspflicht für alle Importverträge, die 
über das Sonderkonto „S" abgewickelt werden. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 168-170. 

Dokumentnummer: 46, Seite 421 

► Weisung Nr. 10/73 des Ministeriums für Außen- 
wirtschaft (MAW) / Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, vom 

02.08.1973 

Genehmigungspflicht für Prämienzahlungen zur Lei- 
stungsstimulierung von Mitarbeitern der AHB (Au- 
ßenhandelsbetriebe) und DLB (Dienstleistungsbe- 
triebe) aus dem Fonds „Außenwirtschaftstätigkeit", 
Fundstell e(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 167, 

Dokumentnummer: 47, Seite 424 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Han- 
del und Versorgung (MfHV) und dem Ministerium für 
Außenwirtschaft (MAW) vom 07.1 1.1973, bestätigt 
vom Vorsitzenden des Ministerrates, Horst S inder- 
mann 

Zur Verbesserung des Konsumgüterangebots für die 
Bevölkerung stellt das MAW dem MfHV einen Kredit 
in Höhe von 100 Mio. Valutamark (VM) zur Verfü- 
gung, der für den Import von Konsumgütern verwen- 
det wird; der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
des MAW kann hierzu einen Kredit aufnehmen, als 
Kreditgeber wird die Transinter GmbH benannt. 
Diese Vereinbarung setzt die Vereinbarung vom 

19.10.1973 außer Kraft. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
94-97. 

Dokumentnummer: 48, Seite 425 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an den Vorsitzenden des Ministerrates, Horst Sinder- 
mann, vom 08.11.1973 

Vorschlag von Import- und Exportvarianten zur Ent- 
lastung der Zahlungsbilanz. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 84-90. 

Dokumentnummer: 49, Seite 429 

► Verfügung Nr. 156/73 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 14.11.1973 
Bildung eines Fonds (im Jahr 1974) in Höhe von 100 
Mio. Valutamark (VM) im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung des Ministeriums für Außenwirtschaft 
(MAW) zur Sicherung von speziellen Aufgaben; 
diesem Fonds sollen u. a. auch Einnahmen des 
B-Geschäfts in 1974 zufließen. 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 6; Mat A 50, 
Anlage 6; 

Signatur: BArchP, C-20, St 121. 

Dokumentnummer: 50, Seite 436 

► Anweisung Nr. 55/1973 des Ministers für Außen- 
wirtschaft, Horst Solle, vom 06.12.1973 
Verlagerung von Exportaufgaben vom AHB Buch- 
Export auf die Kunst- und Antiquitäten GmbH, 
Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 15-16. 
Dokumentnummer: 51, Seite 440 


1974 

► Schreiben des 1. Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Ministerrates, Dr. Günter Mittag, an Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski vom 00.00.1974 
Verlängerung der Geltungsdauer der Verfügung 
Nr. 119/74 des Vorsitzenden des Ministerrates, Horst 
Sindermann, vom 22.05.1974 bis zum Jahre 1985; für 
den Zeitraum 1980 bis 1985 wird Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski mit der Verwertung und Siche- 
rung des Geldfonds (und der jährlichen Abführung in 
Höhe von 40 Mio. Valutamark [VM]) beauftragt. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 81. 

Dokumentnummer: 52, Seite 442 

► Grundsätze des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung (Dr. Alexander Schalck-Golodkowski) vom 

09.01.1974 

„Zur weiteren Verbesserung der Führungs- und Lei- 
tungstätigkeit der Hauptabteilung im Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 67 b, 
S. 257-265. 

Dokumentnummer: 53, Seite 443 

► Schreiben vom Minister für Außenhandel, Horst 
Solle, an Dr. Günter Mittag vom 09.04.1974 
Vorschlag zur maximalen Ausschöpfung des mit der 
Bundesrepublik Deutschland vereinbarten „techni- 
schen Kredits", der durch Guthaben des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung nicht voll ausgenutzt 
wird. 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 257-258. 
Dokumentnummer: 54, Seite 452 

► Bericht des Leiters des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
über den Stand der Realisierung der Aufgaben des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung per 30.06.1974 
vom 18.07.1974 

Stand der Realisierung der Aufgaben zur Valutaer- 
wirtschaftung und Zusammenfassung der Verfügun- 
gen des Ministerrates Nr. 156/73 vom 14.11.1973, 
Nr. 174/73 vom 12.12.1973, Nr, 177/73 vom 

12.12.1973 und Nr. 178/73 vom 12.12.1973. 
Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 234-246. 
Dokumentnummer: 55, Seite 454 

► Vermerk vom 25.07.1974 

Aufgabenstellung von Parteiführung und Regierung 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung zur 
Valutaerwirtschaftung und Stand der Realisierung. 
Fundstellc(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 232-233. 
Dokumentnummer: 56, Seite 467 

► Beschluß Nr. 109/11. 5/74 (Vertrauliche Minister- 
ratssache — VMS Nr. 1224/74) des Ministerrates, 
abgezeichnet vom 1. Sekretär des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Dr. Günter Mittag, vom 22.08.1974 
Bestätigung des Beschlusses des Politbüros vom 

13.08.1974 über die „Konzeption für die äußere 
Gestaltung des Berliner Doms" und die Beteiligung 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung an den 
Baumaßnahmen. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 109a. 
Dokumentnummer: 57, Seite 469 
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► Verfügung Nr.410/74 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 23.09H974 
Gründung der Abteilung Wiss. -technische Arbeit und 
Kooperation (WTA) im Ministerium für Außenhan- 
del (MAH) mit dem Ziel der Durchführung spezieller 
Vorhaben auf wirtschaftl. und wiss.-techn. Ge- 
biet unter Leitung des Stellvertreters des Ministers, 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js, 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 82. 

Dokumentnummer: 58, Seite 473 

► Verfügung Nr, 5H74 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 31.10.1974 
Importe von Oberbekleidung (Exquisit- Versorgung) 
aus Westberlin; die Finanzierung erfolgt durch Ein- 
nahmen des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
aus der Abfallbeseitigung Westberlins. 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 7; Mat A 50, 
Anlage 7; 

Signatur: BArchP, C-20, St 122. 

Dokumentnummer: 59, Seite 475 


1975 

► Verfügung Nr. 2/75 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Horst Sindermann, vom 14.01.1975 
Sicherung des Telefonverkehrs durch Importe aus 
dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW), die 
unter der Leitung des Stellvertreters des Ministers für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
durchzuführen sind; die Valutamittel sollen vom Mini- 
ster der Finanzen aus der operativen Devisenreserve 
zur Verfügung gestellt werden. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4. 
Dokumentnummer: 60, Seite 476 

► Statut des Staatlichen Kunsthandels der DDR „ VEH 
(Volkseigener Handel) Bildende Kunst und Antiquitä- 
ten" vom 18.02.1975 

Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für 
Kultur Nr. 2/1975. 

Dokumentnummer: 61, Seite 477 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur / Der Minister, Dr. Hans-Joachim Hoffmann, und 
dem Ministerium für Außenhandel / Der Minister, 
Horst Solle, vom 20.03.1975 

Realisierung zusätzlicher Exporte in das nichtsoziali- 
stische Wirtschaftsgebiet (NSW). 

Fundstelle(n): Mat A 71, Bd. 728, S. 560-562. 
Dokumentnummer: 62, Seite 481 

► Verfügung Nr. 4/75 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Host Sindermann, vom 29.05.1975 
Abführung der Gewinnerwirtschaftung der dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministe- 
riums für Außenhandel (MAH) zugeordneten AHB 
Intrac, Zentral -Kommerz und Transinter, der Planträ- 
ger des Intershophandels und der Genex GmbH sowie 
aus Intertank, Bebunkerung von NSW-Schiffen und 
Flugfeldbetankung NSW auf der Grundlage der Ver- 
fügung des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 166/72 
vom 23,11.1972 und der Bestätigung der Planvorga- 
ben für den Zeitraum 1976 — 1980 der Außenhandels- 
betriebe (AHB) und — im Rahmen der Verfügung des 


Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 119/74 — der 
übrigen o. g. Firmen. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 77-80; Mat B 34, Anlage 8; Mat A 50, Anlage 8; 
Signatur: BArchP, C-20, St 122. 

Dokumentnummer: 63, Seite 484 

► Verfügung Nr. 408/75 zur Durchführung des 
Beschlusses des Präsidiums des Ministerrates (Ver- 
trauliche Verschlußsache — WS MR B 2 — 166/74) 
vom Vorsitzenden des Ministerrates, Horst Sinder- 
mann, vom 29.05.1975 

Errichtung eines Internationalen Handelszentrums 
(IHZ) in Berlin; die Finanzierung des IHZ in Valuta 
erfolgt — gemäß Verfügung des Vorsitzenden des 
Ministerrates Nr. 4/75 — durch die Übererfüllung des 
Plans durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
im Ministerium für Außenhandel (MAH) in den Jah- 
ren 1975-1978, in Mark der DDR aus den Markeinnah- 
men der AHB des Bereichs KoKo. 

FundsteUe(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 71-76. 

Dokumentnummer: 64, Seite 488 

► Verfügung Nr. 410/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, in Durchführung des 
Beschlusses des Politbüros des ZK der SED vom 
19.11.1974 und des Beschlusses des Ministerrates vom 
12.12.1974, vom 17.06.1975 

Bau des Zentralhauses der Jungen Pioniere in Ber- 
lin. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 65-70. 

Dokumentnummer: 65, Seite 494 

► Verfügung Nr. 411/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 17.06.1975 
Sicherung der termingerechten Fertigstellung und 
Übergabe der für die Botschaft der UdSSR in der DDR 
vorgesehenen Wohngebäude und des Klubhauses; 
die Realisierung der hierzu notwendigen Importe aus 
dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW) 
erfolgt durch den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 64-65, 

Dokumentnummer: 66, Seite 500 

► Verfügung Nr. 15/75 (Geheime Verschlußsache — 
GVS B 2 — 269/75) des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes, Horst Sindermann, vom 23.08.1975 
Festlegung der Verantwortung des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung für ausgewählte volkswirtschaft- 
liche Aufgaben und Bestätigung des Unterstellungs- 
verhältnisses des Bereichs KoKo unter das Ministe- 
rium für Außenhandel (MAH). — Mit Inkrafttreten 
dieser Verfügung werden die Verfügungen des Vor- 
sitzenden des Ministerrates Nr. 166/72, 410/74 und 
87/71 außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat B 36/1, Bd. 1, S. 79-91. 
Dokumentnummer: 67, Seite 502 

► Verfügung Nr. 20/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 08.09.1975 
Sicherung der Exquisitversorgung der Bevölkerung 
der DDR in den Jahren 1975 und 1976 durch Importe 
aus dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet 
(NSW); die Finanzierung erfolgt durch den Bereich 
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Kommerzielle Koordinierung und aus der Arbeit mit 
dem zentralen Geldfonds entsprechend der Verfü- 
gung Nr. 119/74 des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes. 

Fundstelle(n); Mat B 34, Anlage 9; Mat A 50, 
Anlage 9; 

Signatur: BArchP, C-20, St 122. 

Dokumentnummer: 68, Seite 515 

► Verfügung Nr. 426/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 02.10.1975 
Bereitstellung von Baukapazitäten im Jahr 1975 und 
Durchführung von Bauleistungen im Jahr 1976 zur 
Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des 
Ministerrates vom 13.02.1975 über die Verbringung 
Westberliner Abfallstoffe und ihre Beseitigung in der 
DDR. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 62-63. 

Dokumentnummer: 69, Seite 517 

► Schreiben Dr. Alexander Schalck-Golodkowskis an 
den 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes, Dr. Günter Mittag, vom 02.10.1975 
Verfügungsentwurf zur Durchführung des Intertank- 
stellengeschäfts, der Bebunkerung von NSW- Schif- 
fen, der Flugzeugbetankung sowie eine Information 
zur vorgelegten Verfügung. [Die Verfügung fehlt!] 
Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 18; Mat A 50, 
Anlage 10; 

Signatur: BArchP, C-20, St 122. 

Dokumentnummer: 70, Seite 519 

► Vermerk von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
vom 19.11.1975 

„Probleme der Realisierung der Verfügung 424/75 
über die Belieferung des Marktes Berlin- West und der 
Bundesrepublik Deutschland mit Mineralölerzeug- 
nissen und des Plans 1976". 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 226-230. 
Dokumentnummer: 71, Seite 522 

► Aktennotiz (unterzeichnet von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkoswki, Klopfer, Quaas) vom 
26.11.1975 

Die Realisierung der Verfügung Nr. 424/75 des Vor- 
sitzenden des Ministerrates im Jahr 1976 soll nach den 
Vorschlägen des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung vom 19.11.1975 erfolgen. 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 224-225. 
Dokumentnummer: 72, Seite 527 

► Schreiben des Generaldirektors der Transinter 
GmbH — Außenhandelsvertretungen und Internatio- 
nale Kooperation — , Schindler, an den Staatssekretär 
des Ministeriums für Außenhandel, Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, vom 05.12.1975 

Statut des Außenhandelsbetriebs Kunst- und Antiqui- 
täten GmbH und überarbeitete Konzeption für dessen 
Tätigkeit. 

Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 100-121. 

Dokumentnummer: 73, Seite 529 

► Schreiben von Dr. Günter Mittag an den 1. Sekretär 
des ZK der SED, Erich Honecker, vom 10.12.1975 
Geschäftsentwicklung der Firma Intema und Grund- 
sätze für die Arbeit mit Parteifirmen, insbesondere in 
der Bundesrepublik Deutschland. 


FundsteUe(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 209-223. 
Dokumentnummer: 74, Seite 552 

► Befehl Nr. 1/75 (Vertrauliche Verschlußsache — 
WS M/S oOOS-l 118/75) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 15.12.1975 

Bildung der Zentralen Koordinierungs gruppe (ZKG) 
im MfS und der Bezirkskoordinierungsgruppen (BKG) 
in den Bezirksverwaltungen/ Verwaltungen als stän- 
dige Arbeitsorgane zur Vorbeugung, Aufklärung und 
Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der 
DDR und der Bekämpfung des staatsfeindlichen Men- 
schenhandels. 

Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 75, Seite 567 

► Verfügung Nr. 27/75 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates vom 22.12.1975 [unterzeichnet vom 1. Stell- 
vertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Dr. Gün- 
ter Mittag] 

Export von Antiquitäten in das nichtsozialistische 
Wirtschaftsgebiet (NSW). 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 10; Mat A 50, 
Anlage 11; Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1. 
Signatur: BArchP, C-20, St 122. 

Dokumentnummer: 76, Seite 596 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur (Stellvertreter des Ministers, Werner Rackwitz) und 
dem Ministerium für Außenhandel / Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung (Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski) auf der Grundlage der Verfügung Nr. 27/75 
vom 22.12.1975 

Zurverfügungstellung von Kunstgegenständen für 
den Export durch den Staatlichen Kunsthandel. 
Fundstelle(n): Mat A 77, Bd.719; Mat A 5, 2 Js 29/90, 
ORG, Bd. 1, S. 360-362. 

Dokumentnummer: 77, Seite 598 


1976 

► Weisung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung [Alexander Schalck-Golodkowski] vom 
13.01.1976 

Gewährleistung des reibungslosen organisatorischen 
Ablaufs des Umzugs des Bereichs KoKo vom Mini- 
sterium für Außenhandel (MAH) in die Wall- 
straße 17-22. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S 196-198. 

Dokumentnummer: 78, Seite 601 

► Verfügung Nr. 2/76 des Vorsitzenden des Minis^er- 
rates vom 14.01.1976 [unterzeichnet vom 1. Stellver- 
treter des Vorsitzenden des Ministerrates, Dr. Günter 
Mittag] 

Import von Baumaschinen aus dem nichtsozialisti- 
schen Wirtschaftsgebiet (NSW); (Durchführung des 
Politbürobeschlusses Nr. 8/813 52/75 vom 19.12. 
1975). 

Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 11; Mat A 50, 
Anlage 12; 

Signatur: BArchP, C-20, St 123. 

Dokumentnummer: 79, Seite 604 

► Verfügung Nr. 5/76 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Horst Sindermann, vom 11.02.1976 
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Deckungskäufe im nichtsozialistischen Wirtschafts- 
gebiet (NSW) für ausfallende Harnstoffproduktion, 
Die Finanzierung erfolgt durch Valutamittel (bis zur 
Höhe von 21 Mio. Valutamark [VM]) aus der operati- 
ven Devisenreserve des Ministers der Finanzen, 
Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 12; Mat A 50, 
Anlage 13; 

Signatur: BArchP, C-20, St 123, Anlage 13. 
Dokumentnummer: 80, Seite 606 

► Information zu den aufgeworfenen Problemen Par- 
teifirmen o.D. (00.04.1976) 

Spendenaktion, prinzipielle Probleme, Einzelpro- 
bleme. 

Fundstelle(n): Mat A 43, Bd. 8. 

Dokumentnummer; 243 (Dokument wurde nachgelie- 
fert) Seite 1760 

► Schreiben von Dr. Günter Mittag an Erich Honek- 
ker vom 17.06.1976; anliegend eine Zielsetzung von 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 

„ Kampf auf trag für den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung des Ministeriums für Außenhandel zur 
Erwirtschaftung von konvertierbaren Devisen im Zeit- 
raum 1976 bis 1980". 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 202-207. 
Dokumentnununer: 81, Seite 608 

► Verfügung Nr. 423176 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 01.07.1976 
Aufgaben zur Entwicklung der Hauptstadt der DDR, 
Berlin, in den Jahren 1976/80 (Realisierung des Polit- 
bürobeschlusses vom 03.02.1976). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 51-56. 

Dokumentnummer: 82, Seite 614 

► Verfügung Nr. 424176 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 01.07.1976 
Einheitliche Leitung und Planung des Intershophan- 
dels durch den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 46-50. 

Dokumentnummer: 83, Seite 620 

► Weisung [Kopfleiste fehlt] von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski vom 20.07.1976 
Inkraftsetzung der „Konzeption zur Entwicklung der 
Bewegung MMM (Messe der Meister von morgen) im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung für die Jahre 
1976-1980" mit Wirkung vom 10.07.1976 für die dem 
Bereich unterstellten Betriebe; die vorgesehenen Auf- 
gabenstellungen werden Bestandteil der Planteile 
„ Rationalisierung " . 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 114-120. 

Dokumentnummer: 84, Seite 625 

► Verfügung Nr. 13/76 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates vom 17.08.1976 [unterzeichnet vom 1. Stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Ministerrates, 
Dr. Günter Mittag] 

Durchführung von Importen aus dem nichtsozialisti- 
schen Wirtschaftsgebiet (NSW) im Zeitraum 1977/ 
1978 zur Sicherung des Krankenhausneubaus „Ob- 
jekt 100" in Höhe von 6 Mio. Valutamark (VM); 
Erwirtschaftung der Valutamittel durch außerplan- 


mäßige Aufgaben aus Sondergeschäften des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung. 

— Anschreiben von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski an Erich Mielke zur o. g. Verfügung a.a.O., 
S. 58, ist beigefügt. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4. S. 58 
und 59 

Dokumentnummer: 85, Seite 632 

► Verfügung Nr. 14/76 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Horst Sindermann, vom 18.08.1976 
Import von Sicherungs-Kfz aus dem nichtsozialisti- 
schen Wirtschaftsgebiet (NSW); Finanzierung durch 
Sondergeschäfte außerhalb des Plans, 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 60-61. 

Dokumentnummer; 86, Seite 634 

► Protokoll Nr. 23/76 der Sitzung des Politbüros des 
ZK vom 02.11.1976 

Bildung von wirtschaftlichen Kommissionen und 
Arbeitsgruppen im Politbüro und deren personelle 
Zusammensetzung sowie die Bestätigung der Unter- 
stellung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
unter Dr. Günter Mittag, o.D. (vermutlich vor dem 
X. Parteitag der SED, 1981, vgl. Schreiben Dr, Alexan- 
der Schalck-Golodkowski an Dr. Günter Mittag betr. 
u. a. die Durchsetzung des Beschlusses des Politbüros 
des ZK vom 02.11.1976). 

Fundstelle(n): Mat A 84/1, Nr. 1642, S. 1-16. 
Dokumentnummer: 87, Seite 636 


1977 

► Auszug aus der Arbeitsordnung des VEB (K) Antik- 
handel Pirna, o.D. [vermutlich 00.00.1977] 
Verhaltensregeln für die Mitarbeiter des VEB (K) 
Antikhandel Pirna. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 2, 
S. 33-34. 

Dokumentnummer: 88, Seite 652 

► Schreiben von Dr. Günter Mittag an den General- 
sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, vom 
10.01.1977 

Bericht über die Erfüllung der ökonomischen Aufga- 
benstellung für den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung im Jahre 1976. 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 193-201. 
Dokumentnummer: 89, Seite 654 

► Weisung des Ministeriums für Außenhandel / Der 
Staatssekretär, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
vom 01.03.1977 

Festlegungen für den Aufbau des Internationalen 
Handelszentrums (IHZ) in Berlin. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 719, 
S. 121-125. 

Dokumentnummer: 90, Seite 663 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an das Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der 
SED, Dr. Günter Mittag, vom 10.3.1977 

Interne Ordnung für die Arbeit des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung. 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 1-11, S. 187. 
Dokumentnummer: 91, Seite 668 
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► Verfügung Nr. 43177 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 21.03.1977 
Durchführung von Entwicklung und Gestaltung des 
Intershophandels bis 1980 nach den am 16.02.1977 
bestätigten Grundsätzen und Aufhebung der Verfü- 
gung Nr. 424/76 vom 01.07,1976. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, S. 45; 
Mat B 34, Anlage 13; Mat A 50, Anlage 14; 

Signatur: BArchP, C-20, St 123. 

Dokumentnummer: 92, Seite 683 

► Mitteilung des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Willi Stoph, an Dr. Günter Mittag vom 23.03.1977 
Verfügung zur Entwicklung und Gestaltung des 
Intershophandels und Beschluß des Präsidiums des 
Ministerrates zur Aufhebung überholter Beschlüsse 
auf diesem Gebiet. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 42. 

Dokumentnummer: 93, Seite 684 

► Protokollauszug der Sitzung des Präsidiums des 
Ministerrates vom 23.03.1977 

Ergänzung des Beschlusses des Präsidiums des Mini- 
sterrates vom 07.06.1976; Aufhebung der Minister- 
ratsbeschlüsse vom 04.01.1962 (88/15/62), 05.10.1967 
(02-11/III.2/67), 07.06.1972 (02-23/II.5/72) und 

06.04.1967 (1 14/11. 1/67), soweit sie auf den Intershop- 
handel und den VEB Schiffsversorgung Rostock bezo- 
gen sind. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 44. 

Dokumentnummer: 94, Seite 685 

► Verfügung Nr. 24/77 des 1. Stellvertreters des 
Vorsitzenden des Ministerrates, Werner Krolikowski, 
vom 06.05.1977 

Verfügung zur Entwicklung und Förderung der touri- 
stischen Beziehungen zwischen der DDR und 
Japan. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 37-41. 

Dokumentnummer: 95, Seite 686 

► Ergänzung der Vereinbarung vom 04.10.1976 des 
Stellvertreters des Minisfers für Kultur, Dr. Rackwitz, 
und dem Staatssekretär des Ministerium für Außen- 
handel, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, vom 
22.06. 1977 

Erwirtschaftung außerplanmäßiger Valutamittel 
durch den erweiterten Export von zeitgenössischer 
Bildender Kunst in das nichtsozialistische Wirtschafts- 
gebiet (NSW). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd, 1, 
S. 196 

Dokumentnummer: 96, Seite 691 

► Verfügung Nr. 45/77 des 1. Stellvertreters des 
Vorsitzenden des Ministerrates, Werner Krolikowski, 
vom 02.11.1977 

Sicherung des Anteils der DDR an der Belieferung des 
Marktes Berlin-West und der Bundesrepublik 
Deutschland mit Mineralölerzeugnissen. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 33-36. 

Dokumentnummer: 97, Seite 692 


► Schreiben von Dr. Günter Mittag an den General- 
sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, vom 

09.11.1977 

Abschlußinformation über die Durchführung der Fest- 
legungen der AG Politbüro „Zur Sicherung der 
Geschäftstätigkeit der Gemischten Gesellschaften der 
DDR in der BRD " . 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 141-147. 
Dokumentnummer: 98, Seite 696 

► Information von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski vom 19.12.1977 [Kopfleiste fehlt] 

„Über die Erfüllung der ökonomischen Aufgabenstel- 
lung für den Bereich Kommerzielle Koordinierung im 
Jahr 1977". 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 127-132. 
Dokumentnummer: 99, Seite 703 


1978 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an das Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der 
SED, Dr. Günter Mittag, o.D., [vordem X. Parteitag der 
SED (1981), vermutlich 1978] 

Zentrale Aufgabenstellung und Unterstellung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung und Maßnah- 
men zur Durchsetzung des Beschlusses des Politbüros 
des ZK der SED vom 02.11.1976. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6, 
S. 11-21. 

Dokumentnummer: 100, Seite 709 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur / Hauptabteilung Planung und Finanzen und der 
Kunst- und Antiquitäten GmbH (Horst Schuster) vom 

01.01.1978 

Bereitsstellung von Valutaanrechten für den Export 
von zeitgenössischer bildender und angewandter 
Kunst auf der Grundlage der Vereinbarung vom 
04.10.1976 und deren Ergänzung vom 22.06.1977. 
Fundstelle(n): Mat A 71, Bd. 728, S. 562-563. 
Dokumentnummer: 101, Seite 720 

► Verfügung Nr. 3/78 des 1. Stellvertreters des Vor- 
sitzenden des Ministerrates, Werner Krolikowski, vom 

20.01.1978 

Vorbereitung und Realisierung des Hotelimports 
Leipzig, Gerberstr., aus Japan. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 27-32, 

Dokumentnummer: 102, Seite 722 

► Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 

12.04.1978 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 14, 09.05.1978, (am 01.06.1978 in Kraft 
getreten), S. 165-168 
Dokumentnummer: 103, Seite 728 

► Befehl Nr. 12/78 (Vertrauliche Verschlußsache — 
WS M/S o008 Nr. 59/78) des Ministers für Staatssi- 
cherheit, Erich Mielke, vom 22.08. 1978 

Politisch operative Sicherung des Internationalen 
Handelszentrums (IHZ). 

Fundstelle (n): Mat A 15, Bd. V. 

Dokumentnummer: 104, Seite 732 
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1979 

► Verfügung Nr. 2/79 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 03.01.1979 
Durchführung des Beschlusses des Sekretariats des 
ZK der SED vom 12.07.1978 über die Errichtung eines 
Erholungszentrums in Berlin. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 19-26. 

Dokumentnummer: 105, Seite 735 

► Vermerk der Hauptabteilung II/6 des Ministeriums 
für Staatssicherheit vom 29.01.1979 

Gespräche zwischen [Wolfram] Meinel und Ziegler 
imd Manfred Seidel und Karl Meyer; Hinweise auf 
Firmen, die von der HVA im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung unterhalten werden. 

Fimdstelle(n): Mat A 121, S. 145-148. 
Dokumentnummer: 106, Seite 743 

► Vertrag zwischen dem Staatlichen Kunsthandel der 
DDR und der Kunst- und Antiquitäten GmbH vom 
07.03.1979 

Maximale planmäßige Erwirtschaftung von Valuta- 
mitteln durch den Export von Antiquitäten und 
Gebrauchtwaren in das nichtsozialistische Wirt- 
schaftsgebiet (NSW) und Regelung über die Ausge- 
staltimg der Zusammenarbeit des Staatlichen Kunst- 
handels der DDR mit der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH — Aufhebung der Vereinbarung vom 
05.06.1976. 

Fundstelle(n); Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 200-202. 

Dokumentnummer: 107, Seite 747 

► Schreiben von Joachim Parken an Manfred Seidel 
vom 1 1.09.1979 

Einbeziehung der Museen und staatlichen Sammlun- 
gen in den Export in das nichtsozialistische Wirt- 
schaftsgebiet (NSW); Vorschlag Farkens, das Inter- 
esse der Museen und staatlichen Sammlungen auf die 
Möglichkeit des Exports aus ihren Beständen in das 
NSW zu lenken; Vermeidung polemischer Diskussio- 
nen in der Öffentlichkeit. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 108, Seite 751 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an das Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der 
SED, Dr. Günter Mittag, vom 03.10.1979 
„Abrechnung über die Erfüllung der ökonomischen 
Aufgabenstellimg für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung mit dem Stand per 30.09.1979". 
Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 14, S. 25-35 
Dokumentnummer: 109, Seite 755 

► Richtlinie Nr. 1/79 (Geheime Verschlußsache — 
GVS M/S o008 — 1/79) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 08.12.1979 

„Für die Arbeit mit Inoffiziellen Mitarbeitern (IM) und 
Gesellschaftlichen Mitarbeitern für Sicherheit 
(GMS)". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 110, Seite 766 

► Erste Durchführungsbestimmung zur Richtlinie 
Nr. 1/79 (Geheime Verschlußsache — GVS M/S o008 


— 3/79) des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 08.12.1979 

„Über die Registrierung und Führxmg der IM- Vor- 
läufe, IM-Vorgänge und GMS-Akten sowie die Erfas- 
sung der IM-Kandidaten, IM und GMS". 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 111, Seite 830 

► Zweite Durchführungsbestimmung zur Richtlinie 
Nr. 1/79 (Geheime Verschlußsache — GVS M/S o008 

— 4/79) des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 08.12.1979 

„Über die finanzielle Sicherstellung und soziale 
Betreuung hauptamtlicher Inoffizieller Mitarbeiter 
des MfS". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 112, Seite 845 


1980 

► Vermerk von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
für den Minister für Außenhandel, Horst Solle, o.D. 
[vermutlich 00.05.1980] 

Ausgliederung des Antiquitätenexports der Kunst- 
und Antiquitäten GmbH aus dem Bilanzbereich des 
Ministeriums für Kultur. Aufhebung der Anweisung 
Nr. 55/1973 des Ministers für Außenwirtschaft und 
Nichterneuerung der Verfügung Nr. 27/75 des Vorsit- 
zenden des Ministerrates vom 22.12.1975. 
FundsteUe(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 99. 

Dokumentnummer: 113, Seite 876 

► Gesetz zum Schutz des Kulturgutes der Deutschen 
Demokratischen Republik — Kulturgutschutzgesetz- 
vom 03.07.1980 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 20, 10.07.1980, S. 191-194. 
Dokumentnummer: 114, Seite 877 

► Erste Durchführungsbestimmung (DB) zum Kultur- 
gutschutzgesetz — Geschütztes Kulturgut — vom 
03.07.1980 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 21, 17.07.1980, S. 213-214. 
Dokumentnummer: 115, Seite 881 

► Vereinbarung zwischen dem Staatlichen Kunst- 
handel der DDR und der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH vom 12.08.1980 

Import von Gegenständen der bildenden und ange- 
wandten Kunst für den Bevölkerungsbedarf der DDR 
mit dem Ziel der Erhöhung des Exportaufkommens an 
Antiquitäten durch Sortimentsaustausch. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 198. 

Dokumentnummer: 116, Seite 883 

► Regelung des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 01.09.1980 (VMA/340/80) 

Regelung für die Arbeit mit Firmen operativer Dienst- 
einheiten des MfS, die dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung auf dem Gebiet des Außenhandels 
zugeordnet sind. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 42, 
S. 277-279. 

Dokumentnummer: 117, Seite 885 
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► Vereinbarung zwischen der Kunstschutzkommis- 
sion beim Ministerium für Kultur (Vorsitzender Prof. 
Dr. Eberhard Bartke) und der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH (Joachim Parken) vom 17.11.1980 
Genehmigungsvorbehalt der Kunstschutzkommission 
für die Ausfuhr von Antiquitäten durch die Kunst- und 
Antiquitäten GmbH. 

Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 176. 
Dokumentnummer: 118, Seite 888 


1981 

► Konzeption von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski [vermutlich vom 00.01.19811 
Vorbereitung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung auf den Verteidigungszustand. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 54, 
S. 109-110; Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 35, S. R30 
(4 S.); Mat B 36/1, Bd. 1, S. 180-181. 
Dokumentnummer: 119, Seite 889 

► Vorlage für das Politbüro o.D. [vermutlich 
00.01.1981] 

Unterstellung der Deutschen Handelsbank AG (DHB) 
unter den Staatssekretär im Ministerium für Außen- 
handel für den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 32, 
S. 37-39. 

Dokumentnummer: 120, Seite 895 

► Schreiben von Dr. Günter Mittag an den General- 
sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, „ geschrie- 
ben 23.(24.4.1981" 

Aufgaben des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
in internationalen Spannungssituationen und im Ver- 
teidigungszustand. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 6, S. 22-26. 
(Anlagen 1 und 2 fehlen). 

Dokumentnummer: 121, Seite 898 

► Dienstanweisung Nr. 10/81 (Vertrauliche Ver- 
schlußsache — VVS-oOOÖ MfS-Nr. 38/81) des Mini- 
sters für Staatssicherheit, Erich Mielke, vom 
04.07.1981 

„Über die politisch-operativen Aufgaben bei der 
Gewährleistung der territorialen Integrität der DDR 
sowie der Unverletzlichkeit ihrer Staatsgrenze zur 
BRD und zu Westberlin und ihrer Seegrenze". 
Fundstelle{n): Mat A 152 (59 S.) 

Dokumentnummer: 122, Seite 903 

► Erste Durchführungsbestimmung (Vertrauliche 
Verschlußsache — WS — o008 MfS-Nr. 39/81) zur 
Dienstanweisung Nr. 10/81 (VVS- 0 OO 8 MfS-Nr. 38/ 
81) des Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, 
vom 04.07.1981 

„Politisch-operative Aufgaben im Rahmen des An- 
trags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens zur 
Erteilung von Erlaubnissen für den Aufenthalt in den 
Grenzgebieten". 

Fundstelle (n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 123, Seite 961 

► Dritte Durchführungsbestimmung (Vertrauliche 
Verschlußsache — WS — 0 OO 8 MfS-Nr. 40/81) zur 


Dienstanweisunng Nr. 10/81 (VVS- 0 OO 8 MfS-Nr. 38/ 
81) des Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, 
vom 04.07.1981 

„Das politisch-operative Zusammenwirken mit den 
Kräften der Grenztruppen der DDR bzw. den Grenz- 
sicherungskräften der Volksmarine, der Zollverwal- 
tung der DDR und des MdI bei der Sicherung der 
Staatsgrenze und der Gewährleistung des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs an den Grenzübergangsstel- 
len der DDR". 

Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 124, Seite 974 

► Ordnung (Geheime Verschlußsache — GVS — M/S 
o005 — 162/81) vom 29.10.1981 — bestätigt von 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 

„Über die Herstellung und Gewährleistung höherer 
Stufen der Einsatzbereitschaft im Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung und den unterstellten Außen- 
handelsbetrieben" . 

Fundstelle (n): Mat A 121, Bd. 24, S. 1-26. 
Dokumentnummer: 125, Seite 996 

► Verfügung Nr. S 8/81 (Vertrauliche Verschlußsa- 
che — WS B 904 655 und B 904 656) des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Willi Stoph, vom 16.11.1981 
Anordnung über die Führung des Außenhandels im 
Verteidigungszustand und die Unterstellung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 35, 
S. 54-58. 

Dokumentnummer: 126, Seite 1022 

► Zweite Durchführungsbestimmung zum Kulturgut- 
schutzgesetz — Anmeldung und Registrierung von 
geschütztem Kulturgut — vom 02.12.1981 
Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil 1, Nr. 6, 25.02.1982, S. 144-145. 
Dokumentnummer: 127, Seite 1027 

► Weisung des Ministeriums für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung — Der Staatsse- 
kretär — an den Generaldirektor des Außenhandels- 
betriebs Transinter vom 23.12.1981 

Der Generaldirektor des Außenhandelsbetriebs 
Transinter wird beauftragt, die IMES GmbH mit 
Wirkung vom 01.01.1982 zu gründen. Festlegung des 
Unterstellungsverhältnisses und des Aufgabenberei- 
ches der IMES GmbH. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer: 128, Seite 1029 


1982 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur / Kulturgutschutzkommission (Vorsitzender W. 
Schmeichler) und dem AHB Kunst und Antiquitäten 
GmbH (Joachim Parken), o.D. [vermutlich 1982] 
Ausfuhr von Kulturgut durch die Kunst- und Antiqui- 
täten GmbH nur vorbehaltlich einer Genehmigung. 
Mit dieser Vereinbarung wird die Vereinbarung vom 
17.11.1980 außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 129, Seite 1031 
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► Informationsbrief Nr. 1/82 des Ministerium der 
Finanzen / Stellvertreter des Ministers, Walter Schind- 
ler, o.D. [19821 

Vermögensteuer für Kunstgegenstände und Samm- 
lungen. Vermögensteuerbefreiung bzw. -Vergünsti- 
gungen; Begriffsbestimmungen; Ermittlung des ver- 
mögensteuerpflichtigen Wertes. 

Fundsteile(n); Mat B 69. 

Dokumentnummer: 130, Seite 1033 

► Dritte Durchführungsbestimmung zum Kulturgut- 
schutzgesetz — Ausfuhr von Kulturgut — vom 
03.05.1982 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 24, 01.07.1982 (Am 01.10.1982 in Kraft 
getreten.), S. 432-434 
Dokumentnummer: 131, Seite 1040 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur (Dr. Hans-Joachim Hoffmann) und dem Minisfe- 
rium für Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung (Dr. Alexander Schalck-Golodkowski) , o.D. 
[nach 03.05.1982] 

Ausfuhrgenehmigung von geschütztem Kulturgut für 
den AHB Kunst und Antiquitäten GmbH durch das 
Ministerium für Außenhandel (MAH) auf der Grund- 
lage der 3. Durchführungsbestimmung zum Kultur- 
gutschutzgesetz vom 03.07.1980. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 132, Seite 1043 

► Zweite Durchführungsbestimmung (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — o008 MfS-Nr. 48/82) zur 
Dienstanweisung Nr. 10/81 (VVS-0OO8 MfS-Nr. 38/ 
81) des Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, 
vom 18.05.1982 

„Politisch-operative Aufgaben der Aufklärungs- 
diensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT". 
Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 133, Seite 1044 

► Vermerk o.D. [nach 21.06.1982] 

Aufgrund des Beschlusses des Politbüros (Geheime 
Verschlußsache — GVSB 5 — 1317/82) vom 21.6. 1982 
erfolgt die Einsetzung der „Ständigen Arbeitsgruppe 
zur operativen Leitung und Kontrolle der Durchfüh- 
rung der Zahlungsbilanz mit dem nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebiet" unter Leitung von Gerhard Schü- 
rer und Teilnahme von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski. 

Fundstelle(n); Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 32. 
Dokumentnummer: 134, Seite 1056 

► Vereinbarung zwischen dem Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung, dem Ministerium für Nationale 
Verteidigung / STMCTB (Stellvertretender Minister 
und Chef Technik und Bewaffnung), dem Ministerium 
für Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung und dem Bereich Spezieller Außenhandel zur 
Erfüllung der dem Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung von der Partei- und Staatsführung gestellten 
Aufgabe vom 19.07.1982 

Zurverfügungstellung von Lagerfläche durch das 
Ministerium für Nationale Verteidigung sowie Siche- 
rung der Zuführung von Erzeugnissen durch den 
Bereich Spezieller Außenhandel im Ministerium für 
Außenhandel im Auftrag des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung (entsprechend der Vereinbarung zwi- 


schen dem Ministerium für Außenhandel und dem 
Ministerium für Verkehrswesen vom 15.02.1982 [Ge- 
heime Verschlußsache — GVS Rb 1/3 — 157/59]). — 
Die Anlage „Methodische Festlegungen" fehlt. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer: 135, Seite 1058 

► Vierte Durchführungsbestimmung (Vertrauliche 
Verschlußsache — WS — 0OO8 MfS-Nr. 56/82) zur 
Dienstanweisunng Nr. 10/81 (VVS-0OO8 MfS-Nr. 38/ 
81) des Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, 
vom 11.08.1982 

„Die Beantragung und Ausgabe von sowie der 
Umgang mit Berechtigungen zum Betreten bzw. 
Befahren des Grenzgebietes an der Staatsgrenze der 
DDR zur BRD und zu Westberlin durch Angehörige 
des Ministeriums für Staatssicherheit zur Durchfüh- 
rung politisch-operativer und anderer dienstlicher 
Aufgaben". 

Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 136, Seite 1060 

► Vereinbarung zwischen der Kulturgutschutzkom- 
mission des Ministeriums für Kultur (W. Schmeichler) 
und der Kunst- und Antiquitäten GmbH (Joachim 
Parken) vom 00.11.1982 

Genehmigungsvorbehalt der Kulturgutschutzkom- 
mission für die Ausfuhr von Antiquitäten durch die 
Kunst- und Antiquitäten GmbH. Außerkraftsetzung 
der Vereinbarung vom 17.11.1980. 

Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 178-179. 
Dokumentnummer: 137, Seite 1070 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur (Dr. Hans-Joachaim Hoffmann) und dem Ministe- 
rium für Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung (Dr. Alexander Schalck-Golodkowski) vom 
04.11.1982 

Ausfuhrberechtigung von geschütztem Kulturgut für 
die Kunst- und Antiquitäten GmbH und Kontrolle 
durch die Kulturgutschutzkommission des Ministe- 
riums für Kultur. 

Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 177. 
Dokumentnummer: 138, Seite 1072 

► Weisung Nr. 4/82 des Direktors der Kunst- und 
Antiquitäten GmbH, Joachim Parken [vermutlich vom 
10.11.1982] 

Regelung der Umlagerung von Möbeln und Kleinwa- 
ren zum Lager Mühlenbeck der Kunst- und Antiqui- 
täten GmbH durch die Inlandspartner. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 2, 
S. 28-30. 

Dokumentnummer: 139, Seite 1073 

► Regelung für die Durchführung von Exporten Spe- 
zieller Technik in das NSW (nichtsozialistisches Wirt- 
schaftsgebiet) — Streng Geheim — vom 26.11.1982 
Durchführung von Exporten spezieller Technik in das 
NSW auf der Grundlage von Planexporten über den 
Ingenieur-Technischen Außenhandel (ITA), außer- 
halb des Planexports durch die IMES GmbH, deren 
Geschäftsführer dem Staatssekretär für den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel (MAH) unterstellt ist. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer; 140, Seite 1076 


30 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3462 


► Anweisung Nr. 20/82 des Ministeriums der Finan- 
zen (MdF) vom 27.12.1982 

Information über schwerwiegende Steuer- und Abga- 
benverkürzungen. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnuimner: 141, Seite 1083 


1983 

► Ordnung vom 06.03. 1983 [Datierung nach Aussage 
von Waltraud Lisowski] 

„Für die einheitliche Leitung und Kontrolle der Tätig- 
keit der Firmen in der BRD und anderen kapitalisti- 
schen Ländern, die sich im Eigentum der SED befin- 
den". 

Fundstelle(n): Mat A 121; Protokoll Nr. 67, Anlage 3 
Dokumentnummer: 142, Seite 1085 

► Vertrag zwischen dem Staatlichen Kunsthandel der 
DDR und der Kunst- und Antiquitäten GmbH vom 
14.06.1983 

Maximale planmäßige Erwirtschaftung von Valuta- 
mitteln durch den Export von Antiquitäten und 
Gebrauchtwaren in das nichtsozialistische Wirt- 
schaftsgebiet (NSW) und Regelung über die Ausge- 
staltung der Zusammenarbeit des Staatlichen Kunst- 
handels der DDR mit der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH — Aufhebung der Vereinbarung vom 
07.03,1979 

Fundstelle(n): Mat A 5. 2 Js 29/90, ORG. Bd. 1, 
S. 198-199. 

Dokumentnummer: 143, Seite 1094 

► Schreiben [von Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowksi, Kopfleiste fehlt] o.D. [16.06.1983] 
„Grundsätze des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung zur Leitung und Kontrolle der Abteilung Koordi- 
nierungshandel im VE Metallurgiehandel". 
Fundstelle(n): Mat A 5. 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 718, 
S. 39-44; Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 55, S. 259. 
Dokumentnummer: 144, Seite 1097 

► Informationsbrief Nr. 2/83 des Ministeriums der 
Finanzen / Stellvertreter des Ministers, Martin Maa- 
ßen, vom 01.08.1983 „A 63 Vermögensteuer für Kunst- 
gegenstände und Sammlungen . " 

Ergänzende Hinweise zum Informationsbrief 1/82. 
Fundstelle(n): Mat B 69. 

Dokumentnummer: 145, Seite 1103 

► Befehl Nr. 14/83 (Geheime Verschlußsache — GVS 
o008 MfS-Nr. 11/83) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 01.09.1983 

Zur politisch- operativen Sicherung des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung im Ministerium für Außen- 
handel der DDR. Gründungsbefehl für die AG BKK. 
Fundstell e(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 57, 
S. 14-27. 

Dokumentnummer: 146, Seite 1104 

► Erste Durchführungsbestimmung zur Richtline 
Nr. 1/79 (Geheime Verschlußsache — GVS M/S o008 
— 14/83) des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 09.11.1983 

„Über die Registrierung und Führung der IM- Vor- 
läufe, IM-Vorgänge und GMS-Akten, die Erfassung 
der IM-Kandidaten, IM und GMS sowie die Erfassung 


der konspirativen Objekte und konspirativen Woh- 
nungen des MfS". (Überarbeitung der 1. Durchfüh- 
rungsbestimmung vom 08.12.1979). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 147, Seite 1118 

► Dritte Durchführungsbestimmung zur Richtlinie 
Nr.1/79 (Geheime Verschlußsache — GVS M/S o008 
— 15/83) des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 09.11.1983 

„Über den Aufbau und die Führung von Nachweisen 
zu IM und GMS in den operativen Diensteinheiten des 
MfS Berlin und der Bezirksverwaltungen sowie von 
Vorauswahlkarteien zu IM/GMS in den Abteilun- 
gen XII der Bezirksverwaltungen/Hauptabteilung I. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 148, Seite 1139 


1984 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kul- 
tur (Dr. Hans-Joachim Hoff mann) und dem Ministe- 
rium für Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung (Dr. Alexander Schlack-Golodkowski) o.D. 
Delegierung der Genehmigungsbefugnis zur Ausfuhr 
von Kulturgut auf den Staatssekretär im Ministerium 
für Außenhandel, Alexander Schalck-Golodkowski, 
und Regelung der Zusammenarbeit mit der Kulturgut- 
schutzkommission. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 149, Seite 1154 

► Vermerk von Waltraud Lisowski für Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski vom 08.03.1984 
„Provisionsvereinbarungen mit der Simpex GmbH 
und den Firmen in der BRD". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 69. 
Dokumentnummer: 150, Seite 1156 

► Ordnung von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
(VD KoKo l — 5/84) vom 01.06.1984 
Anweisung zur Meldung von Vorkommnissen im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 247-251. 

Dokumentnummer: 151, Seite 1158 

► Vierte Durchführungsbestimmung zum Kulturgut- 
schutzgesetz — Tätigkeit der Kulturgutsachverständi- 
gen — vom 24.09.1984 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 28, 24.10.1984 (Am 01.12.1984 in Kraft 
getreten.), S. 319-321. 

Dokumentnummer: 152, Seite 1163 

► Konzeption zur Steigerung des NSW-Exportes mili- 
tärischer Technik und Bewaffnung für den Zeitraum 
bis 1990. (Geheime Verschlußsache — GVS B 120 — 
3515/84) 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer: 153, Seite 1166 

► Weisung Nr. 3 des Ministeriums für Außenhandel / 
Bereich KoKo vom 30.11.1984 

Gründung der Firma BIEG (Berliner Import- und 
Export Gesellschaft mbH) innerhalb des AHB Trans- 
inter. 
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Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 17-18. 

Dokumentnummer: 154, Seite 1180 


1985 

► Verfügung Nr.,../85 des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, o.D. [1985] 

Bereitstellung von 100 Mio. Valutamark (VM) (zu 
Lasten der operativen Devisenreserve Ende 1985) für 
Sonderimporte zur Versorgung der Bevölkerung. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 18. 

Dokumentnummer: 155, Seite 1182 

► Schreiben von Karl Meier an Manfred Seidel vom 

14.03.1985 

Übermittlung des Entwurfs des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung zur Koordinierung und Siche- 
rung spezieller Auslandsverbindungen zu Firmen, 
Einrichtungen und Personen im nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebiet im Spannungsfall; Auflistung von 
Firmen und Kontaktpersonen als Anlage 1 u. 2. 
Fundstelle(n): Mat B 36/1, Bd. 2, S. 343-357; Mat A 15, 
Bd. IV. 

Dokumentnummer: 156, Seite 1183 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
(Persönlich. Streng geheim) an den Genossen Mini- 
ster, Erich Mielke, vom 12.04.1985 
Koordinierung und Sicherung spezieller Auslandsver- 
bindungen zu Firmen, Einrichtungen und Personen im 
nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet im Spannungs- 
fall. 

Fundstelle(n): Mat B 36/1, Bd. 1, S. 372-377; Mat B 
36/1, Bd. 7. 

Dokumentnummer: 157, Seite 1202 


1986 

► Ordnung Nr. 6/86 (Geheime Verschlußsache — 
GVS M/S o008 — 9/86) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 17.03.1986 

„Ober die Arbeit mit Offizieren im besonderen Einsatz 
des Ministeriums für Staatssicherheit — OibE-Ord- 
nung — Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 

03.05.1986 in Kraft. 

Fundstelle(n): Anlage zu Protokoll Nr. 9; Mat A 5, 2 Js 
7/90, BEWO, Bd. 1460. 

Dokumentnummer: 158, Seite 1208 

► Erste Durchführungsbestimmung (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — o008 — 10/86) zur Ordnung 
Nr. 6/86 des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 17.03.1986 

Fundstelle(n): Anlage zu Protokoll Nr. 9; Mat A 5, 2 Js 
7/90, BEWO, Bd. 1460. 

Dokumentnummer: 159, Seite 1229 

► Zweite Durchführungsbestimmung (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — o008 — 11/86) zur Ordnung 
Nr. 6/86 des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 17.03.1986 

Fundstelle(n): Anlage zu Protokoll Nr. 9; Mat A 5, 2 Js 
7/90, BEWO, Bd. 1460, 

Dokumentnummer: 160, Seite 1233 


► Zweite Durchführungsbestimmung (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — o008 — 44/86) zur Richtlinie 
Nr. 1/79 (Geheime Verschlußsache — GVS M/S o008 
— 1/79) des Ministers für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, vom 05.05. 1986 

„Über die Arbeit mit hauptamtlichen inoffiziel- 
len Mitarbeitern des MfS (HIM). (Überarbeitung der 
2. Durchführungsbestimmung vom 08.12.1979). 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1459. 
Dokumentnummer: 161, Seite 1238 

► Vereinbarung des Ministeriums für Außenhandel / 
Bereich KoKo (Dr. Alexander Schalck-Golodkowski) 
mit dem Ministerium für Kultur (Dr. Dietmar Keller) 
vom 14.05.1986 

Regelung zum Export von Kulturgütern in das nicht- 
sozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW), außerhalb der 
staatlichen Auflagen, über die Kunst- und Antiquitä- 
ten GmbH und Festlegung des Valutagewinnanteils 
des Ministeriums für Kultur. 

Fundstelle(n): Mat A 71, Bd. 728, S. 548-550; Mat A 5, 
2Js 29/90, ORG,Bd.l,S. 140ff.u.S. 187 ff.; Mat A 125, 
Bd. 56, S. 72-74. 

Dokumentnummer: 162, Seite 1301 

► Verfügung Nr. 86/86 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 28.05./ 986 
Zuweisung der vom Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung importierten Steinkohle in die Staatsreserve B. 
Fimdstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 13-14. 

Dokumentnummer: 163, Seite 1304 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium des 
Innern (MDI) (Stellvertreter des Ministers und Leiter 
der Versorgungsdienste, Generalmajor Müller) und 
dem Ministerium für Außenhandel (MAH) / Bereich 
Kommerzielle Koordinierung [Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski] vom 18.08.1986 

Verwertung eingezogener Gegenstände, die sich im 
Bereich des Ministerium des Irmern befinden, durch 
die Kunst- und Antiquitäten GmbH. 

Fundstelle (n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 164, Seite 1306 

► Festlegung des Ministeriums für Außenhandel / 
Bereich Kommerzielle Koordinierung (Manfred Sei- 
del) vom 10.09.1986 

Ausgliederung der Delta Export-Import GmbH aus 
der Kunst- und Antiquitäten GmbH mit Wirkung vom 
01.09.1986. 

Fundstellen(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 146-148. 

Dokumentnummer: 165, Seite 1309 

► Anordnung zur Leitung, Planung und Durchfüh- 
rung des speziellen Exports in die Teilnehmerstaaten 
des Warschauer Vertrages, andere sozialistische Län- 
der, Entwicklungsländer und progressive nationale 
Befreiungsbewegungen sowie zu Hilfslieferungen 
und -leistungen an Entwicklungsländer und für pro- 
gressive nationale Befreiungsbewegungen (Vertrauli- 
che Verschlußsache — WS B 950 260) vom 

30.09.1986 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer: 166, Seite 1312 
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► Ordnung zur Leitung, Planung und Durchführung 
des speziellen Exports in die Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrages, andere sozialistische Länder, 
Entwicklungsländer und progressive nationale Befrei- 
ungsbewegungen sowie zu speziellen Hilfslieferun- 
gen und -leistungen an Entwicklungsländer und für 
progressive nationale Befreiungsbewegungen — Spe- 
zielle Exportordnung — (Vertrauliche Verschlußsache 

— WS B 950 261) o.D, (vermutlich 30.09J986) 
Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8, 
Dokumen tnummer: 167, Seite 1314 

► Anhang: Zu Aufgaben des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung des Ministeriums für Außenhandel im 
Rahmen der Speziellen Exportordnung (Vertrauliche 
Verschlußsache — WS B 950 254) o.D. (vermutlich 
30,09,1986) 

Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG, Bd. 8. 
Dokumentnummer: 168, Seite 1329 

► Fünfte Durchführungsbestimmung zum Kulturgut- 
schutzgesetz — Befugnisse des Kurators bei der ord- 
nungsgemäßen Verwaltung von gefährdetem Kultur- 
gut — vom 06.10,1986 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 32, 29.10.1986 (Am 15.11.1986 in Kraft 
getreten.), S. 423-424. 

Dokumentnummer: 169, Seite 1331 

► Weisung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung, Der Staatssekretär, Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski, an den Generaldirektor des AHB (Au- 
ßenhandelsbetrieb) IMES, Erhard Wiechert, vom 
14.10.1986 

„Zur Erhöhung von Ordnung und Sicherheit in der 
Kommerziellen Arbeit". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 52. 
Dokumentnummer: 170, Seite 1333 

► Verfügung Nr. 117186 (Geheime Verschlußsache 

— GVS B2 — 1105/86) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 14.11.1986 

Entnahme von Waffen aus der Staatsreserve A für den 
Export. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 12. 

Dokumentnummer: 171, Seite 1337 

► Verfügung Nr. 178/86 (Geheime Verschlußsache 

— GVS B2 — 1106/86) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 14.11.1986 

Zuweisung von Beständen der Staatsreserve A gemäß 
Beschluß des Politbüros des ZK der SED an den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zur Erwirtschaf- 
tung von Devisen. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 8-9. 

Dokumentnummer; 172, Seite 1338 

► Verfügung Nr. 179/86 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 14.11.1986 
Zuweisung von Beständen der Staatsreserve B an den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zur Erwirtschaf- 
tung von Devisen. 

Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 11. 

Dokumentnummer: 173, Seite 1340 


► Verfügung Nr. 181/86 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 18.11.1986 
Verlängerung und Ergänzung des Abkommens zwi- 
schen der DDR und der VR Angola über die Beschäf- 
tigung von Angolanern in Betrieben der DDR. 
Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 10. 

Dokumentnummer: 174, Seite 1342 


1987 

► Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Anti- 
quitäten (Joachim Parken) und der Abt. Finanzen 
beim Rat des Bezirks Leipzig (Frau Nickel) vom 
00.00.1987, bestätigt durch das Ministerium der 
Finanzen (MdF) und das Ministerium für Außenhan- 
del / Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Erwirtschaftung außerplanmäßiger Valutamittel für 
die Volkswirtschaft der DDR durch Vermarktung von 
vom Rat des Bezirks bereitgestellter Warenfonds im 
nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW). — 
Diese Vereinbarung wurde am 19.01.1990 durch den 
Kommissarischen Leiter des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung, Prof. Dr. Karl -Heinz Gerstenberger, 
außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle (n): Mat A 12, Bd. 16 
Dokumentnummer: 175, Seite 1343 

► Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Anti- 
quitäten (Joachim Parken) und der Abt. Finanzen 
beim Rat des Bezirkes Karl-Marx-Stadt (Herrn Schö- 
nach) vom 00.00.1987, bestätigt durch das Ministe- 
rium der Finanzen (MdF) und das Ministerium für 
Außenhandel Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Erwirtschaftung außerplanmäßiger Valutamittel für 
die Volkswirtschaft der DDR durch Vermarktung von 
vom Rat des Bezirks bereitgestellter Warenfonds im 
nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet (NSW). — 
Diese Vereinbarung wurde am 19.01.1990 durch den 
Kommissarischen Leiter des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung, Prof. Dr. Karl-Heinz Gerstenberger, 
außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat A 12, Bd. 16 
Dokumentnummer: 176, Seite 1346 

► Schreiben von Manfred Seidel an den Generaldi- 
rektor der Kunst- und Antiquitäten GmbH, Joachim 
Parken, vom 08.01.1987 

Verwertung von Waren aus den Asservaten der 
Schutz- und Sicherheitsorgane der DDR. 
Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 177, Seite 1349 

► Schreiben vom Leiter des Sekretariats des Mini- 
sterrates, Kurt Kleinert, an Willi Stoph und Werner 
Krolikowski vom 14.01.1987 und Verfügung Nr. 5/87 
des Vorsitzenden des Ministerrates, Willi Stoph, vom 
14.01.1987 als Anlage 

Verlängerung und Ergänzung des Abkommens zwi- 
schen der DDR und der SR Vietnam über die Beschäf- 
tigung von Vietnamesen in Betrieben der DDR; anlie- 
gend Verfügung Nr. 5/87 vom 14.01.1987. 
FundsteUe(n); Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 34; Mat B 
34, Anlage 14; Mat A 50, Anlage 15; 

Signatur: BArchP, C-20, St 129. 

Dokumentnummer: 178, Seite 1350 
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► Verfügung Nr. 16/87 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates vom 27.01.1987 [unterzeichnet von Werner 
Krolikowskij 

Zuweisung der vom Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung importierten Steinkohle und anderer Güter in die 
Staatsreserve B. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 34, 
Anlage 15; Mat A 50, Anlage 16; 

Signatur: BArchP, C-20, St 129. 

Dokumentnummer: 179, Seite 1354 

► Befehl Nr. 2/87 (Geheime Verschlußsache — GVS 

— o008 MfS-Nr. 2/87) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 12.03.1987 
Koordinierung der Aufgaben und Maßnahmen zur 
Beschaffung von Embargowaren aus dem nichtsozia- 
listischen Wirtschaftsgebiet. 

Fundstelle(n): Mat A 15, Bd. 5. 

Dokumentnummer: 180, Seite 1356 

► Vereinbarung zwischen dem Ministerium für 
Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koordinierung 
(Manfred Seidel) und dem Rat der Stadt Dresden 
(Wolfgang Berghofer) vom 19.03.1987 
Erwirtschaftung außerplanmäßiger Valutamittel für 
die Volkswirtschaft der DDR durch Bereitstellung von 
exportfähigen Waren durch den Rat der Stadt Dresden 
für den Export in das nichtsozialistische Wirtschafts- 
gebiet (NSW). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 202-203. 

Dokumentnummer: 181, Seite 1359 

► Verordnung über den Verkehr mit Schußwaffen, 
patronierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen 

— Schußwaffenverordnung — vom 26.03.1987 
Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 11, S. 131-134. 

Dokumentnummer: 182, Seite 1361 

► Erste Durchführungsbestimmung zur Schußwaf- 
fenverordnung — Verkehr mit Schußwaffen und pa- 
tronierter Munition — vom 26.03.1987 
Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil 1, Nr. 11, S. 134-137. 

Dokumentnummer: 183, Seite 1365 

► Zweite Durchführungsbestimmung zur Schußwaf- 
fenverordnung — Verkehr mit Schußgeräten und 
Kartuschen — vom 26.03.1987 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil I, Nr. 11, S. 138-139. 

Dokumentnummer: 184, Seite 1369 

► Vorgang über die Veränderung der Abwicklung 
des Genex-Geschenkdienstes vom 03.04.1987 bis 
19.08.1988 — Schreiben von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski an Dr. Günter Mittag vom 03.04.1987, 

28.12.1987 und 05.08.1988, Schreiben von Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski an Erich Mielke vom 

10.02.1988, Devisenrechtliche Genehmigung 
Nr, 10185 (Entwurf), Schreiben von Heinz Wildenhain 
an Dr. Alexander Schalck-Golodkowski vom 

29. 07. 1 988, Vorlage für das Politbüro des ZK der SED, 
ADN'Information vom 19.08.1988, Übereinkunft mit 
der Bundesrepublik Deutschland zur Erweiterung des 


Genex-Geschenkdienstes, Erklärungen von Dr. Wal- 
ter Priesnitz und RA Prof. Dr. Wolf gang Vogel 
Fundstelle(n): Mat A 21, Bd. 2, S. 782-830. 
Dokumentnummer: 185, Seite 1371 

► Richtlinie des Ministeriums der Finanzen, Der 
Minister, Höfner, für die Tätigkeit der Steuerfahndung 
vom 20,04.1987 

Aufgaben und Verantwortung der Steuerfahndung 
und Regelung der Zusammenarbeit mit anderen Kon- 
trollorganen. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 186, Seite 1420 

► Vorlage für das Politbüro des ZK der SED (Vertrau- 
liche Verschlußsache — WS B 2 — 466/87) vom 

20.05.1987 

Entnahme von Waffen aus der Staatsreserve A für den 
Export. 

Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer: 187, Seite 1430 

► Fünfte Durchführungsbestimmung (Geheime Ver- 
schlußsache — GVS — o008 MfS-Nr. 7/87) zur Dienst- 
anweisunng Nr. 10/81 (VVS-0OO8 MfS-Nr. 38/81) des 
Ministers für Staatssicherheit, Erich Mielke, vom 

26.06.1987 

„Sicherung des Verbindungswesens über operative 
Grenzschleusen an der Staatsgrenze der DDR zur BRD 
und zu Berlin (West)". 

Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 188, Seite 1433 

► Schreiben von Dr. Günter Mittag an den General- 
sekretär des ZK der SED, Erich Honecker, vom 

26.08.1987 

Gemeinsame Vorschläge des Ministers für Staatssi- 
cherheit, Erich Mielke, des Leiters der Zollverwal- 
tung, Stauch, und des Leiters des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung, Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, zur Veränderung der Einfuhrbestimmungen 
im grenzüberschreitenden Verkehr. 

Fundstelle(n): Mat A 84, Bd. 15, S. 41-62. 
Dokumentnummer: 189, Seite 1438 

► Verfügung Nr. 132/87 (Geheime Verschlußsache 
— GVS B2 — 921/87) des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Willi Stoph, vom 07.09.1987 

Entnahme von Munition aus der Staatsreserve A für 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
FundsteUe(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 7. 

Dokumentnummer: 190, Seite 1460 

► Mitteilung des Generaldirektors der Kunst- und 
Antiquitäten GmbH, Joachim Farken, an das Ministe- 
rium für Außenhandel / Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung, Manfred Seidel, vom 23.11.1987 
Kündigung der Vereinbarung zwischen dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und dem Ministerium 
des Innern über die Verwertung eingezogener 
Gegenstände vom 18.08.1986. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 191, Seite 1461 
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1988 

► Weisung Nr, 6/88 [Kopfleiste fehlt] von Dr, Alexan- 
der SchaJck-GoIodkowski über die Durchführung von 
Importen innerhalb des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung o,D, 

Grundsätze und Finanzierungsquellen für Importge- 
schäfte; Aufhebung der Weisungen 6/80 und 2/87. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 29-35; Mat B 36/1, Bd. 2, S. 709-715. 
Dokumentnummer: 192, Seite 1464 

► Verfügung Nr. 62/88 (Geheime Verschlußsache — 
GVS B5 — 0559/88) des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes, Willi Stoph, vom 07.04,1988 

Bestätigung des Valutaplans NSW (nichtsozialisti- 
sches Wirtschaftsgebiet). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 6. 

Dokumentnummer: 193, Seite 1471 

► Verfügung Nr. 82/88 (Geheime Verschlußsache — 
GVS B 2 — 464/88) des Vorsitzenden des Ministerra- 
tes, Willi Stoph, vom 18,05.1988 

Lieferung von Waffen und Gewährung eines Regie- 
rungskredits an Äthiopien. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 4-5. 

Dokumentnummer: 194, Seite 1473 

► Festlegung über Verrechnungen zwischen dem 
Ministerium für Außenhandel / Bereich Kommerzielle 
Koordinierung und dem Rat der Stadt Dresden vom 
01.06.1988 auf der Grundlage einer Vereinbarung 
vom 19.09.1987 

Verrechnungs verfahren für die vom Rat der Stadt 
Dresden zur Verfügung gestellten Waren für die 
Kunst- und Antiquitäten GmbH bzw. für die Importe 
für den Rat der Stadt Dresden. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 1, 
S. 204. 

Dokumentnummer: 195, Seite 1475 

► Befehl Nr. 12/88 (Geheime Verschlußsache — GVS 
— o008 MfS-Nr. 14/88) des Ministers für Staatssicher- 
heit, Erich Mielke, vom 21.06.1988 
Politisch-operative Sicherung des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 
(MAH) und der dem Bereich unterstellten Außenhan- 
delsbetriebe und Vertretergesellschaften; Außer- 
kraftsetzung der Befehle Nr. 12/78 und Nr. 14/83. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 54, 
S. 112-127; Mat B 36/1 Bd. 1, S. 107-122 
Dokumentnummer: 196, Seite 1476 

► Änderung der Vereinbarung vom 14.05.1986 des 
Ministeriums für Außenhandel / Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung (Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski) mit dem Ministerium für Kultur (Dr. Dietmar 
Keller) vom 01.07.1988 

Neufestlegung des Valutagewinnanteils des Ministe- 
riums für Kultur für den Export von Kulturgütern in das 
nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW). 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG. Bd. 1, 
S. 143-144. 

Dokumentnummer: 197, Seite 1492 


► Verfügung Nr. 1 12/88 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 12.07.1988 
Entnahme von Rohstoffen aus der Staatsreserve A für 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
Fundstelle(n): Mat B 34, Anlage 16; Mat A 50, An- 
lage 17; 

Signatur: BArchP, C-20, St 141. 

Dokumentnummer: 198, Seite 1494 

► Schreiben (Abschrift) [Kopfleiste unvollständig, 
mit Hinweis auf die Kunst- und Antiquitäten GmbH] 
von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski an den Stell- 
vertretenden Minister für Kultur, Dr. Dietmar Keller, 
vom 25.07.1988 

Vorschlag zur Steigerung des Exports zeitgenössi- 
scher Kunst und Festlegung des Anteils am Valutage- 
winn für das Ministerium für Kultur (Anlage fehlt). 
Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 199, Seite 1495 

► Verfügung Nr. 146/88 des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 21.09.1988 (entsprechend 
dem Befehl des Ministerrates 2-94 5.b / 88) 
Entnahme von Fleischwaren aus der Staatsreserve B. 
Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, S. 3; 
Mat B 34, Anlage 17; Mat A 50, Anlage 18; 

Signatur: BArchP, C-20, St 141. 

Dokumentnummer: 200, Seite 1496 

► Weisung Bereich Kommerzielle Koordinierung / 
Der Staatssekretär, Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski vom 01.1 1.1988 

Regelmäßige Duchführung der Schulung der Reiseka- 
der im Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 39-41. 

Dokumentnummer: 201, Seite 1497 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an den Generalsekretär des ZK der SED, Erich 
Honecker, vom 09.12.1988 

Rechenschaftsbericht über die Tätigkeit der Parteifir- 
men; Aufstellung der Einnahmen für den disponiblen 
Fonds der SED und deren Verwertung; Auflistung der 
im Besitz der Partei befindlichen Firmen. 
Fundstelle(n): Mat A 18/1, Bd. 4, S. 26-42; Mat B 9, 
Anlage 5. 

Dokumentnummer: 202, Seite 1500 

► Dienstanweisung Nr. 2/88 (Vertrauliche Ver- 
schlußsache — VVS-O008 MfS-Nr. 78/88) des Mini- 
sters für Staatssicherheit, Erich Mielke, vom 
10.12.1988 

„Zurückdrängung von Antragstellungen auf ständige 
Ausreise nach nichtsozialistischen Staaten und West 
berlin sowie zur vorbeugenden Verhinderung, Auf- 
klärung und Bekämpfung damit im Zusammenhang 
stehender feindlich-negativer Handlungen", 
Fundstelle(n): Mat A 152. 

Dokumentnummer: 203, Seite 1511 

► Weisung Nr. 7/88 [Kopfleiste fehlt] von Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski vom 13.12.1 988 

„ Planung und Abwicklung von Investitionen der AHB 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung". 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 71a, 
S. 22-28; Mat B 36/1, Bd. 2, S. 819 ff. 
Dokumentnummer: 204, Seite 1586 
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► Vertrag zwischen der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH und dem VEB (K) Antikhandel Pirna vom 
30.12,1988 

Regelung der Zusammenarbeit beim An- und Verkauf 
von Antiquitäten, Gebrauchtwaren und anderer für 
den Export geeigneter Erzeugnise. Außerkraftset- 
zung des Vertrages vom 27.01.1977. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd, 2, 
S. 92-93. 

Dokumentnummer: 205, Seite 1593 


1989 

► Betriebsanweisung Nr, 2/89 des VEB (K) Antikhan- 
del Pirna vom 29.03.1989 

Einführung einer neuen Lagerordnung und Regelung 
der Zusammenarbeit mit dem Zentrallager Mühlen- 
beck der Kunst- und Antiquitäten GmbH. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG, Bd. 2, 
S. 25-27. 

Dokumentnummer: 206, Seite 1603 

► Mitteilung des Bereichs II der Kunst- und Antiqui- 
täten GmbH, Klaus-Dieter Richter, an den Generaldi- 
rektor der Kunst- und Antiquitäten GmbH, Joachim 
Forken, vom 11.04.1989 

Entwurf einer Vereinbarung zwischen der Kulturgut- 
schutzkommission und der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH über die Ausfuhr von geschütztem Kultur- 
gut. 

Fundstelle(n): Mat A 125. Bd. 56, S. 158-161. 
Dokumentnummer: 207, Seite 1606 

► Vertragsentwurf zwischen dem Ministerium für 
Kultur/ Kulturgutschutzkommission (Vorsitzender W. 
Schmeichler) und dem AHB Kunst und Antiquitäten 
GmbH (Joachim Parken) im Rahmen des Gesetzes 
zum Schutz des Kulturguts der DDR sowie zur Durch- 
führung der am (Datum) zwischen dem Minister für 
Kultur und dem Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel (MAH) getroffenen Vereinbarung o.D. 
[vermutlich 00.04.1989] 

Export von Kulturgut nur nach vorheriger Prüfung 
durch den AHB Kunst und Antiquitäten GmbH und 
einer von diesem veranlaßten Begutachtung durch die 
Kulturgutschutzkommission. Mit der Unterzeichnung 
dieses Vertrags wird die Vereinbarung vom 
04.11.1982 außer Kraft gesetzt. 

Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 208, Seite 1610 

► Verfügung Nr. 50/89 (Vertrauliche Verschlußsache 
— WS — b2 — 403/89) des Vorsitzenden des Mini- 
sterrates, Willi Stoph, vom 20.04.1989 
Entnahme von Rohstoffen aus der Staatsreserve A für 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4. 
Dokumentnummer: 209, Seite 1613 

► Anweisung Nr. 2/89 (Abschrift) des Ministeriums 
der Finanzen / Der Minister, Ernst Höfner, vom 
24.05.1989 

Informationspflichten beim Vorliegen von Steuer- und 
Abgabenverkürzungen gemäß § 176 Strafgesetzbuch; 
Außerkraftsetzung der Anweisung Nr. 20/82 des 
Ministers der Finanzen vom 27.12.1982. 


Fundstelle(n): Mat D, Bd. 1. 

Dokumentnummer: 210, Seite 1614 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an das Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der 
SED, Günter Mittag, vom 28.00.1989 und Entwurf 
„ Beschluß des Ministerrates zur Verordnung über den 
volkseigenen Außenhandelsbetrieb " 

Zurückweisung einer von Günther Kleiber [Stellver- 
tretender Vorsitzender des Ministerrates] initiierten 
Änderung des Unterstellungsverhältnisses der Außen- 
handelsbetriebe unter Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 74a, 
S. 125-135. 

Dokumentnummer: 211, Seite 1617 

► Schreiben des Ministers für Kultur, Dr. Hans- 
Joachim Hoff mann, an den Minister für Außenhandel 
Dr. Gerhard Beil vom 15.08.1989 

Entwurf einer Vereinbarung über die Delegierung der 
Genehmigungsbefugnis zur Ausfuhr von Kulturgut 
(entsprechend § 9 Abs. 1 und 2 der 3. Durchführungs- 
bestimmung des Kulturgutschutzgesetzes) vom Mini- 
ster für Kultur an den Leiter des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung; Wahrnehmung der Aufgaben 
durch den AHB Kunst und Antiquitäten GmbH. Der 
zwischen den Partnern der Vereinbarung am 
04.11.1982 geschlossene Vertrag tritt hiermit außer 
Kraft. 

Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 147-150. 
Dokumentnummer: 212, Seite 1628 

► Schreiben an den Vorsitzenden der Ministerrates, 
Willi Stoph, vom 21.09.1989 

Festlegungen zur Durchsetzung des Kulturgutschutz- 
gesetzes beim Export von Kulturgütern durch die 
Kunst- und Antiquitäten GmbH. 

Fundstelle(n): Mat A 125, Bd. 56, S. 166-167. 
Dokumentnummer: 213, Seite 1632 

► Verfügung Nr. 124/89 (Geheime Verschlußsache 
— GVS b2 — 65 — 0909/89) des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Willi Stoph, vom 21.09.1989 
Bestätigung des Valutaplans NSW (nichtsozialisti- 
sches Wirtschaftsgebiet). 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 4, 
S. 1. 

Dokumentnummer: 214, Seite 1634 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an den Generalsekretär des ZK der SED, Egon Krenz, 
vom 19.10.1989 

Vorlage für das Politbüro des ZK der SED: Unterstel- 
lung des Bereichs Kommerzielle Koordinierung unter 
den Generalsekretär des ZK der SED. 

FundsteUe(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 35, S. 2 
und 4-5. 

Dokumentnummer: 215, Seite 1635 

► Protokoll Nr. 45 der Sitzung des Politbüros des ZK 
der SED vom 24.10.1989 

Unterstellung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung unter den Generalsekretär des ZK der SED, Egon 
Krenz. 

Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer: 216, Seite 1638 
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► Beschluß des Politbüros des ZK der SED (Vertrau- 
liche Verschlußsache — WS ZK 02 — Politbüro- 
Beschlüsse — 2./652 45/89) vom 24,10.1989 
Unterstellung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung unter den Generalsekretär des ZK der SED. 
Entscheidungen, die dem Generalsekretär vorgelegt 
werden, sind auch dem Vorsitzenden des Ministerra- 
tes zur Kenntnis zu geben. 

Fundstelie(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 35, 
S. 8. 

Dokumentnummer: 217, Seite 1643 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an den Generalsekretär des ZK der SED, Egon Krenz, 
vom 25.10.1989 

Entwurf für die Änderung der Aufgaben und Arbeits- 
weise der Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der 
SED „BRD/Westberlin“. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd, 51, S. 47 
u. 43-45 

Dokumentnummer; 218, Seite 1644 

► Vorlage für das Politbüro des ZK der SED (Behan- 
delt Protokoll Nr. 47/14 vom 31.10.1989) o.D. 
„Festlegungen zu den Aufgaben und der Arbeits- 
weise der Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der 
SED zur Koordinierung grundsätzlicher Fragen in den 
Beziehungen der DDR gegenüber der BRD und West- 
berlin". 

Fundstelle(n): Mat A 176. 

Dokumentnummer; 219, Seite 1648 

► Vereinbarungsentwurf zwischen dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung (Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski) und dem Ministerium für Kultur (Dr. 
Hans-Joachim Hoff mann) vom 01.11.1989 
Regelung zum Export von Kulturgütern in das nicht- 
sozialistische Wirtschaftsgebiet (NSW), außerhalb der 
staatlichen Auflagen, über die Kunst- und Antiquitä- 
ten GmbH und Festlegung des Valutagewinnanteßs 
des Ministeriums für Kultur. 

Fundstelle(n); Mat A 71, Bd, 728, S. 514-515, 
Dokumentnurruner; 220, Seite 1650 

► Vorlage für das Politbüro des ZK der SED vom 

03.11.1989 

„Regelungen für die Betreuung und Versorgung der 
Bewohner des Innenrings im Wohnobjekt Wand- 
litz " . 

Fundstelle(n); Mat A 176. 

Dokumentnummer; 221, Seite 1654 

► Schreiben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
an den Generalsekretär des ZK der SED, Egon Krenz, 
vom 22.11.1989 

Entwurf einer Weisung für den Vorsitzenden des 
Ministerrates zur Bildung eines Staatssekretärsaus- 
schusses unter der Leitung von Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 51, 
S. 8-11. 

Dokumentnummer: 222, Seite 1659 

► Aussprachevermerk HA Kader und Schulung im 
Amt für Nationale Sicherheit (AfNS) vom 

27.11.1989 

Gespräch zwischen Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, Manfred Seidel und [Gen. Lt. Günter] Möller 


über die Entlassung und Versorgung der Offiziere im 
besonderen Einsatz (OibE) im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung. 

Fundstelle(n); Mat A 121. 

Dokumentnummer: 223, Seite 1663 

► Verfügung des Ministeriums der Finanzen und 
Preise / Der Minister, Nickel, vom 03.12.1989 
Sperrung aller Konten von Betrieben, Institutionen, 
gesellschaftlichen Organisationen sowie Bezirken. 
FundsteUe(n); Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 39, 
S. 129. 

Dokumentnummer; 224, Seite 1669 

► Anordnung des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Dr. Hans Modrow, vom 03.12.1989 

Verbot der Einsichtnahme in die Geschäftsakten der 
Hauptabteilung I des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung „aus Gründen der nationalen Sicherheit". 
Fundstelle(n); Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 39, 
S. 158-161. 

Dokumentnummer: 225, Seite 1670 

► Gemeinsame Anweisung des Ministeriums der 
Finanzen und Preise / Der Minister, Nickel, und des 
Ministeriums für Außenwirtschaft / Der Minister, Dr. 
Gerhard Beil, vom 06.12.1989 

Einsetzung von Prof. Dr. Karl-Heinz Gerstenberger als 
Kommissarischer Leiter des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 39. 
Dokumentnummer: 226, Seite 1675 

► Beschluß Nr. 4/3/89 des Ministerrates vom 

07.12.1989 

„Einordnung der Einrichtungen des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung in die zuständigen Bereiche 
der Außenwirtschaft und des Finanzwesens". 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1510, 
S. 2-3; Mat A 50, Anlage 19; 

Signatur: BArchP, C-20, 13-2876, S. 59f. 
Dokumentnummer: 227, Seite 1676 

► Schreiben vom Kommissarischen Leiter des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung, Prof. Dr. Karl- 
Heinz Gerstenberger, an den Minister für Außenwirt- 
schaft, Dr. Gerhard Beil, vom 08.12.1989 

Bitte, die „ausschließlich für das Amt für Sicherheit" 
arbeitende Hauptabteilung I des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung einer Überprüfung zugänglich 
zu machen. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 718, 
S. 81. 

Dokumentnummer: 228, Seite 1678 

► Beschluß Nr. 6/1. 4. 6 /89 des Ministerrates vom 

14.12.1989 

Bildung einer „Sonderkommission des Ministerrates 
zur Untersuchung von Amtsmißbrauch und Korrup- 
tion im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung". 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 39. 
Dokumentnummer: 229, Seite 1679 

► Vermerk von Dr. Herta König vom 18.12.1989 
Aussagen über die Finanzbeziehungen, die zwischen 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung und dem 
Bereich Finanzen der Außenwirtschaft und Valuta- 
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Planung des Ministeriums der Finanzen abgewickelt 
wurden. 

Fundstelle (n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 49, 
S. 130-132. 

Dokumentnummer: 230, Seite 1681 

► Schreiben des Ministerium der Finanzen und 
Preise / Der Beauftragte des Ministers, Niesen, vom 

20.12.1989 

Vorschlag zur „Neufestlegung der Verantwortung 
und Abgrenzung der Eigentumsverhältnisse von 
Betrieben des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
über deren Gewinn bisher die SED verfügt hat". 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, ORG, Bd. 55, 
S. 277-279; Protokoll Nr. 67, Anlage 1. 
Dokumentnummer: 231, Seite 1684 

► Beschluß Nr. 1122189 des Ministerrates vom 

21.12.1989 

Aufgaben und Zusammensetzung der „Sonderkom- 
mission des Ministerrates zur Untersuchung von 
Amtsmißbrauch und Korruption im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung". 

Fundstelle(n): Mat B 12, Anlage 5. 
Dokumentnummer: 232, Seite 1687 

► Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Dr. Hans Modrow, vom 00.12.1989 [wurde nicht erlas- 
sen] 

Auflösung der Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
und Überprüfung durch die Staatliche Finanzrevision. 
Außerkraftsetzung der Verfügung 129/72 des Vorsit- 
zenden des Ministerrates vom 14.09.1972. 
Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 1510, 
S. 4-5. 

Dokumentnummer: 233, Seite 1690 


1990 

► Protokollauszug, 5. Sitzung des Runden Tisches, 
03.01.1990. 

Bitte um Vorlage des Konzeptes zur Auflösung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung. 

Fundstelle(n); Mat A 50, Anlage 20; 

Signatur: BArchP, A-3, 5. 

Dokumentnummer: 234, Seite 1692 

► Beschluß Nr. 9f 1211990 des Ministerrates vom 

13.01.1990 

Vorschläge für die Abnahme von Abfallstoffen aus 
dem Ausland, insbesondere der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Fundstelle(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 786, 
S. 1-8. 

Dokumentnummer: 235, Seite 1693 

► Beschluß Nr. 15 f 1 a f 90 des Ministerrates vom 

22.02.1990 


„Einschätzung der Lage und Auswertung des Runden 
Tisches". 

FundsteUe(n): Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO, Bd. 718, 
S. 83-87. 

Dokumentnummer: 236, Seite 1707 

► Beschluß Nr. 16 f 7 f 90 des Ministerrates vom 

01.03.1990 

„Beschluß zur Gründung einer Anstalt zur treuhände- 
rischen Verwaltung des Volkseigentums und Verord- 
nung zur Umwandlung von volkseigenen Kombina- 
ten, Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesell- 
schaften". 

Fundstelle(n): Mat B 12, Anlage 6; Mat A 5, 2 Js 7/90, 
BEWO, Bd. 815, S. 14-18. 

Dokumentnummer: 237, Seite 1712 

► Bericht der Sonderkommission des Ministerrates 
vom 12.03.1990 

„ Mündlicher Bericht der Sonderkommission des Mini- 
sterrates zur Untersuchung von Amtsmißbrauch und 
Korruption im Zusammenhang mit der Tätigkeit des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung vor dem Run- 
den Tisch". 

Fundstelle(n): Mat A 18/1, Bd. 4, S, 37-54. 
Dokumentnummer: 238, Seite 1717 

► Beschluß Nr. 18/lla/90 des Ministerrates vom 

15.03.1990 

Beschluß zu den „Berichten über die Untersuchung 
von Amtsmißbrauch und Korruption im Zusammen- 
hang mit der Tätigkeit des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung und über die Eingliederung dieses 
Bereichs und seiner Betriebe in die Volkswirtschaft 
der DDR". 

Fundstelle(n): Mat B 9; Mat A 50, Anlage 21; 
Signatur: BArchP, C-20, 1/3-2936, S. 42-44. 
Dokumentnummer: 239, Seite 1735 

► Beschluß 18fllbf90 des Ministerrates vom 

15.03.1990 

Beschluß „Zum Abschlußbericht der zeitweiligen 
Untersuchungsabteilung beim Ministerrat zur Prü- 
fung von Amtsmißbrauch und Korruption vom 
12.03.1990". 

Fundstelle (n): Mat B 12, Anlage 7. 
Dokumentnummer: 240, Seite 1738 

► Konzeption zur Bildung der Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH (BHFG) o.D. [vor 
29.03.1990] 

Fundstelle(n): Mat B 45, S. 35-38. 

Dokumentnummer: 241, Seite 1755 

► Beschluß des Ministerrates vom 16.05.1990 
Aufhebung der Schweigepflicht von hauptamtlichen 
und inoffiziellen Mitarbeitern des MfS. 

Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, 
Teil 1, Nr. 27, S. 250. 

Dokumentnummer: 242, Seite 1759 


38 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/3462 


Erläuterung der Fundstellenhinweise des 
Dokumentenbandes 

► Mat A 5 (Beweisbeschluß 12-3) 

Ermittlungs-Akten der Staatsanwaltschaft beim Kam- 
mergericht Berlin Bd, 1-68; Hauptakten Staatsanwalt- 
schaft, Beweismittelordner 1-1 92b. 

► Mat A 5,2 Js 7/90, ORG 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Ermittlungsakten 2 Js 7/90 (Sammelverfahren 
Kommerzielle Koordinierung). 

► Mat A 5, 2 Js 7/90, BEWO 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Beweismittelordner 2 Js 7/90 (Sammelverfah- 
ren Kommerzielle Koordinierung), 

► Mat A 5, 2 Js 29/90, ORG 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Ermittlungsakten 2 Js 29/90 (Komplexverfah- 
ren Kunst und Antiquitäten). 

► Mat A 5, 2 Js 8/91, ORG 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin; Ermittlungsakten 2 Js 8/91 (Trennverfahren 
IMES). 

► Mat A 12 (Beweisbeschluß 12-9) 
Öbersendungsschreiben vom Bundesministerium der 
Finanzen vom 30.07.1991: Aktendes Ministeriums der 
Finanzen der ehemaligen DDR (21 Ordner). 

► Mat A 15 (Beweisbeschlüsse 12-10 und 12-28) 
Übersendungschreiben Bundesministerium der Justiz 
vom 07.08,1991 

— 2 Bände Sachakten der Bundesanwaltschaft Karls- 
ruhe betr. Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 

— Blattsammlung mit neun Berichten des General- 
bundesanwalts an den Bundesminister der Justiz 
(teilweise VS-eingestuft) 

— Papier betr. aktueller Stand der Vorermittlungen 
zu Dr. Schalck-Golodkowski. 

Übersendungsschreiben Bundesministerium der Ju- 
stiz vom 09,10.1991: Sachakten des Generalbundes- 
anwalts betr. Dr. Schalck-Golodkowski (1 Ordner 
VS-Geheim, 8 Ordner offen). 

► Ma^ A 18/1 (Beweisbeschluß 12-9) 
Übersendungsschreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 12.08.1991: 

— Akten, Bundesministerium der Finanzen, Abtei- 
lung VIII (Bundesbeteiligungen und Treuhandan- 
stalt) Ordner BMF 4 

— Heft Unterlagen Bundesministerium der Finanzen 
Abteilung VII aus Außenstelle (BMF- AST 75). 

► Mat A 21 (Beweisbeschluß 12-29) 
Übersendungsschreiben Bundesministerium des In- 
nern vom 09.08.1991: Akten des Bundesministeriums 
des Innern (Abteilung IS) betr. 

— SED-Tarnunternehmen, DKP und deren Finanzie- 
rung 

— Auflösung des MfS; Bereich Finanzvermögen 
KoKo. 


► Mat A 43 (Beweisbeschluß 12-17) 
Übersendungsschreiben Bundesministerium des In- 
nern vom 23.08,1991: 8 Ordner Kommunistische Wirt- 
schaftsunternehmen. 

► Mat A 50 (Beweisbeschluß 12-21) 
Übersendungschreiben Bundesministerium des In- 
nern (ohne Datum): Bericht des Bundesarchivs mit 
23 Anlagen mit Dokumenten des Ministerrates der 
ehemaligen DDR (u. a, Sitzungsprotokolle und Verfü- 
gungen). 

► Mat A 71 (Beweisbeschluß 12-75) 
Übersendungsschreiben Bundesministerium der Fi- 
nanzen vom 17.10.1991: Schriftstücke aus dem 
Bereich KoKo (aus Beständen des Bundesarchivs — 
Außenstelle Coswig) (1 Bd. Nr. 728 u. 1 Bd. 
Nr. 725). 

► Mat A 77 (Beweisbeschluß 12-75) 
Übersendungsschreiben Bundesministerium der Fi- 
nanzen vom 24.10.1991: Band Nr. 719 (Kunst und 
Antiquitäten). 

► Mat A 82 (Beweisbeschluß 12-9) 
Übersendungsschreiben Bundesministerium der Fi- 
nanzen vom 15.11.1991: Unterlagen „Rechnungs- 
stelle" im Bereich Außenwirtschaft des Ministeriums 
der Finanzen der ehemaligen DDR, Berichte über 
Devisenreserven der ehemaligen DDR, u. ä. (BMF 
AST, 28). 

► Mat A 84 (Beweisbeschlüsse 12-104 und 12-116) 
Aktenausleihe Parteiarchiv der PDS vom 21.11.1991: 
Akten des ZK der SED (mit Abgabeverzeichnis). 

► Mat A 121 (Beweisbeschluß 12-5) 
Übergabeprotokoll vom 19.02.1992: Übergabe von 
Akten aus dem Bestand der Arbeitsgruppe BKK durch 
den Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik an den 1, Untersuchungs- 
ausschuß (teilweise VS-Geheim eingestuft). 

► Mat A 125 (Beweisbeschluß 12-137) 

Schreiben Bundesministerium der Finanzen vom 
17.02.1992: Akten aus dem Bestand des ehemaligen 
Lagers Mühlenbeck der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH (78 Bände). 

► Mat A 152 (Beweisbeschluß 12-165) 
Übersendungsschreiben Bundesbeauftragter für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema- 
ligen Deutschen Demokratischen Republik vom 
20.05.1992: Bericht zum Bereich ZKG (Zentrale Koor- 
dinierung) des ehemaligen Ministeriums für Staatssi- 
cherheit. 

Anlagen: Befehl Nr. 1/75 und Dienstanweisung 
Nr. 10/81 und Nr. 2/88. 

► MatA 176 

ohne Übersendunqsschreiben: Akten des ZK der 
SED. 

► Mat B 9 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 29.07.1991. 

► Mat B 12 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 12.08.1991. 
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► Maf ß 34 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 30.08.1991. 

► Mat B 36 (Quick-Akten) 

Unterlagen der „Quick", übersandt vom Abgeordne- 
ten Dr. von Bülow. 

► Mat ß 37 

Unterlagen der „Quick", übersandt vom Bundesmini- 
sterium der Finanzen. 

► Maf ß 45 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 17.10.1991, 

Bericht Prof. Dr, Gerstenberger vom 12.03.1990 betr. 
Stand der Eingliederung von KoKo in die Volkswirt- 
schaft. 

► Maf ß 46 

Unterlagen des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 17.10.1991 betr. Vernehmimg Manfred Seidel, 
Leiter der Hauptabteilung I Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, 

► Maf ß 69 

Unterlagen des Rechtsanwalt Georg Reinicke: Weg- 
nahme von Antiquitäten. Zur Aussage vom 
22.01.1992, 42. Sitzung. 


► Maf ß 109 

Akten der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht 
Berlin, 2 Js 6/90, Bd. 2 HA; Dissertation von Alexander 
Schal ck-Golodkowski und Heinz Volpert vom Mai 
1970. 

► Maf ß 110 

ohne Übersendungsschreiben: Statut des Ministeri- 
ums für Staatssicherheit vom 30.07.1969. 

► Maf D 

ausschußinterne Dokumentation. 

Die Abkürzung Mat A verweist auf Materialien, die 
vom 1. Untersuchungsausschuß „Kommerzielle Koor- 
dinierung" auf der Grundlage eines Beweisbeschlus- 
ses beigezogen wurden. 

Die Abkürzung Mat B verweist dagegen auf Mate- 
rialien, die ohne Beweisbeschluß in die Arbeit des 
1. Untersuchungsausschusses Eingang fanden. 

Die Abkürzung Mat D verweist auf eine ausschuß- 
interne Dokumentation. 

Die Abkürzungen ORG (Organisation) und BEWO 
(Beweismittelordner) beziehen sich auf die Akten der 
Staatsanwaltschaft beim Kammergericht Berlin. 

Die Angabe „Signatur" bezieht sich auf die Signatu- 
ren des Bundesarchivs, Abteilungen Potsdam — 
(BArchP). 
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Vcrcrdnung 

zum Schutze des deutschen Kunslbcsitzes und des 

Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und 
Materialien. 

Vom 2. April 1953 
§ I 

Genehmisrunpspfücht für die Ausfuhr 

Die Ausfuhr von Kunstwerken und von wissenschaft- 
lichen Dokumenten ^und Msteriulien von allgemeinem 
kulturellen V/ert oder von Gegenständen von beson- 
derer historischer Bedeutung aus ‘der Deutschen Demo- 
kratischen Republik darf r.ur erfolpcn. wenn eine Ge- 
nehmigung nach den Dc-stirtmungen dieser Verordnung 
erteilt ist. 

§ 2 

Geschützte Kunstwerke, u Ssscnschafllichc Dokumente 
und M.-itcrialicn 

(1) Kunstwerke im Sinne der Verordnung sind: 

a) Autographen. Einzel- und Er.^^iausgabcn der Werke 
von Schriftstellern. D;chtcrn und Komponisten 
des In- und Auflandcs. Nachtaßbibliothcken her- 
vorragender Künstler und Einzelstücke aus ihnen, 

b) Architekturpläne, Architekturmodelle und Archi- 
tekt urstücl^e, 

c) Plastiken. Gemälde, Zeichnungen, Druckgraphiken, 
HolzschnUte, ■Kupfersticlie, Radierungen, Litho- | 
graphien von Ku.nstlcrn des In- u.nd Auslandes, • 


d) alle sonstigen Gegenstände von künstlerischem 
Wert, insbesondere Gobelins, Teppiche, Stickereien, 
Spitzen, alte Gewebe und Möbel sowie künstlerisch 
wertvolle Gegenstände aus Porzellan, Keramik, 
Glas, Leder, Stein, Edelstein, Metallen, Holz und 
Elfenbein, 

e) Musikinstrumente von namhaften Meistern des In- 
und Auslandes (vgl. Anlage). 

(2) Wissenschaftliche Dokumente und Materialien von 
allgemeinem kulturellen Wert im Sinne der Verordnung 
sind: 

a) Einzel- und Erstausgaben der Werke von Gelehr- 
ten des In- und Auslandes, mittelalterliche Hand- 
schriften, Inkunabeln, Autographen, -wissenschaft- 
lidi bedeutende Handschriften aus neuerer Zeit 
sowie alle bibliophil ausgestatteten Druck- 
erzeugnisse, 

b) Nadilaßbibliothekcn hervorragender Wissenschaft- 
ler und Einzelstücke aus ihnen. 

(3) Gegenstände von besonderer historisdier Bedeu- 
tung unterliegen dem Schutz wie Kunstwerke und 
wissenschaftliche Dokumente und Materialien. 

Genehmlgun g sv erfahren 

(1) Über die Genehmigung gemäß § 1 und § 2 A^ 
Sätze 1 und 3 entscheidet die Staatliche Kommission für 

I Kunstangelegenheiten, die das Ministerium für Aus- 
wärtige Angelegenheiten von ihren Entscheidungen m 
Kenntnis setzt. Der Genehmigungsantrag ist über die 
Abteilung für Kunst und kulturelle Massenarbeit des 
Rates des Bezirkes zu leiten. Die Staatliche Kommis- 
sion für Kunstangelegenheiten soll vor ihrer Entschei- 
dung Sachverständige, in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchst a auch das Amt für Literatur und Verlagswesen, 
in den Fällen des § 2 Abs. 3 das Museum für Deutsche 
Geschichte anhören. 

(2) Über die Genehmigung gemäß § 1 und § 2 Aba. 2 
entscheidet das Staatssekretariat für Hochschulwesen, 
dem Anträge unmittelbar zuzuleiten sind. Es soll vor 
seiner Entscheidung Sachverständige hören und setzt 
sodann das Ministerium für Auswärtige Angelegen- 
heiten in Kenntnis. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ver- 
bringung des Kunstwerkes cxlcr der wissenschaftlichen 
Dokumente cxlcr Materialien oder der Gegenstände von 
besonderem historischen Wert aus der Deutschen Demo- 
kratisdien Republik die Gefahr eines Verlustes für den 
nationalen deutschen Kunstbesitz oder die deutsc±ie 
Wissen.^chaft mit sich bringen w'ürde. Die Genehmigung 
kann von Auflagen abhängig gemacht werden. 

§ n 

Gesetzliches Verk.\ufsrccht 

(1) Der Deutschen Dcmokratisdicn Republik steht im 
Falle der mit einer Ausfuhr verbundenen Veräußerung 
eines Kunstwerkes oder von wissenschaftlicdicn 
Dokumenten und Materialien sowie von Gegenständen 
von besonderer historisdier Bedeutung ein Vorkaufs- 
recht zu, das innerhalb eines Vierteljahres nach Eingang 
des Ausfuhrantrages geltend gemacht werden muß. 

(2) Über die Ausübung des Vorkaufsrechtes entscheidet 
in den Fällen des § 2 Absätze 1 und 3 die Staatliche 
Kommission für Kunstangelegenhcitcn, in denen des 
§ 2 Abs. 2 das Staatssekretariat für Hocdischulwesen. 

§ 5 

Gebühren 

(1) Die Staatliche Kommission für Kunstangelegen- 
hci!en, das Staats^ekretrr'at für Hcdirrhulwescn und 
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die R4tr der Bezirke können für die Erteilung der Aus- ' 3- alle Instrumente aus der Ccigenbausdiule von Mai- 
land und Neapel. Mitte des XVII. Jahrhunderts bis 
E.nde des XVIIl. Jahrhunderts (Tonaso Ebc-^ic. Alles- 


fuhrcenchrnigung eine Gebühr in der Hohe von 1 bis 
3 des Schätzuortes des auszuführenden Gegenstandes 
erheben; d:c Erteilung der Genehmigung kann von der 
vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht 
werden. 

(2) Alle Kosten des Genehrr.igungsverfahrens, insbe- 
sondere die Sachverständigen-Gebühren, trägt der An- 
tragsteller. 

§ 6 

StrafbestimmungeQ 

(1) Wer es unternimmt, ein Kunstwerk oder wissen- 
schaftliche Dokumente und Materialien oder Gegen- 
stände von besonderer historischer Bc-deulung ohne 
Genehmigung (§ 3) auszuführen, wird mit Gefängnis 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft, soweit nicht nach anderen Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist. 

(2) Neben der Strafe kann das Kunstwerk oder wissen- 
schaftliche Dokument oder Material, auf das sich die 
strafbare Handlung bezieht, ohne Rücksicht auf Eigen- 
tumsverhältnisse oder sonstig? Rechte Dritter ein- 
gezogen werden. Auf die Einziehung kann auch selb- 
ständig erkannt werden. 

5 7 

Durchführungsbestimmungen 

Durchfühningsbestimmungen erläßt der Vorsitzende 
der Staatlichen Kommission für Kunstangetegenheiten 
im Einvernehmen mit dem Staatssckrelariat für Hoch- ^ 
Schulwesen. 

9 8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung ln 
Kraft. 

(2) Entgegenstehende Bestimmungen treten gleich- 
zeitig außer Kraft. 

Berlin, den 2. April 1953 

Die Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Staatliche Kommission 

Der Ministerpräsident für Kunstangelegenhcitcn 
Grotewohl Holtzhauer 

Vorsitzender < 


Anlage 

XU § 2 Abs. 1 BuchrL e 
vorstehender Verordnung 

Als geschützte Musikinrtrumente im Sinne dieser Be- 
stimmung gelten: 

1 alle Instrumente aus der Ceigenbauschule von 
Brescia. XVI. und XVII. Jnhrhundert (Caspar da 
Salo, Giovanni Paolo Maggini); 

2 al’e I.n^'.'jmenie aus d?r Cc;;?nb.TjschuIc von Crc- 

rr.ona. y,:V.c des XVI JührhunderLs (.Andrea Amaii, 
des-:.-. S . hnc Anton. us und H.cronymus, NicoU und 
H:crrn>mu5 II Amaii, Cappa, Ce.'-utti, P. A. dalla 
Costn. Dcconrtti. Andrea Cu.'irncni. P.elro Cunrncri I 
und 11. J'*»« Currnen f.i.js Ancrcae, P. C. und 
F. Ma'tr::T27a. Monl?.pn:;r.a. C. und P. G. Roger.. 
F . C u^ü V Rupicri, Sneidcr. F. und C . C:ov. Carlo 
und C. rlo Anion. o Tcnonio, Jc'cph Cu?rr.cri drs 
Cc 'J. 5*..‘ ri'*r... C. C. An:.-:'..o S:rad.v„“:. 

T. B'.lcslrien, Carlo Ecrgonzi, C. Cam*!!!. Alessanriro 
C ’c’trno. Ler. G ;ün.tMtt;‘^*.a Cu'idnpr:ni I und II, 
C Cu:!'*.:.;;' tn;. Jr^ Gu.’.rr.vri F.l. Andrcac. 
V I r.-^r-r-, Prt..-ar.d3, O.nibuno ur.d Fr^ncc.-CD 

C.. . ... - V. 


sandro Gagliano, Nicola. Gennaro, Ferdinando und 
Antonio Gagliano, A. P. und F. Grancino. Giam- 
battista I und II und C:ov. Grancino. C. F. u. P. A. 
Landolfl, C. C.. C. A. u. P. A. Testerc); 

4 . alle Instrumente aus der Ceigenbauschule von 

Florenz, Rom und Bologna, Mitte des XVII. Jah.-- 
hunderts bis Ende des XVIII. Jahrhunderts (F., 
und T. Carenssi, A., B.. C. und G. B. Gabriclli. Gigli 
Tcchlcr); 

5. alle Instrumente aus der Cci^enbau«chule von 

Venedig, E.nde des XVII. bis 2 Halft? des XV ill. Jahr- 
hunderts (Dalla Co.=ta, Deconetti, Cobetti. F. und M. 
Gofrilla, Montagnana, ScraAno Santo); 

j 6. alle Instrument? aus den französischen Geipenbau- 
schulcn (JaQues Boc)uay. Nicolns Lubot, C. F Gand, 
J. P. Thibout, Pique. Gand, P. und H. S.Uestre, 
J. B. Vuillaume. G. Char.ot, Aug. S. Ph. Bernadcl); 

7. alle Instrumente der suddeutschen Schule (Jacobui 
Siaincr. Familie Klotz. Matthia.^ Klotz, Egidlus II 
Klotz, Pichil. Hornsteiner, Knilling, Neuner, Mat- 
thias Albani); 

8 . alle Instrumente de: Wiener Schule (Dslliriger. 
Geisenhof. Loeb. Deldolfl. Stadlmann, Thier, 
Familie Homolka, Klir.gcnthaler Geigenbauer Hopf); 

9 . alle Instrumente aus de: norddeutschen Scltule 
(Joachim Tielke, Dichl). 


I 

I 

I 


I 
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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung zum Sdiutze des deutschen Kunst- 
besitzes und des Besitzes an wissenschaftlichen 
Dokumenten und Materialien. 

Vom 2. April 1953 

Auf Grund des § 7 der Verordnung vom 2. April 1953 
(GBl. S. 522) wird folgendes bestimmt; 

§ 1 

Anträge auf Genehmigung zur Ausfuhr von Kunst- 
werken nach § 2 Abs. 1 der Verordnung werden bei den 
Abteilungen für Kunst und kulturelle Massenarbeit des 
Bezirkes vorgeprüft, 

§ 2 

(1) Die Vorprüfung wird in den Fällen des § 2 Abs. l 
der Verordnung durch den Leiter der Abteilung für 
Kunst und kulturelle Mnssenarbeit oder einen Ver- 
treter unter Hinzuziehung von Sachverständigen vor- 
genommen. 

(2) Fällt der Gegenstand, dessen Ausfuhr beantragt 
wird, nach dem Sachverständigen-Gutachten nicht unter 
die Bestimmungen der V’erordnung, so stellt der Örtlich 
zuständige Rat des Bezirkes die Genehmigung aus. 

§ 3 

(1) ln den Fällen des § 2 Abs 1 der Verordnu.ng, m 
denen ein wesentlicher künstlerischer Wert vorhanden 
ist oder ver.mutet wird, leiten die Abteilungen für Kunst 
und kulturelle Massen?^rbeit der Räte der Bezirke den 
Antrag mit dem Sachverständigen-Gutachten an die 
Sraatliche Kommission fü»- Kuns*angelcgenhrJlen weiter. 
Ebenso ist zu verfahren, wenn Gegenstände betroffen 
sind, die eine besondere historische Bedeutung haben 
oder bei denen diese vermutet wird. 

(2) Anträge auf Genehmigung zur Ausfuhr von wis- 
ser.sd'.altlichcn Dokum.cn’en und M."itcr:a!;cn narb § 2 
Abs, 2 der \'crordr.ung sind ste’s unmittelbar an das 
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Slnatssckrctariat für Hochschulwesen zur Entscheidung 
zu richten. 

(Z) Die Genehmigung einer Abteilung für Kunst und 
kulturelle Massenarbeit der Kal« der Bezirke oder die 
Aasfuhriier.climigung der Stnalliclicn Kommission für , 
Kvinrt.Tngelegenhciten oder des Staatssekretariats für 1 
Kcciischulwcsen cnlbindel den Ausführenden nicht von ] 
der Einhaltung aller sonstigen bestehenden Ausfuhr- ' 


bestimmungen, insbesondere auch nicht der Verordnung 
vom 31. Januar 1951 über die Einführung des neuen 
AuQcnhandclS'Vcrfahrcns für Export (GBl. S. 57). 

Berlin, den 2. April 1953 

SlaatHchc Kommission für Kunstangclcgcnhciten 
Holtzhauer 
Vorsitzender 
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Zweite Durchführungsbestimmung** 
zur Verordnung zum Schulze des deutschen Kunsl- 

besitzes und des Besitzes an wissenschaftlichen 
Dokumenten und Materialien. 

Vom l.Juni 1954 

Auf Grund des § 7 der Verordnung vom 2. April 1953 
zum Schutze des deut-schcn Kunstbesitzes und des Be- 
sitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und Materia- 
lien (GBl. S, 522) wird in Abänderung und Ergänzung 
der Ersten Durchführungsbestimmung vom 2. April 
1953 (GBl. S. 523) und Im Einvernehmen mit dem 
Staatssekretariat für Hochschulwesen folgendes be- 
stimmt: 

§ 1 

(1) Die Leiter der Abteilungen für Kultur der Räte 
der Bezirke werden ermächtigt, unter ihrer Anleitung 
und Kontrolle die Abteilungen für Kultur .der Räte 
der Kreise, bei denen die personellen Voraussetzungen 
bestehen, mit der Durchführung der Vorprüfung nadi 
§ 1 und § 2 Abs. 1 der Ersten Durchführungsbestim- 
mung vom 2. April 1953 — im folgenden Erste Durch- 
führungsbestimmung genannt — zu beauftragen. Die 
Regelung ist in den Kreisen bekanntzuma^cn und 
dem Ministerium für Kultur mitzuleilcn. . 

(2) Im Rahmen der Übertragung der Vorprüfung wird 
auch die Genehmigung ‘nach § 2 Abs. 2 der Ersten 
Durcl'ifühi ungsbcsli.mmung von dem Rat des Kreises 
erteilt. § 3 Abs. 3 der Ersten DurchführungsbcclLmmung 
gilt entspreclicnd. 

• 1. Durc):fb (GB.’. S. 24«) 

•• 1. Duichfb. (GBl. 19-3 S 523) 
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§ 2 

(1) Entstehen bei der Vorprüfung im Kreis im Hin- 
blick auf § 3 Abs. 1 der Ersten Durchführungsbestim-. 
mung Bedenken gegen die Erteilung der Genehmigung, 
so ist der Antrag mit Stellungnahme an die Abteilung 
für Kultur des Rates des Bezirkes weiterzuleiten. 

(2) Vermag diese nach erneuter Prüfung ebenfalls 
keine Genehmigung nach § 2 Abs. 2 der Ersten Durch- 
führungsbestimmung zu erteilen, so legt sie den An- 
trag mit Gutaditen dem Ministerium für Kultur vor. 

§ 3 

Soweit die Räte der Kreise nach dieser Durch- 
führungsbestimmung Genehmigungen erteilen, stehen 
ihnen auch die Gebühren- und Kostenrechte nach § 5 
der Verordnung vom 2. April 1953 zu. 

§ 4 

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Verr 
kündung in Kraft. 

Berliri, den 1. Juni 1954 

Ministerium für Kultur 

Dr. Becher 
Minister 
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Alei«oder S c b a 1 c k Berlin, den 2$. Der. I 965 


PtrflBallch! 


aUglied des PolltbOroe 
C-enoaBtn Hermann intern 


'.’erter O^ao^ne t a t e r a ! 

Bit Abschluss de« Jalires 19$5 möchte ich Bich ra cvel Kcziplexea 
Inforalereni 

i* Zrrelcb'ter ^tand der la Jahr« 1?65 i'dr die Partei 
ervlrtncbefteteQ Gelder; 


2. Ilnige Gedenken Uber die TortfCLhrung der Arbeiten 
lo Jahre 1965. 


*1 , InsgeseiLt Trurdec Ic- Jahre 1965 ebgelUhrt: 


Aq das Zentralkociltec ia hart 


1 . 239*500, — IfiS-' 


Darüber hAosus «urden an die Abtei— 
luog Verkehr, Genoseen Sslgulla, 
übergebe ni 

2 IV* (fabrikneu), Tjpe E!Ä>r I600, 

nrit einem GesBctrert Ton 

und 

1 Pt* (gebraucht), Type Opel-rapltta, 

An Genoasea Steldl wurden übergeben: 

2 toplergerSte alt einem nert Totx 

Ber Pa, HOLIB bmr. SOCOU voxdea *up 
Plnanxleruxvg der gegenwirtlg lo diooan 
Betrieben arbeitenden PuoktleoEren 
^aakBap, Judlek, Olek) oc^e 
rlohtruig «eo Westberliner Büros la Jahre 
1965 InsgaBsat gegen Quittung übergobaoi 

(In dieser Susa* ist ein erhebliohep Teil 
Äittel enthalten für de« Aaebea de« neuen 
Baaees in Bochusif Kurlürstenstr« 2 o« das 
»a 3 o, 6 , 1966 ln da« PrlTatelgeotum ron 
Prlte Holte übergebt). 


18,^00,— BSJ- 

5.000, — oO- 


2.766,55 3» 


267, A06, — Ö 





- 2 - 

2ur Slebeniog der tob uqs an die ?a, KOirS 'dbermltteltea (J-lder 
baba loh ▼orgeachla^ea, dass Uber di« voii uae b*!» Ansbaa ae* 
Hauses Kurf^lrsvcaatr. 2c icTertlerteQ Kittel elae Texelabaruag 
rur Slcheruog der iJlgeatuasrechte durch uns nlt der Fa* HOIIB ge- 
troffen vird. Dl« V«rfabreae’?els« oueste ic elöBeloea aooh mit 
eieem lischt s&o'S'alt abgestlaat verden. lob Ma der Au^fassoo^f 
dass bie sua 7orlleseQ dleaer Tereiotaruag sg die 7a* FOLIE reine 
weiteren Bsrsahlucgec erfolgen (tle auf evtl, notweadlge Gelder 
für die Fiasasleriiog der drei Genossen), da tclne Gewg^ besteht« 
dass die über dir ?tasttaieriag der dort beschÄftlg^n ötnosaea 
ainaua übenilttelteo Gelder uns run gTüseten ?gil erbölten blei- 
ben* 


l!it 3taod voa 2G. Deseaber 1965 befinden , 

sich aoeb Baxaittel tu “erte von j 2G2,l7Cjl5 DtS— t>st 

ln neioen HÄnden, die ich Dir unni.ttel- L “ ■ ■ ' * — “ 

bar am Jai^eabeginu übergeben werde. 


Aufgrund der getroffenen k 
wurden die an der Lr'.Tirtoc 
anlässlich des Jahrestages 


bsprache mit Genossen C t e 1 d 1 
baitVinö 'ier wAttel beteiltgten Genosden 
der ?s.o:,u'blilc*und uns Jahreswechsels 


1965 


t;lC 


und 'xachprSuleo ai-Sga sei ebnet . 


2. 


Der biG:ierigc hnl-uten ncl-ner 2ätl2J:*lt “a 
well eucn seitlioh keine Toreusse'zungen 
heogebict reitcr ausr'-iehstz. 


r relariT klein gehalten* 
bestanden, diesem Aafga- 


.uirricc; ör.r .-ess;Uielter. Irfabrucgen ein ich der fuffaasruag, dass 
real* '. 'glicbkeitcn ce stehen, dass der Faxte Ifübrung lö Jahre 1966 
3 - i Siio D-i-w'est cur VerfHgnng gesxellt werden können* Itotsa sind 
folgende Toraassetrungen notwendig: 


- le ctiES eine klare Abgreocung und Tefftiegung der Ycllnaobtea fü- 
die axif diesen und aogreojseodea Gebieten tBtlgen Genossen »orge- 
aoiezaeQ werden* Dabei halte Ich es fUr eueoknBsslg* dass direkt 1: 
iliaifftcriuQ für Auaseghaadel und lanerdetrtacbsn E^del eine ali^ 
beitli'ohe Leitung der Aussenlisaddlsgesellsobaften Zentralein tTT 
Intrac und Translnter erfolgt, die bemlts oehrers Jahrs durah 
Bür senge wob Äfte, ScbwltobgeschSft« u, a* Gel^ und T7ar aaopmr at ln 
oec — ohse Trareobewegungsplao- Devisen direkt für den 
halt Vrir3[7tsohaftsa« Diese einheitliche Leitung Ist hlsbmr n.iokrfc 
la der eotwendlgem Form vorhaadem umd voUts durch cimmÄ stmllT» 
Elmlftax ia Eil smhrgenoffiM «mrftsa, bsw* HÄ-^iter dam IttJ« 

Dieser Exeis der Gesohift« wird ron unserer tmr in dl— 

rekrt berührt* indes wir alt «Inlgeu CesohlftsFaxtasrm dlmmmx T7ih- 
temeLhnen -nach Torllegen eines auagebandsltea Prsimem mllt disi 
AassetthaodelsuBtemebgsn- Abaprschen txsffea* uai aas einaa bm* 
rtUastea Pr ess aiu sts oder festgelegtma Geldbetrag aus ihrem CerslBB 
aatell su sieberm* Da es sieh hier mehr eder weniger um usaerlSf 
Sstbeden handelt* ktSanes selehe Puxdctlenea durchmsa Staataavpsa 
oder durch sxeatlicben Axusmenhandelsxuxtemebasa im Prlamlp 
aicht wshryteaoaaen werden« 
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Me rwelte Gruppe toü So oderge schäfte o resultiert «us Terelo)»- 
ruDgca mit der tirche und elcea 7eltereQ Sonde rkoctpIeXf die roa 
eiaea BeToXlia&catlgtea des Uiaierters in Stlnlcrterlixc ftir Ausseiw 
haodel und Innerdeutschen Unadel direkt koordiniert rerden« Auch 
hei dir een Gccohaftec werden oaeerc lBt€re35en nioht hetUhrt und 
solltea ln der hlsheriseQ Pon »eiter so gehaadhaht »ardea* 


Trie dritte Gruppe voc G-eBch&ftsaperatloaeq 7lrd dxixoh nioh, ln 
ZuGaatcenexhcit alt elolgec wenigen Genossen, organisiert* Dabei 
haben uns vor allcQ Tertrauctusflnaea des UfS, die ?a* SIEOrT und 
die ?a. GISIACH, ausserordectli grösst Hilfe und UnterstUtruag 
gegeben* Ich halte es fSr d’ia'obttj.s real, dass die von mir elnge— 
schatrten -3 • t l-io !:;::-’‘€8t fir das Jahr 19CG ertflrtocbaftet wer- 
den kbaneo* vrenn nan diese Arbeit bauptaortllch durchlhbren kGnnte 
und «ena entsprechende "ollcachten durch den Kiairter Itlr Aussen- 
handel und Innerdent sehen Handel so^ie eine enge Zusanme narbe ix 
und Hilfe durch den ruständlgen Bereich ia UfS erfolgen, wurde , 
Diese Hilfe und UnterstUteung Ist deshalb aotweadig, veil eine 
Beihe von Opsratlooen, wie Illegale üaTentranBporte, VeTsioherung» 
betrug u* a* etreng geheiüizabaltende ISassnahoent die tner einea . 
euEscrcrdentlieh klelc&o Ireis -nicht »ehr als srel bis drei Ett- 
arbcltcrc- bekannt sein dlrfen^unC von ihnrn dnrehgefUJart eerden 
Bellten* Der G^noTse, der in 'Staatsapparat diese ihifgaho curol^ 
fuhrt, sollte lirclrt Dir oder texj sustfindlgcn ibtcllaagaleiter in 
Zeatralkonitee rechenschaftspfllcn.tig sein* 


Alle Uassoahr.en, ule der ücterbringung ren "unktlonKrec ln legal« 
Arbcitsverhaitnic“« dienen, sollttc direktdurch in Parte innoarai. 


des Z€al.rall:csiltee3 dafür veranxrcrtÜLic;; ru naanradc Genbasön 
durc'ngefUhrx Trerden* Ich hin der mclnung, dasc eine streng« '3Jr«D- 
nuag sr/isülicn der Irnirischaf tung vcti G^idjaltteln und der Venren- 
dMCg dieser T.;itt£l so* ie -des linnatscs von Sa/lern in Mvatdeutech- 
laud erfolgen ncllte. Bc-i einer solehec ‘.rbeitsteilua^ unc Duuaa- 
r:ecarhcit rrurdc z'=?eifellor die Üglic^ikelt cesteheni die notwen- 
dige Geheicihaltueg abrusicuera und darüber hinanis keine Überschnei- 
dung der Arbeit elnselner Bereiche nach sich riehen* 



Meocr Brief existiert ln drei Bxejeplarenj 

Original - Gen* Bat«m 

1 ITopie - Gtjn* Oteldl 

1 Xoplo -Gen. Gcbalok 
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1 4. IviHZ. 

■■i.r ■Vy b . -lOT 


Vertrauliche Verschlußsache 

/, Auiiertigung Blott 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr* 44 /66 
Vom März 1966 


Zur Regelung der kommerzie ilen Beziehungen zu d.en ln der DDE 
zugelassenen Rellgionegemelnsohaf ten, die aus dem Ausland, der 
Bundesrepublik und Westberlin materielle Unterstützung erhal- 
ten, wird folgende Ordnung feetgelegt; 

1 . EUr die Elanung und DurchfUhrxmg der kommerziellen Be- 
ziehungen mit den Religionsgemeinschaften im Sinne dieeer 
Ordnung ist der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel verantwortlich* 

Er hat insbesondere zu sichern, daß die sich aus diesen Be- 
ziehungen ergebenden Möglichkeiten mit hohem ökonomischem 
Nutzeffekt voll realisiert werden* 

2. Der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel hat 
auf der Grundlage der vom Vorsitzenden des Ministerratee 
bestätigten Limite für die einzelnen Religionsgemeinschaften 
mit diesen Jahres vertrüge abzusohließan, die zum wesent- 
lichen Inhalt haben müssen: 

- das vereinbarte Volumen 

- das vereinbarte Verhältnis MDN zur DM-DBB 

- die Warenlisten für die Lieferung von Erzeugnissen durch 
die Religionsgemeinschaften in Höhe des vereinbarten Vo- 
lumens 
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" ^ " Ausfertigung B’.o« 2 

3. Die Limite sind duroh den Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel bis 30* 9« des laufenden Jahres 
für das folgende Jahr nach Abstimmung mit den zuständigen 
staatlichen Organen beim Vorsitzenden des Ministerrates 
zu beantragen. 

Sollte der Abschluß einer Zusatz Vereinbarung mit den Re- 
ligionsgemeinschaften Über die. Höhe des bestätigten Li- 
mits notwendig sein, ‘'rlorÄtür obcnfallfa dlü Ußhöhmi- 
gung des Vorsitzenden des Minlsterratea einzuholen, 

4. Der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
hat zu sichern, daß bei neu abzuschließandcn Vereinbarun- 
gen mit den Religionsgemeinschaften eine Währungsparität 
von 1 MDR ■ 1 DM-DBB als oberste nrnnE« (Minlin\im) eiugo- 
halten wird. Er ist verpflichtet, alle Maßnahmen zu tref- 
fen, um dieses Verhältnis weiter zugunsten der MDN zu ver- 
ändern. 

Der Minister der Piixanzen ist beauftragt, diwoh die syste- 
matische und ständige Analyse der Entwicklung der Kaufkraft 
beider Währungen solches Material zu erarbeiten, das eine 
wissenschaftlich begründete Argumentation zur Durchset zutht 
■„ cj.üv.j. <511 veruesserung der Währungsparität ermöglicht. 

5. Die sich aus den Vereinbarungen mit den Religionsgemein- 
schaften ergebenden Warenlieferungen sind ab 1 • Januar 1967 
voll für die Erhöhung der materiellen Staatsreserve einzu- 
setzen. Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission und 
der Minister der Finanzen haben entsprechende Festlegungen 
im Perspektivplanprojekt der Zahlungsbilanz zu veranlassen. 
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Vertrauliche Verschlußsache 

B - 2- 


Ausfertigung Blatt 

6. Der Minister für AuI3eiüiandGl und Innerdeutschen Handel 
hat mit dem Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staats- 
reserve Jahres Vereinbarungen Uber die Uhemahme der Wa- 
rnni leforungcn duroli die Staatliche Verwaltung der Staats— 
reserve zu t.'m-f-fo’i 

7o Der Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 
ist verpflichtet, die aus diesen Lieferungen übernommenen 
Waren in den Bilanzen der Staatlichen Verwaltung der 
Staatsreserve gesondert auszuweisen« 


8. Der Minister der Finanzen, der Minister für Außenhandel 
und Innerdeutschen Handel und der Leiter der Staatlloben 
VerwalLiung der Staatsreaerve haben entsprechende Verein- 
barungen über die MDH-seltige Verrechnung, die sich aus 
diesen T.lpferungen ergibt, zu treffen. 

9* Der Minister der Finanzen wird beauftragt, die kommer- 
zielle Tätigkeit der GEHEX gegenüber den Religionsgemein- 
schaften zu überprüfen mit dem Ziel, die aus den koiiuner- 
ziellen Beziehungen mit der GEHEX gegebenen ükonoraisohen 
Vorteile für die Religionsgemeinschaften Infolge des 
Preisunterschiedes zwischen Binnenpreisen und flen 
der üBWEX zu beseitigen. 

Der Verkauf von Produktionsmitteln an kirohliche Ein- 
riohtungen und Privatpersonen über die GENEX ist unter- 
sagt. 

10. Sollte im Rahmen des bestätigten Limits oder auf der 

Grundlage dieser genehmigten Zusatzvereinbarung ein Geld- 
tranafer unter Einschllajtung der in Punkt A festgelegten 
Bedingungen erfolgen, ist für dessen Abwicklung der Mlnl- 
otcr fUr AuI5enhand,el und innerdeutschen Handel verant- 
wortlioh. 
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VertraulichoVersdilußsadio 

B-2- 


- 4 


Auefortigung 


Traualerierte Beträge sind der Valuta-Staat sre aerve , die vom 
Minister der Finanzen verwaltet wird, zuzuf Uhren. 



Verteiler 


1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel 

3» Minister der Finanzen 

U* Minister fUr Staatssicherheit 

5. Leiter der Staatlichen Verwaltung 
der Staatsreserve 
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Dokument 6 


Kinioterrat 

der Eeutochen remokrat lechen RBpuhlik 
- Der Vorsitzende - 


Berlin, den 1, 4, 1566 


VerfüGung Nr. 61/66 


Zur Sicherung der einheitlichen Leitung und des ^Auftretens 
von AuQenhandelsunternehmen und Untemehnen mit Außen- 

t 

handelsfunktion der DDL, die in der Anlage 1 aufgeführt 
sind, wird verfügt: 

1. Durch den ilinister für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel ist die einheitliche Leitung der in der Anlage 1 
genannten Unternehmen mit dem Ziel der maximalen 
Erwirtschaftung kapitalistischer Valuten außerhalb 

des Stantsplanes zu sichern, 

2. Zur Durchführung der in dieser Verfügung festgelegten 
Grundsätze ernennt der Minieter für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel einen Bevollmächtigten. 

3. Der Bevollmächtigte des Kinisters hat insbesondere 
folgende Aufgaben zu lösen: 

- DurchfUhirung der kommerziellen Bezihhungen mit 
Religionsgemeinschaf ten und anderen Institutionen 
gemäß den Vcjrfügungen 470/65 tmd 44/66 de» Vor- 
sitzenden des KinlBtenrates 

- Sicherung des einheitlichen, handelcpolitlschen Auf- 
tretena der ln der DIH «ugelasaenen privaten Außen- 
handslefiraen (F* C« Gerlaoh und 0, Simon, mit Sitz 
ln 4er Häuptstadt der DISL) 
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4. Zur vollen Ausnutzung weiterer unerochlooecner Reserven 
der Volkswirtrchaft wird der Bevollmächtigte des MtnlBtez*8 
berechtigt, auf der Grundlage einer zwischen dem Minieter 
für Außenhandel und Innerdeutschen Handel und den Leiter 
der Staatlichen Verwaltung der Staatsreservo zu treffenden 
Vereinbarung zeitweilig Fonds der Staatsresefve B zur 
Erwirtschaftung zusätzlicher Valutaeinnahinen cinzusetzen. 

Er unterbreitet Vorschläge, die Bestände der Staatsreserve 5 
durch Lieferungen, die ira Kähmen konmerziellef Beziehungen 
gemäß den Verfügungen 470/65 und 44/66 des Vorsitzenden des 
T'inisterrates erfolgen, von solchen Faren zu erhöhen, die 

- geeignet sind, Kon3unktur3chwan3cungen auf dem '.Velt- 
raarkt auszunutzen bzw, 

— als echte Störreserven ’für die Volkswirtschaft von 
Bedeutung sind. 

5. Per Bevollmächtigte des Kinisters ist im Bereich des 

inist erixuas Tür Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
nur gegenüber dem Hintster rechenschaftspflichtig. 

6, Der V.inister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
wird beauftragt, die notwendigen Dienstanweisungen zur 
Durchführung dieser Verfügung zu erlassen« 


7, Der Minister der Finanzen trird beauftragt, zwei FeTißoren 
zu bestätigen, die’ berechtigt* sind, die erforderlichen 
Eevieionen ln den o.g« Unternehmen durchzufahren« 
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Axila^t 1fr« 1 
mr VerfU^ujag Br« 


1. ZentralkoiTjacrz GmbH 

2. Intrac GmbH 

3. Trans int er GmbH 

4. GE?rEX GmbH 

5* Intershop GmbH 

6. rie Versorgung der Abteilung Interbasar 

des VEB Schiffsversorgung Rostock mit Importwaren 
durch das Unternehmen Zentraikommerz GmbH 


Anmerkung 

Die Einbesiehvuig der unter 4 bis 6 aufgenommenen Unter- 
nehmen in das einheitliche Leitungssyaten erfolgt erst, 
nachdem das PrSsidium des ITlnisterrates die Unterstellung 
dieser Unternehmen unter den Kinister für AuBenhandel 
und Innerdeutschen Handel beschlossen hat. 
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Dokument 7 


Verschlußsache! 


Vertrauliche Vcrsd’iluß, 

//, Ausfertigung Ij- ßiött 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

VorsUicndor do« f 

D:. -4. APn.1566 

1 r«.t>.chN. .Wi....-?.???-. 

V e r f ü g u'n g Nr. 61' /69- — — — ~ — 


Vom 1« April 1966 


Zur Sich.er’ang der eiriheit liehen Leitung und des Auftretens 
von Außenhandelsunternehmen und Unternehmen mit Außen- 
handelafunktionen der DDR, die in der Anlage 1 auf geführt 
sind, wird verfügt: 


1 . Durch den Minister für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel ist die einheitliche Leit\ing der in der Anlage 1 
genannten Unternehmen mit dem Ziel der maximalen Er- 
wirt ecbaf tung kapitalistischer Yaluüön außerhalb des 
Staateplanee zu sichemi 

21 Zur Durchführung der in dieser Verfügung festgelegten 
Grundsätze ernennt der Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel einen Bevollmächtigten! 

3! Der Bevollmächtigte des Ministers hat insbesondere 
folgende Aufgaben' zu lösen: 

- Durchführung der kommerziellen Beziehungen mit 
Religionsgemeinschaften und anderen Institutionen 
gemäß den Verfügungen des Vorsitzenden des Minister- 
rate s vom 30 1 7l 1965 (VD Nrl A70/65) vam ß. 1' 
(Verfügung Nrl 44/66)1 
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VertrauliclieVerschi^I.cchQ 

B - 2 - 

— 2 — 

Ausfertigung Blatt ^ 

- Sicherung des einheitlichen handelspolitischen Auftre- 
tens der in der DDR zugelassenen privaten Außenhandels- 
firraen (Pl Ci Gerl ach und Gi Simon, mit Sitz in der 
Hauptstadt der DDR) i 


4-i Zur vollen Ausnutzung weiterer unerschlossener Reserven 
der Volkswirtsohaft wdrd der Bevollmächtigte des Ministers 
■berechtigt, auf der Grundlage einer zwischen dem Minister 
für Außenhandel und Innerdeutschen Handel und dem Leiter 
der Staatlichen Verwaltung der Staatsreaerve zu treffenden 
Vereinbarung zeitweilig Ponds der Staatsreserve B zur Er- 
wirtschaftung zusätzlicher Valutaeinnahmen einzuaetzenl' 

Er unterbreitet Vorschläge, die Bestände der Staatareserve 
B durch. Lieferungen, die Im Rahmen koTTTmnT'-jiPiior Bar.-? chtuigei 
gemäß den Verfügungen des Vorsitzenden des Miniaterrates 
vom 30l 7i ("VD Nri’ 470/65) uiid vom 11i 31 'lybö (Verfü- 

gung Nri 44/66) erfolgen, von solchen Waren zu erhöhen, 
die 

- geeignet sind, Konjunkturschwankungen auf dem Welt- 
markt aus zunut 2 an bzwl 

- als echte Störreserve für die Volkswirtschaft von Bedeu- 
tung sindl 

5l Der Bevollmächtigte des • Minis tar« - 10 +. j-, 

Mllilü lüflUfflS l'ur Axiü^nkandel und Innerdeutschen Handel 
nur gegenüber dem -Minister rechenschaftspflichtig! 
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Vertrauliche VerschluDcc J . j 
Ausfertigung Blatt 3 


6i Der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
vfird beauftragt, die notwendigen Dienstanweisungen zur 
Durchführung dieser Verfügung zu erlassen l 


Der Minister der Finanzen wird beauftragt, zwei Revisoren 
zu bestätigen, die berechtigt , sind, die erforderlichen 
Revisionen in den oig* Unternehmen durchzuführen i 



Verteiler 


T I Vorsitzender des Ministerrates 

2 , Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel 

3« Minister der Finanzen 

4l Minister für Staatssicherheit 

Leiter der Staatlibhen Verwaltung 
der Staatsreserye 
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Anlage Nri 1 

zur Verfügung Nrl ’ 


1 1 Zenfralkomiuerz GmbH 
2 \ Intrac GmbH 

Tr aneint er GmbH 
A\ GENEX GmbH 


Vertrauliche Verschlußsache 

B-2- 

Attrferf flqnfl . Blatt 


3t Intershop GmbH 

61 Die Versorgung der Abteilung Interbasar 

des VEB Schiff aversorgung Rostock mit Importwaren' 
durch das Unternehmen Zentralkommerz GmbH 


Anmerkung 

Die Einbeziehung der unter 4 bis 6 auf genommenen Unter- 
nehmen in das einheitliche Leitungssystem erfolgt erst, 
iiuUhdeiu das rxHaidlum dca Minlotorratoo die Unterstellwig 
dieser Unternehmen unter den Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel beschlossen hatl 


61 




Dokument 8 


Protokoll Nr. 70/66 

der Sitzung des Sekretariats des ZK vom 10. August 1966 


Xi 

Anwesend waren die Genossen Grüneberg, Norden, Verner, Schön, 
Berger, Dohlus 

Entschuldigt fehlten die Genossen Ulbricht, Hager, Honecker, 
Axen, Mittag, Jarowinsky, Eberlein 


An der Sitzung nahm der Genosse Pöschel teil. 

Es v/urden hinzugezogen: 

Zu Punkt 3: Genosse Naumann 

Genosse Jahn 


Zu Punkt 4: Genosse Scholtz MAI 

Genosse Kaminsky 
Genosse Sieber 

Genosse Kulessa Deutsche Außenhandel sbank 

Genosse V/ürzberger 
Genosse E. Lange 

Genosse Dewey GENEX GmbH 


Zu Punkt 5: Genosse V/e ihr auch 
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Zum Protokoll Nr« 70/66 


Protokollbestätigung: 

Die Protokolle Nr, 

67 

vom 

3. 

8. 

1966 


Nr. 

68 

vom 

5. 

8. 

1966 


Nr, 

69 

vom 

8, 

8. 

1966 


werden bestätigt. 







2» Bericht über den Ver- 
lauf der Getreideernte: 


Die Information über den Verlauf der 
Getreideernte wird zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Die Schlußfolgerungen werden bestätigt. 


3, Direktive des Sekreta- 
riats des Zentralrats 
der PDJ für die Rechen- 
schaftslegungen und Neu- 
wahlen zu den Leitungen 
der Freien Deutschen 
Jugend; 


Die Direktive ist entsprechend der 
Aussprache im Sekrd;ariat des ZK 
neu zu überarbeiten und in 14 Tagen 
wieder vorzulegen. 


4. Zrweiterung der Auf- 
gabenstellung der 
GINFX GmbH: 


Die ’/orlage v/ird bestätigt. 

(.Anlage Nr, 1) 

Die Genossen Minister Solle, Rumpf und 
Sieber und der Präsident der Deutschen 
.Außenhandelsbank .AG, Genosse Kulessa, 
werden beauftragt, die notwendigen 
Maßnahmen in ihren Verantworxungs- 
bereichen d u r c h z u f üh r e n . 
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lo Die G-EiJDX-'GnbH verkauft auch 'iTaren ihrea 7cr3and£C Schaftes 
an Bürger der DDR; dio in Aufträge von Dienststellen und 
Betrieben der DDR ins Ausland delegiert sind oder i:7aren bzu« 
Dienstreisen iaisAusland durcheeführt haben und von den ihnen 
sur freien Verfügung bereitgeatellten f reikonvertierboren 
kapitalistischen tTährungen und ^7ährangan sozial! tischer 
Länder Dinsparuncen genacht haben« 

In diese neG®l''^G werden auch die DDR-Eürgcr einbcso;en, 
die iiL Aufträge ausländischer Dienststellen und Betriebs in 
Ausland arbeiten oder arbeiteten und ausländische Währungen 
zu ihrer freien Verfügung haben. 

2, Die GDhZZ-GnbH erhält auch die Eereoht igungj von dsr Deutschen 
Au-Cenhandolsbank AG- speziell fcstgoiegte interessante 
kapitalistische Verrechnungs^ährungan anzunciincn, für cie 
ein Abschlag fcatzulegcn ist, 

5, Die Dreise für den unter 1> fsstgelcgten ausätc. ichan 

Persenenkreis sind bei häufen in kapitalistischer Währung 
dieselben^ 'aie sie in der iTeisliste des GDhIZ-Ge schenk- 
dionstea enthalten sindc für kaufe in Währungen sozialistischer 
Länder ist eine gesonderte Preisliste herauszugebeno 
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Die von der GEIIDX-GcbH IicrausceGebenen i^eisliatGn cind nach 
Ink-'aft treten der neuen Re£elunG allen DDR-Yertretunren ia 
Aucland zur Verfügung 2u stellen, Del Anwesenheit in der DDR 
sind diese DDR-Bürger zwecks Dinsichtnalin© in diese Freielisten 
an die GrriBX-G-cibll zu verweisen. 


5, Bie Varenbereits tellung für die GEIJES-Ombn erfolgt in Abänderung 
des Eeschluases des Getretariata des ZK vom 31.1,62 aus dem 
r-xport-Inport-Varcnfonds des LliniEteriur:3 für AiLnenhondel 
und Innerdeutschen Handel und aus der. 'Warenfonds des Binnen- 
handels nur bei solchen Irzaugnisscn j die nicht zum Irport- 
Import-^sfarenfonds des AuBonhandels gehören» 

Es ist zu überprüfen, wie cur Verne iöung susatsiieher i'oaten 
für Lagerung und Arbeitärraf te das birherige Verfahren der 
Auslieferung der GEITEX'^Ceschenkaiifträce an. die rnpiänger in der 
DDR durch die Organe des Binnenhandels bsw, den Industrie- 
Vertrieb der betreffenden VTB weiterhin angewandt werden kann, 

6o In Abänderung des Beschlusses dos Sekretariats des ZK vom 
51 '.1,1962 entfällt nit gegenwärtigsn Beschluß die "eisungs- 
bafugnis des hinisrors der I'inanaen gegenüber der GEHIZ-GinbH, 
Dagegen wird die handsispoli tische iunlcitunr der GEhlK auf den 
Biinister für AuDenliandel und Innerdeutschen ■iandal übertracen. 

Das UntGrstellungsvorhältniß dsr GEKEI unter die Abteilung, 
r inane Verwaltung und larteibctrlGbe des ZK bleibt bestshen. 


7. Die ValutagOT7?Lnne dor GBrTlK-'GmbH werden in 
dsr 5 taatsvalutarecsrve unc in Mche ven 2C 
Valutaröserva des Linie Lers für AuBe.a-.ondc 
liandol su-'^eführt. 


,;ho von SO 's 
der Cperativen 
ur.d Inuerdout sehen 


8. Die Keuregelung tritt am 1. 1, 1967 in Kraft» 





Dokument 9 


Der Minister 


Information 


Mit Wirkung vom 1.10. 1966 wurde im Ministerium für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel der Bereich "Kommerzielle Koordinierung" gebildet, 
dem folgende Hauptaufgaben zugeordnet sind: 

1. Sicherung der einheitlichen Leitung und Kontrolle von Außenhandels- 
operationen, die der Erwirtschaftung kapitalistischer Valuta außerhalb 
des Staatsplanes dienen. 

2. Durchführung kommerzieller Aufgaben, die auf Grund von Weisungen 
des Vorsitzenden des Ministerrates durch den Minister für Außenhandel 
und Innerdeutschen Handel zu realisieren sind. 

3. Leitung und Kontrolle aller Beziehungen des Außenhandels zur Staat- 
lichen Verwaltung der Staatsreserve. 

4. Leitung und Kontrolle der Durchführung des Genehmigungswesens 

im Rahmen der Zuständigkeit des Hauptreferates Genehmigungen des MAI. 

Der Leiter des Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" ist dem Minister 
direkt unterstellt und im MAI nur ihm gegenüber rechenschaftspflichtig. 

Direkt werden dem Bereich unterstellt die Außenhandelsunternehmen 
Zentral- Kommerz GmbH 
Intrac GmbH 
Transinter GmbH 
Intershop GmbH 

Außerdem obliegt dem Bereich die handelspolitische Anleitung der 
GENEX-GmbH und des VEB Schiffsversorgung Rostock - Abteilung Interbasar 
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Zur Durchführung der vorstehend genannten Aufgaben hat der Leiter 
des Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" insbesondere folgende 
Befugnisse und Pflichten: 

1. Er ist weisungs- und disziplinär befugt gegenüber den Generaldirektoren 
der dem Bereich "Kommerzielle Koordinierung" unmittelbar unterstellten 
Außenhandelsunternehmen. 


2. Er ist berechtigt und verpflichtet, mit den Generaldirektoren der für 
die Warenbereiche zuständigen Außenhandelsunternehmen eng zusammen- 
zuarbeiten und Vereinbarungen über die AbvrLcklung besonderer kommer- 
zieller Transaktionen zu treffen, die der Erwirtschaftting kapitalistischer 
Valuta außerhalb des Staatsplanes dienen. 


3. Er ist verpflichtet, erforderliche Weisungen für die Realisierung 
in Ziffer 2 genannter Transaktionen an die Generaldirektoren der für 
die Warenbereiche zuständigen Außenhandelsunternehmen mit dem 
Stellvertreter des Ministers für den jeweiligen Industriebereich abzu- 
stimmen und dem Minister zur Bestätigung vorzulegen. 



Er ist berechtigt, über die Konten zu verfügen, die das MAI zur Durch- 
führung der speziellen Aufgaben des Bereiches "Kommerzielle Koordi- 
nierung" bei der Deutschen Notenbank, der Deutschen Außenhandels- 
bank AG und der Deutschen Handelsbank AG unterhält. 


. Er ist berechtigt und verpflichtet, erforderliche Vereinbarungen des MAI 
mit den für die Aiifgabenstellung des Bereiches "Kommerzielle Koordi- 
nierung" zuständigen übrigen staatlichen Organen vorzubereiten luid 
dem Minister zur Unterzeichnung vorzulegen. 





Dokument 10 


Vertrauliche V.inisterratssacfie 
Nr, .'<//’ /66 , Ausf, 


D«uUdie Demokratische Republik 

BOfo d«i Mlnl}t«rrat9t 


6eschlu5 

4ei MinisiefroUt 

100 / I. 3 / 66 
vom 7. 12. 1966 


Bestätigung des Stellvertreters des Ministers für den Bereich 
kommerzielle Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 
und Innerdeutschen Handel 


Das Präsidium des Ministerrates beschließt: 

1 * Im Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
v/ird die Punktion Stellvertreter des Ministers - Bereich 
kommerzielle Koordinierung - geschaffen. Die Funktion 
Stellvertreter des Ministers für den Bereich kommerzielle 
Koordinierung v/ird in die Nomenklatur des Ministerrates 
auf genommen. 

2, Herr Alexander Schalck-Golodkowski, geb, am 3» 7» 1932, 
wird als Stellvertreter des r«tinisters für den Bereich 
kommerzielle Koordinierung bestätigt. 
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Sitzungsmaterial 

Ißb 



Geheime :Ministerratssadie 


Nr. 


le.Ministeri 


Ia 


Nr.. 


Pt? 




Ir. Baßölohmmg fleu: TorlÄgs: D Betätigung dos Stollvertxetaxe 

ä.?g Ministers - Bersloh kommax- 
siallti Eooxdinlerung - Im Mlnl- 
f5tqr.lüic füx Auasenhandal und 
■Jrinar deutschen Handel 


2a Elnxeiohax: 


Mlni.'stexlum dSlx Auesanbandel und 
Innerdeutschen Handel 


2i Die A'oetinaaung exfolgto 
mit folgenden Organen, 
cleion. Zuetinimuag hal- 

liogt : Minlsiterium fUx Finaneea 


4o ADlohnende odö.T abwol- 
oheado Kelnungsa: 


5., Begründung für die Ein.- 

relohung der Vcxlage: Ordnung füx d.i9 Arbeit mit dar 

Xadernomenklatur dea Minister- 
xatee vom 767c 1964 


c . ’vVex 2 UX Eaxatung 

hir^ugoregea werden: 


?-• Srl.l der Beschluss yox- 

Ail'^TAllzht- v.'CTdonj Beschluss wird nicht Yoröflentlloht 


Sa Vi'er soll den Baachluas 

erhal';enT Beschluss erhält der Ministex fix 

Auae-enbaiidol vwd Jjanerdeutachen 
Han de/l-V sowie der Minister der Ftnan 



Blon 






Ali 


l/-^ l^\fiL*l-U^ j li/^{jLy 

i . 'Avir^vA^ ( 
AMr . 
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Y 0 X D. a g 0 

anclas PxäB j.dluffi des Minister rate s 


Bsotätiguag dos S tsllTertrotexa des MiDlstex.s für den^Bere^loh 
konraexEielle Koordinierungc 

Das Präsidium des Ministerxates besohliesst: 

lo Im Hinistexium für Aussenhandel und Innerdeutoohen 
Handel wird die Funktion StaUyextxetex des Klni- 
stero - Bereich komme izie Ile Koordinierung - ge- 
schaffene Die Funktion Stellvertrotex. des Ministers 
für den Bereich kommerzielle Koordinierung wird ln 
die Nomenklatur des Ministerrates aufgenommeno 

2o Herr Alexander Sohalok-Golodkowskl, gebe am .'5o7u 
1932, wird als Stellvertreter des Ministers für 
den Bexeioh kommerzielle Koordinierung bestätigt^ 


Begründung; 
Zu Ir.: 


Zur Sicherung der einheitlichen Leitung und, Kontrolle von Aussen- 
handä.a Operationen ausserhalb der DDR und insbesondere zur Durch- 
führung kommerzieller Aufgaben, die auf Grund von Weisungen dos 
Torsitzenden des Ministerrates durch den Minister für Aussenhandel 
T’jtid Innerdeutschen Handel zu realisieren sind, ist es notwendig, 
die vorgesehene Funktion zu schaffeno 

Der Minister für Finanzen hat auf der Grundlage der Verfügung 
NXo: 61/66 des Vorsitzenden des Mlnlsterxates vom lo4-ol966 ent- 
sprechende Haushaltsmittel bereitgaatellto Der nach dieser Vor- 
lage exfoxdeiliohe Differenzbetrag wird aus eigenen Lohnfonds— 
mlttoln abgedeokto 


Zu 2o ; 


Herr Schalck-Golodkowski arbeitet seit 14 Jahren im Aussenhandel« 

Er hat in dieser Zeit seiner Tätigkeit eine vorblldllohe Arbeit 
geleistete Auf Grund seiner guten Arbeitsergebnisse und seines 
hohen Wissens auf dom Gebiete der Aussenhandels Ökonomik wurde Herrn 
Sohalck-Goiodkowskl im Jahre 1936 die Leitung der damaligen Haupt- 
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T9irm].tung T *" Sohwe5:inafJohlnanToaii - übertragen« 

Herr Schalck-O-flodkowski hat es reretandeng mit Energie und Um- 
sloht die kcmplizleiten AuiCgahan eines HauptTorwalt^ungsleitera 
im MinlotöTlum i'ür Au^aonhondel und Innafdeutsohen Handel zu lö- 
een sowie oeine Kenntnisso, Fählgkoitsn imd langjährigen Erfehiun- 
gon in richtiger Welse einausotzeus« 

In eoiJiir Führunggtätlgkalt stützt er sieh auf das Kollektir der 
Mbar heit er. stellt ihnen konkrete Aufgaben und setzt sieh dafür 
eiaj daSrS die BeoohlUese von Partei und Regierung Tconseguent duxch- 
gefühxt werdanc Durch seine eigene hohe Elnsatzbereltsohaft - unter 
oftiräliger ZurücksteD-lung seiner persönlichen Belange - erwarb er 
sich daa Tortrauen seiner Mitarbeltexc 

Es iat Jodcoh orforderllohj. dass Herr Schalok-Oolodkcsekl ernsthaf- 
ter kritische Hinweise der Mitarbeiter zur Teränderung des Arbeits- 
stile nutzt; kensequentoro Sohlussfolgerungen zieht, um die nooh 
Torhandena Tendenz einer sporadischen Arbeitsweise und Impulsivi- 
tät eohnellor zu überwinden ^ 

Herr Soha?cok-Golcdkowski ist ständig bemüht, durch das Studium der 
Beochlüssö von Partei und Regierung sein politisohes Wissen zu rer- 
tiofon und sich neue wlosensohaftliohe Erkenntnisse anzuoignsno 
Charakter lieh zeichnet sich Herr Sohalok-Golodkowski durch ein ho- 
hes Klassenbewusstsein, Parte iTeibundenhalt und Kompromisslosigkeit 
bei der rorbehaltslcsen Terwiikllchujig der Partalbesohlüsoe auso 
Bx tritt stets partellioii und ohne Ansehen der Person für die Yei- 
wirkliühung der «'ixtsohaXbapclltik unserer Partei ein« 

Neben seiner guten faohliohen Arbeit bat er stets eine ausserordent- 
lich aktive gesellschaftlioho Arbeit geleistet« Auf Grund dieser Ta‘ 
Sache wurde Korr Sohalok-GclcdkoTrokl 19u2 mit der Leitung der Par- 
te icrgaA’ioalicn Auzsanhandei rieauftragt« Auch ln dieser Funktion 
hat er es verctendon, die kollektive ruhsurg durch das Sekretariat 
auf die ellflültlga Verwirklichung der Beaohlüaao zu lenken und hat 
peracnlloh einen grossen Anteil bei der Slufluesnahrae aufeiio massen 
politische Arbeit sowie auf die politisoh-ideologloohe Eoatlgung uni 
Erhöhung der Gafeohtsberoitsohaft der Kampfgruppen Ira Wirtsohafta- 
zweiß Aussenhandalo — 5 - 
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Herrn Sohalclc-&olodkowski wurde Im Oktober i966 der Vaterländlsolie 
Verd-ienst erden in Bronae verlieheno 

Herr Schalck-Golodkowski lebt in geordneten Famlllenverliältnisßano 
Er "öbt einen aktiven polltlsoben Einfluß auf seine Ehefrau und die 
politische Erßlehung seiner ÖJider aus^» Trota seiner übermtlßigen 
Bolastung arbeitet er aktiv im Wohngebiet mit. 

Auf Grund der gesamten bisherigen Entwicklung halte loh Herrn 
Sohalck-Golodkowski för geeignet, die Funktion eines Stellver- 
treters des Ministe?^s für den Bereich kommerzielle Koordinierung 
auszaü.ben. 





Rurgbiogiafio 


Sohalck-GoHodkowskl j, 
Tfohnslta ; 

JetßlgQ Tätigkeit; 
Soziale Herkunft; 


Alexander geb»an): 3.7.1932 in Berlin 

102 Berlin 
Mcllstrasse 12 

1. Sekretär der Leitung der Partei 
Organisation des Auasenhandela 

Arbeiter 


abgeschlo Berufe: 
Beruf lo Entwicklung: 

1947- 1948 

1948 

1948- 1951 

1951- 1952 
1952 

1952- 1954 
1954-^1956 
1956-1962 
1962 

praktische berufliche 
Erfahrungen: 

Sohulb ildung.: 


Fremdsprachen : 

Politische Entwicklung; 
Tor 1945 : 
nach 1945 : 


Vater: Peter Schalck-Golodkowski 

geh, am: 27.1*1895 i Kraftfah- 
rer, ptlo, verstorben 

Mutter: Agnes Schalck-Golodkowski 
gab. am: 25.8.1889, Dolmet- 
scherin, ptl. ,FDGB,D3F, 
Bentnerin 

Feinmechaniker, Dipl. -Wirtschaftler 


Volontär 

Kinoweik-statt Hoppstock, Berlin 
Lehrling 

Elektiowerkstatt Elseler, Berlin 

I<ehrling, Arbeitsvorbereiter 

BAW 3erlin 

Materialplaner 

RFT-Anlagenbau, Berlin 

Saohbear beiter 

DIA Elektrotechnik," Berlin 

Hauptre'ferent 

M A I 

Student 

Hochschule 'Für Aussenhandel 
Hauptreferent, Aht. -Leiter , Brigade- 
leiter i HV-Leiter im M A I 
1. Sekretär der 

Parteiorganisation doAussenhandels 

Aussenhandelserfahiung, Parte iaxbeit 

Grundschule, Oberschule (mlttloReife) 
Hochschule f .Aussenhsindel, Wlrtsch.- 
Sohule (5 Monate) 

Dipl. --Wirtschaftler 1957 

russisch TAbleg, Staatsexamen) 
englisch (Sprachkundigenprüfung) 


fasch, Org«: DJ von 1942-1945 


1955 SED 

1951-1958 FDJ 

1948 FDGB 

1951 DSF 

1955 GST 
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Gesellscho Funktionen; 


I 


bewaffn oOxgane ln dg DDR: 


Auszeichnungen : 


Militär; 

Familienrerhältnisse : 


1955 2o Sekretär doGO I doHS foAH 
Mitglied dgZPL dcHS f<, AH 
1956. Mltgld.PL der APO im MAI 
SekTodoAPO 

1958 Part eisakxo APO I im MAI 

1959 Hitglod.ZPL im MAI, 
MltglodoArbeitsgruppe Aussenhdl« 
bei der KIr-Mitte 

FDJ: 

1952 Org.Ltr« FDJ-Leitung 
1955 FDJ-Gruppensekro im MAI 
1953-1954 loUo2o Sekx.d.FDJ-rLtgoMAI 

1959 Mltglo der Kampfgruppe, Zugführer, 
StellTod. Hundortschaftsleiters, 

10 Wochen Sondorausbo P.echlin 

1958, 1961, 1962 Med«foausgezoLel stundet 
1959 VerdoKedod.DDR 
3.964 YerdoMed cd »Kampfgruppe 
1965 YardoMedodoNTA in Silber 

1965 YerdoAktirist 

1966 TYO in Bronze 

entfällt ■ 

verheiratet 

Ehefrau: 

Margareta Schalck-Golodkowski, 
gob«23.8,l932, Schneiderin, ZoZt» 
Invalidanrentnerin, SED, FDGB, DSF 

Kinder; 

Thomas Schalck-Golodkowskl 
geb»28oll<,1956, Schüler, JP 

Petra Schalok-Golodkowski 
g0bo21,12cl964 

Geschwister ; 

Stiefbruder Slawa Kostareff, g0bol9o4.ol^ 
selbstaHandwerksmeistor , ptlo 

Schwiegereltern; 

Schwiegervater verstorben 
Karola Becker, 56 Jahre 
Beiohsbahnangestojptlv, FDGB 

Geschwister d« Ehepartners; 

Renate Faude, 27 Jahre 
Produktlonaarbe Iterln, ptlo, FDGB 


entfällt 
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illegaler Verzug ron Ver- 
wandten lo Grades nach West- 
chutschland oder Westberlin; 




•JOA jepBx 2tm:).XT3M 
-jeA J:8p UT 996l*op*9p oioa 

99/06 g^moBaqi8q..jBj aeQ 


^j8iuj:8a 


Vorlage 

des Ministeriums für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel 


Bestätigung des Stellvertreters des 
Ministers - Bere’ch Kommerzielle 
Koordinierung - im Ministerium für 
Außenhandel und Innerdeutschen Handel 





Deutsche Demokratische Republik 
Büro des Ministerrates 


Vertrauliche Mnisterratssache 
Nr« ' ! <'! 2 » Ausf* 


Beschluß 

d«t Minifterrotet 

100 / i; 3 / 66 

vom 7e 12, 1966 


Bestätigung des Stellvertreters des Ministers den Bereich 
kommerzielle Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 
und Innerdeutschen Handel 


Das Präsidium des Ministerrates beschließt: 

1 , Im Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
wird die Funktion Stellvertreter des Ministers Bereich 
kommerzielle Koordinierung - geschaffen. Die Funktion 
Stellvertreter des Ministers für den Bereich kommerzielle 
Koordinierung wird in die Nomenklatur des Ministerrates 
auf genommen, 

2. Herr Alexander Schalck-Golodkowski, geh, am 3* 7* 1932, 
v/ird als Stellvertreter des Ministers für den Bereich 
kommerzielle Koordinierung bestätigt. 



Verteiler: 


Stellvertreter des Vorsitzenden 'des 
Minister für Außenhandel und 


Ministerrates Balkow 
Innerdeutschen Handel < > 


ZK - Abteilung Staats- und Rechtsfragen 
Leiter der Verwaltung Kader 
Abteilung Protokoll und Veranstaltungen 
Abteilung Vorlagen 


t fl 
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Dokument 11 

VcrtrauilcheV^rsdilulisache 

B’Z' fizo (04 

/i, Aus(«n|Ub0 bloti 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr, 102/67 
vom Juli 1967 


I, In Abänderung bzw, Ergänzung der Verfügung des Vorsitzenden 
des Minieterrateg Nr, 4-4/56 vom 11 , 3* 1966 wird der Text 
der Ziffern 5 und 6 dieser Verfügung gestrichen und wie 
folgt neu gefaßt: 

5. Die sich aus Vereinbarxangen mit Religionsgemeinschaften 
ergebenden Warenlieferungen, die bisher ln Höhe von 
40 Millionen Valutamark Jährlich auf der Einnahmenseite 
der Zahlungsbilanz geplant wurden, sind ab 1 • 1i 1968 
wie folgt zu behandeln: 

5.1 In die Zahlxongsbilanz kann als gesondert ausgo- 
wiesener Einnahmeposten aus Vereinbarungen mit 
0“3.i.giona6ümeiuhicüaiTen auf genommen werden: 

1968 30 Millionen Valutamark 

1 969 20 Millionen Valutaraark 

1970 10 Millionen Valutamark 

5.2 Ab 1971 ist kein besonderer Einnahmeposten aus 
Vereinbarungen mit Religionsgemeinschaften in der 
Zahlungsbilanz mehr aufzunehmen. 

5.3 Einnahmen aus Vereinbarungen mit Religionagenein~ 
schäften über die. in der Zahlungsbilanz festgeleg- 
te Größe hinaus bis zur Höhe von 40 Millionen 
Valutamark Jährlich stehen dem Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission als Reserve zur Ver- 
fügung. 
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Vertrauliche Verschlußsache 
B-2-yfgO ßf 


4 > Ausfertigung Blatt ^ 

5*4 Einnahmen, die ein Volumen von 40 Millionen 
Valutamark Jährlich üherateigen , sind an den 
Minister der Finanzen abzuführen, der entspre- 
chend den V/eisungen des Vorsitzenden des Mini- 
st errat es darüber verfügt 

6, Für den Pall, daß über die im Punkt 5 featgelegten 
Summen hinaus Warenlieferungen an speziellen Materia- 
lien realisiert werden, die laut besonderer Weisun- 
gen des Vorsitzenden des Ministerrates in die materi- 
elle Staatereserve eingelagert werden sollen, hat der 
Minister für Außenhandel mit dem Leiter der Staatlichen 

Verwaltung der Staatsreserve VereinbaruncrAn ftvini- 
uuoiuanmö Qieser Warenlieferungen durch die Staatliche 

Verwaltung der Staatsreserve zu troffen. 


II, Die Verfügung des Vorsitzenden des Miniaterrates Nr, 44/66 
ist in ihrer Neufaasving dem Vorsitzenden der Staatlichen 
riankomuiiöuiun zuzuaxeilen. 



Verteiler: 

1 * Vorsitzender des Minister rateB 

2, Minister für Außenhandel vind 
Innerdeutschen Handel 

3* Minister der Finanzen 

4, Minister für Staatssicherheit 

* 

5, Leiter der Staatlichen Verwaltung 
der Staatsreserve 

■6 « Vojo - itgor.dor - 4or S ^ aa -t- l -i eho - n P lanlwmiai - ool r ^nt ' 
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Dokument 12 

i 

Vertrauliche Versthlul;.^ • 

B - 2 - 

//« Ausfertigung ^ Blatt 
VORSITZENDER DBS MINISTERRATES 

Verfügung Nr, 44/66 

vom 1 1 , Mära 1 966 

ergänzt durch Verfügung Nr, 102/6? vom 6, Juli 196? 


Zur Regelung der kommerziellen- Beziehungen zu den, in der DDR 
zugelaseenen Religionsgemeinschaften, die aus dem Ausland, der 
Bunde aropublik und weatuerlln mKt.Hr'i hTIk Untorotüfaun/i: crhalton, 
wirrt fnl <?-ende Ordnunc festgelegt; 

1. ?ür die Planung und Durchführung tler kommerziellen Beziehun- 
gen mit den Religionsgemeinschaften im Sinne dieser Ordnung 
ist der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel 
verantwortlich. 

Er hat insbesondere zu sichern, daß die sich aus diesen Be- 
ziehungen ergebenden Möglichkeiten mit hohem Ökonomischen 
Nutzeffekt voll realisiert worden, 

2. Der Ivlinister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel hat 
auf der Grundlage der vom Vorsitzenden des Ministerratee be- 
stätigten Limite für die einzelnen Religionsgemeinschaften 
mit diesen Jahresverträge abzuschlieflen, die zum wesentlichen 
Inhalt haben müssen; 

- dao vereinbart« Volumen 

- das vereinbarte Verhältnis MDN zur DM-DBB 

- die V/arenlisten für die • Lief erung von Erzeugnissen durch 
die Religioncgemeinschaf ten in Höhe des vereinbarten Volu- 
mens, 

. Di« Limite rturnh den Minister für Außenhandel und inner- 

gexide Jahr nach Abstimmung mii Aen zvis'tandigen 11611051 ÜH 

ganen beim Vorsitzenden des Ministerratee zu beantragen, 
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Vertrauliche Versdi 


Ausfertigung 


Blütt ^ 


Sollte der Abschluß einer Zusatz Vereinbarung mit den iTeli- 
gionsgemeinschaf ten Uber die Höhe des bestätigten Limits not- 
wendig sein, ist hierfür ebenfalls die Genehmigung des Vor- 
sitzenden des Ministerrates einzuholen. 


4. Der Minister für Außenhandel und Innerdeutschen Handel hat zu 

sichern, daß bei neu abzuschließenden Vereinbarungen mit den 
Religionsgemeinschaften eine Währungsparität von 1 MDN = 1 DM-üDI 
als oberste Grenze (Minimum) eingehalten wird. Er ist verpflich- 
Uc-b, all? ru treffen, um dieses Verhältnio weiter 

zugunsten der MDN zu verändern. 

Der Minister der Finanzen ist beauftragt, durch die systemati- 
ooho 'b'kn'^ c+Hnfl-i B*e Analyse der Entwicklung der Kaufkraft beider 
Währungen solches Material zu erarbeiten, das filSlÜ Wlaacnoohüijrt 
lieh begründete Argumentation zur Durchsetzung einer weiteren 
Verbesserung der V/ährungsparität ermöglicht. 

5. Die sich aus Vereinbariingen mit Religionsgemeinschaften 
ergebenden Warenlieferungen, die bisher in Höhe von 40 Millione: 
Valutamark jährlich auf der Einnahmenseite der Zahlungsbilanz 
geplant vmrden, sind ab 1 . 1. 1968 wie folgt zu behandeln! 

5.1 In die Zahlvmgsbilanz kann als gesondert ausgewiesener 
Einnahmeposten aus Vereinbarungen mit Religionsgemein- 
schaften auf genommen werden: 

1968 30 Millionen Valutamark 

1969 20 Millionen Valutamark 

1970' 10 Millionen Valutamark 

Ab 1971 ist kein besonderer Einnahmeposten aus Verein- 
barungen mit Religionsgemeinschaften in der Zahlungs- 
bilanz mehr aufzunehmen. 
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VertraulicheVorschl . . . . 

Ausfertlflunfl Blatt 3 


5.3 Einnahmen aus Vereinbarungen mit Religionagemein- 
schäften über die in der Zahlungsbilanz featgelegte 
Größe hinaus bis zur Höhe von 40 Milionen Valutamark 
.i^hrlich stehen dem Vorsitzenden der Staatlichen* Plan- 
kommission als Reserve zurVerfllgung . 

5.4 Einnahmen, die ein Volumen von 40 Millionen Valutamark 
jährlich übersteigen, sind an den Minister der Finanzen 
abzufUhren, der entsprechend den Weisungen des 'Vorsitzen- 
den des Mni st errat es darüber verfügt, 

6. Für den Fall, daß über die im Punkt 5 festgelegten Gummen 
hinaus Warenlieferungen an speziellen Materialien realisiert 
werden, die laut besonderer Weisungen dea Vorsitzenden des 
Ministerrates in die materielle Staatsreaerve eingelagert werde; 
sollen, hat der Minister für Außenhandel mit dem Leiter der 
Staatlichen Verwaltimg der Staatsreaerve Vereinbarungen Uber 
die Übernahme dieser V/arenlief erungen durch die Staatliche 
Verwaltung der Staatsreserve zu treffen. 

7. Der Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatareserve ist 
verpflichtet, die aus diesen Lieferungen übernommenen Waren 
in den Bilanzen der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 
gesondert auszuweisen. 

8. Der Minister der Finanzen, der Minister für Außenhandel und 
Innerdeutschen Handel und der Leiter der Staatlichen Verwal- 
tung der Staatsreserve haben entsprechende Vereinbarungen 
Uber die IvIDN-Beitige Verrechnung, die sich aus diesen Lie- 
ferungen ergibt, zu treffen, 

9. Der Minister der Finanzen wird beauftragt, die kommerzielle 
Tätigkeit der GENEM gegenüber den Religionsgemeinschaften zu 
überprüfen mit dem Ziel, die aus den kommerziellen Beziehungen 
mit der GENEX gegebenen ökonomischen Vorteile für die Reli- 
gionsgemeinschaften infolge des Preisunterschiedes zwischen 

UüQ auu r«ii cwmT 7.11 beseitigen. 
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Ausfertigung Blati H 

Der Verkauf von Produktionsniitteln an kirchliche Einrichtungen 
und Privatpersonen Uber diS LrElTEX iob unii«»’oPC 5 + 


Sollte im Rahmen des bestgtigten Limits oder auf der Grund- 
lage dieser genehmigten Zusatzvereinbarungen ein Gcldtransfer 

mnii Punkt 4 festgelegten Bedingungen 

{j-An . Ist für dessen Abwicklung der lünisieS? IUI' ALiUCii» 
handel und Innerdeutschen Handel verantworxiicn. 

Transferierte Betröge sind der Valuta-Staatsreserve , die vom 
lünieter der Finanzen verwaltet wird, zuzufUhren« 


gez. Stoph 


Verteiler; 

Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission, Genossen SchUrer 

Sekretariat des Vorsitzenden des 
Mini st errat es 
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vonsiTsn^iüia ms cmsTSBfiATBS 

. ' '7!ö r f a G « B C rrr. 15 /68 

^ 0 . ' 

I ▼om 24. Januar 1963 

,;Rflckspc-; j 




• tiaU ülr".r::=iG vcn 1# 2* 1960 ulrö eia Soc^lerfcais "AatciaaljlnacrunG 
und Bn^ionalloipruaG** GObllCot« Dleoor ?onda lat als Loro!:onto 
bol dor Doutöohoa Handelabcak AG au lUhroa* 


nir dlccca ?cnd3 otollca bereit i 

a) dor Miniator für Außoanlrtcolinrt 60 Clo TH oua aoinon 
21onte n mit Eor.orvoc>n'ri^^rO>^-*> ■ ■ 

dor Voraltaande des Mlnlstorrotoa tO Mio VH aas der Cinroh 
Cca Clalotcr rjr AnßcrnTlrtccüicft nicht ln Anspruch renen- 
neson Hooerve für die SlchonxBG der ZohlunGoblXana 1967* 

Ost SlnrlchtunG doo Kontos geaälirt der Präsident der- Stastebaah 
j den lilaloter für AußozKrlrtcohaft oln zinsloses Darlehen ln KCho 
V von 60 Mio Mark der DDR* 


0« über die Vorronduns dos Pondo yorfü^t der Stollvortrütor dos Vor 
cltnordon des Mlnlstarratos Rauohfuß • Slo nuO ln Ver- 
blrdunG talt der Vorbereitung doo 20* Jehrootegos dor DDR der co- 
Cemon Aucrüctung spozioll foctßoloster Estrleb« dienen i:nd zur 
Crh^hurG Cer ProCulrisloa und Ibror QuslltCO coulo aur SenhusG Cer 
Colbctliootcn otriilrturbestinnondor Braougnlooe fuhren* 

Silo flsmalolle Vemal-turG und dor Ckononlcoh sneckcIiDlcato 21n- 
I CJita Cer Clttcl obllcc^B den Clnlotor für AuContrlrtcchciTt« ^ 


3* Ddenahnon, die aus dor -.Irbolt mit dloocm Ponds reocltlorcnj rcr- 
Con dor Reserve Cso Cdnlctoro für AuRcrrrlrbschoft augoflüirw** 


1# Voroitzonder dos Mlnlotorrates 

2« Ctollvcrtroter Cos Vorsltsordan 
Cos LUnlotcrratcs, Gen* Reuchfuß 

3# CCrlster für AnCcnrrlrtscÜieCt 

A*' CCndcbsr Cer PCmrcn 

9* rrCrdCrrt Cer 



gez, Stoph 


Für die Richtigkeit; 


Mini^t'-rr^i t 

der Deutschen Deniwityti^'lb^ 
Sekretariat de^H ü 
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Verordnung 

über den Verkehr mit Schußwaffen 
und patronierter Munition 
— Schußwaffenverordnung — 

vom 8. August 1968 

Zur Gewährleistung- eines ordnungsgemäßen und 
sicheren Verkehrs mit Schußwaffen und patronierler 
Munition wird folgendes verordnet: 


Allgemeine Bestimmungen 


(1) Sdiußwaffen im Sinne dieser Verordnung sind 
Geräte, aus denen patronierte Munition verschossen 
werden kann, sowie solche, bei denen Kartuschen und 
Geschosse getrennt geladen oder in denen reaktiv wir- 
l^ende Geschosse zur Entzündung gebracht werden und 
ihnen ganz oder teilweise die Flugrichtung verliehen 
wird. 


b) der Vertrieb 

c) der Transport (Binnentransport, Aus-, Ein- und 
Durchfuhr) 

d) die Lagerung 

e) der Erwerb, Besitz und die Verwendung sowie 
die Aufbewahrung von Schußwaffen und patro- 
nierter Munition. 


Die Bestimmungen dieser Verordnung finden für die 
Herstellung. Bearbeitung, Lagerung und Erprobung 
von Schußwaffen und patronierler Munition zu militä- 
rischen Zwedeen im Aufträge der bewaffneten Organe 
der Deutschen Demokratischen Republik sowie für 
den Verkehr mit solchen Schußwaffen und patronierter 
Munition in den bewaffneten Organen der Deutschen 
Demokratischen Republik und den Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse nur Anwendung, soweit das in anderen 
von den zuständigen zentralen Organen erlassenen 
Bestimmungen ausdrücklich festgelegt wird. 


(2) Schußwaffen im ISinne dieser Verordnung sind 
nicht Schußgeräte, die Arbeitsmittel «sind und bei de- 
nen als Energieträger Kartuschen venvendet werden. 

(3) Patronierte Munition im Sinne dieser Verordnung 
.sind Gegenstände, die einen Zündsatz, eine Treib- 
ladung sowie .ein Geschoß (Projektil. Schrot, Leucht- 
sätze oder andere feste Körper) enthalten. 

(4) Wesentliche Teile Von Schußwaffen (Lauf, Ver- 
scliluß bzw. bei reaktiven Schußwaffen Zündvorrich- 
tung, Vorrichtungen zum zielgerichteten Abschuß) ste- 
hen Schußwaffen gleich. 


(1) Die Leiter der Staatsorgane, Generaldirektoren 
der Vereinigungen Volkseigener Betriebe und volks- 
eigener Kombinate bzw. die Leiter anderer wirtschafts- 
leitender Organe, die Direktoren der Betriebe, Vor- 
stände der Genossenschaften und die Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen, deren Verantwor- 
tungsbereich den Verkehr mit Schußwaffen und patro- 
nierter Munition umfaßt, haben die Einhaltung einer 
hohen Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. Die 
Inhaber von Erlaubnissen zum Verkehr mit Schußwaf- 
fen sind bei der Gewährleistung der Ordnung und 
Sicherheit einzubeziehen. 


(5) Als Verkehr mit Schußwaffen und patronierter 
Munition im Sinne dieser Verordnung gilt 

a) die Herstellung und — — — | 

Archiv 

für Fragen 


(2) Die Deutsche Volkspolizei hat die Einhaltung 
der gesetzlichen Bestimmungen über den Verkehr mit 
<»«l|ußwaffen und patronierter Munition durchzuselzeru 
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Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie berechtig^ Kon- 
trollen durchzuführeri, Auflagen zu erteilen, Auskünfte 
zu fordern und Einblidc in Unterlagen zu nehmen. 

II. 

Erlaubnisse 

§4 

(1) Die Herstellung, Bearbeitung, der Vertrieb, die 
Aus-, Ein- und Durchfuhr, die Lagerung, der Erwerb 
sowie der Besitz und die Verwendung von Schuß- 
waffen und patronierter Munition ist erlaubnispflichtig. 

(2) Der Erwerb, der Besitz und die Verwendung sowie 
die Aus-, Ein- .und Durdifuhr von Schußwaffen und 
patronierter Munition, die im Eisenbahn-, Luft- und 
Schiffsverkehr sowie zu Zwecken des Seenot- und 
Bergrettungsdienstes Verwendung finden, ist von der 
Erlaubnispflicht ausgenommen, wenn sie im internatio- 
nal üblichen Rahmen zur Signalgebung mitgeführt wer- 
den. 

(3) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnisse ge- 
mäß Abs. 1 ist die Deutsche Volkspolizei. 

(4) Die Pflicht zur Einholung von Erlaubnissen oder 
Genehmigungen nach anderen dafür geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen bleibt unberührt. 

§5 

(1) Erlaubnisse können erteilt werden, wenn hierfür 
ein staatliches Interesse besteht und die mit Schuß- 
waffen und patronierter Munition umgehenden Perso- 
nen die persönliche sowie die fachliche Eignung be- 
sitzen. An Einzelpersonen dürfen darüber hinaus Er- 
laubnisse nur erteilt werden, wenn sie das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben, 

(2) Erlaubnisse können mit Auflagen verbunden, ein- 
geschränkt, versagt, zurückgenommen oder entzogen 
werden, wenn das zur Gewährleistung der Ordnung 
und Sicherheit erforderlich ist. 

(3) Die Erlaubnisse sind schriftlich und auf Wider- 
ruf zu erteilen. Sie können zeitlich befristet werden. 

(4) Für die Erteilung der Erlaubnisse, die Prüfung 
und Begutaditung ^owie für die Zulassung von Schuß- 
waffen und patronierter Munition werden Verwal- 
tungsgebühren erhoben, 

III, 

Herstellung. Bearbeitung und Vertrieb 

§6 

(1) Während der Herstellung oder Bearbeitung müs- 
sen die Teile der Schußwaffen oder der Munition stän- 
dig unter Aufsicht stehen oder anderweitig sicher vor 
Entwendung geschützt sein. Das Betreten der Produk- 
tionsräume ist nur berechtigten Personen zu gestat- 
ten. 

(2) Hergestellte oder bearbeitete Schußwaffen oder 
patronierte Munition sind unverzüglich einzulagern, so-^ 
fern kein sofortiger Versand erfolgt. 


(3) Für die Einhaltung der Bestimmungen gemäß den 
Absätzen 1 und 2 sind die zuständigen leitenden Mit- 
arbeiter der Betriebe verantwortlich. 

§7 

(1) Schußwaffen und patronierte Munition dürfen nur 
von den Herstellerwerken, den staatlich beauftragten 
Verteilern und den zuständigen Außenhandelsbetrie- 
ben vertrieben werden. 

(2) In Ausnahmefällen kann der Vertrieb Einzelhan- 
delsgeschäften gestattet werden, 

§8 

(1) Die hergestellten und die eingeführten Schuß- 
waffen sowie die Arten der hei gestellten und der einge- 
führten patronierten Munition bedürfen der Pmfung 
und Begutachtung durch das Deutsche Amt für Meß- 
wesen und Warenprüfung. Die Arten der hergestellten 
und der ein geführten Scdiußwaffen bedürfen darüber 
hinaus der Zulassung durch das Ministerium des 
Innern. 

(2) Über die Art, die Anzahl und den Verbleib h^j^^ 
gestellter, bearbeiteter oder vertriebener Schußwaffen 
sowie der hergestellten oder vertriebenen palronier- 
ten Munition ist ein Nachweis zu führen. 

IV. 

Lagerung und Transport 
§9 

(1) Lager für Schußwaffen und patronierte Munilion 
sind unter Verschluß zu halten und gegen Entwendung 
von Schußwaffen oder patronierter Munition zu sichern. 

(2) Lager für patronierte Munition sind unter Be- 
achtung der dafür geltenden Arbeitsschutz- und Brand- 
schutzanordnungen so zu errichten bzw. einzurichten, 
daß bei einer Explosion der Munition Personen oder 
Sachwerte in der Umgebung des Lagers nicht gefährdet 
werden können. 

(3) Über den Zugang, Abgang und Bestand von 
Schußwaffen und patronierter Munition ist ein Nach- 
weis zu führen. 

(4) Zur Verwaltung eines Lagers für Schußwaffen und 
patronierte Munition ist ein Lageivenvalter einzuset- 
zen. Der Lagerverwalter ist für die Nadiweisführung 
sowie für die Einhaltung dei* Sicherheitsbestinimungen 
im Lager verantwortlidi. 


§ 10 

(1) Schußwaffen dürfen nur in gesdilossenen Behält- 
nissen, patronierte Munition nur in Originalverpackun- 
gen, Patronenkisten oder Patronentaschen transportiert 
werden. Ausgenommen hiervon ist der innerbetrieb- 
liche Transport, der Transport in gesdUossenen Forma- 
tionen sowie der Transport einzelner Sdiußwaffen 
zum Verwendungsort. Der Transport von Sdiußwaffen 
hat ausschließlich in ungeladenem Zustand zu erfolgen. 
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(2) Schußwaffen und patronierte Munition sind beim 
Transport gegen Verlust oder Entwendung zu schüt- 
zen. 

V. 

Verwendung 

§11 

(1) Im Rahmen der erteilten Erlaubnisse sowie in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen ist die Ver\ven- 
dung von Sdiußwaffen gestattet, wenn dadurch die Öf- 
fentliche Ordnung und Sicherheit nicht gefährdet oder 
gestört werden kann. 

(2) Bei der Verwendung von Schußwaffen sind die 
dazu berechtigenden Erlaubnisse bzw. die von der 
zuständigen gesellschaftlichen Organisation ausgestell- 
ten Berechtigungen mitzuführen. 

§ 12 

(1) Im persönlichen Eigentum befindliche oder zum 
zeitweiligen Besitz ausgegebene Schußwaffen sowie 
patronierte Munition sind so aufzubewahren, daß ein 
Verlust, eine Verwendung durch unbefugte Personen 
oder eine Entwendung nicht erfolgen kann. 

(2) Über die zum zeitweiligen Besitz ausgegebenen 
Schußwaffen sowie über den Zugang, Verbrauch und 
Bestand an patronierter Munition ist ein Nachweis zu 
führen. 

VI. 

Vorkommnisse im Verkehr mit Schußwaffen und 
patronierter Munition 

§ 13 

(1) Verluste oder Funde von Sdiußwaffen oder patro- 
n^etter Munition, Unfälle mit Schußwaffen oder patro- 
nlerter Munition, rechtswidriger Umgang mit Schuß- 
waffen und patronierter Munition sowie die Anwen- 
dung von Schußwaffen gegen Personen sind unver- 
züglich bei der nächsten Dienststelle der Deutschen 
Volkspolizei zu melden. 

(2) ■ In anderen Bestimmungen festgelegte Melde- 
pflichten bleiben unberührt. 

VU. 

V^erwahrung und Einziehung 

§14 

(1) Die Deutsche Volkspolizei kann Schußwaffen und 
patronierte Munition in Verwahrung nehmen, wenn 

a) durch den Verkehr mit Schußwaffen oder patro- 
nierter Munition die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit gefährdet oder gestört wird 

b) die Erlaubnis zum Verkehr mit Schußwaffen und 
-patronierter Munition entzogen wurde 

c) erteilte Auflagen nicht eingehalten werden 

d) der Inhaber' einer Erlaubnis zum Besitz und zur 
Verwendung einer Schußwaffe und patronierter 
Munition verstorben ist. 


(2) Nach Wegfall der Gmnde in den Fällen des Abs. 1 
Buchstaben a bis c ist die Verwahrung aufzuheben. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Buchstaben b und d 
kann die Auflage erteilt werden, Schußwaffen und 
patronierte Munition innerhalb von 6 Wochen an einen 
zum Verkehr mit Schußwaffen und patronierter Muni- 
tion Berechtigten zu veräußern. Wird der erteilten 
Auflage nicht nachgekommen, kann der Verkauf der 
Schußwaffen und patronierten Munition zum Zeiiwert 
zugunsten des Eigentümers durch die Deutsche Volks- 
polizei erfolgen. 

§15 

(1) Die Deutsche Volkspolizei ist berechtigt, Schuß- 
waffen und patronierte Munition selbständig entschä- 
digungslos einzuziehen, wenn Schußwaffen oder patro- 
nierte Munition gefunden wurden und^ deren Eigen- 
tümei' oder Besitzer nicht festgestellt werden kann, 

(2) Die Zollorgane der Deutschen Demokratischen 
Republik können bei einer unerlaubten Aus-, Ein- 
oder Durchfuhr Schußwaffen und patronierte Muni- 
tion selbständig entschädigungslos einziehen. 

(3) Die Einziehung von Schußwaffen und patronierter 
Munition nach anderen Rechtsvorschriften bleibt un- 
berührt. 

vni. 

Ordnungsstrafbestimmungen 

§ 16 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Inhaber einer 
gemäß § 4 Abs. 1 erteilten Erlaubnis 

a) Schußwaffen oder patronierte Munition entgegen 
dieser Verordnung oder den zu ihrer Durchfüh- 
rung erlassenen Bestimmungen herstellt, bearbei- 
tet, vertreibt, lagert, transportiert, verwendet oder 
aufbewahrt 

b) den erteilten Auflagen zuwiderhandelt 

c) Sciiußwaffen oder patronierte Munition nicht zur 
Prüfung und zur Zulassung vorlegt 

d) Nachweise über Sdiußwäffen und patronierte 
Munition nidit oder unvollständig fuhrt 

e) bei der Verwendung von Sdiußwäffen die dazu 
berechtigenden Erlaubnisse nidit mit sidi führt 

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M 
bestraft werden. 

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 wie- 
derholt • innerhalb von 2 Jahren begangen und mit 
Ordnungsstrafe geahndet worden oder ist ein größerer 
Sdiaden verursacht worden oder hätte er verursacht' 
werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 
1 000 M ausgesprochen werden. 

(3) Neben anderen Ordnungsstrafmaßnahmen oder 
selbständig können Schußwaffen oder patronierte 
Munition sowie die zur Herstellung oder Bearbeitung 
benutzten Arbeitsgegehstände ohne Rüdesicht auf 
Eigentumsverhältnisse oder Rechte Dritter durch die 
Deutsche Volkspolizei entschädigungslos eingezogen 
werden. 
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(4) Die Durchführung des Ordnungssirafverfr.hrcns 
obliegt den Leitern der zuständigen Dienststellen der 
Deutsclien Volkspolizei. In den Fällen des Abs. 1 Buch- 
staben a und d obliegt — .^ofern sich die Verstöße auf 
Jagdwaffen und Jagdmunition beziehen - die Durch- 
führung des Ordnungsstiafverfahrens auch dem Leiter 
der Obersten Jagdbehö.rde, den Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke, den Vorsitzenden der Rute der Kreise 
oder den sachlich zuständigen hauplainllichcn Mit- 
gliedern der örtlichen Räte. 

(5) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeilen gemäß 
Abs. 1 Buchstaben a, b, d und e sind die ermächtigten 
Angehörigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine 
Verwarnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 
10 M auszusprechen. 

(6) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah- 
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen 
gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten — OWG - (GBl. I S. 101). 

IX, 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§17 

Die Leiter der zuständigen zentralen Staatsorgane 
und die Leitungen gesellsdiaftlicher Organisationen 
haben die von ihnen erlassenen Bestimmungen mit den 
Grundsätzen dieser Verordnung innerhalb eines Jah- 
res in Übereinstimmung zu bringen. 


Die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ausge- 
stellten Erlaubnis.se und Zulassungen behalten, soweit 
sie weiterhin gesetzlich vorgesehen sind, bis zu der 
in ihnen festgelegten Frist Gültigkeit. 

§ 19 

(1) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen 
Volkspolizei kann Ausnahmen von einzelnen Bestim- 
mungen der Abschnitte III. IV und V erteilen. 

(2) Sofern die im Abs. 1 genannten Ausnahmen den 
Verantwortungsbereich andeior zentraler Slaot.sorgane 
oder gcsellschafilichcr Organ' setionen berülirori. sind 
die Ausnalimeregelungen in Übereinstimmung mit den 
Leiicrn dieser Organe bz.w. Leitungen ci;e^er Orgm.ü- 
satienen zu ircffen. 


Leitungen der zuständigen gescllschafUidicn Organi- 
sationen die zur Durchfülirung dieser Verordnung er- 
forderlichen Bestimmungen zu erla.sscn und den Ver- 
kehr mit Schußgeräten und Kartuschen durch Anord- 
nung z.u regeln. 

(3) Die Leiter der zusiündigcn Staatsorgane und die 
Leitungen gescllscbaHlicher Organisationen haben 
Arbcitsschül.^.- und Brandsdiutzanoi dnungen und an- 
dere Sidierheilsbcstimmungcn, die den Verk'chr mit 
Schußwaffen oder patronieiler Munition .‘^c^vie mit 
Schußgeräten und Kartusdien betreiben, im Einverneh- 
men mit dem Minister des Innern und Chef der Deut- 
schen Volkspolizei zu erlassen. 

§21 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1968 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die §§ 22, 23, 25 und 29 bis 43 
der Achten Durchführungsbestimmung vom 14. April 
1962 zum Gesetz zur Regelung des Jagdwesens (GBl. II 
S. 255) außer Kraft- 

Berlin, den 8. August 1968 

Der Minislerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 
N e u m a n n 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 

Der Minister des Innern 
und 

Chef der Deutschen Volkspolizei 
Dickel 


§ 20 

'.'1) Der Mini.sier des Innei’n und Ciici dei' Deuisericn 
\’o;!:spo!izci kann im E:r.vT'rnehir:cn mit den Lciicrn 
der zuslänciigen zentralen Stuaisoi cane neu cinwik- 
U'A\q Geiiite, die in ihrer Wirkung Schußwafren eieich- 
ko:r.:nen ur.d dorc.n mißbräuc'r.Iicne Vorweridun^ zu 
Gcidi'.i düngen oder Sioru!:igen der on'e.niiiüien üranung 
und Sicherheit führen können, zu Schußwaffen im 
Sir.nc dieser Verordnung er':; Liren. 

(2) Der Minister dc.s' Iniiern und Chef der Deu:''zhen 
k'i.,i;:- pr D-vi ist borcclriigt, im EinvcrncDmcn n.it den 
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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Scluißwa fiten Verordnung 

vom 14. August 1968 

Auf Grund des § 20 Abs. 2 der Schußwaffenverord- 
nung vom 8. August 1968 (GBl. II S. 699^^ wird im Ein- 
vernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane sowie den Leitungen der zuständigen ge- 
sellschaftlichen Organisationen folgendes bestimmt: 

1 . 

Erteilung von Erlaubnissen 

§1 

(1) Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis zur. Her- 
stellung, Einfuhr und Durchfuhr von Schußwaffen oder 
patronierter Munition sind an das Ministerium des 
Innern zu richten. 

(2) Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis zur Be- 
arbeitung, zum Vertrieb, zur Ausfuhr, Lagerung, zum 
Erwerb, Besitz und zur Verwendung von Schußwaffen 
oder patronierter Munition sind an das zuständige 
Volkspolizei-Kreisamt zu richten. 
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(3) Erlaubnisse zur Ausfuhr von Schußwaffen und 
patronierter Munition im kommerziellen Verkehr sind 
durch den Herstellerbetrieb zu beantragen. 

(4) , Erlaubnisse zur Einfuhr von Schußwaffen und 
patronierter Munition sowie die Prüfung. Begutadi- 
tung und Zulassung eingeführter Schußwaffen und 
patronierter Munition sind durch die Institution bzw. 
die Person zu beantragen, die die Sdmßwaffen und die 
patronierte Munition verwenden will. 

(5) Bei der Aus- und Einfuhr von Schußwaffen bzw. 
patronierter Munition im kommerziellen Verkehr ist 
dem zuständigen Außenhandelsbetrieb vor Vertrags- 
abschluß die zur Aus- oder Einfuhr berechtigende 
Erlaubnis vorzulegen. 

(6) Vor einer jeden Einfuhr von Schußwaffen bzw. 
patronierter Munition im kommemellen Verkehr hat 
durch den zuständigen Außenhandelsbetrieb oder ein 
in seinem Auftrag handelndes Organ eine Meldung an 
das Ministerium des Innern zu erfolgen, die folgende 
Angaben enthalten muß: 

— Anzahl und Art der Schußwaffen bzw. der patro- 
nierten Munition 

— Absender und Empfänger 

— Tag der beabsichtigten Einfuhr 

— Grenzübergangsstelle. 

§2 

Erlaubnisse zum Verkehr mit Schußwaffen und pa- 
tronierter Munition sind nach Ablauf ihrer Gültigkeit, 
bei Aufgabe der Herstellung oder Bearbeitung oder bei 
Vorliegen anderer Gründe, die dem weiteren Umgang 
mit Schußwaffen und patronierter Munition entgegen- 
stehen, unverzüglich an die Dienststelle der Deutschen 
Volkspolizei zurückzugeben, die die Erlaubnisse ausge- 
stellt hat. 

II. 

Herstellung und Bearbeitung 
§3 

(1) Die Bedingungen und das Verfahren der Prüfung 
und Begutachtung von Schußwaffen und. patronierter 
Munition gemäß § 8 Abs. 1 der Schuß Waffenverordnung 
werden durch den Präsidenten des Deutschen Amtes 
für Meßwesen und Warenprüfung (DAMW) festgelegt. 

(2) Mit der Beantragung der Zulassung von Schuß- 
waffen oder patronierter Munition gemäß § 8 Abs. 1 der 
Schuß Waffen Verordnung sind 

— eine Aufrißzeichnung 

— eine technisdie Dokumentation 

— ein Muster (ausgenommen Einzelanferiigungen) 

einzureichen. Die genannten Unterlagen verbleiben 
beim Ministerium des Innern. 

§4 

(1) Sdiußwaffen sind an siditbarer Stelle (Lauf, Ver- 
schluß oder Hülse) deutlich und haltbar durch den 
Hersteller mit 

Namen oder Warenzeichen des Herstellers 


— Kaliber und Hülsenlänge der Schußwaffe 

— Herstellungsnammer der Schußwaffe 

zu kennzeichnen und durdi das DAMW mit Prüfzei- 
chen zu versehen. 

(2) Patronierte Munition ist durch den Hersteller mit 
seinem Namen oder Warenzeichen zu versehen. Dar- 
über hinaus sind 

— Büchspatronen mit Kaliber und Hüisenlänge 

— Sdirolpatronen mit Kaliber, Hülsenlänge und Sclirot- 
durdimesser 

zu kennzeichnen. 

(3) Die OriginaWerpadcung für Büchspalronen hat 
folgende Beschriftung zu tragen: 

— Hersteller 

— Herstellungsdatum 
« Stückzahl 

— Kaliber und Hülsenlänge 

— Laborierungsmenge der Treibladung 

— Art des Geschosses und der Geschoßmasse 

— Gütezeichen des DAMW. 

(4) Die Originalverpackung für andere patronierte 
Munitionsarten hat folgende Beschriftung zu tragen: 

— Hersteller 

— Herstellungsdatum 

— Stückzahl 

— Munitionsart 

— Kaliber (Schrotpatronen auch Hülsenlänge und 
Schrotdurchmesser) 

— Gütezeichen des DAMW 

(5) Die Originalverpackung für patronierte Munition 
muß allseitig geschlossen und so gesichert sein, daß 
ohne siditbare Beschädigung der Verpackung Munition 
nicht entnommen werden kann. 

(6) Von einer Kennzeichnung gemäß den Absätzen l 
bis 4 kann bei Schußwaffen und. patronierter Munition, 
die ausschließlich zur Ausfuhr bestimmt sind, abge- 
sehen werden. 

§5 

Bei der Bearbeitung darf die Art einer Schußwaffe 
nur verändert werden, wenn der Auftraggeber eine 
Erlaubnis zum Besitz dieser neuen Art vorlegt. 

m. 

Lagerung und Transport 

§6 

Die Lagerung von Schußwaffen und patronierter 
Munition gemäß § 9 der Schußwaffenverordnung ist 
nur gestattet in 

— massiv umschlo.ssenen Räumen, deren Fenster ver- 
gittert und deren Türen außen mit Stahlblech be- 
schlagen und mit 2 Sicherheitsschlössern versehen 
sind 
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— P.»nLcr*chrünkcn oder 

- Stahl blcchschränken, deren Türen mit Slchoihcits- 

ichlwcm vertefxn iincL 

57 

(1) Gt-sclbdinfllicfi« Org^uiiwliünen haben ihicn 
I.^ccrt>cstand an SchuüwalTcn und palronierier ^lu^i 
Xlon halbjährlich dem für den Laserort luständisen 
VolkspoUzci-Krclsainl zu melden. 

(2) Jede standorimhßise Veränderung von Sdiuß- 
wnfTcn und palrönicrter Munition, die über i2 Stunden 
hinausgehl, ist dem für den neuen Standort zustän- 
digen Volkspollzci-Kreisamt zu melden. Das gilt nicht 
für StandorlverÜnderungen zu Zwecken der Bearbei- 
tung \'on SdiußwafTen. 

§8 

(1) Der Transport von Schußwaffen und patronierter 
Munition auf Kraftfahrzeugen oder als Handgepäck 
im Eisenbahn-, Sdüffs- und Luftverkehr ist nur unter 
ständiger Aufsicht des Transportführers bzw. Besitzers 
gestattet 

(2) Ein Versand von Schußwaffen und patronierter 
Munition im Postverkehr darf nur als Postsendung mit 
einer Wertangabe von üben' 1 000 M erfolgen. 

(3) ln öffentlichen Verkehrsmitteln dürfen nur die 
zur unmittelbaren Verwendung benötigten Mengen 
patronierter Munition mitgetührt werden. 

(4) Der Transport von Schußwaffen und patronierter 
Munition im Haus-Haus-Gepäckverkehr der Deutsdien 
Reichsbahn ist nicht gestattet. 

{5) I'aj ■[■zeuge zum Transport von SchuGvraffen vuud 
patronierter Munition müssen so eingeriditet sein und 
bchiden weiden, daß ein Verlust \on Schußwaffen und 
pairunicrler Munition nicht eintreten kann. 


IV. 

Nachu eisführuiig 
§9 

(1) Die Direlaoien der Betriebe sowie die Leitungen 
gcseüschaftlidier Oiganisalionen haben in ihrem Ver- 
antwoi-lung.^bcreicit eine einheitlidte Xacl'i weisführung 
li'ocr SchußwajTcn und patronierte Munition fcsizu- 


•u wt Dlo F 

es tir 

:g der Art und Ferm der Xr.cliw 


{ 5 m 

. r.\ er.nc. hüten m.it der zu^uiiic: 

/.•. - ^ :io 

der !J: 

accmn Vehenehuei zu eiuelm: 

:2} Die N 

aci'.w cs 

unicrlagcn (niuJer f\ir die sich 


jic'i .-.»nlicl'iCn Ligcv.um bcrindlidte Murv.iion) sind dii.ch 
u Duclnr.’* cz'', Iv.u icixs b;-'v. den Vors: tzenden der 
n>dKd;lielien O: zu be.'läligen. 

: D;^ ei'er horgcste’lto. bcn:-bc;tete und 

V . u. e.-eeru.- Savui/.'.-aiien und puuoniei te Muninon smü 
10 Jahre, die Xnehweise über die zum zeitweiligen Be- 
: ■';US : e clw:" c :i ."'’e''. 'u 13 b'en >uv.'io ul-cr dc.n 
bruuvii pa! roiticrier 3'uniiien 2 Jahre, ven der letuien 
gL:-C' iunU er;! zubc-wahren. 


V. 

Schliinbcslimmung 
§ 10 

Diese Durchführungsbeslintmung tritt am 1. Seplcm- 
ber 19G8 in Kraft. 

Bci'lin, den 14. August 19G8 

Der Minister des Innern 
und 

Chef der Deutschen Volkspolizei 
Dickel 
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Anordnung 

über den Verkehr mit Schußgerütcn 
und Kartuschen 
— Schußgcrätcanordnung — 

vom 14. August 19GS 

Auf Grund des § 20 Abs. 2 der SchußvvaffenverorcJ- 
nung vom 8. August 1908 (GBl. II S. 099) wird Im Ein- 
vernehmen mit den Leitern der zuständigen zentraien 
Staatsorgane sowie den Leitungen der zuständigen ge- 
sellschaftlichen Organisationen folgendes angeoidnet: 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 


§1 

ll) Scltußgeräte im Sinne dieser Anordnung sind 

a) Arbeitsmittel, bei denen als Energieträger Kar- 
tuschen verwendet werden (z. B. Bolzenschuß-, 
Bolzenschlag-, Schießpreß-, Viehbetäubungs- und 
Sdiienenlodi gerät e) 

b) Gegenstände, mit. denen feste Körper (Geschosse) 
mittels Luftdruck, Federdruck, Kohlensäure oder 
ähnlich wirkenden Antriebsmitteln, außer Explo- 
sivgasen, verschossen werden können (z. B. Lufi- 
druckgewehre, Armbrüste, Unterwasseischuß- 
geräte) 

c) Gegenstände, die ausschließlich zum Verschuß 
von Platz- oder Gaspatronen eingerichtet sind, 
sowie Gegenstände, aus denen Gase oder Flüssig- 
keiten verspritzt oder versprüht werden können 
und die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, 
die Widerstandskraft von Menschen hcrabzusetzen 

d) \'oi’derlader. 

(2) Unter Schußgerate gemäß Abs. 1 Bucb.stabcn b 
und c fallen nicht Gegenstände, die eine geringe Wir- 
kung haben (z. B. Kinderspielzcug). Die Entscheidung 
hierüber trifft das Ministerium des Innern. 

h3) Kartuschen im Sinne dieser Anordnung sind 
Gegenstände, die einen Zündsatz und eine Treibladung 
emhulten. Darunter fallen auch Platzpatronen und 
Kartuschen mit cliemischen Vorsätzen, 
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(4) Teile von Sdiußgeräten stehen Scliußgerälen 
gleich, wenn mit ihnen eine ähnliche Wirkung erzielt 
werden kann. 

(5) Als Verkehr mit Schußgeräten und Kartuschen 
im Sinne dieser Anordnung gilt 

a) die Herstellung und Bearbeitung 

b) der Vertrieb und die Weitergabe 

cl der Transport (Binnentransport, Aus-, Ein- und 
Durchfuhr) 

d) die Lagerung 

e) der Erwerb, Besitz und die Venvendung sowie die 
Aufbewahrung 

von Schußgerälen und Kartuschen. 

§2 

(1) Die Bestimmungen dieser Anordnung finden für 
die Herstellung, Bearbeitung, Lagerung und Erprobung 
von Schußgeräten und Kartuschen im Aufträge der 
bewaffneten Organe der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie für den Verkehr mit Schußgeräten und 
Kartuschen in den bewaffneten Organen der Deutschen 
Demokratischen Republik und den Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse nur insoweit Anwendung, als dies in 
Vorschriften dieser Organe ausdrücklich festgelegt 
wird. 

(2) Die §§6, 8. 9 Abs. 3, der §11 und der §14 Abs. 2 
finden für den Verkehr mit Schußgeräten gemäß § 1 
Abs. 1 Buchst, b keine Anwendung. 

§3 

(1) Die Leiter der Staatsorgane, Generaldirektoren 
der Vereinigungen Volkseigener Betriebe und volks- 
eigenen Kombinate bzw, die Leiter anderer wirt- 
sdiaftsleitender Organe, die Direktoren der Betriebe, 
ATorstände der Genossenscliaften und die Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen, deren Verantwor- 
tungsbereidi den Verkehr mit Schußgeräten und Kar- 
tuschen umfaßt, haben eine hohe Ordnung und Sicher- 
heit im Verkehr mit Schußgeräten und Kartuschen 
durdizusetzen und die hierzu erforderlichen Vorsdirif- 
ten zu erlassen. Die mit Schußgeräten umgehenden 
Personen sind bei der Gewährleistung der Ordnung 
und Sicherheit einzubeziehen. 

(2) Die Deutsdie Volkspolizei hat die Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen über den Verkehr mit 
Schußgeräten und Kartuschen zu kontrollieren. Zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie bereditigt, Auflagen 
zu erteilen, Auskünfte zu fordern und Einblidc ln 
Unterlagen zu nehmen, 

n. 

Erlaubnisse 

§4 

(1) Der Erlaubnispflicht unterliegt 

a) die Herstellung von Schußgeräten oder Kartuschen 

b) die Bearbeitung von Schußgeräten 


c) die Einfuhr von Schußgeräten sowie die Ein- und 
Durchfuhr von Kartuschen 

d) der Vertrieb, Erwerb, Besitz und die Verwen- 
dung von Gegenständen gemäß § 1 Abs. 1 Buch- 
staben c und d. 

(2) Ar , genommen von der Erlaubnispflicht gemäß 
Abs. 1 isc der Erwerb, Besitz und die Verwendung von 
Startpistolen durcli gesellscliaftUdie Organisationen im 
Rahmen ihrer Aufgaben. 

(3) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnisse ge- 
mäß Abs. 1 ist die Deutsche Volkspolizei. Anträge auf 
Erteilung einer Erlaubnis gemäß Abs. 1 Buchstaben a 
und c sind an das Ministerium des Innern, Anträge 
gemäß Abs. 1 Buchstaben b und d sind an das zustän- 
dige Volkspolizei-Kreisamt zu richten. 

(4) Erlaubnisse zur Einfuhr von Schußgeräten und 
Kartuschen sind durch die Institution bzw. die Per- 
son zu beantragen, die die SthußgeräVe und die Kar- 
tuschen verwenden will. 

(5) Bei einer jeden Einfuhr von Schußgeräten bzw. 
Kartuschen im kommerziellen Verkehr hat durch den 
zuständigen Außenhandelsbetrieb oder ein in seinem 
Auftrag handelndes Organ eine Meldung an das Mini- 
sterium des Innern zu erfolgen, die folgende Angaben 
enthalten muß: 

— Anzahl - und Art der Schußgeräte bzw. der Kar- 
tuschen 

— Absender und Empfänger 

— Tag der beabsichtigten Einfuhr 

— Grenzübergangsstelle. 

(6) Mit dem Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
gemäß Abs. 1 Buchst, a ist ein Muster sowie eine tech- 
nische Beschreibung des zur Herstellung vorgesehenen 
Sdiußgerätes oder der Kartusche einzureichen. 

(7) Die Pflicht zur Einholung von Erlaubnissen, Ge- 
nehmigungen oder Berechtigungen nach anderen dafür 
geltenden Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 

§5 

(1) Erlaubnisse können mit Auflagen verbunden, 
eingesdiränkt, versagt, zurückgenommen ' oder ent- 
zogen werden, wenn das zur Gewährleistung der Ord- 
nung' und Sicherheit erforderlich ist, 

(2) Die Erlaubnisse sind schriftlich und auf Wider- 
ruf zu erteilen. Sie können zeitlich befristet werden. 

(3) Für die Erteilung der Erlaubnisse sowie für die 
Prüfung von Schußgeräten und Kartuschen werden 
Verwaltungsgebühren erhoben. 

HI. 

Herstellung, Bearbeitung und Lagerung 

§6 

Während der Herstellung und Bearbeitung müssen 
die Teile der Schußgeräte oder der Kartuschen ständig 
unter Aufsicht stehen oder andei'weitig vor Enhven- 
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düng gesdiützt sein. Hergestellte oder bearbeitete 
Sdiußgeräte und Kartuschen sind unverzüglich einzu- 
lagern, wenn kein sofortiger Versand erfolgt Für die 
Durchsetzung dieser Bestimmungen sind die zuständi- 
gen leitenden Mitarbeiter der Betriebe verantwortlich. 


§7 

(1) Die Arten der hergestellten sowie der zur Ver- 
wendung eingeführten Schußgerät# und Kartuschen 
bedürfen der Prüfung und Begutachtung durch das 
Deutsche Amt für Meßwesen und Warenprüfung 
(DAMW). Die Beantragung der Prüfung und ^Begut- 
achtung der Arten der eingeführten Schußgerate und 
Kartuschen hat durch das Vertriebsorgan oder durch 
die Institution bzw. Person zu erfolgen, die die Schuß- 
geräte und Kartuschen verwenden wilL Die Bedingun- 
gen und das Verfahren der Prüfung werden durch 
den Präsidenten des DAMW festgelegt. 

(2) Schußgeräte und die Originalverpackung der Kar- 
tuschen sind an sichtbarer Stelle deutlich und hsütbar 
mit folgender Beschriftung zu versehen: 

— Name oder Warenzeichen des Herstellers 

— Modell bezeichnung 

— Prüfzeichen des DAMW (soweit in den gemäß Abs. 1 
zu treffenden Festlegungen vorgesehen). 

Schußgeräte sind darüber hinaus mit einer Herstel- 
lungsnummer zu versehen. 

(3) Über die Art, die Anzahl und den Verbleib her- 
gestellter oder bearbeiteter Schußgeräte und Kar- 
tuschen ist ein Nachweis zu führen. Die Nachweise 
sind, vom Tage der letzten Eintragung an gerechnet, 
mindestens 5 Jahre aufzubewahren. 


§6 

(1) Die Lagerung von Schußgeräten und Kartuschen 
in Herstellerbetrieben, Betrieben, die Schußgeräte oder 
Kartuschen bearbeiten, sowie bei Vertriebsorganen hat 
in Behältnissen oder gesonderten Räumen, die unter 
Verschluß stehen müssen, zu erfolgen. Die Behältnisse 
bzw. Lagerräume sind so zu sichern, daß Schußgeräte 
und Kartuschen nicht entwendet werden können. 

(2) Lager für Kartuschen sind so zu errichten bzw. 
einzurichten, daß bei einer Explosion der Kartuschen 
Personen oder Sachwerte in der Umgebung des Lagers 
nicht gefährdet werden können. 

(3) Schußgeräte sind getrennt von Kartuschen zu 
lagern. 

(4) Für jedes Lager ist ein Lagerbucn über den Ein- 
gang, Ausgang und Bestand von "Schußgeräten und 
Kartuschen zu führen. Die Nachweise sind, vom Tage 
der letzten Eintragung an gerechnet, mindestens 
5 Jahre aufzubewahren. 

(5) Für die Nachweisführung gemäß Abs. 4 sowie 
für die Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen im 
Lager ist ein Verantwortlicher einzusetzen. 


IV. 

Vertrieb und Weitergabe 
§9 

(1) Schußgerüte gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, a und Kar- 
tuschen dürfen an Betriebe, Einrichtungen oder Orga- 
nisationen vertrieben oder weitergegeben werden, die 
den Nachweis erbringen, daß sie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben solche Geräte oder Kartuschen benötigen. 
An Einzelpersonen dürfen diese Schußgeräte sowie 
Kartuschen vertrieben oder weitergegeben werden, 
wenn sie einen Berechtigungsschein gemäß § 13 Abs. 3 
bzw. bei Viehbetäubungsgeräten eine entsprechende 
Gewerbeerlaubnis vorlegen. Der Verfrieb oder die 
Weitergabe von Schußgeräten, deren Erv^erb gemäß 
§ 4 Abs. 1 Buchst, d erlaub nispülditig ist, darf nur 
gegen Vorlage dieser Erlaubnis erfolgen. 

(2) Der Vertrieb oder die Weitergabe von Schußgerä- 
ten gemäß § 1 Abs. 1 Buchstaben a, c, d und von Kar- 
tuschen an Jugendliche unter 18 Jahren sowie der Ver- 
trieb von Schußgeräten gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, b an 
Jugendliche unter 16 Jahren Ist nicht gestattet. 

(3) Über den Zugang, die Anzahl der vertriebene^^ 
oder weitergegebenen und über den Bestand von 
Schußgeräten und Kartuschen ist ein Nachweis zu füh- 
ren. Der Nachweis muß die Namen und Anschriften 
der Betriebe und Personen enthalten, an die Schuß- 
geräte oder Kartuschen vertrieben oder weitergegeben 
wurden. Die Nachweise sind, vom Tage der letzten Ein- 
tragung an geredinet, nündestens 5 Jahre aufzube- 
wahren. 

(4) Verkaufsräume müssen so eingeriditet sein, daß 
die darin aufbewahrten Schußgeräte und Kartuschen 
gegen Entwendung gesidiert si.nd. Kartuschen sind 
nach Geschäftsschluß gemäß den Bestimmungen des 
§ 8 Abs. 1 zu lagern. 

V. 

Transport 

§10 

(1) Schußgeräte dürfen hur im ungeladenen Zustand 
transportiert werden. 

(2) Der Transport von Kartuschen darf nur ln Origi- 
nalverpackungen oder in gesonderten gesdilossencn 
Behältnissen erfolgen. Ausgenommen hiervon Ist der 
innerbetriebliche Transport 

(3) Transportfahrzeuge müssen so eingerichtet sein 
und beladen, werden, daß ein Verlust von Schußgeräten 
oder Kartusch.en nicht erfolgen kann. 

§11 

(1) Der Transport von Schußgeräten und Kartuschen 
auf Kraftfahrzeugen oder als Handgepäck im Eisen- 
bahn-, Schiffs- und Luftverkehr ist nur unter^ständiger 
Aufsicht des Trans portführers bzw. Besitzers gestattet 

(2) In Öffentlichen Verkehrsmitteln dürfen nur die 
zur unmittelbaren Verwendung benötigten Mengen 
Kartuschen mitgeführt werden. 
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(3) Ein Versand von Schußgeräten und Kartuschen 
im Postverkehr darf nur als Postsendung mit einer 
Wertangabe von über 1 000 M erfolgen. 


vom Besitzer oder Verwalter ein Nachweis zu führen. 
Die Nacliweise sind, vom Tage der letzten Eintragung 
an gerechnet, mindestens 2 Jahre aufzubewahren. 


VI. 

Verwendung 
§ 12 


VI L 

Vorkommnisse im Verkehr mit Sdiußgerätcn 
und Kartuschen 


■/l) Die Verwendung von Schußgeiäten und Kar- 
tuschen ist nur zulässig, wenn das Leben oder die Ge- 
sundheit von Men.schen nicht gefährdet oder die Ord- 
nung und Sicherheit nicht gestört werden kann. 

(2) Es ist nicht gestattet. Schußgeräte gemäß § 1 
Abs. 1 Buchst, b 

a) auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen so- 
wie in Parkanlagen, außer auf Schießständen und 
Schießplätzen oder zur Wahrnehmung beruf- 
licher Pflichten, zu verwenden 

b) ln Natur- und Landschaftsschutzgebieten oder 
jagdlich genutzten Gebieten zu verwenden 

c) auf geschützte oder jagdbare Tiere anzuwenderu 


§13 

(1) Schußgeräte und Kartusclien dürfen nur in der 
vom Hersteller gelieferten Ausfertigung verwendet 
werden. Selbständige Veränderungen, z. B. zur Erhö- 
hung der Wirkung, sind nicht gestattet. 

» 

(2) Schußgeräte gemäß § 1 Abs. 1 Buciistaben a, c 
und d dürfen von Jugendlidien unter 18 Jahren sowie 
Schußgeräte gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, b von Jugend- 
lichen unter 16 Jahren nur unter Aufsicht eines Erzie- 
hungsberechtigten oder einer anderen berechtigten 
Aufsichtsperson verwendet werden. ^ 

(3) Die Verwendung von Schußgeräten gemäß § 1 
Abs. 1 Buchst, a sowie von Kartuschen, außer Vieh- 
betäubungsgeräten, ist nur Personen gestattet, die 
'fmen entsprechenden Berechtigungsschein besitzen. 
Berechtigungsscheine dürfen nur von Personen ausge- 
stellt werden, die im Besitz einer Lehrbefähigung des 
DAMW sind.. 

(4) Schußgeräte gemäß § 1 Abs, 1 Buchstaben c und 
d ciürfen nur im Rahmen der erteilten Erlaubnis ver- 
wendet werden. 

(5) Vorderlader sind so herzurichten, daß ein Ver- 
schießen von Geschossen nicht möglich ist. Ausnahmen 
hiervon sind nur mit Zustimmung des zuständigen 
VolkspolizeirKreisamtes gestattet. 

§ 14 

<1) Schußgeräte und Kartuschen, sind ln verschließ- 
baren Behältnissen oder Räumen und so aufzubewah- 
ren, daß eine Verwendung durch unbefugte Personen 
oder eine Entwendung nicht erfolgen kann. Die Be- 
hältnisse bzw. Räume sind unter Verschluß zu halten, 
wenn sie nicht ständig unter Aufsicht Berechtigter 
stehen. 

(2) Über den Zugang. Abgang bzw. Verbrauch und 
den Bestand von Schußgeräten und Kartuschen ist 


§15 

(1) Verluste oder Funde von Schußgeräten gemäß 
§ 1 Abs. 1 Buchstaben a, c und d und Kartuschen, Un- 
fälle mit Schußgeräten oder Kartuschen sowie rechts- 
widriger Umgang mit Schußgeräten oder Kartuschen 
sind unverzüglich bei der nächsten Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei zu melden. 

(2) In anderen Bestimmungen festgelegte Melde- 
pflichten bleiben unberührt. 


VIII. 

Verwahrung und Einziehung 
§ 16 

(1) Die Deutsche Volkspolizei kann Schußgeräte und 
Kartuschen in Verwahrung nehmen, wenn durch den 
Verkehr mit Schußgeräten oder Kartuschen die öffent- 
liche Ordnung und Sicherheit gefährdet oder gestört 
wird. 

(2) Nach Wegfall der Gründe ist die Verwahrung 
aufzuheben. 


§17 

(1) Die Deutsche Volkspolizei kann Schußgeräte oder 
Kartuschen selbständig entschädigungslos einziehen, 
wenn 

a) durch den Verkehr mit Schußgeräten oder Kar- 
tuschen die öffentliche Ordnung und Sidierheit 
gefährdet oder gestört wurde 

b) die Herstellung, Bearbeitung, Einfuhr, der Ver- 
trieb, Erwerb, Besitz oder die Verwendung der 
Schußgeräte oder Kartuschen nicht gemäß § 4 
Abs. 1 erlaubt w^ar 

c) Schußgeräte oder Kartuschen gefunden wurden 
und deren Eigentümer oder Besitzer nicht fest- 
gestellt werden kann. 

(2) In Fällen des Abs. 1 Buchst, b kann bei einer 
unerlaubten Einfuhr von Schußgeräten oder- Kar- 
tuschen die Einziehung auch durch die Zollorgane der 
Deutschen Demokratisdien Republik erfolgen. 

IX. 

Ordnung^trafbestimmungen 

§18 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen dieser 
Anordnung 

a) Erlaubnisse nicht einholt 

b) den erteilten Auflagen zuwiderhandelt 
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L) Sduißgciiite odei' Kartuschen nicht zur Prüfung 
\ ei lest 

cl) Sduißserate oder Kartuschen herstollt, bearbeitet, 
lasert, vertreibt, weitergibt, transportiert, \er- 
woi'idet oder auf bewahrt 

e) den Nadiwcis über Sdiußgerate und Kartuschen 
nidit oder unvollständig führt 

f) Verluste oder Funde von Sdiußgeräten und Kar- 
tuschen nicht meldet 

J^ann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden. 

(2) Neben anderen Ordnungsstrafmaßnahmen oder 
selbständig können Schußgeräte oder Kartuschen so- 
wie die zur Herstellung oder Bearbeitung benutzten 
Arbeitsgegenstände ohne Rücksicht auf Eigentumsver- 
hältnisse oder Rechte Dritter durch die Deutsche Volks- 
polizei entschädigungslos eingezogen werden. 

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt den Vorsitzenden der Räte der Bezirke oder 
Kreise oder den sachlich zuständigen hauptamtlichen 
Mitgliedern der Räte der Bezirke oder Kreise, Vorsit- 
zenden der Räte für landwirtschaftliche Produktion 
und Nahrungsgüterwirtsdiaft der Bezirke oder Kreise, 
Leitern der Arbeitssdiutzinspektionen, Leitern der 
Bergbehörden oder den Leitern der zuständigen Dienst- 
stellen der Deutschen Volkspolizei. 

(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Abs. 1 Buchstaben b bis e sind die ermächtigten .An- 
gehörigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine 
Verwarnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 
oder 10 M auszusprechen. 

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah- 
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah- 
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämp- 
fung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I 
S. 101). 


(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 10. Februar 
1957 über die Herstellung, den Vertrieb, den Besitz 
und die Verwendung von Luftdruckwaffen (GBl. I 
S. 1G3) außer Kraft. 

Berlin, den 14. August 1968 

Der Minister des Innern 
und 

Chef der Deutschen Volkspolizei 
Dickel 


X. 

CbcTganps- und Sclilußbestinimungcn 
§ 19 


D o Lc:;or der zci'.iralen Siaatsorgar.e 

v:\:\ die L'^it’.nv^on gesellschaftlicher Oi'ganisationen 
die vc-n mit 

den Gr;!r!d.'ät/en dieser .Ar.ordnung inneiiiaib eiiies 
• .« '■.L''' ; r. L JO i'o. r. ^ ; rr. .'T, ’j cu 


§ 20 


sieiiien Erlaubnisse und Zulassungen beiiaiten. sov.c-a 
>:e weiterhin gesetzlich vorgesehen sind, bis zu der in 
ii.neu fe-^tgoieg* e;: G Liltigi;cit. 


§ -1 


d. 
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Dokument 17 


Verteiler: 

1. bpi. 1 Bl. Gen.MislkS 

2. bpi. 1 Bl. G®n.Borning 

3. bpi. Bl. Gen. 

4. bpi. Bl. Gen. 

5. bpi. Bl. Gen. 

6. bpi. Bl. Gen, 






' 

TJ/30. 7. 1969 


/ / / 7 




Geheime Kommandosache 

- Beschluß - 

27/ HVR 


Ausfertigung Aa/v^^. /V\ Blatt 


Betrifft: Statut des Ministeriums für Staatssicherheit 


1 . Das Statut des Ministeriums für Staatssicherheit wird 
bestätigt . 

Anlage 5 


2. Der Minister ftlr Staatssicherheit hat die zur Durchsetzung des 
Statutes erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


3 . Das Statut des Ministeriums für Staat ssi che iheit ist nicht zu 
veröffentlichen. 
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Anlage 5 


j:-i p i] c ? n* n ß n fti r ] p n ^ -4 

tjf *:< 3 »iisi rJ i-M.' ■ M ;'•:•■= 1 '• • 
V' u ..y # v#v C % U Uj U':» fc.; ; j ü ^ ij t; ' 


S T A - U T 


D 2 S 

tllNISTERIUU PÜH STAATSSICHlEnilElT 

DER 


DEUTSCHER de:: OKRA TISCH ER 


R E P U B L 


K 
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Stclluri* ui'.ä inuf^r-bcn dco 

•V.lni ctcriunr. für ütar.tGSlcliorhcit der DDK 


(1) Das r.'.in- .'-.tcrlur. für 
Or^^an des I.’inl s -crrates 


3taa--ssichcrhcit (-f3) ist ein 
Ds jo'.vUhrleistct als Dichorlioi ts- 


und Recht5pfleseorc2.n die staatliche Sicherheit und den 
Schutz der Deutschen Demokratischen Republik. 


(2) Das MfS verv.-irklieht seine Aur^abon auf der Grundlace 

- des Procrammes der Sozialistischen Einlicitopartei' 
Deutschlands , 

- der Beschlüsse des Zentralkomitees und des Politbüros 
des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands 

- der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, 
der Gesetze und Beschlüsse der Volkskammer 

- der Erlasse und Beschlüsse des Staatsrates 

- der Beschlüsse und Anordnungen des Rationalen Vertei- 
digungsrates und der Befehle, Direktiven und Weisungen 
seines Vorsitzenden 

der Verordnungen und Beschlüsse des Ilinistcrrateo 
sov/ie anderer allgemeinverbindlicher Rechtsvorschriften. 

( 3 ) Die Tätigkeit des BfS konzentriert sich auf die Aufklärung 

und Abwehr zur Entlarvung und Verhinderung feindlicher Pläne 

und Absichten der aggressiven imperialistischen Kräfte und ihrer 

Helfer und dient 

- der Festigung und Stärkung des sozialistischen Staates 
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alT' der poli ticciicn 0 •örini rr.ti or. 
die ^cr.cineem unter l'iihrr.r.r: der 
ihrer rr*c,rxistic.eh-lcninictiech.on 


der v.erktiiti ßen, 
rbeitorhlr.r.se und 
Partei den Sonialic- 


nuc vcr’.virhlicr.en 


der Gicherur.j der Gentnltunf: den entwickelten gesell- 
schaftlichen dystor.c des Sosialismuc 

dcD Schutn der verfa5Gun~nr.:ißigcn Grundrechte und den 
friedlichen Lebens der Bürger. 


§ 2 

Die Hauptaufgabe des MfG nun Schutne der SouvcrilnitUt , bei 
der allseitigen politischen, r.ilitärischcn, ükonomischen und 
kulturellen Stärkung der Deutschen Demokratischen Republik, 
der Sicherung der sozialistischen Errungenschaften und der 
Staatsgrenze mit spezifischen Mitteln und licthoden bestehen 
darin: 

a) feindliche Agenturen zu zerschlagen, Geheimdienstzontra- 
len zu zersetzen und andere politisch-operative KaDnah- 
men gegen die Zentren des Feindes durchzufUhren und 

- ihre geheimen subversiven Pläne und Absichten, ihre kon- 
spirative Tätigkeit insbesondere gegen die Deutsche Demo- 
kratische Republik und andere sozialistische Länder offen- 
siv aufzudecken 

- durch rechtzeitige Aufdeckung geplanter militärischer 
Anschläge und Provokationen gegen die Deutsche Demokra- 
tische Republik und ando:-o sozialistische Länder dazu 
beizutragen, überraschungshandlungcn zu verhindern; 

b) entsprechend den übertragenen Aufgaben alle erforderlichen 
Maßnahmen für den Verteidigungszustand vorzubereiten und 
durchzusetzen; 

c) Straftaten, insbesondere gegen die Souveränität der 
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.UeutGchcn Dcr.OiC'-'itinc^.or. ivcy'ublik, den Frieden, die 
r.'cnnchlichlcci 1 und l.'.onGchenrechte rc.vie £;egon die 
Deutsche Dcr.okrn.ti cche Republik aufnudecken, zu untcr- 
Guchon und verbeugende r.'.n. 13 nähren auf dlocoin Gebiet zu 
treffen; 

d) die zuetündigen Partei- und Staat Gorgane rechtzeitig 
und umfacGcnd über feindliche PlUne, Absichten und das 
gegnericchc Potential cov;ie Uber liilngel und Ungeoetz- 
lichkeltcn zu informieren; 

e) die staatliche Sicherheit in der Rationalen Volksarmee 
und den bewaffneten Organen zu gov/IOirleioxen; 

f) in Zusammenwirken mit den Gtaatli eben Organen, Incbcoondoro 
dem rünisterium für Nationale Verteidigung und dem 
LIinisterium des Innern die Staatsgrenze mit spozifiochen 
Mitteln und Methoden zu schützen und unter Einbeziehung 
der Organe der Zollvorv/altung der Deutcchen Demokrat ioohon 
Republik den grenzüberschreitenden Verkehr zu sichern; 

g) eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit zu leisten. 


§ 

(1) Das MfS hat zu gewährleisten, daß die staatlichen, wirtschaft- 
lichen, dienstlichen und militärischen Geheimnisse allseitig gegen 
jede Form der Verletzung der Geheimhaltung geschützt und gesiohert 
und deren personelle Träger in die Maßnahmen des allumfassenden 
Geheimnisschutzes cinbezogen werden. 

(2) Das MfS hat in Zusammenarbeit mit den staatlichen Organen und 
Einrichtungen, die mit Yersclilußsachcn (Tatsachen, Nachrichten, 
Pläne, Forschungsergebnisse, Zeichnungen und Gegenstünde, die 
aus' politischen oder wirtschaftlichen Interessen oder zum 
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ocl'.utr.e der Di).: 'Tc):c1.t.::u)'.?. 1 
r.ätro f U •’ die .'ivbcit rr.it Vo 
einr^chli cßli eh der dcir.it im 
der Sicherheit urd Ordnung. 


ton rlr.d) arbeiten, die Grund~ 
r r chl u cac h en d ur ch.au ce t n en , 
Zucarmonlianc ctchcndcn Fracon 




(1) Das r.’iS führt den Kampf ^e^cn die Feinde in en^tor Zu.ram- 
menarbei t mit den V.’erittät icon und mit Unteretütaun," aufrech- 
ter Patrioten, .iuf der Grundlage den Vci'traucnc undL der be- 
wußten Verantv/ortuns der P/Ur.per int die • revolutionUre Mar.- 
senv/acheamkei t in der Deutcchcn Pemokratiachen Uepublik 
weiter zu erhöhen. Das KfS stützt sich dabei auf eine brei- 
te cesellsohaf tliche Basis, um die Sicherheit der Staato- 
und Gesellschaftsordnunc in noch grüßcreir. Umfang zu gcv/lihr- 
leisten und zu einer weitgehenden i’icduzierung und Aus- 
schließung störender und hemmender Paktoren der Entwick- 
lung in allen gesellschaftlichen Bereichen beizutragen. 

(2) Das lifS ^erfüllt die Abwehr- und Aufklärungoauf gaben 
unter Anwendung spezifischer Itittcl und IJethodon. 


§ 5 


(1) Das MfS arbeitet eng m.it anderen staatlichen Organen 
zu.sammen, insbesondere mit den Schutz- und Sicherheit oorganon 
sowie den Rechtspflegeorgancn. 

(2) Das LlfS hat das Rocht, zu allen Problemen der staatlichen 
Leitung, durch die Fragen do' staatlichen Sicherheit berührt 
werden, Stellung zu nehmen und Vorschläge zu machen. Ira Rahmen 
der allgc.meinverbindlichcn Rechtsvorschriften und Beschlüsse 
ist es befugt, Forderungen gegenüber den zuständigen Stellen 
zu erheben. 
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(3) Das :.;r3 arbei ten -:n .;a:'.::.cn colnor I'.ustr.ndiGlcei t allgemein- 
verbindliche DcchtsvorsohriDtcn aus. 


ü 


Das wirkt au? der Grundlage internationaler Vertr.'ißo 
und Vcrcinbarurgen im Kamp? goßen den cemeinsamen imperiali- 
stischen Feind mi-t den S i che rhe'its Organen sozialistischer 
Staaten zusammen. 


§ 7 

Die v;issenscha?tliche Pührungs- und Leitungstätigkeit im 

MfS richtet sich vor allem auf: 

- die Arbeit am Feind und das Eindringen in politische, 
militärische, ökonomische und wissenschaftliche Zentren 
des Feindes 

- diesbezügliche prognostische und perspektivische 
Planungen 

- Konzentration, Spezialisierung und Koordinierung aller 
Kräfte, Mittel und Möglichkeiten auf die zielstrebige 
Lösung der Schwerpunktaufgaben 

- systematische Kontrolle des Standes der Erfüllung der 
Aufgaben und der Analyse der Ergebnisse 

- Anv/endung neuester Mittel und Methoden in der politisch- 
operativen Arbeit. 
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Leitung dos L.fJ 


8 


(1) Der L'in ister leitet das .LfS nach* dom Prinzip der Einzel- 
leitung. Er ist pcrsUnlich fUr die _gecair.te T Utiskolt dos L fS 
verant \7ortl ioh und der Volkskamner, dem Staatsrat, dom 
Nationalen Verteidigungsrat und dem I-Iinistorrat roohen- 
schaftspf licht ig. 

(2) Bei Verhinderung des riinisters Übernimmt der 1. Stell- 
vertreter des Ministers und bei dessen Verhinderung ein 
vom Minister beauftragter Stellvertreter des Ministers 
die Vertretung. 


§ 9 

Die Stellvertreter des Ministers sind gegenüber dem Minister 
für die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben verantwort- 
lich und rechenschaftspflichtig. 


^ 10 


(1) Der Minister legt die sJ^h aus der Arbeit des MfS 'ergeben- 
den Prägen, deren Entsclicidung dem Nationalen Verteidigungs- 
rat oder dem Ministerrat obliegt, den genannten Organon vor. 

(2) Der Ministe r erläß t im Nahmen seiner ZustUndigkclt allge- 
meinverbind liche Ke chtsvorschri fton sov/ie Dienstvorschriften, 
Befehle und andere dienstliche Bestimmungen. 
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Beim Mfo besteht ein Kollofiiur. als boratendos Orcnn des 
Ministers. l):e Mitglieder der. Kollesiur.c werden vom Ulnlnter 
berufen . 


§ 12 

(1) Das MfS gliedert sich in Diensteinhoiten entepreohend 
der bestätigten Struktur. 

(2) Die Leiter der Dienotoinheiten sind im Kähmen ihrer 
Zuständigkeit ihrem Vorgesetzten fUr die Lüsung der Auf- 
gaben des MfS in ihrem Bereich verantwortlich und reohon- 
schaftspf licht ig. 


III. 

Entwicklung und Förderung der Angehörigen des UfS 


§ 13 


(1) Die Angehörigen des MfS leisten im Kampf gegen die 
Feinde eine verantwortliche Arbeit. Die allceitige Er- 
füllung ihrer Aufgaben erfordert ihre Erziehung 

- zu unverbrüchlicher Treue zur Partei der Arbeiterklaooe 
und zur Arbeiter-und-Bauern-Macht 

- zu enger Verbundenheit mit der Arbeiterklasse und den 
anderen V/erktätigen 
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- r>u unercchUttcrlicher ^ießecnuvorsicht doc Llarxicmus- 
Leninicmus 

zum sozialistischen Intc'/nr.cionalisnus 

- zur Freund schart mit der oov/ jetunion und anderen 
sozialistischen Staaten. 

(2) Durch die richtige Ausv.ahl und kontinuierliche ZuflUirung 
neuer Kader, die p->litisch-idoolocische Erziehung und die 
Aneignung urrirangreicher politisch-fachlicher und millt’iri- 
scher Kenntnisse und Fähigkeiten, den zweckmäßigen Einsatz 
und die planmäßige Entwicklung und Forderung der Angchürigen 
des I.if3 ist die militärische Disziplin und Eincs-tzbercl t- 
sch''ft des LlfS ständig so zu erhöhen, daß alle geoteriten 
Aufgaben mit hoher Qualität gelost werden. 


§ 1 /; 

CO Die Angehörigen des lifS leisten den Fahneneid und haben 
die Pflicht, ihren sozialistischen .Vaterland, der Deutschen 
Demokratischen Republik, allzeit treu zu dienen. 

(2) Der Dienst im IJfS ist '.Vehrer satzdienst. Die Angehörigen 
des CJfS führen militärische Dienstgrade entsprechend der 
Dienstlaufbahnordnung. 


IV. 

Vertretung des i.'.fJ in Rechtsverkehr 


§ 

Das tIfS ist juristische Person und Ilaushaltorganisation. 
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fjoin Sitz ist Berlin, die Ilauptntadt der Doutochen Demokra- 
tiochen Republik. 


^ 1ü 

(1) Das IlfS '.7ird in Rechtsverkehr durch den Winicter ver- 
treten. Bei Verhinderung der. V.inisters bestimmt sieh seine 
Vertretung nach § 8, Absatz 2. 

(2) Angehörige des ilfS oder andere Personen können zur 
Vertretung des lüfS durch den Minister bevollmilchtlgt vforden. 
Der Minister kann das Recht zur Bevollmächtigung übertragen. 


§ 17 

Das Statut tritt mit ’.Virkung vom 


in Kraft. 
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Dokument 18 


vo 


’^'T “I vp * A'n 

iVoXx 


JJljK/ 


>kJ W » A ^ 


V 0 I* f U C '«i ^ O -■*• TS“! /^d 

‘ vou 8. Co.rL'cr.'Jor Vjo9 


Cvj:?' AbxiUirim"; de*-? Gcv;ii:r:cr.vii'wc:!ir.i‘;ui«:;; dci’ den Iicrcioli Ivo:*:rv- 
cicllo ICooivinic-'uiej des '.jL^iictcniuin; Tun .Vadc-.r./in^eoiiCiit eio.j;- 
ondneton üntc-rnchnen wird vorfU^jbj 

1. Die Planvorcabcn iui' don 2oi1;iv.vm IS?'« bij 'iC'?!? den Id'-r.dclj- 
lUid Y criroicrccüC'llweliaf ien 

Intr::.c-lle,ndolc"cjolleoliad-ü nbll 
Zoii-cral-ICoLZicna C-nbll 
ib'anaiiVwcr GnoK 

v/ordon boatäti^i; (*\:ilapG), 

Dio cncl"5iltlG0 PoGtdticuntS der J.-'Iiroaplaniiovintivo criol^'b 
bin zvn 30. 10. der Vorjolirc. 

2. Gi’undla^^c iUr die Gcaeliliric doi-* Unboi-'nelmcn In'brac uv-d S.i.bva 
Kenners sind 

- dio scitr.voilico Ka'i;jun;j von nai;oricilcii Docb-lndcn der 
utZZXZl'OZQ-jTIO D 

- dio Auonutsun" von ‘uborcjch.'doooii in den Zaliluncobilanacn 
nit cosialiotioclicn Lindern 


- in bc.oondcrcn Killen der Ibeport von Vioron r.\i1; oinor 
DK-Konnairror unter 0,5 

- Voreinbaruncen über Sondcrc:cGorto sV/iceben den Minirjtcricii 
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-X von Ji’o; 

Ic 1-x V c I' c V.1 1 u:-<j c n 


wr «L wv.« C.CjLr C^L<.-..'Ci 




inazziyxcnoix 




l^io ^otroi^rcno i^ci;clu:::j ubo::* dio AuiJücilu:!^ dor plc.r:::;A3i;;c;4 


Cov;in:io 
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^ V L *■ ^ • L>%pW A ^ 4 «i» ak L* 


■blci« u in Ilrniv* 
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Berlin# 0. September 1969 



läge 

Zentralkomitee a der SED 


Beschluß über die Ordniang der 
Staatsdevisenreserve 


1« Dem Beachlußentwurf für das 
Präsidium des Ministerrates 
über die Ordnving der Staats- 
devisenreseive wird zuge- 
stimmt. 4 i . 

2» Genosse Stoph wird beauftragt, 
im Ministerrat die notwendigen 
Maßnahmen zu veranlassen» 







Geheime Verechlußsache 


Be Schlüßen twiirf 


Das Präsidium des Minieterrates beschließt: 


Io 

Zur Gewährleistung einer hohen Stabilität imd Sicherheit der 
Volkswirtschaft der DDR wird mit Wirkung vom 1 <, Januar. 1970 
die Staatsdevisenreserve in Gold und konvertierbaren Devisen 
wie folgt gebildet; 

1 . Bildung einer Staatsdevisenreserve mit dem Charakter einer 
strategischen Reserve (Reserve B)c 

Über eine Verwendung dieser Reserve in strategisch außer- 
gewöhnlichen Situationen entscheidet der Vorsitzende des 
Ministerrates in Abstimmung mit der Parteiführungo 

2o Bildung einer Devisenreserve (Reserve A) für folgende 
Zv/ecke : 

a) Zeitweiliger Einsatz von Teilen dieser Reserve beim 
Eintritt außerordentlicher Ereignisse, die die gesamte 
Volksv/irtschaft betreffen zxw Sicherung der staatlichen 
Strukturpolitik mit dem Ziel, einen höchstmöglichen 
volkswirtschaftlichen Nutzeffekt zu sichern. 

b) Durchführung von Geldgeschäften und V/arenge schäften 
mit hohem ökonomischen Ergebnis zur Er\’/irt8chaftung 
eines höchstmöglichen Anv/achsens der Reserve o 
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Die Bildung iind Verv/endiing der Reserve sind in ;)ährlichen 
Anordnungen oder durch Einzelentscheidungen des Vorsitzen- 
den des Minis-^e^ates festzulegen, die von ihm mit der 
Parteiführung' abzustimmen sind. 


3» Mit der Planung und Durchführung der Axif gaben, die sich 
aus den Grundsätzen \md Entscheidungen über die strate- 
gische Staatsdevisenreserve und die Devisenreserve ergeben, 
sovd.e mit der bestmöglichen Anlage und Sicherung der Be- 
stände wird der Minister der Finanzen beauftragt o 

Der Minister der Finanzen hat im Zusammenhang mit den 
Rechenschaftslegungen über die Durchführung des Staats- 
haushaltes mündlich über die Durchführung dieses Beschlus- 
ses im Präsidium des Ministerrates zu berichten. 

4, Der Minister der Finanzen hat eine Ordnung über die Pla- 
nung, Verwaltung, Verv/endung und Abrechnxing der Staats- 
devisenreserven zu erarbeiten und dem Vorsitzenden des 
Ministerrates zur Bestätigung vorzulegen. 

5c, Alle Probleme, die im Zusammenhang mit den Staatsdevisen- 
reserven zu behandel n sind, haben höchsten Geheimhaltungs- 
grad zu tragen. 
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Vorsltzönder des Ulnisterratee 
Ulnleter der Finanzen 


(6M) A« 1S4 44 «6 JO 40M 






.*T «lUK' I 


Präsidivim des Minlsterratee 


■ fr • 

f^’O 


'2 0 Feb. 1990 Av. 

golösai»! ^/. 

OehÄlipe Versohl ußeoche 

:V.-=^: . ' V -i-"’’’ - 

ga- . 5i>(7 ‘' “ 

r- i /? . ikj:. 


BeeohluOe atwm f f 
vom 1 0 .' September ; 




^.2 Cte 77 -ß? 1 4. Feb. 1978 

Das PrSeidlum des Mlnleterrätos beschließt s . : ' ck 

14 01 V9 ^ 

1 q' f»vr 1980.^ 

I, 18. Feb- 198) ia? 

’ 4. März ipR? ^ 

' in, März M 

Zur Gewährleistung einer hohen Stabilität und Sicherheit 198^ i\' 

Volkswirtachaft der DDR wird mit Wirkung vpni Io Januar 15?0 . 
die Staatadevieenroserve in Gold uni konvertierbaren Dovi.oon 
wie folgt gebildet: 


s 


1 • Bildung einer StaatadevlsenroBervo mit dem Charakter einer 
stratoglechen Reserve (Reaerve B)» 

über eine Verv/endung dieser Reserve in atrategieoh außer- 
gewöhnlichen Situationen entscheidet dex' Voraltaendy des 
Klnisterratea ln Abotlmmung mit der parte'iführung der SED« 


2, Bildimg einer Deviaenresorve (Reaerve A) für folgende 

Zwecke t 

a) Zeitv/eiliger. Elnsate von Teilen die aer Reserve beim 
Eintritt außerordentlioher Erolgniaae, die die goaamte 
Volkswirtschaft betreffen zur Sicherung der staatlichen 
Strukturpolttlk mit dem Ziel, einen höchstmöglichen 
volkswirtschaftlichen Nutzeffekt zu siohem. 

b) Durchführung von oeldge schäften und. Warengeochäften 
mit hohem ökonomieohen Ergebnis zur Ei^lrtechaftung 
eines höchstmöglichen Anwachsens der Reserve« 
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Mi, 


Die Bildung \md Vexnnrendung in ;JShrliche'n 

Anordnimgen oder dvirbh 'Einisei'enl'iiolieldüngen deä Vorsiteen-- 
den dee Uinieterratee 'feeteulegenl^tdie/^yon Ihm mit der 
ParteirUhnmg der SED abeuetiiiim^KDind**' 


der 


Parteiführung der 


3, Mit der Planung und.'DurohfUhin:p^^d^^j\u|J^^^ die eich 
aus den Oründeätaen und ^tsö^ie^K^^ e träte, - 

glBchc StaotsdoviBenreBeWe un|’§lisrJ^o;v^&^nreBerve. ergebenr 
Bowie mit der bostraögllohen' Änia'gb^imd'äicheru^ der Be- 
etbnde wird der Minister der. iPinaneen "beauftragt, 

Der Minie ter der Pinanaen hat ^m' ^^saDttienh^g mit den 
RechenBchaftBlegun^n. Uber die Staate- . 
haushaltee mündlich Über die DürcbfUhrüng dieses BeechluB- 
Bes im PrSaidium des .Minieterrates ;;au .berichten. 


4« Der Minister der Pinähaen hat eine Ordnung Uber .die Pia- 

■' ^ V'.- ■ ' V V • . * ' 

nung, Verv/altung, Verwendimg und /Abreohnüng der Staats- 
dovlsenreserven au erarbeiten ündVdem Voraitaendon des. 
Minieterrates »ur BestKtigung^vör^Ylegbn 

5 o Alle Probleme, die im Zu 0 aiDroeDhang‘'mit den '.Staat odeviBeri- 
reserven au behandel n sind, haben hbohB tan Geheimhai tuiigB* 
grad zu tragen. 
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Vorsitzender des Mlnlsterrates 


/ 


ÖV3 D 8 - 6?/7C 

b‘< 'z ■: 


,>V ?? . 7c 


Verfügung Ilr* 16/70 ^ 

Uber die « ^ . 

Ordnung j y - .c 

Uber die Planung, Bildung, Verwaltung Vert/^ndun|f 7]p 
und Abreohnung der Staatsdevlsenreserven so\7io **- , • •" 

über die Durohfübrung der Aufgaben, die sich aus 14 05. VO'^* 
den Orundsäteen und Entsoheldungen über diese 

Resesrven ergeben. 

Vor. 2, Januar 1970 ^ ßäfi f.qfi? 


\ B. ^ {j 

18. Feb. 1981 
T 4. Ui 


•3emU3 Besohlu.O des FJ.iri ’Jr* 02—92/111 «9/69 vom 10; Ge’^teniber 
1969 '.vlrd folgende Ordnung bestUtlgt. 


t'O ■'^-9 

T 0 : - : n 

j. • t - . -j 

1 • Die Staatsdevisenreserve (Reserve 3) hat den Cliara-kter 
einer strateglsohen Reserve, 

Jbei' eine Vcrwondun.3 von Mittel der Staatsdevlsenreservc- 
(r.eserve 3) entscheidet in strateglsoh außergewöhnllohen 
Situationen der Vorsitzende dos Ulnlsterratoo ln AbDtir.r.u:!,:: 
nit der Parteiführung, 

2, Die Gtaatsdevlsenresorve (Reserve 3) setzt sich aus Solu 
’ond konvertierbaren Devisen zusammen. 

Zur srößtnügliohon Absicherung der Reserve gegen die Risiken 
des kapltallstlsohen Geldmarktes sind Jeweils oa, 40 - 90 CS 
der Bestünde in Gold zu deponieren. Der übrige Teil ist ln 
verschiedenen kapltallstlsohen '.lährungen bei auslUndlsohon 
Banken anzulegen bei gle lohzelt Iger Sicherung dieser Geldei’ 
gegen Störungen auf dem kapltallstlsohen Geldmarkt, 

3. Die Bildung der strateglsohen Staatsdevisenreserve erfolgt 
mit Vilrkung vom 1,1,1970 mit einem Bestand von C' I.Ird, Vli, 
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4, Ddi' Suwaohs der Staatsdevls enreserve B) ei'fol, 3 \; 

au8 

— der Vemvertims des Bestondee (Zinsertrag, Srtrag aus 
der Ausnutauns des gespaltenen CJoldmarktas)! 

- gesondert feetzulegenden Quellen* 

5* Ber Ulnlater der Finanzen wird mit der Planung \md Bui’Ohfilh- 
riaig der Aufgaben, die sioh aus den Grundsätzen und Bntsciiel- 
düngen Uber die strategisohe Staatsdevisenreservo ergeben, 
sowie mit der bestmögliolion Anlage und Sioherung der Be- 
stünde beauftragt* 

'3v liat irj einzelnen folgende Aufgaben durobsufUbrenj 

a) Die perapektlviBohe und JUlirliolie Planung der Dntv/ioklung 
der strategisohon Staatsdevisenreserve und die Siolierung 
der Burohf Uhrung des Planes* Die perspektlvisohan und 
JaiiresplUne sind von Vorsitzenden des liinistarratee zu 
bestUtigen* 

b) Dia Durobsetzung einer effektiven und weitgehend abgesl- 
oherten Anlagenpolitik zur grÖßtrat?glichen Verr/ertung der 
finanziellen und materiellen Bestünde* 

Der ülnlstor der Finanzen hat den finanziellen Bestand 
in versohle denen kapltalistisohen V/ährungen sohworpiuikt— 
nUAig Uber die Dsutsohe Außenhandelsbank AG und die Deut- 
sche Handelsbank bei auslUndisohen Banicon zum Z'.yeoke der 
höohstnögliohon Verwertung bei gleichzeitiger Sicherung 
gegen Störxmgen auf dem kapltalistisohen Geldmarkt anzu— 
legon* 

Sr kann darüber hinaus aus den lagernden Bestünden zeit- 
weilig kleinere Mengen (bis zu 20 t) Gold zum Zwecke dei- 
Ausnutziing der Preise auf dem gespaltenen Goldnarkt aus- 
lagern* Diese BestUnde können zur Slohorung einer solmeller 
Ileokt ionemögliohkeit im Ausland deponiert werden* 

o) Die raonatliohe Abroohntmg und Berichterstattung Uber die 
strategisohe Staat sdevisenreaerve gegenüber dem Vorsit- 
zenden des I.Ilnlsterrates* 
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6* Boi Abwesenheit darf dei* Minister dex* Finanzen zur 

von Aufsaben in Balimen dieser Ordnunrj aussohlie/llioli vo;.. 
otaatsBekrotSi', Oenossen I^aiainsky, und von Otellvortre csr 
des Ministers > Genossin Kbnlß> vertreten werden. 


II. 


1, Die Devisenreserve (Beserve A) wird gebildet mit dam diel, 
auiierplanrniiDig erwirt so haftete und zeitweilig freie Mit-cel 
ir. Preien Devisen und ’./öStd0utßohland/''7estborlln so zu riv.tzsn, 
dafä für die Volks\7lrtB0haft insgesamt der hbohs-tmögliohe 
üutzeffekt orreiolit wird, 

c, 3s ist eia langfristiger Plan der Zuführung bis 1975 duro.. 
den Minister der rinanzan auszuar beiten, der von VoraitzGAC..3n 
des Minis terrates bestUtigt wird, 

GrundsUtzlloh verfügt Uber die Devisenreserve (Bes, A) der 
Vorsitzende des Ministerrates in Abstimmung mit der .'.'arcej — 
fUhrung, Bis zum 31,10, Jedes Jahres hat der l.Iiaistor dor 
Pinonzon dem Vorsitzenden des Ministerrates den Bntv/urP 
einer Jahrasverfügung für das kommende Jahr vorzuiegen, 
in der gex'egelt werden 

- das planmüßige Aufkommen der Quellen der Devisenreserve 
und die Verantvrortllohkelt der dafür zustUndlger* Leiter? 

- die Ilauptposit Ionen und hauptsäohllohen Zweckbestimmungen 
der voraus sieht liehen Verv^endung; 

- der Verwortungsgrad der Bestünde; 

- die Verfügungsbereohtigung naoh Höhe und Verantv/ortlioh- 
kelt einoohlleDlioh der Unters ohriftsvollmaohton, 

3. PUr die Devisenreserve (Bes, A) ist eine ansteigende 
•Dendeno des './aohstuinB vorzusehen, 

a) Ausgehend von diesem Grundsatz v/lrd die Bildung dieser 
Besorve v/le folgt vorgenonmont 
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- Dlo Bilduns der Reserve erfolgt ab 1,1.1970, 

- 3en Anfangs bestand bilden 

ein ^I?eil der Sonderbestandskonten des ilinisters der 
?inanzon Colt Außnabrao der operativen Reseive), 

'IberplanerfÜllung der Zuführung zur Staatsdevlsen- 
resorve aus dem Jahr© 1969, 

b) Die Zuführungen zur Devlsenroaerve arfolgan aus nr.ohstehen- 

den Quellen! 

- Dinnohraea aus Gewinnabführungen der Sonderunternohnen 
(z.Zt, Zentrallconraerz , Intrao, Trans inter und Gene::), 

- Dinnahmen aus aludestumtausoh, Visagebühren, oteueraxis- 
gloiohsabgabo (abzüglich der von der DDR zu zalilenäen 
Steuern in grenzUbersohraitenden Güterkraftverkehr) unü 
Genelmigungs ge bühren , 

- besondere Einnahmen aus Mündelgeldern, aus Erbsohaf tou, 
aus bestehenden Forderungen der DDR gegenüber Vescdeuwc:;.- 
land (?ostgo bühren, Ab.vassergebUhren usv/.), 

- aus allen susützlioh außer planmäßig erwlrtsohaftetan 
Mitteln in Freien Devisen und V.'estdouteohland/ .'oetberi;.-. 
Dabei ist ein System zur materiellen Interessierthsit an 
der Erv/irtsohaftvjig solcher zusätzlichen Mittel cu ei*- 
arboiten und durohzusetzen, 

Doi der Ausarbeit ixng der Jahresverf Ugung gemäß Punkt II/2 
ist zu berUoksiohtlgen, daß ln der Zahlungsbilanz eine Reserve 
des Vorsitzenden der 3t£iatllohen Plankommission zur Sioherung 
dor AontlnuitUt bei dex' DurohfUhrung der Jahrosplüno fest- 
gelogt wird, die nicht Bestandteil der Resei've A v/lrd. Die 
bisher geplante Zuführung von. Mitteln aus der Zahlxmgsbllonz 
an die Staatsdovlsenresorve erfolgt ab 1,1,1970 em die 
Reserve des Vorsitzenden dei' Btaatliohen Plankommission, 
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5* Olö Devlsenresorvö ist ln drei Sammelkonten au planen und su 
v»r’.vondea> die ln besondere Konten unterslledert \7erdeaj 

1 ) Somraelkonto konvertierbare Devisen 

2) Soranelkonto Verreolinungswührung ^Vestdeutsobland/v.-östborlOi^ 

3) Sonderkonto 3 (Dl.WVest)* 

Venn ökononlsobe Vorteile zu erzielen sind, können Opera- 
tionen zv/lsoben den Sammelkonten vorgenommen v/erden* 

6* Die Verwendung der Devisenreserve (Reserve A) kann v/le ^olgt 
vorgenommen vTerdoni 

- zeltv/elliger Einsatz von Sollen dieser Reserve beim Ein- 
tritt außer gev/b'hnlloher Ereignisse, die die gesomto Volks- 
wlrtsohaft betreffen, zur Gioberung der staatlichen otruk- 
turpolitilc mit dem Ziel, einen höohstraögllohen volksv^irt- 
sohaft Hohen Nutzeffekt zu slohern; 

- DurohfUhrung von Geld— und V/arengeoohüf ten mit höhen üko- 
aoralsohen Ergebnissen zur Einyirtsohaftxmg eines höohetiaüj- 
llohen Anwachsens der Reserve* 

Diese Oeld- und V/arengesohUfte können vom Hinioter der 
Pinansen selbst oder duroh besonders beauftragte Organe 
durohgeführt v/erden# 

7. Die höohstniögliohe Yerv/ertungsrate Ist duroh die Ausnutzung 
folgender Elnsatzmögllohkelten zu erzielen! 

- /mlage in günstigen '.VUhrungen; 

- Elneatz für V/aronswltohgesohäfte ; 

- Ankauf eines /jateiles von Gold zur Ausnutzung der Preis- 
aohwanlamgen auf dem gespaltenen Geldmarkt} 

- Einsatz für hooheffelrtlve Vorhaben der VoUkswlrtsohaf t mit 
dom Ziel, Exporterzeugnisse mit hoher Devlsenrentabilit-t 
maximal zu steigern; 

- zeltv/elligei* Einsatz von Mitteln der Devisenreserve Im 
Rahmen des Planes duroh Vorsohleßen von später fälligen 
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Planmitteln zur Ausnutzung günstiger Markt- oüer PrelD- 
bedlngungen : 

- zeltvvdillGer Einsatz als Kredite an die Deutsoke Auijen- 
handelsbank AO oder das Mlnlsterlun fUr A\u?env/irtaoixaft 
anstelle von Krediten ausländlsoker Banken oder kommerziel- 
len Krediten, wenn der Zinssatz für Auslandskredite köJxQi' 
ist als der Zinssatz von Geldanlagen auf dem Außenmarkt; 

- und anderei' llhnlloher Operationen. 

B. I.Iit der BurohfUhrung der Aufgaben, die sioh. Im Zusanraon’iang 
mit der Bevieenroserve (Ees. A) ergeben, wird der Minister 
der Finanzen beauftragt. Er hat den effektivsten Einsatz der 
Mittel zu sichern und dom Vorsitzenden des Hlnlsterrates 
raonatlloh Uber den 3tand dor Hessrvo, Ihren Einsatz und 
ihre Verv/ertung zu beriohten. 

9. Belm Jllnlster der ITiaanzou v/lrd eine Sondergruppe für die 
Vorv/altung der strateglsohen Staatsdevlsenreserve vind dor 
j)ovisoni*0B6rv0 gebildet, die in seinem Axiftrag 

- die Verfügungen dor dazu Berechtigten geldseitig durohfülirt 

- die gesamte ?lan\ins, Abreohnuns und Kontrolle dor otaats- 
devisenreserven organisiert; 

- die Mögliohkelten des kapltallstlsohen Geldmarlctes und 
des gespaltenen Goldpreises ausnutzt; 

- die AngebotstKtlgkoit gegenüber dem Ministerium für Außen- 
v/lrtsohaft, der Beutsohen Axißenhondelsbonk AG und anderen 
Organen aus übt, den Abschluß entsproohendor Verträge und 
deren Kontrolle sichert. 


Verteiler; 

1 . Vorsitzender des Minloterrates 

2. '.linlstor dor Finanzen 
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Vorbemerkung 


In der vorliegenden Arbeit stellen sich die Verfasser das 
Ziel, ausgehend von der Forderung unserer Partei, das ent- 
wickelte gesellschaftliche System des Sozialismus umfassend 
zu gestalten, Vorschläge zu unterbreiten, um durch gezielte, 
offizielle und nichtoffizielle Maßnahmen zusätzliche Devi- 
senquellen aufzudecken und Wege zu deren Nutzung sichtbar 
zu machen. 

Die Verfasser gehen in ihrer Darlegung vom System der feind- 
lichen Störtätigkeit auf dem Gebiet der Außenwirtschaftsbe- 
ziehungen der DDR und vom gegenwärtigen Stand der Nutzung 
volkswirtschaftlicher Reserven aus und unterbreiten in die- 
sem Zusammenhang konkrete Vorschläge. 

Im Mittelpunkt der Untersuchungen stehen Vorschläge für die 
Durchführung solcher Maßnahmen, wie: 

Die Zurückdrängung der kleineren, insbesondere der west- 
deutschen und westberliner Produktions-, Handels- und 
Vertreterfirmen auf dem Gebiet des Ex- und Importes. 

Die Einschränkung der Geschäftsreisetätigkeit west- 
licher Vertreter innerhalb der DDR. 

Veränderungen der Führungs- und Leitungstätigkeit in 
volkseigenen Kombinaten und Betrieben zur Beseitigung 
von Verlustquellen in der Außenwirtschaft, wie z.B. 
Verhinderung von Preisnachlässen, Reklamationen, usw. 

Konsequente Anwendung der Verfügung des Vorsitzenden 
des Ministerrates der DDR Nr. 121/69 zur Erwirtschaftung 
zusätzlicher Devisen durch die staatlichen Vertreter-GmbH 
und die optimale Nutzung der Intercontrol GmbH. 

Die Realisierung von Schuldenforderungen der DDR an 
Westdeutschland und Westberlin. 
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Die Schaffung zusätzlicher Investitionsmöglichkeiten 
für neue Produktionsstätten zur vollen Nutzung ein- 
heimischer Rohstoffe auf der Grundlage langfristiger 
Zahlungsvereinbarungen mit Westberlin und Westdeutsch- 
land . 

Die Erv;eiterung der internationalen Geschäftstätigkeit. 

Die optimale Ausnutzung der volkswirtschaftlichen Re- 
serven durch die Außenhandelsbetriebe Intrac und Zentral- 
Kommerz, besonders durch die volle Auslastung für den zu- 
sätzlichen Export in das NSW - verwertbarer Kapazitäten 
der volkseigenen Kombinate und Betriebe sowie Prodxxktions- 
stätten anderer Eigentumsformen über den außerplanmäßigen 
Import von Rohstoffen und Halbfertigerzeugnissen. 

Der Aufbau eigener abgedeckter nichtoffizieller Firmen 
im NSV/. 

Durch die Gründung und Aktivierung einer Leasing GmbH - 
als abgedeckte Firma der DDR - in Westberlin, die vor- 
wiegend Rationalisierungsmittel an volkseigene Kombinate 
und Betriebe über Intrac und Zentral-Kommerz für den maxi- 
malen Zeitraum von 5 Jahren. 

Bei Realisierung der unterbreiteten Vorschläge würde nach 
Auffassung der Verfasser: 

durch die Einschränkung der wirtschaftlichen Störtätig- 
keit ein jährlicher Verlust von 20 - 30 Mio VM zu ver- 
hindern sein, 

durch die konsequente Anwendung der Verfügung des Vor- 
sitzenden des Ministerrates der DDR Nr. 121/69 ein zu- 
sätzlicher Gewinn von 40 - 50 Mio VM bis 1975 zu er- 
wirtschaften sein, 

durch die Eintreibung westdeutscher und Westberliner 
Schulden bis zu maximal 500 Mio VM zu realisieren sein. 
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durch die zeitweise Inanspruchnahme von 1 Mrd. VM zum 
Kauf von vollautomatischen Produktions Stätten auf der 
Grundlage eigener Rohstoffe, vorwiegend in Westberlin 
und durch die Erweiterung der ausländischen Geschäfts- 
tätigkeit und die Nutzung der Leasings bis 1975 
120 - 150 Mio VM zu erwirtschaften sein, 

durch den Aufbau abgedeckter nichtoffizieller Firmen 
mit einer Verwertungskennziffer zum eingesetzten Kapital 
von 20 - 25% p.a. zu rechnen sein, hinzu kämen Möglich- 
keiten der operativen Nutzung zur Beschaffung von Wirt- 
schaftsinformationen. 

Die Verfasser sind sich dessen bewußt, daß die hier unter- 
breiteten Vorschläge nur dann maximal durchgesetzt werden 
können, wenn: 

die Intercontrol GmbH leitungs- und kadermäßig ver- 
ändert wird, 

die Zustimmung z'ur Gründung der Freihandelszone im 
Überseehafen Rostock erfolgt, 

die Vorschläge zum Einsatz zusätzlicher staatlicher 
Förderungsmittel im Rahmen des ökonomischen Systems 
des Sozialismus vorerst als ökonomisches Experiment 
und bei Bewährung als prinzipielle Lösung wirksam 
werden, 

die angeregte Devisennutzung bis zu ihrer Rückzahlung 
bzw. ihrer festgelegten Verwertung nicht in die Volks- 
wirtschaft spläne auf genommen wird, 

- wenn die spezifischen Kontrollorgane des Ministeriums 
für Außenwirtschaft (MAW) , wie Zollverwaltung der DDR, 
staatliche Vertretergesellschaften und Intercontrol GmbH 
in das einheitliche System der Bekämpfung der feindlichen 
Störtätigkeit durch das Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) stärker einbezogen werden. 
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durch den zentralen Partei- und Staatsapparat vorrangig 
und konzentriert lebens- und parteierfahrene Partei- 
kader aus Industrie und Außenwirtschaft (170 - 200) für 
die Lösung der Aufgaben neu eingesetzt werden. 
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1. Die Konzeption des westdeutschen Imperialismus zur Störung 
der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR und zur Schädigung 
der Volkswirtschaft 


Das Anliegen des ersten Abschnittes besteht darin, einige 
Probleme des Systems der imperialistischen Störtätigkeit 
auf dem Gebiet der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR 
sichtbar zu machen. Die hier getroffenen Aussagen sollen 
als Ausgangsbasis für weitere in der vorliegenden Arbeit 
herausgearbeiteten Aufgabenstellungen und Schlußfolgerungen 
zur allseitigen Stärkung der DDR durch eine erfolgreiche 
offensive Bekämpfung der Störtätigkeit im Bereich der Außen- 
wirtschaftsbeziehungen verstanden werden. 

Die Verfasser stellen sich dabei nicht das Ziel, eine de- 
taillierte Untersuchung aller feindlichen Konzeptionen zur 
Liquidierung der DDR. und ihrer taktischen Varianten vorzu- 
nehmen. Das erfolgte bereits in anderen Arbeiten. So- liegen 
eine Reihe von Arbeiten zum Systemcharakter der wirtschaft- 
lichen Störtätigkeit des staatsmonopolistischen Herrschafts- 
systems Westdeutschlands gegen die Volkswirtschaft der DDR 
und ihre sozial-ökonomischen Ursachen vor. 


1) Vgl. dazu u.a. Grunert/Abisch, zur wirtschaftlichen Stör- 
tätigkeit des staatsmonopolistischen Herrschaftssystems 
Westdeutschlands gegen führende Industriezweige der Volks- 
wirtschaft der DDR, Dissertation Potsdam 1967, WS, unver- 
öffentlicht, Eck, zur Rolle der ünternehmerverbände im 
Kampf gegen die DDR, Dissertation Potsdam 1967, WS, un- 
veröffentlicht . 

Schlesinger, H. , Die Bonner Politik der Eskalation in 
Europa, in DWI-Berichte , 1966, Nr. 2 

Prokop, S. , Der "Forschungsbeirat für Fragen der Wieder- 
vereinigung Deutschlands" - ein staatsmonopolistischer 
Planungsstab, in DWI-Berichte, 1966, Nr. 8 
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1.1 Das strategische Ziel der imperialistischen Aggressions- 
politik 


Im Hauptdokument der internationalen Beratung der kom- 
munistischen und Arbeiterparteien in Moskau sowie in den 
Reden der führenden Genossen der kommunistischen und Ar- 
beiterparteien wurde eine klare marxistisch-leninistische 
Einschätzung der Aggressivität und der Zielstellung der 
imperialistischen Expansionspolitik gegeben. Im Haupt- 
dokument der Beratung heißt es : 


"In das letzte Drittel unseres Jahrhunderts 
ist die Menschheit in eine Situation einge- 
treten, in der sich die geschichtlichen Aus- 
einandersetzungen zwischen den Kräften des 
Fortschritts und der Reaktion, zwischen So- 
zialismus und Imperialismus zuspitzt. Schau- 
platz dieser Auseinandersetzung ist die ganze 
Welt, sind die wichtigsten Bereiche des ge- 
sellschaftlichen Lebens: die Wirtschaft ,, die 
Politik, die Ideologie und die Kultur." ' 


Obwohl der Imperialismus , wie im Hauptdokument der Moskauer 
Beratung eingeschätzt wird, nicht stärker geworden ist, hat 
sich seine Aggressivität erhöht, bleibt er ein ernstzunehmen- 
der und gefährlicher Gegner. Die durch den Imperialismus und 
seine aggressive Politik herauf beschworenen Gefaüiren erhöhen 
sich. Das zu verkennen würde bedeuten, der aggressiven Ex- 
peuisionspolitik des Imperialismus, die sich in ihrer Haupt- 
stoßrichtung gegen die sozialistischen Staaten richtet, Vor- 
schub zu leisten. 


1) Hauptdokument der internationalen Beratung der kommunisti- 
schen und Arbeiterparteien in Moskau 1969, Dietz-Verlag, 
Berlin 1969, S. 10 

2) Vgl. ebenda, S. 9 und 10 

I 134 I 




11 


"Die Spitze der aggressiven Strategie des 
Imperialismus ist weiterhin vor allem gegen 
die sozialistiscnen Staaten gerichtet." 1) 

Das Hauptziel der imperialistischen Staaten war, ist und 
bleibt die Liquidierung der sozialistischen Staaten und 
die Restaurierung der imperialistischen Ordnung. In der 
strategischen Zielsetzung sind sich alle imperialistischen 
Kräfte einschließlich ihrer Erfüllungsgehilfen - der rech- 
ten sozialdemokratischen Führungen - völlig einig. Unter- 
schiedliche Auffassungen bestehen zwischen den imperialisti- 
schen Kräften und ihren Erfüllungsgehilfen nur in der anzu- 
wendenden Taktik zur Erreichung des gemeinsamen strategischen 
Endzieles . 

Die DDR als westlichster Vorposten des sozialistischen V/elt- 
systems steht unmittelbar dem aggressivsten imperialistischen 
Staat in Europa, der westdeutschen Bundesrepublik und seinem 
Kauptverbündeten, dem USA-Imperialismus , gegenüber. Der west- 
deutsche Imperialismus versucht mit allen Mitteln seit seinem 
Wiedererstarken nach zwei militärischen Niederlagen des deut- 
schen Imperialismus mit Unterstützung der USA, die Ergebnisse 
des 2. Weltkrieges zu revidieren, den Status quo in Europa ge- 
waltsam zu verändern und ein imperialistisches Europa, das vom 
Atlantik bis zum Ural reichen soll, unter Vorherrschaft des 
westdeutschen Imperialismus zu errichten. Diese Forderung und 
Zielstellung des westdeutschen Imperialismus brachte der Ex- 
ponent des westdeutschen Imperialismus, F.J. Strauß in seinen 
Büchern "Der große Entwurf" und in "Herausforderung und Ant- 
wort - Ein Progreunm für Europa" unmißverständlich zum Ausdruck 
So stellte Strauß die Forderung; 

"Wir müssen die politischen Tatsachen von 
morgen schaffen, ein neues « politisch geein- 
tes Europa , das , wenn auch nicht getrennt von 
den Vereinigten Staaten und mit diesen schon 
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durch seine gleichartige Gesellschafts- 
struktur verknüpft, irjnerhin auf seinen 
eigenen Füßen steht; wir müssen endlich 
mit einer Politik der Zukunft beginnen; 
mit einer Politik für Europa... 1) Ein 
vereinigtes Europa wäre sicherlich keine 
kommunistische Macht, sondern eine demo- 
kratische... 2) Die osteuropäischen Län- 
der dürfen von dem Prozeß des Zusammen- 
wachsens des Kontinents nicht ausgeschlos- 
sen werden." 3) 


Strauß entwickelt in seinem perf e.ktionistischen Programm wie, 
mit welchen .Methoden und welchen taktischen Varianten ein so- 
genanntes vereinigtes Europa, unter Vorherrschaft des aggres- 
siven westdeutschen Imperialismus durch die Liquidierung der 
sozialistischen Staaten, errichtet werden soll. In der ersten 
Etappe geht F.J. Strauß es darum, die kapitalistischen Staaten 
Westeuropas zu vereinigen, um über diesen Weg Zugang zu Atom- 
waffen zu erhalten. Auch in anderen offiziösen Abhandlungen 
Westdeutschlands, wie z.B. in den erschienenen fünf Tätigkeits- 
berichten des sogenannten Forschungsbeirates für Fragen der 
Wiedervereinigung De’utschlands , werden Programme und theore- 
tische Konzeptionen zur Liquidierung der DDR als das Nahziel 
des Bonner Staates entwickelt . 

So wurde dem Forschungsbeirat bei seiner Bildung im Jahre 1952. 
als offizielles Organ der Bonner Regierung, der Auftrag erteiH 
die Wiedervereinigung Deutschlands nach imperialistischem Vor- 
bild Westdeutschlands im wirtschaftlichem und sozialem Bereich 
durch die Ausarbeitung von Empfehlungen an die Bundesregierung 
vorzubereiten, die nach dem Tage X - dem erträumten Tag der 
gewaltsamen Annexion der DDR - als "Sonderrechte" und "Sofort- 


1) Vgl. F.J. Strauß, Heraus forderxing und Antwort - Ein Pro- 
gramm für Europa, Seewald- Verlag Stuttgart 1968, S. 148 

2) ebenda, S. 110 

3) ebenda, S. 111 
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prograirune" durch die Bonner Regierung in Kraft gesetzt wer- 
den sollen. 1) 

Im 4. Tätigkeitsbericht des Forschungsbeirates heißt es 
wörtlich : 

"Es ist bei der zweifachen Aufgabe ge- 
blieben. . . , die Wirtschaft und Gesell- 
schaft Mitteldeutschlands freiheitlich 
zu formen, um sie so mit Westdeutschland 
zu einem einheitlichen deutschen Wirt- 
schafts- und Sozialkörper zu integrieren. . . 

Die Dauer dieser Transformation und Inte- 
gration ist nicht vorauszusagen, sie soll 
so kurz wie möglich sein." 2) 

In seinem 5. Tätigkeitsbericht bekennt sich der Forschungs- 
beirat in seinem 1. Hauptteil -Arbeit des Forschungsbeirates- 
wiederum zu der eben vorgegebenen Aufgabenstellung. 

In diesen Aufgabenstellungen erschöpft sich jedoch /die Arbeit 
des Forschungsbeirates a4c h t . Die vom Forschungsbeirat ausge- 
arbeiteten Analysen zur Struktur und zur Entwicklung der Volks- 
wirtschaft der DDR, sind zugleich Basismaterial für die imperi- 
alistischen Geheimdienste, für die Bonner staatlichen Organe 
und für feindliche Organisationen und Einrichtungen sowie Lei- 
tungen von Konzernen und Wirtschaftsunternehmen zur Organisie- 
rung und Durchführung einer zielgerichteten wirtschaftlichen 
Störtätigkeit gegen die Volkswirtschaft der DDR. Mittels der 
wirtschaftlichen Störtätigkeit soll die im "Grauen Plan" ent- 
wickelte Konzeption zur Liquidierung der DDR und die Annexion 

3 ) 

vorbereitet werden. 


1) Vgl. hierzu Prokop, S., Umtriebe des westdeutschen For- 
schungsbeirates gegen die DDR, Deutsche Außenpolitik 1965, 

S. 9 

Norden, A. , Rede auf einer internationalen Pressekonferenz, 
ND, Ausgabe B vom 30.6.66 

Arzinger, Gutachten im Prozeß gegen Laudahn vor dem OG, 

Neue Justiz 1966, S. 552 

Grunert/Abisch, zur wirtschaftlichen Störtätigkeit des staats- 
monopolistischen Wirtschaftssystems Westdeutschlands gegen 
die führenden Industriezweige der DDR, Dissertation Potsdam 
1967, WS, S. 31 ff 

2) 4. Tätigkeitsbericht des Forschungsbeirates, Bonn 1965, 

S. 16-18 

Vgl. Arzinger , Gutachten im Prozeß gegen Hüttenrauch/ 

Latinsky vor dem OG der DDR, unveröffentlicht 
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Der Zusamienhang zwischen der im "Grauen Plan" enxwickelten 
Konzeption zur Liquidierung der sozialistischen Produkxions- 
verhältnisse und der wirtschaf Xlichen SXörtätigkeit gegen 
die Volkswirtschaft der DDR wurden in Strafverfahren vor dem 
OG und vor Bezirksgerichten aer DDR mehrfach nachgewiesen. 

So erklärte der Angeklagte Latinsky vor dem OG, daß er mit 
seinen verbrecherischen Handlungen zur Schädigung der Volks- 
wirtschaft der DDR einen Beitrag zur V'/iedervereinigung im 
Sinne der imperialistischen Ordnung in Westdeutschland lei- 
sten wollte. 

Der Spion und Saboteur Seitmann strebte nach seinen Äußerungen 
die Vergrößerung des privat-kapitalistischen Sektors der Wirt- 
schaft durch Zulassung der Gründung von kleineren und mittlerer 
Betrieben an, um die sogenannte freie Unternehmerinitiative zui 
Entfaltung kommen zu lassen. 

Neben dem Ziel der Schädigung der DDR war es die Absicht des 
S., den unter seiner Leitung stehenden VEB Transportgeräte 
Berlin, unter Anwendung vielfältiger Methoden so zu erwei- 
tern und auszurüsten, daß dieser Betrieb nach der von ihm er- 
warteten Liquidierung der sozialistischen Staatsmacht unter 
seiner Leitung in der Lage sei, unter kapitalistischen Be- 
dingungen als kapitalistischer Betrieb rentabel zu arbeiten. 
Der Betrieb sollte nach der Liquidierung der DDR Erzeugnisse 
auf dem kapitalistischen Weltmarkt anbieten, die weitgehendst 
konkurrenzlos Gi tt d . S. wollte verhindern, daß dieser Betrieb 
unter sozialistischen Produktionsverhältnissen in der DDR hoch 
wertige, dem Weltstand entsprechende Waren produziert. 

Er habe Vorbereitungen gotroff e t>s die erst nach der Einver- 
leibung der DDR in die Bundesrepublik einen wirtschaftlichen 
Aufschwung des von ihm geleiteten Betriebes im Zusammenwirken 
mit westdeutschen Unternehmern ermöglichen sollten. Speziell 
zu diesem Zweck entwickelte der S. ein Warenzeichen für den 
Betrieb, das nach seiner Ansicht politisch neutralen Charakter 
trug und das nach der Einverleibung der DDR in die Bundesre- 
publik bestehen bleiben könnte. 

I 138 I 




15 


Diese Konzeption des S., der im Aufträge des westdeutschen 
Geheimdienstes, westdeutscher Konzerne und VVirtschaftsunter- 
nehmen umfangreiche Spionage, Sabotage und staatsfeindliche 
hetze gegen die Volkswirtschaft der DDR betrieben hat, stimmt 
genau mit der in ^Grauen Plan" entviickelten Konzeption zur 
Liquidierung der DDR und Einverleibung der Volkswirtschaft 
der DDR in das westdeutsche V/irtschaftsgefüge überein. 


In diesem und in einer Reihe weiterer Strafverfahren wurde 
somit der Nachweis erbracht, daß die aggressiven imperialisti- 
schen Kräfte bereits vor dem von ihnen erträumten Tag X dazu 
übergehen, die im "Grauen Plan" entwickelte Konzeption zur Ein- 
verleibung der Volkswirtschaft der DDR in das westdeutsche Wirt 
Schaf tsgefüge, mittels des Systems der wirtschaftlichen Stör- 
tätigkeit, zu realisieren. 

d-ü pf e n 8ei uns e i ^er Bevölkerung und unseren sozialistischen 
Bruderländern keinerlei Illusionen auf^LunniBii tlas s eiv , daß etwa 
durch die neue Bonner SP/ FDP- Regierung unter Brandt/Scheel das 
strategische Ziel des westdeutschen Imperialismus, die Liqui- 
dierung der DDR und der anderen sozialistischen Staaten, auf- 
gegeben sei. 


Es handelt sich hier um keinen Machtwechsel im Bonner Staat , 
sondern vielmehr nur um eine Fortsetzung der Aggressionspoli- 
tik des westdeutschen Imperialismus mit veränderten Methoden 
und Taktiken. 


So bekennt sich der neue Bonner Kanzler Brandt in seiner Re- 
gierungserklärung vom 28.10.1969 vor dem Bonner Bundestag da- 
zu, daß die Politik seiner Regierung im Zeichen der "Kontinuiti 
d.h. , im Zeichen der bisherigen Politik stehen werde. In der 
Außenpolitik und der Beziehungen Westdeutschlands zur DDR so 
erklärte Brandt, würde seine Regierung an die Regierungser- 
klärung Kiesingers vom Dezember 1966 anknüpfen. 

Auch wenn sich Brandt in seiner Erklärung zur Existenz zweier 
deutscher Staaten bekennt, so lehnt er jedoch "eine völker- 
rechtliche Anerkennung der DDR durch die Bundesregierung" ab. 
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Solche außenpolitischen Fragen, wie die Aufgabe der Allein- 
vertretungsanmaßung durch die westdeutsche Regierung und die 
Anerkennung der Grenzen zwischen beiden deutschen Staaten 
ließ Brandt ^unbeantwortet . ' 

Daraus ergibt sich, daß die neue Bundesregierung -zwar mit 
neuen Taktiken- weiterhin versuchen wird, eine völkerrecht- 
liche Anerkennung der DDR durch andere Staaten zu verhindern, 
daß weiterhin mit vielfältigen Methoden umfangreiche Störak- 
tionen der Bonner Regierung gegen außenpolitische und außen- 
wirtschaftliche Aktivitäten der DDR in nichtsozialistischen 
Staaten zu rechnen ist , um die Alleinvertretungsanmaßung des 
westdeutschen Staates aufrechtzuerhalten. 

Das beweist /die neue offizielle Dienstanweisung des Außen- 
ministers Scheel an alle westdeutschen Botschaften und Ver- 
tretungen im Ausland. In dieser Dienstanweisung steht die 
alte anachronistische Hallstein-Doktrin zwischen allen Zeilen. 

Nach der Meldung der bürgerlichen Presse hat Außenminister 
Scheel in Dienstanweisungen an seine Diplomaten darauf hinge- 
wiesen, daß in der völkerrechtlichen Anerkennung der DDR durch 
andere Staaten, nicht mehr ein "unfreundlicher Akt" mit auto- 
matischen Sanktionen, sondern "nur" noch eine "Belastung der 
Beziehungen zur Bundesrepublik" zu sehen sei. 

Der Austausch eines alten, nicht mehr zugkräftigen Etiketts 

durch ein anderes , kann doch wohl nicht ernsthaft als Er- 

2 ) 

neuerung der Außenpolitik der BRD angepriesen werden. 

In allen feindlichen Konzeptionen und taktischen Varianten 
zur Liquidierung der DDR nimmt die ideologische und ökono- 
mische Unterwanderung der sozialistischen Staatengemeinschaft, 
die vor allem durch das System der wirtschaftlichen Störtätig- 
keit erreicht werden soll, einen besonderen Platz ein. 


1) Vgl. ND V. 4. 11. 69, Erwartung und Meinung zu Brandts Re- 
gierungserklärung 

2) Vgl. ND V. 7. 11. 69, Rede d. Gen. F. Ebert auf der Festver- 
anstaltung anläßlich des 52. Jahrestages der Großen So- 
zialistischen Oktoberrevolution 

I 140 I 




17 


So schreibt F.J. Strauß in seinem Buch "Der große Entwurf": 

"Eine wirtschaftliche Zusammenarbeit sollte 
dem kommunistischen Regime nicht helfen, ihre 
Macht zu festigen und die Mängel und Lücken 
in ihrem System zu überwinden. Wirtschafts- 
hilfe sollte an bestimmte Projekte gebunden 
sein, die die Länder enger an den Westen als 
an den Osten binden." 1) 

R. Barzel, Vorsitzender der CDU/CSU Bundes tags fraktion äußerte 
sich zu den Z^iElen des Osthandels wie folgt: 

"Er (der Handel der Bundesrepublik mit den 
sozialistischen Staaten - die Verf.) kann 
sehr nützlich sein. Aber wir sollten darauf 
achten, daß er sich nicht zu sehr an der 
Politik vorbei abspielt... In dem Ausmaß, in 
dem die "SBZ" unabhängig von westdeutschen 
Lieferungen wird, schrumpfen die (west)deut- 
schen Möglichkeiten im Kampf um Berlin... 

Falsche westdeutsche Handels- und Kredit- 
politik hilft der "SBZ".* 2) 

Die westdeutsche Regierung unter Brandt/Scheel bekennt sich 
zu einem weiteren Ausbau der Handelsbeziehungen awis - ehen - der 
DDR und folgt damit den Forderungen der westdeutschen Konzerne 
und Wirtschaftsunternehmen. 

Das Anliegen der Handelspolitik der neuen Bundesregierung 
wird jedoch auch weiterhin darin bestehen, mittels des Aus- 
baues der Wirtschaftsbeziehungen zur DDR zu versuchen, die 
DDR ökonomisch und politisch zu unterwandern. Das Ziel die- 
ser Politik besteht nach wie vor darin, die DDR von ihren so- 
zialistischen Verbündeten wirtschaftlich zu isolieren und durch 
ein koordiniertes Vorgehen der westdeutschen Verbündeten zu er- 
reichen, daß die wirtschaftliche Abhängigkeit einzelner Indu- 
striezweige von westdeutschen Zulieferungen erhalten bleibt 
und weiter verstärkt wird. Diese Abhängigkeiten sollen zur 
organisierten Durchführung gezielter ökonomischer Störaktionen 
und zu politischen Erpressungen der DDR ausgenutzt werden. 


1) Zitiert nach: Die Welt, Ausgabe B, Hamburg - Westberlin, 
Nr. 235 V. 9.10.1965 und Nr. 241 v. 16.10.1965. 

2) Zitiert nach DIZ, Innen- und außenpolitische Probleme 
Westdeutschlands Nr. 38/39 1966, S. 11-12 
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1.2 Das System der v/irtschaf tlichen Störtätigkeit des west- 
deutschen Imperialismus gegen die Volkswirtschaft der DDR 
als eine der Hauptmethoden zur Realisierung seiner strate- 
gischen Zielstellung 


Das strategische Endziel des Imperialismus, die Liquidierung 
der DDR und der anderen sozialistischen Staaten, soll durch 
den Einsatz und durch Anwendung aller dem Imperialismus ver- 
fügbaren Mittel und Methoden erreicht werden. 

Auch der neuen westdeutschen SP- und FDP-Regierung unter 
Führung von Brandt und Scheel sind im Kampf gegen den So- 
zialismus und zur Erreichung des strategischen Zieles des 
Imperialismus , die Liquidierung der DDR und der sozialisti- 
schen Staaten, im Prinzip alle Mittel und Methoden recht. 

Die im Hauptdokument der Moskauer Beratung und in den Doku- 
menten unserer Partei und Staatsführung getroffenen Fest- 
stellungen 


"Der Imperialismus verzichtet nicht auf den 
direkten bewaffneten Kampf gegen den Sozial- 
ismus , er verstärkt ununterbrochen das Wett- 
rüsten und ist bestrebt, die Militärblöcke, 
die er mit dem Ziel der Aggression gegen die 
Sowjetunion und die anderen sozialistischen 
Länder geschaffen hat, zu aktivieren. Er ver- 
schärft den ideologischen Kampf gegen die so- 
zialistischen Länder und versucht ihre wirt- 
schaftliche Entwicklung zu bremsen." 1) 

behalten ihre volle Gültigkeit. 

So fordert F.J. Strauß in seinem Buch "Entwurf für Europa": 

"Wir müssen die Machtgewichte in der Welt ver- 
ändern, wir müssen das militärische Gleichge- 
wicht der atomaren Abschreckung festigen, und 
wir müssen unsere politischen Anstrengxangen 
intens ivieren ..." 2 ) 


1) Hauptdokument der Moskauer Beratung, a.a.O. , S. 11 

2) Zitiert nach: Die Welt, Ausgabe B, Hamburg - Westberlin, 
Nr. 235 V. 9.10.1965 und Nr. 241 v. 16.10.1965. 
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Mit der übernähme der Regierung durch die SP/ FDP wurde die 
Agggressions- und Kriegsgefahr, die vom westdeutschen Impe- 
rialismus für die sozialistischen Staaten ausgeht, keines- 
wegs gebannt, wurden die strategischen Ziele des deutschen 
Imperialismus nicht auf gegeben. Die neue Regierung v;ird neue 
verfeinerte und raffiniertere Taktiken und Methoden im Kampf 
gegen den Sozialismus anwenden, die schv;erer durchschaubar, 
demagogischer und damit zugleich aber auch gefährlicher sein 
v;erden. Die Klassenauseinandersetzung mit dem westdeutschen 
Imperialismus und seinem Hauptverbündeten, dem USA- Imperialis- 
mus , wird gesetzmäßig an Schärfe zunehmen. Schauplatz der Aus- 
einandersetzung werden nach wie vor alle Bereiche des gesell- 
schaftlichen Lebens sein. 

Im System der subversiven Angriffe gegen die DDR wird die 
wirtschaftliche Störtätigkeit als ein wesentliches Teil- 
system der staatsfeindlichen Angriffe weiter ausgebaut wer- 
den , denn die Ökonomie wird nach wie vor das Hauptfeld der 
Klassenauseinandersetzung zur Entscheidung der Frage "Wer - 
Wen" im weltweiten Klassenkampf zwischen Imperialismus und 
Sozialismus bleiben. 

Die wirtschaftliche Störtätigkeit als Teilsystem des Gesamt- 
systems des staatsfeindlichen Angriffes gegen die DDR dient 
dem Feind zur Erreichung seiner strategischen Zielstellung. 

Das Teilsystem -wirtschaftliche Störtätigkeit- des staats- 
monopolistischen Kapitalismus Westdeutschlands gegen die Volks 
Wirtschaft der DDR setzt sich aus einer Vielzahl koordinierte: 
subversiver Angriffe zusammen, die, wie die Aufklärungsergeb- 
nisse des MfS beweisen, auf der Grundlage einer gemeinsamen 
Konzeption der reaktionärsten und aggressivsten imperialisti- 
schen Kräfte organisiert und zielgerichtet gegen die DDR vor- 
getragen werden. 

Die im Rahmen des Systems der wirtschaftlichen Störtätigkeit 
organisierten Angriffe gegen die Volkswirtschaft der DDR dürf 
durchaus nicht auf jene Erscheinungsformen der feindlichen 
Tätigkeit reduziert werden, die sich nach den Strafgesetzen 

I 143 I 




20 


der DDR als Straftaten erfassen lassen. Das System der 
wirtschaftlichen Stcrtätigkeit umfaßt sowohl strafrecht- 
lich relevante Handlungen als auch solche, die unter der 
Schwelle der straf rechxlichen Verantwortlichkeit liegen 
können . 

Zu den wichtigsten Erscheinungsformen des Systems wirt- 
schaftlicher Störtätigkeit gehören insbesondere: 

Die Vielzahl der politisch-ideologischen Angriffe 
gegen die Volkswirtschaft der DDR, die von seiten 
der Bonner Regierung, staatlichen Macht- und Len- 
kungsorganen, den Geheimdiensten, feindlichen Or- 
ganisationen und Einrichtungen, den Leitungen der 
Konzerne und üirtschaftsunternehmen u.a. Einrich- 
tungen organisiert, inspiriert und durchgeführt 
werden. 

Die politisch-ideologische Diversion als Bestandteil des 
Systems der wirtschaftlichen Störtätigkeit ist zugleich 
eine Erscheinungsform der Feindtätigkeit als auch eine 
Ursache dafür, daß es dem Feind gelingt, Personen -ein- 
schließlich Bürger der DDR- für die Durchführung von Staats 
verbrechen, wie Spionage, Sabotage, Diversion, staatsfeind- 
lichen Menschenhandel u.a. zu gewinnen. Die Gefährlichkeit 
der politisch-ideologischen Diversion, ihrer feindlichen 
und destruktiven Folgen und Auswirkungen auf das Bewußtsein 
der Bürger der DDR, dürfen in keiner Phase der gesellschaft 
liehen Entwicklung unterschätzt werden. Insbesondere die 
Ereignisse in der CSSR haben uns das mit aller Deutlichkeit 
gezeigt. 


1) Die Aufklärungsergebnisse des MfS in der Bekämpfung der 
wirtschaftlichen Störtätigkeit beweisen, daß bei allen 
Tätern, die im Aufträge westlicher Geheimdienste, feind 
lieber Organisationen bzw. im Aufträge von Konzernlei- 
tungen und westdeutschen Wirtschaftsunternehmen Staats- 
verbrechen gegen die Volkswirtschaft der DDR begangen 
haben, die Einflüsse der politisch-ideologischen Diver- 
sion eine wesentliche Ursache für die Entscheidung zur 
Tat war. 
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Die feindliche Kontaktpol itik im Rahmen der 
Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu den 
sozialistischen Staaten 

Sie dient insbesondere der politisch-ideologischen Zer- 
setzung von Wirtschaftsfunktionären der DDR, der Aufklärung 
und schließlichen Gewinnung von DDR Bürgern zur Durchführung 
staatsfeindlicher Tätigkeiten, wie Spionage, Sabotage, Di- 
version, staatsfeindlicher Hetze sowie zur Schaffung personel- 
ler Stützpunkte des Feindes im Bereich der Volkswirtschaft, 
die zu Angriffen gegen die Volkswirtschaft zielgerichtet ein- 
gesetzt werden sollen. 

Die Wirtschaftsspionage imperialistischer Geheimdienste 
und anderer feindlicher Stellen und Personen, die eine 
gegen die DDR und andere friedliebende Völker gerichtete 
Tätigkeit durchführen 

Die Aufklärungsergebnisse des MfS beweisen, daß die Wirt- 
schaftsspionage eine steigende Tendenz aufweist. Insbesondere 
versucht der Feind mittels Abschöpfung, dem blinden Ausnutzen 
von Personen zur Spionagetätigkeit und durch koordiniertes Zu- 
sammenwirken der Geheimdienste mit den Konzernen und Wirt- 
schaftsunternehmen, mit anderen staatlichen Machtorganen die 
Intensität und die Qualität der Ergebnisse der Wirtschafts- 
spionage zu erhöhen. Zur Wirtschaftsspionage werden stärker 
denn je und in zunehmendem Maße die bestehenden Außenwirt- 
schaftsbeziehungen der DDR zu den nichtsozialistischen Staaten 
verbrecherisch ausgenutzt. Das Hauptziel der Wirtschaftsspio- 
nage besteht darin, das ökonomisch-militärische Potential der 
DDR - als Voraussetzung und Bestandteil der militärischen Ag- 
gressionsvorbereitung und Aggressionsdurchführung - allseitig 
aufzuklären . 


1) Der Begriff feindliche Stellen wird in der Rechtssprechung 
der DDR als Sammelbegriff für die im §97 ff StGB genannten, 
imperialistischen Geheimdienste, anderen Organisationen, Ein- 
richtungen, Gruppen oder Personen, deren Tätigkeit gegen die 
DDR oder andere friedliebende Völker gerichtet ist, verwen- 
det. Es wird auch in diesem Sinne in der Arbeit verwandt. 
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Des weiteren dient die v;irtschaf tsspionage der Vorbereitung 
gezielter Sabotage- und Divers ionsverbrechen gegen neural- 
gische Punkte der Volkswirtschaft der DDR, der Forcierung 
der politisch-ideologischen Diversion und der gezielten Ab- 
werbung von Fachkadern aus dem Bereich der Volkswirtschaft. 

Zugleich dient die Wirtschaftsspionage der Einleitung von 
Störaktionen, die von seiten der Bonner Regierung und staat- 
lichen Macht- und Lenkungsorganen gegen die Außenwirtschafts- 
beziehungen der DDR zu V/estdeutschland/Westberlin sowie zu 
v/estdeut sehen NATO-Verbündeten und den Nationalstaaten vor- 
getragen werden. (Embargomaßnahmen, ökonomische und politische 
Erpressungsversuche, Preisdiktate u.a.) 

Gezielte Sabotage- und Divers ions verbrechen gegen neu- 
ralgische Punkte der Volkswirtschaft der DDR und gegen 
die Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu anderen Staaten 

Das Hauptziel dieser Angriffe besteht darin, der DDR ökonomisch 
Verluste in großem Ausmaß zuzufügen, speziell durch Desorgani- 
sierung und Hintertreibung von Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten, Schaffung von Abhängigkeitsverhältnissen der DDR 
Betriebe von der westdeutschen Wirtschaft, speziell auf dem 
Gebiet störanfälliger Waren (Chemieanlagen, Teilausrüstungen 
von Betrieben mit elektronischen Anlagen, Spezialpumpen und 
Motoren u.a. Erzeugnissen) Eine weitere Methode der Sabotage 
und Diversion besteht in der Lieferung von funktionsuntüch- 
tigen Waren. Mittels Sabotage- und Divers ions verbrechen, wie 
Lieferung von funktionsuntüchtigen bzw. funkt ions geminderten 
Anlagen u.a. Erzeugnissen, soll zugleich eine Diskreditierung 
der DDR bei ihren Handelspartnern erreicht werden. Der Feind 
will dadurch den Abbruch der Wirtschaftsbeziehungen dieser 
Staaten zur DDR erreichen, um die DDR wirtschaftlich und zu- 
gleich auch politisch zu isolieren, um die Alleinvertretungs- 
anmaßung der Bonner Machthaber mit neuen Methoden aufrecht- 
zuerhalten. 
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Gezielte Abv/erbunjen von ./issenscnef tlern , Fachkacern 
und Wirtschaftsf un/;t ionüren durch ir.perialistische Ge- 
heimdienste, staatliche Einrichtun,pen , ilenschenhäncler- 
organisat ionen , Konzerne und V/irtschaftsunterneh-en 

I'it gezielten Abv^erbungen v;ird u.a. das Fiel verfolgt, die 
DD3. ökonomisch zu schädigen und mittels der abgevorbenen 
'.vissenscnaftler und Fachkader die immer größer werdende 
Lücke an Wissenschaftlern und Fachkadern im Bereich der 
westdeutschen Wirtschaft und Wissenschaft auf Kosten der 
DDR aufzufüllen sowie das VJissen dieser Kader zielgerichtet 
zum Nachteil der DDR auszunutzen. 

Politisch-ökonomische Störaktionen im Rahmen der 
offiziellen Bonner Regierungspolitik gegen die 
Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR 

Sie richten sich gegen die Ausweitung und Normalisierung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu kapitalistischen Staaten 
und den Nationalstaaten. Mittels derartiger Störaktionen will 
die westdeutsche Regierung eine Monopolstellung in den Wirt- 
schaftsbeziehungen der DDR zu den kapitalistischen Staaten er- 
reichen. Sie sollen zu verstärkten Abhängigkeiten der Volks- 
wirtschaft der DDR von Westdeutschland führen und zur poli- 
tisch-ökonomischen Erpressung und Schädigung der DDR miß- 
braucht werden. 

Mit dem Ziel der politischen und ökonomischen Isolierung der 
DDR von ihren Verbündeten werden zugleich politisch-ökonomisch« 
Störaktionen der Bonner Machthaber gegen die Wirtschaftsbe- 
ziehungen der DDR zu sozialistischen Staaten eingeleitet. 

Die verschiedenen in dieser Arbeit nur kurz und in allgemeiner 
Weise charakterisierten Erscheinungsformen der feindlichen An- 
griffe im System der 'wirtschaftlichen Störtätigkeit sowie die 
damit angestrebten taktischen Teilziele dürfen nicht isoliert 
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voneinander und von dem angestrebten strategischen Endziel 
betrachtet werden. 

Eine isolierte Betrachtungsweise führt zur Unterschätzung 
der Gefährlichkeit der Angriffe im System der Störtätigkeit 
gegen die Volksvjirtschaft der DDR. 

Aus der Analyse der vielfältigen Erscheinungsformen der 
wirtschaftlichen Störtätigkeit und aus den Erfahrungen des 
MfS in der Bekämpfung der wirtschaftlichen Störtätigkeit 
ergeben sich folgende zusammenfassende verallgemeinerte 
Feststellungen : 

Die wirtschaftliche Störtätigkeit des westdeutschen 
Imperialismus gegen die Volkswirtschaft der DDR trägt 
Systemcharakter . 

Dem System der wirtschaftlichen Störtätigkeit liegt 
eine gemeinsame Konzeption der reaktionärsten, impe- 
rialistischen Kräfte Westdeutschlands, ihrer Organi- 
sationen und Einrichtungen zugrunde. 

Die Angriffe gegen die Volkswirtschaft der DDR werden 
von außen inspiriert und organisiert und auf der Grund- 
lage der gemeinsamen Konzeption koordiniert und arbeits- 
teilig durch imperialistische Geheimdienste, andere 
staatliche Macht- und Lenkungsorgane des Bonner Staates , 
halbstaatliche, gesellschaftliche und private Einrich- 
tungen und Organisationen, Leitungen von Konzernen und 
Wirtschaftsunternehmen durchgeführt. In das System der 
Störtätigkeit werden zielgerichtet Staatsbürger der DDR 
durch feindliche Kräfte mit einbezogen. (Bewußte Einbe- 
ziehung und blindes Ausnutzen von DDR Bürgern in das 
System der Störtätigkeit) 


1) Vgl. dazu im einzelnen Grunert/Abisch a.a.O., S. 71 ff 
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Die mit den verschiedenen Angriffen verfolgten tak- 
tischen Teilsiele sollen der kealisierung des strate- 
gischen Endzieles dienen. 

Das System der v;irt3chaftlichen Störtätigkeit ist Be- 
standteil der Donner Regierungspolitik. Die Bonner 
Machthaber stellen den Seheimdien.sten , feindlichen Dr- 
ga.nisationen , vissenschaf tlic.ien Institutionen -ir.sDe- 
sondere aen Ostf orschungs ir.st ituter.- , den Konzernen und 
.;irtsci'.af tsunterne.n'.en aus dem Staatshaushalt riesige 
finanzielle Mittel zur Organisierung und Durchführung 
der Störtätigkeit zur Verfügung. Mit den Ziel, die DDR 
von inxernationalen Märkten zu verdrängen, zahlt der 
Donner Staat den Konzernen und Mirtschaf tsunternehmen 
staatliche Preisstützungen ir. Export. Er gewährt diesen 
Konzernen und Wirtschaf tsunternehmen Steuervergünstigungen, 
Ausgleichs Zahlung für entgangene Geschäfte und andere fi- 
nanzielle Unterstützungen. 

Die Bonner Hachthaber streben eine Erweiterung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen Westdeutschland und West- 
berlins und die Monopolstellung Westdeutschlands im 
Rahmen der NATO-Staaten in den Wirtschaftsbeziehungen 
mit der DDR an, um die Monopolstellung zu politischen 
und ökonomischen Erpressungen der DDR zu mißbrauchen. 

Die Koordinierung der Angriffe gegen die Volkswirtschaft 
der DDR erfolgt durch den Bundesnachrichtendienst (BND), 
der mit anderen staatlichen Organen, halbstaatlichen, ge- 
sellschaftlichen und privaten Einrichtungen, Organisatione: 
wissenschaftlichen Institutionen, den Leitungen von Kon- 
zernen und Wirtschaftsunternehmen konspirativ zusammen- 
arbeitet. 

Die Angriffe des Feindes in System der Störtätigkeit 
werden schwerpunktmäßig und in zunehmendem Maße über 
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die AulienwirTschaftsbeziehungen der DDR zu nicnzsc- 
zialistiscnen Staaten organisiert und vorgetragen. 


Das feindliche Syster. der wirtschaf tlich.en Stcrtätigheit 
uirc laufend vervollhorjr.net ur.d den verluderten geseli- 
schaf tlicD.en Bedin.gunger. angepaßt. Die •.* irtsc'.iaf tliche 
Stcrtdtigkeit , gekoppelt r.it der psychologiscD.en Driegs- 
führung und der pclitisch-ideologischen Diversion, ist 
Bestandteil der Regierungspolitik der neuen Bonner Re- 
gierung unter Brandt und Scheel. Sie wird nach wie vor 
mit dem Ziel der Liquidierung der DDR und der anderen 
sozialistischen Staaten mit veränderten, verfeinerten, 
raffinierteren, schwer erkennbareren Mitteln und Me- 
thoden betrieben, die in ihrer Gefährlichkeit zunehmen. 


Die Klassenauseinandersetzung auf ökonomischem Gebiet 
zur Entscheidung der Frage '*Wer - Wen" wird in den kom- 
menden Jahren an Schärfe und Heftigkeit zunehmen. Das 
wird zwangsläufig zum /^Jiwachsen der von außen organi- 
sierten subversiven Angriffe gegen die Volkswirtschaft 
der DDR, speziell gegen die Außenwirtschaftsbeziehungen 
der DDR, führen. 


1.3 Zu einigen spezifischen neuen Mitteln und Methoden der 
wirtschaftlichen Störtätigkeit 


Dem MfS ist es in den zurückliegenden Jahren gelungen, in 
Untersuchungsvorgängen und durch politisch-operative Auf- 
klärungsergebnisse den Nachweis zu führen, daß im System 
der wirtschaftlichen Störtätigkeit der BND eng mit führenden 
westdeutschen Konzernen zusammenarbeitet. So v/urde eindeutig 
nachgewiesen, daß der BND in großen Konzernen Stützpunkte ge 
schaffen hat, die im Aufträge des 3MD, unter Ausnutzung der 
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konmerziellen Beziehungen dieser Betriebe zur DDR, Spionage, 
Sabotage, Diversion und andere Verbrechen gegen die Staats- 
macht und speziell gegen die Volkswirtschaft organisieren. 

In anderen Strafverfahren wurde der Beweis erbracht, daß 
leitende Mitarbeiter westdeutscher Konzerne die V/irtschafts- 
beziehungen zur DDR zielgerichtet zur Sabotage und Diver- 
sionstätigkeit, zur Organisierung und Durchführung geziel- 
ter Abwerbungen ausnutzten bzw. diese Beziehungen für Samm- 
lungen von geheimzuhaltenden Informationen aus dem Bereich 

2 ) 

der "'^olksv/irt schar t der uDR ausnutzten. 

Da die Entlarvung oben genannter verbrecherischer Handlungen, 
die von leitenden Mitarbeitern westdeutscher Konzerne im Zu- 
sammenwirken mit ihren personellen Stützpunkten in der DDR 
durchgeführt werden, in erheblichem Maße dem internationalen 
Ansehen der westdeutschen Konzerne in anderen Staaten schadet, 
bieten sich den zuständigen Organen der DDR eine Reihe von 
Möglichkeiten, auf diese Angriffe des Feindes zu reagieren. 

So V7urden z.3., um eine Diskreditierung ihres Rufes und An- 
sehens zu vermeiden, durch Konzernleitungen, die der ver- 
brecherischen Tätigkeit gegen die DDR entlarvt wurden, der 
DDR Angebote zur Wiedergutmachung entstandener Schäden unter- 
breitet, die Schadenansprüche der DDR zu begleichen, wenn die 
Staatsorgane der DDR davon Abstand nehmen, die Prozesse gegen 
Saboteure, die im Aufträge westdeutscher Konzernleitungen han- 
delten, nicht in der Öffentlichkeit durchzuführen bzw. die Er- 
gebnisse dieser Strafverfahren, die die westdeutschen Konzerne 
eindeutig der subversiven verbrecherischen Tätigkeit überführ- 
ten, nicht veröffentlicht v/erden. 


1) Vgl. dazu z.B. Strafverfahren gegen Henninger bzw. Zeugen- 
aussage des K. vor dem OG im Strafverfahren gegen den 
westdeutschen Firmeninhaber Latinsky. 

2) Vgl. dazu Strafverfahren gegen Henninger bzw. Zeugenaus- 
sage de M. im Prozeß gegen Lat insky /Hüttenrauch , vgl. des 
weiteren Strafverfahren gegen Triebei und Tag bzw. deren 
Zeugenaussagen vor dem OG im Strafverfahren gegen La- 
tinsky /Hüttenrauch 
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Die Furcht vor weiteren Entlarvungen subversiver Tätigkeiten 
veranlagte die westdeutschen Konzerne of f ens ichtlich , ihre 
iiethode’u und Takriken in asr wirtschaftlichen Stcrtatigke it 
ur.sus teilen . Das raffinierter gewordene Vorgehen der Kon- 
zerne und die Verfeinerung ihrer hethoden zeigt sich in einer 
noch engeren Koordinierung der Tusarjr.enarbeit der K.onzern- 
leitungen nit den Deheir.diensoen, der verstärkten Kor.so irieru:\; 
dieser Dusarjzenarbeit , der verstcirlnten Zi::schaltung sxaatliche: 
hoci.t- und Lenkungscrgane des vjestdeutschen Staates zur Crgani- 
sierung von Störaktionen der Bonner Regierung gegen die kuSen- 
wirtschaf tsbezienungen der DDR und was unsere volle Aufmerk- 
samiceit verlangt, in der Einschaltung kleinerer Handelsfirmen 
und Produktionsbetriebe in das System der Störtätigkeit, die 
im Aufträge von Konzernleitungen und imperialistischen Ge- 
heimdiensten Störtätigkeit durchführen . 


So wurden in den letzten Jahren, etwa ab 1965, fast ausschließ- 
lich kleinere Handelsfirmen bzw. Produktionsbetriebe aufge- 
klärt, die Sabotage und Divers ions verbrechen u.a. subversive 
Handlungen im Zusammenwirken mit dazu geschaffenen Stützpunk- 
ten in der Volkswirtschaft der DDR durchführten, wie bei- 
spielsweise die Firma Oelmess Latinsky, Hamburg, der Indu- 
striekaufmann Hüttenrauch, Westberlin, die Seeberger KG, West- 
deutschland, die Generalvertreterfirma Fuhrmann und Glösz, 
Wuppertal, die Generalvertreterfirma Kämmerlin, Frankfurt/Main, 
die Generalvertreterfirma Bäcker, Essen u.a. 


Bei einem Teil der durchgeführten Prozesse ( Latinsky /Hütten- 
rauch) konnte der Nachweis erbracht werden, daß diese Firmen 
unmittelbar im Aufträge imperialistischer Geheimdienste tätig 
v/urden und von den Geheimdiensten die erforderlichen finanzi- 
ellen Mittel zur Gründung der Firmen bzw. zur Finanzierung der 
subversiven Tätigkeit und zur Finanzierung ihrer in der DDR 
gewonnenen personellen Stützpunkte erhalten haben. 

In den seit 1968 durchgeführten Prozessen vor Gerichten der 
DDR konnte bisher nicht schlüssig nachgewiesen werden, daß 
die Vertreter der westdeutschen Firmen im unmittelbaren Auf- 
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trage großer Konzerne tätig v;aren. Aus der Art und weise 
der Durchführung der subversiven Tätigkeit sowie den Ver- 
bindungen dieser Firmen zu Konzernen läßt sich jedoch ein- 
deutig der Schluß ziehen, daß diese kleineren Firmen, die 
über relativ umfangreiche Wirtschaftsbeziehungen zur DDR 
verfügen, die Interessen der großen llonopole und Konzerne 
v;ahrnehmen und zugleich in deren unmittelbarem bzw. mittel- 
barem Aufträge Sabotage und Divers ions verbrechen und andere 
subversive Handlungen gegen die DDR durchführen. Ein ty- 
pisches Beispiel für die veränderten Methoden und Taktiken 
ist die Seeberger KG, Westdeutschland. 

Die Pumpenfabrik Seeberger KG wurde im Früh- 
jahr 1959 gegründet. Die Gründung erfolgte auf 
Initiative der Gebrüder Abel. Karl Werner Abel 
war bis 1945 als Direktor der Düsseldorfer Bank 
tätig und gleichzeitig Funktionär der NSDAP. 

Auf der Grundlage des von Karl Werner Abel 
fixierten Gesellschaf tsvertrages wurde Fried- 
rich Seeberger, obwohl er kein Kapital in die 
Firma einbringen konnte, als persönlich haften- 
der Gesellschafter und gleichzeitiger Ge- 
schäftsführer eingesetzt. Durch den Gesell- 
schaftsvertrag wurde Seeberger von jeder Ent- 
scheidungsbefugnis über die Entwicklung der 
Seeberger KG ausgeschlossen. Dadurch hatte sich 
nach Aussagen des Seeberger, Karl Werner Abel 
eine Möglichkeit geschaffen, ihn jederzeit zur 
Durchsetzung der Ziel der Gebrüder Abel erpres- 
sen zu können. Bei Gründung erhielt Seeberger 
den Auftrag, kurzfristig die Produktion von 
Exzenterschneckenpumpen aufzunehmen und mit 
diesen den Markt der DDR und anderer sozialisti- 
scher Staaten zu erschließen. Zur Verwirklichung 
dieser Aufgabe und zur Erweiterung des Einflusses 
der Seeberger KG in den sozialistischen Ländern 
mit weiteren Erzeugnissen der Seeberger KG, sollte 
Seeberger im Aufträge Abels in Industrie und Außen- 
handelsorganen der DDR ein Netz von Vertrauensleu- 
ten aufbauen, die ausgenutzt werden sollten zur 
Erweiterung der Handelsbeziehungen der Seeberger 
KG und des Absatzes ihrer Produktion in den so- 
zialistischen Staaten. Zu diesem Zwecke der Korrum- 
pierung und Bestechung von Mitarbeitern der Außen- 


1) Die Untersuchungen gegen Seeberger sind noch nicht abge- 
schlossen. S. befindet sich in Untersuchungshaft. 
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nar.deiscr. 3 a.n 9 cer 2D?. wurde 3eeberger vor. 

Abel ein Sonderfonds cur Verfücunr resteilt. 

Im Auftrare des Karl V.'erner A.bel mu-Ste See- 
berger Verv.'ancte und Eekanr.te des Abel in die 
firma in ...eitence Stellungen ei.nbauen, wie 
den ehern. Cffioier der faschis t iscnen '..'ehr- 
macht, .voifgant Saertner und den Ingenieur 
Dieter ifelder. Saertner sollte auf Weisung 
Abels Verbindung zu Banken, v/estdeutschen 
Dienststellen und anderen Finnen in West- 
deutschland und im kapitalistischen Ausland 
aufneh.meii und unterhalten. Felder hatte cie 
Aufgabe, eine Verkaufs- und .-Vosatzorganisation 
in den sozialistischen Staaten aufzubauen und 
diese spater zu leiten. Die neugegründete Fir- 
ma Seeberger KG wurde durch westdeutsche Kon- 
zerne und Banken vorrangig unterstützt und ge- 
fördert, insbesondere durch umfangreiche Kre- 
dite von der Deutschen Bank und von der Indu- 
strie- und Kreditbank Düsseldorf sowie durch 
.Aufträge von Konzernen und Firmen, wie Lurgi , 
Krauss-Wiaffai , Pintsch-Bamag , Wiegand-A.pparate- 
bau u.a. Die Seeberger KG lieferte für diese 
Konzerne und Firmen Komplettierungsaggregate 
für Anlagen, die in die DDR importiert wurden. 
h‘achde.m es Seeberger gelungen v/ar in verschie- 
denen Industriebetrieben und Industriezweigen 
der DDR Fu.S zu fassen, erfolgte die weitere 
Steuerung" der Firma Seeberger KG nicht mehr 
durch die Gebrüder Abel, sondern durch die 
Direktoren der westdeutschen Pumpenfabrik All- 
weiler KG - Reichel und Wieland, deren Unter- 
nehmen als Kommanditist in die Seeberger KG 
eintrat. Der Gesellschaftsvertrag wurde unver- 
ändert beibehalten und zusätzlich wurde zwischen 
Abel sowie Reichel und Wieland vertraglich ver- 
einbart, daß Gaertner und Felder aus der Firma 
solange nicht ausscheiden dürfen, wie die See- 
berger KG existiert. 

Reichel der Vors itzendo? des EWG-Organs "Europ Pomp” 
ist und 'Wieland der eng mit der Deutschen Bank li- 
iert ist, kontrollieren vor allem über Gaertner, 
wie Seeberger die ihm übertragenen Aufgaben er- 
füllt. Sie stellten ihm die zusätzliche Aufgabe, 
mit Allweiler-Pumpen in die DDR einzudringen und 
zu diesem Zwecke weitere Vertrauensleute, vor allem 
in den Außenhandelsorganen der DDR, zu gewinnen. 

Im Jahre 1965 gewann Seeberger und Felder den da- 
maligen Gruppenleiter und späteren Stellvertreter 
des Kontordirektors im Avißenhandelsbetrieb Techno- 
commerz, Gelzenleichter, als Vertrauensperson. 

Um die handelspolitische Konzeption der DDR -den 
Import von Pumpen der Seeberger KG einzuschränken- 
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unwirksam zu machen, wurde durch Gaertner, 

Wieland und Gelzenleichter vereinbart, unter 
Einschaltung der Deutschen Bank Düsseldorf, 
verschiedene westdeutsche Scheinfirmen in 
Belgien und Holland zu gründen, über die in 
der Folgezeit die Exporte der Firma Seeberger 
KG in die DDR abgev.'ickelt v/urden. 

Aus den Auf klärungs ergehn issen des .■:f3 ergibt sich, Qa.ü die 
Konzerne und Geheimdienste die eigentlichen Grgar.isatoren 
dar wirtschaftlichen StcrtGtigkeit sind. Um jedoch i.i cer 
Öffentlichkeit nicnt entlarvt zu werden, lasser. Geheimdiansce 
und Konzerne über Mittelsmänner Firmen gründen bzv:. beteiligen 
sich an Firm.en und bestimmen die Richtung der subversiven Tä- 
tigkeit solcher Firmen. Da die Firmeninhaber in der Regel über 
..ittelsmdnner der Geheimdienste , die sich als solche gegenüber 
den Firmeninhabern nicht zu erkennen geben oder über Konzern- 
leitungen ihre Anleitungen und Aufträge zur Durchführung von 
subversiven Handlungen gegen die DDR erhalten, wird es in den 
Strafverfahren bedeutend schwerer, die unmittelbaren Beziehun- 
gen dieser Firmen zu Geheimdiensten oder Konzernen nachzuwei- 
sen, die die eigentlichen Auftraggeber für die Durchführung der 
Störtätigkeit sind. 

In Aufträge von Konzernen und Geheimdiensten bzw. auch 
im Zusammenwirken der Konzerne mit den Geheimdiensten wur- 
den in den letzten Jahren, v:ie die Aufklärungsergebnisse des 
MfS bev/eisen, eine Reilie solcher Tarnfirmen gegründet. Diese 
Methode der Störtätigkeit ist für die Konzerne zweifelsohne 
mit einem geringeren Risiko verbunden. Der Nachweis ihrer ver- 
brecherischen Tätigkeit über diese Tarnfirmen wird komplizier- 
ter. Im Falle der Entlarvung solcher Tarnfirmen distanzieren 
sich sov/ohl Konzernleitungen als auch Geheimdienste von diesen 
Firmen. Die Konzerne gehen durch derartige Methoden kaum fi- 
nanzielle Risiken ein. Das in diese Firmen über Mittelsmänner 
investierte Kapital können sie jederzeit zurückziehen. Nach 
außen wahren die Konzerne durch diese Manipulationen ihr Ge- 
sicht und ihren seriösen Ausdruck. 

Die im Aufträge von Geheimdiensten und Konzernen tätigen 
Firmen verfügen in der Regel über lomfangreiche Wirtschafts- 
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bezieh ungen zur DDR, die sie zielgerichtet zur Störtätigkeit 
ausnutzen. Entscheidend für die Einbeziehung kleinerer Han- 
delsfirmen und Produktionsbetriebe in das System der Stör- 
tätigkeit durch westdeutsche Geheimdienste und Konzerne ist 
nicht die Größe der Firma, sondern vielmehr der Umfang ihrer 
Wirtschaftsbeziehungen zur DDR. Die Untersuchungs- und Auf- 
klärungsergebnisse des MfS beweisen, daß sich die Geheim- 
dienste auf solche Handelsfirmen und Produktionsbetriebe 
konzentrieren, die störanfällige Waren in die DDR liefern 
bzw. störanfällige Waren aus der DDR importieren, die dann 
in Westdeutschland gebrauchsuntüchtig gemacht werden bzw. 
für nicht vorgesehene Einsatzgebiete Verwendung finden, um 
so das Ansehen der DDR bei ihren Geschäftspartnern in Miß- 
kredit zu bringen und den Absatz von DDR-Erzeugnissen zu- 
gunsten der westdeutschen Konzerne einzuschränken. 

So ließ der Inhaber der Firma Oelmess Latinsky, der seit 1964 
das Alleinvertretungsrecht für Pumpen des VEB Industriewerk 
Karl-Marx-Stadt (IWK) hatte, in seinem Betrieb in Hamburg 
ohne Einverständnis des DDR Herstellerbetriebes -VEB IWK- 
an Spezialpumpen Eingriffe und Umbauten vornehmen, durch 
welche die Qualität der Pumpen gemindert wurde und eine Ab- 
weichung vom DDR Standard vorlag. Die von Latinsky ‘'frisierten" 
und "getrimmten" Pumpen wurden an Endabnehmer in Westdeutschland 
und in den EWG-Staaten als Spezialpumpen zur Förderung solcher 
Medien, wie z.B. Kunstharzleim, Farben, Lacke, Quecksilber und 
Laugen verkauft. Obwohl Latinsky wußte, daß diese Pumpen des 
IWK It. TGL nur für selbstschmierende Medien, wie z.B. Motoren- 
oder Schmieröl, vorgesehen waren. Die Endabnehmer wurden so 
über die Qualität der Pumpen getäuscht. Durch diesen falschen 
Einsatz der Pumpen mußten zwangsläufig Störungen und Havarien 
an den Pumpen des IWK auf treten. Das führte dazu, daß das An- 
sehen der Erzeugnisse des IWK bei den Kunden diskreditiert 
wurde und führte auch dazu, daß der Absatz der Erzeugnisse 
des IWK in den EWG-Staaten beträchtlich zurückging. 

Im Gutachten im Prozeß wurde nachgewiesen, daß die vom IWK 
gelieferten Pumpen Qualitätserzeugnisse darstellen. Latinsky 
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forderte vom DDR-Hers tellerbetrieb für die aufgetretenen 
Schäden an den von ihm selbst umgebauten Pumpen ungerecht- 
fertigt Schadenersatz, der zum Teil auch bezahlt wurde. 

Die Einbeziehung von handels- und Vertreterfirmen zeigt 
neben dem festgestellten eine weitere Erkenntnis. Eacndem 
die gesamte Störtätigkeit der Firma LatinsKy im Prozeö vor 
dem OG bewiesen und entlarvt war, meldete ca. 4 '.'ocnen ste- 
ter die Firma in kamburg den Konkurs an. heute bereits fin- 
uet man die Fix’ma in keinem -Register oder Sranci-enbuck in 
■■.'es tdeutschla-nd . Es wirc notv;endig sein, diese Entwicklung 
auch bei der Firma Seeberger KG und Arft zu verfolgen. Die 
Verfasser sind der Auffassung, daS es zum System der Stör- 
tätigkeit gehört, die Firmen zu bilden, sie umfassend einzu- 
beziehen und wenn sie entlarvt sind, zu liquidieren. Durch 
eine solche liethode wird die Entlarvung der Hintermänner er- 
schwertlund in einigen Fällen sogar unmöglich gemacht. Die 
holfsmoral des Imperialismus wird an solchen Beispielen deut- 
lich . 

Der wegen Sabotage im Zusammenhang mit westdeutschen General- 
vertretern verurteilte DDR Bürger Bengsch bediente sich nach- 
folgender Methode zur Einschränkung des Absatzes von DDR Er- 
zeugnissen im kapitalistischen Ausland zugunsten westdeut- 
scher Konzerne und Monopole durch Diskreditierung des Ansehens 
von DDR Erzeugnissen. 

Bengsch setzte im VEB Buchungsmaschinenwerk Karl-Marx-Stadt 
im Aufträge westdeutscher Generalvertreter die Lieferung von 
noch funkt ions uns icheren neuentwickelten Buchungsmaschinen, 
die erst Fertigungs- und Funktionsmuster darstellten, also 
sich nicht einmal im Stadium von Versuchsmaschinen befanden, 
entgegen den geset ziehen Bestimmungen, die Auslieferungen 
derartiger Maschinen als Testmaschinen in das kapitalistische 
Ausland verbieten, durch. Zu diesem Zv/ecke hatte er die .A.u.Fen- 
handelsorgane der DDR über die Qualität der Buchungsmaschinen 
vorsätzlich getäuscht. Sowohl Bengsch als auch den westdeut- 
schen Generalvertretern waren die an den Buchungsmaschinen 
noch auf tretenden erheblichen Funkt ionsmängel bekannt. 
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Diese Maschinen wurden von Bengsch kostenlos an die west- 
deutschen Generalvertreter ausgeliefert. Die westdeutschen 
Generalvertreter verkauften diese Buchungsmaschinen im Ein- 
verständnis mit Bengsch als Qualitätserzeugnisse zum vollen 
Preis. Die Endabnehmer wurden ebenfalls über die Qualität 
der Buchungsmaschinen getäuscht. Auf tretende Schäden an den 
als Testmaschinen ausgelieferten Buchungsmaschinen wurden in 
der Folgezeit dem VEB Buchungsmaschinenwerk Karl-Marx-Stadt 
in Rechnung gestellt. Bengsch und die westdeutsche staats- 
feindliche Gruppe der Generalvertreter erreichten durch der- 
artige Manipulationen, daß das Ansehen der Erzeugnisse des 
VEB Buchungsmaschinenwerk Karl-Marx-Stadt bei den westdeut- 
schen Endabnehmern diskreditiert wurde. 

Als Folgen war zu verzeichnen, daß in den folgenden Jahren 
der Absatz von Erzeugnissen des VEB Buchungsmaschinenwerk 
Karl-Marx-Stadt in Westdeutschland und in den EWG-Staaten 
erheblich zurückging. 

Die westdeutschen und 'Westberliner Konzerne treten nach wie 
vor auch selbst unmittelbar aktiv gegen die DDR in Erschei- 
nung. Sie wenden dabei aber solche Mittel und Methoden an, 
die strafrechtlich nicht relevant sind und bei denen der Nach- 
weis einer verbrecherischen Tätigkeit äußerst kompliziert zu 
führen ist. 

Als die westdeutschen Konzerne erkannten, daß die durch sie 
veranlaßten und über die Bonner Regierung verfügten technischen 
Beschränkungen in den Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik und der DDR sowie zwischen Westberlin und der DDR 
nicht den gewünschten Erfolg brachten und das wirtschaftliche 
VJachstum der DDR nicht aufrechtzuerhalten war, veranlaßten sie 
die Bonner Regierung, eine Reihe dieser Einschränkungen aufzu- 
heben, wie z.B. die Aufhebung der einseitig eingeführten Wider- 
rufÄsklausel für westdeutsche und Westberliner Lieferungen in 
die DDR; Zusammenlegung des Swings der Verrechnungskosten; Auf- 
hebung einiger Wertbegrenzungen für Lieferungen der DDR nach 
Westdeutschland; Verzicht auf Saldenausgleich; Erweiterungen 
der beiderseitigen Lieferungen von Erzeugnissen des Maschinen- 
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baues , des Fahrzeugbaues und der elektronischen Industrie: 
Siiaung eines Kredirinstitutes nur Ref inannierung gewährter 
Zahlun-sniele für Investituticnsrüterlief eru igen durch \:esz- 
deutsche Unternehr.er i Schaffung vo:i ''Sc iderregeiungen’' für 
den han.cel ~it _er DZl'. i::. Zusur.'.r.enhan- r.ic der Ei.'.f dhrun.g 
uur ■h.ehr'..'ertsTeuerg€3ecng6bung" in 'destdeu'cscnland : .-.uf- 
hebu;i,g einiger ..'ertbegrennungen f dr Lief eru i, gen cer lll '.uc.'. 
.'estdeutsciiland. 

Diese von der Donner Legierung als sogenannte Erleichteru igen 
für den Handel beseichneten HaAnabjCien sine im Scnv;erpunkt Re- 
gelunge;^, die im Interesse v.’estdeutscher Unternehmer liegen 
und diese zu zusätzlichen Lieferungen an die DDR stimulieren 
sollen. Sei diesen "Erleichteru.ngen’' handelt es sich in Wirk- 
lichkeix lediglich um den Verzicht auf einige technische Be- 
hi-n'derungsma.5nahmen , während die Haupthindernisse , die für 
den. Handel von der Son.ner Regieru.ig auf gerichtet -./urden, .lachi 
•.■;i3 vor bestehc.n bleiben. 

Die öru.ndlinie der Banner Hancelspolixik zur DD?, bleibt 
i.m '•..es entliehen unverä.ndert und besteht im Kern darin, die 
Alleinvertretungsa.nmaßung nach wie vor aufrechtzuerhalte.n , 
die DDR politisch u.nd ökonomisch zu diskriminiere.n, eine Mono- 
polstellung U'estdeutschla.nds i.m Handel der DDR mit kapitalisti- 
schen Staaten zu erreiche.i, Abhangigkeits Verhältnisse der V/irt- 
schaft der DDR von der westdeutschen zu schaffen, die westdeut- 
schen Partnerländer in wachs e.ndem Maße im Handel mit der DDR 
zu bevormunden, u.a. durch Veranlassung ungünstiger Preis-, 
Kredit- und sonstiger Kcnditione.n , Fortsetzu.ng der politisch- 
ideologischen Angriffe auf die Verbündeten der DDR durch Argu- 
mentationen bei diesen über eine angebliche Vorrangstellu.ng und 
-beha:iGlung der DDR im Kandel im Verhältnis des Ha.ndels Vjest- 
deu tschla.nds mit den sozialistischen Staaten mit dem Ziel, Mei- 
nungs Verschiedenheiten in den sozialistischen Bruder lä.ndern 
hervorzurufen und die DDR von ihren Verbündeten politisch und 
ökonomisch zu isolieren. 

Die vo.n der westdeutschen Regierung im Aufträge der Konzerne 
beschlossenen "Lockerungen” in den bestehenden gesetzlichen 
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Bestimmungen des Handels zwischen den beiden deutschen Staaten 
sollen dazu dienen, die o.g. Zielstellungen, insbesondere die 
Erreichung einer Monopolstellung im Kandel mit der DDR zu re- 
alisieren. 

Seitdem versuchen westdeutsche und Westberliner Konzerne ver- 
stärkt in das Anlagengeschäft mit der DDR einzudringen, spe- 
ziell auf dem Gebiet störanfälliger VJaren mit dem Ziel, Ab- 
hängigkeitsverhältnisse von Westdeutschland zu schaffen. Die 
sich dahinter verbergende Zielstellung ist einduetig. Die öko- 
nomischen Abhängigkeits Verhältnisse sollen zum gegebenen Zeit- 
punkt zu poxitischen und ökonomischen Erpressungen mißbraucht 
werden. (Wie z.B. durch Vertragkündigungen, Nicht erneuerung 
abgelaufener Verträge über Ersatzlieferung u.a.) 

Mit dem Ausbau dieser Beziehungen wollen die Bonner Macht- 
haber gleichzeitig politisch in der DDR wirksam werden. 

Speziell zu diesem Zweck empfing Willy Brandt -noch vor sei- 
ner Wahl als Bundeskanzler im Februar 1969- westdeutsche Groß- 
industrielle und stellte diesen zur Aufgabe, dort, wo die 
westdeutsche Regierung nicht aktiv werden könne oder zur Zeit 
nicht v;olle, mit ökonomischen Mitteln stärkeren Einfluß auf 
die DDR unmittelbar bzw. auf ihre Außenwirtschaftsbeziehungen 
mit kapitalistischen Industrieländern und Entwicklungsländern 
zu gewinnen. 

Um die Alleinvertretungsanmaßung Westdeutschlands weiterhin 
aufrechtzuerhalten und eine diplomatische Anerkennung der 
DDR zu weiteren Staaten zu verhindern, versuchen die Bonner 
Machthaber dem wachsenden ökonomischen und politischen Ein - 
fluß der DDR auf den Weltmärkten entgegenzuwirken . Zu diesem 
Zwecke werden neben subversiven Staat sverbrecherischen Me- 
thoden (Sabotage, Diversion, Spionage) westdeutsche diplo- 
matische und Handelsvertretungen in anderen Staaten zur Er- 
pressung dieser Staaten eingesetzt . 

Eine weitere, gegenwärtig verstärkt praktizierte Methode ist 
das Unterbreiten von scheinbar ökonomisch günstigen Koopera- 
tionsangeboten westdeutscher Konzerne an volkseigene Betriebe 
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der DDR, Angeobte zum gemeinsamen Auftreten auf interna- 
tionalen Märkten, Angebote zur Aufteilung der Marktanteile 
in anderen Staaten und vieles andere mehr. Die Einbeziehung 
von DDR Betrieben in solche Kooperationen bringt den west- 
deutschen Konzernen einseitige materielle und finanzielle 
Vorteile. Ein derartiges gemeinsamen Auftreten mit west- 
deutschen Konzernen vjürde grundsätzlich die Politik der DDR 
in diesen Ländern unglaublich machen, weil damit die Existenz 
zweier deutscher Staaten negiert wird. Deshalb darf ein sol- 
ches gemeinsames Auftreten nicht zugelassen werden. 

Eine weitere wirkungsvolle und verstärkt praktizierte Me- 
thode der Störtätigkeit ist die von der westdeutschen Re- 
gierung im Aufträge der westdeutschen Konzerne angewandte 
Erpressungsmethode der verbündeten NATO-Staaten. 

Die westdeutsche Regierung maßt sich an, ihren NATO-Verbün- 

deten Beschränkungen im Handel mit der DDR aufzuerlegen und 

2 ) 

deren Wirtschaftsbeziehungen zur DDR zu kontrollieren. 


2. Die Erschließung materieller Reserven für die Volkswirtschaft 
der DDR durch die Nutzung der ökonomischen Vorteile aus den 
Handelsbeziehungen mit Westdeutschland und Westberlin sowie 
durch die Aufdeckung und Beseitigung begünstigender Bedingungen 
der Störtätigkeit im Bereich der Außenwirtschaftsbeziehungen 


Aus dem Systemcharakter der wirtschaftlichen Störtätigkeit 
ergibt sich, daß die Bekämpfung der Störtätigkeit als eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu betrachten ist, an der 
alle gesellschaftlichen Kräfte -entsprechend ihren Möglich- 
keiten und spezifischen Verantwortlichkeiten- mitwirken müs- 
sen. 
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Die raffinierte.-! liittel und nethocen des Feindes, das ko- 
ordinierte Vorgehen aller feindlichen Kräfte auf der Grund- 
lage einer ,^eme ins amen Konzeption zur Schädi.^un.-T der Volks- 
v;irtschaf t erfordern, das System der Sicherun-z der Vclk.swirt- 
schaft, speziell das Teilsystem Sicherung der Auilenwirtscnafts- 
beziehungen der DDR zu nichtsozialist ische.! Staaten u.id Gebie- 
ten, ständig zu vervollkommnen. Das mu5 insbesondere euren ei.ie 
straffe Leitung und Koordinisru.'.z aller zesellscbiaf tlichen 


Kr,.rte erroize.!, die an der bekämtfung a 


Störtet i.gkeit im 


.^ereien der Au2env;irtschaf tsbeziehungen dar DDR im entschei- 
de.iden Ra.Le durch spezifische Ko.ntrollfunktionen beteiligt 
sind bzvj. Kontrollr4Öglichkeite.n habe.n. Die Verfasser der Ar- 
beit si.id auf Grüne der U.itersuchungsergebnisse zur Bekampfun.g 
Ger Störtätigkait im Bereich der Außenwirtschaftsbeziehunge.n 
der DDR zu .Westdeutschland und V.'estberlin zu der Feststellung 
gelangt, daß die vorhandenen gesellschaftlichen Potenzen zur 
Bekämpfung der Feindtätigkeit im Bereich der Außenwirtschafts- 
beziehungen noch zielstrebiger und rationeller genutzt werden 
können. Im folgenden' Teil der Arbeit unterbreiten die Verfasser 
Vorstellungen, die zeigen sollen - ohne das gesamte System der 
Sicherung der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu Westdeutsc 
land und Westberlin zu behandeln- wie die vorhandenen spezi- 
fischen Kontrollorgane des Ministeriums für Außenwirtschaft 
wirkungsvoller zur Zurückdrängung der Störtätigkeit und Ver- 
minderung von Devisenverlusten genutzt werden können. 


2.1 Analyse der schädigenden Auswirku.ngen auf die Volkswirtschaft 
der DDR durch die Störtätigkeit feindlicher Kräfte 


Die der Volkswirtschaft der DDR zugefügten materiellen Schä- 
den durch dis wirtschaftliche Störtätigkeit imperialistischer 
Geheimdienste, staatlicher Einrichtungen u.nd Organe des '.west- 
deutschen Staates , fei.idlicher Organisationen sowie der west- 
deutschen und Westberliner Konzer.ne sowie Firmen stellen eine 
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nicht zu uniH’Schätzende Größe dar. Die ökonomischeji Aus- 
wirkungen der wirtschaftlichen Störtätigkeit der feind- 
lichen Kräfte schmälern erheblich das Nationaleinkommen 
der DDR, die Effektivität der Volkswirtschaft und sind 
ein ernstzunehmender Faktor, der die volle Durchsetzung 
und Wirksamkeit des ölconomischen Systems der DDR -insbe- 
sondere im Bereich der Außenwirtschaftsbeziehungen- nega- 
tiv beeinflußt. 

Es ist zwar nicht möglich, eine bis ins Detail gehende Be- 
rechnui.g darüber anzustellen, wie hoch jährlich die finanzi- 
ellen Verluste sind, die der Volkswirtschaft der DDR durch 
die Störtätigkeit feindlicher Kräfte zugefügt werden, da 
nicht alle Erscheinungsformen der Störtätigkeit aufgedeckt 
werden und auf diesem Gebiet noch mit einer nicht genau be- 
stimmbaren beträchtlichen Latenz zu rechnen ist. 

Die Latenz auf diesem Gebiet der Feindtätigkeit hat ihre 
Ursachen vor allem in der Kompliziertheit des Nachweises 
der feindlichen Tätigkeit sowie in der Tatsache, das noch 
eine Reihe begünstigender Bedingungen zur Durchführung, Ver- 
schleierung und Tarnung der Störtätigkeit im gesellschaft- 
lichen Leben der DDR vorhanden sind, die sov;ohl objektiver 
als auch subjektiver Natur sind. 

Zum anderen muß in diesem Zusammenhang auch gesehen werden, 
daß es nicht in jedem Falle möglich ist, die durch die Hand- 
lungen feindlich tätiger Personen hervorgerufenen schädigenden 
Auswirkungen -insbesondere die noch entstehenden möglichen 
Folgeschäden- exakt zu berechnen und zu quantifizieren. 


1) So sind eine Vielzahl von Erscheinungsformen der wirt- 
schaftlichen Störtätigkeit feindlicher Kräfte in ihrem 
äußeren Erscheinungsbild identisch mit andern kriminellen 
Verhaltungsweisen in der Volkswirtschaft, die zu Schäden 
führen. Dieser Umstand wird durch Täter zur Verschleierung 
feindlicher Zielsetzungen ihrer Verhaltensweise ausgenutzt 
Die feindlich tätigen Personen versuchen ihre Verhaltens- 
weisen mit persönlichen Bereicherungsabsichten, mit Fahr- 
lässigkeit oder Unkenntnis u.a. Motiven und Zielen zu be- 
legen, die zu einer höheren Bestrafung führen, zu entgehen 
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Das betrifft insbesondere solche Auswirkungen der 
Störtätigkeit feindlicher Kräfte, die in Folge des 
Verrates geheimer Forschungsergebnisse oder anderer 
geheimzuhaltender Nachrichten oder Tatsachen aus dem 
Bereich der Volkswirtschaft bzw. der Wissenschaft und 
Forschung an imperialistische Geheimdienste, andere 
feindliche Stellen, Konzerne oder Firmen oder wissen- 
schaftliche Einrichtungen oder Institutionen in an- 
deren Staaten oder Gebieten entstehen. Des weiteren 
können in der Regel solche schädigende Auswirkungen auf 
die Volkswirtschaft der DDR, die in Folge der Sabo- 
tierung von Forschungsergebnissen oder Entwicklungs- 
arbeiten als Nachfolgeschäden zu verzeichnen sind oder 
die durch Störaktionen der Bonner Regierung gegen die 
Normalisierung der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR 
zu nichtsozialistischen Staaten oder Gebieten entste- 
hen, nicht in finanziellen quantifiziert werden. 

Die ungefähren Ausmaße der ökonomisch-schädigenden Aus- 
wirkungen - gemessen in quantifizierbaren finanziellen 
Wertgrößen - die der DDR jährlich durch die Störtätig- 
keit des westdeutschen Staates entstehen, verdeutlichen 
die in den letzten Jahren abgeschlossenen Strafverfahren 
gegen die Agenten und Saboteure Förster, Kreutz, Triebei, 
Latinsky, Bengsch und Seitmann, die jahrelang im Auf- 
träge imperialistischer Geheimdienste oder westdeutscher 
Konzerne bzw. Firmen zielgerichtet Störtätigkeit gegen 
die Volkswirtschaft der DDR durchführten. 

Die in finanziellen Werten meßbaren und quantifizierbaren 
Schäden, die der Volkswirtschaft durch die Verbrechen 
der genannten Personen zugefügt wurden, zeigt nachfolgende 
Aufstellung. 
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Täter 


Zeitraum 


Direkter Schaden Nachf olgeschä- 
ia Mio Mark der den in Mio Mark 
DDR der DDR 


Förster ) 

) 

Kreutz ) 

) 

Triebei ) 





700.0 

2) 


1957/1965 

Lat ins ky 

11.0 

ca . 

250.0 

1955/1966 

Bengsch 

1 — I 

(N 

• 

ca . 

2 ) 

120.0 ^ 

1963/1967 

Seitmann 

27 . 5 

2) 


1960/1967 

Insgesamt 

742.7 Mio 





Ein weiteres Beispiel soll verdeutlichen, welche ökonomischen, 
im einzelnen nicht quan-tif izierbaren Schäden der DDR durch die 
Spionagetätigkeit und Sabotage auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung entstanden sind: 

Der Spion und Saboteur H. , der im Aufträge des west- 
deutschen Geheimdienstes und leitender Mitarbeiter 
des Stemag-Konzerns tätig war, verursachte durch die 


1) Davon 3.0 Mio VE bei anderen Tätern in Gutachten und Ur- 
teilen nicht gesondert ausgewiesen. 

2) Die Nachfolgeschäden sind gemäß Gutachten in diesen Fällen 
noch nicht übersehbar. Der Produkt ions aus f all , der dem Be- 
trieb IWK durch die Handlungen des S. verursacht wurde, be- 
trägt jährlich 10.0 Mio Mark der DDR. 

3) Die durchschnittliche jährliche Schadensgröße beträgt dem- 
nach ca. 57.0 Mio Mark bei den direkten Schäden. Dabei 
muß jedoch gesehen werden, daß die Tendenz in den letzten 
Jahren sinkend ist. 
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Desorganisierung der Forschungs- und Entwicklungsar- 
beiten auf dem Gebiet der Ferriteproduktion, eines 
Produktionszweiges der Elektronik, auf dem die DDR 
zuvor gemäß dem Sachverständigengutachten die Welt- 
spitze mit bestimmte, einen Rückstand der DDR hinter 
der Weltspitze um ca. 5 Jahre. Der hierdurch eingetre- 
tene Nachf olgeschaden ist in finanziellen quanti- 
fizierbaren werten nicht meßbar. Die Folgen dieser 

Sabotagetätigkeit wirken sich in einer Reihe von 
Industriezweigen und Betrieben der DDR und in der 
Außenwirtschaftstätigkeit heute bereits aus. 

Unter Zugrundelegung der abgeschlossenen Vorgänge, der 
sich z. Zt . in operativer und untersuchungsmäßiger Be- 
arbeitung befindlichen Vorgänge, der Arbeitsergebnisse 
der Zollfahndung und Zollermittlung sowie der effek- 
tiv vorhandenen Schäden bei latenten staatsfeindlichen 
Handlungen gegen die Volkswirtschaft der DDR, deren Größe 
im einzelnen zwar nicht genau bestimmbar ist (Dunkel- 
ziffer) , können die der DDR jährlich zugefügten direkten 
Schäden auf etwa 50 - 100 Mio Mark der DDR geschätzt 
werden. Die durch die feindlichen Handlungen verur- 
sachten Folgeschäden, die im einzelnen nicht exakt in 
finanziellen Werten meßbar sind, werden jährlich nach 
Schätzungen um das 5 - 10-fache größer sein. 

Diese im einzelnen zwar nicht genau mathematisch zu be- 
weisenden Schätzungen, die aber auf einer realen Grund- 
lage der politisch-operativen Erfahrungen in der Be- 
kämpfung der Störtätigkeit gegen die Volkswirtschaft 
der DDR beruhen, verdeutlichen die gegenwärtige Situ- 
ation und zeigen zugleich, welche volkswirtschaftlichen 
Reserven für die allseitige Stärkung der DDR erschlos- 
sen werden können, wenn es durch einen koordinierten 
Einsatz aller gesellschaftlichen Kräfte gelingt, die 
feindliche Störtätigkeit maximal zurückzudrängen, feindlich 
tätige Personen nicht erst im Durchschnitt nach 5-8 Jahren 
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zu entlarven, wie sich aus den Analysen abgeschlos- 
sener Vorgänge ergibt. (siehe Tabelle S. &1) 

2.2. Zu einigen Entwicklungstendenzen der Wirtschafts- 
beziehungen der DDR zu Westdeutschland und West- 
berlin uiid die sich daraus ergebenden Vorteile für die 
DDR 


Der Handel der DDR nilt Westdeutschland und Westberlin 
nimmt am Gesamtaußenhandel der DDR, hinter der UdSSR 
und der CSSR, den dritten Platz ein. Der Umsatz im 
Handel der DDR mit Westdeutschland und Westberlin weist 
im absoluten Umfang seit 1960 eine steigende Tendenz 

auf. So stieg der Umsatz (einschließlich Sondergeschäfte) 
von 1.378 Mio VM im Jahre 1960 auf 2.900 Mio VM im Jah- 
re 1968. Das entspricht einer Steigerung von 54,2 Pro- 
zent. Für das Jahr 1969 ist eine weitere Steigerung 
im Umsatz im Vergleich zu 1968 vorgesehen. Es wird 

erstmalig die 3 liilliarden-VH-Grenze beträchtlich über- 
stiegen. 

Betrachtet man jedoch den relativen Anteil Westdeutsch- 
lands und Westberlins am Handel mit der DDR, so ergibt 

sich eine Stagnation bzv;. seit 1968 eine leicht stei- 

gende Tendenz. Im Jahre 1960 betrug der relative Anteil 
Westdeutschlands und Westberlins am Gesamtaußenhandel der 
DDR ca. 10 Prozeint, im Jahre 19 6 8 ca. 10 - 11 Prozent. 

Westdeutschland und Westberlin ist somit nach wie vor 
der größte Handel spartn'er der DDR im NSV/. Im Jahre 1968 
entfielen ca. 45 Prozent des Außenhandelsumsatzes der DDR 
mit dem NSV/ auf Westdeutschland und Westberlin. 
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Die Entwicklung der Warenstruktur im Handel der DDR mit 
Westdeutschland und Westberlin veranschaulicht nachfolgende 
Tabelle : 


Export der DDR nach Westdeutschland und Westberlin - dargestellt 
in Prozenten des Gesamtumfanges des Warenaustausches; im Jahre 
1969 - staatliche Planauflage 



1960 

1966 

1967 

1968 

1969 

Metallverarbeitende 

11 .8 

14.9 

14.5 

16.6 

17.9 

Industrie 

Leichtindustrie 

= 1) 

31 .3 

33.1 

36.8 

39.7 

Landwirtschaft und 

Lebensmittelindustrie 


18.8 

21 .0 

20.8 

19.8 

Chemische Industrie 

und Grundstoffindustrie 52.0 

35.0 

31.4 

25.8 

22.6 


1) 1960 wurde anders erfaßt - Leichtindustrie und Lebensmittelin- 
dustrie zus 2 unmen = 30.7 % 

Landwirtschaft (einschließlich Forstwirtschaft) = 5.4 % 
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Import der DDR aus Westdeutschland und Westberlin - dargestellt in 
Prozenten am Gesauntwarenaustausch im Jahre 1969 - staatliche 
Planauflage 



1960 

1966 

1967 

1968 

1969 

Me tall verarbei tende 

31.4 

19.6 

22.6 

20.2 

28.8 

Industrie 

Leichtindustrie 


12.0 

13.9 

15.7 

15.3 

Landwirtschaft und 

Lebensmittelindustrie 


16.7 

19.9 

18.3 

15.8 

Chemische Industrie 

und Grundstoffindustrie 43 . 5 

51 .7 

43.6 

45.8 

40.1 


Die Entwicklung der Warenstruktur zeigt, daß diese nicht den 
Erfordernissen der ökonomischen Beziehungen zwischen zwei 
hochindustrialisierten Staaten entspricht. 

A.US der Warenstxruktur ergibt sich im einzelnen: 

Der Exportanteil der DDR an Erzeugnissen der metallverarbeitenden 
Industrie nach Westdeutschland und Westberlin mit einem Anteil im 
Jahre 1967 von 16.6 % liegt erheblich unter den international 
üblichen Anteilen zwischen vergleichbaren Industrieländern, der 
durchschnittlich 30 - 40 % beträgt. Im internationalen Handel sind 
bei hochindustrialisierten Ländern auf diesem Gebiet absolute 
Steigerungsraten von jährlich durchschnittlich 11 % üblich. 
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Durch den Rückgang der Exporte von Braunkohlenbriketts 
und die Einstellung von Mineralöllieferungen der 
DDR bis zum Jahre 1967 nach Westdeutschland und 
Westberlin und den dadurch bedingten überdurchschnitt- 
lich hohen Anteil im Export der Leicht- und Lebensmit- 
telindustrie, ist eine stark abnehmende Valutarenta- 
bilität - zum Nachteil der DDR - zu verzeichnen ge- 
wesen . 

Die Ausnutzung der EWG-Marktordnungen bringen der 
DDR bei der Lieferung von Erzeugnissen der Lebens- 
mittelindustrie und bei Agrarprodukten ökonomische 
Vorteile. Bei voller weiterer Ausnutzung dieses 
zeitweiligen Vorteils muß jedoch eine konsequente Ver- 
besserung der Export Struktur der DDR nach vJestdeutsch- 

land und Westberlin zugunsten des Maschinenbaus an- 

1 ) 

gestrebt werden. 

Durch die Liberalisierung der Einfuhren Westdeutsch- 
lands, besonders von Textilerzeugnissen aus sogenann- 
ten Niedrigpreisländern (Japan, Hongkong u. a. ) , kommt 
es zu zunehmenden Verschärfungen im Konkurrenzkampf 
bei steigendem Export dieser Erzeugnisse der DDR 
nach 'Westdeutschland. 
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Der ddimit verbundene Preisdruck seitens VJestdeutsch- 
lands auf die DDR, führt perspektivisch zu wachsen- 
den ökonomischen Verlusten und kann nur durch die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität sowie durch die 
Senkung der Selbstkosten in den Exportbetrieben der 
DDR durch konsequente Rationalisierung und Automati- 
sierung auf gefangen werden. 


Aus der Warenstruktur im Handel der DDR mit West- 
deutschland und Westberlin ergibt sich, daß die DDR 
sowohl Import- als auch exportseitig von Westdeutsch- 
land abhängig ist. Eine Einstellung westdeutscher und 
Westberliner Warenlief erungen auf bestimmten Gebieten, 
besonders Ersatzteillieferungen, führt gegenwärtig noch 
zu erheblichen Produktionsschwierigkeiten im Bereich 
der Industrie der DDR. Hinzu kommt, daß bestimmte 
Waren nicht ohne weiteres aus anderen kapitalisti- 
schen Industriestaaten oder aus den sozialistischen 
Staaten zu gleich günstigen Bedingungen beschafft wer- 
den können. Umgekehrt ergibt sich jedoch aus der 
Warenstruktur der Lieferungen der DDR nach Westdeutsch- 
land und Westberlin und aus dem Gesamtanteil der DDR 
am Außenhandel Westdeutschland und Westberlin (1967 
ca. 2 %) für Westdeutschland keine wesentliche ökonomi- 
sche Schwierigkeit bei Wegfall der Lieferung aus der 
DDR bzw. der westdeutschen Lieferungen in die DDR. 

Exportseitige Abhängigkeiten der DDR von Westdeutschland 
und Westberlin ergeben sich vor allem daraus , daß 
bestimmte Waren, die die DDR nach Westdeutschland und 
Westberlin liefert, nicht oder nur zu sehr ungünstigen 
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Preisen im Vergleich zu Westdeutschland und verbunden 
mit erheblichen ökonomischen Verlusten in anderen ka- 
pitalistischen Staaten abgesetzt werden könne. 

Es handelt sich hier um folgende Erzeugnisse; 

Erzeugnisse Volumen 1967 in Mio VM 


Lebensmittel- und Agrar- 
erzeugnisse (Getreide, Vieh: 
Fleisch, Zucker u. a.) 


Braunkohlenbriketts 


Möbel 


Textilerzeugnisse 


ca. 300.0 

ca. 100.0 

ca. 30t0 

ca. 100.0 


Verschiedene Erzeugnisse 
der metallverarbeitenden 
Industrie (Büromaschinen, 
Werkzeugmaschinen u. a. ) 


ca. 30.0 


Chemische Erzeugnisse 


ca. 40.0 


ca. 600. o 


Dieses Volumen enspricht ca. 50 % der im Jahre 1967 
nach Vvestdeutschland und Westberlin durchgeführten 
Exporte der DDR. 
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Aus dem Handel mit Westdeutschland und Westberlin 
ergeben sich neben schädigenden Auswirkungen (Anwachsen 
ökonomischer Abhängigkeitsverhältnisse und der Möglich- 
keit, diese zu politischen und ökonomischen Erpressungen 
auszunutzen, Erweiterungen der begünstigenden Bedingun- 
gen zur Durchführung staatsfeindlicher Angriffe gegen 
die DDR im System der wirtschaftlichen Störtätigkeit 
u.a.) zugleich auch ökonomische Vorteile für die DDR 
im Vergleich zu anderen kapitalistischen Staaten. 

So erzielt die DDR beim Export von Waren nach West- 
deutschland und Westberlin um ca. lo % günstigere Preise 
als beim Export gleicher Waren in andere kapitale tische 
Länder (Berechnungsgrundlage 1966). Anderseits werden 
beim Import von Waren aus Westdeutschland und Westberlin 
im Durchschnitt aller Waren jährlich um ca. 1,5 % un- 
günstigere Preise im Verhältnis zu anderen kapitalisti- 
schen Staaten gezahlt (Berechnungsgrundlage 1966). Der 
Export und Import mit Westdeutschland und Westberlin 
erreichte bis 1967 folgende absolute Preisvorteile : 


1964 

ca. 

2o9 

Mio 

VM 

1965 

ca. 

17o 

11 

11 

1966 

ca. 

14o 

11 

11 

1967 

ca. 

12o 

11 

11 


Die starke Verringerung in den letzten Jahren ergab 
sich aus der rückläufigen Tendenz des Absatzes von 
Braunkohlenbriketts und dem Wegfall der Lieferung von 
Mineralölerzeugnissen bis einschl. 1967. 

Ein im Jahre 1967 im Ministerium für Außenwirtschaft 
durchgeführter Rentabilitätsvergleich nach Ländern und 
Währungsgebieten ergibt folgendes Bild: 
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Land 


Rentabilitätskennzif fer (RKZ) 
Export Import 


UdSSR 

1.059 

1. 360 

Westdeutschland/ West- 
berlin 

0.911 

1.09 8 

kapitalistische In- 
dustrieländer 

0.789 

1.081 

Länder Verrechnungs- 
V7ährung 

0.821 

1.091 

Länder freie Devisen 

0.709 

1.064 


Dieser Rentabilitäts vergleich Export/Import zeigt deut- 
lich, daß der Warenaustausch der DDR mit Westdeutsch- 
land und Westberlin für die DDR ökonomisch wesent- 
lich vorteilhafter ist, als der im Vergleich zu ande- 
ren kapitalistischen Industrieländern. 


Zusammenf assend ergibt sich: 

Die DDR ist z. Zt . noch auf den Warenaus- 
tausch mit Westdeutschland und Westberlin ange- 
wiesen. Ein Abbau bzw. eine Drosselung der Handels- 
beziehungen führten zu einseitigen ökonomischen 
Schwierigkeiten für die DDR. 

Der DDR erwachsen aus dem Handel mit Westdeutschland 
ökonomische Vorteile, die es auch künftig durch einen 
Ausbau der Ha:idelsbeziehungen zu nutzen gilt. 
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Die Warenstruktur der Lieferungen der DDR nach 
Westdeutschland und Westberlin sowie der Einfuhren 
aus Westdeutschland und Westberlin muß schrittweise mit 
dem Ziel verändert werden, ökonomisch noch bestehende 
Abhängigkeiten der DDR von Westdeutschland und West- 
berlin abzubauen. Die Erweiterungen des Warenaustau- 
sches müssen so gestaltet werden, daß keine neuen Ab- 
hängigkeiten von Westdeutschland und Westberlin auftreten. 

Die ökonomischen Vorteile aus dem Handel mit West- 
deutschla’id und Westberlin paralysieren zum Teil mögliche 
ökonomisch schädigende Auswirkungen bzw. sie können über- 
wiegen, wenn es gelingt, die schädigenden Auswirkungen 
zurückzudrängen . 

Eine Ausweitung der Handelsbeziehungen der DDR zu 
Westdeutschland und Westberlin muß nicht automatisch 


ZU einem Anwachsen der Störtätigkeit und 

Störmöglich- 

keiten 

durch feindliche Kräfte führen. 

Der sozialisti- 

sehe S' 

taat ist stark genug, derartige 

feindliche An- 

griffe 

erfolgreich zu bekämpfen und zu 

verhindern. 


Voraussetzung dafür ist, daß alle vorhandenen ge- 
sellschaftlichen Potenzen zielstrebig in das Siche- 
rungssystem der Volkswirtschaft wirkungsvoller einbezogen 
werden. 


2.3. Die stärkere Einbeziehung der Zollfahndung und der Zoll- 
ermittlung in das System der Sicherung der Außenhandels- 
beziehungen der DDR - die Möglichkeiten dieser Organe zur 
Aufdeckung begünstigender Bedingungen und Erscheinungsfor- 
men der wirtschaftlichen Störtätigkeit sowie zur Vermei- 
dung von ökonomischen Verlusten 


Die staatlichen Organe der Zollfahndung und Zoller- 
mittlung unterstehen der Leitung der Zollverwaltung 
der DDR. Sie sind als spezifische Organe der Zollver- 
waltung der DDR verantwortlich für die Überwachung der 
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gesetzlichen Bestimmungen der DDR zur Sicherung des 
staatlichen Außenwirtschaftsmonopols und für die 
Aufklärung von Handlungen, die gegen die beste- 
henden gesetzlichen Bestimmungen zur Sicherung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen und gegen das staatliche 
Außenhandelsmonopol begangen werden. Sie sind somit 
spezifische Kontroll- und Ermittlungsorgane der DDR, 
die anleitungs- und koiitrollmäßig dem Minister für 
Außenwirtschaft der DDR unterstehen. 

Die Dienststellen der Zollfahndung und Zollermittlung 
haben auf Grund ihrer Stellung und der ihnen obliegen- 
den Aufgaben bei richtigem Einsatz der Kräfte umfang- 
reiche Möglichkeiten, begünstigende Bedingungen der 
Störtätigkeit im Bereich der Außenwirtschaftsbeziehungen 
sowie Handlungen, die den Verdacht einer staatsfeind- 
lichen Tätigkeit begründen, aufzuklären und Einfluß 
auf die Beseitigung begünstigender Bedingungen zu 
nehmen und somit ökonomische Schäden für die DDR zu 
verhindern. Bei richtiger Leitung cfer Arbeit und rich- 
tigem Einsatz der vorhandenen Kräfte, können ..diese Or- 
gane vjertvolle Zuarbeit für das MfS zur Aufdeckung 
feindlich tätiger Personen in der Volkswirtschaft der 
DDR leisten. 

Bei v;issenschaftlich begründeter Leitung und effek- 
tivem Einsatz der Kräfte sind die Dienststellen in der 
Lage, den gesamten Import und Export der DDR aus bzw. 
in das nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet zu über- 
wachen, Gesetzesverlet zunge.n rechtzeitig aufzuklären und 
Angriffe feindlicher Kräfte im System der wirtschaftli- 
chen Störtätigkeit zurückzuweisen. Es ist aber zugleich 
auch möglich, über diese Organe Unordnung, Schlamperei, 
Miß\>7irtschaft , Leichtfertigkeit, mangelnde Leitungstätig- 
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keit ia Betrieben der DDR und den staatlichen und 
wirtschaftsleitenden Organen, einschließlich in an- 
deren Kontrollorganen - z. B. der Intercontrol GmbH - 
des Ministeriums für Außenwirtschaft aufzudecken. Die 
Dienststellen der Zollfahndung und der Zollermittlung 
sind somit in der Lage, die DDR vor ökonomischen 
Schäden, insbesondere vor Devisenverlusten, zu bewah- 
ren . 

Aus der Analyse vorliegender Arbeitsergebnisse in den 
Dienststellen der Zollfahndung und Zollermittlung 
( Informat ionsberichten , Abschlußberichten) ergibt sich, 
daß diese Organe bei richtiger politisch-operativer 
Leitung und Einsatz der Kräfte, nachfolgende ökonomisch 
sov/ie politisch-operativ interessante Erscheinungen im 
Bereich der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR, die den 
Verdacht feindlicher Störtätigkeit, anderer schädigen- 
der Verhaltensweisen durch Personen zulassen bzw. be- 
günstigende Bedingungen für Feindtätigkeit darstellen, 
auf klären können: 

- Störende Einflüsse von westdeutschen, Westberliner 
und anderen ausländischen Vertreterfirmen und Pro- 
duktionsbetrieben auf die kontinuierliche Abwicklung 
der Außenvzirtschaftsbeziehungen der DDR, die dabei 
praktizierten Mittel und Methoden, wie insbesondere 
ständige Bestrebungen bei bereits vertraglich fest 
gebundeneil Preis Vereinbarungen , Preisreduzierungen zum 
Nachteil der DDR herbeizuführen, kurzfristige Umstel- 
lungen in den vertraglich fest gebundenen Abrufeter- 
miiieii für DDR-Erzeugnisse durch den Vertragspartner im 
Ausland, Westdeutschland oder Westberlin, Forderungen 
nach einmaligen Sonderfertigungen, die von vereinbar- 
ten vertraglichen Standards abweichen und nicht notwen- 
dig sind u. a. m. 
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Nachgeben von Wirtschaftsfunktionären der DDR 
gegenüber unberechtigten Forderungen der westdeut- 
schen, Westberliner oder anderer ausländischer 
Vertreter zum ökonomischen Nachteil der DDR, wie bei 
vertraglich nicht geforderten Qualitätsmerkmalen, die 
von den Vertretern gestellt werden, ungerechtfertig- 
te Preisnachlässe entgegen den vertraglich vereinbar- 
ten, Anerkennen ungerechtfertigter Garant ierforderungen 
bei bereits gezahlten Garantieablösebeträgen u. a. m. 

Zusätzliche Lieferung vertraglich nicht vereinbar- 
ter Waren nach V/estdeutschland oder Westberlin oder 
in andere kapitalistische Staaten bei gleichzeitiger 
Zurückstellung vertraglich gebundener Exportverpflich- 
tungen gegenüber sozialistischer Staaten. 

Nichteinhalten der vertraglich gebundenen Vereinbarun- 
gen bei Lieferung von Erzeugnissen westdeutscher, West- 
berliner oder anderer ausländischer Firmen zum Nach- 
teil der DDR sowie deren Billigung durch Zugeständ- 
nisse der verantwortlichen liirtschaftsfunktionäre. 

Verstöße gegen gesetzliche Bestimmungen für den 
Export und Import von Waren zum Nachteil der DDR 
und Auf]clärung der dadurch eingetretenen Devisenver- 
luste . 

Verhinderung von Devisenverlusten, durch rechtzei- 
tiges operatives Einschreiten bei festgestellten Ge- 
setzesverletzungen (z. B. bei ungesetzlicher Aus- 
und Einfuhr von Waren, Vertragsverletzungen u. a. m. ) 

Vertragswidrige Lagerung von DDR-Erzeugnissen bei 
westdeutschen und Westberliner Vertreterfirmen und 
dadurch auf tretende Beschädigungen und Qualitätsmin- 
derungen und die ungerechtfertigte Zurückführung 
dieser Erzeugnisse in die DDR auf Kosten der Liefer- 
betriebe der DDR. 
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Nichteinhaltung von Zahlungsterminen durch west- 
deutsche, Westberliner oder ausländische Vertre- 
terfirmen und Käufer. 

Erlaß ungerechtfertigter Kabatte in Form von überhöhten 
Gara.ntieablösesuirjnen und überhöhten Provisionssätzen 
für westdeutsche, Westberliner oder andere auslän- 
dische Vertreterfirmen. 

Korrumpierungen und Bestechungen von Wirtschafts- 
funktionären der DDR und Angestellte bzw. Beauftragte 
von Kontrollorganen des Ministeriums für Außenwirt- 
schaft, wie Beauftragte der Intercontrol GmbH und da- 
durch vorgenommene, nicht qualitätsgerechte Klassifi- 
zierung von Erzeugnissen der DDR durch Beauftragte 
der Intercontrol GmbH. 

Auflclärung von Erscheinungen der politisch-ideolo- 
gischen Diversion und Kontaktpolitik, die von Vertre- 
tern westdeutscher, Westberliner oder anderer aus- 
ländischer Firmeii ausgehen. 

Einreisen V7estdeutsc:ier , Westberlijier oder anderer 
ausländischer Personen, deren Aufenthaltsorte in der 
DDR und Ab'weichungen von gesetzlich vorgeschriebenen 
Reisezielen sowie willkürliche Erweiterungen und Ver- 
längerungen von Auf enthaltsgenehraigungen sowie von Dauer- 
aufenthaltsgenehmigungen in der DDR durch die zuständi- 
gen Organe, Mißbrauch der erteilten Genehmigungen zu 
persönlichen Zwecken. 
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Die Abteilung Zollfahndung klärte z. B. im Jahre 1969 
durch ihre operative Arbeit auf- dem Gebiet des 
Fleiscnwarenexportes (Schweinefleisch) der DDR nach West- 
deutschland ünd Westberlin schädigende Verhaltensweisen 
und Handlungen von westdeutschen und Westberliner Auf 
käufern im Zusammenwirken mif Beauftragten der Inter- 
control GmbH und Angestellten der Schlachthöfe auf, die 
im Jahre 19öS zu Devisenverlusten von 2.1 .iio VE geführt 
haben. Diese Devisenverluste wurden verursacht durch ung 
rechtfertigte - Qualitätsabstufunge-ri' und Störungen' bei • 
Schweinehälften , die Beauftragte' der- Intercontrol GmbH- 
im Aufträge 'westdeutscher- oder '..’estberliner- ■ Aufkäufer 

vcrna.-'.men 3 c:;ie durch andere “ betrügerische Man'ip-ulatio- 
1 ) - - 

neu. 

Darüber hiinaus . wurden durch . die Abteilung in .. diesem 
Zusammenhang operativ interessante Hinweise zu 


26 DDR-Bürgern 'aus - dem Bereich der Schlachthöfe • 

23 Beauftragten der. Int ercpntrol. GmbH: . . 

- 2 2, westdeutschen, Westberliner : bzw.,.__ auslänjd.i5chen 
Aufkäufern 

72 Kraftfahrern westdeutscher, Westberliner oder 
anderer ausländischer Importfirmen 

erarbeitet. 


1) Vgl. Abschlußbericht der Abteilung 
/ikte "Kombinat" - Auszüge daraus s. 


Zollfahncung 
Anlage 5 
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r. \e Abteilujiä ZolierrriitrluaG hat durc.i ihre Uater- 
suchung im VEB Pressen u.nd Schereabau Erfurt aacagewiesen, 
daß durch störende Einflüsse von seiten westdeutscher 
Vertreterfirmen auf die Produktion des Betriebes und 
den Absatz der Erzeugnisse für das Planjahr 1968 Plansch 
den in Höhe von 46 Mio Mark der DDR entstanden sind. 

Die Planauflage des Betriebes betrug für 1963 160 Mio 
Hark der DDR. Etwa. ,10 %.der Erzeugnisse wurden in das 
nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet exportiert. 

In einem weiteren’ Unters uchungsbericht der' Abteilung 
Zollermittlung wird nachgewiesen, daß dem VE3 Kühlmöbel 
Erfurt durch die westdeutsche Vertreterfirma Kälte-Dienst 
Emsdette.V ein 'Schaden vö.a 514 . OOCr .tark der DD?, ln den 
Jahren 1963 bis eidschließlich erstes Halb jahr .1969 ver- 
ursacht wurde. Diese Schäden wären bei einem verant- 
wortungsbewußte.! Verhalten der zuständigen 'iirtschaf ts- 
funkt icnäre dar DDR zum großen Teil vermeidbar gewesent 

Diese kurz skizzierten Beispiele aus der Arbeit der 
Zollfahndung " Und 'Zollermitf lung beweisen eindeutig-, 
v;elche Höglichkeiteh diese . ..Organe "zur .Aufdeckung -Öko- . 
nomischer Verlustquellen im Bereich der Außenwirtschafts- 
beziehungen - der -DDR sovjie -zur iÄufdecküng begünstigender 
Bedingungen der feindlichen Störtätigkeit, vo.n schädi- 
genden Verhaltensweisen einzelner Personen haben, die 


1) Vgl. dazu im einzelnen MA-I- Information Nr. 27/10/ 

130/69 ■ ■ 

Aus Züge s . .Anlage 6 

2) Vgl. Information der Abteilung Zollermittlung 
10/181/69 

Auszüge daraus s. Anlage 7 
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den Verdacht einer Feindtätigkeit zulassen bzw. die auf 
kriminelles Verhalten oder auf Unordnung, Schlampe- 
rei, Leichtfertigkeit, Unkenntnis oder mangelnder Lei- 
tungstätigkeit beruhen. 

Daraus ergibt sich nach Ansicht der Verfasser als 
eine Konsequenz, die unverzüglich zentral zu ent- 
scheiden wäre: 

Die Leitung der Zollverwaltung der DDR, die gegenwär- 
tig den Minister für Außenv/irtschaft der DDR untersteht, 
ist durch in der politisch-operativen Arbeit erfah- 
rene Offiziere des MfS zu verstärken. Anleitungs- und 
kontrollmäßig ist die Zollverwaltung offiziell dem 
stellvertretenden Außenvjirtschaftsminister der DDR 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung zu unter- 
stellen. 

Die Notwendigkeit dieser Maßnahme ergibt sich daraus, 
daß eine Erhöhung der Ef f ejctivität in der Bekämpfung 
der feindlichen Störtätigkeit im Bereich der Außenwirt- 
schaftsbeziehungen jiur erreicht werden kann, vjenn alle 
staatlichen Organe, die unmittelbar durch spezifische 
Kontrollf unkt ionen im Bereich der Außenwirtschaftsbe- 
ziehungen an der Bekämpfung der feindlichen Störtätig- 
keit und anderer schädigender Verhaltensvjeisen beteiligt 
sind, einer einheitlichen Anleitung und Kontrolle unter- 
liegen und wenn die Arbeit dieser Organe stärker mit 
der Arbeit des MfS koordiniert wird. 

Die Stärkung der Zollverwaltung der DDR durch in der 
politisch-operativen Arbeit erfahrene Offiziere des 
MfS sowie durch Veränderungen in der Unterstellung ist 
nach Ansicht der Verfasser auch vom ökonomischen Stand- 
punkt aus gerechtfertigt. 
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Im Abschnitt 2.1 der vorliegenden Arbeit wurde ver- 
sucht, den iiachweis su führen, daß der DDR durch die 
feindliche Stcrtät igkeit jährlich Gesamtschäden (direkte 
und Nachfolgeschäden) von schätzungsweise einer halben 
Milliarde Mark zugefügt werden. Durch eine kadermäßige 
Stärkung der Zollverwaltung, die Erhöhung der operativen 
Schlagkraft der Dienststellen, die bessere Koordinie- 
rung der Arbeit der Zollverwaltung mit dem MfS ist es 
durchaus möglich, diese Schadensumme maximal zu senken. 

Es können so erhebliche Verlustquellen, insbesondere 
auch bei Devisen, eingeschränkt werden, die notwendige 
Mehrausgaben aus dem Staatshaushalt für die personel- 
le Stärkung der Zollverwaltung mit Kadern rechtferti- 
1 ) 

gen. 

Bei einer v/eiteren Qualifizierung der Arbeit der Dienst 
stellen der Zollverwaltung der DDR und einer besseren 
Koordinierung der Arbeit mit den Diensteinheiten des 
MfS ist es möglich, ökonomische Verlustquellen, ihre 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen frühzeitig auf- 
zudecjcen und die Volkswirtschaft der DDR dadurch vor 
größeren Schäden zu beewahren. 


1) Bei Senkung der Schäden um beispiels\>reise 
anfangs nur 10 - 20 % werden jährlich 50 

Marie Verluste für die DDR vermieden. 


183 


100 Mio 




GO 


So wer-de 1 solche Falle langjähriger Feindtätigkeit und 
anderer Verbrechen gegen die Volkswirtschaft wie bei 


Lat ins ky 

von 

1955 

bis 

19 6 6 


Eeiigsch 

von 

1263 

bis 

19 6 7 


Seitmann 

von 

1960 

bis 

1967 


Seeberger 

von 

1962 

bis 

1968 


durch früh 

zeitiges 

Erkennen 

nicht 

mehr möglich sein, 

ökonomisclie 

Verluste 

1 jv/ie 

s ie 

der 

Volkswirtschaft 


durch deren verbrecherische Tätigkeit zugefügt wur- 
den, auf ein Minimum beschränkt werden können. 


2.4. Die Möglichkeiten einer verstärkten Einbeziehung 

der Intercontrol GmbH und ihrer Beauftragten in die 
Bekämpfung der Störtätigkeit sowie zur Verminderung 
von Devisenverlusten 


Die Intercontrol GmbFI ist ein juristisch selbständi- 
ger Dienstleistungsbetrieb der DDR und untersteht di- 
rekt dem Minister für Außenwirtschaft der DDR. 
Beauftragte der Intercontrol GmbH arbeiten in fast 
allen Bezirken der DDR und darüber hinaus in allen 
v;ichtigen ümschlagplätzen in Europa. Die wichtigste 
Aufgabe von Intercontrol besteht darin, die auf 
der ver crag>lichen Grundlage vereinbarten Qualitäts- 
normen bei Erzeugnissen festzulegen, diese zu über- 
wachen und zu kontrollieren. Die Intercontrol GmbH 
ist somit ein spezifisches staatliches Kontrollorgan 
des Ministers für Außenwirtschaft, welches darüber zu 
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keiiie wirtschaftlichen 


wachen hat, daß der DDR 
Nachteile durch Joervorteilunge.il aus ländischer 
Vertreter entstehen. Bei eiiier gev;issenhaften Ar- 
beit der Intercontrolbeauftragten, die durchweg 
Staatsbürger der DDR sind, Icönnen durch die Tätigkeit 
dieses Kontrollorga.ns Devisenverluste vermieden und die 
Devisenrentabilität der Außenhandelsorgane erhöht wer- 
den . 

Durch die notweiidigen Kontakte, die Intercontrolbeauf- 
tragte zu ausländischen Käufern und Verkäufern unter- 
halten, haben sie zugleich die ilöglich];eit , kapitalisti- 
sche Geschäftsgebaren soi.'ie begünstigende Bedingungen der 
^wirtschaftlichen Störtätigkeit, Verhaltensweisen von 
DDR-Wirtschaftsf unJitionären und ausländischen Vertre- 
tern, die den Verdacht einer feindlichen Tätigkeit 
zulassen bzw. , die auf Nachlässigkeit, Unordnung , Leicht- 
fertigkeit, mangelnde Leitungstätigkeit zurückzuführen 
sind, auf zudecice n . Darüber hinaus können durch die In- 
tercontrolbeauftragten operativ interessante Personen 
festgestellt und bis zu einem bestimmten Grade aufgeklärt 
werden . 

Untersuchungsergebnisse der Abteilung Zollfahndung auf 
einem bestimmten Teilgebiet der Tätigkeit der Intercon- 
trol GmbH und ihrer Beauftragten (Fleischexport) zeigen, 
daß dieses staatliche Kontrollorgan seine Aufgaben 
zumindest auf diesem Teilgebiet nicht erfüllt. 

Im einzelnen Vv’urde durch die Zollfahndung der DDR 
auf den Gebiet des Fleischexportes zur Tätigkeit der 
Intercontrolbeauftragten festgestellt : 

- Die durch Beauftragte der Intercontrol festgelegten 
Qualitätsnormen iii der Klassifizierung der Exponate 
werden durch die Abnehmer in VJestdeutschland und West- 
berlin angefochte,^ . In fast allen Fällen v^urden 
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die Einsprüche der v;estdeutschen und VJestberliner Ab- 
nehmer aner/cannt . Durch die Intercontrolbeauf tragten 
wurden die bereits vorgenommeiien Klassifizierungen 
entfernt und die vom Abnehmer geforderte Güteklasse 
zum Nachteil der Volkswirtschaft der DDR eingetragen. 

Den Festlegungen in beiderseitigen Verträgen entgegen 
wird die Klassifizierung durch Intercontrolbeauftragte 
und die Abnehmer gemeinsam durchgeführt und die Ein- 
stufung der Exponate in die entsprechende Güteklas- 
se nach Vorgabe der Abnehmer durchgeführt. 

In verschiedenen Fällen wurde durch den Abnehmer 
die Klassifizierung der Ware allein vorgenommen und 
durch die Intercontrolbeauf tragten später nur die 
entsprechenden Stempel angebracht, obv;ohl festgelegt 
ist, daß die Intercontrolbeauftragten die Klassifi- 
zierung der Exponate vor Eintreffen der Abnehmer durch- 
zuführen haben. Dazu ein Beispiel: 

/un 30. 4 . 1969 wurden durch den Westberliner 

Abnehmer Märksch, Dieter die Waren klassifiziert 
und dem Intercontrolbeauftragten Hübner, Rolf in 
folgender schriftlicher Form eine Mitteilung hin- 
terlassen : 

'•'Guten Morgen Über Rolf! Ich habe Deine Arbeit 
schon getan, Du brauchst nur noch zu stem- 
peln." (Hier erfolgen die jeweiligen Klassifi- 
zierungsmerkmale) Viele Grüße Dieter. 

Durch diese und andere betrügerische Praktiken ent- 
stand allein auf dem Gebiet des Fleischexportes der 
DDR ein Gesamtschaden von 2.1 Mio VE im Jahre 1968 . 
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Durch die an der Abwicklung der Geschäfte betei- 
ligten Personen der Westberliner und westdeutschen 
Firmen wird auf DDR-Bürger unmittelbar mit dem Ziel 
eingewirkt, der DDR politischen und ökonomischen Scha- 
den zuzufügen. Es wird bei Abwicklung der Geschäfte 
eine massive politisch-ideologische Diversion gegen- 
über Bürgern der DDR betrieben. 

Eine von der Zollfahndung der DDR angefertigte 
Analyse über den Personenkreis der Intercontrolbe- 
auftragten auf dem Gebiet des Fleischexportes ist 
in diesem Zusammenhang interessant: 

Von den 23 in Erscheinung getretenen Intercontrol- 
beauftragten sind 7 mit Vorstrafen belastet bzw. wur- 
den über sie Ermittlungen durch die Sicherheitsorgane 
der DDR geführt. Von diesen Personen sind mehrere 
vjegen Diebstahl und Unterschlagung sowie ungesetz- 
licher Grenzübertritte bestraft worden. 

Von 23 überprüften Personen besitzen 12 intensive 
Westverbindungen und 5 sind regelmäßige Empfänger 
von Paketeendungen aus Westberlin und V/estdeutsch- 
land , obwohl sie keinerlei enge Verbindung nach 
Westberlin und Westdeutschland haben. 

Auf einige dieser Beauftragten treffen gleichzei- 
tig mehrere Merkmale zu. So ist z. B. der Inter- 
controlbeauftragte in Magdeburg, Franke, Otto von 
sich aus bemüht, beim Auftauchen von 'Westberliner 
und westdeutschen Abnehmern ständig Kontakt zu die- 
sen herzustellen mit dem Ziel, seine feindliche 
Haltung gegen die DDR zum Ausdruck zu bringen und 
' die zu liefernde Ware bei den Käufern aus West- 
deutschland und VJestberlin in Mißkredit zu brin- 
gen. 
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Die feindliche haltung Frankes zur DDR drückt 
er in solchen hetzerischen Äußerungen aus: 


‘'Ich bin dazu verurteilt, hinter Stachel- 
draht una I'Iauern zu leben, ich muß mich 
damit abfinden, in einer russischen Kolonie 
mein bißchen Leben zu fristen, welches 
Recht hat der Staat, seine Bürger wie Ge- 
fangene zu behandeln." 


Diese Äußerungen machte Franke im Beisein von Ange- 
stellten westdeutscher und 'Westberliner Transportun- 
ternehmen. Da jeder liitercontrolbeauftragte darüber zu ent 
scheiden hat, v/elche Qualitätsmerkmale und Klassifi- 
zierungen der Exponate bei Importen und Exporten ange- 
wandt Vv’erden, unterliegt er im starken Maße der Ver- 
suchung, durch westdeutsche, 'Westberliner sowie kapita- 
listische Vertreter korrumpiert zu werden. Diese Ver- 
treter sehen hier eine ständige Möglichkeit, sich auf 
Kosten der Volksv^irtschaf t der DDR durch Bestechung 
von Intercontrolbeauftragten Vorteile zu verschaffen. 
Durch die Eollfahndung der DDR wurden Intercontrolbeauf- 
tragte ermittelt, die in dem Verdacht stehen, durch 
ausländische Vertreter korrumpiert oder bestochen wor- 
den zu sein.l) 


1) Siehe Abschlußbericht der Abteilung Zollfahndung 
"Kombinat" 

Auszüge s. Anlage 5 
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Die Verfasser schlage. i vor, ca." die Uatersuchu.ngsergeheis- 
se der Zcllfahncung der DDh su~ Anis..'’ genoeme.i v.'erce.ij 
ds.i .iinister fär A-ußenwirtschaft au eeauf tragen, eine 
Konr.ission zur Überprüfu.ig der /.rbeitsv.-eise und des 
Kaderbesta.ides der Intercontrclseauftragten einausetze.i . 

In Ergebnis der Überprüfung ist darüber zu entschei- 
de.n, welche kadermaitigen Veränderu.ngea in der Inter- 
control GmbH vorzunehmen sind. 

Es muß schnellstens gewährleistet werden, daß die In- 
tercontrol GmbH ein schlagkräftiges staatliches Kon- 
trollorgan wird, das durch seiiie Arbeit Devisenverluste 
vermeiden hilft und daß dieses Organ mit ei.nbezogen ;>rird 
zur A-uf dsc.kung begü.nstigencer Bedingungexi der wirtschaft- 
lichen Störtätigkeit und zu ihrer Ausräumung. 

Um die Schlagkraft dieses staatlichen Kontrollorgans 
zu erhöhen sowie die vorhandenen Möglichkeiten die- 
ses Organs besser für die politisch-operative .\rb.eit 
zur Aufdeckung feindlicher Handlungen im Bereich der 
Volkswirtschaft, speziell der Außenwirtschaftsbeziehun- 
gen, zu nutzen, wird durch die Verfasser der Arbeit vor- 
geschlagen, die Leitu.ng der Intercontrol GmbH durch in 
der politisch-operativen A.rbeit erfahrene Offiziere des 
MfS im besonderen Einsatz zu besetzen. Dieses Kontrollor- 
gan müßte, v;ie die Zollverwaltung der DDR, dem Stell- 
vertreter des Ministers für Außenwirtschaft für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung kontroll- und an- 
leitungsmäßig offiziell unterstellt werden. 
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Die ;.utz.u.i^ ce 
der DDÄ - Trans i 
keit in Lereic.i 
DDF. SU nichtscsi 


r staatlichen Vertreterortanisation 
nter - zur Zurüc'r.drängu.^^ der Stürtltic- 
der r.uDenv/irtschaftsteziahunae.: der 
alistischen Staaten und zur Zr'..''.rtschaf tun 


von zusdtzlichen tevisen 


In Ergebnis der Analyse der Erscheinungsfornen, Mittel 
und Methoden und der begünstigenden Bedingungen der 
Störtätigkeit feindlicher Kräfte gegen die Volkswirt- 
schaft der DDR wurde festgestellt, daß eine Vielzahl 
der Ang^ffe imperialistischer Geheimdienste, feind- 
licher Stellen, der Konzerne und durch Einschaltung von 
kleineren Handelsfirmen (Vertreterfirmen) und kleineren 
Produktionsbetrieben, die über umfangreiche Wirt- 
schaftsbeziehungen zur DDR verfügen, vorgetragen 
werden, die zum Teil Tarnfirmen der Geheimdienste und 
Konzerne sind. 

Daraus ergibt sich als zwingende Logik, diese kleine- 
ren westdeutschen, Westberliner und anderen ausländische: 
Firmen im Rahmen der vertretbaren Möglichkeiten au s '•*. 

den Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu nichtsozialisti 


sehen Staaten .au- vardnäagen und die Außenhandelsgeschäf- 
te mit dem NSW in zunehmendem Maße über offizielle 
nationale Vertreterorganiationen der DDR - speziell 
beim Import von Waren aus dem NSW - gemischte Gesell- 
schaften und DDR-eigene abgedeckte Firmen im Ausland - 
letztere speziell für den Export - abzuwickeln. 

Dadurch wird es möglich sein, begünstigende Bedingung 
für die Störtätigkeit zu beseitigen, die DDR somit durcl 
Zurückdrängung der Störtätigkeit vor Devisenverlusten 
zu bewahren. Zugleich - und das ist besonders hervorzu- 
heben - sind auch durch diese nationalen Vertreteror- 
ganisationen und die gemischten und abgedeckten Fir- 
men zusätzlich Devisen zu erwirtschaften. 
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ZuÄ Zwecke «ier’ Aus^jettältung der westdeutschen>--VJest- 
berliner und^Httferen ausländischen Hand^is^ irmen 
( Verti^^tef^irmen) und kleineren PrpdtlJrtionsbetriebe 
wurde im Jahre 1967 - Transinter - als Leitfirma für 
alle nationalen Vertretergesellschaften der DDR gebil- 
det. 

Die Hauptaufgaben der staatlichen Vertretergesellschaf- 
ten (Transinter) bestehen darin: 

- durch Koordinierung der Außenwirtschaftstätigkeit 
der volkseigenen Kombinate» volkseigenen Betriebe 

und Betriebe anderer Eigentumsformen die zur Zeit noch 
unkontrollierbareg^ Kontakte und anderem Geuehäl Ligkexten 
kapitalistischer Konzerne, Produktions-, Handels- und 
Vertreterfirmen und ihre Exporte in die DDR unter ein- 
heitliche Kontrolle zu bekommen; 

- durch echte Wahrnehmung von Vertreterfunktionen im Sinne 
von spezifischen Firmenvertretungen einschließlich 
Kundenberatung und Kundendienst international übliche 
Anteile der kalkulierten Heuidels- und Werbekosten als 
Provision sowie Vertreterzuschüsse in Freien Devisen 

zu realisieren; 

- durch eine allseitige Import- und Exportkoordinierung 
zusätzliche Exportmöglichkeiten der DDR in das nicht- 
sozialistische Wirtschaftsgebiet zu erschließen; 

- durch inoffizielles Personenstudium ausländischer 
Handelspartner Konteüctpersonen unter diesen aufzu- 
klären und zu erfassen; 

- durch Einrichtung eigener Axißens teilen der Transinter 
in den Industriezentren der DDR die Reisetätigkeit 
der Vertreter kapitalistischer Firmen in die DDR auf 
ein kontrollierbares Minimum einzuschränken; 
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- durch Kontrolle des Reiseverkehrs von westdeut- 
schen, Westberliner oder anderen ausländischen Ge- 
schäftspartnern, spezifische Aufgaben der inneren 
Abwehr der Störtätigkeit durch Trans inter im Zusam- 
menwirken mit den Diensteinheiten des HfS zu über- 
nehmen . 


Die Analyse des gegenwärtigen Standes der Abwicklung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR zu nichtsozialisti- 
schen Staaten zeigt, daß die mit der Bildung der 
Transinter angestrebte Hauptzielstellung - \La rdrängung ‘ 
der westdeutschen, VJestberliner und anderen ausländi- 
schen Vertreterfirmen beim Import von Waren aus dem 
NSW - noch nicht in vollem Umfange erreicht worden ist. 

Hier liegen erhebliche Reserven zur Vermeidung von 
ökonomischen Verlusten durch die Zurückdrängung der 
Störtätigkeit einerseits und durch die Erwirtschaftung 
zusätzlicher Devisen andererseits. 

An der Abwicklung der Außenwirtschaftstätigkeit zwischer 
der DDR mit Westdeutschland und Westberlin s in d ge - 
genwärt ig ca. 960 westdeutsche und Westberliner Produk- 
tions- und Handelsfirmen beteiligt. Von diesen ca. 

960 Firmen aind 396 Firmen und Produktionsbetriebe aus 
Westdeutschland und 65 aus Westberlin. Von den 65 aus 
Westberlin stammenden Firmen sind 30 nur Handels- oder 
Vertreterfirmen, d.h., keine Produktionsbetriebe. Die ge- 
samten Firmen aus Westdeutschland und Westberlin ver- 

1 ) 

dienen durch Provisionsbeträge etwa 60 - 70 Mio VM 

im Jahr. 

1 ) 

Die hier auf gezeigte Tendenz ändert sich auch 
nicht wesentlich, wenn berücksichtigt wird, daß 
von den 60 - 70 mio VM jährlich etwa 10 Mio durch 

abgedeckte DDR-eigene Vertreterfirmen bzw. befreun- 
dete Firmen im Ausland verdient werden. 
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Dieser Provis ioiissumn^e von 60 


70 Mio stehen folgende 


Einnahmen 

der ' 

19 6 7 

7 

1963 

7 

1969 ca. 

10 

Die nationa 

.13 ’ 

samt import 

der 

v;ie folgt 

beti 

19 6 6 

324 

1967 

361 

1968 

4 86 

1369 ca. 

560 




1 ) 


Damit v;ar Transinter mit nur 20 % am Gesamtimport 

aus kapitalistischen Ländern im Jahre 1968 beteiligt. 
Der Gesamtimport betrug 1968 ca. 2.9 Mio VM. 

Die Vertreterprovision ist ein fester Kalkulationsfaktor 
in dem kapitalistischen Geschäftsgebaren, ihr Anteil 
beträgt je nach der Ware zwischen 1- 8 % des Netto- 

preises. Dem gegenüber steht die Entwicklung der Provi- 
sionssätze : 

1967 1.8 % 

1968 1.9 % 

1969 ca. 2.1 % 


1) Zu diesen 560 Mio VH im Jahre 1969 kommen noch etwa 
500 Mio VM dazu, die durch staatliche, kontrollierte 
Vertreter oder befreundete Firmen im Ausland abgewickelt 
werden . 


193 




70 


Die durchschnittlichen Provisionssätze bei Maschinen 
betragen ca. 5 - 8 %, bei Massengütern zwischen 1 und 

2 % und bei Anlagengeschäften sind bis zu 2.5 % möglich . 

Einige Ursachen für den gegenwärtig noch nicht be- 
friedigeiiden Stand der ökonomischen Ergebniisse der 
Transinter sehen die Verfasser darin, daß mehrere 
Vertreter sich die Provision teilen und infolge einer 
fehlenden festen staatlichen Ordnung ein einheitliches 
Vorgehen der Vertretergesellschaften der Transinter nicht 
gevrährleistet v.’ird. Dabei ist die Tatsache zu berück- 
sichtigen, daß in vielen Fällen zv:ischengeschaltete 
odei'' nicht öffentliche Vertreter aus dem Ausland sich 
Provisionen aneignen und es infolge einer Teilung der 
Provision zu ei ler geringeren Ervjirtschaftung von De- 
visen durch Transinter kommt. Andererseits v\7ird dem 
Druck der aus ländischen Firmen - nach geringeren als 

internet ional üblichen Provisionen - nachgegeben. 
Transinter begnügt sich mit geringeren Beträgen. 

Eine v;ese itlicne Ursache ist jedoch auch darin zu 
sehen, daß in volkseigenen Betrieben, WB, Kombinaten 
und teilweise in Instituten bei der Entstellung eines 
notwendigen Importbedarfes von seiten dieser selb^än- 
dig - cline Einschalten von Transinter - Beziehungen zu 
kapitalist is Chen Firnen aufgenommen werden, so daß die 
Ajetivität von Transinter erst zu einem süle.hün Zeitpunkt 

tu. 

v/irksam wird, wo der ausländische Lieferer bereits 
konkrete Kenntnisse über den dringenden Bedarf der 
DDR- Betriebe besitzt und die Inanspruchnahme der na- 
tionalen Vertretergesellschaft Transinter als notwendi- 
ges Übel betraclitet wind. 

Das Haupthindernis für den z. Zt . noch ungenügenden 
Einfluß der Transinter bei der Abv;icklu.ng von Importen 
in. die DDR aus dem NSVJ sehen die Verfasser jedoch 
vor allem in ideologischen Fragen bei einer Reihe 
von leite iden Ui.rtschaftsfunkt ionären . Die Ausschaltung 
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der ausländischen 5 v.'estdeutschen und VJestberliner 
Vertreter! ir’i.'ien aus dein Importgeschäft vollzieht sich 
nur in harten theologischen Auseinandersetzungen mit 
den Vertretern, die z. T. nur von Geschäften mit 
der DDK existieren und sich auf Kosten der DDR 
täglich bereichern. Diese räumen nicht freiwillig 
den Markt der DDR, zugunsten der Vertreterfirmen 
der DDR. Verschiedene leitende Wirtschaftsfunktionäre 
lAiäiicinen vor de;i Auseinandersetzungen zurück. Ursache 
dafür ist zum Teil, daß sich zwischen ausländischen, 
v-’estdeutschon und h’estberliner Vertretern und den V/irt- 
schaftsf unj.'.tionären der DDR freundschaftliche Beziehungen 
entviickelt haben bzvi. ein Teil von Wirtschaftsfunktionären 
auch durch ausländische, westdeutsche oder VJestberliner 
Vertreter korrumpiert worden sind, wie eine Reihe Straf- 
verfahren sowie die Aufklärung der Zollfahndung und Zoll- 
ermittlung bevieisen. Dieser Teil von VJirtschaftsf unktionären 
aber auch teilweise andere, die sich nicht haben kor- 
rumpieren lassen, sehen in den xiestoeutschen , Westber- 
liner oder ausländischen Vertretern nicht den Klassen- 
feind, sondern nur den "seriösen Geschäftsmann", der 
sich loyal zur DDR verhält oder gar "ein Freund" der 
DDF; ist. Diesem. "Geschäftspartner" will man nicht "Unrecht" 
tun, ihii nicht aus den Importges chäf ten verdrängen. Zum 
Teil herrscht bei DDR-Wirtschaf tsfunktionären blindes Ver- 
trauen zu den G^- schäf tspartnern aus Westdeutschland und 
Westberlii. Das fihirt zu Leichtfertigkeit und Vernach- 
lässi,_,U;ig der '/.''acnsam’ceit , insbesondere auf dem Gebiet 
des Geheimnisschutzes. Die Gefährlichkeit des Feindes, sei- 
ne Raffinesse wird unterschätzt. Man will - trotz 
einer Vielzahl vorliegender Beweise - einfach nicht 
wahrhaben, daß viele dieser äußerlich so "freundlich" 
auftretende 1 Gesc'näftsleute - in der Maske eines Bie- 
dermannes -■ g'dcaufte Ageiiten imperialistischer Geheiradienste 
sind bzv'-. im Aufträge der Konzerne umfangreiche Störtä- 
tigjceit .^ly.en c'ww:^ Volks'./irtschaft der DDR durchführen. 
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Die Aussa^ltu.ig der staatlichen Vertreterfirmen 
der DDR-iieLm Import von 7'aren aus der. NS'd wird ncglich 
bzv.-. dadurch begünstigt, wie Überprüfungen in eini- 
gen WB und VEB ergaben, daß unter Umgehung der 
staatlichen Außenhandelsbetriebe der DDR auf Antrag von 
Vereinigungen Volkseigener Betriebe (WB) und volks- 
eigener Betriebe über die zuständigen Räte der E ezir- 
ke bzw. Räte der Kreise, in denen diese ihren Sitz 
haben, Aufenthaltsgenehmigungen für ausländische Se- 
schäftspartner erwirkt werden. Dadurch bedingt be- 
steht bei den staatlichen Außenhandelsbetrieben der 
DDR selbst kein genauer Überblick der Reisetätigkeit 
westdeutscher, Westberliner und ausländischer Vertreter 
in der DDR. Durch Trans inter wurden 1968 nur insgesamt 
568 Einreisen und bis zum 28. 10. 1969 insgesamt 806 
Einreisen -und in der Mehrzahl mehrmalige Einreisen - für 
Vertreter itb' die Hauptstadt der DDR und das Gebiet 
der DDR bearbeitet. 

Dem stehen gegenüber ca. 24.000 Anträge auf Einrei- 
sen westdeutscher und Westberliner Bürger, die durch 
staatliche Außenhandelsbetriebe des Ministeriums für 
Außenwirtschaft im Jahre 1968 bearbeitet wurden. 

Darin sind nicht enthalten die Anträge der WB und 
VEB, die von den Räten der Beairke oder Kreise auf 
EiJireisen westdeutscher und Westberliner Geschäftspart- 
ägöex» gestellt wurden. Ihre Zahl wird auf ca. 16.000 
geschätzt. 

In- diesem Zusammenhang ist noch zu beachten, daß eine 

Vielzahl ausländischer und westdeutscher Personen Privat 

reisen in die DDR beantragen und durchführen, die zu 

geschäftlichen Kontakten genutzt werden. Ihre Gesamt- 

1 ) 

zahl wird auf ca. 250.000 geschätzt. 


1) Vgl. im einzelnen zur Reisetätigkeit Anlage 0 
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Überprüfungen in den Bezirken Karl-Marx-3tadt 
und Leipzig haben ergeben, daß viele westdeutsche 
und VJestberliner sov;ie andere ausländische Vertreter 
Dauerauf enthaltsgenehmigungen für drei ilonate un.d mit 
fortlaufender Verlängerungsrcglichkeit erhalten haben, die 
sich auf 10 - 15 Sch;?erpun}:tbetriebe , WB, Forschungs- 

stätten einschließlich Hochschulinstituten erstrechren . 

Das nacht u. E. deutlich, wie konplisiert der Prozeß der 
Kontrolle und übervrachung der Reisetätigkeit ist und die- 
se der Transinter gestellte Aufgabe mit - iden vorhandenen 

1 ) 

Kräften nicht zu lösen ist. 

Die staatliche Vertretergesellschaft Transinter verfügt 
z. Zt. nur über etwa 140 Mitarbeiter. Mit diesen Kräf- 
ten kann Transinter die ihr gestellten Aufgaben nicht 
erfüllen. 


1) Die Verfasser sind der Meinung, daß es mit herkcmm- 
liahen Mitteln und Methoden und den vorhandenen Kräf- 
ten des MfS z. Zt. nicht möglich ist, über die 
ständig in den letzten Jahren angewachsene Zahl der 
einreisenden westdeutschen und Westberliner Vertreter 
von Handels- und Produktionsbetrieben eine systematisch! 
Kontrolle auszuüben und ihre gesamte Tätigkeit im Gebiet 
der DDR operativ zu kontrollieren. 

Wie die Aufklärungsergebnisse im System der Störtätig- 
keit beweisen, sind unter diesem Personenkreis eine 
größere Anzahl von Personen im Aufträge von Geheimdie 
sten, feindlichen Stellen oder von westdeutschen und 
Westberliner Konzernen systematisbh subversive Angrif- 
fe gegen die Volkswirtschaft im Zusammenwirken mit 
personellen Stützpunkten in der DDR durchführen. 
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Es ist uimcglich, nit diesen Kräften die notv;e;idigen 
ständigen Bearbeitungen der B«>darfs träger der DDR 

durchzuführen. Hit diesen wenigen Kräften kann auch 
nicht die Aufgabe gelöst werden, das Monopol der 
westdeutschen und Westberliner Vertreter- und Handels- 
firmen im Import der DDR zu brechen . Tmd — diese ausücn 
Importgeoch ä ften zu -y ei * drängen . Zur Lösung dieser Auf- 
gabe ist es notwendig, in den Industriezentren der 
DDR Außenstellen der Vertretergesellschaften der Trans- 
inter zu errichten. Die Besetzung dieser Beratungsstel- 
len in den Industriezentren der DDR muß mit tech- 
nisch-kommerziell erfahrenen, zuverlässigen, der Partei 
treu ergebenen Kadern erfolgen, die eine enge Verbin- 
dung zu den volkseigenen Betrieben, Kombinaten und WB 
haben. Es werden in der 1. Phase des Ausbaues von Be- 
ratungsbüros der Transinter ca. 80 - 100 Kader benötigt. 
Der Aufbau dieser Beratungsbüros der Transinter in den 
Industriezentren und die Auwahl der Kader muß mit Hil- 
fe der Bezirksleitungen der Partei und der Räte der 
Bezirke erfolgen'. Nur über den Aufbau der Beratungs- 
büros der Transinter in den Industriezentren kann eine 
effektive Sicherung des staatlichen Außenwirts chafts - 
monopols der DDR erreicht werden und Transinter die 
ihr gestellten Aufgaben zur Sicherung der Außenwirt- 
schaftsbeziehungen und zur Erwirtschaftung zusätzlicher 
Devisen erfüllen. 

Die von einer Reihe WB und Betrieben geübte Praxis 
daß ohne Einschaltung und Information der staatli- 
chen Außenhandelsbetriebe und der Transinter selbstän- 
dig zu westdeutschen, Westberliner und anderen aus- 
ländischen Handelsfirmen, Vertreterfirmen und Produk- 
tionsbetriebe, bei Importbedarf Verbindungen aufgenom- 
men werden, gefährdet das staatliche Außenwirts chafts - 
monopol der DDR. 
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Es vmrden zwar einzelne.i Betrieben und VV3 der DDR 
eigene Verantv;ortlicn]ceiten in der Auoenv.’irt Schaft aus- 
schließlich übertragen, jedoch v:urden Kompetenzen zum Te 
überschritten und grob verletzt, insbesondere beim Impor 
von Waren aus dem NSW, die z. T. ohne Genehmigung und 
überv^achung durch die staatlichen Außenhandelsbetrie- 
be erfolgen. 

In diesen Fällen erfolgt eine Durchbrechung des 
staatlichen Außenhandelsmonopols der DDR. 

Zur Sicherung der staatlichen Ordnung und des 
Außenhandelsmonopols wurde durch die Verfügung Nr. 121/6 
des Vorsitzenden des Ministerrates der DDR nochmals 
ausdrücklich festgelegt: 

1. Die staatlichen Außenhandeisbetriebe, WB, volks- 
eigene Kombinate und Betriebe mit Außenwirts chafts - 
Funktionen dürfen nur im Rahmen des lizenzierten 
Planes und der für den jeweiligen Betrieb fest- 
gelegten Importwaren-Nomenklatur Auslands vertrüge ab- 
schließen. 


3. U.m alle Vorteile, besonders im Handel mit kapita- 
listischen Konzernen und Firmen für die Volkswirt- 
schaft der Deutsche.n Demokratischen Republik zunutzen, 
sind Anfragen und das Einholen von Angeboten im 
NSW in Abstimmu.ng mit staatlichen Vertreterfirmen 
der DDR vorzunehmen. Entsprechende Vereinbarungen 
sind zwischen den Generaldirektoren der Außenhandels- 
betriebe, der Betriebe und Organe und den staat- 
lichen Vertreterfirmen kurzfristig abzuschließen. 1) 


1) Den gesamten Wortlaut der Verfügung siehe Anlage 9 
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Die Iconseeue.ilie Durclisetz;u:i~; dieser Verfü~u:i“ ‘/ird 
dazu beitragen, das staatliche Au-leiwirtschaftsnonopol 
zu sichern und den Einfluß der vjestdeutschen , Westber- 
liner und anderen ausländischen Vertreterfirmen in den 
importseitigen Geschäften systematisch zurüc-czucrängen 
und diese durch die staatlichen Vertreterorganiaa- 
tionen der Transinter v;ahrzunehmen. 

Untersuchungen der Verfasser haben ergeben, daß diese 
Verfügung nr. 121/69 des Vorsitzenden des Hinisterrates 
vom 24.7.1969 noch nicht in allen WB und Betrieben 
bekannt ist und somit auch nicht konsequent durchge- 
setzt wird. 

Diese Verfügung muß deshalb unverzüglich allen General- 
direktoren der WB und den Leitern von KornJ^inaten sowie 
von Betrieben, die Außenhandelsfunktionen wahrnehmen, zu- 
gestellt v/erden. Bei Verstößen gegen diese Verfügung 
sind gegen die verantwortlichen Leiter Disziplinar- 
maßhahmen durch --die Vorgesetzten staatlichen Organe, 
einzuleiten und die Ursachen für die Nichteinhaltung 
genau aufzuklären. 


1) In der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien wird 
in Durchsetzung der staatlichen Weisungen der gesamte 
Ex- und Import einschließlich mit den sozialistischen 
Staaten nur über staatliche Vertreterfirmen abgewickel 
So erwirtschafteten diese Vertreterfirmen aus dem Ex- 
port der DDR nach Jugoslawien durch Provisionen jähr- 
lich ca. 12 Mio VH Gev/inn. Jüngste Erscheinungen in 
der CSSR und der VR Polen deuten daraufhin, daß 
diese Länder zu ähnlichen Regdungen kommen tjollen. 
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Die Zurückdrängunj der westdeutsche i bzw. /.'estberli.ier 
Vertreter, deren Ersetzung durch stcatliche Vertreter- 
organisationen der EDP. i~i Prozed der D'urch.3etzu:i_, der 
Verfügung j;r. 121/50 des Vorsitzende;; des hinisterrates , 
nuß durch die zuständigen Di'='- isteinheitea des ilfS be- 
sonders beachtet werden. Bei diesem Prozeß kennen solche 
V7ichtigen und operativ interessanten Fragen geklärt 
werden, wie: 

- Wo haben sich die westdeutschen bzw. Westberliner 
Vertreter starke Pesitionen auf gebaut? 

- Wer unterstützt aus dem Bereich der AußenhandelsT 
betriebe und der volkseigenen Industrie mit welcher 
Begründung die Fortsetzung der Importgeschäfte mit 
diesen Vertretern und warum? 

- Welche westdeutschen und Westberliner Vertreter, die 
bei der Auseinandersetzung eine relativ positive Pol- 
le spielen, kö:men von uns auch für . andere Aufga- 
ben einbezogen werden, z. B. für den Aufbau abge- 
deckter DDR-eigener Vertreterfirmen und Produ^ctions- 
betriebe ir. iiSW zur Durchführung riskanter Geschäfte 
u . a . m . 





CO 


3. 


L. O 


Zu -’i.ii-eu dar 

lic'..= r Devisn.i durcu iüe du 
^-duftsj^otandiuls u.ic den Aus 
decdter Firmen im dSW 


,un; 


:-i i;.:i-nrn 


und Aufbau eigener abge- 


. 1. Pclitisch-ideologiscne Grundlagen des Klassenauftrnges 
an die Außeiv.'irtschaft nur Bescnleunigung ies Tarn- cs 
bei der Frhcnung der /.'irtschaftskraft der DDF 


Aufbauend auf den Lenren Lenins, daß die höchste 

A.rbeitsproduktivität entscheidend die Überlegenheit des 

1 ) 

Sozialismus über den Kapitalismus bestimmt und ausgehend 
von den Lehren der Sowjetunion und deren vielfältigen 
eigenen Erfahrungen beim Aufbau des Scnialismus in der 
DDR, kann heute festgestellt nerden, daß das ckonomi- 
sche Be'.'egun^sgeset n des Scaialisrca? "die ständige 
Erweiterung, Vervollkommnung und Intensivierung der 
sozialistischen Produktion und Reprodu]:ticn auf der 
Basis der Arbeitsproduktivität ..." verlangt. 


1) Vgl. Lenin, Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht, 
Bd. 27, S. 247) 

2) w. Ulbricht - Vorwort zur Politischen Ökonomie des 
Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR 

Dietz Verlag 1969 - S. 8 
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Ausgehend von diesen objektiv wirkenden Gesetze, kon- 
zentriert die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
ihre Wirtschaftspolitik in Durchführung der Beschlüs- 
se des VII. Parteitages der SED, vor allem des ge- 
sellschaftlichen Systems des Sozialismus, mit seinem 
Kernstück, dem ökonomischen System, verstärkt auf die 

- Konzipierung einer modernen Wissenschafts- und Wirt- 
schaftsorganisation nach volkswirtschaftlichen struk- 
turbestimmenden Zweigen; 

- Erzielung von Pionier- und Spitzenleistungen bei der 
Erreichung des technisch-wissenschaftlichen Kochst- 

S ’lS.IIuöS j 


komplexe Automatisierung ganzer Produlctionsprozesse und 
Betriebe . 


Auf dieser Grundlage führt die Parte i- 
den Kampf um maximalen Zeitgewinn bei 
überdurchschnittlicher Zuwachsraten in 


und Staats führung 
der Erreichung 
der Arbeitspro- 


duktivität . 

In seiner Rede auf der internationalen Beratung . . . . 
wies Genosse W. Ulbricht darauf hin, daü 


"der Kämpf um höchste Arbeitsproduktivität, um 
die effektivste Form der sozialistischen Planung, 
Leitung und Organisation aller gesellschaftlichen 
Prozesse, der Kampf also für ein Leben des Volkes 
in sozialer Sicherheit, in Frieden udd Glück, für 
die sozialistischen Länder zum Hauptfeld der Ausein- 
andersetzung zwischen Sozialismus und Imperialismus 
im Weltmaßstab geworden ist." 1) 


1 ) 

(W. Ulbricht, festigen wir die Einheit der internatio- 
nale:j kommunistischen und Arbeiterbewegung, stärken v/ir 
den Internationalismus , Berlin 1969, S. 7 
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Die Imperialismusanalyse y die auf der Moskauer 
Beratung, besonders auch in den Reden führender Ver- 
treter der kommunistischen und Parbeiterparteien 
aus den imperialistischen Staaten vorgenommen wurde, 
geht davon aus, daß der Haupteinfluß auf die in- 
ternationale Entwicklung gegenwärtig durch die Wirt- 
schaftspolitik ausgeübt wird. In den ökonomisch 
stärksten imperialistischen Staaten, wie USA, West- 
deutschland und Japan, wird gegenwärtig dieser Kampf 
um politische und wirtschaftliche Vormachtstellung 
in der Welt mit den Mitteln imperialistischer Macht- 
herrschaft untereinander, aüjer ausgehend von ihrer 
gemeinsamen Grundthese - des Äntikommunismus - ge- 
gen die sozialistische Staatengemeinschaft strategisch 
geplant und organisiert. 

In den Ausführungen des Genossen Breshnew auf der 
Moskauer Beratung heißt es dazu: 

"Die Politik des Imperialismus wird in immer 
größerem Maße durch die Klassenziele des ge- 
meinsamen Kampfes gegen den Weltsozialismus , 

gegen die nationale Befreiungsbewegung und 

1 ) 

die Arbeiterbewegung bestimmt." 


1) L.I. Breshnew - "Für die Festigung des Zusammen- 
schlusses der Kommunisten - für einen neuen Auf- 
schwung des antiimperialistischen Kampfes" 

Dietz Verlag, Berlin 1969 
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Die Erhöhung der internationalen Anziehungskraft 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Nach- 
V7eis ihrer Überlegenheit auf allen Gebieten des ge- 
sellschaftlichen Lebens, vor allem gegenüber der 
westdeutschen Bundesrepublik wird entscheidend von 
der konsequenten und beschleunigten praktischen Vervjirk- 
lichung der modernsten Erkenntnisse in der vv'issenschafts- 
unc Wirtschaftsorganisation, beim Aus- und Aufbau vollauto- 
matischer Konstruktions- und Produktionsprozesse - unter 
Verwendung der neuesten Erkenntnisse des Einsatzes der 
elektronischen Datenverarbeitung - bestimmt. Einen wich- 
tigen Beitrag hat dabei die Außenwirtschaft der DDR - 
als ihren Klassenauftrag - zu leisten. 

Genosse V/alter Ulbricht formulierte dazu: 

"Entfaltete .Vußenwirtschaftsbeziehungen bilden 
ei;ien entscheidenden A.us gangspunkt für die Be- 
stimmung der Grundrichtung von Forschung und 
Entwicklung der Investitionen, der Gestaltung 
der Grundstruktur der Volkswirtschaft und nicht 
zuletzt der komplexen sozialistischen Rationali- 
sierung. Sie stellen im Prognose Zeitraum ein 
wichtiges Kettenglied für die Beschleunigung 
des nationalen Wirtschaftswachstums dar." 


Man muß heute nüchtern einschätzen, daß trotz erreichter 
großer Fortschritte und Steigerungsraten in den A.ußen- 
wirtschaftsbeziehungen der DDR mit den sozialistischen 
Ländern, besonders mit der Sowjetunion und auch mit 

1) W. Ulbricht: Die gesellschaftliche Entwicklung in 
der DDR bis zur Vollendung ’ des Sozialismus 
S. 203 
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den kapitalistischen Industrieländern und Entwicklungs- 
ländern, die erreichten Außenwirtschaftsbeziehungen 
vor allem die Methoden des Absatzes - noch nicht 
in der Breite den Erkenntnissen der f ortgeschritten- 
ten kapitalistischen Industrieländer entspricht. 

Z'-.'eif ellos vmrce die Tätigkeit der AußenwirtschafT 

der DDR durch nichtbestehende diploriatis che .i lerkennv.ng 

eingeschränkt und erschv/ert. Fehlende diplmatische 
Anerkennung da r;F . .. aber keinesfalls zum Verzicht auf die 
h'utzu.ng von Möglichkeiten des Außenhandels zur Beschleu- 
nigung des '.’achstumtempos in . der DDR führen. Die Ver- 
fasser der vorliegenden Arbeit haben sich deshalb spe- 
ziell das Ziel gesetzt, mit der Herausarbeitung von 
taktischen Varianten, legalen und nichtoffiziellen Mitteln, 
neue Ressourcen zur Beschleunigung des öko.nomischen 
V.'achstuntempos in der DDR aufzuzeigen und zu erschlies- 
sen. I.nsbesondere _ unterbreiten die Verfasser Gedanken 
und Vorschläge zur Ausnutzung des V/irtschaftspoten- 
tials des Feindes, der westdeutschen und Westberliner 
Monopolkapitalisten. Ausgangspunkt der in diesem Abschnitt 
unterbreiteten Vorschläge, ist die bereits 1962 vom 
Genoss e.n W. Ulbricht formulierte Position. 

"Wir haben in der Auseinandersetzung bis 
zun 13.8.1951 große ökonomische Verluste erlit- 
ten. Durch organisierte Republikflucht und den 
Währungs Schwindel wurden uns die Milliarden-Sum- 
men geraubt, die v;ir in den 10 Jahren vorher 
zusätzlich hätten investieren müssen, um eine 
hoch^noderne , neu ausgerüstete u.nd leistungsfähige 
Ihdustrie zu besitzen." 1) 


1) MD V. 15. 4. 1965 - Ausgabe B 
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Auf der Festveransta-ltuns 20. Juhrssta- üsr 
Befraiuaj von Fascaisnus an 5. 1255 i'onkretis icrt 

Gen. V,'. Ulbricht diese Forderung. Gestützt auf FaJ:ten, 
;:ies Gan.U. Ulbricht darauf hin, 


■'daß '.rir in Vorbereitung der '..'iedexArerei ii- 
gung die rund 120 hilliarden hark, ■ die '’est- 
deutschland der Deutschen Denokratis dien 
Republi’c und ihren Bürgern schuldet, aufrech- 
nen werden." 1) 

/\tMjjLX I 

Auf Grund der bisherigen Berechnungen und Ermitt- 
lungen bestehen Ansprüche der DDR gegenüber der west- 
deutschen Bundesrepublik bzw. teilweise gegenüber den 
westlichen BesatzungsmächtÄn in folgender Höhe; 


1. Erstattungen für von der DDR 

geleistete Reparatureft-h^'w.^ 12.928 Mio DM/DBB 


2. Schadenersatz für die der DDR 

durch Abwerbung, Menschenhan- 
del und sonstige Wirtschafts- 
deversion -unter Ausnutzung 
der offenen Grenze - entstan- 
denen ökonomischen Verluste 85.260 " 

3 . Ansprüche der DDR gegenüber 
der Bundesrepublik und den Be- 
satzungsmächten auf Schadener- 
satz für gestohlene Patente, 

Warenzeichen und andere Rech- 
te 742 " 


4. .Beteiligung an westdeutschen 
/ Unternehmen mindestens 


1) ND V. 6.5.1965, Ausgabe B 


3.000 " 


101.930 " 


11 




tl M 
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tii.lzu kc~j?.e.i Ansprüche, v;ie 

deutsche he i ch s v ermü gen 
der Versicherung u.a. 1) 


- An-eile an das ehe.T.alngn 
im In- und Ausland 

- sov;ie die auf dem Gebiet 


Die Erklärung des bekannten westdeutschen Ökonomen und 
ehemaligen westdeutschen Bundestagesabgeordneten , 

Prof. Bade, im April 1965, dciß Bonn der DDR moralisch 
100 Milliarden Mark an Reparationen für Schäden durch 
stän.dige Diskriminierungen während der Jahre der offe- 
nen Grenze schulde, hatte damals in den Bonner Dienst- 
stellen groDe Unruhe hervorgetuf en. 

Im einzelnen hatte Bade zugegeben: 


’'Ich habe zu* 'den Beziehungen- zwischen den 
beiden deutschen Staaten meine eigene Meinung 
als Voli-^^wirtschaftler . 

Ben Kern- des Problems sehe ich in dem Unter- 
schied -der Entvricklung der Produkt iv.'cräfte ornie 
Rücks^ht darauf, daß die Ilatur und andere Quel- 
len in den beiden Teilen Deutschlands nicht gleich 
sinc^, wurde die DDR ökonomisch stark diskrimi- 

g t. Ich halte die offiziellen Schätzungen der 
von den Schäden, die ihr i^^ährend der Zeit 
offenen Grenze zugefügt v/urden, für richtig, 
r Wohlstand ist in gev/issem Maße eine Folge 
der Diskriminierungen der DDR. V/enn diese Repara- 
tionen verwirklicht 'würden, könnte das sozialisti- 
sche System mit einem derartigen Tempo seine Vor- 
teile beweisen, daß das Lebensniveau in den bei- 
den deutschen Staaten bald gleich wäre, soweit es 
sich nicht zugunsten der DDR entwickeln würde." 2) 

1)S. Anlage 10 

2)ND V. 13.4.1965, Ausgabe B 
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Unter dem Druck der Tatsachen mußte selbst der 
Bonner Wirtschaftsminister Schiller eingestehen, "daß 
besonders im Zeitraum 1955 - 1960 die Zunahme von 

Erwerbstätige^' , insbesondere aus dem anderen 

Teil Deutaehlands das Angebot an Arbeitskräften in 
der Bundesrepublik erhöht." 1) 


Unsere Ansprüche an die Bonner Machthaber verjähren 
nicht. Es ist deshalb unsere Klassenpflicht, mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Mitteln des legalen und 
nichtoffiziellen Kampfes dem Feind ganz bzw. zeitweise 
finanzielle und materielle Fonds zu entziehen und de- 
ren Einsatz in tempobestimmenden Zweigen der Industrie 
in der DDR zu nutzen. 


Es erscheint besonders unter dem Aspekt der Regierungs- 
ausübung durch eine SP-Regierung für zweckmäßig, die 
Bonner Regierung und westdeutsche Bevölkerung immer 
wieder an diese Tatsachen zu erinnern. ^er Inhalt 
der Ausführungen Bades hat auch heute große Bedeutung 
für die politische Denkweise aller an den A.ußenwirt- 
schaftsbeziehungen mit Westdeutschland und Westberlin 
beteiligten Staats- und Wirtschaftsorgane Auch in 
der Zurückweisung von kritischen Bemerkungen befreun- 
deter sozialistischer Länder, daß die DDR den Außen- 
handelsumsatz mit Westdeutschland nur "zu ihrem Vorte: 
erhöht, muß dies ein wesentlicher Gesichtspunkt sein. 

1) Vorabdruck aus "Die wirtschaftliche Lage in der 
Bundesrepublik Deutschland" - 3. Vierteljahr 1968 
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Die Geschichte der letzten 20 Jahre hat nachdrücklich 
vor der Weltöffentlichkeit bestätigt, daß mit dem 
Beharren der Bonner Clique auf ihre Alleinvertretungs- 
anmaßung, der Deutschen Demokratischen Republik die 
größten politischen und ökonomischen Schäden entstan- 
den sind. Es muß kritisch festgestellt werden, daß 
besonders in den letzten Jahren die Auslandspropagan- 
da der DDR in den sozialistischen und kapitalistischen 
Ländern zu wenig an diese Tatsache erinnert hat und 
damit feindlichen und falschen Auffassungen von den 
wirtschaftlichen Erfolgen der DDR, die oft fälschlicher 
weise vorwiegend auf Wirtschaftsbeziehungen mit West- 
deutschland zurückgeführt werden, freien Raum läßt. 

Durch unsere Auslandspropaganda sollte in diesen Zusam- 
menhang immer wieder auf die besondere Rolle der 
DDR als den westlichsten Vorposten des gesamten sozia 
listischen Lagers hingewiesen werden. 

Dabei darf nicht übersehen werden, daß die DDR dem 
raffiniertesten und aggressivsten imperialistischen 
Staat in Europa gegenübersteht . 

Gestützt auf die Erklärungen führender Politiker unse- 
rer sozialistischen Bruderstaaten, die immer wieder 
die Rolle und Verantwortung der DDR als Vorposten 
des sozialistischen Lagers hervorheben, sollte unsere 
Auslandspropaganda wirkungsvoller zur Oberwindung 
falscher Einschätzungen zur Wirtschaftsentwicklung der 
DDR beitragen. 
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Die I.ealisieru.i^ von f ino azielie.i "orderun-en de: 
DDP. .“e~e;iüber '..'estdeutschlanc und '.'estberlin und 
dabei jes ar.uelte.n Drf ab.rungen 


Wenn im Abschnitt 3.1. der Nachweis der Verschuldung 
Westdeutschlands gegenüber der Deutschen Demokratischen 
Republik geführt wird, ergibt sich als logischer Schluf 
die Forderung, gangbare Lösungswege für die Realisie- 
rung unserer Forderungen vorzuschlagen. 


Seit 1955 werden MaSnahmen zur Eintreibung 
Schulden durchgeführt. Die Verfasser kennen 
auf erste Erfahrungen stützen, bestimmte 
in diesem Prozeß verallgemeinern und erste 
gerungen für das weitere Vorgehen unserer 


der 

sich dabei 
Erscheinungen 
Schlußfol- 
Crgane ziehen 


Bei der Realisierung unserer Forderungen gegenüber der 
v/estdeutschen Bundesrepublik bzw. des Westberliner Se- 
nats wurde bisher richtig davon ausgegangen, daß die 
Entstehung bestimmter Schulden, trotz unterschiedlicher 
Gründe, letztlich in der einen Richtung münden, sie 
sind als einseitige Mehrleistung durch die Deutsche 
Demokratische Republik gegenüber VJestdeutschland und 
der politisch selbständigen Einheit 'Westberlin ent- 
standen. Auf Kosten der DDR und ihrer Bürger berei- 
cherte und bereichert sich vjeiterhin tagt'iglich der 
Bonner Staat . 
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Zu der ir. .'d;'3ch:iitt 3.1 £:us^e;:iesenen Schuldsnsur-v.e 
V 0.1 120 '.liiliarde.i liar]:, die bis nuri 13.3.1351 ent- 
standen war, konunen folgende Forderungen der DZ“. 
z.\ die Deiner r.egi^rung - nicht inbegriffen die 
durch die '..'iruschaftliche Stertatigkeit des Feindes 
der DDF. zugefügten Schäden - hi.nzu; 

- 405 Millionen DM/D5B durch einseitig von der DDF. 
erbrachte Mehrleistungen. Diese.n Betrag schuldet 
die westdeutsche Bundespost der Post der DDR. 

- 70 Millionen DM/DBB aus auf gelaufenen Mündelgeldern , 
die widerrechtlich den Unterhaltsberechtigten in der 
DDR vorenthalten werden . 

- 20 Millionen DM/D33 Sperrguthaben von Bürgern der 
DDR in Mestdeutschland und V/estberlin, die trotz 
eindeutiger Rechtslage nicht freigegeben werden. 


3ei der Realisierung der Forderungen der DDR gegenüber 
der v.’estdeutschen Bundesregierung und dfes Westberliner 
Senats bis zuzi gegenwärtigen Zeitpunkt vmrde deutlich, 
daS die volle Eintreibung der Schulden ein komplizier- 
ter und langwieriger Prozeß wird. 

Das Verharren auf dem Standpunkt der Alleinvertretungsan- 
maßung, die Verhinderung gleichberechtigter ökonomischer 
Beziehungen sowie die Fundierung und der Ausbau ökono- 
mischer Abhängigkeiten der DDßR auf bestimmten Teilge- 
bieten durch die westlichen Verhandlungspartner, be- 
lastete bisher die Eintreibung der Forderungen. 
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Selbst dann, wenn die Forderungen der DDR anerkannt 
wurden, verursachte die Westseite Schwierigkeiten und 
versuchte, ihre Zahlungsbereitschaft von politischen 
Gegenforderungen an die DDR abhängig zu machen. 

Eine Erfedirung zeigt, daß bei bisher allen Gesprächen 
von der Westseite versucht wurde, andere Forderungen 
von der DDR zu verlangen. 

Man stellte die Zcdilung der von uns verlangten Schul- 
den in Aussicht, wenn damit dieses oder jenes geregelt 
wird. So bei den Verhandlungen der Deutschen Reichsbahn 
mit der Deutschen Bundesbahn über Verkehrsprobleme im 
Raum Gerstungen (Kalitransporte). Es sei kurz angemerkt, 
daß unsere errechnete Schuldensumme nicht aufrechter- 
halten werden konnte. Unsere geforderte Summe belief 
sich auf 5,6 Mio DM/DBB. Die Vereinbarung konnte aber 
nur über 2,4 Mio DM/DBB abgeschlossen werden. 

Bei diesen Verhandlungen wurden von der Westseite dar- 
über hinaus folgende Fragen mit auf die Tagesordnung 
gesetzt: 

Bau des Autobahnanschlusses Eisenach/West bis 
nach Obersuhl/ Westdeutschland 

Verlängerung der Autobahn Plauen bis nach 
Westdeutschlcuid u.a.m. 
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Durch Diskriminierung, Stör- und Scheinmanöver 
versuchen die Bonner Regierung und Ar Westberliner 
Senat, die Tilgung ihrer Schulden zu verhindern. 

So wurden z. E. die ersten offiziellen Verhandlungen 
dadurch belastet und verzögert, daß durch das Ver- 
halten der westdeutschen Verhandlungspartner keine 
Einigung über Anreden, Anschriften und anderen "Pro- 
tokollfragen" zustande kam. 

Als eine richtige und zweckmäßige Methode bewährte 
sich, wenn durch nichtoffizielle Kanäle alle konkreten 
Fragen vorgeklärt und abschlußreif gemacht wurden. 
Diese Methode V7urde bei dem Abschluß der Verhandlungen 
über Abwässer Westberlin, Deutsche Reichsbahn Gerstungen, 
Mineralölschulden und den gegenwärtigen Verhandlungen 
auf dem Gebiet der Post praktiziert. 

Aus den ersten Verhandlungen in den Jahren 1965/66 
die Lehren ziehend, wurde das taktische Vorgehen der 
DDR-Vertreter variabler gestaltet, um das strategi- 
sche Ziel - maximale Eintreibung der Schulden - zu 
erreichen. 

Bei der Nutzung solcher Kanäle kann man - ohne auf 
eine politische Position zu verzichten - frei von. 
allen offizielln Formfragen, schnelle und praktische 
Lösungen s.uchen und zu guten, für die DDR vorteilhaf- 
ten, Vereinbarungen kommen. 

Der /^Iflärungsprozeß versetzt uns darüber hi'naüS "ih-. 
die Lage, von Etappe' zu Etappe die Reaktion der Westt 
Seite genauer einzuschätzen, bei Notwendigkeiteniv^ 
Korrekturen in unserer Taktik vorzunehmen. 
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Ausgehend von der’ hrfahi’u ng , caf die Westseite nur’ 
exakt nuchgevriesen? rorderunge, i anerjcennt, ist es notv’endig ^ 
die von u.js erhobenen Forderungen exakt zu fündiere.n und 
biene isxänig die hech.triäAi^keit der Ansprüche und die Höhe 
der geforderten Surjne 2 .u belegen. 

Die bisher von den zustbhrdigen Fachministerien oder staat- 
lichen Organen der DDR auf gestellten Berechnungen und 
Forderungen für d.e Verhandlungen basierten oft nicht auf 
sachlich aufrecht zuerhaltenden Ausgangspos itionen . 

In den Forderungen urserer Organe vr’urde zu stark von ge- 
vrissen Illusionen ausgegangen. 

Im Interesse der Erzielung von vertretbaren Verhandlungs- 
ergebnissen mußte deshalb häufig von unseren ursprünglichen 
Forderungen Abstand genoir.i:.e .1 voerden. Kritisch m’uß festge- 
gtellt werden, daß v;ir noch in k einem einzigen Fall er- 
reicht haben, u: 1 s_e r e_ v orher aufg e s teilten Forderungen 
lOOiig einzutrei ben . V.’ir mußten bei den Verhandlungen von 
'unseren eigenen Positionen abgehen. Das trifft f’ür alle 
bisher verhandelten Abschnitte zu. Das Beispiel der Ver- 
handlungen über die Eintreibung der /.bwässerleistungen 
zeigt diese Te-idenz sehr deutlich. 

Der 'Westberliner Senat schuldet dem Amt für Wasserwirtschaft 
beim Ainisterrat der DDR f’ür die Behandlung Westberliner 
Abwässer mit dem Stand vom 31.12.1967 nach unserer For- 
derung 73.1 Mio DM. Als Vorgeschichte muß erwähnt werden, 
daß am 12.12.1950 zwischen der damaligen Stadtentwässerung 
Ost und der Stadtentwässerung West ein Obere inlcommen ge- 
schlossen wurde, demgemäß die Westberliner Stadtentwässerung 
an die EntVv’ässer’ungs', 7 erke der DDR einen Jahrespauschalbe- 
trag von 1.3 Mio zu zahlen hatte. Dabei v;urde eine jährli- 

3 

cne Abwäs serungsTienge von 100 Mio m mit einem Gebühren- 

3 

Satz von 0.013 DrI p/mi zugr’unde gelegt. In der Vereinbarung 
war eine GeltUxigsdauer von einer. Jahr festgeigt. Trotzdem 
wurde auf dieser Basis bis z'um 13.8.1961 v;eiter verrechnet. 
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Die angeführten Verhandlungen räit der '-Jestseite haben wie- 
derholt gezeigt, da£ teir. Vcrliegen rechtlich beweiskräftiger 
Fakten gute Chancen, bestanden, einen Teil unserer Forderungen 
einzutreiben. Kier lieg” eiiie bedeutsame Lehre für .künftige 
hlärungen von besximmten y.omplexe.i. Für dir- bis zur. 13. 8. 1061 
anfallenden Gebühren auf ce-r. Gebiet küzwässerungsbeha iclu.ig , 
reparierte die V’estberliner Seite bis zu diesem Zeitpunkt 
U-Bahnwagen der DDF im Gesamtwert von 13.8 hio Dh/DB3. 


Die Zf f ektiv]:osten, die der DD?, durch die Abwasserbehandlung 
e.itstand'^ betrugen jedoch ca. 5o hio DM/D33. Somit ergab 
sich eine Restf orderu.ng für diesen Zeitraum von ca. 36 Mio DM/D3 
hach dem 13. 8. 61 hat die Westberliner Seite jeglichen Aus- 
gleich, der von der DDR bei der Abwässerungsreinigung erbrach- 
ten Leistungen, eingestellt. Die Ansprüche der DDR gegenüber 
Gern Se.nator für Dau- und Woh.nungswesen des Senats hat der 
Leiter des .Amtes für Viasser-wirtschaf t im Schreiben vom 2.5.1967 
erst geltend gemacht und sine spezifizierte Rechnung über- 
geben. Die für die Jahre 19 5o bis zum 13. 8.61 nachträglich 
von unserer Seite auf Grund der erhöhten effektiven Kosten 
geltend gemachten Ansprüche in Höhe von 36 Mio Mark erwiese.n 
sich als nicht realisierbar. Die Westseite beruft sich zur /Jb- 
lehnung dieser Forderunge.i der DDR auf den zwar 13 51 abge- 
laufenen Vertrag, der für sie äußerst günstig war, nach dem 
aber ohne Einspruch der DDR bis zum 13. 8. 61 abgerechnet 
wurde oh.ne jemals höhere Forderu.ngen durch die DDR anziim.el- 
den,. In Verhandlungen sollte als Mindestforderung \cn unserer 
Seite gestellt werden, daß die Zahlungen ab 1966 auf der 
Basis des Tarif es von o,o5 DM i.n voller Höhe durch die West- 
berliner Seite erfolgen. Das hätte für die Jahre 1966/67 
eine Zahlung von 14 Mio bedeutet. Für die zurückliegenden 
Jahre 1961 bis 1965 sollte eine Zahlung von rd. 15 Mio als 
Vergleich angestrebt werden. Insgesamt sollte demnach eine 
Forderung von 29 Mio DM/DBB durchgesetzt werden. 


Das Abschlußergebnis der Verhandlungen zeigt, daß auch diese 
Forderungen nicht durchgesetzt werden konnten. Es wurden 24 
Mio DM/DBB als Vergleich für die vergangenen Jahre und 
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o.o7 DM p/m als neuer Preis ab Zeitpunkt der neuen Vereinbarun- 
gen in den Verhandlungen erreicht. Daraus ist die Schlußfolge- 
rung zu ziehen, daß eine der ersten Voraussetzungen darin 
besteht, exakt nachweisbare Rechnungen über unsere Forderun- 
gen aufzustellen, unter Zugrundelegung der dafür notwendigen 
Tarife, Verträge oder Vereinbarungen. Von aller größter Be- 
deutung für unser taktisches Vorgehen war und wird zukünftig 
bleiben, vor Stattfinden von Verhandlungen genau die Vorstel- 
lungen der Westseite zu erkunden.' Dazu gehört die Klärung solcher 
Fragen, wie 

welche Schuldens umme wird von der Westseite anerkannt, 

welche Abweichungen zu den von uns erhobenen Forderungen 
sind vorhanden und es ist einzuschätzen, ob die von der 
Westseite genannten Schuldensuramen für uns akzeptabel 
sind, und wie sie zu erklären sind. 

Als nicht unerheblich für das variable taktische Verhalten 
unserer Beauftragten halten die Verfasser den Hinweis, künf- 
tige Verhandlungsvorbefeitungen nicht durch detailierte Pres-se- 
vercff entlichungen zu belasten, was keinesfalls einer zielge- 
richteten und die Verhandlung unterstützenden offensiven 
Publikationstätigkeit entgegensteht. Auch in dieser Frage 
sollte die Forderung nach straffer zentraler Leitung bei 
nichtoffiziellen Verhandlungen Geltung haben. 

Schlußfolgernd aus den bisherigen Erfahrungen schlagen die 
Verfasser vor: 

zu klären, v;ie bereitet die VJestseite ihre Verhandlungen 
vor , 


zu klären, r.it v;elche;i Gegenforderungen der Westseite 
zu rechnen ist, und v;elchen Standpunkt wir zu diesen 
Forderungen beziehen, 
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zu klären, welche von uns angewandte Taktik hat sich 
bewährt, mit welchen Gegenargumenten und mit welchen 
Beweismitteln kann die juristische Argumentation der 
Westseite widerlegt werden. 

Entscheidend für die Durchsetzung unserer Forderungen ist, 
daß die nichtoffiziellen Kanäle straff von oben bis unten 
durchorganisiert sein müssen, die notwendigen Verbindungen zu 
Personen vorhanden sind, die entsprechende Kompetenzen 
besitzen und entsprechende Entscheidungen treffen können. 
Unbedeutende und wenig einflußreiche Personen sind für solche 
Kanäle nicht zu gebrauchen. 
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3.3 Die Nutzung des feindlichen vJirtschaftspotentials - 

besonders in Westberlin und 'vestdeutschland - zur Er- 
höhung des industriellen Vfachstumstempos in der DDR 


In der internationalen Klassenauseinandersetzung wird 
immer deutlicher sichtbar, daß besonders von seizen der 
imperialistischen Kauptländer große Anstrengungen mit 
allen ihnen zur Verfügung stehenden politischen und ma- 
teriellen Mitteln unternommen werden, um ihre ökonomische 
internationale Vormachtstellung gegenüber anderen Staaten 
zu behaupten und auszubauen. 

Die imperialistischen Hauptmächte messen der Auseinander- 
setzung auf ökonomischem Gebiet - sowohl untereinander 
aber in der Kauptlinie mit den sozialistischen Staate:! - 
große Bedeutung bei. Im Ökonomischen Wettbewerb zur Ent- 
scheidung der Frage '’H\/er - Wen?” zwischen Sozialismus und 
Imperialismus wird letztlich nur das sozialistische Lager 
als Sieger hervorgehen, 'weil es das höchste Wachstumstempo 
in der industriellen Produktion erreicht. Die imperialistischen 
Hauptmächte unternehm.en in ihrer Wirtschaftspolitik seit 
Jahren große Anstrengungen zur Erhöhung ihres industriellen 
Wachstumstempos . 

In Auswertung einer Reise zum Studium der japanischen Wirt- 
schctftspolitik und -Strategie schreibt der westdeutsche sozial- 
demokratische Wirtschaftspolitiker Klaus von Dohnanyi 

"... in der Unternehmens Strategie werden... dem 
'Wachstum alle anderen Gesichtspunkte untergeordnet. 

Die japanische Industrie kennt nur ein Ziel: 'wett- 
bewerbsfähig zu werden und zu bleiben mit den 
stärksten Unternehmen der Welt.^^ 


1) K. V. Dohnanyi , Japanische Strategien oder das deutsche 
Fährungsdefizit , Verlag R. Piper u. Co., München 12SS, 
S. 64 
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. . . Regierun^^e.-i 5 auch wean sie ihre entsche ice.ide 
Verant;.'ortu lg für die .,’irtschzf T:sent''’icklu.'*g der 
Haticn unvollkcrjtien verstanden haben, sucnen 


die ••jettbev;erbsf ähi3]:9ir der e 
nu 3tär]cen, jeden Vorsprung zu 
bachteile v;ett zur.achen . -J 


genen ’irrs chaft 
sichern und bestehende 


Der> './estdeuts eben Inperialisnus sind - '.;ie bereits in den 
vorangegangenen Abschnitten der Arbeit nachgewiesen wurde - 
im ökonomischen Wettbewerb mit der DDR zur Entscheidung der 
Fragen ''Wer - Wen?" und zur Erhöhung seines industriellen 
Wachstumstempos alle Mittel und Methoden - einschließlich 
verbrecherischer - recht. So gehört es seit Jahren zu den 
Praiktiken des westdeutschen Imperialismus, im ökonomischen 
Wettbev/erb mit der DDR auf Kosten des Wirtschaftspotentials 
der DDR, sein eigenes Wachstumstempo zu forcieren in der 
ökonomischen Auseinandersetzung mit der DDR einen maximalen 
Zeitgewinn zu erreichen. Der Feind versucht mit seinen raffi- 
nierten Methoden und Mitteln auch weiterhin auf Kosten des 
Wirtschaftspotentials der DDR, sein eigenes Wachstumstempo zu 
beschleunigen mit dem’ Ziel der ökonomischen Unterwanderung 
der DDR und der Restaurierung der imperialistischen Ordnung 
in der DDR. Das Schuldenkonto des westdeutschen Imperials ismus 
gegenüber der DDR wächst täglich an, wie bereits nachgewiesen 
wurde. Aus diesen Tatsachen leiten die Verfasser der Arbeit 
den Klassenauftrag und die Pflicht für die zuständigen Staats- 
organe der DDR ab, ständig zu prüfen und Lös ungs Varianten vor- 
zuKchlagen, wie die DDR durch Ausnutzung des feindlichen Wirt- 
schaftspotentials des westdeutschen Imperialismus das eigene 
industrielle Wachstumstempo entscheidend beschleunigen kann. 

Die Verfasser der vorliegenden Arbeit halten es für gerecht- 
fertigt, in Anbetracht der uns zugefügten Schäden durch den 
westdeutschen Imperialismus, diesen Klassenauftrag soweit 


K.v. Dohnany i. Japanische Strategien oder das deutsche 

Führungsdefizit, Verlag R. Piper u. Co., München 1969, 
S. 21 
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zu fassen: 

Dem Feind mit allen uns zur Verfügung stehenden Ilitteln 
und Möglichkeiten, durch Anwendung seiner eigenen Methoden 
und Moralbegriffe, Schaden zuzufügen sowie die sich bie- 
tenden Möglichkeiten des feindlichen V/irtschaftspotentials 
zur allseitigen Stärkung der DDR voll zu nutzen. Bei der 
Realisierung dieses Klassenauftrages kommt uns die itbsicht 
des Feindes entgegen, die Wirtschaftsbeziehungen zur DDR 
auszubauen mit dem "iel, ökonomische Abhängigkeits Ver- 
hältnisse der DDR von 'Westdeutschland und Westberlin zu schaf- 
fen. 

Durch die volle Ausnutzung der zentralen staatlichen Planung 
und des Außenwirtschaftsmonopols ist die DDR in der Lage, 
ohne Erhöhung der Störanfälligkeit, ihre Volkswirtschaft, 
besonders auf den Gebieten wo einheimische Rohstoffe mit 
hohem Nutzeffekt verwendet werden können, insgesamt und zu- 
sätzlich zum Perspektivplan bis 1975 bedeutende Reserven 
auf Kosten des Feindes und seines Wirtschaftspotentials zu 
erschließen. In Durchführung solcher Meißnahmen wird es zwar 
notwendig sein, eine Erhöhung des Außenhandelsvolumens mit 
Westdeutschland und Westberlin im Perspektivplanzeitraum vor- 
zunehmen. Von einer solchen Maßnahme sollte auch nicht zu- 
rückgeschreckt werden bei zu erwartenden ideologischen Ausein- 
cuidersetzungen mit den befreundeten sozialistischen Staaten. 

Es kommt darauf em, diesen unseren Rechts Standpunkt unter 
der Sicht der Schulden des westdeutschen Imperialismus ge- 
gei^lber der DDR deu?zulegen. 

Unter Zugrundelegxing des bewiesenen Rechts Standpunktes der 
DDR besteht deshalb das Ziel der Überlegungen der Verfasser 
darin, materielle und finanzielle Fonds des Feindes ganz 
oder zeitweise für die Beschleunigung des Wachstiimstempos der 
Industrie der DDR durch den Auf- und Ausbau hocheffektiver 
moderner volkseigener Industriebetriebe, vor allem 
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durch die effektivste Verwendung der einzutreibenden 

1 ) 

Schulden im Werte von ca. 5oo Mio VE 

durch den Kauf ganzer schlüsselfertiger Produktions- 
anlagen im Werte von ca. 1 Mrd. VE auf der Grundlage 
langfristiger Zahlungs ziele mit international günsti- 
gen Kreditzinsen und Rückzahlungsterminen 

für die allseitige Stärkung der DDR zu nutzen. Die Bestä- 
tigung und Anwendung einer solchen Grundlinie hätte volks- 
wirtschaftlich große Bedeutung« So zeigten sich bei der Vor- 
bereitung des Volkswirts chaftsplcmes 19 7o in zunehmendem 
McLße Schwierigkeiten, verursacht durch das rasche Ansteigen 
des Rohstoffbedarfes der Industrie aus Aufkommen in nicht- 
sozialistischen Ländern, bei der planmäßigen Finanzierung des 
Importes von neuen Produktionsstätten, Maschinen und Aus- 
rüstungen für strukturbestimmende Zweige aus kapitalistischen 
Industrieländern. Dadurch wird die völlig berechtigte Ent- 
scheidung - ca. 15o aus gewählte Automatisierungs Vorhaben und 
deren Inbetriebnahme bis zum VIII. Parteitag der SED aus- 
schließlich durch die im Volkswirtschciftsplan finanzierten 
Fonds materiell zu sichern, gefährdet. Damit würde jedoch 
eine große Reserve ideeller und materieller Art in den volks- 
eigenen Betrieben und auch in Betrieben anderer Eigentums- 
formen zeitweise brachliegen. Das wäre nach Ansicht der Ver- 
fasser volkswirtschaftlich unverantwortlich, denn gerade auf 
diesem Gebiet liegt eine volkswirtschaftlich bedeutende 
Wachs tums res er ve, die mit dem von uns in folgenden auf ge- 
zeigten Möglichkeiten, unter Inanspruchnahme des feindlichen 
Wirtschaftspotentials des westdeutschen Imperialismus , 
optimal genutzt werden sollte. 


1) Von dieser Summe wurden bereits ca. 17o Mio VE für den 
außerplanmäßigen Import des Platten- und Möbelkombinates 
Ribnitz-Damgarten und für den Aufbau der Graugußgießerei im 
Bereich des Kombinates Fritz Meckert, Karl-Marx-Stadt 
freigegeben und mit der Firma Berlin-Consult in West- 
berlin vertraglich gebunden bzw. befinden sich in der 
V ertrags vorbere it ung . 
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Die vorliegenden Erfahrungen bei der Verwendung bereits 
eingetriebener Schulden bzw. bei der Ausarbeitung von Vor- 
schlägen zum Einsatz von noch anstehenden Schuldenforderun- 
gen, deren Realisierung in nächster Zeit möglich erscheint, 
zeigen, daß besonders über Westberlin gute Möglichkeiten 
bestehen, zu kommerziell p^ünstigen Bedingungen ganze Pro- 
duktionsstätten zu importieren. Besonders die Westberliner 
Industrie und der Senat von Westberlin sind auf Grund der 
Gesamtlage der Stadt, der unklaren politischen und wirt- 
schaftlichen Perspektive und des Interesses, die Stellung 
dieser Stadt als attraktiver Partner gegenüber den soziali- 
stischen Ländern weiter auszubauen, objektiv daran interes- 
siert, unter Federführung Westberliner Generalprojektanten 
und Lieferanten, ganze Produktionsbetriebe zur Lieferung 
in die DDR anzubieten. In Westberlin wird das gemeinsame 
Interesse des Staates und der Monopole am Ausbau der Wirt- 
schaftsbeziehungen zur DDR besonders deutlich sichtbar, so 
daß insgesamt beim Import von kompletten Anlagen über West- 
berlin bessere Möglichkeiten als über Westdeutschland oder 
andere kapitalistische Länder vorhanden sind. Die Nutzung 
dieser möglichen Quellen für die weitere materielle Sicherung 
zur Beschleunigung des Tempos beim Aufbau- und Ausbau einer 
hocheffektiven modernen volkseigenen Industrie, setzt eine klare 
politische und ökonomische Vorgabe des Zieles und Weges zur 
Realisierung dieses Vorhabens voraus. Zur vollen Nutzung aller 
volkswirtschaftlichen Möglichkeiten über den z. Zt. für 19 7o 
und dem Perspektivplanzeitraum konzipierten Plan hinaus wird 
von den Verfassern folgende Grundlinie vorgeschlagen: 

Kauf ganzer vollautomatischer Produktionslinien und 
Betriebe auf der Grundlage langfristiger Zahlungs ziele 
vor allem in und über Westberlin als zusätzliche Maß- 
nahme zur Sicherung der geforderten jährlichen Zuwachs- 
rate und Steigerung der Arbeitsproduktivität, besonders in 
strukturbestimmenden Zweigen der Volkswirtschaft durch 
Verwertung einheimischer Rohstoffe, die nur durch den 
weiteren konsequenten und beschleunigten Aufbau mo- 
dernster Produktionsstätten möglich sein wird. 
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Die bereits auf diesem Wege praktizierten Beispiele, wie der 
Aufbau des Metalleichtbaukombinates , des Aufbaues von Pro- 
duktionsstätten für Polyester und Polyuritan, der Import von 
ganzen Produktionslinien zur Herstellung von synthetischen 
Geweben in Cottbus mit Hilfe langfristiger Auslandskredite, 
haben sich bewert. Um heute konkurrenzfähig zu bleiben, um 
ständig Pionier- und Spitzenleistungen vollbringen zu können, 
ist es objektiv notwendig, besonders unter den Bedingungen 
der wissenschaftlich-technis dien Revolution, eine Erhöhung 
des Automat isierungsgrades und der Erneuerung der Produktions- 
mittel vorzunehmen, um eine hocheffektive und den Marktbedürf- 
nissen entsprechende Produktion zu gewährleisten. 

"Unter den Bedingungen der wissenschaftlich- 
technischen Revolution muß eine vornehmlich 
quantitative Ausdehnung der Produktion auf 
gleicher technischer Stufenleiter bei unzureichen- 
der qualitativer Erneuerung des vorhandenen Pro- 
duktionsapparates, zwangsläufig zur Minderung 
der Leistungsfähigkeit des Betriebes führen." ^ 

Diese theoretische Erkenntnis trifft natürlich auch für die 
Industrie in ihrer Gesamtheit zu. Deshalb hat die konsequente 
Durchsetzung der besonders in Vorbereitung des 2o. Jahrestages 
der Gründung der DDR begonnene Automatisierungspolitik, vor 
allem in den strukturbestimmenden Zweigen und Kombinaten, 
äußerst große politische und ökonomische gesamtvolkswirtschaft- 
liche Bedeutung. Die Lösung von Automatisierungsvorhcüben, 
unter Beachtung der erreichten Weltspitzenleistungen, ist 
unter den gegenwärtigen Bedingungen der internationalen Ar- 
beitsteilung, einem einzelnen Land nicht mehr auf allen Ge- 
bieten der Produktion möglich. Jedes einzelne Land ist mehr 
oder weniger auf den Kauf von Lizenzen oder kompletten Anlagen 
aus anderen Staaten angewiesen, um den Anschluß an die Welt- 
spitze in der industriellen Produktion zu halten. Das trifft 


1) Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung 
in der DDR, Dietz-Verlag Berlin, 1969, S. 763 
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auch in vollem Umfange für die DDR zu. Die Verfasser 
sehen real die Möglichkeit, das Wachstumstempo der Industrie 
der DDR wesentlich zu beschleunigen durch die Aufnahme von 
Krediten zum Kauf schlüsselfertiger Anlagen in der Größenord- 
nung von etwa 1 Milliarde Verrechnungseinheiten mit einer Lauf- 
zeit zwischen 5-7 Jahren nach Inbetriebnahme und mit einem 
Zinsfuß von etwa 7 % mit evtl, rückzahlungs freien Zeiträumen 
von 2 Jahren zum Kauf schlüsselfertiger Anlagen einschließlich 
Bau vorwiegend in und über Westberlin. 

Unter Zugrundelegung des dargelegten Vorschlages zur ver- 
traglichen Bindung, zum Bau und zur Inbetriebnahme von 
schlüsselfertigen Industrieanlagen im Werte von ca. 1 Mrd. 
Verrechnungseinheiten, die vorwiegend über die selbständige 
politische Einheit Westberlin im Zeitraum 1971/72 realisiert 
werden sollen, ergibt sich nachfolgend dargestellte optimale 
Variante : 

1 Milliarde VE Kreditaufnahme 

5 J ahre Kreditlaufzeit nach Inbetriebnahme, davon 2 Jahre 
rückzahlungs freie Zeit bei lö % Anzahlung und 
Zinszahlung in lo Halbjahres raten in Höhe von 7 % p.a. bei 
einem angenommenen Vertragsabschluß spätestens 1. 3. 19 7o. 

Die Zns Zahlung für die zwei rückzahlungs freien Jahre erfolgt 
mit der ersten Tilgungsrate. 

Bei der Durchsetzung dieser optimalen Variante ergeben sich 
folgende jährliche Rückzahlungsraten für die DDR: 

31. 3. 197o angenommener Termin des Vertragsabschlusses 
Anzahlung ca. loo.ooo TVE 

(sollten aus Reservefonds oder kurzfristigen 
Finanzkrediten eingeschossen werden) 

angenommener Termin der Inbetriebnahme 
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3 o. 9. 1974 1. Tilgungsrate zuzüglich Zinsen für 

den Zeitraum vom 1. 3. 72 bis 1. 9. 74 
einschließlich Zinseszinsen 318.917,7 TVI 


31. 3. 1975 2. Tilgungsrate einschließlich 

Zinsen 


176.250,0 


3o. 9. 1975 3. Tilgungsrate einschließlich 

Zinsen 


171.000,0 


31. 3. 1976 


4. Tilgungsrate einschließlich 
Zinsen 


165.750,0 


3o. 9. 1976 


5. Tilgungsrate einschließlich 
Zinsen 


160.500, o 


31. 3. 1977 6. Tilgungsrate einschließlich 

Zinsen 

Gesamt Zinsbelastung 


155.250,0 " 

1 

247.667,7 TV 


Die Auswahl solcher Projekte sollte nach folgenden ökonomischen 
Kriterien erfolgen: 

Das zu fertigende Erzeugnis kann mit hohem Volkswirt- 
8 ch 2 iftlichen Effekt , in marktbeeinflus senden Losgrößen 
und mit langfristiger Ab satzs Perspektive in das NSW, 
vor allem gegen Freie Devisen, verkauft werden. 


1) Bei einer zweiten Variante: 

Die Zinsen werden ab Kredit entnähme halbjährlich gezahlt , das 
ergibt eine gesamt zinsmäßige Belastung von 236. 25o TVE, 
also eine Einsparung von 11.417 TVE gegenüber Variante eins. 
Bei Variante zwei müßten im 1 Jahr 31.5oo TVE und im 
2. Jahr 63.ooo TVE gezeüilt werden. Diese Summen müßten aus 
zeitweise verfügbaren Fonds bzw. aus kurzfristigen 
Finanzkrediten vorfinanziert werden. 
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- Die Fertigung der Erzeugnisse erfolgt auf der Grundlage 
vorwiegend einheimischer bzw. im sozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet kontinuierlich beschaffbarer Rohstoffe. 

Der Aufbau der Produkt ions Stätten bis zur Inbetriebnahme 
wird in maximal 11/2 - 2 Jahren abgeschlossen. 

Die aus dem Export in das NSW erzielten Erlöse gewähr- 
leisten die planmäßige Rückzahlung der auf genommenen 
Kredite in solchen Zeiträumen, daß die Valutaeinnahmen 
aus der Exportproduktion von mindestens 1-2 Jahren 
zusätzlich planwirksam werden können. 

Die ökonomische Abhängigkeit von Westdeutschland und West- 
berlin sowie die Anfälligkeit gegenüber der wirtschaft- 
lichen Störtätigkeit des Feindes darf nicht vergrößert 
werden, sondern muß mit Hilfe aller zur Verfügung 
stehenden Mittel eingeschränkt werden, durch Unabhängig- 
keit in Rohstofflieferungen, Drohung mit Einstellung 
der Kreditratenzahlung bei Störaktionen des Feindes und 
Nichteinhaltung ihrer eingegangenen vertraglichen Ver- 
einbarungen, vertragliche Sicherung von Ersatzteil- 
lieferungen bei Abschluß eines Vertrages über einen Zeit- 
raum von nicht unter lo Jahren. 

Die neuen Produkt ions Stätten müssen mit einem Minimum 
an Arbeitskräften zu betreiben sein. 

- Die einzelnen festgelegten neuen Produktionsstätten sind 
als gesonderter Bestandteil des Perspektivplanes bis 1975 
auszuweisen und gesondert abzxirechnen. Dabei ist zu gewähr- 
leisten, daß bis zur vollen Rückzeüilung der Kredite die 
Prodxiktion und der Export nicht plemwirksam werden. 

In Durchsetzung der Realisierung des Vertrages - Kreditauf- 
nahme in Höhe von 1 Mrd. VE - und ihre effektivste ökonomische 
Verwendung ist in allen volkseigenen Betrieben und Kombinaten 
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in Weiterführung des ökonomischen Systems zu prüfen, wie durch 
Inanspruchnahme dieser zusätzlichen Maßnahmen die Effek- 
tivität der Produktion und des Exportes , besonders in das 
NSW, durch gleichzeitige staatliche Förderungs maßnahmen, 
wirksam gesteigert werden kann. 

Mit der Konzentrierung der Lieferung der Anlagen aus West- 
berlin soll in stärkerem Maße als bisher eine gewisse Ab- 
hängigkeit Westberliner Betriebe gegenüber der DDR durchge- 
setzt werden. Als Partner bietet sich in Westberlin die Firma 
Berlin-Consult an. An diesem Betrieb ist der Senat von West- 
berlin finanziell beteiligt und hat bereits in drei konkreten 
Fällen der Lieferung von Industrieanlagen in die DDR auf der 
Grundlage eines langfristigen Zahlungs Zieles die Kreditver- 
sicherung gegenüber den beteiligten Westberliner und west- 
deutschen Betrieben übernommen. Es gab keine besonderen 
Schwierigkeiten, abweichend von den Berner Verträgen, Zah- 
lungs ziele über 5 Jahre zu erhalten. In diesem Zusammenhang 
ist interessant, daß z-.. Zt. auf Antrag des Senats von West- 
berlin die Möglichkeiten des Aufbaues einer Finanzierungs- 
bank in Westberlin geprüft werden, deren Aufgabe vor allem 
darin besteht, den Export in die sozialistischen Länder und 
darunter besonders in die DDR, finanziell zu sichern. 

Nach den bisherigen Feststellungen tritt durch die Einschaltung 
der Westberliner Firma Berlin-Consult, die die Rolle eines 
Generalprojektanten und Lieferanten ausübt, keine wesentliche 
Verteuerung ein, da die Stellung dieses Betriebes innerhalb 
der Vergünstigung, die für Westberliner wirksam sind, mög- 
liche Nachteile finanzieller Art für die DDR aufhebt. 

Die ökonomischen Vorteile, die sich aus der Aufnahme lang- 
fristiger Kredite zum Bau schlüsselfertiger Anlagen durch 
die Westberliner Firma Berlin- Consult für die DDR - unter 
Beachtung der gegenwärtigen ökonomischen Gesamtlage - ergeben, 

1) Die Berner Verträge verbieten, der DDR Zahlungsziele über 
5 Jahre hinaus zu gewähren. 
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Hotelgeschirr die besten Automatisierungsmöglichkeiten 
innerhalb der Erzeugnisgruppe Geschirr bietet - begrenztes 
Artikel Sortiment - einfache Dekortechnik. In Verbindung mit 
der konsequenten Verwirklichung des Durchlaufprinzips wird 
die Arbeitsproduktivität auf 12.2 t pro Gesamtbeschäftigte 
gesteigert. Dieser Wert stellt absolute Weltspitze dar. 
Durch den Aufbau eines solchen Werkes ist die DDR in der 
Lage, auf dem Weltmarkt mit wettbewerbsfähigen Größenordnun- 
gen aufzuwarten. 

Als günstigster Standort für das neue Werk wird Könitz/Krs. 
Saalfeld, Bezirk Gera, als Aus weichvari ante der Raum 
Kemmlitz Kreis Oschatz Bez. Leipzig vorgeschlagen. 


Vorgesehener Generalprojek*tant und 
Lieferant; 


Berlin-Consult , Westberlii 


Mögliche Inbetriebnahmetermine 
bei schlüsselfertiger Lieferung: 


18 - 2o Monate nach 
Vertrags Unterzeichnung 


Gesamtkosten einschl. Zinsen: 


ca. 8o Mio VE 


Voraussichtliches NSW-Export- 
volumen für 1. Qualität: 


ca. 2o Mio VM pro/ Jahr 


Anteil einheimischer Rohstoffe 
am Gesamtprodukt: 


ca. 95 % Kaolin und 
Feldspatsand 


Es wird speziell bei Hotelporzellan ein hoher Veredelungsgrad 
des Rohstoffes erreicht. Einem Rohstof feinsatz von 1.0 t mit 
einem Wert von 17o.- Mark p/t Fertigungserzeugnis stehen 
Durchschnittserlöse von ca. 6 TM gegenUbar. 

Absatzsituation im Export: 

Der durchschnittliche Prokopf verbrauch an Haushalts- und 
Hotelgeschirr liegt in der überwiegenden Anzahl der Staaten 
der Erde in der Größenordnung von o.5 Kg. Es wird eingeschätzt, 
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sollen am Modell des Baues einer schlüsselfertigen Porzellan- 
fabrik für Hotelgeschirr demonstriert werden. Die Verfasser 
sehen in diesem Modell und an dessen Bewährung ein Bei- 
spiel für weitere prinzipielle neue Lösungen im ökonomischen 
System des Sozialismus» zur Beschleunigung des Wachstumstempos 
der Volkswirtschaft der DDR unter Ausnutzung des feindlichen 
Wirtschaftspotentials. Diese Mcißnahme trägt gleichzeitig zur 
Erwirtschaftung zusätzlicher Devisen, brachliegender einhei- 
mischer Rohstoffe bei und führt schließlich dazu, deiß mittels 
der erwirtschafteten Devisen neue Automatisierungs- und Rationa- 
lisierungsvorhaben im Perspektivplanzeitraum und darüber hinaus 
in Angriff genommen werden können. 

Im Rahmen der dargestellten Prämissen für den außerplan- 
mäßigen Import von neuen, schlüsselfertigen Produktions- 
Stätten und der Finanzierungs Varianten wird der sofortige 
Vertragsabschluß über den Aufbau einer kompletten Produk- 
tionsstätte für die Herstellung von Hotelporzellan mit einer 
Kapazität von ll.ooo t/a vorgeschlagen. 

Auf Initiative des Mitgliedes des Politbüros und Sekretärs 
des ZK der SED, Gen. Dr. Mittag, wurde durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierxing die Ausarbeitung einer Studie zur 
Entwicklung der feinkeramischen Industrie der DDR Hs 1975 
über den Minister für Leichtindustrie Mitte Oktober 1969 ver- 
anleißt . ^ ^ 

Nach dem jetzigen Stand der Untersuchungen ergibt sich folgen- 
der Sachstand: 

Die Entscheidung über den Bau eines Werkes , ausschließlich 
spezialisiert auf die Herstellxmg von Hotelporzellan, wird 
neben den guten Möglichkeiten für den Export und des ständig 
wachsenden Inlandsbedcirfs durch die Tatsache begünstigt, daß 


1) siehe WB Keramik, VD Nr. 12/63 vom 3o. lo. 1969 
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daß der obere Grenzwert im Prokopf verbrauch mit 1.5 Kg 
auch bis zum Jahre 2ooo nicht erreicht wird. Kunststoffe 
werden nur zu ca. lo % in der Geschirrprodxiktion Verwendung 
finden. Es ist also mit keiner wesentlichen Beeinträch- 
tigung der Produktion von Hotelgeschirr auf silikatischer 
Basis durch Substitutionen zu rechnen. Die Aufnahmefähig- 
keit des kapitalistischen Marktes gestattet den Absatz 
von einem vorgesehenen Exportvolumen in folgende Länder: 
Österreich, Schweiz, Italien, Großbritannien, Frankreich, 
Belgien, Dänemark, Schweden, Finnland, USA und Kanada. 

Da lediglich die Einfuhr nach Kanada, USA, der Schweiz und 
Finnland liberalisiert ist und nach dem jetzigen Stand für 
die übrigen Länder Erfahrungen über den Lizenzerhalt von 
ca. 25 Mio VM vorliegen, müßten bereits notwendige An- 
strengungen zur Erhöhung von Exportlizenzen unternommen wer- 
den. Es wird für möglich gehalten, daß bei der Erweiterung 
der Absatzorganisation, speziell für diesen Zweig, DDR-eigene 
abgedeckte Firmen mit eingesetzt werden können. 

Eine Rentabilitätskenn’ziffer im Export in das NSW von ca. 

1.0 wird für erreichbar gehalten. 

Nachstehende zusätzliche staatliche Förderungsmittel sollten 
als prinzipielle Lösung für diese Kategorien von Investi- 
tionsvorhaben angewandt werden: 

Die vorgeschlagenen, zusätzlich zum Perspektivplan bis 
1^75 in Betrieb zu nehmenden neuen Betriebe produ- 
zieren ausschließlich, bis auf den Teil nichtabsetz- 
b^urer Produktion im Ausland, ( Qual itäts gründe - II. Wahl) 
für den NSW-Export. 

Bis zur vollen Abdeckung aller Valutaaufwendungen für den 
Aufbau des Betriebes und der Erweiterung der Absatzor- 
ganisation erfolgt keine Aufnahme in den Volkswirts chafts - 
plan. Die Produktion und der Export aus diesen Produktions- 
stätten ist gesondert in des Statistik auszuweisen. 
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- Zur Beschleunigung der Amortisations Zeiten entfällt der 
Importaufschlag . 

Die markseitige Finanzierung durch notwendige Kredite 
erfolgt über die INdustrie- und Handelsbank mit Vorzugs- 
zinsen in Höhe von 1.8 % - üblich sind z. Zt. 5 % 

Bis zur vollen Abdeckung des Kredites erläßt der Staat 
die Nettogewinnabführung . 

Es ist eine, die schnelle Amortisation fordernde Pro- 
duktionsfondsabgabe festzulegen. 

Bei aer Entscheidung dieser Vorschläge sollte beachtet werden, 
daß nach dem gegenwärtigen Stand der Ausarbeitung des Per- 
spektivplanes bis 1975 der Aufbau und die volle Nutzung dieser 
zusätzlichen Kapazitäten nicht vorgesehen ist. Es bleibt also 
im Grunde nur die Entscheidimg zu treffen, entweder die vor- 
handenen Rohstoffe weiter ungenutzt liegen zu lassen, oder 
sie unter diesen Bedingungen für die Erweiterxmg des Wachstums 
Tempos der Volkswirtschaft optimal zu nutzen. 

In diesem Zusammenhang wird es zweifelsohne auch zu ideolo- 
gischen Auseinandersetzungen mit leitenden Staats- und Wirt- 
schaftsfunktionären kommen, die sich einem solchen Weg 
widersetzen, weil sie das teilweise damit verbundene Risiko 
scheuen. Durch Scheu vor volkswirtschaftlich gerechtfertigten 
ökonomischen Risiken werden jedoch oft bedeutende Reserven 
der Volkswirtschaft durch ungenügende Kampf Positionen von 
leitenden Staats- und Wirtschaftsfunktionären nicht voll 
genutzt. Deshalb sollten die ideologischen Aus eineinder Setzun- 
gen gegen weitverbreitete Auffassungen, alle finanziellen und 
materiellen Fonds nur von der Staatlichen Plankommission zu 
fordern, verstärkt werden. Nach Ansicht der Verfasser sind die 
aufgezeigten Möglichkeiten zur Beschleunigung des Wachstums- 
tempos voll zu nutzen und in Auseinandersetzung mit rück- 
ständigen, das Wachstumstempo hemmenden Auffassungen durch- 
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zusetzen. Auf Grund mangelnder Kampf position und des 
persönlichen Zurückschreckens vor möglichen Risiken darf 
kein Tempoverlust bei der umfassenden Anwendung des 
technisch-wissenschaftlichen Höchststandes in der Pro- 
duktion zugelassen werden. 

Der vom Ministerium für Leichtindustrie in den Jahren 
1968/69 beschrittene Weg zum Bau von vollautomatischen Pro- 
duktionseinheiten und Produktionsbetrieben und deren Finanzierung 
aus verschiedenen Aufkommens quellen, darunter auch lang- 
fristige Auslandskredite und den hierbei gesammelten posi- 
tiven Erfahrungen bei der Eigenerwirtschaftung der Fonds für 
die Rückzahlung der Kredite, bestätigen die Richtigkeit des 
Weges und des einzugehenden zeitweiligen Risikos. 

Bei der Betrachtung des gesamten Vorschlages muß deshalb 
klar festgestellt werden, deiß ein zeitweises erhöhtes An- 
wachsen der Verbindlichkeiten der DDR gegenüber westdeut- 
schen und Westberliner Liefercuiten auftritt, das aber aus den 
dargesMlten volkswirtschaftlichen Gründen nicht gescheut 
werden sollte. Die hohen notwendigen Wachstums raten der In- 
dustrie, die im ökonomischen Wettbewerb, um konkurrenzfähig 
zu bleiben, notwendig sind, stellen auch die Volkswirtschaft 
der DDR vor große Finanzierungsprobleme, die mit den herkömm- 
lichen. Finanzierungsmethoden nicht mehr allein gelöst werden 
können. In diesem Zusammenhang sei besonders daran erinnert, 
dciß^'iiien in Japan sogar zeitweise bereit war im Interesse des 
erhC&ten Wachstumstempos, Kreditzinsen mit 12 und 16 % in Kauf 
zu nehmen und wie das praktische Ergebnis der japanischen 
Wirts chaftsentwicklung beweist, mit Erfolg in Kauf genommen 
hat. Allein die durch den Einsatz moderner Technik mögliche 
Einsparung von Arbeitskräften hat besonders für die Volks- 
wirtschaft der DDR große Bedeutung. Deshalb sollte der not- 
wendige Mut aufgebracht werden, in der vorgeschlagenen Rich- 
tung erste Schritte zu unternehmen. 
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In den letzten Jahren hat sich das Leasing zu einer be- 
deutenden und erfolgreichen Verkaufsmethode in den west- 
europäischen kapitalistischen Ländern, besonders auch 
in Westdeutschl£uid, entwickelt. 

Im Zeitalter der wissenschatlich-technischen Revolution 
nimmt der moralische Verschleiß von Rationalisierungs- 
und Automatisierungsmitteln zu und verschärft damit die 
Bedingungen im Kampf um Mcucimalprof ite. Marktbeeinflussende 
Produzenten, wie z. B. IBM, auf dem Gebiet der elektronischen 
Datenverarbeitung tragen dieser Entwicklung Rechnung und 
halten sich über das Leasing einen festen Kundenstamm, indem 
sie den Kunden ständig die neuesten, für ihre optimal ver- 
wertbaren Anlagen und Geräte zur Verfügung stellen. Der 
Anwender hat einen dreifachen Vorteil: 

Möglichkeiten für hohe Abschreibungen und damit 
Verkürzung der Amortisationszeiten, 

ständige Beratung über Neuentwicklungen bzw. über 
die Erschließung neuer Anwendungsgebiete von einge- 
setzten bzw. von zur Verfügung stehenden Maschinen 
und Geräte durch den Produzenten, 

- der Produzent bzw. die Leasing GmbH übernimmt die 
Fincuizierung gegenüber dem Anwender. Damit entfällt 
ein oft komplizierter Verfahrensweg bei der Beschaffung 
von Investitionskrediten oder Darlehnen. 

Die Verfasser halten es auch unter Beachtung evtl, zeitweilig 
erhöhter Abhängigkeiten und im Auftreten von Störfaktoren 
für empfehlenswert, unter einer zentralen Koordinierung, z. B. 
in einer speziellen Firma im Gesamtverband der staatlichen 
Vertretergesellschaften als Partner der Leasing GmbH in West- 
berlin und evtl, auch in Westdeutschland, in ausgewählten 
Kombinaten und Betrieben der DDR experimentell zu erproben. 
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Nach optimaler Nutzung der ausgeliehenen Maschinen und 
Geräte sollten sie nicht in der DDR verbleiben (Abhängigkeit 
von Ersatz- und Verschleißteilen) , sondern nach dem Eintreffen 
neuer Technik auf der Grundlage eines Leasing- Vertrages 
an den Produzenten oder an die Leasing GmbH zurückgesandt 
werden. 

Die Finanzierung des Leasings erfolgt über die zu schaffen- 
den Gesellschaften im Verband der staatlichen Vertreterge- 
sellschaften-sie arbeiten nach dem Prinzip der wirtschaft- 
lichen Rechnungsführung - durch die von den volkseigenen 
Betrieben und Kombinaten zusätzlich zum Plan erwirtschafteten 
Devisen. 

Ein wesentlicher Vorteil besteht darin, daß ohne Erhöhung 
des Außenhandelsumsatzes mit Westdeutschland und Westberlin 
bedeutende zusätzliche Automatisierungsmittel der DDR zur 
Verfügung stehen könnten (beginnend mit lo Mio, aufbauend 
bis loo Mio). Im Ernstfall würden sich diese Maschinen auf 
dem Territorium der DDR befinden. 

Über die hier in der vorliegenden Arbeit dargestellten Mög- 
lichkeiten hinaus mußte im Interesse der optimalen Ausnutzung 
aller volkswirtschaftlichen Möglichkeiten im Rahmen des 
Staatsplanes geprüft werden, inwieweit zur planmäßigen Finan- 
zierung, besonders von Rohstoffen und ausgewählten Ma- 
schinen und Ausrüstungen zeitweise eine Veränderung der 
Grxindproportionen SW - NSW zugunsten des Handels mit Ländern, 
in denen Freie Devisen erwirtschaftet werden, vorgenommen wer- 
den, weil das volkswirtschaftlich notwendig ist. Die einzige 
Begründung für einen solchen Schritt ist die reale Einschätzung 
der gegenwärtigen Liefermöglichkeiten der ScWjetunion und der 
anderen sozialistischen Länder, die den vollen Rohstoffbedarf 
der DDR und das Bedürfnis nach modernsten Maschinen und Aus- 
rüstungen, vor allem im Zeitraxim bis 1975, nicht mehr voll 
befriedigen können. Die Verfasser halten es für notwendig, 
das Wachstumstempo der DDR auch unter Beachtung des Eingehens 
zeitweiliger vertretbarer Risiken, wie z. B. zeitweise ver- 
tretbare Abhängigkeiten und damit zusammenhängende mögliche 
Störfaktoren unter allen Umständen insgesamt zu beschleunigen. 
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Da eine solche zeitweise Umverteilung nur im Gesamtrahmen 
von wenigen Prozenten, gemessen am gesamten Wirtschafts- 
potential der DDR, praktisch wirksam werden würde, sehen 
wir keine politischen und ökonomischen Bedenken, solche 
Schritte im Perspektivplanzeitraum zu gehen. 
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3.4 Rolle und StellungJ&flt der internationalen Handelsfirmen 
Intrac und Zentral-Kommerz in der Volkswirtschaft der 
DDR - ihre Aufgaben und weitgehenden Möglichkeiten zur 
Erschließung und Erwirtschaftung Freier Devisen 


Im Rcihmen der Erschließung zusätzlicher Devisen erfolgte 
seit 1967 durch die Partei und Staatsführung eine konzen- 
trierte Förderung und Erweiterung solcher staatlicher Außen- 
handelsfirmen, die speziell für die Erwirtschaftung von 
kapitalistischer Valuta für die Staatsdevisenreserve sowie 
spezieller Fonds zur außerplanmäßigen Finanzierung, vor- 
wiegend von Automat isierungs Vorhaben, beauftragt sind. Durch 
die vorrangige Förderung dieser Außenhandelsbetriebe konnten 
besonders in den Jahren 1968/69, gemessen cui internationalen 
Maßstäben, höchste Handelsgewinne realisiert werden. Durch- 
schnittlich heü?en diese Firmen das 4o-fache des Jahresein- 
kommens (ca. 1.2oo.- Mark Brutto ohne Prämie) je Mitarbei- 
ter als Nettodevisengewinn an den Staat abgeführt. 

Die vom Vorsitzenden des Ministerrates der DDR in speziellen 
Verfügungen erteilten Vollmachten bilden die Voraussetzung, 
daß durch den Einsatz 

zentraler Warenfonds der materiellen Staatsreserve, 

- i»r Volkswirtschaftsplan wegen schlechter Devisenren- 
tabdlität nicht aufgenommener Warenfonds (DE-Kennziffer 
weniger als o . 5 ) , 

- nicht ausgelasteter Produktionskapazitäten durch Lohn- 
veredelungen und zusätzlicher Rochstoffbeschaffung aus 
dem NSW, 
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von Produktionskapazitätserweiterungen in den Betrieben 
unterschiedlicher Eigentumsformen über die außerplan- 
mäßige Bereitstellung von Maschinen, Ausrüstungen und 
Rohstoffen, 

von Importen verschiedenster Waren aus sozialistischen 
Ländern, deren Austausch bzw. Veredelegung in der DDR 
für den Export in das NSW, 

von Switch- u.a. Finanztransaktionen, 

und die Durchführung von riskanten Geschäften, vor 
allem durch Waren-, Wertpapier- und Geldspekulationen, 

bisher diese ökonomischen Ergebnisse erreicht werden konnten. 
Ausgehend von dem gegenwärtig erreichten Kaderbestand, der 
politischen und fachlichen Qualifikation der Kader sowie der 
Aufnahme der verschiedensten bisherigen Gewinnquellen in den 
Volkswirtschaftsplan - was besonders am Volkswirtschaftsplan 
19 70 deutlich sichtbeu? wird - unterbreiten die Verfasser Vor- 
schläge, in welcher Richtung und mit welcher weiteren För- 
derung des Sekretariats des ZK der SED und des Vorsitzenden 
des Ministerrates die für den Zeitraum 19 7o - 1975 außer- 
ordentlich hohen Nettogewinnabführung an den Staat eingehal- 
ten und Überboten werden können. 

Zxir Sicherung und Erweiterung der bisherigen Quellen und 
Möglichkeiten zur Devisenerwirtschaftung ist es im Interesse 
eines effektiveren Arbeit der genannten Firmen notwendig, 
folgmde generelle Grundsätze bei der Entwicklung aller er- 
wähnten Handelsfirmen weiter anzuwenden bzw. noch konsequenter 
durchzusetzen. Dieser Prozeß setzt die weitere aktive Hilfe 
des zentralen Peurtei- und Staatsapparates voraus. 

Die Firmen haben den Status von Devisenausländern. 

Die notwendigen Mark- und Valutabeträge für die Finanzierung 
aller betrieblichen Fonds resultieren aus selbsterwirt- 
schafteten Mitteln der Betriebe. 
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Die Generaldirektoren der Betriebe haben das Recht, 
vorbehaltlich der Bestätigung durch den Stellvertreter 
des Ministers für Außenwirtschaft für den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung, eigene offizielle und abgedeckte 
Firmen im NSW zu gründen. 

Die Finanzkontrolle der Firmen wird nach Abstimmung mit 
der staatlichen Finanzrevision durch den Generaldirektor 
und Hauptbuchhalter veranlaßt. Die Revision erfolgt jähr- 
lich durch die Sondergruppe der staatlichen Finanzrevision. 

Die Generaldirektoren von Intrac und Zentral-Kommerz haben 
das Recht, mit WB, Kombinaten, volkseigenen Betrieben 
und Betrieben anderer Eigentumsformen Verträge über die ver- 
schiedenartigste Nutzung von zusätzlichen Fonds, die nicht 
im Staatsplan der Betriebe enthalten sind, im Rahmen der 
durch den Vorsitzenden des Ministerrates generell erlasse- 
nen Verfügung über die außerplanmäßige Gewinnerwirtschaftung, 
abzuschließen. In diesem Rahmen könnten aus den zusätzlich 
erwirtschafteten Mitteln ein Teil der Gewinne für den Import 
von Rationalisierungsmitteln und Rohstoffen als Grundlage 
zur überdurchschnittlichen Steigerung der Produktion, 
speziell für den Export und als materieller Anreiz für die Betr~ 
verwandt werden. Dabei sind die im ökonomischen System 
konzipierten Möglichkeiten der Eigenerwirtschaftung von 
Valutaanrechten durch Übererfüllung der Exportpläne im 
NSII - besonders Planteil FD - voll zu nutzen. Die geübte 
Ps’kxis, auf der Grundlage von ministeriellen Vereinbarungen 
baatimmte vorhandene außerplanmäßige Reserven zu erweitern, 
ist als spezielle Methode weiter auszubauen. Dabei sind 
besonders durch ungenügende Rohstoffbereitstellungen nicht 
voll genutzte Exportkapazitäten für den Absatz in NSW- 
Ländern, durch Lohnveredelungsgeschäfte außerplanmäßig 
zu erschließen. 
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Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung ist der 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates für 
Industrie über die vorhandenen Anrechte der Kombinate 
und Betriebe regelmäßig zu informieren, damit ein vor- 
rangiger Einsatz für den Import für Automatisierungs- 
mittel erfolgt. 

Die zeitweise Nutzung von Beständen der materiellen 
Staatsreserve sollte, wie bisher bereits praktiziert, 
allein schon vom Standpunkt von Zinsgewinnen, zeitweise 
über Intrac und Zentral- Kommerz wesentlich erweitert 
und in Geldform gehalten werden. Die dazu vorliegenden 
Erfahrungen gestatten durchaus diesen ze±weisen Einsatz 
der in Frage kommenden Warenfonds. 

Die bisher dargelegten Quellen und Möglichkeiten müssen zur 
Überbietung der bisher konzipierten langfristigen Gewinn- 
normative durch die rasche und umfassende Nutzung nachstehend 
auf geführter zusätzlicher 'Quellen für die Gewinnmöglich- 
keiten ergänzt werden. 

In diesem Zusammenhang wirft sich die Frage auf: Wo liegen 
neue oder wenig genutzte Möglichkeiten, die bisher vor allem 
durch das Fehlen qualifizierter Außenhandelskader nicht oder 
nur am Rande bearbeitet wurden? 

Das sind besonders solche: 

Systematische Dxircharbeitung der Produktionskapazitäten 
unter dem Aspekt einer 3-schichtigen Auslastung, durch 
außerplanmäßige Bereitstellung von Rohstoffen und Halb- 
fertigerzeugnissen. 

Dafür bieten sich besonders die chemische Industrie, die 
Leichtindustrie, die metallurgische Industrie und die örtlich 
geleitete Industrie an. Bei diesem Beispiel kann man auf erste 
Erfahrungen, die auf der Grundlage eines 2o- jährigen Wirt- 
schaftsvertrages zwischen der Intrac und dem Mansfeld- Kombinat 
"Wilhelm Pieck" abgeschlossen wurde, zurückgreifen. In diesem 

I 240 I 




116 


Wirtschaftsvertrag geht es vor allem darum, durch die gemein- 
same Erwirtschaftung von Investitionsmitteln über die Erwei- 
terung der Produktionskapazitäten, über den Plan hinausgehende 
Gewinne zu erwirtschaften, die zu einem Teil für neue Produk- 
tionssteigerungen eingesetzt und zum anderen Teil für die Ge- 
winnerwirtschaftung der Intrac verwendet werden. 

Überprüfung der Möglichkeiten, wo durch den kurzfristigen 
Einsatz von Automaten, Einzelmaschinen und Ausrüstungen 
nach dem Prinzip der Ausreichung von Devisenkrediten, vor 
allem durch die Einsparung von Arbeitskräften und Selbst- 
kosten in den bezirks- und örtlich geleiteten volkseigenen 
sowie privaten Betrieben, Zusatzexporte in das NSW mög- 
lich sind. 

Die bisher gesammelten Erfahrungen zeigen an einzelnen Posi- 
tionen, daß trotz bestehender Probleme im Preisniveau durch 
Erhöhung der Plan- bzw. Zusatzexporte in diese Länder, Quellen 
für die Erwirtschaftung von Freien Devisen in erheblichem Um- 
fange möglich sind. Hier wurden u.a. durch Anwendung bestimmter 
Kombinationen aus Verrechnungsrubel Freie Devisen erwirtschaftet. 
Wenn notwendig, würde die Erfassung von Exportwaren für den 
außerplanmäßigen Export nach sozialistischen Ländern in not- 
wendigen Größenordnungen durchaus möglich sein. Nach unserer 
Auffassung könnten bei Nutzung der hier aufgezeigten, noch 
brachliegenden ökonomischen Reserven Millionen Valutamark über 
die bisherigen Aufgaben der genannten Betriebe hinaus erwirt- 
schaftet werden. Voraussetzung dazu ist, daß gemeinsame Ar- 
beitsgruppen, vor allem der Intrac und der NE- Industrie der DDR, 
kurzfristig alle Möglichkeiten an Ort und Stelle studieren und 
vom Ministerium für Außenwirtschaft Vollmacht erhalten, die 
zusätzlich zum Importplan erschlossenen Reserven für die Gewinn- 
erwirtschaftung - entsprechend der Verfügung des Vorsitzenden 
des Ministerrates Nr. 144/69 - einzusetzen. 

Eine umfassende Prüfung und Nutzung der Rohstoffreserven 
in anderen Staaten, z. B. in der VR Kuba, VR Korea, VR 
China und der Republik Indien. 
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Die Verfasser sehen darin eine weitere Möglichkeit, kommerzielle 
Vorteile durch verschiedenartigste Beteiligung an lukrativen 
Rohstofferschließungen in diesen Ländern, wie z. B. NE-Metalle, 
zu nutzen und zu erschließen. Eine weitere Möglichkeit zur Er- 
schließung kommerzieller Vorteile besteht im Aufbau von 
Produktionsbetrieben, besonders in Ländern mit niedrigem Lohn- 
niveau über abgedeckte Firmen der DDR. Im internationalen Maß- 
stab v;ird immer stärker spürbar, daß z. B. Westdeutschland, USA 
Frankreich u.a. Länder Erzeugnisse der Leichtindustrie in 
Spanien, Italien, Rumänien u.a. Staaten mit großen ungenutzem 
Arbeitskräftepotential, mit hohen Gewinnen konfektionieren las- 
sen. 


Errichtung einer Freihandelszone im Überseehafen Rostock 

Die zu gründende Freihandelszone im Überseehafen Rostock sollte 
unter Federführung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
im Ministerium für Außenwirtschaft, speziell den genannten 
abgedeckten DDR-eigenen Firmen, für die Durchführung volks- 
wirtschaftlich attredctiver Geschäfte zur Nutzung übergeben 
werden. Die Verfasser sehen eine Reihe handelspolitischer und 
vor allem kommerzieller Vorteile bei der allseitigen Nutzung 
der Freihandelszone. 

So können jegliche Arten von internationalen Handels- xind 
Lagergeschäften durchgeführt werden, ohne daß ein direkter 
Zusammenhang mit der DDR hergestellt werden kann. Voraus- 
setzung dazu ist, daß auf dem Gelände des Freihafens Büros 
und Lagerhallen von ausländischen Firmen unterhalten werden 
(auch abgedeckte DDR- Firmen ) , die z. B. Reexporte tarnen, als 
DDR offiziell nicht mögliche Handelsgeschäfte mit großen Ge- 
winnen durchführen Cz. B. Geschäfte mit rhodesischen Waren), 
in der DDR hergestellte Halbfertigerzeugnisse als zentrale 
oder aus anderen kapitalistischen Ländern herkömmliche Ware 
konfektionieren Cz. B. Spirituosen und Zigaretten), Konsigna- 
tionslager von kapitalistischen Firmen treuhänderisch ver- 
walten. 
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Nach unserer Kenntnis liegt von seiten des Sekretariats der 
Bezirksleitung Rostock und des Leiters der Bezirks Verwaltung 
Rostock eine prinzipielle Befürwortung zur Errichtung einer 
Freihandelszone im Überseehafen Rostock vor. Bei Befürwortung 
eines solchen Vorgehens müßten das Sekretariat des ZK und 
das Präsidium des Ministerrates der DDR einen entsprechenden 
Beschluß fassen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß bei Nutzung 
aller hier aufgezeigten ökonomischen und kommerziellen Reser- 
ven reale Möglichkeiten bestehen« im Zeitraum 19 7o - 1975 
ca. 12o - 15o Mio VM über das festgelegte Normativ zu er- 
wirtschaften. 

Es muß aber mit allem Nachdruck festgestellt werden» daß die 
Lösung dieser Aufgabe nur durch die spezielle Unterstützung 
des Sekretariats des ZK der SED und der zentralen Staats- 
organe bei der Ausweüil und dem Einsatz von ca. 8o der Partei 
treu ergebenen Kadern mit speziellen Außenhandels- und In- 
dustrieerfahrungen in der Intrac (5o) und Zentral-Kommerz (3o) 
möglich ist. 

3.5 Zur Gründung eigener abgedeckter Firmen bzw. Beteiligungen 
an bereits bestehenden Firmen im nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet 


Es ha't sich sowohl vom kommerziellen als auch vom operativen 
Standpunkt als ein genereller Mangel erwiesen» daß die DDR 
über keine eigenen oder von ihr kontrollierten abgedeckten 
Firmen im kapitalistischen Ausland verfügt. Unter Berücksich- 
tigung der Tatsache» daß die DDR - besonders von den NATO- 
Staaten - diplomatisch nicht anerkeumt und ständigen poli- 
tischen und ökonomischen Diskriminierungen ausgesetzt ist-f 
sind nach unseren gegenwärtigen Erfahrungen Firmen» die von 
Beginn der Aufnahme der Tätigkeit klar als DDR-Eigentum über 
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Gesellschafteranteile o.a. Eigentumsformen erkenntlich sind, 
in ihrer Geschäftstätigkeit in diesen Staaten Grenzen ge- 
setzt. Das trifft für den Schutz des DDR-Volkseigentums , den 
ungehinderten Reiseverkehr der DDR-Bürger, der ständigen 
Überwachung der Firmen und ihrer Verbindungen, der Gewinnung 
von ausländischen Angestellten und im großen Maße auch für 
die nicht volle Inanspruchnahme aller Geschäfts vorteile - 
einschließlich der Auswahl des Kundenkreises - zu. Ausgehend 
von diesen Erfahrungen ist es zweckmäßig, verschiedene Arten 
von abgedeckten Firmen in ausgewählten kapitalistischen Län- 
dern zu gründen. 

1. DDR-eigene abgedeckte Handelsfirmen, die auf lange Sicht 
auf dem internationalen Markt wirksam sind bzw. cü>ge- 
deickte Beteiligung in führenden Handelshäusern. 

2. Abgedeckter Kauf bzw. Beteiligung an lukrativen Pro- 
duktionsfirmen im kapitalistischen Ausland. 

3. Gründung von abgedeckten DDR-eigenen Handelsfirmen, 
die unter Einsatz von wenig Grundkapital speziell 
für risikovolle Geschäfte eingesetzt werden. 

4. Briefkastenfirmen - die ausschließlich zur Abdeckung 
risikovoller Geschäfte und Sonderoperationen einge- 
setzt werden. 

Das Ziel der Gründung von vorwiegend DDR-eigenen Handels- 
firmen und der abgedeckten Kapitalbeteiligung an bestehenden 
Firmen im NSW, entsprechend den Arten 1-3, besteht darin, 
durch Ausnutzung der kapitalistischen Produktions- und Zirku- 
lationssphäre und der Heuidelspraxis , in verschiedenen kapi- 
talistischen Ländergruppen zusätzliche Deviseneinnahmen für 
den Staat und Ausgangsbasen für die politisch-operative Ar- 
beit im Operationsgebiet zu schaffen. Das kann nach Ansicht 
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der Verfasser erreicht werden durch: 

- die volle Ausnutzung des gesamten Potentials der DDR und 
der sozialistischen Länder zum Aufbau von ökonomisch 
interessanten, gewinnbringenden Handelsverbindungen, 

das Eindringen mittels Kapitalbeteiligung in kapitalisti- 
schen Firmen, die vorwiegend DDR-Erzeugnisse im Ausland, 
Westdeutschland oder Westberlin vertreten, als Ergänzung 
der Tätigkeit offizieller Gemischter Gesellschaften der 
DDR im Ausland, 

- das Führen von riskanten Geschäften mittels eigener, dazu 
geschaffener abgedeckter Firmen, die nach Abwicklung der 
Geschäfte ohne finanzielle Verluste und ohne Diskri- 
minierung der DDR wieder liquidiert werden können (Schein- 
und Tarnfirmen) . 

Nachdem die Hauptziele der Gründung von abgedeckten Firmen 
sowie der Beteiligung an -Firmen dargelegt worden sind, wer- 
den nachstehend die generellen Voraussetzungen und Etappen 
beim Aufbau DDR-eigener abgedeckter Firmen dargestellt. In 
der Phase der Vorbereitung der Gründung von solchen Firmen 
sind vor allem nachstehende Probleme und Fragen zu beachten, 
zu klären und zu entscheiden: 

Welche strategische Zielsetzung liegt der Tätigkeit der 
Firmen zugrunde und welcher Sitz ist zu deren Durch- 
fOhzning der günstigste? 

Was soll gehandelt oder produziert werden und mit welchen 
optimalen Umsatzgrößen mtiß maui für eine positive Geschäfts 
bilanz rechnen? 
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Welche Eigentumsform soll für die zu gründende Firma ge- 
wählt werden, welche ist die günstigste für die Reali- 
sierung gestellter Aufgaben? 

Wo soll die Firma gegründet werden? 

Wer wird die Firma gründen? 

Welche Bank im Ausland wird als Finanzierungsinstitut 
für die Firma ausgewählt? 

Welcher Vertrauens notar vertritt die Interessen der 
Firmengründer im Ausland? 

Wer steuert und leitet die Firmengründung und die Arbeit 
der Firmen von der DDR aus? 

Diese Anforderungen treffen im wesentlichen für die unter 
1-3 genannten Arten der abgedeckten Firmen zu. Bei der 
Gründung von Briefkastehfirmen werden uh^r Einsatz von 
relativ wenig Gründungskapital - oft reichen 2o.ooo DM - 
unter Einschaltung von Vertrauenspersonen, Rechtsanwälten 
o.ä. Berufsgruppen in dazu geeigneten Ländern, die Firmen kurz- 
fristig ins Leben gerufen. Die Leitung solcher Firmen wird 
mit Strohmännern besetzt. 

Die wenigen vorliegenden Erfahrungen bei der Gründung von 
abgedeckten DDR-eigenen Firmen zeigen, da£ in der Auswahl 
und Suche von Vertrauenspersonen, die als vorgeschobene Per- 
sonen bei der Finanzierung, bei Noteuriatseücten oder als Firmen- 
inhaber bzw. Teilhaber auftreten, das schwierigste Problem be- 
steht. Zu diesen Personen muß von unserer Seite ein echtes 
Vertrauensverhältnis bestehen, da sie zeitweise bis zu 4 Wochen 
über das gesamte, eingebrachte DDR-eigene Kapital persönlich 
verfügen. In dieser Zeit verbleibt bei uns als Auftraggeber 
nur eine persönliche Erklärung der Vertrauensperson als Schuld- 
schein, der bei einer Veruntreuung des Geldes durch die ausge- 
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wählte Vertrauensperson nur schwer realisiert werden kann. In 
dieser Phase liegt somit das Hauptrisiko für die DDR. Die 
Sicherung des Kapitals wird erst voll gewährleistet, wenn 
durch Notariatscikt der Treuhänder des Geldes die Erklärung 
abgibt, daß er im Aufträge Dritter handelt und er nur treu- 
händerisch das Vermögen verwaltet. Es muß klar und eindeutig 
festgestellt werden, deiß über längere Abschnitte bei der 
Firmengründung, auch bei Absicherung aller rechtlichen Mög- 
lichkeiten, ein gewisses Risiko über die Verwaltung des ein- 
gesetzten Vermögens für die DDR verbleibt. Um auch in der 
zweiten Linie der Absicherung noch keine DDR-Firma oder In- 
stitution auftreten zu lassen, muß ein ausgewählter DDR- 
Bürger bzw. eine Person, die voll unter unserer Kontrolle steht, 
als Eigentümer des DDR- Vermögens auftreten. Erst nachdem diese 
Etappe abgeschloseen ist, wird bei einem Notar in der DDR 
oder in einem neutralen kapitalistischen Land (Schweiz, 

Finnland, Schweden) die Erklärung von dem DDR-Bürger oder 
anderen Vertrauenspersonen abgegeben, daß das Kapital der 
neugegründeten Firma Eigentum einer DDR-Firma bzw. DDR- Bank 
ist. Diese Reihenfolge sollte generell eingehalten werden, da 
sie die Gewähr dafür bietet, deiß über mehrere Etappen die 
Herkunft des Geldes verschleiert wird. Eine emdere Form 
der Abdeckung zu gründender Firmen im Ausland setzt die 
Gründung einer DDR- eigenen Immobilienfirma im Ausland nach 
gleichen Methoden voraus, die die Rolle des Treuhänders bei 
mehreren Firmenbeteiligungen und Gründungen übernimmt. Als 
Sitz einer solchen Firma eignet sich besonders die Schweiz, 

Vom Beginn der Gründung bis zur Aufnahme der vollen Tätigkeit 
der Firma werden nach vorliegenden Erfahrungen bei der Grün- 
dung von Firmen in der Schweiz und Westdeutschlemd ca. 4-6 
Monate benötigt. 

Es hat sich in der Praxis als besonders bedeutungsvoll er- 
wiesen, dciß immer stärker die entscheidende Rolle bei der 
Gründung von Firmen und deren Unterhaltung eine echte Ver- 
trauensbank ma.t Sitz in einem Lcmd, in dem ein unbeschränkter 
Devisentransfer garantiert wird, spielt. Diese bisherigen 
Erfahrungen ergeben sich aus der Zusammenarbeit mit einem 
langansässigen Beuikhaus in der Schweiz und einer Westberliner 
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privaten Bankgesellschaft. Für die Durchführung spezieller 
Bankoperationen der Firmen eignen sich keine Großbanken. 

Die Abdeckung der Bankverbindungen der Firmen erfolgt über 
Nummernkonten und Deckadressen für die Bankpost der Firma. 

Es empfiehlt sich, daß in Abständen von 4-6 Wochen ein per- 
sönlicher Besuch der DDR-Konteiktperson zur Bank, in diesem 
Falle in der Schweiz bzw. in Westberlin und auch umgekehrt, 
der Vertrauensperson in der ausländischen Bank in der DDR er- 
folgt. Der Prokurist oder Inhaber der Bank, der als Vertrau- 
ensperson der abgedeckten DDR-eigenen Firma fungiert, ist ein 
wichtiger Geheimnisträger, da er neben dem Firmengründer 
bzw. vorgeschobenen Finanzier gegenüber den ausländischen Be- 
hörden zugleich auch die Kontaktpersonen aus der DDR persönlich 
kennt. Der Vorteil der direkten Kontcüctpflege besteht darin, 
daß durch das persönliche Kennenlernen und der Möglichkeit der 
Gewinnung des Geschäftspartners für spezielle Geld- und Finanz- 
operationen mit der Zeit ein ständiger politisch-ideologischer 
Einfluß auf die Person erfolgt und somit eine gute Basis 
für beiderseitige erfolgreiche Zusammenarbeit geschaffen wird. 

Wenn dieser aufgezeigte Weg bei der Firmengründung aus be- 
stimmten Gehe imhaltungs gründen Über die bereits vorheuidene 
eigene Vertrauensbank nicht gegangen werden kann, muß sich der 
vorgesehene Firmengründer einer eigenen bereits vorhandenen 
oder auch erst auf zunehmenden Bankverbindung bedienen. 

Da die Stellung der Vertrauens bank bei der Gründung und Ab- 
deckimg der Firma sehr umfassend ist und in diesem Prozeß 
und bei der Abwicklung der Geschäfte sehr viele Bank- und Wert- 
papiertransaktionen umfcißt, muß die Frage der Beteiligung 
der DDR an einer solchen Bank bzw. einer späteren vollständi- 
gen Übernahme der Bank als stiller Teilheüjer aufgeworfen wer- 
den. Allerdings müßte dann die Gewähr gegeben sein, daß der 
Prokurist bzw. Teilhaber der Bank eine große internationale 
Bankkundschaft besitzt und eine möglichst lange Lebenserwartung 
der Bank garantiert. Diese Form der kleineren und mittleren 
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Privatbanken stehen und fallen mit dem Leiter und seiner 
fachlichen Qualifikation auf dem Gebiet des Bankwesens und 
seiner internationalen Bankverbindung. Als erste abgedeckte 
Beteiligungsgröße der DDR an solchen Banken würden ca. 2.5 Mio 
US-S ausreichen, denn mit dieser Größe kann bereits ein be- 
stimmter Einfluß in der Privatbank garantiert werden. 

Nicht unbedeutend für die Lebensfähigkeit der abgedeckten 
Firmen sind die territoriale Auswahl des Standortes (Sitz) 
der Firma, ihre internationalen Aktionsradien zur Abwicklung 
der Geschäfte sowie die zu wählende Eigentumsform. Die Ent- 
scheidung über diese Fragen wird hauptsächlich durch operative, 
steuerliche und Gewinnfaktoren beeinflußt. Das setzt eine grund- 
legende Prüfung der. für das Land gültigen Rechtsnormen, die bei 
der Gründung der Firma und der Abwicklung ihrer Geschäfte zu 
beachten sind, voraus. Dazu ist die Konsultation einheimischer 
Notare durch vertraute Juristen aus der DDR unvermeidlich. 

Als Eigentumsform eignet sich für abgedeckte Firmen, die den 
speziellen Auftrag der Gewinnerwirtschaftung haben und evtl, 
auf lange Sicht gesehen auch zur Lösung operativer Aufgaben 
im Operationsgebiet der Firma eingesetzt werden können, nach 
den bisherigen Erfahrungen z. B. in der Schweiz eine annonyme 
Gesellschaft mit einem 3-köpfigen Verwaltungsrat, von denen 
mindestens 2 Schweizer Bürger sein müssen. Diese Gesellschafts- 
form hat eine günstige Besteuerung, wenn sie in einem steuer- 
begünstigten Kanton bzw. Stadtgebiet - z. B. in Zug - liegt und 
von diesem Sitz aus vorwiegend ihre Tätigkeit im Ausland durch- 
führt. Die Aktien der neugegründeten abgedeckten Firma können 
nach Gründung derselben zu 97 % durch die DDR- Vertrauensperson 
übernommen werden und bei einem Schweizer Notar oder bei der 
Vertrauensbank in der Schweiz hinterlegt werden. Damit haben 
wir - in der Firma vertreten über den Notar bzw. der Vertrauens- 
person - in der Aufs ichts rat s Sitzung der Firma bzw. in der Ver- 
sammlung der Aktionäre ständig die notwendige Mehrheit und kön- 
nen durch Erteilen einschränkender Vollmachten für die Tätig- 
keit des Verwaltungsrates und seines Präsidenten unnötige ge- 
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schäft liehe Risiken abgrenzen und vermeiden. 

Es ist zweckmäßig, daß bei der Neugründung von abgedeckten Firmen 
bereits bestehende Firmenmäntel auf gekauft werden. Der Vorteil 
eines solchen Vorgehens liegt darin, daß man aus bestimmten Grün- 
den ruhende Firmen mit relativ wenig Kapital aktivieren kann 
und selbst dabei auf Personen zurückgreifen kann, die sich be- 
reits als Mitglieder bzw. Präsidenten des Verwaltungsrates be- 
währt haben und über Geschäftsbeziehungen verfügen. Durch ein 
derartiges Vorgehen kann DDR-eigenes Vermögen zur Gründung der 
Firma eingespart werden, das geschäftliche Risiko herabgesetzt 
werden sowie, was besonders wesentlich ist, die Aufnahme um- 
fangreicher Geschäfte wesentlich verkürzt werden. Es kommt zu 
einer schnelleren Amortisierung des eingebrachten Kapitals und 
ze it igerer Gewinnerwirtschaftung . 

In der Regel ist es so, deiß ein Rechtsanwalt oder Notar in 
der Schweiz Präsidentenposten bzw. Verwaltungsratsposten von 
mehreren Gesellschaften wahrnimmt. 

Daraus ergeben sich nach unseren Erfcüirungen keine Nachteile, 
sondern insgesamt sogar Vorteile für die Abwicklung von Ge- 
schäften sowie für die Herstellung geschäftlicher Verbindungen. 

Es muß jedoch gewährleistet sein, daß der ausländische Notar, 
der als Vertrauensperson der DDR tätig ist, seine Hauptein- 
nahmen und somit Existenzgrundlage aus abgedeckten DDR-eigenen 
Firmen bezieht. 


In der westdeutschen Bundesrepublik und der selbständigen 
politischen Einheit Westberlin könnten als Gesellschaftsformen 
der zu gründenden DDR-eigenen abgedeckten Firmen die GmbH und 
Co. KG oder die reine Kommanditgesellschaft mit einem geschäfts- 
führenden Kommanditisten oder die Aktiengesellschaft als interes- 
sante Formen, die sich besonders bewähren, angesehen werden. 


So können bei der Kommanditgesellschaft die Komplementäre als 
stille Teilhaber auftreten. Dabei können auch Familienange- 
hörige ins Spiel gebracht werden. Diese Eigentumsform hat spe- 
ziell, was die Finanzierung der Einlagen z. B. über die Schweiz 
betrifft, außerordentliche Vergünstigungen bei der Gewinnbe- 
steuerung. 
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Die Erfahrungen der Tätigkeit zeigen bei der Form der GmbH - 
Co.KG , speziell im spekulativen Baugeschäft in Westberlin, 
außerordentlich hohe Gewinnsätze, gemessen an dem einge- 
brachten Grundkapital, erzielt worden sind. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß die GmbH, vertreten durch 1-2 Gesellschafter, 
mit einem relativ kleinen eingesetzten Vermögen Grund und 
Boden aufkauft und danach über die Co.KG stille Teilhaber mit 
hohen Geldeinlagen wirbt. Diese hohen Geldeinlagen sind be- 
sonders steuerbegünstigt und haben günstige Abs ehre ibungs - 
möglichkeiten. Diese Firmenform ist speziell beim Neubau von 
Hotels, Einkaufszentren, Wohneinheiten usw. einzusetzen. Es 
ist nach Ansicht der Verfasser nicht uninteressant, eine 
solche Firmengründung in der Gesamtkonzeption in Westberlin mit 
vorzusehen, weil hier die günstigsten Besteuerungsvorteile liegen 
und durch solche Firmen mit relativ wenig Grundkapital in 
der Perspektive hohe Gewinne erwirtschaftet werden können. 

Bei einem evtl, eintretenden Konkurs einer solchen Firma, kann 
das eingebrachte DDR-eigene Kapital durch verschiedene mögliche 
Manipulationen sogar mit Gewinn für die DDR zurückgezogen wer- 
den. Die Verlierer wären in diesem Falle die Kreditgeber für 
den vorgesehenen geplanten bzw. begonnenen, aber nicht zu 
Ende geführten Bau, der Gewinner aber die DDR. 

Bei der Gründung abgedeckter Aktiengesellschaften besteht in 
Westberlin der Vorteil darin, daß man über die Konzentration der 
Aktien in der Hand einer Vertrauensperson, große Einflußmög- 
lichkeiten über den Vorstand und Aufsichtsrat auf die Firma 
hat. Aktiengesellschaften sollten dann gegründet werden, wenn 
Firmengründungen auf dem Produkt ionssektor vorgesehen sind. 

Ober diesen Weg besteht auch eine günstige Möglichkeit, eine 
größere Anzahl Kader an bestimmten Abschnitten zu konzentrie- 
ren. Es wäre auch möglich, Konstruktionsbüros auf bestimmten 
Gebieten, z. B. des Maschinenbaues, des Bauwesens, als GmbH 
zu entwickeln, die als freie Verbindung von Ingenieuren, 
Architekten, besonders unter dem Aspekt der Wirtschaftsinfor- 
mation, eine interessante Tätigkeit zum Nutzen der DDR in 
kapitalistischen Staaten und in Westberlin ausüben könnten. 
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Zusammenfassend zu dem kommerziellen Teil der abgedeckten 
Firmengründungen im NSW sind als erste Schlußfolgerungen 
folgende Aufgaben zu stellen: 

Es ist sofort eine kurzfristige, abrufbereite Kaderreserve 
von mindestens lo erfahrenen ausländischen Staatsbürgern 
für die Gründung bzw. Beteiligung an bestehenden Firmen auf- 
zustellen. 

Es ist ein Netz von internationalen Bankverbindungen und 
die Gewinnung von leitenden Vertrauenspersonen in einge- 
führten Bankgeschäften, besonders für den Raum der NATO, 
Südamerika und Fernost aufzubauen. Dabei sind die vorhandenen 
Verbindungen des Bereiches Kommerzielle Koordinierung und 
des MfS zu nutzen. 

Zur Durchführung der prinzipiellen Notariatsarbeiten 
ist ein zugelassener, einheimischer, befähigter, ver- 
trauenswürdiger Notar in Westdeutschland und in der Schweiz 
für die Gründung abgedeckter Firmen auszuwählen. Als 
Verbindungsmann zu diesem ist ein vertrauenswürdiger, fach- 
lich erfahrener Notar mit Schweizer, westdeutschen und 
Westberliner Rechtskenntnissen zu gewinnen, der nach Mög- 
lichkeit bereits zu dort ansässigen Notaren Verbindungen 
hat. Dieser Notar hat zugleich die Aufgabe, die mit der 
Firmengründxing beauftragten Genossen bei der Inanspruch- 
nahme einheimischer Notare aus den Ländern, in denen Firmen- 
grttndungen vorgesehen sind, zu beraten. 

Die taktisch-operative Variante der etappenweisen Grün- 
dung von Aus leuids firmen müßte nach prinzipieller Bestä- 
tigung des Vorgehens innerhalb von 6 Wochen ausgearbeitet 
und vorgelegt werden. 
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- Die Steuerung und Leitung der Auslandsfirmen erfolgt vom 
Bereich Kommerzielle Koordinierung. Die Revision muß über 
entsprechende Revisoren - evtl, auch als ausländische 
Bürger abgedeckte - durchgeführt werden. Aus Gründen der 
Geheimhaltung sollte außerhalb des MfS (Revision) kein 
anderes Organ der DDR - bei abgedeckten Firmengründungen - 
informiert und eingeschaltet werden. 

- Für die Gründung bzw. Beteiligung em kapitalistischen 

Firmen sind für den Zeitraum 197o - 1972 ca. lo Mio VM 

1 ) 

als Grundmittel bereitzustellen. 

- Für die Durchführung der gestellten Aufgaben ist der Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung in enger Zusammenarbeit 
mit dem MfS verantwortlich zu machen. 

Im folgenden wollen die Verfasser ihre Auffassungen zu einigen 
Fragen der operativen Nutzung von abgedeckten Firmen darlegen. 

Die Verfasser gehen bei dieser Einschätzung von dem Grundge- 
danken auS) daß in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
eine Vielzahl von Personen käuflich sind und bei entsprechenden 
hohen Gewinnaussichten zu jeder Art von Geschäften legaler 
und illegaler Art und auch zur nachrichtendienstlichen Tätig- 
keit bereit sind. Die Gründung der abgedeckten Firmen» wie sie 
hier dargelegt wurde, darf nicht in erster Linie unter der Sicht 
der späteren operativen Nutzung erfolgen. Das Hauptanliegen 
der Gründung der abgedeckten Firmen sehen die Verfasser in der 
Erwirtschaftung zusätzlicher außerplanmäßiger Freier Devisen. 

Dieses Hauptziel darf durch keinerlei riskante, operative Auf- 
gabenstellungen gefährdet werden. In der Phase der Gründung der 
abgedeckten Firmen und darüber hinaus bis zu ihrer vollen Existenz- 
fähigkeit durch eigene Geschäfte, hat eine politisch-operative 
Nutzung zur Lösung von Aufgaben im Operationsgebiet generell zu 
unterbleiben. Der Beginn einer operativen Nutzung sollte im 
begrenzten Rahmen erst dann erfolgen, wenn die Firmen allgemein 

1) Bei der Anlage des Kapitals muß davon aus gegangen werden, 
daß die Verwertung durch Gewinnerwirtschaftung in der Regel 
nicht vor 3-4 Jahren möglich ist. 
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im Geschäftsleben einen festen Platz erworben haben und von 
einschlägigen Geschäftskreisen und Banken anerkannt werden. 

Das trifft besonders für die Firmen zu, die auf lange Sicht zum 
Zwecke des kommerziellen Vorteils aufgebaut werden. Für ein- 
malige operative wichtige Zwecke eignen sich Firmen der genann- 
ten Arten 3 und 4. Sie sollten aber erst dann eingesetzt wer- 
den, wenn die riskanten Geschäfte abgeschlossen sind bzw. 
diese durch operative Aufgaben nicht gefährdet werden. 

Wir schätzen ein, daß eine operative Nutzung der Firmen, vor 
allem auf dem Gebiet der Sammlung von Wirt Schafts Informationen 
in anderen kapitalistischen Staaten, möglich ist. Entsprechend 
den konkreten Begebenheiten können diese Firmen, ohne in den 
Verdacht einer nachrichtendienstlichen Tätigkeit zu kommen, für 
nachfolgende Aufgaben eingesetzt werden: 

Wichtige Forschungsergebnisse bestimmter Industriezweige 
oder Teilergebnisse sammeln oder auf kaufen. 

Aufkauf neuentwickelter Spitzenerzeugnisse, ihre Zusammen- 
setzung und ihre vielseitige Anwendung. 

Beschaffung von Erzeugnissen und Produkten, die der 
strengen Embargobestimmung unterliegen und die die DDR 
offiziell nicht aufkaufen kann. 

Eine Ausnutzung in vorgenauinter Richtung könnte den Vorteil 
haben, Forschungs- und Entwicklungsgelder in der DDR in großem 
Umfange einzusparen und auf bestimmten Teilgebieten zu helfen, 
das Weltniveau zu bestimmen oder vorhandenen Tempoverlust bei der 
Erreichung des technisch -wissenschaftlichen Höchststandes aufzu- 
holen. 

Die Beschaffung von Embargowaren hat für die weitere Stärkung 
der militärischen Überlegenheit des sozialistischen Lagers Be- 
deutung. Die Ausrichtung der abgedeckten Firmen auf solche 
speziellen Teilgebiete der operativen Arbeit bringt einen großen 
zusätzlichen ökonomischen aber auch militärischen Nutzen für die 
DDR. Dadurch kann eine relativ lange Lebensdauer der Firma möglich 
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sein. Die kommerzielle und operative Nutzung solcher Firmen 
setzt im MfS eine federführende Abteilung voraus. Inwieweit 
die bestehenden Abteilungen dafür in Frage kommen, bedarf 
einer gesonderten Prüfung. Für die operative Nutzung der ab- 
gedeckten Firmen trifft in noch weit größerem Maße die Fest- 
stellung zu, daß die Auswahl der Kader für diese Aufgaben aus 
dem Bereich der Firmen die entscheidende Frage ist. Es sollen 
deshalb einige Kriterien für die Personenauswahl aus dem Be- 
reich der Firmen für die Durchführung operativer Aufgaben dar- 
gelegt werden. Dabei sollte in zwei Etappen vorgegangen wer- 
den. 

In der ersten Etappe sind folgende Hauptfragen zu klären; 

Prüfen und analysieren des Personenkreises, der bis ziun 
jetzigen Zeitpunkt dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
bei der Abwicklung von Geschäften im NSW bekanntgeworden 
ist. Die Einschätzung der beruflichen Qualitäten, der 
Charaktereigenschaften und der Verbindungen dieser Personen, 
Einschätzung, inwieweit läßt sich ihr gegenwärtiger Status 
in der Zusammenarbeit erweitern, umgruppieren oder verändern. 
Welche Bindungen haben diese Personen zur DDR, aus welchen 
Motiven heraus sind sie stark ausgeprägt. Waren die Personen 
in der Abwicklung von Geschäften mit der DDR zuverlässig. 
Bestehen materielle Abhängigkeiten von der DDR? 

Das systematische Suchen und Aufbauen von Personen, die 
für eine bestimmte Funktion in einer Firma herangebildet 
werden können. Perspektivische Auswahl und Schulung dieses 
Personenkreises. Welche IM im Ausland können für einen zweck- 
mäßigen Einsatz in der einen oder anderen Firma in Frage 
kommen? 

Die für den operativen Einsatz vorgesehenen Personen in abge- 
deckten Firmen müssen folgende Charaktereigenschaften haben, die 
sich in der ersten Etappe der Sondierung des Personenkreises 
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bestätigen müssen: 

Es muß ein echtes Vertrauensverhältnis der Personen zur 
DDR bzw. zum MfS vorhanden sein. 

Es müssen echte Garantien gegeben sein, die die Einschätzung 
zulassen, daß eine solche Person der DDR bzw. dem MfS treu 
ergeben ist. 

Die Person muß charcücterlich , kontaktfreudig, anpassungsfähig, 
beweglich und mit einem soliden Fach- und Sachwissen ausge- 
rüstet sein, über eine gute Allgemeinbildung, vor allem 
Sprachkenntnisse, eine gute und saubere äußere Erscheinung 
verfügen. 

Die zum Einsatz vorgesehenen Personen müssen über eine ein- 
wandfreie Vergangenheit verfügen. 

Erst wenn diese Fragen in der ersten Etappe der Vorsondierung 
für den Einsatz in abgedeckten Firmen geklärt sind, darf zur 
zweiten Etappe, dem Einbau vorhandener IM in die Firmen - hier 
evtl, schon bei Firmengründung - aber in diesem Stadium mit 
vorwiegend kommerzieller Aufgabenstellung bzw. der Nutzung von 
neuen Kandidaten aus dem Bereich des Firmenpersonals Uberge- 
gangen werden. Die Werbung neuer IM- Kandidaten aus dem Personen- 
kreis der Firmen darf in der Regel erst dann erfolgen, wenn die 
gegründete abgedeckte Firma bereits auf eigenen Füßen steht und 
existenzfähig ist. Als Hauptmethode der operativen Nutzung der 
Firmen ist nach Ansicht der Verfasser der Weg des Abschöpfens 
der Firmenmiteupbeiter unter dem Vorwand geschäftlicher Notwendig- 
keiten durch die Verb indungs per sonen der DDR zu gehen. 

Der kommerzielle, als auch operative Erfolg von zu gründenden 
Firmen oder Firmenbeteiligungen im kapitalistischen Ausland 
hängt in großem Meiße von der einheitlichen Leitung des Aufbau- 
prozesses und während der gesamten Tätigkeit derselben eü5. 

Darüber hinaus hat sich speziell bei den offiziellen Gemischten 
Gesellschaften gezeigt, deiß eine Firma nur überdurchschnitt- 
lichen kommerziellen Erfolg haben wird, wenn sie von Beginn an mit 
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der ganzen Kraft des Hinterlandes ( der DDR) unterstützt 
wird. Es zeigt sich immer wieder, die Motive dafür sind sehr 
unterschiedlich, daß die DDR Außenhandelsbetriebe selbst nicht 
an ihre eigenen Auslands Verbindungen glauben und den vorhande- 
nen Auslandsfirmen zuwenig Unterstützung durch qualitätsgerechte 
und vertragsgemäße Lieferung vereinbarter Exponate geben. 

Da bei der Gründung und Erweiterung von eigenen abgedeckten 
Firmen im kapitalistischen Ausland die Erfahrungen bei der 
Gründung und Tätigkeit von offiziell als DDR-Firmen klar er- 
kennbaren Gemischten Handels- und Produktionsgesellschaften 
im NSW von Bedeutung sind, sollen sie kurz dargestellt werden. 

Die ersten Gemischten Gesellschaften wurden 1964/65 gegründet. 

Es handelte sich in der ersten Etappe um 3 Gesellschaften in 
Holland, Österreich und Griechenland, die speziell den Absatz 
von Erzeugnissen, die unter dem War’enzeichen ”ORWO” auf den 
Weltmarkt kamen, zu forcieren hatten. Darüber hinaus wurden 
in den Jahren 1967/68 und 1969 insgesamt 13 Gesellschaften 
als Absatzorgane von Exportbetrieben der metallverarbeitenden 
Industrie, Zeiss Jena 2, Außenhandelsbetrieb WMW-Export 2, 
Außenhandelsbetrieb Büromas chinen-Export 2 , Außenhandelsbe- 
trieb Maschinenexport 1 und durch die Leitfirma:. für Gemischte 
Gesellschaften im Ausland, z.Zt. noch Transinter, 2 Gesell- 
schaften gegründet. Bei der Gründung und der Tätigkeit der 
Gemischten Gesellschaften im Ausland sind eine Reihe zusätz- 
licher Risiken zu beachten, die sich vor allem aus der offi- 
ziellen Kapitalbeteiligung als DDR und aus der Tatsache er- 
geben, daß die Gemischten Gesellschaften kapitalistische Be- 
triebe sind und damit der Wirkungsweise der ökonomischen Ge- 
setze des Kapitalismus voll und ganz unterliegen. Auf die Tä- 
tigkeit dieser Firmen können sich besonders politische Ereig- 
nisse, wie Streik, Inflation, Regierungs- und Militärputsche, 
Ereignisse im sozialistischen Lager u.a.m. negativ auswirken. 

Die Gemischten Gesellschaften der DDR heüjen im Zeitraum von 
1964 - 1968 nur einen geringen Anteil am Export der DDR er- 
reicht. Zu Fob-Preisen wurden in diesen Jahren nur für insge- 
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samt rund 47 Mio VM auf Selbstkäufer und Provisionsbasis im 
Umsatz erreicht. Darüber hinaus vermittelte die Gemischte Ge- 
sellschaft SUNEY S.A. Uruguay, eine Zuckerfabrik im Werte von 
ca. 27.6 Mio VM, deren Auslieferung in der Hauptsache in den 
Jahren 1969/7o erfolgen wird. Die Exportentwicklung über Ge- 
mischte Gesellschaften in den einzelnen Jahren zeigt folgende 
Tendenz: 


1964 2 Gesellschaften 

1965 5 " 

1966 5 " 

1967 8 '• 

1968 11 " 


547 TVM 
5.374 •• 

6.591 ” 

14.420 •' 

2o.ooo •' 


Mit derartigen geringen Umsätzen sind diese Firmen nicht 
existenz- und konkurrenzfähig. 


Zu den in den Bilanzen der Gesellschaften ausgewiesenen Ver- 
lusten muß generell festgestellt werden: Die Mehrzahl der 
Gesellschaften wurde erst in den Jeüiren 1967/68 gegründet. Dies 
gilt fast ausschließlich für die Absatzorgane der Außenhandels- 
betriebe der metallverarbeitenden Industrie. Die gesammelten 
Erfahrungen zeigen, daß jedoch die Festigung und Entwicklung 
Gemischter Gesellschaften in der Regel einen Zeitraum von drei 
Jcüiren erfordert. Diese Erkenntnisse wurden auch durch die Kon- 
sultation mit anderen RGW- Ländern im IV. Quartal 1968 bestätigt.^^ 


1) In den letzten Wochen hciben sich westdeutsche Publikationsorgane 
verstärkt mit der Gründung von Gemischten Gesellschaften im 
Ost-West-Handel beschäftigt. 

So wurden unter dem Titel "Kapitalgesellschaften in Osteuropa" 
und "Gemischte Gesellschaften im Ost/West-HcUidel" Tendenzen 
zur Entwicklung solcher Eigentumsformen in den sozialistischen 
Ländern dargestellt. 

"Obwohl es gar nicht ins "sozialistische" System paßt, setzt 
sich in den europäischen Staaten lemgsam aber sicher die 
Erkenntnis durch, daß man Geld arbeiten lassen kann und daß 
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An dieser Stelle soll nochmals besonders herausgestrichen 
werden, daß die Entwicklung der Gemischten Gesellschaften 
nicht den objektiv vorhandenen Möglichkeiten entspricht 
und im wesentlichen auf die mangelnde Unterstützung der ver- 
antwortlichen Außenhandelsbetriebe und Exportbetriebe der DDR 


Fortsetzung der Fußnote von S. 133 


der Preis für Geld wieder Geld ist, möge dieses Zinsen, 
Dividende oder sonstwie heißen." 

(Weltwirtschaft - Ein- und Ausfuhrdienst Nr. 172, S. 5, 
vom 9.9.69) 

Herausgestellt wurden nachfolgende Gemischte Gesellschaften: 

Metatex - France polnisch-franz. AG - Handel mit 

Investitionsgütern 

Sigma - Italiana tschechoslowakisch-ital. AG - 

Handel mit Pumpen und anderen Geräten 


Naf sa 


Duta - Robusta 


sowj.-belg. Unternehmen - Import 
von sowj . Erdöl über Antwerpen 

ung.-franz. AG - Vertrieb von Traktoren 


Svetho 


ung.-schwed. AG - Verwendung einer 
schwed. Lizenz im Baugewerbe 


Intercarbon 
Cortez Mexiko AG 

Technotrans 

Sofpim 

Sibimex 


ung.-österr. AG - Brennstof fsektor 

ung . -mexikan . AG - Handel mit ung. 
Werkzeugmaschinen in Lateinamerika 

ung.-frauiz. Gesellschaft - Handel mit 
ung. Werkzeugmaschinen sowie Elek- 
trogeräten in Frankreich 

bulg.-franz. Gesellschaft - Import/ 
Export V. Maschinenbauerzeugnissen 

bulg.-ital. Gesellschaft - Import/Export 
von Maschinenbauerzeugnissen 


Valist Kapushiki Kaishi bulg.-jap. Gesellschaft- Prod. und 

Vertrieb bulg. Elektrowaren in Japan 

Es ist deutlich zu erkennen, daß auch die sozialistischen Länder 
sich in verstärktem Maße Gemischter Gesellschaften für den Ab- 
satz eigener Erzeugnisse in kapitalistischen Ländern bedienen. 
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sowie auf die Nichtbereitstellung des notwendigen Gründungs- 
kapitals (ca. lo Mio für 197o)durch die Staatliche Plankom- 
mission zurückzuführen ist. Hinzu kommt noch, daß den Ge- 
mischten Gesellschaften die entstandenen Kosten, die nicht 
durch die Einneihmen gedeckt werden, als Verluste in den 
Bilanzen ausgewiesen werden. Obwohl diese Feststellung all- 
gemein richtig ist, muß man wissen, daß die DDR noch über 
andere Formen der Absatzgesellschaften, wie z. B. der tech- 
nich-kommerziellen Büros, verfügt. In diese Formen der Absatz- 
organisation werden die erforderlichen Kosten in die Dienst- 
leistungspläne der Außenhandelsbetriebe auf genommen und 
daraus finanziert. Durch diese Formen wird das Verhältnis 
zwischen Kosten und Umsatz nicht klar sichtbar. Allein schon 
die Untersuchung der offiziellen Provisions Zahlungen für Ex- 
portvertreter der DDR in kapitalistischen Ländern - ohne die 
vielen zusätzlichen Zuwendungen aus Werbefonds und Ver- 
treterzuschüssen u.ä. Mitteln - zeigen, daß ca, 7o - 8o Mio 
aus der DDR diesen Firmen als Unterstützung gezahlt werden. 
Deshalb muß das Ziel darin bestehen, in diesen eingeführten 
ausländischen Firmen mit DDR-Kapital einzudrirfen. Dadurch 
können von vornherein bisher begangene Fehler ausgeschlossen 
werden, die der DDR zum Teil viel Geld kosteten. Mit der Be- 
teiligung an bestehenden Firmen mit Geschäftsverbindungen zur 
DDR kann eine große Quelle von Zeit- und Kostenersparnis er- 
schlossen werden, die bisher noch nicht zielstrebig genutzt 
wurde. Durch die Bildung eines eigenen Dienstleistungsbe- 
triebes für die Vorbereitung und den Aufbau von Gemischten 
Gesellschaften im Ausland, der dem Bereich Handelspolitik mit 
kapitalistischen Ländern im Ministerium für Außenwirtschaft 
direkt unterstellt werden soll, wird nach unserer Auffassung 
ein konsequenter Weg gegangen, um diese Form des offiziellen 
Auftretens der DDR in kapitalistischen Ländern optimal zu 
gestalten und über diese Form der Beteiligung an Gemischten 
Gesellschaften zusätzliche Devisen für die DDR zu erschließen. 
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Anlage 


Aktivitäten westdeutscher Botschaften und Vertretungen 
im Ausland gegen die Auslandsvertretungen der DDR und gegen 
die Außenv;irtschaf tsbeziehungen der DDR zu den jeweiligen 
Ländern. 

Im Anschluß an den Abschluß eines 5- jährigen Handels- und 
Zahlungsabkommens auf Regierungsebene zwischen der DDR 
und Zypern im Dezember 1968, protestierte die v/estdeutsche 
Botschaft in Zypern dagegen und auch gegen den Besuch des 
Ministers für Außenwirtschaft der DDR und drohten, V/est- 
deutschland würde seine Beziehungen zu Zypern einer Über- 
prüfung unterziehen. 

Anläßlich der Eröffnung der Pleischwarenausstellung der 
DDR in Nikosia am 7. 5. 1968 in der Handelsmission der 
DDR versuchte der Handelssekretär der westdeutschen Botschaft, 
der ohne eingeladen zu sein erschien, die Leistungsfähigkeit 
der DDR-Industrie zu diskreditieren und die Existenz der 
DDR als selbständiger souveräner Staat in Abrede zu stellen« 
Durch das besonnene Auftreten der DDR-Vertreter konnte 
diese Provokation zurückgewiesen werden. 

Ein besonderes übles Manöver startete die westdeutsche 
Botschaft in Kolumbien im Zusammenhang mit der 7a Inter- 
nationalen Messe in Bogotha im August 1968, Auf Protest der 
westdeutschen Botschaft hin lehnte das Außenministerium 
Kolumbiens es ab, die Ausstellungshalle der DDR mit der 
Staatsbezeichnung Deutsche Demokratische Republik zu 
kennzeichnen. Als von der Handelsmission der DDR mit Hilfe 
von Bilddokumenten von der Hannovermesse 1968 bewiesen wurde, 
daß selbst in Westdeutschland eine gleichberechtigte Teilnahme 
der DDR erfolgte, wurden diese Dokumente von der westdeutschen 
Botschaft als Fälschung bezeichnet. Durch die Vorlage weiterer 
Dokumentationen konnte die Unglaubwürdigkeit der westdeutschen 
Botschaft nachgewiesen v/erden, 
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Auf Intervention V/estdeutschlands und durch die Ent- 
fesselung einer Presaepolemik trat Japan Anfang 1969 
von der bereits zugesagten Absicht zurück, die Ein- 
richtung eines Handelsbüros der DDR in Japan zu gestatten. 

Durch die Beeinflussung der Staatsbank Uruguays seitens 
westdeutscher Berater vAirde einer uruguayischen Kälber- 
firma ein bereits zu gesagter Kredit nicht gewährt und 
dadurch die Liefei^ing einer Zuckerfabrik durch die DDR 
verhindert. 
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Anlage 2 


Versuche westdeutscher Konzerne gemeinsam mit 
DDR-Bstrieben in dritten Ländern als Kooperations- 
partner aufzutreten* 

Im Frühjahr 196? schlug der Simen s- Konzern Erlangen 
den VEB Carl-Zeiss-Jena vor* Einbau der neuentwickelten 
Röntgenschirmbildkamera des VEB Zeiss in komplette 
Schirmbildgeräte des Simens-Konzems, wobei Simens 
für abzustimmende Exportländer die Exklusivität 
forderte. 

Es v;ar zu erwarten, daß Simens nach der westdeutschen 
Terminologie der Alleinvertretungsanmaßung diese 
Exportware als deutsches Erzeugnis deklariert hatte. 
Deshalb wurde aus politischen Überlegungen diese 
Kooperation abgelehnt. 

Der Demag-Konzem schlug im Januar 1968 Betrieben der 
DDR den gemeinsamen Aufbau eines Hittenwerkes in Skoplie 
in Jugoslawien im Werte von 100 Irlillionen Valutaraark 
mit 10- jährigem Kredit vor. 

Dieser Vorschlag war darauf gerichtet, Angebote über 
gemeinsames Auftreten und enge Kooperation zwischen der 
DEMAG und den Betrieben der DDR auf dritten Märkten zu 
unterbreiten. Die Realisierung wurde verhindert. 

Der Klöckner-Konzem schlug im Dezember 1967 dem 
AHB Maschinen- Export folgendes vor. Der gesamte Außen- 
handelsbetrieb beteiligt sich an der Ausschreibung 
Cassablanca die eine Lieferung von Hafenkränen nach 
Marrokko beinhaltet. Die Ausschreibungsbedingungen ver- 
langen 15 Jahre Kredit, 
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Klöckner bot an, sich an der Finanzierung dieses 
Objektes über ein westdeutsches Finanzinstitut zu 
beteiligten. Das väirde bedeuten, daß die DDR bei der 
Ausführung dieses Auftrages in Abhängigkeit von einem 
westdeutschen Konzern geriet. Diese Kreditfinanzierung 
durch den Klöckner-Konzern wird nicht vorgenomraen. 

Die Mannesmann-AG hat dem AHB Invest-Export angeboten, 
gegen eine Provision über das Berliner Abkommen eine 
Anlage in Höhe von ca« 6 Millionen Valutamark in die 
C3SR zu liefern. 

Damit wird durch einen westdeutschen Konzern versucht, 
die DDR auszunutzen, um in ein sozialistisches Land auf 
den Markt einzudringen. Diese Manipulation wurde nicht 
zugelassen. 
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Anlage 3 


Versuche der westdeutschen Regierung zur Erpressung der 
liATO-Staaten und SV/G-Verbündeten, 

Die Bonner Regierung benutzt ihre dominierende Stellung 
in der EV/G und in den anderen imperialistischen Gremien 
dazu, die Entwicklung der '.Virt Schaftsbeziehungen der DDR 
zu anderen europäischen Industriestaaten zu diskriminieren. 

Diese Zielsetzung der Bonner Regierung zeigt sich in 
einem Beschluß des Ivlinisterrates der EWG, der auf west- 
deutschem Druck mit folgendem Inhalt gefaßt vairde. 

Der Handel der anderen E'.VG-Staaten mit der DDR soll niedrig 
gehalten werden und darf eine bestimmte Höhe nicht über- 
schreiten. 

Langfristige Kredite dürfen der DDR nicht gewährt werden. 

Auf der Basis der Berner Konvention verlangt Bonn von 
seinen EWG-Partnem, daß Kredite nicht länger als für 5 Jahre 
gewährt v^erden dürfen. Das trifft vor allem auf Investitutions- 
l:recli+e für den .inlagenbau in der DDR oder für die Finanzierung 
anderer langfristiger Objekte zu. 

Alle Handelsvereinbarungen der übrigen EWG-Länder mit der 
DDR setzen die Kenntnis und Billigung der Bonner Regierung 
voraus. 

Die Bonner Regierung verlangt in Verhandlungen mit der 
britischen Regierung, daß sie ihre Zustimmung zum britischen 
EV/G— Beitritt u, a. von der Haltung Großbritanniens zum 
Handel mit der DDR abhängig machen werde. 

In Frankreich wurden 1965 und I968 Getreideeinkäufe für 
insgesamt 150 llillionen Valutamark getätigt. Durch die 
Behandlung der DDR als Drittland, wurden den Französischen 
Exporteuren Rückvergütungen aus dem Agrarfonds gezahlt, 
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Durch Einspriach der westdeutschen Regierung v/urden ab 
^^o'o die L-eferungen in die DDR nicht mehr als Lieferungen 
in ein Drittland anerkannt. Die Preise werden auf das 
Z.VG-'Iiveau erhöht, so daß die DDR die Importe aus Frankreich 
an Getreide einstellte. Ara 20. 12, 196? vvarde dem 
italienischen Außenministerium ein Protestbrief der west- 
deutschen Regierung übergeben, in dem folgende Kaupt- 
forder'ungen enthalten ’varen. 

Italien soll keine v/esentliche Erhöhung des Volumens 
der V/arenliste für 1968 im Raiimen des Abkommens der Kammer 
für Außenhandel ICE zulassen. 

Italien soll keinerlei Zugeständnisse gegenüber Forderungen 
der DDR abgeben. Es darf nichts unternommen werden, was 
zu einer Aufv/ertung der DDR führen könnte. 
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Anlage 4 


Preisvergleiche für Importe aus V/estdeutschland und West- 
berlin zu anderen kapitalistischen Industrieländern. 


Metallurgische Erzeugnisse: 


Position 

Preis vVD/WB 
per t 

Preis KiL 
per t 

Edel Stahlrohre 

9-592.- VM 

10 . 295 .- VH 

Niro-Pe inbleche 

3.590.- m 

3.920.- VIvI 

Pederbandstahl 

2.155.- VM 

2,950.- VI-^ 

Schweißdraht 

296,- VM 

498,- m 

Profilwalzdraht 

634 .- VM 

885.- VM 

Chemische Erzeugnisse: 

Position 

Preis WD/WB 
per t 

Preis KIL 
per t 

Titandioxyd 

1.679.- VM 

1.825.- VIA 

Glycerin DAB 

1.804.- VM 

2.050.30 VM 

Olein 

889.59 VM 

999.54 VM 

Polystyrol (schäumbar) 

I 

• 

0 

• 

1,500,- VM 
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Anlage 5 


Aus der Tatsache, daß die Klassifizierung und Begut- 
achtung der Exponate den vertraglich festgelegten 
Qualität sbildem entspricht und durch die Beauftragten 
der Intercentral vorgenommen wurde, ergibt äch, daß die 
Stoßungen ungerechtfertigt sind. 

So wurden im Zeitraum vom 23« 2, - 13. 5. 1959 im Schlacht- 
hof Burg folgende Stoßungen vorgenommen; 


Datum; 

Soll 

vor ge führt 

abgenommen 


23. 2. 69 

220/2 

220/2 

130/2 



24. 2. 69 

300/2 

300/2 

252/2 



2, 3. 69 

300/2 

310/2 

211/2 



9. 3. 69 

300/2 

360/2 

215/2 



11. 3. 69 

300/2 

330/2 

192/2 



8. 5. 69 

275/2 

200/2 

169/2 



13. 5. 69 

300/2 

260/2 

164/2 



Die gleichen Erscheinungen und Tendenzen treten 

in 

allen 

Fleischkombinaten und Schlachthöfen 

der DDR auf, 

was an 

nachfolgenden Beispielen, die beliebig ergänzt werden 

können, bewiesen werden soll; 




Schlachtbetrieb 
der DDR 

Datum V 

or ge führt 

abgenommen 

Stendal 


13. 4. 69 

300/2 


68/2 

Ludwigslust 


15. 5. 69 

320/2 


71/2 

Eisenhüttenstadt 

20. 4. 69 

257/2 


112/2 

Halle 


21. 1. 69 

210/2 


22/2 

Zerbst 


17.12. 68 

250/2 


177/2 

Plauen 


4. 5. 69 

424/2 


320/2 

Parchim 


8. 4. 69 

80/2 


58/2 

Perleberg 


9. 4. 69 

100/2 


79/2 
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Diese ungerechtfertigten Stoßungen bildeten auch im Jahre 1968 
die wesentliche Ursache dafür, daß kein höheres Devisenauf- 
kommen durch die Lieferung von Fleischv/aren nach v/estdeutschland 
und Westberlin für die DDR erbracht werden konnte. 


Durch die westdeutschen und westberliner Firmen '//ird über 
ihre Abnehmer durch ungerechtfertigte Qualitätsabstufung 
der DDR Schaden zugefügt. 

Der durch die Umklassifizierung eingetretene Schaden 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Verkaufserlösen der 
einzelnen Qualitätsbilder. 


Güteklasse 

E 

3.500 VE 

pro 

t 

II 

• I 

3.350 ” 

II 

ft 

n 

II 

3.000 " 

11 

tt 

II 

III 

2.600 » 

II 

tt 

So wurden z. B. 

am 9. 

4. und am 20. 

4# 1969 im Schlachthof 


Cottbus 

6l Schweinehälften von der Klasse S zur Klasse I und 
182 Schweinehälften der Klasse I zur Klasse II 

einklassifiziert. 

Die durchgeführten Überprüfungen in allen Lieferbetrieben 
der DDR ergaben, daß bei mindestens 20 % der Exponate 
derartige Qualitätsabstufungen vorgenommen v/urden. Das 
ergibt unter Zugrundelegung des realisierten Exportes 
einen Gesamtschaden in Höhe von 2,1 Mio VE im Zeitraum 
des Jahres 1968. 
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Die Exportgeschäfte des VE3 Pressen- und Scherenbau 
in das nicht sozialisti sehe Lager werden über Vertreter- 
firmen abgev/ickelt* 

Die Hauptvertreterfirmen in Westdeutschland sind: 

- Gebrüder Hoffmann 
Werkzeugmaschinen GmbH. 

4 Düsseldorf , Erkrathestr. 16? 

- Präzisionswerkzeug GmbH. 

6 Frankfurt /Main 

- Kurt Schv/eln & Co. 

Werkzeugmaschinen KG. 

4 Düsseldorf , Hörweg 230 

Gebrüder Hoffmann« Werkzeugmaschinen GmbH. 

Diese Firma hat Niederlassungen in; 

- 2 Hamburg 1 , Gotenstr. 3 

- 8 München 18, Schwarz str. 2 

- 1 Berlin 21 , Kaiserin-August a-Allee 5 

- 7 Stuttgart 13» Talstr. 6o 

- 6 Frankfurt /Main, Schaumainkai 41 

Durch die Vertreterfirma Gebrüder Hoffmann, Düsseldorf, 
wurde beim VEB Pressen- und Scherenbau eine doppelwirkende 
Tiefknieziehpresse Typ PKNZT I 500/250 bestellt. Bei Ver- 
handlungen in Erfurt am 27. 9. 1968 wurde der Verkaufspreis 
mit 475.000,- VE und als Liefertermin der 10. 10. 1968 
genannt. 
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Durch eine Änderung im Produktionsplan mußte als neuer 
Liefertermin der 15« n« 1968 vereinbart werden« 

Diese Situation wurde von der westdeutschen Vertreterfirma 
zum Anlaß genommen, Forderungen zu erheben und durchzu setzen, 
die für den VSB erhebliche finanzielle und ökonomische 
Verluste zur Folge hatten* 

Sie bestanden darin, daß zusätzlich eine '.laschine Typ PKZZ I 315, 
die bereits an den VEB NEMA Netzschkau geliefert wurde, für 
einen "Sonderpreis” von 150.000,- VE geliefert wurde. 

Darüber hinaus vmrden folgende Forderungen gestellt: 

- Kostenlose Montage der noch nachzuliefemden Maschine 
Typ PKNZT I 500 durch den VEB, 

- Lieferung dieser Maschine frei Grenze einschließlich 
kostenloser Verpackung, 

- Kostenlose Lieferung von Ersatzteilen und kostenlose Montage 
einer bereits vor mehreren Jahren gelieferten Maschine 

Typ DF 400, zu der keine Garantieleistungen mehr zu er- 
bringen sind, 

- Durchsicht der Maschine Typ DF 400 durch 2 Monteure des VEB* 

Die Durchsetzung dieser Forderungen brachten dem westdeutschen 
Betrieb erhebliche Gewinne, da 

- die Maschine Typ PKZZ I 315 sowieso im Investitionsprogramm 
der westdeutschen Firma enthalten war und sie diese zum 
Vorzugspreis erhielt, 

- die Lieferung von Ersatzteilen und Dienstleistungen kosten- 
los zu solchen Maschinen erfolgte, für die keine Garantie- 
leistungsverpflichtungen mehr bestehen, 

- die Maschine PKNZT I 500 darüber hinaus noch zu liefern war 
und diese kostenlos verpackt und montiert wurde. 
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Der dadurch dem VEB Pressen- und Scherenbau entstandene 
Schaden erhöht sich noch dadurch, daß die Maschine TyP PKZZ I 
315 vom VEB NEMA Netzschkau zurückgekauft und Zugeständnisse 
gemacht v/urden, wie z* B. 

- Übernahme der Montage- und Transportkosten, 

- Bereitstellung und Finanzierung des Transportraumes, 

- Verlängerung des Generalreparaturvertrages, 

- Lieferung einer neuen Maschine Typ PKZZ I 31 5 bis 5« -o, 1969« 

Ausgehend von dieser Sachlage erhebt sich die Frage, warum 
durch die verantwortlichen Mitarbeiter des VSB Pressen- 
und Scherenbau derartige Zugeständnisse gemacht werden, die 
zu erheblichen finanziellen und ökonomischen Verlusten des 
Betriebes führten und die um ein Mehrfaches höher liegen, 
als die mit der nicht termingerechten Lieferung der eingangs 
genannten Maschine vom Typ PKNZT I 500/250 verbundenen 
Konventionalstrafe in Höhe von 37*240,“ VE. 

Durch die westdeutsche Vertreterfirma wird ein starker Preis- 
druck auf die Erzeugnisse des VEB Pressen- und Scherenbau 
vorgenommen. Diese Preismanipulationen der westdeutschen Firma 
stellen sich als bewußte und zielgerichtete Tätigkeit zum 
Schaden der Volkswirtschaft der DDR dar. 

Die westdeutsche Vertreterfirma ist für die Firma Witte 8c Go,, 
Iserlohn, Stephanstr* 2 - 4 an der Lieferung von Pressen vom 
Typ III 500 interessiert. 

Der Preis einer solchen Presse beträgt 620,000,- VE, Dieser 
Preis wird von seiten der westdeutschen Firma als 20 % zu hoch 
bezeichnet, obwohl diese Pressen bisher mit diesem Preis nach 
Westdeutschland geliefert wurden. 

Für Maschinen des Typs PKZZI 500 will die westdeutsche Ver- 
treterfirma nur 50 - 60 % des Preises zahlen. 
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Aus einer Verhandlungsschrift des VEB Pressen- und Scherenbau 
geht hervor, daß die westdeutsche Dirma Interesse an Kauf 
einer Excent er- Presse 125 t hat. Die kleinste Größe, die der 
VEB Pressen- und Scherenbau her st eilt, ist eine 160 t Presse, 
Unter dem Vorwand, daß die westdeutsche Firma jedoch nur 
eine 125 t Presse benötigt und nur bei Preisreduzierungen 
beim VEB Pressen- und Scherenbau kauft, vAirde der Preis wie 
bereits in den zwei vorangegangenen Pallen, von 58.000,- VE 
auf 45.000,- VE reduziert. 
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Anlage 7 


Der Vertrieb der DDR- Exponate wurde in der Regel über die 
Generalvertreterfirma 

Kälte-Dienst Emsdetten GmbH 
4407 Emsdetten, Hermannstr* 7 

vor ge nommen. 

Hierbei handelt es sich um die Nachfolge firma des in 
Konkurs gegangenen Unternehmens 

Heitmann u, VVähning GmbH & Co, KG 
4407 Emsdetten, Borghorsterstr, 146/148 

Mit dieser Firma vwrden bereits im Jahre 1967 Verträge über 
die Lieferung von Gewerbe kühl schränken abgeschlossen. Der 
im Jahre 1967 abgeschlossene Vertrag belief sich auf 

520 Kühlschränke 

verschiedener AusfühDomgen, Bereits bei Abv/icklung dieses 
Vertrages, der sich mindestens auf 

200,000,- VE 

belief, traten erhebliche Schwierigkeiten auf. Die Abrufe 
der Pirmeninhaber erfolgten nicht termingemäß, so daß dem 
DDR-Betrieb erhebliche Lagerkosten entstanden. 

Die "Großzügigkeit" seitens des DDR-Lie f erbe triebe s geht 
soweit , daß 

336 Schränke 

ausgeliefert wurden ohne Vorlage der vertraglich verein- 
barten Vorauskasse, 
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Trotz Nichtrealisierung dieses Vertrages wurde ein neuer 
Vertrag abgeschlossen, obwohl bereits zu diesem Zeitpunkt 
die Zahlungsunfähigkeit dem Lieferbetrieb als auch dem 
Außenhandelsunternehmen Technoconimerz bekannt war. 

Der neue Vertrag beinhaltete die Lieferung von 100 Gewerbe- 
kühlschränken - G 45 niit einem Gesamtwert von 

64.000,- VE = 131 439,- M lAP. 

Daraus ergibt sich, daß die Exponate 50 % niedriger als der 
lAP angesetzt sind und dem Abnehmer äußerst günstige Ver- 
kauf smöglichkeiten bieten. 

Vom zu zahlenden Betrag erhielt die Pa, Heitmann und Wähning 
3 '/o Garantieablösung = 1,920,- VE gut ge schrieben. Gleichzeitig 
v;ird festgelegt, daß die Zahlung 120 Tage nach Rechnungs- 
datum gegen V/echselakzept erfolgt. 

Mit Abschluß dieses Vertrages wurden der Firma Heitmann und 
Wähning seitens Technocommerz zusätzlich 

26 Kühlschränke - 645 - 

mit einem Gesamtwert von 

16 . 640 ,- VE 

als kostenlose Entschädigung für angeblich schlechte Qualität 
bereits ausgelieferter DDR-Exponate zugebilligt. 

Als Mängel wurden seitens der v/estdeut sehen Firma 

- Befestigung der Schlösser, 

- Geräusche vom Magnetventil, 

- schlechte Oberflächenbearbeitung, 
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Die Lieferung der vertraglich, vereinbarten 100 Schränke 
sollte am 


3, 

1. 

1968 

nach 

3, 

1. 

1968 

nach 

4, 

1. 

1968 

nach 

8. 

1. 

1968 

nach 


Emsdetten 
Preiburg-Brei sgau 
Munster 
Emsdetten 


erfolgen, obwohl im Vertrag eindeutig Frachtfrei - Emsdetten 
festgelegt wurde. 

Am 3, 1, 1968 , also am Tag der festgelegten Auslieferung, 
forderte die Abnehmerfirma eine abermalige Umdisponierung nach 
Celle, Auch diese eigenmächtige Vertragsänderung durch den 
westdeutschen Abnehmer wird durch den Lieferbetrieb der DDR 
ohne Reaktion akzeptiert. 

Die sich dadurch erhöhenden Transportkosten gehen zu Lasten 
des DDR-Be triebe s. Ebenso muß man als Schadensumme die er- 
höhten Auslieferungskosten nach Preiburg und Münster dem 
Kühlmöbelwerk Erfurt zuordnen. 

Von den ausgelieferten 100 G 45 v,airden 80 G 45 erneut reklamiert 
und in die DDR zurückgeführt. Seitens des DDR-Betriebes 
erfolgte ein kostenloser Umtausch, Die Transportkosten gehen 
wiederum zu Lasten der DDR, 

Trotz äußerst schlechter Verkaufstätigkeit und Realisierung 
der Zahlungsbedingungen wurden abermals Verhandlungen über 
den Verkauf von 800 Kühlschränken geführt. Im Ergebnis dieser 
Vorverhandlungen bestellte die westdeutsche Firma 

400 Plaschenkühl schränke a 493,- VE 
250 Backwarenkühlschränke a 640 ,- VE 
150 Pleischwarenkühl schränke a 640 ,- VE 

Als Liefertermine vairden vereinbart: 

400 Backwaren- u, Pleischkühlschränke - 15, 2, 1968 
400 Plaschenkühlschränke - 15, 3* 1968 

mit einer Vorablieferungsgenehmigung von 4 Wochen, 
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Als ZahlungsbedingLingen wurden bei diesen Verhandlungen vor- 
ge schlagen; 

1/4 Kasse gegen Dokumente ( Sofort-Bezahlung) 

1/2 90 Tage Ziel gegen VVechselakzept 
1/4 1 20 Tage Ziel gegen Wechselakzept 

In diesem Zusammenhang stellte Pa« Heitmann und VVähning die 
Forderung, daß der Außenhandelsbetrieb eine Erklärung abgibt, 
worin er sich verpflichtet, bei Absatzschwierigkeiten eine 
Verlängerung der Laufzeit der V/echsel zuzustimmen* 

Trotz der Vereinbarung über die Zahlungsbedingungen It« Protokoll 
vom 1, 11, 1967 v/urde erneut den Forderungen des Herrn Wähning 
stattgegeben. 

Auf dem Genehmigungsdokument sind folgende Zahlungsbedingungen 
festgelegt : 

10 % Anzahlung bis 20, 4, 1968 = 43 960.40 VE 

Mai - November je 49 455,- VE = 346 185. — VE 

Dezember = 49 458.60 VE 

Als Liefertermine wurden erneut vereinbart April und Mai 1968. 

Der abgeschlossene Exportauftrag beläuft sich insgesamt auf: 

453 200,- VE = 1 037 965 . — Mark der DDR, 

Hierbei erhält die Firma Heitmann und Wähning 

3 % Garantieableistung = I 3 596,- VE, 

Mit dieser einmaligen Garantieableistung erlischt jeglicher 
Ansp37uch des Käufers auf Ersatzteile und Monteurleistungen, 
Sämtliche Forderungen seitens des Abnehmers erfolgen nur gegen 
Bezahlung, 




Da der VEB Kühlmöbel werk Erfurt mit dem abgeschlossenen Vertrag 
(Lieferzeit) nicht einverstanden ist und in diesem keine genauen 
Festlegungen über die vereinbarte Zulieferung von Magnetbändern 
sowie über die Abrufe getroffen wurden, wird Techno Commerz 
um eine Berichtigung gebeten. In dieser 1, Berichtigung wird 
eindeutig festgelegt, daß die Auslieferung bis 30, 6, 1968 zu 
erfolgen hat. Sollten seitens des Kunden keine Abrufe bis zum 
30, 5, 1968 erfolgen, wird die Auslieferung seitens der DDR 
vorgenommen. 

Die erv/ähnte westdeutsche Firma hat trotz dieses ungewöhnlichen 
Entgegenkommens der verantwortlichen Leiter von Techno Commerz 
keine Abrufe getätigt, so daß auf Grund von Produktiorsschwierig- 
keiten und Lagerüberfüllung des DDR-Betriebes am 11, 6, I 968 
selbständig mit der Auslieferung begonnen wird. Diese Festlegung 
der selbständigen Auslieferung erfolgte von Technocomraerz , obwohl 
die Vertragsfirma Heitmann und V/ähning in Konkurs ging, und die 
Geschäfte nach Ausscheiden des Teilhabers Heitmann allein durch 
Herrn Wähning weitergeführt wurden und dem Außenhandel sunt er^ 
nehmen Technocommerz seit längerer Zeit bekannt wai*, daß der 
Kunde zahlungsunfähig ist. 

Der Lieferbetrieb VEB Kühlmöbel Erfurt schätzt seinen Kunden 
folgendermaßen ein: 

"Die Fa, Kälte-Dienst Emsdetten ist kein Geschäftspartner 
für DDR-Betriebe, In diesem Unternehmen ist keine finanzielle 
Substanz vorhanden. Es vürd eingeschätzt, daß die Handels- 
tätigkeit mit der DDR nur Ausweichgeschäfte darstellen, die 
Fa, "KDE" in Westdeutschland keinen Kredit mehr bekommt. Bei 
Marktschwankungen bzw, Absatz schv/ierigkeiten ist die Fa, zahlungs- 
unfähig, Hinzu kommt, daß die Fa, in der westlichen Geschäfts- 
welt einen schlechten Leumund besitzt," 

Trotz aller dieser bekannten Fakten und obwohl die vertraglich 
festgelegte Anzahlung s summe bis zu diesem Zeitpunkt nicht ge- 
zahlt wurde, wurde der Vertrag durch den VEB Kühlmöbel nicht 
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storniert, sondern mit der Auslieferung begonnen. Allein 
dadurch wird bewiesen, daß es sowohl dem AHU Techno Commerz 
als auch dem Lieferbetrieb nicht um die Gestaltung effektiver 
Außenwirtschaftsgeschäfte geht, sondern in erster Linie um die 
rein formale Erfüllung des Exportauftrages, IXirch diese unveiv, 
antwortliche Handlungsweise verantwortlicher Außenhändler 
potenziert sich die Schädigung in materieller und ideeller 
Hinsicht ständig weiter. 

Wie bereits erwähnt, wurde also der Vertrag nicht storniert, 
sondern weitere Zugeständnisse gegenüber Kälte - Dienst Ems- 
detten vorgenommen. 

In einer 2. Berichtigung zum Exportauftrag vom 12, ?• 1968 
wird der Endauslieferungstermin der Ware auf den 31* 8, 1968 
festgelegt. Der Vertrag enthält auch neue Zugeständnisse in 
preislicher Hinsicht, Die Zahlungsbedingungen ändern sich 
demnach in; 

10 % Anzahlung bis 20, 6. 1968 = 43 960,40 VE 

August - Februar 1969 je 49 455»- VE = 346 185*— VE 

März 1969 = 49 458 , 60 VE 

439 604 .-" VE 

Bis zu diesem Zeitpunkt waren bereits 273 Kühlschränke ausge- 
liefert. Schleppend werden die Abrufe seitens Kälte-Dienst 
Emsdetten getätigt. Einen Teil dieser Abrufe werden an andere 
Orte gefordert, so daß die entstehenden Mehrtransportkosten (Zeit 
und Kilometer) abermals zu Kosten der DDR gehen. Ein Teil dieser 
Abrufe wird dann durch Herrn Wähning wieder storniert» da der 
Lagerbestand in Emsdetten sich vergrößert. Ein Teil der Abrufe, 
die Wähning tätigt und an die Unterhändler gelangen soll, 
werden von diesen nicht angenommen. 
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Anlage 8 


Die als Anlage dargestellten Tabellen sind Teilergebnisse 
aus den Erkenntnissen der Zenti^alen Reisestelle beim Büro 
des Ministerrates. 

Seit 1. 1. 1969 werden Einreisen nur noch für ein Vierteljahr 
beantragt und erteilt (vorher monatlich). 

Damit hat sich die Anzahl der Anträge pro Quartal verringert 
(einige reisten ja 3 x im Quartal ein). Die dennoch hohe 
Anzahl ira Jahre 1969 muß als Steigerung gewertet werden. 

Seit dem gleichen Zeitraum gibt es keine Trennung mehr zwischen 
Anträgen für die Hauptstadt der DDR und dem Gebiet der DDR, 
Bürger aus V/estberlin sind deshalb nicht mehr als Besucher 
der Hauptstadt, oder V/eiterreisende in die DDR zu erkennen. 

Eine Vielzahl von AHB v/erden ständig von westdeutschen und 
westberliner Vertretern aufgesucht, obwohl diese AHB keine 
Passierscheine ausgestellt haben. 

Z, B, wurden in einem Quartal 

- Unitechna von 82 Vertretern aus Westdeutschland und West- 
berlin aufgesucht, davon allein 68, ohne daß Unitechna 
einen Antrag auf Passierscheine gestellt hat. 

Das sind gleich 83 ‘ 0 . 

- AHB Holz und Papier wurde von I36 Vertretern auf ge sucht, 
davon hatte AHB Holz und Papier für I 969 keinen Antrag 
gestellt. Das sind gleich 50,8 % 

Analog zu diesen Beispielen ist die Praxis der Vertreter im 
gesamten Gebiet der DDR, wie der Aktionsradius der westberliner 
und westdeutschen Vertreter 

- de Haas Eredrik Senior und Junior 

- Arfif, Helmut und Rita 

- Skrzypzymski , Leo 

- van Vuuren, Jan 


280 


es zeigen 




Entwicklung der beantragten Aufenthaltsgenehmigungen für Bürger aus Westdeutschland 
für das Gebiet der DDR 


Zeitraum 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

AHB 

1969 

WB 

ges^ 

1 . Quartal 

445 

852 

1.255 

1.514 

2.057 

1.670 

•403 

2.073 

2, Quartal 

819 

1.122 

1.540 

2.135 

1.995 

1.761 

515 

2.276 

3. Quartal 

750 1 

2.359 

1.568 

1.732 

1.971 

1.637 

610 

2.247 

4. Quartal 

1 .003 J 


1.821 

1.992 

2.224 


— 

— 


Im Zusammenhang mit der AH-TäUgkeit reisen damit Bürger aus 'Westdeutschland und 
Westberlin ständig in die DDR 


Zeitraum 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1. u.uartal 

687 

1,171 

1.634 

2.205 

2.872 

2. Quartal 

1.134 

1.612 

2.133 

3.052 

2.854 

3. (Quartal 

1.016/ 

3.277 

2.100 

2.564 

3.456 

4. (Quartal 

1.420/ 


2.432 

2.934 

3.142 




Entwicklung der von den AHB beantragten Aufenthaltsgenehmigungen für die Hauptstadt 
der DDR für westberliner Bürger 


1969 = Berlin u, DDR pro Y4 Jahr 


Zeitraum 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

AHB 

WB 

ges. 

1, Quartal 

2.845 

3.135 

3.199 

3.033 

2.515 

1.635 

62 

1.697 

2, Quartal 

3.010 

3.090 

3.242 

2.751 

2.455 

1.400 

92 

1.492 

3* Quartal 

3.004 / 

6.395 

3.157 

2.474 

2.627 

1.842 

106 

1.948 

4. Quartal 

3.023J 


3.159 

2.850 

3.148 


- 

— 


Entwicklung der von den AHB beantragten Reisen in die DDR für westberliner Bürger 


Zeitraum 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1. Quartal 

242 

319 

379 

691 

8 I 5 

2, Quartal 

315 

490 

593 

917 

859 

3. Quartal 

266 ] 

918 

532 

832 

1.485 

4. Quartal 

417 J 


671 

942 

1 • 684 




Westberliner Vertreter 


de Haas, Fredrik (Senior) 

de Haas, Prederik (Junior) 

Pa, Werksvertretungen de Haas, Berlin 115 

Düsseldorfer Str, 33 a 

Vertretungen für; Beyer Leverkusen 

Aichelin 

Dr, Otto 

Somenor 

Aktionsradius in der DDR It, Reiseanträge des AHB Invest-Export 
in der Zeit vom 1« 1. 1967 - 31» 12. 19^8 


1. VEB Stahl- und V/alzwerk '’vV.P. " Hennigsdorf 

2. WB ^ Wälzlager u. Hormteile Karl-Marx- Stadt 
3* WB Automobilbau Karl-Marx-Stadt 

4, VEB Automobilwerk Eisenach 

5, VEB Automobilwerk Zwickau 

6, VEB Simson- Werke Suhl 

7» VEB Walzwerk Pinow/Ebersvmlde 

8. VEB Rohr- und Kaltwalzwerk Karl-Marx-Stadt' 

9» VEB Walzwerk Hettstedt/Südhai-z 

10, WB Stahl- und Walzv/erke Berlin 

11, WB Eisenerze - Roheisen Saalfeld 

12. WB NE-Metalle -Halbzeuge Eisleben 

13 . VEB Landmasch,- u, Traktorenbau Leipzig 
14« VEB Ghemieingenieurbau Leipzig 

15« VEB Draht- u. Schraubenfabrik Pinsterwalde/Cottbus 

16. VEB Kaltwalzwerk Bad Salzungen 

17 , VEB Draht- u, Pedernv/erke Karl-Marx-Stadt 

18. VEB Eisen- u. Hüttenwerke Thale/Harz 

19 , VEB Getriebewerk Brandenburg 

20. VEB Edelstahlwerk ”8, Mai" Preital 

21, Stadt Eisenhüttenstadt 

22, " Rothenburg 

23 . ” Ronneburg 
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Reihenfolge der Rei se an träge , alle für mehrmalige Reisen 


1967 


1. 

1.1. - 

31.3. 

stahl- u, Walzv/erke, Wälzlager 
und Normteile 

2. 

8.2. - 

31.3. 

VVB u, VEB Auto, Stahl- u, Walzwerk, 
Wälzlager u. Normteile, Eisenerz - 
Roheisen, NE-Metalle-Halbzeuge , 

3. 

1.4. - 

30.6. 

-dto- 

4. 

17.5. - 

30.6. 

VVB u, VEB Auto, Landmasch. u. Trak- 
torenbau 

5. 

1.7. - 

30.9. 

VVB u. VEB Auto, Chemieing.-Bau, 

6. 

1 ! 

TT 

Wälzlager u. Normteile, NE-Halbzeuge , 
Eisenerz-Rohei sen , 

7. 

1.10.- 

31 . 12 . 

Stahl- u, V/alzwerke, VVB u, VEB Auto, 

8. 

u 

IT 

NE-Halbzeuge, Wälzlager u, Normteile, 

1968 

1. 

16.1. 

- 10.4. 

VVB u. VEB Auto, Stahl- u. Walzwerke, 

2. 

!T 

TT 

Wälzlager u, Normteile, Chemieing.-Bau 

3. 

1.4. 

- 30.6. 

-dto- 

4. 

IT 

TT 


5. 

14.4. 

- 30.6. 

Stahl- u, V/alzwerke, Schraubenfabrik 
Pinsterv/alde 

6. 

4.4. 

• 

• 

O 

1 

Wälzlager u. Normteile 

7. 

1.7. 

- 30.9. 

VVB u, VEB Auto, Stahl- u, Walzwerke, 

8. 

If 

IT 

Wälzlager u, Normteile 

9. 

1.8. 

- 30.9. 

Eisenerz - Roheisen 

10. 

TI 

IT 


11. 

30.8. 

- 30.9. 

DIA-Invest Berlin 

12, 

IT 

IT 


13. 

1.10, 

• 

C\J 

• 

1 

DIA Invest Berlin 

14. 

IT 

IT 


15. 

1.10. 

1 

• 

ro 

VVB u. VEB Auto, Stahl- u, Walzwerke, 
Eisenerz - Roheisen 

Zu 

beachten ist, daß 

im März und September jedem Inhaber 


auf Grund der Leipziger Messen ohnehin die Einreisen gegeben 


werden. 
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Westberliner Vertreter 

Beruf: Schlosser 

jetzige Tätigkeit: Purapensach— 

verständiger - 


A r f T , Helmut 
A r f f , Rita 

Pa, Ing. -Büro H, Arff 
1 Berlin 27« Kettlerpfad 


Aktionsradius in der DDR| It, Reiseanträge des AHB - TG 
in der Zeit vom 1, 1, 67 - 31« 68 

1 • WB Schiffbau Rostock 
2, VEB Wamow-Werft Warnemünde 
3« VEB Mathias-Thesen-Werft Wismar 
4» WB Chemieanlagen Leipzig 

5, WB Zellstoff, Papier u, Pappe Dresden 

6, WTZ der WB Papierindustrie Dresden 

7, VEB Papierfabrik Schwedt 

8, VEB Kombinat" Schwarze Pumpe" 

9, Braunkohle Cottbus 

10. WB Mineraloele u. Betriebe Halle 

11. VEB Leuna Werke "W. Ulbricht" 

12. VEB Ghemieing.-Bau Leipzig 
13* VEB Buna-Werke 

14, VEB Alubau Y/ismar 


Reihenfolge der Reiseanträge, alle für mehrmalige Reisen 


1967 


1. 1.1. - 31.3. 

2 . " " 

3 . 20 . 12.66 - 
31. 3.67 

4. 1.4. - 31.12. 

5. ” 

6. 4.7. - 30.9. 

7. " " 

8. 1.10.-31.12. 

9. " " 


Schiffbau, CA-Leipzig, Zellstoff-Papier 
u, Pappe, 

"Schwarze Pumpe" 

"Schwarze Pumpe, TC Berlin, Schiffbau, 
Zellstoff , Papier u, Pappe 

Braunkohle Cottbus, Schiffbau 

Zellstoff , Papier u, Pappe, Schiffbau, 
Mineraloele, CA Leipzig, Braunkohle Cotrbus 
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1968 

1. 

1.1. - 

30.3. 

Leuna, Chera? eing.-Bau, Buna, Mineraloele 

2. 

f! 

TI 


3. 

6,4. - 

30.6. 

Schiffbau 

4. 

30.6. - 

30.9. 

Leuna, Buna, Schiffbau, CA Leipzig, 
Schv/edt 

5. 

1.7. - 

31.10. 

-dto- 

6, 

1.10.- 

31 . 12 . 

TG Berlin 

7. 

11,10,- 

11.1.69 

TG Berlin, Schiffbau, GA Leipzig 

8. 

n 

tl 
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Westberliner Vertreter 


Leo Sk r a y p z y n 3 ]<: i 

von 1,7.- 30 . 9* 68 keine Einreise nach 

Messe Leipzig 

WB Zellstoff »Papier u, Pappe 
VEB Thälmann-Werk Magdeburg 
VEB Germania Karl-Marx- Stadt 

Aktionsradius damit; 

VEB Walzwerk Pinow 
VEB Walzwerk Hettstedt 
VEB Flugzeugwerk Dresden 

VEB Industriewerke Karl-Marx-Stadt , Berlin, Dresden u, Heidenau 
VEB Zellstoff, Papier u. Pappe Dresden 

VEB Zentr. Pro^.-Büro für Zellstoff- u, Papierindustrie 
VEB Thälmann-Werk Magdeburg 
VEB Germanie Karl-Marx-Stadt 

WB Chemie-Anlagen Leipzig, Rudisleben, Oschersleben 
Institut für Schv/eißtechnik 
Zentralinstitut f» Schweißtechnik Halle 
Konstruktionsbüro Bitterfeld 
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vVestberliner Vertreter 

van V u u r e n , Jan 

Mitarbeiter: ,:.clchard.t, Elisabeth 
’.Vasmoeth, Gott lieb 
Ilillmann, Barbara 
van Vuuren, Helen 
v/asmoeth, Hendrik 

Vertretungen für: I.Ialcus Schweden 

Birka Trade Schweden 
Kobe Steel Japan 
de Schelde Holland 
Br an u, Lübbe JD 

Aktionsradius in der DDR, It, Reiseanträge der Transinter GmbH. 

1* Berlin 
2. Dresden 
3» Leipzig 
4. Rostock 
5* Magdeburg 
6* Karl-Marx- Stadt 
7* Potsdam 

8« WB Diesel-Pumpen u, Verdichter Halle 

9. WB Stahl- und Walzwerke Berlin 

10. WB Gießereien Leipzig 

11. DHZ Chemie 

12. WB Hisenerz - Roheisen Saalfeld 

13 . VVB Datenverarbeitung u. BUroraasch. Leipzig 

14 . WB Schiffbau 

15 . WB Chemieanlagen Leipzig 

16 . VEB Buna- W e r k e 

17 . WB Luft- u, Kältetechnik Dresden 

18. VVB Elektroapparate Berlin 

19 . VEB Hafenwirtschaft Rostock 

20. VVB Takraf Leipzig 

21. VVB A3UG Magdeburg 
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Abschrift der Verfügung Nr, 121 
des Vors, des Ministerrates 
vom 24, Juli 1969 


Die übertragene Verantwortung für die Außenwirtschaft wurde 
durch einzelne Betriebe und WB hinsichtlich der Genehmigung 
und Überwachung von kommerziellen V/arenbewegungen über die 
Grenzen der DDR bei der Durchführung von Importen grob 
verletzt. 

Zur Sicherung der staatlichen Ordnung und des Außenwirtschafts- 
monopols wird verfügt: 

1, Die staatlichen Außenhandelsbetriebe, WB, volkseigene 
Kombinate und Betriebe mit Außenwirtschaftsfunktionen 
dürfen nur im Rahmen des lizenzierten Planes und der für 
den jeweiligen Betrieb festgelegten Importwaren— Nomen- 
klatur Auslandsverträge abschließen. 

Der Minister für Außenwirtschaft wird beauftragt, den 
^ Leiter der Zollverwaltung anzuweisen, die Einhaltung 
dieser Festlegung durch ein wirksames Kontroll- und In- 
formationssystem zu gewährleisten, 

2, Außerplanmäßige Importe im Rahmen von 

- Beschlüssen des Ministerrates 

- Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates 

- Vereinbarungen zwischen den Ministern 

- Devisenkrediten 

- Lohnveredelungen und 

- vorgesehenen Reexporten 

dürfen gleichfalls nur entsprechend der für den 
jeweiligen Betrieb festgelegten Importwaren-Nomenklatur 
sowie im Rahmen der erteilten Lizenzen durchgeführt werden. 
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Ausnahmen von diesen Grundsätzen sind durch den Minister 
für Außenwirtschaft zu genehmigen. 

Außerplanmäßige Importe außerhalb dieses Rahmens sind 
untersagt, 

3, Um alle Vorteile, besonders im Handel mit kapitalistischen 
Konzernen und Firmen für die Volkswirtschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik zu nutzen, sind Anfragen und das 
Einholen von Angeboten im NSW in Abstimmung mit staatlichen 
Vertreterfirmen der DDR vorzunehmen. Entsprechende Verein- 
barungen sind zwischen den Generaldirektoren der Außen- 
handelsbetriebe, der Betriebe und Organe und den staat- 
lichen Vertreterfirmen kurzfristig abzuschließen, 

4, Die Minister, Vorsitzenden der Räte der Bezirke und 
Leiter der zentralen staatlichen Organe haben die Ein- 
haltung der Verfügung durch die mit der Durchführung von 
Importen beauftragten Betriebe, Einrichtungen und Organe 
zu sichern. 
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I, Forderungen der Deutschen Demokratischen Republik 
gegenüber der Bundesrepublik auf Erstattung von der 
Deutschen Demokratischen Republik geleisteter Repara- 
tionen 


Auf der GmndlAge der Tatsache, daß die Deutsche Demo- 
kratische Republik Reparationen zur Wiedergutmachung der 
durch Hitlerdeutschland im zweiten Weltkrieg ange- 
richteten Schäden in ungleich höherem Maße geleistet hat 
als Westdeutschland, ergibt sich die Berechtigung einer 
Forderung der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber 
Westdeutschland in Hohe von mindestens 


12,928 Mio DM DBB 

Diese Forderung wird wie folgt begründet: 

1, Von der DDR wurden insgesamt Reparationen 

geleistet in Höhe von 4*292 Mio $ 

davon 3*658 Mio 3 6is zum Jahre 1950* 

Die Bestätigung erfolgte im Schreiben 
des Vorsitzenden des Ministerrates der 
UdSSR vom 15. 5. 1950* 

In den Jahren 1951 bis 1953 wurden weitere 
634 Mio $ Reparationen seitens der DDR 
aufgebracht* Das ergibt sich aus dem 
Protokoll vom 22, 8. 1953 über die Ein- 
stellung der Erhebung der deutschen 
Reparationszahlungen, 

Die UdSSR hat der DDR auf Grund der 
genannten beiden Dokumente Reparationen 
erlassen in Höhe von insgesamt 5*708 Mio $, 
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2, Die von den VVestmächten gegenüber Westdeutsch- 
land anerkannten Reparationen werden nach einem 
Bericht der Inter-Alliierten eparations- 
Agentur aus dem Jahre 1949 mit insgesamt 

ausgewiesen, 51? Mio $ 

Die nähere Prüfung dieser v/e st deutschen Repa- 
rationen ergibt, daß nur ein geringer Teil 
aus der westdeutschen Wirtschaft geleistet 
wurde. Die Summe von 517 Mio $ kann mithin 
von uns nicht voll als westdeutsche Repara- 
tionsleistung anerkannt werden. 

Die von den V/estmächten anerkannten Repara- 
tionen setzen sich v/ie folgt zusammen: 

181 Mio 3 aus der westdeutschen Wirtschaft 
(Demontage und Lieferungen), 

43 Mio 3 Übergabe deutscher Handelsschiffe, 

293 Mio 3 Beschlagnahme deutschen Auslands- 
vermögens, 

Übergebene deutsche Handelsschiffe und das 
beschlagnahmte deutsche Ausl and svermö gen sind 
gesamtdeutsches Vermögen und gehören nicht 
Westdeutschland allein. Die Leistungen 
können demzufolge auch Westdeutschland 
nur anteilig als Reparationen angerechnet 
werden. Ein anderer Teil ist der DDR als 
Reparationsleistung zuzurechnen. 

Wenn diese Anteile entsprechend der Einwohner- 
zahl der beiden deutschen Staaten verrechnet 
werden, so erhöhen sich die der DDR zu ver- 
rechnenden Reparationen um 80 Mio 3 ^nd ver- 
mindern sich die Westdeutschlands um den 
gleichen Betrag, 
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3. Die Gesamt-Reparationen beider deutscher 
Staaten betragen demnach 
seitens der DDR 
seitens V/estdeut schland 
insgesamt 

Die Reparationen stellen einen Teil der Wieder- 
gutmachung der dunh den Hitlerkrieg verursach- 
ten Schäden und Verluste dar. Beide deutsche 
Staaten müssen demzufolge in gleichem Maße 
für die Reparationen herangezogen werden. 

Der zv/eckmäßigste Maßstab könnte die Berech- 
nung der Reparationsleistungen entsprechend 
der Einwohnerzahl der beiden deutschen 
Staaten sein, 

Einv/ohnerzahl der DDR 17.012 Mio = 23 j7 % 

Einwohnerzahl der Bundesrep, 54.758 Mio = 76,3 % 

Hiernach hätten Reparationen leisten müssen 

die DDR 
die DBR 

4. Entsprechend der unterschiedlichen Re- 
parationsleistungen beider deutscher Staaten 
ergibt sich folgende Aufrechnung der Forde- 
rungen der DDR gegenüber der Bundesrepublik: 

- Von der DDR effektiv geleistete Reparationen 4.372 Mio $ 
von der DDR anteilig zu leistende Reparationen 1,140 Mio $ 
Forderung der DDR an die DBR auf Erstattung 3.232 Mio $ 


1.140 Mio $ 
3.669 Mio $ 


437 Mio $ 
4.809 Mio $ 
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437 Mio 0 
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Von Westdeutschland effektiv geleistete 
Reparationen 

Von Westdeutschland anteilig zu leistende 
Reparationen 3« 669 Mio 0 

Verpflichtung der westdeutschen Bundesre- 
publik zur Erstattung gegenüber der DDR 3*232 Mio 0 


Da alle Reparationsleistungen entsprechend den 
getroffenen internationalen Vereinbarungen in 
US 0 verrechnet worden sind, besteht die Ver- 
pflichtung für Westdeutschland an die 
Deutsche Demokratische Republik eine Er- 
stattung in US 0 zu leisten. 

Wenn die DDR bereit ist, die Erstattung -West- 
deutschland in DM DBB anzunehraen, so ergibt 
sich aufgrund des derzeitigen offiziellen 
Kurses zwischen DM DBB und US 0 von 4 : 1 
eine Verbindlichkeit der DBR gegenüber der 

DDR im Betrage von 12*928 Mio DM DB] 

5. Bei der Ausarbeitung dieser Berechnungen sind 
eine Reihe Prägen aufgetreten, auf die ich 
hinweisen möchte: 

a) Wenn die Reparationsverpflichtungen entsprechend 
der Bevölkerungszahl beider deutscher Staaten 
berechnet wex-den, wie ist dann mit der Bevöl- 
kerung V/estberlins zu Verfahren? Da West- 
berlin nicht Bestandteil der Bundesrepublik ist, 
kann die Bevölkerung Westberlins auch nicht der 
Bevölkerung der Bundesrepublik zugerechnet 
werden. Da Westberlin eine selbständige 
politische Einheit ist, kann die Bevölkerungszahl 
auch nicht ohne weiteres zur Bevölkerungszahl der 
DDR zugerechnet werden. 
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Bei den obengenannten Berechnungen über die an- 
teiligen Reparationen beider deutscher Staaten 
wurde zunächst die Einwohnerzahl V/estberlins 
nicht herangezogen, d. h, , weder zur Bundes- 
republik noch zur Deutschen Demokratischen 
Republik hinzugerechnet, 

b) Es wurde die Präge aufgev;orfen, inwieweit ist 
es richtig, zum jetzigen Zeitpunkt die anteilige 
Berechnung der Reparationen beider deutscher 
Staaten nach dem Verhältnis der Bevölkerungs- 
zahl vorzunehmen, ohne daß eine abschließende 
Untersuchung der Auseinandersetzungen über das 
ehemalige deutsche Reichsvermögen vorliegt. 

Könnte durch die Berechnung der Reparationen 
nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl nicht 
ein Präzedenzfall geschaffen werden, der für die 
vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen für 
uns möglicherweise von Nachteil wäre, wenn die 
Verrechnung des ehemaligen Reichsvermögens 
nach dem Prinzip der Parität beider deutscher 
Staaten, nach dem Belegenheitsprinzip oder anderen 
Gesichtspunkten für uns vorteilhafter wäre. 

Unser Standpunkt hierzu ist, daß die Rechts- 
nachfolge der DDR in das alte Reichsvermögen 
und die Ansprüche der DDR auf die Verrechnung 
der Reparationen zwei voneinander getrennte, 
völkerrechtlich unterschiedliche Angelegenheiten 
sind, die nicht ohne weiteres miteinander ver- 
knüpft werden können, 

II, Forderungen der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber 
der Bundesrepublik auf Erstattung ökonomischer Verluste, die 
der Deutschen Demokratischen Republik durch Abwerbung, Menschen- 
handel und sonstige V/irtschaftsdi Versionen bis zum 13, 8,1961 
sowie durch Aufwendungen für die Sicherung der Staatsgrenze 
entstanden sind 
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Die Deutsche Demokratische Republik ist berechtigt, 
gegenüber der Bundesrepublik Anspruch auf Erstattung 
der Schäden, Verluste und Aufwendungen zu erheben, 
die aufgrund des von V/estdeutschland unter Ausnutzung 
der offenen Grenze gegen die DDR geführten Wirtschats- 
krieges entstanden sind, 

DerAnspruch der DDR auf Erstattung dieser 
Schäden, Verluste und Aufwendungen ist z, Zt, 

nachweisbar in einer Höhe von 85#260 Mio MDN 

Diese Forderung wird wie folgt begründet: 

1, Der DDR sind durch Abv/erbung und Menschen- 
handel in der Zeit vom 1, 1, 1950 bis 
13» 8 , 1961 ökonomische Verluste in Höhe 

von 62.700 Mio MDN 

ent standen, 

a) Durch die Abwerbung von Bürgern der DDR im 
arbeitsfähigen Alter, insbesondere von 
Spezialisten und Facharbeitern entstand 

in diesem Zeitraum ein Produktionsausfall 
von 88 ivird. MDN. 

Unter Berücksichtigung des Produktionsver- 
brauchs und der individuellen Konsumtion, 
die auf eine solche Produktionshöhe ent- 
fällt, ist der DDR ein Verlust an National- 
einkommen, das für d: 3 Akkumulation bestimmt 
ist, in Höhe von 16.400 Mio MDN entstanden. 

b) Ökonomische Verluste ergeben sich aber nicht 
allein aus dem Produktionsausfall, Als Produk- 
tivkraft verkörpert jeder Mensch einen Wert, der 
sich aus dem Aufwand der Gesellschaft für den 
Lebensunterhalt, die Erziehung und Berufsaus- 
bildung ergibt. Die Abwerbung der in der DDR 
ausgebildeten Facharbeiter, Wissenschaftler, 

Ingenieure, Ärzte, Lehrer usv/, führt für die 

DDR zu einem Schaden in Höhe des Aufwandes für 
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die Ausbildung und andererseits zu einer wider- 
rechtlichen Beredcherung der v/e st deutschen 
Monopole , 

Diese Verluste sind berechnet für den Zeitraum 
von 1950 - 1961 mit 42.400 Mio MDN. 

c) Ökonomische Verluste der DDR, die durch die 
widerrechtliche Ausnutzung der Arbeitskraft 
von Bürgern dv DDR in Westberlin entstanden 
sind (Grenzgänger). 

Der Verlust an Nationaleinkommen für die DDR 
beträgt hierfür 3*900 Mio MDN. 

Nicht berechenbar ist der Schaden, der der DDR durch 
den eingetretenen Gebuitenausfall sowie durch den 
Leistungsausfall der abgev/orbenen Wissenschaftler, 

Poi’ scher und Ärzte entstanden ist. 

Für den Zeitraum von 1950 - 1961 ist z, B. ein 
Arbeit sausfall bei Wissenschaftlern und 
Forschern von 28,5 ;Iio Stunden und bei Ärzten 
von 63,0 Mio Stunden eingetreten. 

2. Durch die Einführung einer Separatwährung in West- 
deutschland und in Westberlin sowie die Anwendung 
eines v;illidirlichen Schwindellcurses , der mittels 
staatlich sanktionier-'-.o.c ./of.lw; elstuben aufrecht 
erhalten wurde, v/urden der DDR unter Ausnutzung 
der offenen Grenzen große v/irtschaf tliche Schäden 
zugefügt. Die Ausnutzung des Schwindellcurses zu 
Spekulationsgewinnen und zu einem ausgedehnten 
Warenschrauggel hat die Wirtschaftskraft der DDR 
und die Versorgung der Bevölkerung erheblich gestört. 

Der westdeutsche Staat, die Monopole sowie eine 
Vielzahl von Spekulanten haben sich an dieser, von 
westdeutscher Seite bevaißt organisierten ver- 
brecherischen Ausplünderung bereichert. 
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Auf Giund der Feststellungen der Zollverv/altung, 
der analytischen Untersuchungen der Deutschen 
Notenbank und anderer Berechnungen beträgt der 
ökonomische Schaden aus den Währungsspekulationen 
und dem Warenschmuggel bis zum 13« 8« 1961 

mindestens 17» 320 Mio MDN 

3. Auf Grund der aggressiven Politik der westdeut- 
schen militaristischen und revanchistischen Kreise 
mußte die DDR seit 1952 erhöhte Aufv/endungen für die 
Sicherung der Staatsgrenze West und der Staats- 
grenze gegenüber V/estberlin bestreiten, die bei 
einer konsequenten Durchsetzung des Potsdamer 
Abkommens und der Sicherung einer friedlichen 
demokratischen Ordnung in Westdeutschland nicht 
notwendig gewesen wären. 

Auf Grund dessen ist die DDR berechtigt, diese 
zusätzlichen Aufwendungen zur Sicherung ihrer 
Staatsgrenze als Forderung gegenüber der Bundes- 
republik geltend zu machen. Sie beträgt 5.240 Mio MDN. 

4. Bei der Ausarbeitung der Berechnungen wi,irde die 
Frage aufgeworfen, inwiev/eit eine getrennte Er- 
mittlung der Forderungen aus den ökonomischen 
Verlusten, die durch die offene Grenze ent- 
standen sind, gegenüber Westdeutschland und 
Westberlin erfolgen sollte. 

Wir sind der Auffassung, daß für diese Forderung 
eine getrennte Ermittlung nicht richtig v/äre. 

Diese Forderungen sind sämtlich auf Grund der 
von den westdeutschen Monopolen und der Bundes- 
regierming mit direkter Unterstützung der west- 
lichen Besatzungsmächte betriebenen aggressiven 
Politik «iüve entstanden, bei der sie 'Westberlin 
als ihren Brückenkopf und Stützpunkt mißbrauchen. 
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III« PordexTingen der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber 
Westdeutschland bzw, den Westmächten infolge widerrecht- 
licher Beschlagnahme und Aneignung von der DDR zustehenden 
Rechten 


Neben den bisher genannten ökonomischen Verlusten der DDR 
sind eine Reihe weiterer Schäden durch westdeutsche Mono- 
pole und westliche Besatzungsmächte zugefügt worden. Nach- 
weisbar sind bis jetzt hier insbesondere folgende Verluste: 

1 , Diebstahl von Patentschriften 

a) Die amerikanischen Besatzungstruppen haben bereits 
während der Besetzung Jenas, unter Verletzung des 
Jaltaer und Potsdamer Abkommens, Zeißwerte mit einem 
ausgev/iesenen Wert von 18 Mio DM geraubt« 

Dazu gehören 180 000 Patentschriften, Bücher der 
Patentverwaltung mit Seltenheitswerten, eine Poto- 
ob jektivsammlung von 2 000 Stück Objektiven u« a. 
wichtige Werte, 

Die Amerikaner haben unmittelbar nach dem Raub 
dieser Dolairaente und Materialien festgestellt, 
daß sie damit die Monopolstellung auf dem Objektiv- 
markt erlangt haben« Durch diesen Diebstahl waren 
die Amerikaner faktisch in der Lage, auf den Er- 
gebnissen von Zeiss, Jena, die auf diesem Gebiet 
in der Welt die Rührung inne hatten, aufzubauen 
und eine eigene Monopolstellung zu begründen« 

Der tatsächliche Wert der geraubten Patent- 
schriften und Patent akten muß nach den vor- 
liegenden Erfahrungswerten auf mindestens 120 Mio MDN 

beziffert werden« 

In dieser Höhe besteht eine begründete Porderung 
der DDR gegenüber den USA« Was die Amerikaner 
tatsächlich genutzt haben, ist nicht bekannt« 
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b) Unter grober Verletzung der in der DDR bestehenden 
Gesetze, der völkerrechtlichen Normen und selbst 
unter Mißachtung der in Westdeutschland bestehenden 
Gesetzgebung hat sich das westdeutsche Pseudount er- 
nehmen Carl Zeiss mit direkter Unterstützung der 
staatlichen Behörden in Westdeutschland die allein 
der Carl-Zeiss-Stiftung in Jena zustehenden Waren- 
zeichen angeeignet. Durch die widerrechtliche Be- 
nutzung dieser Warenzeichen vmr es dem Pseudounter- 
nehmen möglich, seine Erzeugnisse leicht in den 
Handel einzuführen und auf den Markt zu bringen und 
dort mit erheblichem värt schaf tlichen Erfolg abzu- 
setzen. 

Dadurch ist ein beträchtlicher ökonomischer Schaden 
für den Absatz der Erzeugnisse des VEB Carl Zeiss 
Jena entstanden. 

Die Schadenersatzforderung der Carl-Zeiss-Stiftung 
Jena an die Pseudounternehraen durch widerrechtliche 
Benutzung der Zeiss-Warenzeichen für die Zeit von 
1949 - 1964 beträgt 

ca, 350 Mio MDN, 


Diese Verluste sind konkret berechnet für die 
Carl-Zeiss-Stiftung in Jena, 

Darüber hinaus sind von ca, 120 Betrieben in der DDR 
ca, 1 000 Warenzeichen, von denen ein großer Teil 
internationale Bedeutung hatte, von westdeutschen 
Betrieben entwendet worden. 

Der ökonomische Schaden hieraus kann z, Zt. noch 
nicht exakt nachgewiesen werden. Er beträgt aber 
ein Mehrfaches der Verluste, die für die 
Carl-Zeiss-Stiftung entstanden sind. 
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2, Durch die widerrechtliche Beschlagnahme von 

Eigentum der Deutschen Reichsbahn, der General- 
direktiOii . , , ..-x 

Kraftverkehr, der Mitropa und der Deutschen Post 
in Westdeutschland und Westberlin hat die DDR 

Forderungen auf Schadenersatz in Höhe von 40 Mio L'IDN 

Die widerrechtliche Beschlagnahme erfolgte zum 
groISen Teil im Zusaramenhang mit der Spaltung 
Berlins durch die amerikanische und britische 
Militärregierung. Es handelt sich dabei um 
die Beschlagnahme von Lokomotiven, Kessel- 
wagen und Einrichtungen der Deutschen Reichs- 
bahn, von Schiffen, Treibstofflägern u. a. 
Verkehrseinrichtungen, 

3. Gebührenforderung der DDR für die Benutzung 
von Fernkabeln durch die amerikanische und 
britische Besa.tzungsmacht, 

Auf Grund eines Beschlusses des ehemaligen 
Alliierten Kontrollrates werden die von West- 
berlin nach 'Westdeutschland durch das Gebiet 
der DDR verlaufenden Fernkabel 12 und 41 durch 
die amerikanische und britische Besatzungsmacht 
ausschließlich genutzt. 

für die Benutzung der Kabel stehen der DDR 

Gebührenansprüche in Höhe von 232 Mio MDN 

zu. 

Die Erstattung muß in Valuta erfolgen und zwar 

0,161,249 Pfund Sterling 
38,080,905 US-Dollar, 
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IV. Ansprüche der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber 
westdeutschen Monopolunternehmen 


Der Deutschen Demokratischen Republik stehen 

als Beteiligung an v/e st deutschen Monopolunternehmen 

Ansprüche zu, die bisher nur zu einem 

Teil, in Höhe von 3« 000 Mio DM DBB 

erfaßt sind. 


1. In Übereinstimmung mit dem im Potsdamer 

Abkommen getroffenen Vereinbarungen sind die 
in der DDR gelegenen Kapitalgesellschaften 
der Kaziaktivisten , Kriegsverbrecher und 
Monopolisten entschädigungslos enteignet 
worden. Ein Teil dieser enteigneten Betriebe 
war an in Westdeutschland befindlichen Unter- 
neiimen beteiligt. Diese Beteiligungen fallen 
unter die Enteignung und gehören der DDR. 

Nach der Enteignung dieser Betriebe und ihrer 
Überprüfung in Volkseigentum haben die 
Monopolisten teils den Sitz derartiger in 
der DDR enteigneter Gesellschaften v/ider- 
rechtlich nach Westdeutschland verlagert. 

Auf diese Weise erhielten sie die in V/est- 
deutschland gelegenen Vermögensteile, darunter 
auch die Beteiligungen, unter ihre Verfügungs- 
gewalt. 

Das trifft z, B. zu auf 

die Thüringische Zellwolle AG, 
die Deutsche Gontinental-Gas-Ges. , 
die Thüringer Gas-Ges,, 
die Rudolf Karstadt AG, 
die Salzdetfurth AG 

und andere in der DDR enteignete Kapital- 
gesellschaften. 
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Die Höhe der der DDR dastehenden Beteiligungen 
derartig ” sitzverlagerter'' Gesellschaften an 
westdeutsche Untez^nehmungen beträgt bei 80 unter- 
suchten Gesellschaften nominell rd, 245 Mio DM. 

Da die Gesamtzahl der verlagerten Gesellschaften 
ca. 190 beträgt, kann der tatsächliche Betrag 
der widerrechtlich durch westdeutsche Monopole 
bzw. der Bundesrepublik angeeigneten Beteiligungen 
mit mindestens 500 Mio DN Nominalv/ert angenommen 
werden. 

Der tatsächliche Wert dieser Beteiligungen beträgt 
auf Grund der schon damals vorhandenen Reserven und 
der in der Zwischenzeit vor sich gegangenen Wert- 
erhöhung heute mindestens 3.000 Mio DN 

Mindestens in dieser Höhe bestehen begründete 
Eigentumsansprüche bzw, Beteiligungen der DDR 
an westdeutschen Unternehmen, 

2, In der Verfügungsgewalt der DDR befinden sich er- 
hebliche Bestände an Aktien von Unternehmen, 
die bis zura 8, 5. 1945 ihren Sitz im Gebiet des 
ehemaligen Deutschen Reiches hatten. 

Eine speziell hierfür gebildete Bankenkommission 
hatte bis zum 31« 12, 1949 aus diesen Beständen 
Aktien im Nominalwert für rd, 3,000 Mio Reichs- 
mark ermittelt. Ende 1950 wurde die Banken- 
komraission aufgelöst. 

Mit einer erneuten Sichtung und Ordnung der 
Wertpapiere ist erst Ende 1959 wieder begonnen 
worden, wobei zunächst nur die Wertpapiere ge- 
sichtet wurden, die Ansprüche an ausländische 
Unternehmen begründen. 

Mit der Erfassung derjenigen Aktien, die sich auf 
westdeutsche Unternehmen beziehen, ist noch nicht 
wieder begonnen worden. Ein Überblick hierüber 
besteht noch nicht. 
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In diesem Zusammenhang muß noch auf einen wichtigen 
Tatbestand hingewiesen werden. 

^ ^ oOgencinnte 

Vifertpapierbereinigang durchgeführt. In diesem 
Zusammenhang erfolgte von den westdeutschen Monopol- 
untemehraen ein Umtausch der alten Reichsmark— 
aktien in neue DLI-Aktien, Dazu mußten entweder 
die alten Aktien vorgelegt oder ein Besitznach- 
weis erbracht werden. Ein solcher Besitznachweis 
waren auch die von den Banken ausgestellten Depot- 
be sehe inigungen . 

Über solche Aktien, die sich in den Depotbestän- 
den der geschlossenen Banken im Bereich der DDR 
befanden, wurden bis 1958 von unseren Banken an 
Bürger der DDR bzw. Firmen ca, 90 000 Depot- 
bescheinigungen ausgestellt. 

Diese Depotbescheinigungen wurden in der Regel von 
dem betreffenden Bürger oder der betreffenden Firma 
der DDR dazu verwendet, um ilire Ansprüche bei den 
westdeutschen Unternehmen anzumelden. 

Soweit bekannt, sind solche Ansprüche in West- 
deutschland berücksichtigt v;orden, die von Privat- 
personen geltend gemacht worden sind. Die Ansprüche 
volkseigener Betriebe und staatlicher Einrichtungen 
wurden nicht anerkannt. 

Im Interesse der V.'alirung der Ansprüche der DDR ist 
es erforderlich, sofort die notwendigen Maßnahmen 
einzuleiten, um einen vollständigen Überblick über 
die in unserer Verfügungsgewalt befindlichen Aktien 
und anderen Wertpapiere zu beschaffen, um die er- 
forderlichen Maßnahmen danach zu ergreifen. 

Ich habe veranlaßt, daß ein entsprechender Beschluß 
ausgearbeitet v/ird, den ich dem Präsidium des 
Ministerrates vorlegen v/erde. 
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V. Gesamt-Zusammenfassung 


Auf Grund der bisherigen Berechnungen und Ermittlungen 
bestehen Ansprüche der Deutschen Demokratischen Republik 
gegenüber der westdeutschen Bundesrepublik bsvv, teils 
gegenüber den Westberliner Besatzungsmächten in folgender 
Höhe : 


1 . Erstattung für von der DDR 

geleistete Reparationen 12,928 Mio DM DBB 

2, Schadenersatz für die der DDR durch 
Abwerbung, Menschenhandel und 
sonstige Wirtschaftsdiversionen 
unter Ausnutzung der offenen Grenze 

entstandenen ökonomischen Verluste 85*260 Mio DM DBB 


3. Ansprüche der DDR gegenüber der 
Bundesrepublik und den Besatzungs- 
mächten auf Schadenersatz für ge- 
stohlene Patente, Warenzeichen 
und andere Rechte zahlbar zum 
überwiegenden Teil in 

freien Valuten 742 Mio DM DBB 


4. Beteiligung an westdeutschen 
Unternehmen mindestens 

Gesamt 


3 >000 Mio DM DBB 
101.930 Mio DM DBB 


Dieser Betrag stellt die bisher berechneten und erfaßten 
Ansprüche der Deutschen Demokratischen Republik dar. 
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Anlage 11 


Nettogewinnerwirtschaftung in Mio VM - Intrac und Zentral- 
Koramerz und staatliche Vertretergesellschaft Transinter 



Gewinn 

1965 

Anzahld, 

Besch, 

0-Gewinn 
d, Be sch. 


1966 


1967 


Intrac 

21 

26 

0.8 

25 

41 

0.61 

39 61 

0.64 

Zentral- 

Kommerz 

37 

44 

0.84 

46 

49 

0.94 

50 62 

0.80 


Transinter - - 6,3 37 

(alle staatl, 

VG) 

Sonderge schäfte 
u , s/e t tbe werb s- 
aufgaben 



1968 


1969 

(Plan) 


1970 

(Plan) 

1971/75 

(Plan) 

Intrac 70 

83 

0.84 

105 

125 

0.48 

100 

174 

0.57 

520 0 200 

0.50 

Zentral- 
Kommerz 52 

80 

0.65 

63 

100 

0.63 

63 

130 

0.49 

400 0 150 

0.53 

Trans- 
inter 8,0 

86 

0.033 

10.5 

136 

0.076 

14 

160 

0.067 

130 0 200 

0.13 


Wesentliche Ursache für Verringeimng der Pro-Kopf-Gewinne in den 
Außenhandelsgeschäften ist die verstärkte Aufnahme bisheriger Gewinn- 
quellen in den Plan, Dabei verlagert sich die Tätigkeit der Handels- 
gesellschaften immer stärker auf dem internationalen Markt, Die Spit- 
zengewinne pro Beschäftigte internationaler Handelshäuser werden auf 
den unversteuerten Gewinn berechnet auf ca, 80 TUS 0 geschätzt. 

Ein Verhältnis zwischen Lohn und Gewinn - 1;10 - 1:1? 
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Potsdam, Reg. Nr. D 324 

Die Entwicklung der sozialistischen Plan- 
wirtschaft in der DDR 

in: Einheit 1969, Heft 9/lo, S. 1149 ff 
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Servan-Schreiber,J. 

Stecker, R. 

Strauß, F.J. 

Strauß, F.J. 

Stoph, W. 

Ulbricht, W. 

Ulbricht, W. 

Ulbricht, W. 

Ulbricht, W. 

Ulbricht, W. 


J. Frankreich steht auf 

Hoffmann & Campe Verlag, Hamburg 1968 

Das System der Sicherung der Außenwirt- 
schaftsbeziehungen der DDR mit nicht- 
sozialistischen Ländern gegenüber der 
ökonomischen Störtätigkeit des Gegners 
Juristische Hochschule Potsdam, Reg. 

Nr. 188/68 

Herausforderung und Antwort - ein Programm 
für Europa, 

Seewald Verlag München 

Entwurf für Europa 
Seewald Verlag München 

Über die Reise der Partei- und Regierungs- 
delegation der DDR in der Sowjetunion 
(Bericht auf der 11. Tagung des ZK 
der SED) 

Dietz Verlag, Berlin 1969 

Die gesellschaftliche Entwicklung der 
DDR bis zur Vollendung des Sozialismus 
Referat auf dem VII. Parteitag der SED 
Dietz Verlag, Berlin 1967 

Zur Geschichte der neuesten Zeit 
Dietz Verlag, Berlin 1955, Bd. I 
1. Halbband 

Fünf Jahre nach unserer siegreichen Klas- 
senschlacht am Brandenburger Tor 
in: Neues Deutschland vom 14. 8. 66 

Die Deutsche Demokratische Republik, 
die europäische Sicherheit und die 
Entspannung der Beziehung zwischen bei- 
den deutschen Staaten 
Dietz Verlag, Berlin 1966 

Die gesellschaftliche Entwicklung in 
der Deutschen Demokratischen Repxiblik 
bis zur Vollendung des Sozialismus 
Dietz Verlag, Berlin 1967 
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Ulbricht, W. 


Weiss, G. 


Autorenkollektiv 


Autorenkollektiv 


Festigen wir die Einheit der inter- 
nationalen kommunistischen und Arbeiter- 
Bewegung, stärken wir den Internationalismus! 
(Rede auf der internationalen Beratung 
der kommunistischen und Arbeiterparteien 
in Moskau, 9.6.69 ) 

Dietz Verlag , Berlin 1969 

Für eine höhere Stufe der Zusammenarbeit 
im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
in: Einheit 1969, Heft 9/lo, Seite 1162 ff 

Politische Ökonomie des Sozialismus und 
ihre Anwendung in der DDR 
Dietz Verlag, Berlin 1969 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 
Dietz Verlag, Berlin 1966, Bd. 6 - 8 


II 


Internationale Beratung der kommunisti- 
schen und Arbeiterparteien in Moskau 1969 
Dokumente, Dietz Verlag, Berlin 1969 

Analysen, Einschätzungen und Berichte 
operativer Abteilungen und der Untersuchungs- 
abteilungen des MfS; der Zollverwaltung 
und Zollermittlung der DDR 

Analysen und Informationen des Ministeriums 
für Axißenwirt Schaft der DDR 

DWI- Berichte 

Deutsches Wirtschafts ins titut Berlin 

Wortlaut der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers Brandt 

Der Tages Spiegel vom 29. lo. 1969, S. 5 

Tätigkeitsberichte des Forschungsbeirates 
für Fragen der Wiedervereinigung Deutsch- 
lajids beim Bundesminister für Gesamtdeutsche 
Fragen 

Die wirtschaftliche Lage in der Bundes- 
republik, 3. Vierteljahr 1968 ( Voreüsdruck) 

Strukturbericht 1969 (Bundesminister für 
Wirtschaft, Bonn, Juli 1969) 
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Juristische Hochschule Potsdam 

Aktennotiz 


6 . 5 . 1970 


Forschungsvorhaben 1970 


1. Dem Gen. Minister wurde am 5. Mai 1970 die Übersicht über 
die im Jahre 1970 zum Abschluß zu führenden Forschungsvor- 
haben vorgelegt, aus der zugleich ersichtlich ist, mit 
welchen Führungsdokumenten die einzelnen Forschungsarbeiten 
abschließen. 


2, In bezug auf den Abschluß der Forschungsarbeit der Genossen 
Vblp ert und Schalk wurde vom Gen. Minister wie folgt ent- 
schieden: 

a) Die Verteidigung der Forschungsarbeit wird beim Genossen 
Minister mit dem von ihm bestätigten Teilnehmerkreis 
durchgeführt (Teilnehmer siehe Vorlage von Oberstltn. 

Dr. Janzen). 

b) Die Genossen Volpert und Schalk haben die Bedingungen 
eines Promo tionsverfahrens ordnungsgemäß zu erfüllen. 

c) Als Termin für die Verteidigung v/ird vom Genossen Mini- 
ster Mitte August 1970 vorgesehen. 


3 . Nach Rücksprache mit dem Direktor für Forschung und den zu- 
ständigen Sektionsleitern haben die Genossen Volpert und 
Schalk in Übereinstimmung mit der Promotionsordnung folgen- 
de Prüfungen .abzulegen: 

a) Nachweis der Vertiefung der marxist .-leninistischen 
Kenntnisse durch mündliche Prüfung beider Doktoranden 


b) Prüfungen in theoretischen Grundlagen: 

- Genosse Volpert auf dem Gebiet der Bekämpfung der 
Wirtschaf tl. -Störtätigkeit (Fachbereich VII) 


- Genosse Schalk auf dem Gebiet der äußeren Abwehr 


(Fachbereich VI) 



Prof. Dr. habil. Pösel 
1 Oberst 
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bestätigt: Mielke 

Generaloberst 

Minister für Staatssicheihei 


Maßnahmeplan 

für den Abschluß der Dissertation der Genossen Vblpert und 
Schalck-Golo dkowski 


Thema der Dissertation: Zur Bekämpfung der imperialistischen 

Störtätigkeit auf dem Gebiet des 
Außenhandels (GVS) 

Termin der Verteidigung: Ende Mai 

Abnahme der Verteidigung: 

I. Für die Durchführung des Promo tions Verfahrens vrerden fol- 
gende Gutachten benötigt: 

1. Gutachten des Genossen Minister 

(wird durch den Direktor für Forschung vorbereitet) 

2. Gutachten des Genossen Oberstltn. Dr. Janzen 

II* Die Verteidigung findet vor folgendem Forum statt: 

1. Rektor der Juristischen Hochschule 

2, Genosse Generalmajor Mittig 
3* Genosse Generalmajor Fruck 

4* Genosse Oberstltn* Dr* Janzen als wissenschaf tl* Betreuer 
5* Genosse Major Dr* Abisch als wissenschaf tl* Betreuer 

Die Verteidigung findet in geschlossener Sitzung statt* Es 
werden keine anderen Teilnehmer zugelassen 
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III. Verlauf der Verteidiging: ' 

1 . Eröffnung des Verfahrens durch den Rektor der 
Juristischen Hochschule 

2. Verlesen des Gutachtens des Genossen Minister 
(durch den Rektor) 

3. Gutachten des Genossen Oberstltn. Dr, Janzen 

4. Vortrag der Autorenreferate der Genossen Volpert 
und Schalck-Golodkowski 

5. Stellungnahmen 

6. Verkündung und BegiTündung des Beschlusses 

An der Hochschule wird kein Exemplar der Dissertation 
archiviert. 
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Plan 

zum Abschluß des Forschungsvorhabens der Genossen Volpert 
und Schalck-Golodkowski 


Thema der Arbeit; "Zur Bekämpfung der imperialistischen 

Störtätigkeit auf dem Gebiet des Außen- 
handels" 

Termin der Verteidigung; Ende Mai 1970 

Zusammensetzung der Senat skommission; 

als Gutachter; Generaloberst Mielke 

Oberältn. Dr. Janzen 

Vorsitzender; Oberst Prof. Dr. habil. Pösel 

Mitglieder; Generalmajor Mittig 

Generalmajor Pruck 
Major Dr, Abisch 

Ablauf der Verteidigung; 

1 . Vorberatung der Senatskommission 

2. Eröffnung der Verteidigung 

3. Vortrag der Gutachten; 

- Generaloberst Mielke 

- Oberstltn. Dr. Janzen 

4. Autorenreferate 

- Genosse Schalck-Golodkowski 

- Genosse Volpert 

5. Diskussion und Stellungnahmen der Doktoranden 

6. Beratung der Senatskommission 

7. Verkündung der Beschlüsse der Senatskommission 
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Gutachten 

zur Dissertation der Genossen Schalck und Volpert 
(siehe Thema) 


Die vorliegende Dissertation ist eine bedeutende und mutige 
wissenschaftliche Arbeit zur weiteren Gestaltung, Effekti- 
vierung und Sicherung unserer Außenwirtschaftsbeziehungen 
mit dem NSW. 

Die in der Arbeit durchgängig vorgenommene Analyse unserer 
außenv/irt Schaft liehen Aktivitäten - aber auch die des Gegners 
auf diesem Gebiet - charakterisiert anschaulich die inneren 
und äußeren Einflußfaktoren bzw. Störgrößen und deren Wirkung 
auf die Außenwirtschaftsbeziehungen unserer Republik. 

Die Genossen Schalck und Volpert konzipieren aufgrund dieser 
Erkenntnisse in ihrer Arbeit durchgehend ein ganzes System 
von praktisch möglichen - notwendigen! - Regelungen zur 
Vermeidung ökonomischer Verluste, Erwirtschaftung zusätzlicher 
Mittel u, a. Maßnahmen zur Stärkung des V/irtschaftspotentials 
der DDR. 

Die Wissenschaftlichkeit und Praktikabilität der vorliegenden 
Untersuchungen kommt auch darin zum Ausdruck, daß es die 
Verfasser verstanden haben, die Außenwirtschaftsbeziehungen 
nicht nur theoretisch in das unmittelbare Feld des Klassen- 
kampfes einzuordnen; die Schlußfolgerungen und Aufgaben 
begründen sich zu einem beachtlichen Teil auf bewährte 
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Erfahrungen, sie bedeuten die kontinuierliche Fortsetzung 
eines richtigen Weges zur effektiveren Gestaltung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen, zur v;irkungsvo Heren Bekämpfung 
der gegnerischen Störtätigkeit . 

In diesem Zusammenhang sind von besonderer politischer und 
operativer Bedeutung die von den Verfassern unterbreiteten 
Vorschläge zur stärkeren Einbeziehung solcher spezifischer 
Kontrollorgane wie Zoll und Intercontrol in das System der 
Sicherung der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR. 

Mit der gründlichen und umfassenden Behandlung des west- 
deutschen Schuldkontos gegenüber der DDR v;enden sich die 
Verfasser einem Problem von außenor de nt lieber politischer 
und ökonomischer Bedeutung zu. 

Sie begründen politisch, ökonomisch und rechtlich die Nutzung 
gewisser ökonomischer Vorteile aus den Handelsbeziehungen 
mit V/estdeut schland und Westberlin und zeigen neue Möglich- 
keiten, das Wirtschaftspotential des Feindes im Interesse 
der Stärkung unserer DDR zu nutzen. 

Von hohem praktischen V/ert sind die wissenschaftlich 
fundierten Untersuchungen und Vorschläge; 

- zur Realisierung von finanziellen Forderungen der 
DDR gegenüber Westdeutschland und Westberlin, 

- zur Rolle und Stellung der internationalen Handels- 
firmen INTRAC und ZENTRALKOMERZ , 

- zur Nutzung der kapitalistischen Wirtschaftspraxis 
im Interesse und zu Gunsten der DDR. 
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Bei der Behandlung dieser Fragen gehen die Genossen Schalck 
und Volpert zurecht davon aus, daß die Realisierung der 
unterbreiteten Vorschläge ein komplizierter und teilweise 
langwieriger Prozeß sein wird. 

V/enn die Genossen im Abschnitt 2 und 3 ihrer Arbeit die 
Schaffung der objektiven Voraussetzungen bzw, Systemregelungen 
für die Gestaltung und Sicherung effektiver Außenwirtschafts- 
beziehungen hervorheben, so tun sie das stets im Zusammenhang 
mit dem ideologischen Klärungsprozeß. Sie messen dem staats- 
bewußten Handeln der Menschen große Bedeutung bei. 

Wir sind uns darüber klar; das ist das entscheidende 
Problem. 

Ich verweise nur auf die Kadersituation bei Intercontrol, 
auf die in der Arbeit ausgev/iesene Kräftebilanz für Transinter, 
Intrac, Zentralkommerz. Eine beachtliche Anzahl politisch 
zuverlässiger Spezialisten - auch mit soliden Rechtskennt- 
nissen - wird benötigt. 

Viele müssen das Pormai; eines tschekistischen Einzelkämpfers 
besitzen. 

Der 1. Abschnitt der Arbeit - die Existenz und Praktiken 
eines gefährlichen Gegners - belegen die Bedeutung der 
Vorbereitung und ständigen praktischen Erprobung der Menschen 
für diese Aufgaben; 

die Arbeit ist eine v/issenschaf tliche Begründung des Klassen- 
auftrages unserer Partei und Staatsführung - 
"dem Peind mit allen uns zur Verfügung stehenden Mittel und 
Möglichkeiten, durch Anwendung seiner eigenen Methoden und 
Moralbegriffe, Schaden zuzufügen sowie die., sich bietenden 
Möglichkeiten des feindlichen Wirtschaftspotentials zur 
allseitigen Stärkung der DDR voll zü nutzen. 
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In ihren Untersuchungen sahen sich die Verfasser einer 
umfangreichen Problematik gegenüber. 

Umso höher ist es zu bewerten, daß sie wirkliche Schwerpunkte 
erfaßt und zu Schlußfolgerungen gekommen sind, die auf dem 
Gebiet der Außenwirtschaft der DDR wichtige theoretische 
Grundlagen erschließen. 

Die Genossen Schalck und Volpert sind dem Anliegen des 
Themas sowie den Anforderungen einer Dissertation voll 
gerecht geworden. 

Die Arbeit wird zur Annahme als Dissertation empfohlen. 
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Ministerium für Staatssicherheit 
Juristische Hochschule Potsdam 


am 26. Mai 1970 


Geheime Kollegiiumssache 

Reg. -Nr , 

Ex.-Nr . 
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Beschlüsse der Kommission 


Die Kommission des Senats der Juristischen Hochschule hat 
zum durchgeführten Dissertationsverfahren der Genossen 
Alexander Schalclc-Golodkowslci und Heinz Volpert folgende 
verbindliche Feststellungen getroffen; 


1. Die Dissertation 

"Zur Bekämpfung der imperialistischen Stör tat igkeit 
auf dem Gebiet des Außenhandels", 

-der Juristischen Hochschule im Ergebnis eines Porschungs- 
auftrages vom Genossen Schalck-Golodkowski und Genossen 
Volpert vorgelegt, wird angenommen. 


2. Den Genossen Schalck-Golodkowski und Volpert wird der 
v/issen Schaft liehe Grad eines Doktors der Rechtswissen- 
schaften verliehen. 

Die Pr omotionsleistungen der Genossen Schalck-Golodkowski 
und Volpert v/erden mit dem Prädikat 


cu'»t 
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3. Begründung der Entscheidung 

Die Gesamte inschätzung der Promotionsleistung beruht 

- auf den schöpferischen Leistungen der Doktoranden bei 
der Lösung des genannten Porschungsthemas , 

- auf den Verteidigungsleistungen, einschließlich der 
Autorenreferate, 

- auf den Ergebnissen der mündlichen Prüfungen. 

Die vorgelegte Dissertationsschrift - ein Por schungsauftrag 
des Ministers für Staatssicherheit - leistet einen ent- 
Rcheidftn<^<=!-n ’Reitra g zur weiteren Gestaltung und KompIe~ttie- 
rung des politisch-operativen Systems der Sicherung der 
Außenwirtschaft der DDR gegen die raffinierter und gefähr- 
licher werdenden Störversuche des Imperialismus. In der 
Arbeit werden praktisch und theoretisch bedeutsame Probleme 
untersucht. Die Autoren legen eine wissenschaftlich be- 
gründete Konzeption und praktikable Empfehlungen sowohl für 
die v/eitere Qualifizierung des Schutzes unserer Außenhandels 
beziehungen und die Vermeidung ökonomischer Verluste als 
auch für die Erwirtschaftung zusätzlicher Devisen vor. 

Auf der Grundlage einer umfassenden wissenschaftlichen 
Analyse werden konstruktive Vorschläge zur Beseitigung 
Ökonomischer Verlustquellen unterbreitet. Überzeugend 
orientiert die Porschungsgruppe auf die Notwendigkeit des 
frühzeitigen Auf de ckens ihrer Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen ^Him“ gr ^er en Schäden in der Volkswirtschaft 
der DDR vorzubeugen. 

In vieler Beziehung können die Untersuchungsergebnisse 

zu Recht als eine Neuerschließung wichtiger theoretischer 
Grundlagen für die Sicherung der Außenwirtschaft bezeich- 
net werden. Das gilt insbesondere in bezug auf 

- die allseitige ökonomische Stärkung der DDR unter Aus- 
nutzung des Wirtschaftspotentials des Peindes, 

- die Realisierung von finanziellen Forderungen der DDR 
gegenüber Westdeutschland, und nicht zuletzt 

- die Erv/irtschaftung freier Devisen als einem spezifischen 
Klassenauftrag spezieller Außenwirtschaftsorgane. 
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Der hohe V/ert der Dissertation ist vor allem aber darin 
zu sehen, daß die Doktoranden bei allen Problemstellungen 
stets richtig vom marxistisch-leninistischen Klassenstand- 
punkt aus ge gangen sind und die Beschlüsse der Partei sowie 
die Befehle und Dienstanv/eisungen des Ministers schöpfe- 
risch angewandt haben. 

Darüber hinaus ist es der Porschungs gruppe gelungen, zu 
solchen theoretisch und praktisch bedeutenden Grundfragen 
weiter führ ende Aspekte aufzuwerfen wie 

- kriminologische Analyse des konspirativen raffinierten 
Vorgehens der Konzerne , 

- Methodik der Analyse der schädigenden Auswirkungen 
des Systems der ökonomischen Störtätigkeit . 

Die Autorenreferate beider Genossen sind als eine echte 
schöpferische Weiter führ ung von solchen wissenschaftlichen 
Leistungen zu bewerten, die in der Arbeit als Ansätze vor- 
handen waren. 

Die Diskussion ergab, daß beide Doktoranden mit hoher 
Sachkenntnis und mit der notwendigen wissenschaftlichen 
Exaktheit die Forschungsergebnisse verteidigten. 
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1 . Untersuchungsausschuß Bonn, 1 2. Oktober 1 992 

"Kommerzielle Koordinierung" Tel. 7394 

- Sekretariat - 


Vermerk 


Betr.: Teilbericht 

hier: Authentizität des vorliegenden Exemplars der Schaickdissertation 


Bezug: Telefonat des Sekretariats mit Herrn Dr. Schaick-Golodkowski am 12.10.1992 


Herrn Dr. Schaick-Golodkowski wurde seinerzeit vom Sekretariat ein Abdruck des hier 
vorliegenden Exemplars seiner Dissertation übersandt. 

Mit dem Telefonat wurde das Ziel verfolgt, die Authentizität des vorgelegten Exemplars 
durch Schaick bestätigen zu lassen. 

Schaick sieht sich aber außerstande, eine definitive Bestätigung hierzu abzugeben, hält 
das Exemplar jedoch mit "einem nicht geringen Grad an Wahrscheinlichkeit” für das von 
ihm und Volpert verfaßte Gemeinschaftswerk. 

Wegen der überwältigenden Menge der in 20 Jahren verfaßten Dokumente sei es ihm 
auch bei gehöriger Anstrengung der Geistestätigkeit ohne Vorlage des Originals nicht 
möglich, ein zufriedenstellendes Maß "hoher Genauigkeit” insbesondere bezüglich der 
Authentizität des die inneren Zusammenhänge im MfS behandelnden Teils sowie hin- 
sichtlich einzelner Details zu gewinnen. 

Unter Hinweis darauf, daß der Ausschuß seine Bemühungen um eine Unterstützung der 
Untersuchungsarbeit inzwischen kennengelernt haben müßte, wirbt Schaick um Ver- 
ständnis für seine Zurückhaltung in dieser Frage. Er sehe die Dissertation jetzt zum er- 
sten Mal wieder. Er habe zuvor nie Gelegenheit gehabt, sie einzusehen, da die letzte Ar- 
beit noch am Tage ihrer Fertigstellung "beschlagnahmt" und als Vertrauliche Verschluß- 
sache behandelt worden sei. Eine eigene Ausfertigung sei seinerzeit auch nicht bei sei- 
nen Unterlagen verblieben. 
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Die Unsicherheit in der Beurteilung fuhrt er des weiteren darauf zurück, daß es sich um 
eine Gemeinschaftsarbeit zweier Autoren handelt, bei der zwar alle Teile von beiden Au- 
toren vertreten werden, aber doch aufgrund der jeweils eigenen Tätigkeitserfahrungen 
Unterschiede im Grad der tatsächlichen Einflußnahme auf die einzelnen Dissertationsab- 
schnitte nicht zu leugnen seien. 

Auf Vorhalt rang sich Schaick zu der Bestätigung durch, daß jedenfalls der Abschnitt 
"Gewinnermittlung” seine Feder erkennen lasse - dazu werde er "wohl stehen müssen”. 
Titel, Gliederung und Duktus der Arbeit seien korrekt. 

Er könne aber nicht für die Authentizität des vorgelegten Exemplars in toto geradeste- 
hen, zumal es mehrere Entwürfe gegeben habe. 


(Dr. Heymer) 
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Dokument 23 

AHE Transinter 

Generaldirek;fcor Oen. Schindler 

1o55 Berlin 
Syrin^enweg 21 


6.11.1970 


Weisung Nr. 3 


Aus gegebener Veranlassimg weise ich an, daß mit sofortiger Wirkung 
l^eine außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenteile, 
Ausrüstungen, Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhan- 
’deln bzw, entsprechende Verträge abzuschließen oder zu erweitern 
sind. Vorbereitete und nicht vertraglich gebundene Objekte sind 
gleichermaßen zu behandeln und nur mit meiner schriftlichen 
Zustimmung weiter zu verhandeln bzw. vertraglich zu binden. 


Davon werden Importe aus Valutaaiurechte nicht betroffen. 

Vie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromaschinen und 
PKW* 8 im Rahmen von Valutaanrechten der bekannten gesonderten 
Regelung. Die direkte Übersendung von Briefen \md Dokumenten 
an Industrieminister und Leiter zentraler Staatsorgane wirü 
untersagt. Alle Probleme sind mir zur Beratung mit den zuständigen 
Organen vorzulegen. 
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AHB Intrac 

Generaldirektor Gen. Steinebach 


Schönholzer Str. lo-ll 


6^11.1970 


*•!•“»« Nr. 3 


Aus gegebener Veranlassung «reise ich an, daB mit sofortiger Wirkung 
keine außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenteile, 
AiisrUstungen, Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhan- 
deln bzw. entsprechende Verträge abzuschließen oder zu erweitern 
sind. Vorbereitete und nicht vertraglich gebundene Objekte sind 
gleichermaßen zu behandeln und nur mit meiner schriftlichen 
Zustimmung weiter zu behandeln bzw. vertraglich zu binden. 

Davon werden Importe aus Valutaaxireohte nicht betroffen« 

Wie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromasohinen 
und FEW*b im Rahmen von Valutaanrechten der bekannten gesonderten 
Regelung. Die direkte Übersendung von Briefen \ind Dokumenten an 
Industrieminister und Ledter zentraler Staatsorgane wird imtersagt. 
Alle Probleme sind mir zur Beratung mit den zuständigen Organen 
vorz\ilegen. 
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Firma 

G . Simon 

lo58 Berlin 
Schönhauser Allee 26 


o6, 11. 1970 


Weisung Nr. 3 


Aus gegebener Veranlassung weise ich an, daß mit sofortiger Wirkung keine 
außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenteile, Ausrüstungen, 
Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhandeln bzw. entsprechende 
Verträge abzusclüießen oder zu erweitern sind. Vorbereitete und nicht vertrag- 
lich gebundene Objekte sind gleichermaßen zu behandeln und nur mit meiner 
scliriftlichen Zustimmung weiter zu verhandeln bzw. vertraglich zu binden. 
Davon werden Importe aus Valutaanrechte nicht betroffen. 

Wie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromaschinen und PICVi'’s 
im Rahmen von V alutaanrechten der bekannten gesonderten Regelung . 

Die direkte Übersendung von Briefen und Dokumenten an Industrieminister und 
Leiter zentraler Staatsorgane wird untersagt. 

Alle Probleme sind mir zur Beratung mit den zuständigen Organen vorzulegen. 
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Firma 

F.C. Gerlach 


112 Berlin 
Parkstraße 37 


06.-41. 1970 


Weisung Nr. 3 


Aus gegebener Veranlassung weise ich an, daß mit sofortiger Wirkung keine 
außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenteile, Ausrüstungen, 
Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhandeln bzw. entsprechende 
Verträge abzuschließen oder zu erweitern sixKl. Vorbereitete und nicht vertrag 
lieh gebundene Objekte sind gleichermaßen zu behandeln und nur mit meiner 
schriftlichen Zustimmung weiter zu verhandeln bzw. vertraglich zu binden. 

Davon werden Importe aus Valutaanrechte nicht betroffen. 

Wie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromaschinen und PKW’s 
Im Rahmen von Valutaanrechten der bekannten gesonderten Regelung. Die 
direkte Übersendung von Briefen und Dokumenten an Industrieminister und 
Leiter zentraler Staatsorgane wird untersagt. 

Alle Probleme sind mir zur Beratung mit den zuständigen Organen vorzulegen. 
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Firma 


G. Forgber 

lo4 Berlin 
Schlegelstr. 15 


06 .^ 11 . 1970 


Weisung Nr« 3 


Aus gegebener Veranlassung v/eise Ich an, daß mit sofortiger Wirkung keine 
außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenteile, Ausrüstungen, 
Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhandeln bzw« entsprechende 
Verträge abzuschließen oder zu erweitern sind. 

Vorbereitete und nicht vertraglich gebundene Objekte sind gleichermaßen zu 
behandeln und nur mit meiner schriftlichen Zustimmung weiter zu verhandeln 
bzw, vertraglich zu binden« 

Davon werden Importe aus Valutaanrechte nicht betroffen. 


Wie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromaschinen und PKW's 
Im Rahmen von Valutaanrechten der bekannten gesonderten Regelung * 

Die direkte Übersendung von Briefen und Dokumenten an Industrieminister und 
Leiter zentraler Staatsorgane wird untersagt« 

Alle Probleme sind mir zur Beratung mit den zuständigen Crgeinen vorzulegen. 
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An 

Pa. Asimex 


1o6 Berlin 
Clara-Z etkin-Str . 


6^11.1970 


V.' e i 8 u n g Nr. 3 


Aus gegebener Veranlassxmg weise ich an, daß mit Bofortiger Wlrkxing 
l^eine außerplanmäßigen Importe von Industrieanlagen, Anlagenheile, 
Ausrüstungen, Maschinen, Ersatz- und Verschleißteile neu zu verhan- 
deln bzw. entsprechende Verträge abzuschließen oder zu erweitern 
sind. Vorbereitete und nicht vertraglich gebundene Objekte sind 
gleichermaßen zu behandeln und nur mit meiner schriftlichen 
Zustimmung weiter zu verhandeln bzw. vertraglich zu binden. 


Davon werden Importe aus Valutaanrechte nicht betroffen. 

V^ie bereits mitgeteilt, unterliegen Importe von Büromaschincn 
und PKV’*b im Kähmen von Valutaanrechten der bekannten gesonderten 
Kegel ung. Die direkte Übersendung von Briefen und Dokumenten 
an Industrieminister und Ldter zentraler Staatsorgane wird 
untersagt. Alle Probleme sind mir z\ir Beratung mit den zuständigen 






Dokument 24 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Ministerium für AoBenwirtsdiaft 
DER STELLVERTRETER DES MINISTERS 

Berlin, den ^ 2 . Ma i 1971 


AHB Trans inter 

Generaldirektor - Gen. Schindler 

1055 Berlin 
Syringenweg 21 


Weisung Nr. 4/71 


Aus gegebener Veranlassung weise ich an, daß ohne meine 
Zustimmung grundsätzlich keine Informationen über außen- 
wirtschaftliche Aktivitäten an Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen sowie an Bereiche des Ministeriums für Außenwirtschaft 
zu geben sind. 

Bei Anforderungen anderer Staatsorgane zur Öffentlichkeits- 
arbeit ist ebenfalls meine Zustimmung erforderlich. 


Mit sozialistischem Gruß 
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MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MloteterluiD für AoOen Wirtschaft 
DXR BTXX.LVXRTBXTXB DX8 MINIBTXRB 


B«rlin, den 


12. Mai 1971 


AHB Intrac 

Generaldirektor - Gen. Steinebach 

110 Berlin 
Schönholzer Str, 10/11 


Weisung Nr. 4/71 


Aus gegebener Veranlassung weise ich an, daß ohne meine 
Zustimmung grundsätzlich keine Informationen Ober außen- 
wirtschaftliche Aktivitäten an Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen sowie an Bereiche des Ministeriums für Außenwirtschaft 
zu geben sind. 

Bei Anforderungen anderer Steetscvgane zur Öffentlichkeits- 
arbeit ist ebenfalls meine Zusti:!./;vang erforderlich. 
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MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Miaistcrium für AaßcnwlrischAft 
DER S T E L L V E B T R E T E R D E 8 MINISTERS 

Berlin, den 12. Mai 1971 


AHB Zentral-Kommerz 
Generaldirektor - Gen. Kuppnau 

104 Berlin 

Oranienburger Str. 54/56 


Weisung Nr. 4/71 


Aus gegebener Veranlassung irh an, daß ohne meine 

Zustimmung grundsätzlich keir.r- :-rmat ionen über außen- 
wirtschaftliche Aktivitä-Ccr. an Presse, Rundfunk und Fern- 
sehen sowie an Bereiche des Ministeriums für Außenwirtschaft 
zu geben sind. 

Bei Anforderungen anderer Staatsorgane zur Öffentlichkeits- 
arbeit ist ebenfalls meine Zustimmung erforderlich. 


Mit sozialistischem Gruß 
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Dokument 25 

»se Verfügung Ist durch Ver- 
jüng Nr. 15 vom 23. 8. 1975 
Jer Kraft gesetzt. 

61 ^^ Bz Persönlich 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. c/’? /71 
vom IS- Juni 1971 


Zur besseren Durchsetzung des staatlichen Außenhandels- 
monopols durch Aufdeclcung und Beseitigung von Störungen 
der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR wird verfügt: 


Der Minister für Außenwirtschaft wird beauftragt, in 
Wahrneliraung seiner im Zollgesetz vom 28. 3* 1962 
(GBl, I, S. 42) festgelegteh Aufgaben unter Leitung des 
Stellvertreters für den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung einen Arbeitsbereich zu schaffen, dem 

- die Koordinierung von Prägen der Zollkontrolle imd 
der zolldienstlichen Tätigkeit zv/ischen den einzelnen 
Bereichen des Ministeriums für Außenwirtschaft und 
anderen zentralen Staatsorganen, wirtschaftsleitenden 
Organen, Betrieben und Institutionen 

- die zweckentsprechende Organisation der Beziehungen zu 
den Organen der Zollverwaltung der DDR, insbesondere 
der Gestaltung eines erforderlichen Informationssystems 
zur Durchs et ziuig gesamt Volkswirtschaft lieber Interessen 
auf diesem Gebiet 
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- die Zusammenarbeit mit anderen Kontrollorganen auf 
dem Gebiet der Außenwirtschaft 

obliegt* 

Dem Stellvertreter des Ministers für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung steht das Recht zu, zur Beseitigung festgestell- 
ter Störungen im kommerziellen Warenverkehr Uber die Grenzen 
der DDR den beteiligten Staatsorganen, wirtschaftsleitenden 
Organen, Betrieben und Institutionen Auflagen zu erteilen 
und über die Realisierung derselben Rechenschaft zu fordern* 



Verteiler ; 

Vorsitzender des Ministerrates 
Minister für Außenwirtschaft 

Minister für Staatssicherheit 

Minister der Finanzen 

Stellvertreter des Ministers für 
Außenwirtschaft, Gen* Dr* Schalck 



auagearbeitet von Dr. Möbis 




Dokument 26 


fcr { jr c';:i C 



W « 1 • tt B f «r. 11/72 


Fttr di« D«tt«r dar OurehftUarvaq dar Laipaifar Harbat’” 
»aasa 1972 waiaa Ich ant 


1. Xlla l^aabalehtl^taa laportvartragsabacblOsa» alt 
Bandalapartnarn aua dar BRD, Vaatbarlia» FraaJcraiob# 
08A odar Japan, sind alr aur Canalmlfnaif aoraala94ai. 
Mm iat daranf la acbtaa, dai anr oabadlngt notwmdlya 
abaehlda aa vthraad dar Laipal^ar iNn^taaas« 1972 

la ftahaaa dar artciltaa Lltaasaa 1972 an tltigaa 
aiad« 

2. Di« Bodi nicht ansgaXaBtataa Xxportllaassaa BRD/irB 
1972 Bind vihraad dar talpaigar Sarhatnaas« 1972 
aarlaal auasalaatan. Bin« hnfatallonf dar Vartraga^ 
abachiOsa« Export iat «la Anlaga dah Ivlachanb«- 
rlchtan gealB Organlaatlonaplaa halanJRIgaa. 
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Verfügung Nr. 2/72 




Dokunnent 27 


ist durch Verfügung Nr. 166/72 

vom 23. 11 . 72 

außer Kraft gesetzt worden. 

Verfügung 166/72 befindet sich bei 
den WS-VerfÜgungen 


i DEC ICLNISTERHATES 
-^ / 72 
uar 1972 


Der Pkt. 3 der Verfügung Nr. 151/69 vom 8.9*1969 wird wie folgt 

ergänzt: 

1. Die Bildung des Ponds erfolgt aus Gewinnabführung des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung des MAV/, Der Stellvertreter des 
Llinicters für Außenwirtschaft, Genosse Dr. Schalck, wird 
beauftragt, 30 % des planmäßig festgelegten Gewinns dieses 
Bereiches diesem Ponds zuzuführen. 

2. Die Verwendung dos Ponds hat im Zusammenhang mit der Lösung 
wichtiger Probleme in Durchführung der Aufgaben des Fünf jahrplanes 
luid des Volkswirtschaf tsplanes 1972 zu erfolgen. 

3. Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Genosse 
Rauchfuß, wird bevollmächtigt, zur Lösung dringender operativer 
Probleme für die kurzfristige Beseitigung von Disproportionen 
an Rohstoffen sowie Erzeugnissen der Zulieferindustrie, 
Rationalisierungsmittel u. a. im Einzelfalle bis zu einer Höhe 
von 3 Mio VIvI zu verfügen. 

Darüberhinausgehende Entscheidungen sind dem Vorsitzenden des 
Ministerrates vorzulegen. 

4. Die Bildung und Verwendung des Ponds ist monatlich gegenüber 
dem Minister der Finanzen abzurechnen. Der Mixiister der Finanzen 
hat diese Abrechnung in die monatliche Gesamtabrechnung gegenüber 
dem Vorsitzenden des Ministerrates einzubeziehen. 


345 


2 





- 2 - 


5. Der Ponds hat einen Banlcbestand per 1.1.1972 von 72.696 TVII 

Zuführungen It. Pkt. 1) erfolgen in Höhe von 62.400 " 

Verpflichtmigen aus Vorjahren, die im Jahre 1972 
fällig sind 77.768 " 

Forderungen aus Verfügung 104/71» die im Jahre 1972 
fällig sind 5.654 " 

verfügbar 1972 62.982 " 


6, Die im Pkt, 5 angeführten V/erte entsprechen einem Um- 
rcchnungsverhältnie von 1 US-^ = 4» 19 VIJ, Sie sind bei 
einer Neufestsetzung des Umrechnungsverhältnisees ent- 
sprechend zu verändern. 



Verteiler: 

Vorsitzender des Ministerrates, Gen. Stoph 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Gen. Rauchfuß 

Minister der Finanzen, Gen, Böhm 

Minister für Außenwirtschaft, Gen, Solle 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Gen. Dr, Schalck 





Dokument 28 



Direktive des Politbüros für die Ordnung in der Waldsiedlung 


Entsprechend dem Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 
die Waldsiedlung dem Leiter des Büros des Politbüros. 




► y 

I960untersteht 


2. Den Sicherheitsorganen obliegt der Schutz der Siedlung sowie die notwendige Betreuung 
der einzelnen Häuser in bezug auf Versorgung, Stellung von Reinigungskräften etc. 


3. Die Mitglieder und Kandidaten des Politbüros sind in gleicher Weise zu behandeln. 


4. Die Versorgung der in der Waldsiedlung Beschäftigten bzw. DIenstausführenden hat 
außerhalb des inneren Sperrkreises in gleicher Weise wie im inneren Sperrkreis zu 
erfolgen. 


5. Das in der Poliklinik beschäftigte Personal des Regierungskrankenhauses ist in 
finanzieller und versorgungsmäßiger Hinsicht - soweit erforderlich - mit dem Personal " 
des Ministeriums für Staatssicherheit gleichzustellen. 

6. Das Verbot, daß Arzte (ties Regierungskrankenhauses nicht mehr im Clubhaus essen 
bzw. an den dort stattfindenden Kinoveranstaltungen teilnehmen dürfen, ist sofort 
aufzuheben. 

7. Die Versorgung des Personals des Regierungskrankenhauses ist unter für sie vorteilhaften 
Umständen zu gewährleisten. 


8. Die zum Tel stark überhöhten Preise Im Clubhaus sind für alle auf ein vertretbares! 

/vVjß zu bringen. * 

9. Änderungen des Regimes in der Waldsiedlung bedürfen der Zustimmung des Leiters des ] 
Büros des Politbüros. 

10. Noch Auftcuen des Frostes sind die bisher verschütteten Betonstraßen befahrbar zu / 
machen . 






Anlaco Nr- 13 zum Protokoll Ur. 2/72 voiti 18, 1. 1972 

: Direktive des Politbüros für die Ordnung in der 
V/aldsiedlung 


1 , Entsprechend dem Beschluß des Politbüros des ZK der SED 
vom 31- 5. i 960 untersteht die V/aldsiedlung dam Leiter 
des Büros des Politbüros- 

2, Den Sicherheitsorganen obliegt der Schutz der Siedlung 
sowie die notwendige Betreuimg der einzelnen Häuser in 
bezug auf Versorgung, Stellung von Reinigungskräf ten etc. 

3 . Die Mitglieder und Kandidaten des Politbüros sind in gleicher 
V/eise zu behandeln, 

4 . Die Versorgung der in der V/aldsiedlung Beschäftigten bzv/. 
Dienstausführenden hat außerhalb des inneren Soerrkreises 


m inneren Soerrkreis zu erfolgen. 


n Das in der Poliklinik beschaftirte Personal des Pesierungs- 


nrannerinauses rsz in iinanzieiier und ve: 


■ niier 




t dem Personal des liini- 


nms I uj 


bsaazssicnernei“ gieichzus xeiien. 
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r 4 M&rz 1982 / 




gelöscht?, 


- ,- r rl 


lhA> ’iffj j!; 

0 0 "cb " U. 

Zw- VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr. 
Vom [o * 


f^4/12 

1972 


. -xl ’» 

% 2 1^2 J--V 

I4. Fph 197f^ 

1 4 (a 

1 q 1930 ^ 
t 8. Feb. t981 > 


Zur )vndQrung der "Ordnung über die Planung, Bildung, Vexrwaltung, 
Verwendung und Abrechnung der Staatsdevisenreeerven sowie über 
die Durchführung der Aufgaben, die sich aus den Grundsätzen und 
Entscheidungen über diese Reserven ergeben" vom 2. Januar 197o - 
Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. lC/7o - wird 
verfügt; 


1. Mit VJirkung vom 1.5.1972 wird die Festlegung Iro Punkt 2 
der "Ordnung ..." aufgehoben. 


2. Der Punkt 2 erhält folgende neue Fassung; 

Die Staatsdevisenreserve (Reserve B) setzt sich aus 
konvertierbaren Devisen bzw. aus Gold zusammen. 


Die Goldbestände sind schrittweise unter Ausnutzung 
der besten Gewinnmöglichkeiten weiter zu reduzieren. 
Die Erlöse und Gewinne sind in Form von konvertier- 
baren Devisen als bestand der Staatsdevisenreserve 
(Reserve B) anzulegen. 
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Dokument 30 


VORSITZENDER DES MDIISTERRATES 
Verfügung Nr. 97 /72 

vom 7. 7. 1972 


Zur weiteren Verbesserung des Angebotes an Konsumgütern Im 
III. und IV. Quartal 1972 wird verfügt: 

1. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung, hat die in der Anlage ausgewiesenen 
Importe in Höhe von 

31 Mio DM 
und 9,5 Mio VM 
durchzuführen . 


2. Der Minister für Handel und Versorgxing und der Stellvertreter 
des Ministers für Außenwirtschaft, Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung, haben sofort die detaillierte Spezifikation und die 
Liefertermine festzulegen. Sie haben die termin- und qualitäts- 
gemäße Realisierung zu gewährleisten. 

3« Der Erlös in Mark der DDR aus dem Importabgabepreis nach Ab- 
zug der Handelsspanne der AHB ist an den Minister der Finanzen 
abzuführen. 


4. Zur Durchführung dieser Verfügung sind durch den Minister der 
Finanzen 31 DM und aus der Übererfüllung des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung 9,5 Mio VM bereitzustellen. 


Verteiler: 






1. Vorsitzender des Ministerrates, Gen. Stoph 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Sindeimann 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Rauchfuß 

4. Minister für Handel und Versorgung, Gen. Sieber 

5. Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

6. Minister für Außenwirtschaft, Gen. SÖlle 

7. Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Gen.Dr.Schalck 
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Lxd. 

I'Ir. 

jrosition 

L2 

Menge 

1.. 

Ob e r t rilc o t agen 

TStck. 

1 .000 


cavon: 




Danen 


5oo 


Korron 


3oo 


ilindcr 


2oo 

0 

Danenli 03 enanzüge 

TStck. 

65 


Kosen für Danen 

TStck. 

50 

4. 

Dameniaäntel 

(Pelzirnitation) 

TStck. 

2ü 

5. 

ICrav/atten/Tüclier 

TStck. 

40 

6. 

Dame ns.t rump f hos e n 
(starke Qualität) 

TPaar 

3oo 

7. 

Exquisit Oberbekleidung 

Mio VM 

O 

«4 

C\J 


(Obertrikotagen, Damen- 
hosen, Damenwintermäntel 
Damenjacken) 

1 


8. 

Dame ns omme r s chulie 

TPaar 

5C0 

5. 

Hiederwaren (Oberteile) 

TStck. 

500 
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Dokument 31 


VORSITZENDER DES 1\'1INISTERRATES 
Verfügung Nr. /72 

vom /(Lf 

September 1972 


Zur Sicherung des Zalilungsverkehrs mit dem Ausland des Fereiches 
Kommerzielle KoordinieiTing des IVIinisteriuras Tür Außenwirtschaft 
v/ird veinügt; 


1 . Der Zahlungsverkehr mit dem Ausland 

des Fereiches Kommerzielle Koordinierung des MAW 
der dem Bereich unterstellten AHB Intrac Zcntral- 
Kommerz und Transinter 

sowie der durch den Bereich kontrollierten Eirmen 
F, C. Gerlach Asimex Simon Forgber und Interport 

wird durch die DHB und die DABA abgewickelt. 


2. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung des ^'lAW und die 
unter 1. aufgeführten Firmen behalten den Status von Devisen- 
ausländem und führen Lorokonten 

a) in konvertierbaren Devisen bei der DHB 

b) in Clearing Währungen NSW und in transferrablen Rubeln 
sowie Clearing-Währungen SW bei der DABA 
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3. Die Führung der Lorokonten erfolgt auf Guthabenbasis. 


4. Die Danken gewährleisten die ständige Verfügbarkeit der^Ee 
stände auf den Lorokonten durch die Konterünliaber. 


5. Für die unter 2 b) aufgeführten Lorokonten in Clearing -\Vährungen 
NSW transferrablen Hubeln und Clearing Wälirungen SW richtet 
die DABA einen gesonderten Devisenpreis ein. 


6. Die bei der DHB und der DAEA geführten Lorokonten dieser 
Verfügung werden nicht in die allgemeine EankenkontroUe einbe 
zogen. 

Für die Transaktionen auf diesen Konten ist der Stellvertreter des 
Älinisters für Außenwirtschaft Genosse Dr. Sclialck verantwort- 
lich und übernimmt die Kontrolle 


7. Auskünfte über Bewegungen und Kontenstände der unter Pkt 2 
dieser Verfügung aufgefülirten Lorokonten werden durch die 
Geschäftsbanken nicht erteilt. Das trifft auch für das gesamte 
Informationssystem innerhalb des EanJ:en Systems zu 
Auskünfte sind nur durch den Stellvertreter des Ministers für Außen 
Wirtschaft. Genossen Dr. Schalck zu erteilen. 
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8. Für SaldenabstiiTin.ungen und Bestäti^unt^eii mit kontoführenden 
ausländischen Banken, ist der Präsident der DABA berechti^jt 
den Saldenstand des gesonderten Devissnicreises für Clearing 
Währungen dem Devisenkreis für Clea ring -Wäiirxmgen- Plan 
hinzuzufügen. 


9. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung des IvlAV/ unterhält 
bei der DABA zum Zwecice der Umbuchung an den Plan ein 
Zwischenlconto in konvertierbaren Devisen. Die Speisur.g dieses 
Zwischenkontos erfolgt vom Lorokonto KD bei der DHB. 


lo. Die Bestände der Lorokonten gemä3 Pkt. 2 a) und b) dieser 
Verfügung werden bei der Erarbeitung von Stati der Banken 
ausgeklammert. 

Bas Währungsrisiko der Bestände auf den Lorokonten wird von 
den Konteninhabern getragen. Sie haben Vorsorge gegen evtl. 
Abwertungen kapitalistischer Währungen nach Abstimmung mit 
dem Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Genossen 
Dr. Schalck, selbständig zu treffen. 


11. Die Kreditbeschaffung für den unter Pkt. 1 dieser Verfügung 
aufgeführten Kreis ist durch die DHB zu übernehmen. 

Der Generaldirektor der DHB hat mit dem Präsidenten der DABA eine 
Abstimmung über Konditionen und Kreditgeber vorzunehmen. 

Der Präsident der DABA hat die Abstimmung kurzfristig zu be- 
stätigen oder eigene Vorschläge zur Absicherung der dem 
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Kreditvorsclilag zu Grunde liegenden Aurgabcnsi cllung vorzunehinen 


12. Die DAEA l'iat auf der Grundlage von Feschlvlasen des blirdster- 
rales und Verfügungen des Vorsitzenden des ?.Tinistei'rates 
Bürgschaften und Garantien für den unter Pkt. 1. dieser Verfügung 
genannten Kreis zu stellen. Das betrifft Bürgschaften und Garantien 
in Clearing Währungen sowie gesondert festgelegte Objekte 
Bürgschaften und Garantien in KD für den übrigen kommerziellen 
Verkehr sind durch die DI-IB zu stellen. 


13. Durch die V.-dLutakontroUgruppe des ?.Iinisteriums der Finanzen 
ist die Kevision der B^riebe 

Intrac 

Zentral • Kommerz 
Tran Sinter 

in Verbindung mit der Revision der Konten bei den Geschäftsbanken 
durchzuführen. 


14. Die gegenwärtig festgelegte monatliche Valutaberichterstattung 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des r.IAW an den 
J/Iinister der Finanzen entfällt. 


15. Für volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen sind die Kontenstände 
kommerzielle und Bank- forderungen- und Verbindlichkeiten sowie 
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andere notwendigen Unterlagen des unter Punkt 1. dieser Verfügung 
genannten Kreises durch den Stellvertreter des Ministers für 
Außenwirtschaft, Genossen Dr. Schalck, dem Vorsitzenden des 
Ministe rrates und dem 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Minister rate s, Gen. Sindermann, direkt zuzuleiten. 


c 






Vert e iler; 

Vorsitzender des Ministerrates 

1, Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. Sindermann 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. Rauchfuß 

Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

Minister für Außenwirtschaft, Gen. Solle 

Stellv, d. Ministers der Finanzen, Genn. König 

Stellv, d. Ministers für Außenwirtschaft, Gen. Dr. Schalck 

Präsident der Staatsbank, Gen. Dr. Wittkowski 

Präsident der DABA, Gen. Dietrich 

Generaldirektor der DHB, Gen. Rückert 
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Dokurrient 32 

20. 9. 1972 


Vermerk 

Auf Meisung des Ministers, Genossen Mielke, ist 
das Konto 523 in seiner Behandlung 
aus der Verfü'-unn 129/7 2 herauszunehnen . 


Berichterstattungen haben ausschließlich an den 
Minister zu erfolgen. 


Oie ’veitergabe an einen anderen Per sonenkreis 
ist nicht gestattet. 



Gen. Seidel 
Ge.n. Dr . Vo Inert 
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Dokument 33 

/erfügving wurde von Genossen Dr, 

Schalck vorgelegt, 

Anlage kann erforderlichenfalls 

beiiD Stellv, des Ministers fUr 

Außenwirtschaft, Gen. Dr. Schalck, 

angefordert werden. • pgs MINISTERRATES 

Nr. 1 51 /72 

« 

»ktober 1972 


Zur Sicherung des Parbfemsehprograinms der DDR wird ver- 
fügt ; 

1. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, hat bis zur 
Höhe von 

19 Mio VM 

- siehe Anlage - Ausrüstungen, Geräte und Material aus 
dem NSW zu importieren, 

2. Die Spezifikation ist durch den Stellvertreter des 
Ministers für Post- und Femmeldewesen, Gen, Probst, 
zu bestätigen. 

3. Der Erlös in Mark der DDR aus dem Import abgabepreis 
nach Abzug der Handelsspanne der AHB ist an den I'Äi- 
nister der Finanzen abzuführen, 

4. Zur Durchführung dieser Verfügung sind die benötigten 
Valutamittel aus noch im Jahre 1972 zusätzlich zu er- 
wirtschaftenden Ponds durch den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung bereitzustellen. 
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Verteiler: 

1. Vorsitzender des Ministerrates, Gen. Stoph 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Sindermann 

3 . Minister für Außenwirtschaft, Gen. Solle 


4. Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

5 . Minister für Post- und Pemmeldewesen, 
Koll. Schulze 

6. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Kleiber 

7* Stellvertreter des Ministers für Post- und 
Pemmeldewesen, Gen. Probst 

8. Stellvertreter des Ministers für Außen- 
wirtschaft, Gen. Dr. Schalck 

9 . Vorsitzender des Staatlichen Komitees für 
Fernsehen beim Ministerrat der DDR, 

Gen. Adameck 
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Dokument 34 

DeuUü'i::- Dsmolcratisciic RopubHlc 
Büro de$ MinUtorrotes 


Beschluß 

do( Minlucirales 

02 - 39 / 1 / 72 
vom 1. 11* 1972 


BctriHt: GVS - peTsönlich B 2- 282/72 
(StaatodeviBenrueerve) 


Der beiliegende Beschluß wurde bostUtigt, 



Verteiler : 


Vorsitzender dos Liinisteiratea 
l^inister der Pinanzon 
Präsident der Staatsbank 
Leiter des Büros dee .'Ainict errate s 
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Geheime Verachlußsache-perc 

B 2 - 282/72 

Aucf. 4 Blatt 

Präeidium dee Ministerratea 


Beschluß 

Ordnung über die Staatsdevisenreaerve 


Die Staatsdevisenreaerve besteht aus der strategischen und 
aus der operativen Deviaenreaarvö* 

1, Die strategische Devisenreserve hat gegenwärtig 
800,- Mio M zu betragen. 

Diese Reserve setzt Dich aus konventierbaren Devisen 
und aus Gold zusammen. Die Goldbestände können ar.hri tt- 
v/eiae bei Erzielung maximaler Gewinne reduziert und 
dadurch der Bargoldanteil erhöht werden. 

Diese strategische Reserve ist zur Sicherung der Liqui- 
dität der DDR bei entsprechenden ausländischen Banken 
anzulegen, und deshalb können Verfügungen über eine 
Verwendung dieser Mittel für andere Zwecke nicht statt- 
finden. 

2. Die operative Devisenreserve wird wie bisher cp.b-ndftt 
auu 

- Gewinnabführungen der SondeiTUiternehmen; 

- Mindesturotausch, Visagebühren, Steuerausgleichs- 
abgabe, Straßenbenutzungsgebühren, Intershop, 
Genex u.ä. , sofern diese Mittel bisher nicht 
Bestandteil der staatlichen Planzahlungsbilanz 
v/aren; 

- allen besonderen Einnahmen, die staatliche Organe 
außerhalb des Planes erzielen. 
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GVS-pergbnlich 
3 2 - 2ß?/72 


Der Vorsitzende des Ministerratos hat zu veranlaasen, 
daß die staatlichen Organe außerhalb dos Planes keine 
Devisenbestände unterhalten, sondern daß alle außerhalb 
des Planes erzielten Einnahmen grundsätzlich' der opera- 
tiven Devisenreserve zugeführt werden. 

3. In der Zahlungsbilanz sind die Devisenreserven mit 
auszuY/eisen. 

Zur Gev/ährleistung der erforderlichen Geheimhal'^ng ist 
in der Zahlungsbilanz für die Jeweiligen Planunge- und 
Abrechnungszeiträume ein Sonderblatt einzufUhren, welches 
enthält 

die Forderungen und Verbindlichkeiten der DDR 
gegenüber dem nichtsozialistischen V/irtschafts- 
gebiet, unterteilt nach konvertierbaren Devisen, 

BRD und Westberlin sowie Verrechnungswährungen 
mit besonderem Ausweis der Bestände der Staate- 
devisenreserve. 

Das Sonderblatt ist durch den Vorsitzenden des Uinistcrrates 
dem Politbüro zusammen mit der Planzahlungsbilanz vor- 
zulegen. 

Ala Verteiler für das Sonderblatt im Staatsapparat 
wird featgelegt: 

1, Vorsitzender des Ministarrates 

2, Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Alinisterrates, Gen. Sindermaxin 

3, Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

4, Minister der Finanzen 

5, Präsident der Staatsbank. 
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GVS-percör.lich, 
B 2 - 232/72 


4. Dio' Jahregplane für das Aufkommen dar operativen Staats- 
dcvioenrcbervö bind vom Vuraltzenden döa Minißterratca 

iV'o+Ämraung mit dom Broton Qckrctüi- dca EeiiLidlV.uuii Luuü 
zu bestätigon» Der Vorsitzende dee Minlsterratoa hat dar- 
über das Politbüro zu informieren. 

Pür die Ausarbeitung, Kontrolle der Durchführung und 
Abrechnung des Planes der Staatsdevisenreserve ist der 
Minister der Finanzen voran twortlich* 

Der Präsident der Staatsbank ist unter Binbaziehung der 
Außenhandelsbank für die Kontenführung, für die~zY/eck- 
mäßigstej- sichere sowie gewinnbringendste Anlage der Be- 
stände der Staatsdevisenreoerve im Ausland verantwortlich. 

Mit den Beständen ist so zu arbeiten, daß - bei größt- 
möglicher Absicherung gegen die Risiken des kapitali- 
stiacheii Qeldmarktbb - IxUchb LmUgllcher Nutzen tur die DDK 
erzielt v/ird. 

Der Präsident der Staatsbank und der Minister der Finanzen 
haben bei der Durchführung dieser Aufgaben eine enge 
Zucammenarbeit zu gewährleisten. 

Sie sind für die monatliche Abrechnung gegenüber dem 
Vorsitzenden des Minieterrateo verantwortlich. 

5. Kntneheidungen zur Verwendung der operativen Staatadovioen- 
reserve trifft daa Politbüro. 

Der Vorsitzende des Miniatorratoo ist berechtigt, pro Jahr 
Verfügungen bis zu 150,- Mio M ln Abstimmung mit dem Erster. 
Sekretär dos Zentralkoraitoes eigcnvcrantv/ortlich zu treffen. 

Der Vorsitzende des Mlnistorratea hat vierteljährlich daa 
Politbüro über die Durchführung des Planes der operativen 
Staatsdevisenreserve und über die eigenverantwortlich 
getroffenen Verfügungen zu informieren* 
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6. Boi Abwesenheit deo Vorsitzenden des lAinister^rates ist 

für die Wahrnehmung der Aufgaben aus diesem Beschluß 
der Ernte Stell vertmtnr rton VoTtt^ M?.nict®ap- 

rate«, Gen. Sindermann, verantwortlich, 

7, Der Vorsitzende des Ministerrates gov/ährleistot die 
strenge Geheimhaltung aller mit der Staatsdevieen- 
reserve zusammenhängenden Fragen im Staatsapparat. 

Kr veranlaßt die zur Durchführung diosea Beachlusses 
erforderlichen ; -in. 
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B 2 - 306/72 
Nur persönlich I 

Ausf. 3 Blatt 




VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. 1 65 /'72 
von 23. Nov. 1972 


Zur Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des Ministerrates 
van 1.11.1972 

"Ordnung zur Staatsdevisenreserve" 

wird zur Sicherung des Zahlungsverkehrs mit dem Ausland des Bereiches 
Konnerzielle Koordinierung des Ministeriums für Außenwirtschaft verfügt: 

1. Der Zahlxmgsverkehr mit dem Ausland 

des Bereiches Kcnmerzielle Koordinierung des MAW, 

der dem Bereich unterstellten AHB Intrac, Zentral-Kcnmerz 

und Transinter 

scwie der durch den Bereich kontrollierten Firmen 
F.C.Gerlach, Asimex, Simon, Forgber und Interport 

wird durch die Deutsche Handelsbank AG und die Deutsche Außenhandelsbank 
abgewickelt . 

2. Der Bereich Kamerzielle Koordinierung des MAW und die unter 1. 
aufgeführten Firmen behalten den Status von DevisenauslMndem 
und führen Lorokonten 

a) in konvertierbaren Devisen bei der MB 

b) in Clearingwährungen NSW und in transferablen Rubeln scwie 
Clearingwährungen SW bei der DABA. 

3. Die Führung der Lorokonten erfolgt auf Guthabenbasis. 

4 . Die Banken gewährleisten die ständige Verfügbarkeit der Bestände 
auf den Lorokonten durch die Konteninhaber. 
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GVS B 2 - 3.06 

Nur persänllchl 


A> Ausf • Blatt -2 * 

5. Für die unter 2 b) auf geführten Lcrokonten in Clearingwährungen NSW, 
transferablen Rubeln und Clearingwährungen SW richtet die IAEA einen 
gesonderten DevisenJ<reis ein. 

6. Die bei der DHB und der DAEA geführten Lorokonten dieser Verfügung 
werden nicht in die allgemeine BankenkontroUe einbezogen. 

Für die Transaktionen auf diesen Konten ist der Stellvertreter des 
Ministers für Außenwirtschaft, Genosse Dr. Schalck, verantwortlich 
und übemimnt die Kontrolle. 

7. Auskünfte über Bewegungen und Kontenstände der tuiter Pkt. 2 dieser 
Verfügung aufgeführten Lorokonten werden durch die Geschäftsbanken nur 
an den Minister der Finanzen bzw. einem persönlich von ihn Beauftragten 
und an den Stellvertreter des Ministers für Außenwiirtschaft, Genossen 
Dr. Schalck, erteilt. Auskünfte an andere werden nicht gegeben. 

Das trifft auch für das gesamte Informationssystem innerhalb des 
Bankensysteros zu. 

8. Für Saldenabstiimiungen und Bestätigungen mit kontoführenden ausländischen 
Banken ist der Präsident der DABA berechtigt, den Saldenstand des 
gesonderten Devisenkreises für Clearingwährungen dem Devisenkreis für 
Clearingwährungen-Plan hinzuzufügen. 

9. Die Bestände der Lorokonten genäß Pkt. 2 a) und b) dieser Verfügung 
werden bei der Erarbeitung von Stati der Banken ausgeklaramert. 

Das Währungsrisiko der Bestände auf den Lorokonten wird von den 
Konteninhabern getragen. Sie haben Vorsorge gegen evtl. Abwertungen 
kapitalistischer Währungen nach Abstinmung mit dem Stellvertreter des 
Ministers für Außenwirtschaft, Genossen Dr. Schalck, selbständig zu 
treffen. 

lo. Die Kreditbeschaffung für den unter Pkt. 1 dieser Verfügung aufgeführten 
Kreis ist durch die DHB tu übernehmen. 

Der Generaldirektor der IHB hat mit den Präsidenten der DABA eine 
AbstiTTiiung über Konditionen und Kreditgeber vorzunehmen. 
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GVS B 2 - 306/72 
Nur persönlich! 

Ausf. Blatt -3- 


Der Präsident der DABA hat die Abstinnung kurzfristig zu bestätigen 
cder eigene Vorschläge zur Ac-sicherung der dem Kreditvorschlag zugrunde 
liegenden Aufgabenstellung vorzunehraen. 


11. Die EABA hat auf der Grundlage von Beschlüssen des Ministerrates 
und Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates Bürgschaften und 
Garantien für den unter Fjct. 1 dieser Verfügung genannten Kreis zu 
stellen. Das betrifft Bürgschaften und Garantien in Clearingwährungen 
sowie gesondert festgelegte Objekte. 

Bürgschaften und Garantien in KD für den übrigen kcnnierziellen Verkehr 
sind durch die KiB zu stellen. 


12. Durch die Valutatontrollgruppe des Ministeriums der Finanzen ist die 
Revision der Betriebe 

Intrac 

Zentral-Konn e rz 
Trans int er 

in Verbindung mit der Revision der Konten bei den Geschäftsbanken 
durchzuführen. 

13. Für volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen sind die Kontenstände, 
kaimerzielle und Bankforderungen und -Verbindlichkeiten scwie andere 
notwendige Unterlagen des unter Pkt. 1 dieser Verfügung genannten 
Kreises durch den Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Genossen Dr. Schalck, über den Minister der Finanzen dem Vorsitzenden 
des Ministerrates und dem Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Sindermann, zuzuleiten. 

14. Für die Konten 584 und 528 bei der Deutschen Handelsbank AG treffen 
die Festlegungen dieser Verfügung nicht zu-. 

Alle Fragen, die diese Konten betreffen, sind direkt durch den 
Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Genossen Dr. Schalck, 
mit den für diese Konten zuständigen Stellen zu behandeln. 
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Verteiler: 


V orsitzen der des Iti^sterrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. S indermann 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. Rauchfuß 
Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

Stellvertreter des Ministers f. Außenwirtschaft, Gen. Dr.Schalck 
Präsident der Staatsbank der DDR, Gen .Dr .Wittkowski 
?■ “Minister für Außenwirt scliaft , Genossen Sölle '"i- 

l Präsident der Deutschen Außenhandelsbank AG, Gen. Dr. Dietrich 
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GVS B 2 - 307/72 - 

^ ^ Nur persönlich 1 

i • ' V V >f,Ausf. Blatt 

y ^ 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. 1 66 /72 

vciii 23* Nov« 1972 


Zur Durchführung des Beschlusses des Präsidimns des Ministerrates vcra 1.11.1972 
"Ordnung zur Staatsdevisenreserve” 

wird zur weiteren Gestaltung und einheitlichen Leitung der Devisenerwirtschaftung 
für die Staatsdevisenreserve im Bereich des Ministeriums für Außenwirtschaft 
verfügt: 

1. Für die Leitung der Prozesse der Devisenerwirtschaftung für die 
Staatsdevisenreserve im Ministerium für Außenwirtschaft ist im 
Aufträge des Ministers für Außenwirtschaft der Stellvertreter des 
Ministers für den Bereich Kontierzielle Koordinierung verantwortlich. 

2. Die den Bereich Kcranerzielle Koordinierung im Minist er iura für Außen- 
wirtschaft unterstellten Außenhandelsbetriebe Intrac, Zentral-Kom n erz 
und Transinter führen ihre Geschäftstätiglceit nur mit staatlich unter- 
stellten Wirtschaftsorganen zum Zwecke der Devisenerwirtschaftung für die 
Staatsdevisenreserve durch. 

Wesentlichste Quellen der Devisenerwirtschaftung sind: 

- zeitweiliger langfristiger Einsatz materieller Bestände der 
StaatsresCTve B in die Außenwirtschaftstätigkeit; 

- Transaktionen an Börsen; 

- internationale Waren- und Finanzgeschäfte; 

- Valutakleinverkauf in der DDR; 

- Vertreter- und hkJclertätigkeit beim Import aus dem NSW ; 





B 2 - 307/72 


GVS 

_ 2 _ Nur persönlich 1 

yJtkusf, Blatt 

- Ausnutzung bestehender spezieller bzw. nicht ausgelasteter 
Produktions- und Unarbeitungskapazitäten in der DDR und 

im Ausland für Lohnveredlungen im Interesse der Staatsdevisen- 
reserve; 

- außerplarmäßige Exporte und Importe auf der Grundlage von 
Vereinbarungen zwischen den Ministem im Interesse der 
Staatsdevisenreserve ; 

- Einnahmen aus Vereinbarungen mit der Evangelischen und 
Katholischen Kirche; 

- Einnahmen aus sonstigen Sondergeschäften. 

3. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft für den 

Bereich Koranaerzielle Koordinierung ist berechtigt: 

a) Importe von Ersatz- und Verschleißteilen sowie Materialien 
für den ProduJctionsverbräuch bis zu einer K5he von o,5 Mio VM 
eigenverantwortlich zu entscheiden, wenn vom Bedarfsträger 
ein wertmäßiger Ausgleich erfolgt. 

b) Vereinbarungen mit Industrieministem bis zu einer Höhe 
von 3,0 Mio VM abzuschließen. Diese Vereinbarungen sind vcra 
zuständigen Stellvertreter des Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankomiission zu bestätigen. 

.c) Vereinbarungen mit Industrierainistem über 3 ,o Mio VM 

abzuschließen. Diese Vereinbarungen sind von Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. Rauchfuß, und vom Vorsitzenden 
der Staatlichen Plankcmiission, Genossen Schürer, zu bestätigen. 

Objekte, die angesichts ihrer voUcswirtschaftlichen und politischen 

Bedeutung ^er Zustärtiigkeit des Ministerrates unterliegen, sind von 

Vorsitzenden der Staatlichen Plankoimission und vom Stellvertreter 

des Vorsitzenden des Ministerrates, Gen. Rauchfuß, den Präsidium des 

Minis terrates zur Entscheidung vorzulegen. 
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4. Zur Lösung der Aufgaben erfolgt die spezielle Anleitung und 
Kontrolle des Bereiches Kamverzielle Koordinierung durch den 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, Genossen Rauchfuß. 

5. Der Minister für Außenwirtschaft reicht den Minister der Finanzen 

für die Außenhandelsbetriebe Intrac, Zentral-Kcramerz und Transinter folgen- 
de Planteile zur Bestätigung ein: 

- Die Plannonnative Valutaabführung 

- Zuführung von Richtungskoeffizienten 

- Arbeitskräfte- und Lohnfonds 

- Investitionen 

für die Planträger des Intershophandels 

- Valutaabführung und Zuführung der Richtungskoeffizienten 
für die Planträger der GDO QnbH 

- Valutaabführung, Zuführung von Richtungskoeffizienten 
und Stützungen. 

6. Nach Bestätigung dieser Planteile durch den Minister der Finanzen 
erteilt der Minister für Außenwirtschaft die entsprechenden 
staatlichen Planauflagen an die Außenhandelsbetriebe und übrigen 
Planträger. 

7. Die Valutaabführungspläne, die Pläne der Zuführung der Richtungs- 
koeffizienten und Stützungen sind dem Minister der Finanzen 
monatlich abzurechnen. 

8. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft für den 
Bereich Kcninerzielle Koordinierung ist im Rahmen der ihm übertragenen 
Aufgaben und dieser Verfügung berechtigt, bei Atwesenheit des Ministers 
für Außenwirtschaft in dessen Vertretung zu handeln. 
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9. Die Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 15/68, 
151/69 und 2/72 werden außer Kraft gesetzt. 



Verteiler: 

Vorsitzender des Mini sterrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates , Gen. Sindermann 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates »Gen. Rauchfuß 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Vorsitzender der Staatlichen PlanJcamiission, Gen. Schürer 

Minister da:' Finanzen, Gen. Böhm 

Minister für Außenwirtschaft, Gen. Sölle 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Gen.Dr.Schalck 
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>(siJU So j/J/l 


Persönllcha Verschlußsache 

— Vorlagen — 

ZK 02 Tgb.-Nr S£ii 


ir 


Vorschläge 

zur Lösung von Problemen der Zahlungsbilanz 
für das kapitalistische Wirtschaftsgebiet 
bei der Fertigstellung und Durchführung des 
Volkswirtschaftsplanes 1973 


24 . 1 1 
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Yor;traüliche Vers chlußsache 
> '‘ACTsT . , Seiten 3 - 15 

Vorschläge; 

zur Lösung von Problemen der Zahlungsbilanz für das 
kapitalistische V^irtschaf tsgebiet bei der Fertigstel- 
lung und Durchführung des Volksv/irtscbaf tsplanes 1973 



Zur Lösung von Problemen der Zahlungsbilanz mit dem kapitali- 
stischen Wirtschaftsgebiet für das Jahr 1973 wird festgeiegt: 

1. Die Exportauflagen der Industrie sind gegenüber 


dem an das Politbüro eingereichten Planen twurf"^^ 

um 

nach Ivlinisterien gemäß Aiilagc 1 zu erhöiren. 

Als Quellen sind dabei herai:::u::ichcr; 

- die Mobilisierung vorhandener riessrver. durch 
weitere Steigeruijg der i-ürbeitsprcduktivitat , 
die Erhöhung der Sffclctivität der bedeutend 
wachsenden Ponds, insteGonderc auf dem Gebiet 
der Investitione:-': . •.•;jd ai-c Durchsoizung der 
Intensivierung ; 

- die Erhöhung der ';ua.Iität der Leitung, die 
bessere I’utzunr des ieiseflschart] icber. Arboita- 


80 Llic VM 


Vermögens und cer zur •Jex- 


r.g s teuer -en ar- 


oeitszeit so'.vii.e eie .-.rnorir.r , von erenung una 
Disziplin in der. Eetricbcu und Einricr. zungen . 


^ _L — iwU V e- Cl O J- -a w e : ... O .... .. J. 

p].anauf lagen der In len Ir 
Herausgabe er tspreer cn-’. 


.er:ms eeinr 


jis z'J. irrer 




Alle weiteren 
ebenfalls auf 
er: bwurf 




r. c:. ^:n 
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2* vlXirbh. 'die Industrieminister, 'sind durch, Anlegting 
strengster Maßstäbe hei der Pestlegiing von Im- 
porten aus dem NSW gegenüber dem Planentvmrf 
Einsparungen in Höhe von 

nach Ministerien' gemäß Anlage 2 zu erreichen* 

Als Quellen sind dabei -heranzuziehen 

- Die Vorschläge der Arbeitsgruppen zur Über- 
prüfung der NSW- Importe in Höhe von 70 Mio VM, 
die bisher nicht in den Planent’wurf eingear- 
beitet sind. 

Die Überprüfungsergebnisse einschließlich Vor- 
schlägen zur Schaff-ung bestimmter Voraussetzun- 
gen sind durch Genossen Rauchfuß den Industrie- 
• ministem sofort zu übergeben. 

- Strenge Überprüfung des Importbedarfes unter 
Berücksichtigung der Bestände und Reserven 

- Die Maßnahmen entsprechend dem Beschluß über 
die Verringeiung der Importabhängigkeit der 
DDR aus dem nichtsozialistischen Wirtschafts- 
gebiet vom Juli 1972 

Die Staatliche Plankommission hat die staatlichen 
Planaufla.gen der Industrieministerien bis zu ihrer 
Herausgabe entsprechend zu verändern » 

V e rar , t wo rt 1 i 0 h : Vorsitzender der Staatlichen Plan- 
kommission 

z u 3 1 än d ig e jx d ’ 0 r r i e in i s t e r 
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240 Mio VM 


Von den im Plan 1973 vorgeseh.enen Importen an Perrig- 
to'ztilicn rxd Schuhen sind 100 Mio 

nur gegen kommerzielle Zahlungsziele rückzahlbar 
nach 3 Jaiiren abzuschließen. Pie Erwirtschaftung 
dieser Kredite hat aus dem außerplanmäßigen Export 
von Wirtschaftsbeständen der DIR zu erfolgen. 

Die dazu erforderlichen Einzelregelungen sind zwischen 
den vi-rant’.vorrlichen linisrem ab; 
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TeraDtwortllch; «Stellvertretera.des Ministers für 

, iußen Wirt Schaft für den Bereich 
icommerz ielle 7Koord in ierung 

Minister für Materialwirtschaft 

Minister der Finanzen 

Präsident der Staatsbank 

Leiter der Staatsreserve 

4* Die in der Zahlungsbilanz enthaltenen Rückstellun- 
gen von 7 Mio VM für den Import von Koks und 
11 Mio VM für den Import von Zulieferungen für 
den Schiffbau aus dem NSW sind nicht in den 
Plan 1973 aufsunehmen. 

Die Zahlungsbilanz ist dadurch um 18 Mio VM 

zu entlasten» 

Verantwortlicht Vorsitzender der Staatlichen 

Plankommission 

Termin: sofort 


5« Der Minister für Erzbergbau, Metallurgie und 
Kali wird beauftragt, die Möhe des vorgesehenen 
Goldverbrauches für 1973 nochmals nach streng- 
sten Maßstäben durchzuarbeiten und zu senken» 
Die verbleibende Menge Gold (s, Zt. im Plan- 
entwurf 2.138 kg) ist aus der Staatsdevisen- 
reser’/e zur Verfügung zu stellen und die da- 
durch frei werdenden 

sind ^ur hcitlasri-ng der Zahlu'.gsbilanr 1973 

8 1.*) -o ' .r v o Id 62. t 

~.<'eren er; : r', r 'g'' au, 

i.'in j, G'tGI’ r T. Z GT; 

Termin ■ 7 t 12, 1972 
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6, Der Minister für Land-, '■ Forst- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft wird beauftragt, in Abstimmung mit den 
zuständigen bilanzverantwortlichen Ministem durch 
Nutzung vorhandener Reserven, Maßnahmen zur Er- 
wirtschaftung von 50 Mio VM 

auszuarbeiten, die zur Entlastung der Zahlungs- 
bilanz 1973 einzusetzen sind« 

7e ^antrortl ich: Minister für Land-, Porst- und 

N ahrur. gsgü t e rv; i r :: 3 c haf t 

Termin: 5» 12. 1972 


7. Der Minister für Außenwirtschaft, der Minönter 
für Leichtindustrie und der Minister für Glas— 
und keramische Industrie werden beauftragt, alle 
Erzeugnisse ihrer Bilanzbereiche, die mit vergleich- 
baren Gebrauchswerteigen schäften im Planent^^rurf 
1973 sowohl für den Erport als auch für den Im- 
port mit dem nichtsozialistischen '.Virtschaf ts- 
gebiet vorgesehen sind, dahingehend zu ändern, daß 
für die DDR unter Berücksichtigung der E:-:port- xind 
Importpreise sowie der Einnenhardol spreise die öko- 
nomisch günstigste Variante, insbesondere zur Valuta- 
einsparung, erreicht wird« 

Aus dieser Arbeit ist eine Valutaeinsparung von 30 Mio Vlil 
zu erreichen, die zur Entlastung der Zahlungs- 
bilanz einzusetzen isr. 


:rant v;o:v icn: 






C fl 3 j. Ci 

■ rstrie 


Minis'-'t-r f l.i - l’, ■ 
uiset-; Industrie 


ir.n' 


Ende Januar 1973 
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8. Bei 'planmäßig vorgesehenen Konsumgüterexporten , die 
auch für die Versorgung unserer Bevölkerung von Be- 
deutung sind, sind gegenüber den verschiedenen Ab- 
nehmerkreisen im NSW Preise zu fordern, die beträcht- 
lich über den bisher erzielten Preisen liegen. 

Mit dem aktiven Angebot dieser Waren v/ird den Abneh- 
mern die Möglichkeit genommen, die Lieferfähigkeit 
der DDR in Zweifel zu stellen. 

Es ergibt sich die Möglichkeit, entv/eder im Inter- 
esse der Versorgung der Bevölkerung vom Export be- 
stimmter Güter Abstand zu nehmen oder solche Preise 
zu erreichen, die in der jeweiligen Warenposition 
einen analogen Import in Menge und Gebrauchswert 
mit Nutzen für die DDR ermöglichen. 

Verantwortlich ; Minister für Außenwirtschaft 

9. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 

Gen. Behrendt, wird beauftragt, durch Erreichung 
vorfristiger Zahlungen aus einigen ausgswähiten 
Exportverträgen mit langfristigen Zahlungssielen 

mit der BRD 25 Mio Wi 

zur Erhöhung der Bareinnahmen der Zahlungsoilanz 
zu realisieren. 

Verantv/ortlich : Genosse Benrendt 

10. Der Minister für '..■’isser; schalt und Technik und der 
Minister für Außeru.virtschai n werden beauf tragt , in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Ministern durch 
’.veitere Lizenzveencäuf e in kapitalistische Länder 
Valutaeinriahraen zur Entlastung der Zahlungsbilai'iz 
in Hüne von 10 Mio VM 

zu erwirtschaften-. 

Verantwortlich: Ministe:' _ .Vissenschaf t 
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11. Durch Mobilisierung vorhandener Möglichkeiten der 
Staatsreserve, Veränderung überliolter Festlegungen 
für die Zuführung und den ürifang der Staa'usreserve 
bei bestiminten Erzeugnissen sowie von Normativen 
ist zusätzlich zu den bisher fentge legten staatli- 
chen Auflagen durch Exporte bzw. Verringerung vor- 
gesehener Importe ein Volumen von 35 Miio VT«! 

zahlungsbilanzwirksam zu erv/irtsc/naf ten , 

Die Vorschläge sind in die staaö liehen Auflageii -• 
einzuarbeiten . 


Verantwortlich ; 


Termin : 


Vorsitzender der Staatlichen 
PI an k cmni i s s i c r; 

7_eiter der Staatsrsse.rve 

o TP -IO '7 c 

• JL • JL ^ 



/ ^ 


f..:. 
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13 . Rlinister für Auswärtige Angeiegenheiten und 

der Minister für Außenwirtschaft haben zu gewähr- 
leisten, daß im Zusammenhang mit der v/eiteren 
diplomatischen Anerkennung der DDR zu erv/artende 
Valutaausgaben für neu einzurichtende Auslands- 
vertretungen aus möglichen Reduzierungen der 
Valutaausgaben für bestehende Vertretungen, Organe 
und Institutionen der DDR im Ausland finanziert 
werden . 

(Zur Finanzierung der Aufv/endungen für die Aufnah- 
me der DDR in die UIIO sind 27 i.Iio V!-* im Planen t- 
wurf 1973 aufgenommen . ) 

Verantv/ortlich : Minister für Auswärtige 

Angelegenheiten 

Minister für Außenv/irtschaft 

14» Die im Planentwurf 1973 enthaltenen Importe von 
Konsumgütern aus dem r.ichtsoaialistischcn V.'irt- 
schaf tsgebiet werden für das I. l'uarta]. 1573 be- 
stätigt. Für die folgenden Quartale sind die not- 
wendigen KonsumgUterimporte a;ne 1137' ,'ov/eils 

vor- Beginn des Quartals dem Präoluium oes l.'inister- 
rates zur' Bestätigung vorzulege:; mit dem Ziel, 
Einsparungen von Valuta zur E::tlastung der Zah- 
1 V 'lO r s c iL i r.r. "3 u 0 r r v? i c •' r. ^ 
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15« Der im Planen tv.Tjrf enthaltene Import von Teppichen 
und Läufern aus dem nichtsosialistischen Y/irt- 

schaftsgebiet in Höhfe von 29 »2 Mio VIvI 

ist dem Plan 1973 nicht zugrunde zu legen. Die 
Einsparung ist für die Entlastung der Zahlungs- 
bilanz einzusetzen,' 


Verantvrortlich : Vorsitzender der Staatlichen 

Plankommission 

Mnister für Außenwirtschaft 
Minister für handel und 
Versorgung 

Minister für Leichtindustrie 


16. Der Minister für Handel und Versorgung wird be- 
auftragt, durch zielgerichteten Einsatz und Ein- 
sparung der im Planentwurf für seinen Bereich 
vorgesehenen Fonds Valuta in Höhe von 


50 Mio Wi 


zur Entlastung der Zahlungsbilanz einzusparen. 


Y e ran two r 1 1 i ch ; 


Minister für Handel und 
Versorgung 

in A.b3tiramu:;g mit den zustän- 
digen ü i 1 an z V e r ai’i t w o r 1 1 i c h e n 
Minis xern 


Terrain 


für die nach Haupterzeurnissen 
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i7« Der Minister: für Außenwirtschaft wird beauftragt, in 
.Abstimmimg mit den jeweils zuständigen Ministem 
durch Kauf Zeitoptimierung, Nutzung von im Verlaufe 
des Jahres eintretendeh Preisschwankungen, Export- 
preiserhöhungen, Erhöhung der Bxportrentabilität 
gegenüber dem Planentwurf eine- zahlungsbilanzwirk- 
same Erwirtschaftung von NSVi'-Valuta in Hohe von 50 Mio VM 
zu sichern. 

Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 


18. Die im Planentwurf der Zahli.mgsbilans 19/3 bei 
Dienstleistungen zugrunde liegenden Sal.den aus 
Valuta-Einnahmen und -ausgaben 'r; nicht soziali- 
stischen Wirtschaftsgebiet sind für die einzel- 
nen Veraiitv7ortungsbereiche zu ändern uni in len 
staatlichen Auflagen 1973 wie feiert festzulegen: 


- in Mio VfJ - 

Plsn- 

entwurf 

Stand 

20.11.72 

-4- 

i>J L* c_« . « n. * j_ "• 

läge 1973 

Yer 

:cv:a^ 

Ministerium 
f. Außen- 
wirtschaft 

— ± 7 

- 139 

o 

Ministerium 
f .Verkehrs- 
wesen 

- 230 

- 265" 

'1 ^ 

Ministerium 

d. Pinanzen 

+ 27 

33 


It-irch diese I; 

einen '.ne 


■ s - 


19 T3 um 
zu entlastor. . 

7erant v/ort l j cii : . u ■■ .. . 

I -i > > -i -i"* 

Termin: 5. 12 . 1972 


39 Mio. V!i 
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19» Es sind Maßnahmen .zur zusätzlichen' Erwirtschaftung 
von Valuta durch Erhöhung des Handels mit Kunst- 
gegenständen, Antiquitäten und- kunstgewerblichen Er- 
zeugnissen auszuarbeiten und für die Entlastung der 
Zahlungsbilanz in Höhe von 
zu- erwirtschaften. 

Verantwortlich : Genosse Schalck 

Minister für Kultur 

Termin für die detaillierte Festlegung' 

der notwendigen Ilaßriaiiaen : 

15. 2. 1973 

20. Der Präsident der Deutschen Außenhandelsbank wird be- 
auftragt, zur Finanzierung des iiußeiv/i/irtsciiaf tsplanes 
1973 die ICreditnalune in konvertierbaren Devisen gegen 
über der.i 31. 12. 1972 um 1 Krd. Viä au erJiöhen. 


Der Minister für Außenwirtscliaf t hat durch die Erwei 
terung der Inanspruchnahme korar.erzieller Kredite bei 
Importgeschäften sowie durch die Verlängerung ihrer 
Laufzeit die Realisierung diese:- i'rc-ditieahne zu. unter 
stützen. 


Zur Lösung dieser Aufgabe haben 


- der ' Präsident 
Vertreter des 
dinierung des 
der Grundlage 
lunger. zu füh 


der jußsnhandelscau.k und der btell- 
Linisters, Bereici; Konreorzielle Kcor- 


Ministerii 


iv;irzsc luzi o . 


auj 


vorliegeruler rh'edi tc.".:;e::c~3 v-ur 


Cl 


ren ai-o ct 


5 


. Pinanzkredite in einer Mh-e ca. 1-30 hio ug 3 

320 I.-io n.i, auihui.'.eh,'.ei; 

. eine Laufzej.t vou. üi.er • ' .u u-z-i'eic .-.-en 

. die Fdj.ckzaMun.g in ciuie»' -jui;;? 'ei ':alb;j(u'i'lichen 
bz’.'v. jährlicnnn dinszaiil:.::;/- .iibla'.if de].-' Ki’c 
ditfrist durclizusetzen. 


Vertragspartner für der: Yer M-u.gs: zchlu.j r.L'c ce-r 
Auieniiandelsi;?.;:';-: darf f.-ir.- * h. .--'. c .. . - z--- 
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Die Außenhandelsbank ist jeaucn oerechtigt, mit 
ausländischen Banken oder Pirmon Verträge über die 
Kreditnahme zu schließen, auch v/enn anzuneionen ist, 
daß westdeutsche Banken an der 'Kreditgabe beteiligt 
sind. 

Verantwortlich ; Präsident der Außenhandelsbank 

Stellvertreter des LIinisters, 

Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung des Ministeriums für Außen- 
wirtschaft 

- der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Genosse Behrendt, durch Veränderung der Zahlungskondi- 
tionen für Planimporte (Verlängerung der Zahiungsziele 
von 180 auf 540 Tage gegenu': e:.- r.Uogcwähl :s i Firmen in 
der BRD) 100 llio Kredite zu ermcglich-eri . 

Die Erhöhung der Verbindlichkeiten in konvertierbaren 
Devisen um 1 Mrd. Vil ist der Zahlungsbilanz 1973 zu- 
grunde zu legen. 

Verantwortlich : Vorsitzender der Staatliclien 

? 1 ank c ra ; i s s i o n. 
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DieserN^ellvertreter wird beauftragt, sieb au^ar&hließ- 
lich zu l^qchäftigen mit 

“ Importeinspä3:^^gen 

- der Verwendung Defizitmateriaiaen 

wie Edelmetallen, Kupif er , Zin^^Zinn, 

Naturkautschuk us^v. 

- der gezielten liaterial^ib^t^tution von 
Iraportmaterialien« 

Seine Aufgabe bestbht darin, in allehsBereichen der- 
Volkswirtscliafj^^nt sprechende Uberprüfintgen durchzu- 
führen und zdr Einsparung von ImportmateriaiNSOV/ie zu 
ihrem Auaxausch verbindliche V/eisungen und PeslShegun- 
gen zi^^reffen. 

Verantwortlich: Liinister für Materialwirtschaft 


22. Beim Import von Anlagen und kompletten Aus- 
rüstungen aus dem WSV/ ist unter Berücksichti- 
gung der Srfahriuigen der UdSSR das Prinzip durch- 
zusetzen, daß beim Abschluß der Verträge gleich- 
zeitig Vereinbarungen über die Rückzahlung der 
entstehenden Valutaaufwendungd aus der Produk- 
tion dieser Anlagen getroffen werden. 

Verantv;ortlich : l.linister für Außeravirtschaf t 


23» Der bei der D'archführur.g der vorgenannten Verände- 
x'ungen der staatlichen juiflage verbleibende unge- 
deckae Valutabedarf in iioiie vo:' 

ist durch weitere ; .aßnahe.ier: iu Verlc.iife der rlan- 
CLirchf ühriing zu erv/irtschai t en. 

Die konkreten L.aBnalre.cn sind i'kn’' der l'ir.schäzzung 
cei" n an e n u j- aun. g 1. vu.az'iuj. sowre an --.’.isv.'erzvu'ig 
der Leipziger Prühj ah-rsiaesse durcli den I.mnister- 
i'a t fest zu a e gen • 


ac'U 


.0 VI J 


V eranf.vo: 


bersit- 


. .n ly . _n 


ao: 


385 




- 13 - 


WS 13,5.- 333/12 


24» Es ist ein gemeinsamer Beschluß des Politbüros 
des ZK der SED und des tlinisterrates zu den 
politisch-ideologischen Problemen, zur Bedeu- 
tung und, den Prinzipien des Handels der DDR 
mit nichtsozialistischen Ijändern auszuarbeiten 
und dem Politbüro vc?zulegen. 

V erantwortlich ; Leiter der vom Politbüro ein- 
gesetzten Ai’beitsgruppe , 
Genosse mittag 

8. Dezember 1572 



Termin : 
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Anlage 1 

Festlegungen zur Veränderung der Exportauflagen 
NSW 1973 


- Mio VM 




iO 

Plan- 

Erhöhung Plan- 

Plane nt wui*f 

entwurf 

entwarf 

neu 

alt 

neu 

Voraussicht 



liches Ist 


Export NSW DDR gesamt 

4646,3 

+ 

80,0 

4726,3 

110,0 

Min, f, Kohle u, Energie 

91,9 


5,0 

96,9 

94,1 

Min, f. Chemische Industr. 

651,0 

“T 

14,0 

665 , 0 

128,6 

Min, f, Elektrotechnik/ 
Elektronik 

490,0 

'V 

10,0 

500,0 

122,0 

Min, f, Schwermaschn,- 
und Anlagenbau 

457,0 

-h 

20,0 

477,0 

116,3 

Min, f. Verarbeitungs- 
masch,“ u, Fahrzeugbau 

571,2 

4 - 

10,0 

581,2 

128,3 

Min, f,‘ Glas- und Kera- 
mikindustrie 

131,0 

4 - 

5,0 

136,0 

119,8 

Min, f, Bezirksgel, Ind, 
und Lebensmittelindustrie 

663,9 

u_ 

5,0 

668,9 

107,7 

Min, f, Bauwesen 

90,3 

4 " 

10,0 

100,9 

103,3 

Min, f, Post- und Fem- 
meldewesen 

5 

4 - 

0,5 

1G,0 

105,3 

VDK 

11,4 

4 - 

0 5 5 

11,9 

110,2 
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Festlegungen zur Veränderung der Import auf lagen WSW 1973 






- Mio VT«1 - 

Planent- 

mrf 

alt 

Senlcung 

Pianent- 
v-u rf 
neu 

Planentv/urf 

neu 

vn raus sicht- 
liches Ist 1972 

Import ITS\7 DPR gesamt 

6873,9 

- 240,0 

6633,9 

136,2 

Ministerium für Erzberg- 
bau, Metallurgie u. Kali 

756,6 

- 45,0 

711,6 

101,7 

Min* f* Chemische Ind* 

1569,8 

- 70 , 0 

1499,8 

135,1 

Min. f. Elektrotechnik/ 
Elektronik 

201,4 

- 20,0 

181,4 

126,1 

Min* f. Schwermasch*- 
u* Anlagenbau 

343,1 

- 27,0 

316,1 

112,1 

Min. f. Verarbeitungs- 
masch. u. Fahrzeugbau 

501,9 

- j - 

451,9 

253,2 

Min* f* Leicht ijidus tri c 

1688,2 

- ^ 7.0 

1671,2 

162,4 

Min* f*_ Glas- und 
Keramik'industrie 

85,0 

- 5,0 

SO , 0 

117,6 

Staatssekretariat für 
Geologie 

13,1 

3,0 

10,1 

78,3 

r r ■ ' VN ^ V T T ’ * ^ ^-1 , V > 

^«1 J- i i ♦ o- ^ ; c! o * 

1 o , 

■ , 0 ; 

■ J 

141,3 

i'airia f- ’/erkearsv/Gsen 

19,0 

'' , 2 

n ^ 

* / , u 

A ' 1 

1 Ou , 4 





Betr, ; Vorschläge zur Lösung von Prohlemen der Zahlungs- 
bilanz für das kapitalistische Wirtschaftsgebiet 
bei der Fertigstellung und Durchführung des Volks- 
wirtschaftsplanes '1973 


Neuformulierung Punkt 2'1 

Zur Schaffung dauerhafter und stabiler Lösungen zur Ablösung 
von NSW-Importen wird ab sofort eine zentrale Bestätigung 
von Importen von Material und Zulieferungen aus dem kapita- 
listischen Wirtschaftsgebiet eingeführt. 

Die Bestätigung erfolgt durch den Minister für Materialv^?i^t- 
schaft, den Vorsitzenden des Komitees der Arbeiter-und-Bauern 
Inspektion, den Minister der Finanzen und den Präsidenten 
der Staatsbank. 

Importe von Materialien und Zulieferungen, die nicht zentral 
bestätigt sind, dürfen nicht durchgeführt werden. 


Im Ministerium für Materialwirtschaft wird ein Stellver- 
treter des Ministers für diese Aufgabe eingesetzt. 

Dieser Stellvertreter wird beauftragt, sich ausschließlich 
zu beschäftigen mit 

- Importeinspar’ongen 

- der Verwendung von Defizitmaterialien, 

wie Bdelmetallen , Kupfer, Zink, Zinn, ITaturkautschuk usv;. 

- der gezielten Materialsubstitution von Importmaterialien. 


Dazu wird im Rahmen des bestätigten St 
irb eits gruppe ''on 5 bis 5 Mitarbeitern 
Beratung und der Arbeit der .irbeitsgru 
ein Stellverrreter des Vorsitzenden de 
irbeiter-und-Zauern-Insoekrion r eii . 


lienplanes eine 

J- * - 0 O C K zj 1^' * ^ n r - 

■0 6 li IrnlUl K 

ilcnitees der 




iez’ MclMswi: 


rn ■ n: ^ -o gn .o 
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durchzuführen und zur Einsparung von Importmaterial sowie 
zu ihrem Austausch verbindliche Weisungen und Festlegungen 
zu treffen bzw. dem Präsidium des Lünisterrates zur Ent- 
scheidung vorzulegen. 


Verantwortlich ; Minister für Materialwirtschaft 

Vorsitzender des Komitees der 
Arbeit er-und-Bauern-Inspektion 

Minister der Finanzen 

Präsident der Staatsbank 
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Vorschlag zur Neufassung des Punktes 12, S. 6 


"der Vorschläge zur Lösung von Problemen der Zahlungs- 
bilanz für das kapitalistische Wirtschaftsgebiet bei 
der Fertigstellung und Durchführung des Volkswirt- 
schaftsplanes 1973". 


Pkt. 12 

Durch Überbietung der Pläne 1973 der dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung unterstellten Außen- 
handelsbetriebe und des Intershophandels, der 
Durchführung von Sondergeschäf ten und den Einsatz 
von anderen außerplanmäßigen Einnahmen sind 

insgesamt 100 Mio Vj'i 

zu erwirtschaften. 


Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck, Stellvertreter 

des Ministers Sür deii Deieltif^ 

TCia mvnMV / i ■» 1 T tu i n -i giT-nng *' 

Genosse Böhm, Minister der Finanzen 
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~n;jch 


o;S B 2 - 308/72 

nur oerattnllch 


;' Auaf, 

VO^^SITZENDER DES MINISTERRATES 


Blatt 


Verfügung Nr. ! 1972 

/ 

vom Äf. November 1972 


Zur Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des 
rates vom 1.11.1972 







"Ordnung zur Staatsdevisenreserve" 

wird zur Regelung der kommerziellen Beziehungen mit der Evangeli- 
schen und Katholischen Kirche ln der DDR, die aus der Bundesre- 
publik und Westberlin materielle Unterstützung erhalten, ver- 
fügt ; 


1. Für die Planung und Durchführung der kommerziellen Be- 
ziehungen mit den genannten Religionsgemeinschaften ist 
Im Sinne dieser Verfügung der Stellvertreter des Ministers 
für Außenwirtschaft, Gen. Dr. Schalck, verantwortlich. 


2. Der Beauftragte 'des stellvertretenden Ministers für Außen- 
wirtschaft, Gen. Seidel, hat auf der Grundlage der vom Vor- 
sitzenden des Ministerrates der DDR bestätigten Limite Ver- 
einbarungen abzuschließen: 

für die Evangelische Kirche bis 44 Mio Jahresvolumen 
für die Katholische Kirche bis 15 Mio Jahresvolumen 

Er hat Insbesondere zu sichern, daß die aus diesen Be- 

\ 

Ziehungen sich ergebenden Möglichkeiten mit hohem ökonomi- 
schen Nutzeffekt voll realisiert werden. 


392 


2 





GVS B 2 - 30Q/T2 
_ 2 _ nur persönlich 

i> Auef. Blatt 

3. Für den Bezug von landwirtschaftlichen Maschinen, Fertig- 
häusern, Baumaterialien und Gesundheitserweiterungsbauten 
sowie für Sonderbauprogramme können für beide Religionsge- 
meinschaften Jahresverträge bis zur Höhe von 15 Mio abge- 
schlossen werden. 

Die Lieferungen erfolgen im wesentlichen unter Anwendung 
der Erfüllung der Exportpläne der einzelnen Außenhandels- 
betriebe . 

Alle Verträge mit den Religionsgemeinschaften werden in 
einer Währungsparität von 1 Mark der DDR : 1 DM/DBB ab- 
geschlossen. 


4. Die Limite sind durch den Stellvertreter des Ministers 
für Außenwirtschaft bis zum 30.9. des laufenden Jahres 
für das Folgejahr nach Abstimmung mit den zuständigen 
staatlichen Organen beim Vorsitzenden des Ministerrates 
zu beantragen. 

Sollte der Abschluß einer Zusatzvereinbarung mit den Re- 
ligionsgemeinschaften über die Höhe des bestätigten Limits 
notwendig sein, ist hierfür ebenfalls die Genehmigung des 
Vorsitzenden des Ministerrates einzuholen. 


5. Einnahmen aus Vereinbarungen mit den genannten Religionsge- 
meinschaften ln Höhe von 

40 Mio VM jährlich 

stehen dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
als Reserve zur Verfügung und sind ln die Zahlungsbilanz 
aufzunehmen. 
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CVS B 2 - 308/72 
nur pergttnlich 


S Ausf, Blatt 


6. Einnahmen, die ein Volumen von 40 Mio VM jährlich über- 
steigen, sind an die Staatsdevisenreserve abzuf Uhren. 


Mit Inkrafttreten der neuen Verfügung werden die Verfügungen 
Nr. 44/66 vom 11.3.1966 und Nr. 102/67 vom 6.7.1967 außer 
Kraft gesetzt. 



Verteiler 


Gen. Stoph Vorsitzender des Ministerrates 

Gen. Sindermann Erster Stellvertreter des Vor- 
sitzenden des Ministerrates 

Gen. Dr.Schalck Stellvertreter des Minister s 

^r Außenwirtschaft 
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Dokument 39 

Weisung für Gen. Manfred Seidel 


Zur Sicherung der kontinuierlicnen Versorgung des 
Bedarfs von "LETEX" haben Sie jährlich bis 
zu 1,0 Mio VM auf Anforderung bereitzustellen. 

Als Finanzierungsquelle werden Sondergeschäfte 
über das Sonderkonto 528 eingesetzt. 

Die Ihnen für das Jahr 1973 übertragenen Plan- 
aufgaben dürfen dadarcn nicht belastet werden. 


13. 12.1972 
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Dokument 40 


YORSITZENDEH DES MINISTERMTES DER DDR 

Verfügung Nr 1972* 

//. ^ 


vom 


Auf der Grundlage des Beschlusses des Präsidiums des LUnist er- 
rat es zur Zahlungsbilanz 1973 verfüge ioh: 


I. 

1, Aus dem staatlichen Eundus sind Antiquitäten und Museums- 
bestände für den Export in das NS7/ in Höhe von 

55 Mio VM, 

davon zv/eckgebunden bis zu 5 Mio VTi 
für den Neuanlcauf von Antiqiii täten 
und Kunstgegenständen 

1973 z'ur Verfügung zu stellen und dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierxmg des Ministeriums für Außenv/irtschaft zum 
Export anzubieten, 

Verant\7. ; Minister für Kultur 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 

2. Zinr Unterstützxmg der Durchführung der vorgesehnnen Exporte 
von Antiquitäten und Kunstgegenstände sind dem Minister für 
Kultur nach Erfüllung der gestellten Aufgabenstellung in 

• Höhe von 50 Mio VM bis zu 10 °!o des Y/ertes der für den Export 
bereitgestellten Exponate für Neuankäufe von wertvollen 
Antiquitäten und Kimstgegenständen aus dem NSW für staatliche 
Museen und Archive bereitzustellen. Diese Mittel sind auf das 
folgende Jahr übertragbar, 

Verantv7. : Minister für Kultur 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
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3. Zur Sicherung des nationalen Kulturerbes sind alle Exponate 
mit einem Wert von über 200 und Objekte mit besonders 
kulturhistorischer Bedeutxing listenmäßig zu erfassen vind 
einzeln durch den 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Sinderraann, für den Export freizugeben. 

Antiquitäten und Musevunsbestände, die nicht in diese I^tegorie 
fallen, sind eigenverantwortlich durch den Minister für Kultur 
bzw. seinen Bevollmächtigten für den Export anzubieten. 

Verantw. ; Minister für Kultur 

4. Zur Durchführung dieser Aufgabenstellung ist ein Bevollmächtig- 
ter des Ministeriums für Kultur einzusetzen. Im Zusammenv/irlc^ 
mit dem Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung, ist er bevollmächtigt, im 
Aufträge des Vorsitzenden des Ministerrates mit den Vorsitzen- 
den der Räte der Bezirke, den Direlctoren der staatlichen Museen 
und Archive der DDR Vereinbarungen zu treffen, die die Erfül- 
l\mg dieser Verfügimg gewälirleisten. 

5. Zur Durchführung der Maßnahmen wird dem Bevollmächtigten des 
Ministeriums für Kultur ein zweckgebundener Prämien- und Ver- 
fügungsfonds in Höhe von 100 TM zur Verfügung gestellt. 

Verantw. : Minister der Finanzen 

Bevollmächtigter des Ministeriums für Kultur 

. . ' ( 

6. Für die Abväcklung des Exports von Kunstgegenständen im Rahmen 

der Verfügung wird ein dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
des Ministeriums für Außenv/irt Schaft unterstellter Betrieb 
eingesetzt . 

Verantw.: Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

7. Die notwendige Markfinanz ierung erfolgt durch den Minister 
der Finanzen. Die Abführung der Valutamittel erfolgt d'urcli 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenwirtschaft an den Minister der Finanzen zu Gunsten der 
Zahl\mgsbilanz 1973 . 
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Diese Mittel sind, sov;e.lL nli; Museen und Sanmlungen übergeben werden, 
auf das folgende Jahr ülrei LnigLor, 

Verantwortlich ; Minister «•l -i' rij\'inzcn 

Stellvcptrxstop des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Koiiiiierzielle Koordinierung 


TI. 

1. Durch das liijiisteriun für Kultur sind in Zusajmenarbeit mit dem Verband 
Bildender Künstler Werke <Jct zeitgenössischen Malerei, Grafik, Plastik 
und des Kunst handwerks für (Jen Ceport in das NSW anzubieten. 

Verantwortlich ; Mj.nister für Kultur 

2. Als materieller Anreiz ist 

a) bei Angewoten entsprecliend Pkt. 1 ein Valutaanteil in Höhe von 15 % 
dem Verband Bildender Künstler zvun AnJeauf von Künstlermaterial und zur 
Finanzierung von Studienreisen zur Verfügung zu stellen. Notwendige 
Regelungen sind durch die zust.’indigen staatlichen Organe zu vereinbaren. 

b) Beim Verkauf aus Einzel- oder Gruppenausstellungen bildender Künstler 
wird dem beteiligten Künstler direkt ein Valutaanteil in Höhe von 15 % 
zur Verfügung gestellt. 

Verantwortlich : Minister für Kultur 

Minister der Finanzen 

3. Im VEB Münzp ist eine Spezialabteilung zur Herstellung von Nachprägungen 
bzw. Nachbildungen alter Münzen einzurichten und die Herstellung alter J'dnzen 
für den Export zu organisieren. 

Verantwortlich ; Minister der Finanzen 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft,' 

Bereich Konnerzielle Koordinierung 
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Durch das Ministerium der Finanzen ist in Zusammenarbeit mit 
dem Ministerium für Kultur die Erfassung und Aufbewahrung alter 
Stempel bzw, Prägestücke alter Münzen aus der Zeit vor 1933, 
die sich gegenv/ärtig in Museen, Kunstsammlungen, Archiven md 
verschiedenen Einrichtungen befinden, zu organisieren. Atif 
der Grundlage dieser Erfassung sind regelmäßig Angebote des 
VEB Münze an den Bereich Kommerzielle Koordinierung für den 
Export alter Münzen zu unterbreiten. 

t ' V ' ' 

Verantw. : Minister der Finanzen 
Minister für Kultur 

41 Die Valutaeinnahmen sind der Staatsdevisenreserve durch den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zuzuführen. Notwendige 
Markfinanzierungen stellt der Minister der Finanzen z\ir Ver- 
fügung . 


Zur Durchführung dieser Verfügung sind zwischen den beauftratrten 
staatlichen Organen Vereinbarxingen abzuschlieflen. 

Verantw. ; Minister für Kultur 

Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung ■ 
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Verteiler.? 


1, Vorsitzender des Ministerrates, Gen. Stoph 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates,’ 
Gen. Sindermann 

3® Miiiis*fc627 flix* G6n« Gysi 

4. Minister der Pinanzen, Gen. Böhm 

5. Minister für Außenwirtschaft, Gen. Sölle-’ 

6. Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung, Gen. Br. Schalclc 
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Bci;laubifflo Abschrift 


Dokument 41 

9I-2o*129«73 



Verhandelt 

In io55 Berlla*’ Syrlngeawog 21 2o« Pobruar 1973 

Wohin oloh dor Hotsr auf Brsuohen begobon hatte» 


Vor dem Notar 

Sabine Harraenn . 

von Groa»3erlln ln lo2 Berlin« Lltten0tr*12-15 

Klou»- 

X» Hein/ Bieter Uhl lg« 

wohnhaft in 113 Borlin» DoniavartatraQe 16, 

ausgenieaen duroh Vorlage des ?A fUr BUrger 
der DDR ?re(Vo58 13 43 

2» Herr Höret Sohu st er» 

wohnhaft ln 113 Berlin* UunRaelatraße 12* 

etwgewloeen duroh Vorlage des FA fUr BUrger 
der DDR HrsXV oo 88 39 o 

Die Brsohienenen erldttrten dom Botari daQ sie aur QrUndung 
dar SUnat uud.Antlqultttten OmbH • Znternatlooäle Oesell« 
sehaf t fUr den Srport und Znport von EonatgesenetUnden 

und Antiqultttten •• aueeinwengelconwen sind« 


Dieaos vorauagesehlokt» sohloesen sie den naohfolgenden 


des Staatlichen NotariatB 

erschien Öll heute ^ 


jtasUK. 
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GESELLSCHAFT^VERTRAG 
§ I 

Dt* rKiohtt«h*n<i*n P*non«ni 

Klewt*' 

1« H*rr^t*t«r (Jhltg 

wohnhaft In 113 Borlln, Donicwartttr. 16 

2. Harr Hont Schuilor 

wohnhaft' In 1 Y ^ Borltn, Hummolitr» 12 

•rrtchton unt*r dar Firma 

Kunst und Antiquitäten GmbH 

IntemattonQl« Gesellschaft RJr den Export und Import von tCunftgegeruttlnden 
und AntlquItOten 

eine Gesallichaft mit betchtdnkter Hoftung. 

Die Getelltchaft hot ihren Sitz In 102 Berlin, Rosontholer Str. 40/41 


§2 

Aufpoben der Getallschoft 

Export und Import von Kunstgopemtttnden und AntiquittSten oller Art. Anbahnung 
und Durchführung von Getchttflaoperotlonen, die der Geselltchoft direkt oder 
Indirekt fbrderiloh Min tedruien. 

§3 

Stommlcopltol 

Do» Stommkorpltol der GeeellMdMtff betrd y t 250.000^ - M der •Sto a t dxj nk dar DDR 
In Worten (Zw«lhuadertfOitfzIg*aiieend) 

von dteeeai Shwunlwplfol we r de n von den GoMlIschaftem felgende Anteile elrtge^ 
brochh 


402 


-2 - 




-'S - 


Kious» 

1. Hsrr<6l«t«r Uhtla 150.000, - M ({•Vv* ElnhundarHOnfzigtQUMnd) 

2 . H*fT Hont Schvft«r 100 . 000 , • M (1*^. ElnhurKkrtkwMfwi) 

Dl« Shimm«tnlagon werden sofort tn Geld (|«zahlt. 

Die GoioDschaftorantoir« dOrfan ohn« Zuctlmmung dar QaMUtchaftarvartanwntung 
wodor vorausMrt noch.bolottat wardon. 

§4 

NqchschuOpf I Icht 

Dia Gasallschoft kann Ubar dia StoiDmalofogen hinaus nur nochraoit bis zur Htihe 
dar Ubamdmmanan Stommainlaga von |adam Gasaüichafter NochschUtsa varlongan. 
Die Elnzohiun)! dar NochsehUsia hat nach dam Varhditnis dar Gasaltschoflsanteita 
zu arfolgan und bedarf dar Saschlussfanung dar GaiaUtchoflarversommlung .jamdQ 
§ 7 . 

Dan Gasallsehaftam ist alna Frist von 2 Monaten lalt Anforderung dar NachschUssa 

/ 

zur Elnzohlung zu gawUhran. 


§ 5 

Gaschäftsdaoar und Gaschoftsjahr 

Dia Douar das Untamehmons Ist unbestimmt. 

Dos Gatchtsfts[ahr (st dos Kalandarfahr. 

Das erste Gaschdftsjohr iduft von dar Eintragung In dos Handalsraglstar on und 
andetvom 31 . Dazambar 1973 . 

S 6 

Organa dar GasaUscheft 
Orgona dar Gasallschoft sTndt 

1 . Dia OasalbcbaFtarvarsenunlung 

2 . Dar Koupfgasehdftshihrar und aln oder mahrara GaschflFtsfOhiar.. 

§7 

Gasaltsolio f t a rvarsommlung 

Dar Beschlussfassung dar Oasallseheffarvaraommtung untarltaganhsbasondarai. 
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o) dl« Festlegung der Jahfetbllonz 

X 

b) dta DUposiltonen Uber den Reingewinn 

c) dt« Anforderungen von Etnzohlungen auf die Stommeln lagen 

d) dl« Anforderungen und Rückforderungen von NoohtcKUnen 

e) die Bestellung und Abberufung des HauptgeschdftsfÜhren und der GeschüfttfUhrer 
•owie deren Cntlosturrg 

f) die Geltendmocburrg von ErtatzonsprUchen, welche d«r Gesellschaft ous der Ge- 
schttftsführung gegen den Houptgeschüftsführer oder die OeschüftsfUhrer zustehen 

g) die Abdnderung des Getellschoftervertrages und die Auflösung der Geteltschoft 

h) die Errichtung von Zwelgniederlossungen und Beteiligung an anderen Uhterrmhmen. 

Ein Beschluss der Geseittchafterversommlung kommt mit Ausnahme der'Ftllle, in 
denen dos Gesetz eine erelviortel Mehrheit vorschraibt, durch einfache Mehrheit der 
obgegebwren Stimmen zuttonde. 

Je 10.000, - Mark eines Geschäftsanteiles gewähren dem Gesellschafter eine Stimme. 

58 

Im Rechtsvarkohr wird die Gesellschaft durch den HouptgeschdftsllJhrer und einen 
oder mehrere Geschäftsführer vertreten. Vom Haupt Geschäftsführer können Prokuristen 
bestallt werden. 

Dia Vertretungsbefugnis steht dem HuaptgescnöftsfUhrer und ledern GeschöftsfUhrer 

t 

allein zu. 

Bestellte Prokuristen zelchrnsn In Vertiehmgsbefugnis {e 2 Prokuristen gemeiniom. 

59 

Einberufung der Gesellschofterveieommlung 

Zur Elnberufursg der GeselUohoftervereommlung sind berechtigt! 

o) der HouptgeechöftsfUhrer 

b) der GetchöfMUhrer 

e) dl« G«s«ltschaft«r/ deren Geeehdftsantelie zumindest der Halft« des Stommkopltois 
entsprechen. 

Oer Form der Einberufung noch f 31 GmbH-Gesetz bedorf e« nicht. 

Die Gesellsohafterversommlung findet In der Regel am Sitz der GeselUehoft statt. 
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Gewinnbeteiligung und Liqiildal. ion 

Uber die Höhe der zur Auszahlung belangenden Reingewinne an die 
Gesellschafter wird die Gesellschaftersversammlung jährlich nach 
Feststellung der Jahresbilanz beschlossen. Die Gewinnbeteiligung 
der einzelnen Gesellschafter richtet sich nach der Höhe der 
Gesellschafterrechte. 

Die Gesellschafter können beschlies sen, daß der gesamte Rciri- 
gewinn als Reserve in der Gesellschcift verbleibt. 

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die I.iquidation 
durch einen durch die Gesellschaftersversainmlung zu bestimmenden 
Liquidator. 

Vorstehende Verhandlung wurde den Erschienenen vorgelesen, von 
ihnen genehmigt und wie folgt eigenhändig unterschrieben: 

gez. Dieter Uhlig 
gez. Horst Schuster 
gez. Herrmann, Notar 


Kostenrechnung 


Wert: 250.000,00 Mark 

Geb. gern. §§ 26, 29 (2) Kost.O. 

geb.gem.§§26, 52 Kost.O. 

Sehre i-bgeb. u. Ausl. 


392,00 M 

40.00 M 

10.00 M 


Ingesamt: 


4 5 2,00 M 


Berlin, den 20.2.1973 


405 


gez. Herrmann, Notar 




Vorstehende Abschrift stimmt mit der Urschrift wörtlich 
überein und wird hiermit von mir beglaubigt. 
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Dokument 42 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Di:n 


MlnUierlum fOr AuOenwirtschati 


fi TCLl^V CRT R ET£R DES MXHIETCRS 


r ■ 




Berlin, den 23.02.1973 


Transinter GmbH 
Generaldirektor 
Gen. Schindler 


1055 Derlin 
Syringenweg 21 



Werter Genosse Schindler 1 

Hiermit erteile ich Ihnen die Vollmacht, eine 

Internationale Gesellschaft für den 
Export und Import von Kunstgegenständen 
"Kunst und Antiquitäten GmbH" 

auf der Grundlage der mir vorgelegten Konzeption zu 
gründen und im Handelsregister der DDR einzutragen. 

Ich beauftrage Sie, einen Kooperationsvertrag zwischen 
dem VEH Antiquitätenhandel und der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH vorzuberoiten, der nach Verabschiedung der 
Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Kultur und 
dem Ministerium für Außenwirtschaft in Kraft gesetzt 
wird. 

Die Anleitung und Kontrolle der neu gegründeten GmbH 
erfolgt in meinem Auftrag unmittelbar durch den Genossen 
Manfred Seidel . 

Die interne Weisung zur Durchführung der Arbeit wird 
Ihnen in den nächsten Tagen durch mich übermittelt. 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung 

Nr.3i / 73 


I 8. Feb. 1931 ^ 
Mirz t982/ 

if. ' ... 

t‘ärz I' 
r-) 7 


.V 


zur Durcbfülirung des Besclilusses des Politbüros 
des ZK der SED vom 31« 10« 1972 und dos Präsi- 
diums des Ministerrates vom 1« 11, 1972 
"Ordnung über die StaatsdovisenresejTve" 


%' tl März 1988 
R^'O. Marz 

2 0. Feb. 1990 4^ 


V om v5 • 3 . ^ 9 ? 3 


I, 

Strategische Devlsenresenre 

1 . Die Strategische Devisenreserve (Resei*ve B) hat ab 
1 • 11* 1 972 800 Mio VM zu betragen« 

Dieser Betrag ist nicht zu verändern« 

Die Reserve 3 setzt sich aus konvertierbaren Devisen 
vind aus Gold zusammen« 

Der Präsident der Staatsbank ist unter Einbeziehung dos 
Präsidenten der Außenhandelsbank dafür verantwortlich, 
daß die Bestände an konvertierbaren Devisen zur Sicherung 
der Liqixidität der DDR bei ausländischen Banken angelegt 
werden. Es ist die zweckmäßigste und gewinnbringendste 
/nJLago bei Absicherung gegen die Risiken des kapitali- 
stischen Geldmarktes zu gewährleisten« 

2# Der Minister der Finanzen und der Präsident der Staats- 
bank haben ln Übereinstimmung mit der für sie festge- 
legten Voran tworttmg eine enge Zusammenarbeit ln allen 
Flogen der Anlagex>olltik der finanziellen Bestände und 
der Verwerttmg der Goldbestände zu gewährleisten« 

Der Minister der Finanzen hat in Abstimmung mit dem Prä- 
sidenten der Staatsbank den Vorsitzenden des Ministerrates 
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monatlich, über die ZtisammexiaotaEang der Reserve B nach 
konvertierbaren Devisen ln Gold su informieren, 

3* Der Goldbestand kann schrittiraiee bei Ex'zieluag majcimaler 
Gewinne reduziert und daduz^ch der Bar^ldanteil erhöht 
werden. 

Ein Verkauf von Gold ist dann vorsnmehmen, wenn unter 
Einrechnung aller Kosten der bei Borflcksichtlgung der 
Lage auf dem internationalen Gold— und Devisenmarkt Je- 
weils günstigste Erlös erzielt verden kann. 

Bei entsprechender Entwicklung des Goldpreises kann zeit- 
weilig Gold gekauft vex^ien« Die Linie für das Vorgehen 
ist entsprechend der Situation adlt dem Vorsitzenden des 
Ministerrates abzustimmen« Zur Sicherung einer schnellen 
Reaktionsmöglichkeit können Goldbestände bis zu 10 to 
in Ausland deponiert werden« 

4. Zinsen aus der Anlage der Reserve B bei ausländischen 
Banken und Gewinne aus Goldverkanf sind in der monat- 
lichen Abrechnimg der Staatsdevisenresezve gesondert 
auszuweisen« 


n* 

Operative Oevisenresezve 

1 • Die operative Deviseuroseivo (Reserve a) wird gebildet 
aus 

- der vollständigen Abführung der Gewinne der Sonder- 
untemehmen des Bereichos Komaorziollo Kooi*dinlerung 
des Ministeriums für AuBegirir'taobaf t und der Genex; 

. Einnahmen aus Mindestomtaizach« Tlsagebühren, Steuer- 
ausgleichsabgabe, StraBonbenutzungsgebühren, 
Intershop-Handel u«ä«, sofern diese Mittel nicht 
schon bisher Bestandteil der staatlichen Plain- 
zahlungsbilanz waren; 
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- den Zinsen aus der Anlage der Resex^e A bei aus- 
ländlechen Banken; 

- den Zinsen aus der Anlage der Reserve B bei aus- 
ländischen Banken und Gewinnen axis Gel dver kauf ; 

- allen besonderen Einnahmen» die staatliche Orcane 
außerhalb des Planes erzielen« 


2, a) Der Minister der Finanzen lat verantwortlich für die 
Ausarbeitung des Jaihresplanes der Reseirve A« 

Dabei sind zu berücksichtigten 

- alle plambaren Quellen des Aufkommens; 

- die Beschlüsse des Politbüros und die Entschei- 
dungen des Vorsitzenden des Hlnlsterrates über die 
Voi*wondung von Mitteln; 

- die Entwicklung des Bestandes« 

Der Minister der Finanzen hat dabei eng mit den zustän- 
digen Ministem und Leitern anderer Organe zusammon- 
zxiarbelten« 

Der Entnmrf des Planes der Reserve A Ist Jeweils Im 
November für das Folgejahr dem Vorsitzenden des Minister- 
rates zur Bestätigung vorzulegen« 

b) Die verantwortlichen Minister und Leiter emderer Organe 
erhalten nach der Bestätigung des Planes der Reseirve A 
die für sie geltenden Aufgaben für das Aufkommen von 
Mitteln als staatliche Planauflage durch den >llnlster 
der Finanzen» sofern das der Vorsitzende des Minister- 
rates ln bestimmten Fällen nicht selbst vernimmt« 

c) Der Minister der Finanzen hat bei der Durchfüiirung des 
bestätigten Planes zu kontrollieren» daß alle geplauxton 
Einnahmen entsprechend dem tatsächlichen Aufkommen 
realisiert werden und durch die beteiligten Organe 
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Icoine von dieser Ordnung abvelohende Veirwondunj nuf- 
kocaoondor Mittel orfolßen kann« £r x*esoXt dazu not- 
woadieo Methoden und Vorfahren erf orderlichenfallG 
durch Veisun^n. 


3« 3or Präsident der Staatsbank ist unter EAcnho Ziehung; 
der Außenhandelsbank für die EontenfUhrunG» für die 
zweckmäßigste , sichere so\/ie gewinnbringendste ^\n- 
lago der Reserve A verantwortlich« 

k. Der Vorsitzende des Minis terrates trifft in Abstimmung 
mit dom Ersten Sekretär dos Zentralkomiteos der SED 
oiGenverantwortliche Entscheidungen über die V^m/endiing 
von Mitteln der Reserve A 

- für die Durchführung besonders effektiver Ratio- 
nalisierungsmaßnahmon, die eine schnelle Produk- 

I 

tions Steigerung für die Versorgung der Bevöl- 
kerung bzw« den Export gevöhrleisten; 

- für operativ notwendig werdende Maßnahmen znir 
Sicherung der Versorgung der Bevölkerung; 

. für die Lösung xmvorhergesehiener Fälle zur Siche- 
znang der beschlossenen Planaufgaben« 

Der Minister der Finanzen tuid der Präsident der Staats- 
bank haben bei Entscheidungen über die Verwendung von 
Mitteln die erforderlichen praktischen Maßnahmen durch- 
zuführon« Dxirch den Präsidenten der Staatsbank ist zu 
sichorUy daß die getaäß bestätigtem Jahresplan oder durch 
besondere Entscheidungen zu vexwendenden Mittel termin- 
gemäß bo3?eit stehen« 

Als Auszahlungsanweisimg für die Mittel der Reserve A 
gilt 

- bei Entscheidungen des Politbüros der entspre- 
chende Beschluß des Politbüros; 
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- bei Entscbeldim^exx des Torsltzeaden des Minis terratos 
eine Zahlvingsauvelsung, die vom Vorsitzenden des 
Ministerrates und vom Minister der Finanzen zu unter- 
schreiben Ist* Dazu Ist eine Gegenzeichnung des Stell- 
vertreters des Vorsitzenden des Ministerrates erfor- 
derlich, für dessen Verantwortimgsberelch eine zi/ock- 
gebixndene Bereitstellung von Mitteln der Reserve A 
erfolgt. 

a) Der Minister der Finanzen hat ln Abstimmung mit dem 
Präsidenten der Staatsbank monatlich bis spätestens 
10* des Folgemonata dem Vorsitzenden des Minist eri^at es 
eine Abrechnung vox'zulegen, die enthält 

— Stand der Planerfüllung des Aufkommens nach 
Positionen; 

- Durchführung von Entscheidungen zur Vervondung 
von Mitteln; 

- Entvicklung des Bestandes; 

- Übersicht über die Anlage der Mittel. 

b) Für die Berichterstattung des Vorsitzenden des Minis ter- 
rates vor dom Politbüro haben der Minister der Finanzen 
und der Präsident der Staatsbank z^ua Ende Jedes Quartals 
bis zum 10. des Folgemonats einen Bericht vorzulegen, 
der enthält 

- die Zusammensetzung der strategischen Reserve 
in Gold und Bargeldbeständen; 

- die Zinsen aus der Anlage der strategischen Reserve 
und Gevrlnne aus Goldverkauf; 

- die Durchführung des Planes der operativen Reserve 
nach Positionen; 

- die getroffenen Entscheidungen über die Ventrendxmg 
von Mitteln; 
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- auBerplaxunäfilge ElTmahman ; 

> den noch verfügbaren Betrag snam Zeitpunkt der 
Berichterstattung; 

- Übersicht über die Anla^ der Mittel ; 

- Besondere Probleme des kapitalistischen Geldmarktes» 

6. a) Oie ln Fragte kommenden Minister und anderen Leiter 

staatlicher Organe werden durch den Vorsitzenden des 
Ministerrates schriftlich angewiesen» daß sie außerhalb 
des Plemes keine Devisenbestände unterhalten dürfen 
und daß alle außerhalb des Planes erzielten Einnahmen 
grundsätzlich der Staatsdevisenreserve zuzuführen sind« 

Der Minister der Finanzen und der Präsident der Staats- 
bank werden beauftragt» die Elnhalttmg dieser Festle- 
gixog zu kontrollieren« 

b) Die bei staatlichen Organen außerhalb des Planes be- 
stehenden Devisenbestände sind bis zum 30« 11« 1972 auf 
die Staat sdevisenreserve (Reserve A) zu übertragen« 

Die erforderliche Regulierung von Beständen, Forde- 
rungen tuid Verbindlichkeiten hat mit dem Minister 

der Finanzen zu erfolgen« 

c) Die bisherige Zuführung von 20 ^ bzw« 30 ^ des Gewinns 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung auf besondere 
Fonds entfällt ab 1 « 11« 1972« Der geplante Gewinn 
und die Übererfüllung des Qewinnplanee sind voll- 
ständig an die Resejnre A abziiführen« 

Die bisher festgelegte VezTfUohtung, aus Tellen dieser 
Mittel eine anteilige Flnanzlertmg von Getreidekäufen 
dvirchzuführen, bleibt bestehen« Diese Verpflichtung 
Ist ln den Jahresplem der tleserve A elnzxiarbelten« 
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7« Die laut Planzahlungsbilanz zu bildenden Roservemittel 

— Operative Reserve dos Vorsitzenden der Staut liehen 
Flonkomsiission in Jährlich gesondert zu planender 
Höhe 

- Handelspolitische Reserve des Ministers für Außen- 
wirtschaft in Hdhe von Jährlich 'I& Mio VM 

- Operative Reseive dos Ministers der Finanzen 

in Hühe von Jährlich 1 Mio VM 

bleiben als Bestandteil des Planes bestehen, da sie un- 
mittelbar zur operativen Durchführung der Planaufgaben 
oinzusetzen sind« 

HI. 

Ausweis der Staatsdevisenresei^o in der Zahlungsbilanz 

1 • Es ist ein Sonderblatt z^u:' Zahlungsbilanz anzufertigen, 
welches enthält 

die Fordexnmgen und Verbindllohkeiten der DDR gegen- 
über dem nichtsozialistischen Virtschaftsgebiet , 
unterteilt nach konvertierbaren Devisen, BRD und 
Uestberlin sowie Verrecbn\>ngswährungen mit besonderem 
Ausx/eis der Bestände der Stekatsdevisenreserve. 

2. Dieses Sonderblatt ist als GrVS — persönlich zu Jeder 
offiziellen Planzahlungsbilanz und zu Jeder Abrechnung 
der Zahlungsbilanz für den im Beschluß festgelegten Vor- 
teilerkreis ausztifertigen« 

Dafür ist der Minister der Finanzen in persönlicher 
Zusammenarbeit mit dem Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission verantwortlich« 

Bel allen Vorlagen von Materialien der Zahlungsbilanz an 
das Politbüro ist das Sonderblatt für den Vorsitzenden des 
Ministerrates zur gleichzeitigen Eimreichung an das 
Politbüro vorzuberoiteu. 







IV. 


1 • Bel Abwesezihelt dax*f der Minister der Finanzen » Genosse 
Böhm^ zur Ldsttn^; von Aufgaben aus dieser Ordnung aus- 
schließlich. vertreten werden 

vom Staatssekretär Genossen Kamin slqy 
\ind vom Stellvertreter dos Ministers Genossin König« 

Del Abwesenheit darf der Fz^sldent der Staatsbank, 
Genossin Or« Wittkowski, zur Lösung von Aufgaben aus 
dieser Ordnung ausschließlich vertreten iirerd<ni 

vom Vizepräsidenten der Staatsbank tmd 

Präsidenten der Außenhandelsbank, Genossen 

Dr« Dietrich. 

2. JÜle Planunterlagen und Berichte, ln denen Angaben über 
die Staat sdevisenresorve enthalten sind, werden als 
'•GVS - persönlich" ausgefertigt. 

V. 


Dio Verfügung dos Vorsitzenden des Ministerrates Nr« I 6 / 7 O 
über die "Ordnung ,.«.." vom 2. Januar 1970 sowie alle 
Verfügungen und Festlegungen, dio den Beschluß des Präsi- 
diiuas des Mini st errat es vom 1, 11. 1972 sowie dieser Ordnung 
entgegenstehen, sind aufgehoben. 



Verteilor ; 


1 • Vorsitzender des Ministerrates 
2« Minister der Finanzen 
3. Präsident der Staatsbank 
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Dokument 44 


Bereich Kommerzielle Koordiniemmg Berlin, den 27. o3. 1973 
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Weisung Nr, 3/73 


ln Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des Ministerrates 

vom "Über die Aufgaben zur Versorgung der 

diplomatischen Missionen und anderer Vertretungen ln der DDR", 
weise ich den Außenhandelsbetrieb Zentral •Komm er z an: 


1. Der Versorgungsbetrieb Inland/ Ausland. Versina, ist als Sonder - 
bedarfsträger mit einem hochwertigen Warensortiment von 
Kahmmgs- und Geniiflmitteln sowie Industrieerzeugnissen, die zum 
Verkauf gegen Valuta an das Personal der diplomati sehen Missionen 
und anderer ausländischer Vei'tretungen vorgesehen sind, zu 
versorgen. 


2. Zentral-Kommerz wird mit der Festsetzung der Valuta -Einzel- 
handelsverkaufspreise auf dem Gebiet der Diplom atenversorgung 
beauftragt. 

Die Valutapreisgestaltung hat so zu erfolgen, daß aus der Verkaufs - 
tätigkeit ein Valutagewinn erzielt wird. 
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3. Der Verkauf aller Waren an Verslna bat auf der Basis der 
festgelegten Valuta •Einzelhandelsverkaufspreise zu erfolgen. 

Zur Deckung der Handelskosten im Valutarerkauf. ist Vcrsixui 
eine Handelsspanne in Mark zu gewähren. 

^r aus dem Diplomaten- Valutaverkauf erwirtschaftete Netto- 
Valutaerlds ist Im Unternehmen gesondert zu erfassen« monatlich 
gegenüber dem Bereich Kommerzielle Koordlaierung abzurechaen 
und auf das Konto des MAW Nr, 559 bei der Deutschen Handels- 
b an k AG zu flberwelsen. 

5. Gegenüber dem Versorgungsbetrieb Versina ist folgendes Waren- 
sortiment avis DDR-lVoduktion und Importen zu sichern: 

- Nahnmgs- und Genuümlttel einschl. Spezialitäten und 
Delikatessen: 

• Haushaltstechnik; 

• Tontechnik und Tonträger; 

- Foto und optische Geräte; 

- Personenkraftwagen; 

- hausbaltchemische Erzeugnisse und Kosmetik; 

- Möbel und Einrichtungsgegenstände; 

- Textilien; 

- Raumtextillen; 

- Ober- und Untertrikotagen; 
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- Schreib- und Bflrobedarf sowie polygraphische Erseugnlsse; 

- Schmuck und Uhren; 

- Blumen. 


6. ZvüT Sicherung der Aufgabenstellung der Punkte 1-5, ist tu 

Teranlassea: 

6. 1. Bis 2o. o4. 1973 Ist dn Wirtschaftsvertrag« der eine den 
Anforderungen an die Diplomatenversorgung entsprechende 
Handelstätl^eit sichert, mit VerslAa abeuschlleflen. 

6. 2. Die Erarbeitung der Prelsbildungsprlnxipiea hat bii| 

25. o4. 1973 zu erfolgen. 

6. 3, Die Herstellung von Vertrags- bzw. Kooperationsbeziehangen 
zu Außenhandelsbetrieben der DDR und anderen Organisationen 
zur Sicherung des Warensoirtimentes gegenüber Versina Ist 
bis 25. o4, 1973 vorzunehmen. 

6. 4. Zur Gew&hrleistving einer exakten Erfassung und Abrechnung 
der Netto- Valutaerlöse sowie der markseitigen Regulierungen 
gegenüber Versina, ist bis 3o. o4. 1973 eine planmethodische 
Richtlinie zu erarbeiten, 

6. 5. Alle übrigen Vorbereitungsarbeiten sind im Unternehmen ter- 
minlich so zum Abschluß zu bringen, daß die planmäßige Be- 
lieferung der Versina- Verkaufseinrichtvmg ab 15, o5. 1973 er- 
folgen kann, 
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7. Über die i-rfüllun^ der irn PurJrt o der ’-v eisung festjeicgter- 
.'.Ia.^ni.i.r_e.':, ist bis zu;::i Io, o5. 1973 Bcl_rifüich zu berichten. 






Dokument 

^Ir. SÄ<t/a 

Bereich Kommerzielle Koordinierung Berlin, den 28. 5. 1973 


Ergänzung zur Weisung Nr, 2/73 
"Durchführung von Importen" 


In Ergänzung des Punktes 2,a. ) ... "alle Importe sind 
ausnahmslos dem Stellvertreter des Ministers kommerzielle 
Koordinierung zur Genehmigung vorzulegen", wird den Gene- 
raldirektoren der AHB Intrac und Zentral-Kommerz die Voll- 
macht erteilt, Importe von Ersatz- und Verschleißteilen 
bis zu einer Höhe von TVM 5o,o in eigener Zuständigkeit zu 
entscheiden. 

Die Zustimmungen der zuständigen Generaldirektoren der 
VE Kombinate bzw. WB müssen schriftlich vorliegen. Der not 
wendige Import aus dem NSW ist durch sie zu bestätigen. 

Diese Importe können sowohl auf Grund von Valutabeträgen 
von Inlandspartner, die zur Führung von Valutakonten be- 
rechtigt sind, als auch von noch zu erwirtschaftenden Va- 
lutabeträgen für Inlandspartner (auf der Grundlage von kon- 
kreten Vereinbarungen) durchgeführt werden. 
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Dokument 46 

25 . 7 . 1973 


AH3 Zentral-Kommerz 
Gen. Generaldirektor Zuhse 


1 1o 'S c r 11 r 
Sch'dniiolzer Str. 1 o - 1 1 


Weisung? Nr, 


Werter Genosae Kuhse! 

Ab sofort sind alle laport Verträge, die über Unterkonto "S” 
abgewickelt werden sollen, genehmigungepflichtig. 

Vor Abschluß des Vertrages ist ein fomloser Antx^ an den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung in 2->facher Ausfertigung 
KU stellen. 

Der Antrag muß folgende Angaben enthalten: 

- Lieferant 

- Ware 

- Menge 

- Wert 

- Liefertermin 

- Begründung, warum aus der BRL 
importiert werden soll, 

Importvertragsabschlüsse gegen VE sind nur im Rahmen der mit 
dem Bereich Kommerzielle Koor^^-'nierung abgestimmten Kontingen- 
te möglich. 


Mit soKialistischem Gruß 


Dt. Schal ck 
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25. 7. 1973 


AH3 Intrac 

Gen. Generaldirektor Steinebach 


11o Berlin 
Peetalözzistraße 


IVelexang T1r.9/73 


Werter Genosse .Steinebach! 


Ab sofort sind alle Import Verträge, die Über Dnterkonto "S" 
abgewickelt werden sollen, genehmigungspflichtig. 

Vor Abschluß des Vertrages ist ein formloser Antrag an den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung in 2-facher Ausfertigung 
zu stellen. 

Der Antrag muß folgende Angaben enthalten: 

- Lieferant 

- Ware 

- Kenge 

- Wert 

- Liefertermin 

-> Begründung, warum aus der BRD 
importiert werden soll. 

Importvertragsabschlüsse gegen VE sind nur im Rahmen der mit 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung abgestimmten Kontingen- 
te möglich. 


Mit sokialistischem Gruß. 


Dr. Schal ck 
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25 . 7 . 1973 


A.HB Traneinter 

Gen. Generaldirektor Schindler 


1o55 H e r 1 i n 
Syringenweg 21 


B 


leisun^g Nr. 9/73 


Werter Genosse Schindler! 

-Ab sofort sind alle larportverträge , die über Unterkonto "S* 
abgewickelt werden sollen, genehmigungspflichtig. 

Vor AbschluE des Vertrages ist ein fomloser Antrag an den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung in 2-facher Ausfertigung 
SU stellen. 

Der Antrag muS folgende Angaben enthalten: 

- Lieferant 

- Ware 

- Kenge 

- Wert 

- liefertencin' 

- Begründung, warum aus der BRD 
importiert werden soll. 

Importvertragsabschlüsse gegen VE sind nur im Reihmen der mit 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung abgestimmten Kontingente 
möglich. 


Ifit sozialistischem Gruß 


Dr. Schal ck 
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Dokument 47 

Mlnisteriuai für Auflenwirtschaft Berlin, den 2.8.1973 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 


. eisunj Kr. lo 73 


1. Frii.. ientalüungen an üKB und DLB der DDR aus de.n F^ncs 

'Außenwirtschaftstätigkeit" sind genehziägungspflichtig. 

2. :vUt AHB und DLE bereits abgeschlossene Vereinoarungen für die 
Jahre 1973 und später, die eine materielle Stimulierung beinhalten, 
sind bis zum 2o. 1,1973 zur Genehmigung nachzureichen. 

3. Vor AbschluC neuer Vertrüge ist die Genehmigung vorher 
einzuholen. 


4 . Der Antrag hat folgende Angaben aufzuweisen: 

AKB, liühe der vorgesehenen Süt. ulierung, Leistungskriterien, 
für die die Stiamlierung vorgesehen ist. 


5. Prfimienzuführungen an die und DLB sind an den Prämienfonds 

dieser Betriebe zu zahlen. Sie dürfen nicht direlrt an Einzelpersonen 
oder lojllektive verausgabt werden. 







Dokument 48 

Ministerium für 
Außenwirtschaft 


Ministerium für 
Handel und Versorgung 


VEREINBARUNG 


Zur weiteren Verbesserung des Konsumgüterangeboten für 
die Bevölkerung wird vereinbart; 

1. Das Ministerium für Außenwirtschaft stellt dem Ministe- 
rium für Handel und Versorgung einen Kredit in Höhe von 

100 Mio VM (NSW) 


zur Verfügung. 

Als Kreditgeber wird die Trans inter GmbH benannt. 

2 . Der Kredit wird für den Import von Konsumgüter verwen- 
det. 

Der Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenwirtschaft kann dazu einen Bankkredit aufnehmen. 
Der Präsident der Staatsbank wird beauftragt, für den Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenwirtschaft, die bei der Aufnahme eines Bankkredites 
erforderlichen Sicherheiten zu stellen. 

3 . Der Minister für Handel und Versorgung oder einer von ihm 
schriftlich benannter Stellvertreter bestätigen, nach Vor- 
lage der einzelnen Geschäftskonstruktionen, die Importe 
und Export im Rahmen dieser Vereinbarung. 

4. Die Kredite werden getilgt durch Bereitstellung von Ex- 
portwaren aus den Warenfonds des Ministeriums für Handel 
und Versorgung. 
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Auf die Kredittilgung wird angerechnet 

- der Valutaerlös nach Umrechnung auf die Kredit- 
gewährung , 

- nach Abzug von Warennebenkosten, die in Valuta an- 
fallen, 

- Kreditzinsen und einen Anteil von 15 % des verbleiben- 
den Valutaerlöses für den Kreditgeber, der zur Abfüh- 
rung an zentrale Fonds bestimmt ist. 

Als Kreditwährung werden DM vereinbart. 

Die Kreditkosten (Zinsen) werden nach den auf interna- 
tionalen Geldmärkten üblichen Sätzen berechnet und sind 
halbjährlich neu zu bestimmen. 

5. Die Tilgung des Kredites wird vom Tage des Valutaein- 
ganges bei Transinter wirksam. 

6. Mit der Realisierung und Kontrolle dieser Vereinbarung 
wird vom Ministerium für Außenwirtschaft die Transinter 
GmbH beauftragt. 


7 . Die Transinter GmbH hat im Rahmen dieser Vereinbarung fol- 
gende Aufgaben wahrzunehmen: 

a) Sie führt das Kreditkonto und stimmt monatlich den 
Stand dieses Kontos mit einem vom Ministerium für 
Handel und Versorgung zu benennenden Verantwortlichen 
ab. 


b) sie veranlaßt die Auftragserteilung für Import und 

Export nach Bestätigung der einzelnen Konstruktionen 
durch den Minister für Handel und Versorgung oder eine 
von ihm Beauftragter an die fachlich zuständigen Außen- 
handelsbetriebe, die für die Realisierung der beauf- 
lagten Importe und Exporte verantwortlich sind, 


c) sie übt die Kontrolle über die termin- und qualitäts- 
gerechte Realisierung der Im- und Exportwarenbewegung 
aus, 
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d) sie führt die Berichterstattung nach noch festzu- 
legenden Kriterien und Terminen durch. 

8. Die inlandsseitige Be- und Verrechung erfolgt direkt 
zwischen den fachlich zuständigen Außenhandelsbetrieben 
und dem Ministerium für Handel und Versorgung. 

Bei Exporten wird der Markaufwand lAP vom Ministerium 
für Handel und Versorgung dem beauflagten Export-AHB 
vergütet . 

Bei Importen erhält das Ministerium für Handel und Ver- 
sorgung von dem beauflagten Import-AHB über die Trans- 
inter GmbH den lAP-Erlös. 

Die beauflagten Export-AHB setzen den erzielten Export- 
Valutaerlös an die Transinter GmbH um. 

Die Transinter GmbH schreibt diesen Exporterlös, abzüg- 
lich der in Pkt. 4. genannten Werte, dem Kreditkonto des 
Ministeriums für Handel und Versorgung gut. 

Daraus wird der vom Ministerium für Handel und Versorgung 
bestätigte Import finanziert. 

9. Die Differenz zwischen M-Erlösen aus Importen und M-Auf- 
wand der Exporte wird dem Ministerium für Handel und Ver- 
sorgung durch den Minister der Finanzen bereitgestellt. 

10. Für diese Vereinbarung gelten die rechtlichen Bestimmun- 
gen in bezug auf Inlandspreisbildung in den Beziehungen 
zwischen AHB und DDR-Betrieben. 

Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Zustimmung des Mi- 
nisteriums für Handel und Versorgung und des Ministeriums 
für Außenwirtschaft. 
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11. Der Minister für Handel und Versorgung informiert 
regelmäßig über die auf der Grundlage dieser Verein- 
barung getätigten Außenhandelsgeschäfte. 

12. Die Laufzeit dieser Vereinbarung beginnt mit ihrer Un- 
terzeichnung und endet mit der Tilgung des Kredites. 

13. Notwendige Änderungen, die sich bei der Realisierung die- 
ser Vereinbarung erforderlich machen, werden durch beide 
Minister vereinbart und werden Bestandteil dieser Verein- 
barung . 

14 . Beide Minister beauftragen ihre nachgeordneten Organe 
mit dem Abschluß der entsprechenden Wirtschaftsverträge, 
in denen die notwendigen Details geregelt werden. 

15. Mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung wird die Verein- 
barung vom 19. 10. 1973 außer Kraft gesetzt. 


Berlin, den 7. 11. 1973 


B r i k s a 
Minister für Handel 
und Versorgung 


Dr. Schalck 

Stellv, des Ministers 

für Außenwirtschaft 


bestätigt: 


Sindermann 
Vorsitzender der Mi- 
nisterrates 
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Dokument 49 


M mi?k‘i r;il 

4cr Deutt^clieii D<’mokrali>clien f5cpMl)llk 

Miru«t('nuju hir AuAfu'vnrtjfhwt 

■'tcU'Trrreter d<'* Minister» Berlin/ 8» 11. 1973 


Vorsitzender 
des Ministerrates 
Genosse Sindermann 

102 Berlin 
Klosterstraße 47 


Sehr geehrter Genosse Sindermann l 

Entsprechend des mir von Ihnen am 2 . 11. 1973 erteilten 
Auftrages überreiche ich als Anlage nachfolgend aufge- 
führte Lösungsvorschläge: 

1. Einen Vermerk über die Nichtdurchführung von Importen 
von Erdöl und Weizen sowie die zusätzlichen Exporte 
von Vergaserkraftstoff, Dieselkraftstoff und Mais. 

2« Den Entwurf einer Verfügung für die Bereitstellung 
von 100 Mio VM zu Ihrer Disposition, die von den 
Mitarbeitern meines Bereiches und den Kollektiven 
mir unterstellter Außenhandelsbetriebe und des 
Intershophandels zu Ehren des 25. Jahrestages der 
Gründung der DDR zusätzlich erwirtschaftet werden. 

3. Grundsätze zur Gestaltung eines mit dem Minister 
für Handel und Versorgung zu vereinbarenden Sorti* 
mentsaustausches . 

Die Bereitstellung eines einmaligen Kredites in 
Höhe von 100 Mio VM durch die Außenwirtschaft und 
die Rückzahlung dieses Kredites aus Beständen des 
Ministeriums für Handel und Versorgung. 

Diese Grundsätze sind mit dem Stellvertreter des 
Ministers für Handel und Versorgung, Gen. Dr. 

Jur ich, abgestimmt. 

Uber die Höhe des Sortimentsaustausches konnte 
keine Einigung erzielt werden. 

4. 3 Importvarianten zur Erzielung eines hohen EVP- 
Erlöses in Mark durch den Einsatz von 50 Mio 
Valutamittel bei gleichzeitiger Verbesserung der 
Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgüter. 
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5. Den Entwurf eines Protokollauszuges zur Ergänzung 
bzw. Veränderung des Ministerratsbeschlusses 

02 125/4/70 voro 23. 7. 1970 zum Valutakleinver- 
kauf . 

Das Ziel besteht in der Erhöhung der Netto-Valuta- 
einnahmen aus dem Intershophandel. 

6. Erste Gedanken zur Erhöhung der Effektivität der 
Außenwirtschaft auf dem Gebiet des Exportes von 
Lebendvieh und Fleisch. 

7. Diverse Vorschläge für die Gestattungsproduktion 
zur Erhöhung des Konsumgüterangebotes für die 
Bevölkerung der DDR, ohne die Zahlungsbilanz NSW 
und den Staatshaushalt zu belasten^bei gleichzeitig 
teilweisen Valuta- und Markgewinnen. 


Die Unterlagen zum Komplex "Freihafen" konnten noch 
nicht abgeschlossen werden und werden nach Vorliegen 
brauchbarer Lösungen nachgereicht. 


Bei allen Vorschlägen handelt es sich um Standpunkte 
der Außenwirtschaft und sind, bis auf den Komplex 
Sortimentsaustausch, mit den zuständigen Ministern 
nicht abgestimmt. 


Mit sozialistischem Gruß 


Anlagen 



chalck 
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8. 11. 1973 


Vermerk 


Zur Entlastung der NSW-Plan-Zahlungsbilanz 1973 und 
1974 wurde durch den Vorsitzenden des Ministerrates 
ai n_7. 11. 1 97 3 der Stellvertreter des Ministers, 

Gen. Schalck, beauftragt zu prüfen, welche Auswirkungen 
und Schlußfolgerungen sich aus der Realisierung nach- 
folgender Vorgaben ergeben; 

1. 400 kt Eruöi NS'.'.’ Plan-Import mit Liefertermin 
Dezember 1973 nicht durchzuführen. 

2. Durch Bilanzentscheidung der SPK werden 1973 
zusätzlich über den Exportplan 1973 - Teil 
NSW - hinaus 

3o kt VK 88 und 
25 kt DK 

zum Export bereitgestellt. Für 1974 werden 
weitere 

3o kt DK 

zu Lasten der vorgesehenen Bestandshaltung 
1974 für den Export angeboten und 

loo kt Erdöl vorgesehener Importe aus dem 
NSW nicht durchgeführt. 

3. Den vorgesehenen Plan-Import von Getreide 
1973 und 1974 bis zu einer Geseunthöhe von 

1000 kt 

jetzt nicht durchzuführen bzw. wieder zu 
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exportieren . 

Das Ergebnis der Überprüfung und die sich daraus er- 
gebenden Vorschläge werden in der Anlage 1 dargestellt 
und wurden mit dem Minister für Chemische Industrie 
und dem Minister für Land-, Forst-- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft nicht abgestimmt. 





Anlage 1 


Zu 1 . 


Zur Sicherung der Entscheidung, 

zusätzlich für den Plan 1973 zu 

400 kt Erdöl 

impoertieren , mußten 

w 

diese Mengen im Persischen Golf 

Preis von 67,90 US-3 cif/t 

mit einem 



abgeschlossen werden. 


i\^ 


Eine Nichtdurchführung dieses Importes bedeutet 

eine Entlastung der Zahlungsbilanz 1973 in Höhe 




von 78,3 Mio VM 

Es besteht die Möglichkeit, diese 400 kt Erdöl 
im Rahmen eines internationalen Handelsge- 
schäftes außerhalb der DDR verarbeiten zu 
lassen . 

Bei dieser Geschäftskonstruktion muß mit einem 
Durchlauf von 6 Monaten gerechnet werden. 

Dabei treten Zinsen in Höhe von 4 ,o Mio VM 

auf . 

Infolge stark gesunkener Frachtraten in den 
letzten 14 Tagen ist der ursprüngliche Ein- 
standspreis auch bei einer Verarbeitung nicht 
in vollem Umfange zu realisieren. Daraus 

entsteht eine Minusdifferenz in Höhe von 5,5 Mio VM 

Bei einem weiteren Ansteigen der Produkten- 
preise ist mit einer Reduzierung dieser 
Minusdifferenz zu rechnen. 
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Seite 2 Anlage 1 


Zu 2 . 



Aus dem zusätzlichen Export von 3o kt VK 88 

und 25 kt DK 


ist ein Valutaerlös ln Höhe von 
möglich. ^ 


Der zusätzliche Export von 3o Diese Ikraft*»^ 

Stoff im Jahre 1974 zu Lasterf^der vorgesehenen 
Bestandshaltung Ist ein Valutaerlös ln Höhe 
von 

Die Nichtdurchführung des Imports von Voo 
Erdöl aus dem NSW 1974 zu Lasten der ycrge- 
sehenen Bestandshaltung bedeutet eine ^ichit^ 
belastung der Zahlungsbilanz ln Höhe 


14,4 Mio VM 


Zusammenfassung von 1+2 



15,3 Mio VM 


Aus der Nichtdurchführung vorgesehener Importe 
und aus zusätzlichen Exporten Ist eine Valuta- 
mitteleinsparung von insgesamt 127,6 Mio VM 


erreichbar . 

Davon sollte die Minusdifferenz ln Höhe von 
und der Zinsaufwand in Höhe von 


5,5 Mio VM 
4,0 Mio VM 


abgesetzt werden. 

Damit verbleibt eine Summe in Höhe von 
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118,1 Mio VM 




- Seite 3 Anlage 1 


Der Valutamittelaufwand für eine mögliche Rückdeckung 
für Mineralprodukte und Erdöl für den Plan 1974 kann 
aus heutiger Sicht auf Grund der ständig steigenden 
Preise nicht genannt werden. 


Zu 3. 


Es wird vorgeschlagen, 475 kt Weizen mit einem 

Planpreis in Höhe von 230,7 Mio VM 

nicht zu importieren und 

525 kt Mais mit einem möglichen Valutaerlös in 

Höhe von 121,2 Mio VM 

zu exportieren. 

Das ergibt eine Entlastung der Zahlungsbilanz 

in Höhe von 351,9 Mio VM 


Der Export von Mais ist nur über einen längeren Zeitraum 
in kleineren Partien möglich. Es wird eingeschätzt, daß 
der Preis für Mais in den nächsten Wochen und Monaten 
sinken wird. 


Die Preise für 1973 wurden auf der Basis 1 US-J5 - 2,88 VM 
und die Preise für 1974 auf der Basis 1 US-? « 2,50 VM 
gerechnet. 
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Pufc J C 4 


Dokument 50 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfüg\ing Nr. /73 

vom 1973 


Zur Sicherung von speziellen Aufgaben wird verfügt: 

1. Im Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenwirtschaft wird Im Jahre 1974 ein Fonds gemäß 

Anlage 1 ln Höhe von loo Mio VM 

gebildet. 

2. Einnahmen des B-*Geschäftes Im Jahre 1974 sind diesem 
Fonds zuzuführen. 

3. Alle Valutamittel, die außerdem Im Jahre 1974 zusätzlich 
erwirtschaftet werden, sind ebenfalls diesem Fonds 
zuzuführen. 

4. Der Minister der Finanzen hat die für die Übererfüllung 
der Pläne erforderlichen Richtungskoeffizienten und die 
Stützungsbeträge für den Export nicht benötigter Bestände 

ln Höhe von ca. 175 Mio M 

zur Verfügung zu stellen. 

5. Freigaben aus diesem Fonds werden vom Vorsitzenden 
des Ministerrates der DDR oder ln seinem Aufträge vom 
Ersten STellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, 

Gen. Dr. Mittag, vorgenommen. 

6. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung, wird beauftragt, 
ln Abstimmung mit dem Stellvertreter des Vorsitzenden 
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der Staatlichen Plankonunission , Gen. Dr .Wange, und dem 
Minister für Handel und Versorgung, Gen.Briksa, aus 
diesem Fonds 5o Mio VM 

für Konsumgüter zur Verbesserung .der Versorgung der 
Bevölkerung im Jahre 1974 einzusetzen (Anlage 2) . 

Der Erlös in Mark der DDR aus dem Impor tabgabepreis 
nach Abzug der Handelsspanne der AHB ist an den 
Minister der Finanzen abzuführen. 

7. Die Verwaltung des Valutafonds erfolgt durch den 
Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung. 


8. Der Stellvertreter des Ministers für Außenwirtschaft, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, berichtet monatlich 
gegenüber dem Vorsitzenden des Ministerrates der DDR 
über die Bildung und Auslastung des Fonds. 






Verteiler: 


Vorsitzender des Ministerrates, 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden, 

Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, 

Minister der Finanzen, 

Minister für Außenwirtschaft, 

Stellvertreter des Ministers f. 
Außenwirtschaft , Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


Genosse Sindermann 
Genosse Dr. Mittag 

Genosse Rauchfuß 
Genosse Böhm 
Genosse Sölle 
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Genosse Dr. Schalck 




Anlage 1 


1. Eingeschätzte Übererfüllung der staatlichen Auflagen 

der Außenhandelsbetriebe des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung - Gegenplan 1974 16 Mio VM 

2. Eingeschätzte Übererfüllung der Planträger des 

Intershophandels - Gegenplan 1974 35 Mio VM 

3. Eingeschätzte Einnahmen aus dem Müllgeschäft 12 Mio VM 

4. Eingeschätzte Einnahmen aus dem Sondergeschäft "C" 15 Mio VM 

5. Eingeschätzte Einnahmen aus der Realisierung von 

Sperrguthaben 6 Mio VM 

6. Eingeschätzte Einnahmen der Erlöse aus Exporten 
nicht benötigter Wirtschaftsbestände aus dem 

Politbürobeschluß vom 28.11. 1972, Pkt. 3 lo Mio VM 

7. Realisierung von Forderungen aus zwischen- 
ministeriellen Vereinbarungen 3 Mio VM 

8. Verpflichtung der Mitarbeiter des Bereiches 

Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenwirtschaft 3 Mio VM 
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gesamt: 


loo Mio VM 




Deckblatt 


Anlage 2 



Gesamt 

Gesamt 

Relation 


TVM 

EVP - TM 


1. Tabakerzeugnisse 

12.831 

314 . 5oo 

1:24,5 

2. Spirituosen 

11.568 

147.710 

1:12,7 

3. Tonbandkassetten, Heimwerker- 




bedarf U.ä. 

2.840 

32.867 

1:11,6 

4. Kosmetik u. Perücken 

4.058 

39.368 

1:9,7 

5. Schokoladenerzeugnisse 

4.319 

32 . 5oo 

1:7,5 

6. Textilien 

7.656 

65.420 

1:8,5 

7 . Schmuck 

6.130 

71.200 

1:11,6 

8 . Ananas 

598 

5.558 

1:9,3 


50.000 

709.123 

1:14,2 


( 
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^h\XcL A 



Anweisung 


1973 
Export 

1974 

Buch- Export 

(Kunst und Antiquitäten GmbH) 

Empfänger: Gez. Rauchfuß, Dr. Weiss, Dr. Heinze, 

Dr. Weiß/ZK, Mind.Kultur, Gen. Hoffmann, 
zusgew.leit.Mitarb.MAW ausgew. AHB 



DitM AawviMBf wird Mil Wirkunf vom 10 . L«*«Bb«r 197) 

b Kni( i mu t I 

Sill* 



K*wi»m 



Dokument 51 






-2-VD IM/1 168/73 Bl. 2 


des Ministeriums für Außenhandel 
zugunsten der Zahlungsbilanz 
überwiesen. 

5. Durch die Generaldirektoren der Transinter GmbH 
(für Kunst und Antiquitäten GmbH) und Buch-Export 
ist bis zum 20.1 2.1 973 eine Vereinbarung zur 
ordnungsgemäßen Überleitung der Exportfunktion 
abzuschließen und dem Stellvertreter des Ministers, 
Gen. Dr. Schaick und dem Stellvertreter des Ministers, 
Koll. Dr. Mönkemeyerzur Bestätigung vorzulegen. 

werden ausschließlich durch den AHB Buch-Export abgewickelt. 

3. Die Durchführung der Aufgabe zur Planerarbeitung 1974 
bleibt bis zum 31.12.1 973 in der Verantwortung des 
AHB Buch-Export. 

4. Für die Realisierung der Planaufgaben duch die 
Kunst und Antiquitäten GmbH gilt folgende Regeleung: 

Die duruch die Kunst und Antiquitäten GmbH 
aufgrund der Planauflage realisierte 
Warenbewegung wird duch die T ransinter GmbH 
im Rahmen der monatlichen Berichterstattung 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
abgerechnet. 

Der Valutaerlös wird bis zur Höhe der 
staatlichen Auflage duch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH auf das Devisenkonto 


Zur Sicherung des Außenhandelsmonopols und der Gewähr- 
leistung einer hohen Effektivität beim Export von 
Antiquitäten und Gebraucht waren in das NSW weise ich 
an: 

1 . Ab 1 .1 .1974 wird der Kunst und Antiquitäten GmbH 
für die Realisierung der Exportaufgabe Antiquitäten 
des Bilanzbereichs Ministerium für Kultur die volle 
Verantwortung übertragen. 

2. Bis zum 31 .1 2.1 973 nimmt der AHB Buch-Export weiterhin 
die Verantwortung für die Realisierung der Exportaufgabe 
1973 voll wahr. 

Eventuelle Forderungen, Reklamationen u. I., die aus 
Verträgen des Jahres 1 973 und den Vorjahren resultieren. 




Dokument 52 

MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
ERSTER STELLVERTRETER DES VORSITZENDEN 


Staatssekretär im 
Ministerium für Außenhandel 

Genossen Dr . Schalck 

102 Berlin 
Wallstraße 


Werter Genosse Dr. Schalck 1 

Die Verfügung 119/74 des Vorsitzenden des Minister- 
rates vom 22. Mai 1974 wird bis 1985 verlängert. 

Ich beauftrage Sie für den Zeitraum 1980 bis 1985 
mit der Verwertung und Sicherung des Geldfonds und 
der sich daraus ergebenden jährlichen Abführung in 
Höhe von 40 Mio VM. 


Mit kommunistischem Gruß 
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Dokument 53 

Bereich Koinnierzielle Koordinierung Berlin, den 9. Januar 1974 


Grundsätze zur weiteren Verbesserung der Führungs- und 
Leitungstätigkeit der Hauptabteilung im Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung 


Ausgehend von den bisher gesammelten Erfahrungen und der steigenden 
Verantwortung der Hauptabteilung gegenüber den Aussenhandelsbetrieben 
werden neue Festlegungen der Arbeitsweise und Abgrenzung mit not- 
wendiger Umverteilung der Kräfte erforderlich. 

Zur Sicherung dieser Aufgabenstellung wird festgelegt: 

Der Hauptabteilungsleiter ist für die gesamte operative Planvor- 
bereitung, Plandurchführung und Planrealisierung im Rahmen 
dar durch den Minister bestätigten Aufgabenstellung und der 
ihm übermittelten Weisungen gegenüber dem Bereich und den 
Aussenhandelsbetrieben verantwortlich. 

Im Rahmen dieser Aufgabenstellung hat er Weisungsrecht gegen- 
über den Generaldirektoren und den Abteilungsleitern der Haupt- 
abteilung. 

Er hat besonders zu sichern: 

die politisch-ideologische Erziehung, fachliche Anleitung 
und persönliche Aus- und Weiterbildung der ihm unterstellten 
Mitarbeiter und der Nomenklatur des Stellvertreters des 
Ministers in den Aussenhandelsbetrieben; 
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die Teilnahme an den Dienstberatungen der Generaldirektoren 
und kontinuierliche Beratungen im Rahmen der Hauptabteilung. 

Mit der Führung der persönlichen Gespräche und der Anferti- 
gung von Beurteilungen gewährleistet er die unbedingte Er- 
füllung der übertragenen Aufgaben und nimmt so besonders auf 
die Entwicklung des sozialistischen Staatsbewußtseins Einfluß; 

die Durchsetzung der Beschlüsse der Partei, des Minister 
rates, der Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Weisungen des Ministers im Rahmen der Anleitung und 
Kontrolle der Aussenhandelsbetriebe Intrac, Zentralkommerz, 
und Transinter; 

die sozialistische Rationalisierung und die Einsatzvorberei- 
tung und Anwendung der EDV irn Bereich und in den Aussem- 
handelsbetriebcn mit höchstem Nutzeffekt entsprechend der 
bestätigten Konzeption; 

die Erfüllung der Aufgaben des Aussenhandels , die sich aus den 
Beziehungen zur Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve er- 
geben. 

Dem Hauptabteilungßleiter sind direkt unterstellt: 

der Beiter der Abteilung 1 
der Leiter der Abteilung 2 
der Leiter der Abteilung EDV 

der Beauftragte für die Errichtung der Raffinerie 
der wiss. Mitarbeiter des Hauptabteilungsleiters. 

Bei Abwesenheit des Hauptabteilungsleiters wird er vom Leiter 
der Abteilung 1 vertreten. 
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Abteilung I 

1. Die Abteilung 1 leitet den Prozeß der Planung, Plandurchführung 

und Planrealisierung des Bereiches gegenüber den Aussenhan- 
delsbetrieben Intrac, Zentral - Kommerz , Transiiiter sowie den 
Intershophandel. Sie ist verantwortlich für die Verwaltung der 
finanziellen Fonds des Bereiches und gewährleistet die Finanz- 
beziehungen zu den Aussenhandelsbetrieben . staatlichen Ein- 
richtungen und Bankorganen. Sic ist ebenso verantwortlich für 
die Planung und handelspolitische Anleitung der Genex GnnbH 
sowie für die Verwertung und Verwaltung der materiellen 
zentralen Fonds der Staatsreserve B. 

Weiterhin leitet sie die Erfassung und den Export nicht benötigter 
Wirtschaftsbes tände. Sie trägt die Verantwortung für die Qualifi- 
zierung des Rechnungswesens in den Aussenhandelsbetrieben. 

Hierzu sind folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

Auswertung der Beschlüsse von Partei und Regierung fiir 
die politisch-ideologische Erziehungsarbeit und Durch- 
setzung der sich daraus ergebenden Führungsaufgaben 
gegenüber den unterstellten Mitarbeitern, stellv. Gene- 
raldirektoren und Hauptbuchhaltern der Aussenhandels - 
betriebe; 

Anleitung der Aussenhandelsbotricbe bei der Durchführung 
des sozialistischen Wettbewerbs; 

Ausarbeitung der Grundsätze bei der Planung der kurz- 
fristigen und langfristigen Aufgabenstellung des Bereiches 
und deren Analyse; 

Leitung der Plandurchführung in engster Zusammenarbeit 
mit den stellv. Generaldirektoren der AHB und Durchfüh- 
rung von Erfahrungsaustauschen im Rahmen des sozialisti- 
schen Wettbewerbs; 

- 4 - 
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Anleitung der Hauptbuchhalter der Aussenhandelsbetriebe 
und Gewährleistung des Erfahrungsaustausches auf der 
Grundlage der durch die Hauptabteilung Betriebsökonomie 
erteilten Grundsatzanweisungen; 

Verallgemeinerung guter Erfahrungen und Methoden in den 
A US senhandels bet rieben; 

Organisierung der Arbeit mit den Hauptbuchhaltern auf der 
Grundlage der Hauptbuchhalterverordnung vom 20. 1. 1971 
und der dazu erlassenen Weisungen; 

Komplexe Anleitung des Intershophandels eiitsprechend des 
Ministerratsbeschlusses vom 1 5. 1 1.1 973 in engster Zu- 
sammenarbeit mit dem Ministerium für Verkehrswesen 
und Ministerium für Handel und Versorgung; 

Planung und handelspolitische Anleitung und Genex GmbH; 

Verwaltung und Verwertung der materiellen zentralen 
Fonds der Staatereserve H mit höchster Effektivität und 
die unbedingte Sicherung dieser zentralen Fonds für den 
Staat. 

Die Erfassung und der Export von nicht benötigten Wirt- 
schaftsbeständen; 

Ausarbeitung von Grundsätzen für die Verwaltung und 
operative Arbeit mit den in der Verantwortung des Be- 
reiches liegenden finanziellen Fonds; 

Zusammenarbeit mit den Finanz- und Bankorganen sowie 
den Industrie- und Fachministerien entsprechend der er- 
teilten Aufträge und Vollmachten; 
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Ausarbeitung der Prinzipien für die Ilechenschaftslegunge 
und deren Vorbereitung sowie Planverteidigungen der 
Auss enhand eisbetriebe; 

Ständige Analyse der Stellenpläne, L.ohnfonds und Arbeits 
Kräfteentwicklung der Aussenhandelsbetriebe zum Zweckt 
des ökonomischsten Einsatzes der Kräfte und Mittel; 

Genehmigung und Bearbeitung der Export- und Import- 
lizenzanträge sowie Anleitung und Kontrolle des Siegel- 
bevollmächtigten der Aussenhändelsbetri-ebe. 


Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung werden in der 
Abteilung 1 nachfolgende aufgefulirte Sektoren gebildet: 

a) Sektor Planung und Rechnungswesen 

b) Sektor Plandurchführung und Finanzen 

c) Sektor Intershop und Genex 

d) Sektor Staatsreserve und nicht benötigte Wirtsehafts- 

bestände 

Stellenplan Abteilung 1 

Abteilungsleiter: E 4 

Sekretärin III 

Sektor Planung und Rechnungs- 
wesen E 9 

E 10 
III 

Sektor Plandurchführung u. 

Finanzen: E 6 

E 7 

E 9 

E 10 

III 
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Sektor Inlershophandel 

und Cenex E 6 

E 9 

lA 

Sektor Slaatsreserve und 
nicht benötigte Wirtschafls- 
bestände E 7 

E 9 

I 


Abteilung 2 

Es sind folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

Auswertung der Beschlüsse von Partei und Regierung und 
die politisch-ideologische Erziehung der unterstellten Mit- 
arbeiter im Rahmen der Aufgabens tellung; 

Leitung der Aufgaben des Aussenhandels zur Realisierung 
der Inbetriebnahme zentral beschlossener Investitionsvor- 
haben entsprechend den Beschlüssen der Volkswirtschafts - 
pläne; 

Leitung der Aufgaben des Aussenhandels gegenüber den Export 
förderungsbetrieben entsprechend den Volkswirtschaftsplänen; 

Leitung der Aufgaben des Aussenhandels in engster Zusammen 
arbeit mit dem Aussenhandelsbetrieb Transinter zur Erhöhung 
der Wirksamkeit der Export-Import -Koordinierung; 

Stabsmässige Leitung von ausgewählten Schwerpunktaufgaben 
wie: 
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Importe für den "Palast der Republik"; 

Importe von Maschinen und Ausrüstungen für die 
Forstwirtschaft; 

Importe von Spezialfahrzeugen entsprechend Polit- 
bürobcschluss vom 28. 11. 1972; 

Importe von Ausrüstungen und Maschinen für das 
Wohnungsbauprogramm; 

Leitung der Aufgaben des Aussenhandels zur Er- 
richtung der Gestattungsproduktion entsprechend 
Politbürobeschluss; 

Leitung der Aufgaben, die sich aus dem schlüssel- 
fertigen Import eines Schlachthofes ergeben. 


Stellenplan der Abteilung 2: 


Abteilungsleiter 

E 

5 

Sekretärin 

III 


Wiss. Mitai'beiter 

E 

7 

Wiss, Mitarbeiter 

E 

8 

Wiss. M ita rbei ter 

E 

10 


Abteilung für EDV 

Die Abteilung für EDV ist für die einheitliche EDV-Einsatzvorbereitung 
und -durchführung des Bereiches und der Aussenhandelsbetriebe 
Zentral-Kommerz, Intrac- und Transinter verantwortlich. 
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Hierzu sind folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

Politisch-ideologische Erziehungsarbeit der unterstellten 
Mitarbeiter im Rahmen der Aufgabenstellung der Abteilung. 

Anleitung und Kontrolle der in den Aussenhandelsbetrieben 
selbständig arbeitenden EDV - Gruppen. 

Beratung und Unterstützung der EDV-Gruppen der 

Aussenhandelsbetriebe bei der Ausarbeitung von 

Studien zur EDV-Einsatzvorbereitung und zu Grobprojekten. 

Festlegung einheitlicher Standards und Schlüssel, Vor- 
drucke und Belege sowie Methodiken der Einsatzvorbe - 
rcitung. 

Ausarbeitung der Feinprojekte. 

Programmierung und Organisation der Primärdaten- 
erfassung. 

Fertigstellung der Projektunterlagen und Übergabe der 
Primärdatenträger. 

Weiterhin gelten folgende Grundsätze: 

Für die operative Leitung der Erfassung und des Exports von 
Gebrauchtwaren und Antiquitäten gegenüber der Kunst und 
Antiquitäten GmbH beim AHB Transinter ist der Genosse Seidel 
verantwortlich. 

Dem Hauptabteilungsleiter wird das Recht Vorbehalten, in 
unvorhergesehenen Fällen den Leitern der Abteilungen not- 
wendige zusätzliche Aufgaben zu erteilen. 
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Auf der Grundlage der den Abteilungen zugeordneten Aufgaben- 
stellungen sind die Funktionspläne der Mitarbeiter zu überarbeiten 
und von den Leitern der Abteilungen zu bestätigen. 

Für die im Ai'beitsplan formulierten Probleme, die in den 
Dienstberatungen beim Stellvertreter des Ministers erörtert 
werden, sind Vorlagen auszuarbeiten und bis zum Freitag vor 
der jeweiligen Beratung dem Hauptabteilungsleiter zu übergeben, i 

(5-en. 





Dokument 54 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Mlnlderium lOr AuBenhandel 
DER MINISTER 


B*rÜo, d«n *■ 1974 


Ersten Stellvertreter des 
Vorsitaenden des Mlnlsterrates 

Genossen I>r# Mittag 

102 Berlin 
IQosterstraße 


Sehr geehrter Genosse Er# Mittag! 


Eer mit der BRE vereinbarte teohnisohe Kredit in Höhe von 
660 Mio VE wird gegenwärtig nicht ausgelastet# Grund ist, 
daß aus der Geschäft Stätigkeit des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung zeitweise Guthaben entstehen# Eie entstande- 
nen Guthaben führten per 31# 3# 1974 zu einer Unterschrei- 
tung des zur Verfügung stehenden technischen Kredites um 
120 Mi« VM. 

Ich halte es aus ökonomischen und handelspolitischen Gründen 
für erforderlich, diese Guthaben auszunutzen und dadurch 
ständig den vereinbarten technischen Kredit in Anspruch zu 
nehmen# Ea es sich um Guthaben handelt, die nur zeitweilig 
zur Verfügung stehen, ist die Verwendung nur dadurch möglich, 
daß in ausgewählten Pällen kommerzielle Verbindlichkeiten 
vorzeitig getilgt werden# Eabel wird gesichert, daß durch 
die Inanspruchnahme von Skonti oder die Einsparung von ver- 
traglich vereinbarten Zinsen Vorteile für die DDR aus der 
vorzeitigen Tilgung entstehen# Bei der Auswahl der vorzeitig 
zu bezahlenden Rechnungen wird der Termin berücksichtigt, zu 
dem das Guthaben für die Lösung von Aufgaben durch den Bereich 
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Kommerzielle Koordinierung wieder zur Verfügung stehen 
muß* 

Entsprechend der "Ordnung Uber die Arbeitsweise mit den 
operativen Quart als valuteplSnen NSW im Bereich des 
Ministeriums für Außenhandel" kann die vorzeitige Tilgung 
von kommerziellen Verbindlichkeiten nur in tlbereinstira- 
mung mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission, 
dem PrUsidenten der Staatsbank und dem Präsidenten der 
Deutschen Außenhandelsbank AG erfolgen, 
loh bitte um Zustimmung, daß die Ausnutzung zeitweiliger 
Guthaben, die durch die Geschäftstätigkeit des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung entstehen, von dieser Regelung 
ausgenommen wird und das Ministerium für Außenhandel im 
Rahmen der operativen Valutadisposition die ständige Aus- 
nutzung des technischen Kredites gewährleistet. 


Mit Sozialistischem Gruß 
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Bereich Koimnerzielle Koordinierung Berlin, den 18.7,1974 





Bericht 

über den Stand der Realisierung der Aufgaben des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung per 3o.6.1974 


I. Erfüllung der Valutaabführungsverpflichtungen des Bereiches 
an den Staat 


Von der Gesamtaufgabenstellung des Bereiches und der 
unterstellten Außenhandelsbetriebe für das Jahr 1974 
in Höhe von 878,7 Mio VM 

wurden per 3o.6.1974 aus Gewinnerwirtschaftung, 

Warenexporten und Sondergeschäften 365,9 Mio VM 

erwirtschaftet und auf die festgelegten Staats- 
Konten überwiesen. 

Dabei haben die dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe 
unter Führung der Parteiorganisation ihre Gegenpläne 1974 
insgesamt mit 54,8 % 

im Berichtszeitraum erfüllt. 

Alle Valutaverpflichtungen an das Ministerium der 
Finanzen per 30.6.1974 wurden termingemäß erfüllt. 

Die im Berichtszeitraum angefallenen Zahlungsverpflichtungen 
zur ordnungsgemäßen Durchführung der Verfügungen des 
Vorsitzenden des Ministerrates wurden erfüllt. 

Im einzelnen ergibt sich für die einzelnen Positionen 
nachfolgender Stand: 
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Deckblatt 


über die Erfüllung der Gesamtaufgabenstellung des Bereiches Kommerzielle Koordlnlerting 
per 30.6.1974 und Einschätzung der Erfüllung per 31,12.1974 


Jahresplan Gegenplan 


Erfüllung 3o.6.74 Voraussichtliche 

Erfüllung 

30.9.74 31.12.74 


I. Valutaerwirtschaftung 


1. Valutaabführung der AHB 

235,9 

267,4 

146,8 

2oo,7 

267,4 

2. Auftragsgeschäfte 

4,0 

4,0 

- 

- 

4,0 

3. Plannormativ Netto- 
gewinnabführung Intershop 

17o,o 

191,0^^ 

55,2 

1 o 2,0 

155,0^^ 

4. Plannormativ Intertank 

26,0 

26,0 

12,5 

2o,3 

26,0 

5. CENEX 

25,4 

in 

CM 

2o,l 

21 ,5 

25,4 

6. Einnahmen aus Hüll 

12,0 

12,0 

1f2 


12,0 

7. Einnahmen aus Sonder- 
geschäft C 

15,0 

15,0 

5,0 

15,0 

15,0 

8. Einnahmen aus Realislerxing 
von Sperrguthaben 

6 ,o 

7,0 

2,0 

4,5 

7,0 

9. Erlöse aus Export von 
Wirtschaftsbeständen 

2o,o 

2o,o 



5,0 


x) davon 5 Mio VM geplante Gewinnerwirtschaftung für Investitionen. 
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Jahresplan 


Gegenplan Erfüllung 3o-6.74 Voraussichtliche 

Erfüllung 
30.9.74 31.12 


lo. Verpflichtung Bereich 

Kommerzielle Koordinierung 

3 f o 

5,0 

2,0 

4,0 

5,0 

1 1 , Einnahmen aus Sonderge- 
schäft B aus Verpflichtung 
1973 

4o,o 

4o,o 

4o,o 

4o,o 

4o,o 

12. Erwirtschaftung Minister itim 
Handel und Versorgung für 
Zinsen 

7,0 

7,0 


. 

3,5 

13. Sonstige Einnahmen 
Übererfüllung 1973, 
ministerielle Vereinbarungen 

2o,8 

2o,8 

18,8 

19,8 

2o,8 

14, Sonder ge schä ft A 

4o,o 

4o,o 

19,0 

4o,o 

4o,o 

15. Abführung an Konto 628 aus 
Sonder geschäft B 
Verpflichtung 1974 

a\ 

O 

67,0 

19,0 

19,0 

67,0 

16. Pl 2 mexport 

7,4 

9,2 

2,7 

8,3 

9,2 

davon Antiquitäten 

3,6 

3,6 

1,8 

2,7 

3,6 

17. Export It, Verfügung 1o8/1 18/73 
u, 7/74 des Vorsitzenden 
des Ministerrates 113,1 

113,1 

21,6 

69,2 

113,1 


.74 


812,6 


869,9 


365,9 


573,6 


815,4 
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II* Valutabedcirf Soll 


1. Abführung ein Ministerium der Finanzen 


a) 

Gewinnabführung AHB 

236,5 

b) 

Intershop 

13o,o 

c) 

Intertank 

26,0 

d) 

CENEX 

25,4 

e) 

It. Verfügung lo8/118/73 

92,3 

f) 

It. Verfügung 9/74 

2o,o 

Abführung an Zahlungsbilanz 


a) 

Sondergeschäft A 

4o,o 

b) 

Planexport 

9,2 

c} 

It. Verfügung 7/74 

2o,8 

Abführung an Konto 628 

67,0 

Bildung der Fonds 


a) 

It. Verfügung 156/73^^ 

1oo,o 


dav. It. Verfügung 172/73 



an Zahlimgsbilanz x) 

5o,o 

b) 

It. Verfügung 178/73 

111,5 


x) Erläuterungen zu den Verfügungen 
siehe Anlage 


878,7 


30.6.74 


Voraussichtliche Erfüllung 
30.9.74 31.12.74 


118,3 

177,4 

236,5 

62,2 

111,0 

1 3o,o 

12,5 

2o,3 

26,0 

2o,1 

21 ,5 

25,4 

21 ,6 

48,4 

92,3 

- 

9,6 

2o,o 


19,0 

o 

o 

4o,o 

2,7 

8,3 

9,2 

- 

2o,8 

2o , 8 

19,0 

19,0 

67,0 

32,7 

49,1 

9o,o 

1o,o 

2o,o 

5o,o 

57,8 

48,2 

53,2 

365,9 

573,6 

81o,4 
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Die Importe in Höhe von 45,4 Mio VM 

wurden mit dem It, Verfügung geforderten Zahlungs- 
zlel abgeschlossen. 


Verfügung 177/73 vom 12.12.1973 des Vorsitzenden des 
Ministerrates 


Zur weiteren Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Herren- und Damenschuhen sind It. Verfügung 2 Mio Paar 
Schuhe von der Firma Salamander, BRD, mit einem Zahlungs- 
ziel von 3 Jahren zinsfrei im Jahre 1974 zu importieren. 

Der vorgesehene Valutawert betrug 7o Mio VE. 

Die ersten Ergebnisse der während der Leipziger Früh- 
jahrsmesse mit der Firma Salamander AG geführten 
Verhandlungen zeigten, daß von der Firma Salamander 
die anfallenden Zlnsbelastungen von jährlich ca. 8 % 
ln die Schuhpreise eingerechnet wurden. Da die 
Firma Salamander Interesse zeigte bei vorfristiger 
Zahlung hohe Rabatte von 18 bis 2o % zu gewähren, 
wurde eine entsprechende Entscheidung herbeigeführt 
und der Importvertrag mit einem Wert von 59,6 Mio VE 

abgeschlossen . 

In Abstimmung mit dem Minister für Handel und Versorgung 
wurden Verhandlungen auf genommen, den Termin für die 
Lieferung von 25o TPaar Schuhe in das Jahr 1975 zu 
verlagern. Dadurch vermindert sich der Valutaaufwand 
um 7,5 Mio VE im Jahre 1974. Es muß jedoch ausdrücklich 
festgestellt werden, daß die Variante des Einschusses 
dieses Betrages in die Zeihlungsbilanz 1974 nicht 
akzeptiert werden kann, da der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung erst im Jahre 1975 über die erforderlichen 
Mittel verfügt. 
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Für das Jeihr 1975 sind It. Verfügung ebenfalls 
Importvertrage für 2 Mio Paar Herren- und Damenschuhe 
mit der Firma Salamander, BRD, abzuschließen. 

Die Weurenbewegung xxnd Valutafinanzierung sind ln die 
entsprechenden Jahrespläne aufzunehmen. 

Dieser Punkt der Verfügung ist bisher nicht erfüllt. 


Schlußfolgerungen 

1. In Auswertung der 12. Tagung des ZK der SED sind auf der 
Grundlage der vom Leiter des Bereiches festgelegten 
Maßnahmen vcm 18.7.1974 zur Sicherung des Valuta- 
aufkommens , besonders aus doni Export von Wirtschafts- 
beständen und aus dem Intershophandel, zusätzliche 
Initiativen und Verpflichtungen zur Überbietung 

des gegenwärtigen Standes der Gegenplanbewegung 1974. 
mindestens ln einer Höhe vo n 2o Mi o VM auszulösen. 

Diese Aufgabenstellung ist eng mit der WeiterfUhrung 
der Plandiskussion 1975 zu verbinden. 

2. Zur Erfüllung der Aufged>enBtellung maximale Valuta- 
einnahmen aus dem Komplex Intertank, Bebunkerung von 
NSW-Schiffen und Flugfeldbetankung zu erzielen sind, 
insbesondere 

- alle Anstrengungen zu unternehmen, um die Investitions- 
vorhaben als wesentlichste Möglichkeit der Erhöhung 
des Umsatzes an den Intertankstellen termingemäß 

f er tlgzuB teilen. 

- Weiterer Abschluß von Vereinbarungen mit Speditions- 
firmen zur Erhöhung des Dieselkraftstoff-Umsatzes. 

- Verstärkung der Aktivitäten zur Erhöhung des Umsatzes 
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Flugfeldbetönkung auf der Grundlage einer exakten 
Analyse . 


3. Zur Erreichung der Umsätze und der eingeschätzton 
Gesnmterf Ullung per 31.12.1974 im Bereich Intershop 
sind die durch die Einführung der Preispolitik im 
Grenzbereich Friedrichstraße und in Karl-Marx-Stadt 
gesammelten Erfahrungen zu verallgemeinern. 

Dabei ist durch eine entsprechende Prelspoli-tik , 
besonders bei Gonußmitteln und Textilien eine weitere 
Umsatzentwicklung im Grenzbereich Friedrichstraße 
und den anderen Grenzübergangsstellen elnschl. Transit- 
Plätzen zu erreichen. 

4. Zur Realisierung der Aufgabenstellting - Verkauf 
von Wirtschef tsbeständen ln Höhe von 2o Mio VM - 
ist anhand der statistischen Meldungen der Industrie 
per 30.6.1974 erneut zu überprüfen, ob eine weitere 
zentrale Erfassungsaktion in ausgewählten Betrieben 
erfolgversprechend durchgeführt werden kann. 

Entsprechende Vorschläge sind an den Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Ministerrates und Minister für 
Materialwirtschaft, Genossen Rauchfuß, heranzutragen. 

5. Zur Realisierung des Mlnisterratsbeschlusses vom 
28.3.1974 (Exportförderbetriebe) ist der Standpunkt 
des Außenhandels zu den noch nicht bestätigten 
Betrieben kurzfristig mit der Staatlichen Plankommission 
abzustlmmen und in die Ministerratsvorlage einzuarbeiten. 

6. Es ist zu gewährleisten, daß durch die Staatliche 
Plankommission kurzfristig die Orlentierungskennzif f ern 
1976 - 198o für die Exportförderbetriebe vorgegeben 
werden, um die Vereinbarungen ln der erforderlichen 
Qualität abschließen zu können. 
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7. Zur termin- und qualitätsgerechten Sicherung der 
Investitionsvorhaben der KonsumgUterlndustrle und 
des PolitbürobeschlUBses des ZK der SED für die 
Vorhaben zu Ehren des 25 . Jahrestages der DDR ist 
eine exedcte Kontrolle der Auslieferung der vertraglich 
gebundenen Importe an Maschinen und Ausrüstungen bis 
zur Produktionswirksamkeit durchzuf Uhren. 


Verantwortlich für die Punkte 1-7: Stellvertreter d. Ministers 
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Anlage 


Verfügung 156/73 vom 14.11.1973 des Vorsitzenden des 
Ministerrates 


Lt. Verfügung ist im Bereich Kommerzielle Koordinierung 
des Ministeriums für Außenhandel im Jahre 1974 ein 
Fonds in Höhe von loo Mio VM 

zu bilden. 

Für die Valutaerwirtschaftung wurden folgende Qttellen 
bestätigt: 

1. Eingeschätzte Übererfüllung der staatlichen Auflagen 
der Außenhandelsbetriebe des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung und des Planträgers Intershophandel 

- Gegenplan 1974 - 

2. Eingeschätzte Einnahmen aus dem MUllgeschäft , aus 
dem Sondergeschäft C, aus der Realisierung von 
Sperrguthaben. 

3. Eingeschätzte Einnahmen aus Exporten nicht benötigter 
Wirtschaftsbestände aus dem Politbürobeschluß 

vom 28.11.1972, Pkt. 3. 

4. Realisierung von Forderungen aus zwischenministeriellen 
Vereinbarungen sowie Verpflichtungen der Mitarbeiter 

des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenhandel. 


Im Rahmen der Verfügung sind für So Mio VM 

diverse Nahrungs- und Genußmittel sowie Konfektions- 
erzeugnisse aus dem NSW zu Importieren, die eine 
Kaufkraftabschöpfung von insgesamt 7oo Mio M 

ergeben. 
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Per 30.6.1974 sind aus dieser Verfügung 45,7 Mio VM 

vertraglich gebunden. 

Durch die Inanspruchnahme von kurzfristigen 

zinslosen Zahlungszielen werden Io Mio VM 

im Jahre 1975 fällig. 


Lt. Verfügung 172/73 sind weitere 5o Mio VM 

aus dem auf der Grundlage der Verfügung 156/73 
gebildeten Fonds im Jahre 1974 an die Zahlungs- 
bilanz abzuf Uhren. 

Davon waren Io Mio VM im II.Queortal fällig. 

Dieser Betrag wurde termingemäß abgeführt. 

Diese Verpflichtung wird durch den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung voll erfüllt. 


Verfügung 178/73 vom 12.12.1973 des Vorsitzenden des 
Ministerrates 


Mit dieser Verfügung wird die finanzielle Absicherung 
der Verfügungen 174 und 177/73 vom 12.12.1973 geregelt. 

Als Quellen für die Absicherung wurden bestätigt; 

1. Einnahmen aus dem Sondergeschäf t B, die bisher 

noch nicht in der operativen Reserve des Vorsitzenden 
des Ministerrates erfaßt und disponiert waren. 

2. Valutaeinnahmen aus der eingeschätzten Übererfüllung 
der staatlichen Auflagen der Außenhandelsbetriebe 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung sowie den 
Planträgern Intershop. 
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3. Valutaeinnahmen aus dem Export von nicht benötigten 
Wirtschaf tebeständen . 


Zur Finanzierung der Verfügungen 174 und 177/73 sind 
Valutaeinnahmen in Höhe von 111,5 Mio VM 

notwendig. 


Verfügung 174/73 vom 12.12.1973 des Vorsitzenden des 
Ministerrates 


Lt. Verfügung sind zur Verbesserung der Versorgung 
der Bevölkerung mit Damenoberbekleidung und Ober- 
trikotagen im Jahre 1974 Importe in Höhe von 5o Mio VE 

durchzuführen . 

Die ImportvertrSge sind gegen ein Zahlungsziel 

von 2 Jahren mit einem Zinssatz von maximal 7 % p.a. 

elbzuschließen. Zur Abdeckung des Zinsaufwandes 

ist der Minister für Handel und Versorgung verpflichtet, 

exportfähige Waren im Werte von 7 Mio VM 

bercitzuB teilen. 

Durch Beschluß des Präsidiums des Ministerrates 
vom 30.5.1974 wurden Importe in Höhe von 9,4 Mio VM 

für das Früh jahr/ScMtuner 1975 - Wareneingang 
bis spätestens 15.3.1975 - bestätigt. 

Durch den Binnenhandel wurden Überbindungen des 

Importplanes 1974 eingearbeitet und Positionen 

gefordert, die nicht in Westberlin erhältlich 

waren. Dadurch mußten Importe in Höhe von 4,6 Mio VM 

auf andere Märkte verlagert werden, außerdem 

konnte das Zahlungsziel nicht voll eingehalten werden. 
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Die Erfüllung der GegenplSne der AuBenhandelsbetriebe 
des Bereiches Konunerzielle Koordinierung, der Planträger 
Intershop, der Auflage Export nicht benötigter Wirtschaf ts- 
bestände, der Einnahmen aus den Sondergeschäften A, B und C 
sowie der Sonstigen Einnahmen war Grundlage für die Konzeption 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung, die It. Verfügung 
156 \ind 176/73 zu bildenden Fonds voll im Jahre 1974 
zu realisieren. 

Die Erfüllung per 3o.6.1974 im Bereich Intershop und 

die darauf aufbauende Einschätzung der Erfüllung per 31.12.1974 

bringt einen Ausfall an Valutaeinnahmen in Höhe von 36 Mio VM 

Es muß weiterhin eingeschätzt werden, daß der Beschluß 
über den Export nicht benötigter Wirtschaftsbestände 
mit 15 Mio VM 

nicht erfüllt werden kann. 

Per 30.6.1974 wurden nicht benötigte Wirtschaftsbestände 

in Höhe von 54,9 Mio M I. 

zur außenwirtschaftlichen Verwertung freigegeben, 

das sind nur 18 % der zum gleichen Zeitraum des 

Vorjahres vorhandenen Überplanbestände. 

Es hat sich im 1. Halbjahr 1974 gezeigt, daß bei den 
Kombinaten und Betrieben größere Aktivitäten 
vorhanden sind, die Bestände planmäßig zu nutzen. 

Es werden generell wesentlich niedrigere Überplan- 
bestände ausgewiesen. 

Die Verwertung von metallurgischen Erzeugnissen 
ist auf Grund zentraler Beschlüsse nur noch in sehr 
beschränktem Umfange möglich, außerdem ist die 
Verwertung von Lagerbeständen an Textilien nur mit 
Genehmigung des Ministers für Handel und Versorgung 
möglich. Der Einsatz erfolgt überwiegend für den 
Sortimentsaustausch bzw. zur Healisieriuig der dem 
Minister für Handel und Versorgung erteilten Auflagen 
und steht nicht für den Bestandsexport zur Verfügung. 
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In den Außenhandelsbetrieben des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung wird zur Zeit noch überprüft/ ob zusätzliche 
Valutaeinnahmen im Rahmen der Gegenplanbewegung Über die 
bereits erarbeiteten Gegenpläne hinaus zu Ehren des 
25 «Jahrestages der Deutschen Demokratischen Republik 
erwirtschaftet werden können. Es muß jedoch cingeschätzt 
werden/ daß ein Ausgleich nur im geringen Umfange 
möglich ist. 

Ein weiterer Ausfall entsteht durch die Weisung/ 2o Mio VM 
auf das Konto Nr. 628 abzuführen. 

Durch die Verminderung der Valutaeinnahmen im 
Jahre 1974 ist der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
gezwungen, die konzipierte Variante der vollen 
Bereitstellung der Fonds im Jahre 1974 zu verändern. 

Durch Inanspruchnaüime von kurzfristigen zinslosen 
Zahlungszielen bei Importen aus der Verfügung 156/73 
sowie der Inanspruchnahme des Zeüilungsziels entsprechend 
der Verfügung 174/73 wird einschließlich der Verlagerung 
von Schuhen aus der Verfügung 177/73 nach 1975 ein 1 

Valutabedarf in Höhe von insgesamt ca. 63 Mio VM nicht J 
im Jeü\re 1974 auftreten. 


Unter der Voraussetzung, daß die bisher eOagestimmte 
Valutaabführung an die Staatsdevisenreserve für das 
Jahr 1975 nicht verändert wird, können aus der plan- ^ 
mäßigen Gewinnerwirtschaftung der Außenhandelsbetriebe 
des Bereiches kommerzielle Koordinierung und den Plan- 
trägern Intershop die Fonds 1975 voll gebildet und 
die Importzahlungen termingemäß durchgeführt werden. 
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Dokument 56 


Berlin, 25. 7. 197^^ 


Der Bereich Kommerzielle Koordinierung erhielt von der Partei- 
führung und Regierung den Auftrag, 197^ 

878,7 Mio VM, 

davon unter Zugrundelegung der vereinbarten Zahlungsbedingungen 
laut Verfügungen des Vorsitzenden des Ministerrates, zahlbar im 
Jahre 1975 


63,0 Mio VM 

zu erwirtschaften und zum Teil in Warenfonds für die bessere 
Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern bereitzustellen. 

Per 50. 6. 197*1 wurden aus Gewinnerwirtschaftung, Warenexporten 
und Sondergeschäften 


365,9 Mio VM 

erwirtschaftet und auf die festgelegten Staatskonten überwiesen. 
Dabei haben die dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe 
unter Führung der Parteiorganisationen ihre Oegenpläne 197*1 
insgesamt mit 5*1,8 % im Berichtszeitraum erfüllt. 

Per 30. 9* 197*1 werden die Betriebe ihre Oegenpläne mit 75 % 
realisieren. 

ln der Aufgabenstellung für das Jahr 197*1 sind die Bereitstel- 
lung von Konsumgütern im Werte von 


160,0 Mio VM, 


darunter 2 Mio Paar Lederschuhe mit einem Wert von 


59,6 Mio VM 
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Diese Konsumgüter entsprechen einer Kaufkraftabschöpfung 
von ca. 


900,0 Mio M EVP. 

In Auswertung der 12. Tagung des ZK wurden im Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung weitere Verpflichtungen eingegangen, mit 
dem Ziel, mindestens 

15.0 Mio VM 

von den im Jahre 1975 fälligen Zahlungen noch in diesem Jahr zu 
erwirtschaften. Damit sollen die zu erwartenden AusfäTle aus 
ungenügender Bereitstellung von Wirtschaftsbeständen und Nicht- 
erfüllung von Teilen des Gegenplanes im Bereich des Intershop- 
handels ausgeglichen werden. 

Die damit aus der Durchführung der Verfügungen des Vorsitzenden 
des Ministerrates noch verbleibenden Zahlungsverpflichtungen 
für 1975 in Höhe von 

53.0 Mio VM 

werden aus der jetzt bereits einzuschätzenden Gegenplanbewegung 
gewährleistet. Dabei wird die planmäßig vorgesehene Abführung 
an die Zahlungsbilanz 1975 durch den Bereich gesichert. 

Aufgrund der per 30. 6. 197^ erreichten Ergebnisse wird einge- 
schätzt, daß per 30. 9. 197^ 


und per 31« 12. 197^ 


575,6 Mio VM 

825,0 Mio VM 


erwirtschaftet, den festgelegten Konten zugeführt werden. 


Damit werden alle Verpflichtungen an die Parteiführung und die 
Regierung für das Jahr 197*< eingehalten und die festgelegte zu- 
sätzliche Bereitstellung der Konsumgüter zur besseren Versorgung 
der Bevölkerung im Jahre 19,7^ finanziell gewährleistet. 
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Ministerrcit 

der Deutsdien Demokrcatisdien Republik 

Vertraallohe Ministerratssache 
JlK J . Außf. 

Besdilufi des Ministerrates 
02 — PrSdditfm des Ministerrates 

109 / II. 5 / 74 

rom 22. August 1974 


Betrifft: Konzeption fUr die äußere GgStaltung des Berliner Doms 


Der Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 13. August 1974 
Uber die Konzeption für die äußere Gestaltung des Berliner 
Doms gilt gleichzeitig als Beschluß des Ministerrates. 

- i^agä' - 


gez. Mittag 


Für die Richtigkeit: 



Sekretariat des Ministerrates 








Basohluß 

des PolltbOros des ZK der SEI Tom-13. Au^ruBt1974 über die 
Konzeption für, die äußere Gestaltung des Berliner Doms 


1. Die Konzeption für die äußere Gestaltung des Berliner Dens und 
der Vertragsentwurf zwischen dem Bund der Evangelischen Kirchen 
in der DDR und dem Außenhandelsbetrieb LIMEX QnbH werden be- 
stätigt. Dem Abschluß des Vertrages wird zugestinirt. 

(Anlage 1 und 2) 

2. Die für die Durchführung der Maßnahmen erforderlichen Projektierungs- 
arbeiten und Bauleistungen sind in den Jahresplänen und Bilanzen 

der Jahre 1975 - 1981 als Sonderbedarf II zu planen und abzurechnen. 

Verantvortlich: Vorsitzender der Staatlichen Plankonmission 

Minister für Bauwesen 

3. Zur IXirchführung der Bäuarbeiten ist eine vorübergehende Verlagerung 
der 


- Theologisdie Fakultät. 

- Bibliothek und 

- Domgemeinde 

im Zusanmenwirken mit der ev. Kirche zu gewährleisten. 
Verantwortlich: Oberbürgermeister der Hav^rtstadt der DDR 


- 2 - 
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4, Zur Beschaffung von Bauraechanismen und speziellen Materialien 
werden dem Minister für Bauwesen aus dem Gesanrtdevisenerlös 
lo Mio Valuta-Mark anteilmäßig in den einzelnen Jahren bereit- 
gestellt. 


Verantwortlich; Stellvertreter des Ministers für 

Außenhandel - Bereich. Kcrnmerzielle 
Kbordliniexung 

5, Die clurch den Auftraggeber zur Durchführung der Baumaßnahnen 
für die Wiederherstellung des Dcms zu leistenden Zahlungen in 
Valuta sind gesonciert zu erfassen. Ober die Verwendung der Mittel 
wird gesondert verfügt. 


Verantwortlich: Stellvertreter des Ministers für 

Außenhaidel - Bereich Kcnroerzielle 
Koordinierung 


6. Für die Unterhaltung des Berliner Doms werden dem Bund der 
Evangelischen Kirchen in cJer M3R jährlich 2oo ÜM zur Verfügung 
gestellt. Die Bereitstellung der Markbetr^e erfolgt durch das 
Ministerium für Außenhandel, Bereich Kaimersdelle Koordinierung, 


Verantwortlich: Stellvertreter des Ministers für 

Außenhandel - Bereich Kaunerzielle 
Kcorciinierung 


7. Dem kirchliflchen Baubeauftiagteh für den Berliner Dan ist in 
der Hauptstadt der DDR entsprechencJer Wohnraum zur Verfügung zu 
stellen. 


Oberbürgermeister der Hauptstadt c3er DDR 


- 3 - 


471 


Verantwortlich: 




- 3 - 


8. Mit Beginn der Bauarbeiten ist eine Presseinforrnation 

auszuarbeiten und zur Bestätigung vorzulegen. 

Verantwortlich: Minister für ^uwesen 

Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR 

9. Der beiliegende Entwurf des Antwortbriefes an den BevoUiiächtigten- 
aus schuß für Verhandlungen über den Berliner Dom wird bestätigt. 

(Anlage 3) 
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VORSITioNDiiR DtS MIMISYÜRRATSS 


V«rfagun-^ :.r, 4^^ /74 

vom g »on b 8 J ' /74 


Tiur 31ch«rung der kontinalarilcbsa I^aitung uacI 
Koordinierung bestimmter Aktivitäten der be** 
treffenden Staets- und -^irtscbef tsorgane der DDR 
uel dar Durchf ilhrung von aaegewählten Vorhauen 
auf wirt:jcha£tllche£& uivd wlesenschaf tlich' 
tachnischem Gebiet zwischen Außenhandelsbetrieben 
der DDR und Konsortien/Flreen der BEO und Westberlin 
verfüge Ica: 

1. In Ministerium für Audanhandel ist alt sofortiger 
Wirkung eine Abteilung für 

"Wissenachaftlich-’technische Arbeit 
und Kooperation” 

io einer Gesamtstärke bis zu 20 politisch und 
ökonomisch hochqualifizierten Kadern zu bilden. 

Diese Abteilung ist dem Stellvertreter des Ministers 
für den Bereich Kommerzielle Koordiniervmg zu unter- 
stellen. 
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2. *3«r Stellaaplan sowie die Aufj'ajuen, Vollmachtea 
and Pflichten der Abteilung sind dein 1. Stell- 
vertreter des Vorsitzenden des diaisterratea , 
Süntur Mittag, zur Bestätigung vorzulegen. 

■ i'arain : 30. i» . 1974 

Vera ntwortlich: Stellvortretar des Ministers für 

Außenhandel, Genoss« Schalcic 


3. Oer Minister der Finanzen wird beauftragt, den 
Stellenplan dieser Abteilung den Sereica 
Koomerzielia Koordinierung zuzuordnea uz^ die 
erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. 


gez. Slndermann 


Verteiler: Vorsitzender des Hinisterrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerratas , Genosse Mittag 

Minister der Finanzea, Genosse Böhm 

Minister für AuBenhandai, Genosse Sölla 

Stellvertreter des Ministers fir AuSenhandel, 
Genosse Schalet 

Staats sknetär Möbis 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr.: /74 

vom 3-^. 0K'lc)f»c,r ^S74 


Zur Steibilisierung und weiteren Sicherung der plammäßigen 
Versorgung der Bevölkerung mit Damen- und Herrenober- 
bekleidung für Exquisit wird verfügt: 

1. Im Jahre 1975 sind Importe von Damen- und Herren- 
oberbekleidung bis zu einer Höhe von 

Io Mio VE 

durchzuführen . 

2. Der Kauf hat ausschließlich bei Westberliner Produzenten 
zu erfolgen. 


3. Die Spezifikation der Importe ist durch den Minister 
für Handel und Versorgung, Gen.Briksa, schriftlich 
zu bestätigen. 


4. Die valutaseitige Finanzierung erfolgt aus EinneQimen 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhemdei aus der Abfallbeseitigung. 
Westberlin. 



U Cc4^ 


Verteiler ; 

Vorsitzender des Ministerrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen.Dr. Mittag 

Minister für Außenhandel, Gen. Sölle 

Minister für Handel und Versorgung , Gen. Briksa 

Stellvertreter des Ministers für Außenhandel, 
Gen.Dr. Schalck 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. : 2 /7 6 

vom 14. Januar 197 


Zur Sicherung der reibungslosen Weiterführung des Telefon- 

Verkehres wird verfügt: 

1. Aus dem NSW sind 1975 

Ergänzungs- und Meßtechnik für den Telefonverkehr 
mit einem Valutawert von 

0,6 Mio VM 

zu importieren. 

2. Die Realisierung dieser Importe hat unter Leitung des 
Stellvertreters des Ministers für Außenhandel, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung, zu erfolgen. 

3. Die Liefertermine sind nach den Forderungen des Ministeriums 
für Post- und Fernmeldewesen zu vereinbaren. 

4. Die Valutamittel sind durch ümdisposition in der Zahlungs- 
bilanz bereitzustellen. 

5. Der Minister der Finanzen wird ermächtigt, die in Ziff. 1 
genannten Valutamittel aus der operativen Devisenreserve 
zur Verfügung zu stellen. 

QBz. Sindermann 


Verteiler: 

Vorsitzender des Ministerrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen.Dr. Mittag 

Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

Minister der Finanzen 

Minister für Post, u . Fernmeldewesen 
Minister für Außenhandel x) 

Stellvertreter d. Ministers f. Außenhandel. 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


x) ohne Ziff. 5 der Verfügung 
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Verfügungen und Milleilnngen 


des Minislerinms für Knllnr 


1975 


Berlin, den 18. Februar 1975 


Nr, 2 


Nr. 


Nr,. 6 
^ Nr. 7 


Nr. B 


Nr. 0 
Nr. 10 


Nr. 1 


Inhalt 

L Teil — Verfüfancen 

Der Minister 

Betr. Anweisung über Verlagsvertragsmuster 

Betr. Statut des Staatlichen Kunsthandels der DDR ,VEH Bildende Kunst und Anti- 
quiUten* 

Betr. Richtlinie Ober die Tätigkeit der Gutachterstelle für Investitionen des Ministe- 
riums für Kultur 

Betr. Richtlinie zur Entwicklung der Singakademien und philharmonischen Chöre der 
DDR sowie zur Sicherung der materiellen und finanziellen Grundlagen Ihrer Arbeit 

Betr. Ergänzung zur Anweisung über die Einrichtung eines postgradualen Studiums zur 
Qualifizierung von Bibliothekaren auf den Gebieten der Leitung und Planung der 
Bibliotheksarbeit, der Literaturwissenschaft und der Kinderliteratur an der Fach- 
schule für Bibliothekare „Erich Welnert** Leipzig 

IL Teil — Mltteilangen 

Dletz Verlag Berlin 

Betr. Neuerscheinungen 


Seite 



23 


23 


I. VERFÜGUNGEN 


Der Minister 


zu schaffen und bis spätestens ln -faej^er Aus- 

fertigung*) beim Verlag abzuUefem, Das Manuskript soll mit 
der Schreibmaschine geschrieben und gut lesbar sein.' 

(2) Das Werk soll folgenden Bedingungen entsprechen: 


Nr. 6 Betr. Anweisung Ober Verlagsvertragsmuster 


1 . 

Im Einvernehmen mit dem Schrlftstellerverband der DDR 
wird das redaktionell überarbeitete Verlagsvertragsmuster 
für schöngeistige Literatur (Anlage 1) bestätigt Eine allge- 
meine Verbindlichkeit einzelner Regelungen des Vertrags- 
musters gern. 5 41 Abs. 1 des Gesetzes über das Urheberrecht 
vom 13. September 1965 (GBL I S. 209) wird hierdurch nicht 
erklärt 

2 , 

Diese Anweisung Ist ln den „Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums für Kultur“ zu veröffentlichen. 

Der ln der Nr. 4/1964 der „Verfügungen und Mitteilungen des 
Ministeriums für Kultur“ veröffentlichte Musterverlagsver- 
trag für schöngeistige und verwandte Literatur wird damit 

ab 1. 1. 1975 gegenstandslos. 

Der MlnUler für Kultur 
Hans-Joachim Hoffmann 

Verlagsvertragsmusier 
für schöugeistlge Literatur 

Zwischen (Verfasser) 

und 

vertreten durch (Verlag) 


(1) Der Verfasser gewährleistet daß er alleiniger Inhaber 
aller urheberrechtlichen Befugnisse ist die den Gegenstand 
dieses Vertrages bilden, 

(2) Der Verfasser überträgt soweit unter S 15 nichts anderes 
vereinbart wird, dem Verlag mit Abschluß dieses Vertrages 
das ausschließlidie und unbeschränkte Recht der Vervielfälti- 
gung und Verbreitung des Werkes für alle Auflagen und Aus- 
gaben einschließlich der Befugnis zur Vergabe von Lizenzen 
sowie das Übersetzvmgsrecht in alle Sprachen (Weltverlags- 
recht). 

(3) Der Verfasser Oberträgt soweit unter $ 15 nichts anderes 
vereinbart wird, dem Verlag neben dem Weltverlagsrecht 
das Recht Dritten die Genehmigung zur Ausübung folgender 
Ihm Bin dem Werk zustehenden Nutzungsbefugnisse zu er- 
teilen: 

Pressevorabdrudee und -nachdrucke, Mikroverfilmungen, 
Mitteilungen über den wesentlichen Inhalt des Werkes zu 
Werbungszwecken, unveränderte Sendungen Im Hör- und 
Fernsehfunk, Schallplatten- und Tonbandaufnahmen, Kasset- 
tenproduktion sowie deren Verbreitung. 

(4) Der Verlag Informiert den Verfasser, wenn er Dritten die 
Genehmigung zu einer vollständigen oder teilweisen Nutzung 
des Werkes erteilen will. Hinweise und Ratschläge des Ver- 
fassers werden vom Verlag berücksichtigt Bei Ausübung der 
vorstehenden Werknutzungsbefugnisse hat der Verlag die 
geistigen und materiellen Interessen des Verfassers zu wah- 
ren. 


wird folgender 
geschlossen: 


Verlagsvertrag 


(5) Einnahmen aus der Vergabe von Rechten an Dritte fließen 
ln Höhe von % dem Verfasser und von 

dem Verlag zu. 


51 

(1) Der Verfasser verpflichtet sich, ein Werk mit dem Arbeits 
titel 


1) Fordert der Verlag mehr als 9 Eiemplare, hat er dadurch ent- 
stehende Mehrkosten zu tragen. 

I) Der Anteil des Verfassers beirflgt ln der Regel mindestena 75 •/# 
der des Verlages höchstens 15 •/•- 
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Auflagen beabsichtigL Nachauflagen sind dem Verfasser vor 
Drucklegung unter Mitteilung des Encheinungsterminj an- 
zukündigen. 

(2) E>er Verlag lat berechtigt, die Restauflage des Werkes un- 
ter Aufhebung des Ladenpreises abzusetzen oder zu maku- 
lieren, wenn ein regul&rer Absatz nicht mehr zu erzielen ist. 
Er muO jedoch vorher den Verfasser benachrichtigen und ihm 
die Möglichkeit geben, Innerhalb einer bestimmten Frist alle 
oder einen Teil der Restexemplare zum herabgesetzten Preis 
bzw. Makulaturwert zu erwerben. 

Für das Vertragsverhältnis werden folgende besonderen Ver- 
einbarungen getroffen: 

S16 

(1) Wird die Auflösung des Vertrages notwendig, so bemühen 
sich beide Partner ernsthaft, zu einer Vereinbarung zu ge- 
langen. 

(2) Gelingt dies trotz nachweisbarer beiderseitiger Bemühun- 
gen nicht, kann der Vertrag nach vorheriger Ankündigung 
und angemessener Fristsetzung ln schriftlicher Form gelöst 
werden: 

L vom Verfasser: 

a) wenn der Verlag wesentlichen Pflichten aus diesem 
Vertrag schuldhaft nicht nachkommt; der Verfasser 
hat in diesem Fall Anspruch auf sofortige Zahlung 
des vollen Honorars bzw. dei Resthonorars für die lau- 
fende Auflage; 

b) wenn der Verlag auf Änderungen besteht, die den Ver- 
fasser nicht zuzumuten sind bzw. nicht den Vertrags- 
bedingungen gemäß 1 entsprechen; ln diesem Fall 
verbleiben dem Verfasser bereits geleistete Teilzah- 
lungen; 

c) wenn der Verlag erklärt, keine Nachauflagen zu ver^ 
anstalten, oder wenn dem für die Nachauflage vom 
Verlag vorgesehenen Te rmin vom Verfasser nicht zu- 
gestimmt werden kann. 

IL vom Verlag: 

a) wenn der Verfasser das Werk nicht termingemäß lie- 
fert und es zu einem späteren Termin keine gesell- 
schaftliche Wirkung m^ ausübt oder wenn die Ter- 
minüberschreitung so beträchtlich Ist, daß dem Verlag 
die Aufrechterhaltung des Vertrages nicht mehr zuzu- 
muten ist; 

b) wenn das Werk nicht vertragsgemäß Ist tmd auch nicht 
innerhalb zumutbarer 2^it Ln vertragsgemäßen Zu- 
stand gebracht werden kann oder wenn der Verfasser 
sich weigert, Veränderungen vorzunehmen, die vom 
Verlag im Rahmen der festgelegten Vertragsbedingun- 
gen gefordert werden können; 

c) wenn das Werk nach Vertragsabschluß seine gesell- 
schaftliche Wirksamkeit verloren hat; 

d) wenn der Verlag keine weiteren Auflagen beabsich- 
tigt. 

ln den Fällen a) und b) sind die geleisteten Teilzahlungen nur 
dann zurückzuzahlen, wenn ein Verschulden des Verfassers 
vorliegt oder wenn der Verfasser das Werk innerhalb eines 
Jahres nach Vertragslösung ln der gleichen Publikationsform 
anderweitig nutzt Im Falle c) erhält der Verfasser ein Ar- 
beitshonorar, das dem Stand bzw. Umfang der Arbeit ent- 
spricht 

(1) Gelingt den Vertragspartnern Ober einen Streitwert aus 
dem Vertragsverhältnis keine Einigung, kann Jeder der Part- 
ner die Verhandlung der Angelegenheit vor einer Schieds- 
kommission verlangen. Für die Schiedskommission benennt 
Jeder der Partner einen Beisitzer. Diese wählen einen Ob- 
mann. Die Schiedskomiulssion soll sich um eine gütliche Eini- 
gung bemühen. 

(2) Erkennt einer der Vertragspartner den Einigungsvorschlag 
der Schiedskommission nicht an, steht ihm der Rechtsweg vor 
ö Gerichten offen. 
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(1) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen 
der Schriftform. 

(2) Erfüllungsort ist der Sitz des Verlages. 

(3) Der Vertrag liegt in . . . Ausfertigung vor, davon erhält 
der Autor ein Exemplar. 

, den , den 


(Verlag) (Verfasser) 

Der Minister 

Nr. 7 Betr. SUtat des Staatlichen Kunsthandels der DDR 
mVEH Bildende Kunst und Antiquitäten** 

RcchUlcbe Sielliinc tmd Siti des Betriebes 

(1) Der Volkseigene Handelsbetrieb ,VEH Bildende Kunst 
und Antiquitäten* — nachstehend Staatlicher Kunsthandei 
der DDR genannt — arbeitet auf der Grundlage der »Ver- 
ordnung vom 28. März 1Ö73 Über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB* 
(GBL TeU I, Nr. 15, K 129). 

Er ist Juristische Person. 

(2) Der Staatliche Kunsthandel der DDR tmtersteht dem Mi- 
nisterium für Kultur. 

(3) Der Sitz des Staatlichen Kunsthandels der DDR Ist Ber- 
lin, Hauptstadt der DDR. 

«2 

Aufgaben des SUallidiea Kunsihandeli der DDB 

(1) Auf der Grundlage der langfristigen kulturpolitischen 
Konzeptionen des Ministeriums für Kultur obliegt dem Staat- 
lichen Kunsthandel der DDR Im Rahmen seiner nachstehen- 
den Aufgaben der Groß- und Einzelhandel sowie der Außen- 
handel mit bildender und angewandter Kunst, Volkskunst 
und Antiquitäten. 

(2) Zu den Aufgaben des Staatlichen Kunsthandels der DDB 
mit zeitgenössischer bildender und angewandter Kunst ge- 
hören: 

— Verkauf von Kunstwerken an die Bevölkerung sowie an 
staatliche und gesellschaftliche Einrichtungen: Angebot 
von Kunstwerken an die Bevölkerung auf Teilzahlung ab 
einem Verkaufswert von 500,— Mark bei einer Mindest- 
anzahlung von 20 

— Ankauf von Werken aus Ateliers, Kunstausstellungen, öf- 
fentlichen Sammlungen sowie von Betrieben, Produktions- 
genossenschaften, Künstlerkollegien tmd aus Privatbesitz, 

— Abschluß von Verträgen mit Künstlern, Produktionsgenos- 
senschaften, KüxtsUerkoUegien, Betrieben über die Schaf- 
fung von Kunstwerken, 

— Übernahme von Kunstwerken ln Kommission, 

— Organisierung des Außenhandels mit bildender und an- 
gewandter Kunst mit der UdSSR und den anderen Län- 
dern der sozialistischen Staatengemeinschaft, 

— Entwicklung des Außenhandels mit dem NSW. 

(3) Zu den Aufgaben des Handels mit Antiquitäten, Münzen 
und historischen Gegenständen (ln denen Edelmetalle ver- 
arbeitet sind) — nachfolgende Antiquitäten genannt - gehören: 

— Organisierung des Einzel- und Großhandels mit Antiqui- 
täfen, 

— Durchführung von Verkaufsausstellungen und Auktionen, 

— Teilnahme an internationalen Auktionen und Ausstellun- 
gen, 

— Ankauf aus öffentlichen und privaten Sammlungen und 
Nachlässen, 

— Eingliederung bestehender staatlicher Ankaufsorganisa- 
tionen für Antiquitäten einschlieOllch Gebrauchtwaren 
antiquarischen Charakters nach Vereinbarung. 
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(4) Der Staatliche Kunsthandel der DDR entwickelt eine viel- 
fältige kulturelle Arbeit zur Kunatverbreitung, veranataitet 
Galerieauastellungen, organisiert im Rahmen seiner Auf- 
gaben die Kunstpropaganda, führt Kunslgespräche, regt die 
Sammlung von Kunstwerken an und entwickelt Sammler- 
kreise. 

Die Finanzierung dieser Aufgaben erfolgt aus Mitteln des 
Kulturfonds, des Ministeriums für Kultur und aus Fonds ge- 
sellschaftlicher Auftraggeber. 

(5) Im Rahmen der dem Staatlichen Kunsthandel der DDR 
übertragenen Aufgaben ist der Staatliche Kunsthandel für die 
Einhaltung der Kunstschutzverordnung vom 2. April 1953 ver- 
antwortlich. 

(6) Weitere Aufgaben können dem Staatlichen Kunsthandel 
der DDR durch das Ministerium für Kultur unter Regelung 
der Finanzierung übertragen werden. 
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Clmicfaiang des Staatlichen Kimsthandels der DDB 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben richtet der Staatliche 
Kunslhandel der DDR ln den Bezirksstädten und weiteren 
Großstädten Galerien für bildende und angewandte Kunst 
mit Zweigstellen ein und baut das Netz der Galerien für 
'iquitäten aus. 

(?' Zur besseren Versorgung der Bevölkerung sowie staat- 
l. r gesellschaftlicher Einrichtungen ist ein Zentraler Ver- 
sandhandel für bildende und angewandte Kunst, einschließ- 
lich Volkskunst und Antiquitäten, elnzuiichtcn. 

(3) Entsprechend den gesellschaftlichen Anforderungen wer- 
den dem Staatlichen Kunsthandcl der DDR künstlerische 
Werkstätten und Produktionsstätten für Grafik, Keramik, 
JBronzeguß, Blldcrrahmung und Restaurierung unterstellt Die 
Einrichtungen, die durch Mittel aus dem Kulturfonds unter- 
stützt werden, stehen den Künstlern zur Verfügung. Die Nut- 
zung der Werkstätten durch freischaffende Künstler wird 
ln einer Vereinbarung zwischen dem Präsidium des Ver- 
bandes Bildender Künstler der DDR und dem Generaldirek- 
tor des Staatlichen Kunsthandels der DDR geregelt 
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Arbeltsw elM 

(1) Der Staatliche Kunsthandel der DDR arbeitet nach einem 
vom Minister für Kultur bestätigten Jahresplan, dem die 
langfristigen kulturpolitischen Konzeptionen des Ministeriums 

Kulhir zur Förderung und Entwicklung der bildenden 
angewandten Kunst, des künstlerischen Volksschaffens 
u cur Wahrung der Verbreitung des künstlerischen Erbes 
zu^^ioindell egen. 

Der Generaldirektor des Staatlichen Kunsthandeb der DDR 
stimmt den Jahresplan mit dem PTäsldlum des Verbandes 
Bildender Künstler der DDR abu 

(2) Der Staatliche Kunsthandcl der DDR arbeitet im Rahmen 
seiner Elgenexportgeschäftstätigkelt mit den zuständigen 
Außenhandelsorganen — der „Kunst- und Antiquitäten 
GmbH“ — zusammen. 

(3) Der Staatliche Kunsthandel der DDR arbeitet eng mit 
dem genossenschaftlichen, organisationseigenen und privatem 
Kunsthandel zusammen, 

(4) Im Einzelnen werden die Arbeitsweise, der Arbeitsablauf 
und die Befugnisse und Pflichten der Mitarbeiter durch eine 
Arbeitsordnung geregelt, die durch den Generaldirektor im 
Einvernehmen mit der Betriebsgewerkschaitaleltung zu er- 
lassen ist 
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L/cllang und Vertretung im Rechtsverkehr 

(1) Der Staatliche Kunsthandel der DDR wird von dem Gene- 
raldirektor nach dem Prinzip der Einzelleitung geleitet 

(2) Der Generaldirektor vertritt den Staatlichen Kunsthandel 
der DDR im Rechtsverkehr. Er kann Mitarbeiter des Staat- 


lichen Kunsthandelj oder andere Personen dazu ichj Ü<±i 
bevollmächUgen. 

(3) Die Einrichtungen In den Bezirken werden von einem 
Direktor geleitet Im Rahmen der Ihm durch den General- 
direktor erteilten Vollmachten Ist er für die Durchsetzung der 
Kulturpolitik der DDR verantwortlich. Grundlage seiner Tä- 
tigkeit ist der Jahresplan, den er mit der Abteilung Kultur 
des Rates des Bezirkes und dem Bezirksverband des VBK- 
DDR absUmmt und der vom Generaldirektor zu bestätigen 
ist 

(4) Die Galerien für bildende und angewandte Kunst sowie 
die Galerien für Antiquitäten werden von Galerieleltem auf 
der Grundlage vom Generaldirektor bestätigter Pläne gelei- 
tet (Ausstellungsplanung, Auftragswesen, An- und VerkauO. 
Wesentliche Formen ihrer Arbeit sind die kontinuierliche Zu- 
sammenarbeit mit staatlichen und gesellschaftlichen Einrich- 
tungen, die Organisation von Galeriegesprächen und der Auf- 
bau von Sammler kr eisen. 

(5) Die künstlerischen Produktions- und Werkstätten des 
Staatlichen Kunsthandels der DDR werden von Betriebs- 
leitern bzw. WerkstatÜeltcm geleitet Sic sind entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung, ihres Umfanges und Ihrer Leistungs- 
fähigkeit dem Generaldirektor bzw. den Direktoren der be- 
zirklichen Einrichtungen unterstellt 
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Künstlerische Beiräte 

(1) Zur Unterstützung der kulturpolitischen Arbeit des Staat- 
lichen Kunsthandels der DDR wird beim Generaldirektor ein 
Beirat gebildet 

Dem Beirat gehören delegierte Vertreter des Verbandes Bil- 
dender Künstler der DDR, des Außenhandels, des Kultur^ 
bundes der DDR, des Kulturfonds der DDR, des FDGB und 
anderer staatlicher und gesellschaftlicher Einrichtungen sowie 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an. 

(2) Zur Unterstützung der kul tu riwll tischen Arbeit der Ga- 
lerien für bildende und angewandte Kunst werden bei den 
Direktoren der bezirklichen Einrichtungen Beiräte für bil- 
dende und angewandte Kunst gebildet 

Ihnen gehören delegierte Vertreter des Bezirksvorstandes 
Bildender Künstler der DDR, des FDGB, des Kulturbundes 
o. a. an. 

(3) Die künstlerischen Beiräte haben beratende Funktion und 
arbeiten ehrenamtlich. Zu Ihren Aufgaben gehören: 

— Beratung bei der Ausarbeitung der Jahresarbeitspläne 
und Pläne kultureller Veranstaltungen Innerhalb der Ga- 
lerie und in Betrieben und Wohngebieten der Industrie 
sowie der Landwirtschaft, 

— Einflußnahme auf eine den differenzierten künstlerischen 
Ansprüchen gerechtw erd ende Ankaufs-, Auftrags- und 
VerkaufspoUtik und auf eine kontinuierliche Beschaffung 
von Werken der bildenden und angewandten Kunst, 

— Förderung von Interessanten und vielfältigen Formen der 
Kunstverbreitung und einer wirksamen öffentlichen Ar- 
beit, 

— Anregung und Mitwirkung bei Kunstgesprächen und Be- 
gegnungen zwischen Künstlern und Werktätigen, 

— Unterbreitung von Vorschlägen für die kulturelle Zusam- 
menarbeit mit staatlichen und genossenschaftlichen Ein- 
richtungen des Kunsthandels der befreundeten sozialisti- 
schen Staaten. 
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A r be I Ist eefa isY e r h ä 1 1 n Isse 

(1) Der Generaldirektor wird vom Minister für Kultur be- 
rufen und abberufen. 

(2) Die stellvertretenden Generaldirektoren sowie der Haupt- 
buchhalter werden durch den zuständigen Stellvertreter des 
Ministers für Kultur berufen. 

Alle übrigen Mitarbeiter des Staatlichen Kunsthandels der 
DDR werden vom Generaldirektor auf der Grundlage der ar- 
bellsrechtlichen Bestimmungen eingestellt und entlassen. 
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Straktur and SUllenplnn 

Der Struktur- und Stellenplan des Betriebes wird nach den 
hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen auigestellt und 
durch das Ministerium für Kultur bestätigt 
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Dokument 62 


MMttoflum fOr Kutkir MtnIsWIum fOr AuM«nhBn<Wt 

D«f Minister D«r Mtnl«t«r 


VCASINBARUNQ 

Zur RMll«l«rurto xu«itxJtch«r E^^port« In dM nloht»oxt«J(»tl*^>« 
Wkt»ehaft«g«bl*t wird zwt*^>6r> d»rr> Minister fOr Kuliur und d»nn 
Kftnl^tvr fOr Au«s«chtr>d»l dar OOR foloarxias varatnbarti 


1« Aua dam at«atltohan Fvr>dua w arda n Antiquititan und Mu aaurra« 
baaWnda fOr dm Export In daa niohtaoziallatlacha Wfrtaohafta- 
gablat in Hfiha bla au 2 Mio VM 1975 zur VarfOgurtg paalailt. 

Dar Mtniatar fOr A uaa a nh and a l b an ftn g < dia Kunat und AntU 
qhdtitan QindH, «üa alah «ya diaaa m Ei^port a r pabandan tua- 
sf lar^daaaHlpan Akttvttiltan durahcufDhran« 


Daa MtrdatartumfGf Kulbjr pawChrlatatat dta BaraltaMiung daa 
Kunaleutda und atahart In algar^ar Varantwortung* dad (9a Ent* 



aohaldung Obar dar» e)^pert dar aintalnan Oagar^atinda varbind- 
Iloh gatr^an wird. Mit dar Obargaba dar antapraahandar^ Auf« 
atalltno an dIa Kunat wt>d Antlqpjlt&tan QmbH galtan diaaa Oagarn 
atflnda tia unwldarrunieh fOr dan I) 9 port fralgageban. 


2. Mit dar OurohfOhrung dar Inlarndaaalttgan Mafinahman baauf* 

J tragt das MIniatarlum fOr Kidtur dao VEH Staatllchar KurtatlwKial • 
Ota Kunat ur>d Antiquititan QmbH untarhtlt Intandebazlahungan 
rnar mit dam Staatliohan Kunathandal . tm Intaraaaa atnar zOgtgan 
Raatlslarung dar Aufgaban arfotgt dia Zuaammanarbait baldar 
Batriaba ruich dan Qrundaitzan diaaar Varalnbarung. Elaatimrrxstgah 
daa Vartragagaaatxaa findan katna Anwaodur^. 
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- 2 - 

« Zum Sehutx d»t Volks«l 9 «ntum« äf DOR w^rdtn di« Kurk«tg«g«r>> 
stftfxte durch E)^3«rt«rt «us d«m V^rantwortunQsbcrcich d»« Minist«^ 
rlunn« fOr Kultur anhand d«r hl«r yorh«nden«n Kanrttnls«« und Er* 
fahrungen b«w«rt«t* Ol« B«w«rtung «rfolgt Ir^ ValutamarV ur>d gilt 
ala Pr«l9orl«rtti«rurx3 fOr dan Ved^auf das Kunatguta« durch dt« 

Kunst und Antlqulifitan GmbH« Wird dtas« Prelaorlantlarung «nt* 
spr«oh«nd dar Konkreten Marktlage nicht erreicht und betragt di« 
Differenz mehr als 25 %, erfolgt kein Verkcajf und <^« Ware wird 
dem Fundus der Staatlichen Museen wieder zur VerfCgung gestellt. 
j Das Ministerium für Kultur wird dafür andere geeignet« Kunstgegen« 
stinde zu Verfügung stellen« 

4. Das Mlnieterlum für Kuitu sicherti daS cfl« Bereitstellung des 
Kunstgutea für den Export aus dem Fundus der Staatlichen Museen 
der DOR In «xportmlülger Verpackung erfolgt. FOr Jeden Kunst* 
gegenständ werden die für den Verkauf notwendigen Unterlagen, wie 
Beschreibungen, Fotos, E^q^ertisen usw. bereltgeateltt. 

5 . 01« Rechnungen In Mark der OOR werden vom VEH Staatlicher 
Kuuthar>del gegenüber der Kurut und Antiquitäten Qrr^ In Nähe 
von 80 % des realisierten Valutaerläees aufgemecht* 

Oabel gilt der Grundsatz, elrw Vaiutamark gleich elr>e Mark der 
ODR« Richtungskoeffizienten und arvder« Festlegungen, wie bei 
Planexporten Obi loh, kommen nicht zu Anwendung. 

Oie MarkOberweleung «rfolgt rtach Vatutaeingapg an den VEH 
Staatlicher Kunsthar>dsl . Sie wird einmal viert ei jährlich durchgeführt. 
Das Ministerium für Kultur legt die Welterlelturng dieser Beträge 
fest. Sie können entsprechend den geltenden Bestimmungen für 
Kunstonkäufe und Kunstpfiege verwendet werden. 
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Vor» d«n v*rbt*lb*nd«n 20 % d»s VflJutMrI&MS In Mark dar OOR 
wardan 10 % zur Daokung dar anfallandan Kostan dar Kunat und 
Antiquitätan QmbH alngasatzt, 10 % arh&lt dar VEH Staatllchar 
Kkjnathar>dal zur Dackung salnar Kostan. 

6. Das Mtniatarlum fOr Kultur arhAlt aus dem Valutaarlfts In VM 
ainan VaJutaantail In htöha von %. 

Dar Valutaantall wird dam Ministerium fOr Kultur viertalJAtvIlch 
zur VarfOgurtg gestallt ur>d Ist bestimmt fOr den Erwarb von Kunat- 
gaganstlTKlan auf dam intamatlonalan Kur>atnr>arkt und technischen 
Elnrlohtungan sowie kOnstlarlschan Varbrauchsmatariaflan gemäS 
Faatlagung durch das Ministerium fOr Kultur. 

Oie aus dam Valutaanteil zu raallalerandan Irrporta werden fOr 
Kur>stgut durch die Ku>at und AntIquItttan QmbH, bei Technik und 
VerbrauehamatarlalMan durch die ir^rae drchgafChrt. 

Om Mtrdatarlum fOr Kultur lagit gagarObar dar Kunst und AntIquI* 
tAtan QmbH alganvarantwortll^ die Spezifikation fOr die zu ükmpor« 
tiarandan KunatgaganstAnda fast» Oie IntarK^saitlge Abwicklung 
dar Importe fOr das Ministerium fOr Kultur erfolgt durch den VE H 
Staatllchar Kunathandal. 

Ola aus dan Vafutaantatten vorgaeaherten Irrporta an Tachnik und 
Verbrauoharrtatarlalian (KOrtstlerbadarf) slrtd zuaAtzllch vor Reall» 
slerung durch da lr>trao durch das Ministerium fOr Ausaanhendal , 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, zu bestätigen* 

Oie auSerplarwTnässIgen Importe werden auf der Basis 1 VM «IM 
der OOR zuzögMch der direkten Importkosten und einer Handols- 
spame von 10 % fOr die Kunat urvJ Antiquitäten GmbH und die 
Intrac durchgefOhrt. 

Berlin, den 20.3.1975 
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Dokument 63 

Persönlich 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
-Verfügung Nr. 4 / 1975 

vom 29. 1975 


Auf der Grundlage der Verfügung des Vorsitzenden des 
Ministerrates Nr. 166/72 vom 23.11.1972 wird die 
Abführung der Gewinnerwirtschaftung der dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung des MAH zugeordneten 
AHB Intrac, Zentral-Kommerz und Transinter, der 
Planträger des Intershophandels und der GENEX GmbH 
sowie aus Inter tank, Bebunkerung von NSW-Schiffen 
und Flugfeldbetankung NSW für den Zeitravim 1976 - 198o 
verfügt: 

1. Die Plcinvorgaben für den Zeitraum 1976 - 198o 

- der AHB Intrac-Handelsgesellschaf t mbH, 

Zentral-Kommerz GmbH, 

Transinter GmbH, 

“ im Rcihmen der Verfügung 119/74, 

- der Planträger des Intershophandels, 

- der GENEX GmbH, 

- aus Intertank, Bebunkerung von NSW-Schiffen 
und Flugfeldbetankung NSW 

werden gemäß Anlage 1 bestätigt. 
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2. Die Staatliche Plankommission und das Ministerium 
für Materialwirtschaft haben zur Realisierung der 
Steigerungsraten im Intertankgeschäft sowie 
Bebunkerung von NSW-Schiffen und Flugfeldbetankung NSW 
zu gewährleisten, daß die bereitzustellenden 
Kraftstoffkontingente aus der DDR für den Zeitraum 
1976 - 198o geplant und entsprechend erhöht werden. 

3. Die Jahrespläne sind auf der Grundlage dieser_^ 
Verfügung und mit den in der Verfügung des 
Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 166/72 
festgelegten Planteilen an den Minister der 
Finanzen einzureichen. 

4. Grundlage der Gewinnerwirtschaftung und der 
Valutaabführung sind 

- internationale Waren- und Finanzgeschäfte, 

r 

- Trans aüctionen an Börsen, 

- zeitweiliger Einsatz materieller Bestände 
der Staatsreserve B, 

- zeitweiliger Einsatz finanzieller Bestände 
des Staates, 

- Vertreter- und Maklertätigkeit beim Import 
aus dem NSW, 

- Ausnutzung bestehender spezieller bzw. 
nicht ausgelasteter Produktions- und 
Umarbeitungskapazitäten in der DDR und. 

im Ausland für Lohnveredlungen im Interesse 
der Staatsdevisenreserve, 
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- außerplanmäßige Exporte und Importe auf 
der Grundlage von Vereinbarungen zwischen 
den Ministern im Interesse der Staatsdevisen- 
reserve , 

- Einnahmen im Rahmen von gesonderten Verfügungen 
und Vereinbarungen auf dem Gebiet von Dienst- 
leistungen des internationalen Trcmsport- 

und Frachtenmarktes , 

- Valutakleinverkauf in der DDR, 

- Einnahmen aus dem Geschenkdienst an Bürger 
der DDR, 

- Einnahmen aus sonstigen Sondergeschäf ten. 



Oj- 




Verteiler : 


Vorsitzender des Ministerrates 

1 . Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Gen .Dr .Mittag 

Stellvertreter des Vorsitzenden 

des Ministerrates und Vorsitzender 

der Staatlichen Plankommission, Gen. Schürer 

Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

Minister für Außenhandel , Gen . Solle 

Minister für Materialwirtschaft, 

Gen. Rauchfuß (für Pkt. 2) 

S^^llvertre t er ,de^ M ini sters^ 
für Außenhandel , Gen . Dr .S chale)^ 
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Anlage 1 


in Mio VM 

auf Basis Staatsbankkurs 1975 


AHB gesamt 1976 1977 1978 1979 198o 


AHB 1 

.o5o 

2o5 

2o8 

21o 

212 

215 

AHB wegen Verfügung 

119/74 

2oo 

4o 

4o 

4p 

4o 

4o 

Intershop 

775 

1 47 

151 

155 

159 

163 

CENEX 

1 3o 

26 

26 

26 

26 

26 

Intertank, Bebunkerung 
von NSW- Schiffen und 

F lugf e Idbe t ankung 

155 

28,5 

29,5 

3o,5 

32,5 

34 


2.310 446,5 454,5 461,5 469,5 478, o 




Dokument 64 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. / 1975 

voa J.Lcu 1975 


Zur Durchführung d«a Baschluasaa des PrMsldluma des 

Mlnlstarratas - WS B 2 - 166/74 - wird verfügt 1 

1 . In der Hauptstadt der DDR Berlin wird am Standort 
Frledrlohatrafie/GeorgenstraBe/PlanckatraBe/Clara'> 
Zetkln-StraBa zum Zwecke der Vermietung von Büro-, 
Verhandlungs- und KonferenzrMumen an kapitalistische 
Pinnen und Konzerne sowie zur Unterbringung der Staat** 
liehen Vertreterorganisation dar DDR, die ausachllefi- 
llch kapitalistische Firmen und Konzerne vertritt, ein 
Internationales Handelssentrue errichtet. 

Vorgesehener Baubeginnt Januar 1976 
Voraussichtliche Inbetriebnahme: Juni 1978 

2. Das Internationale Handelszentrum Ist bei vorhandener 
Konkurrenzf Xhlgkelt schlüsselfertig dtirch japanische 
Bauuntemahmen zu errichten. 

Veremtwortllch : Stellvertreter des Ministers für 

AuBenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

3. Die valutaseitige Finanzierung des Internationalen 
Handelszentrxims ln Höhe bis zu 45 Mio US-Dollar er- 
folgt ausschlleBllch aus Mitteln der Übererfüllung 
der Planaufgaben der Jahre 1975 bis 1978 dos Bereiches 
Koramerzlelle Koordinierung Im Ministerium für Außen- 
handel genSB Verfügung des Vorsitzenden des Minister- 
rates Nr. 4/75 vom 29. 5. 1975. 
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Zur Vermeidung von Z insbeias tungen ist der Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinieruna berechtiat, 
das Internationale Handelszentrum bei Fertiaste 1 luna 
ohne Inanspruchnahme von Zahlunas z ie len zu bezahlen. 

Gemeinsam mit dem Präsidenten der Deutschen Außen- 
handelsbank ist die Ausnutzuno des von iaoanischer 
Seite anqebotenen Kredits zur Entlastuna der Zahlungs- 
bilanz der DDR auszunutzen. 

Verantwortlich : Stellvertreter des Ministers für 

Außenhandel Bereich Kommerzielle 
Koordinierun g 

Präsident der Außenhandelsbank 
der DDR 


4. Die Finanzierung in Mark der DDR erfolgt aus den 
Markeinnahmen der dem Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung unterstellten Außenhandelsbetriebe. 

5. Die Mieteinnahmen in Devisen sind unter Beachtung 
der notwendiaen laufenden Instandhaltung des Inter- 
nationalen Handelszentrums im Rahmen des Gesamt- 
planes des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

zu erfassen. 


6. Zur besseren Versorgung der Bevölkerung und zur 
einheitlichen Gestaltung der städtebaulichen Kon- 
zeotion im Bereich des Standortes sind gleichzeitia 
mit dem Bau des Internationalen Handelszentrums Ga- 
stronomie- und Handelseinrichtungen gemäß Anlaae zur 
öffentlichen Nutzung durch die Bevölkerung der DDR 
von den ausländischen Bauunternehmen bis zu einer 
Höhe von 5 .Mio US-Dollar zu errichten. 
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Verantwortlich ; Stellvertreter des Ministers für 

Außenhandel Bereich Kompierzielle 
Koordinieruna 

Oberbüraermeis ter der Hauotstadt 
der DDR Berlin 

7. Die Finanzierung des unter Punkt 6 aenannten Komnloxes 
erfolgt im wesentlichen aus Beistellunnert von Baustof- 
fen, Bauleistunqen und Aus rüstuncron im Rahmen des üilanz- 
anteiles - Inland - des Maoistrats von ^iroß-Berl tn und 
des Ministers für Bauwesen. 

Die Finanzierung in Mark der DDR ertolat durch den Magi- 
strat der Hauptstadt der DDR Berlin. 

Verantwortlich: Minister für Bauv/esen 

Oberbürgermeister der Hauntstadt der 
DDR Berlin 

8. Die einheitliche Leitung und Kontiolle der Vorbereitung 
und Durchführung der mit dem Imnort und Bau des Inter- 
nationalen Handelszentrums verbundenen Aufaaben sowie 
notwendigen Entscheidungen erfolgt durch den Stellver- 
treter des Ministers für Außenhandel Bereich Kommerzielle 
Koordinierung . 

Die Bauberatuna und -aufsicht für das Gesamtvorhaben, 
einschließlich der Einrichtungen für die Hauotstadt 
der DDR Berlin erfolgt unter Leitung von Genossen 
Prof. Dr. Gißke, Sonderbaustab Berlin. 

9. Alle im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durch- 
führung des Baus des Internationalen Handelszentrunis 
erforderlichen Bedingungen und Voraussetzunaen 
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- Verlaqerung der Nutzer der am Standort vorhandenen 
Bausubstanz 

- Schaffung der Baufreiheit zum 01.01.1976 

- Bereitstei Luna des Geländes für die Baustellen- 
einrichtung (10 000 

- Gewährleistunq der Unterbr inauna und Versorguno 
der ausländischen Arbeitskräfte 

(ca. 70 Arbeitskräfte im I. Quartal 1976 - 
steigend auf ca. 400 Arbeitskräfte im Zeitraum 
1977/78) 


sind durch den Magistrat der Hauotstadt der_^DDR Berlin 
zu gewährleisten. 


Verantwort lieh: Oberbfirgermeister der Hauntstadt der 

DDR Berlin 


10. Invest itionsauf t ragaeber und Rechtsträger des Ob- 
jektes ist der Bereich Kommerzielle Koordinieruna 
im Ministerium für Außenhandel. 


11. Zur Leitung und Unterhaltung des Internationalen 
Handelszentrums ist mit Wirkung vom 01.01.1976 ein 
selbständiger Dienstleistungsbetrieb zu bilden, der 
dem Stellvertreter des Ministers für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung direkt unter- 
stellt wird. 

Die notwendigen Stellenpläne sind durch das Mini- 
sterium der Finanzen zu bestätigen. 

Verantwortlich ; Minister der Finanzen 

Stellvertreter des .Ministers für 
Außenhandel Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 
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12. Zur kadermäßigen Sicherung des Dienstleistungs- 
betriebes Internationales Handelszentrum sowie des 
notwendigen Einsatzes von DDR-Bürgern in den Büros 
ausländischer Firmen und Konzerne sind politisch 
und fachlich befähigte Kader auszuwählen und für 
ihren Einsatz unmittelbar vorzubereiten. 

Verantwortlich : Minister für Außenhandel 

Oberbürgermeister der Hauptstadt 
der DDR Berlin 

Stellvertreter des Ministers -^ür 
Außenhandel Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

13. Im Zusammenhang mit der Vermietung von Büroraum im 
Internationalen Handelszentrum sind im Rahmen des 
geplanten Wohnungsbaus der Hauptstadt der DDR Berlin 
zur Vermietung an Ausländer gegen konvertierbare 
Devisen zweckgebunden ab 1.08.1978 bis zu 100 WE 
bereitzustellen . 

Verantwortlich ; Oberbürgermeister der Hauptstadt 

der DDR Berlin 


gez. S'ndermann 


Verteiler : 


Vorsitzender des Ministerrates 

1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Dr. Mittag 

Minister für Außenhandel 

Minister der Finanzen 

Minister für Bauwesen 


Oberbürgermeister 

der Hauptstadt außer P 

3. 


Stellvertr e t e r des 
Minister s für Außenhan del 
Berei ch Kommerziel le 
Koordi nierung 
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Anlaqe 


Gastronomie- und Handelseinrichtun zur öffentlichen 
Nutzung durch die Bevölkerunq der DDR 


Insgesamt 

2 . 600 

2 

m 

Verkaufs- und 

Gaststättenfläche 

davon 

500 

2 

m 

Lebensmittel 



1 50 

2 

m 

Imbißstube 



400 

2 

m 

Friseur- und 

Kosmet ikSdlon 


100 

2 

m 

Blumen 



1 50 

2 

m 

Absatzbar 



sowie weitere Verkaufs- und Gaststättenflächen 





Dokument 65 


MINISTERRAT DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

Der Vorsitzende 



Verfügung Nr. /1975 

vom 1975 


In Durchführung des Beschlusses des Politbüros des ZK der SED 
vom 19* 11. 1974 und des Ministerrates der DDR vom 2. 12. 1974 
über den Bau des Zentralhauses der Bungen Pioniere in der Haupt- 
stadt der DDR, Berlin, wird verfügt: 

1. Die Dokumentation zur Investitionsvorentscheidung für den 
Bau des Zentralhauses der Bungen Pioniere in der Hauptstadt 
der DDR, Berlin, ist vom Minister für Volksbildung und vom 
Minister für Bauwesen bis zum 30. 7. 1975 zu bestätigen. 

Sie gilt gleichzeitig als Grundsatzentscheidung, 

Verantwort lieh : Minister für Volksbildung 

Minister für Bauwesen 

2. Die für die Vorbereitung und Durchführung des Vorhabens not- 
wendigen Lieferungen und Leistungen in einem Umfang von 

145 Mio Mark sind der Ausarbeitung des Fünf j ahrplanes 1976 
bis 1980 zugrunde zu legen. Alle am Aufbau des Vorhabens 
beteiligten Ministerien, Betriebe und Einrichtungen werden 
verpflichtet , bei Gewährleistung einer hohen Qualität der 
Lieferungen und Leistungen für die sparsamste Verwendung 
der be reitgest eilt en Mittel und Fonds- zu sorgen. 

Verantwortlich; Vorsitzender der Staatlichen 

Plankommission 

Minister für Volksbildung 

Minister für Bauwesen 

Industrie minister 

Ooe rbürge rmeiste r der Hauptstadt 
der DDR, Berlin 
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3, Folgende Termine und Leistungen bei der Investitionsvorberei- 
tung und Investitionsdurchführung sind zu erreichen: 

- ab Mai 1975: Erarbeitung der Proj ektdolcumentaticn 

- 1976: Erschließungsarbeiten, Gründung Fundamente 

- 1977: Montage der Konstruktion und Fassade 

- 1978: Durchführung der Ausbauarbeiten 

- 1979: Außenanlagen, Funktionsproben 

- 7, 10, 1979: Übergaoe und Inbetriebnahme 

Durch die zuständigen Minister und Leiter der zentralen Staats- 
organe sind die dazu notwendigen Lieferungen und Leistungen in 
die Pläne und Bilanzen einzuordnen. 

Verantwortlich : Minister für Bauwesen 

Industrieminister 

Oberbürgermeister der Hauptstadt Berlin 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommissior 

4, Die Aufbauleitung Sondervorhaben Berlin ist als Generalauf- 
tragnehmer einzusetzen und hat zugleich die Funktion einer 
Investitionsbauleitung und die Hauptauftraggeberschaft wahr- 
zunehmen, Der VEB Ingenieurhochbau Berlin ist als Generalpro- 
jektant einzusetzen. Die Aufgaben des Planträgers sind vom 
Büro des Ministerrates zu übernehmen. Das Zentralhaus der 
Jungen Pioniere ist als Vorhaben des Sonderbedarfs zu planen, 
du rchzu f üh ren und abzurechnen. 

Verantwortlich ; Minister für Bauwesen 

Leiter des Büros des Minister rates 
Oberbürgermeister der Hauptstadt Berlin 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommissi 

5, Die Realisierung des Vorhaben erfolgt vorwiegend durch Baube- 
triebe der Hauptstadt der DDR, Berlin, Als Ausgleich sind 
planmäßige Baukapazitäten aus den anderen Bezirken der DDR zu 
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Durchführung von 3auleistungen an anderen Vorhaben in der 
Hauptstadt einzusetzen. 

Als Hauptauftragnehmer sind einzusetzen: 

VE 3MK Ingenieurhochbau Berlin 

VEB Tiefbaukombinat Neubrandenburg 

, VEB Wärmeanlagenbau “DSF" Berlin 
, VEB Lu f t technische Anlagen Dresden 

• VEB Sächsischer Brücken- und Stahl- 
hochbau Dresden 

, VEB K Elek t ropro j ek t und Anlagenbau 
Berlin 

• VEB Fernmeldeanlagenbau Dresden 

. Deutsche Post, Rundfunk- und Fern- 
sehtechnisches Zentralamt Berlin 

, VEB Filmtheatertechnik Berlin 

• VEB Geräte- und Reglerwerke Teltow 
, VEB Innenprojekt Halle 

Verantwortlich : Minister für Bauwesen 

Minister für Eiet rotechnik und Elektronik 

Minister für Schwermaschinen- und Anlagenba 

Minister für bezirksgeleitete Industrie 
und Lebensmittelindustrie 

Minister für Allg* Maschinen-, Landmaschine 
und Fahrzeugbau 

Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR, 

Be rlin 

6, Zur Sicherung der Projektierungsleistungen sind dem VEB BMK 
Ingenieurhochbau Berlin qualifizierte Projektanten mit Wirkung 
vom 1, Duli 1975 aus den Bezirken Rostock, Erfurt, Halle, 
Dresden, Potsdam und Frankfurt/Oder sowie Cottbus, Neubranden- 
burg und Magdeburg zuzuführen. 


- Bau : 

- Tiefbau : 

- Ausrüstung : 
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Zur Sicherung der Projektierung und Durchführung der Tief- 
bauleistungen sind im Rahmen der Zuführungen von Baukapazi- 
täten die Bezirke Cottbus, Neubrandenburg und Magdeburg in 
Gesamtregie des Bezirkes Neubrandenburg einzusetzen. 

Verantwortlich ; Minister für Bauwesen 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 


7, Die zur Inbetriebnahme des Zentralhauses der Düngen Pioniere 
notwendigen Maßnahmen der Primärerschließung, insbesondere 
der Bau des Pumpwerkes Schöneweide sind in den Volkswirtschafts- 
plänen der Hauptstadt der DDR, Berlin, einzuordnen. 

Verantwortlich ; Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR, 

Berlin 


8, Die Bereitstellung von Wohnunterkünf ten und die soziale Be- 
treuung der Bauarbeiter ist durch den Magistrat der Haupt- 
stadt der DDR, Berlin, zu sichern. 

Die Versorgung der Bauarbeiter mit Mittagessen, Imbiß und 
Pausenversorgung ist durch die auf dem Gelände der zentralen 
Baustelleneinrichtung liegende Großküche mit wahrzunehmen, 

Ve rantwortlich ; Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR, 

Berlin 


9, Für das Zentralhaus der Dungen Pioniere, Berlin, werden ab 
1979 310 Arbeitsplätze (VbE) bestätigt. Aus dem Bereich 

Volksbildung sind 146 VbE bereitzustellen. 

Die Arbeitskräfte für die verbleibenden 165 Arbeitsplätze 
(VbE) sind zuzuführen. In den Dahren 1975 bis 1979 sind davon 
folgende VbE zu planen und bereitzustellen: 

1975 1976 1977 1978 1979 

6 9 5 50 95 

Verantwortlich ; Vorsitzender der Staatlichen Plankommissi 

Minister der Finanzen 

Minister für Volksbildung 
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10. Für den Einsatz der Arbeitskräfte sind die erforderlichen 
Wohnungen, Kindergarten- und Kinderkrippenplätze bereit- 
zustellen : 


1975 1976 1977 1978 1979 Ges. 


Wohnungen 

1 

5 2 

27 

40 

75 

Kindergartenplätze 

- 

3 2 

10 

15 

30 

Kinderkrippen- 

plätze 

- 

3 2 

10 

15 

30 

Verantwortlich; 

Oberbürgermeister der 

Hauptstadt 

der 

DDR, 


Berlin 


11. Für das Jahr 1975 sind 5 Mio Mark Projektierungsleistungen 
materiell und finanziell bereitzustellen. 

Verantwortlich; Minister für Bauwesen 

Leiter des Büros des Ministerrates 

Vorsitzender der Staatlichen Plan- 
kommission 


12. Zur materiellen Stimulierung des sozialistischen Wett- 
bewerbes der Bau- und Montagekollektive sind Prämien- 
mittel aus dem Staatshaushalt bereitzustellen. 

Verantwortlich; Minister der Finanzen 

Minister für Bauwesen 


S indermann 
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Verteiler : 


1 . Vorsitzender des Ministerrates der DDR 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Genossen Dr. Mittag 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
'Unis terrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission, Genossen Schürer 

4. 'Minister für Bauwesen, Genossen Junker 

5 . Stellvertreter des Ministers für Außenhandel, 
Genossen Schalck 


6 . 

7. 


Minister für 
Oberbürgermei 


Volksbildung, Genossin Honecker 
Ster der Hauptstadt der DDR, Gen. 


Krack 
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Der Vorsitzende 



Verfügung Nr. V^^/1S75 
von ' 1 }. G. 1£75 


Zur Sicherung der termingerechten Realisierung und Übergabe des 
für die Botschaft der UdSSR in der DDR vorgesehenen Wohngebäudes 
und Klubhauses bis zum 31* 12. 1975 gemäß Vereinbarung zwischen 
dem Büro des Ministerrates der DDR und der Botschaft der UdSSR in 
der DDR wird verfügt: 

1. Alle erforderlichen Baukapazitäten, Lieferungen und Leistungen 
sind termingerecht bereitzustellen. Der Minister für Bauwesen 
wird bevollmächtigt, die dazu erforderlichen Bilanzentschei- 
dungen zu treffen und Auflagen zu erteilen. 

Verantwortlich; Minister für Bauwesen 

Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 

Cottbus, Neubrandenburg, Potsdam und Schv;eri 

2. Die Industrieminister sind verpflichtet, die erforderlichen Zu- 
lieferungen, Ausrüstungen und Montagen einschließlich Projek- 
tierungsleistungen auf Anforderung des Ministers für Bauwesen 
bereitzustellen. Als Liefer- und Leistungsbetriebe sind die am 
Palast der Republik eingesetzten Betriebe zu beauflagen. 

Verantwortlich ; Industrieminister 

3. Die zur Beschaffung spezieller Ausrüstungen und Baumaschinen 
aus dem NSW erforderlichen Valutamittel sind dem ersten Stell- 
vertreter des Vorsitzenden des Ministe rrates , Genossen Dr, Mittd 
gesondert zur Entscheidung vorzulegen. Die Realisierung der Im- 
porte erfolgt durch den Bereich kommerzielle Koordinierung. 

Verantwortlich ; Minister für Bauwesen 

Stellvertreter des Ministers für Außenhande 
Gen. Dr, Schalck 
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4. Zur materiellen Stimulierung hoher Leistungen im sozialisti- 
schen Wettbewerb der Sau- und Montagekollektive sowie der 
V/erktätigen in den Zulieferbetrieben sind Prämienmittel in 
Höhe von 500 TM aus dem Staatshaushalt bereitzustellen. 

Verantwortlich; Minister der Finanzen 

Minister für Sauwesen 

5, Die sich aus der Durchführung des Vorhabens ergebenden Aus- 
wirkungen auf die Pläne der eingesetzten Kombinate und Betrie- 
be sind zu erfassen und die erforderlichen Entscheidungen zu 
treffen. 

Verantwortlich ; Minister für Sauwesen 

Indust rieminister 

Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 


Sindermann 


Verteiler ; 


1. Vorsitzender des Ministerrates der DDR 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates der DDR, Gen. Dr. Mittag 

3. Minister für Bauwesen 

4 . Stellvertreter des Mini sters im MAH, 
Genosse Schalck 
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Vorsitzender des Ministerrates 
Verfügung Nr. ..^^.,./l975 
vom . .11-. 19 75 


Ausf. , BUtt Y 

^ f Up ,r 

^ • 

juv. ^9(n> S^. 

('//( ^ . 
^’/<r2 ?j ‘ 

, ^ $■- 

%?. ^ 

?7 

Zur einheitlichen Leitung und Koordinierung ausgewählter 
volkswirtschaftlicher Aufgaben durch den Bereich 
Konunerzielle Koordinierung des Ministeriums für Außen- 
handel wird verfügt: 


1 . Der Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium 
für Außenhandel ist verantwortlich für die Realisierung 
der folgenden Aufgaben: 

1.1. Leitung festgelegter Aufgaben zur Devisenerwirt- 
schaftung für die Staatsdevisenreserve gemäß 
Anlage 1 . 

1.2. Koordinierung" ausgewählter Aktivitäten zur Ent- 
wicklung der Beziehungen zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik, und der Bundesrepublik 
Deutschland sowie Westberlin gemäß Anlage 2. 

1.3. Leitung und Koordinierung der Aufgaben zur Er- 
richtung und zum Betrieb des Internationalen 
Handelszentrums in Berlin, Hauptstadt der 
Deutschen Demokratischen Republik, (Verfügung 
des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 408/75 
vom 29. Mai 1975) . 
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Geheime Verschlußsache 


B 2 - 269/75 

Ausf . , Blatt 2 



1.4. Leitung, Koordinierung und Kontrolle der 
außenhandelsseitigen Aufgaben zur Realisierung 
zentral geplanter Investitionsvorhaben, insbe- 
sondere für die Entwicklung der Exportförder- 
betriebe, gemäß Anlage 3. 

1.5. Regelung der kommerziellen Beziehungen zur 
evangelischen und katholischen Kirche in der 
Deutschen Demokratischen Republik im Zuffammen- 
hang mit der materiellen Unterstützung, die 
diese aus der Bundesrepublik Deutschland 
sowie Westberlin erhalten. (Verfügung des 
Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 167/72 

vom 07. November 1972) 

1.6. Koordinierung von Zollfragen -zur Durchsetzung 
des sozialistischen Außenhandelsmonopols 
gemäß Anlage 4. 

1.7. Durchführung von Sonderaufgaben im Aufträge 
der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik. 


2. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung ist Be- 
standteil des Ministeriums für Außenhandel und direkt 
dem Minister für Außenhandel unterstellt. 

Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
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arbeitet entsprechend den Weisungen des 1 , 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Genossen Dr. Mittag. 


3. Mit Inkrafttreten dieser Verfügung werden die 
Verfügungen des Vorsitzenden des ^nisterrates 
Nr. 166/72 vom 23. November 1972, Nr. 410/74 
vom 23. September 1974 und Nr. 87/71 vom 25. Juni 
1971 außer Kraft gesetzt.^ 






Berlin, den 25. August 1975 


Vertei 1er; 

1. Vorsitzender des MR 

2. Erster Stellvertreter des Vors. d. MR, 

Genosse Or . Mi t tag 

3. Minister für Außenhandel 

4. Minister der Finanzen 

5. Leitendes Sekretariats des MR, Gen . Dr . Kl ei nert 
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Anlage 1 
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Leitung festgelegter Aufgaben zur Devisenerwirtschaftung 
für die Staatsdevisenreserve durch den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 


1 . Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
ist verantwortlich für die einheitliche Leitung der 
Prozesse der Devisenerwirtschaftung auf der Grund- 
lage des Beschlusses des Präsidiums des Minister-. 
rates vom o1 . November 1972 - "Ordnung zur Staats- 
devisenreserve"-. 


2. Zur Durchführung der Geschäftstätigkeit zum Zwecke der 
Devisenerwirtschaftung für die Staatsdevisenreserve 
sind dem Bereich Kommerzielle Koordinierung die Außen- 
handelsbetriebe Intrac, Zentral-Kommerz und Trans- 
inter unterstellt. 

Wesentlichste Quellen der Devisenerwirtschaftung sind: 

- internationale Waren- und Finanzgeschäfte; 

- Transaktionen an Börsen; 

- zeitweiliger langfristiger Einsatz materieller Be- 
stände der Staatsreserve B; 

- zeitweiliger Einsatz finanzieller Bestände des Staates; 
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- Vertreter- und Maklertätigkeit beim Import aus und 
Export in das NSW, 

- Ausnutrung bestehender spezieller bzw. nicht ausge- 
lasteter Produktions- und Umarbeitungskapazitäten 
einschl. des Importes dazu notwendiger Maschinen, 
Ausrüstungen, Ersatz- und Verschleißteile in der 

DDR auf der Grundlage von Vereinbarungen mit Industrie 
ministem und dem 1 . Stellvertreter des Vorsitzenden 
der Staatlichen Plankommission; 

- Ex- und Importe sind materiell zu bilanzieren; 

- Durchführung von Lohnveredelungen im Ausland; 

- außerplanmäßige Exporte und Importe auf der Grund- 
lage von Vereinbarungen zwischen den Ministern im 
Interesse der Staatsdevisenreserve; 

- Einnahmen im Rahmen von gesonderten Verfügungen und 
Vereinbarungen auf dem Gebiet von Dienstleistungen; 

- Valutakleinverkauf in der DDR (Intershop, Intertank); 

- Einnahmen aus sonstigen Sondergeschäften und der 
Gestattungsproduktion . 


Der Außenhandelsbetrieb Transinter trägt durch die 
Wahrnehmung des Anfragemonopols, der Vertreter- und 
Maklertätigkeit für kapitalistische Firmen und Konzerne 
dazu bei, die direkte Einflußnahme kapitalistischer 
Firmen und Konzerne gegenüber volkseigenen Betrieben 
und Kombinaten zurückzudrängen. 
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Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung werden 
<3ie Firmen Asimex, G. Simon, F.C. Gerlach und Forgber 
angeleitet und kontrolliert. 


3. Durch den Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
sind dem 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Genossen Dr. Mittag, nach Abstimmung mit dem 
Minister der Finanzen folgende Planteile zur Bestätigung 
einzureichen ; 

3.1. Für die Außenhandelsbetriebe Intrac, Zentral-Kommerz 
und Transinter 

- die Plannormative Valutaabführung; 

- Zuführung von Richtungskoeffizienten; 

- Arbeitskräfte- und Lohnfonds; 

- Investitionen. 

3.2. Für die Planträger des Valutakleinverkaufs 

- Valutaabführung und Zuführung der Richtungs- 
koeffizienten; 

3.3. Für die Genex GmbH 

- Valutaabführung, Zuführung von Richtungs- 
koeffizienten und Stützungen. 

3.4. Nach Bestätigung der Planteile erteilt der Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung die ent- 
sprechenden staatlichen Planauflagen an die Außen- 
handelsbetriebe und die übrigen Planträger. 
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3.5. Die Revision der Außenhandelsbetriebe Intrac, 
Zentral-Kommerz und Transinter erfolgt durch 
die Valutakontrollgruppe der Staatlichen Finanz- 
revision beim Ministerium der Finanzen. 


4. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
ist für die ihm im Rahmen des Punktes 1.1. dieser Ver- 
fügung übertragenen Aufgaben berechtigt, in V^ertretung 
des Ministers für Außenhandel zu handeln. 
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Anlage 2 


Koordinierung ausgewählter Aktivitäten zur Entwicklung 
der Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland sowie West- 
berlin durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung im 
Ministerium für Außenhandel 


1. Zur Durchführung der sich aus dem Punkt 1.2. dieser 
Verfügung ergebenden Aufgaben ist dem Leiter des Be 
reiches Kommerzielle Koordinierung die Abteilung 


Wissenschaftlich-technische Arbeit und 
Kooperation 


unterstellt. 


2 . Die Abteilung wissenschaftlich-technische Arbeit und 
Kooperation hat folgende Aufgabenstellung; 

2,1. Erarbeitung von Entscheidungsvorschlägen, Infor- 
mationen und Schlußfolgerungen für den Leiter der 
Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der SED und 
Sicherung eines planmäßigen und zielgerichteten 
Zusammenwirkens der dafür verantwortlichen Staats 
und Wirtschaftsorgane. 
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2.2. Schwerpunktmäßige Kontrolle der Durchführung von 
Beschlüssen und Festlegungen, die die Beziehungen 
zur BRD sowie zu Westberlin betreffen, in den 
jeweils verantwortlichen Staats- und Wirtschafts- 
organen. 


3. Uber die Aufgabenstellung gemäß Punkt 1.2. dieser Ver- 
fügung hinaus erhält die Abteilung wissenschaftlich- 
technische Arbeit und Kooperation, soweit dies ge- 
sondert festgelegt wird, Aufgaben zur Koordinierung und 
Kontrolle von Aktivitäten der Vorbereitung bzw. Reali- 
sierung ausgewählter ökonomischer Aufgabenkomplexe 
(insbesondere Anlagengeschäfte) , die mit kapitalistischen 
Industrieländern durchgeführt werden. 


4. Zur Durchführung der Aufgaben der Abteilung Wissenschaft 
lich-technische Arbeit und Kooperation sind die 
Mitarbeiter dieser Abteilung im Rahmen dieser Verfügung 
berechtigt, unmittelbar in den Staats- und Wirtschafts- 
organen an entsprechenden Beratungen und Verhandlungen 
teilzunehmen, Auskünfte einzuholen und Unterlagen ein- 
zusehen. 
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Leitung, Koordinierung und Kontrolle der außenhandels- 
seitigen Aufgaben zur Realisierung zentral geplanter 
Investitionsvorhaben, insbesondere für die Entwicklung 
der Exportförderbetriebe durch den Bereich Koirunerzielle 
Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 


1 . Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

gewährleistet gemäß Punkt 1.4. dieser Verfügung: 

- die Leitung, Koordinierung und Kontrolle aller 
sich aus den zentralen Beschlüssen sowie Wei- 
sungen für den Bereich des Außenhandels ergeben- 
den Aufgaben; 

- das zielgerichtete, planmäßige Zusammenwirken 
mit den zuständigen zentralen Organen, insbe- 
sondere mit der Staatlichen Plankommission, den 
Industrieministern und dem Komitee der Arbeiter- 
und Bauerninspektion; 

- die termin- und qualitätsgerechte Realisierung 
der im Bereich des Ministeriums für Außenhandel 
zur Lösung dieser Aufgaben erlassenen Weisungen, 

- das aktive Mitwirken bei der Vorbereitung \ind 
Erarbeitung zentraler Entscheidungen im Rahmen 
dieser Aufgabenstellung. 


511 


10 





Gehei me Versen i uosacne 


B 2.- 269/75 

. k- Ausf. . Blatt 11 
2 


Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
ist berechtigt, zur Durchsetzung der erforderlichen 
Maßnahmen in Wahrnehmung seiner Aufgabenstellung als 
Regierungsbeauftragter für die Exportförderbetriebe 
und als Mitglied der Arbeitsgruppe zur Sicherung 
der zentral geplanten Investitionsvorhaben in Ab- 
stimmung mit den zuständigen Stellvertretern des 
Ministeriums für Außenhandel Weisungen zu erlassen 
und deren Realisierung zu kontrollieren. 
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Anlage 4 


Koordinierung von Zollfragen durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für Außenhandel 


1. Der Leiter, des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

im Ministerium für Außenhandel gewährleistet zur 

Durchsetzung des sozialistischen Außenhandelsmonopols 

- die Koordinierung von Fragen der Zollkontrolle und 
der zolldienstlichen Tätigkeit zwischen den 
einzelnen Bereichen des Ministerium für Außenhandel 
und anderen zentralen Staatsorganen, wirtschaft- 
leitenden Organen, Institutionen und Betrieben; 

- die zweckentsprechende Organisation der Beziehungen 
zu den Organen der Zollverwaltung der DDR, insbe- 
sondere der Gestaltung eines erforderlichen Informations- 
systems zur Durchsetzung gesamtvolkswirtschaftlicher 
Interessen, 

- die Zuscunmenarbeit mit anderen Kontrollorganen auf 
dem Gebiet des Außenhandel; 

- die Organisation und Realisierung erforderlicher Aus- 
nahmeentscheidungen auf dem Gebiet des kommerziellen 
Warenverkehrs sowie dem damit im Zusammenhang stehenden 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr. 
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2. Bei Feststellung von Störungen im grenzüberschreitenden 
kommerziellen v/arenverkehr ist der Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung berechtigt, den be- 
teiligten Staatsorganen, wirtschaftsleitenden Organen, 
Institutionen und Betrieben Auflagen zu erteilen und 
Rechenschaft über die Realisierung der Auflagen zu 
fordern. 
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VQRSITZEMER EES MINIS1ERBA3ES 

Verfügung Nr. ^ /75 

vom S . S e jot . /75 


Zur Sicherung der Ebsjuisitvereorgung der Bevölkerung der DDR in den 
Jahren 1975 und 1976 wird wrÄgt: 

1. Im Jahre 1975 sind Inporte bis zu einer Höhe von 
und im 1. Halbjahr 1976 bis zu einer Höhe von 
aus dem NSW durchzufvihren, 

2. Der Minister für Handel und Versorgung hat zu sichern, 
daß die Hiporte und die aus Inportgewdsen in der DOR 
herzustellenden Fertigerzeugnisse bis s^testens 
3o. 4. 1976 versorgungswirksam werden. 

Der Minister für Außenhandel ist verpflichtet, für die 
Erfüllung der vom Minister für Handel vnd Versorgung 
geforderten LiefertenrAne beim Inport Sorge zu tragen. 

3. Durch den Inport ist ein EVP von mindestens 185,6 Mio M 

zu erzielen. 

4. Der Erlös in Mark der DDR aus dem Inportabgabepreis 
und die Richtungskoeffizienten sind nadi Abzug des 
Valutaaufwandes, der Handelsspanne der AHB an den 
Minister der Finainzen abzuführen. 

5. Die Finanzierung erfolgt 

- aus der Übererfülltng der staatlichen Aufgaben und den 
Verpflichtungen des Bereiches Kcmerzielle Koordinierung 
in den Jahren 1975 md 1976 im Werte von 3o Mio VM 


24,3 Mio VM 
24,6 Mio VM 
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- aus den Abführungen an den Vorsitzenden des 
Ministerrates aus der Arbeit mit den zentralen 
Geldfonds entsprechend der Verfügung des 
Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 119/74 
in lEhe von 18,9 Mio VM 


l' 



(h' 






Verteiler: 


Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Gen. Dr.Mittag 

Minister der Finanzen, Gen. Bciim 

Minister für Handel und Versorgung,Gen.Briksa 

StaatsseJcretär im Ministerixjm 
für Außeiü\andel, Gen.£>r.S<h^LLcic 
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MINISTERRAT DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Der Vorsitzende 


Verfügung 


Nr. 



vom 


^ ^ 19 7 5 


In Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des Minister- 
rates vom 13. 2. 1975 über die Verbringung Westberliner Abfall- 

stoffe und ihre Beseitigung in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik wird verfügt: 

1 . Zur termingerechten Fertigstellung der von der DDR im Jahre 
1975 zu errichtenden Werkstatthalle, Freiflächen und Spezial- 
objekte sind die erforderlichen Baakapazitäten, Baumaschinen 
und Fahrzeuge bereitzustellen. 

Verantwortlich : Minister für Bauwesen 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam 


2. Die für 1976 erforderlichen Bauleistungen der DDR in Höhe 
von 21,0 Mio M sind in die Pläne und Bilanzen einzuordnen, 
und ihre termingerechte Durchführung ist zu gewährleisten. 

Verantwortlich : Minister für Bauwesen 

Minister für Verkehrswesen 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 
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Sindermann 





Verteiler ; 


1. Vorsitzender des Ministerrates der 
Genosso Sinderraann 

2. 1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Minist 
Genosse Mittag 

3. Minister für Bauwesen, 

Genosse Junker 

4. Staatssekretär ira Ministeriura für Auß e nha ndel 
Genosse Schalck 

5. Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam, 
Genosse Eidner 
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Alexander Schalck 


Berlin, den o2. Io. 1975 



Erster Stellvertreter des 
Vorsitzenden des Ministerrates 

Genossen Dr. Günter Mittag 






Lieber Genosse Dr. Mittag ! 


Beiliegend übermittle ich einen Verfügungsentwurf zur 
Durchführung des Intertankstellengeschäftes, der Be- 
bunkerung von NSW-Schiffen sowie der Flugzeugbetankung 
sowie eine Information zur vorgelegten Verfügung mit 
der' Bitte um Zustimmung. 


Mit kommunistischem Gruß 




e — 
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Information zur vorgelegten Verfügung zur 
Durchführung des Intertankstellengeschäftes, 
der Bebunkerung von NSW-Schif£en sowie der 
Flugzeugbetankung NSW im Zeitraum 1976 - 198o 


Die vorliegende Verfügung wurde in Abstimmung mit der 
Staatlichen Plankommission, dem Ministerium der Finanzen 
und dem Ministerium für Materialwirtschaft erarbeitet. 

Durch die Verfügung 54/72 des Vorsitzenden des Ministerrates 
wurde die Durchführung des Intertankstellengeschäftes bis 
198o prinzipiell bestätigt. Die Überarbeitung der Verfügung 
war notwendig, damit für die Einbeziehung der Komplexe 
Schiffsbebunkerung NSW und Flugzeugbetankung NSW in die 
Gesamtaufgabenstellung entsprechende staatliche Weisungen 
vorliegen. 

Auf der Grundlage der bestätigten jährlichen Warenbereitstellung 
aus der Inlandsproduktion, durch die der Umsatz des Gesamt- 
komplexes derzeitig zu etwa 65 bis 7o % abgedeckt ist 
(die Differenz wird durch Zulieferungen der Intrac gesichert) , 
werden Abführungen an die Zahlungsbilanz von insgescunt 
155 Mio VM im Perspektivplanzeitraum 1976 - 198o gesichert. 

Außerdem werden zur Modernisierung und Erweiterung des 
Intertankstellennetzes in der DDR sowie von Ersatzteilen 
27 bis 3o Mio VM für Importe in der Zeit von 1976 - 198o 
eingesetzt. Die neu zu errichtenden bzw. zu rekonstruierenden 
Inter tanksteilen werden zur Sicherung der Inlandsversorgung 
ebenfalls genutzt. 

In der Zeit von 1972 bis 1975 wurden Valutamittel für den 
Neubau und die Rekonstruktion von Tcmkstellen sowie des 
Imports von Flugf eldtankwagen in Höhe von 25,4 Mio VM 
bereitgestellt. 
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Der Anteil des Komplexes Intertankstellen, Bebunkerung 
von NSW-Schiffen und Flugzeugbetankung NSW am 
Abführungsplan des AHB Intrac beträgt rd. 18 %. 

Mit der vorgelegten Verfügung wird dem AHB Intrac 

eine materielle Grundlage für die Valutagewinnerwirtschaf tum 

bis zxim Jahre 198o geschaffen. 

Ich bitte um Bestätigung der Verfügung. 
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Dokument 71 


BorXllif den 19.11.1975 


Vermerk 


Betr. I Probleme der Realisierung der Verfügung 424/75 Uber die 
Belieferung des Meurktes Berlin-West und der BRD mit 
MineraltSlerreugniesen und des Planes 1976 


1. Realisierung Stand 1975 


1 . 


Sicherung der Belieferung des Marktes Berlin-West vmd 


BRD - V-lBt per 31 . 

12.19751 


in kt 


Menge It. Abkommen 
BRD/DDR gesamt 

davon 1 
Intrac 

Chemie 

Vergaserkraftstoff 

24o 

2oo 

4o 

Dieselkraftstoff 

9oo 

3oo 

6oo 

Holzöl, Bohwer 

450 

293,5 

165 

davon 1 




Heizöl, schwer zu 
Lasten 1976 erhöht 

28,5 

28,5 

- 


1.618,5 

793,5 

825 


2. Aus der Lohnverarbeitung im VEB PCK Schwedt und VEB Leuna-Werk< 
•Walter Ulbricht" wird folgende Ausbeute Struktur für 1975 
erzielt I 

Ausbringung auf der Basis 85o ktt VE 136^4 kt 

OK 243,4 kt 

Beicül, 

schwer 413,7 kt 

Flüssig- 
gas 14,6 kt 

insgesamt I BoB , 1 kt 
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Dl« Erftlllung LiefervArpfllehtun^an V«r 9 «®«r- 
Kraftstoff ^ogonUbor <lem Abkonmenspartner Ist nur 
durch Zullaferungen durch die Xntrac aDgllch* 

Da eine weitere Erhöhung des Abkommens BRD/viB fUr 
Helcöl, schwer für das Jahr 1975 ausblieb. Ist eine 
kocnpllclerte Situation fUr die Verladung von HelcOl 
ln Rostock entstanden. Daraus ergibt sich, dafi aus der 
Lohnverarbeitung ein Bestand von 32 kt ln das Jahr 1976 
Ubernotniaen werden tnu0. Der Absats der noch aus der 
Zjohnverarbeltung resultierenden Menge von 53,2 kt 
erfolgte gegen konvertierbare Devisen. 


II. Problem« der Lohnvorarboltung 1976 


1. Hit dem Ministerium fUr Chemieohe Industrie wurde bisher 
folgende Ausbeutootruktur fOr die Verarbeitung von 
1,000 Kt, davon 6oo kt Im VED PCK Schwedt und 4oo kt 
Im VEB Louna*Kerke "Vielter Ulbricht" abgeatimntt 


Vergaaerkraf totoff 16o kt 
Dieselkraftstoff 206 kt 
L'oizöl, schwer 4DD kt 
FlUselggas 16 Kt 


Insgeaamti 9&o kt 


2. In den Verhandlungen mit dem Abkommenspartner konnte bisher 


folgendes vereinbart worden i 

Menge It* davon 
Abkotnmon Intrao VerfOg. 
424/75 


ln kt 

Chemie Olffereni 
Plan 1976 


VK 

240 

24o 

- 

- 

DK 

9oo 

3oo 

6oo 

- 

UolcOl, schwer 

272**^ 

520 

2oo 

440 


x) vereinbarte Menge 3oo kt absOglloh Vor» 
lieforung 197^ 
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ZZZ. rr erlern« und Voreohltl^« 


X. oie n«ali>lcruny dor pollti«oh«n Aufgabe dar 

Varoorgung doa Marktes DorXin^Koct« Insbaoondara 
nlt Vorgasarkraftatoff kann aus dar Lohnvorarbaltung 
nicht voXl orfoXgen. uio durch dlo Zntrae auaullafarnda 
Hange van rd. Oo kt nu& als ODA-Kara dakXarlart 
vardan« Da« danlt verhundena Alslko und dlo auafttallehan 
flnanelallon Aufwandungon gaben voll zu Lasten dor 
Zntrae« 

2. Dia Aaallslerung der Varfflgung 424/75 mit dar 

vorgeaohonon Lohnvorarbeltung ln Höhe von 1 Mio Kt 
ErdOl lat dadurch gufUhrdot# da- auf Grund ^or 
Abkomnansbegrenrung die Gasantiaengen UelxOl^achver 
das AHB Intrao aus dor Lohnvorarboltung nicht ln 
Derlln-Uost bev. dar bad reallalort worden können« 

Noban den Problemen, die die ungenUganda Verlade- 
kapasltUt ln Rostock fUr don Absats gegon konver** 
tlorbare Dovlacn mit eich bringen, radualart aloh 
der Krlöa pro nicht ln der DRD abgaaetete Tonno 
ura So bla 4o O?!« 

Damit wird aa unmöglich, die VorfOgung ln der 
vorgeaehenan Form ru roalleleren« 


Vornchlöget 

1. In don Verhandlungen mit de« Abkoreiaanspartner lat eine 
maximale Erhöhung der Position Uelsöl,aohvar ru 
errolchen. Derraltlg wird elngeaohÄtrt, daß dlo 
Vewtsalto einer )3rUöhnng um loo kt xustlmmt« 

2« Der Antoil dor Llofemonga des Planes das AND Chemla 
£Cr Heizöl, Dohwer lat mit 12o kt für 1976 fastrulagen« 
Dar Abnats der übrigen Hongon «owla der im Laufe dos 
Jahres rur VorfOgung gestellten Mengen für den Plan 
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muß gegen konvertierbare Devisen erfolgen* 

3. Die Liefermenge für den AHB Intrac aus der 
Lohnverarbeitung nach Derlin’-VIest und der BRD 
wird mit 252 kt festgelegt* Der Absats der 
noch offenen 268 kt muß gegen KD vorgenommen 
werden . 


Oie unterbreiteten VorsohlHge haben folgende Auswirkungeni 

1* Auf den Plan des Ministeriums für Chemisohe Industrie 

- schlechtere durohschnittliohe Bentabilitüt des 
Mlnlsteriuros für Chemisohe Industrie muß akseptiert 
werden* 

- Markmittel rum Ausgleich müssen planmäßig 
bereitgestellt werden, 

>■ Exporte mUssensum Ausgleich des Valutavolumens 
durch das Ministerium für Chemisohe Industrie 
bereitgestellt werden* 

2* Auf den Plan des Bereiches Kommercielle Koordinierung 

- Reduzierung dos Planes Intrac um 6 Mio VM, 

dieser Betrag muß durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung ausgeglichen 

werden, da der Plan 1976 bereits bestätigt 
ist, 

- die Verfügung 424/75 ist unter diesen Bedingungen 
und nach dem derzeitigen Erkenntnis stand 

noch mit + O realisierbar, 

•• eine weitere Reduzierung des Exportes von 
Heizöl, schwer nach Berlln-V7ost und der BRD 
hat zur Folge, daß die Verfügung 424/75 mit 
Verlusten abschließt, die der Bereich nicht mehr 
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Ausgleichen kann und daher von der Kapasit:äts~ 
auslastung surUok treten müßte. 


Wir bitten um Bestätigung. 
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Dokument 72 


-Leseabschrift- 


Berlin, 26. Nov. 1975 


Aktennoti z 


Zur Durchführung der Verfügung 424/75 des Vorsitzenden 
des Ministerrates für das Jahr 1976 fand eine Beratung 
statt, an der teilgenommen haben: 


Genosse Dr. Schalck 
Genosse Lindner 
Genosse Schützer 
Genosse Quaas 

Genosse Pauli 

Genosse Klopfer 


Ministerium für Außenhandel 
Ministerium für Außenhandel 
Ministerium für Außenhandel 
Ministerium für Chemische 
Industrie 

Ministerium für Chemische 
Industrie 

Staatliche Plankommission 


Im Ergebnis dieser Beratung werden folgende Festlegungen 
getroffen: 

1. Die Realisierung der Verfügung 424/75 im Jahre 1976 er- 
folgt nach den Vorschlägen des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung des Ministeriums für Außenhandel vom 

19. 11. 1975. 

2. Das bedeutet, daß das Ministerium für Chemische In- 
dustrie von den im Plan 1976 vorgesehenen 196 kt Heizöl 
schwer 76 kt nicht nach der BRD, sondern in andere nicht- 
sozialistische Länder exportieren muß. Auf diesen Märk- 
ten entstehen voraussichtlich 3,5 Mio BM Mindererlöse. 
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3. Die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf den DDR- 
Exportplan des Ministeriums für Chemische Industrie 
werden bei der Festlegung der endgültigen staatlichen 
Planauflagen 1976 berücksichtigt. 

4. Bei aufgetretenen zusätzlichen Erlösen, die sich aus 
der Verbesserung der Produktionsstruktur des Erdöls er- 
geben, wird der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
prüfen, welcher Beitrag zur Abdeckung des vorgenann- 
ten Defizits geleistet wird. 


Klopfer 

Staatssekretär in 
der Staatlichen 
Plankommission 


Dr. Schalck 
Staatssekretär im 
Ministerium für 
Außenhandel 


Quaas 

Staatssekretär im 
Ministerium für 
Chemische In- 
dustrie 
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DER GENERALDIREKTOR 


AUSSENHANDELSVERTRCTUNGEN UND INTERNATIONALE KOOPERATION GMBH 

DON lOSe »CRLIN • «VfttNOVNWCO tt • TVCKrOHi SS 07 01 



Ministerium für Außenhandel 
z.Hd. des Staatssekretärs, 
Genossen Dr. Schalck 

108 Berlin 
Unter den Linden 



Werter Genosse Staatssekretär! 

Nach erfolgter Beratung übersende ich Ihnen in der Anlage den 

sowie die überarbeitete Konzeption für 
die Tätigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH Berlin. 


Mit sozialistischem Gruß 



* 


fJl' 

Schindler \ 
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Statut 


des Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten 
GmbM - Internationale Gesellschaft für Export und 
Import von Kunstgegenständen 


§ 1 

Rechtliche Stellung und Sitz des Betriebes 


(1) Das Außonhandelsunternehmen Kunst und Antiquitäten 
GmbH - Internationale Gesellschaft für den Export 
und Import von Kunstgegenständen 

- nachstehend AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ge- 
nannt - 

arbeitet auf der Grundlage der Verordnung über die 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen 
Außenhandelsbetriebe vom lo,l,74, GBL, 1/74, Nr, 9, 
S, 77 ff, 

(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH untersteht dem 
Minister für Außenhandel 

(3) Der Sitz des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist 
Berlin, Hauptstadt der DDR, 


§ 2 

Aufgaben des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH 

(1) Auf der Grundlage handelspolitischer Konzeptionen des 
Ministeriums für Außenhandel und zur uneingeschränkten 
Wahrung des staatlichen Außenhandelsmonopols der DDR 
obliegt dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH im Rahmen 
seiner nachstehenden Aufgaben der Ankauf sowie alleini- 
ge Export und Import mit bildender und angewandter Kunst, 
Volkskunst und Antiquitäten und Gebrauchtwaren antiqua- 
rischen Charakters. 
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(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH leistet einen Beitrag 
zur Herstellung einer der sozialistischen Gesellschafts» 
Ordnung in der DDR entsprechenden Ordnung im Handel mit 
Kunstgegenständen und Antiquitäten. 

(3) Zu den Aufgaben des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH mit 
zeitgenössischer, bildender und angewandter Kunst gehören: 

- Ankauf von Werken aus Privatbesitz, öffentlichen Sammlun- 
gen, Betrieben, Produktionsgenossenschaften und dem Staat- 
lichen Kunsthandel der DDR 

- Organisierung des Außenhandels mit dem NSW mit der mögli- 
chen Übertragung einzelner Außenhandels funktionen im Rah- 
men der staatlichen Regelung der Eigengeschäftstätigkeit 
an den Staatlichen Kunsthandel zur Erfüllung dessen staat- 
licher Exportaufgaben. 

- Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung von Verkaufs- 
ausstellungen im NSW 

(4) Zu den Aufgaben des Außenhandels mit Antiquitäten, MUnhen 
und historischen Gegenständen (in denen Edelmetalle verar- 
beitet sind) und Gebrauchtwaren antiquarischen Charakters - 
nachfolgend Antiquitäten genannt - gehören: 

- Organisierung des Ankaufs von Antiquitäten in der DDR. Der 
AHB Kunst und Antiquitäten GmbH sichert durch eine eigene 
Ankaufsorganisation und durch Wirtschaftsbeziehungen zu 
staatlichen, kommunalen und privaten Firmen einen Export- 
warenfohds zur Sicherung seiner Außenhandelsaufgaben. 

- Ankauf aus öffentlichen und privaten Sammlungen und Nach- 
lässen 

- Planung, Durchführung und Abrechnung aller Exporte und Im- 
porte der DDR mit Antiquitäten in und ous dem NSW im Rah- 
men der staatlichen Planaufgaben. 

- Beteiligung an internationalen Ausstellungen und Auktionen 
im NSW 

Durchführung von Verkaufsausstellungen im NSW 
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(5) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist mit Weisung 
des MAH vorn lo, 12.73 für die Erfüllung der Exportauf- 
gaben des Bereiches des Ministeriums für Kultur - 
Staatlicher Kunsthandel der DDR,' VEH Bildende Kunst 
und Antiquitäten voll verantwortlich. 

Der AHB Kunstund Antiquitäten GmbH kann einzelne Au- 
ßenhandelsfunktionen zur Gewährleistung der Erfolge 
der ExportplanerfUllung im Rahmen der staatlichen Re- 
gelung der Eigengeschäftstätigkeit dem Staatlichen 
Kunsthandel Übertragen. Zur Regelung der Zusammenar- 
beit mit dem Staatlichen Kunsthandel werden Wirtschafts 
Verträge abgeschlossen. 

(6) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Einhal- 
tung der Kunstschutzverordnung vom 2.4.53 im Rahmen 
seiner Geschäftstätigkeit verantwortlich. 


§ 3 

Einrichtungen des AHB Kunst und Antiquitäten 

(1) Zur Sicherung eines stabilen ‘'Exportwarenfonds organi- 
siert dos AHB Kunst und Antiquitäten GmbH in den Bezir- 
ken der DDR Zweigstellen für den Ankauf von Antiquitäten 
und Gebrauchtwaren. 

(2) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält einen ei- 
genen Fuhrpark für den betriebseigenen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

(3) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH unterhält eigene 
Läger und Restaurierungswerkstätten. 


§ 4 

Arbei ts weise 

(1) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH arbeitet nach einem 
vom MAH bestätigten Jahresplan, dem die langfristige 
Konzeption für die Außonwirtschaftstätigkit des AHB 
Kunst und Antiquitäten GmbH und die staatlichen Aufga- 
ben und Ziele zugrunde liegen. 
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(2) Die Arbeitsweise, Rechte und Pflichten der Mitarbeiter 
regeln sich durch eine Arbeitsordnung, die durch den 
Generaldirektor zu erlassen ist. 


§ 5 

Leitung und Vertretung im Rechtsverkehr 


(1) Der AHB Kunst und Antiquitäten GmbH wird vom Generaldi- 
rektor nach dem Prinzip der Einzelleitung geleitet. 

(2) Der Generaldirektor vertritt den AHB K nst und Antiqui- 
täten GmbH im Rechtsverkehr, Er kann andere Mitarbeiter 
des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH dazu schriftlich be^ 
vollmächtigen. 


§ 6 


Arbeitsrechtsverhältnisse 


(1) Der Generaldirektor, die stellvertretenden Generaldirek- 
toren und der Hauptbuchhalter werden vom Ministerium für 
Außenhandel berufen und abberufen. 

(2) Alle übrigen Mitarbeiter des AHB Kunst und Antiquitäten 
GmbH werden vom “Generaldirektor auf der Grundlage der 
arbeitsrechtlichen Regelungen des Gesetzbuches der Ar- 
bei der DDR beschäftigt. 


§ 7 

Der Struktur- und Stellenplan des Betriebes wird nach den 
gesetzlichen Bestimmungen aufgestellt und durch das Ministe 
rium für Außenhandel bestätigt. 
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Konzeption 


fUr die Tätigkeit des Außenhandelsbetriebes “Kunst und 
Antiquitäten GmbH“ Internationale Gesellschaft fUr den 
Export und Import von Kunstbegenständen 


I, Grundlagen der Tätigkeit der GmbH 

1. Grundlagen 

2. Aufgabenstellung 

3. Ökonomische Zielstellung 

4. Wettbewerb 

5. Unterstellungsverhältnis 

6. Vollmachten 


II, Konzeption für die operative Geschäftstätigkeit 
1976 - 198o 

1. Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Kunsthandel 
der DDR "VEH Bildende Kunst und Antiquitäten" 

2. Warenbereitstellung/Ankauf 

3. Export/Absatz 

4. Devisenrentabilität 

- kommerzielle Bedingungen 

- Preisbildung 

5. Fuhrpark 

6. Lagerwirtschaft 

7. Planung 

8. Finanzierung 

9. Abrechnung und Statistik der Geschäftstätigkeit 

10, Siegelungen - Genehmigungen 

11, Werbung 


III, Struktur und Aufbau 

1, Struktur 

2, Stellenplan 

3, Kader 
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Sonstiges 


1, Unterbringung der Mitarbeiter 

2. Sonderregelungen 


535 




- 3 - 


I. Grundloqen der Tätigkeit der GmbH 

1 • Grundlagen - Rechtliche Stellung 

Oie Kunst und Antiquitäten GmbH wurde auf Weisung des 
Ministeriums fUr Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung vom 23*2.1973 gegründet. Ihre Tätigkeit wird 
aus der Weisung des Ministeriums fUr Außenhandel, Bereich 
Kommerzielle Koordinierung, vom 7.6.1973 A/188/73 und 
aus der Weisung des Ministeriums fUr Außenhandel vom 
Io, 12. 1973 über die Erfüllung der Exportaufgaben des 
Bereiches des Ministeriums für Kultur - Staatlicher Kunst— 
handel der DDR, VEH Bildende Kunst und Antiquitäten abge- 
leitet, 

1.1 Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist eine juristische Per- 
son. 

1.2 Die Kunst und Antiquitäten GmbH untersteht dem Ministerium 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

1.3 Der Sitz der Kunst und Antiquitäten GmbH ist Berlin, Haupt- 
stadt der DDR. 


2. Aufgabenstellung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH leistet einen Beitrag zur 
Herstellung einer der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
in der DDR entsprechenden Ordnung im Handel mit Kunstge- 
genständen und Antiquitäten. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH sichert die uneingeschränk- 
te Wahrung des Außenhandelsmonopols auf dem Gebiet des 
Außenhandels mit Kunstgegenständen und Antiquitäten* 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Einhaltung der 
Kunstschutzverordnung vom 2. April 1953 im Rahmen ihrer Ge- 
schäftstätigkeit verantwortlich. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Erfüllung der 
Exportaufgaben des Bereiches des Ministeriums für Kultur 
- Staatlicher Kunsthandel der DDR, VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten voll verantwortlich. 


> 4 - 
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Ddr Betrieb arbeitet auf der Grundlage durch das Ministe- 
rium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
bestätigter Organisations-, Struktur- und Stellenpläne. 


6, Vollmachten 

Dem Leiter der Kunst und Antiquitäten GmbH werden durch 
das Ministerium fUr Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, zur FUhrungs- und Leitungstätigkeit der 
GmbH Vollmachten erteilt« 

Diese Vollmachten werden gleichzeitig Bestandteil des 
Funktionsplanes. 

6.1 Sicherung eines stabilen und effektiven Warenfonds durch 

selbständige Herstellung vertraglicher Beziehungen zu 

staatlichen Dienststellen, volkseigenen Betrieben, Pri- 
vatfirmen und Privatpersonen» 

6.2 Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung von Ankäufen 
auf Rechnung und Gefahr der Kunst und Antiquitäten GmbH 
in der DDR von staatlichen Dienststellen, volkseigenen 
Betrieben, Privatfirmen und Einzelpersonen. 

Selbständige Auswahl der zu erwerbenden Waren unter Be- 
rücksichtigung der Erzielung der vorgesehenen Devisen- 
rentabilität und Einhaltung der Verordnung zum Schutze 
des Kulturgutes der DDR. 

6.3 Beauftragung von Privatfirmen und Einzelpersonen mit der 
Vermittlung von Käufen von Gegenständen des Handelssor- 
timente der GmbH in der DDR gegen Honorar. 

6.4 Führung einer Lagerwirtschaft mit eigenen, gemieteten und 
gepachteten Lägern im In- und Ausland. 

Unterhaltung eigener und gepachtete Verkaufsräume im In- 
und Ausland. 

6.5 Führung eines Fuhrparks mit Nutzfahrzeugen und PKW zur 
Sicherung des Transportes der Exportwaren zu den Dispo- 
sitions- und Zentrallägern. 

Der Einsatz der Nutzfahrzeuge im grenzüberschreitenden 
Verkehr in Einzelfällen. 

Unterhaltung eigener Garagen, Reparatur- und Pflegewerk- 
statt für diesen Fuhrpark. 

Haltung eines eigenen Ersatzteillagers. 

Beauftragung staatlicher kommunaler und privater Trans- 
portfiimen und Versicherungen im In- und Ausland. 
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6.6 Unterhaltung eigener Restaurierungswerkstätten. 

6.7 Beauftragung von staatlichen, komnunalen und privaten Fir- 
men sowie Einzelpersonen mit Dienstleistungen, wie: 
Restaurierungen, Aufarbeitungen, Verpackung, Verladungen, 
Begutachtungen, Schätzungen, juristischen Beratungen usw. 

6.8 Sicherung eines dauerhaften, effektiven und rationellen Ab- 
satzes der Waren des Handelssortimentes der GmbH in das 
NSW durch die Herstellung von Vertriebswegen. 

6.9 Selbständige Auswahl von Exportvertretern, Abschluß von Ver- 
tretervereinbarungen auf Provisionsbasis. 

6. 10 Selbständige Auswahl von Exportkunden, Abschluß von Ver- 
kauf sverträgon, Festlegung von Exportpreisen, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen, die sich kostenwirksam auswirken. Ent- 
scheidungen von Reklamationen. 

6.11 Beauftragung der Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH und Dritter mit Auslandsdienstreisen. 

6.12 Sicherung einer lückenlosen und statistischen Erfassung 
aller Geschäftsvorgänge nach einer komplexen Organisations- 
anweisung (Planung, Durchführung und Abrechnung der Ge- 
schäftstätigkeit der Kunst und Antiquitäten GmbH). 

6.13 Führung von Mark- und Valutakonten der Kunst und Antiqui- 
täten GmbH in der DDR, 

6.14 Erfassung und Abrechnung aller Geschäftsvorgänge und der 
gesamten Lagerwirtschaft usw. über ein eigenes Kleinre- 
chenzentrum. 

6.15 Verfügung Uber den Betriebsprämienfonds der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH 

6.16 Durchführung von Importen aus dem NSW auf Weisung überge- 
ordneter Dienststellen und aufgrund von Einzelvollmachten. 

6.17 Der Leiter der Kunst und Antiquitäten GmbH wird bevoll- 
mächtigt und beauftragt, im Rahmen der anzuwendenden Ge- 
setze, Verordnungen und Weisungen des Ministeriums für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, alle be- 
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trioblichen Weisungen und Ordnungen zu verabschieden, 
die für die ordentliche Führungs- und Leitungstätig- 
keit des Betriebes notwendig sind. 

Das sind: 

6*J7,1 Rechte und Pflichten der Mitarbeiter der Kunst und 
Antiquitäten GoibH 

6.17.2 Untersohrif tsordnung 

6.17.3 Komplexe Organisationsanweisung Planung, Durchführung 
und Abrechnung der Geschäftstätigkeit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

6.17.4 Betriebsprämienordnung 

6.17.5 Ordnung Über Einhaltung von Sicherheit und Ordnung 
(WS) 

6.17.6 Ordnung Über den Zahlungsverkehr 

6.17.7 Fuhrparkordnung 

6.17.8 Lagerordnung 

6.17.9 Ordnung über die Preisbildung, Vor- und Nachkalkulation 

6.17.10 Aktenplan und Ablage 

6.17.11 Alarmplan 

6. 17. 12 Brandschutz/Gesundheitsschutz 

6.17.13 Anwesenheit/Abwesenheit 

6.17.14 Verpflichtung der Mitarbeiter 
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II, Konzeption für die operative Geschäftstätigkeit 1976- 

198o 


1, Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Kunsthandel der DDR 

”VEH Bildende Kunst und Antiquitäten” 

In der Zusammenarbeit mit dem VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß 
der Auf- und Ausbau einer KuA-eigenen Ankaufsorganisation 
für Gebrauchtwaren und Antiquitäten eine Ubergangslösung 
zur Sicherung eines stabilen Warenfonds und zur Vermei- 
dung volkswirtschaftlicher Verluste durch Vernichtung 
darstellt und nicht zu den Aufgaben eines Außenhandels- 
betriebes gehört. 

Es wird angestrebt, daß spätestens 19Bo der VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten alle Aufgaben aus dem Warenankauf 
in der DDR übernimmt, 

1.1 Aufgabenstellung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH ist für die Erfüllung 
der Exportaufgaben des Bereiches des Ministeriums für 
Kultur, Staatlicher Kunsthandel der DDR, ”VEH Bildende 
Kunst und Antiquitäten" gemäß Verfügung vom lo. 12. 1973 
des Ministeriums für Außenhandel voll verantwortlich. 

Die ökonomischen Kennziffern ergeben sich aus den jähr- 
lichen Planaufgaben des Betriebes, 

1.2 Wirtschaftsverträge 

Zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH und dem VEH 
Bildende Kunst und Antiquitäten werden jährlich Wirt- 
schaftsverträge abgeschlossen, in denen die Bedingun- 
gen - Rechte und Pflichten des VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten - für die Durchführung der Eigengeschäfts- 
tätigkeit für den Planexport vereinbart werden. 

Dabei wird von folgenden Prinzipien ausgegangen: 

- Sicherung einheitlicher Ankaufspreise für vergleich- 
bare Waren in der DDR 

- Sicherung eines einheitlichen Auftretens im NSW, d,h. 
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. gemeinsame Proisarbeit 

, gemeinsame Festlegung der Kunden und Sortimente 
, einheitliche Verkaufsbedingungen 

- zusätzliche außerplanmäßige Erwirtschaftung aller 
Valutakosten (Warenvertriebskosten, Ausstellungen 
im NSW, Reisekosten, Fachliteratur usw.) 

- Einhaltung der Kunstschutzverordnung 

Die Wirtschaftsverträge sind na di Vorlage der Plan- 
aufgaben für das folgende Jahr, jedoch nicht später 
als bis zum 3o.11» abzuschließen. 

1,3 Außenwirtschaftliche Fragen mit dem sozialistischen 

Wirtschaftsgebiet und dem nicht sozialistischem Wirt- 
schaftsgebiet 

Der VEH Bildende Kunst und Antiquitäten wird vom 
Ministerium für Kultur und dem Ministerium für Außen- 
handel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, beauftragt 
und bevollmächtigt, alle außenwirtschaftlichen Fragen 
des Kulturabkommenstmit sozialistischen und kapitalisti- 
schen Ländern eigenverantwortlich zu lösen. 

Der VEH Bildende Kunst und Antiquitäten wird vom Ministe- 
rium für Kultur und dem Ministerium für Außenhandel, Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung, beauftragt und bevoll- 
mächtigt, alle Fragen der Organisation, Durchführung und 
Abwicklung von Verkaufsausstellungen im SW und NSW gemäß 
dos Ministerratsbeschlusses vom 18.7.74 verantwortlich zu 
lösen. 

Die Rechte und Verpflichtungen aus der internationalen 
Zusammenarbeit mit den sozialistischen Ländern inbezug 
auf die Arbeit in dritten Ländern (NSW) werden durch die 
Kunst und Antiquitäten GmbH wahrgenommen. 

1,5 Kunstschutzverordnung 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH arbeitet als ständiges 
Mitglied des künstlerischen Beirates des Ministeriums für 
Kultur aktiv an der Sicherung der Einhaltung der Kunst- 
schutzverordnung der DDR mit und strebt eine eindeutige 
Definition dieser Verordnung und Kontrolle der Exporte 
im Sinne dieser Definition sowie eindeutige materielle Rege- 
lungen der Fälle an, in denen für den Export vorgesehene 
Waren in der DDR verbleiben. 
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2. Warenbereitstollung/Ankauf 

2. 1 Bedeutung der Warenbereitstellung 

Die Sicherung eines stabilen und effektiven Warenfonds 
ist die Grundlage fUr die Tätigkeit der Kunst und Anti- 
quitäten GmbH 

2*2 Handelssortiment der GmbH 

Gebrauchtwaren und Antiquitäten aller Art aus allen 

Stilepochen 

Musikinstrumente 

Kleinware 

Bauernmöbel 

Bilder 

Uhren 

Puppen usw. 

Antiquitäten kunsthistorischen Charakters 
Gemälde, Skulpturen, Möbel, Porzellan, Farencen, Glas 
Musikinstrumente, Teppiche, Gobeline, Waffen, Orden, 
Ostasiatika usw. 

Technische Antiquitäten 

Kunsthandwerk und artverwandte Bereiche, Nachbildungen, 
Kopien, Nachprägungen usw. 

Das Sortiment kann auf Antrag und/oder Weisung des 
Ministeriums für Außenhandel, Bereich kommerzielle Koor- 
dinierung, erweitert werden. 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH führt weiterhin Sonder- 
geschäfte mit Einzelgenehmigung des Ministeriums für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, durch. 

2.3 Organisation und Technik des Einkaufs 

2.3.1 Grundsätze für die Organisation und Technik des Einkaufs 

FUr die Organisation und Technik cbs Einkaufs der GmbH 
werden folgende Grundsätze festgelegt! 

Die GmbH baut ein eigenes. Bezugsnetz in den Bezirken der 
DDR auf. 

Die GmbH bedient sich weitgehend des bestehenden Netzes 
kommunaler und privater Kunst- und Antiquitätenhändler. 
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Di© GmbH arbeitet mit dem VEH Bildende Kunst und Anti- 
quitäten eng und kameradschaftlich zusammen. 

Die GmbH arbeitet mit geringstmöglichem personellen und 
materiellen Aufwand. 

2.3.2 Organisation und Technik des Einkaufs 

Die GmbH erwirbt Gegenstände dos gesamten Handelssorti- 
ments auf eigene Rechnung und Gefahr in der W)R von staat- 
lichen Dienststellen, volkseigenen Betrieben, Privatfir- 
men und Einzelpersonen. 

Sie trifft die selbständige Auswahl der zu erwerbenden 
Waren unter Berücksichtigung der Erzielung einer hohen 
Devisenrentabilität und der Einhaltung der Verordnungen 
zum Schutze des Kulturgutes der DDR. 

Sie nimmt Waren in Kommission. 

Der Einkauf erfolgt gemäß einer Ordnung fUr den Einkauf 
der Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Die GmbH beauftragt Privatfirmen und Einzelpersonen mit 
der Vermittlung von Ankäufen in der DDR gegen Honorar. 

Die GmbH stellt sich fUr die Organisierung des Einkaufs 
folgende Aufgaben: 

2.3.2. 1 Antikhandel GmbH 

Dos bestehende Einkaufsnetz der Antikhandel GmbH Pirna 
wird reorganisiert, materiell und personell erheblich 
verstärkt und auf alle Bezirke der DDR bis Ende 1976 
ausgedehnt. In den Bezirken werden in Absprachen mit den 
örtlichen Organen Einkaufsgruppen eingesetzt, die ein 
Warenvolumen von 4-5 Mio M jährlich sichern. 

Die Antikhandel GmbH Pirna geht zum 31.12.1975 in Liqui- 
dation und wird ab 1976 zum Betriebsteil der Kunst und 
Antiquitäten GmbH. 

1976 werden Ankauf, Abrechnung, Disposition der Waren und 
die Exporttätigkeit in der bisherigen Form beibehalten. 

Parallel mit der Inbetriebnahme der Lagerhalle in MUhlen- 
beck werden in Berlin neu beschäftigte Mitarbeiter die An- 
kauf Stätigkeit in einer direkten Abrechnung in einer '~Reihe 
von Bezirken der DDR auf nehmen. 
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Ab 1.1,1977 übernimmt die Kunst und Antiquitäten GmbH 
alle finanziellen Abrechnungsprozesse der Einkaufstä- 
tigkeit selbst. 

Die Außenstelle Pirna verbleibt dann als Bereichslei- 
tung Einkauf und hat eine fachlich anleitende Funktion 
für die Einkaufskollektive. 

2.3. 2.2 Kommunale Betriebe 

Hit den kommunalen Gebrauchtvarenbetrieben in Leipzig, 

Berlin und Dresden werden jährlich Vereinbarungen abge- 
sehbssen, in denen folgende Hauptfragen geregelt werden: 

- Die Warenbereitstellung erfolgt für den außerplanmä- 
ßigen Export in das NSW 

- Festlegungen von Hauptwarengruppen und Wertvolumen 

- Festlegung von M-Preisen für Sortimentswaren 

- Festlegung von Handelsspannen zugunsten der Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

- Wettbewerbsvereinbarungen 

- Liefet- und Leistungsbedingungen 

- Festlegung der Organisation und Technik des Verkaufs 

- Valutabeteiligungen der Räte der Städte 

Es wird angestrebt, in weiteren Bezirksstädten kommunale 
Ankaufsbetriebe zu bilden, um insbesondere durch die Übbr- 
nahme von Nachlässen das Aufkommen zu erhöhen. 

2. 3. 2. 3 Privatbetriebe und Einzelpersonen 

Mit ausgewählten privaten Antquitätenhändlern in der DDR 
können nach Einzelgenehmigung durch das Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, Verein- 
barungen abgeschlossen werden, durch die einzelne Waren- 
posten gesichert werden. 

Die Übernahme der Waren erfolgt durch die regional zustän- 
digen Einkaufsgruppen und/oder den Zentraleinkauf in Berlin. 

Mit solchen Firmen können auch Vorfinanzierungsverträge ab- 
geschlossen werden, um ein hohes Warenvolumen zu sichern 
und einen schnellen Umschlag zu garantieren. 
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Einzelankäufe des Zontraleinkaufs der Kunst und 
Antiquitäten GmbH von Warenposten und wertvollen 
EinzelstUcken erfolgen entsprechend einer Honorar- 
ordnung für Geschäftsvermittlungen. Die Honorare 
bewegen sich zwischen 3 und Io % des Ankaufsprei- 
ses. 

2. 3. 2. 4 Kommerzielle Einkaufsbedingungen 

Die Kunst und Antiquitäten GmbH erarbeitet eigene An- 
kaufsbedingungen, die mit denen des VEB Vorsteigorungs- 
und Gebrauchtwarenhauses Leipzig, der Antikhandel GmbH 
Pirna und des VEH Bildende Kunst und Antiquitäten koor- 
diniert werden. 

Dabei gelten folgende Grundsätze: 

- Erklärung über das uneingeschränkte Eigentum des Ver- 
käufers über die Waren 

- GefahrenUbergang 

- Zahlung - Quittung 

- Anforderungen an die Ankeufsbelege 4-fach, fortlaufend 
numerierenusw. 

Für die Bildung der Ankaufspreise werden folgende Grund- 
sätze angewendet: 

- Nutzung der Erfahrungen der staatlichen und kommunalen 
Betriebe für vergleichbare Warengruppen 

- Aufbau einer eigenen Preisdokumentation 

- Herstellung eigener Preislisten und Sortimentskataloge 

- Konsultationsabsprachen mit dem VEH Bildende Kunst und 
Antiquitäten für Sortimente 

- Einholung von Schätzungen und Expertisen aus der DDR 
und des Auslands bei wertvollen Antiquitäten und Kunst- 
gegenständen auf Honorarbasis. 
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3, Export / Absatz 

3.1 Grundsätze für die Expoittätigkeit 

. Reduzierung der Möglichkeiten der illegalen Exporte 
mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen, 

. Trennung der DOR-Partner von den ausländischen Käufern 

. Ablösung aller bestehenden Beziehungen zu ausländischen 
Firmen, die die Gefahr illegaler Manipulationen beinhal- 
ten 

V Höchstmöglicher Devisenerlös bei einfachen, unkompli- 
zierten Absatzwegen mit geringster Publizität. 

▼ Absatz von großen Partien im Strecken- bzw. Lagergeschäft 
an wenige ausgewählte Kunden. 

. Absatz im NSW mit befreundeten Firmen 

3.2 Organisation und Technik des Absatzes/Export 

3.2.1 Länder - Absatzplanung 

Nach den vorliegenden Kennziffern erfolgt getrennt für den 
Plan- und Außerplane;'.port eine Länderplanung, die auf dem 
angenommenen Sortiment auf baut. 

Exportlizenzen werden nach den geltenden Vorschriften bean- 
tragt und . monatlich abgerechnet. 

Kunst und Antiquitäten GmbH ninmt aktiven Einfluß auf die 
Länderplanung des Planexportes und auf die beabschtigte 
Kündenstruktur, um handelspolitische Effekte zu erreichen. 

3.2.2 Nach den Länderplänen werden getrennt für den Plan- und 
Außerplanexport Jahresarbeitsplöne für die operative Ge- 
schäftstätigkeit dem Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH zur Bestätigung vorgelegt. 

Diese Jahresarbeitsplöne beinhalten: 

- vorgesehene Lieferungen pro Land und Kunden 

- Abschluß von Jahresabnahme- und Kaufverträgen 

ravorgesehene Preispolitik in den Sortimenten und 
Vertreterverträgen 

- Warenforderungen an den Bereich Einkauf 

- Beantragung von Liofer- und Kreditlimiten 
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3.2.3 Verkaufsbedingungen 

Kunst und Antiquitäten ist verantwortLich für die selb- 
ständige Auswahl der Exportvertreter und schließt Vertre- 
terverträge ab. Sie wählt die Exportkunden aus und schließt 
Verkaufsverträge ab. Ihr obliegt die Festlegung der 'Ex- 
portpreise, der Liefer- und Vertragsbedingungen, 

Kunst und Antiquitäten legt für alle Verkauf sverträge 
eigene Verkaufsbedingungon fest. 

Dabei gelten folgende Grundbedingungen: 

- Zahlung in frei konvertierbarer Währung bzw, in Verrech- 
nungswährung mit Agio 

- Vorauskasse in allen Formen, wie Überweisungen, Barzah- 
lungen unter Berücksichtigung der Ankaufssätze für Sorten, 
Zahlung mit Barschecks und Akkreditive 

- Preisstellung ab Lager 

3.2.4 Verkaufsverhandlungen 

Die Verkaufsverhandlungen des VEH Bildende Kunst und Anti- 
quitäten im Rahmen der Eigengeschäftstätigkeit erfolgen 
selbständig durch den VEH mit dom Vorbehalt der endgülti- 
gen Bestätigung durch die Kunst und Antiquitäten GmbH« 

Die entsprechenden Regelungen sind in dem Wirtschaftsver- 
trag mit dem VEH enthalten. 

Die Verkaufsverhandlungen der Kunst und Antiquitäten GmbH 
werden nur durch die vom Leiter der Kunst und Antiquitäten 
GmbH bevollmächtigten Mitarbeiter geführt. 

Dabei gelten folgende Grundsätze 

a) alle V rkäufe werden in Verkaufsprotokollen erfaßt, 
die folgende Mindestangaben enthalten: 

- Kundenpositionsnummer - Aufkleber 

- Warenbezeichnung, die mit der des LagerfUhrers Uber- 
einstimmen muß 

- Verkaufspreis in DM 

- Lagerort 

- Datum 

- Unterschrift des Verkäufers und Käufers 
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b) Allo Waron werden zu Einzelpreisen verkauft, die eine 
Relation zu den Ankaufspreisen ermöglichen. 

Ausnahmen für Lagerverköufe bedürfen der Limitfestle- 
gung vor jeder Verkaufshandlung durch die Preisdokumen- 
tation. 

c) Alle Waren werden "tel quel", d.h, im augenblicklichen 
Zustand verkauft, um Reklamationen zu minimieren. 

d) Die Übernahme der Waren durch die Kunden hat innerhalb 
von 6 Wochen nach Vertragsabschluß zu erfolgen, danach 
werden Lagergebühren in Höhe von 5 ^ ad valorem pro 
Monat berechnet. 

3.2.5 Verkaufsformen 

Die GmbH stellt sich die Aufgabe, folgende Verkaufsformen 
durchzusetzen und schafft dazu schrittweise die notwendi- 
gen Voraussetzungen: 

- Verkäufe von Sortimenten ab Lager Mühlenbeck 

- Abschluß von Jahresvertrögen mit festgelegten Sortimen- 
ten 

- Lieferung nach Wahl KuA 

- Ubernahmo/Ubergabe/Zahlung am Lager des Käufers 

- Lagerhaltung auf Rechnung des Käufers in der DDR. 

3.2.6 Versteigerungen/Auktiooen 

Die GmbH hat das Recht, wertvolle Einzelgegenstände oder 
Partien an Auktionshäuser direkt oder bei entsprechender 
finanziellen Sicherung über Vertrauenshändler indirekt 
versteigern zu lassen. 

Dabei erfolgt in der Regel die Zahlung des Schätzpreises 
bei Übernahme und/oder die Zahlung der Erlösdifferenz noch 
der Versteigerung. 

Verkäufe von Einzelstücken an Einzelkunden gegen Provisions- 
zahlung an Vermittler sind auch möglich. 

3.2.7 Auftrags- und Belegdurchlauf, Siegelung, Abrechnung 

Allo Phasen der Durchführung und Abrechnung der Geschäfts- 
tätigkeit Export sind in der komplexen Organisationsanwei- 
sung enthalten. 
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4. Preisbildung und Dovisanrentabilität 

4.1 Devisenrentabilitdt 

Die konvnorziello Tätigkeit der Kunst und Antiquitäten 
GmbH ist darauf gerichtet, kostendeckend zu arbeiten. 

Durch die Anwendung der Prinzipien der betriebswirt- 
schaftlichen Abrechnung nach Kostenarten, Kostenstellen 
und Kostenträgern sind jährlich Kalkulation'skostensätze 
zu ermitteln, nach denen die Finanz- und Kostenplanung 
des Folgejahres erfolgt. 


4.2 Vaiutapreisbildung 

Im Handel mit Kunstgegenständen und Antiquitäten ist 
die Preisbildung neben objektiv wirkenden Markttenden- 
zen für einzelne Gattungen - unter Berücksichtigung der 
unter der kapitalistischen Währungskrise verstärkten 
Tendenz zwischen Kapitalanlagen - auch von subjektiven 
Beurteilungen abhängig, die starken Schwankungen unter- 
worfen sind. Deshalb ergibt sich für die Valutapreis- 
bildung eine hohe Verantwortung für die GmbH, 

Für die Preisbildung werden nach den Kategorien folgen- 
de Festlegungen getroffen: 

a) Gebrauchtwaren 

Die aufgekauften Waren werden in die möglichen Rahmon- 
sortimentsgruppen eingegliedert. 

Die Rahmonsortimentsgruppen werden jährlich verbind- 
lich durch die GmbH nach Konsultationen mit dem Staat- 
lichen Kunsthandel und dem VEB Versteigerungs- und 
Gebrauchtwarenhaus Leipzig festgelegt. 

Für diese Sortimente werden Mindestvalutapreise fest- 
gelegt. Es soll angestrebt werden, ab 1977 grundsätz- 
lich für alle Waren Einzelvalutapreise nach Art und 
Zustand der Ware festzulegen. 

Die Einzelpreisfestlegung für Gebrauchtwaren erfolgt 
während der Kaufhandlung durch den Verkäufer. 

Ihr geht eine Einzelpreisorientierung durch den Preis- 
beauftragten voraus. Die Waren worden nicht ausge- 
zeichnet. 
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b) Antiquitaton/Kunstgegenständ© 

Für Kunstgegenstande musealen Charakters werden Preis- 
limite für jedes -CExponat fostgelogt. 

Als preisbildende Elemente werden heoangezogen : 

- Dokumentationen des NSW-Kunstmarktes (Auktionsergeb- 
nisse usw.) 

- Schätzungen und Gutachten durch Experten im In- und 
Ausland 

- in Abstimmung mit dom VEH Staatlicher Kunsthandel 

- Regionale Preistendenzen 

- Gebote von Sammlern und Auktionatoren 


Die Festlegung der Preise erfolgt durch eine Preis- 
kommission auf Antrag des Exportleiters. 

Die Preiskommission besteht aus dem Exportleiter, dem 
Einkaufsleiter und dem wissenschaftlichen Mitarbeiter. 

Die Preiskommission hat bei Exponaten mit einem vorgo- 
schlagenen Preis Uber VM loo.ooo,- die Zustimmung dos 
Leiters der Kunst und Antiquitäten GmbH einzuholen. 

c) Preisdokumentation 

Die GmbH baut durch Anwendung der Mikrofilmtechnik 
eine eigene Preisdokumentation nach folgendem Prinzip 
auf: 

- Erfassung aller Verkäufe der GmbH nach Einzelwaren 
mit einem Preis Uber 5.ooo,- DM nach Warenart, Preis 
Kunde usw. 

- Erfassung der wichtigsten Versteigerungsergebnisse 
nach Warengruppen im NSW 

- Erfassung Ar wichtigsten Versteigerungsergebnisse nach 
Gemälden und Malern 

- Erfassung der wichtigsten Presseinformationen über 
Preisentwicklungen nach Warengruppen durch Beauftra- 
gung von NSW-Ausschnittdiensten. 
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5, Transport/Fuhrpark 

5*1 Aufgaben 

Das Waronauf kommen der Kunst und Antiquitäten GmbH wird 

wesentlich von der Transportkapazität und seiner ratio- 
nellen Nutzung bestimmt. 

Der Fuhrpark der Kunst und Antiquitäten GmbH dient 

- der unmittelbaren Ankaufstätigkeit der Einkaufsberei- 
che in den Bezirken rum Transport der Waren vom Ver- 
käufer/Bürger zum Handlager, 

- den Transporten von den Handlägern und Zwischenlagern 
in den Bezirken zum Zontrallagor MUhlenbeck 

- Einzellieferongen an Kunden im NSW im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr 


5,2 Umfang und Organisation dos Fuhrparks 

Mit der Übernahme der Antikhandel zum 1,1.1976 verfügt 
die Kunst und Antiquitäten GmbH über 34 Fahrzeuge (siehe 
Anlage) . 

Sie erhöht sich auf 44 Fahrzeuge durch die Lieferung von 
lo Kleintransportern im I, Quartal 1976. 

Der gesamte Fuhrpark soll 1976/77 nach der notwendigen 
Roorganisdrion - Aussonderung der überalterten Fahrzeuge 
einen Umfang erreichen, der den kontinuierlichen Trans- 
port der Waren zu den Lägern sichert. 

Alle Fahrzeuge des Fuhrparks werden auf die Kunst und 
Antiquitäten GmbH zugelassen, mit Kunst und Antiquitäten 
gekennzeichnet und einheitlich gespitzt. 

Dem Lager Mühlenbeck sind ein Garagenkomplex und ^ine 
eigene KfZ-Werkstatt und Pflegedienst anzuschließen. Diese 
Investitionen sollen 1976 abgeschlossen werden. 

Der Standort aller Fahrzeuge ist Berlin bzw. MUhlenbeck. 

Die technische und organisatorische Leitung des Fuhrparks 
wird einem Fuhrparkleitor übertragen. 

Die Disposition der Transporte wird durch einen Transportdis- 
ponenten/Dispatcher vorgenommen. 


- 2o - 
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Dokument 74 


Günter Mittag 


Berlin, den 10. 12. 1975 


Erster Sekretär des 
Zentralkomitees der SED 

Genossen Erich Honecker 


Lieber Genosse Honecker l 

Entsprechend Deiner Weisung übergebe ich Dir anliegend 
folgende Materialien: 


1. Die ersten Ergebnisse der Überprüfung der GeschSfts- 
entwicklung der Fa. Intema mit Vorschlägen für Maß- 
nahmen als Anlage 1 . 

2. Grundsätze für die Arbeit mit den Parteifirmen, ins- 
besondere in der BRD als Anlage 2. 

Diese Grundsätze gehen von einer einheitlichen Leitung 
der ökonomischen und handelspolitischen Prozesse aus. 
Das Problem des Einsatzes von Kadern in diesen Firmen, 
das meines Erachtens nur in Abstimmung mit der DKP er- 
folgen muß, wird hier nicht berücksichtigt. 

Bei Inkrafttreten dieser Grundsätze ist auf jeden Fall 
zu garantieren, daß in diesen Fragen sowie bei der Ver- 


552 





2 


Wendung des erzielten Gewinne der einzelnen Firmen 
eine enge Abstimmung zwischen den Beteiligten erfolgt. 

3. Eine Aufstellung Uber Firmen, auf die diese Grundsätze 
anzuwenden sind als Anlage 3. 


Ich bitte uro Bestätigung. 


Mit kommunistischem Gruß 


Anlage 
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Anlage 1 


Geschäf tsentwlcklung der Firma Intema GmbH, Essen 


1 . Gründung und Aufgabenstellung für die Firma Intema 

Die Firma Intema GmbH (Internationale Zuseuranenarbeit , 
technischer Handel', Marktberatung) wurde am 27.01.1969 
mit einem Stammkapital von 200.000 DM gegründet, 
Gesellschafter der Firma Intema sind seit ihrer Gründung 



Albert Weichert 

mit 

100.000,-- DM 


Betty Weichert 

mit 

50.000,— DM 


Herbert Wagendorf 

mit 

50.000,— DM 

und einer stillen Beteiligung 

davon 

von 

300.000, — DM 


Albert Weichert 


225.000, — DM 

und 

Herbert Wagendorf 


75.000,— DM 


Die Zielstellung bestand in erster Linie darin, die Firma 
Intema in den Handel zwischen der DDR und der BRD auf 
dem Investitionssektor sowie bei der Vermittlung von Projekten 
im Anlagengeschäft einzubeziehen. 

Der AHB Metallurgiehandel sollte in der ersten Phase der 
Geschäftsentwicklung der Firma Intema die notwendigen 
finanziellen Grundlagen schaffen, um das Investitiona- und 
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Anlagengeschäft voll entwickeln zu können. 


2. Geschäftsentwicklung der Firma Interna 

Die Firma Intema hat sich seit ihrer Gründung im Jahre 1969 
im Handel zwischen der DDR und der BRD zu einem bedeuten- 
den Geschäftspartner entwickelt. 

Neben den Geschäftsbezlehungen zu den AHB Unitechna, WMW 
Export, Investexport und Industrieanlagen Import wurde 
das Geschäftsvolumen weitestgehend durch die Import- und 
Exportabschlüsse mit dem AHB Metallurgiehandel bestimmt. 


2.1. AHB Metallurgiehandel 

Die Exportverträge des AHB Metallurgiehandel mit der Firma 
Intema entwickelten sich von einem Volumen im Jahre 1973 
in Höhe von ca. 43 Mio DM, im Jahre 1974 auf ca. 98 Mio DM 
und 1975 auf ca. 77 Mio DM. 

Der Rückgang im Jahre 1975 ist in erster Linie auf die 
konjunkturell bedingten Preisreduzierungen zurückzuführen. 
Der Firma Interna ist es ln diesen 3 Jahren gelungen, auf 
einigen speziellen Gebieten des Metallurgiesektors stabile 
Absatzlinien in der BRD aufzubauen. 

Dies trifft insbesondere auf solche Waren, wie Rohre, Edel- 
stahl, verzinkte Bleche, kaltgewalzte Bleche und Walzdraht 
zu. 


Der AHB Metallurgiehandel hat der Firma Interna günstige 
Entwicklungsbedingungen geschaffen, indem für die BRD 
für o.g. Waren die Exklusivität übertragen wurde. 

Für einige Positionen wurden günstige Zahlungskonditionen 
elngerävimt . 
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Das Auftreten der Firma Interna in der BRD hat nicht nur 
zur Schaffung der erwähnten stabilen Absatzlinien geführt, 
sondern hat gleichzeitig gegenüber der Konkurrenz auf den 
Metallurgiesektor zur Stabilisierung unserer Exportpreise 
bzw. zur Erzielung optimaler Preise beigetragen. 

Die von der Firma Interna während der Leipziger Herbst- 
messe 1974 für das IV. Quartal 1974 und das I. Quartal 1975 
abgeschlossenen Verträge lagen in ihren Preisen aus der 
heutigen Sicht wesentlich über dem Marktpreishiveau . 

In der Zeit von September 1974 bis zum Juni 1975 wurden 
Preisrückgänge bis zu 50 % verzeichnet. 

Aus dem Jahre 1974 sind nach Angabe der Firma Interna 
durch den Preisverfall Belastungen in Höhe von 5,7 Mio DM 
(davon 3,8 Mio DM bei der Firma Ferrum) auf getreten. 

Vom AHB Metallurgiehandel wurden gegenüber der Firma Interna 
aufgrund der Preisentwicklung in der BRD außerdem Markt- 
preisangleichungen auf bestehende Verträge im Jahre 1975 
von 7,5 Mio DM gewährt. 

Für nicht qualitätsgerechte und termingemäße Exporte der 
DDR Metallurgie in den Jahren 1974 und 1975 mußten 
Reklamationen im Werte von 1,2 Mio DM anerkannt werden. 

Die Geseimtforderungen des AHB Metallurgiehandel betragen 
per 31.10.1975 24,7 Mio DM, davon sind 1,3 Mio DM über- 

fällig (älter als 30 Tage) . 

Das Importvolumen des AHB Metallurgiehandel erhöhte sich 
von 1969 mit 8,2 Mio DM auf 60,5 Mio DM im Jahre 1975. 

Die Firma Interna führt die Geschäfte als Eigengeschäft und 
auf Provisionsbasis durch. Es werden Rohre sowie diverse 
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NE-Erzeugnisse durch den AHB Metallurgiehandel importiert. 

In Zuseunmenarbeit mit dem Westdeutschen Stahlkontor wurde 
die Firma Intema beim Import von Warmband und diversen 
Flachprodukten eingeschaltet. 

Für die Finanzierung der mit der Firma Interna abge- 
schlossenen Importverträge mit einem Zahlungsziel von 
360 Tagen wurden Forfaitierungsvereinbarungen mit der 
Ost-West-Handelsbank und der Bank für Gemeinwirtschaft 
getroffen. Außerdem setzt der AHB Metallurgiehandel den 
größten Teil seiner planmäßigen Barmittel mit ca. 

20,0 Mio DM ein. 


2.2. Geschäftsbeziehungen der Firma Interna zu anderen 
AHB der DDR 


Die Firma Interna unterhält zu weiteren AHB der DDR Ge- 
schäftskontakte . 

Auf dem Anlagensektor sind bei der Firma Intema Verluste 
entstanden, da Lieferungen nicht immer termingemäß und 
qualitätsgerecht erfolgt sind, z. B. Blähtonanlage. 

Für diesen Teil der Geschäftstätigkeit der Firma Interna 
ist Herr Wagendorf voll verantwortlich. 


2.3. Geschäftsbeziehungen der Firma Interna zu NSW-Firmen 

2.3.1. SM-Stahl (Herr Strobl). Oberhausen 

Zu direkten Geschäftskontakten kam es zwischen der Firma 
Interna und der Firma SM Stahl beim Verkauf von Lagerware 
an die Firma SM Stahl im Werte von 6 Mio DM. 
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Die hierzu getroffenen Festlegungen hinsichtlich der finan- 
ziellen Abwicklung beim Weiterverkauf der Lagerware führten 
bei der Endabrechnung zu Forderungen der SM-Stahl gegenüber 
der Firma Intema. 

Diese Forderungen hat die Firma Interna bisher noch nicht 
ausgeglichen. 

In den Monaten Juli. und August 1975 wurden Gespräche 
zwischen der Firma Intema und der Firma SM Stahl über 
die Gewährung eines Kredites in Höhe von 10 - 13 Mio DM 
zu Gunsten Intema geführt. 

Diese Kreditbeschaffung wird von der Bildung eines Firmen- 
konsortiums sowie einer Umsatzgarantie des AHB Metallurgie- 
handel von jährlich 300 Mio DM abhängig gemacht. 

Vom AHB Metallurgiehandel wurde die Umsatzgarantie abge- 
lehnt. 


2.3.2. Westdeutsches Stahlkontor Esser & Co. / Düsseldorf 


Anläßlich der Leipziger Herbstmesse 1975 wurde eine 
Vereinbarung abgeschlossen. 

Danach erhält die Firma Intema für alle von der Firma 
WSK mit dem AHB Metallurgiehandel abgeschlossenen Verträge 
eine Provision in Höhe von 1 % des Lieferwertes. 

Diese Vereinbarung ist bis Ende 1978 befristet und be- 
inhaltet einen jährlichen Umsatz von je 50 Mio Export 
und Import des AHB Metallurgiehandel. 
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2.4. Beteiligungen der Firma Interna an Produktionsbetrieben 
in der BRD 


2.4.1. Ferrum AG & Co. KG (Inhaber Schäfer AG), Goslar und 
Bohmte/BRD 

Die Firma Interna hat 100 % = 1 Mio DM der Aktien der 
Ferrum AG. 

Rund 300 Kommanditisten repräsentieren ein Kommandit- 
kapital von ca. 15^6 Mio DM. 

Die Sperrfrist ist ab 01.01.1978 abgelaufen. 

Am 01.12.1975 wurde eine Generalversammlung der Kommanditisten 
durchgeführt, deren Ergebnis noch nicht vor liegt. 

Die Forderungen der Firma Interna und der Firma Hugo Schmidt 
GmbH gegenüber der Firma Ferrum betragen per 26.11.1975 
rund 15 Mio DM. 

In diesen Forderungen sind noch überhöhte Preise aus den 
Materiallieferungen des Jahres 1974 ln Höhe von 3,8 Mio DM 
enthalten . 

Unter Berücksichtigung noch vorhandener Rohmaterialien und 
Fertigteile in Höhe von 2,5 - 3,0 Mio DM verbleibt ein 
Defizit von 11,2 Mio DM. 

Die Firma beschäftigt sich mit der Herstellung von Bau- 
stahlmatten und Flachheizkörpern. 

Die derzeitigen Voraussetzungen für die Produktion und 
die Absatzlage sichern keinen Gewinn. 

Außerdem werden Wechselverbindlichkeiten in Höhe von 
rund 4 Mio DM des früheren Inhabers laufend fällig. 

Mit weiteren Verbindlichkeiten muß gerechnet werden. 
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Zwecks notwendiger Rationalisierungsmaßnahmen werden 
zur Zeit Verhandlungen Uber die Gewährung eines Landes- 
investitionskredits in Höhe von 3 Mio DM geführt. 

Bei Erteilung des Kredits besteht eine Sperrfrist von 
5 Jahren (keine Veräußerung der Firma in dieser Zeit 
möglich) . 

Die bisherigen Bemühungen zum Verkauf an die Salzgitter AG 
und an die Firma Korf sind negativ verlaufen. 

Als Begründung wurden die nicht abschätzbaren Risiken 
und die Konzeption der KG mit der großen Anzahl der 
Kommanditisten angegeben. 


2.4.2. Hugo Schmitz GmbH, Wattenscheid 

An dieser Firma ist die Firma Interna mit 78,6 % Anteils- 
eigner (20.000,-- DM »= 100 %) . 

Bei der Firma Schmitz handelt es sich um einen Produktions- 
betrieb, der Kaltband herstellt und über vereiterte Anlagen 
verfügt. Die Konkurrenzfähigkeit zu gleich gelagerten Be- 
trieben könnte erst nach umfangreichen Investitionen her- 
gestellt werden. 


2.4.3. Beyer GmbH, Siegen 

An dieser Firma ist die Firma Intema mit 80 % Anteils- 
eigner (90.000,— DM = 100 %). 

Es handelt sich um einen Stahl-Service-Betrieb mit Lager- 
haltung, der sich auf die Bearbeitung von verzinktem 
Material konzentriert, welches in den gewünschten Formaten 
an Einzelhändler und Endverbraucher geliefert wird. 
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3 . Maßnahmen 


3.1. Übernahme der Gesellschaf teranteile der Firma Intema 

GmbH durch die DDR über eine holländische bzw. schweizer 
Firma. 

Abschluß eines Leibrentenvertrages mit den Genossen 
Albert Weichert auf der Grundlage einer Bewertung der 
Firma Interna (Ende 1973 ergab eine Bewertung eine Grund- 
lage von 645 TDM für die Leibrente) . 

Einmalige Abfindung von H. Wagendorf. 

Verantwortlich : Gen. Steidl 

Gen. Dr. Schalck 

Termin: 15.01.1976 


3.2. Einsatz von Geschäftsführern bei der Firma Interna 
und der Firma Ferrum. 

Verantwortlich : Gen. Steidl 

Gen. Dr. Schalc)c 


3.3. Nach Abschluß der Überprüfung der Firma Intema und den 
angeschlossenen Firmen durch einen holländischen Wirt- 
schaftsprüfer einschließlich der Betriebsorganisation 
sind konkrete Maßnahmen für die Weiterftihrung der Firma 
Ferrum AG & Co. KG und der schnellstmöglichen Ver- 
äußerung der Firmen Beyer GmbH und Schmitz GmbH. 

Der Verkauf der Firma Ferrum ist erst nach Stabilisierung 
des Betriebes anzustrengen. 

Verantwortlich : Gen. Dr. Schalck 
Termin: 15.02.1976 
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3.4. Das erforderliche Umsatzvolumen der Außenhandelsbetriebe 
der DDR mit der Firma Interna ist auf der Basis des Jahres 
1975 durch konkrete Vereinbarungen für das Jahr 1976 
zu gewährleisten. 

Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck 

Termin; 10.01.1976 


3.5. Der AHB Metallurgiehandel ist zu beauftragen, im Ver- 
laufe des Jahres 1976 1,9 Mio DM als Teil des bei der 

Firma Intema durch den Preisverfall eingetretenen Verlustes 
durch entsprechende Maßnahmen auszugleichen. 

Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck 
Termin; 30.09.1976 


3.6. Der Firma Intema ist aus Mitteln, die vom Leiter des 

Bereiches Kommerzielle Koordinierung verwaltet werden, 
ein Kredit in Höhe von 3,8 Mio DM mit einer günstigen 
Zinsrate und einer Laufzeit von 2 Jahren zur Verfügung 
zu stellen. 

Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck 
Termin; 15.01.1976 


3.7. Nach Übernahme der Firma Interna durch die DDR sollte 
überprüft werden, ob die Ablösung des von der Firma 
Westdeutsches Stahlkontor Esser & Co. gewährten Kredites 
in Höhe von 10 Mio DM aus Krediten der Deutschen Handels- 
bank AG u.ä. möglich ist. 

Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck 

Termin ; 28.02.1976 


562 




Grundsätze 


1 . Einheitliche Leitung der ökonomischen und handels- 
politischen mit der Abgrenzung der Verantwortung für 
die politischen Prozesse. 


2, Auf g«d?enstellung der Firmen: 

Erwirtschaftung von Valuten für die Partei bei gleich- 
zeitiger Minimierung des zu versteuernden Gewinns auf 
der Grundlage von Geschäftsbeziehungen (Export und 
Import) zu den Außenhandelsbetrieben der DDR. 


3. Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse: 

Die Firmen dürfen kein Privateigentum sein. 

Die Übernahme der Gesellschafteranteile hat über eine 
Holding in den Niederlanden oder in der Schweiz zu 
erfolgen . 


4. Geschäftsführer sind nur Angestellte. 


5. Geschäftsgrundlage: 

Vermittlungs- und Provisionsgeschäf te aus Exporten und 
Importen mit verstärkter Orientierung auf Exporte der 
DDR. 
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EigengeschSf te nur auf der Grundlage fester Absatz- 
und Bezuglinien. 

Ausgenommen sind: 

- Investitions“ und Anlagengeschäfte 

- Kauf von Produktionsbetrieben. 


6. Für die Geschäftstätigkeit sind Konzeptionen zur Be- 
stätigung von den Geschäftsführern vorzulegen. 


7. Vorlage einer Jahresabschlußbilanz sowie monatliche 
Berichterstattung über die Entwicklung der Forderungen 
und Verbindlichkeiten, des Lagerbestandes und der Kosten. 


8. Einsatz eines Wirtschaftsprüfers zur Begutachtung der 
Jahresabschlußbilanz bzw. bei Notwendigkeit im Verlaufe 
eines Geschäftsjahres. 


9. Sicherung von zuverlässigen Rechtsbeiständen für die 
Firmen . 


IO. Erteilung von Auflagen für das Export- und Importvolumen 
gegenüber den Außenhandelsbetrieben der DDR zur Sicherung 
des erforderlichen Umsatzvolumens für die einzelnen 
Firmen unter Berücksichtigung zentraler Festlegungen. 


564 




3 


1 1 . Analog zu der erfolgten Spezialisierung der nationalen 
Vertretergesellschaften ist bei den Firmen eine 
Konzentration auf wenige Außenhandelsbetriebe der DDR 
durchzusetzen . 


12. Die Grundsätze treten am 01. Januar 1976 ln Kraft. 
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Anlage 3 


Aufßtellung der Firmen/ auf die die Grundsätze Anwendung 
finden sollten 


Firma Nolte KG, Bochum 

Firma Interna GmbH, Essen und angeschlossene Firmen 
Firma Wittenbecher GmbH, Essen 

Firma Wittenbecher Handelsgesellschaft, Westberlin 

Firma Deutsche Handelsgesellschaft, Westberlin 

Firma Chemoplast GmbH, Westberlin 

Firma Plast-Elast, Essen 

Firma Langenbruch , Wuppertal 

Firma Meldner, Hamburg 

Firma Mebama, Rotterdam 

Firma Friam, Haarlem 

Firma Cometin, Schweiz 

Firma RKL Lämmerzahl, Neunkirchen 

Firma Socoli, Brüssel 
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Dokument 75 


WC 


Mini st errat 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


' ' c / ^ ■' H cC'£ 

Berlin, den 15. 12.^1 

Vertrauliche V'erscI 
MfS 0 0 8 Nr: 
_^Z_Z_.Ausf.. 


Befehl Nr. 1/75 

zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
Verlassens der DDR und Bekämpfung des staatj 
schenhandels 


Blatt 

3/<a^ i.' 
Uil'. 


e^v-^stzlichen 
liehen Men- 



Der Gegner versucht in zunehmender 
legte politisch-ideologische Div^e 
takttätigkeit als Elemente seii^ 
rung Einfluß auf Burger der 
bürgerlichen Ideologie zu 


durch eine breit ange- 
und Kontaktpolitik/Kon- 
chologischen Kriegsfüh- 
gewinnen, sie im Sinne der 
eren und unter anderem bei 


ihnen den Entschluß zum 

Im Rahmen der gegen 
Tätigkeit ist die Or 
der DDR und des 
richtung des 


n der DDR zu wecken, 

ilismus gerichteten subversiven 
5rung des ungesetzlichen Verlassene 
rndlichen Menscheniiandels eine Haupt- 
Vorgehens, 


Sni; 
scher 
gungen, 
der DDR 


spannungsfe^ 
Staate 
Bü 


le Kreise der 3RD, anderer nichtsozialisti- 
festberlins unternehmen verstärkte Anstren- 
DDR abzuwerben, zum ungesetzlichen Verlassen 
reiten und auszuschleusen. 


Dabei sie vielfältige Mittel und Methoden, um Bürger 

der aBBHurch verlockende Angebote und Versprechungen irrezu- 
^ie zum ungesetzlichen Verlassen bereiten Personen zum 
an der DDR zu bewegen und für Spionage sowie eindere sub- 
Lve Zwecke zu mißbrauchen. 
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In den Aufnahiaelagern, Befragimgs- und Sichtungsatellen, spe- 
ziellen Einrichtungen des Staates und der Wirtschaft und durch 
die Geheimdienste in der 3RD und V/estberlin werden sie 

durch vielfältigen psychischen, materiellen und fi- 
nanziellen Druck zum Verrat erpreßt, 

über Kenntnisse zu Personen, Sachverhalten und Ob- 
jekten systemaxisch abgeschöpft, 

dazu mißbraucht, weitere zur Ausschleusung sowie 
als feindliche Stützpunkte geeignete Personen in der 
DDR zu benennen bzw, zuzuführen 

und BO in die zielgerichtete und verstärkte Fortführung der 
subversiven Tätigkeit gegen die DDR und andere sozialistische 
Staaten sowie in die Pläne der imperialistischen Machtorgane 
zur Zersetzung der Arbeiterklasse und Abhaltung von ilrem re- 
volutionären Kampf einbezogen» 

Der staatsfeindliche Menschenhandel ist gekennzeichnet durch 
zimehmende Intensität, Skrupellosigkeit und Raffiniertheit und 
wird unter Anwendung terroristischer, Leben und Gesundheit ge- 
fährdender Mittel und Methoden, im Zueammenvrirken feindlich- 
negativer und krimineller Kräfte und verstärkt durch interna- 
tional organisierte kriminelle Menschenhändlerbanden durchge- 
führt . 

Der Gegner verfolgt durch die Abwerbung vor allem von Fach- 
kräften und ihre zielgerichtete Abschöpfxxng vorrangig das Ziel 
die DDR international zu diskreditieren, ihre Wirtschaftskraft 
zu schwächen, den Prozeß der sozialistischen Ökonomischen Inte 
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gration zu hemmen und zu stören, Ansatzpunlfte für weiter' 
veraive Handlungen zu schaffen sowie gleichzeitig den ei 
Mangel- an Spezialisten auf einzelnen Gebieten auszugleic 
und damit das kapitalistische V/irtschaf tspotential zu st 

Durch Auftraggeber und kriminelle Banden v/urde der Mensc 
handel zum Gegenstand der Spekulation, der finanziellen 
cherung und des Profitstrebens und ist vor allem auf sol 
Personen gerichtet, die wegen ihrer beruflichen Ausbildu 
speziellen Fähigkeiten oder besonderen Kenntnisse für de 
ner von großer Bedeutung sind. 

In verbrecherischer Weise v/erden alle sich bietenden Anr 
punkte v/ie 


Kontakte aus den verschiedensten Anlässen zu 
der DDR, 

familiäre und andere verv/andtschaf tliche Bezi- 
gen in die DDR, 

noch vorhandene f eindlich-negative , bzw. politi 
schwankende Kräfte sowie 

durch leichtfertiges bzw. verantwortungsloses 
halten hervorgerufene begünstigende Umstände 
dingungen innerhalb der DDR 

zur Organisierung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
des staatsfeindlichen Menschenhandels ausgenutzt und dat 
völkerrechtliche Regelungen und zwischenstaatliche Vere: 
rungen gröblichst verletzt. 
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Die permanenten Bestrebungen entspannungsfeindlicher Kräfte in 
staatlichen Institutionen, Konzernen, gesellschaftlichen Orga- 
nisationen und Einrichtungen, völkerrechtlich verbindliche Ver- 
träge und Vereinbarungen in ihrer Substanz anzugreifen und 
auszuhöhlen und die geübte Praxis, Verbrechen, ';d.e sie von 
kriminellen Menschenhändlerbanden und Einzeltätern organisiert 
werden, zu dulden und zu unterstützen, stellen schwerwiegende 
Angriffe gegen die Sicherheit und Ordnung der DDR und anderer 
sozialistischer Staaten dar. 

Durch die fortgesetzte Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten und Mißachtung der Unverletzlichkeit der Grenzen sowie 
territorialen Integrität gefährden sie den Entspannungsprozeß 
und die Entwicklung normaler friedlicher Beziehungen zwischen 
den Staaten. 


Zur weiteren Qualifizierung der politisch-operativen Arbeit 
im Kampf gegen diese Hauptrichtung des gegnerischen Vorgehens 


befehle ich: 


1 . Die zielgerichtete Vorbeugung, Aufklärung und Verhinde- 
rung des ungesetzlichen Verlassene der DDR und Bekämpfung 
des staatsfeindlichen Menschenhandels ist Aufgabe aller 
Dieneteinheiten des MfS. 
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1 ,1 . Die Leiter der Diensteinheiten haben entsprechend der ihnen 
übertragenen Verantwortung und der politisch-operativen 
Lage in den Verantwortungsbereichen den konzentrierten 
Einsatz aller geeigneten Kräfte, Ivlittel und Methoden, die 
zielstrebige Ausschöpfung aller politisch-operativen Mög- 
lichkeiten des MfS und der Möglichkeiten anderer Schutz- 
und Sicherheitsorgane, staatlicher und wirtschaftsleitender 
Organe, Betriebe, Kombinate und, Einrich tungen sov/ie gesell- 
schaftlicher Organisationen und Kräfte in ihren Verant- 
wortungsbereichen zur Lösung folgender grmidsätzlicher 
politisch-operativer Aufgaben zu gewährleisten: 


- Organisierung einer wirksamen vorbeugenden politisch- 
operativen Arbeit zum rechtzeitigen Erkennen politisch 
negativer und labiler Denk- und Verhaltensweisen, die 
zur Entwicklung von Absichten zum ungesetzlichen Verlassen 
der DDR führen köruien, und zur Aufdeckung, Beseitigung 
bzw. weitgehenden Einschränkung aller Ansatzpunkte, Ursachen, 
begünstigenden Umstände und Bedingungen für die Durch- 
führung derartiger Absichten, einschließlich von Lücken 
in den politisch-operativen Sicherungssystemen, die für 
die Planung, Vorbereitung und Durchführung des ungesetz- 
lichen Verlassens der DDR sowie von Ausschleusungen be- 
deutsam sind; 


rechtzeitige Aufklärung aller Pläne, Absichten und Maß- 
nahmen des Gegners, von Veränderxmgon in den Angriffs- 
richtungen, in der Anwendung von Mitteln vmd Methoden, 
von eingesetzten Kräften, bei Inspiratoren, Organisatoren 
und Hintermännern sowie von neuen Möglichkeiten, die sich 
für den Gegner aus Veränderungen der Lage ergeben; 
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rechtzeitige Erarbeitung von Hinweisen auf beabsichtig- 
tes, gepleintes oder vorbereitetes ungesetzliclies Verlas- 
sen der DDR, insbesondere mittels Grenzdurchbrüche oder 
Schleusungen; 

unverzügliche Bearbeitung und Klärung aller Hinweise 
- unter Beachtung möglicher Zusammenhänge zu anderen 
feindlich-negativen Handlungen - und Durchführung wirk- 
samer Maßnahmen zur Verhinderung von Angriffen gegen 
die Staatsgrenze der DDR, feindlich-negativen demonstra- 
tiven Handlungen und Provokationen, der Abwerbung, Aus- 
schleusung und Einbeziehung von DDR-Bürgern in die Tä- 
tigkeit der kriminellen Menachenhändlerbanden oder an- 
dere subversive Aktivitäten; 

umfassende Aufklärung aller geliuigenen Fälle des unge- 
setzlichen Verlassena der DDR, der dabei benutzten Wege, 
angewandten Mittel und Methoden, von Helfern und Stütz- 
punkten sowie der Rückverbiudungen in die ehemaligen Ar- 
beite- und Preizeitbereiche und Durchführung wirksamer 
Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Grenzübertritte; 

umfassende Aufklärung der kriminellen Menschenhändler- 
banden, der Inspiratoren, Organisatoren und Hintermän- 
ner und ihrer Angriffsrichtungen, Pläne, Absichten und 
Maßnahmen' sowie ihrer Mittel und Methoden; 

Erschließung aller Möglichkeiten für die Beweisführung 
zum Zusammenwirken von staatlichen Institutionen, Ge- 
heimdiensten, Konzernen und anderen Einrichtungen oder 
Organisationen, die gegen den Sozialismus feindlich tä- 
tig sind, mit den kriMnellen Menschenhändlerbanden und 
der von ihnen orgeuiisierten permanenten Verletzung völ- 
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kerrechtlicher Verträge und Vereinbarungen, ihres Miß- 
brauchs und der Versuche dieser feindlichen Kräfte, den 
Sn t sp annungspr o z e ß auf zulial t en ; 

- Schaffung von Möglichkeiten ixnd Voraussetzungen für of- 
fensive politische Maßnahmen von Partei und Regierung 
und für entsprechende politisch-operative Maßnahmen des 
MfS durch die Informierung der zuständigen Partei- und 
Staatsorgane im Verantwortungsbereich und Gsv/ährleistung 
dos abgestimmten Zusammenwirkens mit diesen und den 
wirtschaftsleitenden Organen, Betrieben, Kombinaten und 
Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Orgai'xisationen 
und Kräften bei der Vorbeugung, Aufklärung und Verhin- 
derung des ungesetzlichen Verlasscns der DDR. 

1.2. Zur Erhöhung; der V/irlcsamkeit der Vorbeugung sind vielfäl- 
tige Formen der Bewertung und Anerkennung solcher Arbeits- 
ergebnisse zu entwickeln und anzuwenden, v/o 

durch das frühzeitige Erkennen von Absichten des un- 
gesetzlichen Verlassene der DDR und die Einleitung 
rechtzedtiger Gegerimaßnahmen die vom Gegner verlei- 
teten Personen von ihrem Vorhaben abgebracht und wie- 
der voll für die sozialistische Gesellschaft zurück- 
gewonnen werden, 

beweiskräftige Dokumentationen erarbeitet werden, 
welche die Grundlage für die Entlarvung des raffi- 
nierten Vorgehens des Gegners bilden und in differen- 
zierter Weise in der gezielten Öffentlichkeitsarbeit 
Anwendung finden können, 
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ausbaufähige Grundlagen für das Eindringen in die kri- 
minellen Menschenhändlerbanden imd die Entlarvung der 
Inspiratoren, Organisatoren und Kinterraänner geschaf- 
fen werden. 

1.3« Zur wirksamen Vorbeugung, Aufklärwig und Verhinderung des 

ungesetzlichen Veriassens der DDR und des staatsfeindlichen 
Menschenhandels sind die polltisch-operativen Prozesse durch 
einheitlich geplanten, koordinierten und konzentrierten 
Einsatz der Kräfte, Mittel und Methoden bei zuverlässiger 
Wahining der Konspiration luid Geheimhaltung und unter Nut- 
zung aller geeigneten Ansatzpunkte und Möglichkeiten, wei- 
ter zu qualifizieren und wirksamer zu gestalten. 

Entscheidende Voraussetzung ist die zielgerichtete Er- 
schließung der operativen Basis des MfS in der DDR und 
im Operationsgebiet durch allseitige Nutzung der Möglich- 
keiten der IM und GMS sowie deren Verbindungen, das Er- 
kennen und Nutzen aller Ansatzpunkte für die systemati- 
sche Suche, Auswahl und Gewinnung neuer IM, um in die 
Zielgruppen des Gegners xmd die kriminellen Menschennänd- 
lerbanden einzudringen. Damit sind zielgerichtet Informa- 
tionen über politisch-operativ bedeutsame Personen iind Sach- 
verhalte zu erarbeiten und erforderliche Grundlagen für 
die weitere Qualifizierung der Entwicklung und Bearbei- 
tung Operativer Vorgänge zu schaffen. 

Die operativen Mitarbeiter und die Offiziere im besonde- 
ren Einsatz sind noch besser zu befähigen, verantwortungs- 
bew\xflt, umsichtig \ind unter Einsatz ihrer ganzen Persön- 
lichkeit die ihnen übertragenen politisch-operativen Auf- 
gaben in hoher Qualität und unter Ausnutzung aller ihrer 
Möglichkeiten wirksam ,zu lösen. 
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2, Die Leiter haben die politisch-operative Arbeit ihrer 
Diensteinheiten, bei zuverlässiger Gewährleistung der 
Sicherheit und Ordnung im gesamten Yerantv/ortungsbereich, 
insbesondere auf die Lösiuig folgender spezifischer Auf- 
gaben zur Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der 
DDR und Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
zu konzentrieren. 

2.1. Bei der verstärkten Sicherung der politisch-operativen 

Schwerpunktbereiche ist die vorbeugende Arbeit vorrangig 
auf Personen mit wichtigen Spezialkenntnissen, Geheim- 
nisträger und im Blickpunkt der Öffentlichkeit stehende 
Personen auszurichten, wie 

Angehörige der vässenschaftlichen, wissenschaft- 
lich-technischen und medizinischen Intelligenz, 

Fachkräfte aus solchen ökonomischen Berei- 
chen, die für die weitere Vertiefung und Be- 
schleunigung der sozialistischen ökonomischen 
Integration, die weitere konsequente Durch- 
setzung des sozial-politischen Programms der 
SED sowie fUr die Sicherheit und Verteidi- 
gungsbereitschaft der DDR von großer Bedeutung 
sind, 

Mitarbeiter des Außenhandels, 

Reisekader und im grenzüberschreitenden Verkehr 
tätige Personen, 

Angehörige und ehemalige Angehörige der be- 
waffneten Organe, 
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Personen, deren politisch-operative Sicherung 
besonders im Interesse der Verhinderung ilirer 
Ausnutzung zur politischen Diskreditierung 
der DDR erforderlich ist, wie 

, Kunst- und Kulturschaffende, 

. Sportfunktionäre und Leistungssportler, 

. Mitarbeiter der Volksbildung, 

im Zusammenhang mit der Realisierung abge- 
schlossener Verträge und Vereinbarungen an der 
Staatsgrenze der DDR zur BRD bzw. zu '.Vest- 
berlin zum Einsatz kommende Kräfte, 

Angehörige diplomatischer und anderer Vertre- 
tungen der DDR im Ausland. 

2.2« Vorrangige Durchführung aller erforderlichen Maßnahmen 
zur Abwelir der gegen das Gesundheits- und Sozialwesen 
der DDR gerichteten Angriffe des Gegners, der durch die 
Abwerbung von Ärzten, von mittlerem medizinischen Perso- 
nal, von Studenten medizinischer Ausbildungseinrichtun- 
gen sowie von medizinischem Hilfe- und Verwaltungsperso- 
nal die Arbeitsfähigkeit medizinischer Einrichtungen zu 
stören und die ärztliche Versorgung und medizinische Be- 
treuung der Patienten zu gefährden versucht, 

2.3« Durchführung wirksamer Maßnahmen zur Sicherung der Staats- 
grenze durch Gev/ährleistung einer hohen Sicherheit und 
Ordnung im Grenzgebiet lond im grenznahen Raum zur Verhin- 
derung von 

ungesetzlichen- Grenzübertritten durch Überwinden 
der Grenzsicherungaanlagen, 
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Provokationen, feindlich-negativen deraonstra tiven 
und anderen schädigenden Handlungen« 

2.4. Verhinderung von Grenzdurchbrüchen unter Anwendung terro- 
ristischer Mittel und Metl.oden , insbesondere von 

Schußwaffen, l.Iuniticn, Sprengmitteln, Narkotika 
und Giften, 

schv/erer Technik, 

Flugzeugentführungen und gewaltsamen Angriffen auf 
andere Verkehrsmittel sowie 

Geiselnahjuen. 

Bei der Organisierung der vorbeugenden politisch-opera- 
tiven Arbeit sind Gev/alt- und Rückfalltäter besonders zu 
beachten. 

2.5. Gewährleistung der 

wirksamen Organisation und Gestaltung des Kontroll- 
und Abf ertigiungsregimes im engen Zusanmenwirlcen mit 
den Kräften der Zollverwaltung zur Aufklärung und 
Verhinderung von Personen- und Sachs chleusungen in 
Zusammenhang mit staatsfeindlichem Menschenhandel 
und ungesetzlichen Verlassen der DDR, 

Realisierung der erforderlichen Pahndungsraaßnahmen, 

Verhinderung von feindlich-negativen demonstrativen 
Handlungen und Provokationen 
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an den Grenzübergangsstellen. 

2.6. Vervollkomrrnung der operativen Sicherur.t^s- , Kontroll- und 
Beobachtungssysterae auf und an den Transitwegen zur Auf- 
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der 
DDR und des staatsfeindlichen Menschenhandels sowie sorg- 
fältige Dokuinentierung aller Mißbrauchshandlungen (Artikel 
16 des Transitabkoromens ) entsprechend den geltenden 
dienstlichen Bestitnmungen und V/eisungen. 

2.7. Durchführung differenzierter Maßnahmen zur Unterbindung 
politisch-operativ relevanter Kontakte und negativer Ein- 
flüsse mit dem Ziel der Verhindernng des ungeset olichen 
Verlassens der DDR, vorv/iegend bei Personen, die 

einschlägig vorbestraft sind, 

keinem geregelten Arbeitsverhältnis nachgehen, 

Antrag auf Übersiedlung oder auf Eheschließung mit 
Personen aus nichtsozialistischen Staaten bzw. West- 
berlin und anschließender Übersiedlung stellten, 

sich mit dem Ziel, Hilfe bei ihrer beabsichtigten 
Übersiedlung zu erhalten, an die Ständige Vertretung 
der BRD oder andere Vertretungen nichtsozialisti- 
scher Staaten in der DDR wenden, 

enge persönliche oder andere Beziehungen zu Perso- 
nen aus nichtsozialistischen Staaten oder Westberlin 
unterhalten, welche zur Organisierung des staats- 
feindlichen Menschenhandels bzw. des ungesetzlichen 


578 




13 


WS MfS 008-1118/75 


Verlassens der DDR genutzt werden können, 

sich in ernsthaften Konfliktsituationen befinden, 

zu feindlich-negativen demonstrativen Handlungen 
neigen. 

2.8. Rechtzeitige Aufklärung und Verhinderung aller Versuche 
der Ausnutzung bzw. des Mißbrauchs 

der Privilegien und Immunitäten der Vertretungen 
und bevorrechteten Personen nichtsozialistischer 
und anderer politisch-operativ interessierender 
Staaten in der DDR, 

der den in der DDR akkreditierten Publikationsorga- 
nen und Korrespondenten gewährten Arbeitsmöglich- 
keiten, 

der Möglichkeiten, die sich aus der Einreise und 
dem Aufenthalt von Personen, insbesondere aus nicht- 
sozialistischen Staaten und Westberlin, ergeben, 

zur Organisierung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
und des staatsfeindlichen Menschenhandels» 

2 »9» Qualifizierte Durchsetzung aller gesetzlichen und dienst- 
lichen Bestimmungen zum Antrags- und Genehmigungsverfah- 
ren bei Reisen nach nichtsozialistischen Staaten und 
Westberlin, bei der Bearbeitung von Anträgen auf Ehe- 
schließung mit Bürgern nichtsozialistischer Staaten bzv/. 
Personen aus Westberlin, auf Übersiedlung in nichtsozia- 
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listische Staaten bzw. nach Westberlin sowie auf Entlas- 
sung aus der Staatsbürgerschaft der DDR im operativen Zu- 
sammenwirken mit der Deutschen Volkspolizei und den Orga- 
nen für Innere Angelegenheiten. 

2.10. Gewährleistung wirksamer Maßnalimen zur V.^rhinderung des 
ungesetzlichen Yerlasseiis der DDR ur*d des staatsfei. :dli- 
chen Menschenhandels durch 

qualifizierte Vorbereitung, Leitung und Durchfüh- 
rung polj tisch-operativer Fahndungen des MfS, 

lJutzung der Fahndungsmöglichkeiten der DVP, 

ständige Kontrolle von Unterschlupf- und Versteck- 
möglichkeiten sowie, der Personenbewegung ir. den 
Grenzgebieten, auf und an Transitwegen, 

schwerpunktmäßigen Einsatz von IM/GI.IS und anderen 
Kräften bei Fahndungsaktionen. 

3. Für die Koordinierung der politisch-operativen Aufgaben 

und Maßnahmen zur Gewährleistung des planmäßigen, konzen- 
trierten und wirksamen Vorgehens aller operativen Dienst- 
einheiten bei der Vorbeugung, Aufkläimng und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassene der DDR und Bekämpfung des 
staatsfeindlichen Menschenheuidels unter voller Wahrung 
ihrer linienspezifischen bzw. territorialen Verantwort- 
lichkeit ist mein 1. Stellvertreter, Genosse Generalleut- 
nant Beater, verantwortlich, der dabei eng mit meinem 
Stellvertreter, Genossen Generalmajor Mittig, zusaramen- 
arbeitet. 
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Als ständige Arbeitsorgane für die Lösung der Koordinie- 
rungsaufgaben sind in i.'.fS die Zentrale Koordinierungs- 
gruppe (ZKG) und in den Bezirksverwaltungen/Verwaltungen 
Bezirkskoordi .ierungsgruppen (BKG) zu bilden. 

In den H£...pt-/selb3tändigen Abteilungen sind für die Zu- 
sa!;’jnenarbeit r.iit der ZKG und in den Abteilungen der Be- 
zirksverv/altungen/Verv/altungen für die Zusanunenarbeit r.'.it 
der jev/oiligen BKG Richtungsoffiziere einzusetzen. 

Die ZKG har. bei der Lösung der nachfolgend gestellten 
Aufgaben eine enge, effektive und abge8timn;te Zusaipxicr.- 
arbeit mit den Haupt-Zselbs bändigen Abteilungen über .Ic- 
ren Richtungsoffiziere und mit den Bezirksver'.valtungen/ 
Verv/altungen über die BKG zu gewährleisten und den hier- 
für erforderlichen ständigen Informationsfluß zu sichern. 

Die Leiter der operativen Diensteir.heiten haben bei der 
Lösung der in den Absclinitten 1, und 2, gestellten grund- 
sätzlichen und spezifischen Aufgaben die ständige ui;d 
enge Zusammenarbeit mit der ZKG zu gewährleisten, 

. Die ZKG ist verantwortlich für die 

- ständige zentrale Analyse der politisch-operativen La- 
ge, die Gewährleistung der aktuellen Gesamtübersicht 
und die Herausarbeitung der politisch-operativen Schwer- 
punkte; 

- gründliche Vorbereitung notwendiger Pührungsentschei- 
dungen und zentraler Orientierungen zur 
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2r//ei und Gtändit.^n Verbes3orun£; der vcl '\ v <- 

renden Arbeit, um durch die Aufdeckur.r; und Beseiti- 
gung beglinstiger.der Umstände und Bedingungen du, 
Iviögliclh'.eiten des iVirlcens feindlicher Zentren und 
der kriieinell er. I.'eneclienhändlerbanden Immer weiter 
eirzuer.gen, 

Gev/ährleis tung des zielt^erichteten EiniSatzes der 
IM Und GMS , 

honseq.ienten und ui.ifassei d uj Aufklaruiig und terhin- 
deruii^ neu "..^esetzU eher Verlnssens der BDH, 


offensive;: Bekämpfung dev kriminellen Menschenk.änd- 
loi-bai.dc;. , ihrer Helfer und Stützpunkte in der DDn 
sowie der feindlicl'en Senvran im Opec'ationsgebiet ; 

ständige und sorgfältige Verall{;emeinerung aller in 
der pclitisch-opoiativen Avkelt uni durch die xorschur-.g 
gewonnenen Erfahrungen und Erkenntrdssc mit dem Ziel 
der weiteren Qualifizierung der operativen Prozesse; 

Informierung der operativen Diensteinheiten über neue 
politisch-operative Erkenntnisse , insbesondere über Ver- 
änderungen in den Angriffsrichtungen, in der Anwendung 
von Mitteln und Methoden und eingesetzten feindlichen 
Kräften unter Wahrung der Konspiration und Geheimhal- 
tung sowie die Orientierung und Instruierung der opera- 
tiven Diensteinlieiten bei voller V/ahrung, Durchsetzung 
und v/eiteren Stärkung ihrer Eigenverantwortung; 

Nutzung aller Möglichkeiten zur Qualifizierung der vor- 
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beugenden politisch-operativexi Arbeit zur Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR und des staats- 
feindlichen ;.Iens dl anhand eis durch 

Anwendung bev/ährter und neuer uiittel und Metlioden 
in der politisch-operativen Arbeit aller operativen 
Diensteinheiten des MfS, 

organisiertes Zusarmnenwiricen mit anderen Schütz- 
end Sicherheitsorganen, den staatlichen und v/irt- 
schaf tsleitenden Oigar.en, Betrieben, Kombinaten und 
Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Crganisatio- 
nen und Kräften durch die zuständigen Diensteinhei- 
ten des MfS und verstärkte operative Einflußnahme 
auf die volle '.VahrnehLmung der Eigenvsrantwortung 
für die vorbeugende Tätigkeit und die Beseitigung 
begünstigender Umstände und Bedingungen durch diese 

Entv/icklung und Weiterführung zweckmäßiger Formen des 
gemeinsamen Vorgehens und der gegenseitigen Unterstüt- 
zung der operativen Diensteinheiten beim Einsatz der 
Kräfte, Mittel und Methoden in der DDR und bei l-iaßnah- 
men im Operationsgebiet; 

Ausschöpfung und konzentrierten Einsatz aller geeigne- 
ten Kräfte, Ivlittel und Methoden sowie allseitige Nut- 
zung der Möglichkeiten zur Aufklärung 

unbekannter V/ege und Methoden des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR und des staatsfeindlichen Men- 
schenhandels, 
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der Auftraggeber, Werber, Keifer, Kuriere und 
Stützpunkte der kriminellen Menschenhändlerbanden, 

der Rückverbindungen in die DDR, einschließlich der 
Rückverbindungen solcher Personen, deren Antrag auf 
Üb ersiedl'ang in nichtsozialiatische Staaten bzv/. 
nach Westberlin stattgegeben v/urde , 

um noch vorhandene Lücken in den politisch-operativen 
Sicherungssystemen zu erkeruien und zu schließen sowie 
die Angriffe des Gegners rechtzeitig aufzudecken und 
wirksam zu verhindern; 

- Koordinierung des Einsatzes der inoffiziellen Mtar- 
beiter zur Bekämpfung des staatsfeindlichen i-enschen- 
handels und zur Bearbeitung bedeutsamer Operativer Vor- 
gänge zum ungesetzlichen Verlassen der DDR; 

- Anleitung, Unterstützung und Koordinierung der Bear- 
beitung aller Operativen Vorgänge zum staatsfeindli- 
chen Menschenhandel und besonders bedeutsamer Operati- 
ver Vorgänge ziun ungesetzlichen Verlassen der DDR 
durch die Vorgangs führ enden Diensteinheiten, 

3.2, Zur Gewährleistung der zentralen operativen Koordinie- 
rung des Kampfes gegen die kriminellen Menschenhändler- 
banden ist durch die ZKG ein 

Zentraler Peindobjekt Vorgang (ZPOV) 
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Darin alnd alle wesentlichen politisch-operativen Informa- 
tionen zu erfassen, zu analysieren und auf ihrer Grundlage 
Konzeptionen zur Bekämpfung und Zerschlagung der kriminel- 
len Menschenhändl erbenden zu erarbeiten. Die einzelnen 
kriminellen Menßchenhändlerbanden sind in 

Zentralen Operativen Vorgängen (ZOV) 

konzentriert und wirksam auf der Gnindlage von Operationa- 
plänen unter Anleitung und Koordinierung sowie mit Unter- 
stützung d\irch die ZKG jeweils von der Diensteinheit zu be- 
arbeiten, die dafür über die besten politisch-operativen 
Möglichkeiten und Voraussetzungen verfügt und deshalb da- 
mit beauftragt wurde. 

Personen, die verdächtig sind, Verbindtingen zu bereite er- 
kannten kriminellen Menschenhändlerbanden zu unterhalten, 
sind durch die operativen Dienst einheiten in ständiger Über- 
einstimmung mit dem Operationsplan des jeweiligen ZOV in 

Teilvorgängen oder Operativen Vorgängen 

bzw. wenn kein Zusammenhang mit einer in einem ZOV bear- 
beiteten kriminellen Menschenhändlerbande nachweisbar ist 
in 


Operativen Vorgängen 
zu bearbeiten. 

3.3* Zur Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels hat 
die ZKG darüber hinaus folgende Aufgaben zu realisieren: 

Koordinierung von Sofortmaßnahmen bei Feststellung 
unmittelbar bevorstehender Aktionen krimineller Men— 
schenhändlerbanden { 
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Gewährleistung der irülizeitigen Zusamineiiarbeit der 
operativen Diensteinheiten r.ä 'o den Diensteinlieiten 
der Linie IX, insbesondere bei der strafrechtlichen 
und strafprozessualen Einschätzung von Aucgar.gsma- 
teriali vr. und a.' ■loren Sachverhalten, der Vorberei- 
tung vnr. Pestnalrnen/Verhaf tuagen , Ibaßnalmen der Be- 
weisführung, Prägen der Kerauslosung von IM irn Zu- 
saimT.enliang mit der Einleitung von Ermittlungsverfah- 
ren sowie bei der UmerzieliUng und Wiedereingli'ede- 
rung straffällig gewordener Bürger; 

Koordinierung des Vorgehens der operativen Dienst- 
einheiten beim operativen Zusa.mTienwirkei. :.iit ande- 
rei'i Schutz- urid Sicherhei tsorgai'.en j 

Durchführui.'g eigener politisch-operativer MaLnalr;en 
zur Bekämpfung der kriminellen Menschenhändl<-rban- 
den, wie Führung v/ichtiger eigener IM, Vorgangsbe- 
arbeitung, Vorbereitung und Durchführuiig operativer 
Kombinationen und Spiele, Teilnahme an Treffs und 
andere. 

3.4. Zur Bekämpfung der kriminellen Menschenhändlerbanden 

sind im Operationsgebiet klug durchdachte und abgeatimm- 
te Maßnalimen unter strengster Wahrung der Konspiration 
und Geheimhaltung mit. dem Ziel durchzusetzen, deren Y/ir- 
kungsmöglichkeiten systematisch einzuengen, sie zu ver- 
unsichern, zu desinf ormieren und zu zersetzen, sie in 
Y/idersprüche untereinander, zu ihren Auftraggebern und 
ihrer Umwelt zu bringen, ihnen damit die Portsetz\ing 
ihrer verbrecherischen Tätigkeit zunehmend zu erschweren 
und sie letztendlich zu zerschlagen. 
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Entsprechende detaillierte Maßnahmen sind in streng ge- 
heimzuhaltenden Operationsplänen festzulegen. Ebenso ist 
bei der Rückgewinnung irregeführter Personen, die ausge- 
schleust wurden bzw. anderweitig die DDR ungesetzlich 
verlassen Laben, zu verfahren. 

In Zusammenarbeit mit den zuständigen Diensteinheiten 
und im Zusammenwirken mit den entsprechenden staatlichen 
Organen hat die ZKG offensive politisch-ope'rative Maß- 
nalimen und Aktionen offiziellen Charakters gegen die 

staatlichen Organe der BRD, anderer nichtsoziali- 
stischer Staaten sov/ie Behörden Westberlins, die 
den staatsfeindlichen Menschenhandel dulden und 
fördern, 

kriminellen Menschenhändlerbanden, deren Inspira- 
toren, Organisatoren, Hintermänner und Verbindungen, 

vorzubereiten, und diese sind nach erfolgter Abstimraung 
zwischen meinen zuständigen Stellvertretern und meiner 
Bestätigung durchzuführen. 

Dazu gehören insbesondere 

geeignete Publikationen in der DDR und in anderen 
sozialistischen Staaten; 

Lancierung entlarvender oder kompromittierender In- 
formationen und Materialien ins Operationsgebiet; 

diplomatische Aktivitäten; 
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Maßnahmen unter Ausnutzung von Rechtshilfemöglich- 
keiten der zuständigen Justizorgane der DDR; 

Vorbereitung von Materialien, Dokumentationen und 
Protesten für die Transitkommission gemäß Artikel 
19 des Transitabkommens sowie für die Gespräche der 
Beauftragten gemäß Artikel 8 der Vereinbarung über 
den Reise- und Besucherverkehr in Zusammenarbe-it 
mit den zuständigen Diensteinheiten und deren Über- 
gabe an die ZAIG. 

4. Die Leiter der Bezirksverwaltungen/Verwaltungen haben 

die konkrete Aufgabenstelliang für die BKG analog der Auf- 
gabenstellung für die ZKG festzulegen. 

Die Bezirkskoordinierungsgruppen DKG) sind ständige 
strukturelle Arbeitsorgane der Leiter der Bezirksverwal- 
tungen/Verwaltungen, ihnen unmittelbar zu unterstellen 
tmd von ihjien anzuleiten und zu kontrollieren. 

Die Leiter der Bezirksverwaltungen/Verwaltungen haben 
die Struktur der BKG entsprechend der politisch-operati- 
ven Lage im Verantwortungsbereich, ihrer eigenen und der 
ihnen vermittelten Erkenntnisse und Erfahrungen verant- 
wortlich festztilegen und die kadermäßige und materielle 
Sicherstellung zu gewährleisten. 

Die Stellvertreter Operativ haben in enger Zusammenar- 
beit die Möglichkeiten der BKG für die Qualifizierung 
der politisch-operativen Arbeit bei der Vorbeugung, Auf- 
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassena 
der DDR und Bekämpfung d,es staatsfeindlichen Menschenhan- 
dels voll auszuschöpf eni 
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Die BKG haben bei der Lösung der i'.n.en gestellten Aufga- 
ben eng mit der ZKG, den Stellvertretern Operativ, den 
Diensteinl'.ei ten der Bezirksverv/altung/Verwalturg sowie 
mit den BKG der anderen Bezirksverv/altungen/Verwaltungen 
zusammenzuarbeiten. 

Die BKG haben sich insbesondere auf die Lösung folgender 
Aufgaben zu konzentrieren: 

Ständige Analyse der Entwicklung der politisch-ope- 
rativen Lage, Gewährleistung der al:tuellen Gesamt- 
übersicht sowie die Herausarbeitung der politisch- 
operativen Schwerpunkte; 

Gewährleistung der Gesamtübersicht über den Stand 
der Bearbeitung aller im Verantwortungsbereich der 
Bezirksverwaltung/Verwaltung vorhandenen Operativen 
Vorgänge, OPK und operativ bedeutsamer Hinweise zum 
ungesetzlichen Verlassen der DDR bzw. staatsfeind- 
lichen Menschenhandel sowie der Organisierung einer 
wirkungsvollen Vergleichs- und Verdichtungsarbeit; 

Gewährleistung der Abstimmung aller -Aufgaben zur Be- 
kämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels sovriLe 
bedeutsamer, über den Verantwortungsbereich hinaus- 
gehender Aufgaben zur Verhinderung des ungesetzli- 
chen Verlassens der DDR mit der ZKG. 

Anleitiing und Unterstützung der Diensteinheiten der 
Bezirksverwal tungen/Verwaltungen bei der Durchfüh- 
rung politisch-operativer Maßnahmen; Führung und 
zielgerichteter Einsatz wichtiger eigener, insbe- 
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sondere überörtlich einsetzbarer IM und eigene Be- 
arbeitung von Operativen Vorgängen; 

Verallgemeinerung der in der politisch-operativen 
Arbeit im Verantwortungsbereich gesammelten Erfah- 
rungen und Erkenntnisse und Aufbereittmg der von der 
ZKG gegebenen Orientierungen und Instruierungen für 
die Anwendung in der politisch-operativen"Arbeit der 
Abteilungen und Kreisdienstatellen/Objektdienststel- 
len der Bezirksverwaltungen/Verwaltungen. 

5. Mit den Sicherheitsorganen der befreundeten sozialisti- 
schen Staaten, deren Territorien unter Ausnutzung des 
Reise- und Touristenverkehrs zum ungesetzlichen Verlas- 
sen bzw, zur Ausschleusimg von Bürgern der DDR und ande- 
rer sozialistischer Staaten nach nichtsozialistischen 
Staaten mißbraucht werden, hat ein enges Zusammenwirken 
zur gemeinsamen Abwehr dieser Peindangriffe zu erfolgen. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben nach 
gründlicher Prüfung der politisch-operativen Erforder- 
nisse Ersuchen 

zur Durchführung politisch-operativer Maßnahmen 
durch die Sicherheitsorgane der befreimdeten sozia- 
listischen Staaten, 

zur gemeinsamen Durchführung politisch-operativer 
Maßnahmen, 

um Zustimmung dieser Sicherheitsorgane zur Einbe- 
ziehung von Büfgem ihrer Staaten in politisch-ope- 
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rative Maßnalrijnen bzw. in die inoffizielle und offi- 
zielle Zusan’jnenarbei t 

über die ZKG, die für die erforderliche Abstir.Lnurig rrdt 
anderen Diensteinheiten verantwortlich ist, an die Ab- 
teilung X zu ricliten. 

Entsprechende an das MfS gerichtete Ersuchen-, der Sicher- 
heitsorgane befi’eundeter sozialistischer Staaten sind 
durch die Abteilung X der ZKG zu übergeben. 

Die Übergabe erarbeiteter politisch-opei-ativer Hinweise 
zu Personen und Sachverhalten, für deren weitere Auswer- 
tung und Bearbeitung die Sicherheitsorgane der befreun- 
deten sozialistischen Staaxen zuständig sind, hat über 
die ZKG an die Abteilung X zu erfolgen, 

Ersuchen ura Rechtshilfe an die Sicherheitsorgane befreun- 
deter sozialistischer Staaten (Pestnahjne, Durchsuchung, 
Vernehmung, Suche und Sicherung anderer strafprozessualer 
Beweise) sind durch die ZKG rechtzeitig mit der Hauptab- 
teilung IX abzustimmen. 

Pahndungs ersuchen sind nach Abstimmung mit der Hauptab- 
teilung IX über die Pahndungsführungs gruppe einzuleiten 
und der Abteilung X zu übergeben. 

Der Leiter der Hauptabteilung IX hat nach Abstimmung mit 
der ZKG die erforderlichen Entscheidungen hinsichtlich 
der Personen zu treffen, die von den Sicherheitsorganen 
befreundeter sozialistischer Staaten festgenomraen und dem 
MfS übergeben werden. 
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6, Auf der.i Gßbi‘ii der politisch-operativen Auswertungs- und 
Inforniaticiistätigkeit sind insbesondere folgende Aufgaben 
zu lösen: 

6.1 . Die Kauptabteilungen/selbo bändigen Abteilungen und die 
Bezirks verwaltungen/Verwaltungen haben die politisch-ope- 
rative Ausv/ertungs- un.d Inf orinationstätigkeit auf die Lö- 
sung der in diesen Befehl genannten politisch-operativen 
Aufgaben zu konzentrieren. 

Die politisch-operative Auswertungs- und Inf orir.ationstä- 
tigkeit hat auf der Grundlage meines Befehls Ilr, 299/65 
sowie meiner Weisung vom 19.2,75 zum Datenverarbeitungs- 
projekt "Datenbank ungesetzliche Grenzübertritte" zu er- 
folgen. 

6.2. Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu si- 
chern, daß alle zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinde- 
rung des ungesetzlichen Verlass ens der DDR und Bekämp- 
fung des staatsfeindlichen lienschenhandels gewonnenen In- 
formationen zu Personen und Sachverhalten in der operati- 
ven Diensteinheit zusammenfließen, für die die betreffen- 
den Personen in der Abteilung XII aktiv erfaßt bzw. in 
deren Verantv/ortungsbereich sie beioiflich tätig oder wohi;- 
haft sind. 

6.3. Die Letter der für die operative Bearbeitung zuständigen 
Dienstairhei ten haben zu sichern, naß alle durch ihre 
Diensteinlieit gewordenen und von anderen Diensteinheiten 
übergebenen Informationen zu Personen und Sachvei'halten 
in den Informationsspeichern anderer Diensteinheiten und 
anderer Organe sofort überprüft und verglichen werden. 
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Unter Berüclcsichtigung der Zrgebnisse der Überprüfungs- 
und Vergleichsarbeiten liaber. die Leiter der operativen 
Diensteinheiten über die weitere operative Bearbeitung 
bzw, Verwertung der betreffenden politisch-operativen In- 
formationen zu entscheiden. 

6.4. Die ZKG hat 

die Koordinierung bei der ständigen Analyse der 
politisch-operativen Lage und der V/irksamkeit der 
politisch-operativen Arbeit durch die Haupt-/aelb- 
ständigen Abteilungen und die Bezirksverwaltungen/ 
Verwaltungen, 

die zentrale Analj'-se der politisch-operativer. Lage 
und der Wirksamkeit der politisch-operativen Ar- 
beit , 

die aktuelle Gesamtübersicht über die Zentralen Ope- 
rativen Vorgänge, Teilvorgänge, Operativen Vorgänge, 
eingesetzten IM sowie zu allen Vorkommnissen, Hand- 
lungen und Erscheinungen des ungesetzlichen Verlas- 
sens der DDR und des staatsfeindlichen Menschenhan- 
dels und die Aufbereitung der Ergebnisse der analy- 
tischen Tätigkeit über die Entwicklung der politisch- 
operativen Lage und Wirksamkeit der politisch-opera- 
tiven Arbeit für zentrale dienstliche Bestimmungen, 
Weisungen und Orientierungen 

zu gewährleisten. 

Die Haupt-/selbständigbn Abteilungen und Bezirksverwal- 
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tungen/Verv/altungen haben der ZKG die dafür notv/endigexi 
Informationen ständig und aktuell zu übermitteln. 

Die ZAIG hat in Zusammenarbeit mit der ZKG die notwendi- 
gen Veränderungen und Ergänzuiigen meines Befehls llr. 299/65 
sowie meiner 'Weisung vom 19.2.75 zum Datenverarbei- 
tungsprojekt "Datenbank ungesetzliche Grenzübertritte" 
vorzuberei ten. 

6.5. Zu allen operativ bedeutsamen Informationen über geplan- 
te Malnahjr.en des Gegners, erkannte feindliche Kräfte, Vor- 
kommnisse, Handlungen und Erscheinu.ngeii im Sinne dieses 
Befehls sowie geplante und eingeleitete Gegenmaßnahmen 
sind durch die Dienateinheiten operative Meldungen an die 
ZKG zu geben. Besonders bedeutsame operative Meldungen 
sind mir bzw. meinem zuständigen Stellvertreter unabhän- 
gig von- der Informierung der ZKG direkt zu übermitteln. 

Die Hauptabteilung IX hat der ZKG über alle durch das MfS 
in Bearbeitung genommenen Ermittlungsverfahren und opera- 
tiv bedeutsamen Bearbeitungsergebnisse zu berichten. 

Zur Sicherstellung des ständigen Meldesystems hat die 
ZKG eng mit dem Zentralen Operativstab zusainmenzuarbeiten. 

7. Dieser Befehl und die- Instruktion zu diesem Befehl sind 
als einheitliches Grundsatz- und Pührungsdokument zur 
Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzli- 
chen Verlassene der DDR und Bekämpfung des staatsfeind- 
lichen Menschenhandels zu behandeln und durchzusetzen. 

Die Leiter haben zu gev/ährleisten, daß dis im Befehl und 
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in der Instruktion gestellten Aufgaben und gegebenen 
Orientierungen durch alle nachgeordne ten Leiter und An- 
gehörigen des MfS politisch verantwortungsbewußt und 
schöpferisch uragesetzt und verwirklicht werden. 

Dieser Befehl tritt mit sofortiger V/irkung in Kraft, 

Gleichzeitig treten außer Kraft; 

Befehl Nr. 373/64 vom 6.5.64, VVS lifS 008-205/64; 

1 . Durchführungsbestimmung zum Befehl 
Nr. 373/64 vom 11.5.70, WS MfS 008-313/70; 

Schreiben vom 18.12.73, WS MfS 008-1132/73. 

Die außer Kraft gesetzten dienstlichen Bestimmungen und 
Weisungen sind bis zum 25. März .1976 an das BdL/Dokumen- 
tenverwaltung zurückzus enden. 

Außer Kraft treten weiter; 

Abschnitt II, Ziffer 1.8., des Befehls 
Nr. 10/66 vom 10.5.66, GVS MfS 008-196/66; 

Abschnitt I, Ziffer 1.8., und Abschnitt VTI der 
Durchführungsanweisung Nr. 1 zum Befehl Nr. 10/66 
vom 10.5.66, GVS MfS 008-197/66; 

Schreiben vom 6.9.74, außer Abschnitt 7., 

GVS MfS 008-541/74. 
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Dokument 76 


VORSITZENDER DES HINISTERRATES 
Verfügung Nr. 27 /75 
vom 22. 12. /75 


Zur Gev7ährleistung einer hohen Effektivität beim Export 
von Antiquitäten und Gebrauchtwexen in das NSV7 wird 
verfügt; 

1. Der Minister für Kultur ist verpflichtet, über die 
materielle Bereitstellung von Antiquitäten und 
Gebrauchtwaren aus dem Bilanzbereich des Ministeriums 
für Kultur für den jährlichen Export in das NSW 

mit dem Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
im Ministerium für Außenhandel eine Vereinbarung 
abzuschließen. 

Diese Vereinbarung ist jeweils zum Zeitpunkt der 
Planerarbeitung für das Folge jahr zu erarbeiten und- 
dem Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates zur Bestätigung vorzulegen. 

Verantwortlich ; Minister für Kultur 

Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im MAH 

2. Der Export von Antiquitäten und Gebrauchtv^aren 

in das NSW ist nicht Bestandteil des Warenbewegungsplanes 
Export. Der Exporterlös ist entsprechend der Vereinbarung 
in die jährliche Zeüilungsbilanz NSW als Bilanzposition 
aufzunehmen. 

Verantv;or tlich ; Minister für Kultur 

Stellvertreter des Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission 

Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im MAH 
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3 . Der Valutaerlös aus dem Export in das NSW 

ist auf das Devisenkonto Ministerium für Außenhandel 
zu überweisen. 

Verantv/ortlich : Leiter des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung im MAH 

4. Die Verfügung gilt für die Jahre 1976 - 198o. 



Verteiler ; 

Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Gen.Dr. Mittag 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
llinisterrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission, Gen. Schürer 

Minister für Kultur, Gen. Iloffmann 

Minister für Außenhandel, Gen. Solle 

Staatssekretär im MAH, Gen.Dr . Schalck 
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Vereinbarung 


Auf <ier Grundloge der Verfügung des Vorsitzenden des 
Mlnlsterrates Nr. 27/75 vtM 22.12.1975 wird zvisehen 
den Minister fOr Kultur und 6m Leiter des Bereiehe« 
Koßraerzielle Koordinierung Im Hinisteriisi fOr AwSen» 
Handel folgende Vereird>arung gesehlossent 


1. Ln Interesse einer hohen Effektivität bei« Expert 
von Kunstgegenetdnden stellt der Stoetliehe Kiiiiet» 
Handel der DDR ia ZeitrcMi 1976 bis 196e aus eige- 
nen Warenbestand und den Worenbestand seiner Koope- 
rotionsportner der Kunst und AntiguitBten OiM fOr 
den Export geeignete Antiquittiten und Cebree cht ne» 
ren in folgender zur VerfUgungi 

1976 4,6 Mio VH 

1977 4,4 ■ • 

1978 4,2 • • 

ob 1979 4,0 " " 

Dieser Export in Mio VH enteprieht den duroheehnitt* 
liehen Erfohrungswert in der ExpertrentebilitBt dee 
Jahres 1976 von co. 1 H ■ 1 \M. 

Verändert sich diese Relotion, so noc h t eieli nd se h e n 
beiden Vertrogsportnem eine ern e u te Abeptnehe. erfer» 
derlieh. 

2. Kunstgegensttinde in Sinne der Vereinbarung sind Anti- 
quitäten, Münzen, Oebrouchtworeo kulturellen Chortdc* 
ters sowie zeitgendeeisohe bildende und a ng e w a n d t e 
Kunst» 

3. In Interesse der Erholtvng der Substanz dee Xultu rfa e 
Sitzes der DDR und der Gewährleistung des Angebotes ln 
Binnenhondel der DOR schaffen die Kunst und Antiquitä- 
ten GcsbH und der Stoatliche Kunsthondel der DDR die Be- 
dingungen dafUr, daO durch die ErsohlieBung neuer Wo- 
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r«ngrv|»p«n dbr G«brciuohtwor«n kultur«ll«n CharA- 
t«rs und d«r x«itg«ntUtiftoh«n Kunst di« )W«fuhr 
quoll tätcvoil«r Antiquitdton cun«ha«nd «ing—ohyflnkt 
w«rd«n kann* 

4. Sow«it d«r StcMtlioh« Kun«thand«l, «ntspraakafMl dm 
xwi«eh«o dtB Staatlich«ii Kunsthand«! und d«r Kunst 
und AntiqultBt«n GabK 9 «r«g«lt«i Wirtschefts¥«rtsag« 
Kunstg«g«nstdnd« in E9(p«rt«i9«ng«sehtlftsttKic^wit 
vorkouft (all« Kunstvük« d«r x«itg«n0s«iseh«n bil* 
d«nd«n und ang«wandt«n Kunst - sousit Voroii^arungsn 
zwischon d«r Kunst und Antiquitöton QnbH und dta 
Stoatlichsfi Kunsthcmd«! g«t»«ff«a wydtn), g«lt«n di« 
B«stiaaung«n d«« Wirtsch^tsvortrog««« 

4.1 Di« War«nb«r«itst«llunfl d«s Stocrtlich«n Kvnsth«ndsl« 
zur R«alisi«rung dar Export auf gab« umfdSt AntiquitSton, 
MUnzon, G^rouchtvoran kultur«ll«n Ch or akta r « sowl« 
zaitgonössisch« Kunst (Hal«r«i, Plostik, Grafik^ ong« ■ 
wandt« Kunstf Kunsthondwarkf Plakat«, Fotogrofian, L«hn- 
voradlungan) . 

4.2 Für d«n Export zoitgondssisohar bild«nd«r und ong«- 
wandtar Kunst von tiitgli«d«m das VoxbondM BU d m ds ff 
KUnstlor dar DDR, von vsrstoxbanon DOIMCDlistliCfi «owi« 
aus d«n NoohltSsson von KOnstlazn d«« 2m» Johrbundarts 
ist d«r Stootlioh« Kunsthond«! dar DDR in Robatn dar 
Eigangoschdftstdtif^ait «inzigar BinnadKmd a lsp ar twr 
dar Kunst und Antiquitdtan GobH« 

4.3 2o ^ d«r ValutooinnahaMn ous dsn Vaxkauf dar zoitg«» 
ndssisohan bildandan und ongawondtsn Kunst st«h«n dsn 
KUnstlam zur Finonzisrung von Studianraisan sowi« fOr 
di« porsdnlich« matari«!!« Intarassiartboit cur Vsrflk* 
gung* Dias« 2o % sind Ub«r dl« untar Punkt 1 gononntan 
Exportquot«n hinaus zusätzlich zu raalisiaxan« 
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4.4 Für den Export von Kunetgegensttinden aus Husoen 
der DDR ist der Staatliche Kunsthandel einziger 
ßinnenhondelspartner der Kunst und Antiquitäten 
GmbH. 

5. De« VEH Stoatlicher Kunsthandel werden die not> 
wendigen Kittel zur Rrateriellen Stisniliertmg be- 
sonderer Leistungen bei der Export tätigkeit durch 
die Kunst und Antiquitäten GcnbH zur Verfügung ge- 
stellt. 

6. Der Außenhandelspartner des Staatlichen Kunetban- 
dels ist die Kunst und Antiquitäten GmbH. 

7. Unberührt von dieser Vereinborung bleiben die Fest- 
legungen der "Verordnung zun Schutze des deutschen 
Kunstbesitzes" vom 2. April 1953* 



Dr. I^halck 
Stoatssekretär 

i« Hinisteriun für 
Außenhondel 


Dr. Rackwitz ' 
Stellvertreter des Ministers 

in Ministerium für 
Kultur 
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Dokument 78 


Bereich Kommerzielle Koordinierung Berlin, den 13. 1. 1976 


Weisung 


Zur Gewährleistung eines reibungslosen organisatorischen und 
inhaltlichen Ablaufs des Umzuges des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung in das Objekt Wallstraße weise ich an: 


1. Der Umzug erfolgt im Zeitraum vom 5. 3. - 10. 3. 1976. 

2. Für den organisatorischen Ablauf der Vorbereitung und 
Durchführung des Umzuges wird verantwortlich einge- 
setzt der Genosse Karl Becker, als Stellvertreter der 
Genosse Albert Weißbach. 


3. Alle zum Umzug erforderlichen Transporte von Gegen- 
ständen und Schriftgut werden mit dem eigenen Fuhrpark 
des Bereiches und durch die Mitarbeiter des Bereiches 
durchgeführt . 
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3.1. Jeder Leiter ist für das Verpacken, den Transport 
und das Entladen des Schriftgutes sowie die Ein- 
haltung der erforderlichen Ordnung und Sicherheit 
seines Verantwortungsbereiches verantwortlich. 

Termin : 5. 3. 1976 - Verpacken 

6. 3. 1976 - Transport 

Verantwortlich : Gen. Dr . Schalck 

Gen. Seidel 
Gen. Lindner 
Gen. Adler 
Gen. Ott 
Gen. Putzer 


3.2. Für den Transport von Panzerschränken wird ein 
Schwertransport des VEB Autotrans Berlin ein- 
gesetzt. 

Termin ; 9. 3. 1976 

Verantwortlich: Gen. Becker 


4. Zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit bei der 
Mitnahme von dienstlichem Schriftgut sind durch die 
Leiter der Abteilungen bis zum 5. 3. 1976 folgende 
vorbereitende Arbeiten abzuschließen: 


4.1. Zum cibgeschlossenen Schriftwechsel und Vorgängen, 
die älter als 2 Jahre sind, sind Abschlußvermerke 
anzufertigen und das Schriftgut nach Einhaltung der 
Ordnung zum Schutz von Staats- und Dienstgeheimnissen 
zu vernichten. 

Verantwortlich : Gen. Dr . Schalck 

Gen. Seidel 
Gen. Lindner 
Gen. Adler 
Gen. Ott 
Gen. Putzer 
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4.2. Durchführung einer Inventur aller GVS, WS, VD mit 
dem Ziel, alle nicht mehr für die laufende Arbeit 
benötigten Materialien zu vernichten oder in der 
VS-Stelle archivieren zu lassen. 

Verantwortlich ; Gen. Dr. Schalck 

Gen. Seidel 
Gen. Lindner 
Gen. Adler 
Gen. Ott 
Gen. Putzer 


4.3. Anfertigung einer Liste aller GVS, WS, die in das 
neue Objekt mitgenommen werden. 

Verantwortlich: Genn. Loli 


5. Umlagerung der beiden Kammern im MAH in das Objekt 
WallstraPe . 

Verantwortlich : Genn. Gutmann 

Gen. Brachaus 
Gen. Großmann 
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Dokument 79 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr.: /76 

vom /76 


In Durchführung des Politbürobeschlusses Nr. 8/813 52/75 
vom 19.12.1975 wird verfügt: 

1. Aus der BRD sind sofort Baumaschinen, Faihr zeuge und 
Rationalisierungsmittel mit einem Valutawert 
von 

56 Mio VE 


zu importieren. 

2. Die Spezifikation der Importe ist durch den 
Minister für Bauv/esen, Gen. Junker/in Abstimmung 
mit der Staatlichen Plankommission, zu bestätigen. 

3. Die Realisierung der Importe hat unter Leitung 

des Staatssekretärs im lünisterium für Außenhcindel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, zu erfolgen. 

4. Der Minister der Finanzen stellt eventuell notwendig 
werdende Stützungen in Mark der DDR zur Verfügung. 

Die Richtungskoeffizienten und positive Meirk- 
ergebnisse v/erden an ihn abgeführt. 

5. Der Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 

Gen. Dr. Schalck, wird beauftragt, die bestmöglichsten 
Zahlungsbedingungen für die Importe zu vereinbaren. 
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Der Minister der Finanzen wird beauftragt, aus den 
Zahlungen der Bundesrepublik für die Kostenbeteiligung 
an der Grvmderneuerung der Autobahn im Jcihre 1976 
und in den Folgejcihren die erforderlichen Valutcimittel 
bereitzustellen. 



Verteiler: 


Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates, Gen. Dr. Mittag 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
ilinisterrates und Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission, Gen. Schürer 

Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

Minister für Bauwesen, Gen. Junker 

Minister für Außenhandel, Gen. Solle 

Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 
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Dokument 80 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. /76 
vom 41 . Februar 1976 


Zum Ausgleich der durch die zeitweilige Außerbetriebnahme 
einer Ammoniak- Synthese -Anlage und von 2 Hamstof fanlagen 
im VEB Stickstoffwerk Piesteritz ausfallenden Hdmstoff- 
produktion wird festgelegt: 


1. Ab 9* Februar 1976 sind bis auf Widerruf für die täglich 
ausfallende Hamstoffproduktion von 800 t Deckungskäufe 
im nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet durchzuführen. 

Verantwortl ich : Leiter des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung des Ministeriums für 
Außenhandel , 

Staatssekretär Genosse Dr. Schal ck 


2. Die Höhe der Importe von Harnstoff ist wöchentlich in 
Abhängigkeit von den Erdgaslieferungen der UdSSR zwischen 
der Staatlichen Plankommission, dem Ministerium für 
Chemische Industrie, dem Ministerium für Kohle und 
Energie' und dem Ministerium für Außenhandel abzustimmen. 

Verantwortlich: Vorsitzender der Staatlichen 

Plankommission 

in Abstimmung mit dem 

Leiter des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung des Ministeriums für 

Außenhandel , 

Staatssekretär Genossen Dr. Schal ck 
Minister für Chemische Industrie 
Minister für Kohle /Energie 


606 





2 


3* Die Finanzierung der Importe von Harnstoff (800 t täglich 
= 560 TVM) und der ausfallenden Exporte von Ammoniak 
(täglich 120 TVM) erfolgt durch Umdispoeition in der 
Zahlungsbilanz, 


4. Der Minister der Finanzen wird bevollmächtigt, Valuta- 
mittel bis zur Höhe von marimal 21 Mio VM (entspricht 
einer ausfallenden Produktion der genannten 'Anlagen von 
30 Tagen) aus der operativen Devisenreserve zur Verfügung 
zu stellen. Sollte der Zeitraum von 30 Tagen überschrit- 
ten werden, sind neue Entscheidungen zur Finanzierung 
zu treffen. 





Verteiler; 

Vorsitzender des Minieterratos 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, 
Genosse Dr, G, Mittag 

Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 
Minister der Finanzen 

Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhandel, Staatssekretär Gen, Dr, Schalck 

Minister für Außenhandel ) 

Minister für Kohle und Energie < (ohne Punkt 4) 

Minister für Chemische Industrie j 
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Dokument 81 



Lieber Genosse Honecker ! 

Beiliegend übersende ich Dir die Zielsetzung des 
Genossen Schalck zur Erwirtschaftung von 
konvertierbaren Devisen inv Zeitraum 1976 bis 1980 
im Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

Ich bitte um Bestätigung. 


Mit kommunistischem Gruß 

y 
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Kampf auftrag 


für den Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenhandel zur Erwirtschaftung von konvertierbaren 
Devisen im Zeitraum 1976 bis 1980 


In Verwirklichung der Beschlüsse des IX, Parteitages der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands stellt sich 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenhandel für die ihm unterstellten Außenhandels- 
betriebe Intrac, Zentral-Kommerz , Translnter, die Handels- 
trSger des Intershophandels, die Cenex GmbH, die Kunst- 
und Antiquitäten GmbH , die IHZ GmbH sowie die Aufgaben- 
gebiete Sondergeschäft A und C und Abfallstoffe Westberlin 
das Kampfziel, 


4,4 Milliarden VM KD 

zu erwirtschaften, davon aus Intershop 

1,7 Milliarden VM KD (Anlage 1). 

Planmäßig an die Zahlungsbilanz werden in den Jahren 
1976 bis 1980 


2,1 Milliarden VM KD 
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0,2 Milliarden VM KD 

aus der Arbeit mit dem Geldfonds, der durch Umwandlung 
der materiellen Staatsreserve B gebildet wurde, abge- 
fUhrt . 

Auf freiverfügbaren Konten sind in KD bis zum 31.12.1980 

1,4 Milliarden VM 
zu erwirtschaften^ 

Diese Geldfonds sind durch gezielte Anlage in der Volks- 
wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik und Im 
internationalen Handelsgeschäft zu verwerten. 


Der Bereich Kommerzielle Koordinierung erwirtschaftet 
außerdem konvertierbare Devisen und stellt sie bereit 
für 


Operativer Reservefonds zur 
Finanzierung außerordentlicher 
Versorgungs Schwerpunkte 

am 31.12.1976 74,0 Millionen VM 

Fonds zur Finanzierung des Aufbaues 
des Internationalen Handelszentrums 

am 31.12.1976 142,5 Millionen VM 


Fonds zur Finanzierung des Aufbaus 
des Touristenhotels und Warenhauses 

am 31.12.1979 350,0 Millionen VM 


Fonds zur Durchführung von 
Investitionen und zur Kursabsicherung 
am 31.12.1980 
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Auf dem Konto 628 stehen am 15. Juni 1976 

231 ,0 Millionen VM 


zur Verfügung. 


Zur materiellen Sicherung der Aufgabenstellung des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung wird vorgeschlagen j 


1. Die Arbeit mit dem Geldfonds aus der Umwandlung der 
materiellen Staatsreserve B ist im Zeitraum 1980 - 
1985 fortzusetzen. 

Die daraus resultierenden Geldfonds in Höhe von 
318,4 Millionen VM 

werden dem Bereich bis zum Jahre 1985 weiter zur Ver- 
fügung gestellt. 

Es erfolgt keine Umwandlung dieser Geldfonds in materielle 
Fonds der Staatsreserve B. 


2. Der Minister der Finanzen hat die zur Valutaerwirt- 
schaftung erforderlichen Richtungskoeffizienten und 
Markgegenwerte im Rahmen des Staatshaushaltsplanes in 
Höhe von ca. 


2.120 Millionen M 
zu planen und bereitzustellen. 

Der Bereich hat dazu, zusammen mit den jeweiligen Jahres- 
plänen, den jährlichen Markbedarf anzumelden. 


611 




A 


3. Die gezielte Anlage von Valutamitteln in der Wirtschaft 
der DDR hat nur für Rationalisierungsvorhaben mit hohem 
Nutzeffekt für die Inlandsversorgung und den Export 
zu erfolgen. 

Es ist mindestens eine Verwertungsrate von 10 % zu er- 
reichen. Bel diesen Vorhaben ist das Prinzip zu gewähr- 
leisten, daß sie erst nach Sicherung der Refinanzierung 
und der Verwertungsrate planwirksam für die Versorgung 
der DDR bzw. für den Export werden. 

Mit den Ministern für Chemische Industrie, für Glas- und 
Keramikindustrie, der Bezirksgeleiteten Industrie und 
Lebensmittelindustrie, Leichtindustrie, Materialwirt- 
schaft und Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft 
sind die entsprechenden Vorhaben auszuwählen. 


4 . Das vom Außenhandelsbetrieb Intrac ln Auswertung der 
Beschlüsse des IX, Parteitages erarbeitete Projekt zur 
Erhöhung der Effekvltltät der Erdölverarbeitung und zur 
weiteren Steigerung der Ergebnisse durch daraus resultierende 
Verbesserungen der Struktur beim Absatz von Erdölprodukten 
ist eine wesentliche Voraussetzung zur materiellen Ab- 
sicherung der Planaufgaben des Außenhandelsbetriebes im 
Zeitraum 1976 - 1980. 

In Anbetracht des volkswirtschaftlichen Nutzens dieses 
Vorhabens ist dieses Projekt durch die beteiligten 
Minister zu prüfen. 


5. Zur Durchsetzung der hohen Zielstellung der Nettovaluta- 
einnahmen aus Intershop ist ein einheitlicher Intershop- 
betrieb zu bilden. 
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6. Die sich aus der Durchführung dieses Kampf auf träges 
ergebenden Aufgaben, der Einsatz und die Verwendung 
der Fonds sind Genossen Günter Mittag zur Bestätigung 
vorzulegen . 


Die in diesen Dokumenten enthaltenen Zahlen unterliegen 
der strengsten Geheimhaltung. 


Ich bitte um Bestätigung. 
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Dokument 82 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

I ' 1 

Verfügung Nr /76 

vom '/. Juli 1976 


In Realisierung des Politbürobeschlusses vom o3.o2.1976 
- Aufgaben zur Entwicklung der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
in den Jahren 1976/80 - wird verfügt: 

1. In der Hauptstadt der DDR, Berlin, wird am Standort 
Liebknecht-/Spandauer-Str ./Littenstr /Spreeufer zum 
Zwecke der Vermietung gegen Devisen ein 4-Sterne-Inter- 
hotel mit einer Kapazität von 1.200 Betten und zur 
Nutzung durch die Bevölkerung 1.800 Plätzen in diversen 
gastronomischen Einrichtungen sowie kleineren Versor- 
gungseinrichtungen, z B. 3 Boutiquen, Reisebüro, Inter- 
flug und ein Freizeitzentrum (Sauna mit Schwimmbecken) 
gebaut . 

Vorgesehener Baubeginn; September 1976 

Voraussichtliche Inbetrieb- 
nahme: Mai 1979 


2. Zur Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung in 
der Hauptstadt der DDR, Berlin, wird am Standort Ost- 
bahnhof auf der Fläche an der Ecke Koppen- bis 

Lange Straße ein Warenhaus mit einer Verkauf sraum- 

2 

fläche von 13.500 m und einer Lagerfläche von maximal 
2 

13.500 m errichtet _ 

März 1977 


Vorgesehener Baubeginn: 

Voraussichtliche Inbetrieb- 
nahme : 


Dezember 1979 
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3. Die unter Punkt 1 und 2 genannten Objekte sind bei vor- 
handener Konkurrenzfähigkeit schlüsselfertig durch die 
schwedische Firma SIAB zu errichten. 

Ve rantwortlich ; Staatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Kornerzielle 
Koordinierung 


4. Zur Sicherung einer einheitlichen Leitung und Kontrolle 
der Vorbereitung und Durchführung der oben genannten 
Investitionsvorhaben werden folgende Verantwortlichkeiten 
festgelegt : 


lAG für Hotel: 
lAG für Warenhaus: 


Vereinigung zentral 
geleiteter Hotels 

WW Centrum 


GAN: 

Importeur ; 


Aufbauleitung Sondervorhaben, 
Berlin, Prof. Gißke 

AHB Limex 


Verantwortlich : Minister für Handel und Versorgung 

Minister für Bauwesen 
Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


5. Die valutaseitige Finanzierung der unter Punkt 1 und 2 
genannten Objekte bis zu einer Höhe von 350 Mio VM wird 
gesondert geregelt. Zur Vermeidung von Zinsbelastungen 
ist der Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, berechtigt, die o.a. 
Objekte bei Fertigstellung ohne Inanspruchnahune von 
Zahlungszielen zu bezahlen. 

Gemeinsam mit dem Präsidenten der Außenhandelsbank der 
DDR ist der angebotene Kredit zur Entlastung der Zah_ 
lungsbilanz der DDR auszunutzen. 

Verantwortlich : Staatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

Präsident der Außenhandelsbank der DDR 
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6. Zur Refinanzierung des Valutahotels sind die Mietein- 
nahmen in Devisen im Rahmen des Gesamtplanes des Be- 
reiches Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel zu erfassen. 

Das Weisungsrecht gegenüber dem Generaldirektor der 
Vereinigung zentral geleiteter Hotels wird in einer ge- 
sonderten Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates 
geregelt . 

Verantwort lieh : Staatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Komm.erzielle 
Koordinierung 


7. Die Importe werden zu Aufwandspreisen berechnet. Der 
Minister für Handel und Versorgung sichert, daß nach 
Vorliegen der Berechnungen zum Aufwand die Finanzierung 
der Investitionen in Abstimmung mit dem Minister der 
Finanzen und dem Präsidenten der Staatsbank erfolgt. 

Die bei Berechnung des Aufwandspreises durch den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für 
Außenhandel vereinnahmten Richtungskoeffizienten sind 
an den Staatshaushalt abzuführen. 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 

nach Abstimmung mit dem 
Minister der Finanzen 
Präsidenten der Staatsbank 
Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


616 




4 


8. Die materielle Sicherstellung sowie die Abdeckung 
entstehender Markaufwendungen für notwendige Folge- 
investitionen zur Sicherung der Baudurchführung und 
der Inbetriebnahme der unter Punkt 1 und 2 genannten 
Importobjekte ist auf der Basis von Grundsatzent- 
scheidungen durch das Ministerium für Handel und 
Versorgung zu planen und durch den Magistrat der 
Hauptstadt der DDR, Berlin, in den Perspektivplan 
1976/80 einzuordnen. 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 

Oberbürgermeister der Hauptstadt 
der DDR, Berlin 


9. Alle im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durch- 
führung des Baues der Importobjekte erforderlichen 

Bedingungen und Voraussetzungen 

- städtebauliche und architektonische Einordnung 
und Bestätigung 

- Verlagerung der Nutzer der am Standort vorhandenen 
Bausubstanz 

- Ausarbeitung und Bereitstellung der Baugrundgut- 
achten 

- Schaffung der Baufreiheit zum 1. 9. 1976 bzw, 

1. 3. 1977 

- Bereitstellung des Geländes für die Baustellenein- 
richtungen 

- Gewährleistung der Unterbringung und Versorgung 
der ausländischen Arbeitskräfte 
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sind durch den Magistrat der Hauptstadt der DDR, 
Berlin, zu gewährleisten. 


Verantwortlich ; Oberbürgermeister der Hauptstadt 

der DDR, Berlin 


10. Zur kadermäßigen Sicherung der beiden Betriebe sind 
die erforderlichen Arbeitskräfte (1.600 VbE für Waren 
haus und 1.000 VbE für Hotel) zu bilanzieren, auszu- 
wählen und für ihren Einsatz unmittelbar vorzubereite 

Verantwort lieh: Minister für Handel und Versorgung 

Oberbürgermeister der Hauptstadt 
der DDR, Berlin 


1 1 . Zur unbedingten Sicherung der Arbeitskräfte für den 
Hotelneubau in der Hauptstadt der DDR sind 100 bis 
150 Wohnungseinheiten für das Stammpersonal des 
Hotels im Rahmen des Gesamt Importes bereitzustellen. 

Die dafür erforderlichen Bauleistungen sind durch 
Zurverfügungstellung von Rationalisierungsmitteln bis 
zu einem Wert von 30 Mio Valutamark im Rahmen des 
FDJ-Auf gebotes der Hauptstadt der DDR zu realisieren. 

Die Markfinanzierung der Wohnungseinheiten ist ent- 
sprechend den Bestimmungen zum staatlichen Wohnungs- 
bau vorzunehmen. 

Uber den Bau zweckgebundener Wohnungseinheiten für 
das Hotelpersonal sind Wirtschaftsverträge abzu- 
schließen 


618 




6 


Verantwort lieh: Minister für Bauwesen 

Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


■nez 




Verteiler ; 

Vorsitzender des Ministerrates 
Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates 

Vorsitzender der Staatlichen Plan- 
kommission 

Minister der Finanzen 

Minister für Handel und Versorgung 

Minister für Bauwesen 

Oberbürgermeister der Hauptstadt 

der DDR, Berlin 

Präsident der Außenhandelsbank 

S,taatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Kommerzielle 

Koordinierung 
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Dokument 83 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügungs-Nr . /1976 

vom A ‘ Juli /1976 


Zur einheitlichen Leitung und Planung des Intershophandels 
wird verfügt: 

1 . Die einheitliche Leitung und Planung des Intershophandels 

verbleibt bei dem Leiter des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung. 

Er hat folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

- Die Leitung und Planung aller grundlegenden Prozesse 
des Intershophandels, 

- die Erarbeitung der staatlichen Auflagen Intershophandel 
und ihre Durchsetzung gegenüber den nachgeordneten Or- 
ganen, 

- die Sicherung der Valutaabführungen aus Intershophandel 
auf der Grundlage getroffener Festlegungen, 

- die effektivste Gestaltung der Organisationsformen des 
Intershophandels , 

- die Festlegung und Bestätigung der Preisbildungsprinzipien 
und der Verkaufspreise Intershop, 

- die Erweiterung und Bestätigung des Einzelhandels-Verkaufs 
Stellennetzes. 

2. Mit Wirkung vom 1.1.1977 ist ein einheitlicher Intershop- 
betrieb zu bilden. Er ist dem Leiter des Bereiches 

Kommerzielle Koordinierung unterstellt. 

Der Betrieb ist verantwortlich für 

- die Leitung und Planung aller Prozesse des Intershop- 
handels gegenüber den wirtschafts leitenden Organen 
Mitropa AG und VE Interhotel sowie dem Intershop- 
einzelhandel , 
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- die Konzentration der gesaunten Valutaerlöse aus Inter- 
shoptätigkeit und Abführung der Valutagewinne, 

- die Erarbeitung und Durchführung der Betriebspläne 
auf der Grundlage der staatlichen Planauflagen und 
Einflußnahme auf die Erarbeitung und operative Durch- 
führung der Plcuiauf lagen bei den wirtschaftsleitenden 
Organen und dem Intershopeinzelhandel, 

- die Planabrechnung und Analyse, 

- die effektive Gestaltung der mit dem Intershophandel 
zusammenhängenden Außenhandelsaufgaben und des Sortiments, 

- die einheitliche und qualifizierte Durchführung der 
Großhandelsaufgaben einschließlich der Sicherung der 
Tr anspor tf ragen , 

- die Anleitung und Gestaltung des Intershopeinzelhandels, 

- die Er 2 u:beltung der Verkaufspreise Intershop und ihre 
Durchsetzung gegenüber dem Intershopeinzelhandel, 

- die einheitliche Organisierung des Intershophandels auf 
der Basis vertraglicher Beziehungen und Vereinbarungen 
zu den wirtschafte leitenden Orgamen und dem Intershop- 
einzelhandel , 

- den Einkauf von DDR-Faren direkt bei den Produktionsbe- 
trieben bzw. den Binnenhandelsorganen gegen Mark. 

3. Zur Konzentration der Leitungsprozesse im Intershophandel 

sind die Intershopfunktionen des VEB Schiffsversorgung 
und des Reisebüros der DDR mit Wirkung vom aufzu- 

lösen. 

4. Der Intershopeinzelhandel verbleibt im Verantwortungs- 
bereich der Mitropa AG und der VE Interhotel. 

Bis zum 1.1.1977 sind bei beiden Betrieben Stellver- 
treterbereiche Intershophandel zu bilden, denen die 
Leitung des Intershopeinzelhandels obliegt. 
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Der Einsatz der stellvertretenden Generaldirektoren für 
den Bereich Intershophandel bei Mitropa AG und VE Inter- 
hotel erfolgt nach Abstlminung mit dem Leiter des Be- 
reiches Kommerzielle Koordinierung. 

Die stellvertretenden Generaldirektoren für diesen 
Bereich sind jeweils dem zuständigen Generaldirektor 
und dem Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
unterstellt und rechenschaftspflichtig. 

Sie sind verantwortlich für 

- die Leitung und Planung aller Prozesse des Intershop- 
handels gegenüber dem Intershopeinzelhandel, 

- die Ercurbeltung und übergaüse der staatlichen Auflagen 
Valutaumsatz an den Intershopeinzelhandel, 

- die operative Plandur chf,ührung und Sicherung der 
staatlichen Auflagen, 

- die Anleitung und effektivste Gestaltung des Intershop- 
einzelhandels und des Verkaufsstellennetzes. 

Die stellvertretenden Generaldirektoren Intershophandel 
der VE Interhotel und der Mitropa AG haben in Abstimmung 
mit den KO-Bezlrksdlrektlonen und der Generaldirektion 
des Reisebüros der DDP. die Planauflagen Valutaunsacz an 
die Intershooverkauf SS teilen der EO und des Reisebüros 
zu übergeben und zu kontrollieren. 

5. Die bestehenden 3 Großhandelsbetriebe und ihre Lager- 
kapazitäten sowie die ln Bau befindliche Lagerhalle 
Rostock sind materiell und kadermäßig ab 1.1.1977 an 
den Intershopbetrieb zu überführen. 

Es sind kurzfristig zwei bis drei weitere Großhandels- 
betriebe mit entsprechenden Lagerkapazitäten zu bilden 
und die Versorgungsgebiete zu fixieren. 
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6. Die steigenden Anforderungen an den Transport der 
Intershopwaren sind überwiegend über Vereinbarungen 
mit dem Handels transport des Binnenhandels und den 
Verkehrsbetrieben des VEB Deutrans zu sichern. 

Die Ministerien für Hamdel und Versorgung und Ver- 
kehrswesen haben die Transportkapazitäten zu planen 
und bereitzustellen. 

Der Minister für Handel und Versorgung ist berech- 
tigt, diese Transporte entsprechend der Versorgungs- 
bereiche der Großhandelsbetriebe Intershop durchzu- 
führen. 

7. Die bisherige Regelung der Zahlung der Richtungs- 
koeffizienten auf der Grundlage des Nettovalutaerlöses 
an die Ministerien für Verkehrswesen und Handel und 
Versorgung ist in Abstimmung mit dem Minister der 
Finanzen bis zum 31 .12.1976 zu überaurbeiten, 

8. Der Plamteil Valutaabführung des Intershopbetriebes 
ist um die bisherigen Valutagewinne aus Importtätig- 
keit des AHB Zentralkommerz ab 1977 zu erhöhen. Die 
Abführungspläne des AHB sind entsprechend zu verändern. 

9. Alle Probleme des Intershophandels unterliegen der 
strengen Geheimhaltung. 

Auskünfte und Materialien sind auf den jeweiligen 
Ebenen nur an den dazu festgelegten Personenkreis 
zu geben. 


aez. Slndermann 
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Verteiler : 


Vorsitzender des Ministerrates 

1 . Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates 

Minister der Finanzen 

Minister für Verkehrswesen 

Minister für Handel und Versorgung 

Staatssekretär im Ministerium 

für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 

Koordinierung 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 


624 




>>'oUoüC0k^ 


Dokument 84 


Weisung 


1 . Die "Konzeption zur Entwicklung der Bewegung MMM 
im Bereich Kommerzielle Koordinierung für die 
Jahre 1976 - 1980" wird für die dem Bereich unter- 
stellten Betriebe mit Wirkung vom 10. 7. 1976 in 
Kraft gesetzt. 

2. Übergangsbestimmungen 

Zur Gewährleistung der Vorbereitung der MMM 1977 

« 

ist die Aufgabenstellung für diese MMM den Jugend- 
lichen, soweit diese Übergabe noch nicht erfolgte, 
bis zum 30. 7. 1976 in feierlicher Form durch den 
Generaldirektor zu übergeben. 

Die vorgesehenen Aufgabenstellungen für die MMM 
1978 und Folgejahre sind mit den Planunterlagen 
für 1977 dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
einzureichen und werden Bestandteil der Planteile 
"Rationalisierung" . 

3. Die AHB haben auf der Grundlage dieser Konzeption 
ihre betrieblichen Aufgabenstellungen und Regelungen 
zu erarbeiten. 
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2 a Juli 1976 





Konzeption, 

zur Entwicklung der Bewegung MWL im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
für die Jahre 1976 - 1980 
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Konzeption zur Entwicklung der Bewegung MLIM im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung für die Jahre 1976 - 1980 


In Anwendung der Konzeption des MAH zur Entwicklung der 
Bewegu^ im Avißenliandel für die Jahre 1976 - 1980 
v/ird für die Betriebe des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung folgendes festgelegt; 

I. Grundsätze 


Die Bewegung MMU ist eine politische Llassenbewegung der 
Jugendlichen und trägt entschieden zur Entwicklung des 
vrLssenschaf tlich-technischen und ökonomischen Schöpfer- 
tums sowie zu einer allseitigen Planerfüllung und zur 
gezielten Überbietung der Aufgaben im sozialistischen 
Wettbev/erb bei. 

Sie ist auf die Entfaltung neuer Initiativen zur Lösung 
der Kernfragen der sozialistischen Intensivierung zu kon- 
zentrieren. 

Durch die Bewegung MI.IIÄ ist den Jugendlichen des Bereiches 
die Möglichkeit zu geben, ihr Wissen und Können, ihre 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu fördern und sich zu 
jungen sozialistischen Persönlichkeiten zu entv/ickeln, 
die im Geiste des proletarischen Internationalismus und 
sozialistischen Patriotismus denken und handeln. 

Die Bewegung WMM wird zentral durch den Staatssekretär 
sowie in den Betrieben durch die Generaldirektoren im 
engen Zusammenwirken mit den Leitungen der FDJ und des 
FDGB geleitet. Im Rahmen der I^II\IIiI-Bewegung erhalten die 
Jugendlichen aus den Intensivierungskonzeptionen der AHB 
abgeleitete Aufgabenstellungen, 

An der Bewegung ISJM können alle Jugendlichen des Bereiches 
teilnehmen, die schöpferische Leistungen vollbringen. Sie 
• rden dabei von erfahrenen Mitarbeitern in sozialisti- 
.;‘cher Gemeinscheiftsarbeit unterstützt. 

Als ständige Zielstellung für die Beteiligung an der MLTM 
orientiert der Bereich darauf, daß schrittweise zwei 
Drittel der Jugendlichen des Bei-eiches als aktive^ ju^e 
Neuerer an dor Bewegung Imvlu sowie Jugendneuererarbeit 
beteiligt v/erden. 
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II. Auff^abenstellung 


Die von den Jugendlichen dos Bereiches in der 3ev/egung 
MtifllJI zu lösenden Aufgaben sind aus der Intensivierungs- 
konzeption des jeweiligen AIIB abzuleiten. Dabei wird 
auf die weitere Verbesserung der politisch-ideologischen 
und faclilichen Qualifizierung und auf die Erhöhung der 
Stabilität und Effektivität der Außenhandelstätigkeit 
orientiert. 

Die MMM-Leistungen konzentrieren sich auf Themen, die 
beitragen; 

1, zur aktiven llitwirkung bei der Gestaltung einer inten- 
siven llarktarbeit und Durchsetzung eines- hohen ITiveaus 
der Außenhandelstätigkeit mit dem Ziel der Sichenuig 
des Vertragsvorlauf es und der kontinuierlichen Ver- 
tragsrealisierung mit folgenden Schwerpunkten: 

- Sicherung einer hohen Qualität der Planung der 
Marktarbeit zum Pührungsinstriunent 

- Gestaltung effektiver arbeitsteiliger Beziehungen 
zu Partnern der Industrie und des Außenhandels 

2, zur Rationalisierung der Außenhandelsprozesse 

- Anwendung der Erkenntnisse und Methoden der wissen- 
schaftlichen Arbeitsorganisation (Y/AO) 

- Nutzung sowjetischer Neuerermethoden 

- Ausgestaltung der Arbeitsfolgen Export, Import, 
Rechnungsführung usw, 

- Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit 

3, zur Erhöhung der Rentabilität des Außenhandels durch 
Verbesserung der kommerziellen Arbeit, vor allem auf 
den Gebieten Preise, Zahlungssicherheit, Kredit und 
Zins und durch sozialistische Sparsamkeit, 

4, zur Beschleunigung der Spezialisierung und Koopera- 
tion in der Produl:tion und Forschung durch die Be- 
triebe und ihre Mitarbeit bei der Gestaltung der Zu- 
sammenarbeit in den internationalen ökonomischen 
Organisationen und zxir Vertiefung der SÖI. 
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III* Leitung und Flanvm;; 

Die MTM-Aufgaben sind Bestandteil der betrieblichen 
Pläne, Sie sind in die Planangebote , Plandiskussion 
und Planverteidigung einzubeziehen. Mit der Planüber- 
gabe erhalten die Jugendlichen durch die Generaldi- 
rektoren die vom Bereich Kommerzielle Koordinierung 
bestätigten I./Di(IM-Themen für das Folge jahr und später, 
jeweils im Monat Januax überreicht. 

Der Anteil der langfristigen Themen ist dabei ständig 
zu erhöhen. 

Die Leiter sichern unter Mitwirkung der Leitungen der 
PDJ und des FDG3, daß die von den Jugendlichen über- 
nommenen Aufgaben erfüllt werden können* Eine erste 
Zwischenauswertung wird anläßlich der \Voche der Jugend 
und der Sportler vorgenommen und die Endabrechnung er- 
folgt im Rahmen der Wettbewerbsabrechnung ^IV, Quartal* 

Zu allen Aufgaben, die gemäß der Neuererverordnung vom 
22* 12* 1971 übertragen werden, sind entsprechende Ver- 
einbarungen abzuschließen* 

Durch die Leiter der Betriebe und die Leitungen des 
PDGB und der PDJ ist die Bev/egung MLIM als fester Be- 
standteil in den sozialistischen V/ettbev/erb einzube- 
ziehen* 

Die einheitliche Koordinierung aller Aufgaben und Akti- 
vitäten zur Bereichs -MMM des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung erfolgt durch die Abteilung ZEDV* 

Die zentrale Arbeitsgruppe ILIM des Bereiches, der an- 
gehören 

Leiter der Abteilxmg ZEDV 

Leiter der Abteilung BO/DV der AIIB 

jeweils ein Leitungsmitglied der PDJ -Leitungen 

der AHB 

Bearbeiter für BFN der AHB 

unterstützt die Entwicklung der Bewegung MI.IM im Bereich 
und löst folgende Aufgaben: 

- Auslösung und Koordinierung von neuen Aktivitäten für 
die V/eiterentwicklung der Gemeinschaftsarbeit 

- Ausübung der Kontrolle für die Einführung der Exponate 
in die Praxis 

- Unterbreitet dem Staatssela'etär nach Abstimmung mit dem 
jeweiligen Generaldirektor Vorschläge, welche Exponate 
auf der MLM des Außenhandels veröffentlicht werden 
können. 
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- organisiert den Erfahrungsaustausch zwischen den Be- 
trieben des Bereiches Koraraerzielle Koordinierung zu 
Problemen der Jugendneuerertätigkeit 

Die Generaldirektoren sichern, daß 

- auf der Grundlage des Absclmittes II der Konzeption 
die Jugendlichen konkrete und abrechenbare Aufgaben, 
die auf eine Vertrags-, termin- und qualitätsgerechte 
Erfüllung aller Außenhandelsaufgaben einwirken, er- 
halten 

- die Jugendlichen zur Lösamg von Schwerpunktaufgaben in 
die sozialistische Gemeinschaftsarbeit von der Ideen- 
findung bis zur Realisierung einbezogen werden 

- die MMM-Leistungen realisiert und innerbetrieblich ge- 
nutzt werden 

- der Anteil der jungen Facharbeiter in der Bewegung tltt.tIvT 
zielstrebig erhöht värd 

- die sozialistische Gemeinschaftsarbeit zwischen den 
jungen Außenhändlem des Bereiches gefördert v/^ird 

- die Erfahrungen sowjetischer Neuerer und Komsomolzen 
ständig ausgewertet werden 

- alle Leistungen aus der Bev^egung MtM entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen vergütet und auf dem Konto 
junger Sozialisten abgereclinet bzv/, gemäß den Festle- 
gungen im BKV xmd der Neuererverordnung vergütet werden. 

Die besten Jugendlichen aus der Bewegung MT-IM sind bei der 

Auswahl von Naohwuchskadem vorrangig mit einzubeziehen. 


IV. Ausstellungen 

Die Bereichsmessen der Meister von Morgen sind als Lehr- 
und Leistungsschauen zu gestalten. 

Sie dienen den Jugendlichen als Zentren der betrieblichen 
Information der politischen und fachlichen Erfalirungsaus- 
tausche, der Abrechnung und der überbetrieblichen Lei- 
stungsvergleiche, 

Die gestalterische Umsetzung der Ergebnisse der Bewegung 
in den Betrieben ist von den Generaldirektoren nach 
den Prinzipien der strengsten Sparsamkeit durchzuführen. 
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Die Generaldirektoren eicliern, daß jedem an der Bev/egung 
MMIA teilnehmenden Jugendlichen die Möglichkeit gegeben 
ist, seine MM.i-Leistung öffentlich auszuetellen und zu 
verteidigen. 

Dtirch die zentrale Arbeitsgruppe jä: zu gev/ährleieten, 
daß die Bereichsmessen planmäßig im I. Quartal durchge- 
führt und jeweils unter Verantwortung einer PDJ -Grund- 
organisation im jährlichen Wechsel vorbereitet v/erden. 
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Dokument 85 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr.: ' /76 

vom : I . 1 7 6 


Zur materiellen Sicherung des Krankenhausneubaus "Objekt 1C~" 
wird verfügt: 


1. Im Zeitraum 1977/1978 sind NSW-Importe in Höhe von 
maximal 6 Mio Valutamark 

- für ein Ölheizwerk zur Wärmeversorgung 


ca . 

1,5 

Mio 

- medizinische Ausrüstungen 

3,0 

Mio 

- spezielle Bautechnik 

1 ,0 

Mio 

- sonstige Ausstattungsgegenstände 

0,5 

Mio 


durchzuführen . 


2. Die Valutamittel sind durch außerplanmäßige Aufgaben aus 

Sondergeschäften durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
zur Verfügung zu stellen. 

Verantwortlich für die 

Durchführung der Importe und Leiter des Bereiches 

Finanzierung der Ausrüstungen; Kommerzielle Koordinierunc 

Gen. Dr. Schalck 


Verteiler; 

Vorsitzender des Ministerrates 
1 . Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates 
Minister für Bauwesen 
Staatssekretär im Ministerium 
für Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 
Staatssekretär und Leiter des 
Sekretariats des Ministerrates 
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Berlin, den 17. 08. 1976 


Werter Genosse Minister Mielke 1 


Beiliegende Verfügung wurde am 17. August 1976 durch 
den Genossen Dr. Mittag in Kraft gesetzt. 

Die Valutamitte' werden durc!* unseren Bereich zu- 
sätzlich aus Sondergeschäften erwirtschaftet mit dem 
Ziel, mit dazu beizutragen rdai das gesamte Vorhaben 
vorfristig ln Betrieb genommen werden kann. 


Mit sozialistischem Gruß 
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Dokument 86 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. //4“ /76 

vom: /F “Xo 7 6 


Für den Einsatz von Sicherungs-Kf z . wird verfügt: 


1 . Der Import von 20 Stück Pkw Typ Volvo 264 GL 
aus dem nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet. 


2. Die Finanzierung erfolgt außerhalb des Plaines 
und wird durch Sondergeschäfte zusätzlich er- 
wirtschaftet. 


Verantwortlich für den 
Import und für die 

Finanzierung: Leiter des Bereiches Kommerziell 

Koordinierung, Gen. Dr. Schalck 


Verteiler: 

Vorsitzender des Ministerrates 
1 . Stellvertreter des Vor- 
sitzenden des Ministerrates 
Staatssekretär im Ministerium 
für Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 
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Pür den Einsatz als Sicherungs-Kf Z und für Fährte 
in das kapitalistische Ausland werden 

20 PK?;/ Pyp Volvo 264 GL 

benötigt . 

Dieser Pahrzeugtyp entspricht technisch in 
Umfang dem "Volvo" 264 TS, abweichend ist die um 
700 rnm kürzere Karosserie und der nicht in voLem Umfang 
vorhandene komfortable Ausstattungsgrad des "Volvo" 264 

Der Preis pro Fahrzeug beträgt 35, o T Valuta-Mark. 

Nach Vorprüfung kann diese Summe außerhalb des Planes 
erwirtschaftet werden, so daß damit der Kauf gesichert 
wäre . 
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Dokument 87 

Protokoll Nr. 23/76 

der Sitzung des Politbüros des Zentralkomitees vom 2. November 1976 


Anwesende Mitglieder: Honecker, Axen, Ebert , Felfe, Grüneberg, 

Hager, Hoffmann, Krolikowski, Lamberz, 
Mielke, Mittag, MUckenberger, Naumann, 
Neumann, Norden, Sindermann, Stoph, Tisch, 
Verner 

Anwesende Kandidaten: Dohlus, Herrmann, Jarowinsky, Kleiber, Krenz 

Lange, Müller, Schürer, Walde 


Zur Sitzung hinzu- 
gezogen: 

Zu Punkt 6: 

Zu Punkt ?! 

Zu Punkt 8: 

Zu Punkt 9-12: 


Siebold, Wambutt 

Siebold, Wambutt, Geschwandtner (Amt für den 
Rechtsschutz des Vermögens der DDR) 

0. Weiss, Tschanter 

Fischer, Markowski 


Sitzungaleitung: Genosse E. Honecker 

Protokollführung; Genosse T. Fischer 

Beginn: 10.00 Uhr 
Ende; 12.40 Uhr 


Behandelt ; Beschlossen: 

1. Protokollbestätigung; Die Protokolle 

Nr. 22/76 der Sitzung ues Polit- 
büros des Zentralkomitees vom 
26 . Oktober 1976 und 

Nr. 3 der Tagung des Zentral- 
komitees der SED am 28. Oktober 

1976 

werden bestätigt. 
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Zum Protokoll Nr. 23/76 


2. Information ; 

Berichterstatter : 
Honecker 


3. Einberufung der 
4, Tagung des 
Zentralkomitees 
der SED; 

Berichterstatter: 

Honecker 


4. Bildung von Kom- 
missionen und Ar- 
beitsgruppen; 

Beri chterst atter : 
Honecker 


1. Die Information über die Rede 
des Genossen L. I. Breshnew 

auf der Tagung des Zentralkomitees 
der KPdSU am 25. 10. 1976 wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Genosse W. Stoph wird beauftragt, 
im Sinne der Darlegungen im Polit- 
büro mit Genossen H. Sölle zu spre- 
chen. 


Die 4. Tagung des Zentralkomitees 
der SED wird für 

Mittwoch, den 8. Dezember 1976, 
und 

Donnerstag, den 9» Dezember 1976, 
nach Berlin einberufen. 

Tagesordnung: 

1. Bericht des Politbüros 
Berichterstatter: Genosse H. Dohlus 

2. a) Entwurf des Planes zur Ent- 

wicklung der Volkswirtschaft 
der DDR 1976 - 1980 

b) Volkswirtschaftsplan 1977 

Berichterstatter: Genosse 0. Schüre: 


Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. 1) 
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Zum Protokoll Nr. 23/76 


5. Mündliche Informa- Die mündliche Information des 

tion über die Ge- Genossen H. Axen wird zustimmend 

spräche des Genossen zur Kenntnis genommen. 

H. Axen mit dem Ge- 
neralsekretär des 
ZK der KP der Türkei, 

Genossen Bilen, am 

12 . 10 . 1976 ; 

Berichterstatter: 

Axen 


6. Beschluß zum Be- 
richt über die Ver- 
wirklichung der lang- 
fristigen Brennstoff- 
und Energiebilanz der 
DDR bis 1990 in Aus- 
wertung des IX. Par- 
teitages der SED: 

Berichterstatter; 

Siebold 


1. Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. 2) 

2. Durch das Präsidium des Mi- 
nisterrates ist gemeinsam mit 
dem Präsidenten der Akademie 
der Wissenschaften der DDR dem 
Politbüro ein Vorschlag für 
den Ausbau eines Bereiches der 
energiewirtschaftlichen Grundla- 
genforschung in der Akademie der 
Wissenschaften der DDR vorzulege 


7 . Beschluß zur Über- 
führung des in der 
DDR gelegenen An- 
lagevermögens und 
der materiellen 
Teile des Umlauf- 
vermögens der 
BEWAG in Volksei- 
gentum; 

Berichterstatter: 

Siebold 


Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. 3) 
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8. Direktive für daa 
Auftreten der DDR- 
Delegation auf der 
VIII. Tagung des 
Wirtschaftsaus- 
schusses DDR/SRR: 

Berichterstatter: 
Weis 8 



Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. •!) 


9 . Besuch einer Par- 
tei und Staatsdele- 
gation der Republik 
Guinea-Bissau unter 
Leitung des Stell- 
vertretenden General- 
sekretärs der Afri- 
kanischen Unabhängig- 
keitspartei von Guinea 
und den Kapverden 
und Vorsitzenden 
des Staatsrates der 
Republik Guinea- 
Bissau, Genossen 
Luis Cabral, in der 
DDR: 

Berichterstatter: 

Fischer 


Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. 5) 
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Zum Protokoll Nr. 23/76 


10. Bericht über den 
offiziellen Besuch 
des Ministers für 
Auswärtige Ange- 
legenheiten der 
DDR, Oskar Fischer, 
in der Republik 
Kuba vom 22. - 
26 . 9. 1976; 

Berichterstatter: 

Fischer 


1 . Der Bericht über den Besuch in 
Kuba wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Schlußfolgerungen aus dem 
Besuch werden bestätigt. 

(Anlage Nr. 6) 


11. Bericht über den 
offiziellen Besuch 
des Ministers für 
Auswärtige Ange- 
legenheiten der 
DDR, Genossen Oskar 
Fischer, vom 19. - 
21. Oktober 1976 
in der Republik 
Finnland; 

Berichterstatter : 
Fischer 


1. Der Bericht über den Besuch wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Den Schlußfolgerungen wird zuge- 
stimmt . 

(Anlage Nr. 7) 

Verantwortlich für die Durchführung 
und Kontrolle: 

Minister für Auswärtige Angelegen- 
heiten 

Minister der Justiz 
Sekretariat der Volkskammer 


12. Bericht über den 
offiziellen Besuch 
des dänischen Außen 
ministers, K. B. 
Andersen, vom 
12. - 1*«. Oktober 
1976 in der DDR: 

Berichterstatter: 

Fischer 


1. Der Bericht über den Besuch wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Den Schlußfolgerungen wird zuge- 
stimmt . 

(Anlage Nr. 8) 

Verantwortlich für die Durchführung 
und Kontrolle: 

Minister für Auswärtige Ange- 
legenheiten 
Minister der Justiz 
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Zum Protokoll Nr. 23/76 


13 . Ausreise einer De 
legation des Bun- 
desvorstandes des 
FDGB in die 
Republik Kuba 
vom 2ll. 11, - 

3 . 12 . 1976; 

Berichterstatter: 

Tisch 


Die Vorlage wird bestätigt. 
(Anlage Nr. 9) 


ll*. Besuch einer DGB 
Delegation unter 
Leitung ihres Vor- 
sitzenden in der 
DDR: 

Berichterstatter: 

Honecker 


Das Politbüro stinunt der Durchführung 
von Beratungen einer Delegation des 
FDGB-Bundesvorstandes unter Leitung 
des Genossen H. Tisch mit einer 
Delegation des DGB unter Leitung 
des Vorsitzenden Vetter am 0. No- 
vember 1976 zu einschließlich der 
Durchführung einer Pressekonferenz 
in der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
und der Teilnahme des Genossen H. 
Tisch an einem Essen in der Ständi- 
gen Vertretung der BRD in der DDR. 


15 . A uszeichnung des 1. Genosse Paul Wandel wird aus An- 

Genossen Paul Wandel: laß des 59* Jahrestages der Okto- 

berrevolution mit dem Orden 

"Großer Stern der Völker- 
freunds chaf t " 

ausgezeichnet . 

2. Die Auszeichnung nimmt der General- 
sekretär des Zentralkomitees der 
SED, Genosse E. Honecker, vor. 
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Zum Protokoll Nr. 23/76 


Im 

U m 

1 a 

u f 

l6. 

Rede 

für 

die 


wurde beschlossen (4, li. 1976) 


Fest- 
veranstaltung zum 
59. Jahrestag der 
Großen Sozialisti- 
schen Oktober- 
revolution; 


Die Rede des Genossen W. Lamberz 
wird mit den vorgeschlagenen 
Änderungen bestätigt. 


tH. 
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Anlo/^e Nr. 1 zur\ FrotcVcll Nr. 21176 von 2. 11. 1976 


Detrlf f 1 1 
Beschluß; 


Bildung von Kommissionen und Arbeitsgruppen 


1. Die Bildung und Zusammensetzung der 
Wirtschaftskommission beim Politbüro 
wird bestätigt (Anlage 1). 

2. Die Zuscunmensetzung der Arbeitsgruppe 
Zahlungsbilanz wird bestätigt (Anlage 2). 

3. Die Zusammensetzung der Arbeitsgruppe 
BRD und des KoordinierungsbUros wird 
bestätigt (Anlage 3). 

4 . Die direkte Unterstellung von Leitern 
zentraler Staatsorgane wird bestätigt (Anlage 4 ) . 

5. Die Zusammensetzung der zentralen Arbeits- 
gruppe für die Sicherung der Leitung und 

rganisatlon des FDJ-Einsatzes zur weiteren 
Ausgestaltung der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
in Durchführung der Beschlüsse des IX. Partei- 
tages wird bestätigt (Anlage 5) . 
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Anlage 1 


Bildung einer Wirtschaf tskomnission beim Politbüro 


Leiter ; Genosse Günter Mittag 

Mitglied des Politbüros und 
Sekretär des ZK 


Mitglieder: Genosse Werner Krolikowski 

Mitglied des Politbüros, 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates 

.Genosse Gerhard Schürer 

Kandidat des Politbüros, 

Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Minioterrates und Vorsitzender 
der Staatlichen Plankommission 


Genosse Herbert Welz 

Mitglied des ZK, 

Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates und Minister 
für VUssenschaft und Technik 


Genosse Wolfgang Junker 

Mitglied des ZK, 
Minister für Bauwesen 


Genosse Siegfried Böhm 

Mitglied des ZK, 
Minister der Finanzen 


Genosse Udo Wange 

Minister für Bezirksgeleitete 
Industrie und Lebensmittelindustrie 


Genosse Klaus Siebold 
Minister für Kohle und Energie 
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Genosse Otfried Steger 

Mitglied des ZK, 

Minister für Elektrotechnik und 
Elektronik 


Genosse Gerhard Beil 

Kandidat des ZK, 

1. Stellvertreter des Ministers 
und Staatssekretär im Ministerium 
für Außenhandel 


Genosse Helmut Lilie 

Präsident des Amtes für Standard!« 
slerung, Meßwesen und Warenprüfung 


Genosse Martin Keim 

Staatssekretär und Leiter des Amtes 
für industrielle Formgestaltung 


Genosse Alexander Schalck 

Staatssekretär Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


Leiter der wirtschaftspolitischen 
Abteilung des ZK 


Genosse Günter Ehrensperger 

Genosse Hermann Pöschel 

Genosse Gerhard Trölitzsch 

Genosse Fritz Brock 

Genosse Horst Wambutt 

Genosse Gerhard Tautenhahn 

Genosse Hans Rüscher 

Genosse Hubert Egemann 

Genosse Hilmar Weiß 

Genosse Karl-Heinz Janson 

Genosse Helmut Koziolek, 

Kandidat des ZK, 

Direktor des Zentralinstituts für 
sozialistische Wirtschaftsführung beim 
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Arbeitsgruppe Zahlun/a^sbilanz 


Die Arbeitsgruppe bat folgende Zusarurensetzung 


Leiter: Genosse Günter Mittag 

Mitglied des Politbüros und 
Sekretär des ZE 


Mitglieder: 


Genosse Gerhard GrUneberg 

Mitglied des Politbüros und 
Sekretär des ZK; 

Genosse V/erner Krollkowski 

Mitglied des Politbüros und 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden 

des Ministerrates; 


Genosse Werner Jarowinsky 

Kandidat des Politbüros und 
Sekretär des ZK; 

Genosse Gerhard Schürer 

Kandidat des Politbüros, 
Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankomiüisoion i 

Genoase Siegfried Böhm 

Mitglied des ZK, 

Minister der Finanzen; 

Genosse Heinz Kuhrig 

Mitglied des ZK, 

Minister für Land-, Porst- und 
Nahrungsgüterwirtschaf t ; 


Genosse Wolfgang HauchfuD 


Mitglied des ZK. 

Stellvertreter acs Vorsitzenden des 

Ministerrates und 

JAinister für Materialwirtschaft; 


Genosse Horst Sölle 

Mitglied des ZK, Minister für 
Außenliandel ; 
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Genosse Gerhard Bell 
Kandidat des ZK, 

Staatssekretär und 1. Stellvertreter 
des Ministers für Außenhandel; 

Genosse Günter Ehrenspergor 
Kandidat des ZK, 

Leiter der Abteilung Planung und 
Finanzen des ZK; 

Genosse Helmut Dietrich 
Präsident der Außenhand elsbadk ; 

Genosse Karl GrUnheid 

Staatssekretär in dei Staatlichen Plao- 
kommisoion; 

Genosse Horst Kaminsky 
Präsident der Staatsbank; 

Genosse Alexander Schalck 

Staatssekretär Bereich Kommerzielle 
Koordinierung; 

Genosse Hilmar Weiß 

Leiter der Abteilung Handel. 

Versorgung und Außenhandel aes ZK, 
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Anlage 3 


Arbeitsgruppe BRD 


Die Arbeitsgruppe hat folgende Zusammensetzung: 


Leiter: Genosse Günter Mittag 

Genosse Hermann Axen 
Genosse Werner Krolikowski 
Genosse Paul Verner 
Genosse Gerhard Schürer 
Genosse Alexander Schalck 
Genosse Kurt Hier 


Koordinierungsbüro: 

Lei ter : Genosse Günter Mittag 

Genosse Paul Verner 
Genosse Gerhard Schürer 
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Anlage 4 


Unterstellung leitender Genossen zentraler staatlicher 
Organe beim Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK, 
Genossen Günter Mittag 


Genosse Alexander Schalclc, 

Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


Die Unterstellung erfolgt im Zusammenhang mit 
der Übertragung bestimmter Aufgaben der Partei 
auf dem Gebiet des Außenhandels, 

Dadurch vdrd seine staatliche Verantwortung nicht berührt. 
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Anlage 5 


Zentrale Arbeitsgruppe für die Sicherung der Leitung und 
Organisation des FDJ-Elnsatres zur weiteren Ausgestaltung 
der Hauptstadt der DDR, Berlin, in Durchführung der 
Beschlüsse des IX. Parteitages 


d« Arbeitsgruppe. cenosse GOntet Mltta, 


Mitglieder der Arbelts- 

qruppe: Genosse Egon Krenz 

1. Sekretär des Zentralrates 
der FDJ 

Genosse Otto Arndt 
Minister für Verkehrswesen 

Genosse Hans-Joachim Böhme 
Minister für Hoch- und Fach- 
schulwesen 

Genosse Hubert Eyemann 

Leiter der Abteilung Transport- 

und Nachrichtenwesen des ZK der SED 

Genosse Werner Grelner-Petter 
Minister für Glas- und Keramik- 
Industrie 

Genosse Horst Helntze 

Sekretär des Bundesvorstandes des 

FDGB 

Genosse Wolfgang Herger 
Leiter der Abteilung Jugend des 
ZK der SED 

Genosse Hans Jagenow 

Leiter des Amtes für Jugendfragen 

beim Ministerrat 

Genosse Wolfgang Junker 
Minister für Bauwesen 

Genosse Erhard Krack 
Oberbürgermeister der Hauptstadt 
Berl in 
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Genosse Dieter Hüller 

Sekretär des Zentralrates der FDJ 

Genosse Helmut Müller 
2. Sekretär der Bezirksleitung 
der SED Berlin 

Genosse Richard Müller 
Stellvertreter des Vorsitzenden 
der Staatlichen Plankommission 

Kollege Hans Reichelt 
Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates und Minister für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft 

Genosse Alexander Schalck 
Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel 

Genosse Klaus Siebold 
Minister für Kohle und Energie 

Genosse Otfried Steger 
Minister für Elektrotechnik und 
Elektronik 

Genosse Gerhard Tautenhahn 
Leiter der Abteilung Maschinenbau 
des ZK der SED 

Genosse Gerhard Trölitzsch 
Leiter der Abteilung Bauwesen des 
ZK der SED 

Genosse Gerhard Zimmermann 
Minister für Schwermaschinen- und 
Anlagenbau 
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Lieber Genosse Iloneckerl 

Beiliegend übermittle ich Dir die Information über 

die Erfüllung der ökonomischen Aufgaben- 
stellung für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung im Jahre 1976 

zur Information. 


Mit kommunistischem Gruß 






Berlin, den 07. Januar 1977 


Information über die Erfüllung der ökonomischen Aufgaben- 
stellung für den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
im Jahr 1976 


Im ersten Jahr der Erfüllung des Kampf Programms des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung für den Zeitraum 1976 - 1980 
wurden folgende ökonomische Ziele erreicht: 


1. Die Erwirtschaftung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
per 31.12.1976 beträgt insgesamt 


r 


965,1 Mio VM ■ 


davon aus Intershop 
aus Intertank 
(Anlage 1/2) 


\ 


328,2 Mio VM 
64,5 Mio VM. 

I 





In dieser Summe sind 56,0 Mio VM enthalten, die im Rahmen 
der speziellen Sondergeschäfte des Bereiches (Anlage 2) 
und der Geschäftstätigkeit der Außenhandelsbetriebe durch 
Verkauf von Waren und Bauleistungen erzielt und an die 
Planzahlungsbilanz abgeführt wurden. 


I Die Außenhandelsbetriebe haben in Erfüllung und Über- 
bietung des Kampf auf träges die staatliche Auflage 1976 
I mit 111,2 % erfüllt. 

vDiese Aufgabe wurde unter erschwerten Bedingungen auf 
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dem kapitalistischen Markt, insbesondere dem Verfall 
der kapitalistischen Hauptwährungen, bei eingeschränktem 
Kreditmarkt und der spekulativen Entwicklung verschiedener 
Positionen des Produktenmarktes gelöst. 

Über diese dargestellten ökonomischen Ergebnisse hinaus 
haben die dem Bereich Kommerzielle Koordinierung unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe KreditTnöglichkeit en in 
NSW-Währungen bzw. Verlängerungen fälliger Kredite mit 
Laufzeiten von durchschnittlich 540 - 720 Tagen zur 
Finanzierung von Planimporten in Höhe von 

I 

\ 

660 Mio VM 

•• — . 

im Jahre 1976 beschafft und zur Verfügung gestellt. 


2. Die Verwendung der durch den Bereich Kommerzielle 

Koordinierung erwirtschafteten Mittel erfolgte entsprechend 
den festgelegten Zielstellungen. 

1 • 

- An die Zahlungsbilanz waren im 
jJahre 1976 446,5 Mio VM 

abzuführen. 

Dieser Betrag wurde bis zum 24.12.1976 in voller Höhe 
auf die angegebenen Konten überwiesen. (Anlage 3) 


Dem Konto 628 wurden bis zum 31.12.1976 130,0 Mio VM 

t zugeführt . Der Kontostand des Konto 
628 beträgt per ol.ol.l97jt 24 3,5 Mio DM ,. 
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-j^Auf frei verfügbaren Konten sind bis 

l'ljM Mrd. VM KD zu erwirtschaften und 

> 

i. Davon im Jahre 1976 

l\ 


1980 insgesamt 
bereit zu st eilen . 
20 Mio VM 


Die Bildung dieses Anteils ist erfolgt. 


- Der operative Reservefonds zur Finanzierung außer- 
ordentlicher Versorgungsschwerpunkte wurde auftrags- 
gemäß bis zur Höhe von 

74 Mio VM 


aufgefüllt . 


I 


Der Fonds zur Finanzierung des Internationalen Handels- 
zentrums in der Hauptstadt der DDR wurd^bis zum 


31.12.1976 in Höhe von 


^ 142,6 Mio VM 

gebildet und die fälligen Zahlungen geUeistet. 


t 



- Zur Finanzierung des Aufbaues des Palasthotels und des 
Warenhauses am Ostbahnhof in der Hauptstadt der DDR 
wurden 1976 

30 Mio VM 


:f zurückgestellt und fällige Anzahlungen sowie Projektie- 
. rungskosten beglichen. 

r 


- Durch die Übererfüllung der Gegenpläne der dem Bereich 
unterstellten Außenhandelsbetriebe konnte der inner- 
halb des Fonds zur Finanzierung des Aufbaus des Hotels 
und Warenhauses vorgesehene Anteil für den Import von 
Rationalisierungsmitteln für das Bauwesen der DDR in 
Höhe von insgesamt 30 Mio VM bereits im Jahre 1976 
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bis zu einer Höhe von 11,1 Mio VM 

gebildet werden, um ausgelöste Importe zu 
finanzieren. 


/ Zur Sicherung der Geschäftstätigkeit im Intershop* 
.f>andel wurden 1976 Investitionen in Höhe 
von 15,0 Mio VM 

eingesetzt . 
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Anlage 1 


Erwirtschaftung des Bereiches per 31.12.1976 


in Mio VM 


Außenhandelsbetriebe gesamt 

davon gehen 5,9 Mio VM in die NSW- 
Planerfül lung 


270,3 



Abführung der Außenhandelsbetriebe 


wegen Verfügung 119/7M 40,0 

Intershop (Groß- und Einzelhandel) 280, 

Genex 30,0 

Intertank 64,5 

684,8 
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Anlage 2 


Spezielle Sondergeschäfte 1976 


in Mio VM 

Sondergeschäft B - Konto 628 

Kontostand per ol.ol.977 243,5 Mio DM 130,0 

Sondergeschäft A -• evangelische Kirche 40,0 

Dieser Betrag wird direkt an die 
Zahlungsbilanz abgeführt 

Sondergeschäft A - evangelische Kirche 4,0 

Bartransfer 

Sondergeschäft A - evangelische Kirche 30,0 

Diese Suirone geht in die NSW-Planer- 
füllung Bauwesen bzw. Warenlieferungen 
an die evangelische Kirche gegen Valuta 

Sondergeschäft C - katholische Kirche 13,5 

Bartransfer 

Sondergeschäft C - katholische Kirche 15,5 

Diese Summe geht in die NSW-Planer- 

füllung 

Sondergeschäft - Finanzierung IHZ 17,4 

Abfallstoffe aus Westberlin 15,0 

Münzen und Briefmarken 2,3 

Kunst und Antiquitäten 12,6 

davon gehen 4,6 Mio in die NSW-Planer~ 

füllung 
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Anlage 3 


Abführung an die Zahlungsbilanz 1976 


in Mio VM 


Außenhandelsbetriebe gesamt 

205,0 

Intershop 

147 ,0 

Cenex 

26,0 

Intertank 

28,5 

Sondergeschäft A 

40,0 


446,5 
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Anlage 1 



Firma 

Umsatz 

197D 

Gewinn 76 
vor Abzug 
d- Steuern 

Einschätzung 
des einsetzbaren 
Betrages 

Interna, Essen 

137,0 

( . / . 1,0) 

. /. 

Chemo-Plast, Bin. 

172,0 

' 3,0 

1,7 

Friam, Haarlem 

18,0 

* 

- 

Friam, Genf 

2,5 

- 

- 

Plast-Elast-Chemie , 
Essen 

59,0 

1,0 

0,2 

RKL- LSnuner zahl 
Neunkirchen 

100,0 

0,5 

0,1 

Wittenbecher & Co., Bin 

.121 ,0 

1 ,0 

0,M 

Wittenbecher & Co. , 
Essen 

27,0 

- 

- 

Nolte, Bochum 

180,0 

0,8 

0,3 

DHG Ost-West, Bin, 

298,0 

0,6 

0,2 

Melcher, Elmshorn ) 
Mebama , Rotterdam ) 

17,0 

0,8 

0,2 

Langenbruck, Wuppertal 

20,0 

1,0 

0,3 

Socoli, Brüssel 

32,0 

0,3 

0,1 

Inwaco 

- 

0,3 

0,1 

Transport! irmen - 
geschätzt auf der 
Grundlage Ergebnis 75 
(R. Ihle, Imog, Remar) 

- 

3,0 

1,8 
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Dokument 90 


Ministcrral 

der D«“utschen Demokratischen Republik 

Minish rimn hu Anr.< fih.mtli l 
I >« i Sl .i.tl vsrk I < l .11 


Berlin, den 01 .03.1977 


W p 1 r, u n f, 


Die Beratungsvorlage zu Fragen des weiteren Aufbaues 
des Internat ionalen Ilandelszentrumr. in Berlin, der Haupt- 
stadt der DDR, vom 21.02.1977, wird zur Kenntnis ge- 
nommen . 

Zu df'D oungc'w.'ih I Lc'ft Pro 1 >1 enik rc i so n der Vorlage werden 
folgende Entscheidungen getroffen: 

1. Finanzielle Auswirkungen durch vertragsverändernde 
Pro jekt ierungs- und zusätzliche Ausstattungsan- 
forderungen. 

1.1. Die vorigelegten geschätzten Mehrkosten aus der 
Durcharbeitung (Jer Projekte aus Prfiszisierungen 
und aus Erfüllungen von Forderungen staatlicher 
Organe usw. werden in der vorliegenden Form nich t 
bestätigt . 

Der Generaldirektor des AHB Liir.ex und der Direktor 
der IHZ GmbH haben die Verhandlungen mit der 
japanischen Seite kurzfristig soweit zum Abschluß 
zu bringen, daß eine exakte und detaillierte Ein- 
schätzung möglicli ist. Dabei ist davon auszugehen, 

- daß die DDK mit dem japanisclien Lieferanten die 
Lieferung und Obergabe eines schlüsselfertigen 
Objektes vereinbart hat; 
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- daß das Internationale Handelszentrum im Herzen 
der sozialistischen Hauptstadt der DDR bei seiner 
Inbetriebnahme im Jahre 1978 höchsten Anforderungen 
entsprechen muß und auch im internationalen Maßstab 
attraktiv zu sein hat. 

Erforderliche Preisverhandlungen im Prozeß der Durch- 
arbeitung der Feinprojekte sind mit äußerster Konsequenz 
und unnachgiebig zu führen. Der AHB Transinter hat die 
Verhandlungen des Außenhandelsbetriebes Limex und der 
IHZ GmbH durch Beschaffung geeigneter internationaler 
Konkurrenzdokumentationen auf der Basis von Anforderungen 
der AHB Limex bzw. der IHZ GmbH maximal zu unterstützen. 

Nach Abschluß der Verhandlungen mit der japanischen 
Seite ist der Gesamtkomplex erneut vorzulegen. 


1.2. Finanzielle Aufwendungen für Ausrüstungen und Aus- 
stattungen, die bisher in den Leistungs- und Liefer- 
verträgen nicht enthalten sind. 

Die genannten Schät zpre i sc werden n i cht bestätigt. 

Ober die Vertretergesellschaften des AHB Transinter sind 
entsprechende Angebote, die eine exakte Einschätzung 
der Kosten gestatten, einzuholen. Dabei ist davon auszu- 
gehen, daß die Beschaffung vorrangig über Exportabkauf 
von den fachlich zuständigen DDR-Außenhandelsunternehmen 
zu erfolgen hat, bei Einhaltung der Forderung zur Gewähr- 
leistung eines hohen Standards auch nach internationalen 
Maßstäben in der Ausstattung und in der Leistungsfähigkeit 
des IHZ. 
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Zur Gewährleistung einer weitestgehenden Obereinst immung 
mit ähnlichen Geräten und Ausrüstungen in anderen Ein- 
richtungen der Hauptstadt, z.B. des Magistrats, der 
Vereinigung Interhotel, Palast der Republik u.a., sind 
die Verhandlungen über die AG Materiell-technische 
Sicherung beim AHB Transinter zu führen, der spätere Ver- 
tragsabschluß liat über die fachlicli zuständigen AHB zu 
erfolgen. Zur endgültigen Entscheidung ist zu diesem 
Punkt eine erneute Vorlage am 15.05.1977 mit einer exakten 
Einschätzung des Valutabedarfs auf der Basis vorliegender 
Angebote einzubringen. 

Verantwortlich: Direktor der IHZ GmbH 


2. Die vorgesehene Unterbringung der Punktionsbereiche im 
Internationalen Handelszentrum 

2.1. Die vorgeschlagenen funktionellen Lösungen werden vorläufig 
als Arbeitsgrundlage bestätigt. Dabei wird zunächst davon 
ausgegangen, daß die Variante 2 Vermietung an bis zu 100 
ausländische Konzern- und Firmenbüros mit größter Wahr- 
scheinlichkeit (Jic Variante ist, die den Forderungen der 
Praxis am nächsten kommt. Sofern es die Verhandlungsführung 
mit der japanischen Seite erforderlich macht, ist deshalb 
zunächst von dieser Variante auszugehen. 

2.2. Mit der Vermietung ist sofort zu beginnen. Die Verhand- 
lungen über die Vermietung sind durch die IHZ GmbH in Ab- 
stimmung oder gemeinsam mit dem AHB Transinter zu führen. 
Der Direktor der IHZ GmbH wird verpflichtet, monatlich eine 
: :r'l I »■ i f I I i I ■ I ‘ I M I ' »t'iii. 1 1 i f >1 1 ül >' • f d< - i i ■'ff« • i ■ • h I ' ‘n li I . md d' - f Air 
lantung dureli M i et vc'rträg«' ei n/.iire iciien . 
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Am 15. 05.1977 ist eine erneute Vorlage einzubringen, die 
eine Überprüfung der bisherigen vorgeschlagenen 
funktionellen Lösungen und Vermietungsvarianten anhand 
der bis dahin erreichten Vermietungsergebnisse zum Inhalt 
hat . 

2.3. Vorbereitungsmaßnahmen für den Bau eines Funktionsgebäudes 
für das Internationale Handelszentrum werxien nicht 
eingeleitet . 

Die Unterbringung der Führungsbereiche der IHZ GmbH erfolgt 
zunächst in noch nicht vermieteten Räumen des IHZ bzw. in 
Räumen des AHB Transinter, die durch den. Einzug des AHB in 
die Etagen 18 bis 23 frei werden. 

Der Generaldirektor des AHB Transinter hat dazu die er- 
forderlichen Entscheidungen zu treffen. 


3. Die künftigen Hauptkooperationsbeziehungen und die Zusammen- 
führung von Funktionsbereichen der IHZ GmbH mit dem AHB 
Transinter 

3.1. Der Direktor der IHZ GmbH wird beauftragt, einen Entwurf 
für eine Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Außen- 
handel und dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
der DDR vorzulegen. Diese Vereinbarung muß die Grundlage 
dafür bilden, daß die nachgeordneten Betriebe, Dienst leistunj 
amt und IHZ GmbH, auf der Grundlage verbindlicher Weisungen 
ihrer Minister vertragliche Liefer-und Leistungsverträge 
eingehen. Nach Abschluß dieser Vereinbarung sind die 
Liefer- und Leistungsverträge selbständig durch die IHZ 
GmbH vorzubereiten und abzuschließen. 

Der Vereinbarungsentwurf ist bis zum 30.03.1977 vorzulegen. 
Verantwortlich: Direktor der IHZ GmbH 
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3.2. Die Herstellung von Kooperationsbeziehungen mit dem 
Hotel Metropol bei der Bewirtschaftung der gastronomischen 
Einrichtungen und weiterer Serviceleistungen wird als 
prinzipiell richtiges Vorgehen bestätigt. Vor Abschluß 
der entsprechenden Liefer- und Leistungsverträge mit 

dem Hotel Metropol wird jedoch auch hier der Abschluß 
einer Vereinbarung mit der WB Interhotel festgelegt. 

Diese Vereinbarung ist durch das Ministerium für Handel 
und Versorgung sowie durch den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung des MAH zu bestätigen. 

Hauptziel dieser Vereinbarung ist die Aufgabe zu sichern, 
daß die Auflagen zur Valutaabführung aus den Ergebnissen 
der gastronomischen Einrichtungen im Internationalen 
Handelszentrum eine genauso verbindliche Planauflage für 
das Hotel Metropol sind wie die Valutaabführungen aus 
den eigenen Einrichtungen. Nach Klärung dieses Grund- 
satzes sind die entsprechenden Arbeitsbeziehungen direkt 
zwischen der IHZ GMBH und dem Hotel Metropol herzustellen. 
Der Entwurf einer Vereinbarung mit der Vereinigung Inter- 
hotel ist bis zum 30.03.1977 vorzulegen. 

Verantwortlich : Direktor der IHZ GmbH 

3.3. Di-e Herstellung von Kooperationsbeziehungen mit dem AHB 
Interwerbung wird bestätigt. Die konkreten Maßnahmen sind 
durch den Generaldirektor des AHB Transinter zu genehmigen. 

3.4. Der Generaldirektor des AHB Transinter und der Direktor 
der IHZ GmbH erhalten den Auftrag, bis zum 30.06.1977 eine 
Ent scheidungsvorlage über die Wiedereingliederung der 

IHZ GmbH in den Außenhandelsbetrieb Transinter zur Be- 
stätigung vorzulegen. 
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Dr. Schalck 





Lieber Genosse Mittag I 

Nach Außerkraftsetzung der Verfügung des Vorsitzenden des 
Ministerrates Nr. 15 von 23. 8. 1975 zur einheitlichen Lei* 
tung und Koordinierung ausgewShlter volkswirtschaftlicher 
Aufgaben durch den Bereich Xoenerzlelle Koordinierung habe 
ich entsprechend des erteilten Auftrages eine Interne Ord- 
nung für die Arbeit des Bereiches ausgearbeitet. 

Bitte um Zustlnmung. 


Mit kommunistischem Gruß 



Anlage 




Interne Ordnung 


für die Arbeit des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 


1. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
arbeitet entsprechend den Weisungen des Mitglied 

des Politbüros und Sekretär des ZK der SED, Genossen 
Mittag. 

2. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung ist 
verantwortlich für die einheitliche Leitung und 
Koordinierung folgender ausgewählter Aufgaben: 

2.1. Leitung und Koordinierung der ökonomischen Beziehungen 
der DDR zu den Parteibetrieben in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Portugal. 

2.2. Leitung festgelegter Aufgaben zur Devisenerwirtschaftung 
(bestätigtes Kampfprogramra des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung für den Zeitraum 1976 - 1980) gemäß Anlage 1. 

2.3. Koordinierung ausgewählter Aktivitäten zur Entwicklung 
der Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland sowie West- 
berlin gemäß Anlage 2. 

2.4. Koordinierung der Arbeiten zur Vorbereitung und Durch- 
führung von Kompensationsgeschäften mit kapitalistischen 
Industrieländern. 
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2.5. Regelung der kommerziellen Beziehungen zur evangelischen 
und katholischen Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik im Zusammenhang mit der materiellen Unterstritzung, 
die diese aus der Bundesrepublik Deutschland sowie West- 
berlin erhalten. 

2.6. Leitung, Koordinierung und Kontrolle der außenhandels- 
seitigen Aufgaben zur Realisierung zentral geplanter 
Investitionsvorhaben, insbesondere für die Entwicklung 
der Exportförderbetriebe gemäß Anlage 3. 

2.7. Leitung und Koordinierung der Aufgaben zur Errichtung 
und zum Betrieb des Internationalen Handelszentrums 

in Berlin, Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik, 
sowie Durchführung und Kontrolle des Imports ausgewählter 
Bauvorhaben (insbesondere Hotelneubau) für die Deutsche 
Demokratische Republik aus dem nichtsozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet . 

2.8. Leitung der'TDJ-Initiative Berlin" zur weiteren Ausge- 
staltung der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Re- 
publik im Bereich des Außenhandels. 

2.9. Koordinierung von Zollfragen zur Durchsetzung des 
sozialistischen Außenhandelsmonopols gemäß Anlage 4. 
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Anlage 1 


Leitung festgelegter Aufgaben zur Devisenerwirtschaftung 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 


1. Zur Durchführung der Geschäftstätigkeit zum Zwecke der 
Devisenerwirtschaftung sind dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung die Außenhandelsbetriebe Intrac, Zentral- 
Kommerz, Forum, Transinter und Kunst und Antiquitäten 
unterstellt . 

Wesentliche Quellen der Devisenerwirtschaftung sind: 

- Einnahmen aus dem Intershophandel, Intertank und dem 
Genex-Geschenkdienst , 

- internationale Waren- und Finanzgeschäfte, 

- Transaktionen an Börsen, 

- zeitweiliger Einsatz finanzieller Bestände des Staates 

- Vertreter und Maklertätigkeit beim Import aus und 
Export in das NSW, 

- Ausnutzung bestehender spezieller bzw. nicht ausge- 
lasteter Produktions- und Umarbeitungskapazitäten 
einschl. des Importes dazu notwendiger Maschinen, 
Ausrüstungen, Ersatz- und Verschleißteile in der 

DDR auf der Grundlage von Vereinbarungen mit Industrie 
ministem und dem Vorsitzenden der Staatlichen Plan- 
kommission , 

- Durchführung von Lohnveredelungen im Ausland, 
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außerplanmäßige Exporte und Importe auf der Grund- 
lage von Vereinbarungen zwischen den Ministern im 
Interesse der Staatsdevisenreserve, 

Einnahmen im Rahmen von gesonderten Verfügungen und 
Vereinbarungen auf dem Gebiet von Dienstleistungen, 

Einnahmen aus sonstigen Sondergeschäften und der 
Gestattungsproduktion. 


Der Außenhandelsbetrieb Transinter trägt durch die Wahr- 
nehmung des Anfragemonopols, der Vertreter- und Makler- 
tätigkeit für kapitalistische Firmen und Konzerne dazu 
bei, die direkte Einflußnahme kapitalistischer Firmen 
und Konzerne gegenüber volkseigenen Betrieben und 
Kombinaten zurückzudrängen. 

Der Außenhandelsbetrieb Forum ist für die einheitliche 
Leitung und Planung des Intershophandels als Importeur 
einschließlich Groß- und Binnenhandelsfunktion ver- 
antwortlich . 


2. Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung werden die 
Firmen Asimex, Carnet, F.C. Gerlach und Forgber 
angeleitet und kontrolliert. 


3 .//Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
// erteilt auf der Grundlage des bestätigten 5- Jahr-Planes 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung jährlich die 
entsprechenden Planauflagen an die Außenhandelsbetriebe 
Intrac, Zentral-Kommerz , Transinter, Forum und Kunst und 
Antiquitäten sowie an Genex. 
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4. Die Revision der Außenhandelsbetriebe Intrac, Zentral- 
Koimnerz, Transinter, Forum und Kunst und Antiquitäten 
erfolgt durch die Valutakontrollgruppe der Staatlichen 
Finanzrevision beim Ministerium der Finanzen unter 
Leitung der Genossin König. 


5. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

ist im Rahmen der ihm im Punkt 2.2. der internen Ordnung 
für die Arbeit des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
übertragenen Aufgaben berechtigt, in Vertretung des 
Ministers für Außenhandel zu handeln. 
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Anlage 2 


Koordinierung ausgewählter Aktivitäten zur Entwicklunr, 
der Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland sowie West- 
berlin durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 


1. Zur Durchführung der sich aus den Punkten 2.3. und 2.4 
der internen Ordnung für die Arbeit des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung ergebenden Aufgaben ist dem 
Leiter des Bereiches die Abteilung 

wissenschaftlich-technische Arbeit 
und Kooperation 

■unterstellt . 


2. Die Abteilung wissenschaftlich-technische Arbeit und 

Kooperation hat folgende Aufgabenstellung: 

2.1. Erarbeitung von Entscheidungsvorschlägen , Infor- 
mationen und Schlußfolgerungen für den Leiter der 
Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der SED und 
Sicherung eines planmäßigen und zielgerichteten 
Zusammenwirkens der dafür verantwortlichen Staats 
und Wirtschaftsorgane. 

2.2. Schwerpunktmäßige Kontrolle der Durchführung von 
Beschlüssen und Festlegungen, die die Beziehungen 
zur BRD sowie zu Westberlin betreffen, in den 
jeweils verantwortlichen Staats- und Wirtschafts- 
organen. 
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2.3. Komplexe Leitung, Koordinierung und Kontrolle von 

Aktivitäten zur Vorbereitung bzw. Realisierung aus- 
gewählter ökonomischer Aufgabenkomplexe, insbe- 
sondere von Kompensationsabkommen, die mit 
kapitalistischen Industrieländern durchgef illu't 
werden, in enger Zusammenarbeit mit den Facliministerien 
und dem Ministerium für Außenhandel. 


3. Zur Durchführung der Aufgaben der Abteilung wissenschaft- 
lich-technische Arbeit und Kooperation sind die Mitarbeit»., 
dieser Abteilung berechtigt, unmittelbar in den Staats- 
und Wirtschaftsorganen an entsprechenden Beratungen und 
Verhandlungen teilzunehmen, Auskünfte einzuholen und 
Unterlagen einzusehen. 
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Anlage 3 


J^oitung, Koordinierung und Kontrolle der außenhandels- 
: '^itigen Aufgaben zur Realisierung zentral geplanter 
Investitionsvorhaben, insbesondere für die Entwicklung 
■l^'r Exportförderbetriebe durch den Bereich Kommerzielle 
Koord inierung 


1 . Der Leiter des Bereiches gewährleistet gemäß Punkt 

2.6. der internen Ordnung für die Arbeit des Bereiches 

Kommerzielle Koordinierung 

- die Leitung, Koordinierung und Kontrolle aller 
sich aus den zentralen Beschlüssen sowie Wei- 
sungen für den Bereich des Außenhandels ergeben- 
den Aufgaben, 

- das zielgerichtete, planmäßige Zusammenwirken 
mit den zuständigen zentralen Organen, insbe- 
sondere mit der Staatlichen Plankommission, den 
Industrieministern und dem Komitee der Arbeiter- 
und-Bauerninspekt ion , 

- die termin- und qualitätsgerechte Realisierung 
der im Bereich des Ministeriums für Außenhandel 
zur Lösung dieser Aufgaben erlassenen Weisungen 

- das aktive Mitwirken bei der Vorbereitung und 
Erarbeitung zentraler Entscheidungen im Rahmen 
dieser Aufgabenstellung. 


/ . Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung, 
ist berechtigt, zur Durchsetzung der erforderlichen 
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Maßnahmen in Wahrnehmung seiner Aufgabenstellung als 
Regierungsbeauftragter für die Exportförderbetriebe 
und ^Is Mitglied der Arbeitsgruppe zur Sicherunp; 
der zentral geplanten Investitionsvorhaben in Ab- 
stimmung mit den zuständigen Stellvertretern des 
Ministeriums für Außenhandel Weisungen zu erlassen 
und deren Realisierung zu kontrollieren. 
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Anlage 4 


Koordinierung von Zollfragen durch den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung 


1. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

gewährleistet zur Durchsetzung des sozialistischen 

Außenhandelsmonopols 

- die Koordinierung von Fragen der Zollkontrolle und 
der zolldienstlichen Tätigkeit zwischen den 
einzelnen Bereichen des Ministerium für Außenhandel 
und anderen zentralen Staatsorganen, wirtschafts- 
leitenden Organen, Institutionen und Betrieben, 

- die zweckentsprechende Organisation der Bezieliungen 
zu den Organen der Zollverwaltung der DDR, insbe- 
sondere der Gestaltung eines erforderlichen Informations- 
systems zur Durchsetzung gesamtvolkswirtschaftliclier 
Interessen, 

- die Zusammenarbeit mit anderen Kontrollorganen auf 
dem Gebiet des Außenhandels, 

- die Organisation und Realisierung erforderlicher Aus- 
nahmeentscheidungen auf dem Gebiet des kommerzie] Len 
Warenverkehrs sowie dem damit im Zusammenhang stehenden 
grenz Uber sehr e itenden Reiseverkehr . 


2. Bei Feststellung von Störungen im grenzüberschre i t enilcn 
kommerziellen Warenverkehr ist der Leiter des Bereieites 


678 




2 


Kommerzielle Koordinierung berechtigt, den be- 
teiligten Staatsorganen, wirtschaftsleitenden Organen, 
Institutionen und Betrieben Auflagen zu erteilen und 
Rechenschaft über die Realisierung der Auflagen zn 
fordern . 
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Zu II. Interne Ordnung für die Arbeit des Bereiches Kommerzielle 

Koordinierung; bestätigt durch das Mitglied des Politbüros 
und Sekretärs des ZK, Dr. Mittag, vom 10. 3. 1977 


Die interne Arbeitsordnung legt die Verantwortung des Leiters 
des Bereiches fest. Die Aufgaben entsprechen im wesentlichen denen 
der Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 15/75. 

Als neue Aufgaben des Bereiches werden insbesondere genannt 

- die Leitung und Koordinierung der ökonomischen Beziehungen der 
DDR zu den Parteibetrieben in der BRD und in Portugal 

und 

- die Koordinierung der Arbeiten zur Vorbereitung und Durchführung 
von Kompensationsgeschäften. 

Als Außenhandelsbetriebe sind dem Bereich unterstellt 

- Intrac 

- Zentral-Kommerz 

- Forum 

- Transinter 

- Kunst und Antiquitäten. 

Durch den Bereich werden angeleitet und kontrolliert die 
F irmen 

- Asimex 

- Carnet 

- F . C . GeTrl ach 

- G. Forgber. 

Die Revision der Außenhandelsbetriebe erfolgt durch die Valuta- 
kontrollgruppe der Staatlichen Finanzrevision. 

Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung arbeitet ent- 
sprechend den Weisungen des Genossen Mittag. 
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Aus Vorgefundenen Niederschriften geht hervor, daO diese interne 
Arbeitsordnung auf einen BeschluQ des Politbüros des ZK der SED 
vom 2. 1 1 1976 zurückzuführen ist. 

Danach wird in diesem BeschluO der Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung unter Beibehaltung der offiziellen Bezeichnung "Ministerium 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung" als selbstän- 
diger Dienstbereich dem Mitglied des Politbüros und Sekretär 
des ZK der SED, Günter Mittag, unterstellt. 

Der Leiter des Bereiches besitzt den Status eine Staatssekretärs 
mit eigenem Geschäftsbereich. 

Der Bereich ist speziellen, politischen, handelpolitischen und 
ökonomischen Aufgaben zur Durchführung von Beschlüssen des Politbüros 
und des Generalsekretärs des ZK der SED beauftragt. Dazu unterstehen 
dem Bereich festgelegte Außenhandelsbetriebe, die Deutsche Handels- 
bank AG und im Ausland tätige Firmen. 
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Dokument 92 


TüRSITZriTDI'K MS MI3IISTIT-r.A?r:Z 

Vei'fUgung Nr* ^ i /77 
vom ^7 • Uürz 1 977 


1* Die Britv.-icklun^ und OeotBltuiiG dos Intcrsliopiitir.dela 
"biu 108C ist ncch den am 16, I?ebruar 1977 bestätiG- 
tcn Oinnidaätacn durchzuführcn. 

Verantwortlich» Staatssekretär und Leitor 

des Bereiches Kommorzicllo 
Koordinloi-unG dos llinisteriiiiis 
für Außenhandel 


2, Die Verfügung Nr* 424/7G das Vorsitzenden des 
llinistorrates vom 1* Jiüi 1978 wird aufgohoben* 




Verteiler» 

1* Vorsitzender des uiniaterratao 
2* Brater StGllvortretor des Vorsitaendon des 
Ulniaterrates W* Krolikowelci 
3* Minister der Pinanzon 
4 * llinister für Verkeliraweeen 
5* Llinister für Handel und Versorgung 
6* Staatssekretär md Leiter des Boroichee 

Kommerzielle Koordinierung das Elinißtcriuma 
für Außenhandel 

7* Leiter dea Sekretariats dee Ministerrateo 
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mit folgender Bemerkung: 


Entsprechend unserer Absprache übersende 
ich Dir die Kopie der Verfügung zur Ent- 
wicklung und Gestaltung des Intershop- 
handels und den Beschluß des Präsidiums 
des Ministerrates zur Aufhebung überholter 
Beschlüsse auf diesem Gebiet. 


23 . 3.1977 

Datum 








Dokument 94 

^\l3 dem Protokoll der Sitzung des Präsidiums des Minister« 

rat es vom 23* März 1977 


■>. In hrgänzunc doo BocclilucjcGn cieo PrUsldiiuna dos liliniotor« 
ratoQ vom 7. Juli 1976 (02-191/1.17/76) werden die 
BeochlUsse dos Moj^iat errat os 

- vom 4. Januar 1962 (00/15/62) 

- vom 5. 0ktol3er 1967 (02-11/111.2/67) 

- vom 7. Juni 1972 (02-23/11.5/72) 

und 

dor Boeohluö vom 6. April 1967 (114/11. 1/67) , ecwoif 
or aioh in seinen Peetlegungon auf den Interohop-Handel 
und den VEB Sohlffsversorgung Hoetook bezieht, aufge- 
hoben# 
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Dokument 95 

ERSTER STELLVERTRETER DES VORSITZENDEIv DES MINISTERRATES 


Verfü^Txng Nr. 2^/77 
vom {q , Mal 1977 


Zur raschen Entwicklung und Förderung der touristischen 

Bezlehtmgen Japan-DDR wird verfügt: 

1. Durch das Reisebüro der DDR und die Vereinigung Inter- 
hotel ist mit Beginn des organisierten Touristenver- 
kehrs Japan-DDR zu sichern, daß 

- attraktive Angebote für Reise Programme japanischer 
Gruppen- und Individualtouristen einschließlich 
Preise, Bedingungen usw. ausgearbeitet und durch 
ständige Abstimmung mit japanischen Reisebüros 
konkurrenzfähig gestaltet werden, 

- alle Bestellungen der japanischen Partner vorrangig 
bearbeitet und realisiert werden, 

- eine vorbildliche Unterbringung und Betreuung der 
Touristen erfolgt. 

Verantwortlich: Minister für Verkehrswesen 

Minister für Handel und Versorgung 

2. Durchgängige Sicherung des sich aus den Vei*tragsver- 
handlungen ergebenden Bedarfs an geeigneten Ubernach- 
tungskapazität en zusätzlich zu den planmäßig für den 
Auslandstourismus bereitzustellenden Kapazitäten in 
den Hotels 
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"Metropol", Berlin 
"Newa", Dresden 
"Astorla", Leipzig 
"Erfurter Hof", Erfurt 

"Elefant", Weimar (für Einzeltouristen). 

Es sind die dafür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Diese Hotels sind den japanischen Reisebüros verbindlich 
mitzuteilen, über die Kapazitäten kann nicht anderweitig 
verfügt werden (ausgenommen leipziger Messen). 

Verantwortlich: Minister für Handel und Versorgung 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 
Dresden, Leipzig und Erfurt 

3. Für die Betreuung japanischer Reisegruppen sind besondere 
Reiseleiter/Dolmetscher mit englisch/japanischen Sprach- 
kenntnissen zu qualifizieren. Die Ausbildxing ist durch 
das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen in Abstim- 
mung mit dem Ministerium für Verkehrswesen festzulegen. 

Verantwortlich: Minister für Hoch- und Fachschulwesen 

k. Sicherung des Besuchs kultureller Veranstaltungen 

(Opern, Konzerte usw.) durch ein entsprechendes System 
der Kartenreservierung in den Städten Berlin, Dresden, 
Leipzig, Erfurt und Weimar. 

Verantwortlich: Minister für Kultur 

Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR, 
Berlin 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 
Dresden, Leipzig und Erfurt 

5. Benennung von Objekten vor Beginn der Verhandlungen im 
Juni 1977 in den Bereichen Kultur und Landwirtschaft, 
die für Spezialprogramme für japanische Reisegruppen 
geeignet sind. 

V erantwortlich: Minister für Kultur 

Minister für Land-, Forst- und 
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6. Bereitstellung der erforderlichen Verpflegungsleistun- 
gen gemäß dem europäischen Standard sowie Sicherung der 
für japanische Touristen erforderlichen Mindestanforde- 
rungen an Service-Leistungen (z, B. Gepäckträger, Zim- 
merservice, Hoteltaxis usw.) in den genannten Interhotels 
der DDR. 

Verantwortlich: Minister für Handel und Versorgung 

7. Bereitstellung der erforderlichen Reisebusse mit inter- 
nationalem Standard für das Reisebüro der DDR und Sicherung 
der erforderlichen lYartungs- und Instandhaltungskapazitäten. 

Verantwortlich: Minister für Verkehrswesen 

8. Entsprechend der festgelegten Ordnung und der bestätigten 
Warennomenklatur ist ein ausgewähltes Angebot in Inter- 
shopverkaufsstellen der benannten Hotels für japanische 
Touristen und Reisende aus dem übrigen HSW anzubieten. 

In den Hotels und Intershops sind der Umtausch bzw. die 
Annahme von japanischen Yen zu gewährleisten. 

Verantwortlich: Minister für Handel und Versorgung 

Präsident der Staatsbank 

9. Zur sofortigen Aktivierung des Tourismus aus Japan sind 

- die internationale Messe in Tokio 

- der Aufenthalt einer Studiendelegation führender 
japanischer Reiseveranstalter Ende Mai 1977 in der DDR 

- die Vertragsverhandlungen des Reisebüros der DDR vuid 
der Interflug Uber den Wintertourismus 1977/78 im 
Juni 1977 

zielgerichtet zu nutzen. 

Verantwortlich: Minister für Verkehrsv/esen 


688 




- A - 


10. Zur TIerhving auf dem Japanischen Markt für Reisen in 
die DDR sind die sich aus den Vertrags Verhandlungen 
ergehenden Valutamittel Jährlich hereitzustellen und 
in die Valutakostenrechnung aufzunehmen. 

Vergntv/ortlich; Minister der Finanzen 

Minister für Verkehrswesen 

11. Zur Gewährleistung der erforderlichen Refinanzierung 
für den Hotelhau in Leipzig sind auf der Ebene des 
Wirtschaftsausschusses Japan-DDR Verhandlungen zu 
führen mit dem Ziel, die notwendigen Garantien über 
den Umfang des Touristenverkehrs und der Sicherung 
der Refinanzierung des Hotelneubaus zu vereinbaren. 

Verantwortlich; Staatssekretär und 1 . Stellvertreter 

im Ministerium für Außenhandel 
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Verteiler; 

1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates, 
iV, Krolikowski 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Vorsitzender der Staatlichen Plankbcnission 

A. Minister der Finanzen 

5. Minister für Bauwesen 

6. Minister für Handel und Versorgung 

7. Minister für Verkehrswesen 

8. Minister für Hoch- und Fachschulwesen 
9« Minister für Kultur 

10. Minister für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft 

11. Staatssekretär und 1. Stellvertreter im Ministerium 
für Außenhandel 

12. Staatssekretär im Ministeriinn für Außenhandel 
13« Präsident der Staatsbank 

14. Leiter der Zollverwaltung 

15. Oberbürgermeister der Hauptstadt der DDR, Berlin 

16 . Vorsitzender des Rates des Bezirkes Dresden 

17. Vorsitzender des Rates des Bezirkes Leipzig 

18. Vorsitzender des Rates des Bezirkes Erfurt 

19. Archiv für Staatsdokumente 
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Dokument 96 


zur VorelnbarunR vom 


1. ln L'rf^nnung dor Vereinbanin^c vom 4, Io. 1976 zvlBohon 
doM f'>tellv«rtrotor d«a Mlnistaro für Kultur. OonoBsen 
Dr« Uackvltx, und dom Btaataookr« tKr im Mlnletorlum 
rur AuOenliandol I Gonosson Dr. Scltalck. vlrd mit klr> 
kun^ vom 1.7*1977 l’ootgolofft, daO dar Export von Zeit- 
ganUaalnch Dildandar und Angovandtar Kunst und art- 
varwandter Gaganattlnda auOerhnlb dar in dar Varainbn- 
rung von 4.1o.76 untar Punkt 1 abgoatimmtan Export« 
varpfliohtung roallaiart wird« 

2. Zur auOerplamnäOigan Ervlrtaclmltung von Valutaroittaln 
wird dar Export in daa NSW durch Zaibgandaaiaoh Bil~ 
dande Kunst aowia artverwondto OaganatKnda erwaitart. 
r.e wird angaatrabt. im Jahra 1977 «uaHtBlioh 5oo TVM 
Bu raaliaieran. 

3. Daa Hiniatariura rUr Kultur baauftragt xu dieaom Zwack 
dan Staatliohan Kunathandol VEII Dildanda Kunst und 
AntiquitKtan, lai tungamtlOlgo . tnatarialla und organi- 
aatoriecha Vorauasataungen eu echaffen. 

4. Das Miniatarlum fUr Kultur dor DDR erliKlt aus dam Va- 
lutaarlOa daa Exporta von ZeitganOtiaiach Bildandar und 
Angawandtar Kunst und artvarvandten Gagonatllndan ain 
Valutaanraoht in lidlio von 3o Diaaes Anraoht ist var- 
rugbar nach Eingang dar Valutaorlbae bai Kunst und 
Antiquitäten Ombll. 

Dbar dio Vairwandung das Valutaanrechtae verfügen ga- 
reaineam dar llauptabtailungaleitar Planung/Finansen das 
Ministfriums für Kultur. Ganosso Micklioh und dar Ab- 
tnilungaioitar Dildanda Kunat. Gonoaaa Dr. Donner, 
auf dar Orvuidlaga dar vorliagondan Anträge für Importe 
oder Darauasahlungan. 

5» I^ntapreohsnda Varainbarungan. die dio Mntsalhol ton ra- 
goln. sind vwlsohan Kunst und Antiquitäten Qnbll und 
der. Hauptabtoilung Planung/FinanBon des Ministarlums 
für Kultur abxuaohliaOan. 

6. Dio Vereinbarung trritt ab 1.7*1977 in Kralt, 


( . 

l/r iVbchalcJc Dr. Haokvltz 

Vtaaiaaekretär im Stollvortroter da« Mlnletoro 

llinistorlum ftlr AuDonhnndal im Ministerium für Kultur 
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Verfügung Nr. 45 777 

vom 2 . November 1977 



Zur Sicherung des Anteils der DDR an der Belieferur^ des 
Marktes Berlin-West und der BRD mit Mineralölerzeugnissen 
und der Kontinuität der Lieferungen wird unter Ausnutzung der 
nicht planmäßig genutzten Verarbeitungskapazitäten für 
Erdöl in der DDR folgendes verfügt; 

1. Im Jahre 1978 sind Verarbeitungskapazitäten für Erdöl 

im VEB PCK Schwedt und im VEB Leuna-Werke "Vfalter Ulbricht" 
von 1 ,0 Mio t in annähernd gleichen Quartalsraten dem 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel unterstellten Außenhandelsbetrieb Intrac- 
Handelsgesellschaf t mbH zur Durchführung einer außerplan- 
mäßigen Lohnverarbeitung bereitzustellen. 

Die im Rahmen der Kapazitäten der DDR optimal erreichbare 
Ausbeutestruktur der Produkte ist auf der Grundlage der 
gelieferten Erdölqualität zwischen dem VEB PCK Schwedt, 
dem VEB Leuna-Werke "Walter Ulbricht" und dem AHB Intrac- 
Handelsgesellschaft mbH abzustimmen und auf dieser Grundlage 
die Höhe der Zusatzverarbeitung für die Belieferung des 
Marktes Berlin-West und der BRD nach Quartalen zu bestimmen. 
Dabei sind gleichzeitig auch die Transportmöglichkeiten 
über die Erdölleitung Schwedt-Leuna sowie die Bereitstellung 

von zeitweilig freien Tanklagern zu berücksichtigen. 
Verantwortlich ; Minister für Chemische Industrie, 

Gen. Wyschofsky 

Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Gen. Dr. Schal rV 

2. Von der UdSSR sind gegen KD 1 Mio t Erdöl zu kaufen und über 
die Erdölleitung "Freundschaft" nach Schwedt zu transportieren. 
Sollte ein Seetransport erforderlich sein, sind die ent- 
sprechenden Umschlagskapazitäten und der Transport über die 
Erdölleitung Rostock-Schwedt zu sichern. 
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Falls auf diesen V’ege die genannten Mengen nicht abgesichert 
v.’erden, ist für den Rest der Seetransport über Gdansk durch- 
zuführen, sofern die Ökonomie der Lohnverarbeituna diesen 
Seetransport zuläßt. 

Verantwort lieh ; Minister für Verkehrswesen, Gen. Arndt 

Minister für Chemische Industrie, 

Gen .h’yschof sky 

Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Gen.Dr .Schalck 

3. Falls Charterung von Tankern erforderlich wird, erfolgt diese 
durch den AKB Intrac-Handelsgesc llschaf t mbH zu v’eltmarkt- 
gerechten Frachtraten. 

Bei konkurrenzfähigem Anoebot v/ird Tankerraum der DDR 
gechartert . 

In Abstimmung mit der Staatlichen '^lanVnrr.-' spi on und d'-m 
Ministerium der Finanzen können nicht gegen Valuta einsetzbare 
Tankerkapazitäten dem AHB Intrac-Handelsgesellschaf t mbH 
gegen J'ark der DDR bereitgesre ilt werden. 


Verantwortlich ; Minister für Verkehrswesen, Gen. Arndt 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission, Gen. Schürer 

Minister der Finanzen, Gen. Böhm 

Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Gen. Dr. Schalck 

4. Durch Verhandlungen mit der westdeutschen Treuhandstelle 
für den Interzonenhandel ist zu sichern, daß die für das 
Jahr 1977 erteilte Ausnahmegenehmigung für den steuerbefreiten 
Rohöl-Bezug über die BRD weiter Anwendung findet. 

Außerdem sind die für den Export der Produkte nach Berlin-West 
und der BRD erforderlichen Ausschreibungen im Rahmen des 
Abkommens zu sichern. 

Verantwortlich ; Stellvertreter des Ministers für Außenhandel, 

Gen. Behrendt 
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5. Der Im- und Export erfolgt im Rahmen der Aufgabenstellung 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung im Ministerium 
für Außenhandel. 

Zur Abdeckung des erforderlichen Aufwandes in Mark der 
DDR für Verarbeitungs- , Versicherungs- und Transportkosten 
für den Import des Erdöls sowie den Export der Produkte 
sind Mittel aus den planmäßigen Zuführungen von Richtungs- 
koeffizienten des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
im Ministerium für Außenhandel einzusetzen . _ 

Bei Durchführung der Konstruktion werden nach Erfüllung 
der vorgenannten Maßnahmen keine zusätzlichen Stützungen 
in VM oder M aus dem Staatshaushalt beantragt. 
Valutaabführungen erfolgen im Rahmen der Verfügung des 
Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 4/75. 

Verantwortlich: Staatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 

6. Für den Import des Rohöls und den Export der Produkte 
nach Berlin-West und der BRD sind entsprechende Verträge 
durch den AHB Intrac Handelsgesellschaft mbH abzuschließen 

Zur Sicherung der Verarbeitung sowie des Transports des 
Erdöls und der Produkte sind zwischen dem VEB PCK Schwedt, 
dem VEB Leuna-Werke "Walter Ulbricht" , den Verkehrsträgern 
der DDR und der Intrac Handelsgesellschaft mbH Wirtschafts 
Verträge abzuschließen. 

Verantwortlich; Minister für Chemische Industrie, 

Gen. Wyschofsky 

Minister für Verkehrswesen, 

Gen. Arndt 

Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 
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Verteiler: 


1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates, Gen. Krolikowski 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Vorsitzender der Staatlichen Plankoiwni»*ion 

4. Minister für Chemische Industrie 

5. Minister für Verkehrswesen 

6. Minister der Finanzen 

7. Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Gen. Dr. Schalck 

8. Stellvertreter des Ministers für Außenhandel, 

Gen. Behrendt 

9. Archiv für Staatsdokumente 
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die 


Abschlußinformation über die Durchführung 
der Festlegungen der Arbeitsgruppe des Polit- 
büros zur Sicherung der Geschäftstätigkeit der 
Gemischten Gesellschaften der DDR ln der BRD. 

Im Zusammenhang damit wurde durch die Arbeitsgruppe festge- 
legt, daß die bestehenden Ordnungen über die Bildung und 
Tätigkeit von Gemischten Gesellschaften ln nichtsozlalistischen 
Ländern zu überprüfen sind und eine einheitliche Ordnung 
ausgearbeitet wird. 

Bitte um Zustimmung. 


Mit kommunistischem Gruß 
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Berlin, den 27» Oktober 1977 


Abschlußlnf ormation 


über die Durchführung der Festlegungen der Arbeitsgruppe 
des Politbüros zur Sicherung der Geschäftstätigkeit der 
Gemischten Gesellschaften der DDR in der BRD 


Wie in der Information vom 23» Juni 1977 dargestellt wurde, 
fordern die in der BRD zuständigen Behörden unter Berufung 
auf das die DDR diskriminierende Militärregierungs^esetz 53, 
daß die Gemischten Gesellschaften der DDR in der BRD für ihre 
Tätigkeit devisenrechtliche Genehmigungen beantragen. 

Diese Genehmigungen werden mit der Begründung gefordert, daß in 
diesen Gesellsohaften eine "indirekte Beteiligung der DDR" ge- 
geben sei. Dabei gehen die BRD-Behörden davon aus, daß diese 
indirekte Beteiligung über die ANGLOLUX S. A. in Luxemburg er- 
folge. 

In der Zwischenzeit wurden die Gemischten Gesellschaften der 
DDR von den Landeszentralbanken gemahnt, dieser Genehmigungs- 
pflicht nochzukommen. Es gab auoh 2 Versuche von seiten der 
BRD unmittelbar bei der Internationalen Bank von Luxemburg 
Informationen Uber die Beteiligungsverhältnisse an der ANGLOLUX 
S. A. einzuholen. Die ANGLOLUX S. A. hat ihren Sitz (Domizil) 
bei der Internationalen Bank von Luxemburg. 

1 . In Durchführung der von der Arbeitsgruppe des Politbüros 
gegebenen Orientierung und dank einer straffen, zentralen 
koordinierten Leitung konnten folgende Ergebnisse erreicht 
werden: 
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1.1. Alß entscheidendes Kriterium zur umfassenden Sicherung 
der politischen und ökonomischen Interessen der DDR in 
dieser Angelegenheit erwies sich das erfolgreiche Bemtlhen 
darum, Uber die AHGLOLUX S. A. die xinmittelbare Einfluß- 
nahme auf die Gemischten Gesellsohaf ten ln der BRD und in 
anderen kapitalistischen Ländern zu sichern, ohne daß naoh 
außen erkennbar ist, daß die ANGLOLUX S. A. im vollen Um- 
fange kapitalmäßig von dem Dienstleistungsbetrieb der DDR 
Iberma beherrscht und in allen Prägen gesteuert wird. 

- Die ARGLOLUX S. A. ist eine luxemburglsohe Aktiengesell- 
schaft, deren Inhaberaktien uneingeschränkt im Eigentum 
von Iberma sind. Sie unterliegt aussohließlich den in 
Luxemburg geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 

Der nach den luxemburgischen Gesetzen erforderliche Ver- 
waltungsrat, der nach außen die Gesellschaft vertritt, 
besteht jetzt aufgrund der vorgenommenen Veränderungen 
ausschließlich aus Angestellten der Internationalen Bank 
von Luxemburg, bei der die ARGLOLUX S. A. domiziliert ist. 

Die Internationale Bank von Luxemburg ist an dom weiteren 
Ausbau dieser Geschäftsverbindungen interessiert. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates der ARGLOLUX S. A. haben 
gegenüber Iberma entsprechende einseitig verpflichtende 
Erklärungen abgegeben, nach denen sie nur solche Handlungen 
für die ARGLOLUX S. A. vornehmen, die von Iberma veranlaßt 
werden. 

- Die Verfügung über die finanziellen Fonds der ARGLOLUX S. A. 
kann nur erfolgen, wenn dazu ein entsprechender Auftrag 
durch den Generaldirektor oder den Stellvertreter des 
Generaldirektors von Iberma erfolgt. Iberma bestimmt auoh 
die Bevollmächtigten der ARGLOLUX S. A. zur Wahrnehmung der 
Gesellsohaf terreohte der ARGLOLUX S. A. in den Gemisohten 
Gesellschaften in der BRD. Die dazu erforderlichen Vollmachte 
werden von den Mitgliedern des Verwaltungsrates der ARGLOLUX 
8. A. euf Anweisung von Iberma erteilt. 
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- Der uns befreundete Pariser Anwalt Joe Nordmann wurde 
gewonnen und verpflichtet, auf entspreohende Anforderungen 
von Iberma die Gesellschaf terrechte der ANGLOLUZ S. A. an 
den Oemisohten Gesellschaften der DDR mit Sitz in der BRD 
wahrzunehmen. 

- Die zuständigen Direktoren der Internationalen Bank von 
Luxemburg haben sich verpflichtet, ^eden Versuch Dritter 
zwecke Informationen Uber Kapitalverhältniese der ANGLOLUX 
S. A. zurUckzuweisen und Uber alle Versuche Iberma unmittel- 
bar zu informieren. 

- FUr den Fall, daß aus nicht vorherzusehenden GrUnden 
offengelegt werden muß, wer Eigentümer der Inhaberaktien 
der ANGLOLUX S. A. ist, ist der tsohechoslowakisohe Außen- 
handelsbetrieb Finoom, Prag, aufgrund der mit ihm intern 
geschlossenen Übereinkunft bereit, als Aktieninhaber auf- 
zutreten. 

Die tschechoslowakische Firma Finoom ist bereit, zur 
Sicherung der Rechte der Iberma in dieser Angelgenheit 
Jede Unterstützung zu geben. 

1.2. Mit den in der Ziffer 1 dargestellten Ergebnissen wurden die 
entscheidenden Voraussetzungen dafür geschaffen, daß in den 
Gemischten Gesellschaften der DDR in der BRD eine Kapital- 
beteiligung von seiten der DDR auch mittelbar nicht mehr in 
Erscheinung treten kenn. 

- In den Gemischten Gesellschaften Ymrden notariell be- 
urkundete Gesellschaf terversammlungen durchgef Uhrt , an 
denen als Bevollmächtigter der ANGLOLUX S. A. der franzöeie< 
Anwalt Joe Nordmann teilnahm. In diesen Versammlungen trat 
Rechtsanwalt Nordmann entsprechend den mit ihm in Berlin 
beratenen Direktiven auf. 
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ln übereinetlmmung mit den in der BHD geltenden Gesetzen 
wurden die Gesellschafterverträge und Statuten der Ge» 
mischten Gesellschaften im erforderlichen Umfang geändert. 

Die Aufsichtsräte der Gemischten Gesellschaften, in denen 
vorher teilweise DDR-Bürger vertreten waren, wurden auf- 
gelöst. ln keinem Pall ist ein Bürger der DDR noch Gesell- 
schafter. 

- Aufgrund der notwendigen Anmeldungen zum Handelsregister 
Uber die Veränderung der Kapitalbeteiligung an den Gemischter 
Gesellschaften, Uber die Auflösung der Aufsichtsräte sowie 
Uber die Änderung der Statuten ergibt sich nach außen, daß 
diese Gemischten Gesellschaften der DDR in der BRD Gesell- 
schaften nach dem Recht der BRD Bind, an denen Kapitalbe- 
teiligungen aus Luxemburg - in einem Pall aus Luxemburg und 
der Schweiz - bestehen, (jetzige Kapitalverhältnisse siehe 
Anlage 1 ) 

- Der direkte Einfluß der DDR auf die Gemischten Gesellschaf tei 
wird wahrgenommen durch die Tötigkeit der Geschäftsführer, 
die von der Gesellschaft erversammlung berufen werden. Diese 
Geschäftsführer sind jeweils Bürger der DDR. 


1.3. Damit ist das Uilitärregierungsgesetz 53 gegenüber diesen 
Gemischten Gesellschaften nicht anwendbar. Porderungen 
dieser Art können mit Erfolg zurüokgewiesen werden. 

ln der Zwischenzeit wurden die erforderlichen Meldungen nach 
dem in der BRD geltenden Außenwirtschaf tsgesetz vorgenommen. 
Die nach diesem Gesetz in der Meldung verlangte Angabe Uber 
die Kapitalzusammensetzung der Firma ARGLOLUX S. A. wurde 
als "nicht bekannt" beantwortet. 
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2. In Auswertung der Erfahrungen sind Schlußfolgerungen zu ziehen 
und Fes t legungen eu treffen, die eine von den Behörden der 
BRD ungestörte Tätigkeit der Gemischten Gesellschaften der DDR 
in der BRD und in anderen nichtsozialistischen Ländern sichern 

Die bestehenden Ordnungen über die Bildung und Tätigkeit der 
Gemischten Gesellschaften in nichtsozialistischen Lendern und 
über die Arbeit mit diesen Gemischten Gesellschaften sind zu 
überprüfen und eine einheitliche Ordnung zu schaffen, die den 
Bedingungen der Tätigkeit dieser Gesellschaften in den nicht- 
sozialistischen Ländern gerecht wird sowie die Durchsetzung 
der Interessen der DDR maximal sichert. 

Dabei ist insbesondere auch zu gewährleisten, daß 

- die Zusammenarbeit der Außenhandelsbetriebe der DDR mit den 
Gemischten Gesellschaften der DDR in der BRD und anderen 
nichtsozialistischen Ländern entsprechend den Erfordernissen 
der Arbeit mit kapitalistischen Firmen und in Übereinstimmun 
mit den konkreten Möglichkeiten in den einzelnen Ländern 
erfolgt , 

- die A!:tivitäten der ANGLOLUX S, A. in den Gemischten Gesell- 
schaften der DDI? in anderen i;apit alis t ischen Industrieländer 
wo Bürger der DDR als Bevollmächtigte der ANGLOLUX S, A. 
auftreten, nicht von den Behörden in der BRD zum Nachteil 
der Geschäftstätigkeit der Gemischten Gesellschaften der 
DDR in der BRD ausgenutzt werden l^önnen, 

- beim weiteren Aufbau der Absatzorganisation der Außemhandelf 
betriebe der DDR in der BiJD keine Schritte unternommen v/erdf 
die den DRD-Behördon eine Berufung auf das Milit ärregie rungs 
gesetz 53 ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Zwec!:mößigkeit der Bildun; 
neuer Holding- bzw. Finanzierungsgesellschaften in nicht- 
sozialistischen Ländern für DDR-Beteiligungen an Firmen im 
NSW zu prüfen. 

Verantwort lieh ; Minister für Außenhandel 

Leiter des Amtes für den Rechtsschutz des 
31. 3.1978 Vermögens der DDR 
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ADlg^e 1 


Kapitalverhältniese in den Gemiechten Geeellechaften 
der DDR in der DRD 


Y/emex WerkzeuRroaechinen GmbH, Düsseldorf 

190,000 DM Anglolux 

10,000 DM Mika und Mika AG (Schweiz) 


Wemex Schwelm GmbH, Düsseldorf 

160.000 DM Wemex Werkzeugmaschinen GmbH, Düsseldorf 

30.000 DM Anglolux 

10.000 DM Kurt Schwelm (BRD-Bürger) 

Werner Jähnert Verwaltungs-GmbH , Göttingen 

20.000 DM Anglolux 

Werner Jähnert GmbH & Co, KG, Göttingen 
B 4,000 DM Anglolux 

20.000 DM Werner Jähnert Verwaltungs-GmbH, Göttingen 

Interschiff Schiffsagentur GmbH, Hamburg 

400.000 DM Anglolux 

60.000 DM Richard Ihle, Internationale Spedition GmbH, Hamburg 

40.000 DM Bruno Richter (BRD-Bürger) 
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Information über die EirfUllung der ökononü. sehen 
Aufgabenstellung für den Bereich Konmerzlelle 
Koordinierung im Jahre 1977 


Im 2.Jcihr der Erfüllung des Kampfprogramns des Bereiches KbmrErzielle 
Koordinierung für den Zeitraum 1976 - 198o und zu Ehren des 6o. Jahrestages 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution wurden folgende ^ikonomieche 
Ziele erreicht: 

1. Die Erwirtschaftung des Bereiches Konmerzielle Koordinierung beträgt 
für deis Jahr 1977 insgesamt 

1.1o9,2 Mio VM 


davon aus Intershop 391,7 Mio VM 
aus Intertank . 8o,4 Mio 'W 
(Anlage 1/2) . 


In dieser Surme sind 93,9 Mio W enthalten, die im Rahmen der 
speziellen SohdergeschSfte des Bereiches (Anlage 2) und der 
Geschä.ftstätlgkeit der Außenhandelsbetriebe an die Plauizahlungsbllanz 
abgeführt wurden. 


Die Außenhandelsbetriebe haben ln Erfüllung und Übererfüllung ihres 
Kampfauftrages die staatliche Auflage 1977 mit 1o5,6 % 

erfüllt. 

Diese Aufgabe wurde unter den Bedingungen der spektakulären 
Entwicklung der kapitalistischen Währungen, insbesondere des 
US-$ und den durch die cindauemde kapitalistische V7irtschafts)cri8e 
weiter eingeschränkten Absatzmöglichkeiten auf den Haxiptwarermärkten 
erfüllt. 
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Uber diese ökonomischen Ergebnisse hinaus h^^ben die dem Bereich 
Kbrnmerzielle Koordinierung unterstellten AHB Kreditmöglichkeiten 
in NSW-VJährungen mit Laufzeiten von 54o ~ 72o Tagen zur 
Finanzierung von Planlnporten in Höhe von 63o Mio VM 

und Finanzkredite an die Deutsche Außenhandelsbank 
in Höhe von 600 Mio VM 

NSW im Jahre 1977 beschafft und zur Veirfügung gestellt. 


2. Die Verwendung der dxirch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
erwirtschafteten Mittel erfolgte entsprechend den fesbgelegten 
Zielstellungen . 


- An die Zahlungsbilanz waren Im Jahre 1977 517,9 Mio VM 

abzuf Uhren. 

Diese BetrSge wurden bis 2o. 12. 1977 in voller 

Höhe auf die angegebenen Konten Ulaerwiesen (Anlage 3) . 

- Dem Konto 628 wurden 144, o Mio VM 

zugeführt. Der Kontostand des Kontos 628 betrögt 

per 1.1.1978 167 Mio DM . 

- Auf frei verfügbaren Konten sind aus der Oesamt- 

aufgabenstellung bis 31.12.1977 26o,o Mio VM KD 

davon Übertrag aus dem Jahre 1976 2o,o Mio \W KD 

zu erwiartschaften und bereitzustellen. 

Die Bildung dieses Anteiles im Jahre 1977 ist erfolgt. 

- Zur Finanzierung des Aufbaues des Palasthotels und des 

Wsurenhauses am Ostbahnhof in der Hauptstadt der DDR Berlin 
wurden1977 80,0 Mio VM 

zurückgestellt und fällige Ratenzahlungen beglichen. 


- Der innerhalb des Fonds zur Flranzierung des Aufbaues 
des Hotels und Warenhauses vorgesehene Anteil für den 
Inport von Rationalisierungsmitteln des Bauwesens der IX)R 
ln Höhe von 3o,o Mio VM 

wurde mit 19,9 Mio VM 

gebildet. 
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1976 wurden bereits 
finanziert. 
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11,1 Mio VM 


Durch die Zielstellung iiti Wettbewerb zu Ehren des 6o. Jahrestages 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution wurden die 
AußenhandelsbetriÖÄ und dem Bereich Verpflichtungen 
übernommen, die den zusätzlichen Einschuß in die Zahlungsbilanz 
per 30.6.1977 in Hf^e von 5o,o Mio VM 

sicherten. 

Die Einzahlung ist termingemäß erfolgt. 


Zur Sicherung der Geschäftstätigkeit im Intershophandel 

wurden 1977 Investitionen ln Höhe von 24,2 Mio VM 

vorgenonmen. 
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Anlage 1 


Ervdirtschaftung des Bereich®® P®^ 31.12.1977 

in Mio \W 

AHB gesamt 268,7 

davon gehen 7,3 Mio VM in die NSW- 
Plamerfüllung 

Abführung v»gen Verfüg. 119/74 4o,- 

Intershpp 391,7 

GEMEX 35,5 

Intertank 8o,4 

816,3 
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Anlage 2 


Spezielle Sondergeschafte 1977 

ln Mio VM 

SondergeschMft B - Erwirtschaftung 1977 144,0 

Kontostand per o1.o1.1978 167 Mio DM 

Vcm Konto 628 werden 200 Mio 1978 an die 
Zahlung 8 bll 2 uiz cibgefilhrt 

SondergeschSft A - evemgellsche Kirche 40, o - 

Dieser Betrag wird direkt em die 
Zeihlungsbllanz abgeführt 

Sondergeschäft A - evangelische Kirche 

Bartransfer 4,o 

Sondergeschäft A - evangelische Kirche 32,5 

Diese Suntne geht ln die NSW-Planerfüllung 
Bauwesen bzw. Warenlieferungen an die 
evemgellsche Kirche gegen Valuta 

Sondergeschäft C - katholische Kirche 

Beurtraxisfer 12,o 

Sondergeschäft C - katholisciie Kirche 17,o 

Diese Sutnne geht ln die NSW-Plamerfüllung 

Abfallstoffe aus Westberlin 25, o 

Münzen und Brlefitarken 2,5 

Kunst und Antiquitäten 15,9 

davon gehen 4,4 Mio in die NSW-Planerfüllung 
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Anlage 3 


Abführung an die Zahlung^llanz 1977 


AHB Insgesamt 

2o8,- 

Intershop 

151,“ 

GEMEX 

35,5 

Intertarik 

29,5 

spez . Sondergesch . 

93,9 


517,9 
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Dokument 100 

A. Schalck Bt'rlin, d('ii 


Mitglied des Politbüros und 
Sekretär des ZK der SRD 

Genossen Dr, Mittag 


Lieber Genosse Mittag! 

Beiliegend übermittle ich Dir 

"Die zentrale /Aufgabenstellung und Unterstellung des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung" 

und "Maßnahmen zur Durchsetzung des Beschlusses des Polit- 
büros des ZK der SED vom 02. 11. 1976". 

Diese Vorschläge wurden unterbreitet unter Zugrundelegung der gesammel- 
ten Erfahrungen bei der Durchführung des Beschlusses des Politbüros vom 
02. 11. 1976 und unter besonderer Berücksichtigung der sich aus der Durch- 
führung der Beschlüsse des X. Parteitages für den Bereich ergebenden Auf- 
gaben. 

Bitte um Festlegung der nächsten Arbeitsschritte. 
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Zentrale Aufgabenstellung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 


Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung hat auf der Grund- 
lage der Beschlüsse des Politbüros und dos Sekretariats des ZK der SED 
sowie der erteilten Weisungen und Festlegungen des Generalsekretärs des 
ZK der SED, Genossen Erich Honecker, sowie des Mitglieds des Politbü- 
ros und Sekretär des ZK der SED, Genossen Günter Mittag, folgende Auf- 
gabenkomplexe wahrzunehmen; 

1. Einsatz und maximale Nutzung des ökonomischen Potentials und der 
dem Bereich Kcfnmerzielle Koordinierung übertragenen Valutafonds 
zur weiteren Valutaerwirtschaftung. 

Das erfolgt insbesondere durch Waren-, Finanz- und Börsenoperatio- 
nen im NSW mittels der dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetrie- 
be sowie Auslandsfirmen unter besonderer Einbeziehung der Deutschen 
Handelsbank AG als Geschäftsbank des Bereiches. 

2. Stabilisierung und Erweiterung der im nichtsozialistischen Wirtschafts- 
gebiet im Aufträge des Bereiches tätigen Firmen mit dem Ziel der 
Durchführung spezieller Geschäfts- und Finanzoperationen entsprechend 
sich verändernden internationalen Lagebedingungen. 

3. Vorbereitung von Beschlüssen und Entscheidungen zur Gestaltung der 
ökonomischen Beziehungen sowie die zentrale Leitung der kommerziel- 
len Tätigkeit gegenüber kirchlichen Organisationen. 

4. Ausbau der Bankverbindungen zum NSW zur Kreditbeschaffung im Aus- 
land in NSW -Währung als Waren- und Finanzkredite zur Finanzierung 
des eigenen Bedarfs von Planimporten und als Einsatzreserve entspre- 
chend spezieller Weisungen. 

5. Zentrale Leitung und Verwaltung besonderer Valutafonds {Intershop, 
Intertank, Cenex) bei Mitwirkung anderer wirtschciftsleitender Organe 

und Betriebe. 
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6. Ausschließliche Vertretung kapitalistischer Firmen im Gesamtbe- 
reich der Volkswirtschaft der DDR auf der Grundlage der einheit- 
lichen Durchsetzung des Außenhandelsmonopols. 

7. Vorbereitung und Realisierung yemeinsuiner Vorhaben mit l-’aclum- 
nisterien und Kombinaten mit dem Ziel, durch den Import von Anla- 
gen, Maschinen und anderer hochproduktiver Rationalisierungsmit- 
tel und deren intensive Nutzung beschleunigt die Produktion wicliliger 
Erzeugnisse für den Export und die Versorgung der Bevölkerung zu 
steigern und durch Exporte in das NSW gleichzeitig zusätzlich Valu- 
tamittel für die Zahlungsbilanz der DDR zu erwirtschaften. 

Das betrifft insbesondere 

- Vorhaben zur tieferen Spaltung von Erdöl und zur weiteren Ver- 
edlung von Erdölprodukten 

- Vorhaben der Veredlungsmetallurgie 

- Vorhaben zur höheren Veredlung von Rohstoffen, zirstärkeren 
Nutzung einheimischer Rohstoffe sowie zur Gewinnung und Nutzung 
von Sekundärrohstoffen 

- Vorhaben zur Produktion zusätzlicher hochwertiger Konsumgüter, 
einschließlich der Vorbereitung und Durchführung von Objekten der 
Gestattungsproduktion 

- Vorhaben zur zusätzlichen Produktion devisenrentabler Exporter- 
zeugnisse für das NSW 

- Refinanzierung der vorfinanzierten Valutamittel und die Gewinner- 
wirtschaftung entsprechend den festgelegten oder vereinbarten Ziel- 
stellungen. 

8. Sicherung und Steuerung des Importes wichtiger Rohstoffe, insbesondere 

aus dem NSW, im Zusammenwirken mit den betreffenden Fachministerien 
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und Außenhandelsbetrieben . Das betrifft vor allem Erdöl, Kohle, Ge- 
treide, Futtermittel, Edel- und Buntmetalle. 

9. Aufgaben zur beschleunigten Entwicklung und Einführung moderner 
Technologien, insbesondere der Mikroeleklrujük und Wobulerteclinik, 
in die Volkswirtschaft der DDR (Finanzierung und Beschaffung speziel- 
ler Ausrüstungen und Technologien, darunter Embargoerzeugnisse ) 

\inter Nutzung und Ausbau geeigneter Linien und Auslandsverbindungen 
des Bereiches. 

10. Wahrnehmung außenwirtschaftlicher Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Sicherung und Entwicklung der Produktion spezieller Erzeugnisse, 
einschließlich militärischer Ausrüstungen und Waffen, und deren Export 
im Zusammenwirken mit den entsprechenden Ministerien und zuständigen 
Organen. 

11. Koordinierung und Leitung von ökonomischen, industriellen, landwirt- 
schaftlichen und wissenschaftlich-technischen Beziehungen der DDR zu 
ausgewählten Schwerpunkiländern im engen Zusammenwirken mit ande- 
ren Staatsorganen. 

Langfristiger Einsatz von Sonderbeauftragten bzw. Arbeitsgruppen im 
jeweiligen Schwerpunktland durch Kader des Bereiches. 

12. Durchführung von Aktivitäten sowie Wahrnehmung der Koordinierungs - 
und'Kontrollfunktionen zu abgegrenzten bzw. im Einzelfall festgelegten 
politischen und ökonomischen Aufgabenkomplexen. 

Das betrifft vor allem 

- Aktivitäten zur Vorbereitung und Durchführung von Beschlüssen, die 
die Beziehungen zwischen der DDR und der BRD sowie zwischen der 
DDR und Westberlin betreffen. 
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- Kontroll- und Koordinierungsfunktionen bei der Vorbereitung 
und Realisierung von Aniagenimporten auf Kompensationsbasis. 

13. Aufgaben auf dem Gebiet der Vorbereitung und EXirchführung des Tou- 
rismus aus Staaten des NSW luil dem Ziel der Realisierung der vorge- 
gebenen Valutazielstellung. 

14. Koordinierung von Fragen der Zollkontrolle und der zolldienstlichen 
Tätigkeit zwischen der Zollverwaltung der DDR und den einzelnen Be- 
reichen des Ministeriums für Außenhandel, anderer zentraler Staats- 
organe, wirtschaftsleitenden Organe, Betriebe und Institutionen 
(Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates Nr. 87/71 vom 

25. 06. 1971). 

15. Selbständige Vorbereitung des Bereiches auf den Verteidigungszustand 
entsprechend bestehender Festlegungen und Ordnungen. 
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Maßnahmen zur Durchsetzung des Beschlusses des Politbüros des ZK 
der SED vom 02. 11. 1976 


1. In Durchführung des Beschlusses des Politbüros vom 02. 11. 1976 
ist der Bereich Kommerzielle Koordinierung mit der Durchführung 
spezieller politischer, handelspolitischer und ökonomischer Aufga- 
ben zur Durchführung von Beschlüssen des Politbüros und des Gene- 
ralsekretärs des ZK der SED beauftragt. Dazu unterstehen dem Be- 
reich festgelegte Außenl-andelsbetriebe, die Deutsche Handelsbank 
AG und im Ausland tätige Firmen. 

2. Der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung besitzt den 
Status des Staatssekretärs mit eigenem Geschäftsbereich. In Ver- 
wirklichung der ihm übertragenen Verantwortung und Aufgaben ist 
er dem Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der SED und 
Beauftragten für Produktion, Genossen Günter Mitt ag, direkt unter- 
stellt. 

3. Zur Sicherung der speziellen Aufgaben arbeitet der Bereich unter 
Beibehaltung der offiziellen Bezeichnung "Ministerium für Außen- 
hamdel, Bereich Kommerzielle Koordinierung" 

4. Das Zusammenwirken zwischen der Staatlichen Plankommission, 
dem Ministerium für Außenhcuidel, den Industrieministerien und 
anderen staatlichen Organen und Kombinaten und dem Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung erfolgt im Rahmen der bestätigten zentral- 
len Aufgabenstellung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung. 
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5. Für die ständige Koordinierung der Aufgaben des Bereiches Kommer- 
zielle Koordinierung mit dem Ministerium für Außenhandel beauftragt 
der Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung einen leitenden Mit- 
arbeiter seines Bereiches, der an den Dienstberatungen des Ministers 
für Außenhandel teilnimmt. 
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Anlage 1 


Außenhandelsbetriebe des Bereiches Konuoerzielle Koordinierung 


I n t r a c 

Handelsgesellschaft mbH 

1100 Berlin 
Pestalozzistr . 5/6 


Forum Handelsgesellschaft mbH 

ItOO Berlin 
Schönholzer Str. 10/11 


Transinter 

Aufienhandelsvertretungen und 
internationale Kooperation 

1o86 Berlin 
Friedrichstr. IHZ 


Internationales Handelszentrum 

1o86- Berlin 
Friedrichstr. 


Kunst und Antiquitäten GmbH 
Internationale Gesellschaft für 
den Export und Import von Kunst- 
gegenständen und Antiquitäten 

1409 Mlihlenbeck 
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Kastanienallee 
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BERAG 

Beratungen, Vermittlungen und 

Vertretungen 

Export/Import 

1o54 Berlin 
Rosenthaler Str. 72 a 


Günther Forgber 

Wahrnehmung von Interessen für 
Industrie und Handel 

lo4o Berlin 
Sch lege Istr. 15 


Carnet 

Industrievertretungen und Beratungen 
für Chemie, Agrar und Metallurgie 
Export/Import 

1o58 Berlin 
Schönhauser Allee 26 a 


A s 1 m e X 
Export-Import Agentur 

1o34 Berlin 
Warschauer Str. 5 


F.C. Gerlach 
Export/Import 

1120 Berlin 
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Parkfltr. 37 




Gen. Schalck 


Vertrauliche Verschlußsache 

ZK 02 — Politbüro - Beschlüsse - 

9./313 23/76 vom 2. 11. 1976 


'' Blatt 


B«trifh: 

Elldvmq von Korrjnissionen und Arbe itsgruppen 

Die direkte Unterstellung von Leitern zentraler Staats- 
organe wird bestätigt. 

(Anlage) 


0*^' SescHlu^ausJuq ist mit dem Vermerk, w» 


ie der BeichluS durchgeführt wurde, on dos Büro des Politbüros juruckiugeben 
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Anlage 4 


Unterstellung leitender Genossen zentraler staatlicher 
Organe beini Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK, 
Genossen Günter Mittag 


Genosse Alexander Schalck, 

Staatssekretär in Ministerium für Außenhandel, 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Die Unterstellung erfolgt in Zusammenhang mit 
der Übertragung bestimmter Aufgaben der Partei 
auf dem Gebiet des Außenhandels. 

Dadurch v;ird seine staatliche Verantwortung nicht berüh 


719 






Dokument 101 


Vereinbarung 

über die Bereitstellung von Valutaanrechten für den 
Export von zeitgenössischer bildender und angewandter Kunst 


Auf der Grundlage der Vereinbarung vom 4,1 0,1976 sowie ihrer 

Ergänzung vom 22,6,1977 zwischen dem Stellvertreter des 

Ministers für Kultur, Genossen Dr, Rackwitz, und dem Staats- 
sekretär im Ministerium für Außenhandel, Genossen Dr, Schalck 

wird 

zwischen 

der Hauptabteilung Planung und Finanzen 

im Ministerium für Kultur 

- im folgenden MfK genannt - 

und der 

Kunst und Antiquitäten GmbH 

- im folgenden AHB genannt - 

folgende Vereinbarung getroffen* 

1, Das MfK erhält für den zusätzlichen Export von zeitgenössi- 
scher bildender und angewandter Kunst und artverwandten 
Gegenständen in Höhe von 5oo TVM jährlich in das NSW ein 
Yalutaanreoht in Höhe von 3o %, 

2* Werke der zeitgenössischen bildenden und angewandten Kunst 
im Sinne dieser Vereinbarung werden zum Export in das NSW 
vom Staatlichen Kunsthandel bereitgestellt, 

3, Das unter Pkt, 1 genannte Yalutaanreoht entfällt auf den 
Teil des Exportes, der zusätzlich zu den It, Vereinbarung 
vom 4, Io, 1976 fest(j,elegten Plankennziffern realisiert wird, 

4, Der AHB gewährleistet, daß pro realisiertem Exportgeschäft 
nach Eingang der Valutaerlöse beim AHB die vereinbarten Va- 
lutaanrechte auf das Konto-Nr, 683 bei der Deutschen Handels 
bank AG zu Gunsten Ministerlujn für Kultur, HA Planung und 
Finanzen überwiesen werden. 
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5* Das MfK gewährleistet, daß durch diese Regelung die Er- 
füllung der in der Vereinbarung vom 4, Io, 1976 festgelegten 
Plankennziffern nicht gefährdet wird. Bei evtl, Nichter- 
füllung wird das MfK einen entsprechenden Ausgleich vor- 
nehmen • 

6, Der mit der Eigengeschäf tstätigkeit beauftragte Staatliche 
Kunsthandel und der AHB treffen eine Regelung über den geson- 
derten Ausweis solcher Verträge, die zeitgenössische Kunst be- 
treffen, 

7» Die markseitige Rechnungslegung des Staatlichen- Kunsthandels 
für zeitgenössische Werke erfolgt ln der Relation 1 VM Erlös = 
1 M Aufwand, 

8, Die Abrechnung der Valutaüberweisungen des AHB gegenüber dem 
MfK erfolgt in der Relation 1 VM : 1 M halbjährlich zuzüglich 
der Aufwendungen des AHB, 

9* Der AHB ist bereit, Importe von Spezialmaterialien für die 
Künstler aus dem zur Verfügung stellenden Valutaanrecht gemäß 
den dafür geltenden gesetzlichen R'^gelungon zu realisieren. 
Für die Deckung der damit verbundenen Kosten zahlt das MfK 
dem AHB eine Handelsspanne von 7 die am Ende Jedes Plan- 
jahres Insgesamt berechnet -wird. 


Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1,1,1978 in Kraft, 



Ministerium tür Kultiu 
Haup^bteilu^ig Planung 
und /id.nanzen 


t 

Kunst und Antiquitäten GmbH 
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^ Dokument 102 r" 

JJj^ 

ERSTER STELLVERTRETER DES VORSITZENDEN DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. 3/78 

vom 20. Januar 1978 


Zur Vorbereitung und Realisierung des Hotelimportes Leipzig, 
Gerberstraße , aus Japan wird verfügt; 

1 . In der Messestadt Leipzig wird am Standort Gerber-, 

Nord-, Keilstraße zum Zwecke der Vermietung gegen Devi- 
sen ein 5-Sterne-Hotel mit einer Kapazität von 684 Betten 
und zur Nutzung durch die Bevölkerung von 700 Plätzen in 
diversen gastronomischen Einrichtungen gebaut. 

Vorgesehener Baubeginn: 1. Mal 1978 

Vorauss. Inbetriebnahme: Leipziger Frühjahrsmesse 1981 

2. Das Hotel Ist durch die japanische Firma Japan GDR Pro- 
ject Company, Ltd. , schlüsselfertig einschließlich Frei- 
flächen zu errichten. 

Verantwortlich : Staatssekretär Im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

3. Zur Sicherung einer einheitlichen Leitung und Kontrolle 
der Vorbereitung und Durchführung des Investitionsvor- 
habens werden folgende Verantwortlichkeiten festgelegt: 

Investitionsauftraggeber: Vereinigung Interhotel 

Investbauleitung: Aufbaustab des Rates des 

Bezirkes Leipzig 

Importeur: AHB Limex 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 

Minister für Bauwesen 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes 

Leipzig 

Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
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4. Die valutaseitige Finanzierung des Hotelimportes wird 
gesondert geregelt. 

Verantwortlich ; Staatssekretär im Ministerium für 

Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

Präsident der Außenhandelsbank der DDR 


5. Der Hotelimport wird zum Aufwandpreis berechnet. Der 

Minister für Handel und Versorgung sichert, daß nach Vor- 
liegen der Berechnungen zum Aufwand die Finanzierung der 
Investition in Abstimmung mit dem Minister der Finanzen 
und dem Präsidenten der Staatsbank erfolgt. Für die aus- 
gereichten Import- und Investitionskredite ist ein Zins- 
satz von 1,8 % anzuwenden. Die bei Berechnung des Auf- 
wandpreises durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
vereinbarten Richtungskoeffizienten sind an den Staats- 
haushalt abzuführen. 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 

nach Abstimmung mit dem Minister 
der Finanzen 

Präsident der Staatsbank der DDR 
Staatssekretär im Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


6. Die materielle Sicherstellung sowie die Abdeckung ent- 
stehender Markaufwendungen für notwendige Folgeinvesti- 
tionen zur Sicherung der Baudurchführung und der Inbe- 
triebnahme des Importobjektes ist auf der Basis der Grund- 
satzentscheidung durch die Staatliche Plankommission und 
das Ministerium für Handel und Versorgung zu planen und 
durch den Rat des Bezirkes Leipzig bzw. die entsprechenden 
Fachministerien nachträglich in die Jahrespläne 1978 bis 
1981 einzuordnen. 

Verantwortlich : Stellvertreter des Vorsitzenden des 

Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 
Minister für Handel und Versorgung 
Minister für Bauwesen 
Minister für Schwermaschinen- und 
Anlagenbau 
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Minister für Bezirksgeleitete 
Industrie und Lebensmittelindustrie 
Minister für Glas- und Keramikindustrie 
Minister für Leichtindustrie 
Vorsitzender des Rates des Bezirkes 
Leipzig 


7. Das Vorhaben wird einphasig vorbereitet. Die Bestätigung 
der Grundsatzentscheidung ist durch die Vereinigung Inter- 
hotel zu veranlassen. 

Aus der vereinfachten Vorbereitung sind keine Mehrkosten 
im Sinne des Paragraphen 4 (1) - erster Anstfich - der 
Anordnung über Regelungen für die Finanzierung der Investi- 
tionen sowie die Behandlung von Mehrkosten und Anlauf- 
kosten vom 10. 11. 71 (Gbl. II, Seite 690) zu berechnen. 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 


8. Die aktive Mitwirkung der erforderlichen Bau- und Aus- 
rüstungsbetriebe im Umfang der DDR-Leistungen bei der Pro- 
jektierung und Realisierung ist zu sichern. Unter den Be- 
dingungen der vereinfachten Vorbereitung ist insbesondere 
die Einhaltung der Bestell- und Lieferfristen für Mate- 
rialien und Ausrüstungen zu gewährleisten. 

Verantwortlich ; Stellvertreter des Vorsitzenden des 

Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 
Minister für Bauwesen 
Minister für Schwermaschinen- und 
Anlagenbau 

•Minister für Elektrotechnik und 
Elektronik 

Minister für Bezirksgeleitete Industrie 

und Lebensmittelindustrie 

Minister für Glas- und Keramikindustrie 

Minister für Leichtindustrie 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes 

Leipzig 


9. Das Investitionsvorhaben "Hotelneubau Leipzig - Gerber- 
straße" ist ln die Liste der zentral geplanten Investi- 
tionsvorhaben aufzunehmen. 

Verantwortlich; Stellvertreter des Vorsitzenden des 

Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 
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10. Die bauvorbereitenden Maßnahmen zur Schaffung der Bau- 
freiheit per 30. 4. 1978 können ohne Vorliegen der 
Grundsatzentscheidung realisiert werden. 

Verantwortlich ; Minister für Handel und Versorgung 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes 
Leipzig 


11. Die Kontrolle der Vorbereitung und Durchführung des 
Vorhabens erfolgt durch die staatliche Leitergruppe 
beim Vorsitzenden des Rates des Bezirkes Leipzig. 

Verantwortlich; Vorsitzender des Rates des Bezirkes 

Leipzig 


12. Alle im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchführung 

des Baues des Importobjektes erforderlichen Bedingungen 

und Voraussetzungen 

- städtebauliche und architektonische Einordnung 
und Bestätigung 

- Ausarbeitung und Bereitstellung der Baugrund- 
gutachten 

- Schaffung der Baufreiheit zum 30. 4. 1978 

- Bereitstellung des Geländes für die Baustellen- 
einrichtungen 

- Gewährleistung der Unterbringung und Versorgung 
der ausländischen Arbeitskräfte 


sind durch den Rat des Bezirkes Leipzig zu gewährleisten. 

Verantwor tl ich ; Vorsitzender des Rates des Bezirkes 

Leipzig 


13. Zur kadermäßigen Sicherung des Hotels sind die erforder- 
lichen 600 Arbeitskräfte zu bilanzieren, auszuwählen und 
für ihren Einsatz unmittelbar vorzubereiten. 

Verantwortlich » Minister für Handel und Versorgung 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes 
Leipzig 
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14. Zur Sicherung der Arbeitskräfte für den Hotelneubau 
in der Messestadt Leipzig sind 300 Wohnheimplätze und 
100 Wohnungen für das Stammpersonal des Hotels im Rah- 
men des komplexen Wohnungsbaus zur Verfügung zu stellen. 

Verantwortlich ; Vorsitzender des Rates des Bezirkes 

Leipzig 
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Verordnung 

über den Staatlichen Museumsfonds 
der Deutschen Demokratischen Republik 

vom 12. April 1978 

In den Museen der Deutschen Demokratischen Republik 
W’erden bedeutende Werke der Weltkultur, des nationalen 
Kulturerbes, der Kultur- und Produktionsgeschichte sowie 
hervorragende Zeugnisse der Entwicklung von Natur und Ge- 
sellschaft bewahrt. Sie sind Teil des geistigen und materiellen 
Nationalreichtums und eine wesentliche Grundlage für wis- 
senschaftliche. kulturelle, künstlerische und technische Lei- 
stungen in Gegenwart und Zukunft. Zur Arbeit mit dem Staat- 
lichen Museumsfonds wird folgendes verordnet: 

§1 

Geltangsbereidi 

(1) Diese Verordnung regelt die Erfassung, Erhaltung, Pflege, 
Mehrung, den Schutz und die Nutzung des Staatlichen Muse- 
umsfonds. 

(2) Der Staatliche Museumsfonds umfaßt die Gesamtheit der 
durch die Museen bewahrten musealen Objekte und Sammlun- 
gen, die Volkseigentum sind. Zum Staatlichen Museumsfonds 
gehören auch museale Objekte und Sammlungen, die ihren 
ursprünglichen Standort in musealen Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Deutschen De.mokratischen Republik haben und | 
sich infolge von Verlagerungen oder aus anderen Gründen ge- | 


genwärtig nicht in diesen Einrichtungen bzw. nicht auf dem 
Territorium der Deutschen Demokratischen Republik befin- 
den. Sie sind ebenfalls Volkseigentum. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Sdirift- und Ardiivgut 
und Gegenstände, die in staatlichen Archiven und Bibliothe- 
ken zu erfassen sind. 

§2 

Aufgaben und Verantwortung der Staatsorgane 

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane und die Örtlichen Räte gewährleisten in den ihnen 
unterstehenden Museen die Erfüllung der Aufgaben bei der 
Arbeit mit dem Staatlichen Museumsfonds und sdiaffen die 
dafür erforderlichen personellen, räumlichen, materiellen und 
finanziellen Voraussetzungen. Sie sichern die Ersdiließung der 
Bestände des Staatlichen Museumsfonds mit dem Ziel, die 
Werktätigen mit dem in den Museen bewahrten Nationalreich- 
tum vertraut zu machen und ihre weltanschauliche, poUtisdie, 
wissenschaftliche, kulturelle und ästhetische Bildung und Er- 
ziehung zu fördern. 

(2) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane sowie die örtlichen Räte sind dafür verantwort- 
lich, daß der Schutz und die Sicherheit des Staatlichen Muse- 
umsfonds m den ihnen unterstehenden Museen gewährleistet 
werden. 

(3) Dem Minister für Kultur ist das Institut für Museums- 
wesen unterstellt. Der Minister legt die Aufgaben und Arbeits- 
weise des Instituts, die es bei der Anleitung zur Erfassung, 
Pflege und Erschließung des Staatlichen Museumsfonds zu er- 
füllen hat, fest. 


Diese Ausgabe enthält als Beilage für die Postaboonenten: 
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( 4 ) Die Räte der Bezirke verwirklichen ihre Aufgaben bei 
der Arbeit mit dem Staatlichen Museumsfonds mit Unter- 
stützung der Bezirksmuseen und Bezirksrestaurierungswerk- 
stfitten. 

§3 

Verantwortung und Aufgaben der Museen 

(1) Museen im Sinne dieser Verordnung sind, unabhängig 
von ihrer Unterstellung, 

— die staatlichen Museen, Galerien, Gedenkstätten und Hei- 
matstuben, 

“ die staatlichen Sammlungen, die der Forschung, Lehre und 
Dokumentation dienen, insbesondere die Sammlungen der 
Akademien, Universitäten, Hochschulen, Fachschulen, In- 
stitute und Forschungseinrichtungen, 

— Sammlungen und museale Einrichtungen im Bereich der 
Minister und der Leiter der anderen zentralen Staatsor- 
gane, der örtlichen Räte, der wirtschaftsleitenden Organe, 
der volkseigenen Betriebe und Kombinate sowie Betriebs- 
museen und Traditionskabinette. 

(2) Die Museen sind für die Erfassung, Erhaltung und Pflege, 
für den Sdiutz und die Sicherheit, die sorgsame und effektive 
Erschließung und Nutzung sowie die planmäßige Erweiterung 
-er Bestände des Staatlichen Museumsfonds verantwortlich. 
Sie gewährleisten die wissenschaftliche Bearbeitung sowie 
wissenschaftliche und kulturpolitische Nutzung der ln ihrem 
Bereich befindlichen Objekte des Staatlichen Museumsfonds. 

(3) Die Museen entwickeln bei der Arbeit mit dem Staat- 
lichen Museums fonds die sozialistische Gemeinschaftsarbeit 
untereinander und mit anderen wissenschaftlichen und kultu- 
rellen Einrichtungen, Betrieben und gesellschaftlichen Orga- 
nisationen. Sie arbeiten besonders mit den Leitungsorganen 
des staatlichen Archivwesens und den staatlichen Ardiiven, 
dem Kulturbund der DDR, den Künstlerverbänden, der Urania, 
der Kammer der Technik und den wissenschaftlichen Gesell- 
schaften zusammen. Sie gewinnen Bürger zur ehrenamtlichen 
Mitarbeit- 

§4 

Bestandteile des Staatlichen Museomsfonds 

(l) Zum Staatlichen Museumsfonds gehören museale Ob- 
jekte und Sammlungen, die einzeln oder im Zusammenhang 
die Entwicklung in der Natur oder der menschlichen Gesell- 
-chaft dokumentieren und deren Erhaltung und Nutzung im 
iteresse der sozialistischen Gesellschaft liegt. Hierzu zählen 
originale Gegenstände 

a) aus allen Perioden der Geschichte, insbesondere 

— Belege zu den revolutionären Bewegungen und den Hö- 
nepunkten des Klassenkampfes, vor allem der deutschen 
und internationalen Arbeiterbewegung, 

— ier sozialistischen Entwicklung der Deutschen Demokra- 
tiichen Republik, 

— Ger ökonomischen Entwicklung, 

— 3ur Kultur- und Lebensweise der Klassen und Schichten, 

— :1er Geschichte der Wissenschaften und Ideologien, 

— Militärgeschlchte und der sozialisnschen Landesver- 
teidigung; 

h) le- Tp-iinik und ProdukiiL’n. iC' ondere 

— zur Stellung des Menschen im Produktionsprozeß, 

— :ur Entwicklung der Produktionsi.nst.'u.mente und Tech- 
nologien. 

— Belegstücke der materiellen Produkticn. 

C) i-:. Kj.ns: und Lirerntur. .nsbesor. ;ere 

— '.V-:>rke und Bele'^e de** bildenden und angewin u'en 


-- Werke und Belege zum literarischen und muaikaliscben 
Schaffen, 

— Belege zur darstellenden Kunst, 

— Materialien, Fotos, Filme und Tonträger, die den Schal- 
fensprozeß von Künstlern, die zeitliche Einordnung ihrer 
Werke oder die Interpretation charakterisieren; 

d) aus der Natur 

— aus allen Perioden der Erd- und Lebensgeschichte ein- 
schließlich ihrer Erforschung, 

— Sachzeugen der anorganischen Entwicklung der Erde und 
des Kosmos, 

— Sachzeugen der Entwicklung der Biosphäre, der Evolu- 
tion der Organismen einschließlich der des Menschen und 
seiner Beziehung zur Umwelt; 

e) von und über bedeutende Persönlichkeiten. 

(2) Zum Staatlichen Museumsfonds gehören weiterhin 

— Nadibildungen und Modelle von seltenen, nicht mehr vor- 
handenen oder im Ursprungszustand nicht zu bewahrenden 
Objekten, 

— Inventare und Kataloge. 


Kaiegorisiening des Staatlichen MoseomsfoDds 
§5 

(1) Die Museen haben museale Objekte und .Sammlungpn 
des Staailichen Museumsfonds nach ihrer wisseasdiaftlichen, 
historischen und kulturellen Bedeutung zu kategorisieren. Die 
Einstufung der musealen Objekte erfolgt nach einheitlichen 
Grundsätzen in 3 Kategorien, 

(2) Kategorie I umfaßt museale Objekte und Sammlung en, 
die von außerordentlichem wissenschaftlichen, historischen 
oder kulturellen Wert und unersetzlich sind und ln einmaliger 
Weise Aufschluß geben über 

— die Entstehung und Entwicklung der Weltkultur, des kul- 
turellen Erbes und speziell der sozialistischen Nationalkul- 
tur, 

— Ereignisse, Prozesse oder Persönlichkeiten, die den Gang 
der Weltgeschichte oder der Nationalgeschichte wesentlich 
beeinflußt haben, 

— umwälzende ökonomische Prozesse, wissenschaftliche und 
technische Erfindungen und Entdeckungen, 

— wese.ntliche Etappen der Entstehung, Entwicklung und Cha- 
rakterisierung der Natur. 

(3) Kategorie II umfaßt museale Objekte und Sammlungen, 

! die von großem wissenschaftlichen, historischen oder kulturel- 
1 len Wert sind und mit hoher Aussagekraft Zeugnis ablegen 

‘ von 

' — der Entwicklung des deutschen Volkes und seinen humani- 
I stischen u.nc revciutionären Traditionen sowie seinen poli- 

! tischen, kulturellen und wnssenschaftlich-technisdien Lei- 

stungen sowie Objekte und Sammlungen über den Aufbau 
i der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 

j — dem Wirken bedeutender Politiker, Wissenschaftler und 
• Künstler in Vergar.genheiL und Gegenwart sowie Objekte 

g!Gic''en Ranges zur Geschichte und Kultur anderer VÖl- 
j ker und Objekte, die Erscheinungen und Vorgänge ln der 

‘ Natur charakterisieren. 

I (4) Kategorie III umfaßt museale Objekte und Sammlungen, 
: die in charakteristischer Weise die natürliche und gesellschaft- 
liche Er.iwid-:!ung ;n einzelnen Territorien belegen und ^ür 
die .\ilgeme;.nb;'.u’jng. ü;o weltanschauliche, historische, äsihe- 
tisfite und poivtechn; Bildung .sowie für die w.ssenschait- 
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86 

(1) Der Minister für Kultur bestätigt im Einvernehmen mit 
den Ministern und den Leitern der anderen zentralen Staats- 
organe, denen Museen unterstehen, sowie den Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke die Zuordnung von musealen Objekten 
und Sammlungen zur Kategorie I. Die Direktoren der Museen 
sind verpflichtet, hierzu ihrem übergeordneten Organ Ent- 
scheidungsvorschläge zu unterbreiten, 

(2) Die Zuordnung zur Kategorie II bestätigen die Minister 
und die Leiter der anderen zentralen Staatsorgane für die 
ihnen unterstehenden Museen, Für die den örtlichen Räten 
unterstehenden Museen erfolgt diese Bestätigung durch die 
Räte der Bezirke. 

Erfassung, ScfauCx, Sicherheit 
und Erhaltung des Staatlichen Museomsfonds 

87 

(1) Alle zum Staatlichen Museumsfonds gehörenden musea- 
len Objekte und Sammlungen sind von den Museen nach den 
vom Minister für Kultur zu erlassenden Regelungen in Inven- 
taren zu erfassen und zweifelsfrei als Volkseigentum zu kenn- 
zeichnen. 

(2) Museale Objekte und Sammlungen sind durch sachge- 
mäße Lagerung, Konservierungs- und Restaurierungsmaßnah- 
men planmäßig so zu erhalten und zu pflegen, daß Ihre dauer- 
hafte gesellschaftliche Nutzung gewährleistet ist, 

(3) An musealen Objekten dürfen keine Veränderungen vor- 
genonunen werden, die den Aussagewert dieser Objekte be- 
einträchtigen bzw. verfälschen oder die dauerhafte Bewah- 
rung gefährden. 

(4) Schriftgut, das die Entstehung, den Erwerb und die zeit- 
liche Einordnung von musealen Objekten und Sammlungen 
dokumentiert, wie Eingangsbelege, Übernahme-, Grabungs- 
und Sammlungs Protokolle, Nachlaßverfügungen, Kaufverträge 
und andere Dokumentationen, ist sachgemäß und unbefristet 
aufzu bewahren. 

(5) Bei der Entscheidung über die ständige oder zeitweilige 
Schließung eines Museums oder einer Museumsabteilung sind 
gleichzeitig die erforderlichen Festlegungen zu treffen, um Si- 
cherheit, Vollständigkeit und wissenschaftliche Auswertbar- 
kelt der musealen Objekte und Sammlungen einschließlich al- 
ler dazugehörenden Dokumentationen zu gewährleisten oder 
die Übertragung an ein anderes Museum zu sichern, 

§8 

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats- 
organe sowie die örtlichen Räte, denen Museen unterstehen, 
und die Direktoren der Museen legen entsprechende Maßnah- 
men fest, um museale Objekte und Sammlungen vor Verlust, 
Zerstörung oder Beschädigung zu sichern und die Durchset- 
zung der Rechtsvorschriften über Ordnung, Disziplin und Si- 
cherheit souhe der spezifischen Weisungen des Ministers für 
Kultur zum Schutz der Objekte des Staatlichen Museumsfonds 
in ihren Verantwortungsbereichen zu gewährleisten. Diese 
Maßnahmen sind mit den zuständigen Organen des Ministe- 
riums des Innern und der Zivilverteidigung abzustimmen. 

(2) Verlust, Beschädigung oder besondere Gefährdung von 
Ob:e!:‘en des Staatlicher. Museumsfonds sind sofort vom Di- 
rektor des Museums dem übergeordneten Staatsorgan und der 
Abteilung Kultur des Rates des Bezirkes zu melden. Für Ob- 
jekte der Kategorie I und II besteht darüber hinaus eine sofor- 
tige Meldepflicht an den Minister für Kultur. 

(3) Der Minister für Kultur kann zur Vorbeugung und Be- 
kämpfung von Ka:as::ophen oder ähnlichen Gefan.-ensituanu- 
nen und zur Eose: ‘.icur. g ihrer F-dgen sowie zur Sicherung gc- 
sam':''‘rin’'.''i B ’i cr.c-' von dieser Vero'rdn j." g r. aweichend-^ 
RogelunC'n 


89 

Erschließang and Natzong 
des Staatlichen Masenmsfonds 

(1) Die Erschließung musealer Objekte und Sammlungen des 
Staatlichen Museumsfonds erfolgt für die Forschung, Bildung 
und Erziehung. Die Hauptform der öffentlichen Nutzimg der 
Bestände sind die ständigen Ausstellungen und Sonderausstel- 
lungen. 

(2) Die Museen haben eine wissenschaftliche Dokumentation 
der musealen Objekte und Sammlungen ln Form von Kata- 
logen zu schaffen. E>€r Katalog dient der wissenschaftlicheri 
Elinordnung, Erschließung und Nutzung und hat Auskunft Über 
alle erforderlichen Daten zum musealen Objekt, über seinen 
Erhaltungszustand und den Stand der wissenschaftlichen Be- 
arbeitung zu geben. Er ist ständig zu ergänzen. 

(3) Die Museen stellen Ihre Bestände unter Gewährleistung 
von Schutz und Sicherheit anderen wlssensdiaftUchen und ge- 
sellschaftlichen Institutionen für Zwecke der Forschung herrit, 
wenn der Erhaltungszustand es erlaubt und ein Mißbraudi 
ausgeschlossen ist. Sie schaffen Bedingungen zur Nutzung 
ihrer Bestände durch Wissenschaftler, Laienforscher, Arbeits- 
gemeinschaften, Zirkel und Klubs und fördern die wissen- 
schaftliche und künstlerische Betätigung, 


Mehrung des Staatlichen Masenmsfonds 
$10 

(1) Der Staatliche Museumsfonds Ist auf der Grundlage von 
Sammlungsplänen ständig zu mehren und ln seiner Bedeutung 
und Aussagekraft zu erhöhen. 

(2) Die Sammeltätigkeit der Museen erfolgt syst^natibsdh^t - 
sprechend ihrem Profü und ihrer Aufgabenstellung Im Rah- 
men der dafür zur Verfügung stehenden HaushaltsxnitteL 

(3) Die Bestände der Museen können erweitert werden durch 

— eigene Sammeltätigkeit, 

— Übertragung museumswürdiger Objekte durch staatliche 
und wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, Kombinate und 
Einrichtungen, 

— Ankauf mit Hüfe der finanziellen Mittel, die den Museen 
planmäßig zur Verfügung stehen, oder mit Finanzmitteln 
der Staatsorgane, 

— Überlassungen und Zuwendungen durch juristische Perso- 
nen, die nicht Rechtsträger von Volkseigentum sind, sowie 
durch Bürger. 

(4) Zur Durchsetzung kulturpolitisch oder wissenschaftüdi 
notwendiger Maßnahmen kann eine unentgeltliche Übertra- 
gung von musealen Objekten oder Sammlungen entsprechend 
dem bestätigten Profil der Einrichtungen zwischen Museen m 
der Deutschen Demokratischen Republik durch Vereinba’’uag 
erfolgen. Für museale Objekte oder Sammlungen der Katego- 
rie I ist dazu eine Genehmigung des Ministers bzw. Leiters 
des zuständigen zentralen Staatsorgans und des Ministers für 
Kultur erforderlich. 

(5) Die Museen sind verpfbehtet, Angebote zur Übemanine 
von Objekten in den Staatlichen Museumsfonds entspre nend 
den Bestimmungen dieser Verordnung entgegenzunehmen. 
Angebote von Gegenständen, die nicht dem Profil des Ma- 

I seums entsprechen, sine: an ein fachlich entsprechend prvfi- 
I üenes Museum weiterzuleiten. Besonders wertvolle Objekte 
I und Sammlungen und solche größeren Un\fanges und go- 
I schlossenen Charakters, deren Übernahme nicht gesichert 
I werden kann, sind dem Instirjt für Museumswesen zu mel- 
I den. Das Institut legt den zuständigen Staatsorganen Vor- 
. Schläge Tür die Einordnung dieser Objekte und Sammlungen 
i '.n .Museen vor. 

S)) Vor e’..nem benr-icnr.z'en V'erkauf musealer Obje.'Cte 
S.-icn";.'..:'.... : j Eor.K.T.a'.eri-i.a.'U.ng vorliegl. 
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haben die Eigentümer diese dem Institut für Museumswesen 
rum Kaut anzubieten. Das Institut für Museumswesen teilt 
innerhalb einer Frist von 3 Monaten dem Eigentümer mit, ob 
ein Ankauf erfolgt, und vermittelt einen Vertragspartner. Ein 
Verkauf an einen anderen ist nur zulässig, wenn das Institut 
für Museumswesen erklärt, daß auf einen Ankauf verzichtet 
wird. 

(7) Das Institut für Museumswesen legt den zuständigen 
zentralen Staatsorganen Vorschläge für die Elinordnung der 
musealen Objekte und Sammlungen ln Museen gentäß Abs. 6 
vor. 

§11 

(1) Produktionsmittel, die für die Entwicklung der Produk- 
tivkräfte sowie für die Geschichte von Wissenschaft, Technik 
und Produktion richtungweisend oder typisch waren, sind 
m erhalten. Dazu gehören: 

— B^egstücke, die einen Produktionaprozeß richtungweisend 
beeinflußt haben oder die für das internationale Niveau 
mitbestimmend waren oder sind, 

— Belegstücke, die die Arbeitsbedingungen der Produzenten 
in besonderer Weise widerspiegeln oder verbessert haben, 

— Produktionsmittel, Produktionsinstrumente und wissen- 
schaftliche Apparaturen, die an bedeutende Ereignisse, 
Entwicklungen, Persönlidikeiten oder Kollektive gebunden 
waren oder sind, 

— Belegstücke für bedeutende Serien und Produkte, 

— Produktionsmittel, die für die Entwicklung der Industrie 
und Landwirtschaft eines bestimmten Territoriums oder 
Bereiches einmalig, strukturbestimmend oder typisch sind, 

— Belegstüdce von Produktionsmitteln und wissenschaftli- 
chen Apparaturen, die in Form und Funktion beispielhaft 
waren oder sind, eine besondere charakteristische Kon- 
struktion oder eine bemerkenswerte Formgestaltung be- 
sitzen. 

(2) Die Betriebe, Kombinate, Genossenschaften und Ein- 
richtungen haben in ihrer Rechtsträgerschait befindliche Pro- 
duktionsmittel nach Abs. 1 so zu behandeln, daß Belegstücke 
im Sinne dieser Verordnung in den Staatlichen Museumsfonds 
aufgenommen werden können. Die erforderlichen Regelungen 
erläßt der Minister für Kultur im Einvernehmen mit den 
Ministem und Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane. 

(3) Museumswürdige Produktionsmittel, die infolge ihrer 
Größe oder Beschaffenheit für die miiseale Nutzung im Ori- 
ginal nicht erhalten werden können, sind von den Betrieben, 
Kombinaten, Genossenschaften und Einrichtungen in geeigne- 
ter Form (Film, Foto, Tonträger, Zeichnung, Kommentar, in 
besonderen Fällen durch Modelle) zu dokumentieren. 


§ 12 

Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats- 
cr-ane sowie die örtlichen Räte gewährleisten eine unentgelt- 
licr.e Übergabe von museumswürdigen Produktionsmitteln an 
der. Staatlichen Museumsfonds im Einvernehmen mit den 
'jc-.rtschaftsleitenden Organen, Betrieben, Genossenschaften 
ur.ä Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Organisationen, so- 
wd.: die Objekte als Grundmittel voll abgeschneben sind. 
X : .:r. nicht voll abgeschriebene Grund.mittel sind grondsätz- 
” n.cht in den Staatlichen Museumst-^nds zu übe'''^e.hmeri : 
die Übernahme von noch für die Produktion genutzten Grund- 
mt'teln ist unzulässig. Die Entscheidung über die Übernahme 
in cen Staatlichen Museumsfonds trifft in Zweifeisfällen der 
Le rer des übergeordneten Organs. 

§ 13 

?r Medaillen oder ahnüche.n Er-.nr.erun^ss: dcken. d:e 


Institutionen cxler von volkseigenen Betrieben und Kombina- 
ten herausgegeben werden, sind Belegexemplare dem Mu- 
seum für Deutsche Geschichte, den Münzkabinetten und dem 
zuständigen Bezirksmuseum für cüe Übernahme in den Staat- 
lichen Museumsfonds anzubieten. Die genannten Museen ent- 
scheiden über die Weiterleitung an ein zuständiges Museum. 

(2) Von Münzprägungen der Münze der Deutschen Demo- 
kratischen Republik erhalten die Münzkabinette ln der Deut- 
schen Demokratischen Republik Belegexemplare. 

§14 

Yer&ndenmgea am Bestand des StaatUdhen Moseamsfonds 

(1) Museale Objekte der Kategorie III können aus dem 
Staatlichen Museumsfonds ausgesondert werden, wenn an 
ihrer Erhaltung und Nutzung kein gesellschaftliches Interesse 
mehr besteht 

(2) Ober die Aussonderung aus dem Staatlichen Museums- 
fonds entscheiden auf Antrag des Direktors des Museums die 
Leiter des übergeordneten Staatsorgans. Vor dem Aussondem 
sind die Möglichkeiten der Umsetzung ln andere Museen zu 
prüfen. 

(3) Die beabsichtigte Aussonderung Ist dem Institut für Mu- 
seoimswesen zu melden. 

(4) Mit der Entscheidung über das Aussondem ist gleidizei- 
tig die weitere Verwendung festzulegen, 

Taaseb and Leihverkehr mit Objekten 
des Staatlichen Museumsfonds 

§15 

Über den Tausch von musealen Objekten und Sammlungen 
des Staatlichen Museumsfonds mit Institutionen anderer 
Staaten entscheiden die zuständigen Minister und die Leiter 
der anderen zentralen Staatsorgane. Das Verfahren beim 
Tausch wird in einer Ordnung geregelt, dfe der Minister für 
Kultur im Einvernehmen mit den Ministem und den Leitern 
der anderen zentralen Staatsorgane, denen Museen unter- 
stehen, erläßt. 

§16 

F\lr den Leihverkehr mit musealen Objekten und Samm- 
lungen des Staatlichen Museumsfonds, einschließlich des Leih- 
verkehrs mit Institutionen anderer Staaten, erläßt der Mini- 
ster für Kultur im Einvernehmen mit dem Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten und in Abstimmung mit den 
Ministern und den Leitern der anderen-zentralen Staatsor- 
gane, denen Museen unterstehen, die erforderlichen Bestim- 
mungen. 

Sdilußbestimmongen 

§17 

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung erläßt 
der Minister für Kultur in Abstimmung mit den Ministem 
und den Leitern der anderen zentralen Staatsorgane. 

§ 18 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1978 in Kraft. 

Berlin, den 12. April 1978 

Der Ministerrat 

der Deutschen Dcniokrati.schen Republik 

W S : o p h 
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Berlin, 22 , 8 . 1978 

*-v; ü L ne n L'cinok rat i sehen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


Vertrauliche Verschlußsache 

MfS 0 08 Nr.:_5L2JlsL 
330 .Ausf ^ Blatt 


Befehl Kr. 12/78 


zur politisch-operativen Sicherung des Internationalen 
Handelszentrums in der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik, Berlin 


Der sich auf der Grundlage der abgestimmten Außenpolitik der 
Sowjetunion und anderer Staaten der sozialistischen Gemeinschaft 
vollziehende Entspannungsprozeß .führt objektiv zu qualitativ 
neuen Bedingungen für die Beziehungen zu den nichtsozialistischen 
Staaten . 

Das gilt auch für die ökonomische und wissenschaf tlich- 
teclu>jL s g |fl^^ usammenaTbei^»i t dieiLen Staaten» wobei den.lcapita* 
listlT^ven Industriestaaten besonaefe Bedeutung beizumessen 
ist . 

Mit den Ziel, diese Beziehungen zu fördern, wurde durch die 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik die Errich- 
tung des Internationalen Handelszentrums (nachfolgend IHZ) 
beschlossen. 

Die räumliche Konzentration einer großen Anzahl von Repräsen- 
tanten kapitalistischer Firmen und Konzerne erfordert sicher- 
heitspolitische Konsequenzen. Es ist davon auszugehen, daß 
der Gegner versuchen wird, die von der DDR geschaffenen I'jög- 
lichkeiten zur Ausweitung friedlicher Beziehungen zur Reali- 
sierung seiner feindlichen Zielstellungen zu mißbrauchen. 

Zur Lösung der umfangreichen politisch-operativen Aufgaben- 
stellung, die sich aus der Notwendigkeit zur zuverlässigen 
Sicherung des IHZ ergibt, 
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befehle 


ich: 
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1. Die Leiter aller Diensteinhicten des '!fS haben im Rahmen 
der ihnen übertragenen Verantwortung folgende Aufgaben zu 
lesen; 


Aufdeckung und Bekämpfung feindlicher Pläne, Absichten 
und .'laßnahmen des Mißbrauchs der durch die Existenz des 
IH2 gebotenen legalen Arbeitsmöglichkeiten für subver- 
sive Handlungen, insbesondere für Spionage, Sabotage, 
staatsfeindlichen .Menschenhandel, staatsfeindliche Hetze 
und staatsfeindliche Gruppenbildung; 

Aufdeckung und Bekämpfung staatsfeindlicher bzw. anderer 
feindlich-negativer Handlungen, die von Bürgern der 

unter Nutzung von bzw. gemeinsam mit im IHZ tätigen aus- 
ländischen Bürgern begangen werden; 

Gewährleistung eines wirksamen Schutzes der im IHZ tä- 
tigen ausländischen Personen vor terroristischen Gewalt- 
akten, Erpressungen, Drohungen, Geiselnahmen und anderen 
kriminellen Handlungen; 

Aufdeckung und Be.seitigung von begünstigenden Bedingun- 
gen für staatsfeindliche und andere feindlich-negative 
einschließlich krimineller Handlungen. 


2. Die politisch-operativen Maßnahmen zur Realisierung der 
gestellten .Aufgaben sind insbesondere darauf zu richten, 
alle gegnerischen Versuche des Mißbrauchs der mit der 
Tätigkeit des IHZ gebotenen Möglichkeiten für subversive 
Handlungen rechtzeitig zu erkennen und vorbeugend zu ver- 
hindern. 


3. Die Hauptabteilung XVIII ist für die allseitige politisch- 
operative Sicherung des IHZ verantwortlich. 


4. Sicherheitsüberprüfungen zu im IHZ tätigen Bürgern der 
Deutschen Demokratischen Republik haben unter der Deck- 
bezeichnung "Zentrum I" zu erfolgen und sind durch alle 
Diensteinheiten entsprechend der .Anforderungen der Haupt- 
abteilung XVIIJ zu realisieren. 
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5. Die Aufklarjng der im IHZ tätigen ausländischen Personen 
erfolgt unter der IV^cktete ichnung "Zentrum II". 

Dazu notwendige politisch-operative Maßnahmen anderer 
Diensteinheiten zur Unterstützung der Hauptabteilung XVIII 
sind kurzfristig durchzuführen. 

6. Alle politisch-operativen Maßnahmen einschließlich des 
Einsatzes inoffizieller Kräfte, die sich auf die Aufklärung 
oder Bearbeitung von im IHZ tätigen Personen oder das IHZ 
betreffenden Sachverhalten richten, sind mit dem Leiter der 
Hauptabteilung XVIII abzustimmen. 

Das IHZ oder im IHZ tätige Personen betreffende Informationen 
sind der Hauptabteilung XVIII unverzüglich zuzule-iten. 

7. Der Leiter der Hauptabteilung XVIII hat in eigener Zuständigkeit 
die zur politisch-operativen Sicherung des IHZ erforderliche 
Zusammenarbeit mit anderen Diensteinheiten, insbesondere der 
Hauptverwaltung A, den Hauptabteilungen II, VI, VII, VIII und 
PS, den Abteilungen III, N, XXII und der AG Ausländer sowie 

der BV Berlin, zu organisieren. 

Die Leiter dieser Diensteinheiten haben entsprechend der 
ihnen übertragenen Verantv.-ortung die Hauptabteilung XVIII 
bei der politisch-operativen Sicherung des IHZ zu unter- 
stützen« 

8. Das IHZ betji^fende SicherMJägskjUM^3^^<Uica grund- 

sätzliche Dokumente sowie die Realisierung bedeutsamer politisch- 
operativer .Maßnahmen bedürfen der Bestätigung durch meinen 
Stellvertreter, Gen. Generalmajor Mittig. Er hat - sofern durch 
diese Dokumente bzw. Maßnahmen politisch-operative Interessen 
außerhalb seines Zuständigkeitsbereiches berührt werden - die 
erforderliche Abstimmung mit meinem 1. Stellvertreter, Gen. 
Generalleutnant Beater, bzw. meinem Stellvertreter, Gen. General- 
leutnant Wolf, zu gewährleisten. 

Die Bearbeitung Operativer Vorgänge, die für die politisch- 
operative Sicherung des IHZ bedeutsam sind, durch andere 
operative Diensteinheiten hat. in Abstimmung mit der Hauptab- 
teilung XVIII zu erfolgen. 

Bei Vorliegen zwingender politisch-operativer Gründe hat - nach 
Abstimmung mit mir bzw. meinen zuständigen Stellvertretern - die 
Bearbeitung in eigener Zuständigkeit zu erfolgen. 

9. Der Leiter der Hauptabteilung XVIII und der Leiter der Haupt- 
abteilung Kader und Schulung haben die kadermäßigen Voraus- 
setzungen zur Realisierung dieses Befehls zu sichern. 

Mein Stellvertreter, Gen. Generalmajor Mittig, hat über die 
Realisierung dieser Maßnahmen die erforderliche Kontrolle 
auszuüben. 
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3. Januar 1979 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Gekretariats des ZK der 
SED vom 12, Duli 1978 über die Errichtung eines Erholungszen- 
trums in der Hauptstadt der DDR, Berlin, wird verfugt: 

1. Für die Durchführung, Fertigstellung und Inbetriebnahme des 
Vorhabens Erholungszentrum Berlin mit dem Standort Leninallee/ 
Ecke Dimit rof f st raße im Stadtbezirk Friedrichshain gelten 
folgende Ecktermine: 

- Abschluß der Geländeberäumung und Bau- 
grubenaushub bis IV, Quartal 1978 

- Durchführung der Baumontagen und Roh- 
bauarbeiten bis IV, Quartal 1979 

- Durchführung der Ausbauarbeiten, der Aus- 
rüstungsmontagen und Fertigstellung des 

Vorhabens bis IV, Quartal 1930 

- Funktionserprobung und Inb^^t riebnahne in I. Quartal 1981 

Auf dieser Grundlage ist ein detaillierter Bauablaufplan aus- 
zuarbeiton und die Kontrolle der termingerechten Durchführung 
zu organisieren. 

Verantwortlich : Minister für Bauwesen 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 
Staatssekretär für Körperkultur und Sport 

Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt 
der DDR 
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2. Für die Errichtung des Erholungszentrums Berlin wird ein ma- 
terielles und finanzielles Investitionsvolumen in Höhe von 
176 Mio M, mit einem DOR-Le i s tungsan tei 1 von 112 Mio M, be- 
stätigt. Die Aufteilung der DDR-Leistungen nach Jahren und 
ihre entsprechende Einordnung in die Jahres vol kswi rtscha fts- 
pläne ist zwischen dem Vorsitzenden der Staatlichen Plan- 
kommission, dem Minister für Bauwesen und dem Sekretariat des 
Mi ni sterra tes abzustimmen und mit den Planentwürfen zur Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Das Vorhaben ist in die Liste der Sonderbedarfsträger aufzu- 
nehmen. Für die weitere Vorbereitung und Durchführung des 
Vorhabens ist die Lieferverordnung vom 8. 5. 1972 (LVO) an- 
zuwenden . 

Verantwortl ich: Minister für Bauwesen 

Minister der Finanzen 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 

3. Als Planträger für das Vorhaben wird das Sekretariat des Mi- 
nisterrates eingesetzt. Der Minister für Bauwesen hat der 
Aufbauleitung Sondervorhaben Berlin die Verantwortung als 
Investitionsauftraggeber, Generalauftragnehmer sowie General- 
projektant zu übertragen. 

Das Vorha-ben ist nach Fertigstellung zur Nutzung durch die 
Bevölkerung dem Staatssekretariat für Körperkultur und Sport 
in Rechtsträgerschaft zu übergeben. 

Verantwortl ich: Minister für Bauwesen 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 
Staatssekretär für Körperkultur und Sport 

4. Die Dokumentation zur Investitionsvorentscheidung ist auszuar- 
beiten und durch den Minister für Bauwesen in Abstimmung mit 
dem Staatssekretär für Körperkultur und Sport .sowie dem Ober- 
bürgermeister von Berlin, Hauptstadt der DDR, zu bestätigen. 
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Die Investitionsvorentscheidung gilt gleichzeitig als Grund- 
sa tzentscheidung. 

Verantwort! ich: Minister für Bauwesen 

Staatssekretär für Körperkultur und Sport 

Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt 
der DDR 

Termin: sofort 

5. Für die Leitung und Nutzung des Erholungszentrums ist eine, 
dem Staatssekretariat für Körperkultur und Sport unterstellte 
Einrichtung zu bilden. Zur Gewährleistung einer effektiven 
Nutzung des Objektes ist ein Organisationsprojekt und ein In- 
betriebnahmeprojekt auszuarbeiten. 

Die für den Betrieb erforderlichen 350 Arbeitskräfte, darunter 
200 Kräfte für die gastronomische Betreuung, sind im Rahmen 
der Gesamtkennziffern des Fünf jahrpl anes 1976 - 80 zusätzlich 
für das Staatssekretariat für Körperkultur und Sport zu bilan- 
zieren. Die Bereitstellung von Fachkräften für den gastronomi- 
schen Bereich ist zwischen dem Minister für Handel und Versor- 
gung und dem Staatssekretär für Körperkultur und Sport zu 
vereinbaren. Die Bildung der Belegschaft der Einrichtung ist 
im I. Quartal 1979 zu beginnen und bis zum IV. Quartal 1980 
abzuschließen. Die tariflichen Regelungen sind mit dem Leiter 
des Sekretariats'des Ministerrates abzusti mmen . 

Verantwortlich : Staatssekretär für Körperkultur und Sport 

Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt 
der DDR 

Minister für Handel und Versorgung 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 

Termin : für Bildung der Einrichtung: 1. 1. 1980 

für Organisationsprojekt: 30, 6, 1979 

6. Für die Vorbereitung und Durchführung der von der DDR am Vor- 
haben zu erbringenden Lieferungen und Leistungen sind Kombinate 
und Betriebe gemäß Anlage zu dieser Verfügung einzusetzen. 
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Die Lieferungen und Leistungen sind entsprechend dem bestätig- 
ten Ablaufplan und in Übereinstimmung mit den in Punkt 1 die- 
ser Verfügung festgelegten Eckterminen durchzuführen. 

Verantwortl ich: Minister für Bauwesen 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Minister für All- 
gemeinen Maschinen-, Landmaschi nen- 
u,nd Fahrzeugbau 

Minister für Elektrotechnik und Elektronik 

Minister für Schwermaschinen-~und Anlagenbau 

Minister für Bezirksgeleitete Industrie und 
Lebensmi tte 1 i ndus trie 

Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates und Minister für Post- und 
Fernmel dewesen 

Minister für Kohle und Energie 

Minister für Handel und Versorgung 

Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt 
der DDR 

7. Die Heiztrasse ( 1 km 2 x 800 NW) als Verbundtrasse zwischen 
den Heizkraftwerken Berl i n-Li chtenberg und Berlin-Mitte von 
Brücke Leninallee bis Anschluß Krankenhaus Friedrichshain ist 
im IV. Quartal 1979 fertigzustellen. Im Heizkraftwerk Berlin- 
Lichtenberg ist das geplante Aufstellen eines dritten Wärme- 
erzeugers termingemäß durchzuführen, so da,ß ab diesem Zeit- 
punJct 6-8 Gcal an das Sport- und Erholungszentrum abgegeben 
werden können. 

Verantwortl i ch : Minister für Kohle und Energie 

Minister für Bauwesen 

Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt 
der DOR 

8. Durch den Generalauftragnehmer ist im Zusammenwirken mit der 
Gewerkschaftsorganisation der sozialistische Koraplexwettbewerb 
zur termin- und qualitätsgerechten Sicherung^ der DDR-Lei stungen 
am Vorhaben zu organisieren. Zur materiellen Stimulierung und 
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Anerkennung hoher Arbeitsleistungen der Werktätigen sind 
Präroienmittel zweckgebunden äus dem Städtshsushslt zur Ver” 
fügung zu stellen. Ein entsprechender Vorschlag ist vom Mi- 
nister für Bauwesen in Abstimmung mit dem Minister der Finan- 
zen dem Vorsitzenden des Ministerrates zur Bestätigung vorzu- 
1 egen . 

Verantwortl ich: Minister für Bauwesen 

Minister der Finanzen 


Termin: 31.1. 1979 


Anlage 

Verteiler t 

1, Vorsitzender des Ministerrates 

2, Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3, Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Minister für Allgemeinen Maschinen-, Landmaschinen- und 
Fahrzeugbau 

4, Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Minister für Post- und Fernmeldewesen 

5, Minister für Bauwesen 

6, Minister der Finanzen 

7, Staatssekretär für Körperkultur und Sport 

8, Oberbürgermeister von Berlin, Hauptstadt der DDR 

9, Minister für Handel und Versorgung 

10, Minister für Elektrotechnik und Elektronik 

11, Minister für Schwermaschinen-; und Anlagenbau 

12, Minister für Bezirksgeleitete Industrie und Lebens- 
mittelindustrie 

13, Minister für Kohle und Energie 

14, Staatssekretär und Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung, des Ministeriums für Außenhandel 

15, Leiter des Sekretariats des Ministerrates 

16, Archiv für Staatsdokumente 






Anlage 


Lieferungen und Leistungen der DDR für das Vorhaben 
Zentrum Berlin sowie dafür einzusetzende Kombinate 


1. Ministerium für Bauwesen 


Schwerer Erdbau, Abriß, Enttrümmerung, Be- und 
Entwässerung, Heizung, Stahl Konstruktionen, 
Fassaden- und Leichtmetallbauelemente, Gerüst- 
bau, Grundwasserdichtung, Fliesenarbeiten, 

Lei tungsumverl egung, Wohnungsbau, Kunst- und 
Natursteinarbeiten, Dachdecker-, Klempner-, 
Glaser-, Maler- und Belagsarbeiten, Grün- und 
Sportflächen, Wärme- und Kälteisolierung sowie 
Baustoffversorgung mit insgesamt 

darunter : 

- VEB Autobahnbaukombinat Berlin 

- VEB Bau- und Montagekombinat Ost 

- VEB Spezialbaukombinat Magdeburg 

- VEB Metal 1 eichtbaukombi nat Leipzig 

- VEB Holz- und Leichtmetallbauelemente Leipzig 

- VEB Technische Gebäudeausrüstungen Berlin 
und Halle 

- VEB Holzbau Sebnitz "Arno Grohmann" 

- VEB Wohnungsbaukombinat Rostock 

- VEB Stuck und Naturstein Berlin 

- VEB Kombinat Baumechanisierung Berlin 

- VEB Wohnungsbaukombinat Berlin 

- VEB Ausbau ßerl i n 

- weitere zentral- und bezirksgeleitete 
Spez ial baubetriebe und Betriebe der 
Baumaterial ien Industrie 
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Erholungs- 
und Betriebe 


76,0 Mio M 


7.6 Mio M 
5,5 Mio M 

3.7 Mio M 
7,2 Mio M 

5.5 Mio M 

7.0 Mio M 

1.0 Mio M 

8.0 Mio M 

1.0 Mio M 

3.0 Mio M 

5.0 Mio M 

6.5 Mio M 

15,0 Mio M 
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2 . Ministerium für Schwermaschinen- und Anlagenbau 


Luft-, Klima- und Kälteanlagen, Eisaufbereitungs- 
und Wasseraufbereitungsanlagen sowie Aufzüge mit 
insgesamt 10,0 Mio M 

darunter: 


- VEB Lufttechnische Anlagen Berlin 

- VEB Maschinenfabrik Halle 

- VEB Wasseraufbereitungsanlagen Markkleeberg 

- VEB Sächsischer Brücken- und Stahlhochbau 
Dresden 


6.0 Mio M 
1,2 Mio M 
1,5 Mio M 

1.0 Mio M 


3 . Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik 

Starkstrom-, Schwachstrom- und Informations- 
anlagen sowie Steuer- und Regeltechnik mit 
i nsgesamt 

darunter: 

- VEB Kombinat El ektropro j ekt und 
Anlagenbau Berlin 

- VEB Funk- und Fernmeldeanlagenbau Berlin 

- VEB Geräte- und Regler-Werke Teltow 


12,5 Mio M 


5,8 Mio M 
3,5 Mio M 
3,0 Mio M 


4. Ministerium für Allgemeinen Maschinen-, Landmaschinen- 

und Fahrzeugbau 

Gastronomische Ausrüstungen und Ausstattungen 

sowie Spezialfahrzeuge und Geräte mit insgesamt 2,5 Mio M 

darunter: 

- VEB Ascobloc Anlagenbau Dresden 2,5 Mio M 

5. Ministerium für Handel und Versorgung 

Gastronomische Anlagen und Einrichtungen, Betreuung 
der Bauarbeiter sowie sonstioe Versorgungslei- 
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darunter: 

- Rational isierungs- und Forschungszentrum 
Gaststätten-Hotels-Gemeinschafts Verpflegung ) 

- VE Handel s techni k Wildau ) 

- Konsum Bauarbeiterversorgung Berlin 

6. Ministerium für Bezirksgeleitete Industrie- und 

Lebensmittelindustrie 

Einbauten und Möbel aus stattu ngen , Sporteinrich- 
tungen und Spezialgeräte durch VEB Innenprojekt 
Halle mit i nsgesamt : 

7. Ministerium für Kohle und Energie 

Außere energetische Erschließung durch VEB 
Energieversorgung Berlin mit insgesamt 

8. Weitere Bereiche der Volkswirtschaft 

Verschiedene Einzelausrüstungen, Maschinen und 
Sportgeräte mit insgesamt 
(Spezifikation wird noch erarbeitet) 


2,5 Mio M 


3,0 Mio M 


1.0 Mio M 


4,5 Mio M 


Lieferungen und Leistungen der DDR insgesamt: 112,0 Mio M 
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Hauptabteilung II/6 


Berlin , 29* 1 • 
nei~lü 


Vermerk 

Am 27* 1 • 79 erfolgte durch die Gen* Meinel, HA II/6 und 
Ziegler, HA IX/9, eine Absprache mit Genossen 

Hanf red Seidel 

tätig als 0( im Bereich 4.Lii 

mit dem Ziel, auf Grund der vorliegenden Ident itätsmerknale 
die Person "Günter" zu finden* 


'ebnisse : 


- Nach Vortragen der vorliegenden Identitätsmerkmale einschließ 
lieh der angedeuteten Fahndungsüberprüfungen bzw* Nach for- 
schungen zu einem MfS-Hint ergründ schlußfolgerte Gen. Seidel 
sofort auf die Person 

Günter Ai CL( 

Generaldirektor der Fa. AC ( * 


E Ein anderer hätte nicht derartige llöglichkeiten* 

ACjS£‘c<< hätte alle in der Hand* Han tut Lm Prinzip alle 
v/as dieser v.ünscht * 


- In diesem Zusammenhang schilderte Gen* Seidel folgende struk- 
turelle Zusammenhänge: 

Seitens der V ^ werden folgende Firnen unterhalten; 

Fa* /4 C /hgy (Warschauer Str.) 

Inhaber: Günter 


Pa. Cn6 R- LA C H (Parkstraße) 


Inhaber : 


Hisena 



Diese Firnen unterstehen den Gen* < GR 

ordnet dem Gen* Generalmajor G/gp cc H/f-Az/V 



und übergi' 
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Seitentj des Gen. Oberst (7c- /V S o uT y/urde i.iit der 

Hinweis gegeben, daß speziell MrVcu durch Gen. 

kl Cu M 4 A/M . Hi/ ^ /c~ u , gesteuert wird. 

'Die A<ö i/< untersteht ebenfalls direkt General 

Pa. C /A ^ 

früherer Inhaber: £ ! ^ 0 N 

jetziger Chef: V/erner 

Pa. IhjT hf: ?0 (jT 

Chef: Gottfried U l 

bevorzugte Geschäfte; Zigaretten, Alkohol, 

CldtiiTier, h) A Ff^g~/v 

Diese Pirnen unterstehen den 4/1/ / -Bereich Q 0 gcc 

speziell der Hu A Abt» /i ? Sortiger Leiter 

Gen. Oberst Gerhard r'^'^ • 

Zu pachten ist hierbei j daß der operative Decknar.e des Gen. 
rf^ANKC - '» GunTGR " lautet. 


Zu derartigen Pirnen gehört auch die 

Pa. Günter (Schlegelstr . ) , 

die sich vorrangig nit technischen Problemen befaßt. 

Operativ verantw'ortlich zeichnet die Ha XV , Gen. 

Oberst !,<' ü g g ^ • 


Möglichkeiten für dienstliche rContakte des B H/4 a/<v su 

CiCX x/x/it W Ö O Ox* ^ i.l'-w O *-> U -A O.-i— C/ O C J- W -i w-.-. L' *11. V c. — 

bestehen hinsichtlich 


DIA ITalirung - (Generaldirektor l'anfred hoif) 

AHU AGEhA ~ (riins Kaase ti-» Generaldirektor) 

.‘JiU AGHIl.P. - (Transitinterverband) 

•■•.'illi Huppi.:;ö, Generaldirektor 


ie Pirzia lU i F{ A C 
rdöl und kaae unter den . 
des B H/4 M/v über 

Stellv. Generaldirektor 


sich nit 
•'Günter 
” Sch a u; ’ s t o f f e 


befaßt 
-•^spekt 


Ohemieartikeln und 
" sowie die Kenntnisse 
’• inrrage, weil der 


Günter (7 >? oT^I w gt/? 
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— Konkrete Überprüfuiigen zu üe6sevorko;'.imnissen bzv/* Zollvor— 
kormnissen (Tonbandkasset teneinaug und Klappfahrrad) sind 
durcu den OibL', (jen» » aus dea B reica des 

Gen. kCf/ A ck nöglica • 


- Bei dea Identifizierungsaerkaal "Zigaret tenschnuggel" hande 

es sich un ein Geschäft der -Ku A » konJcret der ?a« 

/ M <' Vor Y • 

Bekannt hierzu ist, daß in relevanten Zeitrau::! eine derar- 
tige Schleusungsnöglichkeit bestanden hätte, jedoch nach 
Veröffentlichungen in der V.'estpresse diese Fahrten einge- 
stellt wurden. Seit ca. Dezenber 157S/Januär 1979 geht 
das v/ieder. 

— In Zusa;:nenhang nit der Beschuldigten Sii.ione U 6^ ra 

ist zu beachten, daß 4 f ?? a c nit den Sch^lT pl a t' t e nge 
schält für den Intershop zu tun hat. Ihre Tätigkeit zu lies 
bei einer polnischen Schallplattenfirna ist evtl, in einen 
solchen Zusannenhang zu sehen. __ 

Zu beachten ist weiter, daß Ai über seVir gute 

dienstliche und private K o n t a k t e na c h^ o 1 e n verfügt. 


— Die P.eiseanträge aller genannten Firnen werden von Gen. 

/A C tk bzw. Gen. .\ v i b gh unterschrrieben. 


- Die geschilderten Schleusungspraktiken, Avisierungen usw. 
könrten nur durch lüitarbeiter des ilfS bzw. auch der 12. 
Venvaltung durcugefülirt v/crden. AS oder andere 

Außenhandelsleute können das k e in e s f a 1 1 s • 


Aus genannten Sachverhalt ergeben sich folgende ’i 

1 . Prüfimg der Verbindungen des '^Ro FF h 

über i-;eisectellen des 111]! bzw. üoer 11k irv'iii, 
Hillebrandt bzw. Gen. L'eye. 

V/elche liinreisen erfolgten, \.'er beantragte bz-v 
Einreisen? 


aß nah 


.Arrc 

Gen. 

. bea 


. i 0 • i • 

der 

Geer 

4- : o- -• 

w Cii. 0 U« 


DDA 


T.C 


2. überprüfui'ig der fra-nzösicchen 
Vertreter in der PL'. LVIII. 


3 C>N f A/ und der? 


3» Prüfung der Sollgeschichten über den OibE, 


n 
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Hauptabteilung II/6 


Berlin, 29 

ElO-lÖ 


1 


79 


Vermerk 

Aq 27* 1 • 79 erfolgte! eine persönliche Absprache rait Gen. 

l/g>if M dy . OibE in Bereich Sc4-f A CU . 

Anwesend war Gen. Ziegler HA IX/9. 

Dem Gen. U ■ vairden die Identifizierungskriterien 

zu "Günter" vorgetragen und nach gefragt. 

- Infrage kommen; 

Günter A^1\^C K ( ) 

Günter 

Günter ^ j /// 'TR A C ) 

— In Bezug auf Zigarettengeschäfte kommt die Fa. (^of^ I 

Chef; L infrage. Operativ v e r a n t v/or tli cn 

Gen. Oberst , -kv ^ . 


- Dienstliche Kontakte des ^ ^ können zur DIA 

Nahrung bestehen. 

— Über Eeiseanträge , Zollgeschichi:en usw. können die Gen. 

kCA £iJ L und Xö-Z/U/ Auskunft geben. 



lieinel 


Hptn. 
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Dokument 107 


Wlrt 0 chaft 9 vertrAa 

«rMi«e*»«««ia«i«n«*rt»r:ric-r sr rtr.'fr, 


2<vlwcb«n üem Staatlichen Kunethandel dar DDR 

los Berlin« ThKlnannplatr 1-2 
- iw Weiteren SKH genannt - 

und der Kunet und AntlnuitSten Ombll 

108 Berlin, Frnnr.Öelee'he Str, 15 
iw weiteren AUB genannt - 


zur plaxuaKOigen Erwirteobaftung von Valutamitteln f Ur die 
volicau'itrtaohaft der '-DDR 


1. Grund^aaen und _gigle _der JVer einbar unq 

Auf t Orundlage der DoXuwente der Sozlallntinchen^Elnhelta*^ 
Partei ^Deutnohlanda inebeeondere des IX. Partoitagöa der S'^D, 
sind -wit der Vereinbarung rwiachen dem SKH und dem AiiD folgen- 
de Ziele r.u -erreichen I 

- Häxiraale planralinige Erwlrtnchoftung von Vnlutamlttoln für 
die ‘VölVnwirteahaft der DDR durch den Export von Antlqiil- 
tHten und e!<portfMhigan Oebrauchtwaren tn das NSW auf der 
Basis von abgestiwmten Jahresprotokol lent 

- Durchsstnung einer hochof foXtiven , auf die Waren- und bfin-- 
derstruXtur Xonsentrierte AußenpolitlH, unter Wahrung don 
sosialiati neben Außenhandelsmonopols ; 

- Herstellung retioneller arbeltstollSger Hoziehungen nw.lBcl'.rr» 
dom AHB und dem skh? 

- Ständige Erhöhung dos Zuwachne« am Natlonal.eJ nXommon durch 
Verbesserung der Devlsenrentablli t.8t . 


2. Grundsötse und Formen der Zusarnmonarbolt 

2.1. Der Vertrag Ist Instrument nozlallstinoher leltungstätlg- 
Xeit. Kr regelt die konXreten Fomen der Zusammen arbolt 
urtd arbeitsteiligen Beziehungen r.wlnrhon dem AUB und dem 
SKH bpi der Lösung der gemeinsamen Aufgat:>en auf dem Gebiet 
des Exportes und ist die verbindliche Grindlage fUr die Be- 
ziehungen zwischen beiden Partnern. 

2.2^ Der SKH hat, entnprechend den staatlirhen Aufgaben, Oor rlan- 
auf lagen und Orientierungen sdwle den Abst lirtmungen mit dom 
AHD, marXtgorecht absatzfähig« Er^oortgegenstyndo ,■ entspreob^nri 
seiner blaherlgon ExportwarenntruHtur , bere 1,t zu a teilen, dlo 
mit einer hoben RentabllltKt o"r>ort.lort worden tönnen. Er h^t 
zu sichern, daß die Rosllslerunq c'<'r «t '»atliohon rlanauf Ingo-i 
fUr den K port durch solnc Galerien l.c^mlngGTecht erfolcit . 


747 




2.^. b«r AHB hat ala B><|>ortaur auf dem Gebiet der AntlqultXten 
und ‘exportfähigen Oebrauchtvaren Außenhandel everträge mit 
aelnen Partnern -auDerbalb der Deutschen DenioXratlachen Pev 
• pobllV abeueohlleßen uiid Im Umfang eeinor Berechtigung däs 
staatliche Außenhandelsmonopol ru g&vrl.hrleiBteti» 


2,4. Dar BKH verpflichtet sich, Antiquitäten und für den Export 
geeignete Oebrauchtwaren im eigenen Kamen fUr Rechnung des 
SKTi -aneukaufen und an den AHB ru verkaufen. 


2.5, Beide Partner sind verpf laichtet , sich ständig Uber den 

Stand der Erfüllung der beiderseitigen Verpflichtungen aus 
-dieser VlareinbarUng ru informieren, alle Fragen im- Zusantfoen-' 
hang mit der. Erfüllung der abgoatlmmten Jahresprotokolle tu* 
klären und alch gegenseitig ru unteratütaen. 

Sollten' bei der Realisierung der abgestimmton Jahresproto- 
kolia Schwierig kelten auftreten. hat der Partner, der r.ti- 
erst Kenntnis davon erhält, den anderen Partner unverrUg- 
4ioh Bu informieren. 


3, Vorbereitung des Exportes 

3.1, Zur Rlrhorung einheitlicher PlanrlelA und der Kontinul 

der Planrealisierung V'lrd ümge)»ond nach Obergahe der Auf- 
gabenstellung durch die übergeordneten Organe eine Abeh-?« 
imung Bvrisohen dem SKH und dem ATID durnhgof Ührt . 

Die Ahstlmnumg wird in ihrem U^f Auq der durch den Ain» zu 
verkaufenden Waren — aufgoschlüoae j t nacti t^arhal.en - 
vreils in einem Jnhresprotokoll festgelegt. 

Jahres Protokolle werden nach der Unterzeichnung beider 
Partner untrennbarer Bestandteil dieses Vertrages. 


3.2. Für eine ahgestlmmte elnhei t liehe Proisarhelt sind von 

•AHB und vom .SKH Prelsliaten fUr .Stands rdwa ron , wie Uhren, 
Puppen, gewisse Sortimente usw. , zu 'erarbeiten. 

Die in den Preislisten genannten v:ort-e sind als Mindest- 
Valutapreise, d.h-. Exportpreise, nnr.nsehen. 

Bei Notwendigkeit erfolgt durch iv^ide Partner oino Über- 
arbeitung der Proisllrten. 
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4 . 

4.1. Dmt AHB v*rpfllchtot »ich, all« vom SKII angaXauftcin 

Oaganatünde, die für den Export gaelgnat sind und der 
ahamaligan Xxpor Waran« truXtur das SKH ^entaprec^hen , su 
jUb4ima1unan* 

Di« Ubarnahm« «rfolgt ab Lager SKil bxw. Galerie SKH« 
tx^i'*hKW ABHf «Ineohlleniich Beladung. 

4. 2« fOi«' Oagenstünde v«rden vom /«JIB zu den erzielenden Va» 

^.lubapreiaan Ubemopmen. Die Preiabewertung erfolgt durch 
den" AHB in den Lagern bew. Galerien des SKH. 


5 • Rechnunaeleoung und Handelaspanneh 

S.l« Die Rechnungslegung des SRH gegenüber dem AHD erfolgt nach 
Übergabe der Ware. 

r>.2. Oie Zahlungsfrist betrügt 14 Tage. 

5.3. Der SKH gewührt dem AHB für seine TKtigXeit bei der Vor- 
bereitung« dem Abschluß und der Realisierung der Export- 
vertrHge eine Handelsspanne . 

Die Kühe der Handelsspanne botrKgt % vom Inlandsrech- 
nungswert und wird von der Rechnung des r-Kll bei Rechnungr.- 
logung an den "HB in Absug gebracht . 


6 . Schlußbestlnimungon 

6,1. Auf diesen Vertrag findet das Ve.rtrngngesetr vom 
und seine Durchführungsverordnungen Anwendung. 


6,2, Können 'Streitlglcel ten zwischen den Partnern nicht ln 
Vameradoehaf tllcher 7.uaammöns'bel t gelöst werden, ist 
die ZustSncilgkelt des ßezirksvertragsgerichts Berlin 
gegeben. 


6.3. Der Wlrtechadtsvortrng tritt mit Unterzeichnung durch 

beide Partner ln Kraft und gleichzeitig wird die Verein- 
barung vom 5.2,1976 aufgehoben. 


749 


4 




'di»»»» V»t>qy 'b*<IQrf«ii dM* 




. i 


.sdEi^oW 


B»»HiiV - 9. Jan. VjVJ 



Ktfn^t «iul Aiiti<|wlt8t«iii 
OribH 
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Dokument 108 


' Knnst ‘4 AntlquitltMi KAB, Genossen Seidel 


ili9.t9 

Verkeni Toai Kisnot^genotänden aus' den Mnseen nnd.. 

^ M . . 1 _ 

Qenlfl Weisung des SiaatssekretlLrst Genossen Ihr« SehnldlCt nnier* 
breite ten wir nit Sehrpfiben von 6 •9*79 nnseren Yorsehl^ 4fl^r die 
Kinbeziebans der Xeseen and Stantliehen ‘Seanltin^n ln den’lcrport 
KS¥. 

Beiliegend erbnlten Sie einen weiteren YerschlnB» Ser dsirMLf ' 
rugeschnltten ist, das Interesse der Museen nnd Staatlloben 
Samlungen an der HSglicbkelt eines Exports aus ihren Bes. t^den 
in das NSV in den Yordergrusd en stellen« 

Nit diesen Yerscblag soll weiterhin erreicht werden« daS eine 
Polenik Uber die Notwendigkeit wen Exporten aus den Bestanden 
die.Sf.r Ins.titnti 


Anlage 






Leseabschrift 


Einbeziehung der Museen und Staatlichen Kunstsammlungen 
der DDR in den internationalen Kunsthandel zum Zwecke der 
Bereichung und Profilierung ihrer Sammlungen durch ... 
aus dem NSW 


1. Die DDR hat sich seit ihrer Gründung weder durch Verkäufe 
noch durch Einkäufe am internationalen Kunstmarkt betei- 
ligt. 

Damit wurden auf wesentliche kulturpolitische und außen- 
politische Wirkungen, die das Ansehen innerhalb des Staates 
stärken, verzichtet. An- und Verkäufe durch Museen und 
Staatliche Sammlungen gehören zur internationalen Praxis 
in der kulturellen Zusammenarbeit des Staates. 

Die große außenpolitische Ausstrahlungskraft profilier- 
ter Ausstellungen wie ".... Dresden" sind dafür Beweise. 


2. Die Museen und Staatlichen Sammlungen sind auf die 
ständige Profilierung und Bereicherung ihrer Bestände 
angewiesen, um keinen Stillstand in der Befriedigung 
kulturpolitischen Aufgaben entstehen zu lassen, ... 
trifft, insbes. die Kunst Kunst des 20. Jh. und die 
revolutionäre Kunst. 


3. Sporadische Kunsterwerbungen aus dem Ausland (auch aus den 
sozialistischen Bruderländern) erfolgen nur auf dem Wege 
des Tausches. 


4. Die materiellen Voraussetzungen der Museen und Staatli- 
chen Sammlungen für die Bewahrung des Volksvermögens sind 
begrenzt. Das bezieht sich sowohl auf die vorhandene 
Bausubstanz als auch auf technische Einrichtungen, wie 
Sicherungseinrichtungen usw. Sie entsprechen nur in weni- 
gen Fällen den Anforderungen ihrer durch Bodenreform, 
Sequestrierung, Schenkung und Vermächtnisse stark ange- 
stiegenen Fundi. 
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Erhebungen des Ministerrates hatten 1973 einen Bestand am 
beweglichen Volksvermögen in Museen und Staatlichen 
Sammlungen von ca. eine Mrd. M ergeben. 


5. Die Mehrzahl der Museen und Sammlungen sind derzeitig 

vom finanziellen Aufwand her nicht in der Lage, das ihnen 

anvertraute Volksvermögen eingehend und umfassend 

vor einem natürlichen Verfall und Zerstörung zu schützen. 

Der notwendige Aufwand, um alle Bestände, die der Bevölkerung 
unseres Staates regelmäßig zugänglich sind, 
in den nächsten 10 Jahren zu erhalten, macht Ausfuhren 
erforderlich. 


6. Steigende Kunstkriminalität im kapitalistischen Ausland 
trifft direkt auch die DDR und wird durch fehlende Sicher- 
heitseinrichtungen begünstigt. 


Es wird deshalb folgendes vorgeschlagen: 


1. Das Ministerium für Kultur, das Ministerium für Hoch- und 
Fachschulwesen und die Räte der Bezirke erhalten dafür 
zum Zwecke des Imports von Kunstgegenständen und für Aus- 
rüstungen und Materialien, die der Erhaltung und Siche- 
rung des Kunstbesitzes dienen, in eigener Verantwortung 
aus den Beständen der in ihrem Verantwortungsbereich lie- 
genden Museen und Staatlichen Sammlungen die Möglichkeit 
Kunst gegenstände für den Export zur Verfügung zu stellen. 

Die Auswahl der Exponate hat unter dem Gesichtspunkt der Wah- 
rung des Kunstgutes der DDR zu erfolgen. 


2. Das Volumen der für den Export beizustellenden Kunstge- 
genstände ergibt sich aus den Bezugswünschen der Museen 
und Staatlichen Sammlungen. 

Um unerwünschte innen- und außenpolitische Wirkungen zu 
vermeiden, sollte die Summe aller Exporte jedoch jährlich 
5 Mio nicht übersteigen. 
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3. Die Beteiligung der Museen und Staatlichen Sammlungen 
an den Export- und Importmöglichkeiten erfolgt auf frei- 
williger Basis. 


4. Die aus den für den Export bereitgestellten Kunstgegen- 
stände erzielten Verkaufserlöse fließen in voller Höhe 
den Museen und Staatlichen Sammlungen zu, und zwar zu 70 % 
in Valutamark und 30% in Mark. 

Der Valuataanteil kann voll für den Import von Kunstgegen- 
ständen sowie Ausrüstungen und Materialien für die Bestands- 
erhaltung genutzt werden. 


5. Die verbleibenden 30 % Mark können die Museen und Staat- 
lichen Sammlungen in eigener Verantwortung für den Erwerb 
von Kunstgegenständen im Inland bzw. zur Erhaltung 
dienenden Maßnahmen verwenden. 


6. Eine Einbeziehung der Ergebnisse aus dieser Handelstätig- 
keit in die Staatsplanauflage Export bzw. in den Finanz- 
plan erfolgt nicht. 


7. Mit der Realisierung der Exporte und Importe wird das Mi- 
nisterium für Außenhandel Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung beauftragt. 


Hinweis zu Blatt 752 bis 754: 

Im Text schwer lesbare Stellen sind dem Sinnzusammenhang 
entsprechend ergänzt und durch Fettdruck kenntlich gemacht. 
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Dokument 109 

A. Schalck BerUn, 03.10.1979 


Mitglied des Politbüros 
und SekretSr des ZK der SED 

Genossen Dr. Mittag 


Lieber Genosse Mittagl 


Beiliegend übermittle ich 

die Abrechnung über die Erfüllung der 
ökonomischen Aufgabenstellung für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
mit dem Stand per 30.09.1979. 


Hit kommunistischem Gruß 



Anlage 
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Abrechnung über die Erfüllung der ökonomischen 
Aufgabenstellung für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung Im Rahmen des Wettbewerbes 
*'Kurs DDR 30** 


Die Kommunisten und Mitarbeiter des Bereiches 
und der unterstellten Außenhandelsbetriebe 
haben mit hoher Einsatzbereitschaft, Initiative, 
Disziplin und persönlichem Engagement die Ver- 
pflichtungen el-ngelöst, die sie der Partei-, dem 
Zentralkomitee und dem Generalsekretär, Genossen 
Erich Honecker, gegeben haben. 

Es war für sie eine Sache der Ehre, Ihren Bei- 
trag zur Erfüllung der Hauptaufgabe zu leisten, 
um die historischen Beschlüsse des IX. Partei- 
tages der SED mit ln die Tat umzusetzen und 
mitzuhelfen, das von der Partei beschlossene 
Programm des Wachstums, des Wohlstandes und der 
Stabilität zu verwirklichen. 

Das 10. Plenum des ZK der SED und die ln seiner 
Auswertung formulierten persönlichen Standpunkte 
der Leiter und Mitarbeiter des Bereiches und 
aller Kollektive haben dazu geführt, daß die 
staatlichen Pläne 1979 und die dazu übernommenen 
Verpflichtungen termln- und qualitätsgerecht 
abgerechnet werden konnten. 


ln Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen wird 
folgendes Ergebnis abgerechnet: 
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Die Gesamtaufgabenstellung Valutaelnnahmen 

des Bereiches \n\ Jahre 1979 beträgt 1.5^9»6 Mio VH , 

davon aus Intershop ^8? Mio VM 

davon aus Intertenk 90,6 Mio VM 

Dis zum 30, Jahrestag der Gründung unserer 
Deutschen Demokratischen Republik wurden 
78 % der staatlichen Planauflage Valuta- 
abführung erfüllt. 

Die Realisierung der Gesamtaufgabenstellung 
bis Jahresende Ist gewährleistet. 

Anlage 1 

Diese Ergebnisse wurden unter Bedingungen 
erreicht, die für die E I nz e 1 ko I I ekt I ve sehr 
unterschiedlich waren. 

Die Entwicklung auf den Internationalen Erd* 
öl- und Produktenmärkten bildete eine günstige 
Grundlage für die Position eines internatio- 
nalen Händlers auf diesem Gebiet. 

Die Inbetriebnahme solcher Rationalisierungs- 
vorhaben, wie der Vakuumdestillationsanlage 
Im VEB Leuna-Werke **Walter Ulbricht**, führte 
zur Bereitstellung einer höheren Menge ver- 
edelter Produkte für den Export. Aus der Nutzung 
der Rohstof frescrve Abfa I 1 Produkte beim Kupfer- 
bergbau (Ofensauen) Im VEB Man s f e 1 d - Komb i na t 
wurden erstmalig Valutaerlöse planwlrksem. 
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Die Störversuche des Klassengegners auf dem 
Textilgebiet und bei landwirtschaftlichen 
Produkten führten dazu, daß diese Kollektive 
nur mit außerordentlich großen Anstrengungen 
die gesteckten Ziele erreichen konnten. 

Alle Kollektive des Bereiches werden Ihren 
Abf üh rung 5 ve rpf 1 1 ch tung en an die Zahlungs- 
bilanz voll nachkommen. 


2, Zur weiteren Verbesserung der Versorgung der 
Bevölkerung der DDR mit Konsumgütern wurden 
aus den gegenwärtig 20 Vorhaben der Gestattungs- 
produktion bereits bis Ende August Waren Im 
Werte von 

591 


berei tgestel 1 t. 

Die Aufgabenstellung wird bis Jahresende 

mit ca , 850 

gezielt Überboten. 

Neben den bisher bekannten Produkten wie 
Trinkfix, Schlagschaum, Salamander-Schuhe, 
Kaugummi, vakuumverpackter Kaffee wurden 
neu im Jahre 1979 solche Produkte wie 
Kosmetika ausgewShlter NSW-FIrmen, Brunia- 
Säfte und B r a t f i schf 1 1 e t s an die Bevölke- 
rung ausgeliefert. 
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Gemeinsam mit den Genossen der Industrie 
und des Handels wurden vielfältige Initia- 
tiven entwickelt» um den erforderlichen 
le i s tungsans 1 1 eg gegenüber 1978 zu sichern 
und gleichzeitig die Voraussetzungen für 
eine weitere Steigerung im Jahre I 98 O zu 
schaffen . 


3 . Uber diese ökonomischen Ergebnisse hinaus 

kann die Aufgabe zur Beschaffung von Kredit- 
möglichkeiten NSW-Währ ungen wie folgt abge- 
rechnet werden: 

- Finanzierung von Planimporten NE-Metalle» 

Erdölprodukte» Pflanzenöl mit einer Lauf- 
zeit bis 720 Tage in Höhe von 8 OO Mio VM 

- Bereitstellung von Finanzkrediten an die 
Deutsche Außenhandelsbank im Jahre 1979 
mit einer Laufzeit von 2-5 Jahren In 

Höhe von 865 Mio VM 


Die Verwendung der durch den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung erwirtschafteten Mittel 
erfolgte entsprechend den Festlegungen. 

- Die Zuführungen zu den durch den Bereich 
verwalteten Valutafonds erfolgen plan- 
mäßig. 
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Die an die Zahlungsbilanz abzufUhrenden 

Betröge für das Jahr 1979 in Höhe von 950 Mio VM 

sind anteilig erfolgt. 

Anlage 2 

NSW“ I mpor te t die auf Grund getroffener 
Entscheidungen Im Jahre 1979 freigegeben 

wurden, umfassen ein Volumen von 68I|,9 Mio VF 

Die Finanzierung erfolgt aus Konten, deren 
Ve rwa I t ung „dem Bereich übertragen wurde und 
aus den von den Außenhandelsbetrieben und 
den Kollektiven des Bereiches übernommenen 
Wettbewerbsverpfl Ichtungen. 

Anlage 3 

Die Vorhaben Palasthotel und Warenhaus am 
Ostbahnhof wurden 1979 fertiggestellt und 
sind ln Betrieb gegangen. Das dafür erwirt- 
schaftete und zur Finanzierung be r e l tges t e 1 1 te 
Gesamtvolumen betrug 320 Mio VM. 

Alle Zahlungen sind erfolgt. 

Für das Hotel *'Merkur** In Leipzig werden 

planmäßig 70 Mio VM 

zurückgestellt, um fällige Zahlungen zu 
beg I e l chen . 

Vorbereitung bzw. Realisierung von Import- 
vorhaben auf Kompensationsbasis, wie Auf- 
nahme des Probebetriebes des ersten Pro- 
duktionsblockcs Elektro stahl werk Branden- 
burg zum 07. Oktober 1979# 
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Orientierung auf vorfristige Inbetriebnahme 
von Te I 1 an 1 agenkomp I exen des Vorhabens Buna 
und Ve r t r a g s vo r be r e I t ung des Vorhabens 
Seehafen Rostock. 

Erarbeitung und Durchführung von Vereinbar 
rungen mit der chemischen Industrie zur 
zusätzlichen Erwirtschaftung von Valuten. 

Durch Vorleistungen des Bereiches Ist für 
den Zeitraum 1980 - 1985 «us diesen Vor* 

haben ein Valutagewinn in Höhe von 200 Mio VM 

zu erwirtschaften. 

Im Interesse der Vertiefung der Zusammen-- 
arbelt der Deutschen Demokratischen Repu^ 
blik mit ausgewählten afrikanischen 
Ländern wurden komplexe L ä n d e r ko n zep t I onen 
zur langfristigen Entwicklung der Öko* 
nomischen und wissenschaftlich-technischen 
Beziehungen zur VR Mocambique und der VR 
Angola erarbeitet und bestätigt. 

Eine Arbeitsgruppe In der VR Mocambique, 
die am 07«10.1979 ihre Arbeit aufnehmen 
wird, wird die Tätigkeit von Delegationen 
vorbereiten, die spezielle Abschnitte 
der Produktionssteigerung untersuchen wie 
Bergbauprodukte, Konzentrate u.ä. 

Aus der VR Angola konnten Im Jahre 1979 
9.100 t Kaffee bezogen werden. 
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5* Dem Bereich Kommerzielle Koordinierung wurde 
die Leitung solcher wichtigen Ve r so rgungs*- 
Positionen aus dem NSW für Industrie und 
Bevölkerung übertragen wie 

Erdöl und ^produkte, Kohle, Getreide, pflanz- 
liches und tierisches Eiweiß, NE-Metalle und 
Kaffee. 

Die Realisierung der Importe erfolgte zu den 
geforderten ^ * i ^ 
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Anlage 1 


Aufgabenstellung des Bereiches 


Mio VM - 


Plan 1979 Ist per 07-10.79 


Spezielle SondergeschSf te 
(Re 1 Iglonsgetnelnschaften) 

262,0 

230,7 

Außenhandelsbetriebe 

gesamt 

'«SS, 3 

~3'«7,7 

davon : 



NSW-P 1 anexpor t 

10,5 

8,1 

Abführung aus 

Verfügung 119/7'« 

'«0,0 

30,0 

1 n te r shop 

'«87,0 

3'«8,6 

Cenex 

37,0 

28,9 

1 nte r tank 

90,6 

73,0 

NSW-Tou r i smus 

'•6,1 

33,2 

sonstige Fonds 

91 ,6 

91 ,6 


1.5^9, 6 1.183,7 
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Anlage 2 


Abf üh rung s ve r pf I i ch t ungen 1979 


Mio VM - 


Plan Ist per 07 . 1 0 ♦ 79 


Ministerium der Finanzen 
Abführung von Außenhandels- 
betrieben 

212,0 

“159,0 

Ve r f Ugung 1 1 9 

^0,0 

o 

o 

Ministerium der Finanzen 
Abführung Intershop 

159,0 

119,3 

Ministerium der Finanzen 
Abführung Tourismus 

29, A 

23,3 

Rückzahlung Devisenkredit 

Me t ropo 1 

15,1 

9,9 

Ministerium der Finanzen 
Abführung Intertank 

32,5 

26,0 

Ministerium der Finanzen 
Abführung Cenex 

37,0 

28,9 

Einschuß In Zahlungsbilanz 

^ 25,0 

285,0 


950,0 

681 , 1 * 
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Anlage 3 


Aufstellung der NSW-lmporte 1979 ßus FondSt 
die dem Bereich zur Verwaltung übertragen wurden 


Mio VM - 


Gestattung/Salamander 15»o 

Bauwesen 30. Jahrestag 50, o 

Sport^ und Freizeitzentrum 35fO 

Elektronik 37»o 

Exquisit-Importe 10, o 

Jeans 25 t o 

Fischmehl/pflanzliches Eiweiß 107»1 

Käse 7,0 

Leichtindustrie PVC-Selden 11, o 

Versorgung 30. Jahrestag 100, o 

üntertrikotagen 9»o 

Koh 1 e 185.0 

Baumwo Ile 20 ,0 

Leichtindustrie 20, o 

Bettwäsche, Handtücher 29.3 

Fernsehröhren 8,9 

Sonde r I mpor te Staatliches 

Komitee für Fernsehen ^,6 

PKW 10,0 

Karne ras 1 . o 
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Die weitere Gestaltung der entwickelten sozialistisdien Gesellschaft in dj 
die allseitige Stärkung der sozialistischen Staatengemeinschaft, der 
den Frieden, die Vertiefung und den weiteren Ausbau der Entspanj^l 
um die Durchsetzung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz^^H 
harter Klassenauseinandersetzung mit dem Imperialismus. 


Der zuverlässige Schutz der gesellschaftlidien Entwicklung, die i 
leislung der inneren Sicherheit der DDR und die Stärkung^ 
Staatengemeinschaft erfordern die weitere Verstärkung d^^ 
und der vorbeugenden, schadensverhülenden Arbeit. 
kontinuierlichen Durchsetzung der Politik der Partei- 


Gewähr* 
a 1 { s t i s<h e n 
Heit am Feind 
Br wirksam zur 
latsführung bei- 


Die erforderliche hohe gesellschaftliche und polltisc 
politisch-operativen Arbeit insgesamt ist durch cid 
samkeit der Arbeit mit den IM — der Hauptwaff^ 
zu erreichen. 


E .ve Wirksamkeit der 
Qualität und Wirk- 
f gegen den Feind — 


Es ist stets davon auszugehen, daß die Arbe 
ist, die sich aus pK)Sitlver gcsellschaftliqM 
Beweggründen zur inoffiziellen ZusamrruH 
und mit denen wir gemeinsam den 
haben. 


IM Arbeit mit Menschen 
^Krzeugung oder aus anderen 
W mit dem MfS bereit erklärten 
[ufzuspüren und zu bekämpfen 


Der Hauptweg zur weiteren Erhöhv 
mit den IM ist die Intensivierung^ 


^Qualität und Wirksamkeit der Arbeit 
ammenarbeit mit den IM 


ln der Arbeit mit den IM sli 
haltung sowie der Schutz. diB 
leisten. 


eine hohe Wachsamkeit und Gehelm- 
plration und Sicherheit der IM zu gewähr- 


Mit dieser Richtlinie wi 
Grundlage für die Ajm 
schöpferisch, unter ^H 
Erkenntnisse und 
operativen Lage 


alle operativen Diensleinheiten verbindliche 
^^pRt IM und GMS vorgegeben. Die Richtlinie ist 
^pSichtigung gesicherter neuer politisch-operativer 
BFgen sowie der sich aus der Entwicklung der polltlscii- 
Icn Erfordernisse, durchzuseizen. 


Die Leiter der j 
Stellung zur ^ 
den IM st^H 
stellen. 


r en Dlensteinheilen haben die Durchsetzung der Aufgaben- 
Erhöhung der Qualität und Wirksamkeit der Arbeit mit 
aen Mittelpunkt Ihrer Führungs- und Leitungstätigkeit zu 


Sie hah^^^^^Möglichkeiten zur politisch-ideologis<dien und facliHch-tschekisti- 
sdiei^^^^Hing und Befähigung der mittleren leitenden Kader und IM-füh- 
rend^^^HTrbeiter für die qualifizierte Arbeit mit den IM zielgerichtet zu nuU 

^^^^PF-führenden Mitarbeiter tragen für die schöpferische Durchsetzung der 
^^^pSten Aufgaben ln der unmittelbaren Arbeit mit den IM eine hohe persön- 
^^Be Verantwortung. 

P^ie zuverlässige Gewährleistung der inneren Sicherheit ln den Verantwortungs- 
^bcrcichen erfordert die differenzierte Mitwirkung der GMS und die weitere 
Erhöhung ihrer Wirksamkeit bei der Lösung politisch-operativer Aufgaben. 

Die Lösung der ln dieser Rlditlinlc gestellten Aufgaben hat im engen Zusammen- 
hang mit der Durchsetzung der ln anderen Grundsatzdokumenlen, wie den 
Richtlinien Nr. 2/79, Nr. 1/70, Nr. 1/71, Nr. 1/76, sowie ln anderen dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen festgelegten politisch-operativen Aufgaben zu 
erfolgen. 
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Kriterien für eine hohe gesellschaftliche und politisch-op( 
(ive Wirksamkeit der Arbeit mit den IM 


Die Anstrein»ungen aller operativen Diensteinheiten sind darauf zu 
ren, durch die weitere Intensivierung der Arbeit mit den IM 
operativen Arbeitsergebnisse zu erreichen, die nachweisbar den^^^^HKssigen 
Schutz der gesellschaftlichen Entwicklung vor allen subversiv^^^^Hnfen des 
Feindes, der allseitigen Gewährleistung der Inneren Sicherhei^^^^^^K und der 
weiteren Stärkung der sozialistischen Staatengemeinschaft 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten, mittleren leili 
führenden Mitarbeiter haben zu sichern, daß die ständi^^ 
vollkommnung, Planung und Organisation der Arbeit^^H 
bare tägliche Arbeit mit ihnen sowie die ständige 
ihrer politisch-operativen Wirksamkeit auf der 
litätskritericn erfolgt. 


^^HTader und IM- 
^^^lung und Ver- 
HrIM, die unmittel- 
fong und Bewertung 
nachfolgender Qua- 


1.1. Die Gewinnung operativ bedeutsain«^ 


lationen 


Das Hauptanliegen der Arbeit mit dj 
Gewinnung von Informationen 
Bekämpfung aller subversiven An^^H 
Die Leiter der operativen Dienst odjH 
zu gewährleisten, daß der Einsj^^^H 
samer Informationen konzentd^^^Hn 


^^^t die zielgerichtete konspirative 
Hr Qualität und Aussagekraft zur 
Feindes zu sein. 

und mittleren leitenden Kader haben 
auf die Erarbeitung operativ bedeut- 


Opeiatlv bedeutsame Infa 

1. Informationen über^fl 
der agenturführend^H 
Zentren der poli^^^H 
tionen, Organi^^^^H 
die DDR aus^^H^Wr 
M e n sch e n h äj^^^HVde 


>n sind insbesondere: 


sichten, Maßnahmen, Mittel und Methoden 
^^^Bststellen der imperialistischen Geheimdienste, der 
^^Klogisclien Diversion und anderer Zentren, Institu- 
B^und Kräfte, von denen subversive Angriffe gegen 
^nschließUch entsprechender Konzerne, der kriminellen 
den, deren Auftraggeber und Hintermänner sowie sol- 


cher feindU^^^HFäfte, die von legalen Positionen aus in der DDR subversiv 
tätig wet^l^Hr folgenden als feindliche Stellen und Kräfte bezeichnet); 


BrM^^^Pen Informationen und Beweise über 

^H^Vigkeit der agenturführenden Dienststellen der imperalisti.schen 
^^Hnndienste der BRD und der anderen imperialistischen Hauptländer, 
^^Vallem über die Angriffsrichtungen, die Art und Welse der Sammlung 
Spionageinformationen und der Durchführung anderer subversiver 
Viandlungen, die Werbung von Spionen sowie das Verblndungswe.sen, 

das Vorgehen zur Unterwanderung, Ausnutzung und zum Mißbrauch ab- 
geschlossener und noch abzuschließender völkerrechtlldier Verträge, 
Abkommen und Vereinbarungen, 

die Aktivitäten und Maßnahmen zur Störung des Entspannungsprozesses 
und der Durchsetzung der Prinzipien der friedlldicn Koexistenz, 

Personen Im Operationsgebiet, die operativ bedeutsame Verbindungen 
zu feindlichen Stellen und Kräften besitzen oder solche anbahnen bzw. 
ausbauen können, 

neue Erscheinungsformen, Zentren, Institutionen, Organisationen, Kräfte, 
Initiatoren und Kanäle der politisch-ideologischen Diversion und der 
gegnerischen Kontaktpolitlk/Kontakltätlgkeit, 
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— konkrete Aktivitäten und Maßnahmen zur Organisierung eines politischen 
Untergrundes in der DDR, das Zusammenwirken mit feindlich-negativen 
Personen und Personenkreisen Im Innern der DDR, die konkret verfolgten 
Ziele und geplanten Maßnahmen, 

— Erscfielnungsformen, Pläne, Abslditen und Maßnahmen sowie Kräfte, 
Mittel und Methoden im Zusammenhang mit den unter Mißbrauch legaler 
Positionen nichtsozialistischer Staaten in der DDR vorgetragenen subver- 
siven Angriffen, 

— kriminelle Menschenhändlerbanden, Ihre personelle Zusammensetzung, 
ihre Finanzquellen, angewandte Mittel und Methoden, 

— Ostabteilungen entsprechender Konzerne, ihre personelle Zusammenset- 
zung, die Durchsetzung mit Mitarbeitern Imperialistischer Geheimdienste, 
Ihre Tarnung u. a., 

— Verhalten, Auftreten, Verbindungen und Absicliten von operativ Interes- 
sierenden Personen, die aus der Staatsbürgerschaft der DDR entlassen 
wurden bzw. denen aus anderen Gründen die Übersiedlung aus der DDR 
gestattet wurde und die sich ständig im Operationsgebiet befinden, 

— die Ncuformlerung und Konzentration reaktionärer Organisationen. 
Gruppen und Kräfte, insbesondere die Entwicklung extremistischer Orga- 
nisationen, die Rechtskräfte sowie die von ihnen ausgehenden Aktivitäten 
gegen den Entspannungsprozeß und gegen antiimperialistische Kräfte, 

— Veränderungen in der gegnerischen militärischen Strategie, das gegneri- 
sche militärische Potential, die Weiterentwicklung der Militärtechnik und 
andere Tatsachen zur Ausschaltung des Überrascdiungsmomentes. 

Solche Informationen und Beweise sind sowohl durch den qualifizierten Ein- 
satz von IM in diesen feindlichen Stellen bzw. mit aktiven Verbindungen zu 
diesen als auch durch verstärkte und zielgerichtete Abschöpfung der dort 
tätigen Kräfte durch geeignete IM im Innern der DDR und im Operations- 
gebiet zu gewinnen. 

Vorgangs- und personenbezogene Maßnahmen mit IM Im und nach dem 
Operationsgebiet sind grundsätzlich in Abstimmung und Koordinierung mit 
den anderen operativen Dienstcinhelten durchzuführen, die entsprechend 
den Fe.stlegungen in dienstlichen Bestimmungen und Weisungen für die 
Arbeit im und nach dem Operationsgebiet zuständig sind. 

2. Informationen und Beweise über feindlich-negative Personen, Gruppen und 
Gruppierungen und ihr Wirksamwerden im Innern der DDR sowie entspre- 
chende Informationen und Beweise zur Durchführung erforderlicher vorbeu- 
gender. schadensverhütender Maßnahmen; 

Hierzu gehören Informationen und Beweise über 

— Spionagetätigkeit der imperialistischen Geheimdienste und ihrer Agentu- 
ren. 

— Terrorhandlungen, vor allem Attentate, Ansdiläge. Geiselnahmen und Ent- 
führungen. sowie Täter anonymer Gewaltandrohungen, 

— staatsfeindlichen Menschenhandel und beabsichtigtes, geplantes bzw. vor- 
bereitetes ungesetzliches Verlassen der DDR, 

— Erscheinungsformen, Auswirkungen und Initiatoren der politisch-ideolo- 
gischen Diversion und der gegnerischen Kontaktpolitik/Kontakttätigkeit, 
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— reditswidrige Versuche von Bürgern der DDR, die Übersledlung^ 

nichtsozialistischen Staaten und Westberlin zu erreichen, ^ 

— demonstratives und provokatorisches Auftreten, insbesondere 
Bürgern, 

~ die Entstehung, die Ziele und das Wirksamwerden feind^^^^gl 
Gruppen und Gruppierungen, 

— Erscheinungsformen politischer Untergrundtätigkeit 

— Erscheinungsformen, Mittel und Methoden des suh^^^^K Mißbrauchs 
gewährter Rechte durch bevorrechtete Personen vj^^^^RTiatis<^en Ver- 
tretungen nichtsozialistischer und anderer operatJ^^^Hesslerender Staa< 
ten sowie durch akkreditierte Journalisten dies^^^^Ken, 


fativer 


die Schaffung, den Ausbau und das Wirksar 
1er Stützpunkte, A 

Störtätigkeit gegen die Volks wirtschaft^^^ 
gration, die Außenwirtschaftsbeziehung^^! 


feindlicher personell 

Wh, die sozialistische Inte- 
^ichtsozialistischen Staaten 


— den subversiven Mißbrauch des 
~ Angriffe gegen die Staatsgren:^ 

— Angriffe gegen die sozialisü^! 
und Sicherheitsorgane der^^^! 
Maßnahmen der Warscha^^^H 


K enzübergangsstellen der DDR. 

smacht, insbesondere die Schtitz- 
e Verteidigungskraft sowie gegen 
tragsstaaten. 


3. Informationen und Bew 
staatsfeindliche Tatigl^ 
die einen hohen 
Beziehung zu den^^^! 
MfS zuständig 


E r ln Operativen Vorgängen zu bearbeitende 
che Straftaten der allgemeinen Ki iminalilät, 
Uschaflsgefährlichkeit haben und in enger 
hen stehen bzw. für deren Bearbeitung das 


Entsprechonc 
Beweise A 


Richtlinie Nr. 1/76 gehören hierzu Informationen und 


— zum des dringenden Verdachtes von Straftaten (zu den objekti- 

ven^^^^^Bbjektiven Tatbestandsmerkmalen sowie zur allseitigen tat- 
b^^^^^pizogenen Aufklärung der Tälerpersönlichkeit), 

— ^^^^^Wkonkreten Entstehungsursachen von Straftaten und zu begünsti- 

Bedingungen und Umständen, vor allem zur Vorbeugung und Ver- 
^^^^pierung weiterer Straftaten. 

die Organisatoren und Inspiratoren einer staatsfeindlichen Tätigkeit, 
^^nhre Pläne, Absichten, Maßnahmen. Mittel und Methoden. 

Informationen und Beweise Über begünstigende Bedingungen und Umstände 
für die Begehung und Verschleierung feindlich-negativer Handlungen sowie 
über die Gefährdung von Ordnung und Sicherheit; 


Hierzu gehören Informationen und Beweise über 

— Verletzungen gesetzlicher Bestimmungen einschließlich Geheimhaltungs- 
und Sicherheitsvorschriften bzw. deren Duldung, 

— Erscheinungen, die zu Bränden, Störungen. Havarien, Explosionen. Ver- 
giftungen u. ä. führen können. 
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— schwerwiegende Mangel in der Leitungstätigkeit in staatlichen und wirt- 
schaftsleitenden Organen» Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen, 

— Verletzungen der Prinzipien der sozialistlsdien Kaderpolitik und der 
Arbeit mit den Menschen, 

— Fehlverhalten und negative Einstellungen von Personen, vor allem in 
verantwortlichen Positionen anderer Schutz- und Sichcrheltsorgane, in 
anderen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen. Betrieben, Kom- 
binaten und Einrichtungen. 

Die Leiter der Abteilungen ln den HA 'selbst. Abteilungen und BV/V, ein- 
schließlich gleichgestellter Leiter, sowie die Leiter der KD/OD (im folgenden 
Leiter der Abteilungen, KD OD genannt) sowie deren Stellvertreter haben 
auf der Grundlage meiner dienstlichen Bestimmungen und Weisungen sowie 
der meiner Stellvertreter, der Analyse der politisch-operativen Lage im Ver- 
?.ni wortungsbereich und den sich daraus ergebenden politisch -operativen Auf- 
gaben eine Präzisierung der von den TM zu gewinnenden Informationen ln 
den Jahresplänen, Sicherungs- und Bearbeitungskonzeptionen sowie in den 
eperativplänen vorzunehmen. 

Durch die mittleren leitenden Kader sowie IM-führenden Mitarbeiter hat eine 
weitere Aufschlüsselung der von jedem IM zu gewinnenden Informationen zu 
erfolgen. Dafür sind die Einsatz- und Entwicklungskonzeptionen der IM zu 
nutzen. 


1 . 2 . Die verstärkte Mitwirkung der IM beim Herheiführen von Veränderungen 
mit hoher gesellschaftlicher und politisch-operativer Nützlichkeit 


Zum Schulz der sozialistischen Gesellschaft vor erheblichen Störungen, Schäden 
und Verlusten, zum rechtzeitigen Verhindern jeglicher feindlich-negativer 
Handlungen sowie zuu Gewährleistung einer wirksamen vorbeugenden, schadens- 
verhütenden Arbeit sind die IM verstärkt und differenziert 301 nutzen. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader sind 
verantwortlich dafür, daß geeignete und befähigte IM unter Wahrung ihrer 
Konspiration und Sicherheit zum Herbeiführen von Veränderungen mit hoher 
gesellsdiaftlicher und politisch-operativer Nützlichkeit eingesetzt werden. 

Die IM sind vor allem einzusetzen zum 

— Einleiten und Realisieren vorbeugender, schadensverhütender Maßnahmen 
wie zum rechtzeitigen Erkennen und Beseitigen bzw. Unterbinden von Miß- 
ständen, Sdilamperel. Unordnung. Planmanipulationen, Fehlinformationen, 
Gefahren, personellen Unsicherheitsfaktoren, sich anbahnenden feindlich- 
negativen Handlungen u. a., 

— Verhindern von öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten feindlich-negativer 
Kräfte wie rowdyhaftem Verhalten, dekadentem Auftreten u, a., 

— unmittelbaren Verhindern und zur Abwehr feindlich-negativer Handlungen, 
Vor allem solcher mit hoher Gesellschaftsgefährlichkeit, 

— Einschränken des Einflusses feindlich-negativer Personen und Personen- 
kreise, Zersetzen feindlich-negativer Gruppen und Gruppierungen im Innern 
der DDR, Einschränken des Wirksamwerdens feindlicher personeller Stütz- 
punkte, 
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Desinformieren. Desorganisieren, Lähmen und Zerschlagen feindlicher^ 
und Kräfte sowie zur ^ 

direkten und indirekten Einflußnahme auf Personen Im Opera 
die maßgebliche Funktionen inne haben oder an wichtigen Stj 
same Entscheidungen vorbereiten bzw. treffen. 


1.3. Oie ständige Gewährleistung einer hohen Wachsamke^ 
in der Arbeit mit den IM sowie des Schutzes, 
Siclierlieit der IM 


Die Durchsetzung dieser Aufgabe ist ein Gründer^ 
erfolgreichen Kampfes gegen den Feind. 


Sie Ist insbesondere zu richten auf 
— das Erzielen Of>eratlv bedeutsamer Arbe 


hcimhaltung 
ispiration und 


des offensiven und 


das Verhindern des Eindringens desj 
zeitige Auf.spüren und Entlarven 
negativen Elementen. 


in den IM-Destand, das recht- 
lagenlen sowie anderen felndllch- 



die Gewährleistung des S<h 
Sicherheit der IM sowohl b] 
operativen Aufgaben als au 

die Entwicklung eines 
fühlenden Mitarbeiter 


r Konspiration und größtmöglichen 
calisierung der zu lösenden politisch- 
rsön liehen Leben, 

ertrauensverhällnlsses der IM /u den IM- 
m MfS Insgesamt. 


Die Leiter der operat 
zu gewährleisten, da 
des Schutzes, der 
IM-führenden Mi 
Voraussetzunge 
Es ist unduld 
Deren Ursa 
Maßnahme 


isteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 
fordernisse der Wachsamkeit und Geheimhaltung, 
ition und Sicherheit strikt durchgeselzl, von jedem 
vorbildlich verwirklicht und dafür die entsprechenden 
fen werden, 

fen alle Verstöße gegen diese Erfordernisse vorzugehen. 

Auswirkungen sind gründlich zu analysieren. Es .sind 
konsequenten Beseitigung bzw. Einschränkung zu treffen. 


Die D 
haltu 
Si 


fng der Erfordernisse einer hohen Wachsamkeit und Geheim- 
Er Arbeit mit den IM sowie des Schutzes, der Kon.spiration und 
fer IM erfordern: 


fndlge pol itls(di-ideol Ogi sehe Erziehung und praktische Befähigung der 
Ehrenden Mitarbeiter und IM zum bewußten Einhalten der Regeln der 
ispiration, zur Geheimhaltung und Wachsamkeit sowie das Herausbilden 
(er dafür notwendigen tschekistischen Einstellungen; 

das gründlidie Erläutern der Verhaltenslinicn zur Durchführung der Auf- 
träge und zur Gewährleistung des Schutzes, der Konspiration und Sicherheit 
der IM, vor allem die qualifizierte Arbeit mit operativen Legenden, operati- 
ven Kombinationen und operativen Spielen; 

die ständige Klärung der Frage „Wer ist wer?“ im IM-Bcstand, insbesondere 
zur Überprüfung der Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit der IM und zum Ver- 
hindern von Doppelogcntentätigkeit ; 

das rechtzeitige Erkennen von Gefahrenmc»menten für den Schutz, die Kon- 
spiration und Sicherheit der IM; 
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— die Gewährleistung des zuverlässigen Quellenschutzes, Insbesondere bei der 
Auswertung der von den IM erarbeiteten Informationen und Beweise sowie 
im Zusammenhang mit Ihrem Herauslösen aus der Bearbeitung Operativer 
Vorgänge; 

— den zweckmäßigen und differenzierten Einsatz operativer und operativ- 
technischer Mittel für den Schutz und die Gewährleistung der Konspiration 
und Sicherheit der IM; 

— die Gewährleistung eines unter allen Lagebedingungen funktionsfähigen und 
operativ sidieren Verbindungssystems zwischen dem MfS und den IM; 

— eine exakte Nachweisführung darüber, welche Mitarbeiter die IM p>ersön- 
. lieh kennen, wer Einsicht ln die IM-Vorgänge genommen hat und welche 

KW bzw. KO von den IM aufgesucht wurden bzw. werden; 

— die differenzierte Nutzung aller Möglichkeiten zum rechtzeitigen Erkennen 
der Pläne, Absichten, Maßnahmen, Mittel und Methoden des Feindes zur 
Enttarnung der IM. 

Diese Qualltätskriterien sind schöpferisch entsprechend der politisch-operativen 
Lage ln allen Verantwortungsbereichen durchzusetzen. 

Eine wesentliche Voraussetzung dafür ist die allseitige und umfassende Nutzung 
der Möglichkeiten und Voraussetzungen der IM zur Lösung der politisch-operati- 
ven Gesamtaufgabenstellung des MfS. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 
zu sichern, daß die Möglichkeiten und Voraussetzungen der IM, operativ Inte- 
ressanten Verbindungen, Kontakte, Fähigkeiten und Kenntnisse der IM plan- 
mäßig erkundet, entwickelt, dokumentiert und auf der Grundlage der Einsatz- 
richtungen der IM voll zum Erreichen konkreter, abrechenbarer politisch-opera- 
tiver Arbeitsergebnisse, insbesondere bei der Sicherung der politisch-operativen 
Schwerpunktberciche und Bearbeitung der politisdi-operativen Schwerpunkte, 
genutzt werden. 

Dabei Ist stets auch den Erfordernissen, die sich aus den Zielstellungen für die 
Vorgangs- und personenbezogene Arbeit im und nach dem Operationsgebiet 
und aus den Zielstellungen für die Aufklärungstätigkeit des MfS ergeben, 
Rechnung zu tragen. 
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2. Die Funktionen der IM und die Anforderungen an ihro^^J 
Tätigkeit 

Die Vielfalt und Kompliziertheit der dutdi die IM zu lösenden 

ven Aufgaben stellen qualitativ unterschiedliche Anforderungen^^^^^^IM und 

erfordern ihre zweckmäßige Konzentration auf die Realisiej^^^^Pestlmmter 

Funklionen. 


Entsprediend diesen unterschiedlichen Funktionen der II 
sie zu bewältigenden politisch-operativen Aufgaben und^ 
den verschiedenartigen objektiven und subjektiven^ 
nachfolgende IM-Kategorlen festgelegt. 


E rrangig durch 
IS resultieren- 
ngen werden 


2.1. IM zur politisch-operativen Durchdringunj 
des Verantwortungsbereiches (IMS) ^ 


iicherung 


Das sind IM. die wesentliche Beiträge zur 
Sicherheit im Verantwortungsbereich leli 
sdiadensverhülend wirken und mitheljA 
zeitig zu erkennen sowie durchzuse^^B 
sicheren Einschätzung und Beherrscj^^H 
antwortungsbereich und der Weü^^^H 
wer?** dienen. 


Gewährleistung der inneren 
hohem Maße vorbeugend und 
^Hne Sicherheitserfordernisse recht- 
Arbeit muß der umfassenden. 
Wr polltisch-operativen I>age im Ver- 
xng des Klärungsprozesses „Wer ist 


Sie sind einzuselzen zum 

— Erarbeiten von Informa 
Personenkreise im Vcm 
für die allseitige Erfx^fl 
rer Bedeutung sind^^B 
bereichen. 


^^^um jene Bereiche, Prozesse, Personen und 
^Bungsbereich zu erkennen und zu sichern, die 
Rr sicherheitspolltischen Aufgaben von besonde- 
^ndere ln den politisch-operativen Schwerpunkt- 


— Erarbeiten undi 
bzw. operativ^ 

Nr. 1/71 bz^^fl 
gänge cntSD^^I 

— Feststello^^^H 


von Hinweisen auf feindlich-negative Handlungen 
HIamen Anhaltspunkten entsprechend meiner Richtlinie 
IPrarbeiten von Ausgangsmalerlallen für Operative Vor- 
melner Richtlinie Nr. X lß, 


« ufklären von Gefahren, operativ bedeutsamen Vorkomm- 
'erhalten, damit im Zusammenhang stehenden Personen 
Lingsursachen für schädigende Ereignisse, 

Teilaufgaben in der Bearbeitung Op^eratlver Vorgänge, 

inweisen zu Personen bzw. Personenkreisen, auf die sich 
triert und über die er seine Pläne, Absichten und MaO- 
eizen versucht (Ziclgruppen), sowie zu Möglichkeiten des 
e Personen bzw. Personenkreise Einfluß zu nehmen und 
;n, 

;ch-operativer Slcherungsinaßnahmen wie Sicherheitsüber- 
ollmaßnahmcn zur Sicherung operativ bedeutsamer und 
ersonen. 

— Mitwirken bei Aktionen und Einsätzen, 

— Feststellen und Aufklären von operativ bedeutsamen Verletzungen der sozia- 
listischen Gesetzlichkeit, Sicherheit, Ordnung und Disziplin, 

Erkennen und Beseitigen begünstigender Bedingungen und Umstände sowie 
Einlcitcn und Realisieren weiterer vorbeugender und schadensverhüiender 
Maßnahmen,' 
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— Lös«n von Teilaufgaben der operativen Fahndung, Ermittlung und Beob- 
achtung, 

— Erarbeiten von Hinweisen auf weitere politisch-operativ nutzbare Kontakte, 
Verbindungen und Möglichkeiten für die Vorgangs- und personenbezogene 
Arbeit Im und nach dem Operationsgebiet. 

Wesentliche Anforderungen an IMS sind: 

— objektive Möglichkeiten zur Erfüllung Ihrer Aufgaben wie berufliche oder 
gesellschaftliche Tätigkeit und Stellung und daraus resultierende Pflichten 
und Rechte, Kontakte, Verbindungen und Einflußmöglichkeiten sowie erfor- 
derliche verfügbare Zeit; 

— charakterliche und politisch -moralische Eigenschaften, die stabile Bindungen 
an das MfS und eine langfristige, ehrliche Zusammenarbeit gewährleisten; 

— Fähigkeiten zum Umgang mit Menschen sowie Lebenserfahrungen; 

— Einstellungen und Fähigkeiten zur Wahrung der Konspiration und Geheim- 
haltung sowie zur legendlerten und konspirativen Auftragserfüllung bzw. 
zur Anwendung operativer Mittel und Methoden; 

— Kenntnisse über die gesellschaftlichen Verhältnisse im Einsatzbecelch und 
darauf beruhende Fähigkeiten zum Erkennen operativ bedeutsamer Sach- 
verhalte. Erscheinungen und Handlungen sowie zur Erarbeitung operativ 
bedeutsamer Informationen. 


2.2. IM der Abwehr mit Feindvcrblndung bzw. zur unmittelbaren Bearbeitung 
im Verdacht der Feindtätigkeit stehender Personen (IIVIB) 


Das sind IM, die unmittelbar und direkt an feindlich tätigen Personen oder 
im Verdacht der Feindtätigkeit stehenden Personen arbeiten, deren Vertrauen 
besitzen, in ihre Konspiration eingedrungen sind und auf dieser Grundlage 
Kenntni.s von deren Plänen, Absichten, Maßnahmen. Mitteln und Methoden 
erhalten, operativ bedeutsame Informationen und Beweise erarbeiten sowie 
andere Aufgaben zur Bekämpfung subversiver Tätigkeit sowie zum Zurück- 
drängen der sie begünstigenden Bedingungen und Umstände lösen. 

Der Einsatz von IMB erfolgt vorrangig: 

1. zum Eindringen in die Konspiration feindlicher Stellen und Kräfte; 

Dadurch ist zu erreichen: 

— Aufklärung der Angriffsrichtungen des Feindes, der Mittel und Methoden 
der subversiven Tätigkeit, insbesondere der Informationsgewinnung durch 
den Feind ; 

— Aufklärung des Vorgehens des Feindes bei der Schaffung von Stütz- 
punkten und Agenturen; 

— Aufdeckung seines Verbindungssystems, dessen Funktionsweise, ein- 
schließlich der angewandten technischen Mittel; 

— Erkennen, Identifizieren und Aufklären von Mitarbeitern feindlicher 
Stellen sowie offensive Bearbeitung erkannter Mitarbeiter im Operations- 
gebiet; 

— Aufdeckung und Aufklärung der unter Mißbrauch legaler Positionen ln 
der DDR betriebenen subversiven Tätigkeit; 
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Aufdeckung, Aufklärung und Dokumentierung von Verletzungen völ^ 
rechtlicher Verträge und Vereinbarungen durch feindlich-negative Kj 

Durchführung operativer Spiele und anderer Maßnahmen 
information, Zersetzung und Zerschlagung. 


Wesentliche Anforderungen dazu sind: 

— beruflidie oder gesellschaftliche Tätigkeit und Stellur 
und Einflußmöglichkeiten, die für feindliche Stellen^ 
essant sind und die es den IM ermöglichen, zur 
goben auch außerhalb ihres eigentlichen Wirkung 
örtlich tätig zu werden; 


ndungen 
%fte inter- 
ihrcr Auf- 
bzw. über- 


die nachweisbar feste Bindung an das MfS. 
Zuverlässigkeit, Ausdauer, Standhaftigkeit, 
ideologischen Druck des Feindes und seinen^ 
bereitschaft und Mut; 

Fähigkeiten zur konspirativen Arbeit, 
Kontakten und vertraulichen Beziehui 
Legenden ; 


e Ehrlichkeit und 
ere gegenüber dem 
lonsvcrsuchen, Risiko- 


dere zum Herstellen von 
zur AnweTidung operativer 


Einschätzungs- und Reaktionsvei 
ständigkeit, um als EinzelkämpJ 


nd ein solcher Grad von Selb- 
sch-operativ richtig zu handeln; 



moralische, bildungsmäßige 
legtes und besonnenes Au 
dem Feind bzw, bei Kon, 
Organen im Operation^ 

Regimekenntnisse e 
gaben. 


ektuelle Eigenschaften, die ein ubor- 
Im persönlichen Zusammentreffen mH 
n mit Polizei-, Staatsschutz- und 
möglichen ; 

nd den zu lösenden politisch-operativen A 


zur unmittelbare 
Personen gemä 

Dadurch islj 


situng im Verdacht der Feindtätigkeit stellend. 
"Richtlinie Nr. 1/76; 


Tchen : 


eiatlv bedeutsamer Informationen und Beweise zu n 
Jnd subjektiven Tatbestandsmerkmalen sowie zur allselilß«»fi 
^bezogenen Aufklärung der Täterpersönlichkeit mit dem Zl**l 
^weises des dringenden Verdachts von Straftaten, insbesondere 
Satsverbrechen ; 

5iten und Realisieren vorbeugender und schadensverhütender Mall 
imen unter Ausnutzung der vertraulichen Beziehungen zum Verdarh- 
\gen, insbesondere zum 

Verhindern feindlich-negativer Handlungen mit großer Gcscllschalis* 
gefährlidikeit wie Terror und anderer Gewaltverbrechen sowie solch.^r 
mit großer Öffentlichkeitswirksamkeit, 

Herverrufen sowie Ausnutzen und Verstärken solcher Widersprüche 
bzw. Differenzen zwischen feindlich-negativen Kräften, durch die sie 
zersplittert, gelähmt, desorganisiert und isoliert und ihre feindlich- 
negativen Handlungen einschließlich deren Auswirkungen verhindert, 
wesentlich eingeschränkt oder gänzlich unterbunden werden, 

Feststellcn der Reaktion des Verdächtigen auf vorbeugende, schadens- 
verhütende Maßnahmen und zum Sichern entsprechender Beweise; 
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— Aufklärung feindlicher Stellen und Kräfte, insbesondere zur 

möglichst umfassenden Identifizierung und Aufklärung dieser, ihrer 
Pläne, Absichten, Maßnahmen, Mittel und Methoden sowie der Perso- 
nen, die von ihnen in die feindliche Tätigkeit einbezogen werden bzw. 
deren Einbeziehung beabsichtigt Ist. 

Nachweisführung der feindlichen Tätigkeit — Schaffung und Sicherung 
von Inoffiziellen und offiziellen Beweismitteln, 

unmittelbaren persönlichen Einflußnahme auf feindliche Kräfte, um 
dadurch subversive Handlungen zurückzudrängen, materielle und 
ideelle Schäden zu verhindern oder in anderer Weise zur Vorbeugung 
und Schadensverhütung beizutragen- 

Wesentliche Anforderungen dazu sind: 

— berufliche oder gesell sch aftUche Tätigkeit und Stellung. Verbindungen, 
EinfluOmögllchkeitcn, örtlicher oder zeitlicher Aktionsradius oder spezifi- 
sche Persönlichkeltsmcrkmalc, die für die zu bearbeitenden Personen 
von Interesse sind; 

— in der politisch-operativen Arbeit bewiesene diarakterliche und politisch- 
moralische Eigenschaften wie Mut. Standhaftigkeit gegenüber feindlich- 
negativen Einflüssen. Einsatzbereitschaft, Risikobereitschaft, Ifreue und 
feste Bindung an das MfS; 

— objektive Voraussetzungen und Fähigkeiten, sich unauffällig ins Blick- 
feld der zu bearbeitenden Personen zu bringen, zu ihnen Kontakt herzu- 
stcllen und ihr Vertrauen zu erwerben: 

— den zu bearbeitenden Personen möglichst ebenbürtig oder überlegen zu 
sein; 

— Beherrschung der Arbeit mit operativen Legenden und richtige Reaktion 
auf Überprüfungsmaßnahmen des Feindes: 

— F/mschätzungs- und Reaktionsvermögen, um entsprechend dem Auftrag 
und der Verhaltenslinie operativ richtig und schnell zu entscheiden und 
zu handeln; 

— ausreichende und konkrete Kenntnisse über den Feind, über die zu klären- 
den Straflatbestände sowie Spezialkenntnisse entsprechend dem Delikt. 


2.3. IM zur Führung anderer IM und GMS (FUhrungs-IM bzw. FIM) 


Das sind IM, die im Auftrag des MfS andere, ihnen übergebene IMS, IM-Ermltt- 
Icr, IM-Beobachter, IMK und GMS führen. 

Ihr Einsatz und der Einsatz der Ihnen übergebenen IM und GMS hat vorrangig 
zur komplexen politlsdi-operativen Sicheiung von Bereichen, Territorien, 
Objekten und Personenkreisen zu erfolgen. 

Sie sind einzusetzen zum 

— Lösen von Aufgaben der Zusammenarbeit mit den ihnen übergebenen IM 
und GMS entsprechend den Grundsätzen unter Ziffern 3. bzw. 7. dieser 
Richtlinie und den ihnen dazu erteilten Vorgaben bzw. übertragenen Rechten 
und Pflichten. Das betrifft die relativ selbständige Erziehung und Befähigung, 
die Auftragserteilung und Instruierung. die qualifizierte Trefftätigkeit und 
Verblndungshaltung. die Geweüirleistung des Schutzes, der Konspiration und 
Sicherheit der übergebenen IM und GMS sowie die Realisierung von Teil- 
aufgaben zu deren Überprüfung, 


780 




GVS MfS 0003 - \i2 


eigenständigen Erarbeiten nperativ bedeutsamer Informationen ents^ 
ihren objekti\en Voraussetzungen und subjektiven Möglichkeiten 
differenzierten Mitwirken an der Lösung politisch-operativer^^ 
insbesondere zur Vorbeugung und Einschränkung feindlicher TM 

Realisieren von Teilaufgaben bei der Gewinnung von IM unc 


Die Entwicklung und der Einsatz der FIM und der ihnen ujj 
Lösung weitergehender Aufgaben bedarf der sorgfältigei^ 
Scheidung durch die Leiter der Abteilungen, KD OD bzw. 


en IM zur 
g und Ent- 
ellvertreter. 


Wesenilicl^e Anforderungen an FIM sind: 

— eine solche berufliche oder gesellschaftliche 
Belastbarkeit, die für einen längeren Zeitraum^ 
tive Arbeit bieten einschließlich der dazu erf<; 

— ein fester Klassenstandpunkt, ein klares^ 
des Marxismus-Leninismus, um die 
stehen; 

— die in der bisherigen politisch-operaj 
v'erlÄsslgkeit, Ehrlichkeit und ein 


id Stellung sowie 
für eine konspira- 
Zeit ; 

sowie Grundkenntnisse 
Taktik der Partei zu ver- 

eit unter Beweis gestellte Zu- 
Verantwortungsbewußtsein ; 


— Erfahrungen und Fähigkeiten in 

— ausreichende polltlsch-operati^ 
als IM, vor allem in der 


ehung und Führung von Menschen; 

rungen und Ausbildung in der Arbeit 
g der Regeln der Konspiration; 



— Einschätzungs- und Urteil 
keit und Ausdauer; 

— Kenntnisse über c 
Personen k reise 

FIM dürfen in der 
haben 


, geistige Beweglichkeit sowie Selbsländig- 
ernden Beieidie, Territorien, Objekte und 


ine aktiven Verbindungen in das Operationsgebiet 


Die Leiter der 
daß nur übe 
deren bish 
werden 
übergeb 
vlduel 


igen, KD, OD bzw. deren Stellvertreter haben zu sichern, 
für die Zusammenarbeit mit FIM geeignete IM und OMS. 
fitisch-operaliven Arbeitsergebnisse das belegen, übergeben 
In weiterhin die Anzahl und die Zusammensetzung der zu 
und GMS sowie die Nutzung von KW für jeden FIM indi- 
'gen und darüber einen exakten Nachweis zu gewährleisten. 


fUr einen besonderen Einsatz (IME) 


sind IM, die zur Lösung spezieller politisch-operativer Aufgaben eingesetzt 
erden. 

Dazu gehören vor allem: 

IM in veranlwortlldien Positionen in staatlichen und wirtschaftsleilenden 
Organen. Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen sowie gesellschaftlichen 
Organisationen, die zur Herausarbeitung und Durchsetzung bedeutsamer 
Sicherheitserfordernisse, zum Erarbeiten OF>eratlv bedeutsamer Informationen 
über die Lage im Verantwortungsbereich sowie zur Legendlcrung operativer 
Kräfte. Milte) und Methoden des MfS wirksam werden (IM in Schlüssel- 
positionen) ; 
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— IM. die auf Grund ihrer politisch -operativen Erfahrungen und fachspezifi- 
schen Kenntnisse vorwiegend eingesetzt werden zum Einschätzen und Begut- 
achten komplizierter Sachverhalte, zum Erarbeiten und Beurteilen von 
Beweisen, zur Klärung der Ursachen operativ bedeutsamer Vorkommnisse, 
des Umfangs der schädigenden Auswirkungen, des Kausalzusammenhanges 
zwischen Handlungen und Folgen, der Qualifikation Verdächtiger usw. 
(Expcrten-IM) ; 

— IM, die ausschließlich oder überwiegend zur Durchführung operativer Beob- 
achtungen und operativer Ermittlungen eingesetzt werden (IM-Beobachter 
und IM-Ermittlcr). 

Wesentliche Anforderungen an IME sind: 

— eine solche beruflidie oder gesellscbaftUche Tätigkeit und Stellung sowie 
solche Verbindungen, Einflußmöglichkeiten und anderen Voraussetzungen, 
die unter Nutzung vorhandener oder zu schaffender Möglichkeiten und 
Voraussetzungen die Gewähr bieten, die vorgesehenen Aufgaben zu lösen; 

— gefestigte ideologische Positionen. Treue und Ergebenheit gegenüber der 
Partei der Arbeiterklasse und dem sozialistischen Staat; 

— feste Bindungen an das MfS sowie unbedingte Zuverlässigkeit uncT Ehrlich- 
keit ; 

— ein hohes Maß an Erfahrungen in der konspirativen Arbeit; 

— fachspezifisd\c Kenntnisse und pKjlitisch-operatlve Fähigkeiten. 

Entsprechend den den IME zu übertragenden politisch-operativen Aufgaben sind 

die dazu notwendigen konkreten Anforderungen herauszuarbeiten und durch 

die Leiter der Abteilungen. KD/OD bzw. deren Stellvertreter zu bestätigen. 


2.5, KM zur Sicherung der Konspiration und des Verbindungswesens (TMK) 


Das sind IM, die zur Sicherung der Konspiration und des Verbindungswesens 

ihre oder von ihnen verwaltete 

— Zimmer oder Wohnungen (IMK/KW — Konspirative Wohnung) oder 

— Objekte (IMK/KO — Konspiratives Objekt) 

dem MfS zur Durchführung von Treffs zur Verfügung stellen. 

Das sind weiterhin IM, die dem MfS zur Aufrechterhaltung der konspirativen 

Verbindung mit den IM 

— ihre offizielle Anschrift (IMK/DA — Deckadresse) zur Verfügung stellen; 

— den Telefonanschluß (IMK/DT — Decktelefon) zur Verfügung stellen, Mit- 
teilungen entgegennehmen und in festgclcgtcr Weise dem operativen Mit- 
arbeiter übergeben bzw. 

— andere Aufgaben zur Gewährleistung und Unterstützung der Konspiration 
(IMK/S — Sicherung der Konspiration) übernehmen. Das sind Personen, 
die ständig oder zeitweilig in die Lösung pJolitlsch-operatlver oder operativ- 
technischer Aufgaben zur Sicherung der Konspiration einbezogen werden. 

Wesentliche Anforderungen an IMK sind: 

— obJekti\e Voraussetzungen für eine konspirative Arbeit; 
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ein fester Klassenstandpunkt, Treue und Krqebenhelt gegenüber dei^ 
der Arbeiterklasse und eine positive Fllnslellung zur inoffiziellen 
des MfS; 


— nachweisbare unbedingte Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit und Vers^ 

— Beherrschung der Grundregeln der Konspiration, Voraus 
Fähigkeiten zur konspirativen Aufrechterhaltung der Verb 
unter allen Bedingungen der politisch-operativen Lage. 

Die Leiter der Abteilungen, KD/OD bzw. deren Stellvert| 
daO 


en und 
'zum MfS 


en zu sichern. 


periodische Überprüfungen, vor allem hinsichtlic 
Schutzes, der Konspiration und Sicherheit det^i 
Hinweisen auf Dekonspiration oder Gefahrej 
Scheidungen über die weitere Zusammenarbe^ 

die festgelegten Maßnahmen zur Legenj 
Nutzung der Möglichkeiten der IMK sc 
durchgesetzt werden. 


ewährleistung des 
rchgeführi und bei 
le Konspiration Ent- 
Yen werden, 

unter Einbeziehung und 
Yematisch und gewissenhaft 


nur überprüfte und zuverlässige H 
entsprechenden und vertretbaren 
und darüber eine konkrete Dokr 


2.6. Der Einsatz hauptamtU 


er deti objektiven Bedingungen 
n den KW/KO getroffen werden 
»n erfolgt. 



Hauptamtliche IM sind 
ihrer besonderen Fähi 
tisch-operativer Aufg 
bzw. Gebiete eine Vj 
wurde und die fü 
versorgt werden 


Bige und überprüfte IM, mit denen auf Giund 
Ind Voraussetzungen zur Lösung spezieller poli- 
dem Territorium der DDR oder anderer Staaten 
Fung über einen langfristigen Einsatz abgeschlossen 
rätigkeit fortlaufend vom MfS finanziell und sozial 


In der Arbei 


— das ko 
daten 


ptamtlichen IM ist besonders zu gewährleisten: 

Fe Herauslösen der dafür vorgesehenen IM bzw. IM-Kandi- 
fern bestehenden Arbeit srec+its- bzw. Dienstverhältnis: 

fafte Legendierung der konspirativen Tätigkeit, vor allem durch 
ffung und Aufrechtcrhaltung eines stabilen Scheinarbelisverhäh- 


Lonspirierung der Arbeits- bzw. Unterkunftsräume in Ubereinstimn’iung 
^dem Sdieinarbeitsvcrhälinis sowie der zuverlässige Schulz notwendiger 
inspirativer Dokumente und operativ-technischer Mittel; 

^die ständige Überprüfung sowie politisch-ideologische und fachlich-tscheki- 
stlsche Erziehung und Befähigung, vor allem hinsichtlich ihrer Ehrlichkeit 
und Zuverlässigkeit gegenüber dem MfS; 

— die ständige Vervollkommnung und Aufrediterhaltung eines unter allen 
politisch-operativen Lagebedingungen funktionssicheren Verbindungssystems. 

Die Leiter der HA/selbst. Abteilungen und BV/V haben nach gründlicher Prüfung 
aller Voraussetzungen, der politisdi-operativen Notwendigkeit, der konkreten 
politisch-operativen Lage Im Verantwortungsbereich, den gegenwärtigen und 
perspektivischen politisch -operativen Schwerpunktbereichen und Schwerpunkten 


783 




- 22 -^ 


sowie weiterer polltlsdi-operatlver Erfordernisse über die Gewinnung und den 
Einsatz hauptamtlicher IM zu entscheiden. Dabei sind strenge Maßstäbe anzu- 
legen. 

Die finanzielle Sicherstellung und soziale Betreuung hauptamtlicher IM des 
MfS haben gemäß der 2. Durdiführungsbestlmmung zu dieser Richtlinie zu 
erfolgen. 


784 




- 23 - 


GVS MfS 0008 ~ l'j 


3, Die politisch-operativ wirksame Zusammenarbeit mit 


Die Zusammenarbeit mit den IM ist auf das Erreichen hoher politis^^^^ntiver 
Arbeitsergebnisse bei Gewährleistung der Wachsamkeit und Geb^^^^^ng ln 
der Arbeit mit den IM sowie des Schutzes, der Konspiration ut^^^^^rheit der 
IM entsprechend den unter Ziffer 1. dieser Richtlinie fixiert^^^^^nltätskrite- 
rien auszurichten. 


Der Hauptweg dafür Ist die Intensivierung der indivi^ 
mit den IM auf der Grundlage langfristiger konzeption« 
ihren Einsatz und ihre Entwicklung sowie des für 
Anforderungsbildes. 


HRusammenarbeit 
Erstellungen über 
>eiteten konkreten 


Die Erziehung und Befähigung der ID 


Die politisch-ideologische und fachlich^ 
der IM hat ständig, planmäßig und 


Ktische Erziehung und Befähigung 
ziert zu erfolgen. 


Sie ist auf die Entwicklung erfo| 
auszurichten, damit sie bereit vjM 
ven Lagebedingungen etnseb^B 
Arbeit im und nadi dem 
Bedeutsamkeit zu eraibei^^^^P 
änderungen aktiv und 


haltung und WachsamV 


innerer Voraussetzungen bei den IM 
^^Her Lage sind, unter allen polltlsch-operati- 
der Vorgangs- und personenbezogenen 
^Bsgebiet Informationen mit hoher operativer 
^Interesse notwendiger gesellschaftlicher Ver- 
llg zu wirken und die Konspiration, Geheim- 


erem Handeln durchzusetzen. 


Es ist zu sichern, 
den Treffs crfolgtj 


^Erziehung und Befähigung der IM insbesondere bei 
rslnd folgende Grundsätze zu beachten: 


Die Erzielij 
jeweilige!^ 

Das erfo^l 
und 

ihrec^^^^P 


■ Befähigung hat differenziert, der Individualität der 
»aßt, zu erfolgen. 

andere die Beachtung der politisch-operativen Kenntnisse 
- IM, ihrer gesellschaftlichen Stellung und Verantwortung, 
[Jrundposltlon und ihrer Motive für die Zusammenarbeit 
der sozialen Umweltbedlngungen, speziell der Bedingun- 
5 gegenwärtig und künftig ihre politisdh-operativen Auf- 
jn. 


IM sind anhand der durch sie zu lösenden politisch-operativen Auf- 
insbesondere im Zusammenhang mit der Auftragserteilung und 
■nstruierung sowie der Berichterstattung, zu erziehen und zu befähigen. Das 
hat vor allem durch ihre aktive Einbeziehung in die Beratung der Aufträge 
sowie ihre Mitarbeit bei der Ausarbeitung und Konkretisierung der erfor- 
derlichen Vcrhaltenslinien und operativen Legenden zu erfolgen. 

Die IM-führenden Mitarbeiter haben Ihre eigene Vorbildwirkung so zu 
nutzen, daß damit bewußte erzieherische Wirkungen ausgelöst werden. 


Die Erziehung und Befähigung der IM ist durch eine klug abgesilmmte 
Arbeit mit Lob und Anerkennung sowie Kritik zu verbinden. 
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3.1,1. Die politisch-ideologische Erziehung der IM und die Vermittlung 
eines aufgabenbezogenen Feindbildes 


Die pol Itisdi- Ideologische Erziehung der IM sowie die Vermittlung eines realen 
und aufgabenbezogenen Feindbildes an die IM sind insbesondere zu richten 
auf die Entwldclung eines festen Klassenstandpunktes, ihres politlsdi bewußten 
Handelns, ihrer Einsatzbereitschaft und Beharrlichkeit bei der Lösung ihnen 
übertragener politisch-operativer Aufgaben sowie ihrer Standhaftigkeit gegen- 
über feindlich-negativen Einflüssen. 

Die IM-führenden Mitarbeiter haben sich dabei zu konzentrieren auf: 

— das Entwickeln der Überzeugung von der Notwendigkeit des Schutzes der 
DDR und der sozialistischen Errungenschaften sowie des sicherheitspolitl- 
schen Denkens der IM; 

— das Sdiaffen von Einsichten ln den humanistischen und patriotischen Cha- 
rakter der politisch -operativen Arbeit und der Zusammenarbeit mit dem 
MfS sowie das Auseinandersetzen mit Tendenzen ihrer Diskriminierung; 

— das aktive Auseinandersetzen mit den IM über solche feindlichen Theorien 
und Auffassungen, mit denen sie selbst in Berührung kommen; 

— die Vermittlung auf die Einsatzrichtung und die Persönlichkeit der IM 
ausgerichteter differenzierter Kenntnisse über den Feind, insbesondere Über 

das aggressive Wesen der Imperialistischen Kräfte, vor allem der BRD, 
deren langfristige und aufeinander abgestimmte Pläne, 

die konkreten Ausgangspunkte, Angriffsrichtungen, Mittel und Methoden 
sowie Erscheinungsformen subversiver Tätigkeit im Wirkungsbereich der 
IM, 

solche Objekte, Bereiche, Personenkreise und Personen, die durch Feind- 
angriffe besonders gefährdet sind; 

— die Anerziehung solcher Überzeugungen, Wertungen und Gefühle wie die 
politisch-ideologische, moralische und rechtliche Verurteilung des Feindes und 
seines skrupellosen Vorgehens. Abscheu und Haß gegen den Feind, die 
Überzeugung, daß auch solche pollllsch-o^^erativen Aufgaben der Feind- 
bekämpfung dienen, bei denen das nicht offensichtlich ist. 


3.1.2. Die Festigung der Bereitschaft der IM zur Erfüllung 
der politisch-operativen Aufgaben 

Diese Aufgabe ist entsprechend der Entwicklung der politisch-operativen Lage, 
den sich verändernden politisch-operativen Aufgaben und der persönlichen Ent- 
wicklung der IM ständig zu stellen und zu realisieren 

In den Mittelpunkt sind dabei zu stellen: 

— das Vertiefen der Einsicht in die Notwendigkeit und den Nutzen der Zusam- 
menarbeit mit dem MfS und der übertragenen politisch-operativen Aufga- 
ben; 

— das Festigen grundsätzlicher und auf die jeweiligen Mitarbeiter bezogener 
Haltungen, die eine volle, rückhaltlose Identifikation der IM mit den polltisch- 
operativen Aufgaben des MfS beinhalten; 
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das Entwickeln gesellschaftlich wertvoller Motive für eine dauerhafte 
spirative Zusammenarbeit mit dem MfS auf der Grundlage Ideolog^ 
Einsichten, des Pflichtbewußtseins oder der Wiedergutmachung; 

die engere Bindung der IM an das MfS und die Vertiefung des Vj 
Verhältnisses zwischen IM und Mitarbeiter, das richtige Keagieij 
sönliche Probleme der IM; 


das Schaffen von Erfolgserlebnissen für die IM sowie die^ 
Einsicht und des Gefühls der Sicherheit und des Schutzes;^ 

das Beseitigen von Bedenken sowie Pflichten- oder Ge^ 
den IM. 


ng der 


IHsionen bei 


3.1.3. Die Erziehung und BefHhigung der IM zii^ 
Haltung und zur Wahrung der Konspiration 

Die Erziehung und Befähigung der IM zu 
und zur Wahrung der Konspiration ist inly 


mkeit und Geheim- 


mkeit und Geheimhaltung 
szurichten auf: 


— das Vertrautmachen der IM mit dei 

die ständige Selbstkontrolle 
und Schematismus, 

das wirklichkeitsnahe unj 
eigneter operativer Legej 


der Konspiration wie 
cquente Vermeidung von Routine 


echte Handeln auf der Giundlage ge- 
Kombinatinnen, 



das strikte Vermeid 
Kräften, Mitteln u 
bedürfnis, Schwa 
Instruktion, 


erhindern der Preisgabe von operativen 
•den des MfS durch übersteigertes Gellungs- 
eit, Ahweiclien vom Auftrag und von der 


die ständige 
der politi 
bzw. gefe^ 

das si 
die dej 


jng der Verbindungen und Kontakte, die sowohl in 
^en Arbeit als auch im persönlichen L?bcn hergestellt 
aen, 

bewahren von operativen Dokumenten und Hilfsmiiteln. 
ergeben wurden, sowie 

Fnkung des eigenen politisch-operativen Wissens auf solche 
5nen. die zur Lösung der jeweiligen Aufgaben erforderlich sind; 

fen der Bereitschaft der IM zur bewußten Durchsetzung der Regeln 
Ipiratlon, insbesondere durch die Entwicklung bejahender Einstellun- 
diesen Erfordernissen, das Nutzen des persönlichen Sicherheitsbe- 
f^lsses der IM und die Überwindung hemmender Verhaltensweisen und 
Psönlichkeilseigenschaften bei den IM; 

ias Entwickeln von Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Durchsetzung der 
Regeln der Konspiration, vor allem durch ständige prakllsdie Demonstration 
und Übung. 


3.1.4. Die Entwicklung erforderlicher politisch-operativer Fähigkeiten der IM 

Die IM sind so zu erziehen und zu befähigen, daß sie im Rahmen der ihnen 
erteilten Aufträge und Instruktionen selbständig aktiv und schöpferisch poli- 
tisch-operativ richtig handeln und in der Lage sind. 
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— feindlich-negative Personen und Handlungen rechtzeitig zu erkennen, weiter 
Aufrukiären bzw. zu bearbeiten, 

— vertrauliche Beziehungen zu operativ Interessierenden Personen herzusteUen 
und auszubauen, 

— eigene Ideen und Initiativen zur Nutzung politisch-operativ günstiger Mög- 
lichkeiten bei der Realisierung von Aufträgen, zur Gewinnung operativ 
bedeutsamer Informationen sowie bei der Überwindung auftretender 
Schwierigkeiten zu entfalten, 

— Personen und Situationen objektiv und sachlich einzuschätzen, zu beurteilen 
und entsprechend politisch-operativ richtig zu reagieren, 

— operative Legenden selbständig zu entwickeln und anzuwenden. 

In Abhängigkeit von der konkret zu lösenden Aufgabe sowie der Persönlichkeit 
der IM ist zu entscheiden, inwieweit es polltisch-operativ notwendig ist, den 
IM noch weitere spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln bzw. 
anzuerziehen. 

Die Leiter der operativen Diensteinhelten und mittleren leitenden Kader haben 
zu sichern, daß die IM-führenden Mitarbeiter zur Durchsetzung dieser Auf- 
gaben politisch-ideologisch, fachlldi-tsdieklstisdi sowie methodisch vorbereitet 
und befähigt werden, ihre Überzeugungen, Kenntnisse und Fähigkeiten In dif- 
ferenzierter und psychologis^d\ richtiger Art und Weise an die IM zu vermitteln. 


3.2. Die Personen- und sachbezogene Auftragserteilung und Instruierung der 
IM auf der Grundlage konkreter Einsatzrichtungen 


Die Auftragserteilung und Instruierung der IM sind vor allem auszurichten 
auf die konspirative Gewinnung operativ bedeutsamer Informationen und 
Beweise sowie auf die konspirative Einleitung und Realisierung vorbeugender 
und schadensverhülender Maßnahmen mit einer hohen politisch-operativen 
Wirksamkeit entsprechend Ziffern 1.1. und 1.2. dieser Richtlinie. 

Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen und zielgeriditeten Auftragsertei- 
lung und Instruierung der IM sind für jeden IM individuelle Einsatzrlchtungen 
auszuarbeiten. 

Diese haben die durch die jeweiligen IM entsprechend ihren realen Möglich- 
keiten ln einem relativ längeren Zeitraum vorrangig zu lösenden politisch- 
operativen Aufgaben und zu gewinnenden operativ bedeutsamen Informationen 
zu enthalten. 

Bei ihrer Bestimmung ist auszugehen von 

— den im Verantwortungsbereich zu lösenden politisch-operativen Aufgaben 
und dem dazu erforderlichen Informationsbedarf, 

— der politisch-operativen Lage und den jeweils spezifischen Einsatzbedingun- 
gen. 

— den bei den IM vorhandenen bzw. zu entwickelnden objektiven und sub- 
jektiven Voraussetzungen, vor allem den sich aus der beruflichen und gescU- 
sdiaftlichen Stellung, ihrer Parteizugehörigkeit usw. ergebenden Rechten und 
Pflichten, 
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— den in meiner Richtlinie Nr. 1/78 und in anderen zentralen dier 

Bestimmungen und Weisungen festgelegten generellen Einsatzricht^ 
IM. M 

— den Erfordernissen der Wachsamkeit, Geheimhaltung und 


Ute individuellen Einsatzrichiungcn sind von den IM-führec^^^Hnarbeilern 
zu erarbeiten und durch die gemäß Ziffer 4.2.3. dieser Richtli^^^^Kestätigung 
der Werbungsvor.schläge berechtigten Leiter zu bestätlgco^^^^Kauptamt liehe 
IM und 1MB kann das Recht zur Bestätigung der Eij^^^^Vtungen unter* 
stellten Leitern übertragen werden. 


Durch die unmittelbare persönliche Einflußnahme 
Diensteinheiten und vor allem der mittleren leitej^ 
tung und Durchführung der Treffs ist zu gewi^j® 
abrechenbare personen- und sachbezogene 
Verhaltenslinien erhalten. 


^^Helter der np>eratlven 
^HFder auf die Vorberei- 
K, daß die IM konkrete, 
^owie die erforderlichen 


Grundsätze für die Auftragserteilung unc 

^ Die Auftragserteilung an die 
dem Einsatz anderer op>erativer 
den und entsprechend der beira^^^f 


zweckmäßiger Abstimmung mit 
Rowie operativer Mittel und Metho- 
zu erwartenden Berichterstattung zu 


Die IM sind mit dem lnh^ 
machen. Das hat entspr^ 
der Persönlichkeit der^B 
Aufträge ist bei vorll^^B 

Die IM müssen füj^^^B 
einschließlich op>ej^^^^P^ 
tive Ilandlungsj^^^^Bi 
der IM exakt 


y^^^BBer Zielstellung der Aufträge vertraut zu 
politisch-operativen Erfordernissen und 
^^^Berenziert zu erfolgen. Die Zielstellung der 
^^^otwendigkeil zu legendieren. 

pPfüUung der Aufträge geeignete Verhaltenslinien 
Agenden erhalten. Dabei sind der politisch-opera- 
und die Grenzen für das selbständige Handeln 


— Die IM sind^^^^pPn die Erläuterung der Aufträge sowie ln die Erarbeitung 
der erford^^^^BT Verhaltenslinien und nperativen Legenden einzubezichen. 
Dabei slj^^^^P^>ezi fischen Kenntnisse und politisch-operativen Erfahrungen 
der fordern und zu nutzen. 

Dei^^^^^Bd die zur selbständigen Durchführung der Aufträge und zur 
Cj^^^Hfstung ihres Schutzes, ihrer Konspiration und Sicherheit notwen- 
d^^^^PRormationen zu übermitteln. 

^^^^^Buftragserteilung und Instruierung der IM ist bewußt und zielgerichtet 
Erziehung und Befähigung zu nutzen. 

^BAbhängigkeit von der Bedeutung der zu lösenden politisch-operativen Auf- 
Hiben, den damit verbundenen Gefahren für den Schutz, die Konspiration 
rund Sicherheit der IM, von der Persönlichkeit und dem Stand der Erziehung 
und Befähigung der IM u. a. sind Festlegungen über die Form (mündlich od;r 
schriftlich) der Auftragserteilung und Instruierung zu treffen. 

Schriftlich erteilte Aufträge sind von den IM zu unterzeichnen. 


Es ist zu gewährleisten, daß über die erteilten Aufträge, die gegebenen Ver- 
haltenslinien sowie die erreichten politisch-operativen Arbeitsergebnisse in den 
JM-Vorgangen ein exakter Nachweis geführt wird. 



3.3. Die Berichteratattuni^ der IM 


Die Berichterstattung der IM beim Treff hat sich inhaltlich zu erstrecken auf 

— erreichte politisch-operative Arbeitsergebnisse der IM entsprechend den er- 
teilten Aufträgen bzw. die Gründe ihrer Nichterfüllung, 

— das Vorgehen der IM bei der Auftragsdurchführung, Abweichungen von 
den vereinbarten Verhaltenslinien und operativen Legenden sowie die 
Ursachen dafür. 

— aufgetretene bzw. zu erwartende Gefahren für den Schutz, die Konspiration 
und Sicherheit der IM, weiterer operativer Kräfte sowie operativer Mittel 
und Methoden. 

— Möglichkeiten bzw. Gefahren für das weitere Vorgehen zur Lösung der 
betreffenden politisch-operativen Aufgaben. 

Im Zusammenhang mit der Berichterstattung sind die Möglichkeiten zur Erzie- 
hung und Befähigung, zur Elnstdiätzung und Überprüfung der INT sowie zu 

ihrer allseitigen Abschöpfung bewußt zu nutzen. 


Die Berichterstattung hat vorwiegend schriftlich zu erfolgen. 


Zur Gewährleistung einer hohen Qualität, politisch-operativen Aussagekraft 

und Objektivität der Berichte der IM haben die IM-führenden Mitarbeiter 

folgende Aufgaben zu lösen: 

— Durch konkrete Vorgaben und Fragestellungen sowie die ständige Erziehung 
und Befähigung der IM Ist zu sichern, daß sie objektiv, unverfälscht, konkret 
und vollständig berichten. 

Das erfordert insbesondere die bewußte Arbeit mit den 8 VV-Fragen (wann, 
wo. wa-s, wie. womit, warum, wer, wen) sowie das Herausarbeilen von Mög- 
lichkeiten zur wetteren Vervollständigung und Komplettierung der Infor- 
mationen. 

— Durch eine erste qualifizierte Einschätzung der Informationen sind Wider- 
sprüche, Unklarheiten bzw. Lücken ln der Berichterstattung der IM zu er- 
kennen und durch konkrete Fragestellung an die IM bzw. durch weiter- 
führende Aufträge oder andere Möglichkeiten zu beseitigen. Sie dürfen auf 
keinen Fall unbeachtet bleiben. 

— Die in den Berichten enthaltenen Informationen sind bereits während des 
Treffs auf ihre Aufgabenbezogenheit sowie operative und rechtliche Bedeut- 
samkeit einzuschätzen. Daraus sind konkrete Festlegungen für die weitere 
Auftragserteilung und Instruierung sowie Erziehung und Befähigung abzu- 
leiten. 

— Durdi gezielte Fragen an die IM sind die Informationen bereits weitgehend 
auf Ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen. Dazu ist vor allem zu klären, 
wie sie ln den Besitz der Informationen gelangt sind, welche Beziehung 
zwischen den IM und der betreffenden Person bzw. dem Sachverhalt beste- 
hen und ob cs sich dabei um Tatsachen oder um Vernmtungen, Einschätzun- 
gen u$w. handelt. 

— Das Vorgehen der IM zur Erfüllung der gestellten Aufgaben ist einzuschätzon 
und zu bewerten. Dabei ist in differenzierter Weise mit Lob und Kritik zu 
arbeiten. 
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Die mittleren leitenden Kader haben zu sichern, daß die Berichte 
rationell und zweckmäßig dokumentiert, Ihre Informationen objektiv^ 
verfälscht wiedergegeben, rechtzeitig unter Gewährleistung des Quell 
weitergeleitet werden und daß kein operativ bedeutsamer Hlnw^ 
geht. 


3.4. Die Überprüfung der IM 


Die Überprüfung der IM als eine ständige, planmäßij 
der Frage „Wer Ist wer?“ im IM-Bestand ist auszui^ 
und Prüfen 

— der Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit der IM 
Sicherheit, insbesondere zum Verhindern deq 
IM-Bestand und von Doppelagententätigke^ 
informatlonen. 


abe zur Klärung 
uf das Feststellen 


rer Konspiration und 
gens des Feindes ln den 
zum Vermelden von Des- 


ihrer inneren Bindungen an das MfS^ 
feindlich-negativen Einflüssen sowle^ 
dieser Eigenschaften der IM, 

Ihrer politisch-operativen Kenr 
aktueller und perspektivischer^ 
Perspektiven, 


er Standhaftigkeit gegenüber 
ögllchkelten zur Stabilisierung 


nd Fähigkeiten für die Lösung 
n und sich daraus ergebender neuer 


neuer Möglichkeiten und 
politisch -operativen Nutz 
Konspiration und der S 


ngen der IM sowohl aus der Sicht ihrer 
uch der Gewährleistung des Schutzes, der 
der IM. 



Durch die Leiter der o 
ist zu sichern, daß di 
der Wachsamkeit, G, 
zierten Einsatz dafj| 
siert werden. 


Diensteinhelten und mittleren leitenden Kadv^r 
^aben unter strikter Beachtung der Erfordernisse 
Cllung und Konspiration sowie durch den differen- 
Jneler operativer Kräfte. Mittel und Methoden reall- 


Dabei ist von 

1. Die Üb( 
Auftr; 

Veri 
kei 


n Grundsätzen auszugehen: 

'Vg der IM hat in erster Linie während der Treffs, bei der 
jng, Inslruicrung und Berichterstattung der IM. durch den 
politisch-operativen Arbeitsergebnisse mit den realen MÖglich- 
iM zu erfolgen. 


(besondere zu sichern, daß fcstgcstcllte Anzeichen möglicher Unehr- 
und Unzuverlässigkeit wie z. B. Nichterfüllen von oder Ausweichen 
bestimmten Aufträgen, unbegründetes Abweichen von den vereinbarten 
laltenslinien und operativen Legenden oder andere Verstöße gegen die 
Igeln der Konspiration, das bewußte Verschweigen oi:)erativ bedeutsamer 
Kontakte und Verbindungen der IM oder das Zurückhalten operativ bedeut- 
samer Informationen unbedingt geklärt werden. 

Das erfordert vor allem festzustcllen, 

— ob es sich dabei um einmalige oder um wiederholte Erscheinungen handelt, 

— wodurch die IM zu solchem Verhalten veranlaßt wurden, 

— worin die Ursachen und die Motive der IM dafür bestehen und 

— welche Möglichkeiten zu deren Beseitigung oder Veränderung vorhanden 
sind bzw. geschaffen werden können. 
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2. Bei vorliegender Notwendigkeit, vor allem zur Klärung von Anzeichen auf 
Unehrlichkeit und Unzuverlässigkeit, sind die Möglichkeiten bereits über- 
prüfter, ehrlicher und bewährter IM zu nutzen. 

Das kann sich beziehen auf 

— das Erarbeiten von Vergleichsinformationen, 

— die operative Aufklärung und Kontrolle von Verbindungen der IM, 

— die zeitweilige operative Kontrolle der IM im Arbelts-, Wohn- oder Frei- 
zeitbereich, 

— das direkte p>ersönliche Zusammenführen mit den zu überprüfenden IM, 

— das Erarbeiten von Einschätzungen und Beurteilungen über diese IM. 

Beim Einsatz von IM zur Überprüfung anderer IM sind hohe Anforderungen 
an die Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspiration, vor allem an die Arbeit 
mit qualifizierten operativen Legenden, zu stellen. 

3. In Abhängigkeit von der Bedeutung der IM, ihrer Einsatzrichtung und 
politisch-operativen Perspektive, ihrer Persönlichkeit sowie den vorliegenden 
Anlässen und Zielen sind zur Überprüfung der IM differenziert zu nutzen: 

— operative legenden und Kombinationen, insbesondere zur Schaffung von 
Bewährungssituationen ; 

~ operative Ermittlungen und Beobachtungen; 

— Speicher der Diensteinheiten der Linien M, PZF, VI und anderer Dienst- 
einhelten sowie 

— operativ- technische und krimlnal-taktlsche Mittel und Methoden. 

4. Die Leiter der operativen Diensteinhelten und mittleren leitenden Kader 
haben zu gewährleisten, daß 

— die Erfordernisse, Maßnahmen und Ergebnisse der Überprüfung gründ- 
lich eingeschätzt und zweckmäßig, ohne unnötigen administrativen Auf- 
wand, in den IM-Vorgängen dokumentiert, 

— die wahren Ursachen für ungenügende Arbeitsergebnisse, für Dekonspl- 
rationen der IM usw. aufgedeckt und die notwendigen Maßnahmen und 
Entscheidungen kontrollfähig festgelegt und durchgesetzt, 

~ ein prinzipienfestes Verhalten gegenüber IM, die gegen Rechtsvorschriften 
verstoßen, durchgesetzt sowie redttzeltig die erforderlichen Schlußfolge- 
rungen gezogen und realisiert 

werden. 


3.5. Die Trefftätigkeit mit den IM 


Die Treffs mit den IM dienen der systematischen Verwirklichung der Ziele 
und Aufgaben der konspirativen Zusammenarbeit sowie der Aufrechterhaltung 
einer funktionssicheren Verbindung mit den IM. Sie haben unter strengster 
Wahrung der Erfordernisse einer hohen Wachsamkeit und Geheimhaltung ln 
der Arbeit mit den IM sowie des Schutzes, der Konspiration und Sicherheit 
der IM zu erfolgen und der Individualität der IM und ihrer Beziehung zu den 
sie führenden Mitarbeitern zu entsprechen. 
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3.5.1. Die Vorbereitung der Treffs 


Zur Gewährleistung einer konkreten personen- und sachbezogenen 
erteilung, Instruierung und Berichterstattung sowie einer wirksamen^^^^Psen- 
bezogenen Krzieliung, Befähigung und Überprüfung der IM f 

gründlicli voi zubereiten. 


Die Treffvurbereitung hat Inhaltlich zu erfassen: 

— die bei den Treffs zu erreichenden Ziele und Ergebniss 

lenden Aufträge: A 

— konkrete und begründete Vorstellungen zur Art^^H 
durchführung. zu verschiedenen Lösungsvarian^^^l 
operativen Legenden; 


neu zu ertel- 


lllse der Auftrags- 
ärhaltenslinien und 


— die sich aus den Aufträgen und VerhaltenslL 
an die IM und damit verbundene Aufgab« 
der IM; 

— konkrete Vorstellungen zum ErreicIij^^^B 
IM zur Realisierung der Aufträge 

wände und Bedenken der IM; 


^^^^Hgebenden Anforderungen 
^^^^^rziehung und Befähigung 

Berforderlichen Bereitscliafi fl**i 
faltenslinien sowie mögliche Km- 


— erforderliche Maßnahmen zur ' 
und Sicherheit der IM währei^ 

— Überlegungen hinsichtlich gml 


C stung des Schutzes, der Konspiration 
fs; 

äOigen und wirksamen Treff verlauf ^ 


Die mittleren leitenden 
Bedeutsamkeit der Trefb 
schriftliche Treffvorbe^H 
arbeiter dabei konkra^H 
tiger Treffs ist 
Stellvertretern 
diesen zu bestäü^^^^^p 


J^^^^^naben — entsprechend der unterschicdlr r rn 
^^^^Regungen darüber zu treffen, für w’elche Tr« ff^ 
zu erarbeiten sind und die IM-führenden M • 
^Heitcn und zu kontrollieren. Die Vorbereitung 
Pleitem der operativen Diensteinheiten bzw 
Ind ihrer Verantw’orllichkeit abzusprechen und v r 


3.5.2. Die. 


ibare Durchführung der Treffs 


Tref^^^^^Vn KW bzw. KO durchzuführen Treffs an anderen Orten sind 
Au^^^^^p durch die Leiter der Abteilungen. KD/OD bzw. deren Stellvertreter 
zi^^^Hrgen. 


sichern, daß 

^Vder Treffort rechtzeitig vor den IM durch die Mitarbeiter aufgesucht wird. 

r— Beobachtungen der IM bzw. der IM-führenden Mitarbeiter auf dem Weg 
zum und vom Treffort fcstgestellt und entsprechende Maßnahmen cingc- 
leitet werden, 

— die IMK die IM nicht näher als unvermeidbar kennenlernen. 

— zur Abdeckung der Treffs in KW/KO glaubwürdige operative Legenden 
angewandt und in periodischen Abständen überprüft werden. 

— die Treffs möglidist störungsfrei durchgeführt werden. 
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Bei der Treffdurchführung sind folgende Grundsätze zu beachten; 

— Die IM-»führenden Mitarbeiter müssen den IM gegenüber Vorbild sein, In 
allen Fragen einen klaren Klassenstandpunkt vertreten und die TM an Dis- 
kussionen bedeutsamer politischer und politisch-operativer Probleme heran- 
führen. 

— Bei zu treffenden Einschätzungen und Entscheidungen sind die Einstellungen 
der IM, ihre Bindungen an das MfS zu beachten. Bei persönlichen Problemen, 
Sorgen und Wünschen der IM sind gemeinsam Möglicli Weiten der Hilfe zu 
beraten, um das Vertrauen der IM zum MfS zu festigen. Es sind jedoch keine 
nichterfüllbaren Versprechungen abzugeben. 

Die IM sind von den an sie zu stellenden Forderungen zu überzeugen. Auf 
Einwände und Bedenken der IM gegenüber Aufträgen, Verhaltcnslinien oder 
anderen Forderungen Ist mit der erforderlichen Sachlichkeit, mit Verständnis 
und Einfühlungsvermögen, aber auch mit angemessener Konsequenz zu rea- 
gieren. 

— Bel den IM ist das Bewußtsein der Sicherheit ständig zu vertiefen. Sie 
müssen erkennen, daß keine außenstehende Person von ihrer Zusammen- 
arbeit mit dem MfS Kenntnis erhält und ihre Informationen ohne Gefähr- 
dung ihres Schutzes, ihrer Konspiration und Sicherheit ausgewertet w'erden. 

Die Leiter der operativen Diensteinhelten und die mittleren leitenden Kader 
haben duidi differenzierte Treff teilnahmen persönlichen Einfluß auf eine qua- 
lifizierte Treff tätigkelt zu nehmen. 

Treffteilnahmen haben vor allem bei solchen IM zu erfolgen, die an bedeut- 
samen politisch -operativen Aufgaben mitwirken. die bestimmte Schwierigkeiten 
in der Zusammenarbeit bereiten sowie bei FIM. Treffleilnahmen sind auch bei 
jungen, politisch-operativ noch wenig erfahrenen Mitarbeitern notwendig. 

Treffteilnahmen sind durch die Leiter der operativen Diensteinheiten bzw. mitt- 
leren leitenden Kader zu dokumentieren und mit den betreffenden IM-führen- 
den Mitarbeitern gründlich auszuwerten. 

Die Festlegungen über Treffteilnahmen gelten analog für iM-führende Mit- 
arbeiter, bezogen auf FIM. 


3.3.3. Die Auswertung der Treffs 


Bei der Auswertung der Treffs ist zu prüfen, inwieweit die gestellten Ziele 
erreicht wurden und weldie weiteren politisch-operativen Maßnahmen festzu- 
legen und einzulclten sind. 

Es ist vor allem zu sichern: 

— die gründliche politisch-operative Einschätzung. Wertung und weitestgehende 
Überprüfung der politisch-operativen Arbeitsergebnisse der IM sowie der Art 
und Welse Ihrer Erlangung cntspre<d\end den Festlegungen unter Ziffer 3 3. 
dieser Rldhtlinie; 

— das Festlegen und Einleiten erforderlicher und geeigneter Maßnahmen zur 
weiteren Überprüfung, Vervollkommnung und Komplettierung der erarbei- 
teten Informationen sowie zu Ihrer weiteren Verwertung; 

— das Prüfen und Einlelten von Maßnahmen zur Gewährleistung des Schutzes, 
der Konspiration und Sicherheit der IM; 
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— die Einschätzung des Verhaltens der IM bei den Treffs, insbesondere^^H 
der Auftragserteilung und Instrulerung sowie beim Ansprechen persöi^^^H 
Probleme, das Festlegen und Einleiten sidi daraus ergebender 
zur weiteren Erziehung, Befähigung und Überprüfung der IM. 

Die Leiter der opei ativen Diensteinheiten und mittleren leitenden J^^^^Raben 
vor allem Einfluß zu nehmen auf eine reale und sachliche Eijj^^^^Kg der 
politisch-operativen Arbeitsergebnisse und des Verhaltens dei- auf das 

Festlegen und rechtzeitige Einleiten der erforderlichen und Erzie- 
hungsmaßnahmen Sie haben zu sichern, daß die Ergebnis^l^^^^er Verlauf 
der Treffs sowie die Ergebnisse ihrer Einschätzung in ^^^^^»eschriebenen 
Form dokumentiert werden. 


Bei operativ bedeutsan'ien Informationen und nolv/j 
ist unmittelbar nach den Treffs bzw. bereits währ^ 
den dienstlichen Bestimmungen und Weisungen M^H 


E Sofortmaßnahmeri 
reffs entsprechend 
rstatten. 


Die Auswerter haben eine lückenlose und zugn 
rung aller gewonnenen Informationen zu JB 
deren weitere Verdichtung und systemati^^H 
sondere zum rechtzeitigen Erkennen nei^^H 
und veränderter politisch-operativer 


Erfassung und Speiche- 
und SacLiverhalten sowie 
^Wytische Verarbeitung, insbe- 
Kisch-operativer Schwerpunkte 
jungen, zu sichern. 


3.6. Die Verbindung mit den 


Zu den IM ist eine sichere, 
wichtige Voraussetzung 
Arbeit mit den IM, für 
den versrhiedensten 
raschen und sicherej^^^H 
gewährleisten. 


^^^BTerzeit funktionsfähige Verbindung als eine 
systematische, vertrauensvolle konspirative 
HTierung der politisch-operativen Aufgaben unter 
operativen Lagebedingungen sowie für einen 
lationsfluß zwischen den IM und dem MfS zu 


Die Verbindunc 

— den Erfoi^fl 
zu ent.sm^H 
IM 


E IM hat 

les Schutzes, der Konspiration und Sicherheit der IM 
larf dem Feind keine Möglichkeiten zum Erkennen von 
gen ln den IM-Bestand bieten. 


S und möglichst verlustlose Informationsübermittlung zwischen 
unter den verschiedensten politisch-operativen Lagebedingungen 
en, 

lg der IM. den durch sie zu lösenden politisch-operativen Auf- 
den individuellen Besonderheiten der IM zu entsprechen und ist 
und variabel auszugestalten, 

gegenseitige konspirative Verbindungsaufnahme sowie die 
rasche Herstellung erhöhter Einsatzbereitschaft der IM und ihre zügige Akti- 
vierung zu gewährleisten. 


Wichtige Verbindungsarten für die IM der Abwehr sind: 

- die Treffs in KW bzw. KO. 

Es Ist zu sichern, daß die Treffs mit den jeweiligen IM unter Beachtung 
der Erfordernisse der Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspiration sowie 
differenzierter Treffregelungen möglichst langfristig geplant und konkrete 
Festlegungen zu Ersatztreffs getroffen w^erden. 
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— die telefonische Verbindung. 

Sie kommt vor allem zur abgedeckten gegenseitigen direkten oder über Deck- 
tclcfon erfolgenden Verbindungsaufnahme zur Anwendung 

Darüber hinaus sind ln Einzelfällen Möglichkeiten der postalischen Verbindung, 
elnsciilleßlich Deckadressen, Hinterlegungsstellen, Anlaufpunktcn und TBK. 
sowie die ein- oder zweiseitige Funkverbindung abgedeckt zu nutzen. Diese 
Verbindungsarten bedürfen der Bestätigung durch die dazu berechtigten Leiter 
operativer Diensteinhelten 

Die lielter der operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 
entsprechend ihrer Verantwortlichkeit zu sichern, daß 

— mit jedem einzelnen IM konkrete und verbindliche Festlegungen zum Ver- 
bindungswesen, einschließlich Möglichkeiten der Legendlerung der Treffs, 
Losungsworte und Erkennungszeichen für außerplanmäßige Verbindungs- 
aufnahmen sowie für das Verhalten bei telefonischen Verbindungsaufnahmen 
getroffen werden. Diese Festlegungen sind mit den IM gründlich zu beraten, 
einfach und übersichtlich in den IM-Vorgängen zu dokumentieren und bei 
Notwendigkeit zu aktualisieren; 

— bei den IM durdi eine ständige Erziehung und Befähigung die Bereitschaft 
und die Fähigkeiten zur praktischen Durchsetzung der getroffenen Fest- 
legungen gesdiaffen bzw. vertieft werden; 

— Zwedcmäßigkelt und Wirksamkeit der Verbindung einer ständigen diffe- 
renzierten Erprobung und Überprüfung unterzogen werden. 

Besonderer Wert ist dabei auf die Überprüfung der IMK/KW und IMK/KO 
zu legen. Im Ergebnis dessen sind geeignete Maßnahmen zur weiteren Ver- 
vollkommnung der Verbindung mit den IM einzuleiten 


3.7. Die Einsatz- und Entwicklungskonzeptionen für IM 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten und die mittleren leitenden Kader 
haben zu sichern, daß die Arbeit mit den einzelnen IM auf der Grundlage Indi- 
vidueller Ein.satz- und Entwlcklungskonzeptionen erfolgt. Diese haben verbind- 
lich und kontrollfähig zu enthalten: 

— die individuelle Einsatzrichtung der IM, Maßnahmen zu Ihrer Realisierung 
sowie die politisch-operative Perspektive der IM; 

— Aufgaben zur Entwicklung operativ bedeutsamer Persönlichkeit selgenschaf- 
ten entsprechend dem politisch-operativen Entwicklungsstand der IM; 

— eine reale Einschätzung der bisher mit den IM erreichten politisch-operativen 
Arbeitsergebnisse und dabei aufgetretene Probleme; 

— konkrete Aufgaben zur zielgerichteten Überprüfung auf Ehrlichkeit und 
Zuverlässigkeit ; 

— Festlegungen zur Gewährleistung des Schutzes, der Konspiration und 
Sicherheit der IM. 

Es ist zu gewährleisten, daß diese Festlegungen für den Einsatz und die Ent- 
wlciclung der IM zweckmäßig, ratinf^ell und ohne unnötigen administrativen 
Aufwand ln den IM-Voigängen dokumentiert werden. 
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Das kann erfolgen insbesondere in 

— Werbung^'^^^i'schlägen, 

— periodischen Einschätzungen der IM gemäß Ziffer 6 2 dieser bzw. 

— in gesonderten Einsatz- und Entwicklungskonzeptionen, 

Die Bestätigung der Einsatz- und Entwicklungskonzeptloneo^^^^Rrch die ge- 
mäß Ziffer 4.2.3, dieser Richtlinie zur Bestätigung der W^Ä^^^por sch läge be- 
rechtigten Leiter zu erfolgen. Für hauptamiliche IM und^^^HKann das Recht 
zur Bestätigung der Einsatz- und Entwicklungskonzcp^^^^Banterstellten Lei- 
tern übertragen werden. 


3.8. Die Übergabe von liM 


Die Übergabe von IM an andere Mitarbej 
dere Diensteinheilen oder an Führung^« 
dadurch 


— eine höhere politisch-operative 

— die Losung poliiisch-operaiivejJ 
die Konspiration und Sicher!™ 

— wenn eine Übergabe wegej^^H 
unumgänglich ist. 


F eigenen Diensreinheit, an an- 
nur dann zu erfolgen, wenn 

ceit erreicht werden kann. 


^HPben nicht gefährdet wird, der Schutz, 
IM gewährleistet werden können oder 

leller bzw. arbeitsmäßiger Verandeiungen 


Die Übergabe von IM ij 
Dazu sind erforderlich jffl 

— eine reale Einsd^^^B 
beilsergebnisse 
tenden Problei^^^^^ 


^dlich und möglichst langfristig vorzubercilen 


fder IM und der bisherigen politisch-operativen Ar- 
In der weiteren Zusammenarbeit besonders zu beach- 


— das gründlifi^^^^Ren eventueller negativer Auswirkungen bei den IM sowie 
für die wj^H^^^beit mit ihnen: 

— das red^^^He Einstellen der IM auf die Übergabe einschließlich einer der 
Persöj^^^^^ der IM sowie den Motiven für die Zusammenarbeit entspre- 
chei^^^^^Qründung : 

— d^^^^Vdes günstigsten Zeitpunktes der Übergabe sowie 

— zeitige Studium der IM-Vorgänge durch den übernehmenden Mit- 


^^^^bergabe von IM hat in der Regel persönlich zu erfolgen. Übergaben von 
^^^innerhalb von HA selbst. Abteilungen und BV/V sowie solche Übergaben 
Hwisc^en HA selbst. Abteilungen und BV/V, die wegen personeller bzw. arbeits- 
mäßiger Veränderungen unumgänglich sind, bedürfen der Bestätigung durch 
die Leiter der Abteilungen, KD.OD. 


Aus anderen Gründen notwendige Übergaben zwischen HA/selbst, Abteilungen 
und BV, V bedürfen der Bestätigung durdi die Leiter dieser Diensleinheiten 
bzw. deren Stellvertreter. 

Ist eine zeitliche . Begrenzung der Übergabe abzusehen, sind durch die zustän- 
digen Leiter konkrete Vereinbarungen zur Rückübergabe zu treffen. 
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Zeitweilige Übergaben von IM zur Durchführung poHtisch-nperatlver Aufgaben 
im Rahmen von Sondereinsätzen oder Aktionen haben entsprechend den dazu 
erlassenen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen zu erfolgen. 


3,9. Die zeitweilige Unterbrechung und die Beendigung der Zusammenarbeit 
mit den IM 


Eine zeitweilige Unterbrechung der Zusammenarbeit hat zu erfolgen, wenn 

— das aus Gründen des Schutzes, der Konspiration und Sicherheit der IM not- 
wendig ist, 

— aus persönlichen bzw. beruflichen Gründen den IM vorübergehend kein ak- 
tiver Einsatz möglich ist. 

Die mittleren leitenden Kader haben zu sichern, daß mit diesen IM konkrete 
Vereinbarungen über die Wiederaufnahme der aktiven Zusammenarbeit getrof- 
fen werden. 

Zeitweilige Unterbrechungen sind aktenkundig zu machen. Sie bedürfen der 
Bestätigung durch die gemäß Ziffer 4.2.3 dieser Richtlinie zur Bestätigung der 
Werbungsvorschläge berechtigten Leiter. 

Eine Beendigung der Zusammenarbeit mit den IM hat zu erfolgen, wenn nach- 
weislich solche Gründe vorliegen, wie 

— fortgesetzte Unehrlichkeit, Dekonspiration, 

— Entlarvung des IM als Doppelagent oder Provokateur, 

— kategorische Ablehnung der weiteren Zusammenarbeit. 

— erschöpfte Elnsatzmöglichkciten bzw. Perspektivloslgkeit oder 

— langandauernde Erkrankung, Invalidität, Heirat oder Versorgung von Kin- 
dern, die keinen erfolgreichen Einsatz mehr zulassen. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu sichern, daß vor Beendigung 
der Zusammenarbeit geprüft wird, 

— welche politisch -operativen Einsatzmöglichkeiten — auch für andere Dienstein- 
heiten — bei den IM noch vorhanden oder zu schaffen sind bzw. durch Um- 
setzungen oder andere politisch -operative Maßnahmen entwickelt werden 
können, 

— worin die Ursachen sowie begünstigenden Bedingungen und Umstände dafür 
bestehen und welche Konsequenzen sich daraus für die Zusammenarbeit mit 
anderen IM ergeben, 

— an welchen operativen Materialien die IM gearbeitet haben, welche Kennt- 
nisse sie über die Arbeitsweise und Methoden des MfS besitzen, welche Mit- 
arbeiter, anderen IM elnschlieOHch IMK sie kennenlernten usw.. 

— mit welchen Auswirkungen auf den Schutz, die Konspiration und Sicherheit 
anderer IM sowie auf die Erfüllung polltisch-operativer Aufgaben zu rechnen 
ist. 

Die Gründe für die Beendigung der Zusammenarbeit sowie die damit verbun- 
denen Maßnahmen sind ln einem entsprechenden Absdüußbe rieht aufzuführen. 
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Die Beendigung der Zusammenarbeit bedarf der Bestätigung durch die 
Ziffer 4.2.3. dieser Richtlinie zur Bestätigung der Werbungsvorschläge be 
ten Leiter. 

Diese Leiter sind persönlich dafür verantwortlich, daß alle notwe 
nahmen zur Gewährleistung des Schutzes, der Konspiration 
eventuell gefährdeter anderer IM rechtzeitig eingeleitet und du 
den. 

Über die Beendigung der Zusammenarbeit mit IM, die Bür 
zialistischer Staaten sind, die Gründe für die Beendigun 
sowie evtl, erforderliche Maßnahmen ist der Leiter der 
mieren. 

Sofern es s\dt\ um ständig in der DDR wohnhafte 
ist darüber der zuständige Verbindungsoffizier 
MfS zu infoiTTileren. 

Eventuell erforderliche weitere Maßnahmen sl 


Nach Beendigung der Zusammenarbeit h'* 
TM-Vorgänge in der Abteilung XII zu er 
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4, Die Gewinnung von IM für die konspirative Zusammenarbeit 
mit dem MfS 


Die zuverlässige Erfüllung der politisch-operativen Aufgaben erfordert die plan- 
mäßige qualitative Ergänzung und Erweiterung des TM-Bestandes. 

Es Ist zu sichern, daß solche Personen als TM geworben werden, die ausgehend 
von den konkret zu lösenden Ziel- und Aufgabenstellungen objektiv und subjek- 
tiv in der Lage sind, zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der poli- 
tisch-operativen Arbeit entsprechend den unter Ziffer 1. dieser Richtlinie vor- 
gegebenen Qualitätskriterien wesentlich beizuliagen. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 
zu gewährleisten, daß alle Aufgaben zur Entwicklung und Bearbeitung der IM- 
Vorläufe und zur Werbung in hoher Qualität sowie bei strikter Durchsetzung 
der Erfordernisse der Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspiration gelöst 
werden. 

Sie haben zu sichern, daß bei der Gewinnung von IM, die nicht Büi ger 3er DDR 
sind, sowie in der Zusammenarbeit mit solchen IM die ausländertypischen Be- 
sonderheiten herausgcarbcltet und berücksichtigt werden. 

Diese Besonderheiten ergeben sich vor allem aus ihrem Rcchtsstatus, dem Cha- 
rakter der Beziehungen zwischen der DDR und dem Staat, dessen Bürger sie 
sind, den Gründen und der Dauer ihres Aufenthaltes ln der DDR, ihrer Natio- 
nalität, Zugehörigkeit zu ethnischen Gruppen. Religionsgemeinschaften und 
aus anderen Faktoren 

Es ist zu gewährleisten, daß Ausländer betreffende politisch-operative Maß- 
nahmen keine negativen Wirkungen auf die Durchsetzung der Politik der Partel- 
und Staatsführung auslösen. 


4.1. Die ständige Entwicklung von IM-Vorläufen 


Ausgehend von den generellen Vorgaben für die Intensivierung der Arbeit mit 
den IM, von der Einschätzung der politisch-operativen Lage im eigener Ver- 
antwortungsbereich und den konkreten politisch-operativen Aufgaben haben 
die Leiter der operativen Diensteinheiten, mittleren leitenden Kader und alle 
IM-führendcn Mitarbeiter ständig die Entwicklung von IM-Vorläufen zu ge- 
währleisten. 

Zur Erarbeitung von Ausgangsmatcrial für die Gewinnung neuer IM sind alle 
politisch-operativen Arbeitsprozesse und deren Ergebnisse planmäßig und ziel- 
strebig zu nutzen, insbesondere 

— die Entwicklung und Bearbeitung Operativer Vorgänge, 

— die Durchführung operativer Personenkontrollen und Sicherheitsüberprü- 
fungen, 

— die politisch-operative Durchdringung der Verantwortungsbereiche und die 
gezielte vorbeugende Arbeit ln operativ interessierenden Personenkreisen, 

— die politisch-operative Vorkommnisuntersuchung, 

— die analytische Arbeit und die Arbeit mit Informationsspeichern. 
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Die Auswahl der IM-Kandidalen hat auf der Grundlage von konkr^ 
forderungsbildern 2u erfolgen. M 


Diese Anforderungsbilder haben zu enthalten: 

*- die zur Lösung der vorgesehenen Aufgaben erforderlidien Merk- 

male wie soziale und berufliche Stellung, persönliche Verb^^^Psen. alters- 
mäßige, territoriale und andere Besonderheiten, matej^^^HIcbensbedin- 
gungen; 


die für die geforderten Leistungen und die festen 
notwendigen subjektiven Merkmale wie Kenntniji 
keiten, politisch-ideologische und charakterliche 


H|fen an das MfS 
Rngkeiten, Fertig- 
“ikeitsqualltären. 


Die mittleren leitenden Kader haben zu gewähe 
Winnenden IM ein konkretes und reales Anfor« 
neter Weise dokumentiert und in allen Phasei^B 
genutzt wird. 


^^daß für jeden zu ge- 
^tild erarbeitet, in gecig- 
Iwinnung als Orientierung 


Über den Kandidaten ist ein IM-Vorlauf i 
Im Zusammenhang damit sind zu dokujg 


— die kleinen Personalien: 

— die politisch-operative Notwer 
Vorgesehene Einsatzrichtung^ 

— die konkreten Anforderun^H 
bare Umfang und Grad^^^H 


— die Umstände der Erj 

— die Schwerpunkte^® 
und Überprüfuno^^l 


der Gewinnung des Kandidaten, die 
^^^Hltegorie 

den Kandidaten und der bereits erkenn- 
^pfrfüllung ; 

Tg der Erslh’nweise auf den Kandidaten: 


Vsten Maßnahmen zur konspirativen Aufklärung 
fndldalen. 


Das Anlegen (ur 
die gemäß Ztf^ 
gen berechtig® 
Bürger der 
stellten LeJ^^I 


^^^Hrellen) von IM-Voiläufen bedarf der Bestätigung durch 
^^®diescr Richtlinie zur Bestätigung von Werbungsvorschlä- 
^®er. Für hauptamtliche IM, IMB und solche IM, die nicht 
®)d. kann das Recht zur Bestätigung der IM-Vorläufe unter- 
5 ert ragen werden. 


Bel vm^^^Hner Entwicklung und Bearbeitung von IM-Vorläufen zur Werbung 
von Q^^^^^be freundet er sozialistischer Staaten haben die Leiter der HA selbst. 

und BV/V Ersuchen um Zustimmung an den Leiter der Abteilung X 

sich um ständig in der DDR wohnhafte Bürger der UdSSR handelt. 
Abstimmung mit dem zuständigen Verbindungsoffizier der Vertretung 
beim MfS zu erfolgen. 


Hei Personen, die sich aus möglichen provokatorischen oder sonstigen Absichten 
^Ins Blickfeld rücken, eine Verbindung oder eine inoffizielle Zusammenarbeit mit 
dem MfS anstreben bzw. anbieten, sind alle erforderlichen politisch-operativen 
Maßnahmen zur Klärung ihrer Ziele und Beweggründe durchzuführen. Unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse der Wachsamkeit darf eine Entscheidung 
zum Anlegen eines IM-Vorlaufs in solchen Fällen nur erfolgen, wenn Im ent- 
sprechenden Verantwortungsbereich Gewinnungsmaßnahmen zur Erfüllung po- 
litisch-operativer Aufgaben objektiv erforderlich sind und nachweislich die Ge- 
fahr feindlichen Eindringens in den IM-Bestand auszuschlleOen Ist. 




4,2. Die systematische Bearbeitung von IM-VorIäu£en 


Die Bearbeitung der TM-Vorläufe hat mit dem Ziel der Nachweisführung der 
tats&chlldien Eignung, Zuverlässigkeit und Bereitschaft der IM-Kandidaten zu 
erfolgen. 

Sie hat zu beinhalten: 

— die konspirative Aufklärung und Überprüfung des Kandidaten: 

— die konspirative Kontaktaufnahme; 

— die Erarbeitung des Werbungsvorschlages. 


4.2.1. Die zielstrebige konspirative Aufklärung und Überprüfung der IM*Kan> 
didaten 


Die konspirative Aufklärung und Überprüfung der Kandidaten hat “mit dem 

Ziel der Einschätzung der 

— Eignung der Kandidaten für die Lösung der für sie vorgesehenen gegenwär- 
tigen und perspektivischen politisch-operativen Aufgaben entsprechend dem 
Anforderungsbild» 

— Zuverlässigkeit und anderer charakterlich-moralischer Eigenschaften der 
Kandidaten, die für die vertrauensvolle konspirative Zusammenarbeit nötig 
sind, sowie der 

— zu erwartenden Bereitsdiaft zur konspirativen Zusammenarbeit, der mög- 
lidien Werbungsgrundlagen und der sich daraus ergebenden zweckmäßigen 
Gewinnungsmöglichkeiten 

zu erfolgen. 

Zur Einschätzung der Eignung sind Insbesondere Informationen zu erarbeiten 

über 

— den Lebensweg und die Lebenssituation der IM-Kandidaten, die ihre mög- 
liche politisch-operative Wirksamkeit und Nutzbarkeit belegen, wie die be- 
rufliche und soziale Stellung, politische, berufliche und sonstige persönliche 
Entwicklung, früherer und gegenwärtiger persönlicher Umgangskreis, Le- 
bensalter und gesundheitliche Beschaffenheit sowie notwendige Angaben 
über die engsten Familienangehörigen, 

— persönliche Leistungen, Arbeitsergebnisse und Verhaltensweisen der IM- 
Kandidalen, die auf Eigenschaften hinwelsen. die für die inoffizielle Arbeit 
erforderlich sind, wie vor allem Einschälzungsvermögen und Menschenkennt- 
nis. Kontaktfähigkeit und solche Eigenschaften, die der Konspiration förder- 
lich sind. 

Zur Einschätzung der Zuverlässigkeit sind Insbesondere Informationen zu erar- 
beiten über 

— gesellschaftlich wesentliche Verhaltensweisen der IM-Kandidaten und die 
ihnen zugrundeliegenden politischen, moralischen, religiösen und sonstigen 
Überzeugungen und Einstellungen, 
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die gcßcnwärtigc Haltung und Einstellung der IM-Kandidaten zum MfS 
dessen Aufgaben und den ihnen persönlich bekannten Mitarbeitern, 

die Beziehungen der TM-Kandidaten zu feindlich-negativen Pers^ 
Personenkreisen und ihre Grundeinstellung zum Feind, 

das Verhalten der IM-Kandidaten zu gesellschaftlichen, berufl^ 
sönllchen Pflichten und ihre Einstellung zur Übernahme neuj 


Zur Einschätzung der GewinnungsmÖgliciikeiten und der 
reitschaft für die konspirative Zusammenarbeit sind insbe| 
zu erarbeiten über 


rtenden Bc- 
nformationen 


die aktuellen Lebensumstände im Arbeits-, Woh^ 
denen sich Möglichkeiten der konspirativen K5 
führung operativer Kombinationen zur Werb^ 
der Einflußnahme auf die Bereitschaft der I! 


— den Standpunkt der IM-Kandldaten zur 


reizei Ibereich, aus 
nähme, der Durch- 
andere Möglichkeiten 
"daten ergeben, 

^iven Tätigkeit des MfS. 


— die individuellen imercssen und Bedüj 
besonders berührenden materiellen. 

— Anknüpfungspunkte und Umst? 
Materials zur Entwicklung von 
beslrebungen unter besondere 


er IM-Kandidatcn und die s’e 
und sozialen Anreize. 


den Einsatz kompromittierenden 
icherungs- und Wiedergutmachungs- 
ung von Hinweisen auf 



bisher nicht geahndete 
Anzeichen ungerecht 


Verletzung von Q 
gungen, 

Übertretung 

Verheimli 


erletzungen. 

persönlicher Bereicherung, 
r Begünstigung von Fehlverhalten und Schädi- 


Tscher und pohlisch-ideologischer Normen, 

^lastender persönlicher Verbindungen, Fälschungen u ä. 


Die zur Ein 
allem dun 
Darüber^ 
gründl^ 

Kan 


lg der IM-Kandidaten erforderlichen Informationen sind vor 
Telgerichteten Einsatz von TM zu erarbeiten. 

F&ind eigene Überprüfungshandlungen des Mitarbeiters und die 
Iwertung von Dokumenten und Speichcrinformalionen über die 
frford erlich. 


rprüfungsergebnisse sind kritisch auf ihren Wahrheitsgehalt einzuschät- 
fer Berücksichtigung 

er unterschiedlichen Glaubwürdigkeit verseil iedener Quellen, 

der Unterscheidung zwischen dem generellen Verhalten der IM-Kandidaten 
und aufgetretenen Einzelerscheinungen, 

— der gesicherten Feststellungen zum Verhallen der IM-Kandidalen und un- 
bestätigter Meinungen über sie, 

— möglicher Widersprüche im Vorlaufmatcrial insgesamt als Grundlage für 
weitere Maßnahmen zur Überprüfung und Einflußnahme auf die IM-Kan- 
didaten. 


803 


4.2,2. Die konspirative KontakCaufnahme 


Die konspirative Kontaktaufnahme ist auszuriditen auf 

— das Erarbeiten neuer Informationen über die Kandidaten aus der direkten 
persönlichen Begegnung und die Fortsetzung Ihrer Überprüfung. 

— die unmittelbare Beeinflussung der Kandidaten für die Bereitschaft zur Zu- 
sammenarbeit, die erste Aufträge als Bestandteile des Gewinnungsprozesses 
einschlieOen kann, 

— das Schaffen von Ausgangspunkten für entwicklungsfähige, vertrauensvolle 
Beziehungen der Kandidaten zum MfS. 

über die Ziele der Kontaktaufnahme, ihre Art und Weise, den Zeitpunkt sowie 
die Teilnahme eines Vorgesetzten haben auf der Grundlage der politisch -opera- 
tiven Erfordernisse und der Überprüfungsergebnisse die Leiter zu entscheiden, 
die das Anlegen des betreffenden IM-Vorlaufs bestätigten. 

Zur Festlegung der Art und Weise der konspirativen Kontaktaufnahme sind die 
Möglichkeiten zu prüfen 

— zur legendterten Bestellung des Kandidaten zum Kontaktgespräch. 

— zum direkten Ansprechen und Beginn des Kontaktgespräches durch den Mit- 
arbeiter. 

— zum Schaffen von Einflüssen und Umständen, durch die der Kandidat zur 
selbständigen Kontaktaufnahme mit dem MfS veranlaßt wird. 

Das Kontaktgespräch Ist taktisch beweglich unter ständiger Beachtung der Per- 
sönlichkeit und der Reaktionen des IM-Kandidaten zu führen. 

Das erfordert Insbesondere 

— das Anknüpfen an die Bcstcllungslcgende und deren Weiterentwicklung für 
die Fortführung des Kontaktes bzw. den erforderlichen Wechsel zu anderen 
Gesprächslegenden. 

— die Nutzung realer oder künstlich geschaffener Umstände für das Stellen 
und Begründen erster Forderungen an den Kandidaten, 

— das Beachten der Einflüsse, die vom Mitarbeiter und den räumlich-zeitlichen 
Umständen ausgehen. 

Der Kontakt ist — legendiert oder offiziell — abzubre<hcn. wenn sich nachweis- 
lich Fakten ergeben, die weder eine momentane noch perspektivische Inoffizielle 
Arbeit mit dem IM-Kandidaten notwendig bzw. möglich machen. 


4.2.3. Der Vorschlag zur Werbung 


Im Ergebnis der systematischen Bearbeitung des IM-Vorlaufs ist der Vorschlag 
zur Werbung auszu arbeiten. Er hat zu beinhalten; 

— die Personalien des Kandidaten: 

— die Begründung der politisch-operativen Notwendigkeit der Werbung, die 
vorgesehene Einsatzi ichtung und Kategorie: 
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die Einfchhlzung des IM-Kandidatcn. insbesondere seine Eignung, v 
sichtliche Zuverlassiskeil und zu erwartende Bereitschaft zur konsp^ 
Zusammenarbeit einschließlich widersprüchlicher und eventuell 
wirkender Faktoren; 


die Art und Weise des Bekanntwerdens des IM-Kandidaten u 
die Gewährleistung der Wachsamkeit. Geheimhaltung un» 
wesentliche Gesichtspunkte aus der Bearbeitung des IM-Vor' 

die in der künftigen inoffiziellen Zusammenarbeit besond 
Faktoren, die sich aus dem .Aher und der persönlichen 
daten, aus seiner gesellsdiaftl ichen Stellung, seiner 
besonderen nationalen oder religiösen Gemelnscha 
malen ergeben können: 


für 
ratlon 

achtenden 
IM-Kandi- 
keit zu einer 
eiteren Merk- 


— den Plan zur Werbung, in dem insbesondere au^ 
auf die vorgesehene Werbegrundlage und die 
Werbungsgesprädies, auf die Gestaltung deij 
nähme eines Vorgesetzten, die örtlichen und 
die künftige Sicherung der konspirativen 
tere in der ersten Phase der Zusammen^ 
zugehen ist. 


endierte Bestellen, 
eruhende Taktik des 
thtung. die evtl. Teil- 
n Bedingungen und auf 
ng mit dem IM und wei- 
beachtende Probleme ein- 


Die Vorschläge zur Werbung sind durc 
haft auf der Grundlage der Anfor^j 
Schatzung des Kandidaten zu prüf^ 

Sie bedürfen der Bestätigung 

— bei der Werbung hauptam 
lur.gen und BV, V, 


tleren leitenden Kader gewissen- 
ilder und ihrer persönlichen Ein- 


durch die Leit 01 der HA selbst. Abtei- 


— bei der Werbung von 
BV V bzw. deren Ste 

— bei der Werbung 

Vorschläge zur W 
fen der Bestätig 
deren Stellvert 


die Leiter der HA selbst. Abteilun^jcn und 



durch die Leiter der Abteilungen. KD OD. 


Fon Personen, die nicht Burger der DDR sind, bedür- 
dle Leiter der HA/selbst. Abteilungen und BV;V bzw. 


Nolwendlgj 
Anleilun 
rechtigt 


Tstig zu realisierende Werbungen bedürfen der persönlichen 
Entrolle der zur Bestätigung der Vorschläge zur Werbung be- 


igen für solche Sofonwerbungen sind 
irhandensein eines konkreten Anforderungsbildes. 

angemessene Aufklärung und Überprüfung zur Nachweisführung der 
ftsfid^lichen Eignung. Zuverlässigkeit und Bereitschaft des Kandidaten und 

^der bestätigte Vorschlag zur Werbung. 

Mit der Bestätigung von Sofoi t\v erbungen tragen die dazu berechtigten Leiter 
die volle Verantwortung, daß die Qualitätskriterien gemäß Ziffer 1. dieser 
Richtlinie voll durchgesetzt und keine Zufälligkeiten oder unreale, perspektlv- 
losc Vorstellungen und Maßnahmen zugelassen werden. 

Vorschläge zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit ehemaligen TM be- 
dürfen der Bestätigung durch die zur Bestätigung der Vorschläge zur Werbung 
berechtigten Leiter. 
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Sie haben zu beinhalten: 

— die Personalien des Kandidaten; 

— die Begründung der politisch-operativen Notwendigkeit und Zielstellung der 
Wiederaufnahme der Zusammenarbeit bzw. die vorgesehene Einsatzrichtung 
und Kategorie; 

— die Stellungnahme zu den Gründen für die Beendigung der Zusammenarbeit; 

~ die Einschätzung des Verhaltens des ehemaligen IM nadi Beendigung der 
Zusammenarbeit sowie wesentlicher Veränderungen objektiver und subjek- 
tiver Persönlichkeitsmerkmale; 

— das geplante Vorgehen zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit analog dem 
Plan zur Werbung. 


4.3. Die Werbung der IIVl 


Durch die Werbung sind 

— die innere Bereitschaft der Kandidaten zur inoffiziellen Zusammenarbeit mit 
dem MfS zu schaffen bzw. auszubauen und ihre eigenständige Entscheidung 
herbeizuführen, 

— feste Bindungen der Kandidaten an das MfS zu entwickeln. 

— die Überprüfung der Kandidaten unter den spezifischen Bedlngüng3n der 
Werbungssituation fortzusetzen. 

Die Leiter d?i operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 

in Vorbereitung der Werbung — als Höhepunkt im GewinnungsprozeO — In.sbe- 

sondere zu sichern, daß 

— die Werbung auf der Grundlage der bisherigen Resultate Im Gewinnungs- 
prozeß, vor allem unter Berücksichtigung der Aufklärungsergebnisse über 
die Persönlidikeit der Kandidaten, richtig geplant und 

— die ge«*ignete Vorgehensweise, Argumentation, Arbeit mit kompromittieren- 
dem Material u. ä. festgelegt 

wird. 

Bei besonders bedeutsamen und komplizierten Werbungen haben sie durch 

persönliche Teilnahme an der Werbung den Erfolg zu sichern. 

Werbcgrundlagen können sein 

— positive gesellschaftliche Überzeugungen der Kandidaten. 

— persönliche Bedürfnisse und Interessen der Kandidaten. 

~ Auslösung von Rückversicherungs- und Wiedergutmachungsbestrebungen der 
Kandidaten mit Hilfe kompromittierenden Materials oder 

Kombinationen zwischen diesen verschiedenen Grundlagen. 

1 Bei der Werbung auf der Grundlage positiver gesellschaftlicher Überzeu- 
gungen ist auf den bei den Kandidaten bereits vorhandenen weltanschau- 
lichen, moralischen und politischen Überzeugungen aufzubauen und daraus 
die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem MfS zu entwickeln. 
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Dafür sind die Breite und Vielfalt möglicher Überzeugungsinhalte zu 


— marxistisch-leninistische Überzeugungen von der Notwendigkj 

volutionären Macht der Arbeiterklasse; ^ 

— das wissenschaftlich fundierte Feindbild; 

— patriotische und demokratische Überzeugungen verscj^^^H 
schaulicher Grundhaltung; 


weltan- 


— das humanistische Berufsethos; 

— die Wirkung von gesellscdiaftlichen Leitbildern, 

bildern. m 


Irsönlichen Vor- 


2. Bel der Werbung auf der Grundlage persönliche 
sind die bei den Kandidaten bereits vorhand^d 
mit den möglichen Ergebnissen und Folgen^fl 
binden und daraus die Bereitschaft zur 
für sind die unterschiedliche Richtung 
Interessen zu nutzen wie 


^^^Kfnlsse und Interessen 
^^Vsönlichen Bestrebungen 
^Keit für das MfS zu vcr- 
Karbeit zu entwickeln. Da- 
laUtat der Bedürfnisse und 


materielle Bedürfnisse, die auf 
und anderer Vorteile, auf die Bjt 
Verpflichtungen, auf das Beifl 
gerichtet sind, 


pngen finanzieller Zuwendungen 
von materiellen Belastungen und 
besonderer Lebensgewohnheiten 


soziale Bedürfnisse, die a\. 
Rufs, auf gesell schaftlid]^ 
beweise, auf den Ersat^| 
gen gerichtet sind, 


E langen eines besonderen Ansehens und 
etliche Wertschätzung und Vertrauens- 
hlichc oder scheinbare Benachteiligtir^- 


geistige Interessen^ 
kungsbereiche, 
kanntwerden 
sen gerichtet 


neu- und andersartige Tätigkeiten und Wn 
pCewinn eines neuen Lebensinhaltes, auf das 
!r nicht zugänglichen Problemen und Erkenntm 


Die Arbeit Werbegrundlage erfordert: 

— Uberzeu^^^^PFbeit zur bewußten Verknüpfung dieser persönlichen Br 
strebi^^^^^Vt den Erfordernissen der Zusammenarbeit; 

— Ve^^^^^^nidil erfüllbarer Versprechungen und illusionärer AngetxHf* 

— d^^^Hahlldie Ergänzung oder Ersetzung der auf Materielles bezogenen 

durch stabile Überzeugungen. 


Werbung auf der Grundlage der Auslösung von Rückversicherungn - 
^^^^Viedergutmachungsbestrebungen der Kandidaten mit Hilfe kompromii- 
^Prender Materialien ist auszugehen von der Verletzung gesellschaftlicher 
Biormen durdi die Kandidaten einerseits und andererseits von ihrem Ver- 
riangen, negative Folgen dieser Normverlctzung von sich abzuwenden bzw 
eingetretene Schäden durch eigene Leistung wiedergutzumachen oder zu 
ersetzen. Das kompromittierende Material muß 

— geeignet sein, den Kandidaten die Normverletzung bewußt zu machen, ihr 
Gewissen anzusprechen, Schuldgefühle zu wecken bzw. Unsicherheit zu 
erzeugen. 

— auf die Besonderheiten der einzelnen Kandidaten, auf ihre konkreten 
Moralnormen, ihr Rechtsbewußtsein, auf ihre diarakterlidie Feinfühlig- 
keit und Gefühlswelt, auf ihr berufliches Ethos oder ihr Geltungsbedürf- 
nis ausgerichtet sein. 
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Der Einsatz des kompromittierenden Materials hat in Abhängigkeit von 
seiner Beschaffenheit und der Persönlichkeit des Kandidaten differenziert zu 
erfolgen durch 

— die kompakte Anwendung des kompromittierenden Materials, um in ihrer 
feindlichen Einstellung verhärteten Kandidaten den Ernst der Lage be- 
wußt zu machen, 

— die ausgewählte, teilweise Anwendung des kompromittierenden Materials, 
um damit Impulse zur selbständigen Stellungnahme der Kandidaten zu 
geben, 

— den Verzicht auf den direkten Einsatz des kompromittierenden Materials, 
dessen Vorhandensein die Kandidaten vermuten, um damit die Bereit- 
schaft zur Zusammenarbeit, verbunden mit positiven Haltungen zu den 
operativen Mitarbeitern zu entwickeln. 

VorsdUäge zur Werbung mit Hilfe kompromittierender Materialien bedürfen 
der Bestätigung durch die Leiter der HA/selbsl. Abteilungen und BV/V bzw. 
deren Stellvertreter. 

Entsprechend den Erfordernissen hat eine Abstimmung mit der zuständigen 
Diensteinheit der Linie IX zu erfolgen. Die unmittelbare Vorbereitung und 
Durchführung dieser Werbungen sind durch die Leiter der Abteilungen, KD/OD, 
deren Stellvertreter bzw. mittlere leitende Kader direkt anzuleiten. 

Grundsätzliche Anforderungen an das Werbungsgespräch sind 

— eine zielstrebige, offensive und überzeugende, auf die Individualität der 
Kandidaten ausgerichtete Argumentation, 

— volle Klarheit über die Forderungen und Erwartungen, die an die Kandi- 
daten gestellt werden können, und über die Folgen, die mit ihrer Entschei- 
dung verbunden sind. 

— das differenzierte Arbeiten mit dem vorhandenen Wissen über die Kandi- 
daten, 

— sachliches und vertrauenbildendes Reagieren auf kritisrfie Punkte im Ver- 
laufe des Werbungsgespräches, 

— das bewußte Nutzen des Einflusses der Persönlichkeit der Mitarbeiter und 
ihres Verhaltens auf die Kandidaten, 

— die richtige Wahl der äußeren Bedingungen für das Werbungsgespräch, die 
sowohl die Konspiration der Kandidaten garantieren als auch ihre Entschei- 
dung positiv beeinflussen müssen. 

Die Verpflichtung der neuen IM ist in würdiger Weise so durchzuführen, daß 

— die Verbindlidhkeit der getroffenen Vereinbarungen ausgedrückt wird, 

— die prinzipiellen Forderungen an das künftige inoffizielle Handeln und die 
damit verbundenen Pflichten in konzentrierter Welse bewußt gemacht wer- 
den, 

— die IM zur Übernahme und Realisierung der ersten Aufträge motiviert 
werden. 

Bestandteile der Verpflichtung sind darüber hinaus: 

— die Belehrung über die Geheimhaltung unter Bezugnahme auf die Erforder- 
nisse der staatlichen Sicherheit und der persönlichen Sicherheit der IM und 
die strafrechtliche und poliilsdi-moralische Verantwortlichkeit; 
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— die Festlegung eines Decknamens sowie erforderlicher Verbindun^^^H 
und -methoden. 

Die Art und Weise der Verpflichtung ist in Abhängigkeit von der^^^^Mc des 
Gewinnungsverlaufs und der Persönlichkeit der Kandidaten zu und 
ln schriftlicher, in Ausnahmen auch in mündlicfier Form zu 


Bericht Uber durciigefUhrte Werbung 

Die durchgefuhrte Werbung ist durch den IM-führenden 
analytisch auszuwerien. Die mittleren leitenden Kader ^ 
daß ln dieser Auswertung die für die bevorstehende im^fl 
bedeutsamen Probleme erfaßt werden wie 

~ Einschätzung der Wirksamkeit der Werbegrund^^^^H 

~ Zustandekommen der Entscheidung, Problern^^^^PRo 
feld, Reaktion auf die Werbungsargumentat^^^^^r 


r 4ter gründlich 
gewährleisten. 
Zusammenarbeit 


Konflikte in ihrem Vor- 


Haltung gegenüber den gestellten Fordert 
tung und ihren Konsequenzen, Ä 

Versuche des Ausweichens, Ablenker^^H 

neue Erkenntnisse Uber die Persön^^^H 
ren Überprüfung, 


id gegenüber der Verpfllch- 


^Läuschung, 

des IM und Aufgaben zur weite- 


— Inhalt der getroffenen Veretnb 


ind erste Aufträge. 


Die konzentrierten Ergebnissen 
Im Bericht über die durchgeftg 
die Bestätigung der Vorschj^B 


^^lytischen Auswertung der Werbung sind 
ferbung zu dokumentieren und durch die für 
Werbung verantw’ortlichen Leiter zu bestä- 


4.4. Die Grundaut 
worhenen lU 


für die erste Phase der Zusammenarbeit mit neuge- 


In den Mitteli^^^^Kr ersten Phase der Zusammenai beit sind zu stellen . 

— die Befö^^^^^der IM zur Erfüllung erster konspirativer Aufgjibcn: 

— die Fi^^^^Pg und Sicherung des zuverlässigen Verhaltens der IM und die 
Fes^^^^BjKres Vertrauensverhältnisses zu den op>eraliven Mitarbeitern und 

“■ tragfähiger Motive für die Zusammenarbeit einschließlich der 

J^^^HOung positiver Einstellungen zum MfS, zu den gestellten Aufgaben 
Wahrung von Konspiration und Geheimhaltung. 


F Vsind insbesondere erforderlich: 

die Weiterführung der ln den Werbungsgesprachen gestellten Foiderungcn 
und Aufgaben für die IM; 

— der Übergang bzw. die verstärkte Aufgabenstellung zu den vorgesehenen 
Einsatzrlchlungen bei allmählicher, der Persönlichkeit der IM angemessener 
Erhöhung der Anforderungen: 

— die eindringliche und wiederholte Sdiulung und Instruierung zur Wachsam- 
keit und Geheimhaltung sowie zu den Regeln der Konspiration: 

— die sorgfältige Kontrolle aller erteilten Aufträge bei den Treffs: 
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— die Überpüfung der inoffiziellen Arbeitsergebnisse und des konspirativen 
Verhaltens der IM während der Durchführung ihrer Aufgaben; 

— das erzieherisch nachhaltige. Individuelle Einwirken auf die IM durch das 
Verhalten der Mitarbeiter und das persönliche Gesprädi bei den Treffs. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten und mittleren leitenden Kader haben 
beständig auf ein planmäßiges und differenziertes Arbeiten mit den neu ge- 
worbenen IM zu orientieren und die Entwicklung solcher IM — insbesondere 
ln politisch-operativen Schwerpunktbereichen — regelmäßig anhand der Vor- 
schläge zur Werbung bzw. der Einsatz- und Entwicklungskonzeption zu kon- 
trollieren. 

In der ersten Phase der Zusammenarbeit hat durch die operativen Mitarbeiter 
die erste Einschätzung der neu geworbenen IM zu erfolgen 

Es ist — ausgehend von den Vorschlägen zur Werbung — einzuschätzen, 

— in welchem Maße sich die Eignung der IM zur Lösung der vorgesehenen 
Aufgaben entwickelt hat, 

— worin sich die Zuverlässigkeit der IM konkret äußert bzw. welche Schwierig- 
keiten und Widersprüdie es gibt, 

— wie sich die Motive der IM für die Zusammenarbeit mit dem MfS entwickelt 
haben, ln welciiem Maße sich politische Überzeugungen und Einsichten, Ge- 
fühle des Gebrauchtwerdens und stabile Bindungen an das MfS herausbilden. 
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5. Die Arbeit mit IM im und nach dem Operationsgebiet 


Die Gewährleistung des Schutzes und der inneren Sicherheit der DDR^ 
Schaltung jeglicher Überraschungen erfordert, die Arbeit der operati^tf 
cinheiten der Abwehr mit IM im und nach dem Opei atinnsgebiet^^l 
Bekämpfung der Ausgangspunkte der gegen die DDR gerichtet^^^B 
Tätigkeit zu intensivieren. 


Es ist zu sichern, daß die Wirksamkeit der koordinierten 
operativen Diensteinheiten auf allen Leitungsebenen wc 
Möglichkeiten und Voraussetzungen der IM nach den^ 
Effektivität bei Gewährleistung einer hohen Wachsanrd^B 
in der Arbeit mit den IM und des Schutzes, der Konsu^^l 
IM genutzt werden. 


^^■Tnarbeit der 
^^Vöht ut^d die 
Hp der höchsten 
Pa Geheimhaltung 
jnd Sicherheit der 


5.1. Grundsätze für die Arbeit mit IM im ui 


^dcni Operationsgebiet 


Die Arbeit der npeiativen Diensteinheit« 
Operationsgebiet ist nacli folgenden 

— Die Arbeit mit TM im und nach^^^f 
sonenbezogen durchzuführen. 


E wchr mit IM im und nach dem 
zu organisieren: 

'sgebiet ist voigangs- und per- 


Die zielstrebige und syslerrv 
bezogenen Arbeit mit 
chend der politlsch-operj^fl 
Lage im Verant wortuj^^H 
bedeutsamen Regirn^^^^B 
langfristiger Konze^^^^V 


^^^^HOrganisaiton der Vorgangs- und personen- 
nach dem Operationsgebiet hat entspre- 
^^Brufgabenstellung und der politisch-operativen 
sowie unter Berücksichtigung der operativ 
Pongen im Operationsgebiet auf der Grundlage 
zu erfolgen. 


M nenbezogene Arbeit mit IM im und nr.ch dem Ope- 

Itzllch ln Abstimmung und Kooi dinierung mit den 
steinheilen zu erfolgen, die entsprechend den Fest- 
Bestimmungen und Weisungen für die Arbeit im 
«gebiet zuständig sind. 

*r Organisierung der Vorgangs- und personenbezo- 
und nach dem Operationsgebiet sind zur Gewähr- 
Schutzes und der Sicherheit der operativen Kräfte, 
e der operativen Mittel und Methoden eine hohe 
mhaltung sowie die Regeln der Konspiration kon- 

■ IM zur Vorgangs- und personenbezogenen .Arbeit 
railonsgeblel Ist unter allen Lagebedingungen zu 

9IU1^-1 11 . 

Die gegenwärtigen und perspektivischen Möglichkeiten und Voraussetzungen 
der operativen Basis, insbesondere der IM, sind zur Qualifizierung der Vor- 
gangs- und personenbezogenen Arbeit mit IM im und nach dem Operations- 
gebiet sowie der Aufklärungstätigkeit planmäßig, zielgerichtet, allseitig und 
umfassend zu erkunden, zu entwickeln und ln Abstimmung \ind Koordi- 
nierung mit den anderen operativen Dlenstclnhelten, die entsprechend den 
Festlegungen in dienstlichen Bestimmungen und Weisungen für die Arbeit 
im und nach dem Operationsgebiet zuständig sind, nach dem Prinzip der 
höchsten Effektivität zu nutzen. 
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— Die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit der operativen Diensteinheiten 
der Abwehr mit IM Im und dem Operationsgebiet Ist grundsätzlich nach den 
Festlegungen dieser HichtUnie und ihrer Durchführungsbestimmungen zu 
organisieren. Erfordert die Lösung spezieller Aufgaben die Anwendung spe- 
zieller politisch-operativer Methoden der Arbeit mit IM im und nach dem 
Operationsgebiet, Ist gemäß den entsprechenden Regelungen meiner Richt- 
linie Nr. 2/79 zu verfahren. 


5,2. Zielstellungen der Vorgangs- und personenhezogenen Arbeit mit IM im und 
nach dem Operationsgebiet 


Die Vorgangs- und personenbezogenc Arbeit mit IM im und nach dem Ope:a- 

tionsgebiet hat mit folgenden Zielstellungen zu erfolgen; 

— Erkennen und Aufklären der feindlichen Stellen und Kräfte (siehe Ziffer 1.1. 
dieser Richtlinie) sowie Aufklärung ihrer Pläne, Absichten, Maßnahmen. 
Mittel und Methoden; 

— Schaffung von Voraussetzungen zur qualifizierten Entwicklung und Bear- 
beitung Operativer Vorgänge, Insbesondere zum Nachweis von Staatsver- 
brechen; 

— Einschränkung, Zurückdrängung und Paralysierung der subversiven Tätig- 
keit feindlicher Stellen und Kräfte an ihren Ausgangspunkten und -basen; 

— Erarbeitung von Informationen zur Gewährleistung des Schutzes, der Sicher- 
heit und Konspiration der eingesetzten operativen Kräfte, Mittel und Me- 
thoden. 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zur Verwirklichung dieser 
Zielstellungen die sich für ihren Verantwortungsbereich ergebenden Aufgaben 
und Maßnahmen ausgehend von der generellen Aufgabenstellung der opera- 
tiven Diensteinheiten und den unter Ziffer 5.i. dieser Richtlinie genannten 
Grundsätzen festzulegen. 


5.3. Die allseiilge und umfassende Nutzung der Möglichkeiten und Voraus- 
setzungen der IM für die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit im und 
nach dem Operationsgebiet 


Die allseitige und umfassende Nutzung der Möglicdi keilen und Voraussetzungen 
von IM für die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit im und nach dem Ope- 
rationsgebiet hat grundsätzlich nur bei solchen IM zu erfolgen, die ihre feste 
Bindung zum MfS, ihre Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit sowie tschekistlsche 
Fähigkeiten und Fertigkeiten in der inoffiziellen Zusammenarbeit unter Be- 
weis gestellt haben. 

Bei der Entwicklung und Nutzung der Möglichkeiten und Voraussetzungen 
der IM Ist ständig von der Einheit der Erfordernisse auszugehen, die sich sowohl 
RU.s den Zielstellungen für die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit im und 
nach dem Operationsgebiet als auch aus den Zielstellungen der Aufklärungs- 
tätigkeit des MfS ergeben. 
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Das ständige planmäßige Erkunden, Entwickeln und Nutzen der Möglic^ 
und Voraussetzungen der IM hat ln folgenden Hauptrlch^ungen zu erf^l 

— unmittelbare Bearbeitung von hauptamtlichen Mitarbeitern, 
Stützpunkten imperialistischer Geheimdienste, von Personen 
Institutionen, Organisationen und anderen Kräften, die subv^^^^^R 
gegen die DDR durchführen; 


^Knd 

ptren, 

igriffc 


— Abschöpfung von Geheimnisträgern und anderen operat 

Personen des Operationsgebietes; A 

— Durchführung von Maßnahmen gegen feindliche Stel^^H 
Schränkung. Zurückdrängung bzw. Paral yslerung 

— Eindringen in feindliche Stellen sowie in das 
liehen Stellen und Kräfte: 


?ssierenden 


E räfte zur Ein- 
ven Tätigkeit; 

►en der feind- 


Tätigkeit in Ageniurnetzen der Imperialist^ 
Kontaktpariner bzw. als Stützpunkt andere^ 
Zentren. Institutionen, Organisationen 


■Beheimdienste sowie als 
rsfv gegen die DDR tätiger 


Aufklärung der für die Lösung von 
nach dem Operalicnsgebiet zu beach^ 

Durchführung von operativen 
sowie Realisierung von Kontroll^^^B 


^^^^operativen Atjfgaben im und 
^^pegimebedingungen : 

Kgen und operativen Ermittlungen 
Derprüfungsaufgpben int Operat ions- 


— Gewährleistung des operat h 

— Feststellen und AufkläijÄ 
bindungen zur Realisiei^^H 
Zielstellungen. 


^^^indungs'wesens ; 

RPersonen mit operativ inleressanicn Ver- 
unter Ziffer 5.2. dieser Richtlinie genannten 


5.4. Die quaHtatl| 
personenbe^fl 


PRterung des Bestandes an IM für die Vorgangs- und 
Arbeit im und nach dent Operationsgebiet 


Die wirkun^^^^^Kekämpfung der subversiven Tätigkeit an ihren .'Xusgangs- 
punkten intensive Nutzung der Möglichkeiten und Voraussetzungen 

der vorha^^^Hr IM und qualitative Erweiterung des IM-Bestandes gemäß den 
unter dieser Richtlinie genannten Hauptrichtungen zu erfolgen. 


B Gewinnung von I.^l für die Vorgangs- und pcrsonciihezogcnc Arbeit 
und nach dem Operationsgebiet 


^Re Suche und Auswahl von TM-Kandidaten für die Vorgangs- und personen- 
^ezogene Arbeit im und nach dem Operationsgebiet ist auf folgende Personen 
zu konzentrieren: 

— im Rahmen der Entwicklung und Bearbeitung von Operativen Vorgängen 
bekanntgewordene Mitarbeiter agenturführender Dienststellen der imperia- 
listischen Geheimdienste sowie bekanntgewordene Mitarbeiter der Zentren, 
Institutionen, Organisationen und andere Kräfte, die subversive Angriffe 
gegen die DDR durchführen, sowie Personen, die über Verbi.ndungen zu 
diesen bzw. über Möglichkeiten und Voraussetzungen zur Entwicklung der- 
artiger Beziehungen verfügen; 
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— Personen aus dem Operationsgebiet, die auf Grund ihrer beruflichen oder 
gesellschaftlichen Tätigkeit und Stellung. Ihres Wohnortes sowie ihrer Per- 
sönlichkeitseigenschaften Möglichkeiten und Voraussetzungen besitzen, ope- 
rativ bedeutsame Informationen zu beschaffen, OffensivmaOnahmen durdi- 
zuführen bzw. im operativen Verbindungswesen eingesetzt zu werden; 

— Personen aus der DDR, die sich vor allem auf Grund ihrer Persönlichkeits- 
eigenschaften, Ihrer Berufserfahrungen sowie entsprechenden Familienver- 
hältnisse für längerfristige bzw. befristete Einsätze im Operationsgebiet 
eignen ; 

— Personen aus den Zielgruppen des Feindes, die auf Grund ihrer beruflichen 
oder g^ellschaftlichen Tätigkeit und Stellung, ihrer Verbindungen und Kon- 
takte iy das Operationsgebiet sowie ihres Gesamtverhaltens Ansatzpunkte 
für die feindliche Kontakt- und Werbetätigkeit bieten: 

— Personen aus dem grenzüberschreitenden Verkehr, deren ständige dienstliche, 
private bzw. touristische Reisetätigkeit unmittelbare Grundlage für eine 
operative Perspektive als IM ist. 


Gemäß den Festlegungen Über die Gewinnung von IM f'u. die k«i.nsph At!\ e Zu- 
sammenarbeit mit dem MfS unter Ziffer 4. dieser Richtlinie sind bei der Suche. 
Auswahl, Aufklärung. Überprüfung und Werbung von Personen aus dem Ope- 
rationsgebiet hohe Anforderungen an die Organisierung und Durchführung 
aller politisch-operativen Maßnahmen zu stellen und dabei folgendes besonders 
zu beachten: 

— Die IM-Kandidaten sind unter Nutzung aller geeigneten Möglichkeiten im 
Operationsgebiel und in der DDR gründlich aufzuklären. 

— Zur Erhöhung der Sicherheit im Gewinnungsprozeß und bei komplizierten 
Werbungen sind unter Beachtung der Erfordernisse der Konspiration und 
Geheimhaltung bei entsprechender Notwendigkeit andere IM eir.zubeziehen 
Das bedarf grundsätzUcdi der Bestätigung durch den zuständigen Leiter. 

— über Kontakte der IM-Kandidaten in der DDR und in anderen sozialistischen 
Ländern sind entsprechend der konkreten politisch-operativen Zielstellung 
differenzierte Entscheidungen zu treffen. 

— Bei Kontaktierungen sind die aktuellen Geheimnissdiutzbestlmmungen des 
Feindes und seine durch die Abwehrorgane manipulierte Öffentlichkeits- 
arbeit zu beachten. 

— Zur weitgehenden Vermeidung der Ablehnung und zur Verhinderung der 
Offenbarung des Kontaktes hat die Kontaktierung nur nach gründlicher 
Aufklärung und bei Vorhandensein optimaler Kenntnisse zur Person sowie 
nach Feststellung der günstigsten zeitlichen und örtlichen Bedingungen zu 
erfolgen. 

— In Abhängigkeit von der geplanten Einsatzrichtung sind vor allem die Mög- 
lichkeiten zur Kontaktierung und Werbung im Operationsgebiet zu nutzen 

— Vor der Werbung bzw, Kontaktierung sind die Möglichkeiten einer künftigen 
konspirativen Zusammenarbeit bzw. des Aufbaus funktionsfähiger Verbin- 
dungen zu prüfen. 

— Die Werbeabsicht darf den Kandidaten nicht vorzeitig bekannt werden. 
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5.4.2. Die tJbcrwcrbung 


Mit der Gewinnung von Personen, die durch imperialistische Gehqj 
o, a. feindliche Stellen geworben wurden und in deren direktem Auftj^f 
slv gegen die DDR tätig sind, ist das Ziel zu verfolgen, in die Kot^^H 
Feindes einzudringen, um 


seine Plane, Absichten, Maßnahmen, Mittel und Methoder 
dokumentieren und offensiv zu bekämpfen, Ä 

die unmittelbaren Aufträge und Handlungen solchei^^f 
sieren und sie zur Desinformation des Feindes und 
nahmen zu nutzen. 


^^^Bunden, zu 

Ben zu paraly- 
sng seiner Maß- 


Die Durchführung einer Überwerbung ist in Üb^ 
lungen über den Abschluß der Bearbeitung Opei^fl 
Riditlinie Nr. 1 76, Ziffer 2.8., vorzubereiten 
möglichen Risiken gründlich einzuschätzen 
haltung unbedingt zu sichern. 


^^■mung mit den Rege- 
^^rgänge gemäß meiner 
Kuführen. Dabei sind die 
Konspiration und Geheim- 


Grundlegende Voraussetzungen zur übe 

— der dringende Verdacht einer irn^H 
o. a. feindlicher Stellen begangej^^K 

— die Verletzung von auferleg^^^^H 
dienste u. a. feindlicher 
belastenden Weise: 


sind: 

imperialistischer Geheimdienste 
^^Bfftat und ihre Beweisbarkeit: 

Baltensnormen imperialstischer Geheim- 
Rner für die geworbene Person erheblich 


— das Vorhandensein ar 
Materialien. ; A 


rirksamer und geprüfter kompromittierender 


Die Vorschläge zur 
HA/selbst. AbteiluM 


lig bedürfen der Bestätigung durch die Leiter der 
BV/V bzw. deren Stellvertreter. 


Die Leiter det^^^^^wen Diensteinhelten haben die Vorbereitung und Durch- 
führung von^^^^^^bungen besonders zu unterstützen. 

Dabei sichern: 

— Analyse des Bekanniwerdens der Kandidaten, um in.sbeson- 

^^^^^Rindringen feindlicher Kräfte ln den TM-Bestand zu verhindern; 

-^^^^HEeltige Aufklärung der Persönlichkeit der Kandidaten sowie die Uber- 
ihrer operativen Perspektive; 

^^^Re Konsultation der zuständigen Diensteinheit der Linie IX, vcti allem im 
^^R&usam menhang mit der Einschätzung der Beweislage hinsichtlich des drin- 
genden Verdachts begangener Straftaten. 


Das Werbungsgespräch ist darauf auszurichten, 

— die spezielle Mentalität und die nachrlditendienstlichen Kenntnisse des Kan- 
didaten in Rechnung zu stellen, 

— das Fehlen echter Alternativen für die Entscheidung zur Zusammenarbeit 
mit dem MfS überzeugend deutlich zu madien sowie die verbindlichen Kon- 
sequenzen und positiven Auswirkungen der Entscheidung zur Zusammen- 
arbeit und die unabwendbaren Folgen ihrer Ablehnung hervorzuheben. 
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— die Bereitschaft zur Aussage und zur Preisgabe operativ bedeutsamer In- 
formationen zu erreichen, 

— beim Versuch der Ablehnung der Überwerbung oder des Ausweichens vor 
ihr die Realisierung der sich aus der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
ergebenden Konsequenzen deutlich zu machen und sie — bei Sicherung der 
Geheimhaltung des Kontaktes zwischen den Kandidaten und dem MfS — 
scheinbar einzulciten. 

Die Verpflichtung muß solche Festlegungen und Auflagen enthalten, durch deren 
Realisierung der IM weiter an das MfS gebunden wird. Die fcstzulegenden Ver- 
einbarungen müssen die Konspiration umfassend gewährleisten und dürfen nicht 
im Widerspruch zu der vom Feind verlangten bzw. vorgegebenen Verhaltens- 
linie stehen 


5,5. Spezifische Probleme der Zusammenarbeit mit IM bei der Vorgangs- und 
personenbezogenen Arbeit im und nach dem Operationsgebiet 


Die Bedeutsamkeit der Vorgangs- und personenbezogenen Arbeit mit IM im 
und nach dem Operationsgebiet, besonders unter den spezifischen Bedingungen 
im Operationsgebiet, erfordert von allen zuständigen Leitern und den betreffen- 
den IM-führenden Mitarbeitern die konsequente Wahrnehmung der Verant- 
wortung zur schöpferischen Realisierung der unter Ziffer 3. dieser Richtlinie 
festgelegten grundsätzlichen Anforderungen an die Zusammenarbeit mit IM. 


5.5.1. Die Blickfeldarbeit 


Die Blickfeldarbeit ist als eine politisch-operative Methode der Führung von IM 
zur Herstellung stabiler Beziehungen zu hauptamtlichen Mitarbeitern und Agen- 
turen der imperialistischen Geheimdienste, zu Personen aus Zentren. Institutio- 
nen und Organisationen sowie zu Kräften, die subversive Angriffe gegen die 
DDR durchführen, darauf auszurichten, in die Konspiration des Feindes einzu- 
dringen, Damit ist das Ziel zu verfolgen, die Pläne. Absichten und Maßnahmen 
sowie Mittel und Methoden seiner subversiven Tätigkeit zu erkunden, zu doku- 
mentieren und offensiv zu bekämpfen. 

Die zur Blickfeldarbeit einzusetzenden IM müssen in der Lage sein, die Regeln 
der Konspiration scdiöpferisch anzuwenden, die Bereitschaft zu hohen physlsdicn 
und psychischen Belastungen aufbringen sowie über geeignete berufliche bzw. 
gesellschaftliche Positionen, Wohnortbedingungen, Freizeitbeschäftigungen u. ä. 
verfügen. 

Bel der Blickfeldarbeit ist vor allem zu beachten: 

— die Kontaktinitiative der IM ist zu verschleiern; 

— die operativen Legenden und Kombinationen müssen mehrmalige Konlakt- 
versuchc sichern, 

— die IM sind auf mögliche Provokationen, abwehrmäßige Tests und Über- 
prüfungen durch den Feind umfassend einzustellen; 

— das vorschnelle bzw. übereilte Handeln der IM ist zu vermeiden, die ln der 
Regel langfristig zu erreichende Zielstellung ist ständig zu berücksichtigen. 
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Zur Durchführung der Blickfeldarbeit sind entsprechende Pläne. insbeso]j 
über die Zielstellung der Blickfeldarbeit und die Wege ihrer Realisiervj 
erarbeiten, die der Bestätigung durch die Leiter der HA selbst. Abteilur 
BV/V bzw. deren Stellvertreter bedürfen. 


Die Leiter der BV/V bzw. ihre Stellvertreter haben zu sichern, d^ 
rige Abstimmung der Pläne mit den zuständigen HA 'selbst. Abt^ 


5.5.2. Das Führen von IIVI mit aktiver Feindverbindung 


oviie- 

erfolgt. 


Die Leiter der opei ativen Diensteinheiten haben beij 
tiver Feindverbindung zu imperialistischen Gehe]| 
gegen die DDR subversiv tätigen Zentren, Tnsli 
Kräften vor allem zu sichern: 


n von IM mit ak- 
n und zu anderen 
Organisationen und 


die ständige p>olitisch“idcologisdie und fac 
Befähigung der IM einschließlich der VeJ 
bezogenen Feindbildes; 

die Durchführung wirkungsvoller ojj 
liven Handeln zu veranlassen; 


ekistisdic Erziehung und 
"g eines aktuellen aufgaben- 

Spiele, um den Feind zum ak- 


dle gewissenhafte Auswahl und^ 
die IM zur Übergabe an die fej 

die Gestaltung eines sicher 
Wesens, einschließlich erpi^ 
Akiirmsfdhigkeit der I 


ellung geeigneter Informationen für 
Stellen bzw. Kräfte; 

ederzeil funktionsfähigen Verbindungs- 
sweichregelungen. zur Gewährleistung der 
llen politisch-operativen Lagebedingungen ; 



die Vorbereitung der 
i'ungsßllualionen. i 
bzw. direkter Koi 


plötzHdi eintretende Bclasiungs- und Bewöh- 
Tere hinsichtlich des Verhaltens bei indirekter 
5n mit Polizei-. Slaatsschulz- und Justizorganen: 


die Einleitung 
sen im Zu.sa 
haftung, D 
Justizorga 
Weisung 


/endigen Maßnahmen bei besonderen Vorkommnis- 
mit IM im Operationsgebiet, wie Festnahme. Ver- 
Ution, Konfrontation mit Polizei-, Staatsschulz- und 
räO den dafür geltenden dienstlichen Bestimmungen und 


Verantwortlichkeiten und Aufgaben bei der Organisierung der 
^gs- und personenbezogenen Arbeit mit IM Im und nach dem Opern- 
Fgeblet 


, Verantwortlichkeiten und Aufgaben der HA .selbst. Abteilungen 


^Die Leiter der HA/selbst. Abteilungen haben zur Gewährleistung einer zielge- 
richteten, koordinierten, planmäßigen linienspezifi.schen Vorgangs- und per- 
sonenbezogenen Arbeit mit IM im und nach dem Operationsgebiet vor allem die 
Lösung folgender Aufgaben zu sichern; 

— Herausarbeitung und Präzisierung der linienspezifischen Zielstellung für die 
Vorgangs- und personenbezogene Arbeit mit IM im und nadi dem Opera- 
tionsgebiet in langfristigen Konzeptionen nach Abstimmung und Koordinie- 
rung mit den anderen für die Arbeit im und nach dem Operationsgebiet 
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zuständigen operativen Dienstclnheitcn über meine Stellvertreter entspre- 
chend ihrer Zuständigkeit sowie Festlegung der sich daraus ergebenden kon- 
kreten Aufgabenstellungen, insbesondere in den Planorientierungen, für die 
zuständigen operativen Diensteinhelten; 

— Orientierung der Diensteinheiten über erkannte Angriffsrichtungen der 
feindlichen Stellen und Kräfte, insbesondere zur Gewährleistung des ziel- 
gerichteten Einsatzes der IM und der Erweiterung des IM-Bcstandes; 

— schwerpunklmäßige Anleitung. Unterstützung und Hilfe für die Abteilun- 
gen. KD/OD der BV/V bei der Vorgangs- und personenbezogenen Arbeit mit 
IM im und nach dem Operationsgebiet; 

— Koordinierung aller bedeutsamen Maßnahmen der Vorgangs- und personen- 
bezogenen Arbeit mit IM im und nadi dem Operationsgebiet im Rahmen der 
linienspezifischen Zuständigkeit; 

— Organisation der Zusammenarbeit mit anderen für die Arbeit im und nach 
dem Operationsgebiet zuständigen operativen Diensteinheiten hinsichtlich 
der Abstimmung von Maßnahmen und des Informationsaustausches auf der 
Grundlage von durch meine zuständigen Stellvertreter bestätigten gemein- 
samen Konzeptionen bzw. Vereinbarungen. 


5.6.2. Verantwortlichkeiten und Aufgaben der BV. V 


Die Leiter der BV/V haben zu gewährleisten, daß 

— die Abteilungen der BV/V 

bei der Erarbeitung und Realisierung der langfristigen Konzeptionen für 
die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit mit IM im und nach dem 
Operationsgebiet die sich aus den linienspezifischen Zielstellungen der 
zuständigen HA/selbst. Abteilungen ergebenden Aufgabenstellungen und 
Orientierungen durchsetzen. 

für die Planvorgabe des Leiters der BV/V zur Gewährleistung der all- 
seitigen Erkundung sowie zielgerichteten und differenzierten Entwicklung 
und Nutzung der Möglichkeiten der op>crativen Basis durch die zustän- 
digen operativen Diensteinheiten der Abwehr und der Aufklärung für 
die Arbeit im und nach dem Operationsgebiet einen entsprechenden In- 
formationsbedarf erarbeiten, 

eng mit den KD/'OD Zusammenarbeiten und sie insbesondere bei der vor- 
gangsbezogenen Bearbeitung von Personen aus dem Operationsgebiet 
unterstützen ; 

— die KD/OD die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit mit IM im und nach 
dem Operationsgebiet entsprechend den getroffenen Festlegungen und ln 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Abteilungen der BV/V ausrichten auf 

die operative Bearbeitung von Personen aus dem Operationsgebiet sowie 

die allseitige und umfassende Erkundung, Entwicklung und Nutzung der 
Möglichkeiten der operativen Basis der KD OD, vor allem der IM, zur 
Erarbeitung von abwehrmäßig filtrierten Hinweisen zur Qualifizierung 
der Arbeit mit IM im und nach dem Operationsgebiet im polltisdi-opcra- 
tiven Interesse aller operativen Diensteinheiten der Abwehr und Auf- 
klärung auf der Grundlage der entsprechenden Vorgaben des Leiters der 
BV/V. 
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6. Grundsätzliche Aufgaben der FUhrungs- und Leilungst^^l 
keit zur Erhöhung der Wirksamkeit der Arbeit mit den 

Die Arbeit mit den IM hat auf allen Leitungsebenen ein Hauptbes^^^^^^er 
Führungs- und Leitungstätigkeit zu sein. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu gewährleis^^^HPu die In- 
tensivierung als Hauptweg zur weiteren Qualifizierung der den TM 

konsequent durchgesetzt wird. 


6 . 1 . Die Vorgabe langfristiger Orientierungen und 


enstellungen 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten habej 
tragenen Verantwortung zur Erhöhung der 
auf der Grundlage entsprechender konzeptJMj 
Orientierungen und Aufgabenstellungen zu^BH 


^Mrechend der ihnen über- 
^Heit der Arbeit mit den IM 
W Vorstellungen langfristige 
uen und dui^h zusetzen. 


Dabei ist ausgehend von der poHtlsch-c 
bereichen zu sichern, daß die Arbeit 

— den politisch-operativen 

Schwerpunkten, insbesondere^ra^B^ 
Vorgänge und OPK, 


E ?n Lage in den Vei anl wortungs- 
! in enger Beziehung zu 

Ichen und politisch-operativen 
mg und Bearbeitung Operativer 


den .sich aus der gesellsc 
wortungsbereich ergebe!^ 


— den arideren politisc 
heit im Gesamtverj^ 

und in gründlicher^^B 
Wirksamkeit der 


ffimpen Entwicklung für den konkreten Verant- 
^^Vspektivischen Sicherheitsei fordernissen sowie 

Kiven Aufgaben zur Gewährleistung der Slcher- 
jngsbereich 


^ung der Ergebnisse der ständigen Einsdiätzung der 
lit den IM geplant und realisiert wird. 


P end der jeweiligen Leitungsebene, sind vor allem 

(erstellung der Übereinstimmung zwischen den aktuell 
:u lösenden politisch-operativen Aufgabenstellungen und 
tat und Dislozierung der IM, 

sse und langfristige Orientierungen zur qualitativen Er- 
estandes, 

n zlelgeriditeten und aufeinander abgestimmten Einsatz 
seitige und umfassende Nutzung ihrer Möglichkeiten und 
währleisten. 

Die Leiter der HA/selbst. Abteilungen und BV/V haben insbesondere die Ent- 
wicklungsziele und -riditungen zur Umsetzung meiner Vorgaben und Orien- 
tierungen sowie der meiner Stellvertreter zu erarbeiten. 


Die Vorgaben sind entsprechend der Leitungsebene in Planorlentlerungeii, Plan- 
vorgaben, Jahresplänen, Slcherungskonzeptlonen u. a. Dokumenten zu fixieren. 
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Die Leiter der operativen Diensteinhelten und mittleren leitenden Kader haben 
die für sie verbindlichen Vorgaben und die ihnen gegebenen Orientierungen 
schöpferisch entsprechend der politisch-operativen Lage ln Ihren Verantwor- 
tungsbereichen um- und durchzusetzen. 

Durch die Leiter der operativen Diensteinheiten Ist die ständige Einflußnahme 
auf die konsequente Durchsetzung Ihrer Vorgaben und Orientierungen sowie 
die praxiswirksame Anleitung und Kontrolle der unterstellten Leiter bzw. IM- 
führenden Mitarbeiter Ihrer Diensteinheiten zu gewährleisten. 


6.2. Die Einschätzung der Wirksamkeit der Arbeit mit den IM 


Durch die Einschätzung der Wirksamkeit der Arbeit mit den IM (operativen 
Bestandsaufnahmen) sind reale Grundlagen für zu treffende Entscheidungen zur 

— weiteren Intensivierung der Arbeit mit den IM. ihrer qualifizierten Erziehung 
und Befähigung, 

— qualitativen Erweiterung des TM-Bestandes. Insbesondere in den-politisch- 
operatlven Schwerpunkibereichen und unter den Zielgruppen des Feindes. 

zu erarbeiten. 

In ihrem Ergebnis sind die erforderlichen Maßnahmen zur Herstellung bzw. 
ständigen Gewährleistung der Übereinstimmung zwischen aktuellen und per- 
spektivischen politisch-operativen Ziel- und Aufgabenstellungen sowie der Qua- 
lität, Quantität und Dislozierung der IM einzuleiten und durchzusetzen. 

Die Einschätzung der Wirksamkeit der Arbeit mit den IM hat vorrangig nach 
qualitativen Gesichtspunkten, auf der Grundlage der unter Ziffer 1. dieser 
Richtlinie vorgegebenen Qualitätskriterien, unter besonderer Beachtung der von 
den IM im Kampf gegen den Feind erzielten Ergebnisse zu erfolgen, 

Einzusdiätzen sind: 

— die erarbeiteten operativ bedeutsamen Informationen; 

— die Ergebnisse bei der Herbeiführung notwendiger Veränderungen ln den 
politisch -operativ zu sichernden Bereichen durch verstärkte Mitwirkung der 
IM; 

— der erreichte Stand bei der Gewährleistung einer hohen Wachsamkeit und 
Geheimhaltung In der Arbeit mit den IM sowie des Schutzes, der Konspi- 
ration und Sicherheit der IM; 

— die Struktur und Dislozierung des IM-Bestandes Im Verantwortungsbereich, 
insbesondere inwieweit gewährleistet ist. daß 

der vorhandene IM-Bestand den politisch -operativen Erfordernissen zur 
Gewährleistung der Sicherheit im gesamten Verantwortungsbereich, vor- 
rangig zur Sicherung der politisch-operativen Schwerpunktbereiche und 
zur zielgerichteten Bearbeitung der politisch-operativen Schwerpunkte, 
und der Vorgangs- und personenbezogenen Arbeit im und nach dem 
Operationsgebiet entspricht. 

Übereinstimmung zwischen den aktuellen und perspektivisch zu lösenden 
politisch-operativen Ziel- und Aufgabenstellungen und der altersmäßigen, 
sozialen, beruflichen und blldungsmäßigen Zusammensetzung des IM- 
Bestandes sowie -seiner Zusammensetzung nach Kategorien besteht. 
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die MogHchkeiten und Vorausselzungen der IM genügend erkan^^^^ 
kumeniiei't und zielgerichtet weitci entwickelt werden und 
der IM auf der Grundlage einer qualifizierten Auftragserteilui^^^^^^n- 
struierung personen- und sachbezogen erfolgt, 

die tatsächlichen Gründe für die Beendigung der IM 

und die sich daraus ergebenden Schlußfolgerungen für di^^^^Kivierung 
der Arbeit mit den IM und die qualitative Erweiterung^^^^^^Bestandes 
herausgearbeitet werden. 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben die Ausw 
Organe zur Unterstützung ihrer Führungs- und I^itu^ 
ln die Lösung der Aufgaben zur Einschätzung der \Vj^H 
den IM einzubeziehen. Den Auswertungsorganen sin^^H 
aufgabcnstellung Insbesondere Aufgaben zu übert^^^^P 

— der Gewährleistung einer ständigen Uber.sio^^^^Kt 
Aufwand — über die Ergebnisse der Arbeit^^^^K l 


B - und Kontroll- 
»it zweckmäßig 
der Arbeit mit 
1 ihrer Grsamt- 
mmenhang mit 

ohne unnötigen 

IM, 


der Iferausarbeitung notwendiger SchluC 
lung und qualitativen Erweiterung de^ä 
arbeiiung von Ausgangsmaterial für^H 


E ngen zur weiteren Entwick- 
indes, einschließlich der Er- 
lung geeigneter IM. 


der allseitigen und umfassenden 
Zungen der IM, der ZusammenfuM 
von IM durch eine qualifizierteres 


^Vder Möglichkeiten und Voraussei- 
Bron Informationen zur Überprüfung 
l^s- und Verdichtungsarbeit. 


Die Einschätzung der Qualität 
Arbeit mit den IM hat auf ^ 
nahmen in Form 

— der periodischen Erarb^^H 

— der ständigen 

tiven Al beitsergeb^^^Hn t 

zu erfolgen. 


i^^^^^^irksamkelt des IM-Bestandes bzwv der 
I^^^Hnungs ebenen durch operative Destundsauf 

^K^on Teil- und Gesamteinschätzungen und 

pn Beurteilung der IM und ihrer politisch -^p***. -- 
täglichen Arbeitsprozeß 


■ esamteinschätzungen sind — in der Regel als Bes'/»nii 

der politisch-operativen Lage im Verantwoi tung\t>^ 
ven Diensteinheiten auf der Grundlage entsprechendrr 
r beiten. 

jr Überblick Über die Wirksamkeit der Arbeit mli d*'fi 
Lwortungsbercich und über den erreichten Stand bei der 
?r Richtlinie und in anderen dienstlichen Be.stimmungrn 
1 Aufgabenstellung zur Entwicklung und Qualifizierung 
iu gewährleisten. 

ad die erforderlichen Maßnahmen zur weiteren Durch- 
istellung festzulegen. 


^pr Leiter der HA/selbsl. Abteilungen und der BV/V haben in eigener Verant- 
Vortung die erforderlichen Festlegungen zur Erarbeitung periodischer Teil- und 
^esamteinschätzungen einschließlich zur Durchführung zielgerichteter Kontrol- 
len durch die spezifischen Kontrollorgane der Diensteinheiten zu treffen. 

Dabei Ist ein den politisch-operativen Erfordernissen entsprechendes Verhältnis 
zwischen 

— periodischen Gesamteinschätzungen des IM-Bestandes, 

— Untersuchungen und Einschätzungen zur Wirksamkeit der IM bei der opera- 
tiven Vorgangsbearbeilung und der operativen Personenkontrolle. 
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— Einschätzungen der Arbeit mit den IM zur Lösung bedeutsamer politisch- 
operativer Aufgabenstellungen in einzelnen gesellschaftlichen Bereichen, 

— Untersuchungen und Etnsdiätzungen zu einzelnen IM-Kategorien, 

— monatli^en, halbjährlichen u. a. Übersichten zur Einschätzung der Treff- 
tätigkeit, Gewinnung neuer IM u. ä. 

zu gewährleisten. 

Die ständige unmittelbare Beurteilung der IM und Ihrer politisch-operativen 
Arbeitsergebnisse im täglichen Arbeitsprozeß ist insbesondere durch differen- 
zierte Einbeziehung der mittleren leitenden Kader und der Auswertungsorgane 
zu gewährleisten. 

Über alle IM sind entsprediend den politisch-operativen Erfordernissen, minde- 
stens jedoch alle 3 Jahre, scdiriftliche Beurteilungen zu erarbeiten. Für haupt- 
amtliche IM, IMB sowie FIM sind darüber hinaus jährlich kurze Einschätzun- 
gen über deren Arbeitsergebnisse sowie aufgetretene Probleme zu fertigen. 

Besondere Vorkommnisse im Zusammenhang mit IM sind gemäß meinen dienst- 
lichen Bestimmungen und Weisungen unverzüglich zu melden sowie umfassend 
aufzuklären und zu überprüfen. 


0.3. Die politisch-ideologische und fachlich-tschekistische Erziehung und Bc 
fähigung der mittleren leitenden Kader und Mitarbeiter 


Die politisch-ideologische und fachlich-tschekistische Erziehung und Befähigung 
der mittleren leitenden Kader und IM-führenden Mitarbeiter ist auszurichten 
auf 


— das Vertiefen der Klarheit Über die Grundfragen der Politik der Partei- 
und Staatsführung, das Festigen Ihres Klassenstandpunktes und die Vermitt- 
lung eines realen Feindbildes, 

— die konsequente Durchsetzung meiner grundsätzlichen Aufgabenstellungen 
und Orientierungen für den Kampf gegen den Feind, 

— das Festigen der tsdhekistischen Einstellung zur Arbeit mit den IM, 

— das Entwidceln der erforderlichen tsdiek ist Ischen Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Verhaltensweisen für die qualifizierte Arbeit mit den IM, insbesondere 
des sidierheltspolitisdien Denkens, der Fähigkeiten zur richtigen politisch- 
operativen und strafrechtUdien Einschätzung von Informationen sowie zur 
exakten Einschätzung der politisch-operativen Lage, zum Erkennen opera- 
tiv bedeutsamer Zusammenhänge und zur weitgehend selbständigen Erar- 
beitung und Realisierung entspre<±iender Schlußfolgerungen. 

— das Entwickeln und Festigen solcher Persönllcdikeitselgenschaften wie Ver- 
antwortungsbewuOtsein, Einsatzbereitschaft, Überzeugungskraft, Disziplin. 
Wachsamkeit, schöpferische Initiative und Einfallsreichtum, 

— die Vermittlung der für die qualifizierte Lösung der Ihnen übertragenen Auf- 
gaben erforderlichen Kenntnisse. 

Besondere Bedeutung ist der Qualifizierung der mittleren leitenden Kader, die 

Sdialtstellen für die Um- und Durchsetzung der Aufgabenstellung zur Erhöhung 

der Wirksamkeit der Arbeit mit den IM sind, beizumessen. 
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Die politisch-ideologische und fachlich-tschekistische Er7iehung und Befähig 
der mittleren leitenden Kader und IM-führenden Mitarbeiter hat zielgej 
und differenziert vorrangig im Prozeß der täglichen politisch-operative^ 
zu erfolgen. 


Die Leiter der operativen Diensteinheiten und deren Stellvertretejj 
Aufgaben durch ständige persönliche Einflußnahme und weitere 
Vorbildwirkung, in enger Zusammenarbeit mit den Parteiorgj ^ 
Diensteinhelten und durch zweckmäßige Nutzung aller geeignj 
zu realisieren. 


diese 
fg ihrer 
en ihrer 
lichkeitcn 


Die Erhöhung der Voi bildwirkung ist ~ differeni^iert c 
gen Leitungsebene — durch ihre Teilnahme an Treffs^ 
gaben im Zusammenhang mit der Gewinnung von y 
tcr Aufgaben sowie durch eigene qualifizierte Zuj 
reidien. 


nd der ^eweill- 
-ösung von Auf- 
nderev koniplizier- 
rbeit mit IM zu er- 


Die Möglichkeiten der operativen FachschulVj 
den zentralen Vorgaben zweckmäßig zu nutj 

Besondere Aufmerksamkeit ist der poljj 
stischen Erziehung und Befähigung 
erfahrenen IM-führenden Mitarbeit« 


in Übereinstimmung mit 


Alogischen und fachlidi-ischekl- 
"en, politisch-operativ noch wenig 
essen. 


Die Organisation der 7 , 
teren Qualtfizlerung 


arbeit operativer Dicnsteinheilen zur wei- 
lt mit den IM 



Die Leiter der operati^ 
tragenen Verantwort 
chende aufgabenb^ 
sten, insbesonder 
und Voraussetz 
MfS. 

Dabei ist s 
Arbeit im 
tragen. 


istcinhcilen haben entsprecliend der ihnen über- 
den politisch-operativen Erfordernissen enlspre- 
tusammenarbeit ihrer Diensteinheiten zu gewährlei- 
fseitigen und umfassenden Nutzung der Möglichkeiten 
IM für die Erfüllung der Gesamaufgabenstellung des 

den Erfordernissen der Vorgangs- und personenbezogenen 
dem Operationsgebiet sowie der Aufklärung Rechnung zu 


entliehe Voraussetzung dafür sind die ständige Erkundung, zweck- 
^umentierung und Entwicklung der Möglichkeiten und Voraussef- 
!r IM zu sichern. 

^die HA/Selbst. Abteilungen ist den BV V, Insbesondere durch die Plan- 
Ttierungen und unmittelbare praktische Anleitung und Hilfe, Unterstützung 
Fgeben 

bei der Herausarbeilung, Durchdringung und Sicherung der politisch opera- 
tiven Schwerpunkt bereiche und der Bearbeitung politisch-operativer Schwer- 
punkte, 

bei dem Erkennen und der Bekämpfung solcher felndlldien Angriffe sowie 
Mittel und Methoden der Feindtätigkeit, auf die die Arbeit mit den IM vor- 
rangig zu konzentrieren ist, 

bei der Erarbeitung langfristiger, konzeptioneller Vorstellungen zur quali- 
tativen Erweiterung des IM-Beslandes. 
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— durch Vermittlung politisch-operativer Erfahrungen bei der Bekämpfung der 
subversiven Angriffe des Feindes sowie bei der Aktualisierung und Präzi- 
sierung des Feindbildes, 

— durch Abstimmung von politisch-operativen Maßnahmen, den Einsatz und 
die Schaffung geeigneter operativer Kräfte und Mittel einschließlich des Ein- 
satzes von Experten-IM sowie für die Vorgangs- und personenbezogene 
Arbeit im und nach dem Operationsgebiet, 

— bei der Entwicklung und Anwendung operativer Legenden und Kombina- 
tionen, 

— bei der inhaltlichen Gestaltung und Organisation des operativen Zusammen- 
wirkens mit anderen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen, Betrie- 
ben, Kombinaten und Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Organisationen. 

Durch die Abteilungen der BV/V sind die Orientierungen der HA selbst. Ab- 
teilungen schöpferisch entsprechend der Lage im jeweiligen Verantwortungs- 
bereich umzusetzen und in ihrer eigenen politisch-operativen Arbeit sowie ln 
der Zusammenarbeit mit den KD/OD zu realisieren 

Sie haben vor allem zu gewährleisten, daß 

— die Erfahrungen über die effektive Gestaltung der Arbeit mit den^TM zu- 
sammengeführt und den HA, selbst. Abteilungen übermittelt werden. 

— die Erkenntnisse der HA ^selbst. Abteilungen — vor allem auch die Rückfluß- 
informationen — differenziert ausgewertet und für die Qualifizierung der 
Arbeit mit den IM genutzt werden, 

— qualifizierte IM der Abteilungen sowohl für die Durchdringung des Verant* 
wortungsbereiches der KD OD als auch für die qualifizierte Bearbeitung 
Operativer Vorgänge eingesetzt werden, 

— den KD OD Hilfe und Unterstützung bei der Einführung von IM in die Be- 
arbeitung Operativer Vorgänge sowie bei ihrem Herauslösen, bei der Durch- 
führung operativer Kombinationen u. a. komplizierter Maßnahmen gewährt 
werden,' 

— Experten-IM ln ihren Verantwortungsbereichen geschaffen und auch zur 
Unterstützung der KD, OD eingesetzt werden. 

Die Leiter der KD OD haben entsprechend den jeweiligen politisch-operativen 
Erfordernissen Initiativen zur Zusammenarbeit mit den Abteilungen der BV/V 
bzw. den HA, selbst. Abteilungen zu entwickeln. 
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7, Grundsätze für die Zusammenarbeit mit GMS undKm 
Gewinnung 


GMS sind Bürger der DDR mit einer auch ln der Offentlichl^^^^H^nnten 
staatsbewußten Einstellung und Haltung, die sich für eine vertiffl^H^lle Zu- 
sammenarbeit mit dem MfS bereit erklären und entsprechei^^^^^n Möglich- 
keiten und Voraussetzungen an der Lösung u nt er schied lid^^HBRisch-opcra- 
tiver Aufgaben mitarbeiten. Sie stellen eine wertvolle Ergäj^R^H^r operativen 
Basis, ein Reservoir für die Gewinnung von IM sowie f^^^^^^chaffung und 
Entwicklung von Kadern für das MfS dar, 


Die Arbeit mit GMS ist auf die weitere Erhöhung 
Verantwortungsbereich zu richten, insbesondere dv^ 

— eine wirksame Ergänzung des InfoiTnatlons s^jf^B 
Schätzung und Beherrschung der politisch-o^^^^B 

die umfassende Durchsetzung der vorb^j^^^^m 
Arbeit des MfS. 


n^B^meren Sicherheit im 
^pjens zur ständigen Ein- 
und sdiatlensverhülenden 


GMS sind vorrangig einzusetzen zur MU 
bei der 

— politisch-operativen Einflußnahra^H 
sichei heitspoHtischer Ei fordern^HH 
Ordnung, Disziplin und 
Bereichen. 


bzw. Lösung von Teilaufgaben 

auf die offensive Durchsetzung 
Kf die Einhaltung von Gesetzlichkeit. 
in den verschiedenen gesellschaftlichen 


■ er Kräfte, der ideologischen Einflußnahme 

regeführte und mißbrauchte Personen, bei 
der offensiven Zuriirkdrangung feindlich- 

Bereiche. Prozesse. Pei-soncn und Persorif-n- 
heit im Verantwortungsbereich hediutsMru 

MiOständen sowie Bedingungen und Um- 
bzw'. da.s Ent.stehen anderer schwerwiegen- 
len begünstigen oder ermöglichen 

s Reiseverkehrs, operativen Kontrolle \on 
‘r zeitweilig in der DDR aufhalten, sowie 
d Personenkreise. 

tlungen. Sicherheitsüberprüfungen sowie 
[cn. 

tionen und Einsätzen, 

lutsamen Vorkommnissen sowie Schaffung 
isatz operativer Kräfte, Mittel und Metho- 


Fgms dürfen ln der Regel nicht zur direkten Bearbeitung feindlich-negativer 
Personea und Personenkreise sowie zur Vorgangs- und personenbezogenen Ar- 
beit Im und nach dem Operationsgebiet eingesetzt werden. 


Wesentliche Anforderungen an GMS sind vor allem: 

— Anerkennung und bewußtes Durchsetzen der Politik von Partei und Regie- 
rung in ihrer beruflichen und gesellschaftlichen Tätigkeit sowie in der Öffent- 
lichkeit: 
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^ berufliche oder gesellschaftliche Tätigkeit und Stellung, Verbindungen und 
Einflußmöglichkeiten zur Erfüllung der vorgesehenen Aufgaben sowie ent- 
sprechende Verbindungen Im Arbelts-, Wohn- und Freizeit bereich; 

— Bereitschaft zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem MfS, Ehrlichkeit 
und Zuverlässigkeit bei der Lösung der ihnen übertragenen Aufgaben; 

— Einsdiätzungs- und Urteilsvermögen, Verschwiegenheit, Selbständigkeit; 

— Grundkenntnisse über die Regeln der . Konspiration sowie die Fähigkeiten 
zu ihrer Durchsetzung. 


7.1. Grundsätze für die Zusammenarbeit mit GMS 


In der Arbeit mit GMS sind folgende Grundsätze durchzusetzen: 

— Den GMS ist konkret vorzugeben, was sie festzustellen, zu kontrollieren, 
zu überwachen und worüber sie das MfS zu informieren haben sowie wann 
und in welchem Rahmen sie selbständig, offensiv und vorbeugend handeln 
müssen. 

Entsprechend der Zielstellung Ihrer Gewinnung und Ihrem Einsatz sind die 
GMS konkret zu beauftragen und zu instruieren. Je nach politisch-opera- 
tiver Notwendigkeit müssen sie mit geeigneten operativen Verhaltcnsllnien 
und Legenden ausgerüstet sein. 

Die mittleren leitenden Kader haben zu gewährleisten, daß entsprechend den 
sicherheltspolil Ischen Erfordernissen und unter Beachtung der Möglichkeiten 
und Voraussetzungen der GMS festgelegt wird, zur Lösung welcher politisch- 
operativen Aufgaben, zur Beschaffung welcher Informationen sie einzu- 
setzen sind. 

— Unter Beachtung der staatsbewußten Einstellung und Haltung der GMS ist 
ihre Erziehung und Befähigung auszurichten auf die Entwicklung und 
Festigung stabiler Motive für die Zusammenarbeit und eines Vertrauensver- 
hältnisses zum MfS. auf die relativ selbständige Erfüllung politisch-opera- 
tiver Aufgaben und auf das immer bessere Erkennen sldierheltspolltlscher 
Erfordernisse. 

— Es sind konkrete Festlegungen zur Gewährleistung der Wachsamkeit. Ge- 
heimhaltung und Konspiration zu treffen und durchzusetzen. 

Es Ist vor allem zu sichern, daß die GMS die ihnen übertragenen politisch- 
operativen Aufgaben unter Wahrung ihrer eigenen Konspiration erfolgreich 
lösen, entsprechend den Erfordernissen Decknamen festgelegt, die Treffs mit 
ihnen konspirativ durchgeführt werden und eine ständige Übersicht darüber 
besteht, welche Mitarbeiter und IM ihnen bekanntgeworden sind bzw, welche 
sie kennen. 

— Die Verbindung zu den GMS ist entsprechend den konkreten politisch -ope- 
rativen Erfordernissen variabel und differenziert zu gestalten. 

Für besondere Vorkommnisse ist unter Wahrung der Wachsamkeit, Geheim- 
haltung und Konspiration eine unverzügliche gegenseitige Verbindungsauf- 
nahme zu gewährleisten. 

— Die GMS sind unter Beachtung ihrer Persönlichkeit und der durch sie zu 
lösenden Aufgaben im erforderlichen Maße hinsichtlich Ihrer Zuverlässigkeit 
und Ehrlichkeit, neuer Einsatz- und Entwicklungsmöglichkeiten sowie der 
Einhaltung der Konspiration zu überprüfen. Die dabei erzielten Ergebnisse 
sind ohne großen administrativen Aufwand zu dokumentieren. 
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Die Führung der GMS kann entsprechend den zu lösenden politisch-c 
tiven Aufgaben, der Persönlichkeit der GMS, ihrer beruflichen odei^4 
schafillchen Tätigkeit und Stellung durch einen operativen Mitarbe^A 
durch einen Führungs-IM erfolgen. Über die zweckmäßigste FormA| 
rung entscheiden die Leiter der Abteilungen, KD/OD bzw. de^^^H 


Uber die von den GMS erarbeiteten Informationen und andd^^^Sf erzielten 
politisch-operativen Arbeitsergebnisse ist in den GMS-A^Sj^^ratlonelier 
Weise ein konkreter und lückenloser Nachweis zu fOhrenJ^IHnforniationen 
sind unter Beachtung des Quellenschutzes gewlssenhaM^|9^erten. 


Die Beendigung der Zusammenarbeit hat zu erfok 
operatives Interesse für eine weitere Zusammeig 
dekonspiriert ist und zur Lösung der vorgesehei^ffl 
gaben nicht mehr eingesetzt werden kann sowffln 
lässigkeit und Unehrlichkeit. 


^^Kn kein polilisch- 
n^>esteht, der GMS 
Busch-operativen Auf- 
lestgestellter Unzuver- 


Die Beendigung der Zusammenarbeit beda 
der Abteilungen. KD, OD bzw. deren Ste^ 


Bestätigung durch die Leiter 
fer. 


7.2. Grundsätze für die Geuinniij 


Die Gewinnung von GMS U 
operativen Basis. (Ä 


indteil der noiwendigen Erweiterung der 


Es ist festzulegen, in \vÄ 
kreisen, zur Lösung^S 
werden müssen. DiJSH 
daß keine unbegrü^^H 
arbeit erfolgt. 


fflHSereichen und Objekten, unter welchen Personen- 
Hpr politisch-operativen Aufgaben GMS gewonnen 
^Leiter der operativen Diensteinheiten ist zu sichern, 
Einbeziehung von Personen ais GMS in die Zusammen- 


Bei der Ge\ 


von GMS sind folgende Grundsätze durchzusetzen: 


I teten Sudie und Auswahl geeigneter Personen sind die wesent- 
rderungen an die GMS zu bestimmen. 

fklärung und Überprüfung der vorgesehenen Personen sind In- 
tu erarbeiten, die hinreichend Auskunft geben, daß sie für die 
'orgesehenen polltisch-operativen Aufgaben geeignet sind und 
irer polUlsch-ideologische.n Einstellung und Bcwähiung, evtl, 
iter Vertrauensbeweise gegenüber den Sicherheitsorganen, eine 
zuverlässige Zusammenarbeit mit dem MfS erwarten lassen. 

Die hierzu erforderlichen Maßnahmen sind unter Wahrung der Wachsamkeit, 
Geheimhaltung und Konspiration auf das notwendige Maß zu beschränken. 
Uber die einzuleltendcn Maßnahmen zur Aufklärung und Überprüfung der 
zu gewinnenden Personed entscheiden die Leiter der Abteilungen, KD'OD 
bzw. deren Stellvertreter, 


Die Ergebnisse der Aufklärung und Überprüfung sind in einem Vorschlag 
zur Bestätigung als GMS zusammenzufassen. 
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Der Vorschlag hat zu enthalten: 
die Personalien, 

eine kurze Begründung der politisch -operativen Notwendigkeit der Ge- 
winnung, 

eine kurze Begründung der Eignung, der Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit 
der zu gewinnenden Person sowie Inhalt und Form der durch sie abzu- 
gebenden Bereitschaftserklärung, 

Angaben zur Führung des GMS und Art und Weise der Verbindung. 

Die Vorschläge bedürfen der Bestätigung durdi die Leiter der Abteilungen, 
KD'OD bzw. deren Stellvertreter. 
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8. Schlußbestimmungen 


8.1. Die Registrierung und Führung der IM-Vorläufe, IM-Vorgange ur^ 
Akten sowie die Erfassung der IM-Kandidaten, IM und GMS habj 
der 1. Durchführungsbestimmung zu dieser Richtlinie zu erfolg 

Die finanzielle Sicherstellung und soziale Betreuung hauj 
haben gemäß der 2. Durchführungsbestimmung zu diej 
erfolgen. 


er IM 
linie zu 


Die Leiter der Diensteinheiten sind persönlich veia 

die sichere Aufbewahrung der ihnen übergj 
Richtlinie und der 2. Durchführungsbestir 


xemplare dieser 
dieser Richtlinie, 


die Durchsetzung einer hohen Sicherheit 
diesen Dokumenten sowie 

die Gewährleistung der Konspiratio 


Beide Dokumente sind durch die 
aufzubewaliren. 

Sie können Angehörigen der 
nähme übergeben werden, \\^ 
Aufgaben erforderlich Ist 
Eine Weitergabe an and 
nicht statthaft. 

Über die Einslditnahn; 

Die Anfertigung wö^ 
men Anlage 1 zur Jj 
Zweck — ist unt 
Aufzeichnunge 
in den dafür 
Die Dokum 
Dienstobj 


nung im Umgang mit 

eimhal^ng. 

^r Diensteinheiten persönlich 



heiten zur persönlichen Kennlnis- 
zur Lösung der ihnen übertiagenen 


hörige der jeweiligen Diensteinheit ist 

exakter Nachweis zu führen, 
uszüge aus beiden Dokumenten — ausgenom- 
ührungsbestimmung zu dem dafür fcstgclegten 


alt beider Dokumente sind -* soweit n»ilwendig — 
fenen Aufzeichnungsbüchern verzunehmen. 

Ö jeweils vor Dienstschluß bzw. vor Verlassen des 
Leiter zurückzugeben. 


lg beider Dokumente zwischen den Dienstobjekten des MfS 
illch durch den strukturmäßigen Kurierdienst gemäß den 
^der Kurlcrordnung und der VS-Ordnung des MfS zu erfolgen, 
ime beider Dokumente ist nur innerhalb der Dienstobjekte ge- 


Lelter der Diensteinheiten haben diese Festlegungen entsprechend der 
je ln Ihren Verantwortungsbereichen zu konkretisieren bzw. zu er- 
gänzen, deren konsequente Durchsetzung zu kontrollieren und die Ange- 
^hörigen ihrer Diensteinheiten zur verantwortungsbewußten, disziplinierten 
Einhaltung der getroffenen Festlegungen zu erziehen. 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1.1. 1980 ln Kraft. 
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Die Registrierung und Führung der IM-Vorläufe, IM-Vor^^H 
und GMS-Akten sowie die Erfassung der IM-Kandidat 
und GMS sind wesentliche Voraussetzungen für die ^^^Hrfi- 
zierung der Arbeit mit den IM und GMS. 

Gleichzeitig sind sie Grundlage einer den E r f o^^^Wissen 
der Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konsp i ratJ^^H^t sp re- 
chenden , rationellen Nachwe is f ührung über und 

die Ergebnisse der Zusammenarbeit mit den^^^HTnd GMS. 


1. Grundsätze 


Zu Personen , 


- die als IM-Kandida t en ausgej 


wurden, sind IM-Vorläufe, 


- die als IM geworben wur< 


jind IM-Vorgänge 


anzulegen und in der Ab^^^Kng XII zu registrieren. 
Gleichzeitig sind d o ne n in den Speichern der Dienst 
einheiten der Linie^ M^ ^zu erfassen. 


Die im Prozeß dj 
mit den IM ent^ 
Übersicht licJ^H 


E Innung als IM bzw. der Zusammenarbeit 
en Dokumente sind in einheitlich und 
eten Akten zu führen. 


Bei Been^^^Hg der Zusammenarbeit mit den IM sowie bei Ab- 
bruch d^^HPa rbeit ung der IM-Vorläufe sind die Akten in 
der zt^^^^migen Abteilung XII zu archivieren. 


Na^HHfr Gewinnung von Personen als GMS sind über diese 
a^^Hn<ten anzulegen und in der zuständigen Abteilung XII 
t rieren . 
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Gleichzeitig sind die als GMS gewonnenen Personen ln den 
Speichern der Dienst einhoit en der Linie XII zu erfassen. 

Bei Beendigung der Zusammenarbeit mit GMS sind die Akten 
in der zuständigen Abteilung XII zu archivieren. 

Die zentrale Speicherung von Daten zu ZM-Kandidat en , IM 
und GMS obliegt den Abteilungen XII. Über IM-Kandidaten , 

IM und GMS des eigenen Verantwortungsbereiches können 
bei den Leitern operativer Diensteinheiten Nachv/eise ge- 
führt werden. Notwendige Erfassungen in der VSH-Kartei 
der operativen Dienst einheiten haben in gedeckter Form und 
bei strikter Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung zu 
erfolgen. 

Die Abteilungen XII haben eine den Erfordernissen der Konspi- 
ration und Geheimhaltung entsprechende Speicherung der von 
den operativen Dienst einheit en übergebenen Informationen und 
Unterlagen zu IM-Kandidaten, IM und GMS zu gewähr- 
leisten. 


2. Verfahrensweise bei IM-Kandidaten und IM 


2.1. Registrierung der IM-Vorläufo und IM-Vorgänge sowie 
Erfassung von Personen 


Die anzulegenden IM-Vorläufe bzw. IM-Vorgänge sind nach Be- 
stätigung durch die dazu berechtigten Leiter in der zustän- 
digen Abteilung XII zu registrieren. 

Gleichzeitig sind die IM-Kandidaten bzw. die IM zu erfassen. 
Zusätzlich sind auf der Grundlage des jeweiligen IM-Vorganges 
zu erfassen: 

- Pseudonyme des IM ; 

- der Ehepartner des IM sowie weitere Verwandte und Bekannte 
des IM, soweit sie Kenntnis über seine inoffizielle Zusam- 
menarbeit mit dem MfS besitzen; 


833 
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in der Kategorie “IMK" die zum Haushalt des IM geh^^^H 
Personen, soweit ihre Verpflichtung vorgenommen 
sie Kenntnis über seine inoffizielle Zusammenan^^^^ml 
dem MfS haben, 


ode r 


Bei operativer Notwendigkeit können zusätzl; 
auch auf der Grundlage von IM-Vorläufen ei^ 


ir f assungen 


Erforderlichenfalls sind solche Erfasst 
vorzunehmen. Die zusätzlichen Erfasst^ 
zu dokumentieren und vom dazu berecJ^B 
des Beschlusses Form la zu bestäti^^B 


^^^nacht rägl ich 
^sind in der Akte 
in Leiter im Index 


Die operativen Dienst elnheit en, 
faßten Personen die politisch^ 


^en für alle für sie er- 
-ative Verantwortung. 


Zur Registrierung und Ei 
lung XII vorzulegen: 


mg sind der zuständigen Abtei- 


der bestätigte Bt 
IM-Vorlaufes bzj« 


P ljß Form la über das Anlegen eines 
Vorganges ; 


in der Abte: 
mit denen ^ 


sonen nii 
sind, 

e^^l 


des MfS überprüfte Suchaufträge, 
pTuweisen ist, daß die zu erfassenden Per- 
Lt iv für andere Diensteinheiten erfaßt 


Ist e^^^Hcu erfassende Person aktiv für eine andere Oienst- 
rf aßt , sind ein überprüfter Suchauftrag vorzulegen 
un^^He Zustimmung des Leiters der für die bisherige Er- 
^^^HTng zuständigen Dienst einheit nachzuweisen. Dazu ist 
Löschau f t rag Form 5 a zu verwenden. 

Oberprüf ungsergebnisee dürfen nicht älter als vier 
^Vochen sein; 
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- ausgefüllte Korteikarton Form 16 zu jeder zu erfacsenden 
Person 

von Diensteinheiten des MfS (außer der HA I) 
und der BV Berlin 

ein Exemplar, 

von Dienst einheit en der BV (außer der BV Berlin), 
der Verwaltung und der HA I 

zwei Exemplare ; 

- bei IMK/KW und IMK/KO die gemäß der Ordnung über die Er- 
fassung der konspirativen Objekte und Wohnungen das MfS 
geforderten Karteikarten Form 78 und Form 80* 

Bei Umregistrierung von IM-Vorläufen zu IM-Vorgängen ist 
der zustiändigen Abteilung XII nur der bestätigte Beschluß 
Form la vorzulegen. 

Oie Abteilungen XII haben bei Vorlage der zur Registrierung 
und Erfassung erforderlichen Unterlagen für IM-Vorläufe bzw, 
IM-Vorgänge eine Registriernummer zu vergeben und auf den 
Beschluß Form la sowie auf die Karteikart e(n) Form 16 auf- 
zutragen. Der Empfang der Kar t e ika r t e ( n ) Form 16 ist auf 
dem Beschluß zu quittieren. Die Abteilungen XII haben die 
erforderlichen Aktenhefter und Formblätter zur Verfügung zu 
stellen. 

Über hauptamtliche IM sind von den Abteilungen XII an den 
Leiter der zuständigen Abteilung Kader und Schulung, im MfS 
an den Leiter der HA Kader und Schulung. 

die Regist rie mumme r . 
de r Deckname , 

die IM-führende Dienst einheit 
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Zur Auswertung in der IM-Arbeit skart ei der Abteilung 
haben die Dienst einheit en der BV/V und der HA I bei 
Registrierung der IM-Vorgänge zusätzlich zu den r le > 

rung und Erfassung erforderlichen Unterlagen den^H Wchlag 
zur Werbung bzw. zur Wiederaufnahme der Zusamma^^H 3it und 
den Bericht über die du rchge f üh r t 0 Werbung gen. 

Des weiteren ist innerhalb von sechs Mon^ ^^^ch der Re- 
gistrierung eines IM-Vorganges ein Ausk^^B Bocricht Form 
1/217 auszufüllen und der zus t ändigen^^^^ lung XII zu über- 
geben. 


Für die Dienst e inhe it en des MfS 
derte Festlegungen getroffen. 


2.2. Aufbau und Führung d 


werden dazu geson- 



Zur Durchsetzung eines 
Aufbaus der Akten si 


itlichen und übersichtlichen 
gende Aktenteile zu führen; 


- als IM-Vo r über den Prozeß der Gewinnung als IM, 

- als Personj^^^^^ nach der Werbung als IM, 

- als Personal- und Arbeitsakte bei IMK ; 


^itsakte für alle IM-Kat egorien ; bei IMK entspro^ 
^den operativen Erfordernissen ; 


als Beiakte zur Personalakte zum fJachweis über an den IM 
ausgehändigte operative Dokumente und Mittel sowie über 
ausgezahlt.e Beträge und geleistete Sachwerte; 
der Aktenteil III ist nur bei Notwendigkeit zu führen. 


836 


10 


Der Teil 1 der Akte hat zu enthalten; 

- Übersicht zum Teil I 

- Inhaltsverzeichnis 

- Beschluß (Umschlag) 

- Verpflichtung (Umschlag) ; 

- Auskunftsbericht (Umschlag) 

- WKW-Üborsicht 

- Suchauftrag über den IM mit dem Uberprü- 
f ungse rgebnis der Abteilung XII dos MfS; 

- Informationen der Abteilung XII über er- 
folgte Überprüfungen dos IM; 

- weitere Dokumente zur Person des IM ent- 
sprechend dem Stand der Gewinnung bzw. 
der Zusammenarbeit : 

- Suchaufträge und andere Dokumente über zu 
sätzlich erfaßte Personen. 

Der Teil II hat zu enthalten: 

- Inhaltsverzeichnis Form 8; 

- schriftliche Berichte des IM einschließlich 
entsprechende Abschriften von Tonträgern; 

- Treff berichte des IM-führenden Mitarbeiters 
(Form 450) bzw. FIM (Form 450a) 

Oer Teil III hat zu enthalten: 

- Inhaltsverzeichnis Form 8; 

- Nachweise über die Aushändigung operativer 
Dokumente und Mittel, ihre Verwendung und 
den Zeitraum ihrer Nutzung; 

- Quittungen über ausgezahlte Beträge (Umschlag): 

- Aufstellung über ausgezahlte Beträge und 
geleistete Sachwerte 


Form 312 ; 
Form 8 ; 
Form la; 

Form 1/217 
Form 3 ; 
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Oie Akten sind so zu führen, daß sie stets ein aktuell« 
Bild über die Persönlichkeit des IM-Kandidat en bzw. d^ 
IM sowie über den Stand und die Ergebnisse der Zusa^^H 
beit mit ihm ergeben. 


Zur zweckmäßigen Dokumentation sind die FormblJ^^^v^ ln der 
vorgegebenen Reihenfolge sowie nachfolgend Dokumente 

in chronologischer Reihenfolge abzuhe f t en .^^^^^inzelnen 
Blätter sind Jeweils in der rechten oberj^^HKe mit einem 
radie r f es t en , dunklen Schreibmittel ( n^^^^^fotst if t ) fort- 
laufend zu numerieren. Dokumente übei^^^^^IM sind im Teil I 
der Akte in nur einer Ausfertigung ^^^Breften. Bei Vorhanden- 
sein v^eiterer Ausfertigungen ist d^^^Sachweis über die Anzahl 
und den Verbleib dieser Ookumen^^^^y dem im Teil I enthal- 
tenen Exemplar zu führen. 


Zur Führung der einzelnen i^^B 0 teile sind nur die durch die 
Abteilung XII bereitges t eucBn^n Aktenhefter zu verwenden. 
Nachforderungen von t e rn und Formblättern sind form- 
los unter Angabe der riernummer und des benötigten 

Aktenteiles bzw. de^^^Smier des Formblattes an die zustän- 
dige Abteilung XI i^^^Bicht en . 

Bei Not wendigke^^^^Bnen einzelne Bände der Aktenteile II 
und III als T^^^^pFage in der zuständigen Abteilung XII archl- 


tern und Formblättern sind form- 


2 . 3 . N« 


rspflichtlge Änderungen, Berichtigungen und Er- 


B^^^^Rerung der IM-Kategorie einschließlich der Änderung 
^^^^Dperat iven Funktion bei IMK sowie bei der Änderung des 
knamens eines IM-Kandidat en bzw. IM ist der Beschluß 
örm la mit dem bestätigten Vermerk über die Änderung der 
zuständigen Abteilung XII vorzulegen. 
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Wird ein bisher ehrenamtlicher IM hauptamtlich bzw. ein 
bisher hauptamtlicher IM ehrenamtlich eingesetzt, ist die 
zuständige Abteilung XII darüber mittels eines vom dazu 
berechtigten Leiter bestätigten Vo rände rungs- und Ergänzungs- 
auftrages Form 5 bei gleichzeitiger Vorlage des Beschlusses 
Form la zu informieren. 

Bei Änderungen bzw. Berichtigungen der Pe rsone ngrundda t en 

Name ( n ) 

Vorname( n) 

PKZ bzw, Geburtsdatum 
Gebu rt sort 

der erfaßten Personen sind der zuständigen Abteilung XII 
unverzüglich der Beschluß Form la sowie neue Karteikarten 
Form 16 gemäß Ziffer 1. dieser Durchf ührungobest immung vor- 
zulegen , 

Änderungen bzw. Berichtigungen weiterer auf der Karteikarte 
Form 16 geforderter Personendat en sind der zuständigen Ab- 
teilung XII mittels eines Ve rände rungs- und Ergänzungsauf- 
trages Form 5 mitzuteilen. 

Alle diese Änderungen und Berichtigungen sind ebenfalls im 
Auskunftsbericht Form 1/217 vorzunehmen. 

Änderungen, Berichtigungen und Ergänzungen der weiteren im 
Auskunftsbericht enthaltenen Angaben sind der zuständigen 
Abteilung XII unverzüglich formlos zur Änderung in der IM- 
Arbeitskartei mitzuteilen, 

Boi Übergaben von IM-Vorläufen bzw. IM-Vorgängen an andere 
Diensteinheit en sind der zuständigen Abteilung XII die Akten 
und eine vom gemäß Ziffer 3,8. meiner Richtlinie Nr, 1/79 
dazu berechtigten Leiter bestätigte übergabemit teilung Form 6a 
zu übergeben. 
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Zwei Übergabemitteilungen Form 6 a sind erforderlich, wenn, 
die Übergabe 

- zwischen Diens t e inhe i t 0 n un t o r sch ie dl ic he r BV 
BV Berlin), 

- zwischen Diensteinheiten der BV (außer BV ßen^^^^und 
Diens t einheit en der HA I/Verwaltung ’vV” , 


zwischen Dienst einhe ite n der Verwaltung. 


jnd der HA I 


erfolgt . 


Bei Übergaben innerhalb der Dienste 
stätlgte Übergabemi t t eilung Formj* 
Einzelne Bände der Aktenteile 
der Konspiration und Gehe imhaJ^^MT 
Teilablage archiviert werde^^^^^ 


ist nur die be- 
^Horzulegen. 

m III können zur ^vahrung 
vor der Übergabe als 


2 . 4 , Archivierunc 


Bei Beendigung der ^ffl^^^mena r beit mit IM sowie bei Abbruch 
der Gewinnung al^fl^Hs^ind die Akten in der zuständigen Ab- 
teilung XII un^Ä^HBr Bezeichnung ''AIM*’ zu archivieren. Der 
Akte ist der j^^^Vazu berechtigten Leiter bestätigte Beschluß 
Form la Archivierung des IM-Vo rgangers bzw. des IM-Vor- 

laufes Entsprechend den poli t isch-ope ra t iven Er- 

f ordern^^^^^ist bei der Abverfügung zu entscheiden, ob die Ab- 
lage "^^^»rrt** oder "nicht gesperrt" zu erfolgen hat. Diese 
Ents^^^^^^ng ist auf dem Beschluß Form la zu vermerken. 


^^^^^rover f ügung der Akten an das Archiv der zuständigen Ab- 
^^HTung XII sind die Akten auf Vollständigkeit gemäß Ziffer 2 . 2 , 
HTeser Durchführungsbestimmung zu kont rollie ren und zu versie- 
geln bzw. durch eine VS-Plombe zu verschließen. 

Die Nummer des Petschaftes bzw. der Plombe ist auf der hinte- 
ren Innenseite des Aktendeckels mit einem radierf est en , dunk- 
len Schreibmittel zu vermerken und vom zuständigen Mitarbeiter 
durch Unterschrift zu bestätigen. 
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Die Abteilungen XII haben die zu archivie ronden Akten mit 
einer Archivs ignat u r zu versehen. Tcilablagen gemäL Ziffern 
2.2. bzw. 2.3. dieser Durchführungsbestimmung sind dem 
Arch ivma terial beizufügen. 

Durch die Archive der Abteilungen XII kann das in den Akten- 
teilen II und III enthaltene Schriftgut ersatzverfilmt und 
anschließend vernichtet werden. .Venn dem aus zwingenden Gründen 
nicht zugestimmt werden kann, ist das durch den Leiter der ab- 
legenden Dienst einheit auf dem Beschluß Form la zu vermerken. 
Die Ersatzfilme sind in den Filmarchiven dar Abtailungen XII 
abzulegen. 

IH-Akten über Personen, die nach Beendigung der ino f f Tz ie 1 la n 
Zusammenarbeit Angehörige des MfS werden, sind in der Abtei- 
lung XII des MfS als für die HA Kader und Schulung gesperrtes 
Archivmaterial zu archivieren. 

Von den Abteilungen XII der BV/V sind diese Akten der Abtei- 
lung XII des MfS zu übersenden. 


Oie Abteilungen XII haben auf Anforderung unter Berück- 
sichtigung des Klassifizierungsvermerkes nur den Teil I 
der IM-Akten zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen. 

Bei erforderlicher Einsichtnahme in die Aktenteile II und 
III ist, unabhängig vom Klassifizierungsvermerk, in jedem 
Falle eine gesonderte Genehmigung des Leiters der ablegenden 
Diensteinheit einzuholen. 


2,5# Verfahrensweise bei der Wiederaufnahme der Zusammenar- 
beit mit ehemaligen IM 

Bel Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit ehemaligen IM sind 
neue IM-Vorgänge gemäß Ziffer 2.1. dieser Durchführungsbe- 
stimmung anzu legen. 

Der Teil I archivierter IM-Vorgänge kann in der Regel in die 
neuen IM-Vorgänge übernommen werden. 


841 
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Bei gesperrt abgelegten IM-Vorgongen ist dazu die Geneh^^S 
gung des Leiters der ablegenden Dienst einheit erfordejMMHr 
Sind außer den IM weitere Personen auf der Grundlago^^Mp 
archivierten IM-Vorgänge erfaßt, ist die Übernahm^^^^^mög- 
lieh, wenn diese Personen auf der Grundlage der 
legenden IM-Vorgänge erneut erfaßt werden. 

Anderenfalls können Auszüge aus den Teilen I ^^^H^er Abtei- 
lung Xli angefordert werden. MBBm 


Die Aktenteile II und III der archivien 
in der Regel weiterhin im Archiv der 
die IM-Vorgänge archiviert wurden, züBm 


jMR-Vorgänge haben 
BPung XII, in den 
ile iben . 


Bei Aufnahme der Zusammenarbeit 


^^e maligen IM als GMS 
rser Durchf ührungsbe- 


sind GMS-Akten gemäß Ziffer 3. l^^flaMgrse r Durchführungsbe- 
stimmung anzulegen. 

Oie archivierten IM-Vo rgängo^^^Ben im Archiv der Abteilung 
XII . in der die IM-Vorgänq^^^BPhiviert wurden, zu verbleiben, 
Erforderlichenfalls könnd^^Wpien der Abschlußberichte die- 
ser IM-Vorgänge in die^fflBBRkten übernommen werden. 


Ve r f ah renswe i s< 


3.1^ Reqist riej 


Erfassung und Aktenführunc 


Zu GMS sin^^^HR Bestätigung durch die dazu berechtigten 

er GM|^^Hren anzulegen und in der zuständigen Abteilung 
zu ^^^^^rieren. Dazu ist der Beschluß Form Ic vorzu- 
n^^^Hfehze it ig sind die GMS in den Speichern der Dienst- 
der Linie XII zu erfassen. 

^^^ahrensweise der Registrierung und Erfassung hat ana- 
len Festlegungen zu IM. Ziffer 2.1. dieser Durchf ührungs- 
immung .zu erfolgen. 


Leiter GM 
XII zu m 
legen^flH 
einh^^^W 


fpür GMS-Akten sind IM-Akt enhe f t e r . die mit einem Aufkleber 
**GMS-Akte’* versehen sind, zu verv,fenden. 

Die GMS-Akten haben in der angeführten Reihenfolge zu ent- 
halt en : 
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- Inhaltsverzeichnis 

Form 

6 ; 

- Bescfnluß (Umschlag) 

Form 

Ic ; 

- WKW-Übersicht 

Form 

3 ; 


- Suchauftrac nit dem Überprüf ungsergebnls 
der Abteilung XII des MfS ; 

- Informationen der Abteilung XII über erfolgte 
Überprüfungen des GM5 ; 

- weitere Dokumente und Berichte in chronolo- 
gischer Reihenfolge. 

Die einzelnen Blätter sind in der rechten oberen Ecke mit 
einem radierfesten, dunklen Schreibmitt ol (kein Rotstift) 
fortlaufend zu numerieren. 

Bei Änderungen der Decknamen und der Personendaten der GHS 
sowie bei Übergabe von GMS sind die Festlegungen zu IM, 
Ziffer 2.3. dieser Durchführungsbestimmung, anzuwenden. 

Bei Beendigung der Zusammenarbeit mit GMS sind die GMS-Akten 
unter der Bezeichnung *’AGMS** entsprechend den Festlegungen 
zu IM, Ziffer 2.4. dieser Durchführungsbestimmung, zu archi- 
vieren. 

Bei Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit ehemaligen GMS 
ist analog Ziffer 2*5. dieser Durchführungsbestimmung zu 
ve r fahren . 


3.2. Umregistrierung von GMS zu IM und von IM-Kandidat en 
bzw. IM zu GMS 

Wird eine Person, die als GMS erfaßt ist, als IM geworben, 
sind der zuständigen Abteilung XII die GMS-Akte und ein be- 
stätigter Beschluß Form la vorzulegen. 

Die Registriernummer der GMS-Akte ist für den IM-Vorgang bei- 
zubehalten. Des v/eiteren ist entsprechend Ziffer 2. dieser 
Durchführungsbestimmung zu verfahren. Dabei ist die Übergabe 
neuer Karteikarten Form 16 nicht erforderlich. 


843 
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Das in der GMS-Akte enthaltene Material ist entsprec^ 
seinem Charakter ln die entsprechenden Teile der 
aufzunehmen. 


Wird mit einer Person, die als IM erfaßt ist weiter 
zusammengearbeitet , ist der IM-Vorgang in de^^^BT eilung XII 
zu archivieren. Nachfolgend ist gemäß Ziffj^^^Vl. dieser 
Durchf ührungsbest immung zu verfahren. 

E r f o rde r liehen f al Is kann eine Kopie des^^HpFhlußbe rieht es 
des IM-Vorganges in die GMS-Akte übern^^^K werden. 



Wird eine Person, die als IM-Kandi( 
gewonnen, sind der zuständigen AbM 
akte und ein bestätigter Seschl^^H 
einer GMS-Akte vorzulegen. 


^^^rfaßt ist , als GMS 
Kng XII die IM-Vorlauf 
rrm Ic übeV das Anlegen 


Die Abteilung XII hat die 
der für diese Akte vergeh 
Akte umzuregistrieren, 

Auf dem Beschluß Form^ßH 
ist die erfolgte 
teilung XII zu ^ 


4. Schlußbest, 


J^^^^rlau f ak t e unter Beibehaltung 
Ä^^^Regist rie mumme r zu einer GMS- 

Proer das Anlegen des IM-Vorlaufo^ 
rierung zur GMS-Akte durch die /b- 


Diese Durc^ 

in Kraft^B 


^ungsbest immung tritt mit Wirkung vom 1. 1. 


Generaloberst 


Dokunnent 112 
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Gliederunc 


1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1. Geltungsbereich und Voraussetzungen für 
Anwendung dieser Durchführungsbest immune 

1.2. Umfang der finanziellen Sicherstellung^ 
sozialen Betreuung 


2. Verantwortlichkeit und Aufgaben 

2.1. Verantwortlichkeit und Aufgaberv 
und Schulung und der AbteilunOÄ 
Schulung der BV/V 

2.2. Verantwortlichkeit und Aufq^^^P 
Finanzen 


WHA Kader 
rder und 


der Abteilungen 


3. Finanzielle Sicherste]^ 

3.1. Beginn und Beendigui^fl 
Stellung 


finanziellen Sicher- 


3.2. Monatliche Vergü' 


3.3. Vergütung für 

3.4. Ve r f ahrens f 

3.5. St aatliche^^l 


rienst al t e r 


idergeld und Ehegattenzuschlag 


4. Urlaub« 
4.1. Erhojtf 

FdL^H 


Lungen 


^^rlaub 

iVlle Abgeltung des Urlaubs 


^^^gang 8 Zahlungen 
Voergangsgebührnlsse 
Obergangsbeihilfe 


f,3» Zahlungsanweisung 
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Diese Ourchf ührungsbest immung gilt für die 
hauptamtlichen IM entsprechend meiner RicJ^ 


Kt mit 

rie Nr. 1/79. 


Voraussetzungen für die finanzielle 
Betreuung der hauptamtlichen IM sind^fl 


Stellung und soziale 


- der Abschluß ordnungsgemäßer, Leiter der HA/ 

selbst. Abteilungen und 0V/V ä t igender Verein- 
barungen zwischen dem MfS betreffenden IM (Muster 

siehe Anlage 1 zu dieser ührungsbest immung) und die 

Erfassung der haupt amt 1 in den zuständigen Ab- 

teilungen XII, 

- die Lösung der verej^^^Vten politisch-operativen Aufgaben 
durch die haupt amt^^^Ben IM. 


1.2. Umfang dei 
Be t reuuri^ 


inziellen Sicherstellung und sozialen 


Hauptamt 

Voraussd 

zu 


p IM sind beim Vorliegen der entsprechenden 
|en folgende finanzielle und soziale Leistungen 


^Kiche Vergütung; 

^ütung für das Dienstalter; 
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- staatliches Kindergeld und Ehegattenzuschlag; 

- Ob© rgangszahl unge n ; 

- jährlicher Erholungsurlaub: 

- Geld- und Sachleistungen im Rahmen der sozialen Ver- 
sorgnung ; 

- Entschädigungen für finanzielle und materielle Mehrauf- 
wendungen ; 

- Versiehe rungsleistun gen. 


2, Verantwortlichkeit und Aufgaben 

2,1, Ve rant wort lichkeit und Aufgaben der HA Kader und Schulung 
und der Abteilungen Kader und Schulung der BV/V 

Innerhalb der HA Kader und Schulung und der Abteilungen Kader 
und Schulung der BV/V sind für die Lösung der Aufgaben, die 
sich aus der Zusammenarbeit mit hauptamtlichen IM für die 
Kaderorgane ergeben, besonders befähigte Angehörige des MfS 
einzusetzen. Diese Angehörigen sind verantwortlich für 

- das Aufrechterhalten der Verbindung zu den Leitern der 
Oiensteinheiten , in deren Ve rantwort ungsbereich hauptamt- 
liche IM zum Einsatz kommen, 

- die Wahrnehmung der Verantwortung der Kaderorgane bei der 
Klärung kadermäßiger Probleme und die Durchsetzung der 
sozialistischen Kaderprinzipien bei der Übernahme haupt- 
amtlicher IM in den aktiven Dienst des MfS, 

- die Zusammenarbeit mit der zuständigen Abteilung XII bezüg- 
lich der Aufgaben, die sich für die Kadororgane durch die Er- 
fassung der hauptamtlichen IM zur Durchsetzung der Festle- 
gungen dieser Durchführungsbestimmung ergeben. 


849 
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- die Erarbeitung erforderlicher Übersichten, die im Intej 
esse der Kaderarbeit Auskunft über hauptamtliche IM gj^ 
können« 


die ständige Zusammenarbeit mit den Abteilungen 
bei der Klärung aller finanziellen Probleme, d^ 
der finanziellen Sicherstellung und sozialen^^^ 
hauptamtlicher IM ergeben. 


:h aus 


Fuung 


Zur Wahrung der Wachsamkeit, Geheimhalt unc 
sind bei notwendigen Angaben bzw. Aussao^ 
hauptamtlichen IM nur die Reg ist r ierni^^B 
die Decknamen sowie die Bezeichnunge^^^^^r 
einhetten zu verwenden. 


Konspiration 
Person der 
p der IM-Vorgänge, 
zuständigen Dienst 


2.2. Verantwortlichkeit und 


ren der Abteilungen Finanzen 


Die Abteilungen Finanzen 
Weisung der Kaderorgane 4 
lung und soziale Betre^fl 
ziellen Mittel rechtj^^^ 
gestellt werden. 


b^H^^zu gewährleisten, daß auf An- 
^^^rür die finanzielle Sicherstel- 
^^naup t amt liehe r IM benötigten finan- 
fg und im vollen Umfang zur Verfügung 


Die Zahlung de ungen an hauptamtliche IM erfolgt aus 

operativen Zuj^^^pTrigen . Dafür ist ein gesonderter Fonds zu 
bilden, aus^^^^Rie Zahlung der Vergütungen, Entschädigungen 
und des Ve^^^^ungsant eile zum Versorgungsfonds zu erfolgen 
hat. Au^^^^^Grundlage dieser geplanten Vergütungsmittel er- 
folgt ^^^^»ereit st ellung von Prämienmitteln für hauptamtliche 


E anung und Nachweisführung der finanziellen Mittel hat 

erfolgen, daß die Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspi- 
unbedingt gewahrt bleiben. 
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3> Finanzielle Sicherstellung 

3.1, Beginn und Beendigung der finanziellen Sicherstellung 

Der Anspruch der hauptamtlichen IM auf flnanzleLLe Sicher- 
stellung und soziale Betreuung auf der Grundlage dieser 
Durchführungsbestimmung besteht 

- für die Dauer des Einsatzes der hauptamtlichen IM zur 
Lösung politisch-operativer Aufgaben 

(der konkrete Zeitraum ist in den zwischen dem MfS und 
den IM abzuschließenden Vereinbarungen zu regeln) , 

- für die Zeit nach Erfüllung der ehrenvollen patriotischen 
Leistungen und Lösung der abgeschlossenen Vereinbarungen. 

Im Falle von Verstößen hauptamtlicher IM gegen die abge- 
schlossenen Vereinbarungen entscheiden nach Prüfung aller 
Umstände die Leiter der HA/selbst . Abteilungen und BV/V über 
die Beendigung oder die teilweise Weiterführung der finan- 
ziellen Sicherstellung und sozialen Betreuung, 

Der Beginn, die Beendigung sowie Veränderungen ln der Zahlung 
von Vergütungen und die Gewährung von Geld- und Sachleistungen 
an hauptamtliche IM sind durch die HA Kader und Schulung bzw. 
die Abteilungen Kader und Schulung der BV/V anzuweisen. 


3,2, Monatliche Vergütung 

Hauptamtliche IM erhalten bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen eine monatliche Bruttovergütung im Rahmen von 
Vergutungsstuf en. Mit der monatlichen Bruttovergütung sind 
die Aufwendungen für Mehr-, Sonn- und Feiertagsarbeit abge- 
golten. 

Die Vergütungsstufe I beträgt 400,- Mark brutto. 3ede 
tere Ve rgüt ungsst u f o beträgt 50,- Mark mehr. 


851 
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Die Einstufung hat auf der Grundlage der Einschätzung 
bisher als IM in der politisch-operativen Arbeit erz^^l^^m 
Ergebnisse sowie des mit dem bevorstehenden Einsatz^^^^f 
hauptamtliche IM verbundenen Umfanges der T ä t i g k eJ^^^Vd 
unt er Berücksicht i gung des zu erwartenden Schwie sgra- 
des , der jeweiligen Besonderheiten der Aufgabe^^^Hs der so- 
zialen Stellung der hauptamtlichen IM zu 


Die vorgeschlagene Vergütungsstufe ist irh 
zum Einsatz als hauptamtliche IM aufzunafl 
Bestätigung durch die Leiter der 
BV/V 


^^/or sch läge 
r und bedarf der 
Abteilungen und 


3, 3. Vergütung für das Dienstall 


Hauptamtliche IM erhalten be 
Tätigkeit für das MfS und ^ 
eine zusätzliche Vergütun^^B 
amtlichen inof f iziellen^^^K 
alter bezeichnet). 


j äh rlge r , ununterbrochener 
Pflichterfüllung monatlich 
Besprechend der Dauer der haupt- 
gkeit (im folgenden als Dienst- 


Die zusätzliche Vei 


mg bet ragt 


nach 



3 

Jahren 

8 

%. 

nach 



5 

Oahren 

lO 

%. 

nach 


^von 

10 

Jahren 

15 

%. 

nach 


von 

15 

Jahren 

20 

%. 

nachrf 


von 

20 

Jahren 

25 

% 


der mc 


riehen Vergütung, 


Dienstalter als hauptamtlicher IM sind Dienstzeiten 
meren bewaffneten Organen der DDR anzurechnen. 
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Auf das Dienstalter als hauptamtlicher IM kann die Zeit der 
Tätigkeit als ehrenamtlicher IM ganz oder teilweise ange- 
rechnet werden. 

Die Entscheidungen darüber treffen die Leiter der HA/selbst. 
Abteilungen und BV/V, 


3,4, Verfahrensfragen 

Die Abrechnungs- und Zahlungsperiode der Vergütung umfaßt 
den Zeitraum vom ersten bis zum letzten Kalendertag des 
Monats. Die Zahlung der Vergütung hat am festgelegten Zahl- 
tag zu erfolgen. 

Sind die Voraussetzungen für den vollen Monat nicht gegeben, 
so ist die Berechnung tageweise auf der Grundlage der Ord- 
nung über die Besoldung der Soldaten auf Zeit und Berufs- 
soldaten des Ministeriums für Staatssicherheit - Besoldungs- 
Ordnung - vorzunehmen. 

Die Vergütung für das Oienstalter ist ab Ersten des Monats 
zu zahlen, in dem die dafür erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

Die Vergütung einschließlich der zusätzlichen Vergütung für 
das Oienstalter unterliegt der Beitragspflicht nach den Be- 
stimmungen der Ordnung über die soziale Versorgung der Sol- 
daten auf Zeit und Berufssoldaten des Ministeriums für Staats- 
sicherheit - Versorgungsordnung Von den hauptamtlichen IM 
ist ein Versorgungsbeitrag in Höhe von lO % der monatlichen 
Vergütung einschließlich der zusätzlichen Vergütung für das 
Dienstalter zu zahlen. 25 % der monatlichen Vergütung unter- 
liegen dem gesetzlichen Lohnsteuerabzug. Die zusätzliche Ver- 
gütung für das Oienstalter ist lohnsteuerfrei. Andere Steuer- 
ermäßigungen und -begünst Igungen werden nach den Bestimmungen 
der Besoldungsordnung des MfS gewährt. 


853 
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Erhalten hauptamtliche IM Vergütungen aus einem anderen 
Arbeitsrechts- oder Dienstverhältnis, so sind diese Nej^ 
Vergütungen von den Nettovergütungen durch das MfS ab^H 
setzen und im Haushaltsplan des MfS zu ve re innahmei^^^H 
v^andsent Schädigungen und Dahresendpramien sind 
vereinnahmen. 


Die in dem anderen Arbeit srochts- oder Diensj 


Paltnis ent- 


richteten Beiträge zur freiwilligen Zusat zj^^^^^versicherung 
bzvv. der freiwilligen zusätzlichen Al t e r^^^Horgung für Mit- 
arbeiter des Staatsapparates oder gleicJ^^Hrge Zusat zve rsiche« 
rungen werden den hauptamtlichen IM zurückerstattet. 

Damit erlischt Jedoch nicht der AnsQ^^^^^auf eine dieser 
Leistungen, wenn die ent sprechend^^^^Vausset Zungen dafür 
vorliegen, 


Der Nachweis über sämtliche 
rechts- oder Dien st ve rhä 1 1 ru 
ständigen Abteilung Finan^fl 
sofort mitzuteilen, 


r aus dem anderen Arbeits- 
einmal jährlich der zu- 
►rzulegen, Veränderungen sind 


Staatliches Kt 


leid und Eheqat t enzuschla 
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Die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs beträgt bei un- 
unterbrochener Tätigkeit für das MfS auf der Grundlage der 
abgeschlossenen Vereinbarung und unter Berücksichtigung der 
Ziffer 3.3. dieser Durchf ührungsbes t immung bei einem Dienst- 
alter 


bis 

10 

Oahre 

33 

Kalende 

rtage , 

ab 

11. 

Oahr 

36 

Kalende 

rt age , 

ab 

21. 

Oahr 

39 

Kalende 

rtage , 

ab 

26. 

Oahr 

42 

Kalende 

rtage . 

Der Erholungsu 

rlaub 

ist 1 

grundeä t 

zlich 


Jahres zu gewähren und zu nehmen. Konnte der Erholungsurlaub 
im Kalenderjahr nicht gewährt oder genommen v/erden, so “ist 
zu gewährleisten, daß der Erholungsurlaub spätestens bis zum 
31. März des folgenden Dahres angetreten werden kann. 


Die Gewährung von Anteilurlaub, Urlaub für weibliche 
hauptamtliche IM mit mehreren Kindern und des Hausarbeitstages 
erfolgt in sinngemäßer Anwendung der Urlaubsordnung des MfS. 


4.2. Pinanzielle Abgeltung des Urlaubs 

Zur Wahrung der Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspiration 
ist der jährliche Erholungsurlaub nur für die Zeitdauer zu 
gewähren und zu nehmen, die mit dem bestehenden Scheinarbeits- 
verhältnis in Übereinstimmung gebracht iverden kann. Der ver- 
bleibende Resturlaub ist finanziell abzugelten. 

Eine finanzielle Abgeltung des Urlaubs erfolgt ebenfalls, 
wenn der Urlaub wegen Dienst Unfähigkeit , Quarantäne, Invalidität, 
Freistellung oder aus politisch-operativen Gründen bis zum 
31. März des folgenden Oahres nicht angetreten werden konnte. 

Die finanzielle Abgeltung erfolgt auf Antrag der Leiter der 
Diensteinheiten, in deren Verantwortungsbereich hauptamtliche 
IM zum Einsatz kommen, und ist durch die HA bzw. zuständige 
Abteilung Kader und Schulung der BV/V anzuweisen. 
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5. Übergangszahlunqen 


5.1. Überganqsqebührnlsse 


Hauptamtliche IM, die aus der pol it isch-ope rat t lg- 

keit für das MfS ausscheiden, erhalten zum Ze^^^^Kt der 
Lösung der Vereinbarung Übe rgangsgebührnlss^^^Heß Ab- 
schnitt VIII/311 der Besoldungsordnung des^^^Vunter Be- 
rücksichtigung der Festlegungen des Abscb^^^^s Vlll/ioi. 


5.2. Überqanqsbelhilf e 


Hauptamtliche IM, die nach einer 
aus der politisch-operativen Tm 
scheiden, erhalten zur UntersJ^H 
in die zivilberufliche Tätlg^^^l 


Obergangsbeihilfe gemäß At 
o rdnung des MfS unter Be^ 
Abschnittes VIII/101, 


ner^^^Wbt zeit von 10 Dahren 
T^^^Heit für das MfS aus- 
l^^^pTng der Rehabilitation 
^^^auf Antrag eine monatliche 
pPt t VIII/401 der Besoldungs- 
ichtigung der Festlegungen des 


5.3. Zahlungsanwe : 


Übergangszahluj 
Abteilungen 
Zahlung anzj^H 


^^Ind auf Antrag der Leiter der HA/selbst 
^V durch das zuständige Kaderorgan zur 


^ ^^pg von Geld- und Sachleistungen im Rahmen der 
^Kn Versorgung der hauptamtlichen IM 

nt enzahlung 


haupt amt liehe IM oder deren Hinterbliebene ist bei Er- 
zreichen der Altersgrenze, vorzeitiger Invalidität oder Tod 
in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen der Versorgungs- 
ordnung des MfS eine Rente zu fahlen. 
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Voraussetzung für die Zahlung einer Alters- oder Übergangs- 
rente ist der Nachweis einer ununterbrochenen Tätigkeit als 
hauptamtlicher IM von mindestens 15 Gehren vor Eintritt des 
Rentenfalles. 

Voraussetzung für die Zahlung einer Invalidenrente ist der 
Nachweis einer ununterbrochenen Tätigkeit als hauptamtlicher 
IM von mindestens 5 Oahren vor Eintritt des Rentenfalles. 

Bei Tod oder Unfall in Ausübung der hauptamtlichen inoffi- 
ziellen Tätigkeit ist dieser Nachweis nicht erforderlich. 

Anspruch auf Rente besteht auch für solche hauptamtlichen 
IM; die auf Grund ihres Alters die o. g. Voraussetzung einer 
15jährigen ununterbrochenen hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit nicht erfüllen, Jedoch bis zum Erreichen des Ren- 
tenalters mindestens 10 Oahre hauptamtlich inoffiziell ge- 
arbeitet haben. 

Das gilt auch für bereits tätige hauptamtliche IM, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Durchführungsbestimmung 
noch mindestens 5 Oahre hauptamtlich inoffiziell für das MfS 
tätig werden. 

Besteht bei Eintritt eines Rentenfalles kein Anspruch auf 
Versorgung nach den Bestimmungen dieser Durchführungsbe- 
stimmung, sind die Bestimmungen der Verordnung über die Ge- 
währung und Berechnung von Renten der Sozialversicherung bzw. 
der Ordnung über die freiwillige zusätzliche Altersversorgung 
für Mitarbeiter des Staatsapparates in solchen Fällen anzu- 
wenden, wenn die hauptamtlichen IM Beiträge zur freiwilligen 
zusätzlichen Altersversorgung entrichteten und bei Eintritt 
eines Rentonfalles die Bedingungen der Ordnung über die frei- 
willige zusätzliche Altersversorgung erfüllt sind. 
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Hauptamtliche IM, die vor dem Erreichen des Rent enansprucj^^^V 
gemäß der Versorgungsordnung aus ihrer hauptamtlichen it^^HBu 
ziellen Tätigkeit für das MfS ausscheiden und in de ren^^^Bcal— 
versicherungsunterlagen aus Gründen der V'/achsamke it 
haltung und Konspiration kein Hinweis auf die Zusam^^^PFbeit 
mit dem MfS eingetragen werden konnte, erhalten 
verd ienst besehe in igung auf Anweisung der Le i t e 
selbst. Abteilungen und BV/V. 

Diese Mehrverdienstbescheinigung dient nach^^HpFltt eines 
Rent enansprucfies nach den Bestimmungen de t^^^^pPalve rsicherurrg' 
zur Beantragung einer Zusatzrente du rch , die zusätz- 

lich zur Rentenleistung der Sozlalvers^^^Hung unter Beachturrg 
der Jev;elligen gesetzlichen Best immun^^^HFjm Rentenrecht vom 
MfS gezahlt wird. 


Tehr- 


'itt eines 


6. 2. Andere Geld- und Sachleisj 


Außer der unter Ziffer S.lj. 
angeführten Rent enzahlunq^H 
Sachleistungen im Sinne^^^B 
I und Teil 11/3, zu go^^Hi 


^^Hser Durchführungsbestimmung 
j^pr an hauptamtliche IM Geld- und 
^ersorgungsordnung des MfS, Teil 
n, soweit diese Leistungen nicht 


durch die Verwaltunt 


Sozialversicherung gewährt werden. 


Bei Dienstunfähii 
Falle der Mutte^ 
halten haupt ao^^ 
Versorgungso^^B 


l^^^^^inf olge Krankheit bzw. Unfall oder im 
und zur Pflege erkrankter Kinder er- 
Bte IM Bezüge nach den Bestimmungen der 
ig des MfS. 


Erhalten, 

Dienstag 

geld^^l 


^^Vtamtliche IM durch eine andere Arbeite- oder 

Krankengeld bzw. Schwangerschafts- und VVochen- 
^materlelle Unterstützung, so sind diese Leistungen 
.eistungen nach der Versorgungsordnung des MfS zu ver- 


^Hr Beginn und die Beendigung der Zahlung von Geldleistungen 
l^nd durch das zuständige Kaderorgan der Abteilung Finanzen 
zu melden. 
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6,3, Sonderregelungen 

Für hauptamtliche IM, die sich besondere Verdienste erwor- 
ben haben, können Sonderregelungen über die Gewährung von 
Leistungen nach der Versorgungsordnung des MfS getroffen 
werden. 

Anträge auf Sonderregelungen sind von den Leitern der HA/ 
selbst. Abteilungen und BV/V an den Leiter der Abteilung 
Finanzen des MfS einzureichen. Der Leiter der Abteilung 
Finanzen des MfS hat mir diese Anträge nach Abstimmung mit 
dem Leiter der HA Kader und Schulung zur Entscheidung vor- 
rulegen. 


7, Zahlung von Entschädigungen für finanzielle und materielle 
Mehraufwendungen 

Für die Dauer ihrer politisch-operativen Tätigkeit für das 
MfS können hauptamtlichen IM bei notwendigen Mehraufwen- 
dungen für Bekleidung und Verpflegung Entschädigungen ge- 
zahlt werden, soweit diese Aufwendungen nicht bereits durch 
die Höhe der monatlichen Vergütung abgegolten sind. 

Diese Entschädigungen sind lohnsteuerfrei und unterliegen 
nicht der Beitrogspflicht gemäß der Versorgungsordnung des 
MfS. 


Dabei sind sinngemäß die Bestimmungen über die Zahlung 
von Entschädigungen für finanzielle und materielle Mehr- 
aufwendungen während der Dienst durchführung an Angehörige 
des Ministeriums für Staatssicherheit zugrunde zu legen. 


Dienstreisekosten und andere finanzielle Mehraufwendungen 
sind aus dem entsprechenden Konto für Operativgelder zu be- 
gleichen. 
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8. Gewährung von Verslcherungsleigtungen 

Hauptamtliche IM sind durch das MfS entsprechend 
Stimmungen der Anweisung Nr, 1/70 des Minist ^^^^Inanzen 

über den Versicherungsschutz der bewaffneten und der 

Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen fiik sowie 

über die Wahrnehmung der Rechte und Pflichtet ser Organe 

auf dem Gebiet der Staatshaftung durch di^K iche Ver- 
sicherung der Deutschen Demokratischen öm 6, 2, 1970 

versichert . 


Die gesetzlichen Bestimmungen über 
wirksam . 


taatshaftung werden 



Bel Eintritt von Schaden, die ^mjK^mt liehen IM bei der 
Nutzung privater Kfz für ihro^^^Bff f izielle Tätigkeit ent- 
stehen, werden die Leist unq^^BCm MfS auf der Grundlage der 
Bestimmungen der Kasko-Vej^^^S^rung übernommen, sofern nicht 
bereits eine eigene Kasko^^^ s iche runo durch die hauptamt- 
lichen IM abgeschlosse/ tttWÜff de « 


9. Materielle Ver, 


>rt lichkeit 


Hauptamt liche^^^^Rnd zum Schadenersatz verpflichtet, wenn sie 
^ dem sozial is^^^^en Eigentum unter Verletzung ihrer übernomme- 
nen Pf licht^^^Khuldhaf t (fahrlässig oder vorsätzlich) einen 
Schaden ^^^Bugt haben. 

Schadi^^^^Slnne dieser Durchführungsbestimmung ist Jede Mirrda— 
rung^^^V^sozlalist ischen Eigentums. Hierzu gehören insbesondere 
de.^^^Vlust oder die Vernichtung von Geld, anderen Zahlungsnrtt — 
)der Sachen, notwendige Aufwendungen für die Beseitigung 
'^Beschädigungen, entgangene Geldforderungen oder entstandene 
tlungsverpflichtungen. 

Fahrlässig handelt, wer aus mangelnder Sorgfalt, Leichtfertig- 
keit, Gleichgültigkeit oder ähnlichen Gründen dos sozialisti- 
sche Eigentum schädigt, obwohl er die Möglichkeit zur Verhütung 
des Schadens hatte. 
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Vorsätzlich handelt, wer das sozialistische Eigentum bewußt 
schädigt oder sich mit den Folgen seines Handelns bewußt abfin- 
det . 

Der Schadenersatz ist grundsätzlich in Geld zu leisten. 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden sind hauptamtliche 
IM bis zur Höhe der nach Ziffern 3.2, und 3.3. dieser Durch- 
führungsbestimmung gezahlten monatlichen Vergütung materiell 
verantwort lieh. 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden sind hauptamtliche 
IM bis zur Höhe des dreifachen Betrages der nach Ziffern 3.2. 
und 3.3. dieser Durchführungsbestimmung gezahlten monatlichen 
Vergütung materiell verantwortlich, wenn der Schaden herbei- 
geführt wurde durch 

- Verlust von Bekleidung. Ausrüstung. Werkzeugen und anderen 
Gegenständen, die ihnen zur alleinigen Benutzung gegen Quit- 
tung übergeben wurden. 

- Verlust von Geld, anderen Zahlungsmitteln oder Sachwerten, 
die sie ständig oder zeitweilig allein in Gewahrsam haben. 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden, der durch unberech- 
tigte Benutzung von Fahrzeugen, Geräten und Einrichtungen des 
MfS entstand und für vorsätzlich verursachten Schaden sind 
hauptamtliche IM in voller Höhe materiell verantwortlich. 

Für einen fahrlässig verursachten Schaden sind hauptamtliche 
IM in voller Höhe materiell verantwortlich, wenn der Schaden 
durch eine unter Alkoholeinfluß begangene Handlung herbeige- 
führt wurde und der Alkoholeinfluß die wesentliche Ursache für 
die Herbeiführung des Schadens wer. 

Für die allseitige Untersuchung des Schadens, die Prüfung der 
Schuld des Schadenve ru rseche rs . Ursachen sowie begünstigenden 
Bedingungen und Umstände sind die Leiter der Diensteinheiten 
verantwortlich, in deren Verantwortungsbereich hauptamtliche 
IM zum Einsatz kommen. 
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Im übrigen sind die Bestimmungen der Wiede rgu t machun 
Ordnung sinngemäß anzuwenden. 


10. Ausweis für Arbeit und Sozialversicherun' 


Für hauptamtliche IM behält der Ausweis für 
Sozialversicherung seine Gültigkeit. ^ 


r 


Die Eintragung des Arbeit srecht sve rha Ij 
liehen beitragspflichtigen Arbeitsvei^ 
evtl, gezahlter Beiträge zur freiw^^H 
Sicherung der Sozialversicherung 
dem Scheinarbeitsverhältnis zu e^^^Bqei 


^^Ves und des Jähr 
^^otes elnschließli 
■n Zusatzrentenver- 
literhin entsprechet 


Ist die Eintragung entspreche 
hältnis nicht möglich, hat 
dige Abteilung Finanzen 
zu erfolgen. Oie Entsche^^^P 


Scheinarbeit sver- 
HTintragung durch die zustär 
m Stempel "MdI" bzw. •‘BDVP" 
darüber haben die Leiter dei 


HA/selbst. Abteilungen^ 


'BV/V zu treffen. 


Oie Eintragungen ai 
Grundlage für die^ 
der VersorgungsQ^I 


Besoldungsstammkarten bilden die 
wenbe rechnung nach den Bestimmungen 
ig des MfS. 


Wird es erfo 


halt ung 
t igke It 
Ourchf ül 
das 

eine.^^1 


rfo^^^^^ch, aus Gründen der Wachsamkeit, Geheim- 
n^^^Hepirat ion die hauptamtliche inoffizielle Ti 
^^^pinden und besteht gemäß Ziffer 6.1. dieser 
^^Kbest Immung ein Anspruch auf Zusatzrente durcl 
WS ist durch die zuständige Abteilung Finanzen 
verdienst besehe inigung aus zu st eilen. 



e Aufgaben und Prinzipien für die Arbeit mit Parteimltglie 
rn , die als hauptamtliche IM tätig sind, sowie die Grund- 
sätze für die Führung ihrer Parteidokumente sind in einer 
gesonderten Richtlinie festgelegt. Für ihre Einhaltung sind 
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die Leiter der Oiensteinheiten , in deren Verantwortungsbereich 
heupt amt liehe IM zum Einsatz kommen, verantwortlich. Alle 
hierzu notwendigen Absprachen sind mit dem Vorsitzenden der 
KPKK im MfS zu führen, 

12, Mitgliedschaft im FDGB 

Oie Mitgliedschaft im FOGB richtet sich nach dem Scheinar- 
beit sverhält nis der hauptamtlichen IM, 

Oie FDGB-Beit rage können zurückerstattet werden, wenn die 
hauptamtlichen IM keine Leistungen des FOGB in Anspruch 
nehmen. 

Die Rückerstattung hat aus Operativgeldern zu erfolgen. 


13. Auszeichnung und Prämiierung verdienter hauptamtlicher 
IM 


13,1, Verleihung von staatlichen Auszeichnungen 

Zur Anerkennung und Würdigung gezeigter Leistungen in der 
politisch-operativen Arbeit können hauptamtliche IM mit staat- 
lichen Auszeichnungen der DDR ausgezeichnet werden, wenn die 
in den Ordnungen über die Verleihung staatlicher Auszeichnungen 
geforderten Voraussetzungen erfüllt sind. 


Oabei sind sinngemäß die dienstlichen Bestimmungen und Wei- 
sungen für die Arbeit mit den Angehörigen des MfS anzuwen- 
den. 

Vorschläge zur Verleihung staatlicher Auszeichnungen oder 
Auszeichnungen des MfS sind durch die Leiter der HA/selbst, 
Abteilungen und BV/V gemäß den dazu getroffenen Festlegungen 
einzureichen. 
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13.2. Geld- oder Sachprämien 


Hauptamtliche IM können in Anerkennung gezeigter Lej^ en 

in der politisch-operativen Arbeit mit Geld- oder^ rä- 

mien ausgezeichnet werden. Die dafür erforderlii ^^^inanziel- 
len Mittel sind durch die Leiter der Diensteir^ deren 

Verantwortungsbereich hauptamtliche IM zum c kommen, in 

eigener Zuständigkeit aus dem Prämienfonds jptamtliche 

IM bereitzustellen. 


14. Übernahme hauptamtlicher IM in d 


14.1. Voraussetzungen 


Iven Dienst des MfS 



Nach mehrjähriger treuer und a^^^B^enhaf ter Pflichterfüllung 
auf der Grundlage der abgeso^^^Hsenen Vereinbarungen können 
hauptamtliche IM ent sprecl^^^^nen Erfordernissen in den ak- 
tiven Dienst des MfS übej^^^^^n werden. 


Die hauptamtlichen I 
lung in den Dienst 


Die Entscheiden 


Ten den Bedingungen für die Einstei- 
’S entsprechen. 

ber trifft das zuständige Kaderorgan. 


14.2. Verf 


hauptamtlicher IM in den aktiven Dienst des MfS 
Grundlage der Bestimmungen für die Arbeit mit den 
fen des MfS zu erfolgen. 


irsonalakten ist eine Beurteilung der hauptamtlichen IM 
Tufügen, die unter Wahrung der Wachsamkeit, Geheimhaltung 
fb Konspiration eine Begründung ihrer Eignung für die Aufnahme 
ilner Tätigkeit als Angehörige des MfS enthält. Die Einschätzung 
hat alle kadermäfiig zu beachtenden Faktoren zu enthalten, die 
sich aus dem bisherigen Einsatz als hauptamtliche IM ergeben. 
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14.3. Anrechnung der Tätigkeit als hauptamtliche IM auf das 
Dienstalter 


Die Tätigkeit als hauptamtliche IM ist bei Übernahme in den 
aktiven Dienst des MfS auf das jeweilige Dienstalter anzu- 
rechnen. 

Für die Zeit des aktiven und erfolgreichen Einsatzes im 
Operationsgebiet erfolgt eine zweifache und bei Erfüllung 
besonders gefährlicher Aufträge oder bei besonderer Stand- 
haftigkeit in direkter Konfrontation mit dem Feind eine drei- 
fache Anrechnung auf das Jeweilige Dienstalter. 

Die Bestätigung der doppelten Anrechnung auf das Dienstalter 
erfolgt durch die Leiter der HA/selbst. Abteilungen und BV/V. 
Die Bestätigung der dreifachen Anrechnung auf das Dienstalter 
erfolgt durch mich. 

15. Anwendung der Festlegungen dieser Durchführungsbestimmung 
auf ehrenamtliche IM 


In Ausnahme fä llen können die Festlegungen dieser Durchf ührungs- 
bestimmung auf überprüfte und zuverlässige ehrenamtliche IM 
angewandt v^erden. 

Voraussetzungen dafür sind die in der inoffiziellen Zusammen- 
arbeit mit dem MfS erbrachten politisch-operativen Arbeitser- 
gebnisse sowie langjährige treue und zuverlässige Pflichter- 
füllung. 

Ober den Umfang der finanziellen Sicherstellung und sozialen 
Betreuung ehrenamtlicher IM entscheiden die Leiter der HA/ 
selbst. Abteilungen und BV/V nach Abstimmung mit dem Leiter 
der HA Kader und Schulung und dem Leiter der Abteilung Finan- 
des MfS. 
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16. SchluSbest Immungen 


Mit der Klärung von Streitfällen, die sich aus dle^^^Kurch- 
f ührungsbest Immung ergeben können, grundsät zlich^^^^^^ut ung 
haben und durch die Leiter der HA/selbst . AbteJ^^^nn und 
8V/V nicht geklärt werden können, sind durch^^^^piTeiter der 
HA Kader und Schulung, der Abteilung Finanir^^^Vd der Rechts 
stelle des MfS befähigte Angehörige zu be^^^^^gen. 


Der Leiter der HA Kader und Schulung 
teilung Finanzen des MfS haben das 
führungsbest immung weitere notwendj^ 


sen. 


^■er Leiter der Ab- 
zu dieser Durch— 
»gelungen zu erlas- 


Diese Durchf ührungsbest immunOi 
ln Kra ft. 


* mit Wirkung vom 1. 1, iS 


Generaloberst 
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Anlage 1 


Muster 


Vereinbar 


Grundsätze 


1, Diese Vereinbarung 
Ergänzung der der^ 
gegebenen Verp^^^H 
als haupt etnt 
führen. 


auf der Grundlage und in 
^^^in freiwilliger Entscheidung ab- 

pTung vom eine Tätigkeit 

Inoffizieller Mitarbeiter durchzu- 


Die Arbei^^^K hauptamtlicher inoffizieller Mitarbeiter 
für daj^^^^ist eine große Ehre und Verpflichtung. Sie 
dien^^^^^Verwirklichung der Beschlüsse der SED und 
t rä^^^^Vr Stärkung sowie zur Gewähr le ist ung der Sicher- 
he^^^Kd des umfassenden Schutzes der DDR bei. 


F f der Aufnahme einer Tätigkeit als hauptamtlicher in- 
fizieller Mitarbeiter verpflichten Sie sich zur streng- 
sten Geheimhaltung aller Belange, die Ihnen in dieser 
Tätigkeit bekannt werden, sowie der ln dieser Vereinba- 
rung festgelegten Regelungen Ihres Verhältnisses mit dem 
MfS, Ihrer finanziellen und sozialen Sicherstellung. 
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Die Belehrung über die Geheimhaltung im Sinne der §§ 245 
und 246 StGB haben Sie zur Kenntnis genommen, 

4. Mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung erklären Sie Ihr 
Einverständnis, daß alle arbeitsmäßigen, finanziellen und 
sozialen Probleme, die sich aus dieser Vereinbarung er- 
geben und das Verhältnis zwischen Ihnen und dem MfS be- 
treffen, nur im MfS geklärt werden können. Der Rechts- 
weg ist ausgeschlossen. 

Sie haben das Recht, sich beschwerde führend an Jeden 
Vorgesetzten Ihres Führungsoffiziers zu wenden, der auf 
der Grundlage der dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
des Ministers für Staatssicherheit zu entscheiden hai: . 


5. Das MfS gewährt Ihnen entsprechend den dienstlichen Be- 
stimmungen des MfS eine angemessene finanzielle Vergütung, 
soziale Sicherstellung und Betreuung entsprechend dieser 
Vereinbarung für die Zelt Ihres Einsatzes als hauptamt- 
licher inoffizieller Mitarbeiter zur Lösung der Ihnen 
übertragenen Aufgaben. 

6. Das MfS sichert Ihnen im Prozeß der Arbeit eine entspre- 
chende Qualifizierung zur Lösung der übertragenen Aufga- 
ben zu. Ihre Einarbeitung zur Lösung der Ihnen übertra- 
genen Aufgaben erfolgt anhand eines Einarbeitungsplanes. 

Das MfS garantiert im Prozeß der Arbeit die erforderliche 
politisch-ideologische und fachliche Befähigung, damit 
die gestellten Aufgaben in hoher Qualität gelöst werden 
können. 

Qualif izierungemaßnahmen an öffentlichen Bildungseinrich- 
tungen sind nur in Abstimmung mit dem MfS im Interesse 
Ihrer Auf gabene rf üllung realisierbar. 
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Bestimmungen der Vereinbarung 


1 , Auf der Grundlage der durch den Minister für Stj 
heit erlassenen dienstlichen Bestimmungen begj 


(Name, Vorname) 


eine hauptamtliche inoffizielle Ti 
Das begonnene Verhältnis ist für^ 


t für das MfS , 
eit raum 


befristet bzw. unbefrist 
Verhältnis kann bei str 
heimhaltung und Konsp 


eingegangene inoffizielle 
Wahrung der Wachsamkeit, Ge- 
’n gelöst werden 



- im gegenseitigen 
sind, die die 
nisses nicht 

- durch das 


irnehmen, wenn Gründe vorhanden 
'^e Aufrechterhaltung des Verhalt- 
fermöglichen , 


stellten Aufgaben eindeutig erfüllt wur- 
weltere Aufgaben nicht übertragen wer- 
können , 

erhebliche Verstöße gegen die eingegangene Ver- 
pflichtung zur inoffiziellen Zusammenarbeit mit 
dem MfS und gegen diese Vereinbarung erfolgten 
und aus Gründen der Sicherheit eine sofortige Be- 
endigung des eingegangenen Verhältnisses erforder- 
lich ist. 
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Bel Beendigung des hauptamtlichen inoffiziellen Verhält- 
nisses und wenn keine disziplinarischen Gründe vorliegen, 
sichert das MfS zur Unterstützung der Rehabilitation in 
eine zivilberufliche Tätigkeit 

- die Beschaffung einer angemessenen, zumutbaren Arbeits- 
stelle , 

- eine finanzielle Unterstützung für eine notwendige Über- 
gangszeit entsprechend den dienstlichen Bestimmungen des 
MfS. 

2, Mit der Aufnahme einer hauptamtlichen inoffiziellen Tätig- 
keit für des MfS übernimmt 


(Name, Vorname) 
folgende Hauptaufgaben: 


Zusätzliche Aufgaben, die sich besonders aus Situationen 
erhöhter Anforderungen an die staatliche Sicherheit der 
DDR ergeben, können entsprechend den Fähigkeiten und Kennt- 
nissen übertragen werden und sind durchzuführen. 

Die grundsätzliche Veränderung des Charakters der gestell- 
ten Hauptaufgaben bedarf des gegenseitigen Einvernehmens. 
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Die Übertragung der Aufgaben erfolgt durch den Fül 
Offizier und seine Vorgesetzten auf der Gr^ndla^^ 
dienstlichen Bestimmungen und Weisungen des MfS^H 


3. Für die Tätigkeit als hauptamtlicher inof 
beiter erhält ^ 


ler Mitar- 


(Name. Vorname. 


eine Vergütung von 
monat lieh. 


. . . Mark brutto 


Für langjährige treue Pfli( 
inoffizieller Mitarbeiter^ 
ebener Tätigkeit eine zu^B 


^Brüllung als hauptamtlicher 
Viten Sie bei ununterbro- 
-Iche Vergütung. 


Die zusätzliche Ve rgj 


beträgt nach Ablauf 


3 3ahi^ 
5 JajM 


" 8 %, 
10 %. 
15 %, 
20 %. 
25 % 


der mor^^^pChen Vergütung. 

Oiensj^^^Ven in den bewaffneten Organen der ODR werden 


Q^^^^rgütung einschließlich der zusätzlichen Vergütung 
^^Kprechend der Dauer der hauptamtlichen inoffiziellen Tä- 
HTgkelt unterliegt der Beitragspflicht nach den dienstlichen 
reestlmmungen des MfS. Die Versorgungsbeiträge betragen lO % 
der monatlichen Vergütung einschließlich der zusätzlichen 
Vergütung entsprechend der Dauer der hauptamtlichen in- 
offiziellen Tätigkeit. 25 % der monatlichen Vergütung 
unterliegen dem gesetzlichen Lohnsteuerabzug. Oie zueätz- 
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liehe Vergütung entsprechend der Dauer der hauptamtlichen 
Inoffiziellen Tätigkeit ist lohnst eue rf rei . 

Die in dem bereits bestehenden oder übernommenen Arbeits- 
rechts- oder Dienstverhältnis entrichteten Beiträge zur 
freiwilligen Zusatzrentenversicherung bzw, der freiwilli- 
gen zusätzlichen Altersversorgung für Mitarbeiter des 
Staatsapparates oder gleichartige Zusatzversicherungen 
werden im MfS verrechnet. 

Kindergeld und Ehegattenzuschlag werden nach den gesetz- 
lichen Bestimmungen gezahlt. 

4, Für die hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit für das RfS 
besteht ein Anspruch auf einen Jährlichen Erholungsurlaub, 
der grundsätzlich innerhalb eines Kalenderjahres zu ge- 
währen und zu nehmen ist. 

Nur in begründeten Fällen, die sich aus den zu lösenden 
Aufgaben oder persönlichen Gründen ergeben, kann der 
Erholungsurlaub bis zum 31. 3. des folgenden Oahres an- 

getraten werden. 

Eine finanzielle Abgeltung ist nur möglich, wenn das ver- 
einbarte Scheinarbeitsverhältnis die Länge des Er- 
holungsurlaubs nicht zulöBt oder aus anderen berechtigten 
Gründen das Antreten des Erholungsurlaubs nicht möglich 
war. 

Die Dauer des Jährlichen Erholungsurlaubs beträgt bei 
ununterbrochener Tätigkeit für das MfS entsprechend die- 
ser Vereinbarung und unter Beachtung evtl, anzurechnen- 
der Dienstzeiten in bewaffneten Organen der DDR 


bis 

zum 

10, Oahr 

33 

Kalende rt age , 

ab 


11. 3ahr 

36 

Kalende r t age , 

ab 


21. Oahr 

39 

Kalende rt age 

und 

ab 

26. Oahr 

42 

Kalende rt age . 
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5. Entsprechend dieser Vereinbarung erhalten Sie oder^^H^ 
terbliebene nach langjähriger Tätigkeit für das 
Erreichen der Altersgrenze, vorzeitiger Inval id^^^^^der 
Tod nach den Bestimmungen über die soziale Vej^^H^ng 
des MfS eine Rente. 

Vorausse t zung für die Zahlung einer Alter^^^Her Cbergangs- 
rente ist der Nachweis einer unun t e rb ro(^Ä^^F Tätigkeit 
als hauptamtlicher inoffizieller MitarJ^B^Wr von mindestens 
15 3ahren vor Eintritt des Rent enf 

Bei Invalidität ist der Nachweis v^^^^Wdes t ens 5 3ahren 
er f Order lieh . 

Bei Unfall in Ausübung der haupM^^K.chen inoffiziellen 
Tätigkeit ist kein zeit liehe r^^^^meis notwendig. 

Bedingung ist ferner die Er fj^^j^y ng des gesetzlichen Ren- 
tenalters oder eine Erwe rb^^^^^ rung von 66 2/3 %. 


.chen inoffiziellen 


Weitere soziale Leistur 
Bestimmungen des MfS 
Mutterschaft und zuB^ffi 


r ntsprechend den dienstlichen 
bei Krankheit, im Falle der 
(ge der erkrankten Kinder gewährt 


6. Entschädigungen 
Mehrauf wendungm 
tragenen Aufc^H 
Reise ko sten^^^B 


r gen für materielle und finanzielle 
Ausgaben in Durchführung der über- 
einschließlich daraus resultierender 


7. Als hauj 
Sie 


P icher inoffizieller Mitarbeiter unterliegen 
mmungen der Anweisung Nr, 1/70 des Ministers 
über den Versicherungsschutz der bewaffneten 


^Heset zllchen Bestimmungen über die Staatshaftung wer- 
^bei Schäden, die in Ausübung der übertragenen Auf- 
)en entstehen, wirksam. 


Als hauptamtlicher inoffizieller Mitarbeiter haben Sie 
mit den übergebenen und zur Durchführung der Arbeit 
zur Verfügung gestallten materiellen Mitteln, Fahrzeugen, 
Einrichtungsgegenständen und Objekten, die sozialisti- 
sches Eigentum sind, sorgfältig umzugehen. 
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Mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung erfolgte durch 
den Führungsoffizier des MfS eine entsprechende Einwei- 
sung. 

Schuldhafte (fahrlässige oder vorsätzliche) Verletzung 
Ihrer übernommenen Verpflichtung führt zur Anwendung der 
Festlegungen über die materielle Verantwortlichkeit ent- 
sprechend den dienstlichen Bestimmungen des MfS, 

Für fahrlässig verursachten Schaden, der 

durch unberechtigte Benutzung von Fahrzeugen, Ge- 
räten und Einrichtungen des MfS entstand, 

durch eine unter Alkoholeinfluß begangene Handlung 
herbeigeführt wurde und der Alkoholeinfluß die 
wesentliche Ursache für die Herbeiführung des Scha- 
dens war, 

sowie für vorsätzlich verursachten Schaden sind Sie in 
voller Höhe materiell verantwortlich. 

9. Zur Anerkennung und Würdigung langjähriger hauptamtlicher 
inoffizieller Tätigkeit für das MfS, hoher Einsatzbereit- 
schaft und bei Erzielung hervorragender Ergebnisse in 
Ihrem Aufgabenbereich werden die gezeigten Leistungen 
auf der Grundlage der für das MfS geltenden dienstlichen 
Bestimmungen mit Geld- und Sachprämien und durch Ver- 
leihung staatlicher Auszeichnungen gewürdigt. 


10. Zur Abdeckung Ihrer hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
für das MfS erfolgte die Vereinbarung eines entsprechenden 
Schelna rbe it sve rhäl t nis se 9 , Die sich daraus für Sie 
und Ihre Familie ergebenden Regimefragen und Verhaltenswei- 
sen sind im Interesse einer sicheren Legendierung Ihrer 
Arbeit unbedingt zu beachten. 

Rechtliche Ansprüche sind Jedoch daraus nicht abzuleiten 
oder in Anspruch zu nehmen. 
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11, Alle Veränderungen in Ihren persönlichen Verhälti 
die zur Vervollständigung der Pe rsonalunte rlage^ 
sonstigen Gründen für das bestehende Verhältn^^^ 
amtlicher inoffizieller Mitarbeiter von Bedej^^H 


die Konspiration oder das Scheinarbeit sveH 
gefährden können, sind umgehend schriftl^fl 
Offizier des MfS zu melden, 


Führungs- 


Entsprechend Ihrer Verpflichtung un< 
sind alle Westkontakte Ihrer Famil^ 
1, Grades schriftlich dem Führunc^H 


E er Vereinbarung 
e Verv</andten 
r zu melden. 


12, Zusätzliche Regelungen aus dei 
gaben: 


ronde rheit -der Auf- 


(Führungsoffizii 


(Name, Vorname) 




Dokument 113 
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Anweisung vx>a-6»12»73 dtixrgesteXlt) aas den Bilanxbereich^ 
Vdes Mlnla^riiuaa £Qr 'Kultur alngeatallt» 

.,^D1« "y^rfUg^g 27/75 des Ministerxates' (befristet bla 
^31»12*198o) vird' nicht erneuert. 


, » - • >,.V 'N' >• 

. ' Ö " . 




Oie Kunst, und AntlqultSten GrebH.vird aber weiterhin Export** 

• / • 4t. 

und ImportgeechSfte auf der Grundlage von Vereinbarungen 

t ’ . • ,. ■ Vi ‘ • ■ f 

durchführen und gegenüber den Bereich KoiRnerrlolle 
Koordinierung abrechnen. 


loh bitte u» Kenntnisnahne. 


Mit sozialistiscnern Gruß 

. Dr. schalck 
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Gesetz 

zum Schutz des Kulturgutes 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Kulturgutschutzgesetz — 

vom 3. Juli 1980 


Das Kulturgut der Deutschen Demokratischen Republik 
t eine wichtige Quelle und ein grundlegender Bestandteil 
es kulturellen Reichtums der sozialistischen Gesellschaft. 

Der sozialistische Staat garantiert auf der Grundlage so- 
ialisüscher Produktionsverhältnisse die Bewahrung, Pflege 
hd Mehrung des Kulturgutes im Interesse eines reichen 
ulturellen Lebens des Volkes. 

Der sozialistische Staat sichert den Bestand allen national 
nd International bedeutsamen Kulturgutes der Deutschen 
iemokratischen Republik zum Nutzen ihrer sozialistischen 
^atir-'-^lkultur und als Teil der humanistischen Weltkultur. Er 
:ew eistet seinen umfassenden Schutz. 

Dazu beschließt die Volkskammer auf der Grundlage und 
n D‘ hführung des Artikels 18 Absatz 1 der Verfassung der 
)euL -en Demokratischen Republik folgendes Gesetz: 

§1 

Aufgaben und Ziele 

(1) Der Schutz des Kulturgutes der Deutschen Demokra- 
.ischen Republik ist gesamtgesellschaftliches Anliegen. Er 
dient der Erhaltung, Erschließung und Pflege des nationalen 
Kulturerbes und der Entwicklung einer traditionsreichen so- 
zialistischen Nationalkultur. Er ist ein Beitrag zur Pflege der 
humanistischen Weltkultur als Mittel der Völkerverständi- 
gung und der Förderung des Friedens. 

(2) Der sozialistische Staat schützt das national und inter- 
national bedeutsame Kulturgut aus dem Volkseigentum, dem 
Eigentum der sozialistischen Genossenschaften und der ge- 
sellschaftlichen Organisationen, aus dem persönlichen Eigen- 
tum der Bürger sowie aus anderen Eigentumsformen mit dem 
Ziel, es für die weitere Erhöhung des materiellen und kultu- 
rellen Lebensniveaus des Volkes, die allseitige Entwicklung 


sozialistisdier Persönlichkeiten und die Ausprägung ihrer 
kulturvollen Lebensweise, für die weltanschauliche, sittliche 
und ästhetische Bildung und die schöpferische Tätigkeit der 
Werktätigen, die aktive Erholung und sinnvolle Freizeitge- 
staltung aller Bürger zu erhalten, zu erschließen und zu nut- 
zen. 

(3) Die Deutsche Demokratische Republik schützt ihr Kul- 
turgut, um die Möglichkeiten einer umfassenden Befriedigung 
vielgestaltiger geistig-kultureller Bedürfnisse unseres Volkes 
zu erhalten und zu erweitern. Die Deutsche Demokratische 
Republik erfüllt mit dem Schutz des Kulturgutes gleichzeitig 
Internationale Verpflichtungen^ und trägt zur gegenseitigen 
Bereicherung der Kulturen der sozialistischen Staaten und 
zur humanistischen Weltkultur bei. 

§2 

Geschütztes Kulturgut 

(1) Kulturgut im Sinne dieses Gesetzes ist alles für das ge- 
sellschaftliche Leben der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik besonders bedeutungsvolle Gut von hohem historischem, 
wissenschaftlichem oder künstlerischem Wert, das nationale 
oder internationale Bedeutung €;rlangt hat oder erlangen 
kann. Die zum Kulturgut gehörenden Kategorien, wie Zeug- 
nisse der Geschichte und Vorgesdiichte einschließlich der Ge- 
schichte der Produktivkräfte, archäologische Funde, Zeugnisse 
der Gesellschafts- und Naturwissenschaften, der Literatur 
und Kunst sowie der Architektur, werden durch Rechtsvor- 
schrift näher bestimmt. 


1 Konvention über Maßnahmen rum Verbot und rur Verhütung 
der unzulässigen Onfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut 
vom 14. November 19fo; für die Deutsche Demokratische Republik 
in Kraft seit 16 . April 1974 (GDI. II Nr. 20 S. 397), Konvention rum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1934; 
für die Deutsche Demokratische Republik ln Kraft seit 16 . April 1974- •• - 

(Sonderdruck Nr. 782 des Gesetzblattes) : , ■ • 
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( 2 ) Als Kulturgut der Deutschen Demokratischen Republik 
unterliegt dem Schutz dieses Gesetzes insbesondere.. 

1. alles Kulturgut, das als Bestand der Museen, Archive, 
Bibliotheken und anderen Einrichtungen, in Kombinaten, 
Betrieben und sozialistischen Genossenschaften, staat- 
lichen Organen und gesellschaftlichen Organisationen, als 
Denkmal sowie als Kulturbesitz der Kirchen und Reli- 
gionsgemeinschaften, der Bürger oder in anderer Eigen- 
schaft seinen ständigen Standort im Hoheitsgebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik hat, 

2. alles Kulturgut, das durch die individuelle oder kollek- 
tive Schöpferkraft der Staatsbürger der Deutschen De- 
mokratischen Republik entsteht, 

3. alles für die Deutsche Demokratische Republik bedeut- 
same Kulturgut, das Ausländer oder Staatenlose mit stän- 
digem Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik in deren Hoheitsgebiet schaffen, 

4. alles Kulturgut, das im Hoheitsgebiet der Deutschen De- 
mokratischen Republik als Volkseigentum aufgefunden 
wird, 

5. alles Kulturgut, das zum Verbleib ln die Deutsche De- 
mokratische Republik rechtmäßig eingeführt wird. 

(3) Die Zugehörigkeit zum Kulturgut der Deutschen Demo- 
kratischen Republik wird durch die Verlagerung von Kultur- 
gut im Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg oder 
durch rechtswidrige Ausfuhr, Entwendung oder Verbringung 
von Kulturgut nicht berührt. 

(4) Über die Zugehörigkeit zum Kulturgut der Deutschen 
Demokratischen Republik entscheidet in Zweifelsfällen der 
Minister für Kultur. 

53 

Verantwortung der Staatsorgane 
für den Schutz des Kulturgutes 

(1) Der Minisierrat gewährleistet die zentrale Leitung und 
Planung aller Maßnahmen zum Schutz des Kulturgutes der 
Deutschen Demokratischen Republik. Er beschließt die kul- 
turpolitischen und anderen Maßnahmen für den Schutz, die 
Erhaltung und die gesellschaftliche Nutzung des Kulturgutes 
und regelt Grundsatzfragen der Arbeit der Staatsorgane in 
Erfüllung von Aufgaben, die sich aus diesem Gesetz ergeben. 

(2) Der Minister für Kultur, der Minister des Innern und 
Chef der Deutschen Volkspolizei, der Minister für Hoch- 
und Fachschulwesen und die anderen zuständigen Minister 
und Leiter der anderen zentralen Staatsorgane organisieren 
und kontrollieren im Rahmen ihrer Aufgaben die Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes und sichern die Schaffung der poli- 

-tischen, wissenschaftlichen, materiellen und personellen Vor- 
aussetzungen für die Erfüllung der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Aufgaben. Sie gewährleisten, daß die für den 
Schutz und die Erhaltung des Kulturgutes zuständigen staat- 
lichen Organe und Einrichtungen, wie Museen, Archive und 
Bibliotheken, planmäßig alle erforderlichen Maßnahmen 
durchführen, die das Kulturgut der Deutschen Demokratischen 
Republik dem geistig-kulturellen Leben unserer Gesellschaft 
erhalten und erschließen^ 

(3) Die zentralen und örtlichen Staatsorgane gewährleisten 
in ihrem Verantwortungsbereich den Schutz und die Erhal- 
tung des Kulturgutes, Ordnung und Sicherheit beim Umgang 
mit Kulturgut sowie seine Erfassung und Registrierung. Sie 
sichern die gesellschaftliche Erschließung und Nutzung des 
in ihrem Bereich vorhandenen Kulturgutes und schaffen die 
nach diesem Gesetz erforderlichen materiellen und personel- 
len Voraussetzungen für den Schutz und die Erhaltung des 
Kulturgutes. 

§4 

Verantwortung der zuständigen staatlichen Einrichtungen, 
der Kombinate, Betriebe, sozialistischen Genossenschaften, 
anderen juristischen Personen und der Bürger 

fl) Die für die Arbeit mit dem Kulturgut zuständigen staat- 
lichen Einrichtungen, wie Museen, Archive und Bibliotheken, 


tragen die unnüttelbare Verantwortung für den Schutz, di. 
Erhaltung und die gesellschaftliche Nutzung des Kulturgutes 
das zu ihrem Bestand gehört. Sie organisieren und fördern di. 
Einbeziehung dieses Kulturgutes in das geistig-kulturell- 
Leben im Territorium und leisten auf Anforderung durch di 
zuständigen Staatsorgane Unterstützung bei allen Maßnah 
men zur Durchführung dieses Gesetzes. Sie pflegen und för 
dem die wissenschaftliche Arbeit nüt dem Kulturgut - 

(2) Die Leiter der staatlichen und wirtschaftsleitende 
Organe, der Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowi 
anderer juristischer Personen gewährleisten, daß das l 
ihrem Bereich vorhandene Kulturgut sicher aufbewahrt um 
vor Schaden und-Verlust geschützt wird. Sie unterstützen di 
örtlichen Räte bei der Erfassung des Kulturgutes und arbei 
ten bei dessen Erhaltung eng mit den zuständigen staatliche: 
Einrichtungen, wie Museen, Archiven und Bibliotheken; zu 
sammen. Sie organisieren die Nutzung des Kulturgutes durd 
einen breiten Personenkreis und zu wissenschaftliche: 
Zwecken und fördern das künstlerische und kulturelle Volks 
schaffen. 

(3) Bürger, die im Besitz von Kulturgut im Sinne diese 
Gesetzes sind, erfüllen ihre Verpflichtungen zum Schut 
ihres Kulturgutes durch eine vertrauensvolle Zusammenarbei 
mit den örtlichen Räten bei der Erfassung und Registrierun 
des Kulturgutes; sie können sich bei der Pflege und Erhal 
tung des Kulturgutes von den zuständigen staatlichen Ein 
richtungen, wie Museen, Archiven und Bibliotheken, fachlic 
beraten lassen und sollen das Kulturgut bei Wahrung seine 
Sicherheit entsprechend ihren Möglichkeiten der Wissenschaft 
liehen Arbeit und gesellschaftlichen Nutzung zugänglic 
machen. 

§5 

Mitwirkung gesellscfaafilicfaer Kräfte 

Die staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, Einrichtun 
gen und die sozialistischen Genossenschaften lösen die ihne 
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben unter Einbeziehun 
des Kulturbundes der Deutschen Demokratischen Republi 
und anderer gesellschaftlicher Organisationen; sie können de 
bei ehrenamtliche Mitarbeiter mit der Wahrnehmung bc 
stimm ter Aufgaben betrauen. 

56 

Erlassung und Registrierung des Kulturgutes 

(1) Kulturgut ist nadi den dafür bestehenden Rechtsvoi 
Schriften zu erfassen und zu ^istrieren, 

' (2) Die Erfassung und Registrierung von Kulturgut, de 

nicht zum Volkseigentum gehört, erfolgt auf der Grundlag 
von Anmeldungen. Die Eigentümer, Verfügungsberechtigte 
oder Besitzer von Kulturgut sind verpflichtet, besonders wen 
volle Einzelstücke sowie Sammlungen von Kulturgut, d; 
nationale oder internationale Bedeutung haben, beim Rat d< 
Kreises, Abteilung Kultur, anzumelden. 

Schutz und Erhaltung des Kulturgutes 

57 

(1) Die Rechtsträger, Eigentümer und anderen Verfügung? 
berechtigten sowie die Besitzer von Kulturgut haben diese 
zu schützen und zu erhalten. Diese Verpflichtung umfaßt d; 
Sicherung des Kulturgutes vor Verlust, Beschädigung un 
Zerstörung, vor Gefährdungen durch Nutzung, Transpo 
exier Lagerung sowie seine Bewahrung vor Beeinträchtigur 
gen und Schaden durch äußere Einflüsse exier durch Zerfal 

(2) Die Erhaltung von Kulturgut umfaßt auch alle Mal 
nahmen zur Wiederherstellung der ursprünglichen Substar 
und Wirkung unter Berücksichtigung seiner normalen alter 
bedingten Veränderungen. 

§8 

(1) Die für den Schutz und die Erhaltung des Kulturgut* 
zuständigen staatlichen Organe und Einrichtungen sind b- 
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chtigt, von den Rechtsträgern, Eigentümern und anderen 
»rfügungsberechtigten sowie von den Besitzern von Kultur- 
it Auskunft über dieses zu verlangen, das Kulturgut zu 
^sichtigen, in zugehörige Unterlagen einzusehen und das 
ulturgut zu dokumentieren. 

(2) Diese Befugnisse erstrecken sich auch auf Werke, an 
men Urheberrechte oder ähnliche Rechte bestehen. Sie 
iterliegen der freien Vervielfältigung und Verbreitung zum 
wedce der Information und Dokumentation durch die für 
?n Schutz und die Erhaltung des Kulturgutes zuständigen 
aatlichen Organe und Einrichtungen. 

(3) Das gleiche gilt für Werke, die diesen staatlichen Orga- 
en und Einrichtungen zur Dokumentation von Kulturgut 
ienen. Ihre Nutzung zu anderen Zwecken kann von der 
inwilligung dieser staatlichen Organe und Einrichtungen ab- 
ängig gemacht werden. 

(4) Zur Erfüllung der Pflichten zum Schutz und zur Erhal- 
Jng des Kulturgutes gemäß § 7 können die zuständigen staat- 
chen Organe den Rechtsträgern, Eigentümern und anderen 
'erfügungsbereditigten sowie den Besitzern von Kulturgut 
Auflagen erteilen, wenn das gesellschaftliche Interesse es 
rfordert. Die Auflage muß genaue Angaben über die durch- 
ufü’ uden Maßnahmen und die Frist für ihre Erfüllung 
ntl Jn. Für volkseigenes Kulturgut kann ein Rechtsträ- 
er\vechsel angeordnet w'erden. 

§9 

(1) Erfordern der Schutz und die Erhaltung von Kulturgut 
.'laßnahmen, zu deren Durchführung sein Eigentümer bzw. 
Besitzer nicht in der Lage oder nicht bereit ist, hat das zustän- 
lige staatliche Organ den Abschluß eines Vertrages über die 
-eihe, die Verwaltung oder den Kauf des Kulturgutes durch 
•ine geeignete staatliche Einrichtung anzustreben. 

(2) Kommt ein solcher Vertrag nicht zustande, kann der zu- 
-tändige Rat des Kreises durch Beschluß eine geeignete staat- 
iche Einrichtung als Kurator zur ordnungsgemäßen Verwal- 
:ung des gefährdeten Kulturgutes einsetzen. 

(3) Mit dem Beschluß des Rates des Kreises geht das Recht 
und die Pflicht, das Kulturgut dem Anliegen dieses Gesetzes 
-mtsprechend zu nutzen, zu schützen und zu erhalten, auf den 
Kurator über. Alle Rechte am Kulturgut können nur in 
Übereinstimmung mit dem Kurator wahrgenommen werden. 
Der Kurator ist dem Rat des Kreises rechenschaftspflichtig. 
Einzelheiten seiner Befugnisse werden durch Rechtsvorschrift 
ger^ U. 

( .^ine Veräußerung des Kulturgutes durch den Kurator 
bedarf der Zustimmung des Eigentümers. Einer Zustimmung 
bec' es nicht, wenn die Möglichkeit einer Rückgabe gemäß 
Abs. o Ziff. 1 nicht zu erwarten ist. Die Entscheidung darüber 
trifft der Rat des Kreises durch Beschluß. 

(5) Die Verwaltung gemäß den Absätzen 2 bis 4 endet, wenn 

1. das Kulturgut unter der Voraussetzung, daß Schutz und 
Erhaltung künftig gewährleistet sind, auf Beschluß des 
Rates des Kreises dem Berechtigten wieder übergeben 
wird, 

2. das Kulturgut an eine geeignete staatliche Einrichtung 
veräußert wird. 

§ 10 

Ausfuhr von Kulturgut 

(1) Die Ausfuhr von Kulturgut bedarf einer vorherigen 
staatlichen Genehmigung, sofern in Rechtsvorschnften zur 
Durchführung dieses Gesetzes nidits anderes geregelt ist. 

(2) Für die Erteilung von Genehmigungen und die Rege- 
lung des Genehmigungsverfahrens ist der Minister für Kultur 
zuständig.* Er kann die Genehmigungsbefugnis delegieren. 

(3) Die Genehmigung zur Ausfuhr von Kulturgut kann von 
Auflagen abhängig gemacht werden. 


2 Die geltenden zollrcchilichen Regelungen werden davon nicht 
berührt. 


(4) Wird die Genehmigung zur Ausfuhr von Kulturgut, 
dessen Eigentümer cxler Verfügungsberechtigter seinen Wohn- 
sitz oder Sitz im Ausland hat oder begründet, nach diesem 
Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften versagt, kann nach 
§ 9 verfahren werden, um Schutz und Erhaltung des Kultur- 
gutes zu gewährleisten. 

§11 

Besefawerdereefat 

(1) Gegen Entscheidungen der zuständigen staatlichen 
Organe gemäß den Bestimmungen der §§ 8 bis 10 ist die Be- 
schwerde zulässig. Sie haben eine entsprechende Rechtsmit- 
telbelehrung zu enthalten. Die Beschwerde ist schriftlich unter 
Angabe von Gründen innerhalb von 14 Tagen nach Kenntnis 
von der Entscheidung bei dem staatlichen Organ einzulegen, 
das die Entscheidung getroffen hat. 

(2) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, soweit 
nicht in begründeten Fällen besonderer Dringlichkeit die 
Rechtsmittelbelehrung eine aufschiebende Wirkung ausdrück- 
lich ausschlieOt. 

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen zu 
entscheiden. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist sie 
dem übergeordneten Organ zu übergeben, das innerhalb wei- 
terer 4 Wochen endgültig entscheidet. 

§12 

Strafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich Kulturgut der Deutschen Demokra- 
tischen Republik im Sinne dieses Gesetzes beschädigt, zerstört, 
vernichtet, verderben läßt, in anderer Weise schädigend dar- 
auf einwirkt oder es entgegen den Rechtsvorschriften aus- 
führt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, mit Hafistrafe oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Handlungen gemäß Abs. l 
I gegen ausländisches Kulturgut begeht, das sich im Rahmen 

des internationalen Kulturaustausches auf dem Hoheitsgebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik befindet. 

(3) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fall 
liegt insbesondere vor, wenn 

1. durch die Tat eine schwere Schädigung des Kulturgutes 
verursacht wird, 

2. die Tat zusammen mit anderen begangen wird, die sich 
unter Ausnutzung ihrer beruflichen Tätigkeit oder zur 
wiederholten Begehung von Straftaten gegen das Kul- 
turgut zusammengeschlossen haben. 

(4) Ist die Tatbeteiligung nach Abs. 3 Ziff. 2 von unterge- 
ordneter Bedeutung, kann eine Bestrafung nach Abs. 1 er- 
folgen. 

(5) Der Versuch Ist strafbar. In den Fällen des Abs. 3 sind 
Vorbereitung und Versuch strafbar. 

§13 

Ordnungsstrafbestimmungen 

(1) Sind die Schädigung oder Beeinträchtigung des Kultur- 
gutes geringfügig und die Auswirkungen der Tat auf die 
Rechte und Interessen der Gesellschaft oder der Bürger un- 
bedeutend, können Handlungen gemäß §12 Absätze 1 und 2 
als Ordnungs Widrigkeit verfolgt und mit Verweis oder Ord- 
nungsstrafe von 10 bis 500 M belegt werden. 

(2) Mit Verweis oder Ordnungsstrafe kann auch belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. Auflagen gemäß §8 Abs. 4 und § 10 Abs. 3 mißachtet und 
dadurch Kulturgut zeitweilig oder für dauernd seiner 
Bestimmung entzieht, 

2, staatliche Maßnahmen zum Schutz und zur Erhaltung von 
Kulturgut gemäß § 8 Absätze 1 bis 3 oder die ordnungs- 
gemäße Verwaltung gemäß §9 Absätze 2 und 3 behindert. 
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(3) Ist eine vorsätzliche Handlung nach den Absätzen 1 
und 2 aus Vorteilsstreben oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen Und mit Ordnungsstrafe geahndet worden 
oder wurden durch die Handlungen die gesellschaftlichen In- 
teressen grob mißachtet, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 
1 000 M ausgesprochen werden. 

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem zuständigen Mitglied des Rates des Kreises am Standort 
des Kulturgutes. 

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Aussprudi von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Ge- 
setz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungs- 
widrigkeiten — OWG — (GBl. I Nr. 3 S. 101). 

§14 

Einziehung 

(1) Neben der Strafe oder dem Ausspruch einer Ordnungs- 
strafmaßnahme können das Kulturgut, das Gegenstand einer 
Straf- oder Ordnungsstrafrechtsverletzung war, sowie Gegen- 
stände, die zu deren Durchführung benutzt worden sind, ent- 
schädigungslos eingezogen werden. 

(2) Ist die Einziehung des Kulturgutes nicht möglich, kann 
die Einziehung der Gegenstände, die an dessen Stelle getre- 
ten sind, erfolgen oder die Zahlung seines Gegenwertes fest- 
gelegt werden. 

(3) Die Einziehung gemäß den Absätzen 1 und 2 kann auch 
selbständig erfolgen. 

§15 

Durchführungsregelungen 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsvorschriften erlassen der Ministerrat sowie der Mi- 
nister für Kultur im Einvernehmen mit den Leitern der zu- 
ständigen zentralen Staatsorgane. 

§ 16 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. Verordnung vom 2. April 1953 zum Schutze des deutschen 
Kunstbesitzes und des Besitzes an wissenschaftlichen Do- 
kumenten und Materialien (GBl. Nr. 46 S. 522; Ber. S. 576) 
in der Fassung des Anpassungsgesetzes vom 11. Juni 1968 
(GBl. I Nr. 11 S.242), 

2. Erste Durchführungsbestimmung vom 2. April 1953 zur 
Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes und 
des Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und Mate- 
rialien (GBl. Nr. 46 S. 523), 

3. Zweite Durchführungsbestimmung vom l.Juni 1954 zur 
Verordnung zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes 
und des Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und 
Materialien (GBl. Nr. 55 S. 563). 


(2) Soweit für den Umgang mit bestimmtem Kvjlturgut sc 
wie für seinen Schutz und seine Erhaltung spezielle Regelur 
gen bestehen, finden diese Anwendung, 

(3) Das Gesetz vom 19. Juni 1975 zur Erhaltung der Denk 
male in der Deutschen Demokratischen Republik — Denkmal 
Pflegegesetz — (GBl. I Nr. 26 S. 458) wird wie folgt geändert: 

1. § 12 des Gesetzes erhält folgende Fassung: 

«§12 

(1) Erfordern die Sicherung des Bestandes, die Restau 
rierung, Nutzung cxier Erschließung eines Denkmals MaC 
nahmen entsprechend der denkmalpflegerischen Zielstel 
lung, zu deren Durchführung sein Reditsträger, Eigentü 
mer oder Verfügungsberechtigter nicht in der Lage ode 
nicht bereit ist, sind die Reditsvorschriften über de 
Schutz des Kulturgutes anzuwenden. 

(2) Der Rat des Kreises kann auf Antrag des für da 
Denkmal entsprechend seiner Klassifizierung zuständige 
Staatsorgans auch die Durchführung der erforderliche 
Maßnahmen zu Lasten des Eigentümers oder Verfügung' 
bereditigten beschließen und hierzu bei Grundstücken un 
Gebäuden die Rechtsvorschriften über die Kreditiehin 
und Sicherung durch Aufbauhypothek anwenden. 

(3) Erfordern Maßnahmen der Denkmalpflege die Nut 
zung, Mitnutzung oder Eigentumsübertragung Von Grund 
stücken und Gebäuden, ist darüber ein Vertrag anzustre 
ben. Kommt ein solcher Vertrag nicht zustande, kann de 
Rat des Kreises durch Beschluß das Eigentum an diese 
Grundstücken und Gebäuden entziehen oder daran beste 
hende Nutzungsrechte durch Anordnung von Nutzung' 
oder Mitnutzungsrechten einschränken oder entziehen. De 
Rat des Kreises entscheidet zugleich über Art und Höh 
der Entschädigung nach dem Enlschädigungsgesetz vor 
25. April 1960 (GBl. I Nr. 26 S. 257). 

(4) Mit dem Entzug des Eigentums an den Grundstücke 
und Gebäuden entsteht Volkseigentum. Grundstücksbc 
lastungen erlöschen. Die Entschädigung und die Begle; 
chung von Forderungen der Gläubiger, deren Rechte er 
loschen sind, erfolgen nach den dafür geltenden Recht.' 
Vorschriften. 

(5) Werden durch die Anordnung von Nutzungs- un 
Mitnutzungsrechten andere Nutzungsrechte eingeschränl 
oder entzogen, sind sie durch Vereinbarung der Beteiligte 
zu ändern oder zu beenden. Kommt darüber oder über di 
Anteile an der Entschädigung keine Einigung zustand. 
entscheidet darüber der Rat des Kreises auf Antrag.“ 

2. § 14 Abs. 1 des Gesetzes erhält folgende Fassung: 

..(1) Beschlüsse und Auflagen der örtlichen Staatsorgan 
nach §9 Abs. 3 und § 12 Absätze 2. 3 oder 5 haben schrif: 
lieh zu ergehen, eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalte: 
sind zu begründen und dem Betreffenden auszuhändige 
I oder zuzusenden.“ 


Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am dritten Juli neunzehnhundertachtzi 
beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet. 

Berlin, den dritten Juli neunzehnhundertachtzig 

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 

E. Honeckej' 
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Erste Durchführungsbestimmung 
zum Kulturgutschutzgesetz ' 

— Geschütztes Kulturgut — 

vom 3. Juli 1980 

Aufgrund des §15 des Kullurgutschutzgesctzes vom 3. Juli 
1900 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit den 
I-*cilern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes be- 
stimmt: 

§1 

Geschütztes Kulturgut im Sinne des § 2 Abs. 1 des Gesetzes 
sind in.sbesondere folgende Kategorien und Gegenstände: 

1- Dokumente und andere gegenständliche Zeugnisse der 
Geschichte der deutschen und internationalen Arbeiter- 


bewegung, des deutschen Volkes und der Deutschen 
Demokratischen Republik sowie der Beziehungen zu 
anderen Staaten und Völkern; 

2. zu Denkmalen erklärte Objekte; 

3. Gegenstände, die Zeugnisse der Entwicklungsgeschichte 
der Wissenschaft und Technik, des Handwerks, des Kunst- 
handwerks, der Konsumgüterproduktion, des Verkehrs- 
und Konnmunikationswesens, der Landwirtschaft, des 
Militärwesens, der Körperkultur und des Sports und 
anderer gesellschaftlicher Bereiche sind, wie z. B. Produk- 
tionsinstrumente, Verkehrs- und Nachrichtenmittel, Kon- 
sumgüter, Spielzeug, Meßgeräte und andere wissenschaft- 
liche Instrumente, medizinisches Gerät, Waffen und Aus- 
rüstungen, Sportgeräte sowie wissenschaftlich-technische 
Aufzeichnungen, Darstellungen und Dokumente; 

4. Zeugnisse der Entwicklung der Natur, insbesondere 
Typusmaterial, Präparate zu seltenen, ausgeslorbenen 
oder gefährdeten Tier- und Pflanzenarten sowie Sammr 
lungen und Einzelstücke von wissenschaftlich wertvollen 
Fossilien und Mineralien; 

5. Bodenaltertümer, insbesondere aus ur- und frühgeschicht- 
licher Zeit; 

6. Gegenstände von ethnologischem Interesse; 

7. Gegenstände, die Ergebnisse der bildenden und ange- 
wandten Kunst sind, wie Plastiken, Reliefs, Gedenktafeln, 
Malerei, Handzeichnungen und Druckgrafiken von Künst- 
lern und Volkskunstschaffenden; 

8. Kunst- und Gebrauchsgegenstände von antiquarischer 
Bedeutung, insbesondere Möbel, Gobelins, Teppiche, 
Stiedeereien, Spitzen, lithurgisches Gerät sowie andere 
antiquarische Gegenstände aus Porzellan, Keramik, Glas, 
Leder, Stein, Mineralien, Metall, Holz, Elfenbein, Kunst- 
stoff oder anderen Materialien sowie Materialverbindun- 
gen; 

9. Sammlungen und Archive einschließlich Film-, Foto- und 
Phonoarchive sowie Einzelstücke* von sammlerischem 
Interesse, wie Schallplatten und andere Tonträger,- Pla- 
kate, historische Ansichtskarten, Prospekte und geogra- 
phische Darstellungen; 

10. Aufographen, Einzel-, Erst- und Jubiläumsausgaben der 
Werke von Wissenschaftlern, Schriftstellern, Dichtern, 
Komponisten und anderen bedeutenden Persönlichkeiten 
des gesellschaftlichen Lebens, bibliophile Ausgaben, Nach- 
laObibliotheken hervorragender Persönlichkeiten und 
solche, die infolge ihrer Geschlossenheit von besonderem 
kulturellem Wert sind, Rara und Druckerzeugnis von 
antiquarischer Bedeutung; 

11. Inkunabeln, historisch und wissenschaftlich bedeutende 
Handschriften; 

12. Nachlässe oder einzelne Nachlaßgegenstände bedeutender 
Persönlichkeiten des gesellschaftlichen Lebens, die Zeug- 
nisse ihres politischen, künstlerischen, wissenschaftlichen 
oder anderen gesellschaftlichen Schaffens und Wirkens 
bzw. ihres Lebens sind; 

13. Musikinstrumente na^ü^after Künstler und Instrumen- 
tenbauer sowie von bedeutendem künstlerischem und 
wissenschaftlichem Wert; 

14. Pläne (zeichnerische Darstellungen) sowie Modelle her- 
vorragender architektonischer und städtebaulicher Lei- 
stungen, die für die Entwickluhg der nationalen 
Architektur und des Städtebaus von besonderer Bedeu- 
tung sind, sowie bedeutende Architeklururtoilc; 

15. -Sammlungen historlsdicr und zeitgenössischer Münzen 
und Briefmarken sowie Eir.zclslücite rrdt Ausnahme kurs- 
fähiger Münzen und ln der Deulsdicn Demokratischen 
Republik hcrnusgcccbcncr. noch gültiger Postv.crtzeizhen ; 
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16. Orden, Ehrenzeichen, Medaillen und Fahren urkunden 
sowie Siegel von historischer Bedeutung. 

§2 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. August 1980 in 
Kraft. 

Berlin, den 3. Juli 1980 

Der Minister für Kultur 
H off man n 
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y E RS ZNBARUHO 


Kwisohttn d«ai 

Staatliobvn Künstband«! d«r DDR 
loB Barlin* TbKI«annpLat8 1-2 

- in waitaran 8KH genannt - 

vartratan dnrob dan OanaraldiraXtor Borat ffalB 

und dar 

Kunat und Antlquittttan oabB* 
loB Barlin« Fransttaiaoha Str. 15 

- in %faitaran AHB ganannt - 

vartratan darob dan DiraXtor Borat BObuatar 


Ubar dan Znport von Oaganatttndan dar bildandan und angavrandtan 
Kunat fUr dan BavdlXarungabadarf dar DDR 


Eial dar Varainbarung iat aa* durch dia Br%raitarung baw. Barai- 
obarung daa Binnanbandalasortimanta daa BKB aua Znportan aina 
Xrbt^bung daa BxportaufXonnana an AntiguitKtan und Oabrattobtwaran 
und aina waitara Varbaaaarung dar Bafriadigung Xulturallar Ba- 
dUrfniaaa dar BavÖlXarung au arraiohan. 

Diaa gaacbiabt auf dan Waga daa Sortinantaauatauaobaa« 

Oabai iat via folgt an varfabrans 

1. Dar AHB atallt dan 5RH Xnportvaran aun VarXauii in daaaan Bin- 
riobtungan aur VarfUgung. 

Dar SKI! Ubaminnt dia Waran in Xoaniaaioa und varXauft für 
Raobnung daa ABB, 

2. Dia Praiafaatlagungan in MarX dar DDR für dia aun Znland- 
varXauf baatiantan Waran arfolgan javaila in Abapraeba 
aviaoban AHB und 8RB* dia au arraiobanda Rantabilitat wird 
pro Bortinant faatgalagt. 

3 . Dar NarXarltta gabt au glaioban Tailan an dan ABB und 8XB und 
iat nonatliob durch dan SKH dan ABB gaganilbar abauraebnan. 

Dar 8KH Ubarvaiat monatlich dan Antail daa AHB auf daaaan 
Konto Br* 6835 - 15 - 34Boo bai dar OABA« 

4. FUr dia durch dan AHB 'aun ZnlandvarXauf baraitgaatalltan 
OaganatUnda liafart dar SKH auOarbalb daa varalnbartan Bxport- 
planaa 198o oabraucbtvaran und Antiquitütan fttr dan Export im 
Oaganwart von 2oo % daa Xnportvaran%#artaa • 
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5. Dttr AHB bild*t: «nbapr^ob^nd« Abrachnunnakontan fttr Mark vmd 
Valutabaw^gungan und lat baraohtlgt, m» Bnd» «in«» Abraotuanga- 
aaikrauMaa baim 8KB Invanturan dar noch in Konalaaloa bafind- 
llcban Importwaran dnrcbauCUbran. 

6* Dia Varainbarung tritt mit Untarsaichaang dorcb baida Partnar 
in Kraft und gilt bia aum 91.12.1986. 
iindarungan und Brgänsungan badUrfan dar Sobriftform. 


Berlin* den 


Uff. 


Berlin« den' 




staatliobar Kunatbandal 
dar DDR 


Kunat und Antiquitäten 

OrataB. 
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Berlin, 1. Septemb^Ug^^ 

Streng qehelml 

gef,; 5 Ex, mit Je 3 Bl, 

1, Exemplar 


Regelung 

für die Arbeit mit Firmen operativer Diensteinheiten des MfS, 
die dem Bereich Kommerzielle Koordinierung auf dem Gebiet des 
Außenhandels zugeordnet sind 


1« Oie Regelung erfaßt das Zusammenwirken operativer Olenst- 
einheiteri des Ministeriums für Staatssicherheit mit dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung bei folgenden Firmen 


1.2, HVA 


As imex 
Carnet 
Gerlach 
Interport 


Vertretung kapitalistischer Firmen 
Vertretung kapitalistischer Firmen 
Vertretung kapitalistischer Firmen 
Sondergeschäfte 


2. Zur Durchsetzung einer einheitlichen Leitung operativer 
Firmen durch das MfS weise ich an 

2.1, Die Neugründung von Firmen durch operative Oiensteinheiten 
bedarf meiner schriftlichen Zustimmung, 

2.2, Alle unter 1, genannten Firmen yverden dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung zwecks einheitlicher ökonomischer 
Führung unterstellt. Die' Geschäfts führer dieser Firmen und 
ihre Stellvertreter sind irt ihrer ökonomischen Tätigkeit dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung gegenüber rechenschafts- 
pflichtig, Sie werden in dieser Verantwortung dem Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung disziplinarisch 
unters teilt. 

Sie arbeiten nach den vom Bereich Kommerzielle Koordinierung 
vorgegebenen Planauflagen, 

Sie sind verpflichtet, einen exakten Ausweis der von ihnen 
verwalteten materiellen und finanziellen Fonds zu sichern. 
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Oer Bereich Komme rzie Ile Koordinierung hat ein Modell und 
Grundsätze zur Durchsetzung einer einheitlichen Buchführung 
in den Firmen zu erarbeiten, 

Oer Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung organi- 
siert mit ausgewählten Kräften eine ständige Kontrolle über 
die Erwirtschaftung und Verwendung der den Firmen über- 
tragenen Fonds. 

2.3. Zur Gewährleistung einer einheitlichen und kontrollierbaren 
Leitung der Firmen erarbeitet der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung Rahmengrundsätze, ln denen die Vollmachten der 
Geschäftsführer und ihrer Stellvertreter festgelegt werden. 

In den Rahmengrundsätzen ist festzulegen, in welcher Höhe 
die Geschäftsführer selbständig über Mittel der Firmen ver- 
fügen können. 

Oie Vollmachten überschreitende Handlungen der Geschäftsführer 
und ihrer Stellvertreter bedürfen jeweils der Zustimmung des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung, 

2.4. Oie Einrichtung von Konten im In- und Ausland sowie 
finanzielle Beteiligungen an anderen Firmen sind, soweit sie 
die ökonomische Tätigkeit der Firmen betreffen, generell vom 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zu genehmigen. Ober die 
Anlage und Führung operativ erforderlicher Konten und Firmen- 
beteiligungen entscheidet mein für den operativen Dienst- 
bereich zuständiger Stellvertreter. 

2.5. Oie von den operativen Oiens teinheiten aus den Gewinnen der 
Firmen benötigten Mittel für operative Zwecke sind jährlich 
von meinem für die operativen Diensteinheiten zuständigen 
Stellvertreter festzulegen und dem Leiter des Bereiche^ 
Kommerzielle Koordinierung mitzuteilen. 

Ober das festgelegte Oahreslimit hinausgehende operative 
Abführungen von Gewinnanteilen bedürfen der Abstimmung 
zwischen meinen Stellvertretern und dem Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung. 
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3«1. Für Kaderarbeit und politische Arbeit mit und ln den 

Firmen sind die zuständigen operativen Oiensteinheiten 
verantwortlich. 

Die operative Arbeit mit den Firmen hat unter strikter 
Einhaltung der Konspiration zu erfolgen. 

Ober Reisen von Mitarbeitern der Firmen ln das NSW Ist Im 
Zusammenwirken zwischen den operativen Oiensteinheiten und 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zu entscheiden, wobei 
die letztllche Verantwortung für ökonomisch bedingte Reisen 
beim Bereich Kommerzielle Koordinierung, für operativ 
bedingte Reisen bei den operativen Diensteinheiten liegt, 

3.2, Für erforderliche Abstimmungen beim Einsatz von Kadern und 

bei der Lösung operativer Aufgaben zwischen den operativen 

Oiensteinheiten und dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 

ist im Bereich Kommerzielle Koordinierung der Beauftragte 

♦ 

des Leiters, Genosse Oberstleutnant Meier, verantwortlich, 

3.3, Oie operativen Oiensteinheiten haben alle Erkenntnisse über 
Feindtätigkeit sowie besondere Vorkommnisse in den Firmen, 
soweit sich daraus eine ernsthafte Gefährdung des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung oder der ihm unterstellten 
Außenhandelsbereiche ergeben könnte. Genossen Oberst 

Dr, Volpert zur Kenntnis zu bringen. 



Minister 


Verteiler ; 

1, Ex, Genosse Minister 

2, Ex, Generaloberst Wolf 

3, Ex. Staatssekretär Schalck 

4, Ex, Generalleutnant Mittig 

5, Ex, Oberst Volpert 
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Zwiechon 

der iüinFitücliutzkoroii'.lanion betrn Mlnintor £ü.v Kultur der DDR 
(Ira folgenden KSOHK) 

vertrete« diuch den Voreit senden, Gen. Pro>T. Dr. Eberhard 
B a r t k e » 

i02 Berlin, Bodectraße 1-3 


der lüinet & Antiguitäton GmbH 
(tm folj:’cndcn KcA) 

vertreten durch den Direktor, Gon. Jobehiin Parken, 
108 Berlin, Fransöo leche Stiwße 15 


Im Rahmen des Geoetae« zum Schutz des Rulturc^utoo der 
Deutschen Demokratischen Republik 

*- Kulturgut Bchutzge setz vom 3*7«l98ü (GBL. I llr. 20, S.191) 
vex'einbort 

1. I&A wird in dio Verträge mit seinen ounländlsüheo Kunden die 
Beotlr/uiiung nufnolimen* "vorbehaltlich der Auoiuhrßenohmigung”. 

2*1 Die KSCHK wird zweimal monatlich, ln der Regel Jeden 1. und 3» 
Donnerotog im Kionct ihren Selaetär und ein Mitglied der KSOHK 
zu IGtA entsenden, um zu prüfen, ob sich zur Auofulir nicht zu- 
gelasoenes bedeutsames BuLturgut bol der IGtA bef indot. 

2.2 Für die Begutachtung gilt die Gut achte rordnung zura Kulturgut- 
schutzgeoetz . 

3 . Die KSOHK und IGtA werden auch iu anderen Fragen vortrouensvoll 
zuB8j(uae narbe Itcn. 


Berlin, am 17. November 1900 


Prof, Dl'. Eberhard Bartke 


/ 

Joachim Farken 
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Vorbereitung des Bereidies Kommerzielle Koordinierung auf den Ver 
teidigungszustand 


Eine Kernfrage der Vorbereitungsarbeilen ist die Sicherung des Valuta- 
Vermögens des Bereiches, Das Valutavermögen des Bereiches ^ • 

ist beinahe vollständig bei der Deutschen Handelsbank ^on zentrier 
Der Anteil der Einlagen des Bereiches an den Gesamteinlagen -der Deut- 
schen Handelsbank beträgt , . . Prozent. 


Für den Verteidigungszustand ist ein Gesetz vorbereitet, das folgende 
Festlegung Vorsicht. 


Alle Valutakonten werden sofort gesperrt. 

Das Ministerium für Außenhandel u. a. zentrale Staatsorgane 
werden beauftragt, einen operativen Valutaplan für den Zeit- 
raum eines Vierteljahres zu erarbeiten. 

Die in diesem operativen Valutaplan beantragten Mittel wer- 
den von der Staatsbank geprüft und wenn erforderlich zugewiesen. 


Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes würde das Valutavermögen des Berei- 
ches sofort blockiert und von der Staatsbank verwaltet. Die Staatsbank 
untersteht im Verteidigungszustand dem Gen. Iseumann. 


Die Vorbereitungsarbeiten des Bereiches und der ihm unterstellten Außen- 
handelsbetriebe werden gegenwärtig selbständig unter Anleitung der Haupt- 
abteilung XVIII des Ministeriums für Staatssicherheit auf der Grundlage 
einer Vereinbarung mit dem Ministerium für Außenhandel, Abteilung ! 
durchgeführt. Der Bereich gehört nach wie vor zur Führungsstruktur des 
Ministeriums für Außenhandel. Das Ministerium für Außenhandel ist im 

Verteidigungszustand dem Gen. Schürer unterstellt. 
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Um die Vermögenswerte des Bereiches abzusichem, wäre eine wei- 
tere Vereinbarung mit dem Präsidenten der Staatsbank notwendig, die 
fesüegt 


Das Valutavermögen des Bereiches wird von dem vurjierri- 
teten Gesetz nicht erfaßt. Die volle Verfügbarkeit durch den 
Bereich bleibt erltallen. 

Die Deutsche Handelsbank wird im Verteidigungszustand! dem 
Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung unter- 
stellt. 

Solche Vereinbarungen bzw, doppelte Unterstellungen sind im Verteidi- 
gungszustand nur begrenzt wirksam, da sie den festgelegten Führungs- 
strukturen nicht entsprechen. 

Deshalb ist es erforderlich, die generelle Unterstellung des Bereiches 
im Verteidigungszustand entsprechend der bestehenden Festlegungen 
zu bestimmen. 

Dabei sind der Umfang tmd die Struktur der Führung des Bereiches zu 
berücksichtigen. 

Zum Bereich gehören gegenwärtig vier Außenhandelsbetriebe und 6 Fir- 
men mit insgesamt über 2000 Beschäftigte. 

Im Bereich arbeiten /fi. attestierte Mitarbeiter der verschiedenen Dienst- 
einheiten des Ministeriums für Staatssicherheit. J. . attestierte Mitarbei- 
ter existieren im Außenhandelsbetrieb Transinter / Internationales Han- 
delszentrum. Die Sicherungskräfte des Bereiches und des Internationalen 
Handelszentrums sind ebenfalls Mitarbeiter des Ministeriums M'ür Staats- 
sicherheit. 



r. Schalck 




Unterstellung und Zuordnung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 


Durch Beschluß des Politbüros vom 02. 11. 1976 wurde der Leiter des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung im Zusammenhang mit der Über- 
tragung bestimmter Aufgaben dem Mitglied des Politbüros und Sekretär 
des ZK der SED, Gen. Dr. Mittag, unterstellt. 

Gleichzeitig blieb die staatliche Verantwortung des Leiters des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierimg als Staatssekretär im Ministerium für Außen- 
handel und die Zuo^rdnung des Bereiches zum Ministerium für Außenhandel 
davon unberührt. 

Im vergangenen 5-Jahr-Plan-Zeitraum 1976 - 1980 hat der Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung entsprechend den vorgegebenen Zielstellungen 
eine bedeutende Entwicklung erfahren. Das betrifft sowohl die Entwicklung 
des ökonomischen Potentials, insbesondere des Valutaumsatzes und der Va- 
lutafonds sowie auch den Umfang der Arbeite- und Finanzbeziehungen zu 
ausländischen Firmen. 

Ausgehend von den getroffenen Fest^legungen und Vorgaben der Parteifüh- 
rung haben sich vor allem folgende Aufgabenkomplexe entwickelt, die auch 
in den nächsten Jahren wahrzunehmen und weiter auszubauen sind. 


1. Maximale Nutzung des ereichten ökonomischen Potentials und der dem 
Bereich übertragenen Valutafonds zur weiteren Valutaerwirtschaftung. 
Das erfolgt vor allem durch 

- Finanz- und Warenoperationen im NSW mittels der dem Bereich 
unterstellten Außenhandelsbetriebe sowie Auslandsfirmen. 
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Dabei besteht ein zwingendes Erfordernis darin, Funktionen der 
Geschäftsbank des Bereiches unmittelbar zu steueirvlind zu be^ein- 
flussen (die Umlaufmittel und die erforderlichen Konten des Berei- 
ches in Valuta sind im wesentlichen vollständig bei der Deutschen 
Handelsbank AG konzentriert. Der Anteil des Bereiches an den 
Einlagen dieser Bank beträgt ca. 70 %. Die Dedtsche Handfelsbank 
AG ist gegenwärtig der Staatsbank der DDR nachgeordnet) 

- Gemeinsame Vorhaben mit den Industrie mini sterian und Kombinaten 
zur Produktion von NSW-Exporterzeugnissen und zur Erwirtschaftung 
von Valutamitteln . 

2. Aufgabenkomplexe, die verantwortliche Mitwirkung des Bereiches an 

grundlegenden Fragen der Wirtschaftsstrategie der Partei betreffen. 

Das gilt vor allem für 

- Aufgaben zur beschleunigten Entwicklung und Anwendung der Mikro- 
elektronik in der Volkswirtschaft der DDR (Finanzierung, Beschaf- 
fung und Einsatz spezieller Ausrüstungen und Technologien, Vorbe- 
reitung und Realisierung von Objekten gemeinsam mit den Fachministe- 
rien) . 

- Aufgaben zur stärkeren Nutzung einheimischer Rohstoffe und zur 
stärkeren Rohstoffveredelung (Maßnahmen wx zur Substitution von 
Heizöl durch Braunkohle, höhere Veredelung von Erdölprodukten) 

- Vorhaben zur Steigerung der Produktion wichtiger Konsumgüter, 
einschließlich der Vorbereitung und Realisierung von Objekten der 
Gestattungsproduktion. 

3. Wahrnehmung von Koordinierungs- und Kontrollfunktionen zu abgegrenz 

ten politschen und ökonomischen Aufgabenkomplexen, die auf die Wahrung 

gesamtstaatlicher und volkswirtschaftlicher Interessen gerichtet sind. 

I 892 I 




- 3 - 


Das betrifft 

- - Aktivitäten zur Vorbereitung und Durchführung von Beschlüssen 

die die Beziehungen zwischen der DDR und der BRD sowie West- 
berlin betreffen 

- Die Wahrnehmung von Aufgaben zur Entwicklung der politischen und 
ökonomischen Beziehungen zu ausgewählten Entwicklungsländern 

- Kontroll- und Koordinierungsfunktionen bei der Vorbereitung und 
Realisierung von Kompensationsgeschäften. 

4, Sicherung und Steuerung des Importes wichtiger Rohstoffe, insbesondere 
aus dem NSW, Das betrifft vor allem Erdöl, Kohle, Getreide. 

Da die entsprechenden Außenhandelsbetriebe den jeweiligen Fachministern 
zugeordnet sind, erfolgt auch auf diesem Gebiet in erster Linier ein Zu- 
sammenwirken mit den betreffenden Ministerien. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die wesentlichen Aufgabenkomplexe des Be- 
reiches Kommerzielle Koordinierung auf der Grundlage der durch die Partei- 
führung gegebenen Vorgaben und Aufträge selbständig gelöst werden, bzw. 
dabei ein enges Zusammenwirken vor allem mit den Staate- und Wirtschafts- 
organen der Industrie, des Bauwesens und des Verkehrs erfolgt. 

Zur Durchführung der Aufgaben erforderliche zentrale Entscheidungen be- 
treffen in der Regel nicht den Führungsbereich des Ministeriums für Außen- 
handel. Das gilt insbesondere nach dem Wirksamwerden der beschlossenen 
Wirtslchaftsorganisatorischen Maßnahmen und der Zuordnung der Außenhan- 
deslbetriebe zu den betreffenden Kombänaten und Fachministerien. Zur Er- 
höhung der Effektivität der Tätigkeit des Bereiches Kommerzielle Koordinie- 
rung unter den Bedingungen eines engen Zusammenwirkens mit den Kombinaten 
der Industrie und einem verstärkten Ausbau der Auslandsverbindungen des Be- 
reiches zum NSW wird es deshalb für erforderlich gehalten, dofrt. Bereich 
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Kommerzielle Koordinierung ausschließlich dem Mitglied des Politbüros 
und Mitglied des ZK der SED, Gen, Dr. Mittag, zu unterstellen und die 
Zuordnung zum Ministerium für Außenhandel aufzuheben. 

Gleichzeitig mit der Herauslösung aus der Struktur des Ministeriums für 
Außenhandel soll tmdem Bereich Kommerzielle Koordinierung über die bis- 
her unterstellten Außenhandelsbetriebe sowie die im In- und Ausland tätigen 
Firmen hinaus die Deutsche Handelsbank AG unterstellt werden. 

Dieses Unterstellungsverhältnis ist auch im Verteidigungszustand aufrecht - 
zuerhalten und durchzusetzen. Dementsprechend sind im Verteidigungszustand 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung mit den ihm unterstellten Außenhan- 
delsbetrieben, der Deutschen Handelsbank AG sowie den im In- und Ausland 
tätigen Firmen dem Verantwortimgsbereich des Gen. Dr. Mittag direkt zu- 
zuordnen. 

Die Beschlüsse des Nationalen Verteidigungsrates zur Führungs Struktur der 
DDR im Verteidi/gungszu stand und die auf dieser Grundlage durch den Vor- 
sitzenden des Ministerrates bestätigten Dokumente sind demertsprechend zu 
präzisieren. 

Durch den Sekretär des Nationalen Verteidigungsrates, Gen. Generaloberst 
Streletz, sind die erforderlichen Maßnahmerjzu veranlassen. 

Auf der Grundlage einer prinzipiellen Entscheidung zu diesen Vorschlägen 
sind die erforderlichen Einzelmaßnahmen zur Realisierung einschließlich 
eines zeitlichen Ablaufplanes auszuarbeiten. 

Bitte um Zustimmung. 
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'j:. Schxnlader 
H« Zamiaalcy 
A. Sohalclc 
H « Fdlaa 

Abt* Planimg und Finanzen 

- 50 - 


Berlin, 

• ••• ^jX* Je •••« Blatt 


Verläse 
für das Politbüro des ZZ der SED 



Betreff; Beschluß Über Veränderung dea Oat erste llungs- 
verbältnleees der Deutschen Handelsbank 

Beaehlußeptvrurf I 

1 • Dis Deutsche Handelsbaxüc vird dem StaatssekretHr 
la Hln1 Btarium fUr Außenhandel für den Bereich 
Zonsaerzielle Koordinierung untorsiellt* 

2* Die Kontrolle Uber die Tätigkeit der Deutsohen 
Handelsbank wird durch den Stellvertreter des 
Ministers der Vlzionzen, Qenosain Hertha Kbnig, 
▼orgenainnien* 

3« Dia Konzeption sur Aufnahme und Vergabe von Ere» 
dlten zur Sahlungsbilanz der DDE und das Auftreten 
der Deuteohen Handelabank auf internationalen Qeld- 
und Kreditmärkten sind loit dem ^äsidenten der 
Deutsohen Außenhandelebank ebzustimmen« 

4* Die von der Deutaohsn Handelsbank bisher durohge» 
führten Aufgaben fUr anders Valutaplanträger der 
DDE sind weiterhin entsprechend den getroffenen 
Festlegungen durehzufUhren* 
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5* Brfordar liehe Haßaahman imd HegeluniEea aas dar 
yerändertea Unteratellung dar Deutaobea Haadela» 
bank sind zvlaohen dem Staat aaekretär la Ulnlate- 
rium fUr Außenhandel für den Eereieh Korsserslelle 
Koordinierung« das j£Lnlater der Tinaxuen und des 
Präsidenten der Staatsbank su yarelnbaren« 


H« Kamin Blqr 


W« Schiaieder 


Q* ESirenapergar W* Pölze A« Sohalok 

Zur Behandlung der Torlage 

aollen eingeladen werden t Qenoaae W# Schnieder 

(Zanecae E« Kawtneky 
Oenoaae A« Schalok 
denosae ¥• Polea 
Ganeaaa Q« Shren«n»-Hssr 


yerttlliri 

1 , •30« Bx. Politbüro 

3t« Sx« Genoese Sehzieder 
32« Szo Genosse l&ualneky 
33« Genoss« Sohalok 
34« Bx« Genosse Polze 
35« Sx« Genosse Bhrensperger 
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Begründ uns 


Dis Deirtscho Eanddl8l»nk führt iai weasntlichen finanalelle 
lufgabSQ das Bsrelchas Eommarzlalla Koordlnisrung des Mi* 
nlsterloma für Audexthfindal durch« Die rationelle und effek* 
tlTS Gsstaltus^ dar BxvirtBobsftung ron '^lutaalttaln für 
die Zshluni^biXanB dar DDR und dis dasiit Im Susaiaiianhang 
rtshandaxi ?lnangisrangsa uf gaben dar Deutschen Handelsbank 
erfordern* das bixihsrige ünteratelluBssrerhältnie unter den 
Präsidenten der Staatsbank der DDR zu rerändem» 

Die bisher vxm der Deutschen Handelsbank durohgefUhrten fl* 
nanziellen Aufgaben für andere Talataplantröger der DDE wor- 
den davon nicht berührt« 


U^'A. 
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G. Mlttaq 


geschr i eben 
23./2A.0'4. 1981 


Generalsekretär des 
Zentralkoatitees der SED 

Genossen Erich Honocker 


Lieber Genosse Honecker! 

Entsprechend den sich aus der internationalen Laqo 
ergebenden Entwicklungen worden dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung in zunehmendem Maße solche Aufgabenkomplexe 
übertragen, bei denen besonders in internationalen Spannungs- 
situationen und im Verteidigungszustand eine hohe operative 
Beweglichkeit und Versorgungssicherheit im engen Zusammen- 
wirken mit der Industrie, dem Verkehrs- und Bauwesen unter 
Nutzung und Ausbau der geschaffenen internationalen Geschäfts- 
verbindungen zu gewährleisten sind. 

Dabei ergeben sich neue Anforderungen sowohl an die Ge- 
staltung der Auslandsverbindungen als auch aus den neuen 
Bedingungen der Einbeziehung der Außenhandelsbetriebe 
ln die Leitung und Planung des Reproduktionsprozesses 
der Kombinate und Industrieministerien. Das betrifft 
z.B. die Sicherung der Versorgung der Volkswirtschaft 
mit entscheidenden Importrohstoffen wie Erdöl, Kohle, 

Getreide, Futtermittel und Buntmetallen sowie mit Er- 
satzteilen und speziellen Erzeugnissen. 

Das betrifft weiter Aufgaben auch für die Verteidigungs- 
industrie, zur Finanzierung und Beschaffung von hoch- 
produktiven Rationalisierungsmitteln, Technologien und 
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Vtirfdhrcll, b. /. ni AiiW(iitluii<J il«.l 

Mikroelektronik in der Volkswirtschaft der DDR sowie 
die Er scf\l ießunq von Möq 1 ichke i ton in den Kombinaten 
zur i n t t;ns i vi' fl 1 1 N i j t / mni v« xi K. 1 1 i,i / i i . i t i ■ 1 1 < j i w I Uoh- 
:> l (» I 1 cn /.Ul : d < I ' |. 1 H II' 1 ■ • N:SW- I | | , < K i v. i I u i i - 

erw i r tSChd t t Uliq mul Zui li Uiluk L i im liodiwei L i'ivi 
Konsumgüter . 


Eine bcsondcn.' C.i 'W i ■ h i un'i irhullcu 1 1 - 1 1 1' Wjri n- 

und Finanzoperationen, die militärische Ausrustungen 
und Waffen zur Unterstützung der um ihre politische 
und ökonomische Unabhängigkeit kämpfenden Länder be- 
treffen. 

Das stellt auch höhere Anforderungen an die Beweglich- 
keit und die Effektivität beim Einsatz der Valutamittel 
des Bereiches. Die Umlaufmittel und die dazu erforder- 
lichen Konten des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
in Valuta sind im wesentlichen vollständig bei der 
"Deutschen Handelsbank AG" konzentriert. Der Anteil 
der Einlagen des bereiclics an den Cesamteinlagen dieser 
Dank beträgt ca. 70 %. Es wird deshalb vorgeschlagen, 
dem Politbüro die als Anlage beigefügte Vorlage zur 
Veränderung dos Untors t o 1 1 ungsvorh.i 1 tni sscs der 
Deutschen Handelsbank zur Beschlußfassung vorzulegen. 

Für den Kriegsfall und den Verteidigungszustand ist 
die einheitliche Handlungsfähigkeit des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung im In- und Ausland und 
die Verfügbarkeit der Umlaufmittel entsprechend den 
Weisungen des Generalsekretärs des ZK der SED und 
Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates zu 
gewährleisten. Ausgehend von den gegenwärtigen 
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Bedingunyen uri<l «kn w.u-|i;;i udi.'n AnlOrderunycn untl Aui- 
gaben wird deshalb die einheitliche Unterstellung 
des Bereiches Ko-ntner z ie 1 le Koordinierung als selb- 
ständiger Dienstbercicli mit den ihm unterstellten 
llc L r l el IV • 1 1 , 1 li ■ I 1 1« 1 1 ( ■ ;< ' 1 1 • 1 1 1 1 . 1 1 idi ' I ' . I 1 1 1 k At 1 1 1 h I • 1 1 1 1 
im Ausland tuLi‘jv.ti i'iiinvjii (. n l v.'eli«_’iid vl<. ii I v u t l cy u I ly V.-I I 

gemäß Anlage vonjosch lagen . 

Bitte um Zuü L i iiiiminy . 


Mit kommunistischem Gruß 


Anlagen 
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Fest legungen 


zur Unterstellung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

Aufgrund det dem Bereich Kommerzielle Koordinierung über- 
tragenen Verantwortung und Aufgaben werden unter Berück- 
sichtigung der ;;icli .ms (k r i ntornnt i onn len l.ucjc orgobondcn 
Erxtwlcklungen sowie der wachsenden Anforderungen zur Unter- 
stellung und einheitlichen Leitung des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung folgende Festlegungen getroffen: 

1. In Durchführung des Beschlusses Politbüros vom 2.11.1976 
wurde der Bereich Kommerzielle Koordinierung - unter 
Beibehaltung der offiziellen Bezeichnung "Ministerium 
für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung" - 
als selbständiger Dienstbereich dem Mitglied des Polit- 
büros und Sekretär des ZK der SED, Genossen Günter Mittag, 
unterstellt. 

Der Bereich Kommerzielle Koordinierung wird durch 
Genossen Alexander Schalck geleitet. 

2. Zur Gewährleistuiu) der dem Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung übertragenen Aufgaben sind die Beschlüsse des 
Nationalen Verteidigungsrates zur Führungsstruktur 
der DDR im Verteidigungszustand und die auf dieser 
Grundlage durch den Vorsitzenden des Ministerrates 
bestätigten Dokumente entsprechend dem Beschluß 
des Politbüros vom 2.11.1976 so zu gestalten, daß 
die Unterstellung unter das Mitglied des Nationalen 
Verteidigungsrates, Genossen Günter Mittag, gewähr- 
leistet ist. 

Verantwortlich ; Sekretär des Nationalen Verteidigungs- 
rates, Genosse Generaloberst Streletz 





2 


3. Zur rationallcn und effektiven Durchführung der Aufgaben 
sind die bestehenden Arbc i t s ve r e i nba rungen zwischen dem 
Bereich Kommerzielle Koord i n i ervmg und dem Ministerium 
für Außenhandel, den Fi nanzorganen und mit anderen 
Staatsorganen entsprechend den neuen Anforderungen 
zu präzisieren. 

Veran twor 1 1 ich : Genosse Alexander Schalck 

Minister bzw. Leiter der betreffenden 
Staa tsorgane 


Anlagen 1 und 2 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 

VVS-0OO8 

Mf S - N r IFJÄI. 

c^C^ .Ausf. BI./8. jL bis*^ 


Berlin, 4. Duli 1981 ' 

Vertraulldie Verschlußsoche 


Dienstanweisung Nr, 10/81 

über die politisch-operativen Aufgaben bei der Gewährlei- 
stung der territorialen Integrität der DDR sowie der 
Unverletzlichkeit ihrer Staatsgrenze zur BRD und zu VVest- 
berlin und ihrer Seegrenze 
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WS MfS O008-38/81 


Gliederung Seite 


Präambel 5 - 7 


1, Verantwortung für die politisch-opera- 8-10 

tive Sicherung der Staatsgrenze der 

DDR 
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Für die weitere Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft ist die Gewährleistung der staatlichen Sicher- 
heit und eine hohe innere Stabilität sowie der zuverlässige 
militärische Schutz des Sozialismus eine wesentliche Voraus- 
setzung . 

Die Deutsche Demokratische Republik gestaltet ihre Beziehun- 
gen in Grenzangelegenheiten mit der BRD bzw. mit Westberlin 
zur Gewährleistung eines stabilen Friedens und zur Fortset- 
zung des Entspannungsprozesses, abgestimmt mit den anderen 
Bruderländern der sozialistischen Staatengemeinschaft, in 
Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Prinzipien des 
Völkerrechts, wie der Anerkennung der Unverletzlichkeit der 
Staatsgrenzen, der Achtung der territorialen Integrität und 
der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten, Sie 
organisiert in Wahrnehmung ihrer souveränen Rechte den zu- 
verlässigen Schutz der Staatsgrenze, 

Oie Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung im Grenzge- 
biet und in den Seegewässern sowie im grenzüberschreitenden 
Verkehr ist Aufgabe aller Schutz- und Sicherheitsorgane und 
der anderen zuständigen staatlichen Organe, Die Einleitung 
und Realisierung der erforderlichen Maßnahmen erfolgt dabei 
im engen Zusammenwirken und unter Beachtung der abgegrenzten 
Verantwortlichkeit , 

Die Grenztruppen der DDR, einschließlich der Grenzsicherungs- 
kräfte der Volksmarine (im folgenden Grenztruppen der DDR), 
tragen eine hohe Verantwortung für den jederzeit zuverlässi- 
gen militärischen Schutz der Staatsgrenze der DDR und haben 
im engen Zusammenwirken mit der DVP und den anderen Schutz- 
und Sicherheitsorganen die territoriale Integrität der DDR 
und die Unverletzlichkeit ihrer Staatsgrenze, einschließlich 
ihres Luftraumes sowie der Seegrenze (äußere Begrenzung der 
Territorialgewässer) und der Territorialgewässer, zu gewähr- 
leisten , 
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Die ununterbrochene zuverlässige Sicherung der Staatsgrenze 
ist dabei vor allem durch den taktisch zweckmäßigen Einsatz 
der Kräfte und Mittel sowie wirksame Handlungen der Grenz- 
truppen der DDR 

- im unmittelbaren Handlungsraum der Grenztruppen der DDR, 
der an der Staatsgrenze der DDR zur BRD im Schutzstreifen 
und zu Westberlin im Grenzgebiet liegt und vom unmittelba- 
ren Verlauf der Staatsgrenze der DDR und vom Grenzsignal- 
zaun bzw. der Hinterlandmauer begrenzt wird, 

- im übrigen Grenzgebiet, einschließlich der Grenzzone 
sowie 

- in den Seegewässern der DDR 
zu garantieren. 

Das Ministerium für Staatssicherheit hat bei der Gewährlei- 
stung der territorialen Integrität und Unverletzlichkeit 
der Staatsgrenze eigenverantwortlich bzw. im^engen-Zusam- 
menwirken mit den anderen Schutz- und Sicherheitsorganen, 
den anderen staatlichen und den wirtschaftsleitenden Orga- 
nen, den Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen und den 
gesellschaftlichen Organisationen und Kräften vor allem 
die staatliche Sicherheit in den Grenzgebieten unter allen 
Lagebedingungen zu gewährleisten und allen subversiven An- 
griffen des Gegners und feindlich-negativer Kräfte auf die 
Staatsgrenze der DDR, auf die zu ihrem Schutz handelnden 
Kräfte, auf die Organe und Einrichtungen im Grenzgebiet 
sowie auf die Grenzbevölkerung zur Vermeidung jeglicher 
Überraschungen wirksam vorzubeugen sowie sie rechtzeitig 
aufzudecken, zu bekämpfen bzw, zu verhindern. 
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In der politisch-operativen Arbeit ist davon auszugehen, 
daß alle erforderlichen Maßnahmen der Grenzsicherung der 
an der Sicherung der Staatsgrenze beteiligten Organe und 
Einrichtungen vor allem dem Ziel zu dienen haben, 

- den völkerrechtlichen Charakter der Staatsgrenze zwischen 
der DDR und der BRD, und analog dazu zwischen der DDR und 
Westberlin, die territoriale Integrität der DDR sowie die 
Unverletzlichkeit ihrer Staatsgrenze zu bekräftigen, 

- die Prinzipien der friedlichen Koexistenz durchsetzen zu 
helfen und den Prozeß der Entwicklung normaler gutnach- 
barlicher Beziehungen zwischen der DDR und der BRD bzw, 
zu Westberlin zu unterstützen, 

- die an der Staatsgrenze und im Grenzgebiet zur Sicherung 
der souveränen Rechte der DDR bestehende Ordnung sowie 
die Rechte und Interessen der in den Grenzgebieten leben- 
den Bürger der DDR zu schützen, 

- Ruhe, Ordnung und Sicherheit an der Staatsgrenze aufrecht- 
zuerhalten, zu festigen und die Ausdehnung von Provoka- 
tionen auf das Staatsgebiet der DDR zu verhindern, 

- den an Umfang, Schwere und Gefährlichkeit zunehmenden, 
völkerrechtliche Normen mißachtenden Provokationen und 
Anschlägen gegen unsere Staatsgrenze ideologisch, aber 
vor allem auch in der personellen und materiell-techni- 
schen Sicherstellung gewappnet und auf jede Eventualität 
eingestellt zu sein. 

Zur konsequenten Realisierung der vom Ministerium für 
Staatssicherheit zu lösenden politisch-operativen Aufgaben 

ich an: 
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1. Verantwortung für die polltisch-operative Sicherung 
der Staatsgrenze der DDR 

1.1. Für die politisch-operative Sicherung der Staats- 
grenze der DDR haben alle Diensteinheiten des MfS Ver- 
antwortung zu tragen. 

Sie haben entsprechend der ihnen übertragenen Verantwor- 
tung und ihrer spezifischen Aufgabenstellung in enger 
Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen operativen 
Diensteinheiten durch zielgerichtete Nutzung aJLler ge- 
eigneten, insbesondere der inoffiziellen Möglichkeiten 
wirksam zur zuverlässigen politisch-operativen Sicherung 
der Staatsgrenze der DDR beizutragen. 

1.2. Für die erforderliche zentrale Koordinierung von 
politisch-operativen Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
politisch-operativen Sicherung der Staatsgrenze der DDR 
ist mein Stellvertreter, Generalmajor Dr. Neiber, verant- 
wortlich . 

1.3. Die Hauptabteilung I ist verantwortlich für 

- die Gewährleistung der staatlichen Sicherheit im Hand- 
lungsraum der Grenztruppen der DDR an der Staatsgrenze 
der DDR zur BRD bzw. zu Westberlin, soweit nicht in 
Einzelfällen Sonderregelungen getroffen sind, in enger, 
sachbezogener operativer Zusammenarbeit mit anderen, 
insbesondere den territorial und objektmäßig zuständi- 
gen operativen Diensteinheiten, 

- die Gewährleistung der staatlichen Sicherheit in den 
Territorialgewässern und den inneren Seegewässern der 
DDR außerhalb der Grenzzone in enger, sachbezogener 
operativer Zusammenarbeit mit der Bezirksverwaltung 
Rostock und anderen operativen Diensteinheiten, 
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- die politisch-operative Sicherung des Personalbestan- 
des der Grenztruppen der DDR, ihrer Arbeitsprozesse, 
Objekte und Einrichtungen, 

- die Aufklärung und operative Kontrolle der zur Grenz- 
überwachung eingesetzten Kräfte der BRD, anderer NATO- 
Staaten bzw. Westberlins sowie für die Vorbeugung, Ver- 
hinderung, Aufklärung und Bekämpfung subversiver Angrif- 
fe aus dem Grenzvorfeld der BRD bzw. aus Westberlin 
gegen die Staatsgrenze und die Grenztruppen der DDR, 

- die politisch-operative Einflußnahme auf die Grenztrup- 
pen der DDR zur Erreichung einer hohen Wirksamkeit 
ihrer Handlungen zur Sicherung der Staatsgrenze, 

- die politisch-operative Sicherung des Zusammenwirkens 
der operativen Diensteinheiten, insbesondere der terri- 
torial, objektmäßig und sachlich zuständigen operativen 
Diensteinheiten, mit den Grenztruppen der DDR sowie die 
'Wahrnehmung der politisch-operativen Gesamtinte ressen 
des MfS gegenüber den Grenztruppen der DDR, 

1,4. Die Hauptabteilung VII ist verantwortlich für 

- die Mitwirkung bei der Vorbeugung, Verhinderung, Auf- 
klärung und Bekämpfung der gegen die staatliche Sicher- 
heit in den Grenzgebieten gerichteten Feindtätigkeit 
sowie bei der Vervollkommnung des Systems der Grenz- 
sicherung, insbesondere zur Verhinderung ungesetzli- 
cher Grenzübertritte, in enger Zusammenarbeit und Ab- 
stimmung mit den für die Gewährleistung der staatlichen 
Sicherheit im Grenzgebiet verantwortlichen Bezirksver- 
waltungen, 
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- die politisch-operative Sicherung der Angehörigen, 
Arbeitsprozesse, Objekte und Einrichtungen des MdI, 
der Hauptverwaltung Zivilverteidigung der DDR und 
des Generalsekretariats des DRK der DDR, die Aufgaben 
entsprechend den spezifischen Sicherheitserfordernissen 
in den Grenzgebieten zu lösen haben, sowie politisch- 
operative Einflußnahme auf diese Organe zur Erreichung 
einer hohen Wirksamkeit bei der Lösung der ihnen ge- 
stellten Aufgaben und zur Wahrnehmung der politisch- 
operativen Gesamtinte ressen des MfS gegenüber diesen 
Organen , 

- die Anleitung und Unterstützung der Abteilungen VII 
und der Grenzkreisdienststellen der Bezirksverwaltungen 
in Bezirken mit Staatsgrenze bei der Gewährleistung der 
staatlichen Sicherheit in den Grenzgebieten und ln an- 
deren dafür bedeutsamen politisch-operativen Schwer- 
punktbereichen der Grenzkreise ln Zusammenarbeit und 
Abstimmung mit dem Leiter der zuständigen Bezirksver- 
waltung , 

1.5. Die Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze und die 

Grenzkreisdienststellen sind verantwortlich für 

- die Gewährleistung der staatlichen Sicherheit in den 
Grenzkreisen, insbesondere in den Grenzgebieten bzw. 
in der Grenzzone. Sie haben mit anderen für die poli- 
tisch-operative Sicherung der Staatsgrenze der DDR zu- 
ständigen bzw, dabei mitwirkenden operativen Dienst- 
einheiten eng zusammenzuarbeiten sowie mit der DVP, den 
Grenztruppen der DDR und mit anderen staatlichen und 
den wirtschaftsleitenden Organen, den Kombinaten, Be- 
trieben und Einrichtungen und den gesellschaftlichen 
Organisationen und Kräften politisch-operativ zusammen- 
zuwirken . 
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2, Grundsätzliche Aufgaben aller operativen Diensteinhei- 
ten bei der politisch-operativen Sicherung der Staats- 
qrenze der DDR 

Die Leiter aller operativen Diensteinheiten haben zu ge- 
währleisten, daß nachstehende Aufgaben entsprechend der 
ihnen übertragenen Verantwortung planmäßig in die Gesamt- 
aufgabenstellung ihrer Diensteinheiten eingeordnet und 
insbesondere durch den differenzierten Einsatz der IM und 
GMS , einschließlich im Rahmen der politisch-operativen 
Arbeit im bzw, nach dem Operationsgebiet, durch konzen- 
trierte Bearbeitung Operativer Vorgänge und Durchführung 
von OPK sowie durch die zweckmäßige Nutzung aller geeig- 
neten offiziellen Möglichkeiten gelöst werden. 

- Rechtzeitige Aufklärung der Pläne, Absichten und Maß- 
nahmen sowie der Mittel und Methoden des Gegners, ins- 
besondere staatlicher Einrichtungen und Institutionen 
bzw. Behörden, der imperialistischen Geheimdienste, der 
Zentren der politisch-ideologischen Diversion u, a* 
feindlicher Zentren, Organisationen, Einrichtungen und 
Kräfte in der BRD und in Westberlin, die subversive An- 
griffe gegen die Staatsgrenze der DDR, gegen die zu 
ihrem Schutz handelnden Organe und Kräfte sowie gegen 
Objekte, Einrichtungen und die Bevölkerung im Grenzge- 
biet planen, vorbereiten und durchführen: 

- zielgerichtete Vorbeugung, Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung von feindlich-negativen Angriffen gegen die 
Staatsgrenze, insbesondere des widerrechtlichen Passie- 
rens der Staatsgrenze der DDR, und Einleitung aller er- 
forderlichen politisch-operativen Maßnahmen zu ihrer 
wirkungsvollen Verhinderung bereits im Innern der DDR 
sov;ie operativen Bearbeitung von Personen, die die 
Staatsgrenze widerrechtlich passiert haben, sowie deren 
operativ bedeutsamen Rückverbindungen entsprechend den 
Festlegungen in meinem Befehl Nr. 1/75; 
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Einleitung und Realisierung der erforderlichen poli- 
tisch-operativen Kont ro Ilmaßnahmen zu Personen, bei 
denen Anhaltspunkte für die Einschätzung als potentiel- 
le Täter für feindlich-negative Angriffe gegen die 
Staatsgrenze sov/ie andere operativ bedeutsame Informa- 
tionen in diesem Zusammenhang vorliegen, vor allem auch 
in Abstimmung mit den von der DVP zu diesen Personen 
eingeleiteten Kont rollmaßnahmen ; 

Übermittlung aller operativ bedeutsamen Informationen 
über Mängel, Schwächen und Lücken im System der Grenz- 
sicherung an die Hauptabteilung I, die Hauptabteilung 
VII und die Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze der 
DDR entsprechend der Zuständigkeit sowie operativ be- 
deutsamer Informationen gemäß meinem Befehl Nr. 1/75 
an die ZKG/BKG; 

Auswahl, politisch-operative Aufklärung und Bestätigung 
geeigneter und zuverlässiger Kader für die Grenztruppen 
der DDR gemäß den Festlegungen meiner Dienstanweisung 
Nr. 7/71; 

Durchführung politisch-operativer Maßnahmen im Rahmen 
des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens zur 
Überprüfung, Aufklärung bzw. Bestätigung der Personen, 
die 

. eine Einreise aus persönlichen Gründen in das Grenz- 
gebiet beantragten bzw. einen Antrag zur Erlangung 
einer Genehmigung zum Befahren der Gewässer der DDR 
außerhalb des Bereiches der Grenzzone ( PM 18) stell- 
ten , 

auf der Grundlage der Festlegungen der 1, Durchführungs- 
bestimmung zu dieser Dienstanweisung und der Personen, 
die 
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. Anträge zur Erlangung von Seefahrtsbüchern mit Sicht- 
vermerk bzvv, von Berechtigungen zum Überschreiten der 
Seegrenze der DDR ( PM 19) stellten, 

auf der Grundlage der entsprechenden Festlegungen der 
Dienstanweisung Nr. 1/64; 

politisch-operative Einflußnahme auf die Auswahl der 
aus beruflichen bzw, gesellschaftlichen Gründen zum 
Einsatz im Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur BRD bzw, 
zu Westberlin vorgesehenen Beschäftigten der_staatli- 
chen und wi r tscha f t s le i tenden Organe, der Kombinate, 
Betriebe und Einrichtungen sowie Vertreter gesellschaft- 
licher Organisationen, 

politisch-operative Aufklärung dieser Kräfte entspre- 
chend der operativen Notwendigkeit, einschließlich 
Realisierung entsprechender Auftragsersuchen der zu- 
ständigen operativen Diensteinheiten, insbesondere der 
Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze, mit dem Ziel, 
den Einsatz unzuverlässiger Personen bzw, solcher mit 
Unsicherheitsfaktoren zu verhindern, 

Durchführung politisch-operativer Maßnahmen zur abwehr- 
mäßigen Sicherung dieses Personenkreises in Abstimmung 
mit den Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bzw. den 
anderen zuständigen operativen Diensteinheiten, 

Die Lösung der politisch-operativen Aufgaben im Rahmen 
des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens hat 
auf der Grundlage der Festlegungen der 1. Durchführungs- 
bestimmung zu dieser Dienstanweisung zu erfolgen. 
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3. Aufgaben bei der politisch-operativen Sicherung der 
Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu vvestberlin 

3«1, Aufgaben der Hauptabteilung I 

Entsprechend der in Ziffer 1.3* festgelegten Verantwortung 
hat die Hauptabteilung I insbesondere nachfolgende Aufga- 
ben zu lösen : 

- Vorbeugung, Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung von 
feindlich-negativen Angriffen gegen die Staa.tsgrenze, 
die Grenztruppen der DDR, insbesondere von Fahnenfluch- 
ten und anderen feindlich-negativen Handlungen Angehöri- 
ger der Grenztruppen der DDR, von Erscheinungen der po- 
litisch-ideologischen Diversion sowie von Bestrebungen 
der gegnerischen Kontaktpolitik/-tätigkeit ; 

- Organisation und Durchführung des ununterbrochenen 
politisch-operativen Zusammenwirkens mit den Kommandeu- 
ren und Stäben sowie den Politorganen der Grenztruppen 
der DDR und politisch-operative Einflußnahme zur 

. Gewährleistung der vollen Funktionsausübung der Grenz- 
truppen der DDR unter allen Lagebedingungen, ein- 
schließlich objektiver Lageeinschätzung und Bericht- 
erstattung, durch konsequente Wahrnehmung der hohen 
Verantwortung und Realisierung der Aufgabenstellung, 
die ihnen mit den gesetzlichen Regelungen und dienst- 
lichen Bestimmungen des Ministers für Nationale Ver- 
teidigung zur Grenzsicherung übertragen wurden, 

, Gewährleistung ihres effektiven Zusammenwirkens mit 
anderen operativen Diensteinheiten des MfS, den ande- 
ren Schutz- und Sicherheitsorganen, den anderen staat- 
lichen und den wirtschaftsleitenden Organen, den Kom- 
binaten, Betrieben und Einrichtungen sowie mit den 
gesellschaftlichen Organisationen upd Kräften und der 
Bevölkerung der Grenzgebiete; 
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umfassende Abwehr der Spionage und anderer geheimdienst- 
licher Aktivitäten sowie schwerpunktmäßige politisch- 
operative Sicherung, insbesondere terror- und diver- 
sionsgefährdeter Bereiche und der Grenzsicherungsanla- 
gen ; 

Vorbeugung und Verhinderung von geplanten bzw, ange- 
drohten sowie operative Bearbeitung bzw. Bekämpfung er- 
folgter Terror- und anderer operativ bedeutsamer Gewalt- 
akte gegen die Staatsgrenze der DDR, die zu ihrem Schutz 
handelnden Organe und Kräfte sowie gegen die Bevölkerung 
im Handlungsraum der Grenztruppen der DDR; ~ 

Aufklärung, Überprüfung und Bestätigung von Angehörigen 
der Grenztruppen und der Teilstreitkräfte der NVA, die 
für grenzsichernde und Spezialeinheiten vorgesehen sind, 
sowie differenzierte, zielgerichtete operative Personen- 
kontrolle von Angehörigen der Grenztruppen der DDR in 
bedeutsamen Funktionen; 

rechtzeitige Aufdeckung und Ausräumung von Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen für feindlich-negative-An- 
griffe, für Gefahren und Störungen bei der Grenzsiche- 
rung ; 

konsequente Realisierung der politisch-operativen Auf- 
gaben zur 

, politisch-operativen Aufklärung der militärisch-ope- 
rativen Vorbereitung des Territoriums im Grenzvorfeld 
der BRD, 

, politisch-operativen Aufklärung und Kontrolle der 

Grenzüberwachungsorgane der BRD bzw. Westberlins sowie 
von Einheiten der Bundeswehr und anderer NATO-Streit- 
kräfte, die Aktivitäten an der Staatsgrenze durchfüh- 
ren bzw, Aufgaben im System der gegnerischen Grenz- 
überwachung erfüllen, 

916 




16 


« zielgerichteten politisch-operativen Aufklärung und 
Bearbeitung von feindlichen Organisationen, Einrich- 
tungen, Personengruppen und Personen aus dem Grenz- 
vorfeld der BRD bzw. aus Westberlin zur Vorbeugung, 
Verhinderung und Bekämpfung der von ihnen ausgehenden 
subversiven Angriffe gegen die Staatsgrenze der DDR 
zur BRD bzw, zu Westberlin und die Grenztruppen der 
DDR 

auf der Grundlage zentraler Vorgaben, bereits dazu ge- 
troffener Festlegungen in dienstlichen Bestimmungen und 
Weisungen sowie der 2. Durchführungsbestimmung zu dieser 
Dienstanv;eisung sowie in Abstimmung mit anderen für die 
politisch-operative Arbeit im und nach dem Operationsge- 
biet bzw. für deren Koordinierung zuständigen operativen 
Diensteinheiten ; 

Vorbeugung, Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung der 
feindlichen Schleusungs tä tigkeit durch den Handlungsraum 
der Grenztruppen der DDR, außer im Bereich der Grenzüber- 
gangsstellen, einschließlich des Baues bzw, des Mißbrauchs 
von Tunnelobjekten, unter Beachtung der in meinem Befehl 
Nr, 1/75 festgelegten Koordinierungsaufgaben; 

politisch-operative Untersuchung, Bearbeitung und Auswer- 
tung von operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen 
und Erscheinungen unter Beachtung der dazu in Ziffer 
3.6. getroffenen Regelungen; 

Gewährleistung der Durchführung erforderlicher poli- 
tisch-operativer Maßnahmen anderer operativer Dienst- 
einheiten des MfS im Handlungsraum der Grenztruppen der 
DDR bei konsequenter Realisierung der in der 4. Durch- 
führungsbestimmung zu dieser Dienstanweisung für das 
Betreten bzw, Befahren des Grenzgebietes aus dienst- 
lichen Gründen getroffenen Regelungen; 
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- differenzierte Nutzung der sich aus den Rechten und 
Befugnissen der Grenztruppen der DDR ergebenden Möglich- 
keiten für die politisch-operative Arbeit bei Vorliegen 
der operativen Notwendigkeit sowie bei Gewährleistung 
von Konspiration und Geheimhaltung und unter Beachtung 
der Prinzipien der kameradschaftlichen Zusammenarbeit; 

- Informierung der zuständigen operativen Diensteinhei- 
ten über Angehörige der Grenztruppen der DDR, die aus 
dem aktiven Dienst ausscheiden und zu denen operativ 
bedeutsame Informationen vorliegen und Übergabe des 
entsprechenden Materials; 

- ständige Einschätzung der politisch-operativen Lage, 
insbesondere der Wirksamkeit der politisch-operativen 
Arbeit und ihrer Führung und Leitung im Bereich der 
Staatsgrenze, entsprechend der festgelegten Verantwort- 
lichkeit sowie auf allen Ebenen, 

3,2« Aufgaben der Hauptabteilung VII 

Entsprechend der ln Ziffer 1,4, festgelegten Verantwor- 
tung hat die Hauptabteilung VII insbesondere nachfolgende 

Aufgaben zu lösen: 

- politisch-operative Sicherung der Angehörigen des MdI, 
der Hauptverwaltung Zivilverteidigung der DDR und des 
Generalsekretariats des DRK der DDR, die Aufgaben ent- 
sprechend den spezifischen Sicherheitserfordernissen 
im Grenzgebiet zu lösen haben; 

- Anleitung und Unterstützung der Abteilungen VII der 
Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze und der Grenzkreis- 
dienststellen bei der Lösung der diesen operativen 
Diensteinheiten gestellten politisch-operativen Aufgaben 
zur politisch-operativen Sicherung der Staatsgrenze der 
DDR in Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Leiter der 
zuständigen Bezirksverwaltung; 
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politisch-operatives Zusammenwirken mit dem MdI 

♦ zur Abstimmung zentraler Maßnahmen für die Gewährlei- 
stung der staatlichen Sicherheit und öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit in den Grenzgebieten, 

, zur Erreichung einer hohen Wirksamkeit seiner Arbeits- 
prozesse zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit 
entsprechend den spezifischen Sicherheitserfordernis- 
sen in den Grenzgebieten und beim Zusammenwirken mit 
den Grenztruppen der DDR und mit anderen staatlichen 
und den wirtschaftsleitenden Organen, den Kombinaten, 
Betrieben, Einrichtungen und den gesellschaftlichen 
Organisationen sowie zur Erhöhung der Wirksamkeit des 
MdI und seiner Organe bei der Aufklärung, Vorbeugung 
und Verhinderung ungesetzlicher Grenzübertritte und 
der rechtzeitigen Aufdeckung und Verhinderung vorbe- 
reiteter bzw. versuchter Angriffe auf die Staatsgren- 
ze bereits in der Tiefe der DDR, 

Analoge Aufgabenstellungen gelten für das politisch- 
operative Zusammenwirken mit der Hauptverwaltung 
Zivilverteidigung der DDR und mit dem Generalsekre- 
tariat des DRK der DDR; 

politisch-operative Sicherung des Zusammenwirkens des 
MdI und seiner Organe, der Hauptverwaltung Zivilvertei- 
digung der DDR und des Generalsekretariats des DRK der 
DDR mit den Grenztruppen der DDR, mit anderen staatli- 
chen und den wirtschaftsleitenden Organen, den Kombina- 
ten, Betrieben, Einrichtungen und den gesellschaftlichen 
Organisationen bei der Lösung von Aufgaben im Zusammen- 
hang mit der Sicherung der Staatsgrenze der DDR zur BRD 
bzw, zu Westberlin; 
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Mitwirkung an der Organisierung der politisch-operati- 
ven Sicherung von Maßnahmen in den Grenzgebieten zur 
Erfüllung von Verträgen und Vereinbarungen mit der Re- 
gierung der BRD und dem Senat von Westberlin unter Be- 
achtung der spezifischen Eigenverantwortung anderer 
operativer Diens t e inhe i ten und im politisch-operativen 
Zusammenwirken mit dem MdI und seinen Organen; 

ständige Einschätzung der politisch-operativen Lage in 
den Grenzgebieten, insbesondere der Wirksamkeit der 
politisch-operativen Arbeit und ihrer Führung und Lei- 
tung, zur Gewährleistung der staatlichen Sicherheit 
in den Grenzgebieten, vor allem 

. zur Herausarbeitung, Bestimmung und Präzisierung der 
politisch-operativen Schwerpunktbereiche und Schwer- 
punkte und zur Gewährleistung ihrer zielstrebigen 
politisch-operativen Sicherung bzw, Bearbeitung, 

. zur Vorbereitung und Mitwirkung an der Erarbeitung 
zentraler Entscheidungen für die v;eitere Qualifizie- 
rung der politisch-operativen Arbeit zur Gewährlei- 
stung der staatlichen Sicherheit in den Grenzgebieten, 

. zur Herausarbeitung und Verallgemeinerung positiver 
Erfahrungen und Erkenntnisse für die Erhöhung der 
Wirksamkeit der politisch-operativen Arbeit zur Ge- 
währleistung der staatlichen Sicherheit in den Grenz- 
gebieten. 
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3.3. Aufgaben der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze 
zur BRD bzw. zu iVestberlin 


Die Leiter der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze zur 
BRD bzw. zu Westberlin sind entsprechend der in Ziffer 
1.5. festgelegten Verantwortung für die Lösung insbeson- 
dere nachfolgender Aufgaben verantwortlich; 

- Festlegung der sich aus dieser Dienstanweisung für die 
operativen Abteilungen und die Kreisdienststellen/Ob- 
jektdienststellen ergebenden Aufgaben und Gewä hrle is t ung 
ihrer konsequenten Durchsetzung, einschließlich der 
Sicherung eines stabilen Kaderbestandes in den Refera- 
ten/Arbeitsgruppen Grenzsicherung ; 

- Herausarbeitung, Bestimmung und Präzisierung der poli- 
tisch-operativen Schwe rpunk tbe reiche und Schwerpunkte 
entsprechend der Entwicklung der politisch-operativen 
Lage im Grenzgebiet sowie Gewährleistung ihrer ziel- 
strebigen politisch-operativen Sicherung bzw. Bearbei- 
tung zur Gewährleistung der staatlichen Sicherheit 

in den Grenzgebieten; 

- Einleitung aller erforderlichen politisch-operativen 
Maßnahmen in den Grenzkreisen zur Vorbeugung, Verhin- 
derung, Aufklärung und Bekämpfung aller feindlich-nega- 
tiven Angriffe, die sich gegen die staatliche Sicherheit 
in den Grenzgebieten und gegen die Sicherheit an der 
Staatsgrenze richten; 

- Gewährleistung der qualifizierten politisch-operativen 
Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung von operativ 
bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen und Erscheinungen 
im Grenzgebiet unter Beachtung der dazu in Ziffer 3.6. 
getroffenen Regelungen; 


921 




21 


WS MfS O008-38/81 


politisch-operative Sicherung von Maßnahmen im Grenzge- 
biet bzw. unmittelbar an der Staatsgrenze, die sich in 
Erfüllung von Verträgen, Vereinbarungen und Protokollen 
mit der Regierung der BRD und dem Senat von V^estberlin 
ergeben, sowie von bedeutsamen Objekten der Volkswirt- 
schaft unmittelbar an der Staatsgrenze, einschließlich 
des Baues bzw. der Erweiterung von Grenzstreckenabschnit- 
ten der Verkehrswege, in Abstimmung mit anderen zuständi- 
gen operativen Diensteinheiten; 

Aufklärung der von der BRD, vor allem vom Grenzvorfeld 
bzw. von Westberlin aus, gegen die Staatsgrenze und gegen 
die staatliche Sicherheit in den Grenzkreisen, insbeson- 
dere im Grenzgebiet, gerichteten Pläne, Absichten und Maß- 
nahmen sowie Mittel und Methoden feindlicher Organisatio- 
nen, Einrichtungen, Personengruppen und Personen. 

Das hat auf der Grundlage zentraler Vorgaben, bereits 
dazu getroffener Festlegungen in dienstlichen Bestim- 
mungen und V eisungen sov/ie von Konzeptionen zu erfolgen, 
die mit anderen für die politisch-operative Arbeit im 
und nach dem Operationsgebiet zuständigen operativen 
Diensteinheiten und mit den Leitern der Bezirksverwaltun- 
gen der angrenzenden Bezirke mit Staatsgrenze zur BRD 
abzustimmen sind; 

Zusammenwirken mit den zuständigen Kommandeuren bzw. 

Stäben der Grenzkommandos in Abstimmung mit der Haupt- 
abteilung I, insbesondere durch Mitwirkung an der Erar- 
beitung der "Pläne des Zusammenwirkens" und bei deren 
Realisierung, vor allem zur politisch-operativen Siche- 
rung der politisch-operativen Schwerpunktbereiche und 
Bearbeitung der Schwerpunkte. 
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3.3.1. Aufgaben der Abteilungen VII der Bezirksverwaltun- 
gen mit Staatsgrenze zur BRD bzw. zu Westberlin 

Die Leiter der Abteilungen VII haben die sich aus dieser 
Dienstanweisung sowie aus der entsprechenden Aufgabenstel- 
lung des Leiters der Bezirksverwaltung für ihre Abteilungen 
und speziell für die Referate Grenzsicherung ergebenden 
Aufgaben festzulegen und ihre konsequente Durchsetzung zu 
sichern . 

Vor allem sind folgende Aufgaben zu lösen: 

- zielstrebige Aufdeckung bzw. operative Bearbeitung von 
Stützpunkten, Anlauf stellen bzw. Zielpersonen des Geg- 
ners, von Verstecken und Unterschlupf möglichkeiten sowie 
von möglichen Lande- bzw. Startplätzen für Luftfahrzeu- 
ge in Zusammenarbeit mit den Grenzkreisdienststellen, 
insbesondere zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
ungesetzlicher Grenzübertritte in Abstimmung mit der 
BKG ; 

- Anleitung und Unterstützung der Grenzkreisdienststellen 
bei der Verwirklichung der von ihnen zu lösenden poli- 
tisch-operativen Aufgaben zur politisch-operativen Siche- 
rung der Staatsgrenze der DDR; 

- politisch-operative Sicherung der Angehörigen der BDVP/ 
PdVP, der Stäbe der Zivilverteidigung, der Bezirkssekre- 
tariate des DRK der DDR und der Betriebe des VEB Kombi- 
nat Geodäsie und Kartographie, die Aufgaben entsprechend 
den spezifischen Sicherheitserfordernissen im Grenzge- 
biet zu lösen haben, sowie des Zusammenwirkens dieser 
Organe und Betriebe mit den Grenztruppen der DDR und 

mit anderen staatlichen und den wirtschaftsleitenden 
Organen, Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen und den 
gesellschaftlichen Organisationen ; 
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politisch-operatives Zusammenwirken mit der BDVP zur 
Abstimmung der Maßnahmen zur Gewährleistung der staat- 
lichen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit im Grenzgebiet sowie zur Erreichung einer 
hohen Wirksamkeit ihrer Arbeitsprozesse zur Gewährlei- 
stung von Ordnung und Sicherheit entsprechend den 
spezifischen Sicherheitserfordernissen im Grenzgebiet, 
beim Zusammenwirken mit den Grenztruppen der DDR sowie 
mit den anderen staatlichen und den wirtschaftsleitenden 
Organen, den Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen und ge- 
sellschaftlichen Organisationen. 

Analoge Aufgabenstellungen gelten für das politisch- 
operative Zusammenwirken mit den Stäben der Zivilver- 
teidigung und den Bezirkssekretariaten des DRK der DDR ; 

ständige Einschätzung der politisch-operativen Lage, 
insbesondere der Wirksamkeit der politisch-operativen 
Arbeit und ihrer Führung und Leitung zur Gewährleistung 
der staatlichen Sicherheit in den Grenzgebieten, vor 
allem 

, zur Herausarbeitung, Bestimmung und Präzisierung der 
politisch-operativen Schwerpunktbereiche und Schwer- 
punkte und ihrer zielgerichteten politisch-opera- 
tiven Sicherung bzw, Bearbeitung, 

, zur Vorbereitung von Entscheidungen des Leiters der 
Bezirksverwaltung bzw. seiner Stellvertreter für die 
weitere Qualifizierung der politisch-operativen Ar- 
beit zur Gewährleistung der staatlichen Sicherheit 
in den Grenzgebieten, 

, zur Herausarbeitung und Verallgemeinerung positiver 
Erfahrungen und Erkenntnisse für die Erhöhung der 
Wirksamkeit der politisch-operativen Arbeit zur 
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Gewährleistung der staatlichen Sicherheit in den 
Grenzgebie ten , 

3.3,2, Aufgaben der Grenzkreisdienststellen 

Die Leiter der Grenzkreisdienststellen haben die sich aus 
dieser Dienstanweisung sowie aus der entsprechenden Auf- 
gabenstellung des Leiters der Bezirksverwaltung für ihre 
Diensteinheit und speziell für die Arbeitsgruppe Grenz- 
sicherung ergebenden Aufgaben festzulegen und ihre konse- 
quente Durchsetzung zu sichern. 

Vor allem sind folgende Aufgaben zu lösen: 

- politisch-operative Sicherung der Angehörigen, Arbeits- 
prozesse, Objekte und Einrichtungen der VPKÄ/VPI , der 
Stäbe der Zivilverteidigung und der Kreissekretariate 
des DRK der DDR, die Aufgaben entsprechend den spezifi- 
schen Sicherheitserfordernissen in den Grenzgebieten zu 
lösen haben; 

- Vorbeugung, Verhinderung, Aufklärung und Bekänplung von 
feindlich-negativen Angriffen gegen die Grenzgebiete, 
insbesondere die Grenzbevölkerung, die Kombinate, Be- 
triebe und Einrichtungen sowie gegen im Grenzgebiet 
tätige bzw. einreisende Personen; 

- politisch-operative Sicherung von Start- und Landeplät- 
zen für Luftfahrzeuge des Betriebes Agrarflug, der GST 
und des DRK im Grenzgebiet bzw, im grenznahen Raum in 
enger Zusammenarbeit mit den anderen dafür zuständigen 
operativen Diensteinheiten: 

- Einleitung und Realisierung zielgerichteter politisch- 
operativer Maßnahmen zur Vorbeugung, Aufklärung und 
Verhinderung ungesetzlicher Grenzübertritte, einschließ 
lieh von Maßnahmen zur zielstrebigen Aufdeckung bzw, 
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operativen Bearbeitung von Stützpunkten, Anlaufstel- 
len bzw. Zielpersonen des Gegners, von Verstecken und 
Unterschlupf möglichkeiten sowie von möglichen Lande- 
bzw. Startplätzen für Luftfahrzeuge; 

Vervollkommnung der operativen Grenzsicherungsmaßnah- 
men zur Gewährleistung der vorbeugenden Verhinderung, 
Aufklärung und Bekämpfung aller feindlich-negativen 
Angriffe gegen die Staatsgrenze, insbesondere zur 
schnellen Schließung erkannter Lücken in den Sicherungs- 
systemen an der Staatsgrenze der DDR, in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen operativen Diensteinheiten der 
Hauptabteilung I sowie im politisch-operativen Zusam- 
menwirken mit den Grenztruppen der DDR und der DVP ; 

ständige Einschätzung der politisch-operativen Lage, 
insbesondere der Wirksamkeit der politisch-operativen 
Arbeit und ihrer Führung und Leitung zur Gewährleistung 
der staatlichen Sicherheit im Grenzkreis, insbesondere 
im Grenzgebiet, ständige Durchdringung des Gesamtverant- 
wortungsbereiches, Klärung der Frage "Wer ist wer?" bei 
den im Grenzgebiet wohnhaften bzw, tätigen Personen, 
sowie Herausarbeitung, Bestimmung und Präzisierung und 
zielgerichtete politisch-operative Sicherung bzw. Bear- 
beitung der politisch-operativen Schwerpunktbereiche 
und Schwerpunkte; 

politisch-operative Sicherung von Personen, die aus be- 
ruflichen Gründen im Grenzgebiet zum Einsatz kommen, in 
Abstimmung mit den zuständigen Diensteinheiten der Haupt 
abteilung I und anderen operativen Diensteinheiten, 

Die Lösung der politisch-operativen Aufgaben im Rahmen 
des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens hat 
auf der Grundlage der Festlegungen der 1, Durchführungs- 
bestimmung zu dieser Dienstanweisung zu erfolgen; 
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Durchführung von politisch-operativen Maßnahmen im Rah- 
men des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens 
bei Personen, die eine Einreise aus persönlichen Gründen 
in das Grenzgebiet beantragten, auf der Grundlage der 
Festlegungen der 1, Durchführungsbestimmung zu dieser 
Dienstanweisung ; 

Gewährleistung der qualifizierten politisch-operativen 
Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung operativ be- 
deutsamer Handlungen, Vorkommnisse und Erscheinungen im 
Grenzgebiet, insbesondere von ungesetzlichen Grenzüber- 
tritten nach der BRD bzw, nach Westberlin, sowie von An- 
griffen gegen die Grenzbevölkerung, gegen Kombinate, 
Betriebe, Einrichtungen und gesellschaftliche Organisa- 
tionen sowie die zur Grenzsicherung eingesetzten Kräfte, 
bei denen der Verdacht eines Staatsverbrechens vorliegt, 
in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen operativen 
Diensteinheiten unter Beachtung der dazu in Ziffer 3.6* 
getroffenen Regelungen; 

politisch-operatives Zusammenwirken mit den VPKA/VPI 

, zur Gewährleistung einer hohen öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit im Grenzgebiet, 

. zur politisch-operativen Einflußnahme auf eine hohe 
Wirksamkeit der DVP bei der Sicherung des Grenzge- 
bietes durch konsequente Wahrnehmung der ihr über- 
tragenen Verantwortung bei der Grenzsicherung, 

, zur politisch-operativen Sicherung des politisch-ope- 
rativen Zusammenwirkens mit anderen operativen Dienst- 
einheiten des MfS und den anderen Schutz- und Sicher- 
heitsorganen sowie 

. zur Wahrnehmung von politisch-operativen Interessen 
des MfS gegenüber der DVP; 
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Zusammenwirken mit den zuständigen Kommandeuren bzw, 
Stäben der Grenzregimenter/-bataillone in Abstimmung 
mit den zuständigen Diensteinheiten der Hauptabteilung l, 
insbesondere durch Mitwirkung an der Erarbeitung der 
"Pläne des Zusammenwirkens" und bei ihrer Realisierung, 
vor allem zur politisch-operativen Sicherung der poli- 
tisch-operativen Schwerpunktbereiche und Bearbeitung 
der Schwerpunkte; 

politisch-operative Einflußnahme auf die staatlichen 
und v;i rtschaf tslei tenden Organe, die Kombinate, Betrie- 
be und Einrichtungen entsprechend der Zuständigkeit zur 
konsequenten Durchsetzung der ihnen übertragenen Aufga- 
ben bei der Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung 
im Grenzgebiet, einschließlich einer stabilen Versor- 
gung der Grenzbevölkerung, insbesondere in Verwirkli- 
chung der Direktive des Zentralkomitees der SED vom 
28. 10. 1971 zur weiteren Arbeit im Grenzgebiet an der 
Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Westberlin, der ent- 
sprechenden Festlegungen des Grenzgesetzes, der Grenz- 
verordnung, der Grenzordnung, der Beschlüsse des 
Ministerrates der DDR sowie innerbetrieblicher Regelun- 
gen, wie Betriebs- und Baustellenordnung, vor allem zur 
Gewähr] eist ung 

, der störungsfreien Erfüllung von Verträgen und Verein- 
barungen mit der Regierung der BRD bzw, dem Senat von 
Westberlin, insbesondere der "Schadensvereinbarung" 
und der "Grenzgewässervereinbarung", 

, einer hohen Ordnung und Sicherheit bei grenzüber- 
schreitenden Baumaßnahmen in Betrieben und auf Bau- 
stellen im Grenzgebiet, insbesondere in ökonomischen 
Schwerpunktobjekten in der Nähe der Staatsgrenze, 
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. einer kontinuierlichen Energie- und Wasserversorgung, 
der Ordnung und Sicherheit hinsichtlich grenzüber- 
schreitender bzw, im Grenzgebiet verlaufender Anlagen 
sowie der schnellen Beseitigung von Störungen und Ha- 
varien, 

. der verantwortungsbewußten Auswahl und des Einsatzes 
von Kräften für Arbeiten in der Sperrzone und insbe- 
sondere im Schutzstreifen, 

. der Durchsetzung der Forderungen der Grenztruppen der 
DDR und der DVP zur materiellen Sicherstellung von 
Maßnahmen zur Erhöhung von Ordnung und Sicherheit an 
der Staatsgrenze sowie zur Beseitigung von straftat- 
begünstigenden bzw. die Grenzsicherung beeinträchti- 
genden Bedingungen. 

3.4, Aufgaben der 2KG bzw, BKG der Bezirksverwaltungen mit 

Staatsgrenze der DDR zur BRD bzw, zu Westberlin 

- Koordinierung der bei der Aufklärung, Vorbeugung und Ver- 
hinderung ungesetzlicher Grenzübertritte nach der BRD 
bzw. nach Westberlin einzuleitenden politisch-operativen 
Maßnahmen mit den zuständigen operativen Diensteinheiten 
unter Beachtung der Festlegungen in Ziffer 3,6,6.; 

- Übergabe entsprechender Informationen an die Hauptabtei- 
lung I sowie an die Hauptabteilung VII bzw. die Abtei- 
lungen VII der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze zur 
Gewährleistung der Auskunftsbereitschaft über die poli- 
tisch-operative Lage in den Grenzgebieten, insbesondere 
übe r 

, erkannte Angriffsrichtungen gegen die Staatsgrenze 
und sich möglicherweise herausbildende politisch-ope- 
rative Schwerpunktbereiche in den Grenzgebieten, 
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. bekannt gewordene Pläne, Absichten und Maßnahmen 
feindlicher Kräfte, die sich von der BRD bzw, von 
Westberlin aus gegen bestimmte Abschnitte der Staats- 
grenze bzw. der Grenzgebiete richten sowie über 

. Mängel, Schwächen und Lücken im System der Grenz- 
sicherung sowie begünstigende Bedingungen für Angrif- 
fe gegen die Staatsgrenze, die bei der operativen 
Bearbeitung vollendeter ungesetzlicher Grenzübertrit- 
te herausgearbeitet wurden. 

3.5. Aufgaben weiterer operativer Diensteinheiten bei 
der politisch-operativen Sicherung der Staatsgrenze der 
DDR zur BRD bzw. zu Westberlin 


Hauptabteilung II bzw. Abteilungen II der Bezirksverwal- 
tunqen mit Staatsgrenze 

- Aufklärung und Bekämpfung von imperialistischen Geheim- 
dienststellen, vor allem im Grenzvorfeld der- BRD bzw. 
in Westberlin, und ihrer Spionagetätigkeit sowie der 
geheimdienstlich gesteuerten Aktivitäten anderer Organe 
und Kräfte des Gegners gegen die Staatsgrenze und Koor- 
dinierung von Maßnahmen mit anderen operativen Dienst- 
einheiten ; 

- Vorbeugung, Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung des 
Mißbrauchs der Privilegien und Immunitäten von Angehöri- 
gen diplomatischer Vertretungen und anderer bevorrechte- 
ter Personen sowie der Arbeitsmöglichkeiten der Büros 
von Publikationsorganen und von Korrespondenten, ein- 
schließlich Reisekorrespondenten nichtsozialistischer 
bzw. politisch-operativ interessierender Staaten, zur 
Inspirierung und Organisierung bzw. zur Unterstützung 
von feindlich-negativen Angriffen gegen die Staatsgrenze 
der DDR und die zu ihrem Schutz handelnden Organe und 
Kräfte sowie gegen die Bevölkerung im Grenzgebiet ; 
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- Koordinierung der Spionageabwehr an Objekten und Ein- 
richtungen der Grenztruppen der DDR. 


Hauptabteilung VI bzw. Abteilungen VI der Bezi rksve rwal- 

tunqen mit Staatsgrenze 

- Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung im 
Bereich der Grenzübergangsstellen im engen politisch- 
operativen Zusammenwirken mit den Grenztruppen der DDR, 
insbesondere Aufklärung, Vorbeugung und Verhinderung des 
widerrechtlichen Passierens der Staatsgrenze der DDR, 
Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels und 
Abwehr von Terror- u. a. feindlich-negativen Handlungen; 

- Zusammenarbeit, insbesondere mit den zuständigen opera- 
tiven Diens t einhei ten der Hauptabteilung I, den Grenz- 
kreisdienststellen und den anderen zuständigen operati- 
ven Diensteinheiten der Bezirksverwaltungen mit Staats- 
grenze, zur politisch-operativen Sicherung 

der Zufahrtswege zu den Grenzübergangsstellen, 
der Flanken der Grenzübergangsstellen, 
der Grenzstreckenabschnitte, 
der Grenzgewässer sov/ie 

der Baumaßnahmen an den Grenzübergangsstellen; 

- Gewährleistung des politisch-operat iven Zusammenwirkens 
mit den Kommandanten und den Sicherungseinheiten der 
Grenztruppen der DDR, den Kräften der Zollverwaltung 
der DDR, den Angehörigen der DVP sowie mit den übrigen, 
auf den bzw. im Bereich der Grenzübergangsstellen täti- 
gen Kräften anderer Institutionen auf der Grundlage der 
3. Durchführungsbestimmung zu dieser Dienstanweisung 
und der anderen dafür geltenden dienstlichen Bestimmun- 
gen und Weisungen; 
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Hauptabteilung VIII bzw, Abteilungen VIII der Bezirksver- 

waltunqen mit Staatsgrenze 

- Verhinderung, Aufdeckung und Dokumentation von Versu- 
chen Angehöriger der MVM/MI , in das Grenzgebiet an der 
Staatsgrenze der DDR einzudringen; 

- Nutzung der zur Kontrolle und Überwachung der Transit- 
wege eingesetzten Kräfte und Mittel zur Feststellung 
und Dokumentierung von Handlungen des unberechtigten 
Eindringens in das Grenzgebiet durch Einreisende aus 
dem nichtsozialistischen Ausland und aus Westberlin 
bzw. durch Transitreisende oder von anderen verdächti- 
gen Handlungen in grenznahen Gebieten, die auf gegen 

die Staatsgrenze der DDR gerichtete Aktivitäten schließen 
lassen • 

Hauptabteilung IX bzw. Abteilungen IX der Bezirksverwaltun- 

qen mit Staatsgrenze 

- Untersuchung aller gegen die Staatsgrenze der DDR und 
die staatliche Sicherheit in den Grenzkreisen gerichte- 
ten Staatsverbrechen und anderer, in diesem Zusammen- 
hang operativ bedeutsamer Handlungen, Vorkommnisse und 
Erscheinungen unter Beachtung der dazu in Ziffer 3.6, 
getroffenen Regelungen. Dabei sowie bei der politisch- 
operativen Auswertung derartiger Handlungen, Vorkommnis- 
se und Erscheinungen ist eng mit den zuständigen opera- 
tiven Diensteinheiten, insbesondere mit den Hauptabtei- 
lungen I, VI und VII, der ZKG sowie mit den zuständigen 
operativen Diensteinheiten der Bezirksverwaltungen mit 
Staatsgrenze zusammenzuarbeiten; 

- politisch-operative Einflußnahme auf die Qualifizierung 
der Tätigkeit der Dezernate II der Kriminalpolizei bei 
der Untersuchung und Analyse von Straftaten gemäß § 213 
StGB. 
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Hauptabteilung XVIII bzw. Abteilungen XVIII der Bezirks- 
verwaltunqen mit Staatsgrenze 

- Politisch-operative Einflußnahme auf die zentralen bzw. 
örtlichen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, 
die Kombinate, Betriebe und Einrichtungen zur konsequen- 
ten Durchsetzung der ihnen übertragenen Aufgaben bei der 
Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet, 
einschließlich einer stabilen Versorgung der Grenzbevöl- 
kerung, insbesondere in Verwirklichung der entsprechen- 
den Festlegungen des Grenzgesetzes, der Grenzverordnung, 
der Grenzordnung, der entsprechenden Beschlüsse des 
Ministerrates der DDR sowie innerbetrieblicher Regelun- 
gen; 


- Unterstützung anderer operativer Diensteinhei ten , ins- 
besondere der Grenzkreisdienststellen, bei der Reali- 
sierung der ihnen auf diesem Gebiet übertragenen Auf- 
gaben. 

Hauptabteilung XIX bzw. Abteilungen XIX der Bezirksver- 
waltungen mit Staatsgrenze 

- Politisch-operative Einflußnahme auf das Ministerium 
für Verkehrswesen und seine nachgeordne ten Organe, be- 
sonders auf die zuständigen Dienststellen der Deutschen 
Reichsbahn, der Binnenschiffahrt, der Wasserst raßenver- 
waltung und des Bereiches Agrarflug der Interflug sowie 
auf die örtlichen Verkehrsbetriebe und die Bezirks- 
direktionen Straßenwesen zur konsequenten Durchsetzung 
der ihnen übertragenen Aufgaben bei der Gewährleistung 
von Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet, vor allem 
zur Gewährleistung 
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. einer hohen ve rkehrstechnischen Sicherheit auf den 
grenzüberschreitenden Schienen- und Wasserwegen und 
den als Grenzstreckenabschnitten festgelegten Berei- 
chen, einschließlich der ständigen Verbesserung der 
Funk t ionst üch t igkei t der zur Erhöhung der Grenzsiche- 
rung installierten technischen Sicherungssysteme auf 
den grenzüberschreitenden Strecken, sowie den Grund- 
und Arbeitsflugplätzen des Bereiches Agrarflug in 
grenznahen Gebieten, 

, des Einsatzes geeigneter Kräfte und Mittel für Bau-, 
Instandsetzungs- und Werterhaltungsmaßnahmen im Grenz- 
gebie t , 

. der Durchsetzung der Forderungen der Grenztruppen der 
OOR sowie der zuständigen Organe des MdI zur Beseiti- 
gung von Feindtätigkeit begünstigenden sowie die 
Grenzsicherung beeinträchtigenden Bedingungen, 

. der Sicherheit im Agrarflugbetrieb im Grenzgebiet, 
insbesondere zur Verhinderung des Mißbrauchs von 
Agrarflugzeugen für ein ungesetzliches Verlassen der 
DDR sowie zur Sicherung von Agrarflugplätzen vor Miß- 
brauch durch gegnerische Luftfahrzeuge für die Organi- 
sierung von Schleusungen bzw, für das Einfliegen sub- 
versiver Kräfte; 

politisch-operative Einflußnahme auf die Transportpoli- 
zei sowie die zuständigen Kommandos/Gruppenposten des 

Wasserschutzes der DVP, vor allem zur 

. Erhöhung der Wirksamkeit bei der Vorbeugung, Verhin- 
derung, Aufklärung und Bekämpfung von Angriffen auf 
die Staatsgrenze, insbesondere von ungesetzlichen 
Grenzübe rt ritten. 
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. Gewährleistung eines effektiven Zusammenwirkens mit 
den anderen Schutz- und Sicherheitsorganen, 

Hauptabteilung XX bzw. Abteilungen XX der Bezirksverwal- 

tungen mit Staatsgrenze 

- Politisch-operative Sicherung der staatlichen Nachrich- 
tenverbindungen im grenznahen Raum und ihres weiteren 
Ausbaues, insbesondere Vorbeugung, Verhinderung sowie 
Aufklärung von Ausfällen und Störungen der entsprechen- 
den Fernmeldenetze bzw, des Funkverkehrs im Zusammen- 
wirken mit den zuständigen Organen des Post- und Fern- 
meldewesens ; 

- politisch-operative Einflußnahme auf die staatlichen 
Organe, die Betriebe und Einrichtungen sowie die ge- 
sellschaftlichen Organisationen entsprechend der Zu- 
ständigkeit zur konsequenten Durchsetzung der Ihnen 
übertragenen Aufgaben bei der Gewährleistung von Sicher- 
heit und Ordnung im Grenzgebiet, insbesondere in Ver- 
wirklichung der Festlegungen des Grenzgesetzes* dar 
Grenzverordnung, der Grenzordnung, der entsprechenden 
Beschlüsse des Ministerrates sowie innerbetrieblicher 
Regelungen ; 

- Schaffung und politisch-operative Sicherung von Möglich- 
keiten zur Unterbringung und medizinischen Betreuung von 
bei Vorkommnissen im Grenzgebiet verletzten Personen bei 
Gewährleistung der dafür notwendigen Sicherheitserforder- 
nisse in Abstimmung mit den zuständigen operativen 
Diensteinheiten, insbesondere den Hauptabteilungen I, 

VI, VII und IX sowie mit den anderen zuständigen opera- 
tiven Diensteinheiten der Bezirksverwaltungen mit 
Staatsgrenze bzw, den Grenzkreisdienststellen, außer im 
Bereich der Bezirksverwaltung Berlin, 
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Abteilung III bzw , selbständige Referate III der Bezirks- 

verwaltungen mit Staatsgrenze 

- Koordinierung und Einsatz der spezifischen Möglichkei- 
ten der Abteilung III und der selbständigen Referate 
III sowie der Grenztruppen der DDR entsprechend den 
Festlegungen der bestehenden Vereinbarungen zur Aufklä- 
rung und Kontrolle von Aktivitäten feindlicher Zentren, 
Organisationen, Einrichtungen und Kräfte sowie der 
Grenzüberwachungsorgane des Gegners, die aus dem Grenz- 
vorfeld der BRD bzw. aus Westberlin gegen die Staats- 
grenze und die zu ihrem Schutz handelnden Organe und 
Kräfte sowie die Bevölkerung der Grenzgebiete tätig 
werden. 

Abteilung XXII 

- Mitwirkung an der Aufklärung, Vorbeugung, Verhinderung 
und Bekämpfung von Terror- und anderen operativ bedeut- 
samen Gewaltakten und deren Androhung gegen die Staats- 
grenze der DDR, die zu ihrem Schutz handelnden Organe 
und Kräfte, gegen die Grenzübergangsstellen sowie gegen 
die Bevölkerung der Grenzgebiete in enger Zusammenarbeit 
mit den Hauptabteilungen I, VI und VII sowie den Bezirks- 
verwaltungen mit Staatsgrenze gemäß der ihr in der 
Dienstanweisung Nr, 1/81 übertragenen Federführung. 
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3.5, Verantwortung und Aufgaben bei der politisch-operati- 
ven Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung von operativ 
bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen und Erscheinungen im 
Grenzgebiet, einschließlich im Handlungs raum der Grenztrup- 
pen der DDR 

3.6.1. Operativ bedeutsame Handlungen, Vorkommnisse und Er- 
scheinungen im Handlungsraum der Grenztruppen der DDR 

Die Hauptabteilung I ist grundsätzlich für die Wahrnehmung 
der politisch-operativen Interessen des MfS bei der Unter- 
suchung, Bearbeitung und Auswertung von Handlungen, Vor- 
kommnissen und Erscheinungen im Handlungsraum der Grenz- 
truppen der DDR zuständig. 

Sie hat unter Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung 
im Zusammenwirken mit den Grenztruppen der DDR insbeson- 
dere die Erfassung, die Dokumentation und die politisch- 
operative Sicherstellung der Untersuchung der operativ 
bedeutsamen Handlungen, Vorkommnisse und Erscheinungen 
im Handlungsraum der Grenztruppen der DDR zu gewährlei- 
sten, die dafür erforderliche Zusammenarbeit mit anderen 
operativen Diensteinheiten zu organisieren, vorrangig mit 
den Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bzw, den Grenz- 
kreisdienststellen sowie den Einsatz von Kräften der 
Hauptabteilung IX bzw, der Abteilungen IX der zuständigen 
Bezirksverwaltungen zu veranlassen. 

Bei der Festlegung von politisch-operativen Maßnahmen für 
die weitere Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung von 
operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen und Er- 
scheinungen, die im Handlungsraum der Grenztruppen der 
DDR auftreten, ist dabei von folgender grundsätzlicher 
Verantwortlichkeit auszugehen: 
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Die Hauptabteilung I ist hauptve rantwo rt lieh für die wei- 
tere Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung derartiger 
operativ bedeutsamer Handlungen, Vorkommnisse un<;J Erschei- 
nungen, die 

- vom Territorium der BRD bzw. von Westberlin ausgehen 
und keine Auswirkungen über den Handlungsraum der Grenz- 
truppen der DDR hinaus haben, 

- ihren Ausgangspunkt unmittelbar im Handlungsraum der 
Grenztruppen der DDR haben sowie die 

- im Zusammenhang mit Personen, Arbeitsprozessen, Objek- 
ten und Einrichtungen der Grenztruppen der DDR stehen. 

Die Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bzw, die Grenz- 
kreisdienststellen sind hauptverantv/ortlich für die wei- 
tere Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung derartiger 
operativ bedeutsamer Handlungen, Vorkommnisse und Erschei- 
nungen der DDR, die 

- ihren Ausgangspunkt im Innern der DDR haben, 

- vom Territorium der BRD bzw, von Westberlin ausgehen 
und Auswirkungen über den Handlungsraum der Grenztruppen 
hinaus auf das übrige Grenzgebiet bzw, in die Tiefe der 
DDR haben. 

Der Leiter der Hauptabteilung I und der Leiter der zustän- 
digen Bezirksverwaltung haben zu gewährleisten, daß zur 
Wahrnehmung dieser festgelegten Verantwortlichkeit Ent- 
scheidungen über die weitere Untersuchung, Bearbeitung 
und Auswertung von operativ bedeutsamen Handlungen, Vor- 
kommnissen und Erscheinungen, die im Handlungsraum der 
Grenztruppen der DDR auftreten, grundsätzlich, jedoch in 
jedem Fall, wenn beide Verantwortungsbereiche berührt wer- 
den, nach gegenseitiger Abstimmung getroffen und alle dazu 
erforderlichen Informationen ausgetauscht werden, 
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3.6.2. Operativ bedeutsame Handlungen, Vorkommnisse und 
Erscheinungen im übrigen Grenzgebiet 

Die Bezirksvervvaltungen mit Staatsgrenze sind für die 
Wahrnehmung der politisch-operativen Interessen des MfS 
bei der Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung von 
operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen und Er- 
scheinungen im übrigen Grenzgebiet verantwortlich. Sie 
realisieren diese Verantwortung im engen Zusammenwirken 
mit den Organen des MdI und bei operativer Notwendigkeit 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen Diensteinheiten der 
Hauptabteilung I und anderen zuständigen operativen 
Diensteinheiten. 

3.6.3. Die Leiter der zuständigen operativen Dienstein- 
heiten haben zu gewährleisten, daß sie über alle Handlun- 
gen, Vorkommnisse und Erscheinungen unverzüglich, ein- 
schließlich im Rahmen des politisch-operativen Zusammen- 
wirkens mit den Grenztruppen der DDR und dem MdI und 
seinen Organen, informiert werden. 

Sie haben zu sichern, daß sofort die Objektivität der In- 
formationen geprüft und eine politisch-operative, ein- 
schließlich einer gründlichen politischen und rechtlichen, 
Wertung vorgenommen wird. Dazu sind alle mittleren leiten- 
den Kader und zuständigen operativen Mitarbeiter, vor allem 
auch die operativen Diensthabenden, ständig zu befähigen 
und zu qualifizieren. 

Nach Bekanntwerden von Handlungen, Vorkommnissen und Er- 
scheinungen ist die politisch-operative Bedeutsamkeit zu 
prüfen und in Abhängigkeit davon durch die zuständigen 
Leiter zu entscheiden. 


inwieweit an mich bzw, meine Stellvertreter sofort zu 
melden ist. 
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“ welche objektmäßige, territoriale bzw. personelle Zu- 
ständigkeit gegeben ist bzw. berührt wird und welche 
operative Diensteinheit demzufolge unverzüglich zu in- 
formieren ist, die die weitere operative Bearbeitung 
verantwortlich führt bzw, in die operative Bearbeitung 
einzubeziehen ist, 

- welche Sofortmaßnahmen bis zum Eintreffen des zuständi- 
gen operativen Mitarbeiters des MfS - beim Einsatz von 
Kräften der Hauptabteilung IX bzw, der Abteilungen IX 
der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bis zu deren 
Eintreffen - insbesondere zur Verhinderung bzw. Ein- 
schränkung weiterer Feindtä tigkei t und möglicher Folgen 
des Vorkommnisses, zur Sicherung des Ereignisortes, der 
Spuren und anderer Beweise vor Beseitigung, Beschädi- 
gung und Wegnahme sowie zur Feststellung und getrennten 
Unterbringung der Zeugen durch wen einzuleiten sind. 

3.6.4. Der Leiter der Hauptabteilung IX und der Leiter der 
zuständigen Bezirksverwaltung mit Staatsgrenze zur BRD 
bzw. zu Westberlin haben in gegenseitiger Abstimmung und 
in Zusammenarbeit mit dem Leiter der zuständigen operati- 
ven Diensteinheit der Hauptabteilung I zu sichern, daß der 
Einsatz von Kräften der Hauptabteilung IX bzw, der Abtei- 
lungen IX der Bezirksverwaltungen zur Untersuchung opera- 
tiv bedeutsamer Handlungen, Vorkommnisse und Erscheinungen 
erfolgt, insbesondere wenn 

- der Verdacht der Begehung von Staatsverbrechen besteht, 

- bei ungesetzlichen Grenzübertritten aus der BRD bzw. aus 
Westberlin in die DDR die vorläufige Festnahme erfolgte, 

- Grenzsicherungsanlagen durch Handlungen von Personen vom 
Territorium der BRD bzw. von Westberlin aus zerstört 
oder in erheblichem Umfang beschädigt wurden, 
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- ungesetzliche Grenzübertritte nach der BRD bzw. nach 
Westberlin erfolgten oder im Grenzgebiet verhindert 
und dabei Personen verletzt bzw. getötet wurden, ge- 
meingefährliche Mittel und Methoden zur Anv/endung kamen 
oder Ausländer beteiligt waren, 

- eine erhebliche Gefährdung der staatlichen Sicherheit 
in den Grenzgebieten eingetreten ist bzw, eintreten 
kann , 

- eine zur Fahndung/Festnahme stehende Person zugeführt 
wi rd , 

- Täter, die ihren Hauptwohnsitz außerhalb des Bezirkes 
haben, beim versuchten ungesetzlichen Grenzübertritt 

f estgenommen werden und der Leiter der für den Haupt- 
wohnsitz des Täters zuständigen Bezirksverwaltung in 
Abstimmung mit dem Leiter der Bezirksverwaltung mit 
Staatsgrenze die Einleitung und anschließende Übernahme 
eines Ermittlungsverfahrens anordnet, 

- andere politisch-operative Interessen des MfS vorliegen 

Die zuständigen operativen Diensteinheiten, insbesondere 
die der Hauptabteilung I und die Grenzkreisdienststellen, 
haben den Mitarbeitern der Hauptabteilung IX bzw. Abtei- 
lungen IX der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bei 
der Untersuchung von operativ bedeutsamen Handlungen, Vor 
kommnissen und Erscheinungen Hilfe und Unterstützung zu 
geben , 

Sie haben vor allem zu gewährleisten, daß im Prozeß der 
Untersuchungsführung Störungen bzw, Beeinträchtigungen 
ausgeschlossen werden. 
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Die Hauptabteilung I hat in Abstimmung mit der Hauptabtei- 
lung IX und den zuständigen Bezirksverwaltungen zur Ge- 
währleistung einer schnellen Untersuchungsführung sowie 
der sicheren Unterbringung, Versorgung und ersten medizi- 
nischen Betreuung festgenommener Personen in allen Grenz- 
regimentern mit den erforderlichen nachrichtentechnischen 
und gegebenenfalls sicherungs technischen Mitteln ausge- 
stattete Vernehmerstützpunkte zu schaffen und diese poli- 
tisch-operativ zu sichern. 

Die Hauptabteilung IX bzw. die Abteilungen IX jjer Bezirks- 
verwaltungen mit Staatsgrenze haben nach Abschluß der Vor- 
kommnisuntersuchung die Untersuchungsergebnisse den zu- 
ständigen operativen Diensteinheiten über die AKG zwecks 
weiterer operativer Bearbeitung bzv;. Auswertung zu über- 
mitteln . 

3.6.5, Vorkommnisse, die keine Untersuchungsführung durch 
die Hauptabteilung IX bzw, die Abteilungen IX der Bezirks- 
verwaltungen mit Staatsgrenze erfordern, jedoch, ausgehend 
von möglichen Folgen und Auswirkungen sowie unter Beach- 
tung der Lage an der Staatsgrenze, von Ort, Raum und Zeit 
operativ bedeutsam sind bzw. werden können, sind von den 
operativen Diensteinheiten entsprechend der festgelegten 
Verantwortlichkeit zu bearbeiten. 

Dazu hat der Leiter der betreffenden Bezirksverwaltung mit 
Staatsgrenze, soweit nicht die unmittelbare Zuständigkeit 
der Hauptabteilung I oder, bezogen auf die Grenzübergangs- 
stellen im Bereich der Hauptstadt der DDR, Berlin, die Zu- 
ständigkeit der Hauptabteilung VI gegeben ist, festzulegen, 
durch welche operativen Diensteinheiten die operative Bear- 
beitung der operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnisse 
und Erscheinungen zu erfolgen hat. 
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3.6.6, Bei der Untersuchung und Bearbeitung von vollende- 
ten ungesetzlichen Grenzübertritten und operativ besonders 
bedeutsamen Vorbereitungs- und Versuchshandlungen haben 
die Leiter der ZKG bzvv. BKG zu sichern, daß 

- in Zusammenarbeit mit den anderen an der Untersuchung 
und Bearbeitung dieses Vorkommnisses beteiligten opera- 
tiven Diensteinheiten ein gemeinsamer Untersuchungsbericht 
mit Schlußfolgerungen bzw. Vorschlägen 

, für die weitere Untersuchung, Bearbeitung und Auswer- 
tung dieses Vorkommnisses, 

. für die Schließung von Lücken und die Überwindung von 
Mängeln im Grenzsicherungssystem, 

. für die weitere Vervollkommnung der Zusammenarbeit der 
zuständigen operativen Diensteinheiten sowie des poli- 
tisch-operativen Zusammenwirkens mit den Grenztruppen 
der DDR sowie den Organen des MdI, 

« für die Qualifizierung der politisch-operativen Arbeit 
aller operativen Diensteinhei ten zur Vorbeugung, Auf- 
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassene 
der DDR 

erarbeitet und meinem zuständigen Stellvertreter und dem 
Leiter der zuständigen Bezirksverwaltung mit Staatsgrenze 
unverzüglich übergeben wird; 

- die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der eingesetzten 
Kräfte konkret bestimmt und abgegrenzt werden und der 
Einsatz von Kräften und Mitteln abgestimmt erfolgt; 

- die Einleitung und Verwirklichung der erforderlichen 
politisch-operativen Maßnahmen der beteiligten operati- 
ven Diensteinheiten zur weiteren Bearbeitung der Täter 

und ihrer Rückverbindungen abgestimmt erfolgen. 
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3.6.7. Bei Vorkommnissen, die kein sofortiges und unmit- 
telbares Tätigwerden operativer Diensteinheiten des MfS 
erfordern und auf der Grundlage der Befehlsgebung des 
MfNV bzw, des MdI durch die Grenztruppen der DDR bzw. die 
Organe des MdI bearbeitet werden, ist zu sichern, daß in 
den Untersuchungsgruppen IM eingesetzt sind und die zu- 
ständigen operativen Diensteinheiten über die Untersuchungs- 
ergebnisse unverzüglich zwecks politisch-operativer Ein- 
schätzung und Auswertung informiert werden. Bei Hinweisen 
auf eine mögliche Feindtätigkeit oder andere operativ be- 
deutsame Handlungen, Vorkommnisse bzw. Erscheinungen ist 
die weitere Untersuchung bzw. Bearbeitung durcti die zu- 
ständige operative Diensteinheit des MfS durchzuführen. 

3.6.8, Die operativen Diensteinheiten haben entsprechend 
ihrer Zuständigkeit zu gewährleisten, daß 

- alle Ergebnisse aus der Untersuchung und Bearbeitung der 
operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnisse und Erschei- 
nungen erfaßt, gespeichert und analytisch ausgewertet und 
entsprechende Maßnahmen zur Beseitigung der dabei festge- 
stellten Mängel und Schwachen bei der Grenzslbherung sowie 
der begünstigenden Bedingungen für feindlich-negative 
Angriffe eingeleitet werden, 

- die politisch-operativen Zusammenhänge festgestellt sowie 
die Pläne, Absichten und Maßnahmen des Gegners und seine 
Mittel und Methoden allseitig aufgedeckt werden, 

- ein Überblick über alle Handlungen, Vorkommnisse und Er- 
scheinungen besteht und eine ständige Auskunftsbereit- 
schaft dazu gesichert ist. 

Zur qualifizierten politisch-operativen Untersuchung und 
Bearbeitung von operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkomm- 
nissen und Erscheinungen haben die zuständigen operativen 
Diensteinheiten, insbesondere die Hauptabteilung I sowie 
die Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze 
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- die Arbeit mit IM und GMS ständig zu qualifizieren, 

- ständig vorbereitet zu sein mit dem Ziel, bei Eintritt 
operativ bedeutsamer Vorkommnisse, Handlungen und Er- 
scheinungen unverzüglich deren Untersuchung und Bearbei- 
tung mit hohem politisch-operativem Nutzeffekt durchfüh- 
ren zu können, 

- solche Voraussetzungen in der politisch-operativen Ar- 
beit zu schaffen, die den Anforderungen einer qualifi- 
zierten Vorkommnisuntersuchung entsprechen, mit denen 
negative politische Auswirkungen bei Vo rkomm-nissen ver- 
hindert werden können und die die Sicherheit an der 
Staatsgrenze erhöhen. 


4, Aufgaben bei der politisch-operativen Sicherung der 
Seegrenze der DDR 

4.1, Der Leiter der Hauptabteilung I hat die sich insbe- 
sondere aus der Ziffer 1,3. und den anderen Regelungen 
in dieser Dienstanweisung für die zuständigen operativen 
Diensteinheiten seines Verantwortungsbereiches ergebenden 
Aufgaben für die politisch-operative Sicherung der See- 
grenze festzulegen. Dabei sind die in Ziffer 3.1, festge- 
legten Aufgaben analog für die politisch-operative Siche- 
rung der Seegrenze anzuweisen und zu realisieren, 

4.2, Der Leiter der Bezirksverwaltung Rostock hat die 
sich insbesondere aus der Ziffer 1,5, und den anderen 
Regelungen in dieser Dienstanweisung sowie aus anderen, 
die politisch-operative Sicherung der Seegrenze betref- 
fenden dienstlichen Bestimmungen ergebenden politisch- 
operativen Aufgaben für die operativen Diensteinheiten 
seines Verantwortungsbereiches festzulegen, vor allem 
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zur politisch-operativen Sicherung der schiffahrtsbe- 
treibenden Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowie 
gesellschaftlichen Organisationen, 

zur Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung 
im Territorium der Grenzübergangsstellen sowie an den 
Liegeplätzen der Wasserfahrzeuge in den Seehäfen, ins- 
besondere zur Vorbeugung, Verhinderung und Bekämpfung 
des widerrechtlichen Passierens der Seegrenze bzw, des 
widerrechtlichen Befahrens der Territorialgewässer der 
DDR, des staatsfeindlichen Menschenhandels sowie von 
Terror- und anderen operativ bedeutsamen Gewalthand- 
lungen und von weiteren feindlich-negativen Aktivitäten, 

zur Kontrolle und Überwachung von Wasserfahrzeugen, die 
die Territorialgewässer der DDR befahren und die in den 
Grenzübergangsstellen der Seehäfen, an den Kontroll- 
punkten sowie im Bereich der Bootsliegeplätze der offe- 
nen Küste kontrolliert bzw. zum Auslaufen avisiert werden, 

beim politisch-operativen Zusammenv/irken mit den Grenz- 
truppen der DDR, der DVP und den Kräften der Zollverwal- 
tung zur Kontrolle und Überwachung des Schiffs- und 
Bootsverkehrs in den Territorialgewässern der DDR bzw. 

Zur Sicherung der Hafenzufahrten bzw, an den Grenzüber- 
gangsstellen der Fähr- und Seehäfen, 

für die Zusammenarbeit mit der Hauptabteilung I, 

zur Organisation und Koordinierung der Spionageabwehr an 
Objekten und Einrichtungen der Nationalen Volksarmee 
(Land-, Luft- und Seestreitkräfte) im Bereich der Grenz- 
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- für den Einsatz spezifischer Möglichkeiten zur Aufklärung 
und Kontrolle feindlicher Kräfte und der Grenzüberwachungs- 
organe des Gegners bei Handlungen im Vorfeld der Territo- 
rialgewässer der DDR in Abstimmung mit der Abteilung III 
des MfS und bei Notwendigkeit mit der Hauptabteilung I, 

4,3. Bei der Festlegung von politisch-operativen Maßnahmen 
für die Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung von ope- 
rativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen und Erscheinun- 
gen ist von folgender grundsätzlicher Verantwortlichkeit 
auszugehen : 

Die Hauptabteilung I ist hauptverantwortlich für die Unter- 
suchung, Bearbeitung und Auswertung aller operativ bedeut- 
samen Handlungen, Vorkommnisse und Erscheinungen, 

- die im unmittelbaren Zusammenhang mit Personen, Arbeits- 
prozessen, Objekten und Einrichtungen des Verantwortungs- 
bereiches stehen, 

- die vom offenen Meer bzw, von den Territorialgewässern 
benachbarter oder gegenüberliegender Staaten ausgehen und 
von militärischen Kräften bzw, Mitteln verursacht wurden. 

Die Bezirksverwaltung Rostock ist hauptverantwortlich für 
die Untersuchung, Bearbeitung und Auswertung aller opera- 
tiv bedeutsamen Handlungen, Vorkommnisse und Erscheinungen, 

- die ihren Ausgangspunkt im Innern, der DDR haben, 

- die vom offenen Meer bzw, von den Territorialgewässern 
benachbarter oder gegenüberliegender Staaten ausgehen 
und von zivilen Kräften bzw, Mitteln verursacht wurden. 
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Dabei ist ein ständiger, aktueller Informationsaustausch, 
eine enge Zusammenarbeit sowie ein abgestimmtes Handeln 
zwischen den zuständigen operativen Diensteinheiten der 
Hauptabteilung I und der Bezirksverwaltung Rostock sowie 
mit anderen zuständigen operativen Diensteinheiten zu ge- 
währleisten . 

4,4, Der Leiter der Hauptabteilung IX und der Leiter der 
Bezirksverwaltung Rostock haben in gegenseitiger Abstim- 
mung und in Zusammenarbeit mit dem Leiter der zuständigen 
operativen Diensteinheit der Hauptabteilung I zu sichern, 
daß der Einsatz von Kräften der Hauptabteilung IX bzw, de 
Abteilung IX der Bezirksverwaltung Rostock zur Untersu- 
chung operativ bedeutsamer Handlungen, Vorkommnisse und 
Erscheinungen insbesondere erfolgt, wenn Gründe gemäß 
Ziffer 3,6,4, vorliegen bzw, wenn 

- Personen aus nichtsozialistischen Staaten bzw, -aus West 
berlin wegen der Verletzung der Territorialgewässer der 
DDR durch die Grenztruppen der DDR, durch Kräfte der 
V/asserschutzpolizei oder durch Kräfte der Abteilung VI 
der Bezirksverwaltung Rostock vorläufig festgenommen 
und mit dem Wasserfahrzeug bzw, Schwimmittel in einen 
Hafen der DDR eingebracht werden, 

- Besatzungsmitglieder oder Passagiere ausländischer 
Schiffe in Häfen der DDR Bürger der DDR bzw, sozia- 
listischer Staaten ausschleusen wollten. 
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5. Weitere Aufgaben für die Zusammenarbeit der operativen 
Diensteinheiten bei der politisch-operativen Sicherung 
der Staatsgrenze der DDR 

5.1. Die Leiter der Hauptabteilungen I, VI, VII, IX, der 
ZKG, der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze sowie der 
anderen zuständigen operativen Diensteinheiten haben zur 
Lösung der ihnen in dieser Dienstanweisung gestellten Auf- 
gaben unter Wahrung der Konspiration kameradschaftlich und 
vertrauensvoll im Interesse der Realisierung der politisch- 
operativen Gesamtaufgabenstellung des MfS für die poli- 
tisch-operative Sicherung der Staatsgrenze der DDR zusam- 
menzuarbeiten und zu gewährleisten, daß auf allen Ebenen 
ihrer Verantwortungsbereiche die operative Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen operativen Diensteinheiten analog 
durchgeführt wird, 

5.2. Zwischen den Leitern 

der Hauptab tei lungl/Ab teilung Grenzkommando 

und der zuständigen Bezirksverwaltung mit Staats- 

g renze 

sowie zwischen den Leitern 

der Hauptabteilung I/Unterabteilung Grenzregiment 
und 

der zuständigen Grenzkreisdienststelle 

sind über die gemeinsam bzw. in Abstimmung zu lösenden 
Aufgaben- und Maßnahmenkomplexe sowie über die für eine 
effektive Zusammenarbeit erforderlichen Informationsfluß- 
regelungen, den jeweiligen politisch-operativen Erforder- 
nissen entsprechend, differenzierte Koordinierungsverein- 
barungen abzuschließen. 
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Die Festlegungen in den Koordinierungsvereinbarungen sind 
bei operativer Notwendigkeit, insbesondere im Prozeß der 
Erarbeitung der Dahrespläne, zu präzisieren. 

Die Leiter der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze bzw, 
deren zuständige Stellvertreter Operativ und die Leiter 
der Grenzkreisdienststellen haben die Leiter der Abtei- 
lungen VII bzw. die Leiter der Arbeitsgruppen Grenzsiche- 
rung in die Vorbereitung dieser Koordinierungsvereinba- 
rungen einzubeziehen, 

5,3. Mein Stellvertreter, Gen, Generalmajor Dr, Neiber, 
hat jährlich bzw. entsprechend den operativen Erforder- 
nissen zentrale Beratungen zur Einschätzung der poli- 
tisch-operativen Lage an der Staatsgrenze der DDR zur 
BRD sowie zu Westberlin sowie an der Seegrenze, ein- 
schließlich des Standes und der Wirksamkeit der poli- 
tisch-operativen Arbeit und ihrer Führung und Leitung 
bei der politisch-operativen Sicherung der Staatsgrenze 
der DDR, durchzuführen. 

Dazu hat er in Abhängigkeit von den zu beratenden Proble- 
men 

- den Teilnehmerkreis festzulegen, 

- die Leiter der Hauptabteilungen I und VII und den Lei- 
ter der ZKG mit der Durchführung von Maßnahmen der Vor- 
bereitung, Durchführung und Auswertung der zentralen 
Beratung zu beauftragen und 

- über zentral festzulegende Probleme zur Qualifizierung 
der politisch-operativen Arbeit und ihrer Führung und 
Leitung zu entscheiden bzw, diese mir mit entsprechen- 
den Lösungsvorschlägen zu unterbreiten. 
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5.4, Die Leiter der Bezirks ve rwa 1 tungen mit Staatsgrenze 
und die Leiter der Grenzkreisdienststellen haben perio- 
disch Koordinierungsberatungen durchzuführen. 

Als ständige Teilnehmer dieser Koordinierungsberatungen 
haben teilzunehmen : 

auf Bezirksebene: Leiter der Abteilungen II, VI, VII, IX; 

Leiter der Grenzkreisdienststellen; 
Leiter der BKG, AKG ; 

Leiter Abteilung Grenzkommando und Be- 
reichsleiter Abwehr und Aufklärung der 
Hauptabteilung I/Kommando Grenzt ruppe n ; 
Leiter selbst. Referat III; 

Leiter Referat Grenzsicherung der Abtei- 
lung VII ; 

auf Kreisebene: Leiter Paßkontrolleinheit ; 

Leiter der Unterabteilungen Abwehr und 
Aufklärung der Hauptabteilung I/Kommando 
Grenzt ruppen ; 

Leiter der Arbeitsgruppe Grenzsicherung 
der Grenzkreisdienststelle; 

Leiter der Arbeitsgruppe/Referat Auswer- 
tung und Information der Grenzkreis- 
dienststelle . 

Diese Beratungen sind unter Beachtung der Jeweiligen Lei- 
tungsebene und der Zuständigkeit der teilnehmenden opera- 
tiven Diensteinheiten differenziert mit dem Ziel durchzu- 
führen : 


- Einschätzung der politisch-operativen Lage an der Staats- 
grenze der DDR, einschließlich des Standes und der Wirk- 
samkeit der politisch-operativen Arbeit und ihrer Führung 
und Leitung zur politisch-operativen Sicherung der Staats- 


grenze der DDR; 
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- Vermittlung von Erfahrungen und Vorbereitung erforderli- 
cher Entscheidungen zur weiteren Qualifizierung der poli- 
tisch-operativen Arbeit zur politisch-operativen Siche- 
rung der Staatsgrenze der DDR ; 

- Qualifizierung der Zusammenarbeit der operativen Dienst- 
einheiten ; 

- Festlegung erforderlicher Maßnahmen für die Vorbereitung 
und Realisierung der "Pläne des Zusammenwirkens". 

5.5. Die Leiter der zuständigen operativen Diensteinheiten 
haben als eine wesentliche Voraussetzung für die qualifi- 
zierte Lösung der politisch-operativen Aufgaben zur Gewähr- 
leistung der staatlichen Sicherheit im Grenzgebiet und zur 
Qualifizierung der Zusammenarbeit den ständigen Informa- 
tionsaustausch vorrangig zur politisch-operativen Lage im 
Grenzkreis, zum Stand und zu den Ergebnissen des politisch- 
operativen Zusammenwirkens mit den Grenztruppen der DDR und 
der DVP und zur V/irksamkeit der Tiefensicherung unter Ein- 
beziehung der diensthabenden Systeme zu gewährleisten. 

Bei besonderen politischen Situationen oder Ereignissen 
bzw. bei operativ bedeutsamen Handlungen, Vorkommnissen 
und Erscheinungen, vor allem 

im Grenzkreis und an der Staatsgrenze der DDR, 
besonders im Handlungsraum der Grenztruppen der 
DDR und in den Seegewässern der DDR 


oder 


im Grenzvorfeld der BRD, in Westberlin, im Vorfeld 
der Territorialgewässer der DDR sowie in den benach- 
barten bzw. gegenüberliegenden Territorialgewässern 
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und den damit verbundenen Lagebedingungen an der Staats- 
grenze und im Grenzgebiet der DDR, die einen koordinierten 
Einsatz der Kräfte, Mittel und Methoden der Schutz- und 
Sicherheitsorgane erfordern, hat der Informationsaustausch 
unverzüglich zu erfolgen. 


6, Verantwortung und Aufgaben beim politisch-operativen 
Zusammenwirken mit den Grenztruppen der DDR sowie mit der 
DVP und den anderen Organen des MdI bei der Abwehr von 
Handlungen gegen die Staatsgrenze der DDR 

6.1. Das politisch-operative Zusammenwirken mit den Grenz- 
truppen der DDR sowie mit der DVP und den anderen Organen 
des MdI ist, ausgehend von der in dieser Dienstanweisung 
festgelegten Aufgabenstellung und unter Beachtung der 
politisch-operativen Schwerpunktbereiche und Schwerpunkte 
sowie der konkreten Sicherheitserfordernisse, im jeweili- 
gen Verantwortungsbereich darauf zu konzentrieren, 

- alle gegen die Staatsgrenze der DDR, die Bevölkerung des 
Grenzgebietes sowie die darin befindlichen Objekte und 
Anlagen gerichteten Handlungen und Pläne wirksam vorzu- 
beugen bzw. diese rechtzeitig aufzuklären und zu verhin- 
dern, 

- die gegenseitige Hilfe und Unterstützung bei der Erfül- 
lung der Aufgaben zur Sicherung der Staatsgrenze der DDR 
ständig zu gewährleisten, Angriffe gegen die Staatsgren- 
ze erfolgreich abzuwehren, ungesetzliche Grenzübertritte 
und unberechtigtes Eindringen von Personen in die Grenz- 
gebiete zu verhindern, 

- die Sicherheit und Ordnung in den Grenzgebieten und den 
Seegewässern der DDR zuverlässig zu garantieren. 
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Die Leiter der zuständigen operativen Diensteinheiten 
haben im Rahmen der politisch-operativen Sicherung des 
Personalbestandes der Grenztruppen der DDR und der Ange- 
hörigen des MdI und seiner Organe zu gewährleisten, daß 
nur überprüfte und zuverlässige Angehörige dieser Organe 
für das Zusammenwirken zwischen ihnen sowie zwischen 
ihnen und den operativen Diensteinheiten des MfS bestä- 
tigt werden, 

6,2, Die Leiter der zuständigen operativen Diensteinheiten 
haben zu gewährleisten, daß mit den zusammenwirkender. Or- 
ganen der koordinierte Einsatz der Kräfte und Mittel zur 
Durchsetzung eines abgestimmten Handelns erfolgt, insbe- 
sondere bei 

- der Aufklärung von für Grenzverletzungen gefährdeten 
Räumen und Richtungen und deren Sicherung sowie der Ver- 
dichtung der Maßnahmen in den Schwerpunktzeiten, 

- der verstärkten Grenzsichorung nach Eintreten einer be- 
sonderen Lage im Grenzabschnitt, vor allem zur Verhin- 
derung von ungesetzlichen Grenzübertritten nach Auslösung 
von Fahndungen, sowie bei Katastrophen im Grenzgebiet, 

- allen Maßnahmen der visuellen Beobachtung des Luftraumes 
der DDR zur Überwachung in den Luftraum der DDR einge- 
drungener ausländischer Luftfahrzeuge, 

- der Sicherung, Kontrolle und ständigen Überwachung von 
Start- und Landeplätzen für Luftfahrzeuge des Betriebes 
Agrarflug, der GST und des DRK im Grenzgebiet bzw, im 
grenznahen Raum, von möglichen Start- und Landeplätzen 
für Luftfahrzeuge sowie von Verstecken und Unterschlupf- 
möglichkeiten , 
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- der Sicherung, Kontrolle und ständigen Überv;achung der 
Zufahrtsstrecken zu den Grenzübergangsstellen, der Strek- 
ken der Deutschen Reichsbahn im Grenzgebiet sowie der 
betreffenden Streckenabschnitte der U-Bahn in der Haupt- 
stadt der DDR, Berlin, 

- der Sicherung und Kontrolle aller anderen für den öffent- 
lichen Verkehr zugelassenen Zugänge zum Grenzgebiet, 

- der Überwachung der für den öffentlichen Verkehr nicht 
zugelassenen Zugänge zum Grenzgebiet, 

- der Gewährleistung des Antrags-, Prüfungs- und Entschei- 
dungsverfahrens der aus beruflichen, gesellschaftlichen 
bzw. persönlichen Gründen in das Grenzgebiet einreisen- 
den Personen sowie die ständige Kontrolle und Sicherung 
der für Arbeiten im Grenzgebiet bestätigten Personen, 
Fahrzeuge und Arbeitstechnik, einschließlich des flie- 
genden und technischen Personals der GST, des DRK der 
DDR und des Betriebes Agrarflug, 

- der Aufrechterhaltung einer hohen Sicherheit und Ordnung 
im Grenzgebiet, besonders zur Kontrolle der Ein- und Aus- 
reisen sowie des Aufenthaltes von Personen, zur Sicherung 
wichtiger Objekte und Anlagen, zur Kontrolle und Über- 
wachung im Einsatz befindlicher oder abgestellter schwere r 
Technik. 


6,3, Unter Beachtung der Jeweils festgelegten Eigenverant- 
wortung sowie der innerdienstlichen Bestimmungen der zu- 
sammenwi rkenden Organe sind in gegenseitiger Abstimmung 
zwischen den zusammenwirkenden Organen zu realisieren : 

- die Sicherheitsüberprüfung und Bestätigung von Personen 
für Arbeiten im Grenzgebiet ; 
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- die Genehmigung von Veranstaltungen im Grenzgebiet ; 

- die Regelung von Fragen der VVohnsitzverlegung von Bür- 
gern aus dem Grenzgebiet in andere Orte; 

- die Genehmigung des Zuzugs von Bürgern in das Grenz- 
gebiet, wobei zu gewährleisten ist, daß Personen die 
Genehmigung nicht erteilt wird, 

. die wegen Straftaten gemäß §§ 105, 213 StGB oder 
anderer schwerer Straftaten inhaftiert waren, 

. die wegen rechtswidriger Ersuchen auf Übersiedlung 
in Erscheinung getreten sind, 

, die aus dem Grenzgebiet ausgesiedelt wurden bzw. 
denen die Genehmigung zum Aufenthalt im Grenzgebiet 
unbefristet entzogen wurde oder 

. die aus anderen Gründen die Sicherheit im Grenzgebiet 
beeinträchtigen könnten. 

6.4. Das politisch-operative Zusammenwirken ist zu orga- 
nisieren auf den Ebenen: 


mein zuständiger 
Stellve rtreter 


- Stellvertreter des 
Ministers für Natio- 
nale Verteidigung 
und Chef der Grenz- 
truppen der DDR 


Stellvertre- 
ter des Mini- 
sters des 
Innern und 
Chef des Sta- 
bes des MdI 


Leiter der Bezirks- 
verwaltung mit 
Staatsg renze 


Kommandeur des zu- 
ständigen Grenz- 
kommandos bzw. der 
6. Grenzbrigade 
Küste 


Chef der BDVP 
bzw. des PdVP 
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Leiter Grenzkreis- - Kommandeure des zu- - Leiter des 
dienststeile ständigen Grenzregi- VPKA bzw, VPI 

mentes/-bataillons 
bzw, Grenzkompanie 
der Grenzsicherungs- 
kräfte der Volks- 
ma rine 


Es ist zu realisieren durch 

- gemeinsame Planung der Maßnahmen des Zusammenwirkens 
(Plan des Zusammenwirkens), 

- gemeinsame Beratungen, 

- gegenseitigen Informationsaustausch, 

- koordinierte Handlungen ira Interesse der zuverlässigen 
Sicherung der Staatsgrenze, 

- Nachrichtenverbindungen und Austausch von Führungsmit- 
teln, 

Die Leiter der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze und 
die Leiter der Grenzkreisdienststellen haben unter Beach- 
tung der zwischenministeriellen Festlegungen, nach der 
die zuständigen Kommandeure der Grenztruppen der DDR für 
die Organisation des Zusammenwirkens mit den zuständigen 
Diensteinheiten des MfS und den zuständigen Organen des 
MdI verantwortlich sind, die Leiter der Abteilungen VII 
bzw, die Leiter der Arbeitsgruppen Grenzsicherung zu be- 
auftragen, die Maßnahmen des Zusammenwirkens, wie Erarbei- 
tung des Planes des Zusammenwirkens, Beratung der Organe 
des Zusammenwirkens, auf Arbeitsebene in enger Abstimmung 
mit den Leitern der zuständigen Diensteinheiten der Haupt- 
abteilung I vorzubereiten. 
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Die Leiter der zuständigen operativen Diensteinheiten ha- 
ben zu sichern, daß 

- in Vorbereitung auf Beratungen der Organe des Zusammen- 
wirkens bzw. der Pläne des Zusammenwirkens durch poli- 
tisch-operative Einflußnahme auf die Grenztruppen der DDR 
sowie auf das MdI und seine Organe die abgestimmten poli- 
tisch-operativen Interessen durchgesetzt werden, 

- bei Beratungen der Organe des Zusammenwirkens das einheit- 
liche Auftreten der beteiligten zuständigen -operativen 
Diensteinheiten der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze 
und der zuständigen Diensteinheiten der Hauptabteilung I 
erfolgt, 

- die zuständigen Koraraandeure der Grenztruppen der DDR so- 
wie die Chefs der BDVP/PdVP bzw. die Leiter der VP1<Ä/VPI 
in Vorbereitung von Beratungen, insbesondere bei der 
Einschätzung der Lage an der Staatsgrenze der DDR und im 
Grenzgebiet, sowie bei der Erarbeitung von Schlußfolge- 
rungen für das weitere effektive Zusammenwirken unter- 
stützt werden. 


7. Weitere Festlegungen zur Auswertungs- und Inf ormations- 
tätiqkeit 

7.1. Alle Informationen über feindliche Pläne, Absichten 
und Maßnahmen sowie über operativ bedeutsame Handlungen, 
Vorkommnisse und Erscheinungen sind sofort bzw. ständig 
an die zuständigen operativen Diensteinheiten gemäß der 
in dieser Dienstanweisung bzw. der in anderen dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen festgelegten Verantwortlichkeit 
zu übersenden. 
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Informationen zu besonders bedeutsamen feindlichen Plänen, 
Absichten und Maßnahmen sowie zu operativ besonders bedeut- 
samen Handlungen, Vorkommnissen und Erscheinungen sind un- 
abhängig davon mir und meinen zuständigen Stellvertretern 
sofort zu übermitteln. 

7.2. Die Leiter der Hauptabteilungen I und VII haben perio- 
disch auf der Grundlage zentraler Vorgaben Gesamteinschät- 
zungen über die politisch-operative Lage, unter besonderer 
Beachtung der Wirksamkeit der politisch-operativen Arbeit 
und ihrer Führung und Leitung zur Gewährleistung der staat- 
lichen Sicherheit an der Staatsgrenze und im Grenzgebiet, 
mit Vorschlägen und Schlußfolgerungen zur weiteren Qualifi- 
zierung der politisch-operativen Arbeit zu erarbeiten und 
meinem Stellvertreter, Genossen Generalmajor Dr. Neiber, 
vorzulegen , 

Die Leiter der Bezirksverwaltungen mit Staatsgrenze haben 
dazu auf der Grundlage zentraler Vorgaben entsprechende 
Einschätzungen zu erarbeiten, mit den Leitern der zustän- 
digen Diensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT abzustimmen 
und an die Hauptabteilung VII zu übersenden, 

8, Schlußbestimmunqen 

8.1, Diese Dienstanweisung tritt mit sofortiger Wirkung 
in Kraft, 

8.2, Der Leiter der Hauptabteilung I und der Leiter der 
Bezirksverwaltung Rostock haben eine Koordinierungsverein- 
barung zur Realisierung der in dieser Dienstanweisung 
grundsätzlich angewiesenen Verantwortlichkeit und Aufga- 
benstellung, insbesondere über die gemeinsam bzw. in Ab- 
stimmung zu lösenden Aufgaben- und Maßnahmenkomplexe, über 
die für eine effektive Zusammenarbeit erforderlichen In- 
formationsflußregelungen, über Maßnahmen zum abgestimmten 
Handeln gegenüber den Grenztruppen der DDR und den anderen 
staatlichen Organen, zu erarbeiten und mir bis zum 31« 12. 
1981 zur Bestätigung vorzulegen, 
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Die Festlegungen in dieser Koordinierungsvereinbarung 
sind bei operativer Notwendigkeit, insbesondere im Pro- 
zeß der Erarbeitung der Dahrespläns, zu präzisieren. 

8.3. Alls politisch-operativ bedeutsamen Probleme im Zu- 
sammenhang mit der Markierung der Staatsgrenze der DDR 
zur BRD bzw. mit dem Grenzverlauf sind auf der Grundlage 
der im Befehl Nr, 15/73 getroffenen Festlegungen zur Ver- 
antwortlichkeit zu lösen. 

8.4. Die im Zusammenhang mit der politisch-operativen 
Sicherung der Durchführung der '‘Schadonevereinbarung” 
sowie der "Grenzgewässervereinbarung" erforderlichen 
politisch-operativen Maßnahmen sind auf der Grundlage der 
entsprechenden Regelungen dieser Dienstanweisung sowie 
des Befehls Nr. 34/74 zu organisieren und durchzuführen. 

8.5. Mit Erlaß dieser Dienstanweisung treten gleichzeitig 

- der Befehl Nr. 10/66 vom 10. 5. 1966, GVS MfS 003-196/66, 

- die Durchführungsbestimmung Nr. 1 vom 10. 5. 1966, GVS 
MfS 008-197/66, 

- die 1. Änderung vom 10, 10. 1968, GVS MfS 008-433/68 zur 
Durchf ührungsanweisung Nr. 1, 

- die Dienstanweisung Nr. 1/70 vom 29. 5, 1970, VVS NfS 
003-346/70, 

- das Schreiben meines Stellvertreters vom 18, 9. 1975, Tg 
Tgb,-Nr. VBA/234/75 

außer Kraft, 


Diese Dokumente sind bis 
tung/Dokumentenverwal tung 


15 . 9 . 1981 an das Büro der Lei- 
zurückzusenden , » 
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Dokument 123 

1 02773 


Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


Berlin, 4. Juli 1931 


Vcili-jl'clie Verschlußsache 


VVS-oOOS 1 

MfS-Nr 13111 

5^£.Ausf. A.. bis lÄ. 


1. Durchführungsbestimmung 


zur Dienstanweisung Nr. 10/81 vom 4, Duli 1981, WS MfS 
O008-38/81 

Politisch-operative Aufgaben im Rahmen des Antrags-, Prü- 
fungs- und Entscheidungsverfahrens zur Erteilung von Erlaub- 
nissen für den Aufenthalt in den Grenzgebieten 


1, Aufgaben und Verantwortlichkeit der Diensteinheiten des 
Ministeriums für Staatssicherheit und das Zusammenwirken 
mit den Organen des Ministeriums des Innern ira Antrags- 
Prüfungs- und Entscheidungsverfahren zur Erteilung von Er- 
laubnissen zum Aufenthalt in den Grenzgebieten zur BRD und 
zu Westberlin sowie für das Befahren der Seegewässer außer- 
halb der Grenzzone 


1.1. Die zuständigen operativen Diensteinheiten des 
Ministeriums für Staatssicherheit haben im Rahmen des 
Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens zur Er- 
teilung von Erlaubnissen zum Aufenthalt in den Grenzge- 
bieten zur BRD und zu Westberlin, für das Befahren der 
Seegewässer außerhalb der Grenzzone sowie von Ausnahme- 
genehmigungen für das Tauchen an der Küste (nachfolgend 
Grenzerlaubnisse) gegenüber den antragsbearbeitenden und 
für die Entscheidung zuständigen Dienststellen des MdI 
das Einspruchsrecht zur Gewährleistung und Durchsetzung 
der politisch-operativen Interessen und Aufgaben wahrzu- 
nehmen . 
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Die Wahrnehmung des Einspruchsrechtes der zuständigen 
operativen Diensteinheiten des Ministeriums für Staats- 
sicherheit* hat innerhalb der festgelegten Bearbeitungs- 
und Einspruchsfristen (Anlage 1) zu erfolgen. 

1.2. Gegen die Erteilung einer beantragten Grenzerlaubnis 
ist Einspruch zu erheben, wenn aus politisch-operativer 
Sicht begründet anzunehmen ist, daß die betreffende Per- 
son beim Aufenthalt im Grenzgebiet die Sicherheit und 
Ordnung gefährdet, insbesondere wenn 

diese Person durch staatsfeindliche oder feindlich- 
negative Handlungen in Erscheinung getreten ist bzw. 
im Verdacht steht, solche zu begehen, 

der Mißbrauch der Grenzerlaubnis durch diese Person 
zur Durchführung strafbarer Handlungen, u. a. für die 
Organisierung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
oder des ungesetzlichen Grenzübertritts, nicht aus- 
geschlossen werden kann 

sowie wenn die festgelegten Ablehnungsgründe (Anlage 1) 
vorliegen . 

1.3. Das Einspruchsrecht des Ministeriums für Staatssicher- 
heit gegenüber der Volkspolizei haben die für die antrags- 
bearbeitenden VPKÄ/VPI (nachfolgend VPKÄ) zuständigen 
Kreisdienststellen wahrzunehmen. Eine Begründung des Ein- 
spruchs gegenüber den VPKÄ ist nicht erforderlich. 

Werden Anträge für Grenzerlaubnisse in Ausnahmefällen 
durch andere Dienststellen des MdI bearbeitet, sind für 
die Wahrnehmung des Einspruchsrechtes und die Realisie- 
rung der Aufgaben gemäß Ziffer 2,1. die HA VII und die 
Abteilungen VII der BV/V entsprechend der Zuständigkeit 
verantwortlich. 
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1.4, Für die politisch-operative Prüfung und Entscheidung 
über die Notwendigkeit eines Einspruchs gegen die Erteilung 
einer Grenzerlaubnis sind 

bei Anträgen aus persönlichen Gründen die für den 
Hauptwohnsitz der Personen zuständigen Kreisdienst- 
stellen, 

bei Anträgen aus beruflichen bzw. gesellschaftli- 
chen Gründen die für die abwehrmäßige Sicherung der 
beantragenden staatlichen und wirtschaf tsieitenden 
Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowie 
gesellschaftlichen Organisationen (nachfolgend Or- 
gane und Einrichtungen) zuständigen operativen 
Diensteinheiten 

verantwortlich . 

Ist eine Person, für die eine Grenzerlaubnis beantragt 
wurde, in der Abteilung XII des MfS aktiv erfaßt, hat die 
erfassende operative -Diensto^inheit in Abstimmung mit der 
objektmäßig bzw. territorial zuständigen operativen 
Diensteinheit die politisch-operative Prüfung durchzu- 
führen und die Entscheidung über die Notwendigkeit eines 
Einspruchs zu treffen. 

Ist eine Person ausschließlich auf der Grundlage gesperr- 
ter Archivablage in der Abteilung XII des MfS passiv er- 
faßt, hat die für die Ablage zuständige operative Dienst- 
einheit der für die Wahrnehmung des Einspruchsrechtes 
zuständigen operativen Diensteinheit alle für die Ent- 
scheidung über die beantragte Grenzerlaubnis operativ 
bedeutsamen Informationen des archivierten politisch- 
operativen Schriftgutes zu übermitteln. 
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Über die Notwendigkeit eines Einspruchs gegen die Ertei- 
lung einer Ausnahmegenehmigung für Ausländer ohne ständi- 
gen '..'ohnsitz in der DDR zum Betreten des Grenzgebietes aus 
persönlichen Gründen hat die Grenzkreisdienststelle zu ent 
scheiden, die für den territorialen Geltungsbereich der be 
antragten Grenzerlaubnis zuständig ist. 

1.5, Wird gegen die Erteilung einer Grenzerlaubnis kein 
Einspruch erhoben, haben die gemäß Ziffer 1.4, zuständi- 
gen operativen Diensteinheiten die erforderlichen poli- 
tisch-operativen Maßnahmen zur politisch-operativen 
Sicherung dieser Person, insbesondere zur vorbeugenden 
Verhinderung eines Mißbrauchs der Grenzerlaubnis, einzu- 
leiten und dabei eng mit den Grenzkreisdienststellen, den 
anderen zuständigen operativen Diensteinheiten der Be- 
zirksverwaltungen mit Staatsgrenze bzw. den zuständigen 
Diensteinheiten der Hauptabteilung I gemäß den Festlegun- 
gen in der Dienstanweisung Nr, *0 /Sl zusammenzuarbeiten. 


2. Aufgaben der Diensteinheiten des Ministeriums für 
Staatssiche rhei t 


2.1. Aufgaben der für die antragsbearbeitenden VPKÄ zu- 

ständiqen Kreisdienststellen 

2.1.1. Die Kreisdienststellen sind für die Realisierung 
aller Aufgabenstellungen zuständig, die sich im politisch- 
operativen Zusammenwirken mit den antragsbearbeitenden 
VPKA zur qualifizierten Durchführung des Antrags-, Prü- 
fungs- und Entscheidungsverfahrens für die Erteilung von 
Grenzerlaubnissen erforderlich machen. 

2.1.2. Personen, für die eine Grenzerlaubnis beantragt 
wurde, sind in den Informationsspeichern der Kreisdienst- 
stellen sowie in der Abteilung XII des MfS zu überprüfen. 
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Ist für die politisch-operative Prüfung und Entscheidung 
im Zusammenhang mit der Erteilung einer Grenzerlaubnis 
gemäß Ziffer 1.4. die Zuständigkeit einer anderen Dienst- 
einheit gegeben, so ist diese über 

- die beantragte Einreise, 

- den zeitlichen und örtlichen Geltungsbereich der bean- 
tragten Grenzerlaubnis, 

- die Einreisegründe, 

- zu beachtende operative Faktoren aus bereits vorausge- 
gangenen Überprüfungen sowie 

- die Einspruchsfrist gegen die Erteilung einer Grenzer- 
laubnis 

Zu informieren. Die Kreisdienststellen haben darüber ei- 
nen schriftlichen Nachweis zu führen. 

Wird kein Einspruch gegen die Erteilung einer Grenzerlaub- 
nis erhoben, ist die Übermittlung der Zustimmung an das 
antragsbearbeitende VPKA nicht erforderlich. 

2.2. Aufgaben der für die politisch-operative Prüfung 
und Entscheidung gemäß Ziffer 1.4. zuständigen operativen 
Diensteinheiten 


2.2.1. Die zuständigen operativen Diensteinheiten haben 
alle erforderlichen politisch-operativen Maßnahmen zu 
realisieren, in deren Ergebnis eine Entscheidung über die 
Notwendigkeit eines Einspruchs gegen die Erteilung einer 
Grenzerlaubnis getroffen werden kann. 

Die durch den Leiter der zuständigen operativen Dienst- 
einheit im Ergebnis der politisch-operativen Oberprüfun- 
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- zur Person, für die eine Grenzerlaubnis beantragt 
vju rde , 

- zu den Gründen der Antragstellung, dem zeitlichen und 
territorialen Geltungsbereich der beantragten Grenzer- 
laubnis 

zu treffende Entscheidung ist zu dokumentieren. 

Ist im Rahmen der durchzuführenden politisch-operativen 
Überprüfungen, insbesondere hinsichtlich der Arbeitsstel- 
le und des Nebenwohnsitzes, die Zuständigkeit anderer 
operativer Diensteinheiten gegeben, haben die Überprü- 
fungen in Zusammenarbeit und die Entscheidung über die 
I'iotwendigkeit eines Einspruchs in Abstimmung mit diesen 
operativen Diensteinheiten zu erfolgen. 

2.2.2. Kann der Erteilung einer Grenzerlaubnis durch die 
zuständige operative Diensteinheit nicht zugestimmt wer- 
den, ist diese Entscheidung der für das antragsbearbei- 
tende VPKA zuständigen Kreisdienststelle unter Besch.tung 
der Bearbeitungsfrist mitzuteilen, die das Einspruchs- 
recht wahrzunehmen hat. 

Ist eine Entscheidung innerhalb der Einspruchsfrist nicht 
möglich, hat die zuständige operative Diensteinheit recht- 
zeitig die für das antragsbearbeitende VPKA zuständige 
Kreisdienststelle zu informieren und mit ihr die sich 
daraus ergebenden Maßnahmen abzustimmen, 

2.2.3. Personen, 

- denen Grenzerlaubnisse mit einer Geltungsdauer ab 6 
Monate erteilt wurden (außer Wohnsitznahme bzw, stän- 
dige Berufsausbildung im Grenzgebiet) oder 
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- denen Grenzerlaubnisse abgelehnt wurden, 

sind in der VSH-Kartei der gemäß Ziffer 1.4. zuständigen 
operativen Diensteinheit zu erfassen. 

Die zuständige Gre nzk re isdiensts teile sowie die für den 
Hauptwohnsitz der Person zuständige Kreisdienststelle 
sind über die Erteilung bzw. die Ablehnung der Grenzer- 
laubnis zu informieren. 


3. Spezifische Aufgabenstellungen 

3.1. Vorübergehende Einreisen in das Grenzgebiet aus per- 
sönlichen Gründen 


3.1.1. Bei Anträgen von Bewohnern des Grenzgebietes hat 
die zuständige Grenzkreisdienststelle alle erforderlichen 
politisch-operativen Überprüfungen zum Antragsteller sowie 
insbesondere zum Verhältnis zwischen dem Antragsteller 
und der Person, für die eine Einreise beantragt wurde, und 
zu den Einreisegründen durchzuf Ohren . 

Bei Vorliegen politisch-operativer Ablehnungsgründe zum 
Antragsteller ist bereits gegenüber dem Grenz-VPKA gegen 
die Einreise Einspruch zu erheben. 

Die Grenzkreisdienststelle und die gemäß Ziffer 1.4. zu- 
ständige Kreisdienststelle haben sich gegenseitig über 
die Hinweise, die bei der Prüfung von Anträgen zu beach- 
ten bzw. für die Entscheidung über die Notwendigkeit 
eines Einspruchs operativ bedeutsam sind, zu informieren. 
Wird durch die gemäß Ziffer 1.4. zuständige Kreisdienst- 
stelle Einspruch gegen die Erteilung einer Grenzerlaubnis 
für vorübergehende Einreise in das Grenzgebiet aus persön- 
lichen Gründen erhoben, ist die zuständige Grenzkreis- 
dienststelle über die Ablehnungsgründe zu informieren. 
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3.1.2. Bei beantragten Einreisen in den Schutzstreifen an 
der Staatsgrenze der DDR zur BRD sowie in besonders gefähr- 
dete Bereiche des Grenzgebietes zu Westberlin sind be- 
sonders strenge f'laßstäbe an die politisch-operativen Über- 
prüfungen und Entscheidungen zu stellen. 

In die politisch-operativen Überprüfungen sind politisch- 
operative Maßnahmen zur Aufklärung der Person im Arbeits- 
bereich und am vorhandenen Nebenwohnsitz sowie politisch- 
operative Oberprüfungsmaßnahmen zu den Verwandten ersten 
Grades und den zum Haushalt gehörenden Personen einzube- 
ziehen. 

Gegen eine beantragte Einreise in den Schutzstreifen ist 
Einspruch zu erheben, wenn der antragstellende Bewohner 
des Schutzstreifens nicht die Gewähr bietet, daß er die 
Durchsetzung der gesetzlichen Bestimmungen zur Gewährlei- 
stung von Ordnung und Sicherheit im Grenzgebiet im Zusam- 
menhang mit der beabsichtigten Einreise aktiv unterstützt. 

Oie Grenzlcreisdlenststellen haben für die auf Grund ben 

sonderer Lagebedingungen bestimmten Sondergebiete im Be- 
reich des Schutzstreifens in Abstimmung mit den VPKÄ 
spezielle Anforderungen an die Übe rprüf ungs- und Ableh- 
nungskriterien festzulegen. 

3.2. Vorübergehende Einreisen in das Grenzgebiet aus be- 

ruflichen bzw. gesellschaftlichen Gründen 

3.2.1. Die Leiter der für die abwehrmäßige Sicherung der 
beantragenden Organe und Einrichtungen zuständigen opera- 
tiven Diensteinheiten haben durch operative Einflußnahme 
zu erreichen, daß von deren Leitern bzw. Vorsitzenden 
unter konsequenter Wahrnehmung ihrer Eigenverantwortung 
Passierscheine für die vorübergehende Einreise in die 
Sperrzone und den Schutzstreifen aus beruflichen bzw. 
gesellschaftlichen Gründen 
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- nur im für die Erfüllung der wirtschaftlichen, politi- 
schen und gesellschaftlichen Aufgaben unbedingt notwen- 
digen Umfang beantragt werden, deren zeitlicher und ört- 
licher Geltungsbereich den tatsächlichen Erfordernissen 
entspricht sowie 

- nur für solche Personen beantragt werden, die politisch 
zuverlässig sind und durch ihr Gesaratverhalten die Ge- 
Vifähr bieten für die Einhaltung bzw, aktive Durchsetzung 
der gesetzlichen Bestimmungen zur Gewährleistung von 
Ordnung und Sicherheit im Grenzgebiet. 

3.2.2. Bei der Prüfung von Anträgen für Einreisen in den 
Schutzstreifen sind besonders strenge Maßstäbe anzulegen. 
Die Entscheidungen sind im Ergebnis von Sicherheitsüber- 
prüfungen auf der Grundlage aktueller Informationen zur 
Einschätzung des Verhaltens im Arbeits- und Freizeitbe- 
rel-ch sowie des Charakters aller operativ bedeutsamen 
Verbindungen zu treffen. 

Die bei Sicherheitsüberprüfungen bekannt gewordenen 
Unsicherheitsfaktoren sind zweifelsfrei, bei operativer 
Notwendigkeit im Rahmen einer operativen Personenkontrol- 
le gemäß der Richtlinie Nr, 1/81 , zu klären. 

Pe rsonen , 

- die feindwärts der Grenzsicherungsanlagen bzw, im Rah- 
men getroffener Vereinbarungen auf dem Gebiet der BRD 
zum Einsatz kommen, 

- die sich als Leitungskader oder durch Sondervollmachten 
relativ unkontrolliert im bzw. am Handlungsraum der 
Grenztruppen der DDR bewegen, zur Unterhaltung von Ar- 
beitskontakten mit gegnerischen Grenzsicherungskräften 
berechtigt sind und durch ihre Tätigkeit und Vertrauens- 
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Stellung Einblicke über größere Bereiche der Staats- 
grenze erhalten, 

sind bei operativer Notwendigkeit auf der Grundlage der 
Richtlinie Nr. 1/81 unter operative Personenkontrolle 
zu stellen. 

3.2.3. Im politisch-operativen Zusammenwirken mit den 
Leitern bzw. Vorsitzenden der beantragenden Organe bzw, 
Einrichtungen ist darauf Einfluß zu nehmen, daß bereits 
im Prozeß der Vorauswahl die zuständigen operativen 
Diensteinheiten über vorgesehene Anträge informiert und 
Genehmigungen bei der Volkspolizei erst nach entsprechen- 
der Abstimmung mit den zuständigen operativen Dienstein- 
heiten beantragt werden. 

In den Fällen, wo durch die zuständige operative Dienst- 
einheit bereits eine Zustimmung zu den beabsichtigten 
Anträgen der Leiter bzw, Vorsitzenden der Organe bzw, 
Einrichtungen gegeben werden kann, ist darüber die für 
das antragsbearbeitende VPKA zuständige Kreisdienststel- 
le zu informieren, 

3.2.4, Die für einen Einsatz bestätigten Personen der in 
Ziffer 3.2,2. genannten Kategorien, denen Passierscheine 
zur vorübergehenden Einreise in den Schutzstreifen mit 
einer Gültigkeitsdauer ab 3 Monaten erteilt werden sollen, 
sind von den gemäß Ziffer 1.4. zuständigen operativen 
Diensteinheiten auf dem Sicherungsvorgang zu erfassen, 
sov;eit sie nicht bei Vorliegen der operativen Notwendig- 
keit gemäß der Richtlinie Nr. 1/81 unter operative Per- 
sonenkontrolle gestellt werden. 

Bei einem Einsatz dieser Kräfte im Verantwortungsbereich 
mehrerer Grenzkreisdienststellen ist in Abstimmung zwischen 
den Leitern der betreffenden Diensteinheiten zu entscheiden, 
auf welchem Sicherungsvorgang die Personen zu erfassen sind. 
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Die Grenzkreisdienststelle, auf deren Sicherungsvorgang die- 
se Personen erfaßt sind, hat d^ er forderlichen Maßnahmen 
zur politisch-operativen Sicherung der bestätigten Kräfte 
mit den für die abwehrmäßige Sicherung der jeweiligen Or- 
gane bzw, Einrichtungen zuständigen operativen Dienstein- 
heiten, mit den zuständigen Grenzkreisdienststellen sowie 
bei operativer Notwendigkeit mit den zuständigen Dienst- 
einheiten der HA I zu koordinie ren . 

3,2.5, Die zuständigen operativen Diensteinheiten haben 
bereits im Prozeß der Auswahl von Kräften für einen Ein- 
satz im Grenzgebiet und insbesondere im Schutzstreifen 
zu gewährleisten, daß bei der politisch-operativen Auf- 
klärung und Sicherung dieser Kräfte zielgerichtet geeig- 
nete IM eingesetzt werden. 

Die Auftragserteilung und Instruierung dieser IM ist bei 
ihrem Einsatz im Schutzstreifen mit den zuständigen Grenz- 
kreisdienststellen und bei einem Einsatz im Handlungsraum 
der Grenztruppen der DDR mit den zuständigen Diensteinhei- 
ten der HA I abzustimmen. Bei operativer Zweckmäßigkeit 
ist eine zeitweise Übergabe von IM zu vereinbaren, 

3,3, Befahren der Seegewässer außerhalb der Grenzzone und 
Tauchen an der Küste 


Der Leiter der BV Rostock hat über die spezifischen Auf- 
gaben der Diensteinheiten der BV Rostock gesonderte Wei- 
sungen zu erlassen. 
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4» Schlußbestinnunqen 

Die 1. Durchführungsbestimmung tritt sofort in Kraft 
Mein zuständiger Stellvertreter hat erforderliche Ände- 
rungen der 1, Durchführungsbestimmung, die sich insbe- 
sondere aus dem Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungs- 
verfahren ergeben, vorzunehmen. 
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Aufgaben der Volkspolizei im Antrags-, Prüfungs- und Ent- 
scheidungsverfahren zur Erteilung von Grenzerlaubnissen 

Diese Anlage enthält die in der Dienstvorschrift Nr. 08/72 - 
Teil C - des Ministers des Innern und Chefs der DVP festge- 
legten Grundsätze und Aufgaben der Volkspolizei im Antrags-, 
Prüfungs- und Entscheidungsverfahren zur Erteilung von 
Grenzerlaubnissen, die für ein qualifizierteres Zusammenwir- 
ken der Diensteinheiten des MfS mit den Dienststellen der 
Volkspolizei zu beachten sind. 

Das bezieht sich insbesondere auf 

- Bea rbei tungs- und Einspruchsfristen, 

- AblehnungsgrOnde , 

- Verfahrensgrundsätze für das Zusammenwirken der Dienst- 
stellen der Volkspolizei mit den Kreisdienststellen, 

Da die Dienstvorschrift Nr, 08/72 - Teil C - des Ministers 
des Innern und Chefs der DVP im Zusammenhang mit dem Erlaß 
des Grenzgesetzes, der Grenzverordnung und der Grenzordnung 
zu überarbeiten ist, wird die Anlage 1 auf der Grundlage der 
neuen bzw . präzisierten Weisungen des MdI erarbeitet und 
danach den Diensteinheiten übergeben. 


973 




Dokument 124 
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Berlin, 4. Ouli 1981 

Vertrauliche Verschlußsache 
VVS-oOOS 

MfS-Nr 

lZ2-.Ausf. Bl./S. bis^f?. 


3. Durchführungsbestimmung 

zur Dienstanweisung Nr, 10/81 vom 4, Ouli 1981, 

WS MfS 0008-38/81 

Das politisch-operative Zusammenwirken mit den Kräften der 
Grenztruppen der DDR bzw. den Grenzsicherungskräften der 
Volksfflarlne, der Zollverwaltung cier DDR und des MdI bei der 
Sicherung der Staatsgrenze und der Gewährleistung des grenz- 
überschreitenden Verkehrs an den Grenzübergangsstellen der 
DDR 


Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 
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Zum Zusammenwirken der an den Grenzübergangsstellen eingesetzten 
Schutz- und Sicherheitsorgone wurde die "Vereinbarung über die 
Verantwortlichkeit und das Zusammenwirken der Kräfte der Grenz- 
truppen der DDR, der Grenzsicherungskräfte der Volksmarine, der 
Kräfte des Ministeriums für Staatssicherheit, der Zollverwaltung 
der DDR und des Ministeriums des Innern bei der Sicherung der 
Staatsgrenze und der Gewährleistung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs an den Grenzübergangsstellen der Deutschen Demokrati- 
schen Republik" (im weiteren Vereinbarung über das Zusammenwirken 
der Kräfte an den Grenzübergangsstellen) geschlossen. 

Das Handeln und Zusammenwirken der an den Grenzübergangsstellen 
der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu ".'estberlin sowie zur 
Volksrepublik Polen und zur Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik eingesetzten Kräfte ist entsprechend der Vereinbarung 
zu richten auf 

- die Verhinderung von Grenzdurchbrüchen sowie die Abwehr von 
Provokationen und von Anschlägen auf die Grenzübergangsstellen , 

- die Gewährleistung einer wirksamen Kontrolle des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs in Übereinstimmung mit den zwischen- 
staatlichen Vereinbarungen, den Rechtsvorschriften der DDR 
und den dienstlichen Bestimmungen sowie 

- die ständige Aufrechterhaltung einer hohen Sicherheit und 
Ordnung im Bereich der Grenzübergangsstellen sowie an und 
auf den zu ihnen führenden Verkehrswegen. 

Zur Durchsetzung der Vereinbarung über das Zusammenwirken der 
Kräfte an den Grenzübergangsstellen und meiner Dienstanweisung 
Nr. 10/81 


bestimme ich: 
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1, Ebenen und Grundsätze der Führung des Zusanmenwi rkens der 
an den Grenzübergangsstellen eingesetzten Kräfte 

1.1. Mein zuständiger Stellvertreter hat in allen Fragen, die 
die Sicherheit und Ordnung sonie das Zusannenivi rken der bewaff- 
neten Kräfte an den Grenzübergangsstellen betreffen, die Zu- 
sammenarbeit mit dem Stellvertreter des Ministers für Nationale 
Verteidigung und Chef der Grenztruppen der DDR/Stellvertreter 
des Ministers für Nationale Verteidigung und Chef der Volks- 
marine, dem Stellvertreter des Ministers des Innern und Chef 
des Stabes und mit dem Leiter der Zollverwaltung der DDR zu 
gewäh rleisten. 

1.2. Der Leiter der Hauptabteilung VI hat an den in der Regel 
einmal jährlich stat t findenden gemeinsamen Beratungen mit dem 
Stellvertreter des Chefs der Grenztruppen der DDR und Chef des 
Stabes, dem Stellvertreter des Leiters der Zollverwaltung der 
DDR - Operativ und dem 1. Stellvertreter des Chefs des Stabes 
des Ministeriums des Innern zur Einschätzung der Lage, zur 
weiteren Erhöhung der Sicherheit und Ordnung an den Grenzüber- 
gangsstellen sowie zur Festigung des Zusammenwirkens teilzuneh- 
men und dabei die politisch-operativen Interessen des MfS wahrzu- 
nehmen . 

1.3. Die Leiter der zuständigen Dezirksverwaltungen haben im 
Rahmen der periodischen Zusammenkünfte gemäß den Festlegun- 
gen in Ziffer 6.4, der DA fJr. 10/81 mit den Kommandeuren der 
Grenzkommandos, dem Chef der 6. Grenzbrigade Küste, den Leitern 
der Grenzabschnitte zur VR Polen und zur CSSR sowie den Leitern 
der Bezi rksve rv/altungen der Zollverwaltung der DDR und den 
Chefs der Bezirksbehörden der Deutschen Volkspolizei bzw. dem 
Präsidenten der Volkspolizei Berlin die Beratung von speziel- 
len Fragen, die die Sicherheit und Ordnung sowie das Zusammen- 
wirken der Kräfte an den Grenzübergangsstellen betreffen, zu 

s iche rn . 
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Der Leiter der Dezi rksverivalt ung Berlin hat die Hinzuziehung 
eines Stellvertreters des Leiters der Hauptabteilung VI zu die- 
sen Beratungen zu gewährleisten. 

1.4. Die zuständigen Leiter haben Festlegungen in dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen sowie operative Maßnahmen, die die 
Zus tändiglceit und Aufgaben der anderen Organe an den Grenzüber- 
gangsstellen berühren, unter Wahrung der Konspiration und Geheim- 
haltung und unter Beachtung der Prinzipien der kameradsclia f t liehen 
Zusammenarbeit mit dem entsprechenden Partner des Zusammenwirkens 
abzustinmen . 

Sie haben die ständige Zusammenarbeit der ihnen unterstellten 
Diensteinheiten mit den Führungsorganen der Partner des Zusammen- 
wirkens in Fragen, die das gemeinsame Handeln der. an den Grenz- 
übergangsstellen eingesetzten Kräfte betreffen, zu gewährleisten. 

Der Leiter der Hauptabteilung VI und die Leiter der Bezirksver- 
waltungen haben bei der Bildung gemeinsamer Kontrollgruppen zur 
Anleitung und Kontrolle des Zusammenwirkens der Kräfte an den 
Grenzübergangsstellen zu sichern, daß die Aufgabenstellung der 
beteiligten Kräfte eindeutig abgegrenzt wird. 

Bei notwendigen Überprüfungen zur umfassenden Klärung besonderer 
Vorkommnisse an den Grenzübergangsstellen in den Zuständigkeits- 
bereichen anderer Organe und Einrichtungen sind die dazu erfor- 
derlichen Maßnahmen und die Überprüfungsergebnisse mit den 
anderen zuständigen operativen Diensteinheiten und auf der 
entsprechenden Ebene des Zusammenwirkens unter Wahrung der 
Konspiration und Geheimhaltung abzustimmen, 

1.5. Der Leiter der Hauptabteilung VI und die Leiter der Be- 
zirksverwaltungen haben gemeinsam mit ihren Partnern des Zusam- 
menwirkens das Training und die Überprüfung von Elementen der in 
den Dokumenten des Zusammenwirkens festgelegten Varianten der 
Handlungen zur Verhinderung von Grenzdurchbrüchen, Terror- und 
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anderen Genaltakten sowie zur Abwehr von Provokationen an den 
Grenzübergangsstellen zu planen, zu organisieren und durchzu- 
führen und die Deseitigung dabei erkannter Mängel in Sicherungs- 
systen zu veranlassen. 


2. Zusammenwirken der an den Grenzübergangsstellen eingesetzten 
Kräfte 

2.1. Die Paßkon t rolleinhei ten haben mit den an den Grenzüber- 
gangsstellen eingesetzten bewaffneten Kräften und den an den 
Grenzübergangsstellen ständig oder zeitweilig tätigen zivilen 
Organen und Institutionen in Übereinstimmung mit der politisch- 
operativen Aufgabenstellung zur Sicherung der Staatsgrenze und 
zur Kontrolle, Sicherung und Überwachung des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs und den Erfordernissen der konkreten Lage ununter- 
brochen und direkt zusammenzuwirken, 

2.2. Die Leiter der Paßkont rolleinheiten haben zu gewährleisten 

- ihre Mitwirkung an den' unter Verantwortung der Kommandanten 
der Grenzübergangsstellen zur Organisation des Zusammenwir- 
kens durchzuführenden Deratungen, 

- ihre Mitarbeit bei der Erarbeitung und Abstimmung der Auf- 
gaben, Maßnahmen und Varianten der Handlungen der bewaff- 
neten Kräfte zur Verhinderung von Grenzdurchbrüchen, Terror- 
und anderen Gewaltakten sowie zur Abwehr von Provokationen, 
die das gemeinsame Handeln der bewaffneten Kräfte erfordern, 
die unter Federführung der Kommandanten der Grenzübergangs- 
stellen in Abstimmung und gemeinsam mit den Leitern dieser 
Kräfte in Dokumenten des Zusammenwirkens festzulegen und 
entsprechend den Erfordernissen zu präzisieren sind. 
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- die Organisation des Zusammenwirkens in allen Fragen der Ab- 
wicklung des grenzüberschreitenden Verkehrs mit den Leitern 
der Grenzzollämter und den zivilen Institutionen. 

2.3. Die Leiter der Paßkont rolleinhei ten haben die politisch- 
operativen Interessen des NfS bei der Kontrolle, Überwachung 
und Sicherung des grenzüberschreitenden Verlcehrs umfassend 
wahrzunehmen. Sie haben die ihnen gemäß der Vereinbarung über 
das Zusammenwirken der Kräfte an den Grenzübergangsstellen ob- 
liegende Verantwortung für die 

- Sicherheit und Ordnung in den Kont rollterritorien , 

- Sicherung der Zugänge zu den Kontrollterritorien und die Be- 
dienung der Sperr- und Sicherungsanlagen innerhalb der Kontroll- 
territorien der St raßen-Grenzübergangsstellen und an ihren Zu- 
gängen , 

- Ausübung der Kontrolle über das Betreten und Verlassen der 
Kontrollterritorien , 

- Organisation des Ablaufes der Kont rollhandlungen an allen 
Grenzübergangsstellen und des Verkehrsflusses in den Kontroll- 
territorien der Straßen- und Dinnenwasse rst raßen-Grenzübe r- 
gangsstellen in Abstimmung mit dem Grenzzollamt, 

- Bedienung der Lichtsignalanlagen sowie anderer Ve rkeh rs regu- 
lierungs- und -leiteinrichtungen in den Handlungsräumen der 
Paßkon t rolleinheiten an den Straßen- und Binnenwasserst raßen- 
Grenzübergangsstellen, 

- Übernahme der von den Grenztruppen an den Grenzübergangs- 
stellen festgenommenen Personen, 
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- Koordinierung der Werterhaltungs- und Instandhaltungsmaß- 
nahnen an Gebäuden, Anlagen und Einrichtungen, ausgenonnen 
Nachrichtenanlagen, mit den Grenzzollämtern soivie den an den 
Grenzübergangsstellen tätigen zivilen Institutionen und die 
Übergabe der diesbezüglichen Forderungen an die Kommandanten 
zur Realisierung 

konsequent durchzusetzen, 

2.4. Die Leiter der Paßkontrolleinheiten haben bei der Gestal- 
tung des Zusammenwirkens mit den anderen bewaffneten Kräften 
und bei der Lösung der sich daraus ergebenden politisch-opera- 
tiven Aufgaben die in der Vereinbarung über das Zusammenwir!:en 
der Kräfte an den Grenzübergangsstellen festgelegte Verantwortung 
und Aufgaben dieser Kräfte zu beachten, 

Verantwortung und Aufgaben der Kommandanten der Grenzübergangs- 
stellen 

- Durchsetzung der in den Dokumenten des Zusamnenvvi rkens fcst- 

gelegten Ordnung an der Grenzübergangsstelle zur Lösung der 
Aufgaben der bewaffneten Kräfte zur Verhinderung von Grenz- 
durchbrüchen, Terror- und anderen Gewaltakten sowie zur Ab- 
wehr von Provokationen, die gemeinsames Handeln erfordern, 

- Abwendung bzw. Beseitigung von Gefahren und Störungen, die 
die Kontrolle und Abwicklung des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs beeinträchtigen, 

- Einleitung von Maßnahmen zur Untersuchung von Verkehrsunfällen, 
Havarien und Bränden sowie zur Beseitigung von Schäden, 

- Veranlassung der Maßnahmen des sicherungs- und signaltechnischen 
Ausbaus sowie der Wartung und Instandhaltung dieser Anlagen, 

- Koordinierung der Werterhaltungs- und Instandhaltungsmaßnahmen 
mit den Rechtsträgern, 
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Darüber hinaus sind sie an den Grenzübergangsstellen zur BRD 
und zu IVestberlin verantwortlich für 

- die Sicherung der Grenzstreckenabschnitte der Straßen- und 
Binnenwasserstraßen-Grenzübe rgangsstellen sowie der Grenz- 
streckenabschnitte der Eisenbahn-Grenzübergangsstellen im 
Schutzstreifen , 

- die äußere Sicherung der Kont rollterritorien sowie der 
Reise- und Güterzüge des grenzüberschreitenden Verkehrs, 

- die Sicherung und Bedienung der Sperranlagen auf den grenz- 
seitigen Zugängen der Straßen- und Binnenwasserstraßen- 
Grenzübe rgangsstellen, 

- die Bedienung der Lichtsignalanlagen an den grenzseitigen 

Zugängen der Straßen- und Binnenwaeseretraßen-Grenzöber- 

gangsstellen , 

- die Regulierung des Verkehrsflusses auf den Grenz Strecken- 
abschnitten der Straßen- und Binnenwasserst raßen-Grenzüber- 
gangsstellen , 

- die Gewährleistung der Übergabe und Übernahme von Personen 
und Sachen über die Staatsgrenze durch die dazu Beauftragten, 

- die Unterstützung der zuständigen Abschleppdienste der DDR 
und der BRD bziv. Westberlins bei der unmittelbaren Übergabe/ 
Übernahme betriebsunfähiger Kraftfahrzeuge, 

- die Entgegennahme und Weiterleitung sowie die Abgabe von 
Meldungen über die Grenzinformationspunkte entsprechend den 
dafür bestehenden Festlegungen. 
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Verantwortung und Aufgaben der Leiter der Grenzzollämter bei 
der Kontrolle, Überwachung und Sicherung des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs 

- Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung in den Handlungsräumen 
der Grenzzollämter, 

- Bedienung der Lichtsignalanlagen sowie anderer Verkehrsregu- 
lierungs- und -leiteinrichtungen in den Handlungsräumen der 
Grenzzollämter an den St raßen-Grenzübergangsstellen . 

Verantwortung und Aufgaben der Leiter der zuständigen Dienststellen 
des Ministeriums des Innern zur Gewährleistung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit 

- Kontrolle des Straßenverkehrs an den Zugängen zur Sperrzone 
sowie verstärkte Überwachung und Regulierung - des Verkehrs auf 
den unmittelbaren Zufahrtsstraßen im grenznahen Gebiet, 

- Überwachung der außerhalb des Schutzstreifens liegenden Grenz- 
streckenabschnitte der Eisenbahn-Grenzübergangsstellen, 

- Untersuchung von Straftaten entsprechend der Zuständigkeit des 
Ministeriums des Innern, 

- Untersuchung von Verkehrsunfällen und Havarien sowie Bekämpfung 
von Bränden an den Grenzübergangsstellen auf Anforderung der 
Kommandanten , 

- Lösung von Aufgaben zur Sicherung von Reise- und Güterzügen 
des grenzüberschreitenden Verkehrs entsprechend den dafür ge- 
troffenen Vereinbarungen, 
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2.5. Die Leiter der Paßkont rolleinheiten haben zu sichern, daß 
die im Rahmen der Organisation des Zusammenwirkens und auf der 
Grundlage der Dokumente des Zusammenwirkens von den Kommandan- 
ten der Grenzübergangsstellen in Abstimmung mit ihnen und den 
Leitern der Grenzzollämter festgelegten Aufgaben 

- zur Durchsetzung der in den Dokumenten des Zusammenwirkens 
festgelegten Ordnung, 

- zur Sicherung der Zugänge zu den Kont rollterrito_rien sowie 
der Kont rollgebäude , Anlagen und Verkehrswege in den Kon- 
trollterritorien gegen unberechtigtes Passieren, 

- zur Gewährleistung des reibungslosen Passierens der Grenz- 
übergangsstellen durch Hilfsmannschaften bei Schadensfällen 
sowie durch Angehörige der Armeen der V/arschauer Vertrags- 

Staaten bei Oburrgen 

- in Realisierung der Gewährleistung einer einheitlichen Füh- 
rung aller bewaffneten Kräfte bei der Verhinderung von gegen- 
wärtigen bzw. unmittelbar bevorstehenden Grenzdurchbrüchen, 
Terror- und anderen Gewaltakten oder Handlungen gegen die 
Sicherheit an der Staatsgrenze 

von den Paßkont rolleinheiten realisiert werden. Die Kommandan- 
ten sind bei der Kontrolle der Erfüllung dieser Aufgaben zu 
unterstützen . 

2.6. Die Leiter der Paßkont rolleinheiten haben die Kommandanten 
der Grenzübergangsstellen zur Gewährleistung der Lösung der 
diesen obliegenden Aufgaben unter Wahrung der Konspiration und 
Geheimhaltung zu informieren über 
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- die zu erwartende und gegebene Verkehrslage an der Grenz- 
übergangsstelle und den jeweiligen Krafteeinsatz der Paß- 

kon t rolleinheit im Kont rollprozeß : eine Übergabe statistischer 
Werte über den Umfang und die Zusammensetzung des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs hat nicht zu erfolgen, 

- Hinweise zu beabsichtigten bzw« zu erwartenden gewaltsamen 
Grenzdurchbrüchen, Grenzprovokationen oder anderen Hand- 
lungen gegen die Staatsgrenze oder die Grenzübergangsstelle, 
die Sicherungsmaßnahmen durch den Kommandanten erforderlich 
machen , 

- erkannte Schwach s t eilen und Lücken im System der Sicherung 
der Grenzübergangsstelle, 

- vorgesehene Veränderungen des Kont rollablau f s und der Kon- 

t rollhandlungen an der Grenzübergangsstelle, die Verändsrun- 
gen des Systems der Sicherung der Grenzübergangsstelle erfor- 
derlich machen, 

- den Abschluß der Kontrolle von Zügen und Wasserfahrzeugen 
zur Ausfahrt nach der BRD bzw. Westberlin, 

- Vo ricommni sse , die bei Ausübung der Kontrolle auf dem Terri- 
torium der VR Polen bzw. CSSR eintraten und Auswirkungen 
auf die Sicherheit und Ordnung an der Staatsgrenze haben, 

- alle Feststellungen, die ein Handeln des Kommandanten zur 
Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung an der 
Grenzübergangsstelle erforderlich machen, 

2.7. Die Leiter der Paßkont rolleinheiten haben zu sichern, daß 

mit den Kommandanten der Grenzübergangsstellen bzw, mit den 

Leitern der Grenzzollämter eine Abstimmung erfolgt zu 
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- dem von ihnen auf der Grundlage der von mir und dem I-Iinister 
für Nationale Verteidigung erlassenen Bestimmungen festzule- 
genden Regime über das Betreten der Kont rollterritorien der 
Grenzübergangsstellen, 

- den Veränderungen in der Verkehrsführung sowie zur Öffnung 
und Schließung von Kont rollpassagen in den Kont rollt errito- 
rien der Straßen-Grenzübergangsstellen zur 32D und zu West- 
borlin; an den übrigen Grenzübergangsstellen hat in solchen 
Fällen lediglich diese Abstimmung mit dem Leiter des GZA zu 
erfolgen, 

- den erforderlichen Regelungen in der vom Kommandanten fest- 
zulegenden Ordnung über das Betreten der Grenzstreckenab- 
schnitte der Grenzübergangsstellen zur BRD und zu .Vestberlin, 

- den -Entsoheidungon des Kommandanten über die Begleituog und 
Sicherung von Personen und Fahrzeugen, die nicht zum grenz- 
überschreitenden Verkehr oder nicht zu den an den Grenzüber- 
gangsstellen handelnden bewaffneten Kräften gehören und zur 
Durchführung von Arbeiten oder aus anderen Gründen zeitwei- 
lig die Kont rollterritorien der Grenzübergangsstellen zur 
BRD bzw. zu '.Vestberlin betreten oder befahren müssen. 

2.3. Die Leiter der Paßkont rolleinheiten hoben den Informa- 
tionsaustausch mit den Kommandanten der Grenzübergangsstel- 
len und Leitern der Grenzzollämter sowie den Leitern der an 
bzw. im Bereich der Grenzübergangsstellen handelnden Kräfte 
der Volkspolizei über Vorkommnisse, die die Verantwortungs- 
bereiche der anderen Kräfte berühren und über eigene Maßnah- 
men, die Handlungen der anderen Kräfte erfordern, zu gewähr- 
leisten . 

2.9. Bei der Organisation des Zusammenwirkens an den Grenz- 
übergangsstellen an der Staatsgrenze zur VR Polen und zur 
CSSR , an denen die Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver- 
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kehrs gemeinsam mit den Kontrollorganen des Nachbarstaates 
durchgeführt wird, hat unter Beachtung nachstehender Grund- 
sätze zu erfolgen: 

- Die Kräfte der Grenztruppen der DD.^ wirken mit den Grenz- 
organen des Nachbarstaates nur in den Fragen zusammen, 
die sich aus den Verträgen, Abkommen und Vereinbarungen 
der DDR mit der VR Polen und der CSSR über die Rechtsbe- 
ziehungen an der gemeinsamen Staatsgrenze ergeben. 

- Die Pa 3!;on t ro Ile inhe i t en und die Grenzzollämter wirken mit 
den Grenz- bzv;. Zollorganen des Nachbarstaates in allen 
Fragen zusammen, die sich aus den Verträgen, Abkommen und 
Vereinbarungen der DDR mit der VR Polen und der CSSR auf 
dem Gebiet der gemeinsamen Itontrolle des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs ergeben. 

Das Zusammenwirken ^der Paßkontrolleinheiten -mit den Grenz- 
kontrollorganen des Nachbarstaates in den Fragen der gemein- 
samen Kontrolle hat auf der Grundlage der dazu bestehenden 
Verträge und Abkommen und in Übereinstimmung mit den von mir 
dazu mit den zuständigen Organen der Nachbarstaaten geschlos- 
senen Vereinbarungen und den zu ihrer Durchsetzung erlassenen 
dienstlichen Bestimmungen zu erfolgen. 

Die Information der Kräfte der Grenztruppen der DDR, der 
Zollverwaltung der DDR bzw. der Kräfte des riinistsriums des 
Innern zur Einleitung erforderlicher Maßnahmen ist zu gewähr- 
leisten, sov.’eit sich eus dem Zusommenwirken mit den Gremz- 
kontrollorganen des Nachbarstaates Aufgaben ergeben. 

2.10. Die Dokumente des Zusammenwirkens, in denen die Aufga- 
ben der bewaffneten Kräfte zur Verhinderung von Grenzdurch- 
brüchen, Terror- und anderen Gewaltakten sowie zur Ab;vehr 
von Provokationen durch gemeinsames Handeln festgelegt 
sind, bedürfen der Bestätigung durch die Leiter bzw. Vor- 
gesetzten, denen die Kommandanten der Grenzübergangsstel- 
len, die Leiter der Paßkont rolleinheiten , die 
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Leiter der Grenzzollämter sowie die Leiter der zuständigen VPKÄ/ 
VPI/TPÄ unterstellt sind. Wenn erforderlich, hat eine Abstimmung 
zur Herbeiführung der Übereinstimmung der Leitungsebene/Kommando- 
höhe zu erfolgen. 

2.11. In Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Organisation 
des Zusammenwirkens in allen Fragen der Abwicklung des grenz- 
überschreitenden Verkehrs mit den Leitern der Grenzzollämter 
sowie den zivilen Institutionen haben sich die Leiter der Paß- 
kon t rolleinhei ten zu konzentrieren auf die 

- Organisation und Technologie des Kont rollprozesses an der 
Grenzübergangsstelle sowie die Planung und den Einsatz der 
Kräfte und Mittel bei der Kontrolle, Überwachung und Siche- 
rung des grenzüberschreitenden Verkehrs sowie des unmittel- 
baren Zusammenwirkens der Kon t rollk rä f t e im Kon t r ollp rozeß , 

- Durchsetzung von arbeitsteilig zu lösenden Aufgaben und 
Schwerpunkten bei der Kontrolle, Überwachung und Sicherung 
des grenzüberschreitenden Verkehrs, u, a. zur Durclisetzung 
des gesetzlich vorgeschriebenen verbindlichen Mindestum- 
tausches von Zahlungsmitteln, zur Realisierung der ange- 
wiesenen Maßnahmen bei der Kontrolle und Überwachung der 
Ein- bzw. Durchfuhr genehmigungspflichtiger Gegenstände, 
zur Lösung von Aufgaben bei der lückenlosen Überwachung des 
Aufenthaltes der Reisenden an der Grenzübergangsstelle, 

- Aufdeckung und Verhinderung des staatsfeindlichen Menschen- 
handels sowie ungesetzlicher Grenzübertritte, insbesondere 
unter Ausnutzung von Verstecken in Transportmitteln bzw. 

Gütern , 

- Aufdeckung und Verhinderung von Versuchen der illegalen Ein-, 
Aus- bzw. Durchfuhr von genehmigungspflichtigen bzw. ein-, 
aus- oder durchfuhrverbotenen Gegenständen, insbesondere sol- 
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chen, die zu staatsfeindlichen bzw. anderen schwerwiegenden 
kriminellen Handlungen vorgesehen oder geeignet sind, wie 
z. B. '.Vaffen, Munition, Sprengmittel, Gifte sowie Suchtmittel, 
Drucicerzeugnisse, 

- Gewährleistung der Sicherheit und Ordnung in den Handlungs- 
räumen der Grenzzollämter und der zivilen Institutionen sowie 
der Sicherheit ihrer Mitarbeiter, 

- Nutzung und Auswertung der Möglichkeiten und Ergebnisse der 
Zolll<on t rolle für die Gestaltung des Prozesses der Suche und 
Auswahl operativ interessierender Personen, Sachen und Sach- 
verhalte, 

- Realisierung von spezifischen Kontrollhandlungen und -aufgaben 
durch die Grenzzollämter, die sich aus in Durchführung der 
Paßkontrolle, Fabnrfung oder anderwei'tig getroffenen Fäst- 
stellungen ergeben. 

2.12. Der Leiter der Hauptabteilung VI hat auf der Grundlage der 

Vereinbarung über das Zusammenwirken der Kräfte an den Grenzüber- 
gangsstellen und der Regelungen dieser Durchführungsbestimmung 

ergänzende Festlegungen über 

- das unmittelbare Zusammenwirken der Paßkont rolleinheiten mit den 
Grenzzollämtern zur effektiven Lösung weiterer politisch-opera- 
tiver Probleme, die für die Kontrolle, Überwachung und Sicherung 
des grenzüberschreitenden Verkehrs bedeutsam sind, mit dem Leiter 
der Zollverwaltung der DDR sowie über 

- bedeutsame Fragen von überörtlicher Bedeutung des Zusammenwirkens 
der Paßkon t rolleinheiten mit Kräften des Ministeriums des Innern, 
soweit diese innerhalb der Kont rollte rritorien zum Einsatz 
kommen, bzw. mit an den Grenzübergangsstellen ständig oder 
zeitweilig tätigen zivilen Organen und Institutionen, die 
Aufgaben bei der Abwicklung oder Betreuung des grenzüberschrei- 
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tenden Verkehrs lösen, nit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane und nach Abstinmung mit den Leitern der zuständigen 
operativen Diensteinheiten 

zu treffen. 


3. Zusammenwirken bei zeitweiliger Unterbrecliung des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs, zeitweiliger Schließung von Grenzüber- 
gangsstellen sowie beim Übergang zur ge f ech t smäßigen__ Sicherung 

3.1. Über die zeitweilige Unterbrechung des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs bei Havarien/Katastrophen und anderen Gefahren- 
situationen an Straßen- und Binnenwasserst raßen-Grenzübergangs- 
stellen, die den reibungslosen und sicheren grenzüberschreiten- 
den Verkehr ernsthaft beeinträchtigen, entscheidet der Stell- 
vertreter dee Ministers für Nationale Verteidigung und Chef 
der Grenztruppen. 

Bei unmittelbar bestehender Gefährdung des grenzüberschreiten- 
den Ver!<ehrs nehmen die Kommandanten der Grenzübergangsstellen 
dieses Recht wahr. 

Bei Bahnbetriebsunfällen, Havarien, Katastrophen oder anderen 
Vorkommnissen auf Bahnanlagen, die den grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehr gefährden, sind die Organe der Deutschen Reichs- 
bahn für die zeitweilige Unterbrechung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs zuständig. Der Kommandant der Grenzübergangsstelle hat 
das Recht, wenn es die Lage an der Staatsgrenze oder die Aufreclit- 
erhaltung von Sicherheit und Ordnung erfordert, von den zustän- 
digen Organen der Deutschen Reichsbahn die zeitweilige Unter- 
brechung des grenzüberschreitenden Verkehrs zu fordern. 

3.2. Die zeitweilige Schließung der Grenzübergangsstellen und 
die Sperrung der über die Staatsgrenze führenden Verkehrswege 
wird durch den Minister für Nationale Verteidigung befohlen. 
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Die Konma ndan ten der Grenzübergangsstellen haben bei über- 
raschendem Überfall oder Einbruch gegnerischer Kräfte das 
Recht, für die Sicherungseinheit die volle Gefechtsbereit- 
schaft und für die an der Grenzübergangsstelle im Dienst 
befindlichen Kräfte der Paßkon t rolleinhei t und des Grenzzoll- 
amtes die volle Einsatzbereitschaft zu befehlen, die Grenz- 
übergangsstelle zeitweilig zu schließen und die über die 
Staatsgrenze führenden Verkehrswege zu sperren. 

Die Unterbrechung von Gleis- und Eisenbahnbetriebsnachrichten- 
verbindungen über die Staatsgrenze erfolgt auf BefeTil des 
Ministers für Nationale Verteidigung unter Verantwortung der 
Kommandeure der Grenzkommandos durch dafür bestimmte Kräfte 
des Ve r keh rsvjesens , 

3.3, Erfordert die Lage den Obergang zur gefechtsmäßigen 
Sicherung der Staatsgrenze mit zeitweiliger Schließung der 
Grenzübergangsstellen, sind den Kommandanten der Grenzüber- 
gangsstellen zeitweilig Teilkräfte der Paßkont rolleinheiten 
zu unterstellen. 

Die Stärke der zu unterstellenden Teilkräfte-ist unter Berück- 
sichtigung der Bedeutung und Größe der jeweiligen Grenzübe r- 
gangsstelle und der jeweils im Dienst befindlichen Paßkontroll- 
kräfte in den Dokumenten des Zusammenwirkens festzulegen. 

Beim Übergang zur gefechtsmäßigen Sicherung mit zeitweiliger 
Schließung hat die Paßkon t rolleinheit die Grenzübergangsstelle 
unter Mitnahme der dienstlichen Unterlagen sowie der geheimzu- 
haltenden operativen und operativ-technischen Mittel und 
Materialien zu räumen. 

Die zeitweilig den Kommandanten der Grenzübergangsstellen unter- 
stellten Teilkräfte der Paßkont rolleinheiten werden nach Einbe- 
ziehung der Räume der Grenzübergangsstellen in das System der ge- 
fechtsmäßigen Grenzsicherung und Räumung der Grenzübergangsstellen 
auf Befehl der Kommandeure der Grenzkommandos wieder den Leitern 

der zuständigen Diensteinheiten im Ministerium für Staatssicher- 
heit unterstellt. 
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4. Verantr.'ortlichkeit und Zusammenwirken bei der Sicherstellung 

4.1. Gemäß den Festlegungen der Vereinbarung über das Zusammen- 
wirken der Kräfte an den Grenzübergangsstellen haben die zustän- 
digen Organe die Versorgung und Unterbringung ihrer an den Grenz- 
übergangsstellen eingesetzten Kräfte in eigener Zuständigkeit zu 
gewährleisten. Gegenseitige Leistungen auf dem Gebiet der materiel- 
len und medizinischen Sicherstellung können durch schriftliche 
Vereinbarung zwischen den Leitern der zuständigen Dienste der 
Bezirksve rwalt ungen und der Grenzkommandos, der 6. Grenzbrigade 
Küste, der Grenzabschnitte sowie der Bezirksverwaltungen der 
Zollverwaltung der DDR festgelegt werden. 

An Grenzübergangsstellen mit gemeinsam genutztem Küchenbetrieb 
bleibt die Verpflegungsversorgung beim bisherigen Verantwort- 
lichen für die Küchenwirtschaftsführung, dem auch die Bereit- 
stellung der erforderlichen Planstellen und Kfäfte oöoe Ver- - 
rechnung der anteiligen Kosten gegenüber den anderen Organen 
obliegt. Bei neu einzurichtenden Küchenbetrieben ist der 
Verantwortliche für die Küchenwirtschaftsführung unter Beach- 
tung dieses Grundsatzes zu vereinbaren. 

4.2. Die rückwärtige Sicherstellung der beim Übergang zur ge- 
fechtsmäßigen Sicherung mit zeitweiliger Schließung der Grenz- 
übergangsstellen den Kommandanten der Grenzübergangsstellen zu 
unterstellenden Teilkräfte der Paßkont rolleinheiten erfolgt 
durch die Grenztruppen der DDR. Dazu sind von den zuständigen 
Diensteinheiten Vorräte nach den festgelegten Normen zu halten. 

4.3. Die Paßkont rolleinheiten haben die für sie bestimmten Gebäude, 
Räume, Anlagen und Einrichtungen mit Protokoll unter Beachtung des 
Grundsatzes, daß gemeinsam von mehreren Organen genutzte Gebäude- 
teile, Anlagen und Einrichtungen in der Verantwortung der Grenz- 
truppen bleiben, von den Grenztruppen betriebsbereit zur Nutzung 

zu übernehmen. 
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Bauliche Veränderungen an den genutzten Gebäuden, Räumen, An- 
lagen und Einrichtungen bedürfen der Zustimmung der zuständigen 
Organe des Ministeriums für Verkehrswesen als Rechtsträger. Die 
dazu erforderliche Abstimmung erfolgt durch die Grenz truppen 
der DDR. 

4.4. Die notwendige Ergänzungsausstattung sowie Instandhaltung 
der Unterkunftsgeräte und -textilien in von den Paßkontrollein- 
heiten zur Nutzung übernommenen Gebäuden und Räumen sind in 
eigener Zuständigkeit zu gewährleisten. Die Grenztruppen der 
DDR sind diesbezüglich für die von Personen des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs sowie von mehreren Organen an der Grenzüber- 
gangsstelle gemeinsam genutzten Räume verantwortlich. 

In Nutzungsverträgen ist die Reinigung der von den Paßkontroll- 
einheiten allein bzw. mit anderen Organen gemeinsam genutzten 
Räume zu vereinbaren. 

Die Sicherung von gemeinsam mit anderen Organen genutzten Objek- 
ten in den Räumen der Sicherstellung ist örtlich mit den Grenz- 
truppen zu vereinbaren. 

4.5. Die Abstimmung der Forderungen zur Perspektivplanung sowie 
zur Dah resplanung für Erhaltungsmaßnahmen erfolgt Zvvischen dem 
Kommando der Grenztruppen der DDR, der Hauptabteilung VI und 
der Zollverwaltung der DDR. 

Die Bestätigung der Forderungen erfolgt: 

für die Perspektivplanung 

durch den Minister für Nationale Verteidigung nach Mit- 
zeichnung durch mich und den Minister für Außenhandel, 

für die Dahresplanung 

durch den Stellvertreter des Ministers für Nationale 
Verteidigung und Chef der Grenztruppen der DDR nach Mit- 
zeichnung durch meinen zuständigen Stellvertreter und 
den Leiter der Zollverwaltung der DDR. 
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Die Übergabe der Forderungen an das Ministerium für Verlcehrs- 
nesen erfolgt durch das Kommando der Grenztruppen der DDR, 

4,6. Die Forderungen zur Perspektiv- und Oah re splanung bilden 
die Grundlage für die Erarbeitung von Forderungsprogranmen. 

Die Koordinierung erfolgt zwischen dem Kommando der Grenz- 
truppen der DDR, der Hauptabteilung VI und der Zollverwaltung 
der DDR. Die Hauptabteilung VI hat die Koordinierung der Forde- 
rungen mit beteiligten zivilen Institutionen zu realisieren. 

Die Bestätigung der Forderungsprogramme erfolgt: 

für den Neubau von Grenzübergansst ollen durch den 
fUnister für Nationale Verteidigung nach Ni tzeiciTnung 
durch mich und den Minister für Außenhandel, 

für Rekonst ruktions- und ’.Verterhaltungsnaßnahmen über 
1 Million Mark durch den Stellvertreter des Ministers 
für Nationale Verteidigung und Chef der Grenztruppen der 
DDR nach Mitzeichnung durch meinen zuständigen Stellver- 
treter und den Leiter der Zollverwaltung der DDR, 

für Rekonst ruktions- und V/erterhaltungsmaßnahmen bis 
1 Million Mark durch den Stellvertreter des Chefs der 
Grenztruppen der DDR und Chef des Stabes, den Leiter der 
Hauptabteilung VI und den Stellvertreter des Leiters der 
Zollvervvaltung der DDR - Operativ oder die von ihnen Beauf- 
tragten. 

Die Übergabe der bestätigten Forderungsprogramme an das 
Ministerium für Verkehrswesen obliegt dem Kommando der Grenz- 
truppen der DDR, 

Das Kommando der Grenztruppen der DDR ist für die Durchsetzung 
der Forderungen in der Phase der Bauvorbereitung und -durchführung 
gegenüber dem Ministerium für Verkehrswesen sowie für die Vor- 
bereitung der Nutzungsübergabe verantwortlich. Die Hauptabtei- 
lung VI hat dazu mit dem Kommando der Grenztruppen der DDR 
direkt zusammenzuwirken, 
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Änderungen bestätigter Forderungsprogramno bedürfen des für 
das jeweilige Forderungsprog ranm bestehenden Koordinierungs- 
und Bestätigungsweges. 

Die Erarbeitung von Forderungsprogramnen für erforderliche 
Baumaßnahmen, die nicht Bestandteil der Perspektiv- und 3ah- 
resplanung sind, kann in begründeten Ausnahtnef ällen nach Ab- 
stimmung zwischen meinem zuständigen Stellvertreter und dem 
Stellvertreter des Ministers für Nationale Verteidigung und 
Chef der Grenztruppen der DD;’ sowie dem Leiter d^r Zollver- 
waltung der DDK auf '.Veisung des Stellvertreters des Ministers 
für Nationale Verteidigung und Chefs der Grenztruppen der DDK 
erfolgen. 


5. Schlußbestimmungen 

5.1. Die Gestaltung des Zusammenwirkens mit den anderen be- 
waffneten Kräften an den Grenzübergangsstellen und den zivi- 
len Einrichtungen und Institutionen hat in Übereinstimmung 
mit den bestehenden dienstlichen Bestimmungen und IVeisungen, 
insbesondere denen über die politisch-operative Sicherung 
der Staatsgrenze der DDK und über die Kontrolle, Sicherung 
und Überwachung des grenzüberschreitenden Verkehrs, zu er- 
folgen. 

5.2. Die abwehrmäßige Sicherung der Kräfte des Zusammenwir- 
kens der Grenztruppen der DDK, der Zollverwaltung der DDK, 
des Ministeriums des Innern sowie der zivilen Organe und In- 
stitutionen hat entsprechend den bestehenden Verantwortlich- 
keiten zu erfolgen. Die Leiter der dafür zuständigen opera- 
tiven Diensteinheiten haben zur Gewährleistung des abgestimm- 
ten Zusammenwirkens mit den an den Grenzübergangsstellen han- 
delnden Kräften eng zusammenzuarbeiten. 
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5,3. An den Grenzübergangsstellen, die für den internationalen 
Flugverkehr zugelassen sind, haben die Leiter der Paßkontroll- 
einheiten unter Beachtung der, in dieser Durchführungsbestinmung 
getroffenen grundsätzlichen Regelungen das Zusanmenv/i rken mit 
den anderen an diesen Grenzübergangsstellen eingesetzten be- 
waffneten Kräften und zivilen Einrichtungen zu organisieren. 

Das Zusammenwirken hat unter Berücksichtigung der Verantwortung 
der Kräfte des Ministeriums für Staatssicherheit für die an 
diesen Grenzübergangsstellen zu lösenden Aufgaben, die anson- 
sten den Kommandanten der Grenzübergangsstellen obliegen, soweit 
dafür nicht die Kräfte der Deutschen Volkspolizei und des Ver- 
kehrswesens zuständig sind, und bei strikter Achtung der Verant- 
wortung der zuständigen Organe des Verkehrswesens für die Ver- 
kehrsabwicklung auf den Flughäfen zu erfolgen. 

Für das Zusammenwirken der Paßlcont rolleinheiten mit den anderen 
bewaffneten Kräften und den zivilen Einrichtungen an den Fähr- 
und Seehäfen gelten die Festlegungen in meinem Befehl Nr, 1/76 
vom 5, 1,' 1976, WS MfS 008 Nr, 8/76, und der Dienstanweisung 
Nr. 1/76 vom 5. 1. 1976, WS MfG 008 Nr. 9/76, 
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ORDNUNG 


Uber die Herstellung und Gewährleistung höherer Stufen 
der Einsatzbereitschaft im Bereich Kommerzielle Koordi- 


nierung und den unterstellten Außenhandelsbetrieben 
vom 29. Oktober 1981 
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Auf der Grundlage der "Ordnung Uber die Einsatzbereitschaft 
der Organe des Ministeriums für Staatssicherheit" vom 
09. 10. 1980 erfolgt die Herstellung und Gewährleistung 
der höheren Stufen der Einsatzbereitschaft nach folgenden 
Grundsätzen : 


1 . Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser Grundsätze umfaßt den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und die ihm unterstellten Außen- 
handelsbetriebe Intrac, Transinter, "forum" sowie 
Kunst & Antiquitäten. 

(Die dem Bereich unterstellten Außenhandelsfirmen erhalten 
gedeckte Weisungen zur Herstellung der Arbeitsbereit- 
schaft bzw. spezielle Aufträge zur Durchführung ihrer 
Tätigkeit vom Leiter des Bereiclies Kommerzielle Koordinierun 
oder den von ihm beauftragten Mitarbeitern.) 


2 . Stufen der Einsatzbereitschaft 

2.1. Im Geltungsbereich dieser Grundsätze ist die ständige 
Einsatzbereitschaft (SE) zu gewährleisten. 

Bel der Gewährleistung der ständigen Einsatzbereitschaft 
(SE) sind die erforderlichen Voraussetzungen für die 
organisierte Herstellung und Gewährleistung der höheren 
Stufen der Einsatzbereitschaft zu sichern. 

2.2. Der Grad der Einsatzbereitschaft wird nach folgenden 
Stufen erhöht; 
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- erhöhte Einsatzbereitschaft (EE) 

- Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr (EK) 

- volle Einsatzbereitschaft (VE) - 

2.3. Die höheren Stufen der Einsatzbereitschaft können auf- 
einanderfolgend oder unter Auslassung niederer Stufen 
ausgelöst werden. 

2.4. Die Auslösung einer Jiöheren Stufe der Einsatzbereit- 
schaft unter Auslassung der niederen schließt die Ver- 
wirklichung aller Maßnahmen der niederen Stufe ein, 
die für die Herstellung der befohlenen Stufe erforder- 
lich sind. 

2.5. In AbhSngigkeit von der Lage können durch den Minister 
für Staatssicherheit einzelne Maßnahmen höherer Stufen 
der Einsatzbereitschaft vorgezogen werden. 

2.6. Die höheren Stufen der Einsatzbereitschaft werden im 
Bereic)i Kommerzielle Koordinierung und den unterstellten 
Außenhandelsbetrieben nach unterschiedelichen Krlterleti 
und Zeltnormativen hergestellt (Kriterien und Zeit- 
normative - Anlage 1 -) . 

2.7. Die ständige Einsatzbereitschaft und die Herstellung 
und Gewährleistung höherer Stuf en der Einsatzbereit- 
schaft wird durch die in der Anlage 2 enthaltenen 
hauptsächlichen Maßnahmen gesichert. 

2.8. Uber die Herstellung der befohlenen höheren Stufe der 
Einsatzbereitschaft im Bereich sowie über besondere 
Vorkommnisse, die den planmäßigen Verlauf der Her- 
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Stellung der höheren Stufen der ninsatzbereitschaf t 
gefährden, ist dem Minister für Staatssicherheit über 
den Zentralen Operativstab des Ministeriums für Staats- 
sicherlieit, Telefon; 2001 2 .und . 2001 3 , Meldung zu 

erstatten. 

Die Erstattung weiterer Meldungen wird gesondert befohlen. 


3 . Auslösung der höheren Stufen der Einsatzbereitschaft 

3-1. Die Herstellung der höheren Stufen der Einsatzbereit- 
schaft im Geltungsbereich dieser Grundsätze wird durch 
den Minister für Staatssicherheit befohlen. 

3.2. Die Weiterleitunq des Befehls des Ministers für Staats- 
sicherheit zur Auslösung einer höheren Stufe der Ein- 
satzbereitschaft im Bereich erfolgt 

während der regulären Dienstzeit 


durch den Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers bzw. 
einen von ihm Beauftragten 


an 


(1) den Lei ter/Staatssekretär Dr. Schalck WTsch 345 


(2) den Stellv, d. Leiters, Seidel, 

(wenn (1) nicht erreichbar) Mf S-Ltg . 33211 


(3) den Beauftragten des Leiters/ 

Staatssekretärs, Meier 

(wenn (1) und (2) nicht erreichbar) Mf S-Ltg . 33420 
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außerhalb der requlären Dienstzeit 


durch den Operativen Diensthabenden der Arbeitsqruppe 
des Ministers 


an 

Wt sch ; 357 oder 

(1) den Leiter/Staatssekretär Dr. Schalck Amt ; 376 5471 


(2) den Stellvertreter des Leiters, Seidel 

(wenn (1) nicht erreichbar) Amt ; 376 4258 


(3) den Beauftragten des Leiters/ 

Staatssekretärs, Meier 

(wenn (1) und (2) nicht erreichbar) Amt ; 376 6035 


3.3. Die Auslösung der höheren Stufen der F.insatzbereitschaf t 
kann erfolgen 


a) persönlich oder 

b) Uber Telefon oder 

c) durch Kurier mit schriftlicher Weisung. 


3.4. Im Geltungsbereich dieser Grundsätze wird die Herstellung 
höherer Stufen der Einsatzbereitschaft ausschließlich 
durch 

- den Leiter des Bereiches/Staatssekretär 
oder 

- den Stellvertreter des Leiters des Bereiches 
oder 

- den Beauftragten des Leiters des Bereiches 
ausqelöst . 
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3.5. Mit Auslösung höherer Stufen der Einsatzbereitschaft 
wird folgender Personalbestand benachrichtigt: 


EE: 

- alle Mitarbeiter 

“ heitungskader und 

Selbstschutz-Betriebs- 
komitees ; 

ca. 1/3 des Kaderbe- 
standes It. Führungs- 
Struktur 


- alle Mitarbeiter 

- alle Kader It. Füh- 
runqsstruktur 

Die Benachrichtigung des vollen Personalbestandes It. 
Führunqss truktur in den AuBenhandelsbetrieben erfolgt 
entsprechend der gegebenen Lage durch besondere Weisung 
des Leiters des Bereiches. 


Bereich Kommerzielle Koordinierung: 
Außenhandelsbetriebe : 

EK t VE; 

Bereich Kommerzielle Koordinierung; 
Außenhandelsbetriebe ; 


3.5.1. Die Benachrichtigung des Mitarbeiterbestandes des 

Bereiches und der Außenhandelsbetriebe in der unter 
Ziff. 3.6. ausgewiesenen Stärke durch die unter 
Ziff. 3.5. festgelegten Verantwortlichen erfolgt: 

während der Arbeitszeit durch telefonische oder persön- 
liche Benachrichtigung aller amtierenden Leiter der 
Struktureinheiten des Bereiches, der amtierenden General- 
direktoren der Außenhandelsbetriebe und des diensthabenden 
Mitarbeiters des Einlaßempfangs (PS/Objektwache) ; 
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außerhalb der Arbeitszeit durch telefonische Benach- 
richtigung des diensthabenden Mitarbeiters des Einlaß- 
empfangs unter der Telefonnummer 2048 211 mit dem 
Auftrag; "öffnen Sie den Umschlag!". 


Der diensthabende Mitarbeiter des Einlaßempfangs 
benachrichtigt in der Reihenfolge des bei ihm hinter- 
legten Scliemas alle amtierenden Leiter der Struktur- 
einheiten des Bereiches und die Diensthabenden der 
Außenhandelsbetriebe • 

Die Alarmierung und Benachrichtigung der Leiter und 
Mitarbeiter des Bereiches und der Außenliandelsbetriebe 
außerhalb der regulären Dienstzeit erfolgt mit den 
Worten ; 

"Kommen Sie unverzüglich zur Dienststelle" 
oder 

"Teilen Sie Ihrem Mann/Ihrer Frau mit, daß 
er/sle sich unverzüglich zur Dienststelle zu 
begeben hat". 


3.5.2. 


Die Diensthabenden der Außenhandelsbetriebe handeln 
auf der Grundlage der dazu hinterlegten Instruktionen. 
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3.6. Allgemeine Maßnahmen bei Auslösung höherer Stufen der 

Einsatzbereitschaft: 

- Die Mitarbeiter haben ihre Diensträume aufzusuchen bzw. 
bis auf weiteres nicht zu verlassen, ihre persönliche 
Einsatzbereitschaft herzustellen und entsprechend 

der für sie im Alarmfalle festgelegten Aufgaben zu 
handeln . 

- Alle nicht benötigten Unterlagen sind von ihnen unter 
Verschluß zu bringen bzw. zu halten. 

“ Der Besucherverkehr ist auf das notwendigste Mindest- 
maß zu reduzieren- Besucher sind beim Einlaßempfang 
im voraus telefonisch anzumelden, von dort abfeuholen 
und zurUckzubr Ingen. 

- Post- und Warensendungen sind nur über die Poststelle 
zu leiten und von der Poststelle abzuholen. 

- Das Führen dienstlich nicht unbedingt notwendiger 
Telefongespräche innerhalb der Dienststelle vind nach 
außen ist untersagt. Das interne Fernsprechnetz ist 
zunächst ausschließlich für die Entgegennahme und Weiter- 
gabe von Befehlen und Weisungen offenzuhalten. 

- Die Führungsdokumente sind bereitzulcgen und erforder- 
lichenfalls zu präzisieren. Die amtierenden Leiter von 
Struktureinheiten des Bereiches sowie die amtierenden 
Generaldirektoren haben sich auf Abruf zur Lagebe- 
sprechung bzw. zur Entgegennahme von Befehlen und Weisungen 
bereitzuhalten. 
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3.7. Die Maßnahmen zur Alarmierung und Herstellung der 

höheren Stufen der Einsatzbereitschaft sind gedeckt 
und unter Wahrung strengster Geheimhaltung durch- 
zuf Uhren . 


4 . Überprüf ungen/Train Inas 

4.1. Zur ständigen Erhöhung und Vervollkommnung der Ein- 
satzbereitschaft sind im Bereich und den unterstell- 
ten Außenhandelsbetrieben periodische Überprüfungen 
und Trainings durchzuführen. 

4.2. Die Einbeziehung des Bereiches in zentrale UberprUfungs- 
maßnahmen des Ministeriums für Staatssicherheit erfolgt 
auf Weisung des Ministers für Staatssicherheit. 

4.3. Der Leiter des Bereiches (Staatssekretär) ist berechtigt, 
zur Gewährleistung von Voraussetzungen, die eine kurz- 
fristige Herstellung und einen hohen Grad der Einsatz- 
bereitschaft zum Ziele haben, im Geltungsbereich dieser 
Grundsätze Maßnahmen zur Überprüfung und des Trainings 
durchzuführen . 

(Inhaltliche Schwerpunkte siehe Anlage 3) 

4.4. Für die Überprüfung der Einsatzbereitschaft gelten 
die Grundsätze der Auslösung der höheren Stufen der 
Einsatzbereitschaft gemäß Ziff. 3. 

Durch den Leiter des Bereiches (Staatssekretär) sind 
bei Durchführung der Überprüfungsmaßnahmen die notwen- 
digen Einschränkungen zu bestimmen. 
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Die Maßnahmen zur Überprüfung der Einsatzbereitschaft 
sind für den Zeitraum eines Jahres zu planen und jeweils 
bis zum 31. Dezember für das folgende Jahr an den Leiter 
der Arbeitsgruppe des Ministers (als GVS ausgezeichnet 
und in zweifacher Ausfertigung) zur Bestätigung einzu- 
reichen . 

4.5. Uber die beabsichtigte Durclif Ührung von Überprüf ungs- 
maßnahmen ist rechtzeitig beim Leiter der Arbeits- 
gruppe des Ministers bis 14 Tage vorher schriftlich 
die Bestätigung einzuholen, 

Uber die Durchführung der Maßnahmen zur Überprüfung der 
Einsatzbereitschaft, ihre Ergebnisse und Schlußfolge- 
rungen ist bis 14 Tage danach schriftlich an den Leiter 
der Arbeitsgruppe des Ministers zu berichten. 

4.6. Durch den Leiter des Bereiches sind die aus Überprüfungen 
der Einsatzbereitschaft gewonnenen Erkenntnisse gewissen- 
haft auszuwerten, aufgetretene Mängel konsequent zu 
beseitigen und konkrete Schlußfolgerungen zur Gewähr- 
leistung einer kontinuierlichen Erhöhung des Grades 

der Einsatzbereitschaft im Geltungsbereich festzulegen. 

4.7. Die Generaldirektoren der Außenhandelsbetriebe bzw. die 
Leiter von Struktureinheiten des Bereiches haben mit 
Zustimmung des Leiters des Bereiches (Staatssekretär) 
Trainings für ihre Verantwortungsbereiche vorzubereiten 
und durchzuführen. Der Beauftragte des Leiters hat dabei 
die entsprecliende Unterstützung und Kontrollen vorzu- 
bereiten und durchzusetzen. 

Uber durchgeführte Trainings haben die Generaldirektoren 
bzw. Leiter dem Leiter des Bereiches (Staatssekretär) 
zu berichten. 
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Slqnale der Warnung 

Die Warnung im Geltungsbereich erfolgt in Übereinstimmung 
mit den für das Warnsystem der DDR verbindlichen Signalen 


Atom- und Luftalarm 
Zuruf; "Atom" 


(Gesamtzeit 
3 Minuten) 


Sirene : 

5 Sek. Signal - 
5 Sek. Pause 
wiederholt 
anschwellender Ton 


Chemischer Alarm 
Zuruf: "Gas" 



Sirene: 

IO Sek. Signal - 
10 Sek. Pause 
gleichbleibender Ton 


Entwarnung 

Zuruf: "Entwarnung" 


Sirene 

gleiclibleibender Ton 


Die Beherrschung der Signale der Warnung ist bei Überprüfungen 
der Einsatzbereitschaft ständig zu kontrollieren. 
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6 . Organisatorisch-sicher st eil ende Maßnahmen 

6.1. Zur schnellen und reibungslosen Herstellung der 
höheren Stufen der Einsatzbereitschaft sind im Bereich 
entsprechend dieser Grundsätze folgende Alarmdokumente 
zu erarbeiten und zu führen: 

(1) Plan der Überführung des Bereiches und der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe vom Frieden in den 
Verteidigungszustand 

(2) Plan der Alarmierung und Benachrichtigung des 
Mitarbeiterbestandes 

(3) Termintabelle für die Herstellung höherer Stufen 
der Einsatzbereitschaft. 

6.2. Die Alarmdokumente sind durch den Leiter des Bereiches 
(Staatssekretär) zu bestätigen, als "Geheime Verschluß- 
sache" auszuzeichnen und entsprechend der VS-Ordnung 
des Ministeriums für Staatssicherheit zu behandeln und 
aufzubewahren . 

6.3. Der Leiter des Bereiches (Staatssekretär) hat zu gewähr- 
leisten, daß die nachgeordneten Leiter und Mitarbeiter 
periodisch in erforderlichem Umfang über diese Grund- 
sätze informiert sowie differenziert Uber die Aufgaben 
und Handlungen bei der Alarmierung, Benachrichtigung und 
Herstellung der höheren Stufen der Einsatzbereitschaft 
unterwiesen werden. 

Die Informationen und Unterweisungen sind aktenkundig zu 
machen . 
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Kriterien und Zeitnormative für die Herstellung höherer Stufen der Einsatzbereitschaft 


1 . Kriterien 


1.1. Die Stufe der erhöhten Einsatzbereitschaft (EE) ist hergestellt, wenn 


O 

O 

00 


im Bereich 

- mindestens 7o % des Mitarbeiterbe- 
standes im Dienstobjekt einge- 
troffen sind (gemessen an der Ist- 
Dienst-Stärke) 

- die gemäß Anlage 2 der Ordnung 
festgelegten hauptsächlichen Maß- 
nahmen durchgeführt bzw. einge- 
leitet wurden 

- alle erforderlichen Voraus- 
setzungen zur Erfüllung der Aufgaben 
unter veränderten Lagebedingungen ge- 
schaffen wurden 


in den Außenhandelsbetrieben 

- Leitungskader und SE-BK; 

ca. 1/3 des Kaderbestandes It. 
Führungsstruktur 

- die gemäß Anlage 2 der Ordnung 
festgelegten hauptsächlichen Maß- 
nahmen durchgeführt bzw. einge- 
leitet wurden 

- alle erforderlichen Voraus- 
setzungen zur Erfüllung der Aufgaben 
unter veränderten Lagebedingungen ge- 
schaffen wurden 
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o 

o 

CO 


1.2. Die Stufe der Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr (EK) ist hergestellt, wenn 


im Bereich 

- 100 % des Mitarbeiterbestandes 

im Dienstobjekt eingetroffen sind 
(gemessen an der Ist-Dienst- 
stärke) 

- Die gemäß Anlage 2 der Ord- 
nung festgelegten hauptsäch- 
lichen Maßnahmen durchgeführt 
bzw. eingeleitet wurden 

- alle erforderlichen Voraus- 
setzungen zur Erfüllung der 
Aufgaben unter veränderten Lage- 
bedingungen geschaffen wurden 


in den Außenhandelsbetrieben 
- alle Kader It. Führungs Struktur 


- die gemäß Anlage 2 der Ord- 

nung festgelegten hauptsäch- 
lichen Maßnahmen durchgeführt 
bzw. eingeleitet wurden 

- alle erforderlichen Voraussetzungen 
zur Erfüllung der Aufgaben unter 
veränderten Lagebedingungen ge- 
schaffen wurden 


1.3. Die Stufe der vollen Einsatzbereitschaft (VE) ist hergestellt, wenn 


im Bereich 


in den Außenhandelsbetrieben 


- I 00 % des Mitarbeiterbestandes 
im Dienstobjekt eingetroffen 
sind (gemessen an der Ist-Dienst- 
stärke) 

- Die gemäß Anlage 2 der Ordnung 
festgelegten hauptsächlichen Maß- 
nahmen durchgeführt bzw. einge- 
leitet wurden 

- alle erforderlichen Voraus- 
setzungen zur Erfüllung der Auf- 
gaben unter Kriegsbedingungen ge- 
schaffen wurden 


- alle Kader It. Führungs Struktur 


- Die gemäß Anlage 2 der Ordnxing 
festgelegten hauptsächlichen Maß- 
nahmen durchgeführt bzw. einge- 
leitet wurden 

- alle erforderlichen Voraus- 
setzungen zur Erfüllung der Auf- 
gaben unter Kriegsbedingungen ge- 
schaffen wurden 
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2. Zeltnonnative (in Minuten) 



Erhöhte Einsatzbereit- 
schaft 


Einsatzbereitschaft bei 
Kriegsgefahr 
nach <±ne 

vorausgegangener erhöhter 
Einsatzbereitschaft 


Volle Einsatzbereitschaft 


nach 

varausgegangener 
erhöhter Einsatz- 
bereitschaft und 
ohne Einsatzbe- 
reitschaft bei 
Kriegsgefahr 


ohne 

vorausgegange- 
ner Einsatz- 
bereitschaft 
bry. Einsatz- 
bereitschcift 
bei Kriegs- 
gefahr 


( 1 ) 

Bereich 

X -t- 90 

X 60 

X -i- 150 

X -»• 60 

X -t- 150 

( 2 ) 

Außenhandels- 

betriebe 







Für die Berechnung der Zeitnormen zur Herstellung der höheiren Stufen der Einsatz- 
bereitschaft ist die Zeit der erfolgten Benachrichtigung des Leiters des Bereiches 
(x-Zeit) zugrunde zu legen. 
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Anlage 2 

Hauptsächliche Maßnahmen zur Herstellung höherer 

Stufen der Einsatzbereitschaft 

Bei ständiger Einsatzbereitschaft 

(1) Realisierung der dem Bereich vom Minister für Staats- 
sicherheit übertragenen Aufgaben. 

(2) Sicherstellung eines ununterbrochenen funktions- 
sicheren Systems zur Auslösung höherer Stufen 
der Einsatzbereitschaft. 

(3) Aufrechterhaltung der ständigen Bereitschaft zum 
kurzfristigen Übergang auf eine höhere Stufe der 
Einsatzbereitschaft. 

(4) Ständige Qualifizierung der Leiter, des Stabes und 
des gesamten Mitarbeiterbestandes zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben zur Herstellung und Auf rechterlialtung 
höherer Stufen der Einsatzbereitschaft und im Ver- 
teidigungszustand sowie Durchführung von periodischen 
Überprüfungen der Einsatzbereitschaft und Trainings. 

(5) Laufendhaltung und Präzisierung der vorbereiteten 
Dokumente zur Herstellung und Gewährleistung der 
höheren Stufen der Einsatzbereitschaft und der Maß- 
nahmen zur Überführung des Bereiches und der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe vom Frieden in den 
Verteidigungszustand, 

(6) Gewährleistung der Nachrichtenverbindungen des täg- 
lichen Dienstes. 
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( 7 ) Organisation und Durchführung der Anleitung und 

Kontrolle Uber die exakte Realisierung der geplanten 
Maßnahmen zur Vorbereitung des Bereiches und der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe auf die Herstellung 
höherer Stufen der Einsatzbereitschaft und die kurz- 
fristige Überführung vom Frieden in den Verteidigungs- 
zustand . 
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Bel erhöhter Einsatzbereitschaft 


( 1 ) Benachrichtigung aller Mitarbeiter des Bereiches und 
des festgelegten Personalbestandes der unterstellten 
Außenhandelsbetriebe mit der Weisung, sich unverzüglich 
ln das Dienstobjekt bzw. in die Außenhandelsbetriebe 

zu begeben. 

( 2 ) Entfaltung und Herstellung der Arbeitsbereitschaft 
des Stabes des Bereiches mit verkürztem Bestand und 
Gewährleistung der stabsmäßigen Führung bei und nach 
Herstellung der erhöhten Einsat;5bereitschaf t . 

( 3 ) Einführung eines ständigen Leitungsdienstes und Ge- 
währleistung der ununterbrochenen Dienstdurchführung 
sowie der ständigen Besetzung der Sekretariate. 

( 4 ) Durchführung der Lagebesprechung und Aufgabenstellung 
an die nachgeordneten LLiter und Direktoren der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe entsprechend der einge- 
tretenen Lage und erhaltenen Aufgaben. 

( 5 ) Präzisierung bzw. Aktualisierung der vorbereiteten 
FUhrungs- und Auskunf tsdokumente entsprechend der 
konkreten Lage. 

(6) Gewährleistung funktionssicherer Verbindungen mit den 
Außenhandelsbetrieben sowie anderen für die Durchführung 
der Aufgaben notwendigen Institutionen und Sicherstellung 
einer ständigen den Erfordernissen der konkreten Lage 
entsprechenden Zusammenarbeit. 

( 7 ) Verstärkte Sicherung des Dienstobjektes und Vorbereitung 
erforderlicher Maßnahmen der Objektverteidigung sowie 
Gewährleistung einer der Lage entsprechenden hohen 
Sicherheit und Ordnung in den unterstellten Außenhandelsbe- 
trieben. 
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(6) Durchführung vorbereitender Maßnahmen, die einen schnellen 
Übergang zur Herstellung der Stufe "Einsatzbereitschaft 
bei Kriegsgefahr" (EK) bzw. der Stufe der "vollen Ein- 
satzbereitschaft" (VE) ln kürzester Zelt sicherstellen . 

(9) Einleitung von Maßnahmen, die die kurzfristige Her- 
stellung der Verlegungsbereitschaft gewähr leisten. 

(10) Überprüfung der Nachrichtenverbindungen des täglichen 
Dienstes sowie der Einsatzfähigkeit der Kraftfahrzeuge 
und Konzentration der Kfz im Parkraum und Herstellung, 
der Einsatz- bzw. Arbeitsbereitschaft anderer technischer 
und operativ-technischer Mittel. 

(11) Gewährleistung der sicheren Lichtversorgung der Dienst- 
räume im Bereich und der Außenhandelsbetriebe. 

(12) Urlaubs- und Kurunterbrechung sowie -sperre für alle 
Mitarbeiter. 

(13) Einschränkung von Dienstreisen auf unbedingte Dringlich- 
keitsfälle sowie weitgehende Beschränkung des Verlassene 
des Standortbereiches. 

(14) Einführung der Hausbereltschaf t und der allgemeinen Ab- 
und Rückmeldepflicht iro Bereich. In den unterstellten 
Außenhandelsbetrieben auf besondere Weisung des Leiters 
des Bereiches (Staatssekretär). 

(15) Ständiges Tragen der Pistole mit Munition. 

Überprüfung und Bereitlegen der persönlichen Ausrüstung. 
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( 17 ) Durchführung vorbereitender Maßnahmen des Schutzes 
vor Maseenvernlchtungsmitteln . 

( 18 ) Organisation und Durchführung der Anleitung und 
Kontrolle über die exakte Realisierung der Maßnahmen 
zur Herstellung der Stufe der erhöhten Einsatzbereit- 
Schaft. 
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Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr 

(1) Durchführung aller für die Stufe der erhöhten Einsatz- 
bereitschaft festgelegten Maßnahmen, sofern diese 
Stufe nicht vorausgegangen Ist. 

(2) Benachrichtigung aller Mitarbeiter über die Auslösung 
der Stufe "Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr" . 

(3) Heranholung aller in Hausbereitschaft befindlichen 
Mitarbeiter zur Dienststelle und Regelung des-durchgehenden 
Dienstablaufes . 

(4) Entfaltung und Herstellung der Arbeitsbereitschaft 
des Stabes des Bereiches in vollem Bestand und Gewähr- 
leistung der stabsmäßigen Führung bei und nach Her- 
stellung der Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr. 

(5) Durchführung der Lagebsprechung und Aufgabenstellung 
an die nachgeordneten Leiter und Direktoren der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe entsprechend der einge- 
tretenen Lage und der erhaltenen Befehle und Weisungen 
sowie Entschlußfassung. 

(6) Gewährleistung der standhaften Verteidigung der Dienst- 
stelle entsprechend des Planes der Verteidigung. 

(7) Durchführung vorbereitender Maßnahmen, die einen 
schnellen Übergang zur Herstellung der Stufe der "vollen 
Einsatzbereitschaft " (VE) in kürzester Zelt sicherstellen. 
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(8) Weitere Vorbereitung der kurzfristigen Verlegung des 
Bereiches und Schaffung von Voraussetzungen für eine 
schnelle Arbeitsaufnahme im Ausweichraum. 

Auf besonderen Befehl des Ministers für Staatssicher- 
heit ~ Durchführung der Verlegung in das vorbereitete 
Ausweichobjekt . 

(9) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum kurz- 
fristigen Übergang auf die Struktur- und Stellenpläne 
für den Verteidigungszustand. 

(10) Durchführung aller erforderlichen Maßnahmen zur Auf- 
rechterhaltung der ständigen Einsatzbereitschaft 
materieller und technischer Mittel, insbesondere der 
operativen- und Nachrichtentechnik, der Waffen und des 
Kf z . -Bestandes . 

(11) Organisierung des Schutzes der Mitarbeiter vor Massen- 
vernichtungsmitteln. 

(12) Ausstattung des Mitarbeiterbestandes mit der gemäß Norm 
festgelegten Bewaffnung und Ausrüstung. 

(13) Organisation und Durchführung der Anleitung und Kontrolle 
über die exakte Realisierung der Maßnahmen zur Her- 
stellung der Stufe "Einsatzbereitschaft bei Kriegsgefahr". 
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Bel voller Einsatzbereitschaft 


(1) Durchführung aller für die Stufen der "Erhöhten Einsatz- 
bereitschaft" bzw. der "Einsatzbereitschaft bei Kriegs- 
gefahr" festgelegten Maßnahmen, sofern diese bzw. eine 
dieser Stufen nicht vorausgegangen ist. 

(2) Benachrichtigung aller Mitarbeiter Uber die Auslösung 
der Stufe "Volle Einsatzbereitschaft". 

(3) Durchführung der Aufgaben zur GewShrleistung der stabs- 
mSßigen Führung durch den Stab des Bereiches Bei und nach 
Herstellung der vollen Einsatzbereitschaft. 

(4) Durchführung der Lagebesprechung und Aufgabenstellung 
an die nachgeordneten Leiter und Direktoren der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe entsprechend der einge- 
tretenen Lage und den erhaltenen Befehlen und Weisungen 
sowie Präzisierung des vorhandenen Entschlusses. 

(5) Durchführung der Verlegung des festgelegten Mitarbeiter- 
bestandes des Bereiches in das vorgesehene Ausweichunter- 
bringungsobjekt auf besonderen Befehl des Ministers für 
Staatssicherheit . 

(6) Durchführung aller geplanten Maßnahmen zum Übergang auf 
die Struktur- und Stellenpläne für den Verteidigungs- 
zustand auf besonderen Befehl des Ministers für Staats- 
sicherheit . 

Organisation und Durchführung der Anleitung und Kontrolle 
über die exakte Realisierung der Maßnahmen zur Herstellung 
der Stufe "Volle Einsatzbereitschaft" . 
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Anlage 3 , 

Inhaltliche Schwerpunkte für die in Zuständigkeit des 
Leiters des Bereiches (Staatssekretär) durchzuführenden 
Überprüfungen der Einsatzbereitschaft 


1. Den Überprüfungen der Einsatzbereitschaft sind inhalt- 
lich die Stufen der Einsatzbereitschaft und die dazu im 
Plan zur Überführung des Bereiches vom Frieden in den 
Verteidigungszustand festgelegten Aufgaben zugrunde zu 
legen. 


2. Bel jeder Überprüfung sind generell folgende Elemente 

zu trainieren: 

(1) Funktionsf ählgkeit des Alarmierungs- und Benach- 
r Ichtigungssystems ; 

(2) Auskunf tsbereitschaf t und Handlungsfähigkeit der 
nachgeordneten Leiter und Direktoren der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe im Prozeß der Her- 
stellung und Gewährleistung der Stufen der Einsatz- 
bereitschaft. 

(3) Entfaltung und Herstellung der Arbeitsbereitschaft 
sowie Handlungsfähigkeit des Stabes des Bereiches im 
Prozeß der Herstellung und Gewährleistung der Stufen 
der Einsatzbereitschaft. 

(4) Herstellung der Einsatzbereitschaft des Mitarbeiter- 
bestandes im Dienstobjekt und Organisation des Dienstes 
entsprechend der befohlenen Stufe der Einsatzbereit- 
schaft. 
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( 5 ) Verstärkte Sicherung und Verteidigung des Dienst- 
objektes. 

( 6 ) Beherrschung der Signale der Warnung. 

( 7 ) Planung, Organisation und Durchführung fachspezi- 
fischer Maßnahmen entsprechend der Aufgaben- 
stellung und Verantwortlichkeit unter veränderten Lag 
bedingungen. 

( 8 ) Funktionstüchtigkeit der Nachrichtenverbindungen 
des täglichen Dienstes, Betriebsbereitschaft 

der Technik sowie Einsatzfähigkeit der Kraftfahr- 
zeuge. 


Die Überprüfung der Elemente der Einsatzbereitschaft 
hat in Übereinstimmung mit dem jeweils erreichten Ent- 
wicklungsstand der Einsatzbereitschaft in Teilen oder 
im Gesamtkomplex zu erfolgen. 

In den Mittelpunkt aller überprüfungsmaßnahmen ist 
die Forderung zu stellen, den Grad der Einsatzbereit- 
schaft durch folgerichtige Steigerung vom Einfachen 
zum Komplizierten und vom Einzelnen zum Komplexen plan- 
mäßig zu erhöhen. 
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Schema der Alarmierung zur Hers\,c;Wung höherer Stufen der Einsal Jfereitschaft im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung und den unterstellten Außenhemdeisbetrieben 



= Alarmierung während der regulären Dienstzeit 
= Alarmierung außerhalb der regulären Dienstzeit 
























DER VORSITZENDE DES IlINISTERRATES 
DER DEUTSCHEN DEKOKRATISCflEN REPUBLIK 


VERFÜGUNG 
Nr. S 8 / 81 

zur Anordnung über die Führung des Außenhandels im Vertei- 
digungszustand 

vom; 16. November 1981 


1 .. Die Anordnung über die Führung des Außenhandels 
im Verteidigungszustand v;ird hiermit erlassen. 


2. Die Führungsanordniingen der Leiter der zuständigen 
Führungsorgane und die darauf basierenden weiteren 
Dokumente sind entsprechend den Festlegungen der 
Anordnung zu präzisieren. 


3. Die Anordnung und die Verfügung sind gemäß Anlage 1 
zu verteilen bzw. zu hinterlegen. 
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DER VORSITZENDE DES MINISTSRRATES . 
DER DEUTSCHEN DEHOKRAT ISCHEN REPUBLIK' 


A N 0 R D N U N G 

Uber die Führung des Außenhandels im Verteidigungszustand 


I. Geltungsbereich 

Diese Anordnung gilt für alle zentralen Staatsorgane, 
v;irtschaf tsleitenden Organe, Kombinate und Betriebe 
(in der Folge: am Außenhandel beteiligte Organe), die 
Außenhandelsaufgaben im Verteidigungszustand zu erfüllen 
haben. 

II. Grundsätze 

1 . Die Außenhandelsaufgaben sind bei straffer Durch- 
setzung des staatlichen Außenhandelsmonopols von 
allen am Außenhandel beteiligten Organen in der fest- 
gelegten Struktur durchzuführen. 

2. Die grundsätzliche Aufgabenstellung an alle Minister 
und Leiter anderer zentraler Staatsorgane mit Außen- 
handel sauf gaben hat durch den Bevollmächtigten für 
Planung in Abstimmung mit dem Bevollmächtigten für 
Produktion zu erfolgen. 

3. Die außenhandelsspezifischen Grundsatz- und Normativ- 
regelungen sowie Vorgaben z\im Außenhandelsplan und zu 
zentralen operativen Entscheidungen auf dem Gebiet 
Import und Export sind als verbindliche Aufgaben durch 
den Minister für Außenhandel den Ministern und Leitern 
anderer zentraler Staatsorgane, in deren Verantwortungs- 
bereich 'Außenhandelsorgane bestehen, zur Realisierung zu 
übertragen. 

4. Die Realisierung der Außenhandelsaufgaben hat in den 
Verantwortungsbereichen der Minister und Leiter anderer 
zentraler Staatsorgane mit Außenhandelsaufgaben straff 
zentralisiert zu erfolgen. 
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5. Für die Leitung der Arbeit auf den äußeren Märkten 
ist der Minister für Außenhandel verantwortlich. 

6. In Durchführung des Beschlusses des Politbüros 
vom 02, 11. 1976 sind folgende Präzisierungen 
in den Führungsdokumenten vorzunehmen : 

Zuordnung zum Bevollmächtigten für Planung 
Ministerium für Außenhandel (ohne Bereich Kommer- 

.zielle Koordinierxmg) 

[Der Bereich Kommerzielle Koordinierung unter Lei- 
tung des Genossen Alexander S c h a 1 c k wird 
dem Mitglied des Politbüros und Sekretär d.e*s ZK der 
SED, Genossen Günter M i t t a g , unterstellt. 

7. Für die Sicherung der Durchführung der A.ußenhandels- 
nufgaben im Verantv;ort\ingsbereich des Bevollmächtigten 
für Produktion wird der StaatssekretaLr und Erste 
Stellvertreter des Ministers für Außenhandel, 

Genosse G, Beil, im Führungsgremiiom des Bevollmächtigten 
für Produktion verantwortlich gemacht. 

Die dazu notwendigen Festlegungen werden in eiher 
Durchführungsbestimmung getroffen. 


III, Hauptaufgaben und Verantwortung der am Außenhandel 
beteiligten Organe auf dem Gebiet des Außenhandels 
im Verteidigungszustand 


1 . Ministerium für Außenhandel 

1.1, Gewährleistung der ununterbrochenen Führung des 

eigenen Verantwortungsbereiches gemäß der bestätig' 
ten Führungsanordnung. 


1.2, Sicherung einer straffen Leitung der Arbeit auf den 
äußeren Märkten unter besonderer Berücksichtigung 
folgender Schwerpunkte: 


Organisation der Erfüllung der B-Abkommen mit 
der UdSSR und den anderen Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrags nach vorgegebenen Rangfolgen 
gemäß operativen Plänen der Staatlichen Plan- 
kommission; 
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- Einsatz aller Möglichkeiten der Vertretungen des 
y\ußenhandels der DDR im Ausland zur Realisierung 
von Außenhandelsaufgaben in enger Zusammenarbeit 
mit dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten. 

1.5. Gewährleistung der Übergabe aller außenhandelsspezifi- 
schen Dokumente an die Ministerien und anderen zen- 
tralen Staatsorgane mit Außenhandelsaufgaben zur 
Sicherung der Arbeit aller am Außenhandel beteiligten 
Organe nach der einheitlichen Rechtsvorschrift über 
den Außenhandel im Verteidigungszustand, nach den 
geltenden administrativen Regelungen zur Planung, 
Finanzier\ing und Abrechnung des Außenhandels, zum 
Genehmigungsregime und zur Valutabewirtschaftung, 
nach den Normativdokumenten mit den Teilnehmerstaaten 
des Warschauer Vertrags und anderen für alle am 
Außenhandel beteiligten Organe verbindlichen grund- 
sätzlichen Vorgaben sov/ie Kontrolle deren Einhaltung. 

1.4. Sicherung der einheitlichen Außenhandels-Berichter- 
stattung gemäß der operativen Berichts- und Melde- 
ordnung. 

2. Industrierninisterien und andere zentrale Staatsorgane 
mit Außenhandelsaufgaben 

2.1, Gewährleistving einer zentralisierten ununterbrochenen 
Leitung der Erfüllung aller übertragenen Außenhandels- 
aufgaben im Verteidigvingszustand, insbesondere: 

- Realisierung der angewiesenen Importe nach den vor- 
gegebenen Rangfolgen für die NVA und die anderen 
Schutz- vind Sicherheitsorgane der DDR, für die 
Volkswirtschaft vind Versorgung der Bevölkerving; 

- Erfüllung der Bündnisverpflichtung der DDR' gegen- 
über der UdSSR vind den anderen Teilnehmerstaaten 
des Warschauer Vertrags sov/ie Realisierung anderer 
Exporte gemäß den Vorgaben. 

2.2. Strikte Einhaltving der Rechtsvorschrift über den 
Außenhandel im Verteidigungszustand sowie der Fest- 
legT^gen zvir Planung, Finanzierung und Abrechnung 
sowie der anderen verbindlich vorgegebenen administra- 
tiven Regelungen auf dem Gebiet des Außenhandels im 
Verteidigungszustand. 

. Berichterstattving auf dem Gebiet des Außenhandels 
gemäß den Vorgaben zur Sichervmg des einheitlichen 
Außenhandelsberichts im Verteidigvingszustand. 
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2.4, Unterstützung der Arbeit des MAH auf den äußeren 
Märkten nach gesonderten Anforderungen. 

IV. Schlußbestimmungen 

1 . Die am Außenhandel beteiligten Organe haben iin Rahmen 
dieser Anordnung ein enges Zusammenv/irken zur Realisie- 
rung der ihnen übertragenen Au ßonhandel.sauf gaben im 
Verteidigungszustand zu gev/ährleisten. 

2. Bei zeit\>feil.i.ger Unterbrechung der zentralen Führung, 
haben die Leiter der am Außenhandel beteiligten nach- 
geordneten Organe die Erfüllung der Außenhandelsauf- 
gaben im Verteidigungszustand fortzusetzen- und dje 
Vorgesetzten auf kürzestem lieg über die veranlaßten 
Maßnahmen zu unterrichten, 

3. Zur beabsichtigten zeitweiligen Einstellung der Tätig- 
keit von Außenhandelsbetrieben im Verteidigungszustand 
ist vorher die Zustimmung des Ministers für Außenhandel 
einzuholen. 

4. Durchführungsbestimmungen zu dieser Anordnung erläßt 
der Minister für Außenhandel im Einvernehmen mit den 
Ministern und Leitern anderer zentraler Staatsorgane , 
denen Außenhandelsaufgaben im Verteidigungszustand 
übertragen sind. 

5. Diese Anordnung tritt auf V/eisung des Vorsitzenden des 
Ministerrates in Kraft. 
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Zweite Durchführungsbestimmung* 
zum Kulturgutscfautzgesetz 
— Anmeldung und Registrierung 
von geschütztem Kulturgut — 

vom 2. Dezember 1981 


Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 19i; wird im Einvernehmen mit den Lei- 
tern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur Durchführung 
des § 6 Abs, 2 des Ciesetzes folgendes bestimmt: 

§1 

Grund s&tze 

(1) Die Anmeldung von besonders wertvollem geschütztem 
Kulturgut, das nicht zum Volkseigentum gehört, dient seiner 
gesicherten Dokumentation als Grundlage für alle MaOnahnnen 
zu seinem Schutz vor Schaden und Verlust sowie zu seiner 
Erhaltung und Pflege, die der Eigentümer, Verfügungsberech- 
tigte oder Besitzer des Kulturgutes durchführt sowie die zu- 
ständigen staatlichen Organe und Einrichtungen veranlassen. 

(2) Die Registrierung dieses Kulturgutes schafft für den 
Eigentümer, Verfügungsberechtigten oder Besitzer einen ge- 
sicherten Nachweis über seinen Kulturgutbesitz, dessen wich- 
tigste Kennzeichen und Merkmale sowie über seine sichere 
Aufbewahrung. Sie ist zugleich eine staatlidie Bestätigung, 
daß die Erhaltung des registrierten Kulturgutes wegen seiner 
Bedeutung für die Geschichte, die Wissenschaft oder die Kunst 
im gesellschaftlichen Interesse liegt*. 

(3) Nicht zum Volkseigentum gehörendes Kulturgut, das 
nach anderen Rechtsvorschriften staatlich dokumentiert wird*, 
ist nicht nach dieser Durchführungsbestimmung zu registrieren. 
Für diese anderen staatlichen Dokumentationen gilt jedoch 
Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

§2 

Anmeldanc 

(1) Kulturgut, das im Sinne des $2 des (Gesetzes und 'der 
Ersten Durchführungsbestimmung zum Gesetz geschütztes 
Kulturgut der Deutschen Demokratischen Republik ist, na- 
tionale oder internationale Bedeutung erlangt hat und be- 
sonders wertvoll ist oder sein kann, ist bei dem für seinen 
ständigen Standort zuständigen Rat des Kreises, Abteilung 
Kultur, anzuntelden. Diese PfHcht haben der Eigentümer, der 
Verfügungsberechtigte und der Besitzer von Kulturgut Die 
Anmeldung durch den einen entpflichtet die anderen. 

(2) Die Annieldung soll persönlich und mit den erforder- 
lichen Angaben zum Kulturgut^ erfolgen. 

(3) Die Angaben zum Eigentümer und zum Standort sind 
auf Wunsch des Anmelders vertraulich zu behandeln. Erfor- 
dern die Umstände eine besondere Vertraulichkeit, kann der 
Minister für Kultur besondere Festlegungen für die Anmel- 
dung und Registrierung treffen. 

§3 

Bearbeitung der Anmeldung 

(1) Der Rat des Kreises, Abteilung Kultur, prüft auf Grund 
der Anmeldung die historische, wissenschaftliche und künstle- 
rische Bedeutung des Kulturgutes; bei speziellen Arten von 

1 l. DB vom 3. Jul) 1980 (GBl. I Nr. 21 S. 213) 

2 Das gilt auch für die Anwendung der geltenden steuerrechtlichen 
Regelungen. 

3 Z. Z. gelten : 

S 5 des Denkmalpflegegesetzes vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 458). 

S 13 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 7. Februar 1980 zur 
Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds der Deutschen Demo- 
kratischen Republik - Inventarisierung. Katalogisierung. Umsetzung 
und Aussonderung musealer Objekte und Sammlungen — (GBl. I Nr. 10 
S. 83). 

^ Vordrucke gemSO Muster (Anlage) für die Anmeldung sind beim 
Rat des Kreises. Abteilung Kultur, erhältlich. 


Kulturgut erfolgt die Prüfung in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Fachorganen des Rates des Kreises. Er kann Maß- 
nahmen zur Feststellung von Qualität und Bedeutung des 
Kulturgutes gemäß 9 8 Absätze 1 bis 3 des Gesetzes festlegen 
und dabei die Unterstützung durch die zuständigen staatlichen 
Einrichtungen gemäß $ 4 Abs. 1 des Gesetzes anfordem sowie 
die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte gemäß . $5 des Ge- 
setzes nutzen. 

(2) Nach Prüfung aller Angaben entscheidet der Rat des 
Kreises, Abteilung Kultur, ob das angemeldete Kulturgut ge- 
schütztes Kulturgut im Sinne der Rechtsvorschriften ist und 
weldie Bedeutung es hat. Dabei sind die Bestimmungen über 
die Kategorisierung des Staatlichen Museumsfonds^ entspre- 
chend anzu wenden. Bei speziellen Arten von Kulturgut er- 
folgt die Entscheidung in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen Fachorganen des Rates des Kreises. 

§4 

Registrierung 

(1) Geschütztes Kulturgut, für das die Kriterien der Kate- 
gorien I oder II zutreffen, ist beim Rat des Kreises, Abteilung 
Kultur, zu registrieren. Für geschütztes Kulturgut, das der 
Kategorie III entspri^t, erfolgt keine Registrierung. 

(2) Als Registrierung gilt die Bestätigung der Anmeldung 
durch den Rat des Kreises, Abteilung Kultur, und ihre Auf- 
nahme als Registerblatt in das Register. 

( 3 ) Dem Anmelder ist auf Wünsch eine schriftliche Bestä- 
tigung der Registrierung mit Angabe der Reglstriemummcr 
auszuhändigen. 

§5 

Änderungen 

(i; Andern sich die registrierten Angaben, ist dem Rat des 
Kreises, Abteilung Kultur, über diese Änderung Mitteilung zu 
machen. Diese Pflicht hat der eingetragene Anmelder, bei 
Eigentums- oder Besitzwechsel auch dessen Rechtsnachfolger. 
Die Meldung des einen entpflichtet den anderen. 

(2) Die Änderungen sind im Registerblatt zu vermerken. 
Geht das registrierte Kulturgut bei Standortändenmg in die 
Zuständigkeit eines anderen Rates des Kreises über, ist diesem 
das Registerblatt zu übersenden. 

( 3 ) Änderungen können auch vom Rat des Kreises, Abtei- 
lung Kultur, eingetragen werden, ohne daß eine Meldung 
hierüber vorliegt. Entfallen die für die Registrierung maß- 
geblichen Gründe, ist das Registerblatt aus dem Register zu 
entfernen und der Anmelder über die Löschung der Registrie- 
rung und deren Rechtsfolgen zu benachrichtigen. 

§6 

Besch werd ereefat 

C^gen alle Entscheidungen des Rates des Kreises, Abtei- 
lung Kultur, zur Registrierung ist die Beschwerde zulässig. 
Das Be sch werde verfahren richtet sich nach §11 des (^setzes. 

§7 

Gebfihrenfreiheit 

Alle mit der Registrierung verbundenen Handlungen sind, 
soweit sie nicht nach anderen Rechtsvorschriften gebühren- 
pflichtig sind, gebührenfrei. 

§8 

Übertragung der Befugnisse 

In Stadtkreisen mit Stadtbezirken kann die Wahrnehmung 
der Befugnisse aus dieser Durchführungsbestimmung dem Rat 
des Stadtbezirks, Abteilung Kultur, übertragen werden. 

5 Z. Z. gilt § 5 der Verordnung vom 12. April 1978 über den Staat- 
lichen Museumsfonds der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 
Nr. 14 S- 165). 
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§9 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Ihrer Vcröffent- 
Uchung ln Kraft 

Berlin, den 2. Dezember 1981 

Der Minister für Kultur 

Hoffmann 
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MlnlBtftrlum fUr Außenhandel. Berlin, den 23.12.1981 

Komm. Koordinierung 
-1 Staatssekretär - 


Weisung 


Der Generaldirektor des Außenhandelsbetriebes Trans Inter .wlr< 
b^uftragt, die Firma 


1 M B S GmbH 
1086 Berlin 
Friedrichstraße 
Internationales Handelszentrum 

njlt Wirkung vom 1.1.1982 su. gründen. 

Die Firma untersteht dem Generaldirektor des Außenhandelsbe- 
triebes Trans Inter. 

Zum Hauptgeschäfts fUhrer wird der Genosse Vtolfgang Kotz be- 

3 uf en. 

,le IM£S GmbH hat das Recht, Internationale Handelsgeschäfte 
l'm eigenen Namen und auf eigene oder für fremde Rechnung mit 
d|em nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet gegen konvertier- 
l^e Devisen und Verrechnungswährungen einschließlich Ver- 

J echnungselnhelten abzuschlleßen. 

le internationalen Handelsgeschäfte werden besonders auf de)i 
gebieten der metallverarbeitenden Industrie und des Geräteba 
Ür Meß- und Regeltechnik durchgeführt. 


ÜB 




le IMBS GmbH hat das Recht, 
Wirtschaftsgebiet zu gründen 


Zweigbüros 

und 


im nichtsozialistischen 


1 Vertriebsfunktionen 
Zu übernohnen. 


für Außenhandelsbetriebe der DDR 


L 


,ie Einrichtung dieser Niederlassungen Ist genehmlgungspf licfhtlg^ 
^r Antrag ist an den Leiter des Bereiches Kommerzielle Koorjdl- 
nierung im Ministerium für Außenhandel zu richten. 


i 


Die IMES GnbH ist verpflichtet, Warensortiment^, deren Expo 
ihr übertragen wird, mit den zuständigen Außenhandelsbetrieben 
Ü5zustimmen. Eine Gefährdung des Planexportes und -Importes der 
X)R ist auszuschließen. 

>ie IMES GmbH eurbeltet nach dem Prinzip der . Elgenervlrtschaztung 
der Fonds. Zur Durchführung von Transaktionen erforderliche iPonds- 
vorschUsse in Mark der DDH.sind beim Bereich Konmerzie9kle KQordi- 
;nierung zu beantragen. 

- 2 - 
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pio ValutAabführun? «rfolgjb innerhalb dar. GeaaortlabfUhrun? d^c 
Tranaintar an den Baraioh Konunarsitlla .Koordlhiaruny... 




le erforderliolM Gasellecbaftorta^ung und dar Abachlufi.dea 
boaallachaftervartragea. alpd durch dan .Gtnerald Iraktor daa 

Tranaintar au varanXaQaen*..Mlt. der >WahmehiiunV.<^<^ parao.i)-. 
lieh haftenden. Gaaaliecha4Lter verdan.dla Gahosean Ifolfgang ’Kota 
imd Bwinb Schutte ^Kuftraatt ] 

Kla Staminkapltal dar Geae.llächaft. lat ein Betrag. in HOhe voi> 
"OO. 000 Mark vorzuaehan* 


f 


Dr> Bchalok 



Ou, /Z. uJ(/$diiic^O(L, . 
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Z«ibch&n der 


Kul t ur^u c s chut tic ODxl b b 1 on 
des MlixlsttrluBjB für kLultur 



- vertreten durch den Vorelt sendeoi 
Genossen ijchsielchler - 


10^0 B e r 1 ln 
bodestre^e 1-3 


und den AHB Jüinst und int Iqui täten GeüoB 

• vertreten durch den Direktor, 
Genossen J* Werken • 

1060 Berlin 
7ränzoiIscHi‘"5n^e 15 


wird in Ruhiben' des Gesetses zun Uhuts 

den Sultur^tee in der DM 

. KulttiriMtschutt^vets von i» ?• IvdO 
(GBl, Teil 1 Kr, 20 C, 1^1) 


verelnbert 


1« Die iüinst und JUitlqultäten GitbU wird in eilen koportvertrigen 
die BestiuLun^ euffieht^en *^orbebeltllch der iusfunrfSenehB.li^unt^*' 

2* Me XultürfutscbutskoBJLission «ird evelnel zonatlich, in der 
Regel jeden 1« und 3« Donnerstag des honats, durch l^en 
Vorslt senden bzw, ^kretär und ein Ultglied die lun kocnort 
vorgesehenen Veren bei Kunst und intiquitUten GehH besich- 
tigen, Utf SU prüfen, ob sich darunter cur Ausfuhr nicht 
zulässiges Kulturgut der Kategorie I und der Spitze der 
Kategorie 11 befindet« 

3« Ober den Verbleib von Kulturgut , das von der Kulturgutschutz- 
kouiission geaäB Punkt 2« nicht zun hxport zugelassen wird, 
treffen die Partner jeweils gesondert! Vereinbarungen« 

KoBUbt es lu keiner Yereinberung, werden die Partner ihre 
übergeordneten Leiter ub Sstscheidung anrufen« 


- 2 - 
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4« jT'jr öle B6t>'u^scLtujQ£ die Gut echt erordcuü^ xuu: 

K.ultur(^tt»cuutt^e&«tt. 

Li« Xultur^tsciiuttioiLBiljssion und der iUB iCuaut una 
Antiquitäten QilBH werden auch in anaez^n yre^'^n, die 
dor Wfrimui^ dea iultur^^tea der DLR und deat iäcporc 
in da& RSW förderlich alndi vertroueuavoll tunau^cn* 
arbeiten« 

i:it der Uuterzeichnunr dieaer Yereluberun^ lat die 
Vereinbarung von 17« i1# I960 außer Kraft geaetzt"« 


Kul turgu t a cnut zkoknl a s i on 
dea Uinibteriuna fUr Kultur 

i^ehnei chler 


/ A 

Außenhanqelbbetrieo 



Berlin, den 1962 
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Materialie wurde dem Sekretariat von RA Reinicke am 22.01.92 
übergeben. 


Ministerrat der 

Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium der Finanzen 
Stellvertreter des Ministers 


1. Untersuchungsausschuß 

Inf oima tic 

1. UA 

' -V-'ÜRIALIE B 6 'S 

SSbriuf- 1/^ 

Eingang 

Anig. 

Az. 

Vonttzendor 

Selcretariat 

Ertecbgung^ 

.j/_( 



Vermögenssteuer für Ktmstgegenstände und Sammlungen 


Ausgehend von dem Anliegen des Kulturschutzgesetzes 
vom 3. Juli 13.80 (GBl I Nr. 2o S. 191) 'auch das im 
Besitz von Bürgern befindliche Kulturgut zu schützen 
und es durch kulturelle Aktivitäten seiner Besitzer dem 
gesellschaftlichen Leben zu erschließen, werden in Ab- 
stimmung mit dem Minister für Kultur und dem ersten 
BundesselCretär des Kultvirbundes der DDR zur Erhebung 
der Vermögenssimer für Kunstgegenstände und Sammlungen 
lind zur Gewährleistung der im Rahmen der bestehenden 
Rechtsvorschriften möglichen großzügigen steuerlichen 
Vergünstigungen folgende Hinweise gegeben: 

I. Grundsätzliöhe Zusammenarbeit mit der Abt. Kxiltur 


Bei der Beurteilung, ob Gegenstände den Kunstgegen- 
ständen, Sammlungen, Luxusgegenständen oder dem Haus- 
rat zuzurechnen sind sowie bei der Entscheidung, ob 
die Erhaltung solcher Gegenstände wegen ihrer Bedeu- 
t\ing für Kunst, Geschichte oder Wissenschaft im öf- 
fentlichen Interesse liegt und demzufolge Steuerbe- 
freiungen bzw. -Vergünstigungen zu gewähren sind, 
ist in .jedem Falle eine enge Zusammenarbeit mit der 
Abt. Kultvir des Rates des Kreises bzw. des Bezirkes 
zu sichern. 

II. Vermögenssteuerbefreiungen bzw. -vergünstigvingen 
für Kunst gegenstände und Sammlungen 1) 


1) Rechtsgrundlage hierfür: 
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1) Recht sKrundla ge hierfür; 

§ 67 Ziffern 5 und 11 Bewertungsgesetz i.d.P. 
vom 18.9 . 1970 (GBl. Sonderdruck 67^) Ziffer 85 
Absätze 4 bis 6 Vermögenssteuer- \and Bewertungs- 
richtlinien 1955 vom 15-'1«'1955 (GBl Sonderdruck Rr. 
7o) 

a. Kunstgegenstände, die von Künstlern der DDE 
geschaffen wurden, die noch leben oder seit 
nicht mehr als 15 Jahren verdorben sind, 

b. Kunstgigenstände, die sich im Eigentum des Ur- 
hebers selbst oder nach seinem Tode im Eigentum 
des überlebenden Ehegatten oder seiner Kinder 
befinden, 

c. alle übrigen Kunst gegenstände und Sammlungen, 
wenn der Wert insgesamt 50.000 M nicht über- 
steigt. 

Wenn die Freigrenze von 5o.ooo M überschritten 
wird, sind die Kxmstgegenstände und Samml\ingen ins- 
gesamt vermögenssteuerpflichtig. 

Weiter bestehen folgende Steuervergünstigungen: 

- Kunstgegenstände und Sammlungen, deren Erhaltung 
wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte und 
Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt, 
werden ntir mit 40 % ihres Wertes 

- Kunstgegenstände und Sammliingen, wenn sie in 
einem den Verhältnissen entsprechenden Umfang der 
Zwecken der Forschxang xind der Volksbildxing nutz- 
bar gemacht werden, nur mit 2o % ihres Wertes 

zur Vermögenssteuer herangezogen. 
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Außerdem können Kunstgegenstände imd Sammltmgen) der 
E^halt^lng für Zwecke der Kunst, Geschichte oder Wis- 
senschaft im öffentlichen Interesse liegt bzw. die 
der Forschung und Volksbildung nutzbar gemacht werde: 
von der Vermögenssteuer in voller Höhe befreit 
werden, wenn sie sich seit mindestens 2o Jahren 
Besitz der Familie des steuerpflichtigen Bürgers 
befinden. 

Diese Vergünstigung kann auch gewährt werden, wenn 
die Sammlungen in den späteren Jahren durch weitere 
Erwerbungen ergänzt worden sind. 

Ein öffentliches Interesse an der Erhaltung der 
Kunstgegenstände und Sammlungen wegen ihrer Bedeu- 
tiing für Kunst, Geschichte oder Wissenschaft liegt 
vor , wenn 

- diese nach den Rechtsvorschriften zum Schutze 
des Kult\irgutes der DDR (Kulturschutzgesetz und 
Durchführungsbestimmungen bzw. Durchführungsre- 
gelungen) als geschütztes Kulturgut registriert 
sind 

für sie eine Denkmal serklärxxng vorliegt 

das Kulturgut durch Museen gesondert erfaßt ist. 

Bei Inanspruchnahme dieser Vermc^nssteuervergünsti- 
gxingen haben die Bürger die staatlichen Dukomenta- 
tionen über das öffentliche Interesse an den Kunst- 
gegenständen und Sammlungen der Abt. Finanzen des 
Rates des Kreises vörzulegen. 

Bei Vermögens st euerneuv er anlagungen ist die Vorlage 
dieser Dokumentationen neu zu fordern. 

Ein "Nutzen für Zwecke der Forschung und Volksbil- 
dung" bei Kunst gegenständen oder Sammlungen nach- 
weislich im Jeweiligen Kalenderjahr insbesondere 
unter folgenden Voraussetzungen gegeben: 
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Eimstgegenstände und Sarnml ungen sind öffent- 
lich ausgestellt worden. 

Dazu gehören 

nationale oder internationale Expostionen» 
Ausstellungen in Galerien» Klubs» Betrieben» 
Schulen sowie anderen Einrichtungen. 

Als öffentliche Auaöbellungen gelten nicht 
Verkaufsausstellungen» Auktionen» Tauschbersen 
und ähnliche auf Erwerb oder Veräußerung ge- 
richtete Veranstaltungen. 

Kunstgegenstände und Semmlungen waren Gegenstand 
eines öffentlichen wissenschaftlichen oder popu- 
lärwissenschaftlichen Vortrages oder einer solch 
Veröffentli chxing . 

Dazu gehören 

alle organisierten Veranätaltungen der verschie- 
densten Einrichtungen sowie deren Puhlikations- 
möglichk eiten. 


2. Für besonders wertvolles geschütztes Kulturgut 
der Bürger» das gern. § 6 Abs. 2 Kulturschutzgesetz 
anzumelden und zu registrieren ist» ergibt sich au£ 
den Rechtsvorschriften zum Schutze des Ktilturgutej 
eindeutig ein gesellschaftliches Interesse an sei- 
ner Erhaltung. 

Die Anmeldung und Registrierung ist in dem 2. DB. 
zum Kulturschutzgesetz vom 2.12.81 (GBl. I 6/82) 
geregelt. 

Die Registrier Ving des besonders wertvollen Kul- 
turgutes -Kategorien I und II - gilt als Be- 
stätigung des gesellschaftlichen Interesses und 
seiner Erhaltung. Analog trifft das für eine Denk- 
malerklärung zu. 

3. § 5 des Denkmalpflegegesetzes v. 19.6.1975 
(GBl. I Nr. 26 S. 458) 
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§ 15 der DB zur VO über den staatlichen Museums- 
fonds der DDR - Inventarisierung, Katalogisierxmg, 
Umsetzung vind Aussonderimg musealer Objekte und 
Sammlungen - vom 7. Febr. 1980 (GBl. I S. 83). 

- Kunstgegenstände und Sammlungen, wenn sie 

staatlichen Organen und Einricht\mgen, gesell- 
schaftlichen Organisationen oder sozialistischen 
Betrieben zur wissenschaftlichen Arbeit zu Ver- 
fügung standen. 

Soweit die vorgenannten Ausstellmgen und Ver- 
öffer^lichungen in Verantwortullg des Kulturbundes 
der DDR erfolgten ist hierüber ein Nachweis von 
der jeweiligen Fachgruppe zu erbringen, der von 
der KReisleitung des Ktalturbundes zu bestätigen 
ist. 


III. Begriff sbestimmxingen 

Ausgehend von Ziffer 85 der Vermögenssteuer- und Be- 
wertung srichtlinien 1955 wird in Übereinstimmung mit 
dem Minister für Kultxar folgendes festgelegt: 


Zu den Kunstgegenständen rechnen alle Originalwerke 
der bildenden Kunst (Malerei, Graphik und Plastik 
einschließlich Reliefs). 


$ Als Sammlung gilt eine Mehrzahl selbständiger be- 
H weglicher Gegenstände, die auf Grund bestimmter histo- 
^ rischer wissenschaftlicher oder künstlerischer nach 
^ gesellschaftlich anzuerkenennden Kriterien (wie Zuge- 
g hörigkeit zu bestimmten Zeitepochen, Themen, Motiven, 
2 Kunstrichtungen und ähnlichem) zielgerichtet zusam- 
m mengestellt und geordnet sind und dadurch in ihrer 
H Gesamtheit eine eigenständige historische, wissen- 
^ schaftliche oder künstlerische Bedeutung von neuer 
V Qulität gewinnen. 
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Bedingimg für die Anerkennung einer Sammlung 
ist weiter, daß aus der Veräudening von Gegen- 
ständen kein nachhaltiges Einkommen erzielt wird 
und Gegenstände gleicher Art nicht in großer Anzahl 
innerhalb eines relativ kurzen Zeitraumes (z.B 1 Jahr) 
erworben und dieselben oder der größte Teil davon 
im gleichen oder darauffolgenden Jahr wieder ver- 
äußert werden. 

Die Veräxißerung einzelner Gegenstände \ind der Erwerb 
anderer Gegenstände müssen der Komplettierung bzw. 
der ErhöhirDg der Qualität der Sammlung dienen. 

Zu den Sammlungen gehören ; 

- Sammlungen von Werken der bildenden Kunst, 

(Malerei, Graphik und Plastik einschl. Reliefs) 

- Sammlungen von Werken der angewandten Kunst, 
d.h. zum Beispiel k\insthandwer kliches Mobihar, 
Markenporzellan, Erzeugnisse der Buchkunst, dekora 

tive Keramik, kunstgewerbliche Raumtextilien, 
kunstvoll geschliff en es Kristallgut , sakrale 
Kunstwerke und andere kunsthandwerkliche und 
kxanstgewerbliche Arbeiten. 

- Sammlungen wie andere Gegenstände wie 
Briefmarken - Münzen - liturgische Geräte - 

sowie Bibliotheken. 

Zur Abgrenzung der Luxusgegenstände im Sinne 

des § 67 Ziffer 1o des Bewertungsgesetzes von 
Kunstgegenständen tind Sammlungen gern. § 67 Zi. 11 
des Bewertungsgesetzes ist folgendes zu beachten: 

- GEgenstände, die zu den Kunstgegenständen ge- 
hören oder Bestandteil einer Sammlxing sind, 
können nicht als Luxusgegenstände erfaßt 
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Zu den Luxus gegenständen gehören 
Gegenstände, die nicht zur Ausstattung der 
Wohnung gehören. 

Als solche gelten z.B antiquarische Gegen- 
stände, die das übliche Maß einer Woh nungsein- 
richtung überschreiten. 

Dabei ist unerheblich, ob diese Gegenstände 
auch benützt werden. 


17, Ermittlung des vermögenssteuerpflichtigen Wertes 


Zur Ermittlung des vermögenssteuerpflichtigen 
Wertes ist gern, § 1o des Bewertungsgesetzes 
von dem Preis auszugehen, der im gewöhnlichen Ge- 
schäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Gegen- 
standes bei einer Veräußer\ing zu erzielen wäre, 

das ist 

- für Kiinstgegenstände und Münzen der Preis, 

der bei einem Verkauf an den staatlich^ Kiinst- 
handel (Binnenhandel 

- für Briefmarken der Preis, der bei einem Ver- 
kavif an den staatlichen Briefmarken eh and el zu 
erzielen wäre. 

Bei der Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen 
ist von den durch den Bürger erklärten Werten aus- 
zugehen. 

Bestehen berechtigte Zweifel über die Richtigkeit 
der angegebenen Werte, ist den Bürgern aufzugeben, 
ihre Wertangaben zu überprüfen. 

Erforderlichen Palls ist ihnen zu empfehlen, die 
Werte von der zuständigen staatlichen Handelseinri 
feststellen zu lassen. 
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Dritte DurdifühnmgsbestHnmiuig^ 
zum Kolturgutsdiutzgesetz 
— Ausfuhr von Kulturgut ~ 

vom 3. Mai 1982 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 
3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur Durch- 
führung des § 10 des Gesetzes folgendes bestimmt: 

i 2. DB vom Z. Dezember IMl (GBL I 1982 Nr. 8 S. 144) 
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§1 

Grundsätze 

(1) Die Genehmigung zur Ausfuhr von geschütztem Kultur- 
gut der Deutschen Demokratischen Republik kann nur er- 
teilt werden, wenn die Ausfuhr im Interesse der sozialisti- 
schen Gesellschaft liegt oder ihrem Anliegen, das nationale 
Kulturerbe zu wahren und den Bestand allen national und 
international bedeutsamen Kulturgutes zu sichern, nicht zu- 
widerläuft 

(2) Die Genehmigung zur Ausfuhr ist insbesondere dann 
zu versagen, wenn 

— die Ausfuhr den Grundsätzen gemäß Abs. 1 widerspricht, 

— der Ausfuhrantrag Kulturgut betrifft, das zu Denkmalen 
gehört, 

— der Ausfuhrantrag Kulturgut betrifft, das als Teil von 
Sammlungen deren Bedeutung oder Bestand wesentlich 
bestimmt, sofern die Genehmigung nicht auch für die ge- 
samte Sammlung erteilt werden könnte, 

— die Rechtsverhältnisse am betroffenen Kulturgut unklar 
sind oder das Kulturgut mit Rechten Dritter belastet ist, 

— die Ausfuhr nach völkerrechtlichen Verträgen, denen die 
Deutsche Demokratische Republik angehört, unzulässig ist2, 

(3) Rechtsvorschriften, nach denen weitere Genehmigungen 
für die Ausfuhr des Kulturgutes erforderlich sind, werden 
von diesen Regelungen nicht berührt^. 

§2 

Antragstellung 

(1) Anträge auf Genehmigung zur Ausfuhr von Kulturgut 
sind an den für den ständigen Standort des Kulturgutes zu- 
ständigen Rat des Kreises, Abteilung Kultur, zu richten. Be- 
trifft der Antrag Kulturgut, das gemäß § 16 Abs. 2 des Ge- 
setzes speziellen Regelungen unterliegt, die besondere Aus- 
fuhrbestimmungen enthalten*, ist er den dafür zuständigen 
Fachorganen zur Entscheidung einzureichen oder zuzuleiten; 
in diesen Fällen erfolgt keine Entscheidung nach dieser Durch- 
f ührungsbesti mmung. 

(2) Das Recht zur Antragstellung haben der Eigentümer und 
der Verfügungsberechtigte, die^ihre Befugnisse nachzuweisen 
oder glaubhaft zu machen und darüber eine schriftliche Er- 
klärung abzugeben haben. 

{3) Die Anträge sind schriftlich zu stellen und haben fol- 
gende Angaben zu enthalten: 

— Name und Anschrift des Antragstellers, 

— genaue Bezeichnung und Beschreibung des Kulturgutes 
einschließlich seines Standortes, 

— soweit vorhanden, dessen Registriernummer, 

— Zweck der Ausfuhr, 

— Bestimmungsort und Empfänger, 

— geschätzter Wert (nach Einschätzung des Antragstellers 
oder vorliegenden Gutachten). 


1 z. z. gut die 

Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut vom 
14. November 1970; für die Deutsche Demokratische RepubUk in Kraft 
seit dem 16. April 1974 (GBl. H Nr. 20 S. 397) 

3 z. Z. gelter, insbesondere: 

Zollgesetz vom 28. März 1962 (GBl. I Nr. 3 S. 42) und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, 

Edelmetallgesetz vom 12. JuU 1973 (GBl. I Nr. 33 S. 338) und die zu sei- 
ner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, 

Devisengesetz vom 19. Dezember 1973 (GBl. I Nr. 58 S. 574) und die zu 
seiner Durchführung erlassenen Reditsvorschrlften. 

4 z. Z. gelten insbesondere: 

Verordnung vom 11. März 1976 über das staatliche Archivwesen (GBl. I 
Nr. 10 S. 165), 

Zweite Durchführungsbestimmung vom 16. Oktober 1980 zur Verord- 
nung über den Staatlichen Museumsfonds der Deutschen Demokrati- 
schen RepubUk (GBl. I Nr. 32 S. 309), 

Neunte Durchführungsbestimmung vom 1. März 1976 zur Bibliotheks- 
verordnung (GBl. I Nr. 12 S. 188), 

Zehnte Durchführungsbestimmung vom 1. März 1976 zur Bibliotheks- 
Verordnung (GBl. I Nr. 12 S. 190). 


§3 

Prüfung des Antrages 

(1) Der Rat des Kreises, Abteilung Kultur, prüft mit dem 
Ziel der Feststellung, ob geschütztes Kulturgut vorliegt, die 
historische, wissenschaftliche und künstlerische Bedeutung des 
Kulturgutes anhand der vorliegenden Angaben. 

(2) Ist das zur Ausfuhr beantragte Kulturgut beim Rat des 
Kreises bzw. Stadtbezirkes, Abteilung Kultur, registriert, gel- 
ten die bei der Registrierung getroffenen Feststellungen; an- 
dernfalls ist § 3 der Zweiten Durchführungsbestimmung vom 
2. Dezember 1981 zum Külturgutschutzgesetz — Anmeldung 
und Registrierung von geschütztem Kulturgut — (GBl. I 1982 
Nr. 6 S. 144) entsprechend anzuwenden. 

§4 

Entscheidungen über den Antrag 

(1) Liegt nach den Feststellungen des Rates des Kreises, 
Abteilung Kultur, zweifelsfrei kein geschütztes Kulturgut im 
Sinne der Rechtsvorschriften vor, erteilt er eine Unbedenk- 
lichkeitsbescheinigung (Anlage 1). 

(2) Wird im Ergebnis der Prüfung des Antrages festgestellt, 

• daß der Antrag geschütztes Kulturgut im Sinne der Rechts- 
vorschriften betrifft, ist der Antrag dem Rat des Bezirkes, 
Abteilung Kultur, zur weiteren Bearbeitung zuzuleiten. Das 
gleiche gilt, wenn nicht festgestellt werden kann, ob es sich 
um geschütztes Kulturgut handelt 

(3) Der Rat des Bezirkes, Abteilung Kultur, kann weitere 
Feststellungen über die historische, wissenschaftliche und 
künstlerische Bedeutung des Kulturgutes treffen. Im Ergebnis 
seiner Prüfung erteUt er, soweit kein geschütztes Kulturgut 
vorliegt die Unbedenklichkeitsbesdieinigung; andernfalls ent- 
scheidet er, welcher Kategorie® das geschützte Kulturgut ent- 
spricht Für geschütztes Kulturgut der Kategorie II und III 
kann er eigenverantwortlich nach den Grundsätzen gemäß § 1 
über die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung (Anlage 1) ent- 
scheiden. Anträge, die geschütztes Kulturgut der Kategorie I 
betreffen, sind dem Ministerium für Kultur zuzuleiten. 

(4) Uber Ausfuhranträge für geschütztes Kulturgut der Ka- 
tegorie I entscheidet der Minister für Kultur nach Prüfung 
des Antrages durch eine von ihm berufene Kommission von 
Sachverständigen. 

§5 

Gutachten 

Gutachten, die die für die Entscheidung zuständigen staat- 
lichen Organe einholen exier die die Antragsteller vorlegen, 
dienen der Feststellung der Bedeutung des Kulturgutes. Ihre 
Aussagen binden die entscheidungsbefugten staatlichen Or- 
gane nicht in ihrer Entscheidung über die Ausfuhr und be- 
gründen keine Ansprüche des Antragstellers. Einzelheiten der 
Tätigkeit von Gutachtern werden gesondert geregelt. 

§6 

Beschwerde 

(1) Für Beschwerden gegen Entscheidungen über Ausfuhr- 
anträge gilt § 11 des Gesetzes, 

(2) Über Beschwerden gegen Entscheidungen gemäß § 4 
Abs. 4 entscheidet der Minister für Kultur endgültig. 

§7 

Gebühren 

(1) Für Entscheidungen über Anträge nach dieser Durchfüh- 
rungsbestimmung werden Verwaltungsgebühren® gemäß An- 

5 Vgl. f5 der Verordnung vom 12. April 1978 Über den Staatll(±iei\ 
Museumsfonds der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I Nr. 14 
S. IGS). 

6 Z. Z. gilt die Verordnung vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen 
Verwaltungsgebühren (GBl. I Nr. 96 S. 787) ln der Fassung der zwei- 
ten Verordnung vom 28. November 1967 (GBl. n Nr. 119 S.837). 


1041 




434 


Gesetzblatt Teil I Nr. 24 — Ausgabetag: 1. Juli 1982 


läge 2 erhoben, sofern die Ausfuhr zum Verbleib des Kul- 
turgutes im Ausland erfolgt. Sie sind als Gebührenvorschuß, 
von dem die Prüfung des Antrages abhängig ist, bei der An- 
tragstellung zu entrichten. 

(2) Auslagen (wie Kosten für notwendige Gutachten) sind 
mit der Verwaltungsgebühr nicht abgegolten. 

(3) Zahlungsverpflichteter ist der Antragsteller. Erfolgt je- 
doch die Antragstellung im Interesse eines Empfängers, der 
seinen Wohnsitz oder Sitz im Ausland hat, ist dieser unter 
Beachtung der devisenrechtlichen Bestimmungen der Deut- 
schen Demokratischen Republik zahlungspflichtig. 

(4) Die Gebührenfestsetzung erfolgt auf der Grundlage der 
Wertangabe bei Antragstellung. Ergibt sich bei der Prüfung 
des Antrages ein anderer als der angegebene Wert, sind die 
Bestimmungen über die Nachforderung und Erstattung von 
Verwaltungsgebühren anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für das Be- 
schwerdeverfahren, soweit der Beschwerde nicht stattgege- 
ben wird. 

(6) Der Minister für Kultur kann in Ausnahmefällen auf 
Antrag die Ermäßigung oder den Erlaß der Gebühren ver- 
fügen, 

§8 

Wirkung der Genehmigung 

(1) Eine Ausfuhrgenehmigung für gesdiütztes Kulturgut, 
das- zugleich anderen die Ausfuhr regelnden Bestinomungen 
unterliegt^, wird erst mit Vorliegen aller danach erforderli- 
chen Genehmigungen rechts wirksam. Das gleiche gilt für eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung. 

(2) Eine unter Auflagen erteilte Genehmigung ist nur mit 
dem Nachweis über die Erfüllung der Auflagen rechtswirk- 
sam. 

(3) Die Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigung ist ein Nachweis über die Rechtmäßigkeit der 
Ausfuhr im Sinne völkerrechtlicher Verträge^. 

(4) Eine gemäß den Absätzen 1 und 2 rechtswirksam gewor- 
dene Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbescheini- 
gung berechtigt zur Ausfuhr des darin bezeichneten Kultur- 
gutes innerhalb 1 Jahres nach ihrer Erteilung. Danach ver- 
liert sie ihre Wirksamkeit. 

(5) Die Ausfuhrgenehmigung ist nicht übertragbar. Das gilt 
auch für die Erben. 

(6) Die Ausfuhrgenehmigung bzw. Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigung ist bei der Ausfuhr den zuständigen Dienststellen 
der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik 
unaufgefordert vorzuweisen. 

§9 

Delegierung der Genchmigungsbefugnis 

(1) Die Minister und Leiter der anderen zentralen Staats- 
organe können im Einvernehmen mit dem Minister für Kul- 
tur für ihren Verantwortungsbereich besondere Regelungen 
für die Ausfuhr von geschütztem Kulturgut treffen. 

(2) Die zentralen Leitungen der in der Volkskammer ver- 
tretenen Parteien und Massenorganisationen sind befugt, für 
geschütztes Kulturgut, das ihrer Verfügungsbefugnis unter- 
liegt, nach den Grundsätzen des Gesetzes und dieser Durch- 
führungsbestimmung und im Rahmen der Aufgaben und Ziele 
ihrer Organisation die Ausfuhr zu genehmigen sowie im Ein- 
vernehmen mit dem Minister für Kultur besondere Festle- 
gungen für das Verfahren hierfür zu treffen. Über weitere De- 
legierungen entscheidet der Minister für Kultur auf Ersu- 
chen. 

(3) Uber umfangreiche oder besonders bedeutsame Vorha- 
ben geni:;:3 den /\biiitzen 1 und 2 ist der Minister für Kultur 
zu inform. e:en. 


§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1, Oktober 1982 
in Kraft 

Berlin, den 3. Mai 1982 

Der Minister für Kultur 
Hoffmann 


Anlage 1 

zu § 4 vorstehender Dritter Durchführungsbestimmung 
Master einer 

Aüsfuhrgenehmigung/Unbedenklidikeitsbescheinigimg 

Rat des Kreises/Bezirkesi Datum 

— Abteilung Kultur — 

Ministerrat der 

Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Kultur^ 

AusfuhrgenehmJgung/Unbedenkllchkeltsbescfaelnlgunft 

(Name und Wohnsitz bzw. Sitz des Antragstellers) Ist 

berechtigt, folgendes Kulturgut als geschütztes/nlchtgeschütz- 
tes^ Kulturgut aus der Deutsdien Demokratischen Republik 

nach (Bestimmungsland,. Bestimmungsort, Empfänger) 

zum Zweck des Verbleibs/der vorübergehenden Nutzung^ 
oder .... 2 

auszuführen. 

1. ... (genaue Bezeichnung und Beschreibung des Kulturgutes 

mit eindeutigen Identifikationsmerkmalen, nach einzel- 
nen Stücken gesondert, soweit vorhanden unter An- 
gabe der Registriernummem). 

2 . ... 

3. ... 

4. ... 

5. ... 

Die Ausfuhr unterliegt keinen/folgendeni Auflagen; 


Datum Siegel Unterschrift 


1 NlchtzutrefTendes entfällt bzw. Ist zu streichen, 
a Genauen Zweck der Ausfuhr angeben. 


Anlage Z 

zu § 7 vorstehender Dritter Durchfühmn.csbestimmung 
Gebührensätze: 

Die Verwaltungsgebühren betragen 
a) bei Werten bis zu 10 000 M; 

3% vom Wert, jedoch mindestens 50 M; für eine Unbe- 
denklichkeitsbescheinigung einheitlich 10 M, 

j b) bei Werten von mehr als 10 000 M bis zu 500 000 M: 

2% vom Wert, jedoch mindestens 300 M, 

I c) bei Werten von mehr als 500 000 M: 

1 ^.'o vom Wert, jedoch mindestens 10 000 M. 
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Vereinbarung 


zwischen dem Ministerium für Kultur 

1c2o Berlin 
Molkenmarkt 1-2 

und dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1o2o Berlin 

Wallstraße 17-22 


1. Auf der Grundlage der 3. DB zum Kulturgutschutzgesetz, GBl. I/Nr. 2^, 

£ ** 22 , wird das Ministeriiin für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, dem Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH, 
loSo Berlin, Französische Straße 15, die Ausfuhr von geschütztem 
Kulturgut gestatten. 

f 

Die vom AHB Kunst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhraokumer.te 
berechtigen scmit zur Ausfuhr, 

2. Die Kulturgutschutzkommisslon des Ministeriums für Kultur der DD", 
prüft zweimal monatlich beim AHB Kunst und Antiquitäten CmbK, ob bei 
der zur Ausfuhr vorgesehenen Exportvrare Kulturgut der Kategorie I 
und der Spitze der Kategorie II vorhanden ist. Dieses Kulturgut 
nicht ausgeführt. 

über die Verwendung des nicht zur Ausfuhr freigegebenen Kulturgutes 
treffen’ der Vorsitzende der Kulturgutschutzkommission des Ministeriums 
für Kultur und der Leiter des Außenhandelsbetriebes Kunst and 
Antiquitäten GmbH jeweils gesonderte Vereinbarungen. 


Berlin, den 





is-Joachiro Hoffmann 
Minister für Kultur 


Schalck 

Staatssekretär im MAH 
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MINISTERRAT Berlin, 18. Mai 1982 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


Geheime VerschtuBsQC^ j 
GVS~«008 

r.^. fS-Mr 

.Aüsf. A. ^2. 


2, Durchführungsbestimmung 
zur Dienstanweisung Nr. 10/81 vom 4. 3uli 1981, 
VY3 MfS 0008-38/81 


Politisch-operative Aufgaben der Aufklärungsdiensteinheiten 
der Hauptabteilung I/KGT 
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Zur Realisierung der in der DA Nr. 10/81 testgeiegten Auf- 
gabenstellung für die politisch-operative Aufklärung, Kon- 
trolle bzw. Bearbeitung von feindlichen Organen, Einrich- 
tungen bzw. Personen des Operationsgebietes 

bestimme ich: 

1. Die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
haben die politisch-operative Arbeit auf das rechtzeitige 
Erkennen von Anzeichen militärischer Aggressionsvorbe- 
reitungen sowie der Pläne und Absichten des Gegners zur 
Durchführung von Provokationen an der Staatsgrenze der 
DDR zur BRD und zu Westberlin, vor allem auf die Verhinde- 
rung militärischer und provokatorischer Überraschungs- 
handlungen, zu konzentrieren. 

Sie haben durch eine zielgerichtete und schwerpunktmäBlge 
politisch-operative Aufklärungstätigkeit auf der Grund- 
lage der Richtlinie Nr. 2/79 zur Gewährleistung einer 
ständigen aktuellen Beurteilung der militärischen Lage 
und operativ bedeutsamer Aspekte im Grenzvorfeld der BRD' 
bis zu einer Tiefe von 30 km bzw. in Westberlin beizu- 
t ragen. 

Die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
haben bei der Vorbeugung, Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung subversiver Angriffe sowie operativ bedeut- 
samer Störhandlungen aus dem Grenzvorfeld der BRD bzw. 
von Westberlin aus gegen die Staatsgrenze der DDR und 
die zu ihrer Sicherung eingesetzten Kräfte und Mittel 
eng mit den anderen operativen Diensteinheiten des MfS 
entsprechend der Zuständigkeit zusammenzuarbeiten sowie 
mit den Grenztruppen der DDR politisch-operativ zusammen- 
zuwirken. 
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2. Die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
haben entsprechend der in der DA Nr. 10/81, Ziffer 1.3., 
festgelegten Verantwortlichkeit folgende Aufgabenstellun- 
gen zu realisieren: 


2.1. Politisch-operative Aufklärung der Grenzüberwachungs- 


orqane der BRD und Westberlins 


Die politisch-operative Aufklärung der Grenzübecwachungs- 
organe der BRD und Westberlins ist schwerpunktmäßig aus- 
zurichten auf die Erkundung 


- der Ordnung und Organisation des Systems der Grenzüber- 
wachung bzw. Grenzsicherung; 


- der strukturellen Gliederung und personellen Stärke^ der 
Bewaffnung und Ausrüstung, des personellen sowie materiellen 
Geheimnisschutzes, des Kampf- bzw. Einsatzwertes und der 
Ausbildung ; 


- des Systems der Alarmierung und der Erhöhung der Einsatz- 
stufen einschließlich der Eingliederung dieser Kräfte in 
das Gesamtsystem der Aggressionsvorbereitung des Gegners, 
des Zusammenwirkens untereinander und mit anderen staat- 
lichen Organen der BRD bzw. Einrichtungen des Senats von 
Westberlin sowie mit in der Grenzüberwachung eingesetzten 
militärischen Kräften; 


- der durch die Grenzüberwachungsorgane der BRD und Westberlins 
gegen die Staatsgrenze der DDR und die zu ihrer Sicherung 
eingesetzten Kräfte und Mittel durchgeführten, unterstützten 
oder geduldeten feindlichen Angriffe und Störhandlungen un- 
ter besonderer Beachtung der eindeutigen und beweiskräftigen 
Dokumentation derartiger Delikte. 




GVS MfS 0008-48/82 


Dabei ist die politisch-operative Aufklärungstätigkeit 
auf folgende Objekte und Kräfte zu konzentrieren: 

- Stäbe, Verbände und Einheiten des Bundesgrenzschutzes, 
die den Einsatz an der Staatsgrenze der BRD zur DDR 
organisieren bzw. durchführen, einschließlich der Grenz- 
schutzschule ; 

ausschließlich des Grenzschutzkotnmandos West, der Ab- 
teilung BGS im Bundesministerium des Innern sowie des 
Grenzschutzeinzeldienstes ; 

- Bereiche der Ober f inanzdi rekt ionen und der Hauptzoll- 
ämter sowie Dienststellen des Grenzzolldienstes, die 
den Einsatz an der Staatsgrenze der BRD zur DDR bzw, 
im Grenzgebiet Westberlins organisieren bzw. durchfüh- 
ren ; 

ausschließlich der Kräfte, Einrichtungen und Mittel an 
den cGrenzi^OQtOOllstellen; 


- Inspektionen und Grenzpolizeistationen der Bayrischen 
Grenzpolizei, die den Einsatz an der Staatsgrenze der 
BRD zur DDR organisieren bzw. durchführen; 

ausschließlich der Kräfte, Einrichtungen und Mittel an 
den Grenzkontrollstellen; 

- Dienststellen und Kräfte der Polizei Westberlins, die 
den Einsatz im Grenzgebiet Westberlins organisieren 
bzw. durchführen. Dazu sind in den Koordinierungsver- 
einbarungen mit den Bezirksverwaltungen Berlin und 
Potsdam gemäß Ziffer 5.2, der DA Nr, 10/81 Festlegun- 
gen über die operative Zuständigkeit und den erforder- 
lichen Informationsaustausch zu treffen. 
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2.2. Politisch-operative Aufklärung militärischer Kräfte 
der BRD und der in der BRD bzw. in Westberlin stationierten 
anderen militärischen Kräfte 


Die politisch-operative Aufklärung der militärischen Kräfte 

ist schwerpunktmäßig auszurichten auf die Erkundung 

- von Anzeichen akuter Aggressionsvorbereitungen; 

- der Kampfmöglichkeiten und der sie bestimmenden Faktoren, 
insbesondere der strukturellen Gliederung, der personellen 
Stärke sowie der Bewaffnung und Ausrüstung und deren Ein- 
satzvarianten ; 

- der Ordnung und Organisation ihrer militärischen Aufklärungs- 
und Überwachungstätigkeit an der Staatsgrenze der DDR ein- 
schließlich ihres Zusammenwirkens untereinander und vor allem 
mit den Grenzüberwachungsorganen der BRD und Westberlins. 


Dabei ist die politisch-operative Auf klärungstätigkeit ^auf . - - . . 
jene im territorialen operativen Zuständigkeitsbereich der 
Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT dislo- 
zierten militärischen Kräfte zu konzentrieren, 

- die in das System der gegnerischen Grenzüberwachung/Grenz- 
sicherung bzw. in das System der gegnerischen militärischen 
Aufklärung an der Staatsgrenze zur DDR integriert sind sowie 


deren Aktivitäten und Handlungen im Grenzvorfeld der BRD 
unter Beachtung ihrer militärischen Zweckbestimmung früh- 
zeitig Erkenntnisse über akute Aggressionsvorbereitungen 
des Gegners zulassen. 
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2.3. Politisch-operative Aufklärung und Untersuchung sub- 
versiver Angriffe und politisch-operativ bedeutsamer Stör- 
handlungen von den Territorien der BRD und Westberlins aus 
gegen die Staatsgrenze der DDR und die zu ihrer Sicherung 
eingesetzten Kräfte und Mittel 

Die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT haben 
die politisch-operative Aufklärung und Bearbeitung von Feind- 
organisationen, Personengruppen und Personen - vorrangig sol- 
cher innerhalb des territorialen operativen Zuständigkeits- 
bereiches der Hauptabteilung I/KGT -, die subversive Angriffe 
bzw, operativ bedeutsame Störhandlungen gegen die Staatsgrenze 
der DDR und die zu ihrer Sicherung eingesetzten Kräfte und 
Mittel planen, vorbereiten bzw. durchführen, in enger Zusam- 
menarbeit mit anderen zuständigen operativen Diensteinheiten 
zielgerichtet und planmäßig zu organisieren. 

Oie politisch-operative Aufklärung und Bearbeitung derartiger 
Feindorganisationen und Kräfte außerhalb des territorialen 
operativen Zuständigkeitsbereiches der Hauptabteilung I/KGT 
hat grundsätzlich in Abstimmung mit anderen zuständigen ope- 
rativen Diensteinheiten zu erfolgen. - - 

Des weiteren sind im territorialen Zuständigkeitsbereich der 
Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT vorhan- 
dene und neu entstehende Objekte zu erkunden sowie deren ge- 
planter bzw. tatsächlicher Verwendungszweck aufzuklären mit 
dem Ziel, 

- Stützpunkte und Basen von Feindorganisationen sowie von 
Personengruppen und Personen, die eine subversive Tätig- 
keit gegen die DDR betreiben, rechtzeitig zu erkennen, 

- wirksame vorbeugende und offensive politisch-operative Maß- 
nahmen in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Dienstein- 
heiten zur Durchkreuzung bzw. Verhinderung der zweckbestimm- 
ten Nutzung derartiger Objekte bzw. der feindlichen Pläne 
und Abeichten elnlelten zu können. 

I 1049 I 
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Die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT sind 
für die Meldung, die politisch-operative Untersuchung, Be- 
arbeitung und analytische Auswertung von erfolgten subver- 
siven Angriffen und operativ bedeutsamen Störhandlungen haupt- 
verantwortlich. In Abhängigkeit von der Bedeutsamkeit der An- 
griffe und Störhandlungen, einschließlich deren Auswirkungen, 
ist die politisch-operative Untersuchung und Bearbeitung mit 
anderen operativen Olenstelnheiten zu koordinieren sowie das 
Zusammenwirken mit den Grenztruppen der DDR unter strikter 
Wahrung von Konspiration und Geheimhaltung zu organisieren. 


Die politisch-operative Aufklärung und Untersuchung subver- 
siver Angriffe und operativ bedeutsamer Störhandlungen ist 
auf folgende Schwerpunkte zu konzentrieren; 

- rechtzeitige Erkundung der Pläne und Zielstellungen zur 

Durchführung oben bezeichneter Angriffe und Störhandlungen 
im Interesss’^der Einleitung und DurchfQhrung“’vdf'beogendS1‘'; 
jegliche Überraschung verhindernder bzw. die Pläne und Ab- 
sichten durchkreuzender politischer, politisch-operativer 
bzw. militärischer Offensivmaßnahmen; ... . — . 

- zielgerichtete Durchführung geeigneter politisch-opera- 
tiver Maßnahmen zur Ermittlung bzw. Identifizierung der 
Täter bei erfolgten Angriffen und Störhandlungen, die über- 
raschend und ohne Feststellung der Täter erfolgten sowie 
politisch-operative Bearbeitung mit dem Ziel der Verhinde- 
rung weiterer Angriffe bzw. Störhandlungen durch diese 
Personen ; 

- Erarbeitung beweiskräftiger Informationen und Dokumenta- 
tionen über durchgeführte subversive Angriffe und operativ 
bedeutsame Störhandlungen mit dem Ziel der Durchführung bzw. 
Unterstützung von politisch offensiven Maßnahmen der DDR 
zur Einhaltung vertraglicher Vereinbarungen durch die Re- 
gierung der BRD bzw. den Senat von Westberlin. 

I 1050 I 
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Bei der Erarbeitung derartiger Informationen und Dokumen- 
tationen ist besonderer Wert auf das Führen des Nachweises 
der Beteiligung der gegnerischen Grenzüberwachungsorgane 
oder anderer staatlicher Institutionen an subversiven An- 
griffen bzw. operativ bedeutsamen Störhandlungen in Form 
der direkten Teilnahme, des Förderns bzw. des Duldens zu 
legen . 

2.4. Politisch-operative Aufklärung feindlicher Schleusungs- 

tätiqkeit über die Staatsgrenze der DDR 

Die Aufklä rungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT haben 
die Hauptverantwortung bei der planmäßigen und zielgerich- 
teten Suche, Feststellung und politisch-operativen Bearbei- 
tung feindlicher Personen- und Materialschleusen über die 
Staatsgrenze der DDR, einschließlich der Errichtung und Aus- 
nutzung von Tunnelobjekten sowie anderer unterirdischer Kom- 
munikationen durch den Gegner, zu trägen. ZurnRealisierung - 
dieser Aufgabenstellung ist die Zusammenarbeit mit anderen 
operativen Di ensteinheiten und das politisch-operative Zu- 
sammenwirken mit den Grenztruppen der DDR bei strikter Wahrung 
von Konspiration und Geheimhaltung zu organisieren. 

2.5. Politisch-operative Aufklärung der militärisch-operati- 

ven Vorbereitung des gegnerischen Territoriums 

Die Aufklärung der militärisch-operativen Vorbereitung des 
gegnerischen Territoriums ist vor allem auf die Erkundung 
der Objekte und Einrichtungen des militärischen Gegners und 
auf die militärisch bedeutsamen Maßnahmen des Gegners im 
territorialen operativen Zuständigkeitsbereich der Aufklä- 
rungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT zu konzentrie- 


1051 
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2.6. Aufklärung der gegnerischen Reqimeverhältnisse 

Die Auf klärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT haben 
die Erkundung, insbesondere 

des Sicherheitsregimes, 
des Kontroll- und Fahndungsregimes, 
des Reiseregimes und 
des Grenzregimes 

in den betreffenden territorialen operativen Zuständigkeits- 
bereichen im Interesse der Gewährleistung einer aktuellen 
politischen und politisch-operativen Lageeinschätzung sowie 
zur Sicherstellung operativer Prozesse als ständigen Bestand- 
teil der Informationsbeschaffung zu organisieren. 


3. Sicherung des Verbindungswesens über oper^t^^Qr Grenz- 
schleusen an der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu West- 
berlin 


Die Schaffung und Nutzung von Personen-, Material- und opera- 
tiv-technischen Schleusen über die Staatsgrenze durch die 
Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT, die Über- 
gabe zur Nutzung an andere operative Diensteinheiten und wei- 
tere in das Operationsgebiet arbeitende Institutionen sowie 
die Durchführung von entsprechenden Sicherungsmaßnahmen hat 
ausschließlich durch die zum Bestand der Auf klärungsdienst - 
einheiten der Hauptabteilung I/KGT gehörenden "Offiziere für 
Sonderaufgaben" auf der Grundlage gesonderter Weisungen zu 
erfolgen. 


1052 
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4. Befragung und Bearbeitung von Personen, die wegen un- 
gesetzlichen Grenzübertrittes aus Richtung BRD bzw. VVest- 
berlin f est qenomm en wurden (im weiteren Grenzverletzer) 

Alle Grenzverletzer, deren Festnahme durch die Grenztruppen 
der DDR außerhalb der Bereiche der Grenzübergangsstellen er- 
folgte, sowie Angehörige der Bundeswehr und der Grenzüber- 
wachungsorgane der BRD, die in den Bereichen der Grenzüber- 
gangsstellen der DDR ungesetzlich auf das Territorium der 
DDR übertraten, sind ohne vorherige Befragung sofort den zu- 
ständigen Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
zu übergeben und von diesen auf die Möglichkeit-en der opera- 
tiven Nutzung zu überprüfen. Im Falle der Nichteignung für 
eine operative Nutzung sind die Grenzverletzer an die zu- 
ständigen Diensteinheiten zu übergeben. 

Die operative Zuständigkeit der Aufklärungsdiensteinheiten 
der Hauptabteilung I/KGT ist nicht gegeben, wenn es sich bei 
den Grenzverletzern um Personen handelt, die 

- nicht Staatsbürger der BRD bzw. nicht ständige Bewohner 
Westberlins oder 

- Angehörige nicht zur BRD gehörender Streitkräfte sind, 

- sowie bei Offizieren oder wichtigen Geheimnisträgern, die 
in Garnisonen, Dienststellen bzw. Einrichtungen der Bundes- 
ministerien für Verteidigung, des Innern oder der Finanzen 
der BRD außerhalb des territorialen Zuständigkeitsbereiches 
der Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
stationiert bzw. tätig sind und kein sachlicher Zusammen- 
hang in bezug zu dem der Hauptabteilung I/KGT übertragenen 
Aufklärungsgegenstand gegeben ist. 

Diese Personen sind nach Feststellung der Nichtzuständigkeit 
durch die Aufklärungsdiensteinheiten der Hauptabteilung I/KGT 
an die gemäß der entsprechenden dienstlichen Bestimmung bzw, 
Weisung zuständige operative Dienst einheit zu übergeben. 
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5. Ordnung und Organisation der Zusammenarbeit zwischen den 
Auf kiärungsdiensteinheit en der Hauptabteilung I/KGT und 
anderen operativen Dienst einheiten sowie des politisch-ope- 
rativen Zusammenwirkens mit den Grenztruppen der DDR 

Im Interesse der effektiven Erfüllung der Gesamtauf gaben- 
stellung zur politisch-operativen Sicherung der Staatsgrenze 
der DDR zur BRD bzw. zu Westberlin hat die Zusammenarbeit 
unter Beachtung 

- der in der DA Nr. 10/81 und in dieser Durchführungsbe- 
stimmung festgelegten sachlichen und territorialen ope- 
rativen Zuständigkeit , 

- der sich aus dem Charakter konkreter Ereignisse ergebenden 
politischen und politisch-operativen Folgeerscheinungen 
und Konsequenzen, 

- der vorhandenen politisch-operativen Möglichkeiten und 

- der terminlichen Forderungen 
zu erfolgen. 

Die Zusammenarbeit ist auf der Grundlage von Koordinierungs- 
vereinbarungen, insbesondere mit der Hauptverwaltung A, zu 
organisieren und hat den ständigen, aktuellen Austausch der 
die politisch-operative Lage einschätzenden Informationen zu 
garantieren. 

Das politisch-operative Zusammenwirken mit den Grenztruppen 
der DDR ist auf den jeweiligen Führungsebenen zur Durch- 
setzung der operativen Interessen des MfS und bei Wahrung 
von Konspiration und Geheimhaltung eigenverantwortlich zu 
realisieren. 
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6, Schlußbestimm unoen 

Der Leiter der Hauptabteilung I hat die operative Zusti-n- 
digkeit der Aufklärungsdiensteinheiten für die politisch- 
operative Aufklärung, Kontrolle bzw. Bearbeitung der 2iel- 
und Kontrollobj ekte nach Abstimmung mit den Leitern der 
anderen für die Arbeit im und nach dem Operationsgebiet 
zuständigen operativen Dienst einhei ten festzulegen und die- 
se differenziert den jeweiligen Au fklärungsdiensteinhcit en 
der Hauptabteilung I/KGT mit der jährlicljcn Planvorgabe zu 
übert ragen. 

Erforderliche Präzisierungen der operativen Zuständigkeit 
sind bei Notwendigkeit mit den Leitern der anderen für die 
Arbeit im und nach dem Operationsgebiet zuständigen opera- 
tiven Oiensteinheiten abzustimmen bzw, mir zur Bestätigung 

vorzulegen. 



/ Armeegener 
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Öt*feß2^^ 

.V r^s.v: .V ‘ r? v: 





Ständige Arbeitsgruppe zur öperetlven Leitung und Kon- 
trolle der Durchführung der ZahlungebiTenz mit dem 
nicht sozielietiechen Wir techef tegebiot 


Aue Politbürobeechluß : 

Weitere liaßnahmen zur Durchführung der außenwirtechaf t- 
lichen Aufgaben der Dül? im Oalire 19G2 

(GVS B 5 - 1317/02 vom 21. ß, 19G2) 

Anlage 3 ; 

Festlegungen für die Gev/ähr leiatung einer ständigen 
operativen Leitung und Kontrolle der Durclif ührung der 
Zohlungebilcnz der (Um; mit dem NSW 


dl-’ ' • i • . t! ' I j o J i smu li iürv-.<.wi 

Wirtschaftskrieges gegen die J»D« ist eine ständige opera- 
tive Leitung und Kontrolle der «.»urchf ührung der Zahlungs- 
bilanz der ÜDi{ mit dem Nr>W zu gewährleist on . 

Iiit der üurctiführung und Leitung diuaar Aufgabe wird der 
SteJl Vertreter des Vorsitzendori dos lilnistorrotee und 
Vorsi tzondor ■ der Staa 1 3 ichen I^lanUommission Genosaon 
Schürer beauftragt. Zu soinor Unterstützung wird eine 

I 

ständige Arbeitsgruppe in folgender Zusammensetzung ge- 
bildet : 

Gunosso Scijüror als Leiter 
Genosse Grünhuid als soUrotör 
Genosse Ooil 
Genoeso Schalck 
Genosse Polze 

Genossin König (spater festgeJegt Gon, Rauchfuß) 
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Oie Aufgabe der Ständigen Arbeitsgruppe boeteht darin: 

1« Oie üurchführung der Zahlungsbilanz: insbesondere die 
Gewährleistung der Zoixlungsf ähigkoit der opf? gegen- 
über den kapitalistischen Banken und die dazu getrof- 
fenen (iaßnafimen zu leiten und zu kontrollieren, 

2, i£r forderliche Entscheidungevorsclilägo für kurzfristige 
und langfristige Maßnahmen zur JJurchf ührung der Zah- 
lungsbilanz der OOR mit dom NSW zu unterbreiten. 

3, Eine ständige Übersicht über die Ourchführung und 
voraussichtliche Entwicklung der Zahlungsbilanz der 
OOR mit dem NSW nach ijuurtelon, Monaten und Wochen 

zu gewährleisten und festgelegto Informationen darüber 
zu sichern. 
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Derlin» den /s. .07.19821 


Vorc'J nbarUnq 


7.ur Erfüllung der von I’artcl- und Staatsführung dein Bereich 
Kornmerzlelle Koordinierung gestellten Aufgaben wird zwischen 
dem Ministerium für Nationale Vertcldigung/STMCTB, dem Mini- 
ste rium für Außenhandel/Bcreich Koko und Bereich Spezieller 
Außenhandel folgende Verfahrensweise abgestimmt und nach- 
folgende Festlegungen getroffen: 

1. Das Ministerium für Nationale Verteidigung stellt dem 
Ministerium für Außenhandel eine festgclegte Lagerfläche 
zur Zwischenlag crung von Ausrüstung, die zum Weitertrans- 
port per Flugzeug vorgesehen ist, zur Verfügung und sicha^ 
im Lager Storkow die erforderlichen Entlade- und Beladeax- 
belten und führt die Bewachung der eingelagerten Aus- 
rüstung durch, 

2. Der Bereich Spezieller Außenhandel im Ministerium für 
Außenhandel sichert über den Ingenieur-Technischen Außen- 
handel im Aufträge des Bereiches Kommerzielle Koordiniert n« 
die Zuführung der Erzeugnisse vom Bereitsteller zum Lagei’ 
Storkow entsprechend der bestehenden Vereinbarung zwischen 
dem Ministerium für Außenhandel uild dem Ministerium für 
Verkehrswesen vom 15.02.1982 (GVS Rb 1/3 - 157/59). 

Die dabei entstandenen effektiven Kosten werden dem Bere; cl 
Kommerzielle Koordinierung ln Rechnung gestellt. 

Der Bereich Kommerzielle KoordJnlerungüBergibt durch die 
Firma IMES GmbH schriftlich dem Ingenieur-Technischen Au( ei 
handel die notwendige Aufgabenstellung (ln dringenden un<i 
kurzfristigen Fällen mündlich). 

3. Der Chef des Ingenieur-Technischen Außenliandels sichert 
durch den Einsatz von geeigneten Kräften im Stellvertreter- 
bereich Export NSW die Erfüllung dieser Aufgabenstellung 
insbesondere die 

Ubernahme/Ubergabe der Erzeugnisse iro Lager Storkow 
Nachweisführung des Lagerbestandes. 

4. Die Zuführung der Erzeugnisse vom Lager Storkow zum 

Abgangs-Flugplatz erfolgt', ln Verantwortung des Ministe-! 
rlums für Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, 
wenn die Ausrüstung und der Frachtempfänger der besonderen 
Geheimhaltung unterliegen. ' 
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5. 


ln Ausnahmcfällcn , wo kurzfristige HaOnahroen notwendig 
sind bzw, aus ökonomischen Gründen eine Zuführung zum 
Lager Storkow nicht möglich oder zweckmäßig Ist und 
eine direkte Zuführung vom Dereitstcl 1er zum Flugplatz 
Uerl In-Schönef eld notwendig Ist, wird der Transport 
mit l.KW durch Kräfte der Nationalen Volksarmee geprüft. 
Voraussetzung Ist, daß diese Ausrüstung und der Fracht- 
empfänger nicht der besonderen Geheimhaltung unterlie- 
gen. 

ln diesen Fällen erfolgt die Transportanforderung vom 
Staatssekretär Dr. Schalck an den Stellvertreter des 
Ministers und Chef Technik und Bewaffnung, Genossen 
Generaloberst PlclOner. 
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Alle Zuführungen für den Seetransport erfolgen ln Ver- 
antwortung des Ingenieur-Technischen Außenhandels. 


Die Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 20. Juli 1982 ln 




ft. 


Die Unterzeichner sichern die Umsetzung ln Ihrem Verantwor- 
tungsbereich . 

Die Anlage "Methodische Festlegungen" Ist fester Bestandteil 
dieser Anlage". 


Ministerium für Nationale Verteidigung 
Stellvertreter des Ministers 
undl Chef Technik und Bewaffnung 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
- Staatssekretär - 


Ministerium für Außenhandel 
Stellvertreter des Ministers 
und Chef Spezieller Außenhandel 



/S c h ö n h e| 
Generalmajor 
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Ministerrat Berlin, ^ *ISS2 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 

VertrouHch« VeriAlußsadie 

VVS-oDOS 

MfS-Nr f 

^‘oo.kuii. $i/i. -dL. \i\%d±'io^ 

JJU‘ 


4 . Durchführungsbestimmung 

zur Dienstanweisung Nr. 10/81 vom 4. Juli 1981, 

WS MfS o008 - 38/81 

Die Beantragung und Ausgabe von sowie der Umgang mit Berechti- 
gungen zum Betreten bzw . Befahren des Grenzgebietes an der 
Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Westberlin durch Angehörige 
des Ministeriums för Staatssicherheit zur Durchfühhüng polltisch- 
operativer und anderer dienstlicher Aufgaben 
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Zur Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung im Zusammen- 
hang mit der Beantragung und Ausgabe von sowie dem Umgang mit 
Berechtigungen zum Betreten bzw , Befahren des Grenzgebietes an 
der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Westberlin (im weiteren 
Grenzgebiet) durch Angehörige des MfS zur Durchführung politisch- 
operativer u. a. dienstlicher Aufgaben 

bestimme ich: 

1. Das Betreten bzw. Befahren des Grenzgebietes durch Angehörige des 

MfS zur Durchführung politisch-operativer und anderer <iienstlicher Auf- 
gaben hat nur mit den in Ziffer 3 dieser Durchführungsbestimmung ge- 
nannten Berechtigungen in Übereinstimmung mit der 1 . Durchf ührungsan- 
ordnung des Ministers für Nationale Verteidigung vom 30. 3. 1982 zur 

Ordnung in den Grenzgebieten und den Seegewässern der DDR (in weite- 
ren 1. Durchführungsanordnung zur Grenzordnung) zu erfolgen. 

2. Die Leiter der Hauptverwaltung A, der Verwaltung Rückwärtige 
Dienste, der Hauptabteilungen/selbständigen Abteilungen und der Be- 
zirk sverwal tu ngen (im weiteren Leiter der Diensteinheiten) sind dafür 
verantwortlich , daß 

- der Personenkreis, der eine Berechtigung zum Betreten bzw . Be- 
fahren des Grenzgebietes erhält, ausgehend von den zu lösenden 
politisch-operativen und anderen dienstlichen Aufgaben, auf den 
notwendigen Umfang begrenzt wird , 

- die Berechtigungen zum Betreten bzw. Befahren des Grenzgebie te s 
nur für die territorialen Geltungsbereiche und für die Gültigkeits- 
dauer beantragt und ausgegeben werden, die für die Erfüllung der 
Aufgaben erforderlich sind , 

- konkrete Festlegungen zur Nachweisführung über die in ihren Ver- 
antwortungsbereichen ausgegebenen Berechtigungen zum Betreten 
und Befahren des Grenzgebietes sowie zur Kontrolle über den 
Umgang mit diesen Dokumenten sowie über den aktuellen Verbleib 
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dieser Dokumente getroffen und die Angehörigen ihrer Dienstein- 
heiten. die zur Durchführung von politisch-operativen bzw . dienst- 
lichen Aufgaben derartige Dokumente nutzen müssen, über den 
Umgang regelmäßig belehrt werden . 

- die Rückgabe der Berechtigungen zum Betreten bzw . Befahren des 
Grenzgebietes durch die betreffenden Mitarbeiter nach Erfüllung 
der jeweiligen Aufgabe an den Dienstvorgesetzten zur Aufbewahrung 
gewährleistet ist , 

~ bei Wegfall der Notwendigkeit für das Betreten bzw. Befahren des 
Grenz gebiete 5 das entsorec^ence Cck-jment nicht verlängert bzw. 
unverzüglich eingezogen und an die zuständige Diensteinheit zu- 
rückgegeben wird. 

- der Verlust eines entsprechenden Dokumente s sofort dem Leiter 
der Hauptabteilung I gemeldet wird. 

3. Das Betreten bzw. Befahren des Grenzgebietes zur Durchführung 
politisch-operativer und anderer dienstlicher Aufgaben hat mit folgen- 
den Dokumenten zu erfolgen: 

3.1. Sonderberechtigung gemäß Ziffer 11 Absatz 1 Buchstabe b der 
1 . Durchführungsanordnung zur Grenzordnung 

3.1.1. Die Sonderberechtigung , mit 

- Unterschrift des Stellvertreters des Ministers für Nationale Vertei- 
digung und Chefs der Grenztruppen der DDR sowie 

- Dienstsiegel und Quartalsstempel des Kommandos der Grenztruppen 
der DDR 

versehen , berechtigt in Verbindung mit dem Dienstausweis des MfS 
zum Betreten bzw. Befahren des Grenzgebietes, einschließlich des 
Schutzstreifens - außer Handlungsstreifen der Grenztruppen der DDR 
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im jeweils bestätigten territorialen Geltungsbereich des Grenzgebie- 
tes . 

Gemäß Aufdruck auf der Sonderberechtigung sind mitgeführte Personen, 
Kraftfahrzeuge sowie Gepäck von den Grenztruppen der DDR nicht zu 
kontrollieren . 

3.1.2. Die Anträge (formlos) auf Ausgabe von Sonderberechtigungen 
sind mir durch die Leiter der Diensteinheiten zur Bestätigung vorzu- 
legen . Dabei ist die operative Notwendigkeit und die Anzahl der für 
den jeweiligen territorialen Geltungsbereich , 

- Grenzgebiet an der Staatsgrenze der DDR zur BRD oder 

- Grenzgebiet an der Staatsgrenze der DDR zu Westberlin oder 

- Grenzgebiet im Abschnitt eines Grenzkommandos oder 

- Grenzgebiet im Abschnitt eines bzw . mehrerer Grenzregimenter 
oder 

- Brockenplateau , 

benötigten Sonderberechtigungen zu begründen. 

Anträge zur Ausgabe von Sonderberechtigungen für Mitarbeiter der 
Hauptabteilung Vll/2 sind vom Leiter der Hauptabteilung VII und für 
Mitarbeiter der Abteilungen Vll/2 der Bezirksverwaltungen mit Staats- 
grenze und der Arbeitsgruppen Grenzsicherung der Grenzkreisdienst- 
stellen vom zuständigen Stellvertreter Operativ der Bezirksverwaltun- 
gen mit Staatsgrenze zu bestätigen und direkt an die Hauptabteilung 
I/Stab zu richten. 

3.1.3. Die Ausgabe der Sonderberechtigungen an die Diensteinheiten, 
die NachweisfChrung darüber sowie der Einzug bzw. der Austausch 
bereits übergebener Sonderberechtigungen haben durch die Hauptab- 
teilung I/Stab zu erfolgen. 
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Für die Organisation und Durchführung der quartalsmäßigen Verlängerung 
bereits übergebener Sonderberechtigungen ist die Hauptabteilung I/Stab 
bzv/ . die zuständige Abteilung der Hauptabteilung I/Kommando Grenztruo- 
pen verantv/ortlich . 

3.1.4. Die Leiter der Diensteinheiten haben zu sichern, daß die Ausga- 
be , Nachweisführung und sichere Aufbewahrung der übergebenen Sonder- 
berechtigungen unter straffer Kontrolle gehalten werden und Sonderbe- 
rechtigungen nach Erfüllung der jeweiligen politisch-operativen Aufgabe an 
den Dienstvorgesetzten zur Aufbewahrung zurückgegeben und von diesen 
unter Verschluß gehalten werden. 

3.2. Ausweis zur Legitimation gemäß Ziffer 11 Absatz 1 Buchstabe c der 
1 . Durchführungsbestimmung zur Grenzordnung 

3.2.1. Der Ausv./eis zur Legitimation als spezifisches Dokument der C'cnz- 

truppen der DDR ist ln Übereinstimmung mit den gültigen Bestimmungen der 
Grenztruppen der DDR und der NVA-Ausv^ei sordnung zu gestalten z- 

handhaben . 

Er ist nur gültig in Verbindung mit dem VVehrdienstausweis , der erfr- • '- 
lichenfalls für die betreffenden Mitarbeiter beim zuständigen Kaderorgan 
des MfS nach den dafür geltenden Bestimmungen zu beantragen ist . 

3.2.2. Die Anträge (formlos) auf Ausgabe von Ausweisen zur Legitimation 
sind mir durch die Leiter der Diensteinheiten mit einer kurzen Begründung 
der operativen Notwendigkeit zur Bestätigung vorzulegen. 

Sie haben des weiteren zu beinhalten: 

1. Dienstgrad, Name, Vorname sowie Nummer des Wehrdienstausweises 
des betreffenden Mitarbeiters 

2. Beantragter territorialer Geltungsbereich, bei operativer Notwendigkeit 
einschließlich des Handlungsstreifens der Grenztruppen der DDR 

. Grenzgebiet an der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu West- 
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. Grenzgebiet im Abschnitt eines Grenzkommandos oder 

Grenzgebiet im Abschnitt eines bzw . mehrerer Grenzregimenter 
oder 

. Brockenplateau . 

3. Beantragte Sonderrechte wie: mitgeführte Personen, Kraftfahrzeuge 
bzw . Gepäck sind nicht zu kontroliieren . 

A. Paßbild (NVA-Uniform). 

Ausweise zur Legitimation für Mitarbeiter der Hauptverwaltung A/Ar- 
beitsgruppe G sov;ie für Mitarbeiter der Abteilungen lll/selbständigen 
Referate III der Bezirk s Verwaltungen mit Staatsgrenze sind von den 
zuständigen Leitern der Diensteinheiten bei der Hauptabteilung I/Stab 
direkt zu beantragen . 

3.2,3. Die Ausgabe der Ausweise zur Legitimation an die Dienstein- 
heiten und die Nachweisführung darüber haben durch die Hauptabtei- 
lung I/Stab zu erfolgen . 

Für die Organisation und Durchführung der jährlichen Verlängerung 
der Ausweise zur Legitimation (Jeweils bis 15. Dezember) ist die 
Hauotabteilung I/Stab bzw . die zuständige Abteilung der Hauptabtei- 
lung I/Kommando Grenztruppen verantwortlich . 

Die Hauptabteilung I/Stab hat die Hauptabteilung Kader und Schulung 
schriftlich über die Ausgabe von Ausweisen zur Legitimation an Ange- 
hörige des MfS und über deren Rückgabe zu informieren. 


3.2,4. Der Leiter der Hauptabteilung I hat zur Gewährleistung der 
politi sch-opertiven Arbeit der Hauptabteilung I im notwendigen Umfang 
Ausweise zur Legitimation für Mitarbeiter der Hauptabteilung I auszu- 
geben . 
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Die Ausgabe von Ausweisen zur Legitimation für Mitarbeiter der 
Hauptabteilung I/Kommando der Grenztruppen , deren Ausfertigung 
durch die Kommandeure der betreffenden Truppenteile des Komman- 
dos der Grenztruppen der DDR zu veranlassen ist, bedarf der Be- 
stätigung durch den Stellvertreter des Leiters der Hauptabteilung 1/ 
Kommando der Grenztruppen der DDR. 

Der Nachweis über die ausgegebenen Ausweise zur Legitimation an 
Mitarbeiter der Hauptabteilung I ist durch die Hauptabteilung I/Stab 
bzv/ . durch die zuständige Abteilung der Hauptabteilung I/Kommando 
der Grenztruppen zu führen. 

Die Hauptabteilung I/Stab und die zuständige Abteilung der Hauptabtei- 
lung I/Kommando der Grenztruppen haben die Abteilung Kader 4 
schriftlich über die Ausgabe von Ausweisen zur Legitimation an Mitar- 
beiter der Hauptabteilung 1 und über deren Rückgabe zu informieren. 

3.2.5. Die Leiter der Diensteinheiten haben durch geeignete Maßnah- 
men zu gewährleisten^ daß 

- eine exakte Nachweisführung über die im Verantwortungsbereich aus- 
gegebenen Ausweise zur Legitimation erfolgt, 

- die mit Ausweisen zur Legitimation ausgestatteten Mitarbeiter sorg- 
fältig mit diesen umgehen und 

- Ausweise zur Legitimation von Mitarbeitern, die nicht ständig mit 
dienstlichen Aufgaben im Grenzgebiet betraut sind, bei den Dienst- 
vorgesetzten unter Verschluß gehalten werden. 

3.3. Dienstauftrag gemäß Ziffer 11 Absatz 1 Buchstabe a der 1. Durch- 
führungsanordnung zur Grenzordnung 

Derartige Dienstaufträge als spezifische Dokumente der Nationalen 
Volksarmee, der Grenztruppen und der Zivilverteidigung der DDR sind 
nur zu beantragen und auszugeben, wenn die Nutzung von Sonderbe- 
rechtigungen bzw. von Ausweisen zur Legitimation für die Erfüllung der 
politisch-opertiven bzw. dienstlichen Aufgaben unzweckmäßig ist. 
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Bei der Ausgabe und Benutzung eines Dienstauftrages sind die mili- 
tärischen Bestimmungen einzuhalten. Eine Beantragung und Ausgabe 
von Dienstaufträgen für den Ha ndlungs streif en der Grenztruppen der 
DDR hat nicht zu erfolgen. 

Die Anträge (formlos) auf Ausgabe von Dienstaufträgen sind mir durch 
die Leiter der Diensteinheiten mit einer kurzen Begründung der ope- 
rativen Notwendigkeit zur Bestätigung vorzulegen. 

Für die Beschaffung der Dienstaufträge, für deren Ausgabe an die 
Diensteinheiten und für die Nachweisführung darüber ist die Haupt- 
abteilung I/Stab verantwortlich. 

Die Dienstaufträge sind nach Erfüllung der betreffenden Aufgabe bzw , 
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer an die Hauptabteilung I/Stab zurück- 
zugeben. Sie sind nicht zu verlängern. 

3.4. Dokumente zum Betreten bzw. Befahren der Gr-^nzübergangsstel«^ 
len 

Für das Betreten bzw. Befahren der Grenzübergangsstellen der DDR 
zur Lösung politisch-operativer und anderer dienstlicher Aufgaben 
gelten die "Ordnung über die Erteilung von Berechtigungen zum Be- 
treten der Grenzübergangsstellen an der Staatsgrenze der DDR zur 
BRD, zu vVestberlin , der Staatsgrenze Nord und der Flughafen-Grenz- 
übergangsstellen" vom 30. 8. 1976, WS MfS 008 - 889/76, die 

1. Durchführungsbestimmung zu dieser Ordnung vom 30. 8. 1976, 

WS MfS 008 - 890/76. mein Schreiicen vom 9. 2. 1979, GVS MfS 

Coo8-7/79 sowie die vom Leiter der Hauptabteilung VI zur Durchsetzung 
vorgenannter Weisungen getroffenen Festlegungen. 

Mitarbeiter der Hauptabteilung I , die für die politisch-operative Siche- 
rung der die Grenzübergangsstellen sichernden Grenztruppen der DDR 
verantwortlich sind, haben die Grenzübergangsstellen bei operativer 
Notwendigkeit mit den entsprechenden Dokumenten der Grenztruppen 
der DDR zu betreten bzw. zu befahren. 
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3.5. Passierschein zum Betreten bzw . Befahren des Grenzgebietes 
zur Durchführung dienstlicher Aufgaben 

Passierscheine sind von den Leitern der Diensteinheiten zu beantra- 
gen, wenn das Betreten bzw. Befahren des Grenzgebietes zur Durch- 
führung von 

- Versorgungsfahrten bzw. Fahrten zur Materialbeschaffung, 

- Fahrten durch Kraftfahrer zur Beförderung von Kurpatienten bzw . 

Uri aubern 

erforderlich ist, 

- für Angehörige der Diensteinheiten des MfS Berlin , der Bezirksver- 
waltung Berlin und des VVachregimente s Berlin "F . E. Dzlerzynski" 
bei der VP-Meldestelle des MfS gemäß Ziffer 2 der 2. Durchführungs- 
bestimmung zu meinem Befehl Nr. 3/79, 

- für Angehörige der übrigen Bezirksverwaltungen analog den Festle- 
gungen in Ziffer 6 meiner Anweisung Nr. 1/79 vom 19. 1. 1979. 

4, Politisch-operative Maßnahmen operativer Diensteinheiten im Hand- 
lungs streifen der Grenztruppen der DDR 


Die Hauptabteilung I hat die Durchführung erforderlicher politisch-ope- 
rativer Maßnahmen anderer operativer Diensteinheiten im Handlungs- 
streifen der Grenztruppen der DDR zu gewährleisten . Die Durchführung 
derartiger Maßnahmen bedarf grundsätzlich der vorherigen Anmeldung 
bzw . Abstimmung mit dem Leiter der zuständigen Abteilung der Haupt- 
abteilung I/Kommando Grenztruppen . 

Ausgenommen davon sind 

- politisch-operative Maßnahmen im Zusammenhang mit Orten, Objek- 
ten und Einrichtungen sowie dort wohnhaften Personen, soweit die 
operative Zuständigkeit der Grenzkreisdienststelle oder anderer 
operativer Diensteinheiten gegeben ist, 
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- Handlungen der Angehörigen der Paßkonlrolleinheilen an den 
Grenzübergangsstellen im Grenzstreckenabschnitt im Rahmen des 
politisch-operativen Zusammen wirke ns mit den Grenztruppen der 
DDR zur Ge v/ährloistung der Sicherheit der Grenzübergangsstellen. 

5. Schlußbestim m ungen 

5.1. Für das Betreten bzw . Befahren des Grenzgebietes durch Ange- 
hörige des MfS aus persönlichen Gründen gelten die Festlegungen der 
Anweisung Nr. 1/79 vom 19. 1. 1979. 

5.2. Mit Erlaß dieser Durchführungsbestimmung treten“ 

- die Anordnung Nr. 11/51 vom 27. 12. 1961, VV3 MfS OOS - 647/51. 

- die Anordnung Nr. 10/63 vom 30. 7. 1963, WS MfS COS - 32 1/63, 

- die 1. Ergänzung zu den Anordnungen Nr. 11/61 und Nr. 10/63 
vom 15. 7. 1966, WS MfS 008 - 493/66, 

- mein Schreiben vom 26. 3. 1977. WS MfS 008 - 12/77, 

- das Schreiben des Leiters der Hauptabteilung Kader und Schulung 
vom 30. 1 1. 1971, WS MfS 016 - 852/71 

außer Kraft . 

Diese Dokumente sind an das BdL/Dckunientenverwallung , das Schreiben 
des Leiters der Hauptabteilung Kader und Schulung an die Hauptabteilung 
Kader und Schulung (Sekretariai/VS-Stelle) , bis zum 30 , 09, 82 
zusenden . 

Gleichzeitig treten die Regelungen unter den Ziffern 5-8 des Schreiben 
des Leiters der Hauptabteilung Kader und Schulung vom 22. November 
1971, WS MfS 016 - 834/71, außer Kraft. 

Sie sind in eigener Zuständigkeit zu streichen. 
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ZwibCfitfii <lwr A.uli;ui‘t^u\;i:cLutzkoiULib^ioii 

deu i^iiilbtcriututi fUr iLuILui* 

- vex*tret6Q durcli öoü Vort>it.:6»#naeu, 
Qeuoutitiix /'• LctÄi^tClclilei* *- 

10.^0 B e r 1 ln 
liodtiutruiio ' 1 - J 


uxtd <ieui AEB iLuxkUt ux.c Autlqui CUl'uH 

- vertirwton aurcli doxi Dirfektor, 
Gonoti&en J* Kojc'kcu o 

iOtlO 0 b r 1 i n 

^TflSaoBTtocEtt^TJCraxi© Tt» 


wird li^ IluhiLeu öou Gci>oCsse£> xuui Gchucz 

dea iCulturtjuteti ln dor DiiE 

— Kultur(mti>cliut'K|;^ei>et.i^ vou. 7, lydO 
(GBl. 'x'ell 1 Kr. 20 L. ^‘>1) 


vureluütiri 


1« 1/iü kvmtik utiCi AutiquivuCun G«loH wird ln olleu Lxport<vuri;i-^^on 
die B«>ntliuaung Bufntouneii "Vorbehblllich der Aubruur(i:änolUi.iti;uc 

I, Dio KuldurguCbchuizkotLiLliJulon wird swultubl U/Oiiätllcii, in der 
Hukfol ;)ecl«;o 1«* und 3» l>ocner(>tü(j; det» Louatu, durch Ihrau 
Vordlt Sonden bsw« Sekretär und ein Uitt^lied die suu. hxport 
vorgenehenen Waren bei hunet und Autlqultdtou Ciu.bH beeich- 
tle^eni uui su prüfen, ob eich darunter sur Aunfubr nicht 
suladol^ee Kulturt^ut oer kate£;orle 1 und der Spltse dar 
katet{;orie 11 befindet. 

J, Über den Verbleib von Kultur^jut, deu von der Kultur’t^utbcliutz- 
koiiatiealou |^eu.äb PuuKt 2. nicht zuil Export zut^elaacan wli*d, 
treffen die Partner Jeweils jjesünaei'to Vereinburuin^en, 

Konu-U eu zu keiner Vorelnboroutj, waruen die i^artner iiira 
Übergeordneten Leltei* uu> Lxitneheiaun^ aurufen. 
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ifüv ole Bo^u'C6clituxi£ gilt dio GutacbtorordctLUg zuu: 
ivulturgutbchutJcgebetK» 

Die ^ulturguteclmcsikoiLiule&ion und aer iillB Kunet und 
Autlquitä'Can GiaüH worden auch in anoeran Frcgeu» dio 
dor Vfuhrung aeu Xulturguten der DDK und dem £apoi't 
in dou Ni'iW förderlich ulnd, vertrouenevoll »:.uoaiuitou~ 
arbeiten* 

|>* lait der Unterzeichnung dieser Vereinbarung lut die 
Vereinbarung voit 17* l'l* 1980 eulier Kraft gesetzt* 


Kulcurgutuchutzkomuiiauion 
des Ulniüteriuuie fUr Kultur 

8chiiieXchler 


^ubenbendelbbetrieb 

Kuxiut mid Antiquit.Äten Gu.bll 



/ 


berliu. den 19Öcf 
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Vereinbarung 


zwischen dem Ministerium für Kultur 

1o2o Berlin 
Molkenmarkt 1-2 

und dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1o2o Berlin 

Wallstraße 17-22 


1. Auf der Grundlage der 3. DB zum Kulturgutschutzgesetz, GBl. I/Nr. 2A, 

S ^32, wird das Ministerium für Außenhandel, Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, dem Außenheindelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH, 
1o£lo Berlin, Französische Straße 15, die Ausfuhr von geschlitztem 
Kulturgut gestatten. 

Die vom AUB Kunst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhrdokumente 
berechtigen somit zur Ausfuhr. 

2. Die Kulturgutschutzkonimission des iiinisteriums für Kultur der DDR 
prüft zweimal monatlich beim AHB Kunst und Antiquitäten GmbH, ob bei 
der zur Ausfuhr vorgesehenen Exportware Kulturgut der Kategorie I 
und der Spitze der Kategorie II vorhanden ist. Dieses Kulturgut wird 
nicht ausgeführt. 

über die Verwendung des nicht zur Ausfuhr freigegebenen Kulturgutes 
treffen' der Vorsitzende der Kulturgutschutzkommission des Ministeriums 
für Kultur und der Leiter des Außenhandelsbetriebes Kunst und 
Antiquitäten GmbH jeweils gesonderte Vereinbarungen. 


Berlin, den ^2. 



ans-Joachim Hoff mann 
Minister für Kultur 



, 'Dr,. Schalck 

Staatssekretär im HAH 
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■ » ■ » u m -ia ^ ,1 « 

r]yr Kjr den DcensfiQGbrciüCi^ | 

' 


Weisung Np. M /02 


Umlagerung von Möbeln und Kleinware zum AHB Kunst und Anti- 

täten GmbH 


1 , Möbel elnscbl. Standuhren 
1 • 1 VEB Antlkhandel Pirna 

Umlagerungen von Möbeln einschl, Standuhren aus dem Bereich 
des VEB Antikhandel Pirna zum Lager MUhlenbeck sind nur mit 
Genehmigung des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH statthaft. 

Die für die ümlagerungen bestimmten Möbel und Standuhren wer- 
den von Bevollmächtigten beider Betriebe ausgewählt, spe- 
ziell gekennzeichnet (orangefarbener Kleber mit KuA-Stempel ) 
und pro Bereich auf Vordruck "Spezifikation” gelistet mif 
dem Vermerk "Umlagerung"« Die Verantwortung für dir Auswatil 
trägt der Gruppenleiter Export, 

Die Spezifikationen sind dem Einkauf zu übergeben, -der die 
Verteilung der Kopien übernimmt (Warenbuchhaltung, Lager- 
wirtschaft, Fuhrpark, Inlandspartner), Die Organisierung des 
Transportes Übernimmt KuA anhand der vorliegenden Spezifi- 
kationen. 

Andere Möbelumlagerungen sind ohne Genehmigung der Direktion 
KuA nicht statthaft. 


1 . ? Andere* Inland spart ner 

Die Umlagerung der Möbel einschl« Standuhren, die von den 
damit beauftragten Kollegen von den festgelegten Inlands- 

C artnern abgekauft werden, erfolgt auf der Grundlage der 
bernahme-Spezlfikationen. Die Übergabe und Verteilung der 
Spezl'fikationen erfolgt analog dem Plct. 1,1 
Den Transport führt ln der Regel KuA durch« 

Erfolgt eine selbständige Anlieferung durch Inlandspartner, 
so ist eine terminliche Abstimmung mit dem Bereichsleiter 
Lagerwirtschaft KuA vorzunehmen. 


1 .3 Direkteinkäufe KuA 

Direkteinkäufe KuA werden nur von besonders damit beauftrag- 
ten Kollegen vorgenomroen« Die angekaufte Ware wird auf Ein- 
kaufsbelegen erfa£^t. Auf der Grundlage der Einkau'fsbelege 


- - 
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ist der Vordruck "Spezifikation*' auszufertlgen mit dem' Ver- 
merk •'Ankauf, Die Übergabe uhd Verteilung der Spezifikationen 
erfolgt analog Pkt. 1,1. 


2« jt^elnware einachl, Oemälde/Bilder und Musikinstrumente • 


2.1 VEB Antikhandel Pirna 


Die Umlagerung von Kleinwaren aus den dem VBB angeschlossenen 
Bereichen erfolgt durch Organisierung dee VEB Antikhan'del .Der 
VBB Ubergibt bis zum Io. eines Jeden Monats für den Folgemonat 
dem Bereich Lagerwirtschaft der KuA die Aufstellung der vorge- 
sehenen Lieferungen. Der Bereichsleiter Lagerwirtschaft bestä- 
tigt den Vorschlag bzw. nimmt eine Abstimmung mit dem VEB ent- 
sprechend den Annahroemöglichkeiten des Lagerbereiches- MUhlen- 
beck vor. 

Die Anlieferung der Kleinware ist in Kolli vorzunehmen. Pro 
Kolli ist ein Umlagerungsschein mit Kopie anzufertigen. Die* 
Kopie ist dem Kolli als Packliste belzufUgen« 

Die Warengruppen gern. Anlage 1 sind von Umlagerungen ausge- 
schlossen und für den Direktverkauf in den Bereichen bestimmt. 

Verwendung von Truhen als Verpackungsmaterial ist nicht statt- 
haft. 

Der Bereich Lagerwlrtachaft sichert die Kontrolle der Klein- 
ware anhand der Umlagerungsscheine am Tage der Anlieferung ab 
und hat das Recht, Ware, die nicht den gegebenen Weisungen 
entspricht, ^urUckzuwelsen. Die U.bernahme erfolgt in Zusammen- 
arbeit mit^rtfijit BJLnkauf 

Der Anlieferer sichert personell die Übergabe mit Einzelkon- 
trolle ab. 


2.2 Andere Inlandspartn er 

Die Übernahme der Kleinware von den Inlandspartnern erfolgt durch 
die damit beauftragten Kollegen der KuA. Die Spezifikationen 
sind dem Einkauf zu übergeben, der die Verteilung der Kopien 
übernimmt (analog Pkt. 1.1). 

Die Organisierung des Transportes übernimmt KuA anhand der 
vorliegenden Spezifikationen. Inlandspartner, die die Anlie- 
ferung zu KuA mit eigenen Fahrzeugen vornehmen, sind verpflich- 
tet, eine Terminabstimmung mit dem Bereichleiter Lagerwirt- 
schaft KuA vorzunehmen. 

Durch den Anlieferer ist die Übergabe personell abzusichern. 


- 3 - 
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Truhen als Verpackungsmaterial sind nicht statthaft. Der 
Bereich Lagerwirtschaft sichert die Übernahme un<^ Kon- 
trolle der Ware am Tage der Anlieferung ab. 

Alle auftretenden Unstimmigkeiten ( Fchlpositionen , Quali- 
tStsfragen, überhöhte Preise usw,), die unter Pkt, 2,1 
und 2,2 auftreten,. sind schriftlich auf dem Umlagerungs- • 
schein bzw, der Spezifikation zu vermerken und dem Einkauf 
zwecks Klärung zu übergeben. 


2,3 Pirekteinkäufe KuA 

Pirekteinkäufe KuA werden von besonders dafür beauftragten 
Kollegen vorgenommen. Die aufgekaufte Ware wird auf Eln- 
kaufsbelegen erfaßt. Auf der Grundlage der Einkaufsbelege 
wird der Vordruck "Spezifikation" ausgefüllt. Die angekauf- 
ten Gegenstände werden körperlich der Warenbuchhaltung Uber 
geben. Nach Kontrolle durch die Warenbuchhaltung Brfolgt 
die Übergabe körperlich an die Lagerwirtschaf t/Kleinwaron- 
lager. 

Der Einkauf erhält zur Information eine Kopie der Spezi- 
fikation, 


3, Schmucki Uhren, andere Wertsachen sowie alle Gegenstände mit 
einem Ankaufswert über 5oo.- M 

Die für die Übergabe an KuA MUhlenbeck vorgesehenen Positio- 
nen sind auf separater Spezifikation zu erfassen. Die Über- 
gabe der Gegenstände erfolgt durch den Jeweiligen Verantwort 
liehen des Inl andspartners körperlich an den Kraftfahrer, 
der für den Transport in einem separaten PackstUck verant- 
wortlicli“lst und am 'Bestimmungsort die körperliche Übergabe 
an den ffÄTtn» ■zuständigen Mitarbeiter des Bereiches Lager- 
wirtschaft auf der Grundlage der Spezifikation vornimmt, 

Uhren sind in der Spezifikation mit Produktions-Nummer zu 
erfassen, Edelroetallgegenstände sind mit Gewichtsangabe und 
genauer Beschreibung zu erfassen. 

Die Verpackung und der Transport der Uhren und Wertsachen i 
Möbeln und anderem Transportgut Jst nicht statthaft. 


Die Weisung tritt mit 


dem' Tage de^ «Ausfertigung in Kraft« 



parken 
»Direktor 
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?.\\rrs 


“ 4 * 


Technik u. bewof^vng 


Regelung 


CinQanjßin:,.., 

'‘•'U.Wl 

für die Durchführung von Exporten spezieller Technik In'daÄ' 


fi. 


NSW 

' . Grundsätze 

.1. Die Durchführung von Exporten spezieller Technik ln 
das NSW auf der Grundlage des vom Vorsitzenden des 
Ministerrates der DDR bestätigten Planes der Llefer- 
roögllchkelten (Planexporte) erfolgt durch den 


Ingenieur-technischen Außenhandel . 

.2, Die Durchführung von Exporten spezieller Technik außer* 
halb des Planexportes (Sonderaufgaben) erfolgt durch 
die 

IMES GmbH 

Export-Import Gesellschaft. 

Der Geschäftsführer der IMES untersteht dem Staats- 
sekretär für den Bereich Kommerzielle Koordinierung im 
Ministerium für Außenhandel. 


.3. Gegenüber dem ausländischen Partner tritt das dafür 
zuständige Außenhandelsorgan allein auf. 

.4. Exporte spezieller Technik über den AHB ITA außer- 
halb des Planes sind möglich, wenn es sich beim Ge- 
schäftspartner um bewaffnete Organe eines Landes handelet, 
das für die Durchführung von Planexporten des AHB ITA 
genehmigt und bestätigt ist. Die erwirtschafteten Valuta- 
mittel sind an die IMES GmbH abzufUhren. 

Exporte spezieller Technik über IMES GmbH im Rahmen dei[ 
Planaufgaben des AHB ITA sind möglich, wenn durch den 
Vertragsabschluß über IMES bessere ökonomische Ergebnisse 
erreicht werden. 

Die erwirtschafteten Valuteunlttel sind an den AHB ITA Shzu* 
führen abzüglich der von IMES GmbH erhobenen Handels- 
spanne . 
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Falls konkrete Bedarfsfälle oder die langfristige 
Exportstrategie die Anwendung dieser Ausnahmeregelung 
erforderlich machen, ist vor Angebotsabgabe eine ent- 
sprechende Vereinbarung zwischen dem AHB ITA und der 
IMES GmbH zu treffen. 


1.5. Ausnahmen von den Grundsätzen gemäß Punkt 1.1. und 1.2 
sind prinzipiell ausgeschlossen, 

- wenn es sich um Technik handelt, die nicht in der 
DDR produziert wurde und für deren Reexport keine 
ausdrückliche Genehmigung vorliegt, 

- wenn es sich um Technik handelt, die in der DDR ln 
Lizenz gefertigt wird und für die keine Export- 
genehmigung des Lizenzgebers vorliegt. 


- wenn es sich um Technik handelt, die ln der DDR 
produziert wird, für die die Zustimmung des Lizenz- 
gebers vorliegt, jedoch nicht für das infrage kommende 
Land. 


1.6. Die Inlandssel tlgen Aktivitäten bei Sonderaufgaben gegen- 
über den Bereitstellerbereichen werden in der Regel Imj 
Namen der IMES GmbH durch den Ingenieur-technischen 
Außenhandel wahrgenommen. 


Unabhängig davon hat die IMES GmbH das Recht, Inlands- 
verträge mit den Bereitstellern abzuschließen; ins- 
besondere dann, wenn dies auf der Grundlage von Ver- 
einbarungen des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
mit anderen zentralen Staatsorganen erforderlich wird. 


1.7. Die Leitung von Sonderaufgaben im Zusammenhang mit Exp<|> 
spezieller Technik erfolgt auf der Grundlage zentraler 
Entscheidungen durch bevollmächtigte Vertreter der be- 
teiligten Staats- und Wirtschaftsorgane. 


rten 
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Dieses Gremium steht unter Leitung eines Beauftrag- 
ten des Staatssekretärs und Leiters des Bereiches 
Kommersielle Koordinierung und hat folgende Aufgaben: 

- Bestätigung von Vorschlägen für Angebotsabgabe 

und VerhandlungsfUhrung nach Ländern und Geschäfts- 
partnern; 

- Bestätigung von Limitpreisen und wesentlichen Ver- 
tragskonditionen ; 

- Herbeiführung von Entscheidungen zur Durchführung 
von Mafinahmen zur Sicherung der Warenbereitstellung, 
des Transportes und anderer im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Sonderaufgaben erforderlich werdenden 
Haßnahmen; 

- Kontrolle der Realisierung der übertragenen Aufga- 
ben, Koordinierung der Tätigkeit der beteiligten 
Staats- und Wirtschaftsorgane; 

- Vorbereitung von Entscheidungsvorschlägen für den 
Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung, 
den Stellvertreter des Ministers für Nationale 
Verteidigung und den Stellvertreter des Ministers 
für Außenhandel und Chef Spezieller Außenhandel; 

- Bestätigung von Maßnahmeplänen, die zur Erfüllung 
der Sonderaufgaben erforderlich sind. 

1.8. Internationale Transaktionen auf dem Gebiet der 

speziellen Technik werden durch IMES GmbH selbstän- 
dig, entsprechend den dazu vom Bereich Kommerzielle 
Koordinierung erteilten Auflagen, durchgef Uhrt. 


2 ^. 


Pflichten der Bereitsteller 


Die Bereitstellung der Warenfonds für Exporte erfolgt 
auf der Grundlage zentraler staatlicher Entscheidungen 
bzw. auf der Grundlage von Vereinbarungen zwischen den 
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zuetSndigen Staatsorganen. 

Bereitsteller sind die bewaffneten Organe bzw. an- 
dere Verantwortungsbereiche der DDR, 

Uin den Bereich Xonunerzlelle Koordinierung bzw, seine 
ihm unterstellten Einrichtungen in die Lage zu ver- 
setzen, derartige Exporte zu realisieren, übernehmen 
die Bereitsteller folgende MitwlrXungspf lichtem 

Information zu den bereitgestellten Erzeugnissent 

- Anzahl 

- Zustand und Qualität bzw. Kategorie 

- Bereitstellungszeitraum und -ort. 

i.2, Aufbereitung und Bereitstellung von Dokumentations- 
^ material und Mitwirkung bei der Gestaltung der sprach- 
lichen Übersetzung. 

fe.3. Unterstützung der Verkaufsanstrengungen der Außenhan- 
del sorgane durch 

- Bereitstellung von Spezialisten und Experten zu 
Verkaufs- und Vertragsverhandlungen 

- Organisierung und Durchführung von Demonstrationen 
und Vorführungen für Delegationen potentieller Ab- 
nehmer 

- Bereitstellung von Exportmustern. 

2.4. Herstellung des exportfähigen Zustandes und Verpackung 
entsprechend den Anweisungen des Außenhandelsorgans 
sowie Erarbeitung notwendiger Transportangaben. 

^.5. Erfüllung von Verpflichtungen aus abgeschlossenen Lie- 
ferverträgen entsprechend den zwischen den Außenhandels 
Organen und Bereltstellern getroffenen Abstimmungen, 
wie z. B. der Ausbildung, Kundendienst und Ersatzteil- 
lieferungen . 


1079 




5 


2.6, Rechnungslegungen an den Ingenieurtechnischen Außen- 
handel bzw. an IMES GmbH. 

3. Pflichten der Außenhandelsorgane 

In Uberelnstlnunung mit den Grundsätzen und der Zu- 
ständigkeit gemäß Ziffer 1 sind durch die IMES GmbH 
bzw« durch den Ingenieurtechnischen Außenhandel fol- 
gende Pflichten zu realisieren: 

3.1. Erarbeitung von Marktanalysen und Vorschlägen fUr 
die Realisierung von Exporten im Rahmen der beste- 
henden Geschäftsverbindungen. Durchführung einer lau- 
fenden Kontaktarbeit und Marktarbeit durch regelmäßige 
Dienstreisen, Delegationsaustausche und andere geeig- 
nete Maßnahmen. 

3.2. Erarbeitung von Valutapreiskalkulationen, Konkurrenz- 
vergleichen und von Vorschlägen für die Bildung von 
Limitpreisen. 

3.3. Ausarbeitung von Angeboten im Zusammenwirken mit bzw, 
auf der Grundlage von Angaben der Bereitsteller. 

3.4. Führung von Verkaufs- und Vertragsverhandlungen. 

3.5. Überwachung der Vertragsrealisierung und Sicherung 
der Valutaeinnahmen. 

3.6. Die IMES GmbH und der Ingenieurtechnische Außenhandel 
sichern für ihr eigenständiges Auftreten entsprechend 
den Festlegungen der Ziffer 1 ein einheitliches Auf- 
treten auf den Außenmärkten durch die gegenseitige 
Abstimmung . 

3.7. Gewährleistung einer engen Zusammenarbeit mit den Be- 
reitstellern, insbesondere zur Abstimmung notwendi- 
ger Mitwirkungshandlungen. 
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3.8. Information der Bereitstcller über erfolgte Ver- 
trageabschlÜBse t 

- Anzahl 

- Versandterroln 

- Versandart 

- Bereitstellungsort 
“ Markierung 

- Anforderungen an die Verpackung. 

3.9, Rechnungsbeglelchung durch den Ingenieurtechnischen 
Außenhandel bzw. die IMES GmbH. 

4 . Transport fragen 

4.1. Alle Transporte Uber das Zwischenlager sowie alle 
anderen Zuführungen zu Luft- und Seetransporten wer 
den entsprechend den Festlegungen der 

"Vereinbarung zwischen dem Ministerium für 
nationale Verteidigung / STMCTB, dem Mini- 
sterium für Außenhandel / Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung und Bereich Spezieller 
Außenhandel vom 19. 7. 1982" 

geregelt. 

4.2. Die Organisation des Luft- und Seetransports mit 
DDR-eigenen Flugzeugen und Schiffen bzw. mit Flug- 
zeugen und Schiffen der Vertragspartner erfolgt 
durch das zuständige Außenhandelsorgan entsprechend 
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; den mit dem Auslandspartner abgeschlossenen Ver- 
trägen. 

Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. 12. 1982 in 
Kraft. 


Lerlin, den 


Ministerium für Nationale Verteidigung 
Stellvertreter des Ministers 
Chef Technik und Bewaffnung 



PlelBner 

Generaloberst 


^iter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung und Staatssekretär im 
Ministerium für Außenhandel 


Ministerium fUr Außenhandel 
Stellvertreter des Ministers 
[jnd Chef Spezieller Außenhandel 



Generalmajor 
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Minister! umder Finanzen Berlin, 27. 12. 1^02 

Der Minister 

-Leseabschrift- 

Anweisung Nr. 20/1982 

Information über schwerwiegende Steuer- und Abgabenverkür zungen 

Die wirksame Bekämpfung von Rechtsv6‘rletzungen auf dem Gebiet 
von Steuern und Abgaben durch die Steuerfahndung erfordert 
eine ständige Analyse und Auswertung schwerwiegender Straftaten. 
Aus diesem Grunde wird folgendes angewiesen: 

1. Die Mitglieder für Finanzen und Preise der Räte der 
Bezirke haben zu sichern, daß der Leiter der Abteilung 
Steuern und Abgaben des Ministeriums der Finanzen unver- 
züglich, spätestens jedoch 2 Wochen nach Einleitung des 
Ermittlungsverfahrens informiert wird, wenn mit einer 
Steuer- und Abgabennachf orderung von über 100 TM zu 
rechnen ist . 

2. Die Information muß folgende Angaben enthalten: 

- Personalien des Bürgers (Täters), 

- berufliche Ausbildung und Tätigkeit, 

- Einkommens- und Vermögensverhältnisse, 

- kurze Darstellung der Art und Weise der Steuer- 
und Abgabenverkürzungen, 

- voraussichtlichte Höhe der Nachforderungen, 

- Realisierungsmoglichk eiten. 

3. Nach Abschluß des Ermittlungsverfahrens ist über die end- 
gültige Höhe der Steuer- und Abgaben verkür zungen sowie über 
die strafrechtliche Auswertung zu informieren. 
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4, Die Information ist als Transport-VD zu kennzeichnen. 

5. Nach dieser Anweisung ist ab 1.1.1983 zu verfahren. 


M ö f n e r 


Verteiler 


1 X Räte der Bezirke 
Abt . Finanzen 

10 X Ministerium der Finanzen 
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Ordnung 




für die einheitliche Leitung und Kontrolle der Tätigkeit der 
Firmen in der BRD und anderen kapitalistischen Ländern, 
die sich im Eigentum der SF.D befinden 


1.1. Die Geschäftstätigkeit der Firmen ist aussdilleOl Icli 

mit dem Ziel durchzuführen, Gewinne unter Beachtung 

0 

und Nutzung der Zol*!- , Steuer- und Devisengesetze 
der kapitalistischen Länder für den disponiblen 
Fonds der Partei zu erwirtschaften. 

Verantwortlich? Genosse Schalck 

1.2. Die konspirativen und speziellen pollt ischen- Auf gaben 
der Abteilung Verkehr gegenüber der DKP und anderen 
Bruderparteien werden davon nicht berührt. 

Verantwortlich; Genosse Steidl 

2. Alle Weisungen und Handlungen gegenüber den Firmen, 
die Behörden der BRD und anderer kapitalistischer 
Länder in die Lage versetzen, mit strafrechtlichen 
Mitteln gegen die Firmen bzw. ihre Leiter (Geschäfts- 
führer) vorzugehen, sind ab sofort cinzustellen. 

Verantwortlich; Genosse Steidl 

Genosse Wildenhain 
Genosse Schalck 

3- Um weiteren Ermittlungen von Behörden der BRD 

zu fingierten Arbeitsverhältnisse zu begegnen, sind 
die in den Firmen verankerten Berufsrevolutionäre 
dahingehend zu überprüfen, in wie weit es tragbar ist, 
aufgrund ihrer betrieblichen Aktivitäten sie in den 
Betrieben zu belassen oder der Bruderpartei wieder 
zur Verfügung zu stellen. 

Verantwortlich ; Genosse Steidl 

Genosse Schalck 
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4, Das Eigentum an den Firmen Ist durch juristische 
Maßnahir.en unter Berücksichtigung der Gesetzgebung 
der BRD und anderen kapitalistischen Ländern 
zu sichern. 

Verantwortlich ; Genosse Schalck 

5.1. Die spezielle und konspirative Tätigkeit der 
Leiter (Geschäftsführer) und anderer leitender 
Mitarbeiter der Firmen ist entsprechend den politisch 
ideologischen Notwendigkeiten in Abstimmung mit der 
DKP und anderen Bruderparteien durchzuführen. 

Verantwortlich ; Genosse Steidl 

5.2. Es wird von der bisherigen Praxis ausgegangen, 
daß der Leiter der Abteilung Verkehr Vorschläge 
für Geschäftsführer und Prokuristen der Firmen 
unterbreitet, die DKP-Mitgl ieder sind. Diese 
Vorschläge werden mit den jeweiligen Bruder- 
parteien abgestimmt. Ihre fachliche Qualifikation 
wird durch den Leiter des Staatssekretariats 
KoiTimerzielle Koordinierung geprüft. 

Es sind sowohl politisch starke als auch 
fachlich qualifizierte Kader auszuwählen. 


Verantwortlich: 


1086 


Genosse Steidl 
Genosse Schalck 




3 


5.3. Für die sich aus den Punkten 1.2. und 5.1. ergebenden 
Fragen der Zusanunena rbelt tragen die Leiter der 
Abteilung Verkehr des ZK der SED und Berelcli 
Komnerzielle Koordinierung die volle Verantwortung. 

Nur bei längerer Abwesenheit ist die KaJirnelimung dicv.cr 
Aufgabenstellung ihrch Stellvertretern zu übertragen. 

Verantwortlich; Genosse Steidl 

Genosse Schalck 

6. Auf Vorschlag der Bruderparteien, wie DKP, SEW u.a. 
werden diesen Parteien bestinunte Geschenke in Spendenform 
für Pressefeste, Parteitage usw. in Abstimmung mit der 
Abteilung Verkehr und des Staatssekretariats für 
Kommerzielle Koordinierung zur Verfügung gestellt. 

Die bisherigen Spenden gegenüber dem Institut für 
Marxistische Studien und Forschungen (DKP) sind 
aufrecht zu erhalten. 

7. Die aus den ökonomischen Ergebnissen zugebilligten Tantitoen 

für die Geschäftsführer sind wie bisher zum Teil über 

die Abteilung Verkehr an die Partei als Spende abzuführen. 
Die Beltragsabführung wird wie bisher beibehalten. 

Verantwortlich ; Genosse Steidl 

8. Beauflagungen an Leiter der Firmen (Geschäftsführer) 

zur direkten Beschaffung bzw. Umsetzung materieller oder 
finanzieller Mittel der Firmen ohne Zustim-mung des 
Genossen Schalck sind nicht statthaft. 

Verantwortlich; Genosse Schalck 

Genosse Steidl 
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Den Generaldirektoren von Außenhandelsbetrieben und 
VE Kombinaten sind Auflagen zur Einbeziehung der 
Firmen in die Realisierung von Außenhandel ‘.aufgabon 
sowie zur Durchführung zusätzlicher Außenhandel s- 
aktlvltMten zu erteilen. 

Die Generaldirektoren sind über die Erfüllung 
dieser Auflagen rechenschaftspflichtig. 

Die ERgebnisse aus dieser ökonomischen Tätigkeit 
sind zur Erhöhung des disponiblen Fonds der 
Partei einzusetzen. 

Verantwortlich; Genosse Schalck 


Materielle und finanzielle Fonds, die im Rahmen der 
ökonomischen Tätigkeit der Firmen im Aufträge des 
Leiters der Abteilung Finanzen und Parteibetriebe 
im ZK der SED bei Außenhandelsbetrieben und VE Kombinaten 
der DDR gebildet wurden, sind zu erfassen und den entspre- 
chenden Fonds des ZK beim Leiter der Abteilung 
Finanzen und Parteibetriebe zuzuführen. 


Verantwort lieh: 


Genosse Wildenhain 


11, Die Überleitung der Leitung und Kontrolle der 
Firmen Euro-Union-Uetal/Belgien , EUMIT/Ital ien , 
Imog/Holland in die Verantwortung des Genossen Schalck 
ist zu veranlassen. 

Verantwortlich i Genosse Wildenhain 

Genosse Schalck 

12. Die Firma Simpex GmbH hat ihre ökonomischen Aktivitäten 

unter Leitung und Kontrolle des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung durch zu f ühren 
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Alle von ihr unterhaltenen Vertretungen kapitalistischer 
Konzerne und Firmen sind in Abstin-jnung mit dem Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung ausgcwähltcn 
Firmen (Anlage 1 und 2) neu zuzuordnen. 

Ver antwortlich ; Cenosse _SchalcK 

Die Druckereien HESKA GmbH, Hainburg und HESKA-PORTUGUESA 
in Lissabon sowie Druckerei und Verlag GmbH Plambcck & Co. 
werden wie bisher von der Abteilung Verkehr betreut. 

Die Überführung der Geschäftsanteile von der Firma Infino 
und Monument ist auf die Filiale der tschechischen Bank 
in London zu übertragen. 

Verantwortlich ; Genosse Steidl 

Genosse Schalck 

Die Leiter der Firmen (Geschäftsführer) irt der BRD und 
anderen. kapitalistischen Ländern sind dem Leiter des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung zu unterstellen, 
handeln entsprechend der ihnen erteilten Weisungen und 
sind ihm gegenüber rechenschaftspflichtig. 

Verantwortlich ; Genosse Schalck 

Die Vollmachten der Leiter der Firmen (Geschäftsführer) 
für ihre Geschäftstätigkeit sind in auf der Grundlage der 
Statuten der Gesellschaften abzuschließenden Arbeits- 
verträgen festzulegen. 

Verantwortlich ; Genosse Schalck 

Die Leiter der Firmen (Geschäftsführer) haben die 
Zoll-, Steuer- und Devisengesetzgebung der kapitalistischen 
Länder einzuhalten und über Vorgehen von Behörden dieser 
Länder und deren Ermi tt lungshandlungen zu Informieren. 

Verantwort lieh; Genosse Schalck 
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Durch Analyse und gcwlssonl'»af te Erfassung des Vorgehens 
ynd der Handlungen der Behörden der kapitalistischen 
I Länder sind rechtreitig ScliluDfolgerungcn zu zichrn, 
diesem Vorgehen vorbeugend zu begegnen. 

j Verantwort lieh ; Genosse Schalck 

Die Leitung und Kontrolle der Effektivität der 
Geschäftstätigkeit der Firmen hat nach den Prinzipien 
der wirtschaftlichen REchnungsf ührung zu erfolgen, 
dazu gehören 

- Struktur- und Stellenplan, 

- Erlös-, Kosten- und Gewinnpläne und deren- 
Abrechnung , 

- Quartals- und Jahresabschlußbilanzen mit dem 
Testat eines Wirtschaftsprüfers, 

- Geschäftsberichte mit Schlußfolgerungen 

I für das Folgejahr 

(.s Grundlage für die Rechenschaftslegung durch 
die Leiter der Firmen (Geschäftsführer) . 

Verantwortlich ; Genosse Schalck 

I. Den Leitern der Firmen (Geschäftsführer) ist es 
untersagt, materielle und finanzielle Mittel der 
Firmen über ihre Vollmachten hinaus einzusetzen. 

Ve rantwortlich; Genosse Schalck 

). Für die politisch-ideologische Arbeit, Schulung und 
Zusarrjnenarbei t mit den Parteien ist die Abteilung 
. Verkehr zuständig. 

Verantwortlich; Genosse Steidl 
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Die erzielten Gewinne aus der Geschäftstätigkeit 
der Firmen sind dem disponiblen Fonds der Partei 
2 uzw führen , 

Verantwortlich ; Genosse Schalck 

Die Abrechnung der Verwaltung und Verwertung des 
disponiblen Fonds der Partei, des Parteivermögens 
und die Ergebnisse der Firmen erfolgt jährlich 
gegenüber dem Generalsekretär des ZK der SED, 
Genossen ERich Honecker. 

Verantwortlich ; Genosse Schalck - 

Entsprechend der bisherigen Praxis erfolgt die 
Revision der finanziellen Ergebnisse und die 
Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit durch den 
Leiter der Abteilung Finanzen und Parteibetriebe 
im ZK der SED 

Verantwortlich; Genosse Wildenhain 

Der Geltungsbereich dieser Ordnung ist 

- Firmen (Anlage 1) 

- internationale Holdinggesellschaften (Anlage 2) 

- sonstiges Parteivermögen (Anlage 3) 
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Handels- und Dienstleistuncrsf irmen 


Leseabschrift 


Chemo-Plast GmbH, Berlin 

NOHA Handelsgesellschaft mbH, Bochum 

Wittenbecher & Co. GmbH, Essen 

Wittenbecher & Co. GmbH, Berlin 

Melcher GmbH, Elmshorn 

Mebama B.V. , Rotterdam 

Interna GmbH, Essen 

Friam B.V. , Holland 

R. Ihle GmbH, Hamburg 

Inwaco GmbH, Hamburg 

DHG West-Ost GmbH & Co. KG. , Berlin 


Gemischte Gesellschaften 

Euro-Union-Metal , Brüssel 

EUMIT, Turin 
Imog, Rotterdam 
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Leseabschrift 


Sonstiges Parteivermögen in Verwaltung des Leiters 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

Beteiligung der Fa. Anstalt Infino, Vaduz, 
an: 

*) Fa. Heska-Druck GmbH, Hainburg 
*) Fa. Heska-Portuguesa Industrias 
Topigraficas, Lda., Portugal 


Beteiligung der Fa. Etablissement Monument, 
Vaduz, an: 

*) Fa. Plambeck & Co. Druck 
und Verlag GmbH 


Im Eigentum der Fa. Etablissement Monument, 
Vaduz : 

Grund und Boden, Gebäude und Maschinen 
für die Fa. Plambeck & Co. Druck und 
Verlag GmbH 


Immobilienbesitz der Fa. Rexim S.A., Lugano: 
Objekt Düsseldorf 
(Haus der DKP) 

Eigentumswohnung Wuppertal 
(Mieter Redakteur der UZ) 

Haus Dortmund 
(Mieter SDAJ) 

Wohnhaus in Camberg 
(Mieter neutral) 


Immobilienbesitz der Fa. Hanseatic, Vaduz: 
Thälmann-Haus, Hamburg 
Haus Genosse Sprenger 


*) Politische und ökonomische Verantwortung 
für die Druckereien liegt bei der Abteilung 
Verkehr im ZK der SED 
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Dokument 143 


Wirtschaftsvertrag 


zwischen dem Staatlichen Kunsthandel der DDR 

loöo Berlin 

Unter den Linden 62-66 

- im weiteren StKH genannt - 

und dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH 

1o8o Berlin 
Französische Str, 15 

- im weiteren AHB genannt - 

zur zusätzlichen Erwirtschaftung von Valutamitteln für die 
Volkswirtschaft der DDR 




1 . Ziele der Vereinbarung 

Zwischen dem StKH und dem AHB sind zur Realisierung dieses 

Vertrages folgende Ziele zu erreichen: 

- Maximale Erwirtschaftung von Valutamitteln für die Volks- 
wirtschaft der DDR durch den Export von Antiquitäten und 
exportfähigen Gebrauchtwaren in das NSW auf der Basis von 
abgestiromten Jahresprotokollen 

- Durchsetzung einer effektiven Waren- und Länderstruktur 
unter Berücksichtigung der vom MAH vorgegebenen handels- 
politischen Schwerpunkte unter Wahrung des sozialistischen 
Außenhandelsmonopols 

- Herstellung rationeller arbeitsteiliger Beziehungen zwi- 
schen dem AHB und dem StKH 

- Ständige Erhöhung des Zuwachses am Nationaleinkommen durch 
Verbesserung der Devisenrentabilität. 


- 2 - 
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2, Crundafitze und Formen der Zusammenarbeit 


2.1 Der Vertrag ist Instrument sozialistischer Leitungstätig- 
keit, Er regelt die konkreten Formen der Zusammenarbeit und 
arbeitsteiligen Beziehungen zwischen dem AHB und dem StKH 
bei der Lösung der gemeinsamen Aufgaben auf dem Gebiet des 
Exportes und ist die verbindliche Grundlage für die Be- 
ziehungen zwischen beiden Partnern, 

2.2 Der StKH stellt für die zusätzliche Erwirtschaftung von 
Valutamitteln in Abstimmung mit dem AHB marktgerechte ab- 
satzfähige Exportwaren (Antiquitäten und exportfähige Ge- 
brauchtwaren) zur Verfügung, die mit einer hohen Devisen- 
rentabilität realisiert werden können. 

Der StKH sichert durch seine Galerien die t^rmln- und 
qualitätsgerechte Bereitstellung der Waren, 

2.3 Der AHB schließt als Exporteur auf dem Gebiet der Antiqui- 
täten und exportfähigen Gebrauchtwaren in Durchsetzung des 
Außenhandelsmonopols Exportverträge mit seinen Partern 

im NSW ab, 

2,A Der StkH verpflichtet sich, Antiquitäten und für den Ex- 
port geeignete Gebrauchtwaren im eigenen Namen für Rech- 
nung des StKH anzukaufen und an den AHB zu verkaufen, 

2,5 Beide Partner sind verpflichtet, sich ständig Uber den 
Stand der Erfüllung der beiderseitigen Verpflichtungen 
aus dieser Vereinbarung zu informieren, alle Fragen ira 
Zusammenhang mit der Erfüllung der abgestimmten Jahres- 
protokolle kameradschaftlich zu klären und sich gegen- 
seitig zu unterstützen. 

Sollten bei der Realisierung der abgestimmten Jahresproto- 
kollege Schwierigkeiten auftreten, so hat der Partner, 
der zuerst Kenntnis davon erhält, den anderen Partner 
unverzüglich zu informieren. 


3, Vorbereitung des Exportes 

3,1 Zur Sicherung einheitlicher Zlelstellungenund der Konti- 
nuität der Realisierung wird umgehend nach Übergabe der 
Aufgabenstellung durch die übergeordneten Organe eine 
Abstimmung zwischen dem StKH und dem AHB durchgeführt , 

In der Abstimmung wird der Umfang der durch den AHB 
zu verkaufenden Waren (aufgeschlüsselt nach Quartalen) 
Jeweils in einem Jahresprotokoll festgelegt, 

Jahresprotokolle werden nach der Unterzeichnung beider 
Partner untrennbarer Bestandteil dieses Vertrages, 


- 3 - 
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3.2 Für eine abgestimmte einheitliche Preisarbeit gilt als 
Richtlinie der vom AHB ausgearbeitete Katalog mit den 
dazugehörenden Preislisten, Durch den AHB werden unter 
Berücksichtigung der Trendentwicklung auf den Außenmärkten 
Ergänzungslisten zum Katalog erarbeitet und dem StKH zur 
Verfügung gestellt. 

Die in den Preislisten genannten Werte sind als Mindest- 
Valutapreise , d,h, Exportpreise anzusehen, 

A , Warenübernahme 


A,1 Der AHB verpflichtet sich, alle vom StKH angekauften Gegen- 
stände, die für den Export geeignet sind und eine hohe 
Devisenrentabilität sichern, zu übernehmen. 

Die Übernahme erfolgt ab Lager StKH, frei LKW -AHB 

A,2 Die Gegenstände werden vom AHB zu den zu erzielenden 
Valutapreisen separat übernommen. Die Preisbewertung 
erfolgt durch den AHB in den Längern und Galerien des 
StKH. 

5 , Rechnungslegung 

5.1 Die Rechnungslegung des StKH gegenüber dem AHB erfolgt 
nach Übergabe der Ware, 

5.2 Die Zahlungsfrist beträgt 21 Tage, • 

6. Schlußbestimmungen 

6.1 Der Wirtschaftsvertrag tritt mit Unterzeichnung beider 
Partner in Kraft und gleichzeitig wird die Vereinbarung 
vom 7,3.1979 aufgehoben, 

6.2 Alle Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen 
der Schriftform, 

6.3 Bei Streitfragen, die zwischen den Partnern nicht geklärt 
werden können, sind die übergeordneten Organe zur Klärung 
anzurufen. 


Berlin, den 1A,6,83 
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Dokument 144 


Grundsätze 

des Bereiches Konunerz ielle Koordinierung zur Leitung 
und Kontrolle der Abteilung Koordinierungshandel im 
VE Metallurgiehandel 


1.0. Geschäftstätigkeit der Abteilung Koordinierungs- 
handel 


1.1. Für die Geschäftstätigkeit der Abteilung Koordi- 
nierungshandel im VE Metallurgiehandel ist der 
Generaldirektor verantwortlich und gegenüber dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung rechenschafts- 
pflichtig. 

1.2. Die Leitung und Kontrolle der Geschäftstätigkeit 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung er- 
folgt entsprechend den Schwerpunktaufgaben. 

(siehe Punkt 2.) 

1.3. Der VE Metallurgiehandel arbeitet auf der Grund- 
lage eines jährlich vom Bereich Kommerzielle 
Koordinierung zu bestätigenden Valutagewinnplanes. 

Die Abführung hat in Halb jahresraten zu erfolgen. 

1.4. Der VE Metallurgiehandel ist berechtigt, zeit- 
weilig nicht eingesetzte Valutabeträge innerhalb 
des Planjahres als Festgeld bei der Deutschen 
Handelsbank AG anzulegen. 

1.5. Vor Durchführung von außerplanmäßigen Sondergeschäften 
ist die Genehmigung des Ministers für Erzbergbau, 
Metallurgie und Kali und des Bereiches Konmierzielle 
Koordinierung durch den VE Metallurgiehandel einzu- 
holen. 
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1.6. Zur Sicherung der Ersatzteilversorgung (Kleinst- 
teile) im Bereich des Ministeriums für Erzbergbau, 
Metallurgie und Kali ist eine Grundsatzvereinbarung 
zwischen dem Minister für Erzbergbau, Metallurgie 
und Kali und dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
abzuschließen. 

Für die Abdeckung des Valutaaufwandes einschließlich 
einer Handelsspanne (Gewinn) ist die Abteilung Koor- 
dinierungshandel verantwortlich. 

1.7. Die Abteilung Koordinierungshandel hat bei der Durch- 
führung von außerplanmäßigen Export- und Importauf- 
gaben die bestehende Sortiments-, Kundenabgrenzungs- 
sowie Vertreterverhältnisse gegenüber anderen, dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung unterstellten AHB 
und Firmen zu beachten und die Transinter GmbH in 
ihre Geschäftstätigkeit einzubeziehen. 

1.8. Bei Vorlage entsprechender Kalkulationen erfolgt 
eine Zuführung bzw. zeitweilige Bereitstellung in 
Mark der DDR durch den Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung . 

1.9. Der VE Metallurgiehandel ist verpflichtet, gegen- 
über dem Bereich Kommerzielle Koordinierung jeweils 
zum 30. 06. und 31. 12. eine Abrechnung der Ge- 
schäftstätigkeit, unterteilt nach einzelnen Komplexen, 
vorzunehmen . 

Der Bereich Kommerzielle Koordinierung behält sich die 
Entscheidung vor, ob über den Plan hinaus erwirtschaf- 
tete Valutabeträge zeitweilig dem VE Metallurgiehandel 
als Umlaufmittelfonds zur Verfügung gestellt werden. 

1.10. Auf der Grundlage der Jahresendabrechnung wird dem 
Generaldirektor vom Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung Entlastung erteilt. 
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2.0. Geschäftstätigkeit 

Die Abteilung Koordinierungshandel des VE Metallur- 
giehandel hat folgende Hauptaufgaben: 

2.1. Koordinierung der Import und Exporttätigkeit und 
Sicherung der vom Bereich Kommerzielle Koordinierung 
vorgegebenen Umsätze für ausgewählte, handelspolitisch 
wichtige Firmen. 

Abrechnung der Vertragsbindung und Einf lußnahme_ auf 
die Realisierung dieser Verträge. 

Kontrolle der pünktlichen Zahlung von Provisionen für 
diese Firmen (eigene und fremde Provisionszahlungen). 

2.2. Durchführung von Handelsgeschäften mit jugoslawischen 
Firmen. 

Realisierung der Basiswaren auf der Grundlage der 
Generalverträge Aluminium, Kupfer und Zink mit der 
SFRJ gemäß zentraler Beschlüsse des Sekretariats des 
ZK der SED und des Präsidiums des Ministerrates. 

Diese Handelsgeschäfte dienen der Sicherung der Ver- 
sorgung der Volkswirtschaft der DDR mit Aluminium, 
Kupfer und Zink. 

2.3. Kontrolle der Einhaltung der Gegengeschäftsverein- 
barungen mit den Firmen 

Cockerill und 
Danieli . 

Einflußnahme auf die Vertragsbindung der Firmen 
Euro-Union-Metal/Brüssel und EUMIT/Turin. 

Bestätigung der staatlich vorgegebenen Geschäfts- 
volumen und deren finanzielle Regelung. 

2.4. Abrechnung der Sondergeschäfte gemäß Vereinbarung 
Ministerium für Erzbergbau, Metallurgie und Kali 
und Ministerium der Finanzen. 
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2.5. Abschluß von Ein- und Verkaufsverträgen außerhalb 

der staatlichen Auflage Import/Export auf der Grund- 
lage von Bestätigungen des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung bzw. zwischenministerieller Vereinba- 
rungen und damit Erwirtschaftung außerplanmäßiger 
zusätzlicher Valutamittel. 

2.8. Kontrolle und TÜDrechnung diverser Vertreterverträge, 
Rabattvereinbarungen, Provisionsvereinbarungea. 


3.0. Gemischte Gesellschaften EUMIT und Euro-Union-Meta l 

3.1. Die Leitung und Kontrolle der Gemischten Gesellschaften 
erfolgt durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

3.2. Die Bilanzierung der Kapitalanteile erfolgt beim 
Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

3.3. In den Verwaltungsräten der Firmen sind DDR-Bürger 
einzusetzen (siehe Anlage) . Der Einsatz bzw. Verän- 
derungen haben nur mit Zustimmung des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung zu erfolgen. 

3.4. Die Mitglieder der Verwaltungsräte bzw. die Aktionäre 
(DDR-Bürger) haben in den Gemischten Gesellschaften 
die Weisungen des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
durchzusetzen und sind über das Ergebnis der Gemischten 
Gesellschaften gegenüber dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung rechenschaftspflichtig . 

Zu ihren Aufgaben gehören: 

- kontinuierliche Umsatzentwicklung durch Erhöhung 
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-* Sicherung der Stabilität und Effektivität der 
Geschäftstätigkeit/ 

- Kontrolle und Einschätzung der von den Firmen 
erzielten Ergebnisse anhand der Bilanzen und 
Geschäftsberichte, 

- Vorbereitung der Verwaltungsratssitzungen der 
Firmen in Abstimmung mit dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung, Auswertung und Kontrolle der dort 
getroffenen Festlegungen. 

3.5. Anhand der Bilanzergebnisse der einzelnen Firmen wird 
die Rechenschaftslegung der Beauftragten im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung durchgeführt und Entlastung 
erteilt. 

3.6. Auf der Grundlage der bisherigen Regelungen erfolgt 
die finanzielle Regulierung der Gewinne und Provisionen 
über den VE Metallurgiehandel. Die Abrechnung ist nach 
Firmen unterteilt beim Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung vorzulegen. 

Die Valutaabführung hat an den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung im Rahmen der Planaufgabe des VE 
Metallurgiehandel zu erfolgen. 


4.0. Kontenmäßige Abwicklung der Geschäftstätigkeit 

- Lorokonto in KD bei der DHB Nr. 515 

Erweiterung der Unterschriftsberechtigung um 

Genosse Welzel 
Genossin Lisowski 
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- VE-Konto des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

VE 1/2 9801-1310-0017 

VE 3 9803-1 310-0011 

Zahlungsaufträge sind über den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung zur DABA zu leiten, 

- Markregulierung 

Zeitweilige Bereitstellung von Mark der DDR “durch 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung. 

Rückzahlungen auf das Konto des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung bei der Staatsbank Nr. 6666-19-26063 

- Abführungen an den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Konto bei der DHB Nr, 584 
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Hinisterrat der AtiSChmi 

Seutschea Demokratischen Hepublik 

Ministerium der Finanzen Berlin, den 1.8.1983 

Stellvertreter des Ministers 

Infomationsbrief 2/83 

A 63 Vermöpieasteuer für Kunstgep^enstände und Sannalunfren 

In Ergänzung zum Infomationsbrief 1/1932 werden folgende 

Hinweise gegeben: 

1. öffentliche Ausstellungen, Forschungsarbeiten, Vorträge, 
Erarbeitung von populärwissenschaftlichen Veröffentlichungen 
und Nutzung für Volksbildungszwecke, z.B. in Schulen bedür^ 
fen einer eingehenden Arbeit mit der Sammlung. Dazu gehören 
z.B. auch bestimmte Vorbereitungsphasen sowie eine V/ieder- 
einordnung (Nachbereitungsphase). Es ist deshalb bei allen 
derartigen Aktivitäten die gesamte Sammlung in die Vermögen- 
Steuerbegünstigung (niedrigere Bewertung mit 4056 bzw. 20% 
oder Steuerfreiheit, wenn die gesellschaftlichen Anforderun- 
gen gegeben sind und die Sammlung über 20 Jahre im Fami- 
iienbesitz ist) einzubeziehen. 

Als gesamte Sammlung ist die Sammlung anzusehen, zu der die 
Gegenstände gehören, die ausgestellt oder bei Forschungsar- 
beiten usv. verwendet vairden. 

Beziehen sich die Aktivitäten eines Bürgers z.B. auf eine 
Münz Sammlung und hat er daneben noch eine Bi^iefmarkensomr}- 
lunr, die nicht in diese Öffentlichkeitsarbeit einbezogen 
ist, 30 gelten die Vergünstigungen nicht filr die Briefmar- 
kensammlung. 

2. Die Steuervergünstigungen sind dann zu gewähren, wenn eine 
ständige gesellschaf tlicb^:« Aktivität und kulturpolitische 
Arbeit mit der gesamten Sammlung erfolgt. Bei der Entschei- 
dung sind deshalb auch die Aktivitäten in den Vorjahren einf 
zuschätzen. Die Steuervergünstigungen werden somit nicht nui 
in dem Jahr gewährt in dem z.B. die Ausstellung der Samm- 
lung erfolgt. 

Werden Sachverhalte bekannt, da£ die ständige gesellschaft- 
liche Aktivität eingestellt wurde, ist vor Aufhebung der 
Vermögensteuervergünstigung eine Beurteilung des Sachver- 
haltes von der Abteilung Kultur des Rates des Kreises und 
der Kreisleitung des Kulturbundes einzuholen. 

3. Bei drr Prüfijng der Voraussetzungen für die Steuervergünsti- 
gungen ist Jeder Fall einzeln zu untersuchen. Es darf keine 
schematische Entscheidungen geben. Bei Jeder Entscheidung 
sind generell die Abteilung Kialtur des Rates des Kreises 
und die Kreisleitung des Kulturbundes vorher zu hören. 

Die Bestätigung dieser Organe sind Grundlage für die zu 
gewährenden Steuervergünstigung* 

Soweit die im Informationshrief 1/1982 genannten staatliche; 
Dokumentationen (Registrierung als geschütztes Kultxxrgut, 
Denkmal 8 erklär\mgen. Erfassen durch Museen) vorliegen, be- 
darf es für die gesamte Sammlung keiner weiteren besonderen 
Nachweiaführung über die Öffentlichkeitsarbeit. 
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Klnisterrat Berlin, 1.9« 1983 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 

Ceheimo VerschlußsacK^ 

GVS~o008 

MfS-Nr. ■ " : • 

-iü'.Ausf, Bl. jd- bis 
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Befehl Nr. I 4 /83 


zur politisch-operativen Sicherung des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im Ministeriuin fUr Außenhandel der DDR 


Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel der DDR (im folgenden Bereich genannt) werden spe- 
zielle Aufgaben zur Durchsetzxmg der VJirtschaf tspolit ik der Par- 
tei unter den komplizierten internationalen Bedingungen • gelöst . 
Dazu wurden ihm spezielle Außenhandelsbetriebe und Vertreterge- 
sellschaften unterstellt sowie Vollmachten übertragen, die ein 
schnelles P.eagieren auf internationale Lagebedingungen und kurz- 
fristig entstehende Situationen auf den Außenmärkten ermöglichen. 

Unmittelbare Grundlage der Arbeit des Bereiches sind die Be- 
schlüsse, Aufträge und Weisungen des Politbüros des ZK der SED- 
Der Bereich ist dem Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK, 
Gen. Mittag, direkt unterstellt. 

Der Leiter des Bereiches trägt die Verantwortung für 

die Gev/ährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung im 
Bereich, die Durchsetzung der grundsätzlichen und spezifi- 
schen eicherheitspolitisohen Anforderungen bei der Auswahl 
dem Einsatz und der klassenmäßigen Erziehung der Kader 
sowie 
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die Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches für die poli- 
tisch-operative Arbeit des HfS, wobei störende Einflüsse 
bzw. negative Auswirkungen auf die Erfüllung der dem Be- 
reich übertragenen Aufgaben zu verhindern sind« 

Er ist mir in diesen Fragen direkt unterstellt und persönlich 
reohensohaf tspf licht ig . 

Seine Verantwortung für die Erfüllung der dem Bereich übertra- 
genen wirtschaftepolitischen Aufgaben wird dadurch in keiner 
Welse eingeschränkt. 

Die zuverlässige politisch-operative Sicherung des Be-reiches, 
die effektive Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches zur Lösung 
politisch-operativer Aufgaben und die Unterstützung des Berei- 
ches bei der Lösung der ihm übertragenen Aufgaben erfordern eine 
enge Zusammenarbeit der zuständigen Diensteinheiten und ein 
enges, koordiniertes politisch-operatives Zusammenwirken mit dera 
Bereich . 

Zur konsequenten Durchsetzung dieser Erfordernisse 

befehle ich: 

1 , Es. ist eine als "Arbeitsgruppe BKK" zu bezeichnende struk- 
turelle Arbeitsgruppe zu bilden, die meinem Stellvertreter, 
Genossen Generalleutnant Mittig, direkt unterstellt ist. 

Der Leiter dieser Arbeitsgruppe ist verantwortlich für 

- die politisch-operative Sicherung des Bereiches, 

- die Koordinierung der Zusammenarbeit der operativen Dienst- 
einheiten zur Realisierung der Aufgabenstellung dieses 
Befehls und 
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- die Koordinierung des politisch-operativen Zusanunenwlrkens 
der operativen Diensteinhelten mit dem Bereich zur effekti- 
ven Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches für die Lösung 
polltisch-operativer Aufgaben und zur Unterstützung des 
Bereiches bei der Lösung seiner Aufgaben. 

Diese Verantwortung erstreckt sich nicht auf den wirtsohafts- 
politischen Inhalt .der Aufgabenstellung und Tätigkeit des Be- 
reiches . 

2. Die politisch— operative Sicherung des Bereiches ist auszurich- 
ten auf 

- die rechtzeitige Aufklärung feindlicher Pläne und Absichten 
sowie Kräfte, Mittel und Methoden und die Verhinderung ihrer 
Realisierung bzw. ihres Wirksamwerdens, 

- die vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
feindlicher bzw. feindlich-negativer Angriffe gegen den Be- 
reich, vor allem auf den Gebieten 

. der Spionage, 

. der wirtschaftlichen Störtätigkeit, 

. des staatsfeindlichen Menschenhandels und des ungesetzli- 
chen Verlassene der DDR, 

- die aktive Unterstützung des Bereiches bei der Realisierung 
der ihm übertragenen Aufgaben, 

- die Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung sowie 
eines wirksamen Geheimnisschutzes . 

Die po ll tisch-operat 1 ve Sicherung des Bereiches hat gemäß den 
zentralen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen zu erfolgen. 
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3. Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat bei der politisch-opera- 
tiven Sicherung des Bereiches eng mit der Hauptabteilung XVIII, 
die für die politisch- operative Sicherung der in der Anlage 1 
genannten, dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe und 
Vertretergesellschaften verantwortlich ist, susamroenzuarbeiten . 

Er hat den Leiter der Hauptabteilung XVIII Uber zentrale Fest- 
legungen sowie Uber Erkenntnisse aus der politisch-operativen 
Sicherung des Bereiches, die fUr die politlsch-operatlve 
Sicherung der Außenhandelsbetriebe und Vertretergesellschaf ten 
bedeutsam sind, zu informieren und die Hauptabteilung XVIII 
bei der Lösung ihrer politisch-operativen Sicherungsaufgaben 
unter Nutzung der politisch-operativen Möglichkeiten der Ar- 
beitsgruppe BKK wirksam zu unterstützen. 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK und der Leiter der Hauptab- 
teilung XVIII haben bei der vorbeugenden Verhinderung, Aufklä- 
rung und Bekämpfung gegen den Bereich gerichteter feindlicher 
Angriffe auf dem Gebiet der Spionage die erforderliche enge 
Zusammenarbeit und Koordinierung mit der Hauptabteilung II zu 
sichern. Die Bearbeitung Operativer Vorgänge und anderer 
operativer Materialien mit Verdacht bzw. Hinweisen auf Spio- 
nagetätigkeit und der dazu erforderliche Einsatz von IM sind 
unmittelbar mit der Hauptabteilung II abzustlmmen. 

4. Der Leiter der Hauptabteilung XVIII hat zur einheitlichen 
Durchsetzung der Sicherheitserfordernisse im Bereich und ln den 
ihm unterstellten Außenhandelsbetrieben und Vertretergesell- 
Bchaften eine enge Zusammenarbeit mit dem Leiter der Arbeits- 
gruppe BKK zu gewährleisten. 

Er hat durch umfassende Nutzung der politisch-operativen und 
offiziellen Möglichkeiten der Hauptabteilung XVIII den Leiter 
der Arbeitsgruppe BKK bei der Realisierung der ihm unter Zif- 
fer 2. dieses Befehls gestellten Aufgaben zu unterstützen. 
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Alle dazu geeigneten Informationen, einschließlich 

- operativ bedeutsamer Informationen Uber Personen, Objekte, 
Einrichtungen und die Tätigkeit des Bereiches, 

- operativ bedeutsamer Informationen Uber Verbindungen bzw. 
Partner des Bereiches, 

- Informationen Uber operativ bedeutsame Handlungen, Vorkomm- 
nisse und Erscheinungen im Zusammenhang mit den Außenhan- 
delsbetrieben und Vertretergesellschaften, die Auswirkungen 
auf den Bereich haben kbnnen, 

sind unverzüglich dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK zu Übermit- 
teln . 

5- Durch andere Diensteinhelten beabsichtigte politisch-operative 
Maßnahmen im Zusammenhang mit Personen, Objekten und Einrich- 
tungen des Bereiches sowie Maßnahmen zur politisch-operativen 
Nutzung seiner Möglichkeiten sind mit dem Leiter der Arbeits- 
gruppe BKK abzustimmen. 

Die Arbeit mit IM und GHS unter den Angehörigen des Bereiches 
durch andere Diensteinheiten ist grundsätzlich nicht zulässig 
und hat nur durch die Arbeitsgruppe BKK zu erfolgen. Uber Aus- 
nahmen hat mein Stellvertreter, Genosse Generalleutnant Mittig, 
zu entscheiden. 

Durch die Hauptabteilung XVIII sind die im Bereich vorhande- 
nen IM und GMS sowie das zu Angehörigen des Bereiches vorhan- 
dene operative Material der Arbeitsgruppe BKK zu Ubei'geben. 
Andere aktive Erfassungen sind zu löschen. 


6. Durch Genossen Oberst Volpert sind die durch ihn geführten, 
im Bereich eingesetzten OibE dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK 
zu Ubergeben . 

Die OibE der VRD und der Hauptabteilung VI im Bereich sind 
weiterhin durch diese Diensteinhelten zu führen. 
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Der Einsatz weiterer OibE im Bereich bedarf der vorherigen 
Abstimmung mit dem Leiter des Bereiches. 

7. Die Leiter der Diensteinheiten, die mit OibE und in den fest- 
gelegten Ausnahmefallen mit IH und QMS im Bereich arbeiten, 
haben zu gewährleisten, daß in Abstimmung mit dem Leiter der 
Arbeitsgruppe BKK Festlegungen zur Nutzung der Möglichkeiten 
dieser OibE, IM und QMS fUr die Lösung von Aufgaben zur poli- 
tisch-operativen Sicherung des Bereiches getroffen werden. 

Die Leiter der Diensieinheiten haben alle für die politisch- 
operative Sicherung des Bereiches bedeutsamen Informationen 
unverzüglich dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK zu Übermitteln. 

8. Das politisch-operative Zusammenwirken mit dem Bereich hat 
entsprechend den dazu erteilten Weisungen zu erfolgen. In die- 
sem Rahmen hat der Leiter der Arbeitsgruppe BKK die erforder- 
liche Koordinierung mit dem Leiter der Abteilung Sicherheit 
des Bereiches zu gev/ährleisten . 

9. Zur Koordinierung der Zusammenarbeit der Diensteinhelten und 
des pol itisch— operativen Zusammenwirkens mit dem Bereich hat 
der Leiter der Arbeitsgruppe BKK mit den Leitern der Dienst- 
einheiten, die ständig mit dem Bereich politisch-operativ zu- 
seuiunenwirken , Koordinierungsvereinbarungen abzuschließen bzw. 
Koordinierungsfestlegungen zu treffen. 

Das erforderliche politl sch— operative Zusammenwirken anderer 
Diensteinheiten mit dem Bereich hat grundsätzlich Uber den 
Leiter der Arbeitsgruppe BKK zu erfolgen bzw. ist mit ihm 
abzustimmen . 


10. Mein Stellvertreter, Genosse Generaloberst V'olf, hat zu ge- 
währleisten, daß der Leiter der Arbeitsgruppe BKK unter 
Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung Uber das poli- 
tisch-operative Zusammenwirken der HV A mit dem Bereich zur 
Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches fUr die Lösung poli- 
tisch-operativer Aufgaben der HV A und zur Unterstützung des 
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Bereiches bei der Lösung seiner Aufgaben Informiert wird, 
sofern sich daraus Konsequenzen fUr die politisch-operative 
Sicherung des Bereiches ergeben können bzw. das im Interesse 
der Lösung der Aufgaben der HV A, insbesondere zur Vermei- 
dung von Überschneidungen und störenden EljaflUesen , notwendig 
und zweckmäßig ist. 

11. Der Leiter der Hauptabteilung VI ist für die Durchsetzung der 
durch den Leiter des Arbeltsberei-ches fUr Zollfragen im Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung verfügten Ausnahmeenteohel- 
dungen bei der Kontrolle von Personen, Gütern und Transport- 
mitteln im grenzüberschreitenden Verkehr verantwortlich. 

Dazu hat ein unmittelbares Zusammenwirken zwischen der Haupt- 
abteilung VI und diesem Arbeitsbereich zu erfolgen. 

Zur Nutzung der Möglichkeiten der Abteilung Tourismus des 
Bereiches für die weitere Qualifizierung der politisch-ope- 
rativen Sicherung des aufnehmenden Tourismus aus niohtsozia- 
listischen Staaten und Westberlin hat die Hauptabteilung VI 
unmittelbar mit dieser Abteilung zusammenzuv/irken . 

12 . Die Leiter der Diensteinheiten haben zu gewährleisten, daß 
die polltisch-operativen Möglichkeiten ihrer Diensteinheiten 
wirksam zur Unterstützung des Bereiches bei der Lösung seiner 
Aufgaben genutzt und alle dazu geeigneten Informationen 

- entsprechend ihrer Bedeutsamkeit über mich, 

- sofern in Koordinierungsvereinbarungen bzw. -f estlegungen 
vorgesehen, unmittelbar durch die Diensteinheit, durch die 
die Informationen erarbeitet v/urden, 

- ln allen anderen Fällen Uber den Leiter der Arbeitsgruppe 
BKK 

dem Leiter bzw. den zuständigen leitenden Angehörigen des Be- 
reiches übermittelt werden. 
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Die -Leiter der Diensteinheiten haben darüber einen exakten 
Naohweis zu gewährleisten. 

13 . Die zur Sicherung des Bereiches eingesetsten V7ach- und Siehe- 
rungskräfte sind weiterhin durch die Hauptabteilung PS zu 
fuhren. 

14. Im Zusammenhang mit dem Bereich stehende operativ besonders 
bedeutsame Handlungen, Vorkommnisse und Erschelntuigen sind mir 
unverzüglich zu melden. 


^ Armeegeneray 
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Dem Bereich Kommerzielle Koordinierung unterstellte Außenhandels- 
betriebe und Vertretergesellschaf ten , für deren politisch-opera- 
tive Sicherung der Leiter der Hauptabteilung XVIII verantwortlich 
ist 

Fa. BEHAG 
Fa. FORGBER 

AHD Intrac 


Bereich Chemie 
Bereich Metall’ 

Bereich Internationale Finanzgeschäfte 
Bereich Börse 
Bereich Getreide 
Bereich Umweltschutz 

AHB Transinter 


- Vertretergesellschaften 

. Agena 
, Agrima 
. IMES 
. Interver 
, Kontakte 
. Metama 

« Textilvertretungen 
Wamag 

- Vertreterbereich Grundstoffe und chemische Industrie 
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Fa. Transcommerz 
Fa. BIEG 
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Interncitiona) es Handel e:tGritr um 

Die politisch-operative Sicherung der 97 Firmen- und Konzernbüros 
erfolgt auf der Grundlago des Befehls Nr. 12/78. 

hHB forum 


Bereich Import 

Bereich GestattungsproduHtion 
AHB Kunst und hntiouitäten 


- Firma Delta 
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Festlegungen zum politisch-operativen Zusammenv;irken der Dienst- 
einheiten dös MfS mit dem Bereich Kommerzielle Koordinierung im 
Ministerium für AuBenhandel der DDR 


Das politisch-operative Zusammenv;ir};en ist auszurichten auf 

- die politisch-operative Sicherung des Bereiches, 

die virksame Unterstützung des Bereiches bei der Lösung seiner 
Aufgaben, 

- die effektive Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches für die 
Lösung politisch-operativer Aufgaben. 

Im politisch-operativen Zusammenwirken sind insbesondere folgende 
Aufgaben zu lösen: 

- Die Herausarbeitung .‘der sich aus den Aufgaben des Bereiches er- 
gebenden sicherheitspolitischen Erfordernisse und die Festle- 
gung abgestimmter Maßnahmen zur Durchsetzung dieser Erfordernisse 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat die zur Realisierung der 
sich daraus ergebenden politisch-operativen Aufgaben erforderli- 
che Zusammenarbeit operativer Diensteinheiten und deren politisch 
operatives Zusammenwirken mit dem Bereich zu koordinieren, sofern 
kein unmittelbares politisch-operatives Zusamraenv/irken von opera- 
tiven Diensteinheiten mit dem Bereich festgelegt wurde. 

- Die Schaffung einer Kaderreserve politisch-operativ überprüfter 
zuverlässiger Mitarbeiter des Bereiches, die disponibel zur Lö- 
sung der Aufgaben des Bereiches im nichtsozialistischen Ausland 
elnsetzbar sind. 

Durch den Leiter der Arbeitsgruppe BKK und den Leiter der Abtei- 
lung Sicherheit des Bereiches sind die grundsätzlichen Ajiforde- 
rungen an solche Kader, auf deren Grundlage die Auswahl, Über- 
prüfung und Bestätigung der Kader zu erfolgen hat, zu erarbeiten. 




Der Leiter der Abteilung Sicherheit des Bereiches hat zu gev/eihr- 
leistcn, daO die Mögl ichV.ei tep des Bereiches zur qualifizierten 
Ausv/ahl und Überprüfung geeigneter Kandidaten umfassend genutzt 
und die gernäß den Rechtsvorschriften und zentralen dienstlichen 
Bestiiwnungen und V’eisungen vorgeselienen Unterlagen dem Leiter 
der Arbeitsgruppe BKK rechtzeitig, vollständig und in hoher Qua- 
lität Übergeben v;erd6n. 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat zu gev;Shrleisten , daß die 
gemä.ß Richtlinie Nr. 1/82 cinzul eitenden und durchzuf ührcndeh 
Sicherheitsüberprüfungen so abgeschlossen werden, daß“ der notv;en 
digen hohen Beweglichkeit {Operat ivi tSt ) des Bereiches entspro- 
chen wird. 

Die Schaffung eines durchgängigen Systems von Sicherheit und Ord 
nung im Bereich und in den unterstellten Außenhandelsbetrieben 
und Vertretergesellschaften. 

Eine entsprechende Konzeption ist durch den Leiter der Arbeits- 
gruppe BKK in Zusammenarbeit mit dem Leiter der Hauptabteilung 
XVIII und im polltisch-operativen Zusammenwirken mit dem Leiter 
der Abteilung Sicherheit des Bereiches zu erarbeiten und meinem 
Stellvertreter, Gen. Generalleutnant Mittig, zur Bestätigung vor 
zulegen. ' 

Die Erschließung von Reserven für die qualifzlerte Durchsetzung 
der dem Bereich gestellten Aufgaben bei gleichzeitiger Erhöhung 
von Sicherheit und Ordnung, 

Die diesbezüglichen Anforderungen des Bereiches an die operati- 
ven Diensteinhel ten sind meinem Stellvertreter, Gen. General- 
oberst IColf, und dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK zu übermitteln 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat die koordinierte Nutzung 
der Möglichkeiten der Abwehrdiensteinhelten zu gewährleisten. 

Die Informationsübermittlung hat entsprechend den getroffenen 
Festlegungen zu erfolgen. 
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Die Vorbereitung und Stabilisierung spe?-ielle>: Firmen“ und Bank“ 
Verbindungen im nichtso/ialistischen Ausland zur Durchführung 
besonderer Geschäfts- und Finanzoperntionen . 

Zur Suche, Aufklärung und Ausviahl geeigneter Personen in Firmen 
des nichtsozialistisghen Auslands, die aufgrund ihrer Fähigkeit, 
Bereitschaft und Zuverlässigkeit zur Durchführung spezieller Ge- 
schäfts- und Finanzoperationen genutzt werden können, sov;io zur 
gezielten Überprüfung und Stabilisierung bereits bestehender 
Firmen- und Bankverbindungen sind zynischen der HV A und dem Be- 
reich sowie zv;ischen der Arbeitsgruppe EKK und dem" Bereicli kon- 
krete Vereinbarungen zu treffen. 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat die gezielte Nutzung der 
Möglichkeiten der Abwehrdiensteinheiten, besondci's der Dienst- 
einheiten der Linien XVIII und XIX, zu koordinieren und die Ab- 
stimmung aller Maßnahmen im und nach dem Operationsgebiet mit 
der HV A zu gev;ährleisten . 

Die Realisierung von Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Im- und 
Export strategisch und militärisch wichtiger Rohstoffe, Mate- 
rialien und Ausrüstungen. 

Zur zielgerichteten Erarbeitung und zum gegenseitigen Austausch 
von Informationen über Bezugsmöglichkelten, zur Beschaffung von 
Angeboten zu speziellen Erzeugnissen und zur Erschließung poll- 
tisch-operativer Möglichkeiten der abgedeckten Beschaffung und 
des Transports hat ein unmittelbares politisch-operatives Zusam- 
menwirken zwischen dem Bereicli und der A, der VRD, der 
Hauptabteilung VI und der Arbeitsgruppe BKK entsprechend ihrer 
zentralen' Koordinierungsfunktion zu erfolgen. 

Die Erarbeitung und der gegenseitige Austausch des generellen 
Informationsbedarfs des Bereiches und der Diensteinheiten des 
MfS zur Realisierung der gestellten Aufgaben unter Federführung 
des Leiters der Arbeitsgruppe BKK und des Leiters der Abteilung 
Sicherheit des Bereiches. 
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Der Informationsbedarf der HV A zur Nutzung der Möglichkeiten 
des Bereiches für die Lösung spezieller politisch-operativer 
Aufgaben ist durch die HV A eigenverantwortlich zu Übermitteln. 
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Verfahrensweise bei IM-Kandidaten und IM 

Registrierung der IM-Vorläufe und IM-Vor- 
gänge sowie Erfassung von Personen A 


2.2. Aufbau und Führung der Akten 

2.5. Nschweispf licht ige Änderungen. Ber: 
gungan und Ergänzungen a 

2.4. Archivierung 

2.5. Verfahrensweise bei der VViedejs^^^R 
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3. Verfahrensweise bei GMS 


ihme der 


3.1. Registrierung. Erfassun« 

3.2. Umregistrierung von Gl^fl 
Kandidaten bzw. IM zt^H 


^^Ak ten f ühr ung 
IM und von IM- 


Vorf ahrensweise 
und konspirativeryl 


4.1. Erfassung der 
konspirativen 

4.2. Aufbau und 


jH^Brapirativen Objekten 
I^Mungen des MfS 

PTrativen Objekte und 
ingen des MfS 


4.3. 


Die ArbejJ 
Form 80 A 


j^g der Akten zu KO/KW 
den Karteien Form 78 und 


4.4. Infori 


>s- und Anfrageberechtigung 
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Die Registrierung und Führung der IM-Vorläufe, I^^-Vorgi^^^^ 
und GMS— Akten sowie die Erfassung der IM-Kandidat en 
GMS und der konspirativen Objekte und konspirativen^^^^un>> 
gen des MfS sind wesentliche Voraussetzungen f ür ^^^Hffuali- 
fizierung der Arbeit mit den IM und GMS. 

Gleichzeitig sind sie Grundlage einer den Er f o^^^^issen der 
Wachsamkeit, Geheimhaltung und Konspir at ion^^^Pprechenden , 
rationellen Nachweis führung über den Stand^^^^die Ergebnis- 
se der Zusammenarbeit mit den IM und 


ilssen der 


1. Grundsätze 


Zu Personen, 


- die als IM-Kandidaten ausgev 

- die als IM geworben wurden^ 


r wurden, sind IM-Vorläufe, 
IM- Vor gänge 


anzulegen und in der Abti 
Gleichzeitig sind die pA 
Jekte und konspira t Iv^^P 
einheiten der Llnie.^^^P 


XII zu registrieren. 

^Men sowie die konspirativen Ob- 
pnnungen in den Speichern der Dienst- 
;u erfassen. 


Die im Prozeß d^ 
mit den IM entjfl 
über sichtlich^^l 


^^pinnung als IM bzw. der Zusammenarbeit 
Viden Dokumente sind in einheitlich und 
:alteten Akten zu führen. 


Bai Beendi 


Bearbeil 

konspi^ 

sind.^^1 


der Zusammenarbeit mit den IM, bei Abbruch der 
^^Ker IM-Vorläufe sowie bei Abschluß der Vorgänge zu 
Bven Objekten und konspirativen Wohnungen des MfS 
Akten ln der zuständigen Abteilung XII zu archivieren 


^Baer Gewinnung von Personen als GMS sind über diese 
pAkten anzulegen und ln der zuständigen Abteilung XII 
registrieren. 
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Gleichzeitig sind die als GMS gewonnenen Personen in den 
Speichern der Oiensteinheiten der Linie XII zu erfassen. 

Bei Beendigung der Zusammenarbeit mit GMS sind die Akten 
in dar zuständigen Abteilung XII zu archivieren. 

Oie zentrale Speicherung von Daten zu IM-Kandidaten , IM und 
GMS sowie zu konspirativen Objekten und konspirativen Woh- 
nungen des MfS obliegt den Abteilungen XII. Ober IM und GMS 
des eigenen Verantwortungsbereiches sind bei den Leitern ope- 
rativer Diensteinheiten Nachweise zu führen. Der Aufbau, die 
Führung und die Nutzung solcher Nachweise haben entsprechend 
den Festlegungen der 3. Durchführungsbestimmung zur Richtli- 
nie Nr, 1/79 zu erfolgen. Notwendige Erfassungen in dec VSH- 
Kartei haben ln gedeckter Form und bei strikter Wahrung der 
Konspiration und Geheimhaltung zu erfolgen. 

Oie Abteilungen XII haben eine den Erfordernissen der Konspi- 
ration und Geheimhaltung entsprechende Speicherung der von 
den operativen Diensteinhelten übergebenen Informationen und 
Unterlagen zu IM-Kandidaten, IM und GMS zu gewährleisten. 

2. Verfahrensweise bei IM-Kandidaten und IM 


2.1. Registrierung der IM-Vorläufe und IM-Vorgänge sowie 
Erfassung von Personen 

Die anzulegenden IfWVorläufe bzw. IM-Vorgänge sind nach Be- 
stätigung durch die dazu berechtigten Leiter ln der zustän- 
digen Abteilung XII zu registr ieren- 

Gleichzeitlg sind die IM-Kandidaten bzw. die IM aktiv zu 
erfassen. Zusätzlich sind auf der Grundlage des Jeweiligen 
IM-Vorganges zu erfassen: 

- Pseudonyme des IM: 

- der Ehepartner des IM sowie weitere Verwandte 


1121 


und Bekannte 




7 GVS Mrs O008 

des IM, soweit sie Kenntnis über seine inoffizielle 2 ^^ 
sammenarbeit mit dem MfS besitzen; 


in der Kategorie "IMK” die zum Haushalt dos IM 
Personen, soweit ihre Verpflichtung vorgenomm^ 
sie Kenntnis über seine inoffizielle Zusammej^^ 
dem MfS haben* 


^^Knden 
^^de oder 
^t mit 


Bei operativer Notwendigkeit können zusät: 
auch auf der Grundlage von Il-l-Vorläuf en^Ä 


ie Erfassungen 


Erforderlichenfalls sind solche Erf^ 
zunehmen« Oie zusätzlichen ErfassucH 
Beschlusses Form la vorzunehmen 


t ieren . 

Die operativen Diensteinheitei 
erfeßten Personen die politj^ 


B^n nachträglich ver- 
bind unter Vorlage des 
der Akte zu dokumen- 


^gen für alle für sie aktiv 
)perative Verantwortung. 


Zur Registrierung und Er^ 
lung XII vorzulegen: 


ing sind der zuständigen Abtei- 


- der bestätigte 
I^i-Vorlauf es bzuB 
cem Indexteil 


^^ß Form la über das Anlegen eines 
Itvorgangee mit entsprechend eusgefüll- 


XII des MfS Berlin vor nicht länger als 4 
:e Suchaufträge Form 10, mit denen nachzuwei 
9 zu erfassenden Personen nicht aktiv für 
Theiten erfaßt sind. 

988ende Person aktiv für eine andere Oienst- 
het die für die bereits bestehende Erfas- 
Dienst einhei t , entsprechend den vorher er- 
jngen, ihre aktive Erfassung bei der Abtei- 
»ben * 
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- bei IMK/KW und IMK/KO die gemäß Ziffer 4 dieser Durchfüh- 
rungebeetimmung geforderten Karteikarten Form 78 und 
Form 80. 

Bei Umregistrierung von IM-Vorläufen ru IM-Vorgängen ist der 
zuständigen Abteilung XII nur der bestätigte Beschluß Form la 
vorrulegen . 

Zur Auswertung ln der IM/GMS-Vorauswahlkar tei der Abteilung XII 
haben die Oiensteinhelten der Bezirksverwaltungen und der Haupt- 
abteilung I bei der Registrierung der IM-Vorgänge, einschließ- 
lich Uroregistrlerung aus IH-Vorläuf en , zusätzlich den ausge- 
füllten Auskunftsbericht Form 217a vorzulegen. 

Oie Abteilungen XII haben bei Vorlage der zur Registrierung und 
Erfassung erforderlichen Unterlagen für IM-Vorläufe und IM-Vor- 
gänge die notwendige Anzahl Karteikarten Form 16 auszu fert igen , 
eine Registriernummer zu vergeben und auf den Beschluß Form la 
sowie auf die Kartelkarte(n) Form 16 aufzutragen* Die Ausfer- 
tigung der Karteikarten ist im Indexteil des Beschlusses zu 
bestätigen. Die Abteilungen XII haben die erforderlichen Akten- 
hefter und Formblätter zur Verfügung zu stellen. 

Ober hauptamtliche IH sind von den Abteilungen XII an den Lei- 
ter der zuständigen Abteilung Kader und Schulung, Im MfS Berlin 
an den Leiter der HA Kader und Schulung, 

die Reglet riernummer 
der Deckname 

die IM-führende Olensteinhelt 
mitzuteilen. 

2.2. Aufbau und Führung der Akten 

Zur Durchsetzung eines einheitlichen und übersichtlichen Aufbaus 
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der Akten sind folgende Aktenteile zu führen: 


Teil I 


- als IM-Vorlauf akte über den Prozeß der Gew 


- als Personalakte nach der Werbung als I 


als IM 


- als kombinierte Personal- und Arbeit 


bei IMK sowie bei 


solchen IM. die aufgrund ihrer Elne^^^^chtung und operati- 
ven Möglichkeiten keine schriftllMB^r Berichte übergeben 
bzw. zu denen ln der Zusamroenergg^nur vereinzelt Treff- 
berichte anfallen. 

Teil II 



- als Arbeitsakte für al 
nicht als kombiniert 
wird. Bei IMK entsp 


•Kategorien, soweit der Teil I 
ional- und Arbeitsakte geführt 
rnd den operativen Erfordernissen. 


- ela Beiakte ^^^^^rsonalakte zum Nachweis über an den IM 
ausgehöndlG^^^Rerat Ive Dokumente und Mittel sowie über 
auegezah^^^Beträge und geleistete Sachwerte; 
der Akt^^^^^ III ist nur bei Notwendigkeit zu führen. 

’^der Akte hat zu enthalten: 

lilder des IM und dazugehörige Negati- 
Ln einem Umschlag, der auf der Inneneelte 
Ts vorderen Aktendeckels aufgeklebt ist ; 


Inhalt sverzsichnls 


Form 0 
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- Beschluß Form la und Auskunf csberlcht 
Form 2l7a im gemeinsamen Umschlag; 

- WKW-Obersicht Form 3; 

- Suchaufträge Form 10, die zur Erfassung 
des IM sowie ggf» weiterer Personen Vor- 
lagen; 

- alle anderen Dokumente (einschließlich 
Verpflichtung) in der Reihenfolge ihrer 
Erarbeitung bzw* ihres Erhalts. 

Der Teil II hat zu enthalten: 

- Inhaltsverzeichnis Form 8; 

- schriftliche Berichte des IM einschließlich 
entsprechende Abschriften von Tonträgern; 

- Tr ef f bericht e des IM-führenden Mitarbei- 
ters (Form 450) bzw. FIM (Form 450a ) • 

Der Teil III hat zu enthalten: 

- Inhaltsverzeichnis Form 8; 

- Nachweise über die Aushändigung operativer 
Dokumente und Mittel, ihre Verwendung und 
den Zeitraum ihrer Nutzung; 

- Quittungen über ausgezahlte Beträge (Umschlag); 

- Aufstallung über ausgezahlte Beträge und 
geleistete Sachwerte 
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Oie Akten sind so zu führen, daß sie stets ein aktuell« 
Blid über die Persönlichkeit des 1^1-Kandldaten bzw. ^9 
IM sowie über den Stand und die Ergebnisse der Zusa^^H 
beit mit ihm ergeben. 


^^Inzelnen 
fe mit einem 


Zur zweckmäßigen Dokumentation sind die FormblAw^r in der 
vorgegebenen Reihenfolge sowie nachfolgend Dokumente 

in chronologischer Reihenfolge abruhef t en .j^^^Klnzelnen 
Blätter sind Jeweils in der rechten oberera|g^e mit einem 
radier festen , dunklen Schreibmittel ( nldfin^wot st If t ) fort» 
laufend zu numerieren» Dokumente über^^dgyaM sind im Teil I 
der Akte ln nur einer Ausfertigung ^fi^Hpften. Bei Vorhanden- 
sein weiterer Ausfertigungen ist da^Machweis über die Anzahl 
und den Verbleib dieser Ookumen^gra^T im Teil I enthal- 

tenen Exemplar zu führen. 


Zur Führung der einzelnen AJä^&Teile sind nur die durch die 
Abteilung XII bere it gast eJ^^^^Ak t enhe f t er zu verwenden. 
Nachforderungen von Akte^^^^ern und Formblättern sind form- 
los unter Angabe der R^^^pcrle mumme r und des benötigten 
Aktenteiles bzw. dei^^^Hfer des Formblattes an die zustän- 
dige Abteilung Xll^^^^^chten. 

Bel Notwendlgkel^^^^^en einzelne Bände der Aktentelle II 
und III als Te^^^^^e in der zuständigen Abteilung XII archi- 
viert werden.^^l^^ 


2.3. Nachv 
gänzungei^ 


Nichtige Änderungen, Berichtigungen und Er- 


der IM-Kategorle einschließlich der Änderung 
iven Funktion bei IMK sowie bei der Änderung des 
^Kens eines IM-Kandldaten bzw. IM ist der Beschluß 
Via mit dem bestätigten Vermerk Ober die Änderung der 
ändlgen Abteilung XII vorzulegen. 
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Wird ein bisher ehrenamtlicher IM hauptamtlich bzw» ein 
bisher hauptamtlicher IM ehrenamtlich eingesetzt, ist die 
zuständige Abteilung XII darüber mittels eines vom dazu 
berechtigten Leiter bestätigten Veränderungs- und Ergänzungs- 
auftrages Form 5 bei gleichzeitiger Vorlage des Beschlusses 
Form la zu informieren» 

Bel Änderungen bzw. Berichtigungen der im Indexteil des Be- 
schlusses Form la geforderten Personengrunddaten 

Name (n) 

Vorname( n) 

PKZ bzw. Geburtsdatum 

Geburtsort 

St aa t sänge hör igkei t 

ist der zuständigen Abteilung XII unverzüglich der entsprechend 
ausgefüllte Beschluß Form la zwecks Neuausstellung bzw. Verän- 
derung der Karteikarte Form 16 vorzulegen. 

Die Änderung der Angaben 

Wohnanschrift 

Beruf/Tätigkeit 

Arbeitsstelle 

ist der Abteilung XII mittels eines Verander ungs- und Ergän- 
zungsauftrages Form 5 mitzuteilen. Diese Änderungen und Berich- 
tigungen sind ebenfalls im Auskunftsbericht Form 217a vorzuneh- 
men* Änderungen, Berichtigungen oder Ergänzungen der weiteren im 
Auskunftsbericht Form 217a enthaltenen Angaben sind von den 
Dleneteinheiten der Bezirkeverwaltungen/Hauptabteilung I der 
zuständigen Abteilung XII zur Änderung in der IM-Vorauswahl- 
kartel mitzuteilen* 

Bei Obergaben von IM-Vorläufen bzw. IM-Vorgängen an andere 
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Oiensteinheiten sind der zuständigen Abteilung XII die 
und eine vom gemäß Ziffer 3.8. meiner Richtlinie Nr. 
dezu berechtigten Leiter bestätigte Obergabemit t eilui 
zu übergeben. 


m 6a 


Zwei Cbergabemit teilungen Form 6a sind erfordert 
die Übergabe 

- zwischen Diens te inhe it en unterschiedlichj 
tungen (außer Bezirksverwaltung Berlin 


wenn 


ir ksve rwal- 


- zwischen Oiensteinheiten der Bezirk« 
Bezirksverwaltung Berlin) und Oier 
abteilung I 

erfolgt. 


altung (außer 
heiten der Haupt- 



Bei Übergaben innerhalb der 
stätigte Übergebemit teilu 


steinheit ist nur die be- 
m 6a vorzulegen. 


Von den übernehmenden 
Hcuptebteilung I ist 
217a innerhalb von 
vorzulegen . 


rteinheiten der Bezirksverwaltungen/ 
r&ktualisierte Auskunftsbericht Form 
:hen der zuständigen Abteilung XII 


Übergaben von^^^^Krläuf en bzw. IM-Vorgängen zum Zwecke der 
Elnsichtnahn^^HKd grundsätzlich über die zuständige Abtei- 
lung XII ^^^^Cten und als solche zu kennzeichnen. Die ope- 
rative V^^^^^ortung verbleibt bei dem in der Abteilung XII 
nachgeu^^^nen vor gangs führenden Mitarbeiter 

Gründen der Wahrung von Konspiration und Goheimhal- 
Lnzelne Bände der Akten Teil II und III nicht überge- 
(erden können, ist der gesamte Vorgang zu archivieren. Oie 
rrnehmende Diensteinheit hat v/la bei Wiederaufnahme der Zu- 
immensrbeit mit ehemaligen IM zu verfahren. 
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2.4. Archivierung 

Bei Beendigung der Zusammenarbeit mit IM sowie bei Abbruch 
der Gewinnung als IM sind die Akten in der zuständigen Ab- 
teilung XII unter der Bezeichnung "AIM" zu archivieren. Der 
^kte ist der vom dazu berechtigten Leiter bestätigte Beschluß 
Form la über die Archivierung des IM-Vorganges bzw. des IM- 
Vorlaufes belzufügen. Entsprechend den politisch-operativen Er- 
fordernissen ist bei der Abverfügung zu entscheiden, ob die Ab- 
lage "gesperrt" oder "nicht gesperrt" zu erfolgen hat. Diese 
Entscheidung ist auf dem Beschluß Form la zu vermerken. 

Vor Abverfügung der Akten an das Archiv der zuständigen Ab- 
teilung XII sind die Akten auf Vollständigkeit gemäß Ziffer 2.2. 
dieser Durchführungsbestimmung zu kontrollieren und zu versie- 
geln bzw, durch eine VS-Plorabe zu verschließen. 

Die Nummer des Petschaftes bzw. der Plombe ist auf der hinte- 
ren Innenseite des Aktendeckels mit einem radier fest en , dunk- 
len Schreibmittel zu vermerken und vom zuständigen Mitarbeiter 
durch Unterschrift zu bestätigen. 

Die Abteilungen XII haben die zu archivierenden Akten mit 
einer Archivsignatur zu versehen. Teilablagen gemäß Ziffer 
2.2. dieser Durchführungsbestimmung sind dem Archivmaterial 
beizufügen . 

Durch die Archive der Abteilungen XII kann das in den Akten- 
tellen II und III enthaltene Schriftgut ersatzverfilmt und 
unter Beachtung der Aufbewahrungsfristen für Operativgeldquit- 
tungen anschließend vernichtet werden. Wenn dem aus zwingenden 
Gründen nicht zugestimmt werden kann, ist das durch den Leiter 
der ablegenden Diensteinheit auf dem Beschluß Form la zu ver- 
merken. Die Ersetzfilme sind ln den Filmarchiven der Abtei- 
lungen XII abzulegen. 
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IM-Akten über Personen, die nach Beendigung der Inoffizi^H 
Zusammener be ic Angehörige des MfS werden, sind in der^^^HR 
lung Xll des MfS Berlin als für die HA Kader und Sch^^Hg 
gesperrtes Archivrnater iel zu archivieren. 

Von den Abteilungen Xll der Bezirkeverwaltungen j^^^Rlese 
Akten der Abteilung Xll des MfS Berlin zu übers^^^^. 


Die Abteilungen Xll haben auf Anforderung u^Q^VBerücksich- 
cigung des Klasslf izierungsvermerkes nur d^^B^il I der IM- 
Akten zur Einsichtnahme zur Verfügung zt^^^Bclen. Bel erfor< 
derllcher Einsichtnahme ln die Akt ente^^9Hn[ und 111 ist, 
unabhängig vom Klassif Izlerungsvermej^^^K jedem Falle eine 
gesonderte Genehmigung des Lelcer^^^^^eblegenden Dienst- 
einheit einzuholen. 


2.5. Verfahrensweise bei der w 
beit mit ehemaligen IM jA 


'aufnahme der Zusammenar- 


Bei Wiederaufnahme der Ziu 
neue IM-Vorgänge gemäß 
Stimmung anzulegen. 


rharbeit mit ehemaligen IM sind 
2.1. dieser Durchf ührungsbe- 


Der Teil I archlvl^^^^^ IM-Vorgänge kann in der Regel in die 
neuen IM-Vorgänge^^^^nommen werden. Dazu ist von der Dienst- 
einheit, die di^^Hfabsichtlgt , der zuständigen Abteilung Xll 
ein Veränderu^^^Vund Ergänzungsauftrag Form 5 zu übergeben. 


H gelegten IM-Vorgängen ist dazu die Genehmigung 

Diensteinheit erforderlich, durch den die 
te. Sind außer den IM weitere Personen auf 
er archivierten IM-Vorgänge erfaßt, ist die 
ögllch, wenn diese Personen auf der Grundlage 
enden iM-Vorgänge erneut erfaßt werden« 
nnen Auszüge aus den Teilen I bei der Abtei- 
rdert werden. 
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Die Aktenteile II und III der archivierten IM-Vorgänge haben 
ln der Regel weiterhin im Archiv der Abteilung XII, in dem 
die IM«Vorgänge archiviert wurden, zu verbleiben« 

Bei Aufnahme der Zusammenarbeit mit ehemaligen IM als GMS 
sind GMS-Akten gemäß Ziffer 3«1« dieser Ourchf Uhrungebestlm» 
mung anzulegen« 

Oie archivierten IM-Vorgänge haben im Archiv der Abteilung 
XII, in der die IM-Vorgänge archiviert wurden, zu verbleiben. 
Erforderlichenfalls können Kopien der Abschlußberichte die- 
ser IM-Vorgänge in die GMS-Akten übernommen werden. 

3. Verfahrensweise bei GMS 


3.1. Registrierung, Erfassung und Aktenführung 

Zu GMS sind nach Bestätigung durch die dazu berechtigten Leiter 
GMS-Akten anzulegen und ln der zuständigen Abteilung XII zu re- 
gistrieren. Dazu ist der Beschluß Form la vorzulegen. Gleich- 
zeitig sind die GMS aktiv zu erfassen« 

Die Verfahrensweise der Registrierung und Erfassung hat ana- 
log den Festlegungen zu IM, Ziffer 2.1. dieser Durchführungs- 
bestimmung, zu erfolgen. 

Für GMS-Akten sind IM-Aktenhef tor , die mit einem Aufkleber 
"GMS-Akte** versehen sind, zu verwenden. 

Die GMS-Akten haben in der angeführten Reihenfolge zu ent- 
halt en : 

- Inhaltsverzeichnis Form 8; 

- Beschluß (Umschlag) Form la; 

- WKW-Oberslcht Form 3; 


1131 




GVS MfS o008 - 


- Suchauftrag mit dem Überprüfungsergeb- 
nis der Abteilung XII des MfS Berlin; 

- Informationen der Abteilung XII über 
erfolgte Überprüfungen des GMS ; 

- vjeitere Dokumente und Berichte ln 
chronologischer Reihenfolge. 

Die einzelnen Blätter sind ln der rechter 
einem radier festen , dunklen Schreibmittj 
fortlaufend zu numerieren. 


en Ecke mit 
'ein Rotstift) 


Bel Änderungen der Decknamen und BVrsonendaten der GMS 
sowie bei Übergabe von GMS sind cM ^restlegungen zu IM, 
Ziffer 2.3. dieser Durchführung^^! ; immung , anzuwenden. 



Bei Beendigung der Zusammenj^^Vt mit GMS sind die GMS-Akten 
unter der Bezeichnung "AGM^^^^t sprechend den Festlegungen 
zu IM, Ziffer 2.4. diese^^^Vchführungsbest immung , zu archi- 
vieren. 


Bei Wieder r.uf nehme 
ist enalog Ziffer 
ver fahren . 


Lusammenar be It mit ehemaligen GMS 
dieser Durchführungsbestimmung zu 


3.2. Umregi^ 
bzw. li'l zu 


^ng von GMS zu IM und von IM-Kandidaten 


Wird ein^^HFson, die als GMS erfaßt ist, als IM geworben, 
sind (i^^^Bst ändlgen Abteilung XII die GMS-Akte und der 
ent s,^^^Brend bestätigte Beschluß Form la zur Umregistrierung 
vog^^^vgen . 

Tgistr lornummer der GMS-Akte ist für den IM-Vorgang bei 
lalten. Des weiteren ist entsprechend Ziffer 2« dieser 
■ ch führungsbest immung zu verfahren. 
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Das in der GMS-Akte enthaltene Material Ist entsprechend 
seinem Charakter in die entsprechenden Teile der IM-Akto 
aufzunehmen. 

Wird mit einer Person, die als IM erfaßt ist, als GMS weiter 
zusammengearbeitet, ist der IM-Vorgang in der Abteilung XII 
zu archivieren. Nachfolgend ist gemäß Ziffer 3.1. dieser 
Durchführungsbestimmung zu verfahren. 

Erforderlichenfalls kenn eine Kopie des Abschlußberichtes 
des IM-Vorganges in die GMS~Akte übernommen werden. 

Wird eine Person, die als IM-Kendidat erfaßt ist, als GMS ge- 
wonnen, sind der zuständigen Abteilung XII die IM-Vorlauf- 
akte und der entsprechend bestätigte Beschluß Form la über 
das Anlegen einer GMS-Akte vorzulegen. Die Abteilung XII 
hat die IM-Vorlauf akt e unter Beibehaltung der für diese Akte 
vergebenen Reglet r iernummer zu einer GMS-Akte umzuregistrieren. 

4. Verfahrensweise bei konspirativen Objekten und konspirativen 
Wohnungen des MfS 


4.1. Erfassung der konspirativen Objekte und konspirativen 
Wohnungen des MfS 

Konspirative Objekte und konspirative Wohnungen des MfS sind 
auf der Grundlage von IM-Vorgängen zu erfassen, wenn es sich 
um 


KO bzw. KW mit IMK 

(im folgenden IMK/KO bzw. IMK/KW) 

handelt . 

Darüber hinaus sind auch 

KO bzw. KW ohne IMK 
(im folgenden KO/KW) 
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auf der Grundlage spezlflecher Vorgänge in der Form 
Iti-> Vorgängen ln der zuständigen Abteilung XII zu 

Zur Erfassung von IMK/KO bzw. IMK/KW oder KO/K;V ^^^^^nter 
Beachtung der Festlegungen ln Ziffer 2*1« dlese^^^^chfüh- 
r un gebest icnmung 


zu IMK/KvV-Kart oikar t en Form 78 
zu IMK/KO und KO/KW-Kartelkarten F( 


und Form 80 


der zuständigen Abteilung XII zu übej^^fyh. Die Olensteinhel- 
ten des MfS Berlin haben Je ein Exagu^^ . die Oiensteinhalten 
der Bezir k 8 verwal tungen/Haupt ab I Je zwei Exemplare der 
erforderlichen Karteikarten Foi^^^^pForm 60 zu übergeben* Ein 
Duplikat der Karteikarte Form^^^Blt zusätzlich dem Teil I 
des Vorgangs zu IMK/KO bzw. beizufügen und als aktuelle 
Übersicht für Ent sehe Idunoj^^naer Meldungen zu verwenden. 


Bei der Erfassung von 
ven Mitarbeiter des ^ 
andere Paraonen, dl^fl 
(mindestens 6 Monj^^B 


sind prinzipiell auch die operatl- 
^Huffizlere im besonderen Einsatz und 
Bindig oder für einen bestimmten Zeitraum 
Ln dem KO/der KW wohnhaft bzw. zur Ver- 


waltung oder Be^^^^Kg eingesetzt sind und deren echte oder 
fiktive Persot^^^lren bei Anwohnern, staatlichen Institu- 
tionen oder ^^^^Rschaft liehen Organisationen Im Zusammenhang 
mit dem einschließlich der Legendierung der Miets- 

und Nut zu^^^Vrhältnlsse , bekannt sind, zu erfassen. 


Oie Ej^^^Vung dieser Personen hat auf der Grundlage des Be- 
sch^^^He Form la des Vorgangs zu KO/KW zu erfolgen. 

□e^^^Vter der Abteilung XII des MfS Berlin und die Leiter der 
i^^^Rungen XII der Bezirksverwaltungen/Hauptabteilung I haben 
^^PSlchern, daß Informationen zu Überprüfungen dieses Personen- 
^Belses grundsätzlich an den Leiter der zuständigen Dienst- 
Einheit persönlich erfolgen. 
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4.2. Aufbou und Führung der Akten zu KO/KW 

Zur Durchsetzung eines einheitlichen und übersichtlichen Auf- 
baus der Akten zu KO/KW sind folgende Aktenteile zu führen: 

Teil I - eis Akte des KO/der KW 

In Ergänzung der Festlegungen ln Ziffer 2.2. dieser Durchfüh- 
rungsbestimmung hat der Teil I zu enthalten: 

- Karteikarte Form 80: 

- Obersicht zur Nutzung von KO/KV/ Form~3a; 

- Vorschlag zur Schaffung des KO/der KW 

- Lageskizzen 

- Nachweise zur Rechtslage der Eigentums- 
und Nutzungsverhältnisse (Auszüge aus 
dem Grundbuch, Miet- oder Nutzungaver- 
träge) 

- Aufklärungsergebnisse über Anwohner 

- Legendlerung der konspirativen Nutzung 

Teil III - bei Bedarf als Beiakte zur KO/KW-Akte 
In den Teil III sind zusätzlich aufzunehmen: 

- Nachweis zum Inventar 

- Nachweis zu durchgo f ühr ten Inventuren. 

Die Aktenführung hat entsprechend den Festlegungen in Ziffer 2.2. 
dieser Durchführungsbestimmung zu erfolgen. Zu Vorgängen über 


1135 




GVS i’ifS o008 


^3 


KO/K.V Bind durch die zuständige Abteilung XII keine 
lare für Auskun f i; sber icht e Form 2l7a auszugeben. 
•VK.V- Übers ich t Form 3 ist über die Nutzung von KO/^M 
Form 3a ein lückenloser Nachweis zu führen. 


Zu IMK/KO und IMK/KW sind die analog erfordej 
gen in den Jeweiligen IM— Vorgang chrono log 

4.3. Die Arbeit mit den Karteien Form 78^raow 


t eis 


n Unterla- 
»inzuordnen . 


Form 80 


Der Leiter der Abteilung XII des Mf S/^'g^Tin und die Leiter der 
Abteilungen XII der Bezirksverwel tu^^^/Haupt abteilung I haben 
zu sichern, daß mittels der über gatfa^n Karteikarten Form 78 und 
Form 80 ein ständig auswertbarejatNScnv/eis über konspirative Ob- 
jekte und konspirative Wohnu nga a^^s MfS geführt wird. Die Ar- 
beit mit den Karteien hat SM^Ser folgen , daß die politisch- 
operative Arbeit sowie dert mSr ^lirunq und Leitung wirksam 
unterstützt werden. 


Der Vorgangs führende 
tat und Aussagefähig 


rt ive Mitarbeiter ist für die Aktuali- 


tät und Aussage fähigj^^Hr der Angaben auf den Karteikarten Form 7 
und Form 80 ver snij^^ffich . Die zuständige Abteilung Xll ist 
über Änderungen den Karteikarten erfaßten Angaben unver- 

züglich mit tel^S^Mnderungs- und Ergänzungsauftrag Form 5 zu 
informieren- ^^QBloem Vorgang zu KO/KVV beigefügto Duplikat der 
Kar teikar te^^SHr 80 ist zum Zweck der Aktualisierung und des 
Vergleichs«H^^Anf Order ung , in der Regel im Abstand von 5 fah- 
ren, der^^^Sfändigen Abteilung XIZ zu übergeben. 


IVerda^^H/KW nicht mehr für politisch-operative Zwecke ge- 
nut^^^^hat unter der Bezeichnung "AlM" die Archivierung des 
V^^^B^es zu KO/KW zu erfolgen. In den Abschlußbericht ist 
^^^^erroerk auf zunehmen t 


^In der Diensteinheit ist gemäß der 2. Durchführungsbestim- 
mung zur Operativgeldordnung der Nachweis über den Verbleib 
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bzw. die weitere Verwendung der durch das MfS bereitgestell- 
ten oder finanzierten v;erte vorhanden.” 

Vor der Archivierung ist zu prüfen, ob gemäß Ziffer 4.1. die- 
ser Durchführungsbestimmung erfolgte Erfassungen von Personen 
aufrechtzuerhalten sind. 

Der Leiter der Vorgangs führ enden Dienst einhelt hat unmittelbar 
mit der Entscheidung, daß KO/KW nicht mehr für politisch-ope- 
rative Zwecke zu nutzen sind, im MfS Berlin dem Leiter der 
Verwaltung Rückwärtige Dienste und in den Bezirksverwaltungen 
dem Leiter der Abteilung Rückwärtige Dienste darüber eine In- 
formation zu übergeben« 

Die Leiter der zuständigen Dienst einheit VRD/RD haben bei kon- 
sequenter Wahrung der Sicherheitserfordernisse, der Spezifik 
der KO/KW und der Gewährleistung einer hohen Effektivität ver- 
antwortungsbewußt zu prüfen, ob eine Verwendung als offizielles 
Dienstobjekt oder eine andere Nutzung möglich ist. 

Nach erfolgter Archivierung von KO/KW haben die Leiter der zu- 
ständigen Abteilungen XII darüber formlos die Leiter der zu- 
ständigen Oienstelnhelt VRD/RD zu informieren. 

4.4. Inf ormat Ions- und Anfrageberechtigung 

Informationen aus den in der Abteilung XII des MfS Berlin ge- 
führten Karteien Form 78/Form 80 sind nur an mich oder ent- 
sprechend ihrer Zuständigkeit an meine Stellvertreter, den 
Leiter meiner Arbeitsgruppe (AGM) sov/ie an andere durch mich 
ermächtigte Führungskader des MfS zu übergeben. 

Die Übergabe von Informationen aue den ln den Abteilungen XII 
der Bezirksverwaltungen/Hauptabteilung I geführten Karteien 
Form 78/Form 80 hat nur an den Leiter der Bezirksverwaltung/ 
Hauptabteilung I oder an dgrch diese Leiter ermächtigte Fuh- 
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rungskader zu erfolgen. 


Ersuchen um Recherche nach pollt isch- operat iven Mög^^^HTlten 
von Konspirativen Objekten/Konspirativen Wohnungen^^^^^ösung 
spezieller pollt isch-operat iver Aufgaben sind foj^^^^^an den 
Leiter der zuständigen Abteilung XII zu r Icht en^^Beuchen 
der Leiter von Haupt- und selbständigen Abtei^^^^pn sowie von 
Leitern der Bezlrksverwaltungen , die über ran t wor- 

tungsbereich hinausgehen, bedürfen der Dej^^^Kung meines 
für die Abteilung Xll des MfS Berlin zu^^^^^gen Stellver- 
treters. Oie Ersuchen ln den Bezlr ksve^^^^^ngen/Hauptabt el- 
lung I heben die Leiter der Bezirksv^^^^^^ungen/Haupt abtel— 
lung I zu bestätigen. 


5. Schlußbest immungen 


5.1. Diese Durchf ührungsbes ^ 
1. 1. 1984 in Kraft. 


(g tritt mit Wirkung vom 


Gleichzeitig treten auf 


- die 1. Durchführuc 
vom 8. 12. 1979.^ 


^^tlmmung zu meiner Richtlinie Nr. 1/79 
^fS 0008 - 3/79 sowie 


- die 2. Ergäry 
Rieht llnle A 


^^er 1. Durchführungsbestimmung zu meiner 
[/79, GVS MfS 0008-5/83. 


Sie sind 31. 1. 1984 an das Büro der Leitung, Ookumen- 
t enverwa^^Hg , zurückzusenden. 

5 .2 .^^^^^eränderungen in der Aktenordnung/Aktenf ührung sind 
nun^^^^nach dem 1. 1. 1984 anzulegende Vorgänge anzuwenden. 
^^^Hote Hungen XII haben die benötigten Akten und Formulare 
^^^nt zustellen. 


Armeegener« 


Dokument 148 



Ministerrat der 

Deutschen Denokret ischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Oer Minister 


Berlin, 9. 11. 1983 


jGelicin'.o VorscltJ^^^ 
MfS-Nr. 

_Sä..Au$f. J^BEbis 


3. Durchführungsbestimmung 
zur Richtlinie Nr. 1/79 i 


über den Aufbau und die Führung von Isen zu IM und 

GMS in den operativen Oiens teinhe MfS Berlin ur 

der Bezirksverwaltungcn sowie vod^^^^usv/ah.lUar teien zt 
IM/GIio in den Abteilungen XII cj^^Hizir Usvcrwal tungen/ 
Hauptabteilung 1 


^pTes MfS Berlin und 
^usv/oh.lUar teion zu 
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Gliederung 


Seit I 


1 . 

2 . 


Grundsätze 

Dia IM/GMS-Nach\ve ise in den operativen 
Oiensteinheiten 

Besonderheiten bei der Führung der 1N/GI'’S> 
Nachweise in den operativen Fachabteilun- 
gen, Kreis- und Objektdienststollen der 
Bozirksverwal tungen 

IM/GI'IS-Vorauswshlkartei der Abteilungt 
XII der BezirUsverwaltungen/Haupt ebt< 
lung I 

Aufgaben der Abteilung XII des MfJ 
Schlußbest immun gen 
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Zur weiforen Qualifizierung der Arbeit oit IM und GMS entj 
sprechend den Festlegungen meiner Richtlinie Nr« 1/79 ij 
erforderlich, die Nac hvve is f ührung zu IM und GH3 in doi 
retiven Diensteinhoiten des MfS Berlin und der Bezii^ Vvval- 
tungon soviie in den Abteilungen XII nach einheitli^^l Grund- 
sätzen durchzusetzen. 

1« Grundsätze 


1.1. In den operativen Haupt- und selbstär 
MfS Berlin ist ein zentralisierter Nachvvi 
des Verantwortungsbereiches (im folgenj 
nennt) zu führen. 


Abteilungen des 
u den IH und GMS 
'l/GMS- Nachweis ge- 


Für die operativen Fachabtoilung 
stellen der Eezir ksvervveltunge 
Verwaltungen unter Beachtung 
IM/GWS-Vorausv/ahlkarteien d 


is- und Ob jekt dienst- 
die Leiter der Bezirks- 
zungsr.iöglichUe iton der 
ilungen XII über die Führung 



entsprechender Nachvveise zi^gm^c beiden. 

In den Abteilungen XII de^^^^ir ksverv/alt ungen/Haup t abt eilung I 
wird ein zent rolisicr ted^^Mhiveio über die IM/GMS der jeweili- 
gen Bezirksvcrwaltung^^^^W^der Hauptabteilung I (im folgenden 
IM/GMS- Vorauswahl kar^^^J? IM-VAK - genannt) nach einheitlichen 
Prinzipien ge führ' 

Das Führen anderW^^^p^er Karteien zu IM/GMS, dis über den Rah- 
men der Fesxle^S^^n dieser Durchführungsbestimmung hinaus- 
gehen, ist n a 1 1 haf t . 

1.2. Bei c^^^Bohrung der Nachv./eisc über IM und GMS sind die 
Er f ordet^^^Br zur Gewährleistung des Schutzes, der Konspi- 
ration^^^^^er Sicherheit der IN und GMS strikt durchzusetzen. 
Es si^^Bur solche Angaben zu speichern, die für die effek- 
und Auswahl von IM und GMS sov;le die Recherche 
nj^^H^alltativcn und quantitativen Merkmalen des IM/GMS- 
sndes unbedingt erforderlich sind und anhand derer 
Tne unbefugte Identifizierung der IM und GMS möglich ist. 
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1.3- Die Leiter c!er operetlven Haupt~ und selbständigen Ab- 
teilungen des MfS Berlin und die Leiter der Bezirksverwnl- 
tungen hüben hinsichtlich der k&dernößigen und orgc.nisato- 
risch-technischen Sicherstellung zur Führung der Nschv/eice 
zu IM und GMS im Vorontr/or tungsbereich höchste Anforderun- 
gen en die Zuverlässigkeit der einzusetzenden Mitarbeiter 
sowie cn die Gewährleistung der Konspiration und Geheimhal- 
tung durchzusetzen. 

Die Räume, ln denen Nachweise zu IM/GMS untergebracht v/erden, 
sind wie VS-Mebenstellen zu sichern. 

1.4. Der Aufbou und die Führung der Nacliwalso über 1M/GM3 in 
den operativen Dienst einheiten hat unter Anleitung und Kon- 
trolle sowie in enger Zusammenarbeit mit der zuständigen Ab- 
teilung XII zu erfolgen. 

Der Leiter der Abteilung XII des I-lfS Berlin hat die Abteilun- 
gen XII der Bez ir Usverwal tungen/Haupt ebte ilur.g I entsprechend 
zu unterstützen sowie von mir oder meinen Stellvertretern be- 
stätigte Recher cheanf ordorungen zu koordinieren. 

2. Die IM/GMS- Nachweise in den operetlven Dienateinheiten 

2.1. Grundsätzliche Ziel- und Aufgabenstellung 

Die IM/GHS-Nachweiso sind zielgerichtet zur effektiven Suche 
nach und Auswahl von IM und GMS mit bestimmten Anf ordorungs- 
bildern bzw. zur Lösung konkreter polltisch-operativer Aufge- 
ben zu nutzen. Es ist zu erreichen, daß durch kurzfristige 
Recherchen noch den qualitativen und quantitativen Merkmalen 
des IH/GMS-Bestandos , einschließlich der Möglichkeiten und Vor- 
aussetzungen der einzelnen IM und GMS, die Führungs- und Lei- 
tungstätigkeit der Leiter der operativen Dionsteinheiten wirk- 
sam unterstützt wird. 

Durch die gegebenen Möglichkeiten der zielstrebigen Arbeit mit 
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den IM/GMS-Nachivßisen ist eine Qualifizierung der analytij 
Tätigkeit zur 

- Einschätzung der Wirksamkeit des IM/GMS-Bes t sndes 
seiner Dislozierung; 


Arbeit mit den IM/GMS , insbesondere in und naj 
t ionsgebiet ; 


m Opera- 


Herausarbeitung notwendiger Schlußf olgen für die v/oi- 

tcre Entwicklung und qualitative Erweij^ ^ des IM/GKS- 
Bes t endes ; 


v/eitere Vervollkommnung der Koordj 
IM und GMS ; 


mg des Einjjet zes von 


- Gewölirlciot ung dos kurzfrist 
auf neue polit isch- operat i 


und wirkssmen Rocgierens 
ordernissG und 



wirkoamen Unterstützun 
bei der Lösung gestel 


Trer operativer Dienst einheit on 
>olit isch-operat iver Aufgaben 


zu gewährleisten 


2.2» Inhalt und 


Cer IM/GMS-Nachweise 


Zur Gewähr einer hohen Effektivität der Arbeit mit den 
IM/GMS- Na ist die Speicherung eines bestimmten Minimums 
an Angaben^^He eine Recherche nach einzelnen IM/GMS sowie die 
Analyse ^^^^^1/GMS- Be Standes ermöglichen, erforderlich. 

In dj^^^^GMS-Nachweisen sind zu speichern: 

Jegistrierdaten ; 


1143 



8 


- Angaben 

. zur Person (Geburtsjahr, Geschlecht, Wohnanschrift, 
Arbeitsstelle, Tätigkeit) 

. zur Einschätzung der Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit 

. zu den politisch-operativen Kennt rtissen , Erfahrungen 
und Fähigkeiten 

. zur individuellen Einsctzrichtung 

. zu oporociv bedeutsamen Verbindungen in der DDR sowie in 
das Ausland 

. zu spoziollon Kenntnissen, Hobbys und Eigentumsverliält- 
nis sen , 

- weitere Angaben, die entsprechend der Spezifik der operativen 
Diensteinheit von Bedeutung sind. 

Angaben zu den IH und GUS, die einzeln oder kombiniert eine 
unbefugte Identifizierung des Klarnamens der It'’./GMS ornöglichen, 
sind grundsätzlich nicht in den Ili/GUS-Nachwoisen zu speichern. 

Eine entgegen diesen Festlegungen unbedingt notwendige Speicherung 
von weiteren Angaben bedarf, sofern keine Umschreibung oder Ver- 
allgemeinerung möglich ist, der Bestätigung durch mich oder 
meinen zuständigen Stellvertreter bzv/. den Leiter der Bezirksver- 
wo 1 1 u n g . 

Die Leiter der operativen Haupt- und selbständigen Abteilungen 
des MfS Berlin und die Leiter der Bozir I: sverwcl tungen haben 
eigonverent vvortlicli die erforderlichen Festlegungen zur Spei- 
cherung von Angaben über solche IM und GMS ihres Verantwortungs- 
bereiches zu treffen, bei denen aufgrund ihres polit isch-operat i- 
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ven Einsatzes oder anderer Fokeoren besonders hohe Anford( 
gen an die Gewährleistung ihres Schutzes, ihrer Konspirojä 
und Sicherheit zu stellen sind. 

M 

Diese Festlegungen können beinhalten, daß 


- keine oder nur in begrenzten Umfang Angaben ir 
weis aufgenomnen werden; 


St'iS-Nach- 


keine Auskunft erteilt oder die Zugriffsk 
gespeicherten Angaben eingeschränkt vvii^ 


itigung zu den 


Die Leiter der genannten Dienst e inhe i^^^^Kben durch wirkseme 
Kont r ollnaßnahnen die strikte Duren^^^^pg ihrer Fes-t legungen 
zu sichern« 


Die Angeben zu den IM und GliS 
ständigen Abteilungen des Nf^ 
oder 505a zu erfassen. 


Kin den Haupt ebt cilungen/selb- 
rin auf Karteikarten Form 505 


Die HVGMS-Hechv/eise si 
ven Diensteinheit und A 


Die Kor teil; er ten sine 
zufüllen und in bejtf 
Jährlich » auf d^^^H 
richte Form 217 


sin^^^Hc sprechend der Struktur der operati- 
id i-Kat egor len sowie GUS zu ordnen. 

id^^^Kh die IM/GIiS- führenden Mitarbeiter aus- 
^^^^en Ze i t abs t ände n - in dei" Regel einmal 
^Endlage der aktualisierten A^sUunftsbe- 
rergänzen. 


Die in der 
Änderungs(^ 
quent eio^ 


^inie Nr. 1/79 getroffenen Festlegungen zum 
werden hiervon nicht betroffen, sie sind konse- 


.t en. 


IVird die Leiter der operativen Diensteinheiteo aufgrund 

des^^^^^ges des IIl/GfJS-Bestcndes oder aus politisch-operativen 
Gc^^Hn entschieden, daß im IM/GliS-Neciiwc is Korblochkarten 

505a) verwendet werden, sind mit der zuständigen Abtei- 
XII Konsultationen zur zweckmäßigen Gestaltung des Schlüs- 
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selplanes zu führen. 

2.3. Die Arbeit mit den IH/GMS-Nachweisen 

Die Arbeit mit und der Zugriff zu den ll'l/GMS-Nachwe isen ist 
nur einem begrenzten, exakt festzulegenden Personenkreis zu 
ges tat ten . 

Mit der Führung sind in der politisch-operativen Arbeit erfah- 
rene und bewährte sowie unbedingt zuverlässige Angehörige zu 
beauftragen. Sie sind dem Leiter der Diensteinheit, für dessen 
Verantivortungsbor eich der IM/GM5-Nach\ve is geführt wird, direlit 
zu unterstellen. Die Furiktions- und Qualif ikctionsmer kmale 
dieser Angehörigen sind entsprechend zu erarbeiten/zu eT-gänzcn. 

Die Zugriffsberechtigung zu den gespeicherten Angaben und die 
Organisation der Arbeit im Zusammenh.ang mit dem Aufbau und der 
Führung der IM/GMS-Nachvveise sowie der Auskunftserteilung zu 
diesen, is: durch die zuständigen Leiter exakt in einer dienst- 
lichen Bestimmung oder Weisung zu regeln. 

Bei der Auskunftserteilung sind folgende Prinzipien einzulialten 

- Oeder Leiter ist berechtige, ohno Genehmigung des übergeord- 
neten Leiters Auskunf tsorsuchen zu den III und GMS seines 
Verantwortungsbereiches zu stellen. 

- Auskunftsersuchen zu IM und GMS aus dem Verantwortungsbereich 
anderer Leiter der Oiensteinheit bedürfen 

. in den Haupt- und selbständigen Abteilungen des MfS Berlin 
der Genehmigung dos Leiters der operativen Diensteinheit; 

. in den operativen Oiensteinheiten der Dezir ksverwaltungen/ 
Hauptabteilung I der Genehmigung des Leiters der Bezirks- 
verwaltung/Hauptabteilung I. 
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— Zontrolo Recliercl'ioenf orderungen von operativen Haupt- und 
selbständigen Abteilungen des MfS Berlin zu IM und GMS 
anderer Haupt- und selbständigen Abteilungen soviie von 
rirksverivaltungen/Haupt ebt eilung I sind formlos zur Kj 
dinierung an den Leiter der Abteilung XII des MfS B 5 
zu richten und durch meinen zuständigen Stellverti^ 
be st ät igon . 

Bei der Übergabe von IM und GMS an andere Dien; ^^^eiten 
sind die Karteikarten Form 505 und 505a zu dl^ und GMS 

den IM-Vorgängen bzv;. GHS-Akten beizufügen Aktenkundig 

zu vernichten. 


Boi Archivierung der IM- Vorgänge/GMS-/ 
karten zu AIH und AGMS den Archivmat j 
bei politisch-operativer Notwendigl^ 
eu f zubevjshren . Eine nachträglich^ 
karten ist zu dokumentieren. 


sind die Kartei- 
en beizufügen oder 
m IM/GMS-Nachv<eis 
ichtung dieser Kertei- 



Die Aufbewahrung der Nachwe 
geführter bestätigter Neb^ 
Stahlblechschränken zu e 
benstellen zu sichern. 


er IM und GMS. einschließlich 
feien, hot in verschließbaren 
n. Die Räume sind v;ie VS-N'e- 


2.4. Das Führen von 


indungskerteien 


Zur Gewähr Icistt^^^Btner schnelleren Recherche und Erreichung 
einer hohen Op^^^^^ltät in der Arbeit mit dem IM/G( iS-Hach- 
weis ist zum^^^BTlS-Nachv/eis in den Haupt- und selbständigen 
Abteilungej^^^^rMfS Berlin sowie in den Abteilungen XII der 
Bezirksvej^^^Vungen/Hauptabteilung I im Arbeitsgebiet IM-VAK 
eine 

^^^^ber Verbindungen des IM/GMS in das Operotions- 
Tt ( Verbindungsker tei) 

^ühren . 
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Oio Verbindungskartei ist, geordnet noch Städten/Orten sowie 
bezüglich Berlin (West) nach Straßen, aufzubzuen. 

Auf die Kor t e ikar te sind aufzutrogen: 

- Reg. -Nr., Deckname, Kategorie, DE, ; 

- Art der Verbindung; 

- beantragte bzw. erfolgte Ein-/Aus re ise ( pr iva t/dienst lieh/ 
Datum). 

Zur Aktualisierung dieser Verbindungskartei sind olle den 
Diensteinheit en zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, insbe- 
sondere die Informetionsgewinnung durch die Arbeit mit der 
VSH-Kartei, zu nutzen, um Hinweise zu Verbindungen des IM/Gf'iS 
in des Operationsgebiet cuszuwerten und zu erfassen. 

Das Führen weiterer Neben- oder Hilfskarteien zu IM/GMS hat nur 
bei Vor liegen dringender poli t isch- oper et iver Gründe zu erfolgen 
und bedarf für operr.tive Dienst e inhe it en des MfS Berlin meiner 
Bestätigung bzw. der meines zuständigen Stellvertreters sowie 
für operative Oiens t einhe it en der Bez ir ksve rwal t ungen/Haupt ab- 
tcilung I des Leiters der Bezirksverwaltung/Hauptobteilung 1. 
Hinsichtlich der Zweckmäßigkeit und Ausgestaltung solcher Kar- 
teien hat eine Abstimmung mit dem Leiter der zuständigen Ab- 
teilung XII zu erfolgen. 

3» Besonderheiten bei der Führung der IM/GMS-Nachv/c ise in 
den operativen Fachebteilungen . Kreis- und Ob jekt dienst st el- 
len der Bczi r kr.verwal tunqen 

3.1. Die Leiter der Bezirksver»valtungen haben für ihren Ver- 
antwortungsbereich festzulegen, in welchen operativen Fachab- 
teilungen, Kreis- und Ob Jektdienststellen IM/GMS-Nachweise zu 
führen sind. 


1148 




CVS !IfS O008 


Der In’iialt und Umfang dieser IM/GMS-Nacliweise ist in Abhäng^fln 
keit von den operativen Erfordernissen und den Nut ZLingsmög^^^H 
lichkeiten der IN-VAK der zuständigen Abteilung XII zu b^^^R* 
men» Oer Aufbcu und dio Führung dieser bestätigten IM/G^^^Pech- 
weise hat grundsätzlich entsprechend den Fes t legunger^^^^Vzi f- 
fern 1. und 2» dieser Durchführungsbestimmung zu erJ^^^Ri» Der 
Leiter der zuständigen Abteilung XII het die Ourch^^^Pung die- 


ser Festlegungen zu kontrollieren und entspreche 
zu gewähren. 


^^ng die- 
Jnte rs tüt zung 


3.2. Die Notwendigkeit, der Inhalt und die ^^^HfTnd V/eise der 
Führung von Hilfskarteien zu den IM/GhS-Ni^^^visen gemäß Ziff 
2.4. dieser Durchführungsbestimmung ist^^^^Ken Nu t zungsmögl i 
keiten der It-l-VAK der A.bteilung XII k^^^^pT abzust inmen. 
Derertige Hil f sker t e ien sind auf dao^^^Rativ notwendl.gc Min- 
destmaß zu beschränken. 


^^sen gemäß Ziffer 
*en Nu t zungsmögl ich- 
abzust inmen . 


3.3. Die Leiter der operativen 
tungen haben die ständige Cbeoo 
ihres Ve r ent wor t ungsbe r e ich^JB 
IM- VAK der zuständigen Avbt^^^B 
gewährleisten. 


inhe it en der Gezir ksverwel- 
^^Rimmung der IM/Gi iS-Nachweise 
den entsprechenden in der 
ig XII gespeicherten Angaben zu 


3.4. Der Leiter der 
zu führen, in wclcfw 
Nachweise in welchA 


P^pdlgen Abteilung XII hat eine Übersicht 
^^nsteinheit der Bezirksverwaltung IH/GMS- 
>rm vorhanden sind. 


4. IM/GMS-Vorei 
v/alt uncen/Heu* 


RLkcrtei der Abteilungen XII der Bezirksver- 
^ilunq I 


bet^^^^^IM/GMS-Nachv/eisen in den Diensteinheiten der Be- 
r^^^Hmgen/Haupt abteilung I sind die in den A.bteilungen 
XII dcj^^^Rrksverwolt ungen/Haupt ebteilung I bestehenden zentra- 
^fNcchvjeiso zum Gesamtbestand der IM/GMS der Bezirksver- 
^/Haup tabteilung I ln Form der IM/GHS-Vorauswahlkart ei 
5l) weiter auszubeuen und zu vervollkommnen mit dem Ziel 
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die operativen Oienctoinheiten der Bozirksvervvnlt ungen/Houp t- 
ebtoilung I noch xvirksomer zu unterstützen. 

Zur Gcivährloistung der Konspiration und Geheimhaltung har die 
Führung der IM-VAK in einem gesonderten Arbeitsgebiet der Ab- 
teilung XII zu erfolgen. 

Der Einsatz von Kodern im Arbeitsgebiet IM-VAK ist vom Leiter 
der Bezir ksverwol tung/Haupt ebteilung I zu bestötigen. 

Beim Aufbau und der Arbeit mit der IM-VAK sind die Festle- 
gungen der Ziffer 2. dieser Durchführungsbestimmung analog sn- 
zuwenden . 

In der IM-VAK sind ouf der Grundlage des IM-Auskunf t sber ich t es 
Angaben zu IrJ aller Kotogorion gemäß meiner Richtlinie Nr. 1/79 
sowie die wesentlichsten Merkmale der GUS der operativen Dienst- 
einheiten der Bezir ks VC rvvol tungen/Hcupt cb t eilung I zu speichern. 

Die Speicherung hat auf den von der Abteilung XII des MfS Berlin 
zentral vorgegebenen Kerblochka r t eiltar i en nach einem einheit- 
lichen Rahmenochlüsscl und Nerkmr.lskotolog zu erfolgen, deren 
Ergänzung entsprechend den opors.tiven Erfordernissen der Be- 
zirksverv/al tungen/ilsupt ebteilung I gestattet ist. 

Die Leiter der Abteilungen XII der Bezirksverwaltungen/Hsupt- 
abtoi3.ung I heben zu sichorn, dsß eine den politisch-operativen 
Anf orderungen ent sprechendo ständige Rochercheboreitschaf t der 
II-I-VAK zur Unterstützung der operativen Diensteinheiten, ins- 
besondere der Kreisdienststellen, gewährleistet wird. 

Die Diensteinheiten liaben dazu ouf Anforderung der Abteilung XII 
den IM-Auokunf tsbericht und vveitere Angsben zu Merkmalen der 
IM/GMS zur Auswertung zur Verfügung zu stellen. 

4.2. Zur Unterstützung der Füiirungs- und Leitungstätigkeit des 
Leiters der Bezirksverivaltung/Houptabteilung I sowie zur Er- 
reichung einer hohen Operotivität bei Recherchen können in der 
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IM-VAK der Abteilungen XII der Bozirksverwoltungon/Haupt 
teilung I bei strikter Durchsetzung der Erfordernisse 
Gewährleistung des Schutzes, der Konspiration und 
cherheit der IM und GMS von Loitor der Bezirksverv/a^^^H^ 
Hauptabteilung I bestätigte Nebenker teicn geführt 
Die Führung dieser Kerteien ist nit den Leiter dj^^^Vtei- 
lung XII des MfS Berlin abzustimmen. 


4.3. Boi der Auskunftserteilung aus der IM-O^^Hsind die Fest- 

legungen der Ziffer 2.3. dieser Ourchf ühr^^^^^stimmung an- 
zuwenden. Oie Erarbeitung analytischer o^^Bube r sicht smößiger 
Aussagen zum IM/GMS-Bes tand der Oiens^^^^Titen der Bezirksvor- 
waltungen/Houpt ebtoilung I durch dic^^^^^K der Abteilung XII 
hat nur euf Anforderung oder nach O^^^Kigung des Leiters der 
Bezir ksverwaltung/Haupt ab teilung erfolgen. 

Die durch die It'l-VAK der Abtei^^^^ XII der Bezirksverv/sltungen/ 
Hauptabteilung 1 erarbeit etj^^^Klysen und Statistiken sind als 
GVS-Unterlagen auszuweisei^^^^^nur zur persönlichen Ausv/ertung 
durch den anfordernden l^^^^^zugel essen. 

Einzelauskünf tc aus dej^^^BAK sind wie GVS-Ketericlien zu be- 
handeln. 

4.4. Die Leiter d^^^Vteilungen XII der Bczirksverwaltungen/ 

Hauptabteilung den Aufbau bestätigter IIVGMS-Nacrnveise 

in den operat^^^HFachabteilungen , Kreis- und Ob joktdienststcl- 
len v/irkung^^^^^zu unterstützen und auf deren Übereinstimmung 
mit der fuß zu nehmen. 


5.- Auf< 


^der Abteilung XII des MfS Berlin 


l^^^^^bstimmung mit den Leitern der Haupt- und selbständigen 
^^^Pungcn des MfS Berlin sind durch die Abteilung XII des 
^Hserlin die mit der Führung der IM/GMS-Nachwoise bcouftrag- 
Pr Angehörigen bei der Durchsetzung der einheitlichen Prinzi- 
len der Führung dieser Nachweise zu unterstützen« 
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5.2. Oer Rahinenschlüssel und Merkmals ka talog zur Speiclier f üh- 
rung in der IM-VAK der Abteilungen XIi der Cezirk sverv/sl t ungen/ 
Hauptabteilung I sind durch die Abteilung XII des MfS Oorlin 
zentral vorzugeben und bei operativer Kotnendigkeit zu ervieitern. 

Durch geeignete rioßnohnien der Anleitung und Kontrolle ist auf 
eine ständige Erhöhung der operativen V/irlcsamkeit der If.-VAK 
Einfluß zu nehmen und zu sichein, daß diese Speicher eine hohe 
Aussagekraft, insbesondere bei zentral gestellten Rec he r che an f or- 
derungon, gewährleisten. D&zu sind für olle .^»bt e ilungen XII ver- 
bindliche Speicherf ührungoprinzipien fustzulcgen. 

5-3. Der Leiter der Abteilung XII des IlfS Berlin hat durcl' Koor- 
üniGi'ung zu sichern, daß cn ihn gerichtete bestötigte Ersuchen 
zur Sucl:o nach geeigneten IM/GMG im Bestand der operativen Dienst- 
einheiton des MfS Berlin, der Bezir kr. vo rivsl t urigen und Hauptab- 
teilung I unter Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung sov/ie 
Einhaltung gestellter Ternino realisiert werden. 

5.4. Oie Abteilung XII des MrS Berlin hat die Versorgung der 
Die ns t e iniie i t an des ?'tfS Berlin, der Bezirksvor-.valtuncen und 
Hauptabteilung I mit Formularen und Karteikarten zur Realisie- 
rung der in dieser Durchführungsbestimmung getroffenen Festle- 
gungen beim Aufbau der Nacliweise über IM und GMS s icher zust eilen . 


6. Schlußbp st immungen 


6.1. Mein Stellvertreter und Leiter der HVA hat in eigener Zu- 
ständigkeit die erforderlichen Festlegungen zur Durchsetzung 
der Prinzipien dieser Durchführungsbestimmung in seinen Ver- 
antwortungsbereich zu troffen. 

Der Leiter der Hauptabteilung I kenn die Führung von IM/GMS- 
Nachweisen entsprechend dieser Durchführungsbestimmung auf der 
Ebene der Unterabteilungen festlegen. 
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6.2t Dieso Durchführungsbestimmung tritt mit Wirkung vom 
1.1, 198 ^ in Kraft. 

Gleichzeitig wird die 1. Ergänzung der 1. Durchf ührunj^^ 
Stimmung der Rtclitlinie Nr. 1/79, GVS MfS o008-41/89^^HI 
Kraft gesetzt. Sie ist bis zum 3^1 • 1« 1984 an das 
MfS Berlin/Ookunientenverwalt ung zur ückzusenden . 


.Armee Qi 


Dokument 140 


V ereinbarung 

zwischen dem Ministerium für Kultur 

Molkenroarkt 1-3 
Berlin 
1020 

und dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Unter den Linden 44-60 
Berlin 
1080 

1* Sntsprechend { 9 Abs« 1 der . 3* IhirchlührungebestimiDung 
zum Kulturgutschutzgesetz delegiert der Minister für 
Kultur die Genehmigungsbefugnis zur Ausfuhr von Kultur- 
gut im Bereich des Ministeriums für Außenhandel auf den 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium 
für Außenhandel zuständigen Staatssekretär! der den Außen- 
handelsbetrieb Kxinst und Antiquitäten mit der Wahrnehmung 
der sich daraus ergebenden Aufgaben betraut* 

Die von der Kxmst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhr- 
dokuraente berechtigen somit unter Beachtung der Ziffer 2 
der vorliegenden Vereinbarung zur Ausfuhr des Kulturgutes» 

2* Der AHB Kunst und Antiquitäten prüft, ob in seinem Waren- 
bestand geschütztes Kulturgut der DDR von internationaler 
und besonderer nationaler Bedeutung im Sinne des § 5 der 
Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds vorhanden ist* 
Auf Grundlage von Sachverständigengutachten entsprechend der 
4* Durchführungsbestimmung zum Kulturgutschutzgesetz entschei 
det die Kulturgutschutzkororaission, ob die Ausfuhr dieser Kul- 
turgüter gemäß der 3* Durchführungsbestimmung zum Gesetz ge- 
nehmigt wird* 

Das diesbezügliche Verfahren wird in einer gesonderten Verein 
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barung zwischen dem Generaldirektor des AHB Kunst und 
Antiquitäten und dem Vorsitzenden der Kulturgutschutz- 
koDunission geregelt« 

Über die Verwendung des nicht zur Ausfxihr freigegebenen 
Kulturgutes werden seitens des Ministeriums für Kultur 
und des AHB Kunst ttnd Antiquitäten Jeweils gesonderte Ver- 
einbarungen getroffen« 


3« Pie zwischen den Partnern der Vereinbarung am 04« 11 «1982 
abgeschlossene Vertrag tritt hiermit avtßer Kraft« 


Berlin, den 

Pr« Hans-Joachim Hoffmann 
Minister für Kultur 


Pr« Schalck 
Staatssekretär im VaH 
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Beir. z Provisionsvcreinbörongen mit der Bimpex GmbH 


und den Firmen in -der BRD 


ln den vergangenen Jahren wurde durch syetemat i eche Arbeit 
an der Verbeeterung der Provision» Ökonomie erreicht, daB 
die Valutaeinnahmen aus Provisionen von den P-Firmen konti- 
nuierlich anstiegen. ~ * 

Bei den Verhandlungen mit den Geschiif tsführeirn wurde selbst— 
verslündlich beachtet, daB die Handelsspannen der einzelnen 
Geschüf tskonstruktionen nicht über Gebühr belastet werden 
und einer Überprüfung durch die BetriebsprUfer in der BRD 
standhalten. 

Da die Aufwendungen für Provisionen eine Schmiilerung des 

Ergebnisses der Firmen vor der Steuer bedeuten, treten auch 
• — 

Auswirkungen auf die Höhe der Tantieixien der Geschäftsführer 
ein. . - ... 

)?ach Abstinaiung mit dem Genossen Springmann wird .deshalb vor- 
geschlagen, daB in den Fällen, wo die Bereitschaft des Geschäfts- 
führers zu nachweisbaren höheren Valutaeinnahmen aus Provisio- 
nen geführt hat, gesonderte Pri'mienvereinbarungen getroffen 
werden sollten. 

Die Abf Uhrungsverpf llchtuhg an den Genossen Steidl wird davon 
nicht berührt, d.h. Genösse Spr^ngmann • Übern in<mt dann'’ jewell s 
die Information über die Höhe der von uns ausgesetzten Prämie. 






Die unter der 0.9. Voraussetzung zustande gekommene neue 
Vereinbarung mit der Firma noha, GeschSftslührer Heinz 
Altenhoff, fuhrt aus der Varenbewegung 1983 zu einer Erhöhung 
des Frovlslonsvolumens ln Höhe von 500 TDM. Entsprechend dem 
GeschÜftsfUhrerver'trag wird vorgeschlagen, dh« eine PrKmle ln 
Höhe von 25 TDM ln* bar auszuzählen» *' r ' 

Bitte, um Bestätigung des Grundsatzes sowie des erwähnten 
Betrages zur Auszahlung ax) H. Altenholf. 


1 / 

-»y'/M j*? . 
Elsowskl 
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Bereich 

Koiiunerzielle Koordinierung 
Der Staatssekretär 


Berlin, den 1. Juni 1984 


Vcrtrci'/::cTO Cvonctxio i 


Ordnung 
Meldung von Vorkommnissen 
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1 . Meldung von Vorkommnissen 

Diese Weisung gilt für den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
und die ihm unterstellten Außenhandelsbetriebe und Vertreter- 
gesellschaften. 


2. Verantwortlichkeit 


Die Leiter der Struktureinheiten des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung und die Leiter der dem Bereich unterstellten 
Außenhandelsbetriebe und Vertretergesellschaften haben zu 
gewährleisten, daß alle außergewöhnlichen lond besonderen 
Vorkommnisse in ihrem Verantwortungsbereich einschließlich 
die durch Reisekader im Ausland verursachten Vorkommnisse 
gemeldet werden. 


3 . Definition der Vorkommnisse 

3.1. Außergewöhnliche Vorkommnisse sind Vorkommnisse, die eine 

sofortige Information des Leiters des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung erforderlich machen und bei denen in der Regel 
aufgrund ihrer Bedeutung bzw. ihrer Auswirkungen weitere 
Entscheidungen bzw. Maßnahmen durch den Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung zu treffen bzw. zu bestätigen sind. 

Das betrifft insbesondere 

- Aktivitäten, die von Behörden, Einrichtungen, Konzernen 
und Firmen kapitalistischer Staaten ausgehen, oder auch 
sonstige Ereignisse, die unmittelbar politische, handels- 
politische und kommerzielle Interessen beeinträchtigen und 
bei denen zur Abwendung bzw. Begrenzung von Schäden oder 
Verlusten sofortige zentrale Leitungsentscheidungen erfor- 
derlich werden; 
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- Erscheinungen staatsfeindlicher Tätigkeit und gegnerischer 
Provokationen; 

- Einbrüche, Diebstähle, Veruntreuungen und andere Rechts- 
verletzungen mit erheblichem volkswirtschaftlichen Schaden; 

- grobe Verletzungen der Ordnung und Sicherheit; 

- Anträge von Mitarbeitern bzw. ihren Verwandten und Bekcumten 
auf Wohnsitzänderung in das NSW; 

- Katastrophen, schwere Havarien und Unfälle mit tödlichem 
Ausgang, schweren Verletzungen oder einer größeren Anzahl 
von Verletzten; 

- Vorkommnisse, die leitende Kader betreffen. 


3.2. Besondere Vorkommnisse sind Vorkommnisse, die dem Leiter 

des Bereiches Kommerzielle Koordinierung zur Kenntnis zu 

geben sind und bei denen in der Regel die erforderlichen 

Maßnahmen und Entscheidungen unmittelbar durch die zuständigen 

Leiter eigenverantwortlich zu treffen sind. 

Das betrifft insbesondere 

- außerdienstliche Kontakte von Mitarbeitern zu Personen, 
Firmen und Einrichtungen aus dem NSW sowie Versuche, 
Mitarbeiter zu einem nicht den gesetzlichen bzw. dienst- 
lichen Vorschriften entsprechendem Verhalten zu veranlassen; 

- Korruption bzw. Korruptions versuche gegenüber Mitarbeitern; 

- Verletzungen der Staatsdisziplin sowie grobe Verletzungen 
von Dienst- und Arbeitspflichten, die die Einleitung eines 
Disziplinär- und/oder Strafverfahrens erfordern; 

- Verluste von Diplomaten-, Dienst- und Reisepässen, Dienst- 
ausweisen, Petschaften, Dienstsiegeln, Panzerschrankschlüs- 
seln u. ä. ; 

- ernste Verstöße gegen die sozialistische Ethik \ind Moral, 
wie Alkoholmißbrauch, Benutzung von Kfz. bzw. Verkehrs- 
unfälle unter Alkoholeinfluß; 

- strafbare Handlungen von Mitarbeitern auch außerhalb 
ihres Dienst- bzw. Arbeitsverhältnisses, die die Einlei- 
tung von Ermittlungsverfahren nach sich ziehen. 
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4 . Inhalt der Meldungen 

Die Meldungen sind inhaltlich so abzufassen, daß ausgehend 
vom jeweiligen Vorkommnis die dadurch entstandene Lage 
objektiv eingeschätzt werden kann. 

4.1. Die Meldungen haben folgende Angaben zu enthalten: 

- Art, Ort und Zeitpunkt des Vorkommnisses bzw. des 
Bekanntwerdens ; 

- Umfang, Ursache und Auswirkung des eingetretenen Schadens; 

- eingeleitete bzw. erforderliche Maßnahmen. 

4.2. Bei Meldungen über Personen sind zusätzlich folgende Angaben 
erforderlich: 

- Ncime , Vorname 

- Geburtstag und -ort 

- Mitglied der SED 

- Qualifikation (Facharbeiter, Fach- und Hochschulabschluß) 

- jetzige Tätigkeit 

- Arbeitsstelle/Betrieb 

- Mitarbeiter im Außenhandel seit (Jahr) 

- Reisekader ja/nein 

4.3. Bei ungesetzlichem Verlassen der DDR sind weiterhin folgende 
Angaben in die Meldung aufzunehmen: 

Zur Person: 


- Name, Vorname, Geburtstag und -ort, Arbeitsstelle und 
Tätigkeit des Ehegatten; 

- Name, Vorname, Geburtstag und -ort und jetzige Wohnadresse 
(soweit bekannt) über alle im Ausland lebenden Verwandten 
und Bekannten sowie Angaben über die Bindungen zu diesem 
Personenkreis ; 

- umfassende Einschätzung zur Person. 

Darstellung des Sachverhalts; 

- Tag der Entfernung, jetziger Aufenthaltsort, 
Aufenthaltsland (soweit bekannt) . 

- Wie wurde das Verlassen der DDR festgestellt? 

Welche Ermittlungen wurden eingeleitet, und was ergaben 
diese bisher? 

- Wurden betriebliche Unterlagen einschließlich Ausweise 
mi tgenommen? 
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- Angaben über Kenntnisse, die die betreffende Person zum 
Schaden des Außenhandels und der Volkswirtschaft der DDR 
verwenden könnte . 

- Vermutliche Gründe zum ungesetzlichen Verlassen der DDR. 


5 . Abgabe der Meldungen 


5.1. Außergewöhnliche Vorkommnisse sind dem Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung sofort schriftlich zu melden. 

Außergewöhnliche Vorkommnisse, die eine beträchtliche Gefähr- 
dung bedeutender Aufgaben, eine erhebliche Verletzung der 
staatlichen bzw. betrieblichen Ordnungen und eine umfangreiche 
ideelle und materielle Schädigung des Bereiches bzw. des Betrie- 
bes beinhalten bzw. zur Folge haben können, sind dem Leiter 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung unmittelbar nach 
Bekanntwerden telefonisch vorauszumelden. Wenn erforderlich, 
ist außerhalb der Arbeitszeit der Diensthabende Leiter des 
Bereiches in Kenntnis zu setzen, der über den Einlaßempfang 
zu erreichen ist. Am darauffolgenden Arbeitstag ist dem 
Leiter des Bereiches eine detaillierte schriftliche Einzel- 
information zu übergeben. 

5.2. Besondere Vorkommnisse sind monatlich bis zum 5. Arbeitstag 
des Folgemonats durch die Leiter der dem Bereich unterstell- 
ten Außenhandelsbetriebe und -firmen in Form eines zusaramenge- 
faßten Berichts zu melden. 

Abweichend von d^ser Regelung sind Verstöße im Umgang mit 
GVS, WS, Petschaften, Dienstsiegeln oder Panzerschrank- 
schlüsseln bzw. deren Verluste sofort der VS-Hauptstelle 
des Bereiches mitzuteilen. 

Die Leiter der Struktureinheiten des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung haben alle Vorkommnisse sofort schriftlich zu 
melden. 

Bei der Durchführung von Disziplinarverfahren ist den Berich- 
ten ein Exemplar des Protokolls beizufügen/nachzureichen bzw. 
über Ursache, Verlauf und Ergebnis (Disziplinarmaßnahme) des 
Verfahrens schriftlich zu informieren. 


6 . Auswertung der Vorkommnisse 


6.1. Alle Vorkommnisse sind in den jeweiligen Arbeitsbereichen 

von den zuständigen staatlichen Leitern gründlich auszuwerten. 
Begünstigende Bedingungen innerhalb der Verantwortungsbereiche 
sind sofort zu beseitigen. 
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6.2. Im Zusammenwirken zwischen den Leitern der Abteilungen 
Ordnung und Sicherheit und den Leitern der Abteilungen 
Kader der dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe 
ist bis 1. 12. jeden Jahres eine zuscimmengefaßte Analyse 
der Vorkommnisse und ihrer Auswertung zu erarbeiten und 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zu übergeben. 

6.3. Der Generaldirektor der ’'forum"-Handelsgesellschaft mbH 
hat im Zusammenwirken mit den Handelsträgern eine ständige 
Erfassung, Analyse und Auswertung aller Vorkommnisse auf 
dem Gebiet des Intershophandels vorzunehmen. 

Außergewöhnliche und besondere Vorkommnisse sind entsprechend 
dieser Ordnung dem Bereich Kommerzielle Koordinierung zu 
melden. 


Alle Mitarbeiter sind ständig anzuhalten, Vorkommnisse, die ihre 
Person, andere Mitarbeiter, das Dienstobjekt bzw. durchzuführende 
Aufgaben betreffen, ihrem dienstlichen Vorgesetzten mitzuteilen. 
Die Meldungen der Vorkommnisse sind von den Leitern gewissenhaft 
entgegenzunehmen und der Situation entsprechend zu behandeln. 



Dr. Schal ck 




V 
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verständigen ertorderiich wird, soweit deren Tätigkeit nicht 
durch andere Rechtsvorschriften geregelt ist 

42 

Gmndsats 

(1) Die Begutachtung von Kulturgut gemäß § 1 Absätze 1 
und 2 dieser Durdiführungsbestimmung darf nur durch 
staatlich berufene oder beauftragte Kulturgutsadi verstän- 
dige vorgenommen werden. 

(2) Die Aussagen des Kulturgutsachverständigen sind auf 
eine dem Anliegen der Rechtsvorschriften zum Schutz des 
Kulturgutes entsprechende, vom Zweck des Gutachtens be- 
stimmte Beurteilung des Kulturgutes zu richten, insbeson- 
dere auf die Feststellung seiner historischen, wissenschaftli- 
chen oder künstlerischen Bedeutung. Finanzielle Bewertun- 
gen des Kulturgutes erfolgen nur, wenn sich ihre Notwen- 
digkeit aus den Rechtsvorschriften zum Schutz des Kultur- 
gutes, insbesondere zur Unterstützung der Justiz- und Si- 
cherheitsorgane, ergibt^ 


Vierte Durchführungsbestimmung^ 
zum Kulturgutschutzgesetz 
^ Tätigkeit der Kulturgutsachverständigen — 
vom 24. September 1984 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 
1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit den 
Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes be- 
stimmt: 

§1 

Geltungsbereich 

^ Diese Durchführungsbestimmung regelt die Tätigkeit 
vt».. ehrenamtlichen Kulturgutsachverständigen in allen Ange- 
legenheiten, in denen nach den Rechtsvorschriften zum Schutz 
des Kulturgutes der Deutschen Demokratischen Republik 
staatliche Entscheidungen zu treffen sind und dabei das zu- 
ständige staatliche Organ der saciikundigen Unterstützung 
durch Gutachten bei der Beurteilung des Kulturgutes bedarf. 

(2) Die Tätigkeit von Kulturgutsachverständigen kann ins- 
besondere erforderlich werden 

1. bei der Erfassung und Registrierung von geschütztem 
Kulturgut, 

2. bei der Prüfung der Notwendigkeit von Auflagen zur 
Durchführung von Maßnahmen zum Schutz und zur Er- 
haltung von geschütztem Kulturgut, 

3. bei der Prüfung der Notwendigkeit der Tätigkeit eines 
Kurators zur ordnungsgc. mäßen Verwaltung von ge- 
schütztem Kulturgut, 

4. bei der Entscheidung über Anträge auf Ausfuhr von 
Kulturgut, 

5. zur Unterstützung der Justiz- und Sicherheitsorgane in 
Kulturgutsdiutzangelegenheitcn. 

(3) Diese Durdif ührungsbeslimirnung ist entsprechend an- 
zuwonden, wenn bei anderen staatlichen Entscheidungen, die 
gesell -'Vzl es Kulturgut l.e treffen, d’O .Mltvei-kunp; von Sach- 


§3 

Berufene und beauftragte 
Kulturgutsach verständige 

(1) Die Bezeichnung „Kulturgutsachverständiger“ darf hur 
führen, wer als solcher im Rahmen des Geltungsbereiches 
der Rechtsvorschriften zum Schutz des Kulturgutes -mit sei- 
nem Einverständnis berufen cxler beauftragt wurde. 

(2) Als Kulturgutsachverständiger kann nur bertifen oder 
beauftragt werden, wer 

1. seiner Person nach die Gewähr dafür bietet, daß er seine 
Tätigkeit als Kulturgutsachverständiger sorgfältig und 
zuverlässig ausüben wird, 

2. über die erforderliche Sachkunde auf dem jeweiligen 
Fachgebiet verfügt, 

3. bei einem Betrieb oder einer Einrichtung mit einer auf 
dem Fachgebiet liegenden Aufgabenstellung in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis steht cxler aktiv ln einer auf 
dem Fachgebiet wirksamen gesellschaftlichen Organisa- 
tion inltarbeitet 

Über Ausnahmen zu Ziff. 3 entscheidet bei Berufung das Mi- 
nisterium für Kultur und bei Beauftragung das auftragge- 
bende staatliche Organ. 

(3) Bei speziellen Arten von Kulturgut erfolgen Berufung 
und Beauftragung in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
zentralen Staatsorganen bzw. Fachorganen der Räte der Be- 

- zirke. 

(4) Berufung und Beauftragung können jederzeit wider- 
rufen werden, ohne daß es dazu einer Begründung bedarf. 

§4 

Berufung 

(1) Das Ministerium für Kultur oder die Räte der Bezirke, 
Abteilung Kultur, berufen sachkundige Bürger der Deut- 
schen Demokratischen Republik, die auf Grund langjähriger 
Berufspraxis oder Tätigkeit und in der Regel abgeschlossener 
Hoch- oder Fachschulausbildung ihre Befähigung zu wissen- 
schaftlich begründeten Aussagen über ein betreffendes Fach- 
gebiet nachgewiesen haben, für eine unbefristete ehrenamt- 
liche Tätigkeit als Kulturgutsachverständige auf diesem 
Fachgebiet. 

(2) Über die Berufung ist eine Urkunde auszusteUen, in der 
das Fachgebiet der Gutachtertätigkeit genau zu bezeichnen 
Ist. 

(3) Belm berufenden staatlichen Organ ist ein Register 
über alle von diesem Organ berufenen Kulturgutsachver- 
ständigen zu führen, aus dem die zuständigen staatlichen 
Organe ständig Auskunft über Namen, Anschriften, Erreich- 

2 Eine finanzielle Bewertung von Edelmetall und Edelsteinen als Be- 

standiei'-'r von M .'urcot r.t ror dorc'-. der Anord- 

I nur.i^ vom 20. E“- 1: ruar i:-;i über G -iarbten für Edeb'neial'.e. Edelsteine, 
' Perlen ur.i Errv .; .r hieraus <GL-;l. I Nr 11 S. 12G vorru nehr.ien. 
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barkeit und Fachgebiet des Kulturgutsachverständigen er> 
langen können. 

< 4 ) Die berufenen Kulturgutsachverständigen sind ver- 
pflichtet, alle Änderungen der Angaben zur Person, die für 
die Berufung bzw. das Register maßgeblich sind, unverzüg- 
lich und unaufgefordert dem registerführenden staatlichen 
Organ mitzuteilen. 

(5) Endet die Berufung als Kulturgutsachverständiger, ist 
die Berufungsurkunde dem zuständigen staatlichen Organ 
unverzüglich zurückzugeben oder von diesem einzuziehen. 
Das gilt auch für Unterlagen und Materialien der Sachver- 
ständigentätigkeit. Die Pflichten gemäß § 6 Absätze 2 und 4 
werden durch die Abberufung nicht berührt. 

§5 

Beauftragung 

(1) Das Ministerium für Kultur oder die Räte der Bezirke 
bzw. Kreise, Abteilung Kultur, können sachkundige Bürger, 
die keine berufenen Kulturgutsachverständigen gemäß § 4 
sind, in Einzelfällen mit einer Tätigkeit als Kulturgutsach- 
verständige auf ihren speziellen Fachgebieten beauftragen. 
Die Beauftragung erfolgt schriftlich. 

(2) Ein beauftragter Sachverständiger darf die Bezeichnung 
Uurgutsachverständiger** nur in Erfüllung seines Auf- 

ti führen. 

§6 

Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Kulturgutsachverständigen 

(1) Die Kulturgutsachverständigen haben ihre Gutachten 
unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Methoden und Er- 
kenntnisse sowie der ihnen zugänglichen Dokumente und 
Materialien zum betreffenden Fachgebiet zu erstellen. Sie 
sind verpflichtet, das Kulturgut nach den anerkannten Kri- 
terien einer wissenschaftlichen Begutachtung objektiv zu 
prüfen und die im betreffenden Fachgebiet übliche Sorgfalt 
zu beachten. Ihre Arbeitsergebnisse sollen eine Aussage 
über die Toleranz bekannter internationaler Einschätzungen 
und Gutachten enthalten. Sie sollen nur in gesondert zu be- 
gründenden Fällen außerhalb dieser Toleranz liegen. 

(2) Die Kulturgutsachverständigen haben den Inhalt ihrer 
Gutachten ausschließlich ihren staatlichen Auftraggebern zur 
Kenntnis zu geben und im Zusammenhang mit ihrer Tätig- 
keit erlangtes Wissen nicht zum Schaden anderer oder zu 
ihrem oder anderer Nutzen zu verwenden. Erfordert die Be- 
gutachtung besondere Vertraulichkeit, entscheidet das auf- 
ti )ebende staatliche Organ über die Anwendung der 
Recntsvorsdiriften über den Schutz der Dienstgeheimnisse. ^ 

(3) Macht sich bei der Erstellung eines Gutachtens eine 
Überschreitung des allgemein üblichen Arbeitsaufwandes 
erforderlich, hat der Kulturgutsachverständige dies dem auf- 
traggebenden staatlichen Organ unverzüglich mitzuteilen 
jnd dessen weitere Entscheidung abzuwarten. 

(4) Die Kulturgutsachvcrständigcn haben ihre gutachterli- 
dien Feststellungen 10 Jahre aufzubewahren, soweit sie nicht 
vom auftraggebenden staatlichen Organ einbehalten werden. 
Bei Einbehaltung ist derri Kulturgutsachversta.ndigen darüber 
eine Quittung auszustellen, die 10 Jahre aufzubewahren ist. 

§7 

Freistellung von der ;\rl)eit 

(1) Kulturgutsachverständige üben ihre Tätigkeit grund- 
sätzlich außerhalb der Arbeitszeit aus. Soweit das in Aus- 
lahmefällen nicht möglich ist, erfolgt auf Ersuchen des zu- 
tändigen staatlichen Organs die erforderliche Freistellung 
'on der Arbeit eetnäß 5 18- Abs l de.s .Arbeitsgesetzbuches 
:-jr Deutschen rhjni'r'krabsciwn Republik 10 Juni 1077 

GBl. T Nr. 13 S. 135). 




(2) Die Kulturgutsachverständigen erhalten für die Dauer 
ihrer Freistellung vom Betrieb einen Ausgleich in Höhe ihres 
Durchschnittslohnes.^ 

(3) Werden Kulturgutsachverständige gemäß Abs. 1 von 
der Arbeit freigestellt, hat der Betrieb gegenüber dem auf- 
traggebenden staatlichen Organ Anspruch auf Erstattung der 
Lohnkosten gemäß Abs. 2 und der im § 9 Abs. 1 genannten 

• Kosten. 

Zahlung von Entschädigungen 
§8 

(1) Kulturgutsachverständige, die außerhalb eines Arbeits- 
rechtsverhältnisses tätig werden, haben für diese Tätigkeit 
Ansprudi auf Entschädigung. Für die Gewährung dieser Ent- 
schädigung sind die Rechtsvorschriften über die Entschädi- 
gung für die Erstattung von Gutachten vor Gericht entspre- 
chend anzuwenden.5 

(2) Die nebenberufliche Tätigkeit von Kulturgutsachver- 
ständigen darf grundsätzlich 400 Stunden jährlidi nicht über- 
schreiten. Ausnahmen sind zulässig, soweit es staatliche In- 
teressen erfordern. 

(3) Für die Besteuerung der nebenberuflichen Tätigkeit von 
Kulturgutsachverständigen gilt die Anördnung vom 7. Februar 
1980 über steuerliche Vergünstigungen für Einnahmen aus 
nebenberuflicher Tätigkeit (GBl. I Nr. 8 S. 69). 

§9 

(1) Für die von den Kulturgutsachverständigen aufgewen- 
deten nachgewiesenen 

— Reisekosten gemäß den Rechtsvorschriften, 

— Post-, Telegramm- und Telefongebühren, 

— Kosten für verbrauchte Materialien und die Nutzung von 
Arbeitsmitteln, 

— Kosten für durchgeführte Materialprüfungen und ähnliche 
Analysen, 

— Kosten für Vervielfältigungen notwendiger Unterlagen 
oder Bereitstellung weiterer Exemplare des Gutachtens, 

— sonstigen notwendigen Aufwendungen 

ist das auftraggebende staatliche Organ gesondert erstat- 
tungspflichtig. 

(2) Nebenberuflich tätige Kulturgutsachverständige haben 
keinen Anspruch auf Tagegeld. 

§ 10 

Kostentragung 

Die vom auftraggebenden staatlichen Organ gemäß den 
§§ 7 bis 9 dem Kulturgutsachverständigen oder seinem Be- 
trieb zu erstattenden Kosten und zu zahlenden Entschädigun- 
gen gelten gegenüber dem Eigentümer, Besitzer oder Verfü- 
gungsberechtigten des betreffenden Kulturgutes als Auslagen 
des staatlichen Organs im Sinne der Bestimmungen über Ver- 
waltungsgebühren.^» Sie sind, soweit nicht Rechtsvorschriften 
Gebührenfreiheit vorschreiben, vom staatlichen Organ gegen- 
über dem Eigentümer, Besitzer oder Verfügungsberechtigten 
des betreffenden Kulturgutes nach diesen Bestimmungen gel- 
tend zu machen. 

§11 

Zentrale Gutachterkommission 

Die Aufgaben einer Zentralen Gutachterkommission im 
Rahmen dieser Durchführungsbestimmung nimmt die vom 
Minister für Kultur berufene „Kommission des Ministeriums 

< Z. Z. gilt die Verordnung vom 21. Dezember 1961 über die Berech- 
nung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzahlung (GBl. II 
Nr. 83 S. 551) 1. d. F. der Zweiten Verordnung vom 21 . Juli 1967 (GBl. II 
Nr. 73 S. 511) und der Bekanntmachung vom 26. September 1977 (GBl. I 
Nr, 31 S. 316). 

j 5 Z. Z. gilt die Anordnung vom 6. Mal 1930 über die Entschädigung 
I für .Schöffe.n und Ooteihgte am G*?ri "htsverfahren sowie für Mr.g’.'.odcr 
der Sc!ued:jkoir.i.'.:sjio.nen (GB!. 1 r.'r. lö S. H3). 

' ^ 7.. 7 di'- \'o: «od:' ..ro? '. i:-" die sti.’ni'he.n 
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für Kultur zum Schutz des Kulturgutes** wahr. Diese Kom- 
mission Ist insbesondere für die Anleitung aller Kulturgut- 
sachverständigen zuständig. Einzelheiten ihrer Aufgaben und 
Befugnisse regelt der Minister für Kultur.? 

«12 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Dezember 1984 
in Kraft. 

Berlin, den 24. September 1984 

Der Minister für Kultur 
Dr. Hoffmai\n 

7 z. z. gut die Anweisung vom 26. April IS62 über die Bildung der 
.Kommission des Ministeriums für Kultur zum Schutz des Kultur« 
gutes* und die Verbindlichkeit Ihres Statuts (Verfügungen und Mit- 
teilungen des Ministeriums für Kultur Nr. 2/SS). 
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Konzeption 

zuj[ Steißemuiß des NSW-jixportcs niilitüriecher Tech/il^ 
Bewaffnung fiir den Zeitravun bis 1990 


und 


1 • Ziclgtellunf; 

Auf dsr Grundlage zentraler Festlegungen ist der USVi'-liicport 

milit irischer Technik und Bewaffnung überdurchschnittlich 

zu st Jigeni. 

Dazu sind 

- in c en Jahren 1904/05 untez* Nutzung vorhandener und im 
Aufluu befindlicher Kapazitiiten weitere Exportmöglich- 
keiten zu erschließen, 

- mit der Ausarbeitung der Broduktionsprofile der Zweige 
und [Bereiche der Volksv/irtschaf t für den Zeitraum bis 
1990 die Voraussetzungen für die Produktion eines effek- 
tiven, den Bedingungen der Absatzmärkte im BSV/ entsprechen- 
den 'Jxporteortimentos zu schaffen sowie 

- die erforderlichen )intscheidungen zu treffen und erzeug- 
niskonkroto Maßnahmen oinzuloiten. 

2 « lilnschtltzunf; zum gegenwü rtl gen Sta nd d HSV/- Exporte s 


Der HSyZ-E xport (elnschlicß] icJi ]3oroich Kommerzielle Kooixli- 
nierung) militärischer Technik und Bewaffnung entwickelte 


sich v/ie folgt! 
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1981 84,0 Mio VU (Ist) 

1982 193,7 Mio VM (Ist) 

1983 155,7 Mio VM (Ist) 

1984 145,0 Mio VM (StAJ.) 

105,0 Mio VM (voraussichtliche Er- 
füllunß per 31 »12. 1984) 

1985 142,0 Mio VM (ßogenwtirtiger Stand) 

Schwerpunkte der bishcrißen Lieferungen bildeten folgende Er- 
zeugnisse: 

- Instandsetzungen von Militärtechnik 

• Flugzeuge dej* Typ®” MiG 

• Flugzeugtriebwerke (verschiedene 
4 Nachrichten- imd l\mkraoßtechnik 

» Schiffsdieselmotoi'en 

- Bewaffnvuig und Munition 

• Maschinenpistolen AICM 

• Munition 7,62 mm 

• Handgranaten 

- weitere Komplexe, wie: 

« Werkstattwagen verschiedener Modifikationen 

• Pyrotechnische Lh'zeugnisse 

• Optische Gerate 

Effektiv! tütsausv;eis des speziellen Exportes 1983/84: 

- Pijlr das Jahr 1983: 

Exportrentabilitat (Nj^p) 

Djvisenertragskennziffer (DB) 


1,0654 

0,5877 
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~ Klr daa Jahr 1984: 


Exportrentabilitat 
l'evlscnertroGakennziffer (DE) 


1,376 

0,5419 


Bewährt hat eich 


- der Export von Technik und Bev/affnung, die zum größten Teij[ 
auf Basis sowjetischer Lizenzen produziert wiixi *und in den 
bewaffneten Orgeuien der DDE eingeführt ist, sowie von dazu 
pjnßfähigen Erzeugnissen aus eigener, im Auftrag der NVA 
durcligefUhrter Entwicklungen; 

Diese Tendenz wird auch bis 1990 bestimmend sein« 


- d 




e Nutzung vorhandener Ausbildungsunterlagen und die akti- 
v'e Mitwirkung der liVA xuid der anderen bewaffneten Organe b^ 
der Vorstellung, Demonstration und Bereitstellung von Ex- 
p Orterzeugnissen ; 

die Dxirchführung von E'xporten und Importen durch spezielle 
Außenhnndelsorgane (Bereich Spezieller Außenhandel, Be~ 
r ;ich Kommerzielle Koordinierung); 


die Nutzung vorhandener Resei'ven an Waffen und ^^unltlon 
und bestimmter militärischer Ausrüstung für den speziellen 
jCxport, 


Ihiuptabsatzmärkte für den NSW-Export von 'Waffen, Munition und 
Ineiendsetzungsleistungen sind Entwicklungsländer (Irak, 
Libyen, Syrien, Algerien, Iran , Ägypten , N ordjeme n, S üdjemen ) 
vle die PLO. 


80V 
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Die ll^arkt Situation in diesen Ltindern ist auneluocnd gekenn- 

zeicmet durch: 

- wesentlich verringerte Zahlungsfähigkeit auf Ginind der 
durch die weltweite Rezession und Hochzinspolitik der 
USA hervorgerufenen Devisen Verknappung mit ihrer beson- 
ders starken Auswirkung auf lintwioklungeländer, 

-die zunehmenden Forderungen dieser Länder, auch für Liefe- 
rungen militari seiner lirzeugnisse la'cdito bzw, längerfristi- 
ge Zahlimgszielo zu gewähren, 

- das vcrstüi4:te Auftreten anderer sozialistischer Länder, 
die die gleichen ürzeugnisse zu erheblicli niedrigeren 
Preisen auf diesen ilärkten anbieton. 

Insbesondere die ICVDR und die VK China treten mit extrem 
niedrigen Preisen auf. 

Die gegenwärtige I»ace ist weiterhin ge’ccnnzoichnet durch: 

- verLtürkte Forderung der UdSSR für Lieferungen an Ersatz- 
teilen, die für die Instandsetzung von Technik aus Dritt- 
lirldoi^^ eingesetzt weixien, nach Bezahlung in frelkonver- 
tjerbaron Devisen; 

- Nichterteilung von bzw, auf bestimmte Länder begrenzte 
Ireigaben dos Lizenzgebers UdSSR für den llS\7-Bxport der 
if der DDR nach Lizenz produzierten Bewaffnung und Aus- 
nlntung. 



r 
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3. 


3.1 


3.1 


GnuidsUtze, iVcßo und Vorausset zunßen zur ErhHliung des 
epozi e llon NS\V“)t>c Portes 

Grund Sätze 


1 


. Der HSV/-i*ixi)ort basiert weiterhin auf Krzeugnissen, die 
nach sowjetischen Jiizenzen gefertißt werden. Das Kxport- 
eortiment ist durch dazu paßfüJiige )5rzeugnlsse und Lei- 
stungen mit hohem wissenschaftlich-technisclien Niveau 
zu ergänzen, die im Auftrag der ]1VA entwickelt'werden und 
in den bewaffneten Organen der J)Djl eingefülirt sind. Dazu 
ist es erforderlich, daß die vorgesehenen Lizenznahmen 
und Eigenen t Wicklungen in der DDll zu einem frUhest mög- 
lichen üeitpuj)kt in die Produktion übergeleitet werden. 


3 . 1.2 


. In Übereinstimmung mit der l)ntwicklung der speziellen 
Produktion in der DDK ist auch der spezielle lüxport 
stärker auf die Lieferung von Bewaffnung und Munition zu 
orientieren. Bei Notwendigkeit sind dafür ouoh die vor- 
handenen B-Kapazitäten zu nutzen. 

Die Schaffung von Produktionskapazitäten für spezielle 
Krzougnisse, die ausschließlich für den NSW-Export ge- 
nutzt werden können, ist auf Grund des hohen Absatzrisikös 
nicht vertretbar. 


3.1.3 


Die Ergebnisse der mllitär- technischen l'orechung und Ent-J 
Wicklung der DDK sind stärkor als bisher für den NSW-Ex- 
port zu nutzen, 

Bewaffnxuig und Ausrüstung, deren Produktion in der DDR 
neu aufgenonimen werden soll, ist von Anfang an in die 
NSW-Exportfähigkeit einzubeziohen. 

Dazu sind die entsprechenden Voraussetzungen mit den 
Pflichtenhef ton zu schaffen. 
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3* 1*4« Bor Export von Bewaffnung und Aueiflstung steht in engem 
Zusammenhang mit militärischer Ausbildung, mit Ausbil- 
dungsvorschriften und -mittein, mit Erfahi*ungen aus der 
Nutzung und Instandsetzung in der Ti*uppe sowie aus der 
Produktion und der industriellen Instandsetzung* 

Der Export ist deshalb auf solche Bewaffnung und Aus- 
rüstung zu konzentrieren, die in der NVA und in den an- 
deren Schutz- und Sioherheitsorganen der DDR bz^v« in 
den Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages genutzt 
wird. Durch den vorhandenen Eigenbedarf wird gleichzeitig 
das llisiko bei Exportschwoiikungen verringert. 

Die daraus gev/onnenen Kenntnisse, Erfahrungen und Dokumen 
taiionen sind wesentlich stärker für den immateriellen 
NSV/-}3xport zu nutzen. 

3 . 2 , Folgende Hauptlinien sind für die weitere Erhöhung des 
speziellen NSW-3ixportes zugrunde zu legen; 

- Schützenwaffen (Maschinenpistolen, leichte Maschinen- 
gewehre, Pistclen, Scharf schUtzengewehre mit Nacht- 
kampffähigkeit) , 

- Munition verschiedener Kaliber und /vrten für SchUtzen- 
waffen, 

- Panzerabwehrmittel (PALR-System "Konkurs'' und zur Aus- 
rüstung vorhandener Fahrzeuge, neue Panzerbüchsen, 
PanzertDinen, PanzerbUchsenmuiiition) , 

- SohUtzenminen , Handgranaten, Sprengstoffe, Leuoht- und 
Signalmittel, 

- Mobile SpezialausrUstungen (Werkstätten, medizinische 
Ausrüstungen, Energieveroorgungsonlagen), 
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- Nachriclitcn-, Aufklärungo- tuid Venjieaavuigatechnik 
(Laaerentfernuiißsineaser , optische )i«tfernvmßsmesser, 
Doppolfei'nclasor, Feldkabel, kleine PunkcorUte ver- 
schiedener Zweckbestimmunß) , 

- Instand 00 tzune von 

« PluGzengtoclinik 

• Funlanoß /Raketentechnik 

« Schiffsdieaol/i’anzermotoren 

- 'i’echnoloßische AusiHIstunGon für die Produktion tnilitö- 
riachor Teclinik und BewaffnunCi 

- Durchführung von immateriellen Leistungen (Bereitstel- 
lung von Ausbildungaeinrichtungen, Teclniologieexport 
für InstandsetzuJig und Produktion, ihrojekte für Bau- 
leiatungcn u.a.), 

- Weitere Richtungen sind: 

• Mittel dos medizinischen imd chemischen Schutzes, 
pliannazeutische Brzougniooe , 

• Plugplatzversorgungstechnik, 

• Teclinik und Ausrüstung der Rückwärtigen Dienste, 

« Ausbildungsmittel und Simulatoren, 

ilach bisherigen ersten Rinechätzungen durch die veront- 
wortliclien Industrioministerien wurde ein V/arenvolutnen 
von 822,0 Mio VM für den Zeitraum 1986/90 ermittelt 
(J*rcisbasi3 und Parität von 1984)« 


1172 




Geheime Veraohlußeache ] 
D 120 - 3515 / 04 Bl.l 


8 


Ausgehend davon sind Mögliclikeitcn des NSW-Exportes von 
speziellen Erzeugnissen vorhanden, 

- die ohne Vorbedingungen absetzbar sind (Eigenentwick- 
lungen und Lizenzproduktion mit Exportfreigabe) ln 
Höhe von 290,0 Mio VM; 

Das betrifft u.a# SohUtzenwaffen AKM, Munition H-43» 
Itaketenstartanlagon "PASTA", mobile SpezialnuerÜstun- 
gen, Peldkilchen, Schützenminen, Handgranaten, Spreng- 
stoffe, Leucht- und Signalraittel, Peldkabel, Elektro- 
oggregate, technologische AuoiHstungen, immaterielle 
Leistungen, 


- die bei Schaffung der entsprechenden Voraussetzungen 
(Erteilung der Exportfreigaben durch den Lizenzgeber, 
Gewährleistung von Importlieferungen an Ersatzteilen 
und Materialien) absetzbar sind, ln Höhe von 532,0 Mio 


VM. 


Das betrifft u.a, Schützenwaffen und SohUtzenwaffenmunl- 
tion der neuen Generation, Panzerabwehimiittel, Instand- 
sctzungslelstungen für Plugzeugtechnik, Punkmeß/Raketen^ 
technik, Schiffsdiesel/Panzermotoren, Pemzerminen, 
Brückenlegepanzer, Ausrüstungen für die spezielle Pro- 
duktion, 


Diese Ergebnisse entsprechen noch nicht den Anforderungen 
Es sind deshalb ausgehend vom geplanten NS7/- Export 1984 
Maßnahmen notwendig, um die erforderliche Steigerung des 
hSW-Exportes für den Zeitraum 1306/90 zu gewährleisten. 
Diese Zielstellung ist mit den zu erarbeitenden Konzep- 
tionen umzusetzen. 


1173 




Geheime Verachlußsaohe 
B 120 - 3515 / 84 Bl. 




»Veße 


3.3.1. 


5ur Jinveiterunß des Liefor- und Leistunßsumfangos speziel*. 

Ler MSV/-Kxporto werden folßendc V/e (50 vorgeschlagen : 

Vufnahme der Produktion mit hohem wiesenschaftlich-techni- 
jchon Niveau auf Baais von Lizenzen bzw. von iJigen ent Wick- 
lungen im Auftrag der NVA und der anderen Schutz- und Sich^ei'- 
loitaorgane der DDN. 


3.3.2« 3ov/cUirleistung eines flexiblen Neagierens auf Kundenv/tlnscne 
durch kurzfristige iJntwicklung und Überleitung in die Pro- 
iuktion entsprechender ih'zeugniswodifikationen (z,3, 
i3chUtzenv/af fen , GchUtzenv.af fenmunition, \/erkotCittkoff er 
Tür verscliicdcne 3kxsisfahrgestclle etc.). 

3.3» 3« Verstürktc Lieferungen von ICnow-Kow, ProduktionsauerUotun- 
,;cn und Baugrxippen für die spezielle Produktion in ausge- 
/ühlto NÜV/-Ljjider. 

3.3.4. Ausbau der vorhandenen Krfahrungen bei der i.iodei'nisiei'ung 
ijelieferter Uilitiirtechnik und Bewaffnung durch Binbe- 
siehung der J.iodornisierung in Inctandsotzungsleistungen, 
Modernisierung gelieferter Bruckenlegepcjizer u.a. Teclinik. 

3.3.5. Verstärkung dos Zusammenwirkens mit der UdSSR und anderen 
jozialistischen Ländern zum gemeinsamen Auftreten in Uritt- 
lünclem in folgenden Riclitungen: 

- bei der Errichtung von Produktions- oder Instand- 
setzungekapazitäton in diesen Ländern, 

- zur Kooperation der speziellen Produktion für Britt- 
länder (BLP, 500, JCrsatzteile für Instandeetzungs- 
leietungen u.u.). 
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*- zur Lieferung von Baugruppen, teohnologlsohen AuarUatun-l 
gen bzw, Zusatzlizenzen in solche Länder, die die glei- 
che SU- Lizenzproduktion aufnehmen wie die DDR (Indien, 
SlltJ, Algerien, Irak), 

3,3, 6, Nutzung der Uöglichkeiten des speziellen Exportes bzw, de]{' 
railitärökonorai sehen Zusammenarbeit mit sozialistischen 
Ländern, wie Korea, Kuba, Vietnam u,a,, um strategische 
Rohstoffe ala Austausch zu erhalten, die sonst nur im 
NSW erhältlich sind. 

3.4. Yoraussetzmigcn 

Zur weiteren Entwicklung des speziellen NSV/-Exportes sind 
folgende wesentliche Voraussetzungen zu schaffen: 

- litlr die bereits in Produktion bzw. ln Produktionsvor- 
bereitung befindlichen Lizenzerzeugnisse, fUr die 
Absatzmöglichkeiten im KSV/ bestehen, ist es erforder- 
lich, daß durch den Vorsitzenden dos Ministerrates der 
DDR Anträge zur NSV/-Exportfreigabe an den Vorsitzenden 
des I^nisterrates der UdSSR gestellt wei'den. 

Die Prägen der Exportfreigabe sind direkt mit den 
Lizenzverhandlungen zu verbinden. 

- Bestehende Abhängigkeiten der Produktion spezieller 
Erzeugnisse von Importen aus der UdSSR imd anderen 
sozialistischen Ländern, insbesondere bei speziellen 
Materialien, Pulver, hochbrisanten Sprengstoffen, 

Zündern, Baugi*uppen und Ersatzteilen, sind ln Überein- 
stimmung mit den dazu getroffenen Entscheidungen und 
bestätigten Konzeptionen duroh Aufnahme der Eigenpro- 
duktion zu beseitigen bzw, erheblich zu verringern. 
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Darüber hinaus oind, soweit dies erforderlich und für 
die DDU ökonomisch günstig ist, mit der UdSSB Regelun- 
gen zur Verrechnung von Liefemngen von der UdSSR für 
den speziellen NSW-Export der DDR sowie von Lieferun- 
gen der DDR für den speziellen NSW-Export der UdSSR 
auf KD-Basis zu treffen. 

Absatz- und Marktbedingungen des NSW-Exportes militäri- 
scher Erzeugnisse unterliegen in besonderem Heiße dem 
Einfluß politischer Lngeveränderungen, 

Um durch solche Situation hervorgerufenen Sofortbedarf 
abdecken zu können, sind die im NSW- Exp ortplan des Je- 
v;eiligen Jahres enthaltenen Erzeugnisse, die nicht ab- 
gesetzt werden konnten, in der Staatsreserve einzulagerti. 
Damit ist eine planmäßige Exportreserve zu bilden, Uber 
deren Verwendung durch den Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission entschieden wird. 


Die bisherige Praxis, Waffen und Munition sowie Instand- 
setzungsleistungen ausschließlich gegen sofortige Be- 
zahlung zu exportieren, ist nur noch im begrenzten Maße 
durchsetzbar. 


Ausgehend davon sollten die Möglichkeiten geprüft werden, 
daß der Leiter des Bereiches Spezieller Außenhandel undj 
der Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung j e- 

woils für die ihnen unterstellten Außenhandelsbetriebe 

^ — — — ■ — — ... - - ■ . 

die Vollmacht erhalten, Genehmigungen für Kredite an 
zahlungssichere Partner bis zu zv/el Jahren Laufzeit zu 
kommerziellen Bedingungen für den Export spezieller Er-] 


Zeugnisse zu erteilen. Ausiiahmen über längere Laufzeiten 


sind zwischen dem Ministerium für Außenhandel und der 


Staatlichen Plankommission abzustimmen. 
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Zur Ausnutaujng aller Mö{jlichkeiten sind vcretäi'kt Variap 
ten zürn lixport spezieller Erzeugnisse iin Bahnten von 
Bai’ter- Abkommen zu untersuchen. 


Durcli das /iinistex'ium für Hationale Vertoidigunc ist dl^ 
idctive Mitwirkung der }rVA bei der i^trschung, der Entwick- 
lung ncuci“ Erzevtgnlsse sowie deinen Erprobung, Vorführung 
und I.IilitürabnnJuiio zu gewlihrleisten. 


- Zur weiteren wualifizierung der Marlcturbeit sind 

. unter l.eitung des i.linisteriunis für Außenhandel, 
iJereicli Spezieller Außen'nandel und des Außon- 
jinjtdclsbctriebes Ingcnicui'-Techni scher Außen- 
handel, die Kombinate mit spezieller Produktion 
aktjv in die Murktarbelt eitizubezlehen sowie 

. attra):tive, aussagefähige, den Bedinguitgen der 
Märkte entspi'echcnde Angebotsuntei'lfvgen zu ei*- 
urbeiten. 


Dazu ist die Bildiuig von l.'arktbearbeitungsgruppen 
Außenliandel/lndustrie vorzusohen. 


Schlußfolfcerungen und Uaßttahmen 

- Die von den Industrieminlsterien xuiterbreiteten Vor- 
schläge 1904/85 zum zusätzlichen HSV/~ Export sind durch 
die zuständigen Organe auf Realisierbarkeit zu prüfen. 

3Js ist erfoixi erlich, bei den weiteren Arbeiten zur Er- 
höhung des DSW-Jixpoi'tes für das Jahr 1985 von der Ziel- 
stellung auszugehen, mindestens das llivoau der Staats- 
auflage 1904 zu erreichen. 

Verantv/ortlich; Minister für Außenhandel 

Industrieminister 
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llix' dio konzipierten llauptlinion des NSW-Bxportea oind 
orzeiißniokonkreto JCoi^zeptionen zur Steigerung dos NSV/~ 
Exportes auszuarboiton und dem Vorsitzenden der Staat- 
lichen PlanJcommiooion zur Bestätigung vorzulegen. 

Dazu ist von fol.gondon Prämiascn nuszugehen: 

, die beschleunigte Entwicklung und Produktion solcher 
spezieller Ez'zeugnisao, die hinoichtlich ihrei’ ICampf- 
wei'tcigonsolinrten intei'nationalen Höchststand verköi'- 
pei*n, in den bewaffneten Organon dei' DDK eingofühz’t 
werden, den jVnfoi'dciaingen der nSV/~LI”.,\’kte entsprechen 
und ohne Einschrän):ungon exportieict werden können, 

. Bei Lizenzerzeugnissen ist unmittelbar mit der Lizenz- 
nalimo die wisocnscheif tlich-technische V/eiterentwicklung 
einzuleitcn (z.D. Pjuizerbüchsen , jJinhei tshtuidgronaten , 
pyL]jK-G.ys tom ")Lonkurs " ) « 

. die »öcliuffung von eivvci terteii Llügliclikeiten zur flexiblen 
Keaktion auf spezielle KundcnwUnsche hinsicJitlich von 
ih'zeugnisiiiodifikationen « 

Voran twor tlicji : 1 n d u s t ri ei;i in i s t e x* 

Minister für Außenhandel 
Vorsi tzendex' dei' ütaatliclien 
PlanlcoiiJinisoion 

■i.‘e‘XTitin ; Dezembex' 1904 

Auf dei* Grundlage der konzipierten llauptexportlinlen und 
der durch die zuständigen Industriewinister ausgearboiteten 
Vorschljige zu.r Erhö}iung des ]].'JV/-jixportes bis 1990 sind 
mit den beteiligten zentralen Staatsorganen Abstimmungen 
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durch zufUhren , 

Die erforderlichen Bnlecholdungen sind mit den weiteren 
Arbeiten zum Fünf jalirpltm 1986/90 zu treffen. 

Verantwortlich; Vorsitzender der 

Stantlichen riankommission 
Indus triemlnis t er 
Minister für Außenhandel 
Minister für Nationale Verteidigung 

lür die Lizenzerzeugnisse, für die Absatzmöglichkeiten 
im NSW eingeschatzt werden, sind entsprechende Anträge 
zur JSrteilung der IIS'./-Kxportfrelgabe des Vorsitzenden 
des Minis terrat es der DDll an den Vorsitzenden des 
Minlsterrates der UdSSll auszuarbeiten und vorzulegen. 

Verantwortlich ; Minister für Außenhandel 

Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 

Termin; sofort 


Bio Möglichkeiten zur Aufnahme der Produktion sind für 
folgende spezielle Urzeugnisse zu untersuchen und Vor- 
schläge für das weitere Vorgehen zu unterbreiten: 


Panzer- und Artilleriegranaten mit modernen Wirk- 
prinzipien einschließlich Zünder durch die lilnlete- 
rien für Sohweiinaschinen- und Anlagenbau und Werkzeugj- 
und Verarbeitungsmaschinenbau, 


. Artilleriesysteme auf Basis der 30mm-Kanone, verwend- 
bar auf Schiffen, l^lugzeugen, Hubschraubern, SP\Y 
sowie auf J»afetton einschließlich der dazugehörigen 
Munition durch das Ministerium für Werkzeug- und 
Verarbeitungsmaschlnenbau 

Verojitwortlich; Industrieminister 

Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 
Mini et er für Außenhandel 
Minister für Nationale Verteidigung 

))ezember 1904 
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Ministerlxun für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 
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• - Berlin/ den 30. 11V-I9W; 
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Weisung Nr. 3 


Für den Außenhandelsbetrieb Transinter weise ich mit Wirkung 
vom 1. 1. 1985 folgende Veränderung an: 

1. Innerhalb des AHB Transinter wird die selbständige Handels- 
firma BIEG unter Einbeziehung der Firma Transcoromerz gebildet 
und als Generaldirektor der bisherige stellvertretende Gene- 
raldirektor, Genosse Joachim Herzer, eingesetzt. 


2. Der Generaldirektor des AHB Transinter hat die Gesamtver- 
antwortung für beide Teilbetriebe vol Ive rem tvrort lieh wahr- 
zunehmen. 


3. Zur Wahrnehmung dieser Gesamtverantwortung durch den 
Generaldirektor werden folgende Nomenklaturfunktionen 
bestätigt: 


Funktionsbezeichnung Gehaltsgruppe Gehalt Name 

M/pro Monat 

AHB BIEG 


Generaldirektor 

E 3 

1680 

Herzer, 

Joachim 

Stellv. Generaldirektor 

P 1 anung/Ökonomie 

E 4 

1670 


Stellv. Generaldirektor 
Plandurchführung 

E 4 

1670 

Haase, Hans 

Stellv. Generaldirektor 
Plandurchführung 

E 4 

1670 

Mendiburu , 
Aristides 

Hauptbuchhalter 

£ 4 

1670 

Schläfke , 
Ellen 
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Nieders , 
Dorothea 


Gollin, 

Gerhard 

Eifert, Helga 

Dr. Gödicke, 
Joachim 

~ Dr. Seifert, 
Jürgen 

Engler, Mathias 

Diese Planstellen sind entsprechend in den Stellenplan 1985 
einzuarbeiten. 


\ 





SVO/IHZ 





Stellv, des Generaldirektors 
und Stellv. Generaldirektor 

P 1 anung/ökonomi e 

E 

3. 

1880 

Stellv. 

Mvl 

Generaldirektor 

E 

4 

1670 

Stellv. 

LLI 

Generaldirektor 

E 

4 

1670 

Stellv. 

GCI 

Generaldirektor 

£ 

4 

1670 

Stellv. 

IHZ 

Generaldirektor 

£ 

4 

1670 

Hauptbuchhalter 

£ 

4 

1670 




Dokument 155 


Vojsit^onier ies .liniscerratos 

Verfüjuag Nr. /85 

vom 


Zur ;n::t3riell-techni3chen Versorgung der Volkswirtschaft 
und zur Versorgung der Bevölkerung in 2. Halbjahr 1985 
sind zusätzliche Importe erforderlich. 

Zu ihrer teilweisen Finanzierung wird folgendes verfügt: 


Zu Lasten des Planbestandes dar 
opantiven Devisenreserve 2nde 1335 

werden 100 Mio VM 

auf einen Sonderkonto Jos Ministeriums 
der ^ina.'.zen ^ereieges teil t. 


Verteiler; 

Vorsitzender des Ministerrates, Zen. 3toph 

Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der SED, 
Gen. Dr. Mittag 

Minister der Finanzen, Gen. Höfner 
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Dokunfierit 116 


Berlin, den 14. 3. 1985 


Genossen Manfred Seidel 


Als Anlage übergebe ich den 1 . Entwurf unserer Aussage zur 
Arbeit mit speziellen Firmen des Bereiches im NSW. 

Die Anlagen werden nachgereicht. 


Ich bitte zu prüfen, ob die getroffenen Aussagen ergänzt, 
weiter ausspezifiziert bzw. verändert werden sollten. 



Anlage K. Meier 
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Bereich 

Kommerzielle Koordinierung 


Berlin, den 14. 3. 1985 
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Auslandsverbindunqen NSW 



/O ( K. 

-j " L £. 
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y 

1/ /A 


'l 

In Durchsetzung der Weisung des Genossen Ministertwurden durch 
den Bereich Kommerzielle Koordinierung spezielle Auslandsver- 
’ bindungen geschaffen, um auch unter komplizierten Lagebedingungen 
bzw. in besonderen Spannungssituationen die Weiterführung der 
Tätigkeit des Bereiches zu sichern (Anlage %) . 

! Durch Gründung von Firmen des Bereiches, Firmenbeteiligungen 
, an bestehenden kapitalistischen Firmen, durch Intensivierung 
der Geschäftsbeziehungen zu ausgewählten Einrichtungen und 
Firmen im NSW konnte der Umfang dieser Auslands Verbindungen 
in den letzten Jahren ständig erweitert werden. 

I Diese speziellen Auslandsverbindungen begründen sich auf das ~] 
politisch-loyale, kommerziell korrekte und persönlich diszi- 
plinierte Verhalten der Inhaber, Geschäftsführer und anderer 
ausgewählter Mitarbeiter dieser Firmen und Einrichtungen bei 
der Durchführung der vom Bereich Kommerzielle Koordinierung 
übertragenen Aufgabej^ Durch Kapitalbeteiligungen und finan- 
zielle Zuwendungen wurden materielle Abhängigkeiten ausgewähl- 
ter Personen zum Bereich geschaffen. Nach den im Bereich zu 
treffenden Einschätzungen sind diese Personen unter Beachtung 
der notwendigen Differenziertheit bereit, auch unter kompli- 
zierten Lagebedingungen Aufträge des Bereiches zu erfüllen 
(Anlage 2) . 
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In der vom Leiter des Bereiches bestätigten "Weisung über die 
Führung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung im Verteidi- 
gungszustand" (Führungsanweisung) ist festgelegt, daß in Vor- 
bereitung der Mobilmachung und des Verteidigungszustandes die 
gesamte Tätigkeit des Bereiches auf folgende Schwerpunkte zu 
konzentrieren ist: 

- unbedingte Sicherung, Erweiterung und effektiver Einsatz 
des Valutavermögens des Bereiches entsprechend besonderer 
Weisungen des Politbüros des ZK der SED; 

- Entfaltung und Einsatz der speziellen Auslandsverbindungen 
zur Durchführung besonderer Finanz-/Geschäf tsoperationen 
im NSW; 

- Beschaffung/Import strategischer und militärisch wichtiger 
Materialien/Rohstoffe und Ausrüstungen/Waffen; 

- Erfassung und volkswirtschaftlich effektive Verwertung 
besonderer Versorgungsfonds. 

Unter diesen angenommenen Lagebedingungen erhält die Entfaltung 
und der Einsatz spezieller Auslandsverbindungen im NSW eine beson- 
dere Bedeutung. 

In der Führungsanweisung des Leiters des Bereiches wurde deshalb 
festgelegt, daß sein Stellvertreter mit der politisch-operativen. 
Führung dieser speziellen Auslandsverbindungen beauftragt wird. 

Dazu koordiniert er die entsprechenden Maßnahmen eigenverantwort- 
lich mit den verschiedenen Diensteinheiten des MfS und anderen 
zentralen staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen. 

Der Stellvertreter des Leiters des Bereiches ist verantwortlich für 

- die kurzfristige Umstellung der Auslandsverbindungen entspre- 
chend den sich verändernden Lagebedingungen; 
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- den Einsatz zusätzlicher Kader mit Ausländserfahrung; 

- die Anwendung konspirativer Mittel und Methoden zur Führung 
der Auslandsverbindungen; 

- den Aufbau des operativen Verbindungssystems. 

Wesentliche Maßnahmen im Rahmen dieser Aufgabenstellung wurden 
dem Leiter der Abteilung Inland-Export übertragen, der in Abwe- 
senheit des Stellvertreters des Leiters des Bereiches diese 
Aufgabenkomplexe weiterführt. 

Weitere Grundsatzdokumente, die im Bereich vorbereitet wurden, 
sind : 

- Weisung Nr. 2/84 über die Vorbereitung und Durchführung von 
Maßnahmen zur Sicherung des Vermögens der DDR im Ausland in 
besonderen Situationen; 

- Anweisung über die Durchführung von Maßnahmen der unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe im Zuseunmenhang mit der Einstel- 
lung der Exporte in NATO-Staaten. 

Verantwortlich für die Erfassung, Analyse \ind Planung der Aus- 
landsverbindungen entsprechend zentraler Vorgaben ist der Leiter 
der Abteilung Kader, staatliche Ordnung, Sicherheit und Geheim- 
nisschutz . 

Zur Weiterentwicklving der speziellen Auslandsverbindungen des 
Bereiches unter Beachtung möglicher Lageveränderungen und des 
Übergangs in höhere Stufen der Einsatzbereitschaft sind folgende 
Maßnahmen fortzuführen: 

1 . Die persönlichen Kontakte zu den bestehenden bzw. angenommenen 
Vertrauenspersonen in den Auslands Verbindungen sind weiter 
auszubauen und verstärkt nach politisch-operativen Grundsätzen 
zu führen. 
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Dabei gewinnt das StudijjIB^^lieser Personen anhand konkreter 
Aufträge eine besarl^^e Bedeutung. 

Die bestehenden bzw. angenonunenen Vertrauenspersonen in 
diesen Firmen sind zu beauftragen, unter Nutzung ihrer legalen 
Möglichkeiten bereits heute einen konkreten abrechenbaren Bei- 
trag zur Aufklärung des Vorgehens kapitalistischer Behörden, 
Einrichtungen, Konzerne und Firmen gegenüber der DDR und ande- 
ren sozialistischen Staaten zu erarbeiten. 

Die Auftragserteil ung a n diese Personen hat gedeckt unter 

I Wahrung der Konspiration zu erfolgen. Die Ergebnisse sind 
schriftlich abzurechnen, durch den Leiter der Abteilung Kader, 
staatliche Ordnung, Sicherheit und Geheimnisschutz zu erfassen 
und - wenn notwendig und möglich - unter strikter Wahrung der 
Konspiration über die Arbeitsgruppe "BKK" mit den verschiedenen 
operativen Diensteinheiten auszuwerten, zu prüfen, einzuschätzen 
und weitere daraus abzuleitende Vorgaben zu erteilen. 

. In die politisch-operative Führung ausgewählter Auslandsver- 
bindungen des Bereiches sind schrittweise weitere Mitarbeiter 
der dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe einzubezie- 
hen, die unter angenommenen Lagebedingungen ihre Aufgabe als 
Instrukteur bzw. Kurier gegenüber diesen Auslandsverbindungen 
realisieren . 

Dieser einzubeziehende Kreis der Mitarbeiter ist vom Leiter 
der Abteilung Kader, staatliche Ordnung, Sicherheit und Geheim- 

; nisschutz zu erfassen und über die Arbeitsgruppe "BKK" im Zusam- 
menwirken mit den verschiedenen operativen Diensteinheiten des 
MfS hinsichtlich ihrer politisch-operativen Zuverlässigkeit 
zu überprüfen. 

Der Leiter der Abteilung Kader, staatliche Ordnung, Sicherheit 
und Geheimnisschutz veranlaßt über die Arbeitsgruppe des Mini- 
sters die Rückstellungen dieser Kader für den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung. 
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3. Der Leiter der Arbeitsgruppe "BKK" hat seine Arbeit zu ver- 
stärken, um die genannten Vertrauenspersonen einer ständigen 
Personenüberprüfung unter dem Gesichtspunkt "Wer ist Wer?" 
zuzuführen. 

Alle ernsthaften Bedenken zur Einbeziehung dieser Personen 
in die speziellen Auslandsverbindungen sind dem Bereich 
rechtzeitig mitzuteilen. 

Er hat dem Bereich im Zusammenwirken mit den verschiedenen 
Diensteinheiten, insbesondere der Abteilung Nachrichten, 
alle Möglichkeiten zu eröffnen, um die Führung dieser 
Auslandsverbindungen durch den Einsatz konspirativer Mittel 
und Methoden vorzubereiten. 


2 Anlagen 
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Anlage 1 


Auslandsverbindungen NSW - Kontaktpersonen 


Kontaktperson 

Firma 

Funktion 

Hermann, Ottokar 

26 . 1 1 . 1 926 

Bef isa S . A. , 
Lugano/Schweiz 

Geschäftsführer 


INVER CANARY S.A., 

Las Palmas/Kanari- 
sche Inseln 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


Hotel Bellevue 
Betriebs-GmbH , 

Wien /Österreich 

Aufsichtsrats- 
v£)rsi tzender 


A.F. Buri Holding AG 

Zug /Schwei 2 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


Intrac S . A. , 
Lugano/Schweiz 

Gesellschafter, 

Geschäftsführer 


Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Faschinenhandel AG, 
Westberlin 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


WAN-GmbH , 

Westberlin 

Gesellschafter 

Frau Müller 

INVER CANARY S.A., 

Las Palmas/Kanari- 
sche Inseln 

Buchhalter 

Pion, Jan-Uri 

15. 12.1944 

J. Pion A/S, 

Allerod/ Dänemark 

Gesellschafter, 
Geschäftsfüh rer 

Wachsen, Christa 
24.08.1941 

Gerhard Wachsen 

Im- und Export GmbH, 
Westberlin 

Geschäftsführer 

Tempel, Ingrid 

Hotel Bellevue 
Betriebs-GmbH , 
Wien/Österreich 

Geschäftsführer 


Passauerhof 
Betriebs-GmbH , 
Wien/Öster reich 

Geschäftsführer 
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Kontaktperson 

Firma 

Funktion 

Düby , Rolf 

18.08.1935 

Intrac S . A . , 

Lugano/Schwe i z 

Geschäftsführer 

Herb, Günter 
01.06.1935 

Intex Im- und Export 
GmbH, Westberlin 

Geschäftsführer 

HerT'.ann, Klaus-Peter 
22 . 1 1 . 1947 

Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Maschinenhandel AG, 
Westberlin 

Geschäf tsführer 

Wiegand, Wolfram 
24.10.1938 

Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Maschinenhandel AG, 
Westberlin 

Geschäftsführer 


WAN-GmbH 

Westberlin 

Gesellschafter , 
Geschäftsführer 

Bach, Manfred 

17.09. 1935 

RKL-International 
Richard-K . -Lämmerzahl 
GmbH, Neunkirchen/BRD 

Geschäftsführer 

Lämmerzahl, Margot 
08.04. 1920 

RKL-International 
Richard-K . -Lämmerzahl 
QtüjH, Neunkirchen/BRD 

Gesellschafter, 

Prokurist 

Schillinger, Thomas 
27.08.1942 

Servo-King GmbH 
Wien/Österreich 

Gesellschafter, 
Geschäf tsführer 

Eppler, Ekkehard 
17.03.1934 

CHEMINST Chemie und 
Instrumente GmbH, 
Wien/Österreich 

Gesellschafter, 
Geschäftsfüh ler 

Müller, Renate 

22.04. 1941 

Remex, Westberlin 

Inhaberin 

Müller, Jürgen 
10.04.1943 

Remex, Westberlin 

Ehemann der 
Inhaberin, Leiter 
der Firma 
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Kontaktperson 

Firma 

Funktion 

Helmes, Norbert 
24.09,1930 

Diakonisches Werk der 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 
Stuttgart/BRD 

Direktor 

Orth, Edelgard 
09.07,1934 

Diakonisches Werk der 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 

Stuttg art/BRD 

Mitarbeiterin 

Geißel, Ludwig 
25.08.1916 

Diakonisches Werk der 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 
Stuttgart/BRD 

ehemaliger Direktoi 

.Maasberg, Klaus 

Fa. Maasberg, 

Stuttg art/BRD 

Firmeninhaber 

Quoos , Volker 
03.03.1943 

Essener Stahl- und 
Metallhandelsgesell- 
schaft mbH, 

Essen/BRD 

Geschäftsführer 

Sievers, Jürgen 
01,09. 1940 

Seefahrt- Reederei GmbH, 
Bremen-Huch ting/BRD 

Geschäftsführer 

Martin, Joachim 
17.04. 1938 

Fa. Haniel-Handel GmbH 
Westberlin 

Geschäft Stellen- 
leiter 

Schmeitzl, Franz 
25.10.1942 

Industrieanlagenbau 

Austria Metall AG/Österreich 
Ranshofen-Berndorf AG Verkaufsleiter 


österreichische Raum- 
fahrt & Systemtechnik - 
Gesellschaft mbH 

Kaufmännischer 

Leiter 

März, Josef 
26.07.1925 

Fa. Marox 

Rosenheim/BRD 

Firmeninhaber 

Schulz, Ali 

Fa. Schulz KG 

Westberlin 

Schmuckhandel 

Jüdische Gemeinde 

Inhaber 
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Kontaktperson Firma 

Schulz, Dyna 
23.07. 1927 


Meyer-Wilmes , Pharmaziehandel 

Rud. Luitpold-Apotheke 


Krumke, Irene Vieh- und Fleisch- 

C8. 09. 1948 Handelsgesellschaft 

mbH 

1o3o Berlin, 
Tauenzienstraße 13 


Dr. Peter Heindelmeyer 

04.01.1944 Wirtschaftsprüfer 


KR Dr. Fremuth, 

Walter 

13.04.1932 


von Bruck, Hermann 
27.02.1925 


Jesselson, Ludwig 


Olsson, Sten, Allan 
28.10.1916 


Ennerfeld, Göran 


Sellars, Michael 
30.09. 1930 


Weller, Wolfgang 
11.05.1929 


Österreichische 
Elektrizitäts- 
wirtschaf ts-AG 
(Verbundgesellschaft) , 
Wien/Österreich 


Stinnes-AG, 
Mülheim/ Ruhr /BRD 


Philipp Brothers, Inc. 
New York/USA 


Stena Line AB I^ck 
Göteborg/Schweden 


A. Johnson & Co., 
Stockholm/Schweden 


Shell International 
Trading York Road, 
Shell Centre, 
London/En gl and 


BP Benzin und 
Petroleum AG, 
Hamburg/BRD 
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Funktion 

Inhaber 
( Mutter ) 

Inhaber 

Firmeninhaber 


Lebensgefährte von 
Frau I . Krumke 

Generaldirektor u. 
Vorsitzender des 
Vorstandes 


Vorstandsmitglied 


Chairman 


Generaldirektor 


Abt .-Leiter 
Osteuropa 


Abt . -Leiter 
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Kontciktperson 

Wegener, Heinrich 
18 . 08. 1929 


Stenberg, Arne 
21 . 08.1923 


Svedin, Bjoern 
02 . 02 . 1945 


West, Neil 
23 . 10.1948 


Overländer, Fred 
13 . 08. 1923 


Bahl, Holger 
28 . 07. 1942 


Beale, Robert 


Dr . Malmström, Rolf 
26 . 06.1927 


Hardt, Werner 
29 . 09.1936 


Frankel, Monty 
27 . 04.1929 


Haugaard, Jörgen 
08 . 04 .1931 


Warde, Michel 


Firma 


Rex-Hande lsgesel Ischaf t 
Schulte- Froh linde 
GmbH & Co. KG, 
Westberlin 


A. Johnson & Co., 
Stockholm/ Schweden 


A . Johnson & Co. , 
Stockholm/ Schweden 


Derby S Co. Ltd. 
Meere House 
London/England 


Amalgamated Metal 
Corporation Ltd. 
London, 

London/England 


Bank für Kredit und 
Außenhandel AG, 
Zürich/Schweiz 


Samuel Montagu & Co. 
Ltd. , 

London/England 


eigene Firma 

RM Metalconsalting KY, 

Helsinki/Finnland 


Caramant, 

Wiesbaden/BRD 


Rasznoimport (U.K.) 
Ltd. Fifth Floor, 
Oemond House, 
London/England 


Erhard Andersends Eftf., 
Kopenhagen/ Schweden 


eigene Firma 
Paris/Frankreich 
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Funktion 


Geschäftsführer 


Direktor 


Direktor 


Direktor 


Direktor 


Direktor 


Finneninhaber 


Geschäftsführer 


Berater 


Berater 


Firroeninhaber • 
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Kontaktperson 

Sadowski, Artur 
02 . 02. 1918 


Bortz, Arved 
07 . 08 . 1936 


Lortz, Karl-Heinz 
01 . 07.1933 


Wendt, Günther 
16 . 07.1 926 


Dr . Datzert, 

Franz-Josef 

26 . 02.1925 


Rosenkranz, Jacob 
07 . 02.1922 


Cartilier, Georges 
19 . 02.1937 


L^mberger, Jean 


Stern, Kurt 
08 . 04.1920 


Igarashi, Bing 
24 . 12.1925 


Matsumoto, Yoshimi 
05 . 07.1938 


Firma 


Arsado 

Westberlin 


Borbeck 

Lindner Technik 
Management GmbH & Co. , 
Wuppertal /BRD 


Klawitter & Co. , GmbH 
Konstanz/BRD 


Müller, Szymczak & Co. 
Holzimporteure, Hobelwerk 
Hamburg/BRD 


Salamander AG 
Kornwes theim/BRD 


Ros imex N. V. , 
Antwerpen/Belgien 


S.A. Cockerill, 
Seraing/Belgien 


Greficomex S.A., 
Paris/Frankreich 


Anglo Austrian Trading 
Co. ltd. (AAT) 
London/Großbritannien 


Japan GDR-Projekt-Comp./ 
Dai Nichi Kason K.K. 
JGPC/DNK 

Tokio/Japan 
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Funktion 

Geschäftsinhaber 


Geschäftsführer 


Geschüf tsführer 


Firmen inh aber 


Vorstandsvor- 

sitzender 


Geschä f tsinhaber 


Kaufm. Direktor 
Bereich Maschinen- 
bau 

Generaldirektor 


Managing Direktor 


Generalsekretär de 
Wirtschaftsaus- 
schusses 

Berlin- 

Repräsentant 
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Kontaktperson 

Firma 

Funktion 

Matsuda, Hirokuni 

1 6 . 03. 19 40 

0-A-Machinery Corp. 
(OAMAC) 

Shinkyo Shoji Bldg., 
Tokio/ Japan 

Präsident 

Schlaff, .Xartin 
06.08.1953 

Robert Placzek, OHG 
Wien/Österreich 

Teilhaber 

Grcssauer, .Michael 
25.08.1946 

Allimex AG, 

Group of Companies 
Zug/Schweiz 

Firmeninhaber 

Rasmussen, Niels E. 
30.07.1945 

tt 

Direktor und 
Mitinhaber 

Hensch, Leo 

1 5.07.1935 

Solfix AG, 

Kreuz 1 ingen/Schweiz 

Verwaltungsrat 

DoiT±)ret, Robert 

03.04 .1928 

Citroen International 
Par iS /Frankreich 

Direktor 

Baron, Jose Ignacio 
21 .04 .1940 

Tradespan , 

Madrid/Spanien 

Präsident 

S^uennann, Max 

Eastra GmbH, 

Westberlin und 

Düsseldorf /BRD 

Firmeninhciber , 
Geschäftsführer 

Schnädter, Dieter 
06.07.1941 

B.A.T. (Deutschland) 
Export GmbH 

Hamburg/BRD 

Area Manager 

Suck, Axel, Holger 
18.07.1935 

OK-Kaugummi GmbH, 
Pinneberg/BRD 

Techn. Direktor 

Schreiner, Wolfgang 
10.07 .1930 

Leonhard, Monheim 
Aachen/BRD 

Direktor 

Erkelenz, Jan 

2o.o1 .1942 

Itesa B.V. 

Utrecht /Nieder lande 

Direktor, 

Geschäftsführer 
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Kontaktperson Firma 


Funktion 


Teske, Georg Brinkmann International Export-Manager 

INC, 

Zug/Schweiz 


Hauser, Peter 

11.09. 1932 

Hauser GrribH , 
Fischach/BRD 

Savoia, Vittorio 
02.07.1925 

Savio 

Pordenone/ Italien 

Belussi, Giovanni 
21.08. 1941 

Cogis , 

Mi lano/Italien 

Casoli, Raffaele 
03.07.1929 

Fiat , 

Torino/Italien 

Merk, Alois 
05.01.1931 

Graf Kratzenfabrik, 
Gersthof en/BRD 

Kentgens, Franz 

17.01 .1927 

Krantz , 

Aachen/BRD 

VJeisser, Helmut 

26.03 .1931 

Saurer-Allma 

Kempten/BRD 

Della-Bella, Italo 
26.02.1921 

Della-Bella 
Wörrstadt /BRD 

Rei fenhäuser , 
Johannes 

20.01 .1914 

Reifenhäuser, 
Troisdorf /BRD 

Lehnhardt, Kurt 
28.12.1922 

Lehnhardt, 

Westberlin 

Glomb, Dieter 
13.05.1930 

Rechtsanwaltspraxis 

Westberlin 


Geschäftsführer 


Verkaufsleiter 


Verkaufsleiter 


Direktor 


Verkauf sing. 


Verkaufsdirektor 


Geschäftsführer 


Firmeninhaber 


Fabrikant 


Firmeninhaber 
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Jurist/Inhaber 
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Kontaktperson 

Holler, Johann 
23 . 11.1934 


Korel, Werner 
30 . 12. 1940 


Wicet, Paul 
29 * 01 . 1948 


Wölk, Hans-Jürgen 
23 . 12.1923 


Wiethoff, Paul 
Wiethoff, Hans 


Paulus, Hans 


Firma 


C. Itoh Ltd., Japan 
Büro Wien, 
Wien/Österreich 


Dow Corning/USA, 
Büro Wien, 

Wien /Österreich 


Georges Moreau, 
Zürich/Schweiz 


Laforcette AG, 
Industrieberatung 
Zürich , 

Zug/Schweiz und 
Westberlin 


Paul Wiethoff GmbH & Co. 
Hans Wiethoff, 
KG-Großhandelshaus für 
Hausrat, Geschenke, 
Gartenbedarf , 

Westberlin 


Agri-Chem 

Handelsgesellschaft mbH, 
Hamburg/BRD 
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Funktion 


Verkauf sing . 


Direk tor 


Geschäftsführer 


Geschäftsführer 


Geschäftsführer 


Geschäf ts führe r 



Mündlich wäre in dieser Seratunc auf folgende Schwerpunkte 

zu orientieren: 

- IiTi Vordergrund srent die Intensivierung solcher 
Auslandsverbindungen , die in der Lage sind, bedeutende 
korrcnerzielle Aufgaben zu realisieren, z. B. Sicherung 
von Rchstoffen. 

- Eine große Bedeutung unter besonderen Bedingungen erhält 
die Entwicklung spezieller Auslandsverbindungen in den 
"neutralen" Ländern, wie Schweiz, Österreich, Schweden, 
Finnland . 

- Es ist zu bestiiruTien, welche Leistungen die speziellen 
Auslandsverbir.dungen unter den gegenwärtigen und angenor.- 
■venen Lagebedingungen erbringen können. 

- Die mögliche Einsatzrichtung der festgelegten ausländischen 

^ Personen ist unter angenommenen Lagebedingungen konkret zu 

bestimmen . 

- Für jede Auslandsverbindung ist neben der zentralen Führung 
durch den Generaldirektor bzw. Stellvertretenden General- 
direktor ein weiterer Mitarbeiter als Instrukteur bzw. 
Kurier zu benennen. 
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Anlage 2 


Auslandsverbindungen NSW - Kontaktpersonen 


Kontaktperson 


Firma 


Funktion 


Hermann, Ottokar 

26. 11. 1926 

Befisa S . A. , 
Lugano/Schweiz 

Geschäftsführer 


INVER CANARY S.A., 

Las Palmas/Kanari- 
sche Inseln 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


Hotel Bellevue 

Betriebs -GmbH, 
Wien/Österreich 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


Ä.F. Buri Holding AG, 
Zug/Schweiz 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 


Intrac S . A. , 
Lugano/Schweiz 

Gesellschafter, 

Geschäftsführer 


Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Maschinenhandel AG, 
Westberlin 

Auf sichtsrats- 
vorsitzender 


WAN-GmbH , 

Westberl in 

Gesellschafter 

Frau Müller 

INVER CANARY S.A. , 

Las Palmas/Kanari- 
sche Inseln 

Buchhalter 

Pion, Jan-Uri 

15. 12. 1944 

J. Pion A/S, 
Allerod/Dänemark 

Gesellschaf ter, 
Geschäftsführer 

Wachsen, Christa 

24. 08. 1941 

Gerhard Wachsen 

Im- und Export GmbH, 
Westberlin 

Geschäftsführer 

Tempel, Ingrid 

15. 08. 1 941 

Hotel Bellevue 
Betriebs-GmbH, 
Wien/Österreich 

Geschäftsführer 


Passauerhof 

Betriebs-GmbH, 

Wien/Österreich 

Geschäftsführer 
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Kontaktperson 


Düby, Rolf 
18 . 08 . 1935 


Herb, Günter 
01 . 06 . 1935 


Hermann, Klaus-Peter 
22 . 11 . 1947 


Wiegand, Wolfram 
24 . 10 . 1938 


Bach, Manfred 
17 . 09 . 1935 


Lämmerzahl, Margot 
08 . 04 . 1920 


Schillinger, Thomas 
27 . 08 . 1942 


Eppler, Ekkehard 
17 . 03 . 1934 


Müller, Renate 
22 . 04 . 1941 


Müller, Jürgen 
10 . 04 . 1943 


Firma 


Intrac S. A. , 
Lugano/Schweiz 


Intex Im- und Export 
GmbH, Westberlin 


Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Maschinenhandel AG, 
Westberlin 


Intrag Industrie- 
vertretungen und 
Maschinenhandel AG, 
Westberlin 

WAN-GmbH, 

Westberlin 


RKL-International 
Richard-K. -Lämmerzahl 
GmbH, Neunkirchen/BRD 


RKL-International 
Richard-K. -Lämmerzahl 
GmbH, Neunkirchen/BRD 


Servo-King GmbH, 
Wien/Österreich 


CHEMINST Chemie und 
Instrumente GmbH, 
Wien/Österreich 


Remex, Westberlin 


Remex, Westberlin 


1200 


Funktion 


Geschäftsführer 


Geschäftsführer 


Geschäftsführer 


Geschäftsführer 

Gesellschafter, 

Geschäftsführer 

Geschäftsführer 

Gesellschafter, 

Prokurist 

Gesellschaf ter , 
Geschäftsführer 

Gesellschafter, 

Geschäftsführer 


Inhaberin 


Ehemann der Inh 
Leiter der Firm 
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Kontaktperson 


Helmes, Norbert 
24 . 09 . 1930 


Orth, Edelgard 
09 . 07 . 1934 


Geißel, Ludwig 
25 . 08 . 1916 


Firma 


Funktion 


Diakonisches Werk der Direktor 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 

Stuttgart /BRD 


Diakonisches Werk der Mitarbeiterin 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 

Stuttgart /BRD 


Diakonisches Werk der ehemaliger Direk 
Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 

Stuttgart/BRD 
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Dokument 157 


A . S cha I ck 


Berlin, den 12.04.1985 


PERSÖNLICH 
STRENG GEHEIM 


Lieber Genosse Minister I 


Beiliegend übermittle ich Ihnen den ArbeitS" 
stand und die weitere Aufgabenstellung des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung hinsicht- 
lich spezieller Auslandsverbindungen zu Firmen 
und Einrichtungen sowie Personen im nicht- 
sozialistischen Wirtschaftsgebiet auch unter 
komplizierten Lagebedingungen bzw. in besonderen 
Spannung SS ituationen. 

Diese Weisung und Anlagen sind untrennbarer Be- 
standteil der Führ ungsanwe i sung des Leiters 
des Bereiches in Vorbereitung der Mobilmachung 
und im Verteidigungszustand. 

Bitte um Kenntnisnahme. 


Mit kommunistischem GruB 



Vorliegendes Material existiert in 
4 Exemplaren 


1 Exp. Leiter 
1 Exp. Oberst 
1 Exp. Oberst 


des Bere i ch 
Seidel 
Meier 
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STRENG GEHEIM 


Staatssekretär 

und Leiter des Bereiches 

Kommerzielle Koordinierung 


Spezielle Au s 1 and s ve r b i nd ungen des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung zu Firmen und Einrichtungen im nichtsozia* 
listischen Wirtschaftsgebiet 


Zur Sicherung der dem Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung durch den Minister für Staatssicherheit 
übertragenen Aufgabenstellung zur Durchführung der Tätig- 
keit des Bereiches Kommerzielle Koordinierung auch unter 
komplizierten Lagebedingungen bzw. in besonderen Spannungs- 
situationen wird festgelegt: 

1. Intensivierung der Geschäftsbeziehungen zu ausgewählten 
Personen in Einrichtungen, Banken, Konzernen und 
Firmen im kapitalistischen Ausland. 

Diese speziellen Verbindungen begründen sich auf das 
pol i t i sch- 1 oya 1 e , kommerzielle korrekte und persönlich 
disziplinierte Verhalten der Inhaber, Geschäftsführer 
und anderer ausgewählter Mitarbeiter dieser Institutio- 
nen bei der Durchführung der dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung übertragenen Aufgaben. 

(Anlage 1 ) 

Verantwort lieh: Stellvertreter des Leiters 

Leiter der Abteilung staatliche Ordnung 
Sicherheit, Gehe i mn i s s chu t z 
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2. Festigung und Erhöhung der Le i s tungsf Sh i gke i t der 
dem Bereich gehörenden speziellen Auslandsfirmen 
und verstSrkte Einflußnahme Ober die Firmen- 
bete i 1 i gungen . 

Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Institutionen 
ist durch weitere Kapitalbeteiligungen und 
finanzielle Zuwendungen die materielle Abhängig- 
keit ausgewShlter Personen weiter auszubauen. 

Anlage 2 

Verantwortlich: Stellvertreter des Leiters 

Leiter der Abteilung Kader, staatl. 
Ordnung, Sicherheit, Geheimnisschutz 


In der vom Leiter des Bereiches bestätigten "Weisung 
über die Führung des Bereiches Kommerzielle Koordi- 
nierung im Verteidigungszustand ( Fu h r ung sanwe i sung ) 
ist festgelegt, daß in Vorbereitung der Mobilmachung 
und des Verteidigungszustandes die gesamte Tätigkeit 
des Bereiches auf folgende Schwerpunkte zu konzentriere 
ist: 


unbedingte Sicherung, Erweiterung und effektiver 
Einsatz des Valutavermögens des Bereiches ent- 
sprechend besonderer Weisungen des Politbüros 
des ZK der SED; 

Entfaltung und Einsatz der speziellen Auslands- 
verbindungen zur Durchführung besonderer Finanz-/ 
Geschäftsoperationen im NSW; 
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Be sc ha f f u ng/ I mpo r t strategischer und militSrisch 
wichtiger Materialien/Rohstoffe und Ausrüstungen/ 
Waffen; 

Erfassung und volkswirtschaftlich effektive Ver- 
wertung besonderer Versorgungsfonds. 


Entsprechend der in der Fuhrungsanwe i s-ung des Leiters 
des Bereiches getroffenen Festlegung wird der Stell- 
vertreter des Leiters mit der politisch-operativen 
Leitung, Planung und Auswertung der speziellen Aus- 
landsverbindungen beauftragt. 

Er koordiniert im Rahmen der ihm It. Fuhr ung sanwe i sung 
übertragenen Vollmachten die notwendigen Maßnahmen 
mit den verschiedenen Diensteinheiten des MfS und 
den zentralen staatlichen und wi r t scha f t s 1 e i tenden 
Organen. 

Der Stellvertreter des Leiters des Bereiches ist 
verantwortlich für 

den Einsatz zusätzlicher Kader mit Ausländs- 
erfahrung; 

die Anwendung konspirativer Mittel und Methoden 
zur Führung der Auslandsverbindungen; 

den Aufbau des operativen Verbindungssystems 
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Zur weiteren Entwicklung der speziellen Auslandsver- 
bindungen des Bereiches unter Beachtung möglicher 
Lagebedingungen und des Übergangs in höhere Stufen 
der Einsatzbereitschaft sind folgende Maßnahmen 
fortzuf Ohren : 

die persönlichen Kontakte zu den bestehenden 
bzw. angenommenen Ve r t r auens pe rsonen in den 
Au s 1 and s ve r b i ndungen sind weiter auszubauen 
und verstSrkt nach politisch-operativen Grund- 
sätzen zu führen. 

Oie bestehenden bzw. angenommenen Vertrauens- 
personen in diesen Firmen sind zu beauftragen, 
unter Nutzung ihrer legalen Möglichkeiten 
bereits in normalen Lagebedingungen einen 
konkreten abrechenbaren Beitrag zur Aufklärung 
des Vorgehens kapitalistischer Behörden, Ein- 
richtungen, Konzerne und Firmen gegenüber der 
DDR und anderen sozialistischen Staaten zu 
e r a r be i ten . 

Die Auftragserteilung an diese Personen hat 
gedeckt unter Wahrung der Konspiration durch die 
vom Stellvertreter des Leiters festgelegten 
Mitarbeiter zu erfolgen. 

- Zu den festgelegten Firmen und Personen sind 
Ob jekt Vorgänge anzulegen. 

Ve rantwprt lieh; Stellvertreter des Leiters 

Leiter der Abteilung Kader, staatliche 
Ordnung, Sicherheit, Gehe i mn i s schütz 
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3. ln die po 1 i t i s ch -ope ra t i ve Führung ausgewählter 
Aus 1 and sver b i ndungen des Bereiches sind schritt- 
weise weitere Mitarbeiter des Bereiches und unter- 
stellter Außenhandelsbetriebe einzubeziehen, die 
unter angenommenen Lagebedingungen ihre Aufgabe 
als Instrukteur bzw. Kurier gegenüber diesen 
Aus landsverbindungen real i s ieren. 

Ve ran twor 1 1 ich ; Stellvertreter des Leiters 

Leiter der Abteilung Kader, staatl. 
Ordnung, Sicherheit, Gehe i mn I s s chu t z 


I« . Entsprechend der po I i t i s ch -ope r a t i ven Aufgaben- 
stellung zur Führung der speziellen Auslandsver- 
bindungen sind im engen Zusammenwirken mit dem 
Leiter der Arbeitsgruppe 6KK alle notwendigen Maß- 
nahmen zur Absicherung und Aufklärung einzuleiten, 
unter Einbeziehung der uns zur Verfügung stehenden 
operativen Möglichkeiten. 

Ve rantwor 1 1 ich ; Leiter der Abteilung Kader, 

staatl. Ordnung, Sicherheit, 

Gehei mni sschutz 
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Dokument 158 


Ministerrat Oerlln, 17. 3. 1986 

dar Deutschen Demohratiachen Republik 
Ministerium fOr Staataslcherhelt 
Der Mlnltter 

Pahalma VartchluStach« 
OVS.-e008 

MfS-Hr. 

Ausl. Bl. -±-btr-^^ 


Ordnung Nr. 6/86 

aber die Arbeit mit Offlcleren ln besonderen Einsatz des 
Ministeriums für Staatssicherheit 

- OlbE-Ordnung - 





J 


GVS MfS o0O8 - 9/86 


Dlo LCS9un<7 d*r dom Minlotorlum fUr staatsBlcherhelt von der 
Partei- und 6t aatof Uhrung dor DOR Übertragenen Aufgaben 
im Kampf um die Erhaltung und 6ich«rung dea Friedens sowie 
zur allseitigen StMrkung und zum Schutz dea Sozialismua stellt 
unter den sich euapltzenden Klassenkampfbedingungen erhöhte 
Anforderungen an den effektiven Einsatz aller dem HfS zur 
Verfügung stehenden Kräfte, Mittel und Methoden. Dabei kommt 
dem Einsatz von Offizieren Im besonderen Einsatz als einer 
wichtigen Methode der tschaklsti sehen Arbeit eine wachsende 
Bedeutung zu. 

Zur einheitlichen und zielgerichteten Gestaltung der Arbeit 
mit Offizieren Im besonderen Einsatz 


ordne Ich an; 


t. Geltungsbereich 

1.1. Diese Ordnung gilt fUr alle Diensteinheiten des MfS, 
ausgenotranen das Hachreglment Berlin "Fellks Dzierzynskl" . 

1.2. Diese Ordnung regelt die Aufgaben und die Verantwortung 
der Leiter der Diensteinheiten und der Kaderorgane zur Arbeit 
mit Offizieren im besonderen Einsatz, die Gestaltung der 
Zusammenarbeit mit Offizieren Im besonderen Einfatz sowie 
Besonderheiten des Dienstverhältnisses dieser Angehörigen des 
MfS. 


2. Grundsätze 

2.1. Offiziere im besonderen Einsatz (nachfolgend OibE genannt) 
sind Angehörige des MfS, die Im Interesse der dem KfS über- 
tragenen Verantwortung zur umfassenden Gewährleistung der 
staatlichen Sicherheit auf den Gebieten der Abwehr und der 
Aufklärung unter Legendierung ihres Dienstverhältnisses mit 
dem MfS auf der Grundlage eines Arbeitsrechts- oder Dienstver- 
hältnisses in slcherheitspolitisoh bedeutsamen Positionen Im 
Staatsapparat, der Volkswirtschaft oder ln anderen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens (Einsatzobjekte) eingesetzt 

und wirksam werden. 

2.2. Uber die Anwendung der p>oLiti8ch-operativen Methode des 
Einsatzes von Angehörigen des MfS als Offiziere im besonderen 
Einsatz ist ausgehend von der Herausarbeitung der Slcherheits- 
erfordernisse und der Bestimmung der politisch-operativen 
Schwerpunkte, der Einschätzung der vorhandenen Kräfte und zur 
Verfügung stehenden Mittel und Methoden zu entscheiden. 
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D«r Eln**fcx von OlbC Kann Intbosondero erfolgen 

> xur Erarbeitung von Informationen, um jene Bereiche, Prozesse, 
Personen und Porsonenkrelse Im Verantwortungsbereich tu 
erkennen und zu sichern, die fUr die allseitige Erfüllung der 
slcherheltspolltlachen Aufgaben von besonderer Bedeutung sind, 

> zur ständigen Koordinierung und Abstimmung von Maßnahmen 
sowie Sicherung störungsfreier Informationsbeziehungen 
zwischen dem Elnsatzob jekt und dem MfS, 

s 

- zur Realisierung von Sicherungs- und Kontrol Imaßnahmen im 
Zusammenhang mit operativ bedeutsamen Prozessen und Personen 
sowie weiterer sicherheltspolitlscher Einzelaufgaben, die 
nicht direkt ln Verantwortung des MfS übernommen werden können 
bzw, wurden, 

- zur vorbeugenden Sicherung wichtiger Bereiche vor BrKnden, 
Störungen, Havarien u. a. und solcher Arbeitsgebiete, 

in denen besondere Geheimhaltungs- und Sicherheitsvorschriften 
gelten, 

- zur Lösung sicherheltspolitisoher Aufgaben und Aufklttrung 
feindlicher PiMne und Absichten im Zusammenhang mit au6en- 
politischen bzw. -wirtschaftlichen Beziehungen und Aufgaben. 

2.3. Die Anwendung aller mit dem Einsatz von OibE verbundenen 

Maßnahmen, Mittel und Methoden hat unter strengster Beachtung 

der Prinzipien der Geheimhaltung und Konspiration zu erfolgen. 

2.4. Der politisch-operative Arbeitsauftrag und die besonderen 

Einsatzbedingungen stellen hohe Anforderungen an die Persön- 
lichkeit der OlbE. 

Sie müssen 

- sich durch bewj^esens Treue und Ergebenheit zur Partei der 
Arbeiterklasse und feste Verbundenheit mit dem MfS aus- 
zeichnen; 

- die Fähigkeit zur selbständigen politisch-operativen Lage- 
einschdtzung und zur eigenverantwortlichen Lösung aller 
gestellten Aufgaben außerhalb tscheklstlscher Kollektive 
besitzen; 

•* durch hohe politische und fachliche Qualifikation und Ihre Per- 
sönlichkeit die Gewähr dafür bieten, den politisch-operativen 
Auftrag wirkungsvoll im Interesse der Cesamtaufgaben- 
stellung des MfS mit den 1« Elnsatzobjekt gestellten Aufgaben 
zu verbinden und zu realisieren; 

- charakterlich-moralisch gefestigt und unter allen Lagebe- 
dingungen persönlich unantastbar selnf 
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- Uber eine den Anforderungen de* Einsatzes entsprechende 
physische und psychische Belastbarkeit verfUgen. 

Erfolgt der Einsatz des OlbE mit Ehepartner Im Operations- 
gebiet, Bind an den Ehepartner grundsStz l Ich die gleichen 
Anforderungen hinsichtlich politischer ZuverlBsslgkeit und 
charakterlich-moralischer Festigkeit sowie physischer und 
psychischer Belastbarkeit zu stellen, auch wenn dieser nicht 
Angehöriger des MfS ist. 

2.S. Die OlbE sind Teil des Kaderbestandes der fUr die Lösung 
der politisch-operativen Einsatzaufgabe verantwortlichen 
Diensteinheit. 

Die OlbC-Planstellen sind in den StrukturplXnen als solche 
gesondert auszuweisen, und in den Teilen III der StellenplKne 
zu fuhren. Ihre Besetzung ist ln den Tellen lli der Stellenplan- 
Uberwachungsl Isten nachzuweisen. 

Zur GewXhrlalstung von Konspiration und Oeheimhaltung sind 
Angehörigen des MfS nur ln dem für die AufgabenerfUl lung not- 
wendigen Umfang Zugang bzw. Einblick in die Struktur- und 
StellenplKne sowie StellenplanUberwachungsl laten zu geben 
sowie Kenntnisse darüber zu vermitteln. 

Im weiteren gelten die zentralen Festlegungen zur Führung und 
Bestätigung der Struktur- und StellenplKne sowie zur Nach- 
welsfUhrung des Kaderbestandes. 

3. Beantragung und Bestätigung von Planstellen für OibE 

3.1. Voraussetzung für den Einsatz von OibE Ist die umfassende 
Analyse der politisch-operativen Notwendigkeit sowie der 
Nachweis des damit zu erzielenden politisch-operativen Nutzeffektes. 

Der Einsatz von OlbE ist nur auf dafür bestKtlgten Planstellen 
des MfS zulKssig. 

3.2. AntrKge auf Planstellen für OlbE sind unter Zugrundelegung 
strenger MaftstKbe der Sparsamkeit und verantwortungsbewuöter 
Prüfung der optimalen Ausnutzung des vorhandenen Planstellen- 
volumens mit einer Begründung gemKfi Ziffer 3.1. und unter 
Beifügung der Funktions- und Qual If ikatlonsmerkmale für diese 
Planstelle 

- vom Leiter der HVA, Leiter der vrd und von den Leitern der 
Haupt-/eelbstKndlgon Abteilungen sowie Gleichgestellten, 

- von den Leitern der Bezirksverwaltungen nach Abstimmung 

mit dem Leiter der zuständigen Haupt-Zselbständigen Abteilung 
im Ministerium 

dem Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung eineureichen. 

Die Bewertung der Planstelle (erreichbarer Dienstgrad, Ver- 
gütungsstufe) Ist entsprechend der Bedeutung des politisch- 
operativen Auftrages und unter Beachtung der Vergütung Im 
Einsatzobjekt vorzuschlagen. 
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3.3. Der Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung hat die 
AntrHgo mit dem xuetKndlgen Stellvertreter dee Minletere bxw. 
dem Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers abzustimmen und 
dem Minister fUr Staatssicherheit zur BestMtigung vorzulegen. 

3.4. Nach OestHtlgung der AntrKgo erfolgt die Zuweisung der 
Planstellen durch den Leiter der Hauptabteilung Kader und 
Schulung an die beantragende Olensteinhelt. 

3.5. Oie Leiter gemafi Ziffer 3.2. haben zu eichern, daB 
bestätigte Planstellen fUr OibE ausachlleBlich fUr den bean- 
tragten Zweck genutzt und bei Wegfall der politisch-operativen 
Notwendigkeit unverxQglloh an die Hauptabteilung Kader und 
Schulung zurUckgef Uhrt werden. 

4. Auswahl» Vorschlag und Bestätigung von OlbE 

4.1. Für den Einsats als OlbB sind Angehörige dee MfS auszu- 
wählen, 

- die den Persönlichkeitsanforderungen gemHB Ziffer 2.4. 
entsprechen, 

- die Uber langjährige politisch-operative Erfahrungen verfugen 
bzw. gezielt auf ihre Einstellung ln das MfS und den Einsatz 
als OibE planmMfiig und schwerpunktorientiert a^s Perspektiv- 
kader in der inoffiziellen Zusammenarbeit vorbereitet wurden, 

- deren persönliche bzw. familiäre Probleme, die Im Zusammenhang 
mit dem Einsatz entstehen, mit Unterstützung der Dienstvorge- 
setzten und der Kaderorgane angemessen gelöst wurden bzw. zu 
lösen sind. 

Der Einsatz von Angehörigen des MfS als OibE, die aufgrund kader- 
mäfilg zu beachtender und anderer bedeutsamer Probleme nicht die 
Gewähr fUr die Lösung des politisch-operativen Arbeitsauftrages 
und die allseltiga Gewährleistung von Konspiration, Geheimhaltung 
und Sicherheit geben, ist nicht statthaft. 

4.2. FUr den Einsatz als OibE ist ein Einsatzvorschlag nach 
Anlage 1 zu fertigen und dam Leiter der Hauptabteilung Kader 
und Schulung zur Bestätigung einzureichen. 

4.3. Ist fUr den Einsatz ala OibE die Einstellung ln den Dienst 
des MfS oder die Versetzung aus einer anderen Diensteinheit des 
MfS erforderlich, gelten die dafür erlassenen dienstlichen Be- 
stimmungen und Weisungen. In den Elnstellungs- bzw. Versetzungs- 
unterlagen sind keine Hinweise auf den vorgesehenen Einsatz 

als OibE auf zunehmen. Diese Unterlagen sind mit dom Cinsats- 
vorschlag einzureichen. 
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4.4. Der Clnsatz al« OlbE erfolgt »It Befehl Uber Kader 

- durch den Mlniatec fUr Staatssicherheit 

fUr Angehörige des MfS, die eine Dienststellung ab 
Stellvertreter des Leiters einer Haupt-/selbetandlgen 
Abteilung und Gleich- oder Höhorgeetellte innehaben brw, 
erhalten sollen^ 

- in» Auftrag des Ministers fUr Staatssicherheit 

durch den Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung 
fUr alle übrigen Angehörigen des MfS. 

Bei OlbE, die Dienststellungen der Nomenklatur der Stellvertreter 
des Ministers Innehaben brw. erhalten sollen, hat eine vorherige 
Abstimmung mit dem custKndigen Stellvertreter des Ministers 
brw. dem Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers tu erfolgen. 

5. Aufgaben und Verantwortung der Leiter der Diensteinheiten 
für die Arbeit mit OlbE 

5.1. Der Leiter der HVA, der Leiter der Vrd, die Leiter der Haupt-/ 
selbständigen Abteilungen sowie Gleichgestellte und die Leiter der 
Bezirksverwaltungen haben zu gewährleisten, dafi in der Arbeit siit 
OibB die GrundsKtzo der sozialistischen Kaderarbeit gemVfi den dazu 
im MfS erlassenen dienstlichen Best invnungen und Weisungen und die 
in dieser Ordnung getroffenen Testlegungen, insbesondere zur 
Gewährleistung von Konspiration, Geheimhaltung^ und Sicherheit 
umfassend und konsequent durchgesetzt werden. 

Sie haben insbesondere zu sichern, das 

- ln den Kaderprogrammen und -plSnen konkrete und abrechenbare 
Festlegungen zur tschekisti schon Erziehung, Persönlichkeits- 
entwicklung sowie zur Aus- und Weiterbildung dor OlbE auch 
hinsichtlich Ihrer weiteren Tätigkeit nach Beendigung dos 
Einsatzes getroffen werden, 

- die Arbeit und Wirksa/nkeit der OibB stHndlg analysiert und 
deren Persönllchkeltsentwlcklung entsprechend den dienstlichen 
Bestimmungen zur Kaderarbeit beurteilt sowie Schlußfolgerungen 
zur weiteren Gestaltung des Einsatzes erarbeitet und durchge- 
setzt werden. 

5.2. Die politisch- ideologische und fachllch-tschoklstlsche Er- 
ziehung und BefKhigung der OlbE hat aufgabonbezogon, zielgerichtet 
und differenziert vorrangig im Prozeß der Erfüllung des operativen 
Arbeitsauftrages zu erfolgen und ist insbesondere auszurichten auf 

- das Vertiefen der Klarheit über die Grundfragen der Politik dar 
Partei- und etaatsfUhrung, das Festigen ihres Klassenstandpunktes 
und die Vermittlung eines realen und aktuellen Feindbildes, 
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- da« F««tt9«n d«r tacheklgt lachan Elnatellung zur vorbehalt- 
losen ErfUlluny der yestellten operativen Aufgaben sowie 
solcher Pereönl Ichkeltselgonachaf ten, wie Verantwortungs- 
bewuAtseln# Einsatzbereitschaft, Disziplin, Wachsamkeit, 
schöpferische Initiative und Elnfallsrelchtum, 

- das Entwickeln der erforderlichen tscheklstlschen Fähig- 
keiten, Fertigkeiten und Verhaltenswolsen, wie slchor- 
he itspolitlsches Denken, Erkennen operativ bedeutsamer 
Zusammenhdnge , richtige politisch-operative ElnschKtzung 
von Informationen und exakt« CinschXtzvtng der polltisch- 
operativen Lag« sowie das Ableiten von Schlußfolgerungen 
und weiter führenden Maßnahmen. 

5.3. Es ist zielstrebig darauf Einfluß tu nehmen, daß dl« 

OibC zur Festigung des VertrauensverhXltnlsses selbst aktiv 
beitragen, der Verantwortung zur GewMhrleistung der Inneren 
Sicherheit des MfS und der Sicherheit Ihrer eigenen Person 
nachkommen und die Festlegungen* Ober Informatlons- und 
Meldepflichten konsequent «Inhalten. 

Meldungen *zu persönlichen VerHnderungen und Ober außerdienst- 
liche Kontakte und Verbindungen sind unverzüglich dem Kader- 
organ zur weiteren Bearbeitung züzulelten. 

6. Aufgaben und Verantwortung der Kaderorgane für die 
Arbeit mit OibE 

G.t. Der Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung hat zu 
gewXhrleisten, daß die dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
zur Kaderarbeit Im MfS unter Beachtung der Spezifik des 
Einsatzes auf die Arbeit mit OibE Anwendung finden. 

S.2. Die kadermXßige Betreuung der OibE erfolgt grundsHtzllch 
durch die fOr die OlbE-fUhrende Dianstelnheit zuständige 
Abteilung Kader der Hauptabteilung Kader und Schulung oder die 
Abteilung Kader und Schulung der Bezirksverwaltung (nachfolgend 
Kaderorgan) . 

Uber zentral durch da« KobrQlnlerungsorgan der Hauptabteilung 
Kader und Schulung für die Arbeit mit OlbE kadermXßlg zu 
betreuend« OibE entscheidet nach Abstimmung mit den Leitern 
der zusttlndigen Diensteinhelten der Leiter der Hauptabteilung 
Kader und Schulung. 

(.3. Die Leiter der Kaderorgane haben in der Kader- und 
instruktiven Arbeit Geheimhaltung und Konspiration umfassend 
zu gewährleisten, ln die Lösung der festgelegten Aufgaben nur 
erfahrene Angehörige des Kaderorgans einzubeziehen sowie 
zu sichern, daß ln Porsonalunterlagen von OibE nur dazu Berech- 
tigte Einblick erhalten. 

6.4. Die Leiter der Kaderorgane haben mit den Leitern der 
OlbE-fOhrenden Diensteinhelten eng zusammonzuarbelton und eie 
bei der Durchsetzung der dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
zur Kaderarbeit mit OibC zu unterstützen sowie auf kadermXßlge 
Entscheidungen und die Lösung damit im Zusammenhang stehender 
Probleme aktiv Einfluß zu nehmen. 
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6.5. Die Leiter der Kadororqane haben ln Xbatlnwnunq mit den 
Leitern der OlbC** führenden Oienstelnheiten die periodische 
Teilnahme verantwortlicher hngehdrlqer der Kaderorgane 

an Kaderauasprachon mit den OlbE lu sichern, ßolohs Aus- 
sprachen sind nach Erfordernis, mindestens jedoch einmal 
Im Jahr, mit jedem OlbE tu führen. 

6.6. Die Leiter der Kaderoroane haben jHhrllch Ergebnisse und 
Erfahrungen der Durchsetsung der so« lal Istlsohen Kader- 
politik ln der Arbeit mit den OlbE tu analysieren, Schluß- 
folgerungen abzuleiten und mit den Leitern der OlbE- führenden 
Diensteinheiten Mannahmen für die weitere Qualifizierung 

der Kaderarbeit festzulegen. 

6.7. Die P-Akte» als ein wichtiges Mittel ln der Arbeit mit 
den Angehörigen des MCS, ist auch wahrend des Einsatzes als 
OlbE vom zustHndlgen Kaderorgan welterzufUhren. In der P-Akte 
sind Dokumente und Unterlagen kaderpolitischen Inhalts zum 
OlbE, seinen Famlllenangehör igen. Verwandten u. a. Personen, 
die wHhrend seines Einsatzes erarbeitet werden, nachzuweisen. 
Diese Materialien haben keine konkreten Hinweise zum Einsatz 
des OlbE, Insbesondere zum Einsatzobjekt und zur Clnsatzlegende, 
zu enthalten. 

Von Quallf Ikatlons- bzw. Befähigungsnachweisen sowie anderen 
Dokumenten des Einsatzobjektes (Beurteilungen, Auszeichnungen 
u. a. ) sind, soweit daraus der Einsatz als OlbE konkret her- 
vorgeht, aussagef Xhlge Abschriften ohne Hinweise auf den 
konkreten Einsatz ln der P-Akte aufzubewahren. 

7. Grundsätzliche Maßnahmen zur CewMhrleistung von Konspiration, 
Geheimhaltung und Sicherheit 

7.1. Die Leiter der OlbE- führenden Diensteinheiten haben zur 
Sicherung des konspirativen und wirkungsvollen Einsatzes von 
OlbE ln den Einsatzobjekten die Erarbeitung einer lebensnahen, 
auf die konkrete Aufgabe und die Persönlichkeit des OlbE abge- 
stimmten Blnsatzlegende zu gewährleisten, sie mit dem OlbE zu 
beraten bzw. Ihn in die Ausarbeitung einzubeziehen und die 
Anwendung der Legende durchzusetzen. 

Eur Einsatzlegende gehöreni 

- die vorbereitende Abstimmung zur Planung und Zuweisung 
einer Planstelle Im Einsatzobjekt, sofern dieses nach 
einem staatlich zu bestätigesden Stellenplan arbeitet, 

- die Abstimmung auf entsprechender Ebene zur Slohsrung der 
Einstellung das OlbE auf die beabsicfatlgt« Planstelle im 
Einsatzob jekt bzw. eine solche Ausgestaltung der Personal- 
Unterlagen des OlbE, die dessen Einstellung auch ohne 
Absprachen mit hoher Wahrscheinlichkeit sichert, 

- die Erarbeitung von Personaldokumenten für den OlbE 
(Personalakte) , .die seine Zugehörigkeit zum MfS durch 
glaubhaften Nachweis anderer Tätigkeiten vollständig oder 
teilweise verdeckt. 
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~ dl« Au««t«llun<j «Ines 2, Vocaicherun^Bauswels«« mit Angaben, 
dl« mit den Personalunterlagen identisch sind, 

“ dl« Beschaffung von Dokumenten, Ausweisen, Registrierkarten 
u. A. als Nachweis der Zugehörigkeit xur Oewerkschaft und 
zu Massenorganisationen ebenfalls ln Übereinstimmung mit 
den Personaluntarlagen-. 

Die Ausstellung und Beschaffung von Ausweisen und anderen 
Dokumenten zur Abdeckung de« Einsatzes Ist mit dem Koordinierungs- 
organ dar Hauptabteilung Kader und Schulung abzustlmmen. 

7.2. Parte lumme Idungen sind durch die OlbE- führenden Dlenst- 
«Inhe iten 

- Im MfS Berlin 

mit dem Vorsitzenden der KPKK der Kreisleitung der 
SED 18-01 , 

- ln den Bezirksverwaltungen 

mit dem 1, Sekretdr der Leitung der Parteiorganisation 

abzustlirinen. 

Bei der Legendlerung ist eine Übereinstimmung zwischen den 
Eintragungen Im Parteidokument sowie ln den Partelregistr Icr* 
unterlagen und den anderen zur Abdeckung des^Cinsatzes ausge- 
stellten bzw. beschafften Dokumenten zu gewährleisten. 

Ergeben sich spezifische Erfordernisse zur parteimäßig durch- 
gängigen Legendlerung r sind die erforderlichen Maßnahmen 
langfristig vorzubereiten und Uber das Koordinierungsorgan 
der Hauptabteilung Kader und Schulung mit dem Vorsitzenden 
der KPKK der Kreisleitung der SED 18-01 zu beraten und geeig- 
nete Formen ihrer Realisierung festzulegen. 

7.3. Grundsätzlich sind OlbE mit ihrem Einsatz gegenüber den 
Wehrkreiskommandos aus dem Dienst des MfS zu entlassen. 

Durch die OlbE- führenden Diensteinhelten Ist in Abstimmung 
mit dem zuständigen Kaderorgan zu gewährleisten, daß die Nach- 
welsfUhrung und Planung der OlbE ln den Wehrkreiskommandos 

in Uberelnstlmnung mit den Einsatzlegenden steht und Nachfragen 
Berechtigter bei den Wehrkreiskommandos keine Dekonspiration 
zur Folge haben. 

7.4. Oie Leiter der OlbE- führenden Diensteinhelten haben zu 
sichern, daß durch aktive Maßnahmen zur Vervollkommnung und 
Durchsetzung der Legendlerung des Einsatzes, der KerauslOsung, 
dar Rückführung und der weiteren Tätigkeit Geheimhaltung und 
Konspiration umfassend gewährleistet werden. Dabei sind erforder- 
lichenfalls der Ehepartner und weitere Familienangehörige 
differenziert einzubezlehsn. 

7.5. Die Ausstattung der OlbE mit Ausweisen, Berechtigungen 
und anderen Dokumenten, die Rückschlüsse auf Ihr Dienstver- 
hältnis mit dem Mfß zulassen. Ist Ira Interesse der Geheimhaltung 
und Konspiration grundsätzlich nicht zulässig. 
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7.6. 01« Ausstattung von OlbE mit Dlanst- und Ob jek tauswe Isen 
des MfS ln boqrtlndetön Autnahmef allen haben dlo Leiter 

qem. Ziffer 3.2, beim Leiter der Hauptabteilung Kader und 
Schulung tu beantragen. Der Leiter der Hauptabteilung Kader 
und Schulung hat die AntrHge zxi prUfen, unter Berück- 
sichtigung der Nomenklatur mit dom sustKndlgen Stellvertreter 
des Ministers bzw. dem Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers 
abzustimmen und zu entscheiden« In ZwelfelsfKllen hat ln jedem 
Fall eine Abstimmung mit dem zuständigen Stellvertreter des 
Ministers bzw. dem Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers 
zu erfolgen, 

7.7. Uber die Ausstattung von OlbE mit Schußwaffen entscheidet 
der Minister für Staatssicherheit, sein Stellvertreter auf 
Linie bzw. der Leiter der Arbeitsgruppe des Ministers. 

7.8. Die OlbE sind ln der Abteilung XTI für die Hauptabteilung 
Kader und Schulung zu erfassen. 

In Ausnahmefallen kann nach Abstimmung mit dem Leiter der 
Hauptabteilung Kader und Schulung für die Zeit des Einsatzes 
die Erfassung für dlo OlbE-* führende Diensteinheit erfolgen. 

7.9. Schriftverkehr Über OlbE ist grundsätzlich •'persönlich*' 
zu führen. 


6. Die Gestaltung der Zusammenarbeit mit OlbE 

6.1. Die Leiter der OlbE- führenden Dlenotelnhelten haben zu 
sichern, daß entsprechend den festgelegten Elnsatzrlchtungen 
und unter Beachtung der jeweiligen Einsatzbedingungen im 
Einsatzobjekt die konkreten politisch-operativen Ziel- und 
Aufgabenstellungen für die Zusammenarbeit mit den OlbE ln 
Arbel tßplHnen festgolegt und Einsatzdokumente erarbeitet werden. 

Die Einsatzdokumente sind dem Leiter gern. Ziffer 3.2. zur 
Bost.Htlgung vorzulegen. Sie haben 1 Exemplar des Einsatzvor- 
schlages und Festlegungen zu beinhalten, insbesondere 

- zur Art und Form der Zusammenarbeit einschließlich der 
Tref f tiltlqkelt (zeitliche Abstßnde, vorgesehene KW u. a.) 

- zur Elnsatzlcgendc 

- .zum FÜhrungs- und Verbindungssystem 
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” Uber Rechte» Pflichten und Befugnisse bei der Führung 
anderer OibC gemKfi Ziffer B.2. 

~ tur Führung von IM/CMS gemKA Ziffer 8.4. 

- zum Personenkreis außerhalb des MfS, der in die Legendierung 
des Einsatzes des OibE einbezogen wurde. 

8.2. Die Leiter der OibE- führenden Dieneteinhelten haben zu 
sichern» daS zu jedem OibE eine stabile Verbindung als Voraus- 
setzung für eine wirksame politisch-ideologische und 
tschekistische Erziehung und Befähigung sowie Bindung des 
OibC an das MfS besteht. 

Sie haben die zu ihrem Verantwortungsbereich gehörenden OibE 
in Abhängigkeit von deren beruflicher oder dienstlicher 
Stellung im Cinsatzobjekt F>ersönlich zu führen oder dafür ausge- 
wHhlte» in der politisch-operativen Arbeit und MenschenfUhrung 
erfahrene Angehörige der Diensteinheit als FUhrungs- 
offizlere festzulegen und sie zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung 
zu befähigen, anzuleiten und zu kontrollieren. 

OibE ln leitenden Dienststellungen können mit der Führung 
von ihnen nach der Struktur des Binsatzobjektes unmittelbar 
unterstellten weiteren OibE beauftragt werden. 

zu den Rechten und Pflichten sowie Befugnissen dieser OibE 
sind in den Cinsatzdokumenten Festlegungen zu treffen und 
mit dem Leiter des zuständigen Kaderorgans abzustimmen. 

8.3. Oie Leiter der OlbC-fUhrenden Diensteinheiten haben zu 
gewährleisten» daß Treffs zur Auftragserteilung und Berichter- 
stattung sowie andere Formen der Individuellen Einflußnahme 
unter Gewährleistung der Sicherheit für den OibE und seinen 
Einsatz erfolgen-. GrundsHtzllch haben solche Treffs in konspi- 
rativen Objekten oder Wohnungen stattzufinden» in- denen in 
der Regel keine IM/GMS getroffen werden. 

Entscheidungen Uber abweichende Verfahrensweisen treffen 
für ihren Verantwortungsbereich die Leiter gemäß Ziffer 3.2. 

6.4. OibE haben grundsätzlich keine IM oder GMS zu führen. 
Ausnahmen sind in den Cinsatzdokumenten gesondert zu bestätigen. 
In diesen Ausnahmefällen sind dem OibC nur IM und GMS zu 
übergeben» deren inoffizielle Tätigkeit und Wirkungsbereich 

ln einer engen Beziehung zum politisch- operativen Arbeits- 
aufbrag des jeweiligen OibC stehen. 

8.5. In der Zusammenarbeit mit OibE ist weiterhin zu gewähr- 

leisten» daB diese 

- keine Gesamtkenntnis Uber die Entwicklung und Bearbeitung 
operativer Vorgänge erhalten» 
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- nicht unn^lttelbar ln die Bearbeitung von Personen, die 
feindlich tUtlq sind oder Verbindungen tu Folndzentralen biw. 
feindlichen Organisationen unterhalten, elngefUhrt werden» 

- nicht an pol ltlsch>op«rativen Aktionen und anderen KaOnahmen 
des Hf6 tellnohmen» die gegenüber außenstehenden Personen 
Aufschluß Uber ein bestehendes DlenstverhXltnls mit dem Mfs 
geben könnten, 

- nur solche operativen Berichte des MfS zur Kenntnis erhalten, 
die unmittelbar fUr die Arbeit dos betreffenden OlbC von 
Bedeutung sind. 

8.6. OlbH haben ln Abstimmung mit der für das l^lnsatzob jekt 
zuständigen Dlenstelnhelt Ihre Arbeit so zu planen und durch- 
zufUhren, daß durch Ihre TKtlgkelt die staatlichen Leiter 
bei der Wahrnehmung der Ihnen Ubortranenen Verantwortung für 
die Gewährleistung einer hohen Sicherheit, Ordnung, Disziplin 
sowie des Gehelmnlsschutzes wirksam unterstützt und die 
Slchorheltslnteressen des MfS durchgesetzt werden. 

8.7. Die Dokument lerung aller wesentlichen politisch-operativen 
Aktivitäten ln der ZuBzuwnenarbelt mit den OlbE sowie von 
weiteren Materialien und Unterlagen, die den konkreten Einsatz 
des OlbE betreffen, hat ln einer ln der Abteilung XII für die 
OlbE- führende Dlenstelnhelt regiatr ler ton "Arbeitsakte OlbE" 

zu erfolgen. 

ln die "Arbeitsakte OlbE" sind aufzunehmeni 

- die entsprechenden FormblSttCr, 

- das Einsatzdokument gern. Ziffer 8.1., 

- ArbeltsplXne der politisch-operativen Arbeit und 
Berichterstattungen über Arbeitsergebnisse durch den OlbE, 

- ElnschXtzungon zur politisch-operativen Wirksamkeit und 
Entwicklung des OlbE während des Einsatzes, 

- Maßnahmen der tscheklstlschen Erziehung und BefMhlgung sowie 
ElnschMtzungen der dabei erreichten Ergebnisse, 

- schriftliche Berichte, Informationen und Protokolle des OlbE, 

- Treffberichte des FUhrungsoff Izlers , 

- Nachweise über die Aushündlgung operativer Dokumente und 
Mittel, ihre Verwendung und den Zeitraum ihrer Nutzung. 


1219 




14 


8.8. In Auanahmef »l Ion, Intbotonder« bol OlbE, die qomX8 
Ziffor 8.2. dieser Ordnung von anderen OibE Im Auftrag geführt 
werden, kann durch die Leiter gemäß Ziffer 3.2. ln Abstimmung 
mit dem Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung auf die 
PUhrung von Arbeitsakten verzichtet werden. 

8.9. Das Dossier Uber den Angehörigen des Mfs ist wahrend des 
Einsatzes als OlbE dem PUhrungsof f 1 z 1er als Mittel zur 
persönlichen PUhrung des OibC zu Übergeben. 

Den OibE, die gomas Ziffer 8.2. mit der PUhrung von ihnen 
nach der Struktof des Einsatzobjektes unterstellten OlbE 
beauftragt wurden, sind keine Dossiers zu Ubergeben. 

8.10. Nach Beendigung des Einsatzes ist die "Arbeitsakte OibE" 
in der Abteilung XII des MfS fUr die Hauptabteilung Kader 

und Schulung gesperrt zu archivieren. 

8.11. Die Registrierung und PUhrung sowie Archivierung 

der "Arbeitsakten OlbE" hat entsprechend der 1 . Durchführungs- 
bestimmung zu dieser Ordnung zu erfolgen. 

9. Festlegungen zur Gestaltung des Dienstverhältnisses 
wahrend des Einsatzes als OibE 


9.1. Für OibE gelten die Rechtsvorschriften Uber den Wehrdienst, 
die dienstlichen Bostimmungen und Weisungen zur B.egelung 

des Dienstes im MfS und die sich daraus ergebenden Pflichten 
und Rechte. Gleichzeitig unterliegen sie den für das Einsatz- 
objekt geltenden arbeitsrechtlichen oder dienstlichen Be- 
stimmungen, haben ihre Arbeitsaufgaben oder Dienstpflichten 
tu erfüllen und sind darUber entsprechend ihrer Unterstellung 
im Einsatzobjekt rechenschaftspflichtig. 

9.2. Die Besoldung der OlbE erfolgt nach den Bestimmungen 
der Besoldungsordnung des HfS auf der Grundlage der bestätig- 
ten Planstelle des MfS. 

OlbE haben bei Vorliegen der Voraussetzungen Anspruch auf Ab- 
geltungen und Entschädigungen gemäß der EntschMdlgungsordnung 
des Mfs. 

9.3. Oie vom Einsatzobjekt gezahlte NettovergUtung ist mit der 
HottovergUtung des Mfs zu verrechnen und die Differenz als 
Ausgleich zu zahlen. Die zu verrechnende NettovergUtung be- 
inhaltet t 

- alle Lohnbestandtelle mit Ausnahme lelstungsabhüngiger Ge- 
haltstelle und der AufwandsentsehXdlgung, 

- Abgeltungen fUc nicht ln Anspruch genommene kostenlose 
Unterkunft, für Verpflegung und Bekleidung, 

- Jahresendprämien sowie 

- finanzielle Zuwendungen in Würdigung langjähriger TSttgkelt. 
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9.4. Lleqt im Clnxelfall dla Ne t tovergUtung Im Einsatzobjekt 
höher als im MfS 

- Ist der Uber fi to Igende Betrag vom MfS nicht elnzuzlehon. 

Ist bei Ren tengewMhrung durch das MfS die höhere Vergütung 
aus dom Einsatzobjekt zugrunde zu legen« 

- sind zur WUrdlqung von Leistungen für das MfS die Möglich- 
kelton der Prämienordnung des MfS verstÄrkt anzuwenden. 

Nach Pcendlaunq des Einsatzes erfolgt die Besoldung entsprechend 
der befehlsmäAlq festqelogten Dienststellung. 

9.5. Die OlbE haben oKmtllcho Bezüge Im Elnoatzob jekt einmal 
jährlich den Kaderorgan nachzuweisen. Bel jeder Veränderung 

ln der NettovergUtung ist das Kaderorqan sofort zu informieren. 

Meldepflichtig, aber nicht auf die Nettovergütung gern. Ziffer 9.3. 
anzurcchnen« sind Im Einsatzob jokt gezahlte Leis tungapr ^mien 
sowie Zuwendungen zu staatlichen oder betrieblichen Auszeichnungen. 

9.6. Im Einsatzobjekt entrichtete Beiträge zur freiwilligen 
Zusatzrentenverslcherung der Sozialversicherung bzw. der 
freiwilligen zusHtzlichen Altersversorgung für Mitarbeiter des 
Staatsapparates sowie BoitrKqe lum FOGB (ohne Sondermarken) sind zu 
erstatten . 

Bei Beendigung des Einsatzes Ist unter Beachtung der Rechts- 
vorschriften und der Festlegungen qem. Ziffer 7.4. über die 
Wei ter f Ührung bzw, Beendigung dieser zusätzlichen Versorgungen 
zu entscheiden. Tn diesem Zusammenhang rückerstattete Beiträge 
sind dem zuständigen Finanzorgan zu übergeben. 

9.7. OlbE sind für Ihre Verdienste und treue Pflichterfüllung 
sowie vorbildliche Leistungen und hohe Einsatzbereitschaft bei 
der Erfüllung ihres politisch-operativen Arbeitsauftrages ent- 
sprechend den dienstlichen Bestimmungen mit staatlichen und 
Auszeichnungen des MfS« Bef örderungen und PrÄmierungen zu 
würdigen. Die Vorschläge sind entsprechend den dienstlichen 
Bestimmungen einzureichen und zu bestätigen. 

9.0. über die Anerkennung während des Einsatzes ln anderen 
bewaffneten Organon erreichter Dienstgrade entscheidet auf 
Vorschlag der Leiter gern. Ziffer 3.2. der Leiter der Haupt- 
abteilung Kader und Schulung. 

9.9. OlbE haben Anspruch auf Urlaub nach der Urlaubsordnung des 
MfS. Ist der Urlaubsanspruch im MfS (bezogen auf Arbeitstage) 
höher als der Im Einsatzob jekt gemäß Verordnung Über den 
Erholungsurlaub zustehende und läßt die Einsatzlegende 
die Gewährung des höheren Anspruchs nicht zu^ hat der Leiter 
der OibE-führenden Diensteinheit zu ontscheideni 
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- ddn Rditurlaub finanziell abzuqelten oder 

- dieeen auf da» bzw. die Polqejahre zu Übertragen und Im 
Jahr der Einiatzbeendigung ^usfunnenhüngend zu gewähren. 

Ist der Urlaubsanspruch im Einsatzobjekt hoher als der im 
MfS, ist der höhere Urlaubsanspruch zu gewlihren. 

9.10. OlbE unterliegen der Disziplinarordnung des MfS. 

Gleichzeitig sind fUr sie die arbeitsreohtl ichon bzw. dienst- 
lichen Bestimmungen zur disziplinarischen und materiellen 
Verantwortlichkeit der Einsatzobjekte verbindlich. 

Bei disziplinarischem Fehlverhalten, das im Zusammenhang mit 
dem DienstverhKltnls im MfS steht, sind unabhängig davon, 
ob im Einsatzobjekt ein Disziplinarverfahren eingeleitet wird 
und unter Beachtung der Legendierung des Einsatzes, die Unter- 
suchungen gemKO der Disziplinarordnung des MfS zu führen und 
abzuschlleSen. 

Wird durch den beiter oder durch einen anderen disziplinär- 
befugten leitenden Mitarbeiter des Einsatzobjektes gegen die 
OibE ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder werden Maßnahmen 
zur materiellen Verantwortlichkeit geltend gemacht, hat darüber 
der OibC den FUhrungsof f izier unverzüglich zu informieren. 

Parallel zur Durchführung des Disziplinarverfahrens ist im 
MfS eine Untersuchung entsprechend den CrundsHtzen der Disziplinar- 
ordnung und unter Beachtung des legendierten Einsatzes zu 
führen . 

Eine im Einsatzobjekt ausgesprochene DisziplinarmaSnahmo ist 
für den betroffenen OibE bindend. 

Der Einspruch bzw. die Beschwerde gegen Disziplinarmaßnahmen 
bedarf der Zustimmung des Leiters der OibE- führenden Dienst- 
einheit. 

Eine im Einsatzobjekt ausgesprochene Diszipl inarmaßnahme wird 
im MfE 

a) bei allen Kaderentscheidungen unbeachtet bleiben, wenn die 
im MfS geführten Untersuchungen ergeben haben, daß der OibE 
die Verletzung ihm im Einsatzobjekt übertragener arbeitsrecht- 
licher bew. dienstlicher Pflichten nach verantwortungsbewußter 
Prüfung der Sachlage beging, um die Erfüllung des politisch- 
operativen Arbeitsauf träges nicht zu gefährden» 

b) bei allen Kaderentscheidungen als verbindlich betrachtet und 
Ist in die Diszipllnarunterlagen einzutragen, wenn die im 

MfS geführten Untersuchungen ergeben haben, daß die Diszipl Inar- 
maßnahmo im MfS unter Beachtung aller objektiven und 
subjektiven Faktoren im gleichen Umfang auszusprechen war» 
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c) AnK^f) r-u we 1 t^rgeh^nden Disziplinär- und Ksdorcntschc l- 
düngen sein, wenn öle Im MfS goführtsn Unter tuchungsn 
erhebliche Verstöße gegen dienstliche Bestimmungen und 
Weisungen^ Insbesondere gegen die Innere Sicherheit des 
Mfß ergeben haben. 

Gleiches trifft ru, wenn nenen einen OibE ein Ordnungsstrafe 
verfahren oder Ermittlungsverfahren eingeleitet wird. 

Maßnahmen zur materiellen Verantwortlichkeit, die Im Einsatz- 
objekt geltend gemacht werden, sind zu erstatten, wenn in- 
haltlich die Festlegungen des Buchstaben a) zutreffen. 

Die Erstattung erfolgt auf Antrag des Leiters der OlhK-füh- 
renden Diensteinheit nach Bestütigung durch den Leiter des 
Kadororaana . 

Oie Leiter der OlbE-f Uhrenden Diensteinheiten und die Leiter 
der Kaderorgane haben zur Klärung von Fehlverhalten eng zu- 
sanvnenzuarbeiten, insbesondere die Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen herauszuarbeiten und Schlußfolgerungen für die 
weitere Kader- und Erziehungsarbeit mit OibE abzuleiten und 
durchzusetzen. 

9.11. Zur medizinischen, kulturellen und sozialen Betreuung 
der OibE sind ln der Regel die Möglichkeiten des Einsatz- 
objektes zu nutzen. 

In becirUndeten FXllen kann eine medizinische Betreuung und 
Versorgung durch den Zentralen Medizinischen DteTist des MfS 
Uber das Koordinierungsorgan der Hauptabteilung Kader und 
Schulung für die Arbeit mit OibE beim Leiter des Zentralen 
Medizinischen Dienstes beantragt werden. 

Uber die Nutzung von Ur laubcplXtzon in Ferienheimen des MfS 
bzw. die Inanspruchnahme von M?5gl Ichkelten der Dienstein- 
heiten zur Urlaubsgestaltung entscheiden die Leiter der 
OibE- führenden Diensteinheiten unter Beachtung der Gewähr- 
leistung von Geheimhaltung und Konspiration. 

9.12. Kann der Ehepartner eines OibE wegen der Spezifik des 
Einsatzes seine eigene Tätigkeit als Angehöriger des MfS 
nicht ausUben, ruht für die Dauer des Einsatzes das Dienstver- 
hältnis. 

Die Zelt dieses ruhenden Dienstverhältnisses ist auf das 
Dl onsta Iter anzu rechnen . 

In diesem Zeitraum kann nach Zustimmung des MfS ein befriste- 
tes ArbeltsrechtsverhXltnis mit Kombinaten, Betrieben, sozia- 
listischen Genossenschaften, staatlichen Organen und Ein- 
richtungen sowie gesellschaftlichen Organisationen der DDR 
abgeschlossen werden. 
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10.1. Don Kadorontocholdungon Uber dio Beondigun 9 des Ein- 
Satzes und die weitere Tätigkeit Ijn MfS sind unter Beachtung 
der GesamtpersOnl Ichkelt des OlbE die Elnsatzbedlngungen , 
die Leistunqs- und Eunsatsbereit schalt , die Arbeitsergebnisse 
sowie der Cosundheltscus tand und die Leistungsfähigkeit 
zugrunde zu legen, 

to.2. Für die Beendigung des Einsatzes als Olbc Ist ein 
Vorschlag nach Anlage 2 zu fertigen und dem Leiter der 
Hauptabteilung Kader und Schulung zur Bestätigung einzureichen. 

Dom Vorschlag sind eine Absohludbour tellung und^ soweit mit 
Einsatzende eine Versetzung oder die Entlassung aus den 
Dienst des MfS erfolgt, eine Stellungnahme zur Versetzung 
bzw« der Entlassungsvorschlag beizufUgen. 

10.3, Mit der Beendigung des Einsatzes sind’ alle Maßnahmen 
der Legendlorung, soweit sie nicht für die Geheimhaltung 
und Konspiration auch nach dem Einsatz erforderlich sind, 
aufzuheben und im Zusammenhang mit der Legendlerung ge- 
fertigte Unterlagen und Dokumente einzuziehen* 

Dokumente -und Ausweise zur Abdeckung des Einsatzes sind 
der ausstellenden und naohweleführenden Stelle im MfS 

zu übergeben. 

10.4. Ist mit der Beendigung des Einsatzes die Entlassung 
aus dem MfS verbunden, sind die erforderlichen Maßnahmen 
entsprechend den dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
durchzuführen. 

10.5* Die Beendigung des Einsatzes als OlbE erfolgt mit 
Befehl Uber Kader durch die Leiter gemäß Ziffer 4*4. 

1 1 . Schlußbostimmunqen 

11.1, Die Leiter der KVA, VRD, Haupt-Zselbständlgen Abteilungen 
und Gleichgestellte und die Leiter der Bezlrksverwal tungen 
haben ln Ihrem Verantwortungsbereich den Ist-Bestand an 
OlbE zu analysieren, die Arbeit mit OlbE auf Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen zur vorliegenden Ordnung gründlich zu 
prüfen, strukturelle und kadermäßige Veränderungen im Bestand 
dar OlbE mit dem Kaderorgan abzustimmen und dem Leiter der 
Hauptabteilung Kader und Schulung bis zum 1« 12« 66 zur 
Entscheidung vorzulegen* 

Der Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung hat über 
wesentliche Ergebnisse der Bestandsaufnahme dem Minister für 
Staatssicherheit zu berichten* 
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11.2. Oer Leiter der HVA hnt auC dor Crundlnqo dieser 
r>rdnunn ln AbstLrvnunq rlt dom ».eltor der Hauptabteilung 
1 •»de- tinr* Schulung für seinen Verantwortungsbereich tur 
.‘.rbelt mit OlbE OurchfUhrungabestlrinunnen lu erlassen. 

11.J. Per Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung 
und der Loltor dor Abteilung Finanzen haben ln Abstimmung 
dl»» zur Ourchset 7unn dieser Ordnung orforder llchon Ouroh- 
f'JhrunnRboetlnmungen zu orlassen. 

11.4. Diese Ordnung tritt an 1. 5» 1986 ln Kraft, 

r.lelchr.o Itlg treten auder Kraft die 

* Grundsätze zur Regelung des DlenstverhHl tnlsses nlt den 
auf dem Gebiet der Abwehr tätigen Offizieren im bosonderen 
Einsatz dos Ministeriums fdr Staatssicherheit und zur 
Regelung der Vcrolnbarun<^on nlt den auf c*en Gebiet der 
Abwehr tätigen Inoffiziellen Mitarbeitern Im besonderen 
Einsatz des Ministeriums für Staatssicherheit 

WS MfS 016-373/68 » 

- 1. Änderung der CrundsHtze zur Regelung des Dienstver- 
hältnisses mit den auf dem Gebiet der Abwehr tätigen 
Offizieren Im besonderen Einsatz des Ministeriums fUr 
Staatssicherheit vom 16. August 1971 

WS MfS 0U-S08/71 I 

- GrundsXtze zur Regelung des OlenstverhXltnlsses mit den 
auf dem Gebiet der AufklXrung tätigen Offizieren im 
besonderen Einsatz des Ministeriums für Staatssicherheit 
und zur Regelung der Verelnbarunoen mit den auf dem 
Gebiet der AufklMrung tXtlqen hauptamtlichen Inoffiziellen 
Mitarbeitern des Ministeriums für Staatssicherheit vom 

28. 2. 1966 

WS MfS 056-281/68 1 

- 1. Durchführungsbestimmung zu den Grundsätzen zur Regelung 
des OlenstverhXltnlsses mit den auf dem Gebiet der 
Aufklärung tätigen Offizieren Im besonderen Einsatz des 
Ministeriums für Staatssicherheit - Grundsätze für 
OlbE/AufklHrung - vom 9. 2. 1972 elnschlieBllch der 

1. Ergänzung vom 6. 1. 1983 

WS MfS 198-A 6/72 * 

- Anweisung Nr. 6/72 zu den "Grundsätzen zur Regelung des 
Dienstverhältnisses mit den auf dem Gebiet der Abwehr 
tätigen Offizieren Im besonderen Einsatz des MfS" vom 
18. September 1972 
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- Knvaisuny Nr. 1/76 Ob«r 01a VargOtuh? dar auf dam Oablat dar 
AufklMruno tKtlgan Offitiara im baaonderan Elntatt daa 
Mlnlatariuma für Etaataaiohorhait Vom 4. Kal 1976 

W8 MfS 008-343/76 

und alnd bla aum JO. 5. »986 vrla folgt turUokcusandant 

- WS MfS 016-373/68 und WS MfS 016-508/71 an dla HA Kader und 

Schulung. AKO. Dokumantanatallai 

- WS MfS 056-281/68 und WS MfS 198-A. 6/72 an den Stab der HVA, 

- WS MfS 027-1025/72 an dla Abtallung Finanzen. Dokumentenatalle, 

- WS MfS 008-343/76 an das Büro dar Leitung. Dokumentenvervaltung. 

Armaaganaral / 
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baatatlgti 

Leiter der Hauptabteilung 
Kader und Schulung 


Vorschla g tum Einsatt als OibE 


Ej wird vorgeschlagen, den 

Dienstgrad : 

Name : 

PK2 J 

MfS seit: 

Familienstand: 


Partei seit:. 

bisherige Dienststellung: 
Dienstgrad It. Stellenplan: 
VS It. Stellenplan: 


mit Kirkung vom 

Diensteinheit : 

Dienststellung : 

VS; 

weitere Zulaven/Zuschläge i 
finaneielle Leistungen des 
NachwelsfUhrung/Planung Ira 

elntusetten . 

B eg r ündung ; 

ElnschSttung der Persönlichkeit des Angehörigen, seine politisch-operative 
bzw. politisch-fachliche und charakterllch'«x>rallsche Eignung einschließlich 
Kader- und slcherheltemAßlg tu beachtender Faktoren beim Kandl^ten, seinen 
nSchsten Angehörigen und Personen, zu denen er enge Verbindungen unterhllt, 
persönliche und famllllire Probleme Im Zusantnenhang mit dem Einsatz sowie 
vorschllge tu deren Lösung« 

Anlage 

KurzolograpMe, Einstellungsvorschlag (bei Nouelnstellungen) , 

Stellungname zur Versetzung 

Leiter der vorschlagenden DE Leiter der Abt. Kader bzw. 

(Ltr. HA, selbst. Abt., BV) Kader und Schulung 


VS: 

Vorname : 

Geburtsort : 

DA: 

Anzahl der Kinder: 
Alter der Kinder: 


als OibE in der 

Plan$tellen-Nr. : 

(It. Stellenplan MfS) 


MfS; 

KKK: 
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Anlage 2 


bagtHtlgti 

Lslter dar Hauptabteilung 
Kadar und Schulung 


Vorachlaq »ur Beendigung dea Elnsatxa» ala OlbE 

Es wird vorge schlagen, den ELnsate de* 

Dienstgrad 1 
Naraai 
PKZj 

KfS seit! 
r«ffid.llenstandi 

Partei eelti 
Einsatt als OlbE selti 

Dienststellung lin MfS: 

Dienstgrad It. Stellenpleoi: 

VS It. Stellenplan! 

weitere Zulagen/ZuschlHge u. a. 
finanzielle Leistungen des MfS: 

als OlbE mit Wirkung vom 

Diensteinheit: 

Dienst« telluvgt 


VSi 

weitere Zulagen/ZuschlKga u. a. 
flnanslelle Leistungen ^s MfS: 

el nzusetzen/aus dem Dienst des MfS zu entlassen. 

De yrUndungi 

örunde der Beendigung des Einsatzes, Einachützung der AufgabenerfUlling sowie 
Kader- und slcherheltsmüBlg zu beachtender Faktoren, pereönliche und famllilire 
Probleme, ^te^^ahman zur Aufhebung dar Legendienr>g bzw. zur weiteren Gewähr- 
leistung von G^ielirhaltung und Konspiration bei der Herauslöei»ig/Ryckf(lhr\jng, 
Hinweise zur Eid^rung von rtechten/Ansprüchen des betreffenden Angehörigen 
des MfS entsprechend den dienstlichen Bestlmnungen \rx3 Weisungen, Verbleib 
von Unterlagen, Dokunanten md Ausweisen zur ElnsatzlegerKllorung, Begründung der 
weiteren Tätigkeit Im MfS. 

Anlagen 

Abscnlufibeurte llung , &:tlas5ung8vor schlag (bei Notwendigkeit Maßnahmeplan 
zur pol. -op. Siohorung und Kontrolle gern. DA Hr. 5/64), Stellungnahme zur 
Versetzung 


VSi 

Vorname: 

Geburtsort: 

DA: 

Anzahl der Kinder: 
Alter der Kinder: 

Planstellen-Nr. i 
(It. Stellerplan MfS) 


zu beenden und ihn in der 


Planstellen-Nr. t 
Dienstgrad It. Stellenplan: 
VS It, Stellenplan: 
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Leiter der vorachlagenden Dlonst- 
elnhelt (Ltr. HA,selb9t. Abt. , BV) 


Leiter dar Abt. Kader bzw. 
Kader vrid Schulung 




Dokument 159 


Minlsterrat D^rlln, 17 , y, 1986 

der Deutechen Demokratischen Republik 
Ministerium fUr Staatssicherheit 
Der Minister 


VerichluBitch* 

OVS~eOOf 

MfS-Nr. _J.0/e6__ 

Auif. Bl. „ t Wt-T:« 


1 . Durchführungsbestimmung 

zur Ordnung Nr. 6/36 Uber die Arbeit mit Offizieren im 
besonderen Einsatz des Ministeriums fUr Staatssicherheit 
- OibE-Ordnung - vom 17» 3» ^936 

Zur Erfassung von OibE und Registrierung, FUhrung soyie 
Archivierung von "Arbeltsakten OibE" gemMO den Ziffern 7.6., 
0.7. und 8.10. der OibE-Ordnung 


wird bestimmt» 


1 ♦ Grundsätze 


1 . 1 . Die OibE sind in der Abteilung xii des MfS unter einer 
einheitlichen Registriernummer für die Hauptabteilung Kader und 
Schulung/AKO aktiv zu erfassen. . 

In Ausnahme fallen kann nach Abstimmung mit dem I.eiter der >' 
Hauptabteilung Kader und Schulung die aktive Erfassung für die 
OlbE-fUhrende Diensteinheit erfolgen, 

1.2. Die Dokvunentierung aller wesentlichen politisch-operativen 
Aktivitäten ln der Zusammenarbeit- mit den OibE sowie von 
weiteren Materialien und Unterlagen, die den konkreten Einsatz des 
OibE betreffen, hat in einer in der Abteilung XXX des MfS bzv. 
Abteilung XII der Bezirksverwaltung (nachfolgend zuständige 
Abteilung XII genannt) registrierten "Arbeitsakte OibE" durch 

die OibE-f Uhrende Diensteinheit zu erfolgen. 

1.3. Nach Beendigung des Einsatzes ist die "Arbeitsakte OibE* 
in der Abteilung- XII des MfS zu archivieren. Die Abteilung XII 
des MfS hat die aktive Erfassung der Hauptabteilung Kader und 
6 chulung/AKG zu loschen. 
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1,4. Dl« Bearbeitung von Überprüfungen und die Auskunf teertellung 
haben entaprechend den Festlegungen der Dienstanweisung Nr. 2/61 
eu erfolgen. 


2. Erfassung der OlbE und Registrierung der "Arbeitsakte OlbE* 

2.1. Oer OlbE Ist nach BestMtlgung des Elnsatzvorschlagas und 
Erla0 des Befehls Uber Kader zure Einsatz durch die OlbE- führende 
Diensteinheit ln der Abteilung XZZ des KfS zu erfassen. Eine 
Erfassung in den Abteilungen Xiz der Dezirksverwaltungen hat 
nicht zu erfolgen. 

Der zuständigen Abteilung Xll sind dazu vorzulegent 

- der durch den Leiter dar OlbE- führenden Dientfteinhelt und den 
Leiter der zustHndlgen Abteilung Kader der Hauptabteilung 
Kader und Schulung bzw. Kader und Schulung der Bezirkever- 
waltung bestKtigte Beschlud Form 1a Uber das Anlegen einer 
"Arbeltsakte OlbE". 

Auf dem BeschluO Form 1a ist unterhalb des Feldes fUr die 
Reglstrlernumner "Arbeltsakte OlbE" auCzutragen. 

- in der Abteilung XXI des MfS Berlin vor nicht iHnger als 

4 Hocken UberprUfter Suchauftrag Form lo, mit dem nachzuweisen 
ist, lao der OibE nicht aktiv fUr eine andere Diensteinheit 
erfaSt ist. 

2.2. Die zustKndigen Abteilungen XIZ haben bei Vorlage des 
bestätigten Beschlusses Form 1a eine Begistriernunmer fUr die 
"Arbeitsakte OibE" zu vergeben und auf dem BeschluB Form la 
aufzutragen. Diese Begistriernufuner dient als internes Nachweis- 
und Kontrollmlttel. Die zuständigen Abteilungen XZZ haben den 
erforderlichen Aktonhefter und die Formblätter zur Verfügung 

zu stellen. Gleichzeitig hat die zuständige Abteilung XII eine 
Karteikarte Form 16 auszufUllen, auf der die einheitliche 
Registriernuiraner. der aktiven Erfassung fUr die Hauptabteilung 
Kader und Schulung/AKG aufzutragen ist. Diese Karteikarte ist 
von den Abte llungan XII der Bezlrksvervaltungen der Abteilung XZX 
des MfS zu Ubergeben. Die Abteilung XIX des MfG hat zu sichern, 
das die 'lauptabteilung Kader und Schulung/AKG Uber die erfolgt« 
Erfassun«; des OlbE und die Registrierung der "Arbeitsakte OlbE* 
unter Angabe von 

- Name 

- Vorname 

- Registrlernumner der "Arbeiteakte OlbE" 

- OibE-f Uhrende Dienstelnheit 
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2«3.Boi aktiver Erfassung dea OibE fUr die OibB-fUhrende 
Dieneteinhelt entsprechend der Ausnahmeregelung in Ziffer 
7.8. der OibE-ordnung hat die zu8ttln<1^9s Abteilung XII bei 
vorliegender BestMtigung der sustttndigen Abteilung Kader 
der Hauptabteilung Kader und Schulung bzw. Kader und 
Schulung der Dezirkavervaltung unter der Registriernuinmer 
der "Arbeiteakte OibE” entsprechend den Festlegungen der 
1. DurchfUhrungebestimnung zur Dienstanweisung Mr. 2/61 
die aktive Erfassung vorzunehmen. 

Eine Information der Abteilung XI l des MfS Uber die erfolgte 
Erfassung des OibE und die Registrierung der ”Arbeltsakte 
OibE” an die Hauptabteilung Kader und Schulung ist nicht 
erforderlich. 

2.4. Die "Arbeitsakte OibE"' ist wie folgt aufzubaueni 

- 1 Aktendeckel mit Bezeichnung "Arbeiteakte OibE* 

- Inhaltsverzeichnis Form 0 

- BeschluB Form 1a mit dem Auftrag "Arbeiteakte OibE" 
unterhalb des Feldes fUr die Registriernummer 

** Einsatzdokument 

- VfKW Form 3 

- weitere operative Materialien in chronologischer Reihen- 
folge 


3. Hachweispf lichtlge Xnderungen, Berichtigungen und Er- 
qKnzunqen 

3.1. Bei Änderungen bzw. Berichtigungen der im Indexteil 
des Beschlusses Form 1a geforderten Personengrunddaten 

- Name <n) 

- Vorname (n) 

- PKZ 

- Geburtsort 

ist der zuständigen Abteilung XII unverzUglioh der ent- 
sprechend ausgefUllte BesohluB Form 1a zwecks Neuausstellung 
bzw. Änderung der Karteikarte Form 16 vorzulegen. 

Die Abteilungen XII der Bezirksverwaltungen haben der 
Abteilung XII des MfS eine neue Karteikarte Form 16 zu Über- 
gaben. 

3.2. Bei der Übergabe -von OibE an eine andere OibE-fUhrende 
Diensteinheit sind der zustHndigen Abteilung XII die 
"Arbeitsakte OibE” und eine -vom Leiter der OibB-f Uhrenden 
Diensteinheit und dem Leiter der zuständigen Abteilung Kader 
der Hauptabteilung Kader und Schulung bzw. Kader und Schulung 
der Bezirksverwaltung ^stKtigte Uberg€d>emitteilung Form 6a 

zu Übergaben. Bel Übergabe von OibE innerhalb der OibE- führenden 


1231 




A 


Di«nBtelnheit l#t nur dt« Ubcrg&bomittollung Form $a 
zu UbAC^aben. Uber die erfolgt« Übergabe tat dl« Haupt- 
abteilung Kader und Schulung/AKG durch dl« Abteilung XII 
des MfS tu Informieren. 

Eine Änderung der aktiven Erfassung fUr die Hauptabteilung 
Kader und Eohulung/AKG erfolgt nicht. 

4. Archivierung der "Arbeltsakten OlbE" 

4.1. Bei Beendigung des Einsatzes als OlbE ist durch die 
OlbE-fUhrende Diensteinheit die "Arbeltsakte OlbE" der 
zustHndlgen Abteilung XII zur Archivierung Im Archiv der 
Abteilung XII des MfS zu übergeben. Die Archivierung hat unter 
der Bezeichnung "AOlbE" zu erfolgen. 

4.2. Der "Arbeltsakte OlbE" ist der vom Leiter der OlbE- 
fUhrenden Dlonsteinhelt und vom Leiter der zuständigen Abteilung 
Kader der Hauptabteilung Kader und Schulung bzv. Kader und 
Schulung der Bezirksverwaltung bestätigte BeschluO Form 1a 

Uber die Archivierung betzufUgen. 

Die Ablage hat gesperrt für die Hauptabteilung Kader und 
Schulung/AKG zu erfolgen. 

4.3. Die Abteilung XII des MfS hat die zu archivierende 
"Arbeitsakte OlbE" mit einer Archlvslgnatur zu versehen und 
diese der Hauptabteilung Kader und Schulung/AKG mitzuteilen. 
Gleichzeitig ist die aktive Erfassung der Hauptabteilung 
Kader und Schulung/AKG zu lüschen. 

5. SchluSbestlmmungen 

5.1. Der Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung hat zu 
gewährleisten, daß nach Abschluß der gemßß Ziffer 11.1. 
der OibE-Ordnung von den Leitern der Haupt-/selbsttindlgen 
Abteilungen und Glelohgestellten sowie den Leitern der 
Bezlrkeverwaltunge'n ln Abstimmung mit dem zustKndlgen Kader- 
organ durchzufUhrenden Bestandsaufnahme der Abteilung XII 
des MfS eine Übersicht Uber OlbE übergeben wird. 

Der Leiter der Abteilung XII des MfS hat zu sichern, daß auf 
der Grundlage dieser Übersicht die Erfassung und Registrie- 
rung der OlbE erfolgt und den OlbE-f Uhrenden Diensteln- 
heiten die fUr die Führung der "Arbeltsakte OlbE" erforder- 
lichen Unterlagen Ubergeben werden. 

5.2. Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1*5* 19^6 
ln Kraft. 
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^ Z. 

Mlnlaterlum fOr etaatsslcherh«lt Berlin, f7< 3# 198^ 

Hauptabteilung Kader und Schulung 

baiter 


Oahelm« V«rtchlM0t««l««‘ 

OVS-aOO« 

MfS-Nr. . .H/M 


..Autf. it jsmr 
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2. DurchfUhrungabestlmnung 

zur Ordnung Nr. 6/86 Uber die Arbeit mit Offizieren Im 
besonderen Einsatz des Ministeriums für Staatssicherheit 
- OibE-Ordnunq - vom 17« 3. t986 

Auf der Grundlage der Ziffer 11.3. der Ordnung Nr. 

Uber die Arbeit mit Offizieren im besonderen Einsatz des 
Ministeriums für Staatssicherheit - OlbE-Ordnung - vom 
wird zur Besoldung der OlbE und zur Gewährung weiterer flnan** 
zleller Leistungen durch das MfS nachfolgendes bestimmtt 

1. Besoldung der OlbE 

1.1. OlbE, die ln der DDR tätig sind, erhalten Vergütungen 
nach der Besoldungsordnung das MfS. 

1.2. OlbE, die im Ausland eingesetzt sind, erhalten Besoldung 
und Vergütungen gemtlB der Vergütungsordnung Ausland. 

1.3. Durch das zust&ndige Kaderorgan sind der zuständigen 
Abteilung Finanzen die dem OlbE zu zahlenden Vergütungen 
schriftlich anzuweisen. Dabei sind die OibB unter Angabe einer 
Reglstrlernuitvner und der PKZ zu melden. Der Name ist nicht 
mitzuteilen. Die zustHndige Abteilung Finanzen hat zur Cewlhr- 
lelstung der finanztechnischen Bearbeitung der Anweisung eine 
BesoldungsstammKarte (Vordruck Fin. 105) anzulegen. 

1.4. Bei OlbE,- die bereits vor ihrem Einsatz Besoldung durch 
dae MfS erhielten, ist durch das sustHndiae Kaderorgan der 
zuständigen Abteilung Finanzen die Einstellung der Besoldung 
ab dem im Befehl Uber Kader gemKB Ziffer 4.4. der OlbE-Ordnung 
genannten Termin anzuweisen. Das gilt auch für den Ehepartner 
eines OibE, der wegen der Spezifik des Einsatzes seine eigene 
T8tig)(elt als Angehöriger des Hf6 nicht ausUben kann. 
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Weiterhin sind diese Ehepartner, wie in Ziffer 1.3, für die 
OlbE festgelegt, der zustMndlgen Abteilung Flnanten unter 
Angabe einer Registrlernummer und der PKZ mit dem Vermerk 
"Besoldung ruht" cu melden. 

1.5. Die Abteilungen Kader der Hauptabteilung Kader und 
Schulung haben die zu zahlenden Vergütungen für die OibE 
sowie eintretende Veränderungen Uber das Koordinierungs- 
organ der Hauptabteilung Kader und Schulung der Abteilung 
Finanzen des MfS anzuweisen. 

1.6. Das zuständige Kaderorgan hat zu gewährleisten, daB die 
OlbE sHmtliche BezUge im Einsatzobjekt einmal jährlich nach- 
weisen. Der Nachweis hat detailliert nach den einzelnen 
Bestandteilen tu erfolgen. In jedem Pall sind das Grundge- 
halt, leistungsabhKngige Gehaltsteile, Aufwandsentschädi- 
gungen, Abgeltungen, Zuschläge und Zuwendungen sowie Jahres- 
endprMmlen bzw. jährliche PrXmien in WUrdlgung langjähriger 
Tätigkeit exakt anzugeben. 

Ist aufgrund der Gestaltung des Gehaltsnachweises die Höhe 
einzelner Bestandteile nicht ersichtlich, hat der FUhrungs- 
offizier diese auf dem Gehaltsnachweis zu vermerken und mit 
seiner Unterschrift zu bestätigen. 

1.7. Die vom MfS zu zahlende Vergütung fUr die OibE sind 
durch die zuständige Abteilung Finanzen auf ein Konto der 
OibE zu Uberwelsen. 

Die Vergütung fUr OibE, die im Ausland eingesetzt sind, wird 
auf Sonderkonten der Sparkasse der Abteilung 

Finanzen des MfS Berlin Uberwiesen. 

In Ausnahmefällen kann die Vergütung fUr OibE bar an den Be- 
auftragten der fUr die OibE zuständigen Diensteinheit ausgezahlt 
werden. 

1.8. Die jährlichen Prämien ln WUrdlgung langjähriger Tätig- 
keit bzw. die Jahresendprämien sind von den OibE dem 
FUhrungsof f izier gegen Quittung tu Ubergeben. Die FUhrungs- 
offlzlere haben diese unter Angabe der Registr iernummer 

bei der zuständigen Abteilung Finanzen einzuzahlen. 

2. Berechnung der Parteibeiträge 

2.1. Der zuständigen Abteilung Finanzen ist die KOhe des durch 
den betreffenden OibE im Einsatzobjekt gezahlten Parteibei- 
trages mitzuteilen. 

Die 'Parteibeiträge sind vom Bruttogehalt des MfS und von den 
festgelegten Zuschlägen in Mark der DDR zu berechnen. 

Ist der erreohnete Betrag hdher als der im Einsatzobjekt 
gezahlte. Ist die zuständige Abteilung Finanzen anzuweisen, 
die Differenz vom Ausgleichsbetrag des MfS abzuziehen. 
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2.2. Für OlbE, die Ixn Aucltind «Ingesetxt sind, l«t d«r Valuta- 
grundbetrag bzw. der gekürzte Valutagrundbetrag fUr Allein- 
stehende sowie der Funktionssuschlag in Mark der DDR umzurechnen. 
Die BruttovergUtung des Mf8 zuzüglich der in Mark der DDR unge- 
rechneten ValutabetrSge bilden das partelbeitragspflichtige 
Gesamte Inkomnen. Die festgelegten Zuschläge sind entsprechend 
der Richtlinie fUr die Beitragskassierung der SED zum Gesamt- 
einkoiranen zu addieren bzw. der Beitragskassierung getrennt 
zugrunde zu legen« 

2.3. Der Valutagrundbetrag ist nur zur BruttovergUtung des 
OlbE hinzuzurechnen« dessen Delegierung den Auslandseinsatz 
der Familie begründet. Der mitreisende Ehepartner entrichtet 
den Beitrag nur auf der Grundlage seiner BruttovergUtung 
zuzüglich des in Mark der DDR umgerechneten Funktionszuschlages. 

Nicht berufstätige Ehepartner entrichten den Mindestbeitrag 
in Mark der DDR. 

Die Zuschläge zum valutagrundbetrag fUr berufstätige Ehepartner 
und fUr die Kinder sind beitragsfrei. 

3. Vergütung bei Urlaub 

3.1. Ist der Urlaubsanspruch im MfS (bezogen auf Arbeitstage) 
hbher als der im Einsatzobjekt gemäfi den rechtlichen Bestimmungen 
zustehende upd läBt die Einsatz legende die Gewährung des höheren 
Anspruchs nicht tu bzw. kann der verbleibende Resturlaub nicht 
auf die Folgejahre Übertragen werden« ist der zuständigen 
Abteilung Finanzen die finanzielle Abgeltung des Resturlaubs 
anzuweisen. 

3.2. OlbE« die im Ausland eingesetzt sind« haben ihren Urlaub 
in der Regel in der DDR zu verbringen und jährlich zusammen- 
hängend in Anspruch zu nehmen. 

Ausnahmeregelungen sind möglich« wenn 

- die politisch-operativen Aufgaben dieses erfordern oder 

- der zuständige Leiter der Dlenstelnhelt genehmigt« den Urlaub 
ganz oder teilweise ira Operationsgebiet zu verbringen. 

Wird der Urlaub mit Genehmigung im Operationsgebiet verbracht, 
erhält der OlbE Vergütungen in Mark dar DDR sowie Valutabeträge 
gemäa der Vergütung sordAung Ausland. Die Kosten, die sich aus 
einem Urlaubsaufenthalt im Operationsgebiet ergeben (z. B. 
Fahrkosten« Kotelkosten u. a.)« hat der OlbE selbst zu tragen. 
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4. SoTialo VTaorqung 

4.1. Bei Diene tunfühl^tcelt infolge Kranichelt oder Oienstbe» 
schtldlgung erhalten OibC finanzielle Leietungen entsprechend 
der Versorgungeordnung des Hfß. 

Das vom Einsatzobjekt gezahlte Krankengeld ist mit den Geld*- 
leistongen nach der Versorgungsordnung des MfS zu verrechnen 
und die Differenz als Ausgleich zu zahlen. 

Die OlbB haben Beginn und Ende der Dlenstunf tfhlgkeit unverzüg- 
lich dem FUhrungsof f izier mitzuteilen. Der FUhrungsof f izier 
hat die Krank- /Gesundmeldung dem zuständigen Xaderorgan zur 
NachwelsfUhrung und Gewährleistung der Zahlung der finanziellen 
Leistungen entsprechend der Versorgungsordnung des MfS zu 
übergeben. 

4.2. OibE erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen Renten- 
leistungen nach der Versorgungsordnung des Mfs. 

4.3. Besteht bei Beendigung des Einsatzes als OibE und gleich- 
zeitiger Entlassung aus dem Dienst des MfS kein Anspruch auf 
Rentenleistungen des HfS, Ist der die Beltragspflicht ent- 
sprechend den Festlegungen der Sozialversicherungsordnung über- 
steigende Teil der Versorgungsbeiträge des OibE zur Gewähr- 
leistung der Einbeziehung in die FZR oder anderen zusätzlichen 
Versorgungen in den Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung 
olnzutragen bzw. anderweitig zu bescheinigen. Kann aus Gründen 
der Konspiration, Geheimhaltung und inneren Sicherheit eine 
solche Eintragung nicht erfolgen, ist auf Entscheidung der 
Leiter der Haupt-Zselbständlgan Abteilungen, Bezirksverwaltungen 
und Gleichgestellten den OibE durch die zuständige Abteilung 
Finanzen eine Hehrverdienstbescheinigung zur Beantragung einer 
Zusatzrente des HfS auszustellen. 

4.4. Erhalten ehemalige OibE Rentenlei stungen der Sozialver- 
sicherung bzw. gleichartige Versorgungsleistungen und hatten 
sie bei Beendigung des Einsatzes als OibE und gleichzeitiger 
Entlassung aus dem Dienst dos HfS einen gleichartigen hOheren 
Rentenanspruch im MfS erworben, ist vom HfS ein Ausgleich 
zur Renten-/Versorgungslelstung auBerhalb des MfS zu zahlen. 

4.5. Bei OibE, die aufgrund ihrer früheren Zugehörigkeit zu 
einem anderen bewaffneten Organ von diesem Ubergangsrente 
erhalten, ist diese Versorgungsleistung mit dem gemäB Ziffer 9.1. 
der OlbE-Ordnung vom MfS zu zahlenden Ausgleich zu verrechnen. 
Nach Beendigung des Einsatzes als OibE Ist, soweit Gründe 

der. Konspiration, Geheimhaltung und inneren Sicherheit dem nicht 
entgegenstehen, diesem bewaffneten Organ die Begründung eines 
Dienstverhältnisses mit dem HfS mittuteilen. 

Bei Beendigung des Einsatzes und gleichzeitiger Entlassung aus 
dam Dienst des HfS ist entsprechend Ziffer 4.4. zu verfahren. 
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5« Ausveit für Arbeit und Soilttlvoralcherung 

5.1. OlbE Ist 9 em 8 B Ziffer 7.1. der OibE-Ordnung ein zweiter 
Ausweis für Arbeit und Sozialversioherung zur Vorlage in 
EinsatzobjeXt auszustellen. 

5.2. Der Ausweis für Arbeib und Sozialversicherung nit den 

vom MfS vorgenorimenen Eintragungen ist fUr die Zeit des Einsatzes 
in zustEndigen Kaderorgan naohweisfKhig auf zubewahren und ent- 
sprechend zu fuhren. Hach Beendigung des Einsatzes ist dieser 
den OibE auszuhtlndigen. 

5.3. OlbE, die vor ihrer Einstellung in den Dienst des Kfs 
und gleichzeitigem Einsatz als OlbE im EinsatzobjeXt tltig 
waren bzw. deren bisherige verslcherungspf lichtige TEtigXeit 
Bestandteil der Einsatz legende ist, verbleiben im Besitz ihres 
Ausweises fUr Arbeit und Sozialversicherung. Hach Beendigung 
ihres Einsatzes erfolgi ^n der Kegel die Ausstellung eines 
neuen Ausweises. Die bisher im HfS gezahlten Versorgungs- 
beitrttge sind entsprechend zu berUcXsichtlgen. Der bisherige 
Ausweis ist vom zustMndlgen Kaderorgan einzuziehen. 


6. schluBbestimmung 

Diese DurchfUhrungsbestinunung tritt am 1. 5 . 1986 ln Kraft. 



Generalmajor 
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(ivs :irs ooo8 - 44/^ 

1, Geltungsbereich 

Diese Durchführungsbestimmung gilt für alle Diensteinf Kn 
des MfS, die entsprechend ihrer Aufgabenstellung HI ra 0 der 
Richtlinie Nr* 1/79 führen oder denen in diesem Zu^H ^Tenhang 
Aufgaben übertragen wurden. 


der Richtlinie 
e Fragen im Zu- 
n Tätigkeit der 



Sie basiert auf den grundsätzlichen Festlegur 
Nr. 1/79 zur Arbeit mit IM und regelt spez: 
sammenhang mit der hauptamtlichen inoffi; 

HIM für das MfS* 

2. Grundsätze 


HIM stehen ir. einem besonderen ve r hä 1 1 n i s zum MfS, das 

durch die abgegebene V e r n f 1 \ r zur inoffiziellen Zusammen- 
arbeit und die abgeschlossei^^^Wt e inba rung zur hauptamtlichen 
inoffiziellen Zusammena rbeJ^HB^gründe t sowie wesentlich durch 
die Frfordecnisse der koj^^^PTa L i v e n Tätigkeit und deren daucr 
hafte Legendierung m i he i na rbe i t s - bzw. Scheindienst- 
verhältnis Charakter wird. Es wird grundsätzlich durch 

diese Durchf ührungsJ^^^Kmmung sowie die zu ihrer Durchsetzung 
erlassenen dienstJ^^B^n Bestimmungen und Weisungen geregelt. 


Das besondere 
Verhältnis 
beitsrecht 


rstverhältnis der HIM zum flfS ist kein Dienst 
me des Weh r d i ens t ge se t z e s und auch kein Ar- 
lältnis im Sinne des Arbeitsgesetzbuches. 


rtzung von Ansprüchen der HIM aus der hauptamtlichen 
len Tätigkeit an das MfS ist der Rechtsweg ausqe- 
m. Diesbezügliche Probleme sind ausschlieOlich im MfS 
iren und zu entscheiden. 


Hausse t Zungen für die Gewinnung und den Einsatz sowie die 
‘inanzielle Sicherstellung und sozialeVersorgung der HIM sind 
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- Grundsatzentscheidungen der Leiter der Hauptabteilungen/ 
selbständigen Abteilungen und Bezirksverwaltungen zum Ein- 
satz von HIM in den unter Ziffer 3- genannten generellen 
Einsatzrichtungen nach gründlicher Prüfung der politisch- 
operativen Notwendigkeit und ZweckmäO igke i t sowie des zu 
erwartenden po 1 i t i sch -ope r a 1 1 v en Nutzeffektes unter Beach- 
tung der aktuellen und absehbaren Entwicklung der politisch- 
operativen Lage; 

- das Vorhandensein von Planstellen und die Führung der HIM 
in den Struktur- und Stellenplänen; 

- das Vorliegen mit dem Leiter der zuständigen Abteilung Kader 
der Hauptabteilung Kader und Schulung bzw, Abteilung Kader 
und Schulung der Be z i r k s v e rwa 1 tungen (im weiteren als zustän- 
diges Kaderorgan bezeichnet) abgestimmter und durch die Lei- 
ter der Hauptabteilungen/selbständigen Abteilungen und 

0 e z i r k s v e r wa 1 t ungen bestätigter Vorschläge zum Einsatz von 
IM für eine hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit bzw. im 
Ausnahmefall zur Werbung von HIM. 

Diese Vorschläge haben insbesondere Aussagen bzw, Festlegun- 
gen zu enthalten über 

die vorgesehene E i ns a t z r i ch t u ng , 

die objektive und subjektive Eignung für die vorgesehene 
Tätigkeit als HIM, vor allem die Erfüllung der kader- 
und sicherheitspolitischen Anforderungen, 

das konspirative Herauslasen aus dem bestehenden Ar- 
beitsrechts- bzw. Dienstverhältnis, 

die dauerhafte Legendierung der konspirativen Tätigkeit 
sowie weitere Maßnahmen zur Gewährleistung der Konspi- 
ration, Geheimhaltung und inneren Sicherheit, u. a* die 
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Regelung der Planung und Nachweisführung in den W e h r U m • 

mandos, der Registrierung in den Ämtern für Arbeit, d^^BBsc h - 
weisführung im Ausweis Tür Arbeit und So z i a 1 v e r s i c I^B^Prg und 
die Klärung der Fragen der Parteiummeldung bei M dem 

und Kandidaten der SFD sowie der Ummeldung bei .? d s chy f t 

im FDCB und in anderen gesellschaftlichen 0 rga^BHf t i ünt n 
oder Parteien, 


I c i ü n t n 


die finanzielle Sicherstellung, soziale, 
medizinische Betreuung, 


►orgunq und 


die Organisation der ha up t am 1 1 i che^M^t f f i z i e 1 1 en Tätig- 
keit, vor allem zur Sicherung ei^^^Bn^ohen Effektivität 
(u. a. Arbe i tsze i t rege lang , Arb^^Hsort, Verbindungswesen), 


lohen Effektivität 


die Perspektive des HIM; 


der AbschluO o r dnungsgemäOej^^^^ fferenziert ausgestalteter, 
mit dem Leiter des zustand^^^^ Kaderorgans abgestimmter und 
durch die Leiter der e i 1 ungen / se 1 bs t and i g en Abtei- 

lungen und Be z i r k s V e r w^^^Wigen bestätigter Vereinbarungen 
zur Aufnahme einer h^^^Dom t 1 ichen inoffiziellen Tätigkeit 
für das fIfS (Muste^^^Hehe Anlage 1) und die aktive Erfassung der 
HIM in der zustänB^^^ Abteilung XII sowie die Mitteilung 
darüber an das ^^H^^ndige Kaderorgan. 


mit dem Leiter des zustänt 
durch die Leiter der Hai^ 


HIM in der zustär 
darüber an das^ 


Gener e I t z r ichtungen der HIM und grundsätzliche 
n d rheitsDolitische Anforderungen an HIM 


HIM sin 


ra t i V 


d^^^^sch 1 1 eß 1 i ch unmittelbar zur Lösung po 1 i t i s c h - op e - 
^^pfgaben des MfS einzusetzen. Sie haben einen konkreten 
Km Kampf gegen den subversiv tätigen Feind sowie in der 
enden, schadensabwendendeo Arbeit zu leisten. 


sind grundsätzlich nur in den nachfolgend genannten gene 
eilen Einsatzrichtungen und nur dann einzusetzen, wenn 
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- die vorgesehenen AuTgaben unter Wahrung der Konspiration und 
Geheimhaltung oder aus Gründen der Gewährleistung der inne^ 
ren Sicherheit nicht durch Angehörige e i ns c h 1 i e □ 1 i c h OibE 
und U - M i t a r b e i t e r sowie Z i v i 1 be sc h a f t i g t e des MfS gelöst 
werden können , 

- das vorhandene Potential geeigneter Kräfte nur durch den 
Einsatz als HIM erschlossen werden kann und 

“ der mit dem Einsatz von HIM zu erwartende po 1 i t i sc h -op e r a t i - 
ve Nutzen die damit verbundenen personellen, materiellen und 
finanziellen Aufwendungen rechtfertigt. 

Generelle E i ns a t z r i ch t ungen der HIM sind: 

a) Direkte und unmittelbare operative Bearbeitung von im Ver- 

dacht der Eeindtä tigkei t stehenden Personen und Personen- 
gruppen, operative Kontrolle von Personen, zu denen opera- 
tiv bedeutsame Anhaltspunkte vorliegen bzw. operative Kon- 
trolle Fe i nd 1 i ch- ne g a t i V e r Personen und Personengruppen, 
(Bedingt in der Regel den Einsatz der in der Funktion 

als I MB . ) 

b) Lösung von Aufgaben im Rahmen der Arbeit im und nach dem 
Operationsgebiet. 

Die kader- und s iche r he i t spo 1 i t i s ich en Anforderungen an HIM in 
den generellen E insa t z r ichtungen gemäß Buchstaben a) und b) 
sind von den konkret zu lösenden politisch-operativen Aufgaben 
unter Beachtung der in der Richtlinie Nr- 1/79 unter den Zif- 
fern 2. und 5. vorgegebenen wesentlichen objektiven und sub- 
jektiven Anforderungen für jeden einzelnen HIM exakt zu be- 
stimmen, als Bestandteil des Anforderungsbildes schriftlich 
festzulegen und durch die Leiter der Hauptabteilungen/selb- 
ständigen Abteilungen und ße z i rksve rwa 1 tungen zu bestätigen. 
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Eine spatere Übernahme der HIM mit diesen generellen 
richtungen als Angehörige des MfS sowie eine Umsetzung 
generellen E i nsa t z r i ch tungen cj bis e) haben aus Gründ^^^^r 
Gewährleistung der inneren Sicherheit in der Regel zu 

erfolgen. 

c) Führung anderer IM und CMS, vor allem zur Si^^^^ng gröOerer 
territorialer Bereiche, im Bereich der L an^^^^scha f t , zur 
Sicherung der Staatsgrenze, des Verkehr s, der Transit- 
wege, großer Produktionsbereiche e i nscb^^Hol i ch stör- und 
havar iege fährde ter Bereiche und von j^^^Broe t r i eben und PGH 
sowie zur Außens iche rung m i 1 i t ä r i scJ^^^Rb J ek t e . 


Zur Führung von IM und GMS aus 
sen, Personenkategorien und 
den damit verbundenen Siche^^B 
ten sowie der Komp 1 i z ie r th^^^^ 
Aufgaben, grundsätzlich ^^^Be I 


o 1 g e nd e n Pe r sonenk r e i - 
^^^Bhen sind, ausgehend von 
^Bsrisiken und Ge f ah renmomen- 
^er diesbezüglich zu lösenden 
hauptamtlichen FIM einzusetzen; 


- Angehörige anderer 


rtz- und Sicherheitsorgane, 


leitende Kader 
leitenden Or qjA 
sowie Parte äi^B 


H^^unk t ionä r e der Staats- und wirtschafts- 
^^Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
md gesellschaftlichen Organisationen, 


- Ausland! 


sowie Reisekader, 


p r ^^^Brn te Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, ein- 
s^^^^Olich der Bereiche Kunst und Kultur, 


li tzenspor t ler 


Ärzte und medizinische Hochschulkader, 


Wissenschaftler sowie in bedeutsame Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben - insbesondere militärischer Art 
einbezogene Personen, 
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- Geheimnisträger mit Zugang zu besonders bedeutsamen 
Staatsgeheimnissen, 

- kirchliche Amts- und Würdenträger sowie bedeutsame kirch- 
liche Laien und Funktionäre, 

- Studenten und 

- ehemalige Angehörige das MfS (außer ehemalige Angehörige 
des Wac h r e g i men t e 3 und UaZ). 

Uber die Übergabe einzelner IM/GMS aus vorgenannten Perso- 
nenkreisen, Personenkategorien und Bereichen an hauptamtli- 
che FIM im Ausnahmefail haben die Leiter der Hauptabheilun- 
gen/selbständigen Abteilungen und B e z i r ks v e r wa 1 t ungen nach 
sorgfältiger Prüfung und weitestgehendem Ausschluß von Si- 
che r he i t s r i 3 i ken zu entscheiden. 

d) Durchführung von operativen Ermittlungen. 

e) Betreuung und Bewirtschaftung von konspirativen Objekten (KO) 
und konspirativen Wohnungen (KW). 

Das betrifft nicht solche KO und KW, bei denen auf Grund 
ihrer speziellen operativen Nutzung oder Ausstattung beson- 
dere Sicherheitserfordernisse bestehen und zu deren Betreu- 
ung und Bewirtschaftung deshalb grundsätzlich ausschließlich 
Angehörige des MfS, vorwiegend als U-M i ta r be i te r , einzusetzen 
sind. 

Das sind KO und KW, 

- die wiederholt bzw. vorwiegend zur Durchführung von Be- 
fragungen oder Maßnahmen im Rahmen von Verdachtsprüfungen 
oder anderer spezieller operativer Prüfungs- bzw. Uberprü- 
f ungsmaßna hmen genutzt werden, 
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die ständig als U-Objekte (Aufenthalts- oder Oienstai 
gangsobjekte für tl-M i ta r be i t e r ) dienen, ^ 


in denen Treffs mit besonders bedeutsamen IM, v 
aus dem Operationsgebiet, Absprachen mit expc-N^ 
nern des po 1 i t i sc h -ope r a t i v t n Zusammenwi rkei^^H 
men im Rahmen der Zusammenarbeit mit befre^^^^^ 
heitsorganen anderer Länder du rchge f üh r t^^^Böen 


pTer MaOnah- 
en Sicher- 


die vorwiegend oder ausschließlich dy^^^^l e i t ende Ange- 
hörige des MfS einschließlich der der Hauptabtei- 
lungen/selbständigen Abte ll^i»gen ezirksvei ws:eilL'^,,gen 

sowie deren Stellvertreter zur Q^^^nführung von Treffs mit 
IM/GMS oder anderer politxsc ativer Maßnahmen genutzt 

werden und 


- die ständig mit besonderj 
Technik ausgestattet sj^ 


»e i m z uha 1 t e nde r operativer 


HIM mit den generellen 
bis e) haben grundsät z^ 
legten kader- und s i 
sprechen und sind 


z r i c h t unqe n gemäß Buchstaben c) 
den für Angehörige cet festge- 

^e i t s po l i t i s c he n Anforderungen zu ent- 
Beachtung der Konspiration und Geheim- 


haltung vor ihre] 
übe r prü f en . ^ 


rstellung wie diese aufzuklären und zu 


Soweit ihre si 
sie spätes t 
Tat igkei t^^H 


^Hre Einstellung in das MfS vorgesehen ist, sind 
PFi t Beginn ihrer hauptamtlichen inoffiziellen 
^e r spek t 1 vk ade r gemäß der Dienstanweisung Nr. 7/0 


zu führt 
Die s i^ 


E raus ergebenden Anforderungen und Aufgaben sind in 
ng der HIM und in der Arbeit mit ihnen konsequent 
en . 


deren spätere Einstellung als Angehörige des MfS nicht 
Borgesehen ist, sind unter Berücksichtigung der sich aus den 
konkret zu lösenden Aufgaben ergebenden Anforderungen Abwei- 
chungen von genannten kader- und sicherheitspolitischen 


Anforderungen möglich hinsichtlich der Tauglichkeit, des Ein- 
st e 1 1 ung 9 a 1 t e r s , der Umzugs- und V e r s e t z u ng s b e r e i t s c h a f t und 
solcher kaderpolitisch zu beachtender Faktoren, durch die bei 
Einstellung in das MfS das Ansehen des MfS in der Öffentlich- 
keit geschädigt werden konnte. 

HIM mit gleicher Aufgabenstellung können, wenn es zur Lösung 
der Aufgaben erforderlich ist oder dadurch ihre Führung effek- 
tiver gewährleistet wird, nach gründlicher Prüfung der Notwen- 
digkeit und ZweckmäOigke i t bei konsequenter Gewährleistung der 
Konspiration und Sicherheit zeitweilig oder ständig als Gruppen 
z u s a mme ng e f a 0 t , in KO oder KW untergebracht und geführt werden. 

Die Zusammenführung von HIN in Gruppen hat nur auf der Grundlage 
entsprechend begründeter schriftlicher Vorschläge der Leiter der 
Abteilungen der Hauptabteilungen/selbständigen Abteilungen, der 
Abteilungen/selbständigen Referate der Bezirk^verwaltungen ur. j 
der Kreis- und Objektdienststellen (im weiteren als Diensteinhei- 
ten, die HIM führen, bezeichnet) zu erfolgen. Diese Vorschlä- 
ge sind durch die Leiter der H a u p t a b t e i 1 u ng e n / s e 1 b s t an d i g e n 
Abteilungen und 0 e z i r k s v e r w a 1 t ung e n zu bestätigen. 

Verantwortlichkeit und Aufgaben 

Die Leiter der H a up t a b t e i 1 ung e n / s e 1 b s t ä nd i g e n Abteilungen und 
B e z i r k s V e r wa 1 t ung en haben auf der Grundlage ihrer Grundsatzent- 
scheidungen den Leitern der D i e n s t e i nhe i t e n ihres Verantwortungs- 
bereiches langfristige, konzeptionelle Aufgabenstellungen und 
Orientierungen zur Arbeit mit HIM, insbesondere zur Erhöhung ihrer 
Wirksamkeit, vorzugeben und deren Durchsetzung vorrangig durch 
eine au f gabenbe zogene Anleitung und Kontrolle zu gewährleisten. 

6.1. Verantwortlichkeit und Aufgaben der D i e n s t e i nhe i t en , die 
HIM führen 

Die Leiter der 0 i ens t e i nhe i t en , die HIM führen, haben die für 
sie verbindlichen Vorgaben und gegebenen Orientierungen ent- 
sprechend der politisch-operativen Lage in ihrem Verantwortungs- 
bereich um- und du r c h z u s e t z e n . 
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Durch sie ist insbesondere zu gewährleisten, daL3 

- die Arbeit mit HIM ein ständiger Bestandteil ihrer g s - 

und Leitungstätigkeit ist, sie ihrer V e r a n t wo r t uno^^^^a 1 1 e 
po 1 i t i sch - ope r a t i V en und kadermäOigen Hrooieme Arbeit 

mit den HIM gerecht werden, insbesondere durch^^^p5 schwer- 
punktmäOige Anleitung und Kontrolle der m i 1 1 leitenden 
Kader und Führungsoffiziere sowie eine unm ^g^^Fb are persön 
liehe EinfluGnahme auf die HIM, 

- gemäß Richtlinie Nr. 1/80 und deren l^ÄjjCW c h f ü h r u ng s b e s t im 

mung die aufgabenbezogenen Ziele un^^^Hsnahmeri der Arbeit 
mit HIM in den Jahresplänen im H chnitt 1 und grund- 

sätzliche Ziele und Aufgaben de^fi^^ i ck 1 ung und Qualifizie- 
rung der Arbeit mit HIM im Hai^^m^^chn i 1 1 2 geplant werden, 
soweit nicht Aspekte der Kad^^Keit überwiegen und deshalb 
eine zusammenge f aOt e P 1 an ujgW^ Planteil ^ (Kaderarbeit) 
zweckmäßiger ist, 


die Ziele und Aufgab 
mit dem zuständige 
s t imm t werden, 


rr Kaderarbeit mit HIM in jedem Fall 
rorgan analog aem Planteil 4 abge- 


die H IM-Kand bei rechtzeitiger Abstimmung mit dem zu- 
ständigen Ka^^^^rgan entsprechend den Erfordernissen der 
kün f t i ge n^B^Wa t z r i c h t ung gründlich aufgeklärt und überprüft 
werden ui^^^^sbesonde r e ihre fachliche und kader- sowie 
s i che rJf^fiBSpo 1 i t i sc he Eignung he r a us ge a r b e 1 1 e t wird, 

eni^^®?chend den Festlegungen der Richtlinie Nr. 1/79, Zif- 
^2-, die Wirksamkeit der Arbeit mit HIM und die vorhan- 
m und neu entstandenen kader- bzw. s i che r he i t s po 1 i t i s c h 
beachtenden Faktoren im Zusammenhang mit der jährlichen 
^Erarbeitung der Kurzeinschätzungen sowie den alle 3 Jahre zu 
erarbeitenden Beurteilungen oder bei aktuellen Erfordernissen 
gründlich analysiert, die Ergebnisse und davon abgeleiteten 
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SchluOfolgerungen und Maßnahmen dokumentiert, letztere ziel- 
strebig umgesetzt und die Kurzeinschätzungen und Beurteilun- 
gen dem zuständigen Kaderorgan zur Kenntnis gegeben werden, 

als Füh r ungso r F i z i e r e für HIM nur in der Arbeit mit IM er- 
fahrene und bewährte Angehörige eingesetzt werden, 

die Konspiration, Geheimhaltung und innere Sicherheit in der 
Arbeit mit HIM konsequent und allseitig gewährleistet wird, 

die Gewinnung und der Einsatz der HIM in der festgelegten 
E i nsa t z r i ch tung entsprechend den bestätigten Struktur- und 
Stellenplänen erfolgen und bei Wegfall der po 1 i t i sch -ope r a - 
tiven Erfordernisse die Rückgabe der Planstellen eingeleitet 
wird. 

die politisch-ideologische und f ach 1 ich- t schek i 3 1 1 sehe Er- 
2 i e hu ng und Befähigung der HIM, u. a. im Rahmen der poli- 
tisch-operativen Schulung der HIM, entsprechend den Erfor- 
dernissen aus deren hauptamtlicher Tätigkeit und der sich 
diesbezüglich ergebenden Verantwortung des MfS planmäßig und 
langfristig realisiert werden, 

die in dieser Durchführungsbestimmung getroffenen Festlegun- 
gen zur finanziellen Sicherstellung, sozialen Versorgung 
und medizinischen Betreuung bei grundsätzlicher Beachtung 
des Leistungsprinzips sowie sozialer Erfordernisse konsequent 
eingehalten werden, 

mit dem zuständigen Kaderorgan, der Abteilung Finanzen des 
MfS Berlin bzw. der Bezirksverwaltung (im weiteren als zu- 
ständige Abteilung Finanzen bezeichnet) und dem ZMD bzw. der 
Abteilung Med i z i n i sehe r Dienst der Be z i rks ve r wa 1 t ung (im 
weiteren als Medizinische Dienste des MfS bezeichnet) ent- 
sprechend deren Verantwortlichkeit für die Arbeit mit HIM 
eine enge, aufgabenbezogene Zusammenarbeit gewährleistet 
wird, die Festlegungen zur Vorlage von Dokumenten zur 
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Durch den Leiter der Hauptabteilung Kader unj^H^^ulung und 
die Leiter der zuständigen Kaderorgane iat^^Bpfewähr leisten , 
daO die ihnen übertragenen Aufgaben und ^^Hfnisse für die 
Arbeit mit HIM verantwortungsbewußt, be^^^R)sequen t e r Durch- 
setzung von Konspiration, Gehe imhal tu^^Hnd innerer Sicher- 
heit wahrgenommen und zweckmäßig i n^^^^rGesamt au fgsbens t e 1 1 ung 
eingeordnet werden. 

Sie haben für die Realisierung Rahmen der Arbeit mit 

HIM zu lösenden Aufgaben besof^E^^^be f äh ig te Angehörige des 
MfS einzusetzen. 


K eilung Kader und Schulung sind 

nde Vorgaben bzw. Orientierungen 
er verantwortlichen /Vngehörigen 
egen einheitlicher MaOstäbe hin- 
i t spo 1 i t i sehe r Anforderungen an 
Festlegungen dieser Ourchfüh- 

Einhaltung der bestätigten 
r HIM und für die Prüfung, erfor- 
ge von En t sehe i dungsvo r sch lägen 

Kader und Schului ^ hat zu gewähr- 
ragen und Probleme zu kader- und 
erungen an HIM und deren Durchset- 
Chen und f ach 1 ich- tscheki st i sehen 
besondere der Aus- und Weiterbil- 
isch-ope r a t i ven Schulung der HIM, 
zur finanziellen Sicherstellung und sozialen Versorgung sowie 


insbesondere durch enti 
ein einheitliches Han^ 


sichtlich kader- 
die HIM auf derJ 


Er ist verai 
Struktur - jA 
d e r 1 i c h e^^B 
zu dera^^^^ 
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zur medizinischen Betreuung der HIM ständig zentral analysiert 
sowie Lösungsvorschläge erarbeitet und diesbezügliche Entschei- 
dungen vorbereitet bzw. herbeigeführt werden. 

Die Leiter der zuständigen Kaderorgane sind verantwortlich 
für 

- die Anleitung und Unterstützung der Diens te inhe i ten , die HIM 
führen, bei der Durchsetzung kader- und sicherheitspoliti- 
scher Anforderungen, in der Arbeit mit Planstellen für HIM, 
die Klärung von Problemen der finanziellen Sicherstellung 
und sozialen Versorgung sowie die Kontrolle der Realisierung 
diesbezüglicher Maßnahmen, 

- die Prüfung der kader- und sicherheitspolitischen Eignung 
der Kandidaten vor der Werbung bzw. Bestätigung als HIM ent- 
sprechend der vorgesehenen Eirisarzrichtung, 

- die volle Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Schaffung von 
Perspektivkadern unter HIM, 

- die Kontrolle der Einhaltung der Stellenpläne für Hir-I mittels 
Stellenplanüberwachungslisten, 

- die Koordinierung und Unterstützung der Planung und Reali- 
sierung von Maßnahmen der politischen und f ach 1 i ch- t schek i s t i - 
sehen Qualifizierung, vor allem unter Ausschöpfung aller Mög- 
lichkeiten im MfS, 

- die Zusammenarbeit mit der zuständigen Abteilung Finanzen 
hinsichtlich der finanziellen Sicherstellung und sozialen 
Versorgung, mit den Medizinischen Diensten des MfS hinsicht- 
lich der medizinischen Betreuung sowie mit der zuständigen 
Abteilung XII bezüglich der aktiven Erfassung der HIM, 
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die Einleitung bzw. Durchsetzung der erforderlichen 
men der Prüfung und Bestätigung im Zusammenhang mit 
Übernahme von HTM in den aktiven Dienst des MfS, dj jendi- 
gung der hauptamtlichen Zusammenarbeit und der PIsch- 

operativen Sicherung und Kontrolle ehemaliger 

die Prüfung der Zweckmäßigkeit bereits einq^ ^eter bzw, 
Einflußnahme auf die Leiter der Oiensteirv ^0Sn hinsichtlich 
der Einleitung erforderlicher MaOnahmen^fl ^Vorkommnissen, 
schwerwiegenden Disz ipl inverstöOen od^^^Q deren, die innere 


Sicherheit bzw. das Ansehen des MfS 
gefährdenden Handlungen von HIM in^ 
Disziplinär der Hauptabteilung Kj 
nenfalls mit der Hauptabteilunc 
teilung IX der BezirksverwaU 


^r Öffentlichkeit 
immung mit dem Bereich 
und Schulung und gegebe- 
zw. der zuständigen Ab- 


von K u r z e i n 3c hä t z unge n und 



die Kontrolle der Erarbei 
Beurteilungen über HIM 


Zur Durchs«“ t. zung der derorganen in der Arbeit mit 

übertragenen Aufgabe^ÄfflR Verantwortung, insbesondere zur 
Prüfung der k ade r i che r he i t spo 1 i t i s c he n Eignung der 
Kandidaten so w i e 1 ä r ung kader- und sicherheitspoliti- 

scher und andei^^^^ beachtender Probleme, haben die Leiter 
der zus t ä nd i g^^^BSde r o r gane bzw, die von ihnen beauftragten 
Angehör i g e ch t , 

- in Ab^^Mmng mit den Leitern der D i e n s t e i nhe i t e n , die HIM 

f üh ^^^^PUn t e r 1 a ge n zu HIM-Kandidaten und HIM (IM-Vorlaufen und 
Teil 1) einzusehen und legendiert an Kontaktgesprächen 
IIM-Kandida ten bzw. Treffs mit HIM teilzunehmen und 

.e Erarbeitung von Beurteilungen sowie die Vorlage von 
^Dokumenten zwecks Prüfung, Abstimmung und Zustimmung gemäß 
den Festlegungen dieser Durchführungsbestimmung zu fordern. 
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Die vorgenannten Rechte sowie Verantwortlichkeiten und Aufgaben 
der zuständigen Kaderorgane zur Prüfung der kader- und Sicher- 
heit spo 1 i t i sehen Eignung, zur politischen und fach 1 i c h - t sehe - 
kistischen Qualifizierung, zur Kontrolle der Erarbeitung von 
Kur ze inschä t Zungen und Beurteilungen beziehen sich auf Grund 
der besonderen Anforderungen zur Gewährleistung der Konspira- 
tion» Geheimhaltung und inneren Sicherheit nicht auf die HIM, 
die zur Lösung von Aufgaben im und nach dem Operationsgebiet 
sowie zur unmittelbaren operativen Bearbeitung brw* operativen 
Kontrolle von im Verdacht der F e i nd t ä t i g ke i t stehenden bzw, 
feindlich-negativen Personen und Personengruppen eingesetzt 
sind . 

^•3. Verantwortlichkeit und Aufgaben der zuständigen Abteilun- 
qen F inanzen 

Die zuständigen Abteilungen Finanzen haben zu gewährleisten, 
daß auf Anweisung der Kaderorgane die für die finanzielle 
Sicherstellung und soziale Versorgung der HIM benötigten finan- 
ziellen Mittel rechtzeitig und im vollen Umfang zur Verfügung 
gestellt werden. 

Oie Planung der Vergütungen an HIM sowie von Entschädigungen, 
des Verwaltungsanteils zur Versorgungsordnung des MfS sowie 
Geldleistungen im Rahmen der sozialen Versorgung erfolgt ent- 
sprechend den Festlegungen des Sachkontenrahmens des MfS. Auf 
der Grundlage dieser geplanten Vergütungsmittel erfolgt die 
Bereitstellung von Prämienmitteln für HIM. 

Die Planung und Nachwe i s f ühr ung der finanziellen Mittel hat 
so zu erfolgen, daß die Konspiration und Geheimhaltung unbe- 
dingt gewahrt bleiben. 

Der Leiter der Abteilung Finanzen des MfS hat bei lohn- bzw. 
sozialpolitischen Maßnahmen für die Angehörigen des MfS in 
Abstimmung mit dem Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung 
zu prüfen, inwieweit diese auch für HIM anzuwenden sind. 
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Finanzielle Sicherstellung und soziale Versorqun 


5.1. Beginn und Beendigung der finanziellen Sicherste 
und sozialen Versorounr 


HIM haben Anspruch auf finanzielle S i che r s t e 1 1 ur 
Versorgung in analoger Anwendung diesbezüglicf^ 
Bestimmungen und Weisungen für Angehörige de^^B 
dieser Durchführungsbestimmung f e s t ge 1 eg t 


soziale 
Q ens 1 1 i che r 
i n dem i n 


Dieser Anspruch besteht ab dem in der ^ 
einer hauptamtlichen inoffiziellen 
ten Termin. 


^nbarung zur Aufnahme 
it für das MfS genann- 


Er endet mit dem Zeitpunkt, der 
digung der hauptamtlichen ino^B 
Mitteilung über die Beendigu^^l 


^^He r Vereinbarung zur Oeen- 
Hallen Tätigkeit bzw. in der 
itens des MfS festgelegt ist 


Davon ausgenommen sind A 
die der Hlf-I während se 
und bei denen die fe^^B 
nach der Beend igungj^flar 


o^^Bac he auf finanzielle Leistungen, 
ätigkeit für das MfS erworben hat 
Kgten Bedingungen für die Ertullung 
Zus ammena rbeit eintrete n. 


Oer Beginn und d^^^^eend igung der hauptamtlichen i no f f i z i e 1 1 e n 
Tätigkeit sowie weitere Veränderungen, die EinfluO 

auf die Zah^^^B^on Vergütungen und die Gewährung von Geld- 
und Sach leJ^^Bngen haben, sind von den Diensteinheiten, die 

h r j^^Boe m zuständigen Kaderorgan rechtzeitig bzw. unver- 
h^^^pzuteilen • Das zuständige Kaderorgan hat die Zahlung, 
^^Ktellung bzw, Veränderung der zuständigen Abteilung 
Bn durch Verfügung anzuweisen und die erforderlichen Un- 
en/Angaben zu übergeben. 


HIM führ 
z ü g 1 i CM 
der en^H 
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3,2, Verfahrensfragen 

Oie Abrechnungs- und Zahlungsperiode der Vergütungen, Zuschlä- 
ge, Abgeltungen und Geldleistungen im Rahmen der sozialen Ver- 
sorgung und staatlichen Zuwendungen umfaßt den Zeitraum vom 
ersten bis zum letzten Kalendertag des Monats. Oie Zahlung der 
Vergütung hat am festgelegten Zahltag zu erfolgen. 

Sind die Voraussetzungen für den vollen Monat nicht gegeben, 
so ist die Berechnung tageweise vorzunehmen. 

Oie Vergütung für das Dienstalter ist ab Ersten des Monats zu 
zahlen, in dem die dafür erforderlichen Vo r au s se t z ungen^ e r f ü 1 1 t 
sind. 

Die Vergütung einschließlich der für das Dienstalter unterliegt 
der 0 e i c r a g spf 1 icn t nach den Sestimmungen der Versorgungsord- 
nung. Von den HIM ist ein Versorgungsbeitrag in Hohe von 10 % 
der monatlichen Vergütung einschließlich der Vergütung für das 
Dienstalter zu zahlen, 23 % der monatlichen Vergütung unterlie- 
gen dem gesetzlichen Lohnsteuerabzug. Die Vergütung für das 
Dienstalter ist lohnsteuerfrei. Andere Steuerermäßigungen und 
- b e g üns t i g ung e n werden nach den Bestimmungen der B e s o 1 düng s o r d - 
nung des MfS gewährt. 

Erhalten HIM im Zusammenhang mit ihrem operativen Einsatz Ver- 
gütungen aus einem anderen Arbeitsrech ts- oder Dienstverhält- 
nis, so sind diese Ne t t o ve r gü t ungen von den Ne t t o ve r gü t ung en 
des MfS abzusetzen und im Haushalt des MfS zu vereinnahmen. Im 
einzelnen ist analog den diesbezüglichen Festlegungen zu OibE 
des MfS zu verfahren. 

3,?, Monatliche Vergütung 

HIM erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen eine monatliche 
Vergütung gemäß der für die Planstelle festgelegten und im Vor- 
schlag zum Einsatz in eine hauptamtliche inoffizielle TatigUeit 
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bzw. zur Werbung eines HIM bestätigten Ve r gü t ung s s t u f e . tj 
der monatlichen Vergütung sind die Aufwendungen für Sor 
Feiertags- sowie Mehrarbeit abgegolten. 

Vergütung für das Dienstalter 

HIM erhalten für die ununterbrochene Tätigkeit;^ f das t-lfS 
eine Vergütung für das Dienstalter entsprecht ^en Bestimmun- 
gen der Besoldungsordnung. Auf das Dienstajfl Tals HIM sind 
Dienstzeiten im MfS und in anderen be wa ^ Mcn Organen der DDR 
in sinngemäßer Anwendung der Diens 1 1 ^ rdnung des MfS an- 

zurechnen . 


Auf das Dienstalter als HIM kann 
ehrenamtlicher IM ganz oder tei^ 
Entscheidungen darüber haben 
selbständigen Abteilungen 


eit der Tätigkeit als 
e angerechnet werden. Die 
iter der Hauptabteilungen/ 
i r k s V e r wa 1 1 unqe n in Abstim- 



mung mit dem Leiter der Ha^ 
tre f fen . 


teiiung Kader und Schulung zu 


3.5. Zahlung von Zus 
für finanzielle un 


, Abgeltungen und Entschädigungen 
irielle Mehraufwendungen 


HIM sind für be^^^BFre physische und psychische Belastungen 
bei der Ausüby^^B^rer hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
zu den monat^^^B^ri Vergütungen Zuschläge nach den Bestimmun- 
gen der Be^^^^Gngsordnung des MfS zu zahlen. 


Bei Vo 
Wohn 


en der Voraussetzungen sind HIM V e r p f 1 egungs - , 
und Bekleidungsgeld entsprechend den Bestimmungen 
chäd i gungso r dnung zu zahlen, 
he des Wohnungsgeldes beträgt 


bis zu einer Vergütungsstufe von 1200,- M 
über einer Vergütungsstufe von 1200,- M 


30,- M monatlich, 
3 5,- M mooa t lieh. 
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Die Kosten für die Nutzung ihrer privaten Kfz durch die HIM 
zur Lösung von Aufgaben im Rahmen der hauptamtlichen inoffi- 
ziellen Tätigkeit sind mit der Zahlung von Kilometergeld ab- 
zugelten. 

Mit diesen Zahlungen sind alle Aufwendungen für Reparaturen 
und die K f z - Ve r s iche rung (Kasko- und Haftpflichtversicherung) 
erstattet. 

Über die Nutzung ihrer privaten Kfz durch HIM sind schriftli- 
che Vereinbarungen abzuschl ieOen | die durch die Leiter der 
Diens teinhei ten p die HIM führen, zu bes tat igen s ind . 

Für anoere materielle und finanzielle Mehraufwendungen während 
ihrer hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit sind die HtM ent- 
sprechend der Entschädigungsordnung des MfS zu entschädigen. 

Das Kilometergeld sowie die anderen materiellen und finanziel- 
len Mehraufwendungen sind aus dem entsprechenden Konto für Ope- 
rativgeld zu begleichen. 

Bei Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen ist HIM Ein- 
satzgeld in analoger Anwendung der für Angehörige des MfS ge- 
troffenen Regelungen zu zahlen. 

5.6. Geld- und Sachleistungen im Rahmen der sozialen Versor- 


An HIM sind weitere Geld- und Sachleistungen in analoger An- 
wendung der Versorgungsordnung des MfS zu gewähren, soweit 
diese Leistungen nicht durch die Verwaltung der Sozialver- 
sicherung erbracht werden. Das betrifft insbesondere Leistun- 
gen bei Dienstunfähtgkei t infolge Krankheit bzw. Unfall sowie 
Leistungen im Falle der Mutterschaft und bei der Pflege und 
Betreuung der Kinder. 
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5.7. Staatliches Kindergeld und Eheqa t t en z u 3 ch i 



HIM erhalten das staatliche Kindergeld und den Ehegat 
schlag gemäß den gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Kindergeldkarten sind im Teil I der IM-Akten 


^e g e n 


5.8. Überqenqszahlunqen 

HIM erhalten bei Vorliegen der Vorausset zur^^^Vubergangszah- 
lungen gemäß den Festlegungen der Be so 1 du^^^^dnung des MFS. 
Oie Übergangszahlungen sind auf Antrag ^^^Bceiter der Haupt- 
abteilungen/selbständigen Abtei lungen^^^^bez irksverwaltungen 
durch das zuständige Kaderorgan zur^^^HPung anzuweisen. 

5.9. Ren t en le i 9 t ungen 


HIM oder deren'Hinterbliebenj 
Setzungen in sinngemäßer Ar^m 
sor gungsordnung des MfS 
zahlen. 


^HTn d bei Vorliegen der Voraus- 
Erung der Bestimmungen der Ver- 
»leistungen zu gewähren und zu 


Voraussetzung für du 
rente ist der Nact^fl 
Jahren vor Eint r 


^thlung einer Alters- -B dor — ü- b q r g a n g c — 
eines Dienstalters von mindestens 15 


Jahren vor Eint^H^Res Rentenfalls. Ist diese Voraussetzung 
nicht gegeben im Ausnahmefall auf Antrag des Leiters der 

Hauptabtei lun^^^^bs tändigen Abteilung und Bezirksverwaltung 
Al tersrent^^^Vahr t werden, wenn bis zum Erreichen des Renten- 
alters e i^^^^^ns t a 1 1 e r vonmindestens 10 Jahren nachgewiesen 


alters e^ 
we r den 


r zung für die Zahlung einer Invalidenrente ist der 
eines Dienstalters von mindestens 5 Jahren vor Ein- 
des Rentenfalls. 


Voraussetzung für die Zahlung einer Dienstbeschädigungsrente 
sind der Nachweis und. die Anerkennung eines Unfalls oder einer 
Erkrankung in Ausübung der hauptamtlichen inoffiziellen 



Tätigkeit al3 Dienstunfall bzw. 0 i ens t be sch ä d i gu ng « Der Nach- 
weis eines Oienstalters von mindestens 5 Jahren ist nicht er- 
forderl ich. 

Anspruch auf die Zahlung einer Hinterbliebenenrente besteht, 
wenn der HIM zum Zeitpunkt des Todes eine Rente nach dieser 
Durchführungsbestimmung bezog oder die Voraussetzungen zur 
Zahlung einer Rente erfüllt gewesen wären. 

Besteht bei Beendigung der Zusammenarbeit kein Anspruch auf 
Renten le istungen durch das MfS, ist der die Beitragspflicht 
entsprechend den Festlegungen der So z i a 1 ve r s i che r ung s v e r o r d - 
nung (SVO) übersteigende Teil des Versorgungsbeitrages des HIM 
zur Gewährleistung der Einbeziehung in die freiwillige Zusatz- 
rentenversicherung (FZR) oder andere zusätzliche Versorgungen 
in den Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung einzutragen 
bzw. anderweitig zu bescheinigen. 

Kann aus Gründen der Konspiration und Geheimhaltung eine solcl^ie 
Eintragung nicht erfolgen, ist auf Entscheidung des Leiters der 
Hauptabteilung/selbständigen Abteilung und Bezirksverwaltung 
dem HIM zur Beantragung einer im Rentenfall durch das MfS zu 
zahlenden Zusatzrente zur Rentenleistung der Sozialversicherung 
eine Mehrverdienstbescheinigung durch die zuständige Abteilung 
Finanzen auszustellen. Diese Meh r v e rd i e n s t b e sc h e i n i gung ist 
außerhalb des MfS nicht zu verwenden. 

Oie Anträge zur Gewährung einer Rente für Hlf-I durch das MfS 
sind über das zuständige Kaderorgan, welches die Erfüllung der 
Voraussetzungen zu prüfen hat, der zuständigen Abteilung Finan- 
zen e i n z u r e i c he n . 

5.10. Sonderregelungen 

Für HIM können Sonderregelungen über die finanzielle Sicher- 
stellung und soziale Versorgung getroffen werden. 
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Anträge auf Sonderregelungen sind von den Leitern der Haupt- 
abteilungen/selbständigen Abteilungen und Bezirksverwaltung^ 
an d-»n Leiter der Abteilung Finanzen des MfS einzureichen. ^ 
Der Leiter der Abteilung Finanzen des MfS hat diese Antrj| 
nach Abstimmung mit dem Leiter der Hauptabteilung Kadej 
Schulung dem Minister für Staatssicherheit zur Entsef 
vorzulegen. 


5.11. Rückforderung und Verjährung 

Für Rückforderungen von Leistungen an HIM S( 
von Ansprüchen der HIM gelten die Bestimmi 
Ordnung bzw. Ve r s o r g u ng s o r d nu ng d$s 

6. Gewährung von Versicherunqsleislu 


die Verjährung 
der Besoldungs- 


HIM sind durch das MfS entsprech 
Sicherungsschutz des MfS vcrsic 


er Ordnung über den Ver- 



Schäden an den privaten Kfz IM, die bei deren Nutzung für 

die hauptamtliche i n o f f i z i ä t i gk e i t entstehen, nicht auf nor- 
malen Verschleiß oder auf^^^^ate und nicht auf die schulhafte Ver- 
letzung der durch den rnommene n Pflichten zurück zu führen 

sind, sind g r un ds ä t z 1 r c h die zuständige Abteilung Finanzen 

des MfS zu begleich« 

Diesbezügliche Sc meldungen der Hifi sind durch die Leiter der 
D i en s t e i n he i t en I M führen, gründlich zu prüfen und mit 

E n t sc he i dun g s v ä ge n den Leitern der Haup t ab t e i 1 ungen/s e 1 bs t ä n • 

digen Abteil bzw. Bezirksverwaltungen zur Bestätigung einzu- 
reichen . 

Bei Bi^^OTigung der Regulierung der Schaden durch das MfS ist 

diese d ie Leiter der Diensteinheiten, die HIM führen, über 

den L der zuständigen Abteilung Finanzen zu veranlassen. 

Taubsregelungen 

Erholungsurlaub und Freistellung vom Dienst 

IIM haben Anspruch auf Erholungsurlaub und bei Vorliegen der 
Voraussetzungen auf Freistellung vom Dienst in sinngemäßer 
Anwendung der Urlaubsordnung des MfS. 
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7*2> Finanzielle Abgeltung des Erholungsurlaubs 

Ist der Urlaubsanspruch im MfS (bezogen auf Arbeitstage) höher 
als der entsprechend dem Sehe ina rbe i t s ve rhä 1 tn i s gemäß der Ver- 
ordnung über den Erholungsurlaub errechnete und lassen Konspi- 
ration und Geheimhaltung die Gewährleistung des höheren An- 
spruchs nicht zu, ist der Resturlaub finanziell abzugelten. 

Weitere finanzielle Abgeltungen des Erholungsurlaubs sind nur 
nach den Festlegungen der Urlaubsordnung des MfS statthaft. 

Über die finanzielle Abgeltung entscheiden die gemäß Urlaubs- 
ordnung des MfS befugten Leiter. 

Das zuständige Kaderorgan hat die Zahlung der finanziellen Ab- 
geltung der zuständigen Abteilung Finanzen anzuweisen. 

8. Bereitstellung von Wohnraum und Urlaubsplätzen 

HIM haben im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Möglichkeiten 
Anspruch auf angemessenen Wohnraum sowie U r 1 aubs p 1 ä t z e ein- 
schließlich auf Plätze in Kinderferienlagern für ihre Kinder. 

Die Leiter der Diensteinheiten, die HIM führen, sind dafür 
verantwortlich, daß bei Gewährleistung der Geheimhaltung, 
Konspiration und inneren Sicherheit, unter Ausschöpfung aller 
örtlichen Möglichkeiten sowie in Zusammenarbeit mit der Ver- 
waltung Rückwärtige Dienste des MfS bzw. den Abteilungen 
Rückwärtige Dienste der Be z i r ks ve r wa 1 t ungen und anderen Dienst- 
einheiten des MfS auch außerhalb der jeweiligen Hauptabteilung, 
selbständigen Abteilung und Bez i rks verwa 1 tung entsprechende 
Lösungswege zur Bereitstellung von Wohnraum, Urlaubs- und 
K i nde r f e r ien 1 ager p lä t zen für HIM bzw. deren Kinder geschaffen 
und genutzt werden. 

Das betrifft insbesondere die Ausschöpfung von Möglichkeiten 
im Rahmen des Wohnungstausches, die Nutzung der Möglichkeiten 
vorhandener bzw. gezielt zu schaffender IM/CMS in Schlüssel- 
positionen, z. B. zur Erschließung von Möglichkeiten des FDGB 
bzw. des Reisebüros der DDR, der FDJ und der Pion ier organisat ion , 
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sowie den Austausch geeigneter Urlaubsplätze zwischen der^ 
Dienste inheiten. 


Durch den Leiter der Verwaltung Rückwärtige Dienst f S 

und die Leiter der Abteilungen Rückwärtige Dienst Be- 
2 i rks ve rwa 1 tungen ist in Abstimmung mit dem L e i r Haupt- 
abteilung Kader und Schulung bzw. den Leitern t e i Lunge n 

Kader und Schulung der Bezi rksverwa 1 tungen d^J^Ktand an HIM 
in den D i ens t e i nh e i t en bei der Vergabe de r J^H^^ngen t e für 
Wohnungen entsprechend zu berücksicht igen^^^^r 


9* Auszeichnung und Prämierung 
9,1. Verleihung von Auszeichnung 

Zur Anerkennung und Wü r d i gung^^^Wi g t e r Leistungen in der 
hauptamtlichen i no f f i z i e 1 1 en^^^^gke i t können HIM mit staatli- 
chen Auszeichnungen der DDB^^Bq Auszeichnungen des MfS ausge- 
zeichnet werden, wenn d i r geforderten Voraussetzungen er- 

füllt sind. 


Dabei sind sinngem^ 
gen des MfS anzuw^A 


dienstlichen Bestimmungen und Weisun- 


Vorschläge zu^^^Vle ihung staatlicher Auszeichnungen und Aus- 
zeichnungen sind durch die Leiter der Hauptabteilungen/ 

selbständi^^^^Kbtei lungen und Be z i rk s v e r wa 1 tungen gemäß den 
dazu getj^^^fnen Festlegungen über das zuständige Kaderorgan 


einzuri 


Henziellen Zuwendungen zu diesen Auszeichnungen werden 
^1 durch die Abteilung Finanzen des MfS gezahlt. 



. Ehrunqen für langjährige* gewissenhaft^ P f 1 i ch t e r f ü l 1 un 


HIM erhalten in Anwendung der Auszeichnungsordnung des MfS die 
Medaille für treue Dienste in der NVA. 
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Nach einem Oienstalter von 23 Jahren und nach jeweils weiteren 
5 Oienstjahren erhalten sie als Ausdruck des Dankes und der 
Anerkennung für die langjährige gewissenhafte Pflichterfüllung 
und Einsatzbereitschaft eine Ehrenurkunde, verbunden mit einer 
finanziellen Anerkennung. 

Die in der Auszeichnungsordnung des MfS und im Befehl Nr. 9/74 
des Ministers für Staatssicherheit getroffenen Festlegungen 
sind sinngemäß anzuwenden. 

Vorschläge zur Verleihung der Medaille für treue Dienste in 
der NVA und der Ehrenurkunde sind von den Leitern der Dienst- 
einheiten, die HIM führen, an das zuständige Kaderorgan zu den 
in der Auszeichnungsordnung des MfS festgelegten Terminen ein- 
zureichen. 

9 . 3 . Prämien 


Die Planung des Prämienfonds für HiM erfolgt entsprechend der 
Prämienordnung des MfS durch die zuständige Abteilung Finanzen. 

Die tlittei für die Prämienfonds sind den Leitern der Hauptabtei- 
lungen/selbständigen Abteilungen bzw. der Abteilungen/selbständi- 
gen Referaten, Kreis- und Ob j ek t d i en s t s t e 1 1 e n der B e z i r k s v e r w a 1 - 
tungen entsprechend der Anzahl der HIM jährlich durch die Abtei- 
lung Finanzen zu bestätigen. Die Verwendung der Prämienfonds hat 
gemäß den Festlegungen der Prämienordnung des ftfS zu erfolgen. Bei 
der Beantragung der Prämienmittel ist analog wie bei Angehörigen 
des MfS zu verfahren. 


10. Medizinische Betreuung und Versorgung 

Oer Förderung, Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit der HIM ist mit dem Ziel der Gewährlei- 
stung ihrer Kampf- und Einsatzbereitschaft ständig die erfor- 
derliche Beachtung zu schenken. 

Die Leiter der Dl ens t e inhe i t en , die HIM führen, haben in Ab- 
stimmung mit den Medizinischen Diensten des MfS zu gewährlei- 
sten, daO solche Lösungswege zur medizinische Betreuung und 
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und Versorgung der HIM gewählt und festgelegt werden (ins 
sondere Auswahl der Institutionen für spezielle ambulan^^^^r 
sowie stationäre medizinische Behandlungen - f-ledizini 
Dienst des MfS, der NVA, des MdI, staatliches G e s undJ^^^^w e s en ) , 
die den konkreten politisch-operativen G r fo r d e r n i w i e 

den Legendierungen der HIM entsprechen, ihre Kons^^Hation 
sichern und keine persönlichen Nachteile für s i^^^PTt s t e he n 
lassen. 

Eine besondere Verantwortung für die medizi^^^^^e Betreuung 
und Versorgung der HIM haben die Medizini Dienste des 

Durch den Leiter des Zentralen Medi hen Dienstes des \AfS 

bzw. die Leiter der Medizinischen Q^^HSte der B e z i r k s v e r w a 1 - 
tungen sind in Abstimmung mit dej^^HTter der Hauptabteilung 
Kader und Schulung bzw. den Uei^aBr der Abteilungen Kader und 
Schulung der Be z i rk sve r wa 1 tui^^HKjna in Zusammenarbeit mit den 
Leitern der 0 i enste inhe i t en^Ä^K HIM führen, sowie anderer zu- 
ständiger Diensteinhei erforderlichen Voraussetzungen 
für die medizinische B e^^BBn g und Versorgung der Hifi bei vol- 
ler Gewährleistung de rJl^Srsp i r at ion , Geheimhaltung und inneren 
Sicherheit weiter au^^^^^uen bzw, zu schaffen. 

Das betrifft sowo aussetzungen für durch die fledizinischen 

Dienste des MfS jaS^^b ringende medizinische Leistungen als auch 
zur d i e s b e z üg Nutzung anderer Institutionen und Einrich- 
tungen. 

Durch d i i n i s c hen Dienste des MfS sind grundsätzlich 

fo Igendj^^Hri z inische Leistungen für HIM zu realisieren: 

- E 1 ung 3 - , Entlassungs- und Reihenuntersuchungen, 

z ini sehe und psychologische Beurteilung der Eignung und 
Ä^^augl ichke i t für spezielle po 1 i t i sc h -ope r a t i v e Aufgaben, 

r- Untersuchung, ambulante Behandlung und Vermittlung statio- 
närer Behandlungen bei psychischen Erkrankungen, 
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- medizinische Begutachtung bei Invalidität und Dienstbe- 
schädigung , 

- Erarbeitung operativer Legendierungen und Dokumente, in 
denen ärztliche Handlungen bzw. medizinische Befunde eine 
Rolle spielen, 

- Organisation und Vermittlung von Kuren, Versorgung mit 
medizinischen Heil- und Hilfsmitteln und 

- medizinische Unterstützungshandlungen für die Lösung speziel- 
ler politisch-operativer Aufgaben. 

Die im Ergebnis der medizinischen Betreuung und Versorgung der 
HIM durch die Medizinischen Dienste des MfS eigenständig erar- 
beiteten sowie die aus anderen medizinischen Institutionen und 
Einrichtungen beschafften Gesundheitsdokumente der niM sir. a in 
Medizi.nischen Dienst des MfS unter besonderen Sicherheitsvor- 
kehrungen, nur für die hierfür bestätigten Angehörigen zugäng- 
lich oder im Einzelfall bei besonderen Sicherheitserfordernis- 
sen im Teil 1 der IM-Akten abzulegen. Im letztgenannten Fall 
sind diese bei Erfordernis den Medizinischen Diensten des MfS 
wieder auszuhändigen. 

11, Nachwe i s f ührung im Ausweis für Arbeit und So z i a 1 ve r s i che - 
runq 

Für HIM behält der Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung 
grundsätzlich seine Gültigkeit. 

Zur Gewährleistung der Konspiration auch nach der Beendigung der 
hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit und zur Vermeidung später 
nicht bzw. nur schwer korrigierbarer, die Konspiration gefähr- 
dender Eintragungen in das Originaldokument ist dieses in der 
Regel mit Beginn der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit des 
HIM durch den Führungso f f i z i e r einzubehalten und - ohne weitere 
Eintragungen zunächst durch das MfS vorzunehmen - im Teil I der 
IM-Akten aufzubewahren. 
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Gleichzeitig ist ein neuer Ausweis für Arbeit und Sozialvej 
Sicherung als Ansch 1 uOdok umen t durch das MfS auszusLeller 

Grundsätzlich sind in diesem AnschluOdokumen t die En ^ngen 
des Arbeitsrechts- und Sozialversicherungsverhältn e i n - 

schlieOlich eventuell gezahlter Beiträge zur freij^MTgen Zusatz- 
rentenversicherung der Sozialversicherung entsp^i^Hend dem Schein- 
arbeits- bzw. Scheindienstverhältnis vorzunehr 


Ist das nicht möglich, hat die Eintragung 
Ausnahmefall mit "Zivilbeschäftigter des^ 
gen . 


Angeste llter**, im 
bzw, BDVP** zu erfol' 



Für die Erarbeitung der Vorschläge errahrenswe”ise über die 

Na ch we i s füh r ung im Ausweis für Ai^^^^^und Sozialversicherung, ein* 
schlieOlich der V e r a n t wo r 1 1 i c hk^^^^ü r die Ausstellung von An- 
schluOdokumenten sowie die E i u ng des Arbeitsrechts- urid 

So z i a 1 ve r 5 i c he r ung 5 ve r hä 1 1 sind die Leiter der Dienstein- 
heiten, die HIM führen, v^^^^^o r t 1 i c h . Sie haben diese Vor- 
schläge mit den Leitern ^^^^^us t and i g en Abteilung OTS, der Ab- 
teilung Finanzen und i ^ i ^ i sehen Dienstes abzustimmen, 


Bei Beendigung der 


tamtlichen inoffiziellen Tätigkeit ist das 


Original des Ausw^^^^ für Arbeit und Sozialversicherung aktuell 
auszugestalten dem ehemaligen HIM zu übergeben. Das durch 

das H f S ausge^^^HTt e AnschluOdokument ist einzuziehen, sofern des- 
sen We i t e r nicht zweckmäßiger ist. 


renbe r ec hnung nach den Bestimmungen der Versorgungs- 
MfS bilden die durch das MfS gezahlten Vergütungen 
Hage. 


Tängig von der zweckmäßigsten Verfahrensweise ist bei Beend! 
fq der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit vor dem Errei- 
len des gesetzlichen Rentenalters und ohne Invalidisierung zu 
sichern, daO durch die Eintragung eines entsprechenden Dienst- 
bzw. A r be i t s recht sve rhä 1 tn i s se s in dem Ausweis für Arbeit und 
Sozialversicherung die Zeit der hauptamtlichen inoffiziellen 
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Tätigkeit für das MfS auf die künftige B e t r i e b s z u g e hö r i gk e i t 
bzw, die Dienstzeit auOerhalb des MfS angerechnet werden kann. 

Ist dieses aus Gründen der Konspiration und Geheimhaltung nicht 
möglich, ist als Ausgleich eine einmalige finanzielle Abfindung 
auf Antrag der 0 i en s t e 1 nhe i t e n , die HIM führen, durch die zu- 
ständige Abteilung Finanzen zu zahlen. Diese Anträge sind durch 
die Leiter der Haup t ab t e i 1 unge n/ se 1 bs t änd i gen Abteilungen bzw. 

Be z i r ks ve r wa 1 t ungen zu bestätigen. 

Besteht gemäß Ziffer 3.9. dieser Durchführungsbestimmung ein An- 
spruch auf Zusatzrente durch das MfS, so ist durch die zuständige 
Abteilung Finanzen eine Mehrverdienstbescheinigunq auszustellen. 

Für die Erarbeitung der Vorschläge über die konkrete Verfahrens- 
weise sowie die Nac hwe i s f üh r ung im Ausweis für Arbeit urrd Sozial- 
versicherung bei Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit ist in analoger Weise wie zu Beginn dieser der Leiter 
der Diensteinheit, die den HIM führt, verantwortlich. 

Die Entscheidungen über diese Vorschläge haben die Leiter der 
Hauptabteilungen/selbständigen Abteilungen und Bezirksverwaltun- 
gen im Rahmen des Bestätigungsverfahrens zur Schaffung von 
bzw. zur Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
zu treffen. 

Grundsätzlich sind in allen verwendeten Ausweisen für Arbeit und 
Sozialversicherung die erforderlichen Eintragungen, vor allem zum 
Arbeits- und So z i a 1 v e r s i c he r u ng s v e r h ä 1 t n i s , so vorzunehmen, daO 
die Konspiration sowohl während der hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit als auch nach deren Beendigung gewährleistet wird, im 
Zusammenhang mit seiner Vorlage auOerhalb des MfS keine Rück- 
schlüsse auf die Tätigkeit für das MfS gezogen werden können und 
für die HIM bzw. die ehemaligen HIM keine Nachteile in der medizi- 
nischen Betreuung und Versorgung sowie hinsichtlich der Renten- 
ansprüche und anderer sozialer Leistungen entstehen. 

12. Mitgliedschaft in der SED 

Die Aufgaben und Prinzipien für die Arbeit mit Parteimitglie- 
dern, die als HIM tätig sind, sowie die Grundsätze für die 
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Führung ihrer Parteidokumente sind in einer gesonderten 
linie festgelegt. Für ihre Einhaltung sind die Leiter d 
Diensteinheiten, die HIM führen, verantwortlich. All e^H 
notwendigen Absprachen sind in Abstimmung mit den L 
zuständigen Kaderorgane mit dem Vorsitzenden der 
Berlin und in den Bezirksverwaltungen mit den 1 e t 

der Zentralen Parteileitungen zu rühren. 


^■rn de r 
^m MfS 
e t ä r en 


13- Mitgliedschaft im FDCB 


Bei MIM ruht nrundsätzlich die Mitglie( 
Ist eine Mitgliedschaft im FOGB zur 
ration entsprechend dem Sehe i na rbe 
sind die FOGB-Be i t rage zurückzuer 


^Vft im FOGB. 
Wrleistung der Konspi 
hältnis erforderlich, 


Die Rückerstattung hat aus der 
tivgeld zu erfolgen. ^ 


rsprechenden Konto für Opera- 


Bei der Beendigung der h 
ist in Abhängigkeit vo i 
MfS dem HIM zu bestä d 
weilig ruhte oder d^^^^^tgli 
entsprechend aus z 1 t en , 


ajl^^Bam t liehen inoffiziellen 'Tätigkeit 
WSy Legendierung der Tätigkeit für dos 
daO die Mitgliedschaft im FDGB zeit 
tgliedsbuch und die Kontrollkarte 3i»^‘(l 


lA. Planung ui 
E*r fa s sunr 


c h we i s f ü h r un g in den V/ehrkreiskommandos sowie 
Ämtern für Arbeit 


Vor der nung bzw. dem Einsatz von HIM ist deren Planung 

und f ührung im zuständigen WKK zu überprüfen. 


I n^^^Wng i gke i t von der vorliegenden Planung und Nachweisfüh- 
entsprechend den Erfordernissen des künftigen Ein- 
sowie zur Gewährleistung der Konspiration unter Beach- 
^ng des vorgesehenen Sehe i na rbe i t s - bzw. Scheindienstverhältnisses 
auf der Grundlage der Wehrgesetzgebung und der dazu erlassenen 
dienstlichen Bestimmungen und Weisungen des MfS Festlegungen zur 


3 ^ 


Beibehaltung oder Veränderung der Planung und Nachwe i s führ ung 
in den WKK in Abstimmung mit dem zuständigen Kaderorgan zu 
treffen und unter Wahrung der Konspiration über die Abwehr- 
offiziere WKK der territorial zuständigen K r e i s d i en s t s t e 1 1 e 
durchzusetzen • 

Im Interesse der Verfügbarkeit über die HIM sowie zur Siche- 
rung der Inanspruchnahme sozialer Vergünstigungen nach der 
Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit entspre- 
chend den Rechtsvorschriften ist eine Erfassung als aktiv 
Wehrdienst leistender Bürger oder eine Planung für die perso- 
nelle Ergänzung des MfS anzustreben. 

Im Ausnahmefall ist eine Nachwe i s führ ung als weh r d i ens t un t au g - 
lieber Bürger zu veranlassen. 

Entsprechend den vorgesehenen Sehe ina rbe i t s - bzw. Scheindienst 
Verhältnissen sind zur Gewährleistung der .^onspiracion vor der 
Gewinnung bzw. den Einsatz von HIM Festlegungen hinsichtlich 
der Erfassung in dem Ämtern für Arbeit unter Beachtung der 
diesbezüglich bestehenden dienstlichen Bestimmungen und Wei- 
sungen des MfS (GVS MfS oOO0 Nr. 16/79 vom 21. 6. 1979) zu 

treffen und über die Leiter der territorial zuständigen Kreis- 
dienststellen durchzusetzen. 

Oie vorgenannten Festlegungen zur Planung und Nachweisführung 
in den V/e h rk ommandos sowie Erfassung in den Ämtern für Arbeit 
sind in den gemäß Ziffer 2. dieser Durchführungsbestimmung zu 
erarbeitenden Vorschlägen zum Einsatz von IM für eine Hauptamt 
liehe inoffiziel’le Tätigkeit bzw. zur Werbung von HIM zu doku- 
men t i e r en . 

Unterliegen nach Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit die ehemaligen HIM entsprechend ihrem Alter noch 
der Planung und Nachwe i s füh rung in den Wehrkreiskommandos bzw. 
der Erfassung in den Ämtern für Arbeit, sind diesbezüglich 
solche MaOnahmen einzuleiten, daß auch im nachhinein die 
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Konspiration gewährleiste*“ wird und keine Rückschlüsse auj 
die ehemalige hauptamtliche inoTfizielle Tätigkeit zu 
sind. 


Sofern keine sicherheitspolitischen oder anderen Ausj 
gründe vorliegen, hat die Planung der ehemaligen HjÄ 
grundsätzlich für die personelle Ergänzung des 


r i eO ungs - 
den V/KK 
erfolgen. 


15. Aufgaben und Verantwortlichkeiten aus dej 
als Geheimnisträger A 


illung der HIM 


Im Rahmen ihrer hauptamtlichen inoffiz^ 
gen die HIM Kenntnis über St aatsgeheioffl 
Geheimnisträger. 


Tätigkeit erlan^ 
3 und sind deshalb 


Mit der Verpflichtung zur inoff^^^Wien Zusammenarbeit und der 
abgeschlossenen Vereinbarung zj^^^^up t am t liehen inoffiziellen 
Tätigkeit sind die HIM zur 1 1 ung der ihnen im Zusam^ 

menhang mit ihrer T ä t i gke i das MfS bekannt werdenden 

geheimzuhnltenden Ookume egen. stände, Informationen und 
ande’^en qeheimzuhalten tsachen zu verpflichten und *i in- 


sichtlich ihrer stra^ 
letzung dieser P f 1 i^| 


Vrlichen Verantwortlichkeit bei Ver- 
^mäO §§ 2^5 und 2^6 StGB zu belehren 


Erhalten HIM zu 
von VerschluÜM 
des MfS die 
Grundlage 
p f 1 i ch ten^^^^ 


ihrer Aufgaben für das MfS Kenntnis 
^ ist ihnen gemäO der geltenden VS-Ordnung 
Berechtigung zu erteilen. Sie sind auf der 
r Ordnung gesondert zu belehren und zu ver- 


Oie der Diensteinheiten, die HIM führen, haben insbe- 

son^^^^rzu sichern, daß 


^Vle erforderlichen materiellen und organisatorischen Vor- 
aussetzungen zur Gewährleistung des Geheimnisschutzes durch 
die HIM geschaffen werden. 
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- die HIM mindestens halbjährlich einmal hinsichtlich ihrer 
Pflichten zur Gewährleistung des Gehe imn i 3 schu t zes akten- 
kundig belehrt und die Belehrungen in den IM-Akten Teil l 
dokumentiert werden und 

- die HIM ständig zur Einhaltung der Wachsamkeit und Geheim- 
haltung erzogen und befähigt werden und die erforderliche 
Kontrolle gewährleistet wird. 

Für HIM, die auf Grund ihrer Einsatzrichtung den kader- und 
sicherheitspolitischen Anforderungen wie Angehörige des MfS 
zu entsprechen haben (generelle Einsatzrichtungen gemäß Zif- 
fer 3., Buchstaben c bis e dieser Durchführungsbestimmung), 
gelten hinsichtlich privater Kontakte und Beziehungen und 
privater einschließlich touristischer Auslandsreisen sinnge- 
mäß die dazu für Angehörige des MfS erlassenen dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen. 

Zu den übrigen HIM sind diesbezüglich entsprechend den poli- 
tisch-operativen Erfordernissen differenziert Anforderungen 
festzulegen und durchzusetzen, 

HIt-1 unterliegen nach Beendigung der hauptamtlichen inoffiziel 
len Zusammenarbeit grundsätzlich einer 5jährigen Sperre für 
Reisen nach nichtsozialistischen Staaten und V/estberlin sowie 
anderen Staaten, für die gemäß den geltenden Rechtsvorschrif- 
ten die "Grundsätze und Regelungen im Reiseverkehr zwischen 
der DDR und n i ch t so z i a 1 i 3 t i s ch e n Staaten sowie Westberlin" an 
zu wenden sind. 

Zu ihrer Durchsetzung ist durch die D i ens te inhei t , die den 
HIM zuletzt führte, die Fahndung zur Realisierung der Ausrei- 
sesperre oder der Rückfrage vor Entscheid von den Dienstein- 
heiten des MfS Berlin bei der Hauptabteilung VI und von den 
Oiens te inhe i ten der Bez i rksver wal tunqen bei der Abteilung VI 
der Bezirksverwaltung gemäß den Festlegungen der Dienstanwei- 
sung Nr. 2/82 einzuleiten. 
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Bestehen aus dem Umfang und dem Charakter der den HIM bekannl 
/ordenen Geheimnisse sowie aufgrund von Gefahren für die p ra- 

che Sicherheit des HIM Erfordernisse zur Verlängerung de^ 
sperre ist diese mit Begründung der Notwendigkeit entsj jnd der 

Dienstanweisung Nr. 2/02 neu zu bear. trjgjr. An ^ rüg' HIM 

auf Reisen vor Ablauf der Reisesperre sind durch ter der 

Oiensteinheiten, die die HIM zuletzt führten, in ^^mmung mit dem 
zuständigen Kaderorgan allseitig zu prüfen ^ 0 ihrer Be- 

fürwortung durch die gemäß Ziffer ^.1. der 0 nweisung Nr* 2/02 
festgelegten Leiter zu entscheiden. 

Über eine kürzere Frist oder Nichteii j^npg der Reisesperre 
im Ausnahmefall hat auf der Grundlagi ^BFprechend b.egründeter 
und durch die Leiter der Hauptabtei^ pn/se Ibs tändigen Abtei- 
lungen und 0 e z i r k s V e r wa } t ung en be^™ teter Anträge der Leiter 
der Hauptabteilung Kader und Sr h j«^B li entscheiden. 



16* Disziplinarische und ma 


le Verantwortli c hk e it 


Für die d i l i p 1 i na r i sch wo r t 1 i chk e i t der HIM sind grund- 

sätzlich die Bestimmun r geltenden Disziplinarordnung des 

MfS, mit Ausnahme de^fl^W^ 1 egungen zum Arrest und Hausarrest 
sowie der für UaZ Q^^^Vn den Festlegungen, anzuv/ enden. 

M 

Bei der Anwenduj^^^lese r Bestimmungen sind die sich aus dem 
Charakter de r am 1 1 i chen inoffiziellen Tätigkeit und der 
konkreten E r i ch tung ergebenden besonderen Erfordernisse, 

vor allem J^^^^chtlich der Gewährleistung der Konspiration, 

Gehe imha^^^R und der inneren Sicherheit sowie der allseitigen 
E i nschj^^^B^g der zu erwartenden erzieherischen Wirkung sowie 
Folg V die politisch-operative Arbeit, zu beachten 

issprechen von Disziplinarstrafen hat in Inhalt und Form 
:u erfolgen, daß den HIM keine S trukturbezeichnunqen sowie 
Sterne Regelungen des MfS bekannt werden* 

Ausgesprochene Disziplinarstrafen sind im Teil 1 der IM-Akte 
nachweispflichtig, auch nach der Mitteilung über deren Löschung 
gegenüber dem HIM. 
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Bei Bek a nn t we r den schwerwiegender D i s z i p 1 i n v e r s t öOe oder 
anderer Vorkommnisse sowie bei Straftaten von HIM ist eben- 
falls entsprechend den Festlegungen der geltenden Disziplinar- 
ordnung des MfS zu verfahren. 

Das betrifft insbesondere die diesbezügliche Meldepflicht der 
Leiter der Dienst e inhe i ten und die Verantwortlichkeit des Lei- 
ters der Hauptabteilung Kader und Schulung zur Einleitung 
aller erforderlichen Maßnahmen ln Abstimmung mit dem Leiter 
der Hauptabteilung IX und den Leitern anderer D i ens t e i nhe i t en 
des MfS. 

Hinsichtlich der materiellen Verantwortlichkeit der MIM sind 
die Bestimmungen der Wiedergutmachungsordnung des MfS anzuwen- 
den . 

Die Untersuchung von Schadensfällen sowie die Vorschläge für 
Entscneidungen zur Wiedergutmachung sind durch die Leiter der 
Diensteinheiten, die HIM führen, mit dem Leiter des zuständi- 
gen Kaderorgans abzustimmen. 

Oie Schadensmeldungen sowie Verfügungen über Wiedergutmachung 
sind über das zuständige Kaderorgan unter Vermeidung aller die 
HlM dekonsp i r ie r ende r Angaben der zuständigen Abteilung Finan- 
zen zu übergeben. 

17. Hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit im Rentenfall 

HIM haben nach Erreichung des gesetzlichen Rentenalters keinen 
Anspruch auf die Fortsetzung der hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit. Sie kann jedoch bei entsprechenden politisch-opera- 
tiven Erfordernissen und vorhandener physischer und psychi- 
scher Leistungsfähigkeit auch nach diesem Zeitpunkt fortge- 
setzt werden. 

Oie Entscheidung darüber ist durch die Leiter der Hauptabtei- 
lungen/selbständigen Abteilungen und B e z i r k s ve r wa 1 t ungen zu 
treffen. 
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Im Ausnahme fall können beim Vorliegen besonderer po 1 i t i 
rativer Erfordernisse Alter srentner , ausgenommen ehema l i - 
hörige und Zivilbeschäf*‘igte des MfS, als HIM gewonnen i n o p - 

setzt werden. Sie sind von der Bei t ragsp f 1 ich»' ge^ äO d^^^ersor- 
gungsordnung des MfS befragt und hohe- aus dieser keinen 

Anspruch auf Re n t e n 1 e i s t ungen durch das MfS. Sie i^^^^Kiegen keinen 
Z inkommensbeg ren Zungen - 


re it keinen 


Oienstbeschädigungsvollrentner und Inval iden r sind 
grundsätzlich nicht als HIM zu gewinnen und^B^Bus e t z e n . 

Wird ein HIM D iens tbeschädigungsvoi 1- ode^^^^^a 1 i denr ent ne r , 
ist mit Beginn der Zahlung dieser Renten^B^y hauptamtliche 
inoffizielle Tätigkeit zu beenden. 

Ihre eingeschränkte physische und psj^^^Psche Leistungsfähig- 
keit schließt eine bzw. eine we i teo^^^^p tarnt 1 iche inoffiziel- 
le Tätigkeit aus. 

Eine po 1 i t i sc h -ope r a t i V e Nu t zun^H^^^che r Personen kann nur auf 
ehrenamtlicher Basis e r f o Igen^^^^en können finanzielle Zuwen- 
dungen aus dem Ope r a t i v g e Id^^^^^ahmen des möglichen Lohndrittels 
gezahlt werden. 

Invalidenrentnern ( Ren t e^^^^^So z i a 1 v e r s i c he r ung ) kann die Zeit 
der ehrenamtlichen inoSflHiellen Tätigkeit, die mit Zahlungen 
innerhalb des mög 1 i ch^^HTohnd r i t t e 1 s aus dem Operativqeld ver- 
gütet wurde, zur Ai^^^^^ung für die Altersrente durch die Sozial- 
versicherung im für Arbeit und Sozialversicherung durch 

die zuständige lung Finanzen bestätigt werden. 

Eine Herauslös^^^^on Personen aus bestehenden A r b e i t s r ec h t s - 


Wicher Personen kann nur auf 
ten können finanzielle Zuwen- 


bzw. Dienste 
po 1 i t i sch-^fl 
Ist grund^^p 


^^Vltnissen zum Einsatz als HIM durch eine mittels 
Bet iver Maßnahmen herbeigeführte ’* Invalidisierung** 
^ich nicht statthaft. 


Übe r c 


^ sowie 0 i ens tbes c häd i Qunas t e i 1 r en t ne r anderer bewaffne 


ter^^^Bene können bei Vorliegen der entsprechenden Vorausset zun- 
g^^^BTs HIM gewonnen und eingesetzt werden. 

sind das Scheiharbei tsverhältnis und die Leoenden so zu 
^Bnlen, daß keine Rückschlüsse auf das besondere Dienstverhältnis 
Bum MfS gezogen werden können , kein Dienstverhältnis zu einem 
anderen bewaffneten Organ begründet und damit die bestehende so- 
ziale Versorgung durch diese nicht beeinträchtigt wird. 
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Die Übergangs- und Teilrenten sind nicht im Sinne der Festle- 
gungen gemäß Ziffer 3.2, dieser Durchführungsbestimmung von den 
Nectoverqütungen des MfS abzusetzen und im Haushalt des MfS 
zu vereinnahmen. 


Bei Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit von 
Übergangs- sowie D i e n s t be s c hä d i g un g s t e i 1 r e n t n e r n anderer bewaff- 
neter Organe ist der Anspruch auf R en t e n 1 e i s t ung durch das MfS 
gemäß Ziffer 5,9. dieser Durchführungsbestimmung zu prüfen. 

Ist die Rente des MfS höher als die des anderen bewaffneten 
Organs, ist die Differenz zwischen beiden Beträgen als Ausgleich 
durch das MfS zu zahlen. 

18. Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 

Die hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit der HIM für das MfS 
ist zj beenden, wenn 

- die Aufgaben, zu deren Lösung der Einsatz des HIM erfolgte, 
erfüllt sind und ein anderweitiger Einsatz als HIM nicht 
möglich oder zweckmäßig ist, 

- ein zeitlich befristeter Einsatz festgelegt war und eine 
Verlängerung der Einsatzzeit nicht erforderlich oder möglich 
ist, 

- eine Übernahme in den aktiven Dienst des MfS erfolgt, 

- das gesetzlich v o r g e s c h r i ebe n e Rentenalter erreicht ist und 
die hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit im beiderseitigen 
Einvernehmen nicht we i t e r ge f üh r t werden soll oder Invalidi- 
tät vorliegt, 

- der HIM auf Grund physischer und psychischer Leistungsgren- 
zen nicht mehr in der Lage ist, die übertragenen Aufgaben 
ordnungsgemäß zu lösen und ein anderweitiger Einsatz als HIM 
unter Berücksichtigung seiner eingeschränkten Leistungs- 
.fähigkeit nicht möglich oder zweckmäßig ist, 
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- hierfür zwingende persönliche Gründe des HIM vorliegen ode^ 
dieser darauf besteht und eine Aufrechter haltunq der haupj 
amtlichen inoffiziellen Tätigkeit durch das MfS nicht 
fnäOig ist, 

- schwerwiegende VerstöOe gegen die abgegebene Verpfl ^^^ng 

und die abgeschlossene Vereinbarung sowie S t r a f t Böe s HIM 
vorliegen, insbesondere hinsichtlich der Verlet^^HB aer 
Konspiration und Geheimhaltung, der Gefährdung inneren 

Sicherheit sowie der Schädigung des Ansehens JM ^MfS in der 
Ö f f ent 1 ichke i t . 

Oie Maßnahmen zur Beendigung de ^^P^n inoffiziellen 

Tätigkeit sind gründlich und in Hq ngfristig vorzube- 
reiten und du r c hzu s e t z e n . Dabei Sondere die Konspi- 
ration, Geheimhaltung und inner t und, sgweit erfor- 
derlich, die kontinuierliche We 1 der bisher durch 

den betreffenden HIM gelösten p >erativen Aufgaben 

zu gewährleisten sowie möglic h d :te für Konflikte 

mit dem HIM, insbesondere fii^H soziale Härtefälle, 

bei Beachtung der Rechtsvo^Ä^P ? der dienstlichen 

Bestimmungen und Weisung e 16 MfS zu vermeiden. 



Den HIM sind bei der 
der Beendigung der 
bei der Wiederauf n 
des MfS die erfo 


rnq von Problemen im Zusammenhang mit 
imtlichen inoffiziellen Tätigkeit bzw. 
einer beruflichen Tätigkeit auGerhalb 
^iche Hilfe und Unterstützung zu geben. 


Vor der Beencl^^^^ der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
sind, auOe ine r vorgesehenen Übernahme in den aktiven 

Dienst de die Voraussetzungen und Erfordernisse zur 
We i t e r f i^^^pTg einer ehrenamtlichen inoffiziellen Zusammenarbeit, 
u. a. zur Gewährleistung der po 1 i t i sch - ope r a 1 1 v e n Siche- 

r u n Kontrolle der ehemaligen HIM, zu prüfen und die dies- 
be^A^BTcheh En t scTie i düng en he rbe i zu f üh r en . 

Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Täcxgkeit hat 
1 ^ f der Grundlage von mit dem zuständigen Kaderorgan abge- 
^stimmten und durch die- Leiter der Hauptabteilungen/selbständi- 
gen Abteilungen und Be z i r ks v e r wa 1 t ungen bestätigten Vorschlägen 
zu erfolgen. Diese Vorschläge haben insbesondere Einschätzungen 
bzw. Festlegungen zu enthalten über 
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- die Persönlichkeit des HIM, 

- die tatsächlichen Gründe für die Beendigung der hauptamtli- 
chen inoffiziellen Tätigkeit und, soweit keine Übereinstim- 
mung vorhanden ist, die Begründung gegenüber dem HIM, 

- den Verlauf und die Ergebnisse der hauptamtlichen inoffiziel- 
len Tätigkeit , 

- den Umfang und die Bedeutsamkeit der politisch-operativen 
Kenntnisse des HIM, 

- vorhandene kader- und sicherheitspolitisch besonders zu 
beachtende Faktoren, 

- die Gewährleistung der Konspiration im Zusammenhang mit den 
Maßnahmen zur Beendigung der hauptamtlichen in offiziellen Tä- 
tigkeit, soweit zutreffend u* a- über die Regelung der Planung 
und Nachweisführung in den Wehrkommandos, der Registrierung in 
den Ämtern für Arbeit, die Nachweisführung im Aus v/ eis für Ar- 
beit und Sozialversicherung, die Pa r t e i umme 1 düng , die Mitglied- 
schaft im FOGB und in anderen gesellschaftlichen Organisationen 
oder Parteien, 


- die politisch-operative Sicherung und Kontrolle sowie die Art, 
den Umfang sowie die Verantwortlichkeit der Betreuung des 

HIM nach der Beendigung der hauptamtlichen i no f f i z 1 e 1 1 en 
Tätigkeit, 

- die Regelung finanzieller und sozialer Fragen sowie von Fragen 
im Zusammenhang mit der weiteren medizinischen Betreuung, 

- den Ablauf der Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen 
Tätigkeit, 
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- die Unterstützung des HIM bei der Aufnahme einer Tätigke^ 
auOerhalb des MfS sowie 

- die Weiterführung einer ehrenamtlichen inoffiziell ej 
menarbeit . 

Bei Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen k e i t sind 

eine differenziert auszugestaltende Ve r e inba ischen dem 
MfS und den betreffenden HIM (Muster siehe ^ 2 ) abzu- 

schließen sowie ein Protokoll über die Rücl der dem HIH 

zur Lösung übertragener Aufgaben zur Ver ^^^g gestellten 
materiellen und finanziellen Mittel bz^ Weh bestehende dies- 
bezügliche Forderungen und deren Beg^^^ jng an z u f e r t i ge n . 


Durch den Medizinischen Dienst de] 
der hauptamtlichen i no f f i z i e 1 1 ef 
suchung des HIM durchzu führen 
neter Weise zu dokumentieren^ 


ist vor der Beendigung 
igkeit eine Abschlußunter- 
Ergebnisse sind in geeig- 



Die weitere medizinische 
sätzlich in Gesundheit 
folgen. 


'^euung ehemaliger HIM hat grund- 
richtungen auOerhalb des MfS zu er- 


Bei Not wendigkei im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme 

einer T ä t i gke i t^^^^^r ha 1 b des MfS unter Beachtung der Gewähr- 
leistung der I^^^Wiration und Geheimhaltung erforderliche 
Personal- ug^^^W'Jndh e itsunterlagen einschließlich AbschluO- 
beurteilu ufertigen. 

Diese ^^^Wnannten Dokumente sind durch die Diensteinheit, die 
den b^^^FUhrt, in Zusammenarbeit mit den anderen zuständigen 
0 i nheiten zu erarbeiten und gemeinsam mit dem Vorschlag 
z^^^^peendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit mit 
^zuständigen Kaderorgan abzustimmen und den Leitern der 
Puptabteilungen/selbständigen Abteilungen und Bezirksverwal- 
lungen zur 8 e s t ä t i gung , b z w . Erteilung der Zustimmung vorzule- 
gen. 
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1 9, Übernahme in den aktiven 0 ienst des MTS 


HIM können bei Erfüllung aller Voraussetzungen entsprechend 
den geltenden dienstlichen Bestimmungen und Weisungen zur 
Kaderarbeit und vorhandenen Erfordernissen in den aktiven 
Dienst des MfS übernommen werden. 

Sie sind langfristig als Pe r s pe k t i v k a d e r in der hauptamtlichen 
inoffiziellen Tätigkeit für das MfS hinsichtlich ihrer Eignung 
zu prüfen und zu entwickeln. 

Bei der Übernahme von HIM in den aktiven Dienst des MfS ist zu 
gewährleisten^ daß keine Gefährdung der Konspiration und Ge- 
heimhaltung, bezogen auf die ehemalige hauptamtliche inoffi- 
zielle Tätigkeit sowie die Weiterführung der bisher durg^h den 
betreffenden HIM gelösten po 1 i t i sc h - ope r a t i ven Aufgaben durch 
andere HIM, eintritt. 

HIM, die zeitweilig oder ständig im Ope r a t i cn sg e b i e c eingesetzc 
waren, sind grundsätzlich nicht in das MfS e i n z u s t e 1 1 e n . Begrün- 
dete Au s n a hme f ä 1 1 e sind über den Leiter der Hauptabteilung 
Kader und Schulung dem Minister für Staatssicherheit zur Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Bei Wiedereinstellung ehemaliger Angehöriger des MfS, die als 
HIM tätig sind, ist vor Bearbeitung des K ad e r v o r g ange s die Zu- 
stimmung der Hauptabteilung Kader und Schulung einzuholen. 

Langjährig erprobte und bewährte HIM können auch dann in den 
aktiven Dienst des MfS übernommen werden, wenn 

- die Altersgrenze von 35 Jahren überschritten ist, 

- gesundheitliche Einschränkungen vorhanden sind, die die Er- 
füllung der vorgesehenen Aufgaben nicht wesentlich beein- 
flussen oder 
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- andere Faktoren, z. B, bezogen auf die Umzugs- und Vers^ 
Zungsbereitschaft, vorliegen, die den vorgesehenen un d^A 
spek t i V ischen Einsatz jedoch nicht beeinträchtigen 
innere Sicherheit sowie das Ansehen des MfS in 
lichkeit nicht gefährden. 


Die Dauer der hauptamtlichen inoffiziellen Tätij^^Bt ist bei 
der Einstellung auf das Dienstalter anzurech n ie Zeit der 
ehrenamtlichen inoffiziellen Tätigkeit ist f^^^Knn anzurech- 
nen, wenn dies bei der Berechnung der Veroj^^^^ für die haupt- 
amtliche inoffizielle Tätigkeit bereits i s 1 i ch- erfolgte. 


Erfolgt mit der Übernahme als Angehöj 
derung der Verfügungsbefugnis über^ffl 
Einrichtungsgegenstände u. a*, i 


WW des MfS eine Verän- 
^ielle Mittel, Fahrzeuge, 
Protokoll a n z u f e r t i g p n . 


Mit der Übernahme als Angehör 
le Tätigkeit entsprechend dM 
1/79 zu beenden und die vq^H 


1. Dur ch f üh rung sbes t immui 
sperrte Ablage für di e^d 
archivieren* 


^des MfS sind die inoffiziel- 


t 1 egungen der Richtlinie Nr 
^^^aenen Unterlagen gemäß der 
Bur Richtlinie Nr. 1/79 als ge- 
tabteilung Kader und Schulung zu 


20. Politisch-opj 
uno ehemalioer^ 


rve Sicherung und Kontrolle sowie Betreu- 


Nach Beend! 


zum Schut 


zur Gew 


0 i e n s 


Beend ii^^^^de r hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit sind 
chutj^^Hr ehemaligen HIM vor Angriffen des Feindes sowie 
^^^^^^^^stung der inneren Sicherheit des MfS durch die 
^^^^^it, die den HIM zuletzt führte, unter differenzier^ 
^^Teziehung der territorial und objektmäOig zuständigen 
inheit di f f er enz i e r t e MaOnahmen der Sicherung und Kon- 
e einzuleiten. 
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GrundGä t z 1 ich sind zu allen ehemaligen HIM zu gewährleisten 

- eine aktive ErTassung in der Abteilung XII auf der Grundlage 
von 5 i che rungs vo r gangen für einen Zeitraum von 10 Jahren 
nach der Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätig- 
keit’, soweit keine anderen aktiven Erfassungsverhältnisse 
erforderlich sind, 

- eine Erfassung und Speicherung in der ZPOB sowie bei vorlie- 
genden operativ bedeutsamen Informationen in weiteren InTor- 
ma t i ons spe i che r n entsprechend der Dienstanweisung Nr. 1/80, 

- die Übersendung von VSH-Karteikarten F aOZ (Hinweiskar_^ten) 
an die territorial und objektmäOig zuständige D i ens t e i nhe i t 
zur Sicherung der erforderlichen Ber e i t a te llung personenbe- 
zogener operativ bedeutsamer Informationen, 

Im Zusammenhang mit der Beendigung der hauptamtlichen inoffi- 
ziellen Tätigkeit oder aus aktuellem AnlaO sind beim Vorliegen 
entsprechender Sicherheitserfordernisse bzw. Gründe Festlegun- 
gen zur Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen oder anderer 
MaOnahmen der po 1 i t i sch -ope r a t i ven Sicherung und Kontrolle bzw 
einer operativen Bearbeitung zu treffen und zu realisieren, 
V/enn erforderlich, ist in die Realisierung dieser MaOnahmen 
die für den Wohnsitz bzw. die Arbeitsstelle des ehemaligen HIM 
territorial bzw, objektmäOig zuständige Diensteinhe i t auf der 
Grundlage entsprechender Vereinbarungen mit dem Leiter dieser 
Di ens te inhei t einzubeziehen. Notwendige MaOnahmen der poli- 
tisch-operativen Kontrolle oder Bearbeitung ehemaliger HIM 
sind grundsätzlich mit dem zuständigen Kaderorgan abzustimmen. 

Bei ehemaligen HIM, die vor Inkrafttreten dieser Durch führ ungs 
bestimmung die hauptamtliche inoffizielle T ä t i gke i t beende t en , 
ist durch die Diene teinheit , die den HIM zuletzt führte, zu 
prüfen, ob auch zu diesen Sicherheitsüberprüfungen notwendig 
sind« 
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Ehemalige HIM, die auf Grund der Berentung die hauptamtlij 
inoffizielle Tätigkeit beenden, sind in sinngemäOer Anw^ 
der Betreuungsordnung des MfS durch die D i ens t e inhe i t ( 
betreuen, die sie zuletzt führten. 

Durch die Leiter dieser D i en s t e i nhe i t en sind ge e i gj^^^^Ange *- 
hörige des MfS als Betreuer einzusetzen. 

Sind die ehemaligen HIM außerhalb des t e r r i t o r Zuständig- 

keits- bzw. Verantwortungsbereiches der Oiensi^^Viei ten , die 
diese zuletzt führten, wohnhaft und wäre dafltf^Pn deren Betreuung 
durch diese Oiensteinhei ten nur mit erheb^^^Psm Aufwand möglich, 
sind in die Betreuung die für den Wohno tändigen Kreis- 

dienststellen einzubeziehen 

Hierzu sind zwischen den Leitern de r^^^^^e f f enden Oienstein- 
hei ten entsprechende Ve r e i nba r ung t r e f f en . 

Über die Art, den Umfang sowie^^^VVerantwort 1 ichkei t der Be- 
treuung der ehemaligen HIM h m Rahmen der Vorschläge zur 
Beendigung der ha up t amt 1 i ch^^^^no f f i z i e I 1 e n Tätigkeit die Lei 
ter der Haup t ab t e i 1 unge t and i gen Abteilungen und Bezirks 
Verwaltungen zu entscheü 


21. Anwendung der F 
auf ehrenamt 1 iche 


gungen dieser Durchführungsbestimmung 


I n Ausnahme f ä 1 
be s t i mmung a 
angewandt 


rönnen die Festlegungen dieser Dur c h f üh r ungs 
Ferprüfte und zuverlässige ehrenamtliche IM 


Vo r aus sj^^VTgen dafür sind in der inoffiziellen Zusammenarbeit 
mit d^^^vS erbrachte besonders bedeutsame po 1 i t i sch -ope r a t i ve 
Ar bg^^^^gebn i sse sowie langjährige treue und zuverlässige 
P F^^Rcer f ül lung . 

Tr den Umfang der finanziellen Sicherstellung und sozialen 
Fersorgung ehrenamtlicher IM haben die Leiter der Hauptabtei- 
lungen/selbständigen Abteilungen und Be z i r k s v e rwa 1 tungen nach 
Abstimmung mit dem Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung 
und dem Leiter der Abteilung Finanzen des MfS zu entscheiden. 
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Die Klärung von Problemen, die sich in der Arbeit mit MIM aus 
der Anwendung der Festlegungen dieser Durchführungsbestimmung 
ergeben, grundsätzliche Bedeutung haben und durch die Leiter 
der Ha up t a b t e i 1 ungen/ s e 1 b s t ä nd i gen Abteilungen und Bezirksver- 
waltungen nicht gelöst werden können» hat in Zusammenarbeit 
durch die Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung, der 
Abteilung Finanzen und der Rechtsstelle des MfS zu erfolgen. 


Der Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung und der Leiter 
der Abteilung Finanzen des MfS haben das Recht, zu dieser 
Durchführungsbestimmung in gegenseitiger Abstimmung weitere 
notwendige Regelungen zu erlassen. 


Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. 6. 1906 in Kraft. 

Gleichzeitig treten die 2 , Du r ch füh r ung so e s t i mmung zur Richc- 
linie Nr. 1/79 vom 8. 12. 1979, GVS MfS ooo6-A/79, und die 

1. Ergänzung vom 1. 7, 1981, GVS MfS 0008-7/81, auGer Kraft. 

Diese Dokumente sind e i n sc h 1 i e 0 1 i c h des Nachweises über die 
Kenntnisnahme vom Inhalt der 2. Durchführungsbestimmung ... 
(GVS MfS 0000-23/79) bis zum 30. 6. 1986 an die Dokumentenver* 

waltung zurückzusenden. 
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Anlage 1 
Muster 
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Minister ium für 
Staatssicherheit 


(Ort) 


Vereinbarung 

zur Aufnahme einer hauptamtlichen 
das MfS 


iellen Tätigkeit für 



(Diese Vereinbarung ist ent 
hauptamtlichen Inoffizielle^ 
Einsatzrichtung und den U 
liehen inoffiziellen Tä 


nd der Persönlichkeit des 
arbeiters^ der vorgesehenen 
der Aufnahme einer hauptamt- 
differenziert auszugestalten. 


Die in ( ) gesetzten 

der Vereinbarung un 


sind nur Hinweise zur Ausgestaltung 
in diese nicht mit zu übernehmen.) 


Die Arbeit als h^^MUm 1 1 i che r Inoffizieller Mitarbeiter für 
das MfS ist eifl^^B^Oe Ehre und Verpflichtung. Sie dient der 
Ve rwi rk 1 ichuQ^^^^r Beschlüsse der SED und trägt zur Stärkung 
sowie zur OmapTr leistunq der Sicherheit und des umfassenden 
Schutzes bei« 


Grund 


Vereinbarung erfolgt auf der Grundlage der durch 

inossen dem MfS in freiwilliger Entscheidung 

^abgegebenen Verpflichtung vom zur inoffiziellen 

Zusammenarbeit* Sie begründet die hauptamtliche inoffiziel- 
le Tätigkeit des Genossen für das MfS. 
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2. Tür die Dauer der hauptamtlichen i no f f i z ie 1 1 en Tätigkeit 

steht Genosse in einöm besonderen Dienstver- 

hältnis zum MfS. 

Dieses wird durch die abgegebene Verpflichtung zur inoffi- 
ziellen Zusammenarbeit sowie diese Vereinbarung begründet 
und wesentlich durch die Erfordernisse der konspirativen 
Tätigkeit charakterisiert. 

Das besondere Dienstverhältnis ist kein Dienstverhältnis im 
Sinne des Wehrdiens tgese tzes . 

Es wird grundsätzlich durch die im MfS gültigen dienstlichen 
Bestimmungen und Weisungen geregelt« Regelungen aus dem Ar- 
beitsgesetzbuch finden keine Anwendung« 

3. Mit Abschluß dieser Vereinbarung ist Genosse 

auf Grund der ihm im Rahmen der hauptamtlichen inoffiziel- 
len Tätigkeit bekannt werdenden Staatsgeheimnisse Geheimnis- 
träger. 

Die durch den Genossen am abge- 

gebene Verpflichtung zur Geheimhaltung erfaßt auch die Ge- 
heimhaltung aller ihm im Zusammenhang mit der hauptamtli- 
chen inoffiziellen Tätigkeit bekannt werdenden geheimzuhal- 
tenden Dokumente, Gegenstände, Informationen und anderer 
geheimzuhaltender Tatsachen, einschl ieOl ich der Regelungen 
dieser Vereinbarung. 

Die Belehrung über die Geheimhaltung im Sinne der §§ 245 
und 246 StGB hat Genosse zur Kenntnis genom- 

men . 

4. Das MfS gewährt Genossen eine angemessene finan- 

zielle Sicherstellung, soziale Versorgung und medizinische 
Betreuung entsprechend dieser Vereinbarung für die Zeit 
seines Einsatzes als hauptamtlicher Inoffizieller Mitar- 
beiter. 
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5, Das MfS sichert eine entsprechende Qualifizierung des^ 

nossen zur Lösung der übertragenen 

im Prozeß der hauptamtlichen i no f f i z i e 1 len Tätigki 
Qua 1 i fi z i e rungsmaOnahmen an öffentlichen Bildung^ ^ich- 
tungen sind nur in Abstimmung mit dem MfS im Ij sse der 

Aufgabenerfüllung für das MfS realisierbar« 

6* Alle im Zusammenhang mit der hauptamt 1 ich^^^PFto f f i z ie 1 len 
Tätigkeit stehenden Probleme, e i nach 1 i der finanziel- 
len Sicherstellung und sozialen Ve r s o^^^M q t sind ausschlieO 
lieh im MfS zu klären. 

Genosse hat das Rechte ^ beschwerde führend 

an Jeden Vorgesetzten seines Füh^^D&o f f iz iere zu wenden, 
der auf der Grundlage der dien^fl^Khen Bestimmungen und 
Weisungen des Ministers für 3 i c he rhe i t zu entscheiden 

hat . 

Oer Rechtsweg ist ausgesi en. 



Bestimmungen de r Verein 

1. Auf der Grundlage^^^^ du rch den Minister für Staatssicher- 
heit e r la s senen^^^V^s 1 1 i Chen Bestimmungen beginnt 

Genosse 

^^~Te ) (Vorname) 

PKZ: 

am 

e J^^^^aupt amt 1 iche inoffizielle Tätigkeit für das fIfS, 

Fe ist für den Zeitraum 

bis 

befristet bzw. unbefristet. 


1287 


52 


Oie hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit kann bei strikter 
Wahrung der Konspiration und Geheimhaltung beendet werden 

- im gegenseitigen Einvernehmen, wenn Gründe vorhanden sind, 
die die weitere Aufrechterhaltung des besonderen Dienst- 
verhältnisses nicht mehr ermöglichen, 

- durch das MfS, wenn 

die gestellten Aufgaben eindeutig erfüllt wurden und 
weitere Aufgaben nicht übertragen werden können, 

schwerwiegende Verstöße gegen die abgegebene Verpflich- 
tung zur inoffiziellen Zusammenarbeit mit dem MfS und 
gegen diese Vereinbarung erfolgten und aus Gründen der 
Sicherheit eine sofortige Beendigung des eingegange- 
nen Verhältnisses erforderlich isc. 

Bei Beendigung des besonderen Dienstverhältnisses und wenn 
dafür keine disziplinarischen Gründe vorliegen, sichert das 
MfS zur Aufnahme einer Tätigkeit außerhalb des MfS 

- die Beschaffung einer zumutbaren Arbeitsstelle und 

- die finanzielle Unterstützung für eine notwendige Über- 
gangszeit entsprechend den dienstlichen Bestimmungen des 
MfS. 


2. Mit der Aufnahme einer hauptamtlichen inoffiziellen Tätig- 
keit überimmt 

Genosse 

(Name) (Vorname) 
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33 


GVS MfS o008 - kU/36 


Die grundsätzliche Veränderung des Charakter^ 
ten Hauptaufgaben bedarf des gegenseitige 


ges te 1 1 
e r nehme n s . 



Zusätzliche Aufgaben, die sich besonde^H^^s Situationen 
erhöhter Anforderungen an die Staat 1 i^^^^^icherhe i t der 
DDR ergeben, können entsprechend d iqKeiten und Kenne 

nissen übertragen werden und s indyP ^aB chzu führen 
Die Übertragung der Aufgaben e r mBSy durch den Pührungs- 
Offizier und seine Vorgese t z to^^Hpf der Grundlage der 
dienstlichen Bestimmungen sungen des MfS. 

Zur Abdeckung der haupt hen inoffiziellen Tätigkeit 

des Genossen r das MfS erfolgte die Verein- 
barung eines Sehe ina v e rhältnisses . Oie sich daraus 

für Genossen kjhö seine Familie ergebenden Re- 

gimefragen und V e^^^^^ens we i s en sind im Interesse einer 
sicheren Legendi^^^^g seiner Arbeit durch Genossen 
unbedingt zu b^^^pten. 

Rechtliche ^^^Wüche können Jedoch daraus nicht abgeleitet 
werden, 


4 . Für di 
beit 


,igkeit als hauptamtlicher Inoffizieller Mitar- 
läl t 


( Name ) 


(Vorname) 


ine Vergütung von Mark brutto monatlich, 
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Für langjährige treue P f 1 ichte r Tül lung als hauptamtlicher 

Inoffizieller Mitarbeiter erhält Genosse bei 

ununterbrochener Tätigkeit weiterhin eine Vergütung für das 
Diens ta 1 ter • 

Sie beträgt nach Ablauf 

von 3 Jahren 8?;, 

5 Jahren 10 

1 □ Jahren 15 % ^ 

15 Jahren 20 , 

20 Jahren 25 % 

der monatlichen Vergütung. 

Dienstzeiten in den bewaffneten Organen der DDR werden an- 
ge rechnet . 

Oie monatliche Vergütung einschließlich der Vergütung für 
das Oienstalter unterliegt der Beitragspflicht nach den 
dienstlichen Bestimmungen des MfS, deren Höhe 10 % beträgt. 
25 % der monatlichen Vergütung unterliegen dem gesetzlichen 
Lohnsteuerabzug. Oie Vergütung für das Dienstalter ist 
l ohns t eue r f r e i . 


Die in früheren Arbeitsrechts- oder Dienstverhältnissen 
entrichteten Beiträge zur freiwilligen Zusa t z rentenve rs iche- 
rung bzw. der freiwilligen zusätzlichen Altersversorgung 
für Mitarbeiter des Staatsapparates oder gleichartige Zu- 
satz Versicherungen werden durch das MfS im Rentenfall ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften beachtet. 

Kindergeld und Ehegattenzuschlag werden auf der Grundlage 
der geltenden Rechtsvorschriften gezahlt. 

5. Entschädigungen erfolgen für materielle und finanzielle 

Mehraufwendungen und Ausgaben in Durchführung der übertra- 
genen Aufgaben einschl ieOl ich daraus resultierender Reise- 
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kosten . 
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6, Für die hauptamtliche inoffizielle Tätigkeit besteht e: 
Anspruch auf einen jährlichen Erholungsurlaub, der g^ 
sätzlich innerhalb eines Kalenderjahres zu gewähren^ rzu 
nehmen ist. 

Nur in begründeten Fällen, die sich aus den z e n d e n Auf- 
gaben oder persönlichen Gründen ergeben, Erholungs- 
urlaub bis zum 31. 3. des folgenden Jahres Ttreten werden 


Eine finanzielle Abgeltung ist nur mög! 
barte Sehe ina rbe i t s ve r hä 1 1 n i s die Lär 
nicht zuläOt oder andere Voraussetzj 
chen Bestimmungen des MfS vorliege 


wenn das verein- 
3 Erholungsurlaubs 
gemäß den dienstli- 



Die Dauer des jährlichen Erho^^S0br laubs beträgt bei 
ununterbrochener Tätigkeit MfS entsprechend dieser 

Vereinbarung und unter der an zu r echnenden Dienst- 

zeit in bewaffneten Orgaof^^Boer DDR 


bis 

zum 1 0 . 

Jahr 


^Kalendertage , 

a b 

1 1 . 

Jahrjg 


Kalendertage , 

ab 

21 . 



Ka lende r t age , 

und 

ab 26 . 


^2 

Kalendertage • 


7. Weitere soz i st ungen entsprechend den dienstlichen 
Bes t immunq^^^Bes MfS werden Insbesondere bei Krankheit, im 
Falle dej^^HTte rscha f t und zur Pflege der erkrankten Kinder 
gewahrt 

j 

Ent^^^Bchend dieser Vereinbarung erhält Genosse 
n^^^^^ang jähr iger Tätigkeit für das MfS bei Erreichen des 

rtzlichen Rentenalters, der Invalidität bzw, erhalten im 
r&esfall dessen Hinterbliebene nach den Bestimmungen über 
iie soziale Versorgung des MfS eine Rente. 

Voraussetzung für die Zahlung einer Alters- ode r Ü bergäng e*" 
rente ist der Nachweis eines Dienstalters von mindestens 15 
Jahren . 
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Bei Invalidität ist der Nachweis eines Oienstalters von 
mindestens 5 Jahren erforderlich. 

Bei Unfall in Ausübung der hauptamtlichen i no f f i z i e 1 1 e n 
Tätigkeit ist kein zeitlicher Nachweis notwendig. 

9. Als hauptamtlicher Inoffizieller Mitarbeiter treffen für 

Genossen . die Bestimmungen der Anweisung Nr. 12/80 

des Ministers der Finanzen über den Versicherungsschutz der 
bewaffneten Organe zu. 

10. Genosse unterliegt als hauptamtlicher Inoffi- 

zieller Mitarbeiter der Disziplinarordnung des MfS. 

Hohe Leistungen und vorbildliche Handlungen bei der L.rfül- 
lung der ihm übertragenen Aufgaben können durch Belobigungen 
gewürdigt werden. 

Belobigungsarten sind 

Aussprechen des Dankes« 

Löschung von Disziplinarstrafen« 

Sonderurlaub bis 3 Tage« 

Sachprämien, Geldprämien. 

Bei Verstößen gegen die Disziplin« Ordnung und Sicherheit 
können Disziplinarstrafen verhängt werden. 

Disziplinarstrafen sind 

Tadel, 

Verweis , 

Strenger Verweis, 

Verwarnung wegen Verletzung übertragener Pflichten, 
Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit. 


11. Zur Anerkennung und Würdigung langjähriger hauptamtlicher 
inoffizieller Tätigkeit für das MfS, hoher Einsatzbereit- 
schaft und bei Erzielung hervorragender Ergebnisse bei der 
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Lösung der gestellten Aufgaben können die gezeigten Lei 
stungen durch Verleihung staatlicher Au s z e i c hnu nqen 
Auszeichnungen des MfS gewürdigt werden, 



Als hauptamtlicher Inoffizieller Mitarbeiter 

mit den übergebenen und zur Durchf^ffl^^g 

tragener Aufgaben zur Verfügung gestellten m^^R^ell« 
finanziellen Mitteln, insbesondere Fahrze u cg|9^E i n r i c 
t ungsgegens t änden und Objekten, s o r g f ä 1 1 ug e hen , 


über- 
K^ellen und 
Einrich- 


Schäden am sozialistischen Eigentum schuldhafter 

(fahrlässiger oder vorsätzlicher) Vj«^Hczung übernommener 

Pflichten durch Genossen ^^^vuhren zur Anwendung 

der auf der Verordnung über d i i e 1 1 e Verantwortlich- 
keit der Angehörigen der bewaf^Rw^n Organe der DDR - Wieder 
gutmachungsverordnung (WGVO)^^HIom 3. 10. 1 970 (GBl, I Nr, 

33 5. 282) und der dazu erJ^^Sfnen Zweiten Verordnung vom 
27. 12. 1904 (GBl. 1905 2 S. 10) beruhenden dienstli- 

chen Bestimmungen des 


Für fahrlässig veruj 


iten Schaden, der 


durch unberec 
und E inr ich^ 


^te Benutzung von Fahrzeugen, Geräten 
?n des MfS entstand. 


durch ei^^Honter Alkoholeinfluß begangene Handlung her- 
be i g e wurde und der Alkoholeinfluß die wesentliche 
Urs^^^^^ür die Herbeiführung des Schadens war, 


ir vorsätzlich verursachten Schaden ist Genosse 


in voller Höhe materiell verantwortlich 


^Riosse ist es - außer im Auftrag des MfS - 

picht gestattet, das Gebiet nichtsozialistischer Staaten 
sowie Westberlins zu betreten, zu durchfahren oder zu über- 
fliegen sowie Kontakte und Beziehungen Jeglicher Art von 


und nach dort aufzunehmen oder zu unterhalten. 




Diese Festlegungen gelten grundsätzlich auch für im Haus- 
halt lebende Personen. (Oer Personenkreis* auf den diese 
Festlegungen auOerdem zutreffen, ist unter Beachtung der 
generellen E insat z r Ichtung , der konkret zu lösenden Aufga- 
ben und der Perspektive des HIM (Einstellung als Angehöri- 
ger) exakt f es t zu 1 egen . ) 

Beabsichtigte Reisen des Genossen in das sozia- 

listische Ausland sind dem Führungsoffizier rechtzeitig 
mitzuteilen und bedürfen der Zustimmung des MfS. 

Durch Genoasen sind umgehend an den Führungs- 

offizier schriftlich zu melden: 

- Verlust von operativen Materialien, Dokumenten und kon- 
spirativen i-litteln sowie Oekonspirationen aller Art 
einschließlich Hinweise auf solche, 

- Veränderungen zur Person, zu nächsten Familienangehöri- 
gen sowie zu im Haushalt lebenden Personen, Freunden und 
weiteren Verwandten, 

- Kontakte und Kon t ak t ve r suc he von Personen und Einrichtun- 
gen aus n i ch tsoz i a 1 i 3 t i sehen Staaten sowie Westberlin, 
auch von bzw. gegenüber den in Ziffer 13, genannten 
Personen, 

- Rechtsansprüche in n i cht s o z i a 1 i s t i sehen Staaten sowie 
Westberlin einschließlich solcher der in Ziffer 13. ge- 
nannten Personen, 

- Vorladungen und Aufforderungen staatlicher oder gesell- 
schaftlicher Organe der Rechtspflege sowie der Weh r komm an - 

doSf 

- beabsichtigte Einleitung von Verfahren auf Zivil- oder 
f am i 1 i en rech t 1 i c hem Gebiet sowie Eingaben an zentrale 
Staatsorgane der DDR, 
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alle sonstigen Hinweise« Verdachtsmomente oder Vorkm 
nisse« aus denen sich eine Gefährdung der personli^fl 
Sicherheit« der Konspiration« Geheimhaltung und 
Sicherheit des MfS ergeben kann. 


15. Zusätzliche Regelungen aus der Besonderheit dj 


I f gaben 


(Führungsoffizier) 


( Vorname « Nene ) 


Bestätigt: 



f./s :;t'S o003 




An 1 aq e 2 


Muster 


Minister i um für 
Staatssicherheit 


(Ort) 


Vereinbarun 


zur Beendigung der hauptamtlichen 


^ziellen Tätigkeit 


(Diese Vereinbarung ist entsprM^HTd der Persönlichkeit des 
hauptamtlichen Inoffiziellen J^^Wr beiters, der bisherigen Ein- 
satzrichtung und den Ums t ä r Beendigung der hauptamtli- 
chen inoffiziellen Tätig kj^^Hs ifferenziert auszugestalten, 

Oie in ( ) gesetzten Te^^^^^ind nur Hinweise zur Ausgestaltung 

der Vereinbarung und s^^^Vin diese nicht mit zu übernehmen.) 


1. f-lit Wirkung vor 
Vereinbarung 
inoffiziel 


wird die auf der Grundlage der 
. durchgeführte hauptamtliche 


igkeit des 


(Name) 


( Vorname ) 


ras MfS beendet. 


BTe Beendigung der hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
Erfolgt (Grund der Beendigung angeben, wenn erforderlich in 


legendierter Form): .. 




6c 


5. Genosse nimmt mit Unterstützung des MfS ab 

ein Arbeitsrechts- bzw. Dienstverhältnis in/im 

als auf. 

Genosse verzichtet auf die ihm angebotene Unter- 

stützung des MfS zur Vermittlung einer zumutbaren Arbeits- 
stelle. 

4. Die inoffizielle Zusammenarbeit mit dem Genossen 

wird durch das MfS auf ehrenamtlicher Basis we i t e r ge f üh r t . 
(Wenn zutreffend) 

5. Die mit der abgegebenen Verpflichtung zur inoffiziell e^n Zu- 
sammenarbeit mit dem MfS vom und der Vereinba- 

rung über die Aufnahme einer hauptamtlichen inoffiziellen 

Tätigkeit für das MfS vom durch den Genossen 

übernommene Verpflichtung zur strengsten Ge- 
heimhaltung aller im Zusammenhang mit der ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit für das MfS be- 
kannt gewordenen geheimzuhaltenden Dokumente, Gegenstände, 
Informationen und anderen gehe imzuha 1 tenden Tatsachen bleibt, 
unabhängig von der Beendigung der hauptamtlichen inoffiziel- 
len Tätigkeit, bestehen. Die Verletzung dieser V e r p f 1 i ct^ t ung 
kann gemäO den §§ 245 und 246 StGB geahndet werden. 

6. Genosse wird nach Beendigung der hauptamtlichen 

ino f f i z ie 1 len Tätigkeit diese ehemalige Tätigkeit wie folgt 
legend ierent 


7. Bei der Feststellung von Interessen dritter Personen oder 
von Gefahrenmomenten für die Gewährleistung der Konspira- 
tion und Sicherheit im Zusammenhang mit der ehemaligen 
hauptamtlichen oder ehrenamtlichen inoffiziellen Tätigkeit 
besteht für den Genossen auch nach der 
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Beendigung der hauptamtlichen inoffiriellen Tätigkeit 
Pflicht zur unverzüglichen Mitteilung gegenüber dem 
setzten Angehörigen des MfS bzw. dem Betreuer oder^ 
Vorgesetzten . 

Reisen des Genossen nach nichtsoz i^lKt Ischen 

Staaten und Westberlin sowie anderen StaatecnHsr die gemäO 
geltenden Rechtsvorschriften sowie dienst y^ Be n Bestimmungen 
des MfS besondere Festlegungen bestehen ^^B^e Lander sind 
dem HIM mündlich zu nennen), sind für i t r aum von 

5 Jahren (oder anderen Fristen bei v^MflK genden Vorausset- 
zungen gemäO Ziffer 1 ^ • der 2. Duro^I^^rungsbest immung der 
Richtlinie Nr. 1/79) nach 6 e end i r hauptamtlichen in- 
offiziellen Tätigkeit nicht staifl^^^t 

Nach diesem Zeitraum sind so abs i ch t i g t en Reisen dem 
eingesetzten Angehörigen dejA^BT bzw. dem Betreuer oder 
seinem Vorgesetzten mitzu^^^Vn. Diese Reisen bedürfen in 
jedem Fall der vo r he r i ge^^^^^ t immung des MfS, 


Uber die Rückgabe de 
übertragener Aufga 
und finanziellen 
f er t igt . 


Genossen zur Lösung 

für Verfügung gestellten materiellen 
(1 wurde ein gesondertes Protokoll gc 


Der Genosse hat Anspruch auf bzw. erhält ent- 

sprechend ^^^WtJienst liehen Bestimmungen nachfolgende finan- 
zielle L^^^Hungen durch das MfS (die jeweils zutreffenden 
finanzjfl^en Leistungen sind einzeln anzuführen, wie Alters 
1 nva^^^^T- , Ubergangsrente, Überganqsgebührnisse, -beihilfe 
u . 

fahrens f ragen im Zusammenhang mit finanziellen 
itungen durch das MfS sowie damit verbundene Pflichten 
Trde Genosse gesondert belehrt. 

Im Falle des Ablebens des Genossen wird Hinter- 

bl iebenen-Rente nach den im MfS gültigen Bestimmungen ge- 
zahlt. (Es sind nur die Ziffern 10 oder 11 in die Verein- 
barung aufzunehmen.) 
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11. Genosse erhält Rentenleistungen nach den Rechts- 

vorschriften der OOR durch die So z i a 1 v e r s i che r u r^g . 

für den Teil der im MfS gezahlten Versorgungsbeiträge, der 
die 8 e i t r a g sp f 1 i ch t entsprechend der S o z i a 1 ve r s i ch e r unqs - 
Verordnung übersteigt, erfolgt zur Anrechnung auf die frei- 
willige Zusatzrente eine Eintragung in den SV-Ausweis oder 
zur Beantragung der Zahlung einer Zusatzrente des MfS zur 
Rentenleistung der Sozialversicherung die Ausstellung einer 
Mehrverdienstbescheinung. (Nur die zutreffende Form nennen.) 

12. Am erfolgte die medizinische Ab sc h 1 uOun t e r suc hung 

durch den medizinischen Dienst des MfS. 

(Bei Erfordernis auf Befund verweisen, z. 8. auf Übergabe 
eines Arztbriefes und den Umgang mit diesem.) 

Oie medizinische Betreuung nach der Beendigung der hauptamt- 
lichen inoffiziellen Tätigkeit erfolgt in Einrichtungen des 
Gesundheitswesens auOerhalb des MfS. 

13. Genosse hat die Pflicht, sich zur Klärung jeg- 

licher Probleme, die im Zusammenhang mit seiner ehemaligen 
hauptamtlichen inoffiziellen Tätigkeit stehen, ausschlieO- 
lich an das MfS zu wenden. Oer Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Seitens des MfS wird für Genossen der Genosse 


(Name) (Vorname) 

als verantwortlicher Angehöriger des MfS bzw. Betreuer im 
Falle der Berentung eingesetzt. Zu ihm kann in folgender 
Art und Weise Verbindung aufgenommen werden: 
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D6kument 162 


Vcrc inbarung 


Zwischen dem Ministerium für Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1020 Berlin 

Wallstraße 1 7-22 

vertreten durch den Staatssekretär» 
Genossen Dr. Schalck 

und dem Ministerium für Kultur 

1020 Berlin 
Molkenmarkt 1-3 

vertreten durch den Stellvertreter 
des Ministers, Genossen Dr. Keller 


wird vereinbart, durch den Export in das NSW außerhalb der 
staatlichen Auflage zusätzliche Devisen für die Volkswirt- 
schaft zu erschließen. 

Gleichzeitig dient diese Vereinbarung dem Ziel, mit Hilfe 
der zusätzlich erwirtschafteten Valutamittel und der sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten einen Beitrag zur Pflege 
und Erhaltung des kulturellen Erbes und der weiteren Ent- 
wicklung von Kunst und Literatur zu leisten. 

1. Diese Vereinbarung umfaßt Erzeugnisse, materielle und 
immaterielle Leistungen von Betrieben und Einrichtungen 
im Bereich des Ministeriums für Kultur: 

- des Staatlichen Kunsthandels der DDR 

- der volkseigenen Betriebe der Produktionsleitung Denk- 
malpflege 

- ausgewählter Theater (Dekorationen, Kostüme und ent- 
sprechende Leistungen auf Anforderung) 

- VEB Te X t i 1 tna n u f ak t u r Halle der Produktionsleitung Halle 

- sowie weitere hier nicht genannte Betriebe und Ein- 
richtungen, die Leistungen für den Export erbringen 
können . 

2. Immaterielle Leistungen des Va 1 u t a d i e n s 1 1 e i s t u ng s p 1 a n e s 
des Ministeriums für Kultur sind hiervon ausgeschlossen. 
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. 3. Das Ministerium für Außenhandel beauftragt den Außenhan- 
delsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH mit der Realisierung 
aller mit dieser Vereinbarung im Zusammenhang stehenden 
Exportaufgaben. 

Das Ministerium für Kultur gestattet den in Frage kommenden 
Betrieben und E inr ich t ungen ^ au f der Grundlage dieser Verein- 
barung mit dem Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten 
GmbH entsprechende Verträge abzuschließen. 

Die Betriebe und Einrichtungen sind verpflichtet, vor 
Vertragsabschluß eine Bestätigung von der Hauptabteilung 
Planung und Finanzen des Ministeriums für Kultur einzuho- 
len • 

4. Export von Gegenständen, die dem Gesetz zum Schutz des 
Kulturgutes der DDR unterliegen, bedürfen der ausdrückli- 
chen Zustimmung des Ministeriums für Kultur. 

Verkäufeaus den Museen, die dem Ministerium für Kultur 
bzw. den Abteilungen Kultur der örtlichen Organe unter- 
stehen, sind in der Regel nicht statthaft. In jedem Fall 
ist vorher die Zustimmung des St e 1 1 ver t re t ers des Ministers 
im Ministerium für Kultur einzuholen. 

5. Dem Ministerium für Kultur stehen aus den Netto-Valuta- 
Erlösen der realisierten Exporte 30 Z zur Verfügung. Beson- 
dere Valuta-Aufwendungen, die dem Außenhandelsbetrieb 
Kunst und Antiquitäten GmbH entstehen, sind Ve r t r ags ge g en- 

s t and . 

6. Das Ministerium für Kultur beauftragt den Leiter der Haupt- 
abteilung Planung und Finanzen im Ministerium für Kultur 
und das Ministerium für Außenhandel den Generaldirektor des 
Außenhandelsbetriebes Kunst und Antiquitäten GmbH, eine 
Vereinbarung über die Verwendung der sich ergebenden Valu- 
taguthaben abzuschließen. 

Das Valutaguthaben wird im Auftrag des Ministeriums für 
Kultur vom Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH 
verwaltet. Die Abrechnung erfolgt gegenüber der Hauptab- 
teilung Planung und Finanzen des Ministeriums für Kultur. 

7. Importe aus diesem Valutaguthaben können über den Außenhan- 
delsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH r e a 1 i s i e r t . we r d en . 
Sie bedürfen der Zustimmung des Ministeriums für Kultur 

und des Ministeriums für Außenhandel. 

8. Das Ministerium für Kultur empfiehlt den Abteilungen Kultur 
der Räte der Bezirke, eine Auswahl von den ihnen unterstehen- 
den Betrieben und Einrichtungen vorzunehmen und sie im Sinne 
dieser Vereinbarung in die Möglichkeiten des Exports in das 
NSW einschließlich der Verwendung der daraus zur Verfügung 
stehenden Mittel einzubeziehen. 

Die Verwaltung der Mittel und Genehmigungspl ficht erfolgt 
nach den gleichen Grundsätzen. 

- 3 - 
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9. Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung ab I.I.I986 
in Kraft. Alle vor diesem Zeitpunkt getroffenen Verein- 
barungen zwischen dem Ministerium für Kultur und dem 
Ministerium für Außenhandel, die dieser Vereinbarung ent- 
gegenstehen, werden außer Kraft gesetzt. 


Berlin, den 14.5.1986 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung 



Dr. Schalck 
Staatssekretär 


Unterschrift gilt in Verbindung 
mit folgender Ergänzung: 

Die Valutaanrechtsmittel des 
Min. f. Kultur dürfen nur nach 
Zustimmung der Unterzeichner 
dieser Vereinbarung für Importe 
eingesetzt werden. 


Ministerium fü^ Kultur 



Ministers 
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VORSITZENDER DES iJINISTERRATES 




u n. ~ 




/''~( Ci 
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Auf fuitrag des Vor3idzen.deri der dtae'vlichen f laafiooLTiissiou // 
wird verfügt : 


n 

r-' 


1. Von den vo.-n Bereich Ko-Tmerzie Lie Kooraiaieruog 1 dö6 zu- 
odtziich zu importierenden. 300 dt sortierte energetische 
Steinlcohle sind weitere 550 kt in die Staatsreserve -3 
einzulagern. Davon gelten 350 kt als Oiedereinlagerung. 

2. Der Plan der Entwicklung der Staatsreserve 3 1386 ist uti 
200 kt sortierte energetische Steinkohle zu erhöhen. 

3. Die zur Einlagerung gemäß Ziffer 2 erf orderlici;en finan- 
ziellen i.ättel sind vom Jünister der r'inanzen bereitzu- 
stellen. 
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4, Die Lageruxig des Planbesteados der d taa t ererer ve j an. 
sortierter energetisc'ner Steinkohle ist -.vie loLgt vcr- 
tunehoien: 

- 250 kt in Lagern, der Staatlichen Verv/a Lt nng der 

d taatsreoer ve 

- 450 kt in Vertrags lagern an den Sesir.cen. 

5. Der Idinister ihr Konle und Energie hat die Vertrags La- 
ger in den Bezirken zu benennen und sioherzustellen. 



Verteiler; 

1 . Vorsitzender des ilinisterrates der DDR 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankonraission 

3. Dinister für üohle und Energie 

4. Staatssekretär für Ko.Tinerzielle Koordinierung 

5. Leiter der Staatlichen Verv/altung der 
Staatsreserve 

6. Minister der Finanzen 
7 . .Ablage 
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Vereinbarung 
zur Verwertung eingezogener Gegenstände 


Ministerium des Innern 

1086 Berlin 

Mouerstroße 29 - 32 

Stellvertreter des Ministers und 
Leiter der Versorgungsdienste 
Genossen Generolmojor Müller 

Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

1020 Berlin 

ollstroße 17 - 22 

Staatssekretär 
Genossen Dr. Schalck 

wird folgendes vereinbort. 

1 . Grundsötze 

1.1. Die Vereinborung umfaßt die Verfohrensweise zur Verwertung 
eingezogener Gegenstönde, die sich im Bereich des Ministe- 
riums des Innern befinden (nachfolgend Gegenstände genonnt). 

1.2. Grundsötzlich werden olle Gegenstände, unobhöngig von ihrem 
technischen und öußeren Zustand, einschließlich der ous 
nichtsoziolistischen Stooten und Westberlin, übernommen. 


Ausgenommen sind: 

- Nohrungs- und Genußmittel (oußer originol verpockte Spi- 
rituosen, 

- Edelmetolle, Edelsteine und Perlen sowie Erzeugnisse doraus, 

- nichtoriginolverpackte Kosmetik-, Toilettenortikel und 
Erzeugnisse der Housholtchemie, 

- Schußwoffen (entsprechend Definition SchuPwaf fenverordnung 
vom 08. August 1968 (GDI. II S. 699) § 1 Abs. 1-4). 

1.3. Mit der Realisierung der Aufgoben, die sich aus dieser Ver- 
einbarung ergeben, wird durch das Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung die 


Zwischen dem 


vertreten durch den 


und dem 


vertreten durch den 
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Kunst und Antiquitäten CfnbH 

1A09 Mühlenbeck 
Kastonienallee 19/20 


beouftrogt. 

1.4. Seitens des Ministeriums des Innern wird zur Klärung von 
Fragen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung der Leiter 
der Abteilung Intendantur der Verwaltung Technik und Ver- 
sorgung benonnt. 

2 . Übergobe/Cbernohme 

2.1. Es gelungen nu r solche Gegenstände zur Übergabe, auf die 
keine Rechte'~Pr itter me hr b estehen. Die Übergabe hat so zu 
erfolgen, daß keine Rückschlüsse auf eine Erfassung bzw. 
Lagerung durch Dienststellen des MdI möglich sind. 

2.2. Die Übergabe der Gegenstände erfolgt mittel ^Bele g. 

2.3. Die Abholung der Gegenstände erfolgt durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH von den Bezirksversorgungslagern der Be- 
zirktbehörden der Deutschen Volkspolizei (Anschriften sie- 
he Anlage). 

Die Termine sind nach erfolgter Information durch die Be- 
zirksbehörden selbständig zwischen den Bezirksversorgungs- 
lagern und der Kunst und Antiquitäten GmbH zu vereinbaren. 

2.4. Mit der libergabeAibernahme der Gegenstände ist für das Mi- 
nisterium des Innern der materielle Verwertungsprozeß ab- 
geschlossen. 

3. Verrechnung 

3.1. Oie Werteinschätzung der Gegenstände erfolgt durch die Kunst 
und Antiquitäten GmbH. 

3.2. Die Kunst und Antiquitäten GmbH übernimmt die Verwertung 
unter Beachtung des Grundsatzes der Erzielung des höchsten 
Gewinns für die Volkswirtschoft der DDR sowie der gelten- 
den Rechtsvorschriften. 

3.3. Die Erlöse ous der Verwertung werden durch die Kunst und 
Antiquitäten GmbH jährlich zum 31.01. für dos obgeloufene 
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Jahr ouf dos Konto bei der Staatsbank der OOR 
6666 - 13 - 100 034 

mit dem codierten Zahlungsgrund (variabel) 7702 überwie- 
sen. Oie Überweisung erfolgt in Mark der DDR. 

4 . Schl ußbc Stimmungen 

•i.l. Die Vereinborung tritt am in Kraft. 

4.2. Sie kann mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende eines Jah- 
res gekündigt werden, sofern nicht durch Rechtsvorschriften 
eine kurzfristige Änderung erforderlich wird. _ 

4.3. Änderungen, Ergönzungen, Aufhebung und Kündigung bedürfen 
der Schriftform. 


-Berlin, den .4^ \ Vk 


Ministerium für Außenhondel 
Befelch Kommerrielle^Koor(finierung 



icholck 

isekretär 




Ministerium des Innern 



Generalmajor 
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Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


Es wird folgendes festgelegt: 

1. Mit Wirkung vom 01. 09. 86 erfolgt die leitungs- 
mäßige Trennung zwischen AHB Kunst & Antiquitäten 
und der DELTA Export-Import GmbH. Der damit ver- 
bundene organisatorische Prozeß ist bis 31. 03. 1987 
ebzuschließen . 

2. Diese Festlegung ist für DELTA verbunden mit; 

- einer eigenen und von AHB Kunst & Antiquitäten 
vollständig getrennten Buchführung und Bilanz 

- der Erarbeitung und Vorlage von betrieblichen 
Jahresplänen zur Bestätigung durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung, 

- eigenverantwortlicher Kostenplanung und -ab- 
r echnung , 

- der Vorlage des Jährlichen Stellenplanvorschleges , 
der erforderlichen Lohn-, Betriebsprämien-, Kultur- 
und Sozialfonds sowie des AHT-Fonds auf der Grund- 
lage der gesetzlichen Bestimmungen, 

- der Eröffnungsbilanz per 1. 1. 1907, 

- der übernehme der Grundmittel und inventerisierungs- 
pflichtigen Arbeitsmittel vom AHB Kunst und Anti- 
quitäten auf der Grundlage der per 9. 7. 86 durchge- 
führten Inventur sowie 

- der Änderung der Unterschriftsvollmachten für die be- 
stehenden Valuta- und Markbankkonten . 
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3. Oer Generaldirektor dee AHB Kunst und Antiquitäten 
sichert für die DELTA Hilfe und Unterstützung in der 
Aufbauphase bis 31. 3. 1907 und ab 1. A. 1987 die anlei- 
tende Tätigkeit durch folgende betriebliche Funktional- 
organe : 

- Heuptbuchhalterbereich für den Aufbau einer ordnungs- 
gemäßen Buchführung und Erarbeitung von Quartals- und 
Jahresbilanzen, einschließlich der Eröffnungsbilanz 

- Abt. Planung/Ökonomie für die Planererbei t ung und-be- 
richtersta ttung und die zweckgebundene Verwendung der 
unter Pkt. 2 genannten Fonds einschließlich der Nach- 
weisführung . 

4. Der Generaldirektor des AHB Kunst und Antiquitäten 
sichert gegen Entrichtung festzulegender Entgelte fol- 
gende Leistungen für die Delta: 

- Fuhrpark für die Bereitstellung von Transportkapazitäten, 

- Kader/Siegelstelle für die Führung der Personalakten 
und Veranlassung erforderlicher Aktivitäten im Zu- 
sammenhang mit Kaderveränderungen sowie für die 

Siegelung der Export- und Importaufträge gemäß 
Siegelordnung und 

- Versorgung mit Büromaterial sowie Repräsentations- 
mitteln . 

5. Oie Mitarbeiter des AHB Kunst und Antiquitäten sowie 
der DELTA nutzen weiterhin gemeinsam die bestehenden 
sozialen Einrichtungen. 

6. Die DELTA wird von einem Hauptgescheftsf ührer geleitet. 

Als Hauptgeschäftsführer wird Genosse Haase eingesetzt. 

Er beantragt und begründet den Einsatz eines oder 
mehrerer Geschäftsführer. 
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7. Der Hauptgeschäftsführer der DELTA wird beauftragt, 
bis 15. 12. 1966 folgendes vorzulegon: 

- eine Konzeption über die Entwicklung der DELTA bis 
1990, 

- Entwurf einer Weisung über die Vorbereitung und 
Durchführung von Geschäftetransaktionen mit gleich- 
zeitiger Regelung der Verantwortlichkeit, 

- die Unterschriftsordnung der DELTA, 

- eine Musterordnung, 

- die Geeamtplenung in H/VM für 1967, 

- die Zulassung der DELTA zum Zentralen Kurierdienst 
ist zu beantragen. 

6. Oer Generaldirektor des AHB Kunst und Antiquitäten 

wird beauftragt, folgendes bis zum 30. 9, 1986 zu ver- 
anlessen : 

- die Vornahme der erforderlichen Veränderungen im 
Handelsregister, 

- den Abschluß einer Vereinbarung zwischen Kunst und 
Antiquitäten und DELTA, die die Rechte und Pflichten 
fixiert sowie die Berechnung und Zahlung der gegen- 
seitig zu erbringenden Leistungen beinhaltet. 

9. Den Leitungen der Partei und anderen gesellschaftlichen 
Organisationen des AHB Kunst und Antiquitäten wird 
empfohlen, die Mitarbeiter der DELTA weiterhin in die 
Arbeit ihrer Grundorganisation einzubeziehen. > 

10. Zweckmäßige Delegierungen von Leitungsaufgaben an den 
Generaldirektor des AHB Kunst und Antiquitäten werden 
gesondert festgelegt. 


% 



Berlin, den 1 f) jqyf; 
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VcrtrauXlohe Vo* i, ^ 

VVS-Hr. B 950 ze'/" 
^3 • Auaf , - 2 Salten 


Oaaohe i 



A <fA„yi 


HINISTKRRAT . 

JlÄiU üh’U'l'tJÜHWN b^il•10KIl^TlÖCll^a^ RKIUBLIK 

Dor Vorsitsenda 


Anordnunc; 

sur LoltxmR« Plonung und JXirohfUhrun(; dan opealellori ICxporta 
in die Teilnehmeretanten des Warecheuer VortraGoa, andere 
eoaiai lotleohe Llindbr* EntwIolrlunGalXnder und proGreacive 
netlonnle BerreiunGsbeweGunson sowie bu HllfnlloCerunGen 
und >leintunGen an J?intwicV;lunc8lMnder. und für proGreenlve» 
notlonsl.e BofreluppftbowegunGen 

vom 30.SopL. 19lJ(> 


Zur ökonomischen Sichers töllung oowle VervollkommnunG der 
loitunGi Blonung und Durch CUhi'unG von spenicllon Exporten 
und hllfelieferunGon sowie >IeistunGen wird folgendes on> 
geordnet t 


? 1 


<i) Dioce Anordnung glit für 

- jontrsle Btastaorgane und wlrtachof tsleitondo ürgnno, 

- volkselgeDe Kombinate, Betriebe und Binrlchtungen. 

(2) Pies.e Anordnung findet Anwendung bei dor Toltung, 
l’lanung und Ikjrehführung spesleller Exporte ln die Toil- 
nohmors tasten des Vnraohouor Vertrages, andere- soslalioti- ' 
sehe Lönder, KniwloKluiigsihnder und an progrossivo notionolo 

9 

Bofreiunesbowogungen sowie für spezielle Hiirsllefeinuigen 
und -Joiotuncon nn J'Jntwlcklurigoittidor und progrenslvo 
natlonsle Borreiungabowegungen. 
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Vertraulloho V«A'. ‘2l. 


VVS-Nr. B 950 260 

a.«a, 2 


,aoha 1 


S 2 

Bia "Oixinung r.ur Laitvuig, Planung und BurohfUhrung das 
apaalall^n Kxports ln dla Tailnahnaz^toatan das Vax^ohsuar 
VartragaSf andaro sor.lalistlsohe L&ndor, ün'twloklungslKndar 
und prx>gras8lve natlonala Bafz^iungsbawagungan sowla *u 
spaslallon Nllfsllafartmgan und -laistungen sn Stitwloklungs- 
Ibidar und prograsslva nationela Bofralungsbawagungan 
- Spar.lalla Exportordnung-" ist Tür die Organa, Xomblnsta, 
Batriaba xind Einriohtungan gonttß g 1 Abs. 1 vsrbindlloh. 

S 5 

Bia Hinistar und Loitar dar rentralan Stastoorgana , Wirt- 
sohaftslaitandan Organa, Xombinsta, Batriaba und Blnricbtun- 
gan sind fUr dla BurohfUhrung dar sich aus dar Bpasiallan 
Exportordnung für Ibran Varantwortungabaraioh argabandan 

« a • 

Aufgaban varsntwortlioh. Sie haben die da su'arrorderl lohen 
Pastlagungan aiganvarantwortlioh su traffan und ein angas 
Zusamnanwirkan su gaw&hr laieton. 

S ^ 

I 

(1) Maas ‘Anordnung trjLtt am 11 . 1986 in Kraft. 

(2) Olalohcaitig tritt dla Anordnung vo« 09* Navanbar 1977 
Uber dla Leitung, Planung und BurohfUhrung das spaslellan. 
Exports von Ereaxignissan und laietungan an MltglladalHndar * 
das Varsohauar Vertrogas und andora liändor sowie von ^ilfs» 
lleforungon BilitKrisohar Erxaugnisso und Laistungan an 
bafraundata Entwloklungsländar und prograsslva nationale 
Bafraiungsbawagungan außer Kraft*. 
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\ § \ M VerVrftullohe Veiw«/^luß8aohyl 

\ff \/ ^ VV8-Nr. B 950 261 
W ^13« Au8f. • 1? Sölten 

^tUOL/w^l ^ ^ , 

— ■<) r d n u n p 

£ur I«eitung, PI «nunc und IhirchVUhrunc des' spesj ollen Exporte 
in die Tel Inehmorstaaten dee Vareeh&uor Vortraecee« andaro 
aoKialietieoba LKndor, KntwloklunKOlMndor und nroKroaslva 
nationale BefrelungsbeK6(!;un^en eowie f.u epeaieilen Hllfo- 
lief ergingen und -leistungen an EntwloKlunf.elKnder und' für 
progroaaive nationale Befreiungsbewegungen 

~ ßpeslelle Rxportordnung - 


■r 


Gznindslitze 
ß 1 


(1) Die apeziellon Exporte dor Deutechen DonoXreti schon 
Republik umfassen Kanpfteohnik. Dowaffnungf Ausrüstung, 
Xooperationslieferungon und lieistungen dor Volkawl.rtsohaft 
sowie der Matlonalen Volksarmee und dor «ndoron Schute- und 
Bioherheitsorgane der DDR, die für die bewnffnoton Oi-gotio 
und die Vorteidigungeindustrio dor Tellnohmerataatcn dos 
Warschauer Vertrages (im folgenden TßWV genannt) , andere 
sor.lallstische 14indcr, Kntwicklungsl Ander und progressive 
nationale Befreiungsbewegungen bestimmt sind. 


(2) Die Homonklatur des spor.i eilen Exports wjrd gr'Ji''<Jof*t»li ch 
durch die Erzeugnisso und l*olstungen der Sondcmomonklotur 
der Staatllohen J’lonkommJsslon (Teil 1) und durch die Ver- 
wendungsfrelgaben dos Ministeriums für Nationale Verteidigung 
für spezielle Erzeugnisse bestimmt » 


(3) Grundlagen fOr die Durchführung dos opozi eilen Exports 
olnd die Planontsohoidungen zum Export dor DDR Insgesomt, 
die Kennziffern dos mi 1 i tnr-ökonomlsohon Plones zum Export 
von Erzeugnissen und heistuhgen der .ßondcmornenklatur der 
Stastllchon Plankommission (Toll 1). der vom Vorsitzende^ 
des Mini sterra tos bestKtigto "Plan der liiefcrmöglichkeiten*' ' 


1) Dar "Plan der Wefemdglioldeeiten*' ist die gebrauohswert- 
mHßige'und regionale Untersetzung dos speziellen Expoz*ts 
und der lli Ifsl ioforungen ln die En tw j eklungsl Ander und 
für die progressivon nationalen Befreiungsbewegungen 





Vertrau! lohe yerBohlv>»»oaohel 
VV8-Nr. B 950 261 

sowie die hsndelapoll tlsohen Direktiven des Ministers fUr 
Außenhandel« 


(A) Der spezielle Kxoort Ist (^rundsKtslloh Uber den Außen» 
handeisbetrieb Insenleur-Teohnisoher Außenhandel zu reali- 
sieren. ?Ur die Gestaltung der Vertragsbeziehungen zwl sehen 
dem Außenhandelsbetrieb Ingenieur^Teehnlsöher Außenhandel und 
den Exportbetrieben finden dis Beeil nmungan^des Vez*trage- 
gesetces und der 3» DVO zum Vertragsgesatz ln Verbindung alt 
der IiVO Anwendung. 


(3) FUr Erzeugnisse der Sonde moaenklatur der Staatl lohen 
Plankommission (Teil I)« fUr die eine allgemeine Yerwendungs- 
freigabe vorliegt, erfolgt der Bxpox't Uber die zuständigen 
Außenhandelsbetriebe. FUr die Gestaltung der Vertreigsbe Zie- 
hungen zwischen diesen Außenhandelsbetrieben und den Export- 
betrieben finden die Bestimmungen des Verrtragsgesetzes und 
der 3* DVO zum Vertiragagesetz Anwendung. 


9 2 


(1) Die I/eitung. Planung und Durchführung des speziellen 
Exports hat in Ubereinetlmfflung mit der Entt^oklungsriohtung 
der speziellen Produktion der DDR zu erfolgen und ist naeh 
poll tlsohen, all Itärpoll tlsohen und handelspolitischen Er- 
fordernissen zu gestalten. Die Reohtsvorsehrlften und norma- 
tiven* Regelungen Uber die Ordnung und Sioherheitj Wachsamkeit 
und Geheimhaltung sind dabei strengstens einzuhalten. 


(2) Die Planung der speziellen Exporte hat nach den Reohts- 
vox^ohrlften für die Ausarbeitung der Fünf jahres- und Jahres- 
volkswirtsohaftsplHne, der PiKne des Außenhandels sowie nach 
den speziellen Reohtsvorsehrlften zur dkonomisohen Sicher- 
stellung der Ijandesverteldigung zu erfolgen« 


(3) Die I*eltung, Planung und DurohfUhrung der speziellen Exporte 
ln die T6WY erfolgt auf der Grundlage der Bestimmungen der 
"MilitKrökononisoben Planungsordnung* , den Ergebnissen der 
Plankoordinierungen Uber Produktion, Lieferung und Instand- 
setzung von Kampfteohnlk, Bewaffnung und Ausrüstung ln der DDR 
\xnd die auf dieser Grundlage durch des Ministerium für Außen- 
handol abgeschlossenen speziellen zweiseitigen Abkommen und 
Jahresprotokolle. 
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Ve Hr»ull o he V er BchluBsacm 


VV8-Hr, n 950 P01 




<1) Boi der FootloRunc dor.Bntwlcklurttjsrj.chtunr; dor )*rodu)ctlon 

Yon BrzougnlBaon xind IfOiotüncen für den Bpoxi eilen Rxport sind 

suRTunde Bu lef.ent 

'l. die Xnpfehlvnccent 

- deg XonmendoB der Vereinten StreitkrKfte der T8WV tur 
DurchführunK von yor8chunf;s- und Kotwicklun(;eouf(;aben 
Bur Entwicklung, Weiterentwicklunc; sowie ModorolBlerunc 
von Kgmpftechnik . Bewef rnunr.' und AusrÜBtunc sowie nur 
Idsenznahne für die I*rodukt:ion von Kenpftechnik, Be- 
vaffnun;; und AuerüBtunf;, 

■> der Btündicon KommlBsion dee lUiteB für'Csc^cnBoitlno 
WirtsoheftBhi.lfe für dlo Yorteldl(wnc;8indu8trio und 
dor Bpeziollen zwelsel tirten KomraiBsionen der O’SHV zur 
Spezial ioierunR/Kooperotion dor Entwicklunf;, Produktion 
und Instandsetzunc von Kampftochnik, Bcwaffnunr, xind 
AuBrÜ8tunf(. 

2. die Rrgebnieee der Koordinierunp; der Pllino für Eorochunj^, 
Entwicklung, Produktion, J»lofe^nr und Inatandsotzunr» von 
Kampf teohnlk, Bevaffnunp; und AÜarUatunp; mit den T8WV. 

3« die Vorpflichtun(^en aus den apezi eilen zwoiBeitir.on Ab- 
kommen und Jahresprotokollen mit den KonJorunpon der 'J’ßWV 
über die geponBeltlpen Lieferunpen von spezieller Aub- 
rÜBtunp« 

die Btaatlichon PlonentBcheidunpen zum Export von Krzeup- 
nissen und ].ei8tunpen zur Sondemomenklatur dor Staat- 
lichen riankonunloBlon (Teil !)• 

3* die Exporttnöplichkoi ton in andere eozioli stiooho l.rtnde 5 , 
Entwieklunpslönder und propresoive notionalc Befrei unpfl- 
bcwoßunpen entsprechend dem Bedarf auf dor Grondlape 
handelBpoliti scher Aufpabonstcl lunpen. 

6« da« vorhandene npeziclle wiaoensohaftlioh-teohniBche und 
Produktionspotential für den speziellen Export von im- 
materiellen l>eiotunpen. 

7* die Yereinbarunpcn über Kooperatihnnl^ioferunpon und 
-loiotunpcn mit den 'l’SWV im Rohmen dor Drittlandoraorkt- 
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Vertrauliche Ve^goh^^^ 


VV8-Nr. B 950 261 


uohel 


(2) Die materiell -techniache ßioheratellung des speziellen 
JBxpo rt s- so wi e-d i e- Br z i el uns ei n e r - h o h e n - txp o rtrent a bll i t tt t ~ 
ist zu gewUhrlei sten duroht 

1, eine effektive Nutzung der vorhandenen speziellen 
Produktionsksp^zitttten bei Sicherung einer hohen 
Qualität der speziellen Krzeugniese und I«eiatungen« 

2« liaBnahnen der Rationslisiez^ing und unfaseenden Inten- 
sivierung der Produktion sowie der Senkung der Produk- 
tionskosten auf der Grundlage der Nutzung der Srgebnisse 
von Wissenschaft und Technik. 


3* die Erweiterung der speziellen Produktionskapazitäten 
der DDK, soweit diese Erweiterung durch langfristigen 
Bedarf begründet ist. 


A. die Vertiefung der internationalen Spezialisierung und 
Kooperation bei der Entwicklung der Produktion und 
Instandsetzung spezieller Erzeugnisse und Leistungen. 

3. die zielgerichtete Aufnahme von Lizenzproduktionen 

spezieller Rrzeugnlsse bei gleichzeitiger Herbeiführung 
von. Entscheidungen zur Exportfreigabe und weitestgehender 
Importunsbhängigkei t für diese Erzeugnisse. 

6. die Neuentwicklung absatzfähiger importunabhängiger 
spezieller Erzeugnisse entsprechend dem Produktions- 
profil der DDR mit hoher Exportrantabili tät. 

7. volkswirtschaftlich und militUrökoncmisch begründete 
Entochei düngen zur Vertei lung' das Prdduktionsaufkommens 
von speziellen Erzeugnissen und I>eistungen zwischen 
Inlandsbedarf und speziellem Export* 

8. die Schaffung disponibler Export zeserven von absatzfähigen 
speziellen Erzeugnissen einschließlich der 2wlsobenlagerung 
in I.agem der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 

der DDR. 


9* die reohtzeitige Bereitstellung von Dokuntentationen , 

Werbematerlali an, Ersatzteilkatalogen und Mustern von Neu- 
und Weiterentwicklungen zur Organisation der Absatztätig- 
keit durch die für Alle Entwicklung verantwortlichen Organe. 


10. die Erhöhung der Wirksamkeit der kommerziellen Arbeit 
zur Erzielung günstiger Valutapreise. 
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VerÄntwortunff bei d«r Leltunf;« I'lanunR und Durchführung: 
-dce » llän ■ Kxpor ^ — - - 


ß 4 

VorsLtecndar der Staetl lohen JOankontnieiijon 


(1) Der Vorsltsende der Staatlichen riankonmlaaion lat 
verantvortlich für 


1* die Keetlecnihc; der Grundrichtung und Houptnufeabon nur 
fentwlcklunr, des speni eilen Bxporta in Hahnen der oor.la- 
lietiaohen militUrökononlaohen Integration mit den ISW, 

2* die F.rarbei tune von l'lonehtecheidunpon *ur Kntwicklunt;: 
des epetielzen Exports von Krr.euRtxissen und Leistunr^on 
der Sondemomenklatur der Stsatl schon Plankonnionion 
(Teil T) in die T8WV, andere sozial ieti sehe liünder, Knt- 
viokluncsslünder und progressive nationale Bofreiunps- 
bewecuncan sowie die Einordnung des wortmMßl con Volunons 
des speziellen Bx^rts in die stoatliohon PI ankonnr.i ff em 
Export der Ministerien und- anderen zcnt:*n3en Staatsorgane 
in Hahnen der Pünf.iahT^s- und Jehresvolkswi rtschaftnplöno* 


5. die BerückslchtiRunR der Brf ordonii ose des speziellen 
Ebeports bei der Brsrtoitunß der Orundriohtunp, und Plon- 
entscheidtincen zur Bntwlcklun/; der speziellen Produktion, 

die Übereinstimmende Uborpabo von Kennziffern "Spezieller 
Export" von Erzeurniaoen und I.elatuncen der Sondomomon- 
klotur der B.taatllchon lUankommission (Teil l)'~im Rohmen 
der Speziellen 8toatoauff;oben/6taat8ouflo(;on an den 
Minister für Außenhandel« die Minister und heiter anderer 
zentraler Stoatsornane für ihren Vorontwortunfyxberelch, 

3« die Klnbeziehunc» aller sich aus zwisohonotoatlic^ion Ab- 
kommen, Protokoll en und VertrJif^cn ernebonden -Verpflioh- 
tun(!;on für den opezlcllen Export von Krzeureni soon ur)d 
loistunRen der Sondemomenklotur der Staatlichen Plan- 
konnission (Teil I) in die AilltMrökonomloohe Planung, 


6, die Bntocheidunp; über die Vortoilunc dos t*roduktionsauf- 
kommensopozicllor KrzeuGnisse und I>oi8tunc;ön zwisohon dem 
Inlandsbedarf und dem spozi ollen Export noch Abstimmunci: 
mit dom Ministerium für Nationale Vertoidiftunc und anderen 
zentralen Staatson^anen , 
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7. dJa GiitBoheidunR übar dla intamationala Spetlallalerung 

u n d- K oo p a i> a t do fi --au f - d a a- Q» b J>» t — d -»- r- 6pa^l-»l- i a n l * r o<Ktlf<rla n - ■■» — 

und Instandaattung aowia die Nutzung der Srgebnleae für 
die Ervelterung des epoalellen Expoi^s» 


8* die Entscheidung Ober die Vergabe von konmeral eilen Krediten 
1b ZusastBenwirken uit dem Minister für Außenhandel, 


9* die Prüfung und Hitseiohnung des Planes der l<iefsm8glioh'- 
kalten hinsiohtlloh der übex'sinstlnnung mit den Kenn«' 
elffem der Speziellen Staatsauflagen zuo speziellen 
Export von Erzeu^issen und T«elstungen der SondemoBen« 
klatur' der Staatliohen Plankomnlsslon (Teil !)• 


8 5 


Minister und J>eiter anderer zentraler Staatsorgane, 
Generaldirektoren der Kombinate, Leiter von Betrieben 
und Einrichtungen 


(1) Pie Leitung, Planung und Durchführung des epeziellen Exports 
durch die Ministerien und anderen zentralen Staatsorgane, 
Kombinate, Betriebe und Eiprlchtungen hat auf der Grundlage 
der für den Export insgeaant übergebenen staatll oben Aufgaben/ 
Planauflagen und der Speziellen Staat sauf gaben/Staat sauf lagen 
für den speziellen Export Von Erzeugnissen und Leistungen der 
Sondemonenklatur der Staatlichen PlankoBBission (Teil 1) zu 
erfolgen. 


(?) Die Minister und Leiter anderer zentraler Staatsorgane, 
Generaldirektoz^n der Konblnate, l>eiter von Betrieben und 
Einrichtungen mit Produktions«, i^eistunga« und Exportaufgaben 
sind verhntwortlloh für» 

1. die Durchsetzung der durch den Vorsitzenden der Staatliohen 
Plankommission festgelegten Grundrichtung und Hauptaufgaben 
zur Entwicklung des speziellen Exports in Rahmen der 
ollitMrökononisohen Integration zwischen den T8WV, 

2. die Mitwirkung an der konzeptionellen Vorbereitung und 
Durohführung des speziellen Exports sowie die Unter- 
breitung von Voreohlögen zur Erweiterung des speziellen 
Exports auf der Grundlage^ vorliegender Bedarfsfordeningen, 
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5. dl« UntersuchuiTg «usgowHhlter KonnD«xo tur Produktion«- 


» AOBicnerung des spez.! ollen Kxport«, Inobeaondere 
durch Auolastung vorhandener und ßchaffung neuer KapatltKten, 

die terwln-, quolltßts- und ®ortiment8gorecht;e ßioherotel- 
lung der Breatrtellvereorgung, die Bereitet« 11 uns dor 
Nutexmgs-f VartungB- und InetandholtungsdoXumentatiohen, 

5* die Mltwirkune am apesiellen Bxport von Immateriellen 
I'eistungen (elnachlieBlioh Conaulting und Rnglneerins 

6« di« höher« Auariohtüng der Foraohunco- und EntKicXlunga- 
arbeiten, der’Modemlsierung und der Weiterentwicklung' 
speslaller Eraeugnieae und l>el8tungen auf die Anforderungen 
dea spexlellen Exporta bei gleiohaeitlger Bichervng einer 
weitergehenden JoportunabhHngigkeit der speziellen Erzeug- 
nisse t 

7* die Mitarbeit bei der Marktbearbeitung durch Qewöhrlel atung 
einer qualifizierten Angebote- und WerbetKtigkeit sowie 
der Durchführung von Kundendienstleistungen, Konsul tationent 
technischer Einweisungen, Schulungen und Ausbildungeniaß- 
nahnen, 


8. die Vorbereitung und den Abschluß von Reglerungavereln- 
barungen zur Spezialleierung und Kooperation mit den .T8WV 
sowie Mitwirkung beim Abschluß von Abkommen/Vereinbarunge 


sowie Mitwirkung beim Abschluß von Abkommen/Vereinbarungen 
mit anderen aozialiatisohen Uindem und EntwicklungalHndem 
zum apesiellen Export-, 


9* die finanzielle und peraonelle Betel llgxmg sowie Exponaten- 
bereitstellung zur wirksamen Nutzung und Unterhaltung des 
speziellen Ausstellungskomplexea entsprechend den Fest- 
legungen und Vereinbarungen, 




VeptrftuHcho VeraoH jchol 


VV8-Nr. H 950 26i 


§ 6 


Minister fUr Außenhandel 


(1) Der Minister für Außenhandel ist verantwort! ioh füri 

die Leitung, Planung- und Durchführung des spesiellen Bxpojrts 
auf der Grundlage der staatlichen Planentsoheidungen, 

2. die Erarteitung von VorschlKgen lur Entwicklung des spe- 
ziellen Exports ln Vorbereitung der zentx^len Planent- 
scheidungen für die yünfjahres- und Jahresvolkswlrtsohafts- 
pl dne , 

5« die Mitwirkung an^der Vorbereitung und deo Abschluß von 
Kegierungsvereinbarungen zur Spezialisierung und Koopera- 
tion alt den T8WV, 

die Gestaltung der Beziehungen zu den ausländischen Partnern 
und Partnern rganlsationen sowie den Abschluß zwischenstaat- 
licher Abkonuoen. Protokolle, Vereinbarungen und Verträge 
auf den Gebiet des speziellen Exports, 

5. die Durchführung einer aktiven, auf die Pers^ktive gerich- 
teten Bedarfsforschung und Marktanalyse als Ozundlage für 
die Herbeiführung von Entscheidungen zur Entwicklung der 
speziellen Prbduktion und des speziellen Exports, 

6» die Information an das Minikteriua für Nationale Vertei- 
digung zur Struktur und zun Unfang des Bedarfs der TSW 
an speziellen Erzeugnissen und Leist,ungen aus der Produk- 
tion der DDR, 

7. die Erarbeitung und Übergabe des ."Planes der Liefemöglich- 
keiten von nilitärteohni scher Ausrüstung für befreundete 

En twlckltmgsl ander und progreesive nationale Befreiungs- 
bewegungen" zur Prüfung und Mitzeichnung an den Minister 
für Nationale Verteidigung, den Vorsitzenden der Staat- 
lichen Plankosrolsaion und den Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten, und dessen Vorlage beim Vorsitzenden des 
Ministerratea zur Unterzeichnung, 

8. die Infonoation über den Staiid der Realisierung des spe- 
ziellen Exports an den Minister für Nationale Verteidigung 
und den Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission, 
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9* die Abstinnvui 0 nit dem Mlnisteriun tUr Auawärtlge Anselesan- 

hei ± en - jjm RnluiftV^%tng«» ^ 

lUnder und an progressive nationale Berrelungabewegun 0 en| 

10 « die An trägste 11 ung an den Minister TUr Nationale Verteidi- 
gung £ur Genehmigung der Verbindungsaufnahme su außerhalb 
der itt "Plan der Lief emdglichkei tan" bestUtigten Ltodar 
und Warans truktur, 

d'l. die Antragstellung afn den Minister für Nationale Verteidi- 
gung sur Genehmigung von Dienstreisen der Angehörigen der 
Nationalen Vollcsarmee der apesiellen Außenhandel sorgane 
in das NSW, 

12* die Einholung der Export frei gaben bei Liseneerzeugnissen 
auf der Grundlage von Anträgen der Industrieninisterien. 

Die Preigabe fUr den spetiellen Export von Lizenzeneug- 
nisaen ist grundsätzlich in Prozeß der Ent sehe idungsvor- 
bereitung der Lizenznahme zu erwirken« 

15* die Einhaltung und Durchsetzung der Prinzipien und f^athodik 
der Preisbildung, beschlossen a\if der IX* Tagung des fiOV« 
für den speziellen Export ln die TBWV sowie die Verein- 
barung marktgereohter Preise für die speziellen Erzeugnisse 
\md Leistungen beim Export in die Entwicklungsländer imd 
für progressive nationale Bef reiungsbe^gungen , 

14* die Gewährleistung eines engen Zusammenwirkens nit dem 
Ministerium für Nationale Verteidigung und den Industrie- 
ministerien bei der Gestaltung, Unterhaltung. und Nutzung 
des speziellen Ausstellxangskonplexes entsprechend den 
getroffenen Vereinbarungen. 


(2) Der Minister für Außenhandel hat den Minister für Nationale 
Verteidigung Uber Verhandlungen mit Armaeangehözd.gen aus N8W- 
Ländem sowie geplante Besuohareisen dieses Personenkreisea 
in die DDR zu informieren* Der Minister fUr Nationale Vertei- 
digung entscheidet, ausgehend von militärpolitischen Erforder- 
nissen. über die Beteiligung des Ministeriums für Nationale 
Verteidigung an den vorgesehenen Maßnahmen bzw* Über den 
Empfang von Delegationen* 


(?) Verden im Zusammenhang mit dem speziellen Export Lieferungen 
von handelsüblichen Erzeugnissen erforderlich, können auf der 
Grundlage einer Entscheidung des Ministers für Außenhandel die 
'Lieferungen Uber den Außenhandelsbetrieb Ingenieur-Teohniaoheh 
Außenhandel durchge führt werden* 
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§ 7 


Ministe^*' JTÜr National« VerteldiBung 


(1) Dar Klnistar fUr National« VortaidiKuns i«t varantvortlloh 

fün 

1* di« Ki^ailung dar Varwendunsafraicaben für dan Export yon 
Kampf tachnik» Bawaffnung und Ausrüstung auf dar Orundlag« 
von Antrftgan , 

2 » di« MitKirkung bai dar Aufbaraitung dar Vartailungaantsohai- 
düngen su* epexiallen Erxaugnissen und Leistungen aus dam 
Produktionsaufkommen der DDR für die Inlandsbedarfsdeekung 
und dan spoziellan Export« 

3« die Gewährlaistung dar Aufgaben der MilitHrabnahna bei da^ 
speziellen Produktion und Instandsetzung sowie die Duroh- 
fUhrung von Prüfungen und Erstellung von Outaohtan zur 
Bioherung der Exportfühigkeit der speziellen Erzeugnisse 
auf Anforderung der Exportbetriebe sowie der Organe des 
speziellen Außenhandels « 

A« die Einbeziehung der auf dem Gebiet das speziellen Exports 
bestehenden Probleme in di« milltKrisoh« Zusammenarbeit 
und die TKtigkeit von Arbeitsgruppen sowie für die Ein- 
beziehung von Offizieren des spezi eilen Außenhandels in 
die Arbeit von Arbeitsgruppen des Miniaterlums für Natio- 
nale Verteidigung« 

5« die Information gegenüber dem Ministerium für Außenhandel 
Uber geplant« Neu- bzw, Weiterentwioklungen , Modernislerur 
und Instandsetzung von Kampftechnlk, Bewaffnung und Aus- 
rüstung« die für den speziellen Export vorgesohlagen werden« 

6« die Information an das Ministerium für Außenhandel zu Er- 
zeugnissen für spezielle Exporte und spetielle Hilfs- 
Id eferungen (einschließlich handelsübliche Rrzeugnissei^ 
aus den bewaffneten Organen der DDR zur Einarbeitung in 
den "Plan der Liefermdgllchkeiten" « 

7, die Mitzelohnung des "Planes der Liefermögllchkelton" und 
die Prüfung von operativ auf ti^etenden. Beda rfswUnsohen und 
Zusatzforderungen befrevmdetor EntwicklungalHnder und 
progressiver nationaler Bofreiungabeweguhgen hinsiohtlioh 
der lilefermögliohkeiten aus Bestanden der Nationalen Volks- 

aXIRfiA.« ■■ ■ 
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8 . <Ji« B«fltätlgun 0 ; von Antrügen dep MinisterliimB fUr Außen- 

■ hft ndel tur Verblndungsaufnahae mit befreundet en SntvlcXlunga 

1 ändern zur DurohfUhiÄing von apezl eilen £xt>orten auuemajLü 
der bestätigten I«änder und Nomenklatur, 

9* die Enteoheidung Uber die Oenehmigui}g beantragter Dienst- 
reisen von Angehörigen der Nationalen Volksarmee des spe- 
ziellen Außenhandels ins NSW. Der Minister für Nationale 
Verteidi^ng ist berechtigt, längerbefristete Qenehmigungen 
für die Auslandsdienstreisetätigkeit von Angehörigen der 
Nationalen Volksarmee des spetiellen Außenhandels su er- 
teilen, 


10 « die Gewährung von Unterstützung bei der Ausbildung von , 
ausländischen ßpesialisten sowohl in der DDR als auch in 
den Käuferländern, 

11« die Beratung in strukturell organisatorischen und sonstigen 
militärischen Tragen, 

12. die Oewährleistung eines engen Zusammenwirkens mit dem 
Ministerium für Außenhandel xind den Industrieministerien 
bei der Qestaltung, Wartung und Unterhaltung des speziellen 
AuBstel lungskomplexes entsprechend den getroffenen Ver-. 
einbarungen« 


(2)Der Minister für Nationale Verteidigung informiert den 
Minister für Außenhandel über den Btand und die £nt%rioklung 
der Beziehungen und Kontakte zu bewaffneten Organen befreun- 
deter Entwicklvmgsländer sowie zu progressiven nationalen 
Befreiungsbeyegungen , soweit diese Informationen bei der 
Entwicklung und Gestaltung der speziellen Außenhandelsbezie- 
hungen beachtet werden müssen* 


(3) Der Minister für Nationale Verteidigung sichert, daß bei 
Reisen von verantwortlichen Vertretern des Ministeriums für 
Nationale Verteidigung ln befreundete Entwicklungsländer 
Abstimmungen ' zu Fragen der speziellen handelspolitischen 
Aufgabenstellungen mit dem Bereich Bpezieller Außenhandel 
des Ministeriums für Außenhandel voz^enomaen werden und ' 
daß nach Abschluß der Heiaeo bzw* des Delegatlonsaustausches 
Informationen zu auf getretenen Problesen und Anfragen zum 
speziellen Export gegeben werden. 
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C't) Der Minister für Hatlonale Verteidigung hat das'Reoht, 
a u s geh e n d v o n - V e rKn d^pun g e n - d e r po M t l ee h en' und -u HltUj '»" 
polltlsohen lag«« Sntscheidungen aur Vex^nderung btv. Auf- 
hebung von ln "Plan der Lieferadgllohlcelten" enthaltenen 
Aufgabenstellungen herbei auf Uhren* Er sichert, .daß der Bereich 
Bpeaieller Außenhandel in Minlstorlun fUr Außenhandel durch 
des Mlnlsterlun ftr Hatlonalo Verteidigung bei- der Entechei*^ 
du^sf Indung aur Durchführung speal aller NSW-Exporte beraten 


(3) Die Vergütung von I«eietungen des Mlnlsteriuiiis für National«» 
Verteidigung für den speaiellen Export erfolgt nach den Rechts- 
vorschriften • 


§ 8 


Minister für AuewKrtige Angelegenheiten 


(1) Der Minister für AuswKrtige Angelegenheiten ist verantvort- 

lioh fUn 

1* die Prüfung und Beurteilung der VorsohlNge aur Durchführung 
von speaiellen Exporten in befreundete EntvioklungslKnder 
unter außenpolitischen Aspekten, 

2* die OevKhrlelstung von UnterstUtaung durch die diploreatlschen 
Vertretungen der DDR in befreundeten Entwicklungsländern 
bei der Vorbereitung und Durchführung von speaiellen 
Exporten, Hilfalieferungen und -leistungen, 

3* die Veiterleltung der BedarfewUnsche tind Anfragen in Rahni 
des speaiellen Exports, die Uber die diplotnatisdhen Vertre- 
tungen der DDR an das Ministerium für AuewKrtige Angelegen- 
heiten und andere staatliche Organe gerichtet werden br.w, 
die eich aus Verhandlungen von Delegationen ergeben, en das 
Ministerium für Außenhandel aur weiteren ‘Bearbeitung, 

4* die Veiterleltung der Bedarf swUnsohe au apeaiellen Hilfs- 
lleferungen. die über die diplomatischen Vertretungen der 
DDR an dae.ninisterium für Auswärtige Angelegenheiten und 
andere staatliche Organe gerichtet werden baw* die sich aus 
Verhandlungen von Delegationen ergeben, an daa Ministerium 
für Nstlonale Verteidigung aur weiteren Deorboitung* 
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§ 9 


Der Minister für VerVehrswesen 


Der Minister für Verkehrswesen ist versntwortllbh fUrt 


1« dl« trsnsportmMQlKe Bioherstellung der speziellen Ifixporte 
in die TSW uim) ander« soziallstisoh« Lünder, 

2» dl« trsnsportoüBlge Bioherstellung der speziellen Exporte 
ln befreundet« KntwioklvmgslXnder sowie von Hilfslieferun- 
gen an . progressiv« nationale Befreiungsbewegungen. 


S 10 


Minister der Finanzen 


Der Minister der Finanzen ist verantwortlioh für di« Planung 
\ind Bereitstellung von llaualtalta- und Valutamitteln zur 
Durchführung von Hilfslieferungen vmd -leistungen auf der 
Grundlage des "Planes .der Liefemdgliohkeiten" und in Reali- 
sierung von Besohlüssen und Aufgabenstellungen der Partel- 
und BtaatsfUhrung. 


llilfslieferungen und -leistungen 


ft 11 


(1) Die Leitung, Planung, Organisation und Koordinierung von 
speziellen Hilfslieferungen und -leistungen (einsohlieBlioh 
handelsUbliober Erzeugnisse) an befreundete ^twioklungs- 
IHnder und progressive national« Befz^lungabewegungen auf 
der Grundlage von Besohlüssen \md Aufgabenstellungen der 
Partei- und BtaatsfUhrung erfolg in Verantwortung des 
Ministers für National« Verteidigung. 


(2) Grundlage für die Planxuig und Bereitstellung von Hilfs- 
lieferungen und -leistungen ist der "Plan der Laefertodglioh- 
keiten" (Teil IT). Soweit erforderlioh, können auoh Erzeugnisse 
und Itelstungen sus dem "Plan der Llefemögliohkelten (Teil I) 
ujcxLJjelEahm en_w_e i terer__Mögllchkeiten der bewaffneten Organe. 
für Hilf sliefexungen und —leistungen bereitgesteilt werden. 
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S 12 


• (1) Der Mlnlater für Katlonal« Verteldicuns l)ati 

1* die erforderliche Abatimmuns Bit dem Minieterlum für 
ßtaataaloherheit f Ministeziun dea Innern. Ministerium 
der Finanzen und Ministerium für AuswKrtlge Anselegen- 
holten SU sichern, 

2« die Art und Welse der Übergabe am.Bestimcungsort festsu- 
legen, 

5« Bit den General sekretKr des BolidarltKtskoraltees der DDR 
die ..Erstattung von Aufwendungen für bestimmte Ifilfs- 
lieferungen und -lelstungen aus dem BolidaritMtafonda 
Bu vereinbaren» 


(2) Rem Minister für Außenhandel sind vom Minister für 
Nationale VerteidlRung ‘die Aufgabenstellungen Bur Reali- 
sierung der BesohlUaae über llilfelleferungon und -leidtungen 
durch den spoBiellen Außenhandel su übergeben» Die Aufgaben- 
stellungen oeinhalten die materielle/vertraglldhe Verein- 
barung Bur Bereitstellung von Brseugnissen aus der DDR- 
Produktion, ,dle erforderlichen Maßnahmen . sur Bloherstellung 
der transportm^Bigen Realisierung sowie die mit den axwleren 
Bentralen ßtaatsorganen sur Realisierung der Maßnahmen ge- 
troffenen Absprachen und Bntaoheidungen . insbesondere mit 
dem Minlsterixm der Finansen su Fragen der Finansiorung» 


(5) Der Minister für Nationale. Verteidigung übergibt de« 
Minister der Finansen zu den in den Rechtsvorschriften über 
<lie Erarbeitung der Planentwürfe der Jahresvolkswirtschafts- 
plSne festgelegten Terminen den Bedarf an Haushalts- und 
Valutamitteln für die Realisierung der spsBiellen Hilfs- 
lieferungen» ]n die Planung sind alle finanziellen Aufwen- 
dungen für materielle Lieferungen und Montogeleistungen, 
alle Transport-, Umschlags- und Dienstr«isekosten v«a» 
einzubeziehen» 


(4) Der Minister für Nationale Verteidigung flbezt^ibt' den 
Minister der Finansen die Aufgabenstellungen zur Realisierung 
der Beschlüsse über Hilfslieferungen und -lelstungen zur ' 
Oewhhrleistung der finansiellen Abwicklung» 
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(5) Bi« tranopox1;,nitiQino R«allgi«runf; hat auasohließlioh 
Ubar den AuliennanaaitfboWIeb Ingönjraiir-TaolmiffcUoj.'^AußarT 
hondo} in Zusamotanwi rken mit den Tranaporiorsanen . deh 
Miniateriuna fUr Yer)ceh:rawa8en lu erfoli^en. 



Die BastimnunRen des § ? Aha, 1; $ 7t § 8 Aba, 
'/«irrer 2 und § 10 sind, anzuwonden. 


1 bla 5t 



Dokument 168 


WS 


Vi i7Ul) i v l»f * lißri 

vv;;-ni'. » 

25.. AumT. • 2 8«lt6n _ 
A n h a n R 


nche 


Zu Aufgaben dea Bereloh'es Konnereielle Koordinierung dea 

tilnlatopAuwe-fUr-Auaenhande l 1 « R a l i wen def bpeaieiien 

Sxportordnung 


i. la Rahaen der I>eitung, Planung und Durchführung des 
apeziellen Exports von EirxeuRnissen und I«eistuncen ist 
der Bereich Koanorsielle Koordinierunr verantwortlich 
füri 

- den auBerplanm&fiigen Export von Ex^^ugnisson und 
Leistungen der speeiellen Produktion, die sur Re- 
finansierung von MaBnahmen und Vereinbarungen des 
Bereiches Kosnersielle Koordinierung alt anderen 
Ministerien oder Staatsorganen von der PDR*lndustrie 
sustttslioh sun Plan bereitges teilt werden« 

- die Durchführung von Bonderaufgaben für den Export 
spetieller Erzeufjnlsse, aus Beständen der Staatsrseorve « 
dea Ministeriuns für Nationale Verteidigung oder anderer 
Bereitstellung auf der Orundlage zentraler Beschlüsse 
und Weisungen« 

- die fallweise DurohfUhrung von Planexporten spezieller 
Erzeugnisse auf der Grundlage von Abstimnungen mit dea 
Bereich Spezieller Außenhandel im Ministorlua für 
Außenhandel , 

- die übemahnek von Verkauf sfunktionen für Außenhandels- 
betriebe der DDR gegenüber bewaffneten Organen bzw. 
nilithrisohen Einrichtungen und Organisationen anderer 
LILnder auf der Grundlage von Vereinbarungen, 

- die Durchführung von internationalen OssohBften für 
spezielle Erzeugnisse ait Partneni ia Nichtsozialisti- 
sohen Wirtschaftsgebiet und im Sozialistischen Wirt- 
schaftsgebiet zur Erzielung zusätzlicher Devisenelnnahaen 
und zu]^ Realisierung von Sondcriaporten für Betriebe 

der speziellen Produktion der DDR, 


2« Zur* Realisierung dieser Auf geben Stellung sichert der 
Bereich Kottmersielle Koordinierung ein enges Zusanaen- 
wirken ait den in der Speziellen Exportordnung aufge- 
führten Organen*. Die an der Realisierung der npesiellen 
Exportorlnung beteiligten zentralen Staatsoigane, Kom- 
binate und BetxMebe haben dem Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung die entsprechende Unteretützung bei der Erfüllung 
der im Punkt i genannten Aufgaben zu' gewahren. 





Vortraullcho iu/Seatfho 
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3* Mit der Bealiaierttng der Exporte und Inporte epeeieller 
Braeugniase und Leiatungen in Rahnen der Verantwortung 
— _daaL-Berelohaa^Konmarai elle Koordini erung la t der Außen» ' 
handelabe trieb IME8 Inport^Export OnbH beauftragt« 

Er lat beauftragt» die entapreohenden Vereinbarungen aur 
Abwicklung und BrfUllung der Export- und Innortrerpflieh- 
tungen nit den auatftndlgen Organen abcuaehlieEen« 
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Fünfte Dardiführungsbestimmung^ 
zum Kulturgutsc^utzgesetx 
— Befugnisse des Kurators bei der 
ordnungsgemäßen Verwaltung von gefährdetem 
Kulturgut — 
vom 6. Oktober 1986 

Auf Grund des § 15 des Kulturgutschutzgesetzes vom 
3 Jul! 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane zur 
Durchführung des § 9 Absätze 2 bis 5 und des § 10 Abs. 4 des 
Gesetzes folgendes bestimmt: 


§1 

Geltungsbereich 

Diese Durchführungsbestimmung regelt die Befugnisse 
einer staatlichen Einrichtung, die gemäß § 9 Abs. 2 des Geset- 
zo.q als Kurator zur ordn j- 5 =;g?maßcn Verwaltung von ge- 
fährdetem Kulturgut eingesetzt wurde. Sie regelt insbeson- 
dere die Aufgaben des Kurators bei der bestimmungsgemä- 
ßen Nutzung des verwalteten Kulturgutes. 

§2 

Grundsätze 

H) Der Kurator wird bei der Verwaltung im staatlichen 
Auftrag tätig Er ist dem Rat des Kreises, der den Be.schluß 

' V - -t.e D.:rohf .ir.g vom 2!. September I?3; (GBl. I 

S. 51J; 
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über die VerwalUing gefaßt hat, rechenschaftspflichtig und 
verantwortlich. Gegenüber anderen staatlichen Organen be- 
steht Im Rahmen Ihrer Zuständigkeit Auskunftspfllcht 

(2) Im Rechtsverkehr handelt der Kurator ln bezug auf das 
verwaltete Kulturgut im eigenen Namen. Die ihm mit dem 
Beschluß des Rates des Kreises übertragenen Aufgaben hat 
er so wahrzunehmen, daß das Anliegen des Kulturgutschutz- 
gesetzes verwirklicht wird und die berechtigten Interessen 
des Eigentümers, Besitzers oder sonstigen Verfügungsberech- 
tigten des verwalteten Kulturgutes gewahrt werden. Dazu 
soll der . Kurator mit dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti- 
gen Verfügungsberechtigten des verwalteten Kulturgutes Im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten Zusammenarbeiten, so- 
weit die Gründe, aus denen die Verwaltung angeordnet 
wurde, das nicht ausschließen. Der Abs. 1 bleibt davon un- 
berührt. 

53 

Übernahme des Kulturgutes durch den Kurator 

(1) Zur Durchsetzung des Beschlusses über die Verwaltung 
Ist das Im Beschluß bezeichnete Kulturgut unverzüglich und 
vollständig einschließlich zugehöriger Unterlagen dem Kura- 
tor zu übergeben. Die Übergabe ist in einem Protokoll fest- 
zuhalten. Soweit erforderlich, sind darin auch Angaben über 
ö' restauratorischen Zustand des Kulturgutes aufzuneh- 

li 

(2) Der Kurator hat das übernommene Kulturgut ordnungs- 
gemäß zu dokumentieren. Soweit Rechtsvoi^schriften eine ge- 
sonderte Inventarisierung^ nicht vorschreiben. Ist dafür eine 
Registrierung^ ausreichend. 

§4 

Bestimmangsgemäße Nutzung des Kulturgutes 

(1) Die bestimmungsgemäße Nutzung des Kulturgutes 
durch den Kurator kann alle Maßnahmen der Erschließung 
für das geistig-kulturelle Leben der sozialistischen Gesell- 
schaft, wie wissenschaftliche Bearbeitung, Ausstellung, Ab- 
bildung und Beschreibung in Publikationen, Vervielfältigun- 
gen, Veröffentlichungen und Verbreitung oder ähnliche Maß- 
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit, umfassen. Insoweit ist der 
Kurator auch berechtigt, urheberrechtliche und andere Nut- 
zungsbefugnisse, die dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti- 
gen Verfügungsberechtigten des verwalteten Kulturgutes zu- 
stehen, wahrzunehmen. Die Rechte Dritter werden davon 
nicht berührt. 

Zum Zweck bestimmungsgemäßer Nutzung kann das 
V 'altete Kulturgut entsprechend der Aufgabenstellung des 
Kurators und anderer geeigneter staatlicher Einrichtungen 
aufgeteilt, verliehen, ausgetauscht und umgesetzt werden. Er- 
folgt dies vorübergehend, ist darüber zwischen dem Kurator 
und der empfangenden Einrichtung ein Leihvertrag abzu- 
schließen. Die Rechenschaftspflicht des Kurators gemäß § 2 
Abs. 1 wird dadurch nicht berührt. Auf Dauer gerichtete Maß- 
nahmen bedürfen der Änderung des Beschlusses über die 
Verwaltung. 

(3) Die Einbeziehung des verwalteten Kulturgutes in den 
Leihverkehr mit dem Ausland ist unzulässig, sofern seine 

- Z. Z. giU für museale Objekte und Sammlungen, die Im Museum 
aufbewahn 'A-'erden. § 13 der Ersten Durcbfuhrungsbestimmung vom 
7. Februar 1980 zur Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds 
der Deutschen Demokratischen Republtk - Inventarisierung. Kata’.ogl- 
sie.'ung, Umsetzung und Aussonderung musealer Objekte und Sa.mm- 
lung.?- - (G U:. I Vr. »0 S. 871. 

3 Z. Z. gilt die Zweite Durchführungsbestimmung vom 2. Dezem- 
ber 1881 zum Kulturgutschutzgesetz - Anmeldung und Registrierung 
von geschütztem Kulturgut - (GBl. I 1982 Nr. 6 S. M4) . 


sachliche und rechtliche Unantastbarkeit nicht gewährleistet 
ist. 

§5 

Forderungen 

(1) Die Verwaltung ist gemäß § 3 Ziff. 1 der Verordnung 
vom 28. Oktober 1955 über die staatlichen Verwaltungsge- 
bühren (GBl. I Nr. 96 S. 787) gebührenfrei. 

(2) Soweit der Kurator im Rahmen der bestimmungsgemä- 
ßen Nutzung des verwalteten Kulturgutes Einnahmen hat, 
verbleiben sie Ihm zur Deckung seiner Aufwendungen für 
den Schutz und die Erhaltung des Kulturgutes. Ist das Kul- 
turgut bei der Beendigung der Verwaltung erheblich ln sei- 
nem Wert erhöht und diese Werterhöhung unmittelbar auf 
Erhaltungsmaßnahmen des Kurators zurückzuführen,, hat 
der Kurator einen entsprechenden Ausgleichsanspruch. An- 
dere Forderungen sind Im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung nicht zu erheben. 

(3) Sonstige das Kulturgut betreffende Vermögensbezie- 
hungen werden von der Verwaltung nicht berührt 

§ö 

Beendigrmg der Verwaltung 

(1) Beschließt der Rat des Kreises infolge Wegfalls der 
Gefährdung des Kulturgutes, daß die Verwaltimg beendet 
und das Kulturgut dem Berechtigten zurückgegeben wird, 
endet die Tätigkeit des Kurators mit der Übergabe d^ Kul- 
turgutes an den Berechtigten. 

(2) Beschließt der Rat des Kreises die Beendigung der Ver- 
waltung, nachdem mit seiner Zustimmung ein Vertrag zwi- 
schen dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Verfügungs- 
berechtigten des Kulturgutes und einer geeigneten staatli- 
chen Elnrichhing über seine Leihe, Verwaltung oder Ver- 
äußerung abgeschlossen wurde, endet die Tätigkeit des Kura- 
tors mit der Übergabe des Kulturgutes an diese Einricht\mg. 

(3) Wird das verwaltete Kulturgut auf Grund eines Be- 
schlusses des Rates des Kreises durch den Kurator veräußert, 
weil die Möglichkeit einer Rückgabe an den Berechtigten 
nicht zu erwarten ist, endet die Tätigkeit des Kurators mit 
der Übergabe des Kulturgutes an die erwerbende staatliche 
Einrichtung. 

(4) Steht dem Kurator ein Ausgleichsanspruch gemäß $5 
Abs. 2 zu. Ist dieser vor der Übergabe des Kulturgutes gegen- 
über dem Empfänger gemäß § 356 des Zivilgesetzbuches der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 27 S. 465) geltend zu machen. 

§7 

Schlußbestimmungen 

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 15. November 
1986 in Kraft. 

(2) Bei Inkrafttreten dieser Durchführungsbestimmung be- 
reits gemäß KuUurgutschutzgesetz als Kurator eingesetzte 
staatliche Einrichtungen haben ihre Tätigkeit nach den Vor- 
schriften dieser Durchführungsbestimmung auszuüben; sofern 
erforderlich, hat der Rat des Kreises hierfür ergänzende 
Festlegungen zu treffen. 

Berlin, den 6. Oktober 1986 

Dc'F Minister für Kultur 
I, V.: Dr. Keller 
Stellvertreter des Ministers 
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Bereich Kommerzielle Koordinierung Berlin, den 4 . IQ. ftfi 

Der Staatssekretär 


AHB IMES 
Generaldirektor 
Gen , Wlechert 


Weisung 

zur Erhöhung von Ordnung und Sicherheit in der kommer- 
ziellen Arbeit 


1 . Grundsätze 


1.1. Geschäfte, die nicht mit der Führungskonzeption des 
Generaldirektors genehmigt wurden, sind an den Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung zur Bestätigung 
einzureichen. 

1.2. Die Aufnahme von Verhandlungen sowie der Vertragsab- 
schluß ist grundsätzlich durch zwei getrennte Anträge 
zur Genehmigung vorzulegen (siehe Formblätter) . 

1.3. Der Export von Waren der speziellen Produktion Über 
Händler hat grundsätzlich nur dann zu 'erfolgen, wenn 

- keine Direktkontakte zu dem angeführten Endverbraucher 
bestehen bzw. hergestellt werden können, 

- es ökonomisch von Vorteil für die DDR ist und poli- 
tischer Schaden ausgeschlossen wird, 

- die Elnhaltvmg der Prinzipien von Ordnung, Sicherheit 
und Geheimnis schütz prinzipiell gewährleistet werden 
kann. 
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2. Vorbereitung von Geschäften mit Händlern 

Vor Antragstellung zur Aufnahme von Verhandlungen 
sind alle verfügbaren Informationen über den Ver- 
hemdlungspartner elnzuholen. 

Als Informationen gelten: 

- Aussagen der HPA der DDR, der Länderabtei lung 
des MAH und MfAA und der AHB 

-* Bank- und Auskunfteiauskünfte 

- Aussagen vertrauenswürdiger dritter Personen 

-* Aussagen/Berichte über persönliche Besuche der 
Hemdelsflrmen durch Dienstreisende der IMES 

- Gesprächsnotizen über Verhandlungen mit den 
Händlern 

- Artlkel/Anzelgen aus Internationaler Fachliteratur 
und anderen Veröffentlichungen 

- Bewertungen der Verhandlungspartner durch befreun- 
y dete Firmen Im sozialistischen Ausland. 

3. Richtlinien für die Verhandlungsführung 

3.1. Die Bearbeitung von Geschäften mit Händlern hat 
durch einen eingeschränkten Personenkreis zu er- 
folgen. 

3.2. Die Kontakte sind auf folgenden Personenkreis be- 
schränkt: 

- Generaldirektor 

- Bereichs lei ter Export /Import 

- Gruppenleiter Import 

- Leiter Gruppe Beschaffung. 

3.3. Nach jeder Verhandlung Ist ein Verhandlungsvermerk 
Uber deren Ergebnisse anzufertlgen.< Als Verhand- 
lung gelten auch telefonische Absprachen. 
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3.4. Einschätzungen zur Person des Händlers und seines 
Umfeldes sind nach jedem persönlichen Kontakt zu 
vervol 1 ständigen ; 

3.5. Informationen an den Händler sind ausschließlich auf 
den Verhandlungsgegenstand zu beschränken. 

4 . Vertragsabschluß 

4.1. Der Vertrag ist ein IMES-lnternes Dokument. Dem 
Händler ist grundsätzlich kein Schriftstück- auszu-* 
händigen, das IMES als Vertragspartner erkennen 
läßt. (IMES- Kopf bogen, IMES-Sterapel, Original- 
unterschriften) 

Gleich e Bedingungen gelten für Ver sanddokuroente . 

4.2. Akkreditivbedingungen sind vor Vertragsabschluß 
so zu vereinbaren, daß Rechnungen nicht zu den 
zahlungsauslösenden Dokumenten zählen und Über 

den Bank'enweg IMES nicht als Lieferant von speziellen 
Erzeugnissen zu identifizieren ist. 

5. Diese Weisung ist eine Ergänzung zu den im Grund- 
satzmaterial zu Aufgaben, Arbeitsweise, Unterstellvuig 
der Firma IMES bestehenden "Regelungen für die Arbeit 
mit Vertretern, Vermittlern und Händlern sowie die 
finanzielle Förderung von Geschäften* vom 07.03.1983 
und tritt mit Wirkung vom 15.10.1986 in Kraft. 
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Berlin, den 


Verhandlung sgenehmlgung 


Firma (Anschrift) : 
Kontaktpersonen : 
Verhandlungsgegenstand: 
Verhandlungsf (ihrer IMES: 
Terminvorschlag : 
Verhcindlungsort : 

Wie Kam Konteüct zustande?: 
bisherige Kontcikte: 


Welche Informationen liegen IMES vor: 

(Geschäftsbericht, Bankauskänf te , Anzahl der Mitarbeiter, 
Jahresumsatz, Kontakte zu anderen AHB der DDR, Kontakte zu 
Institutionen am Sitz cler Firma u.a.) 

Welche Fragen müssen in der Verhandlung geklärt werden?: 


Bemerkungen: 


Genera Idirektor 


1336 


genehmigt 




Dokument 171 


Geheime Verschlußsache 

GVS B 2 - 1105/86 

Ausf. 1 Blatt 


■ / ^ c (/ ^ 

' . n- 

Auf Antrag des Ministers für Nationale Verteidigung wird verfügt: 

1 . Aus der Staatsreserve A sind zeitweilig außerplanmäßig 

3000 Stück Maschinenpistolen und 
2,7 Mio Stück Munition M 43 

auszulagern. 

2. Der Plan der Entwicklung der Staatsreserve A für das Jahr 1986 
ist im entsprechenden Umfang zu senken. 

3. Die für die Hilfslieferung benötigten finanziellen Mittel sind 
aus dem Staatshaushalt bereitzustellen. 

4. über die Wiedereinlagerung der entsprechenden Mengen sind vom 
Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission mit den Jahres- 
plänen Entscheidungsvorschläge zu unterbreiten. 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. 177 /86 
vom 14. November 1986 



Verteiler : 


1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Minister für Nationale Verteidigung 

4. Minister der Finanzen 

5. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

6. Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 
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Geheime Verschlußsache 


GVS B 2 - 1106/86 

9 . Ausf . 2 Blatt 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. ^^8 /86 
vom ^ • November 1986 




<7- 7 



Entsprechend Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 

über den Einsatz von Beständen der Staatsreserve A zur Sicherung 

der Außenwirtschaftsaufgaben im NSW im Jahre 1987 wird verfügt: 

1 . Von den Beständen der Staatsreserve A werden die in der Anlage 
genannten Positionen dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
zur Erwirtschaftung zusätzlicher NSW-Valutamittel im Jahre 1987 
zur Verfügung gestellt bzw. zur Importsenkung 1987 eingesetzt. 

2. Die Bestandsreduzierung ist bei der Ausarbeitung des Planes 
der Entwicklung der Staatsreserve A für das Jahr 1987 zu be- 
rücksichtigen. 

3. Über die Wiedereinlagerung der entsprechenden Mengen sind vom 
Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission mit den Jahres- 
plänen Entscheidungsvorschläge zu unterbreiten. 




Verteil er: 

1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Minister für Nationale Verteidigung 

4. Minister der Finanzen 

5. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

6. Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 





1 106/86 


GVS B 2 - 
r. Ausf. - Blatt 2 

Anla/re 


Verwendung von Beständen der Staatsreservo A, die Im Jahre I 987 
zur Erwirtsohaftun^ von NS Valutamitteln bzw. zur Import senkunc 
eingesetzt werden 


1 , Export 


CO 

CO 

CD 


Erzoumisnosltlon 


ME llon/re Wert in Mio VH 


Rolntoluol 

Fleisch 

Zucker 


t 

1 .000 

0,3 

t 

1 .200 

1,9 

t 

3.500 

1.3 


3,7 


2 » Import Senkung 



Kupier 

t 

1»75 

Diel 

t 

620 

Quecksilber 

kg 

4.500 

Aluminium 

t 

1 .400 

Silizium 

t 

100 

Naturkautschuk 

t 

500 


1,8 

0,7 

1,0 

^,5 

0,h 

9,3 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 



Vorfüßung Nr, 179/1986 ' / <' < 

vom 14. November 1986 ( /' 


Auf Antrag des Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
•j/ird verfügt : 


1 . Aus dem Bestand der Staatsreserve B werden 

500 t Pflanzenöl, roh 
1 , 06 o hlV Spritrektif Ikat und " 

1,500 t Ölfrüchte 

dem Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung zur 
Erwirtschaftung zusätzlicher NSV.Valutomittel in Höhe 
von 0,4 Mio VM im Jahre 198? zur Verfügung gestellt. 


2, .4.US dem Bestand der Staatsreserve B werden 


5.000 t 
200 t 

7.000 kg 
500 t 


Heizöl 

Blei 

Quecksilber und 
Reinbenzol 


im Jahre 198? als Importsenkung in Höhe von 14,2 Mio 'VTI 
eingesetzt . 


3, Die Bestand 3 reduzierung ist bei der Ausarbeittmg des 
Plzmes der Entwicklung der Staatsreserve B 198? zu be— 
xKicksichtigon, 



Verteiler ; 

1 , Vorsitzender des Ministerrates der DDR 

2, Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3, Minister der Finanzen 

4, Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

5» heiter der Staatlichen Verwaltung der Staat sreserve 
6, Ablage 


1340 





Bitte Rückgabe an 
Sekretariat Staatssekretär 



(y' 
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-Leseabschrift- 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr. 181/86 
vom 18. November 1986 


In Durchführung des Beschlusses des Präsidiums des 
Ministerrates vom 10. April 1986 über Maßnahmen zur 
langfristigen Entwicklung der ökonomischen, wissen- 
schaftlich-technischen und kulturellen Zusammenarbeit 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Volksrepublik Angola wird verfügt: 

1. Die Direktive für Verhandlungen zwischen dem Staats- 
sekretariat für Arbeit und Löhne der DDR und dem 
Ministerium für Arbeit und Soziale Sicherheit der 
VR Angola zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer des 
"Abkommens zwischen der Regierung der DDR und der 
Regierung der VR Angola über die zeitweilige Beschäf- 
tigung und Qualifizierung angolanischer Werktätiger 
in Betrieben der DDR" vom 29. März 1985 wird be- 
stätigt . 

2. Der Staatssekretär für Arbeit und Löhne wird beauf- 
tragt, die Verhandlungen zu führen und das Protokoll 
zur Änderung und Ergänzung des "Abkommens zwischen 
der Regierung der DDR und der Regierung der VR Angola 
über die zeitweilige Beschäftigung und Qualifizierung 
angolanischer Werktätiger in Betrieben der DDR" vom 
29. März 1985 zu unterzeichnen. 


Verteiler: 

1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
und Minister für Materialwirtschaft 

4. Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

5. Minister der Finanzen 

6. Staatssekretär für Arbeit und Löhne 

7. Staatssekretär und Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung des Ministeriums für Außenhandel 

8. Sekretariat des Ministerrates 

9. Archiv für Staatsdokumente 
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zwischen dem 


Vereinbarung 




Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten GmbH 

vertreten durch den Generaldirektor, 
Genossen Farken, 

- im weiteren KuA genannt - 


und der Abteilung Finanzen beim Rat des 

Bezirkes Leipzig 

vertreten durch den Leiter der 

Abteilung, Genossin Nickel, 

- im weiteren Abteilung Finanzen 
genannt - 


wird vereinbart, durch die Vermarktung vom Rat^des Bezirkes 
bereitgestellter Warenfonds im NSW außerplanmäßige Valutamittel 
für die Volkswirtschaft der DDR zu erwirtschaften. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung werden 
folgende gemeinsame Arbeitssbhritte festgelegt: 


1. Zur Erwirtschaftung der zusätzlichen Valutamittel stellt die 
Abteilung Finanzen aus ihrem Aufkommensbereichen dem 
Außenhandelsbetrieb KuA für den Export geeignete Waren zur 
Verfügung. 


2. Oie Warenpalette umfaßt Antiquitäten, Gebrauchtwaren , Hunzen, 

Briefmarken, Orden und Ehrenzeichen, Bilder, Grafiken und BOcher. 

Werden Gegenstände angeboten, die nicht zu den vorstehend ge* 
nannten Warenfonds einzuordnen sind, wird von Fall zu Fall 
über die Exportmöglichkeit entschieden. 


3. KuA übernimmt die von der Abteilung Finanzen in Mark der DDR 
bewerteten Artikel und Gegenstände. Die Bezahlung erfolgt 
4 Wochen nach Rechnungslegung an die Abteilung Finanzen. 


4. KuA verwertet im NSW die bereitgestellten Artikel und Gegen- 
stände und schließt dazu die erforderlichen Exportverträge ab. 


5. Aus dem Nettovalutserlös erhält die Abteilung Finanzen ein 
Valutaanrecht in Höhe von 30 Prozent. 
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6. Für das Valutaguthaben der Abteilung Finanzen wird bei 
KuA ein Valutakonto eingerichtet, 
i Die Valutamittel können für notwendige Importe des 

Rates des Bezirkes Leipzig verwendet werden. Dazu ist die 
Zustimmung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des 
Ministeriums für Außenhandel und des Vorsitzenden des Rates 
des Bezirkes Leipzig einzuholen. 


7. Beide Partner vereinbaren jeweils im letzten Quartal für 

das Folgejahr ein Arbeitsprotokoll über das in den folgenden 
12 Monaten angestrebte Auf kommensvolumen ab . Gl eichz eit ig 
wird darauf aufbauend eine Prämienvereinbarung abgeschlossen. 


8. Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung 
in Kraft und verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn sie 
nicht durch einen der beiden Partner drei Monate vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt wird. 


9. Alle Änderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung be- 
dürfen der Schriftform. 


Berli 



Ut H 


Genera. 

Kunsy und Antiquitäten GmbH 


zugestimmt : 



Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


U 

Abteilung Finanzen 
desj Rates des Bezirkes 
Leipzig 



Vorsitzender des 
Rates des Bezirkes Leip 2 




Ministeriuni dej 
Bereich Finan: 
Wirtschaft unc 


Finanzen 
n der Außen- 
Valutaplanung 
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MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM FÜR A u s s E N Wirtschaft 

B<r( ich Kommcrucllc Koordinicrun| 

Kommissarischer Leiter 


ijMinisierposig 

if Ti'fiv H«J 


I02C S<r1in, d<n 
i’-U 


19 . 1 . 


19 ‘ 


Ministerium der Finanzen 
und Preise 
Minister 
Frau Nickel 

Leipziger Straße 5/7 
Berlin r-; 

1 0 8 0 I ■ - 



.mmm 

■ C z Feb. 1990 

•V 


Werte Frau Nickel! 









i 

J 


Mit Wirkung vom 22. 11. 89 hat die Kunst und Antiquitäten GmbH 
ihre Geschäftstätigkeit eingestellt. Der Betrieb ist in Liquidatic 


Aus diesem Grunde werden folgende Vereinbarungen außer Kraft 
gesetzt: 

Dreiseitige Vereinbarung über die Exportrealisierung in den 
Gebrauchtwarenbetrieben des Ministeriums für Bezirksgeleitete 
Industrie und Lebensmittelindustrie vom 12. 1. 1983 (MdF, MBL, 
Koko) . 

Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Antiquitäten und der 
Abt. Finanzen beim Rat des Bezirkes Leipzig (1987), bestätigt 
durch das Ministerium der Finanzen und dem Bereich Koinmerzielle 
Koordinierung . 

Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Antiquitäten und der 
Abt. Finanzen beim Rat des Bezirkes Karl -Marx-Stadt (1987), 
bestätigt durch das Ministerium der Finanzen und dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung. 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 
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AuOenhonde] sbptrieb Kunst, und Antiqui- 
täten RiTibU, 

vertreten durch den Gcrterel direkter, 
Genossen Parken 

- ln weiteren K und A genannt - 

Abteilung Finanzen bein Rat des 
Bezirkes Karl -Marx-Gtadt , 
vertreten durch das Mitglied des Rates 
für Finanzen, Genossen Schönach 

- in weiteren Abteilungen Finanzen 
genannt - 

wird vereinbart, durch die Vermarktiinq votn Rat des“ Bezirkes 
bereiigostellter Warenfonds in NSW auOerplannäßige Valutamittel 
für die Volkswirtschaft der ODR zu erwirtschaften. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstollung werden folgende gemein- 
same Arbeitschritte festgelegt; 

1. Zer Erwirttchaf tupg der zusätzlichen Valutamittel stellt die 
Abteilung Finanzen aus» ihren Aufkommensbt reichen den 
Außenhandelsbctr J nb K und A für den Export geeignete Waren zur 
Verfügung . 

2. Die Warenpalette umfaßt Antiquitäten, Gebrauchtwaren, Münzen, 
Sriefnarken, Orden, Ehrenzeichen, Bilder, Grafiken und Bücher. 
Werden Gegenstände angeboten, die nicht zu den vorstehend ge- 
nannten Warenfonds einzuordnen sind, wird von Fall zu Fall 
über die Exportnönl ichkeit entschieden. 

3. K und A übernimmt die von der Abteilung Finanzen in Mark der 

der ODR bewerteten Artikel und Gegenstände. Oie • Bezahlung erfolg' 
A V/ochen nach Rechnungslegung an die Abteilung Finanzen. 

4. K und A verwertet im NSW die bereitgestellten Artikel und Ge- 
genstände und schließt dazu die erforderlichen Exportverträge 
eh . 

5. Aus dem Valutaerlös erhält die Abteilung Finanzen ein Valuta- 
anrecht ln Höhe von 30 Prozent. 

6. Für das Valutaguthaben der Abteilung Finanzen wird bei K und 
A ein Valitakonto eingerichtet. 

Oie Valutamittel können für notwendige Importe des Rates des 
Bezirkes Kerl-Marx-Stadt verwendet werden. Dazu ist die Zustim- 
mung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums 
für Außenhandel und des Vorsitzenden des Rates des Bezirkes 
Kerl-Marx-Stadt einzuholen. 


zwischen den 


und der 
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7. Beide Pertner vereinbaren jeweils im letzten Quartal für das 
Folgejahr ein Arbeitsprotokoll über das in den folgenden 12 
Monaten angestrebte Aufkommensvollumen. Gleichzeitig wird 
darauf eufbauend eine Prämienvereinbarung abgeschlossen. 

8. Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung in 
Kraft und verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn sie nicht 
durch einen der beiden Partner drei Monate vor Ablauf der 
Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt wird. 

9. Alle Änderungen und Ergänzungen zu dieser Vereinbarung bedürfen 
der Schriftform. 


Berlin, den 



Generaldi 

Kunst und /^itiquitäten 
GmbH 




Ministerium für AuOenhandel 
Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 



Rat des Bezirkes 
Karl-Marx-Stadt 


Ministerium der Finanzen 
Bereich Finanzen der Außen- 
wirtschaft und Valutaplanung 
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MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM FÜR A u s s E N Wirtschaft 


reich Komnicrzjclle Koordinierung 

Kommissarischer Leiter 



10:c BtrI in, den 
TAllanS« r~U 


19. 1. 


199 


Ministerium der Finanzen 
und Preise 
Minister 
Frau Nickel 

Leipziger Straße 5/7 
Berlin 


10 8 0 


[ 2i.. 1... I - i - 

' ■ C I Feb. 1980 


A.-j . 


\ /Ir.'; ’f7. 


" l 



Werte Frau Nickel! 




Nr.; 

C-r: lic 

Au 
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Mit Wirkung vom 22. 11. 89 hat die Kunst und Antiquitäten GmbH 

5 •» 

ihre Geschäftstätigkeit eingestellt. Der Betrieb ist in Liquidatior 


Aus diesem Grunde werden folgende Vereinbarungen außer Kraft 
gesetzt : 



Dreiseitige Vereinbarung über die Exportrealisierung in den 
Gebrauchtwarenbetrieben des Ministeriums für Bezirksgeleitete 
Industrie und Lebensmittelindustrie vom 12. 1. 1983 (MdF, MBL, 
Koko) . 

Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Antiquitäten und der 
Abt. Finanzen beim Rat des Bezirkes Leipzig (19B7), bestätigt 
durch das Ministerium der Finanzen und dem Bereich Kommeizielle 
Koordinierung . 


- Vereinbarung zwischen dem AHB Kunst und Antiquitäten und der 
Abt. Finanzen beim Rat des Bezirkes Karl -Marx-Stadt (1987), 
bestätigt durch das Ministerium der Finanzen und dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung. 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Prof.Dr.se. Gerstenberger 

I 1348 






Dokument 177 

Kunst und Antiquitäten GmbH 8.1.987 

Generaldirektor, Genossen Parken 

Französische Str. 15 

Berlin ~Leseabschrift— 

1080 


Verwertung von Waren aus den Aservatenlagern der Schutz- 
und Sicherheitsorgane der DDR 


Werter Genosse Parken! 

In Ergänzung zum Schreiben vom 10.12.85 werde folgende 
Festlegungen getroffen. 

Für Gegenstände, die außerhalb des Handelssortiments 
Ihrer AHB liegen, werden Sie beauftragt, eine Bestands- 
haltung vorzunehmen und diese Erzeugnisse in Ihrem 
Namen und auf meine Rechnung valutawirksam zu machen. 

Die erzielten Valutaerlöse sind mindestens halbjährlich 
auf das Konto -O-588-6O-0-4-4^O26 abzuführen. Die entspre- 
chenden Mark-Auf Wendungen sind mit in Rechnung zu stel- 
lten. 

Die Nachweisführung der Aservatengegenstände ist so 
zu gestalten, daß Gegenstände mit einem Valutawert ab 
100,-- DM köperlich zu erfassen sind und durch Inven- 
turen nachweisbar sein müssen. 

Gegenstände aus Edelmeall (mit Ausnahme Münzen, 
Medaillen, Antiquitäten) wernden nur nach meiner Maßgabe 
exportiert. Sofern vom Einlieferer keine M-Rechnung ge- 
legt wird, ist der Markgegenwert zum durchschnittlichen 
Weltmarktpreis plus Richtungskoeffizient zugrunde zu- 
legen und den Einlieferer zu vergüten. Die Gegenstände 
sind körperlich zu erfassen und durch Inventuren nach- 
zuweisen . 

Einmal jährlich ist mir die Bestandsmeldung zu übergeben 
sowie die verauslagten Markaufwendungen. 

Mit sozialistischem Gruß 


Seidel 
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Berlin, den 



anuar 1987 


Genossen Stoph 

Genosse Beyreuther hatte am 22. 12. 1906 die Verhandlungs- 
direktive für die Fortführung der Arbeitskräftekooperation 
mit der VR Vietnam eingereicht. Sie wurde auf Entschei- 
dung des Vorsitzenden des Ministercates nicht behandelt, 
weil das Problem der Beförderung der vietnamesischen 
Werktätigen durch den Minister für Verkehrswesen nicht gelöst 
war . 

Zwischenzeitlich wurde eine Vereinbarung zwischen Genossen 
Schürer, Höfner, Schalck und Buschmann abgeschlossen. 

Sie sieht die Beförderung mit einer ausländischen Fluglinie 
vor. Die Beförderungskosten sind durch den Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung des Ministeriums für Außenhandel be- 
reitzustellen und durch das Ministerium für Leichtindustrie 
zu erwirtschaften. 

Am 13. Januar 1987 teilte der DDR-Botschaf ter in Vietnam 
mit, daß der Arbeitsminister der SR Vietnam am heutigen 
Abend in Berlin-Schönefeld anreist. 

Die Verhandlungen zum Arbeitskräfteabkommen sollen morgen 
beginnen . 

Ich schlage vor. Genossen Beyreuther dazu mit b&iliegender 
Verfügung zu bevollmächtigen. 


Anlage 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr. 5 /b 7 

vom 14 ^ Januar 1987 


Auf der Grundlage des Beschlusses des Ministerrates vom 
29. September 1977 zur Richtlinie über die Vorbereitung, 
den Abschluß und die Realisierung von völkerrechtlichen 
Verträgen der DDR (Vertragsrichtlinie) wird 

1. die Direktive für Verhandlungen zwischen dem Staats- 
sekretariat für Arbeit und Löhne der Deutschen 
Demokratischen Republik und dem Ministerium für Arbeit 
der Sozialistischen Republik Vietnam zum Abschluß eines 
Protokolls zur Änderung und Ergänzung des "Abkommens 
zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Sozialistischen Republik 
Vietnam über die zeitweilige Beschäftigung und Qualifi- 
zierung vietnamesischer Werktätiger in Betrieben der 
Deutschen Demokratischen Republik" vom 11. April 1980 
bestätigt (Anlage). 

2. Die Finanzierung der für die Unterbringung der vietname- 
sischen Werktätigen erforderlichen zusätzlichen Bau- 
leistungen sowie der für den Transport erforderlichen 
Charterflüge erfolgt auf der Grundlage einer gesonderten 
Vereinbarung . 

Verantwortlich : Stellvertreter des Vorsitzenden des 

Ministerrates und Vorsitzender der 
Staatlichen Plankommission 

Minister für Außenhandel 

Minister der Finanzen 

zuständige Industrieminister 
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3. Die Verhandlungen sind mit dem Minister für Arbeit 
der Sozialistischen Republik Vietnam ab 15. Januar 
1907 zu führen. 

Die Aufenthalts- und Beförderungskosten sind aus dem 
Haushalt des Staatssekretariats für Arbeit und Löhne 
zu tragen. 

Verantwortlich; Staatssekretär für Arbeit und Löhne 



Verteiler ; 

1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister rates 
und Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Minister für Außenhandel 

4. Minister der Finanzen 

5. Minister für Leichtindustrie 

6. Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

7. Staatssekretär für Arbeit und Löhne 

8. Sekretariat des Ministerrates 

9. Archiv für Staatsdokumente 
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Korrektur der Verfügung 16/87 
siehe Anlage (PE 402/87) 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr, 1 6 /87 
vom 27, Jeinuar 1987 


Auf Antrag des Vorsitzenden der Staatlichen Planlconunission 
\vird verfügt: 

1. Aus zusätzlichen Importen des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung sind in die Staatsreserve B einzulagern: 

- 1 Mio t sortierte energetische Steinkohle 
davon 

800 kt bis 31 . 12,1987 und 

200 kt bis 29 . 02 . 1988 , 

- 1.000 Stück Bohrhämmer im Jahre 1987, 

- 3.200 m Stahlseilfördergurte im Jahre 1987. 

2. Der Plan der Entwicklung der Staatsreserve B 1987 ist um 
800 kt Steinkohle, 1.000 Bohrhämmer und 3.200 m Stahlseil- 
fördergurte zu erhöhen. 

Bei der Ausarbeitung des Planes der Entwicklung der Staats- 
reserve B 1988 ist die Einlagerung von 200 kt Stelnlcohle zu 
berücksichtigen. 

3 . Die zur Einlagerung erforderlichen finanziellen Mittel 
sind vom Minister der Finanzen bereitzustellen. 
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4. Die Einlagerung ist wie folgt vorzunehmen : 

- 600 kt sortierte energetische Steinlcohle in Lagern der 

Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve im 
Jahre 1987» 

- 200 kt sortierte energetische Steinkohle in Vertrags- 

lagern in den Bezirken im Jahre 1987» 

- 200 kt sortierte energetische Steinlcohle in Vertrags- 

l&sem in den Bezirken im Jahre 1988, 

- 1.000 Stück Bohrhämmer in I.>agern der Staatlichen Verwaltung 

der Staatsreserve, 

- 3.200 m Stahlseilförder gurte in Ver tragslagem des 

Ministeriums für Kohle und Energie, 

5. Der Minister für Kohle und Energie hat ab 01,04,1987 entspre- 
chend den Xmporteingängen die Vertragslager für Steinkohle 
zu benennen. 

Die Vertragslager für Stahlseilfördergurte sind' durch den 
Minister für Kohle und Energie sofort zu benennen. 




Verteiler : 

1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Planlcommission 

3. Minister für Kohle und Energie 

4. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

5. Leiter der Staatlichen VejTwaltung der Staatsreserve 

6. Minister der Finanzen 

7. Ablage 
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M 1 N 1 S I r. R R A T 

DLR DLUISCHCN OC l'ÜK R A T I SC H L N REPUUl.lK 
Ministerium für Slsatssicherheit 
Der 1 1 1 n i s t e r 


Berlin, 12 . 3. 1907 


Geheime VerjchluB * y 

Gvs-ooosy^;*:^ V 

MfS-Nr 


P.J .Ausf. Bl. 


Befehl N:r.2 787 

über die Koordinierung der Aufgaben und Mal 
von Cmbarqowaren aus nj ch t so 2 i a 1 i s t i schenk 


^ zur Beschaffung 
;n und Westberlin 


Die vom XI. Parteitag der SED gestell 
staltung der entwickelten Sozialist!^ 
erfordern in Durchsetzung der Ökono m 
i nsbe sonde rs^^di e rasche Entwicklunc^® 
se 1 1 echno logi en . 


^^^^aben zur weiteren Ge- 
g^ese 1 1 scha f t in der DDR 
©^Strategie der Partei 
freite Anwendung der Schlus- 


impi?rTffl 1 sTTschen 
sozialistischen Staatengeme i 
erster Stelle stehen dabei Hgn 
moderner technischer und te^^g 
\erfahren und Ausrüstungec^^^^ 
gebiet. Diesem Ziel die 
genannte "Koo r d i n i e r ung^Ko^^^ 
verhängte Embargo, das^ö^^^Sfp 
zu erforderlichen Aus^^g^^Sen 
biet unter St ra f andr>^^^nd^ve rb 


omjscnen SchadjQung der’ 
sondere Bedeutung bei. An 
ur VerhfWHCYlrrf^J^es Ctwerbs 
er Erkenntnisse, Produktions- 
htsozialistischen Wirtschafts- 
eiben der USA durch das so- 
t- West-Handelspolitik" (COCOM) 
Hochtechnologien und der da- 
sozialistische Kirtschaftsge- 

erbietet. 


die 


Die wirksarr.e fing 
HaGnahmen zum Untg^^ 
dern eine weitgeo^^ 
durch das 


der Auswirkungen und die Durchsetzung von 
dieses imperialistischen Embargos erfor- 
JntersLützung der \'olkswirtschart der DDR 


Zur H ea 1 i s i e^^^^^^se r Aufgabenstellung 


befehle ich 


Sß^rchset zung aller Maßnahmen des MfS im Zusammenhang mit 
^CM^ffung von Embargowaren aus nichtsozialistischen Staaten 
Sberlin ist der Stellvertreter des Leiters der Haupt ver- 
Fa und Leiter des Sektors Wissenschaft und Technik, Cenos- 
ralmajor Vogel, verantwortlich. 
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Zur Gewährleistung des einheitlichen Vorgehens der Oiensteinhei- 
ten und dur zentralen KoorrJinierung aller Zusarnrnenhanq mit 

der Beschaffung von Cmbargowaren durchz u ful'i i enden Aufgaben und 
MaCnahrr. cn ist eine nichtstrukturclle Arbeitsgruppe "EMBARGO** 
im MfS zu bilden. 


Leiter der Arbeitsgruppe "EMBARGO“ (im folgenden Arbeitsgruppe) 
ist der Stellvertreter des Leiters der HV A und Leater des Sek- 
tors V.’issenschaft und Technik, Genosse Generalmajor Vogel. 

Mitglieder der Arbeitsgruppe sind 

der Leiter oder ein Stellvertreter des Leiters der HA XVlll 
eil er S t e*iJ^ e r.tX&Iß r .des— L.£it e r s_cle$ QIS, . 

der Leiter der AG BKK 

#^er Leiter der Abteilung XIV des SWT der HV A 
^ -1er Leiter der Abteilung V des SWT der HV A 
der Leiter der AG XV/BV der HV A 


Der Leiter der Arbeitsgruppe kann bei Notwendigkeit Vertreter 
weiterer D i e n s t e i nhe i t e n des MfS zu den Beratungen der Arbeits« 
gruppe hinzuziehen. 


A . Hit dem 


Gewährleistung einer hohen Effektivität bei der Beschaffung von 

E^^argowsren^nd def^^ffljjph^ct zung b otm ^r ^^ icherhei t sanXprde^ungejtv^ 
hat die Arbeitsgruppe Tolgende Aufgaben: " * 


ndige Erfas^’ng aller Mögi*VChl^Plen un<f*'Verbindungen das 
MfS zur Beschaffung von Embargowaren und Prüfung der Voraus- 
setzungen für die Schaffung weiterer Wege. 

Alle diesbezüglichen Aktivitäten der D i e ns t c inhe i ten der Bc- 
zirksverwaltungen, einschließlich der Kreisdienststellen/Ob- 
j j e k t d i e nst s t e 1 1 en , sind durch die Abteilungen XV der Bezirks- 

verwaltungen zu erfassen und der Arbeitsgruppe zu melden. 


- Einleitung, Koordinierung und Kontrolle von Maßnahmen zur ope- 
rativen Beschaffung von Embargowaren durch Di ens t e i nhe i t en 
des MfS; 


- Vorbereitung zentraler Entscheidungen, Erarbeitung von Ent- 
würfen dienstlicher Bestimmungen und Weisungen, von Empfehlun- 
gen und Orientierungen sowie Durchsetzung von Maßnahmen zur 
allseitigen operativen Absicherung der Beschaffung (Absicherung 
gegenüber feindlicher Bearbeitung, Be scha f f ungs wege , Abwick- 
lungsn-.ödalitäten finanzieller Absicherung u.a.) über die zu- 
ständigen D 1 e n s t e 1 nhe 1 1 en ; 

- Abstimmung vorliegender Beschaffungsaufträge bzw. -möglichkei- 
ten niit den volkswirtschaftlichen Erfordernissen. 


5». Die Leiter der in der Arbeitsgruppe vertretenen D i ens t e i nhe i t en 
haben zu sichern^ daß über alle Aktivitäten zur Beschaffung von 
Embstqowa ren seitens anderer Organe c^r...DDR (Institutionen, Ein- 
richtungen, Außenhandelsunternehmen) der Leiter^der Arbeits- 
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tjruppe inforr.iert wird. 


politischen, politisch-operativen oder anderen zwif'iqenden 
Crfordernissen hat der Leiter der Arbeitsgruppe zu gewährleisten, 
daO entsprechender Einfluß auf diese Aktivitäten genommen wird. 


Bei der Realisierung von Aufgaben und riaOnahmen zur Beschaffung 
\ün Embargo waren aus nichtsozialistischen Staaten und Westber- 
lin sind höchste Anforderungen an die Gewährleistung der Konspi- 
ration und Geheimhaltung zu stellen und durchzusetzen . 

Die Leiter der Di ens t e i nhe i t en haben zu gewährleisten, daO nur 
die unmittelbar in die Realisierung der Aufgaben und Maßnahmen 


ein ^ Ap o flftö "^nrntfry 


Dieser Befehl tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
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Vereinbarung 


Zwischen dem Ministerium für AuQenhandel 

Bereich Kommerzielle Kpordinierung 

Wallstr. 17 - 22 
Berlin 
1020 

vertreten durch den Hauptabteilüngsleiter , 
Genoasen. Seidel C <• '* ' ■ 

: -\'ip ‘w.e it eren • WAH/genanntv 

un^d"äem* Hat* der S£äd€’ Dresden 

PSF 59 
Dresden 
8012 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

Genossen Berghofer 

- im weiteren Rat der Stadt Dresden genannt 

wird vereinbart, 

zusätzliche Reserven für den Export in. das NSW zu erschließen und 
damit außerplanmäßige Valutamittel für die Volkswirtschaft der 
DOR zu erwirtschaften. 

Dazu werden folgende gemeinsame Arbeitsschritte fpstgelegt : 

r. Der Rat der Stadt Dresden beauftragt Betriebe und Ein-r 
richtungen seines Verantwortungsbereiches zur Bereit- 
stellung von exportfähigen Waren. 

2. Durch das Ministerium für Außenhandel werden der Außenhandels- 
betrieb Kunst und Antiquitäten GmbH und die OELtA GmbH mit 
dem außerplanmäßigen Export der Waren in das NSW beauftragt 

und bevollmächtigt. 

( 

3. Vom Ministerium für Außenhandel bzw. vom Oberbürgermeister 
der Stadt Dresden werden der Generaldirektor der Kunst und 
Antiquitäten GmbH und der Leiter der Abteilung Finanzen und 
Preise mit’der Koordinierung der Arbeitsaufgaben beauftragt. 

A. Zwischen dem AuOenhandelsbetriäb Kunst und Antiquitäten GmbH 
bzw. OELTA GmbH und den vom Rat der ‘Stadt Dresden beauftr agtep; 
Betrieben und Einrichtungen werden die erforderlichen Export-/ 
aktivitäten abgestimmt. 

Oer Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten bzw. DELTA GmbH 
schließen die zu realisierenden Exportverträge ab. 
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5. Der Rat der Stadt Dresden erhalt aus dem Nettovaluta-, 
erlös ein Valutaanrecht in Höhe von 30 Prozent, 

Für das Valutaguthaben des Rates der Stadt Dresden wird 
beim Außenhandelsbetrieb Kunst und Antiquitäten GmbH 
bzw. DELTA GrfibH ein Valutakonto eingerichtet. 

Die Valutamittel können für notwendige Importe des Rates 
der Stadt Dresden verwendet werden. Dazu ist die' Zu'stimnumg 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums- . 
für Außenhandel und, des Oberbürgermeisters der Stadt Dresden 
erforderlich. 

6. Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und 
verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn nicht durch 
einen der Harter 3 Monate vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
schriftlich gekündigt wird. 

7. Alle Änderungen und Ergan/ungen zu .dieser Vereinbarung b< - 
dürfen der Schriftform. 

8. Die bisherige Vereinbarung zwischen dem Ministerium für. 
Außenhandel und dem Rat der Stadt Dresden vom 1.7.1974 t« t.t 
mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung außer Kraft. 


Berlin, den 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


Dresden, den 19.^3, 1987 


Rat der Stadt Dresden 



Seidel 

Hauptabteilungsleiter 


Verte iler:''Be re ich. 

Bereich 
V Bereich 
v'P/ö 
VHB 



Berghofer 

Oberbürgermeister 


Inlandsbeziehungen (2x) 

I 

I I 
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Verordnung 

über den Verkehr mit Schußwaffen, 
patronicrter Munition, Schußgeräten und 
Kartuschen 

— Schußwaffenverordnung — 
vom 2$, März 1987 

Geltungsbereich 

§1 

(1) Diese Verordnung 'regelt den Verkehr mit Schußwaf- 
fen, patronierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen zur 
Gewährleistung einer hohen Ordnung und Sicherheit. 

(2) Diese Verordnung gilt für Staatsorgane, Kombinate, 
wirtschaftsleitende Organe, Betriebe, Genossenschaften, Ein- 
richtungen und gesellschaftliche Organisationen (nachfolgend 
Betriebe und Einrichtungen genannt) sowie für Bürger. 

(3) Der Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Schußgeräten und Kartuschen umfaßt deren Herstellung, Be- 
arbeitung, Instandsetzung, Vertrieb, Transport, Lagerung, 
Aufbewahrung, Ausstellung, Erwerb, Besitz, Verwendung, 
Ausfuhr, Einfuhr und Durchfuhr. 

(4) Die Bestimmungeo dieser Verordnung finden auch An- 
wendung auf gebrauchsunfähige Schußwaffen sowie Nach- 
bildungen von Schußwaffen und Vorderladern, soweit in 
dieser Verordnung oder in den zu ihrer Durchführung erlas- 
senen RedUsvorschriften dazu Festlegungen getroffen sind. 

§2 

(1) Der Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Schußgeräten und Kartuschen in den bewaffneten Organen, 
in den Kampfgruppen der Arbeiterklasse und der Zollver- 
waltung unterliegt nicht den Bestimmungen dieser Verord- 
nung, soweit im Abs. 2 nichts anderes festgelegt wird 

(2) Den Verkehr mit Jagdwaffen und mit Sportwaffen in 
den bewaffneten Organen regeln die zuständigen Minister 
auf der Grundlage der Bestimmungen dieser Verordnung. 

(3) Schußgeräte, deren geringe Wirkung keine Gesund- 
heitsschädigung bei Menschen hervorruft, unterliegen nicht 
den Bestimmungen dieser Verordnung. 


§3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Schußwaffen im Sinne dieser Verordnung sind Geräte 
die 

1. zum Verschuß von patronierter Munition, 

2. zum Verschuß von Geschossen mittels Kartuschen odei 
Treibladungen oder 

3. zum Abschuß reaktiv getriebener Geschosse 
eingerichtet sind und die den Gesdiossen ganz oder teil 
weise die Flugrichtung verleihen. Ausgenommen davon sine 
Schußgeräte gemäß Abs. 5. 

(2) Wesentliche Teile von Schußwaffen sind Schußwaffe: 
gleichgestellt, wenn sie funktionstüditig sind. Die wesentli 
Chen Teile von Schußwaffen sind der Lauf, der Verschlui 
und das Patronen- oder Kartuschenlager, soweit es nich 
integrierter Teil des Laufes ist; bei reaktiven Schußwaffe! 
die Vorrichtungen zum Abschuß von Geschossen. 

(3) Gebrauchsunfähig ist eine Schußwaffe, wenn die we 
sentlichen Teile so verändert wurden, daß sie nicht meh 
funktionstüchtig sind. 

(4) Patronierte Munition sind Körper, die sich aus Ge 
schoß und Explosivstoff als Treibladung zusammensetze; 
und gezündet we.'den können. 

(5) Schu.ßgeräte i.m Sinne dieser Verordnung sind 

1. Geräte, mit denen Geschosse mittels Federkraft, Druck 
luft, anderer komprimierter Gase oder ähnlicher Ener 
gie freisetzender .A.ntiiebsm’.ttel, mit Ausnahme vo 
Explosivstoffe.*!, verschossen werden können, 

2. Geräte, bei denen als Energieträger Kartuschen diene 
und die zur Verwend'j.*!g als Arbeitsmittel bestimn: 
sind, 

3. Geräte, die zum Versc-huß von Platz- oder Gaspatronei 
Leuchi- oder Signalmun.iion bestimmt sind, 

4. Geräte, die dazu hosiim.rnt sind, durch das Verspritze 
oder Versprühen von Flüssigkeiten oder Gasen die G( 
sundheit von Menschen zu schädigen, 

5. Vorderlader. 

(6) Teile von SchuRgeräten sind Schußgeräten gleichgestel) 
wenn sie mit Kartusdnen geladen und gezündet oder m 
innen Geschosse v er schossen wcrpcn können. 
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(7) Kartuschen sind Körper, die einen Explosivstoff als 
Treibladung, aber kein Geschoß enthalten und gezündet 
werden können. 

(8) Geschosse sind zum VerschuO geeignete feste Körper 
sowie zum VerschuO geeignete Behältnisse, die gasförmige 
oder flüssige Stoffe oder pyrotechnische Sätze enthalten. 

(9) Nadibildungen von Schußwaffen und Vorderladern 
sind Gegenstände, die die wesentlichen äußeren Merkmale 
einer Schußwaffe oder eines Vorderladers aufweisen' und 
deshalb geeignet sind, ihre Funktionsfähigkeit ernsthaft vor- 
zutäuschen. 

§4 

Grundsätze 

(1) Der Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Schußgeräten und Kartuschen hat so zu erfolgen, daß die 
Ordnung und Sicherheit nicht gestört, insbesondere das Le- 
ben und die Gesundheit von Menschen nicht gefährdet wer- 
den. 

(2) Schußwaffen, patronierte Munition, Schußgeräte und 
Kartuschen . sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. 
Eine miObräuchlidie Verwendung derselben Ist auszuschlie- 
ßen. 

( Über den Zugäng, Abgang und Bestand, über die Aus- 
gao<, Weitergabe und Rücknahme von Schußwaffen, patro- 
nf'*-ter Munition, SchuOgeräten und Kartuschen sowie ge- 
b chsunfählgen Schußwaffen Ist ein schriftlicher Nachweis 
zu führen, soweit ln den zur Durchführung dieser Verord- 
nung erlassenen Rechtsvorschriften dazu Festlegungen ge- 
troffen sind. 

(4) Die Deutsche Volkspolizei kann zur Gewährleistung 
der Ordnung und Sicherheit, insbesondere zum Schutz von 
Leben und Gesundheit der Bürger, den Verkehr mit Schuß- 
waffen und Schußgeräten einschränken oder untersagen und 
Maßnahmen für Ihre Abgabe festlegen. . 

(5) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks- 
polizei kann durch Rechtsvorschriften neu entwickelte Ge- 
räte, die in Ihrer Wirkung Schußwaffen ocier Schußgeräten 
glel^kommen, zu Schußwaffen oder zu Schußgeräten Im 
Sinne dieser Verordnung erklären. 

§5 

Verantwortung 

(1) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen haben für 
f Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Sw.jßgeräten und Kartuschen in ihrem Verantwortungsbe- 
relih 

alle erforderlichen Festlegungen über Art und Umfang 
der organisatorischen, baulichen und mechanischen Si- 
cherungsmaßnahmen, des Einsatzes elektrotechnischer- 
elektronischer Sicherungstechnik zu treffen und durchzu- 
setzen, 

2. nur Bürger einzusetzen, die die dafür geforderte per- 
sönliche Eignung und notwendige Fachkenntnis besitzen. 

(2) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen haben die 
konsequente Einhaltung der Rechtsvorschriften zu gewähr- 
leisten. Bei der Durchführung von Kontrollen ist eng mit 
den gewerkschaftlichen Arbeitsschutzinspekloren und Aktivs 
für Ordnung, Disziplin und Sicherheit zusammenzuarbeiten. 

Erlaubnisse 

§6 

CD Der Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Schußgeräten und Kartuschen ist grundsätzlich erlaubnis- 
pflichtig. Erlaubnisse erteilt die Deutsche Volkspolizei. 

(2) Der Erlaubnis nach Abs. 1 bedürfen auch 

1. Veränderungen an zugelassenen Schußwaffen und 
Schußgeräten, die zur Ande.'-ung der technischen Para- 
meter oder des Systems führen, 


2. die Aus- und Einfuhr, der Vertrieb, der Erwerb und Be- 
sitz von gebrauchsunfähigen Schußwaffen sowie funk- . 
tionsuntüchtigen wesentlichen Teilen, 

3, die Vernichtung von Schußwaffen, patronierter Muni- 
' tion, Sefaußgeräten und Kartuschen. 

(3) Von der Erlaubnispflicht sind ausgenommen 

1. der Transport, die Lagerung, Aufbewahrung, Ausstellung 
und die Ausfuhr von Schußgeräten und Kartuschen, 

2. der Vertrieb, Erwerb und Besitz sowie die Verwendung 
von Schußgeräten der im § 3 Abs. 5 Ziffern 1 und 2 ge- 
nannten Geräte, 

3. die Durchfuhr von Schußgeräten, 

4. der Erwerb, Besitz und die Verwendung von Kartuschen 
und 

5. der Erwerb, Besitz und die Verwendung. von Startpisto- 
len durch staatliche Organe und gesellschaftliche Orga- 
nisationen zur Erfüllung ihrer Aufgaben. 

(4) Die Herstellung, die Aus- und Einfuhr sowie der Ver- 
trieb von Nachbildungen von Schußwaffen und Vorderladern 
ist grundsätzlich nicht gestattet Über Ausnahmen entschei- 
det das Ministerium des Innern. ' 

57 

<1) Bürger bedürfen zum Verkehr mit Schußwaffen, patre^- 
nierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen, soweit in 
den zur Durchführung dieser Verordnung erlassenen Rechts- 
vorschriften nichts anderes festgelegt wird, einer persönli- 
chen Erlaubnis. 

(2) Die persönliche Erlaubnis kann Bürgern erteilt werden, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Voraussetzungen für 
einen sicheren Umgang mit Schußwaffen, patronierter Mu- 
nition, Schußgeräten oder Kartusciien besitzen und deren 
sichere Lagerung oder Aufbewahrung nachweisen können. 

(3) Mit der Erteilung der persönlichen Erlaubnis werden 
die Befugnisse beim Verkehr mit Schußvraffen, patronierter 
Munition, Schußgeräten uiid Kartuschen bestimmt 

§8 

(1) Die Erlaubnis wird schriftlich und auf Widerruf erteilt 
Sie kann zeitlich befristet werden. 

(2) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden und auf 
bestimmte Arten des Verkehrs mit Schußwaffen, patrönier- 
ter Munition, Schußgeräten oder Kartuschen beschränkt wer- . 
den. 

(3) Die Erlaubnis kann zeitlich begrenzt oder unbegrenzt 
entzogen werden, wenn gegen Reditsvorschriften verstoßen 
oder den mit der Erteilung der Erlaubnis verbundenen Auf- 
lagen zuwidergehandelt wurde. Die Erlaubnis kann wider- 
rufen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nicht mehr gegeben sind, 

(D Uie Erlaubnis wird ungültig, wenn die Befugnisse aus 
persönlichen Gründen oder aufgrund von Entscheidungen 
zuständiger Organe für ständig oder unbestimmte Zeit nicht 
mehr ausgeübt werden. Ungültige Erlaubnisse sind der Deut- 
schen Volkspolizei zurückzugeben. 

§9 

Prüfung, Begutachtung, Zulassung, Registrierung 

(1) Die hergeslcllten und die eingeführten Schußwaffen 
und Vorderlader sowie die Arten der hergestellten und der 
eingeführten patronierten Munition, Schußgeräte (ausgenom- 
men Vorderlader) und Kartuschen bedürfen der Prüfung und 
Begutachtung durch das Amt für Standardisierung. Meßwe- 
sen und Warenprüfung. Zur Vorlage zum Zwecke der Prü- 
fung und Begutachtung ist der Hersteller und Im Falle der 
Einfuhr derjenige verpflichtet, dem die Erlaubnis zur Ein- 
fuhr erteilt wurde. 

(2) Die Arten de.'“ hergestellten und ,der eingeführten 
Schußwaffen, patronierten Munition, Schußgeräte und Kar- 
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tuschen bedürfen der Zulassung durch das Ministerium des 
Innern. Dem Antrag auf Zulassung ist das Gutachten über 
die Bauartprüfung des Amtes für Standardisierung, Meßwe- 
sen und Warenprüfung beizufügen. 

(3) Schußwaffen sind innerhalb von 7 Tagen nach Erwerb 
der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volkspolizei zur 
Registrierung zu melden. 

S 10 

Verwahrung 

(1) Die Deutsdie Volkspolizei kann Schußwaffen, patro- 
nierte Munition, Schußgerkte und Kartuschen in Verwah- 
rung nehmen, wenn 

. 1. im Verkehr mit denselben 

a) die Ordnung und Sicherheit gestört, insbesondere das 
Leben und di^ Gesundheit von Menschen gefährdet 
werden, 

b) erteilte Auflagen nicht eingehalten werden oder 

c) die erforderlidie Erlaubnis nicht vorgezeigt werden 
kann; 

2. die Erlaubnis entzogen, widerrufen oder ungültig wurde; 

3. der Inhaber einer Eh’laubnis zum Verkehr mit Schuß- 
waffen, patronierter Munition, Schußgeräten oder Kar- 
tuschen verstorben ist. ‘ 

(2) Nach Wegfall der Gründe in den Fällen des Abs. 1 
Ziff. 1 ist die Verwahrung aufzuheben. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Ziffern 2 und 3 kann die 
Auflage erteilt werden, Schußwaffen und patronierte Mu- 
nition innerhalb von 6 Wochen an einen 'zum Verkehr mit 
Schußwaffen Bereditigten zu veräußern. Ein Verkauf der 
Schußwaffen und patronierten Munition zugunsten des Eigen- 
tümers kann auch durch die Deutsche Volkspolizei erfol- 
gen. Eine Veräußerung von Vorderladern hat Innerhalb der 
gleichen Frist nur an dafür zugelassene Handelseinrichtun- 
gen oder an zum Ankauf berechtigte kulturelle Betriebe und 
Einrichtungen zu erfolgen. 

§11 

Einziehung 

(1) Die Deutsche Volkspolizei ist berechtigt, Schußwaffen, 
patronierte Munition, Schußgeräte und Kartuschen entschä- 
digungslos einzuziehen, wenn 

1. sie entgegen den Bestimmungen dieser Verordnung her- 
gestellt oder zur Prüfung nicht vorgelegt wurden oder 
nicht zugelassen sind, 

2. sie gefunden wurden und der Eigentümer oder recht- 
mäßige Besitzer nicht festgestellt werden kann, 

3. an zugelassenen Schußwaffen und Schußgeräten ohne 
die dafür erforderliche Erlaubnis Veränderungen vorge- 
nommen wurden. 

(2) Die Deutsche Volkspolizei Vann gebrauchsunfähige 
Schußwaffen soM^ie Nachbildungen von Schußwaffen oder 
Vorderladern entschädigungslos einziehen, wenn für die Aus- 
oder Einfuhr, den Vertrieb, den Erw'erb und den Besitz von 
gebrauchsunfähigen Schußwaffen sowie für die Herstellung, 
die Aus- oder Einfuhr und den Vertrieb von Nachbildungen 
von Schußwaffen oder Vorderladern die dafür erforderliche 
Erlaubnis nicht erteilt wurde. 

§12 

Pflicht zur Meldung von Vorkommnissen 

(1) Verluste und Funde von Schußwaffen, gebrauchsun- 
fähigen Schußwaffen und patronierter Munition, Unfälle mit 
Schußwaffen und patronierter Munition sowie die Anwen- 
dung von Schußwaffen gegen Personen sind unverzüglich der 
Deutschen Volkspolizei zu melden. 

(2) Der Meldepflicht gemäß Abs. 1 unterliegen auch Ver- 
luste und Funde von Schußgeräten gemäß § 3 Abs. 5 Ziffern 2 
bis 5 oder Kartuschen, Unfälle mit Schußgeräten oder Kartu- 


schen sowie die Anwendung von Schußgeräten gegen Per- 
sonen. 

§13 

Staatliche Kontrolle 

(1) Die Deutsche Volkspolizei übt die staatliche Kontrolle 
über den Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, 
Schußgeräten und Kartuschen aus. Sie ist befugt, Betriebe, 
Einrichtungen, Anlagen und Räumlichkeiten zu betreten, 
Auskünfte und Gutachten zu fordern sowie Einblick ln Un- 
terlagen zu nehmen. Sic kann Auflagen erteilen und Forde- 
rungen stellen. 

(2) Zu den Kontrollen können Sachkundige anderer Staats- 
organe und gesellschaftlicher Organisationen hinzugezogen 
werden. 

(3) Bei der Durchführung von Kontrollen sind die Be- 
stimmungen über den Geheimnisschutz einzu halten. 

§14 

Besefawerdeverfahren 

Das Redit der Beschwerde gegen Entscheidungen der Deut- 
schen Volkspolizei regelt sich nach § 19 des Gesetzes vc>m 
11. Juni 1968 über die Aufgaben Aind Befugnisse der Deut- 
schen Volkspolizei (GBL 1 Nr. 11 S. 232). 

§15 

Ordnungsstrafbestimmungen 

(1) Wer entgegen den Bestimmungen dieser Verordnung 
exier den zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvorschrif- 
ten Schußwaffen oder patronierte Munition 

1. vorsätzlich herstellt, im Besitz hat, sich oder einem an- 
deren verschafft oder einem anderen überläßt, unbe- 
fugt vernichtet, unbrauchbar macht cxler auf andere 
Weise beiseite schafft oder 

2. fahrlässig abhanden kommen läßt, 

kann, wenn die Auswirkungen der Tat auf die Rechte unc 
Interessen der Bürger oder der Gesellschaft und die Schuld 
des Täters unbedeutend sind, mit Verweis oder Ordnungs- 
strafe von 10 bis 500 M belegt werden. 

(2) Ebenso kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 1< 
bis 500 M belegt werden, wer vorsätzlidi oder fahrlässi{ 
entgegen den Bestimmungen dieser Verordnung exier dei 
zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften 

1. den Nachweis über Schußwaffen, patronierte Munition 
Schußgeräte, Kartuschen oder gebrauchsunfähige Schuß 
Waffen nicht oder nicht ordnungsgemäß führt, 

2. Schußwaffen, patronierte Munition, Sdiußgeräte ode 
Kartuschen vertreibt, transportiert, ausführt, einführl 
lagert, aufbewahrt, ausstellt oder verwendet, 

3. Schußwaffen, patronierte Munition, Schußgeräte ode 
Kartuschen in den Verkehr bringt, die nicht durch di 
zuständigen staatlichen Organe geprüft oder zugelasse 
sind, 

4. Schußwaffen nach Erwerb nicht oder nicht fristgemä 
zur Registrierung meldet, 

5. Schußwaffen oder Schußgeräte bearbeitet oder instand 
setzt, 

6. Veränderungen an zugelassenen Schußwaffen odf 
Schußgeräten vornimmt, 

7. Schußgeräte oder Kartuschen herstellt, erwirbt, besit: 
oder verniditet, 

8. gebrauchsunfähige SdiuQwaffen oder funktlonsuntüct 
tige wesentliche Teile aus- oder einführt, vertreibt, ei 
wirbt oder besitzt, 

9. Nachbildungen von Schußwaffen oder Vorderladern hei 
stellt, aus- oder einführt oder vertreibt, 

10. erteilte Auflagen nicht erfüllt, 

11. den Meldepflichten an die Deutsche Volkspolizei nid 
nachkommt. 
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(3) Eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M kann ausgesprochen 
werden, wenn durch eine vorsätzliche Ordnungswidrigkeit 
nach Abs. 1 Ziff. l oder Abs. 2 die staatliche oder Öffent- 
liche Ordnung und Sicherheit erheblich beeinträchtigt wurde 
oder wenn eine vorsätzliche Ordnungswidrigkeit wiederholt 
innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet wurde. 

.(4) Gegenstände, die zur Begehung einer Ordnungswidrig- 
keit benutzt wurden oder auf die sich die Ordnungswidrigkeit 
bezieht, können neben anderen Ordnungsstraf maOnahmen 
oder selbständig, unabhängig von Rechten Dritter, entschä- 
digungslos eingezogen werden. 

(5) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens ob- 
liegt den Leitern der Dienststellen der Deutschen Volkspo- 
lizei und bei Zuwiderhandlungen im Zusammenhang mit 
SchuOgeräten und Kartuschen gemäß Abs. 2 auch den Lei- 
tern der Arbeitsschutzinspektionen im Rahmen ihrer Zu- 
atändigkeit. 

(8) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 2 
sind die dazu ermächtigten Angehörigen der Deutschen Volks- 
polizei befugt, eine Verwarnung mit Ordnungsgeld bis zu 
20 M aus'zusprechen. 

Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
u ' ;n Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das 
Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungs- 
Widrigkeiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101). 


4. Anordnung vom 14. August 1968 über den Verkehr mit 
Schußgeräten und Kartuschen — Schußgcrätcanord- 
nung - (GBl. II Nr. 90 S. 704). 

Berlin, den 26. März 1987 

Der MloistcrraC 

der Deutscfaea Demokratischen Republik 
W. Stoph 
Vorsitzender 

Dickel 

Minister des Innern 
und Chef der Deutschen Volkspolizei 


Scfalußbestimmungen 
§ 16 

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung erteilten 
Erlaubnisse zum Verkehr mU- Schußwaffen, patronierter 
Munition, Schußgeräten und Kartuschen behalten bis zum 
Ablauf der festgelegten Frist Gültigkeit. 

(2) Unbefristete Erlaubnisse verlieren 3 Jahre nach In- 
krafttreten dieser Verordnung ihre Gültigkeit 


§17 

(1) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderli- 
chen Rechtsvorschriften erläßt der Minister des Innern und 
Chef der Deutschen Volkspolizei. 

(2) Bestimmungen über die Prüfung von Schußwaffen, pa- 
tr'^ ncr Munition, Schußgeräten und Kartuschen erläßt der 
P. -cnt des Amtes für Standardisierung, Meßwesen und 
Warenprüfung im Einvernehmen mit dem Minister des In- 
nern und Chef der Deutschen Volkspolizei. 

(3) Der Erlaß und die Neufassung von Regelungen über 
den Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, Schuß- 
geräten und Kartuschen durch die Minister und Leiter an- 
derer zentraler Staatsorgane und wirtschaftsleitender Or- 
gane sowie die Vorsitzenden der zentralen Leitungen ge- 
sellschaftlicher Organisationen erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspo- 
lizei. 


§ 18 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1037 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. Verordnung vom 8. August 1968 über den Verkehr mit 
Schußwaffen und poironicrler Munition — Schußwaffen- 
vc.-ordnung — (GBl. II Nr. 90S. 69?); 

2. Verordnung vom 11 . Scpte.nnbcr 1975 zur .^.nderung von 
Ordnungsstraf Dcsiimmungcn (GBl. I N’r. 38 S, 654) ; 

3. Erste Durch: uhrur:gv,bcs:;m.mu.ng vom 14 Augus: 1 

zur 5:chu:.v.:.";;; - c: . (GHi I! Nr. ?i' S. Tf:»; 
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Erste Diirc}}führungsbestimmung 
zur Schußwaffenverqrdaung 
— Verkehr mit Schußwaffen 
und patronierter Munition ~ 

vom 26. März 1987 

Aufgrund des § 17 Abs. 1 der SchuOwaifenverordnung vom 
26. März 1987 (GBl. I Nr. 11 S. 131) wird im Einvernehmen 
mit den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane 
folgendes bestimmt: 

Erlaubnisse 

§1 

Persönliche Erlaubnis 

(1) Eine persönliche Erlaubnis zum Verkehr mit Schuß- 
waffen und patronierter Munition ist erforderlich 

1. In Betrieben und Einrichtungen für 

a) Verantwortliche in Produktionsbercichen oder in 
Werkstätten für die Bearbeitung und Instandsetzung, 

b) Lager Verwalter oder deren Stellvertreter, 

c) Leiter des Schießens in gesellschaftlichen Organisa- 
tionen, 

2. für Bürger zur Ausübung der Jagd mit der SdiuOwaffe, 

3. für Bürger, die aus anderen beruflichen oder gesellschaft- 
lich notwendigen Gründen ständig oder zeitweilig Schuß- 
waffen und patronierte Munition besitzen. 

Die Erlaubnis Ist bei der für den Wohnsitz des Bürgers zu- 
ständigen Dienststelle der Deutschen Volkspolizei zu bean- 
tragen. 

(2) Die persönliche Erlaubnis berechtigt gleichzeitig zur 
Aufbewahrung und zum Transport von Schußwaffen und 
patronierter Munition, sow'eit keine einschränkenden Fest- 
legungen eingetragen sind. 

(3) Die persönliche Erlaubnis Ist beim Verkehr mit Schuß- 
waffen und patronierter Munition ständig mitzuführen. Ihr 
Verlust ist der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks- 
polizei sofort zu melden. 

(4) Werktätige, die in Produktionsbereichen oder in 
Werkstätten für die Bearbeitung und Instandsetzung tätig 
werden sollen, sind der zuständigen Dienslsteiie der Deut- 
schen Volkspolizei namentlich zur Bestätigung zu benennen. 

! Sie dürfen diese Tätigkeit erst aufnehmen, nachdem die Be- 
stätigung vorliegt. 

§2 


-Erlaubnis für Betriebe und Einrichtungen 
(1) Betriebe.n und Einrichtungen können r-lautnisse erteilt 
werden: 

1. zur Hers'.e’tur.g. zum Vertrieb, zur Lnncrung. zur Aufbe- 
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Verwendung oder zur Vernichtung von Schußwaffen und 
patronierter Munition» 

2. zui Bearbeitung und Instandsetzung von Schußwaffen. 

(2) Erlaubnisse zur Herstellung, zum Vertrieb und zur Ver- 
nichtung von Schußwaffen und patronierter Munition erteilt, 
soweit nachfolgend nichts anderes festgelegt ist, das Ministe- 
rium des Innern. 

(3) Erlaubnisse zur Bearbeitung, zur Instandsetzung, zur 
Lagerung, zur Aufbewahrung, zur Ausstellung, zum Erwerb, 
zum Besitz und zur Verwendung erteilt die für den Wohnsitz 
des Antragstellers zuständige Dienststelle der Deutschen 
Volkspolizei. 

(4) Im Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis hat der Leiter 
des Betriebes oder der Einrichtung zu bestätigen, daß die 
Voraussetzungen für einen sicheren und ordnungsgemäßen 
Verkehr mit Schußwaffen und patronierter Munition gegeben 
sind. 

53 

Erlaubnis zur Aus-, Ein- und Durchfuhr 

(1) Die Erlaubnis zur Aus-. Ein- und Durchfuhr von Schuß- 
waffen und patronierter Munition ist. soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt .y^lrd. beim Ministerium des Innern_ 
schriftlich zu beantragen. 

(2) Die Erlaubnis zur Aus-. Ein- und Durchfuhr von Schuß- 
waffen und patronierter Munition im öffentlichen Güter- 
transport mititeis Eisenbahn ist 

1. zur Ausfuhr durch den Herstellerbetrieb. 

2. zur Einfuhr durch den Importbetrieb. 

3. zur Durchfuhr vom Versender oder Elmpfänger über das 
VE Kombinat DEUTRANS 

mindestens 2 Werktage vor der Aus-, Eiii- oder Durchfuhr zu 
beantragen. 

(3) Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis gemäß Abs. 2 
haben 

1. die Bezeichnung des Absenders und Empfängers. 

2. die Anzahl und genaue Bezeichnung der Schußwaffen 
und patronierten Munitnon (Art, Kaliber), 

3. die Art und Bezeichnung des Transportmittels. 

4. die Grenzübergangsstelle und den vorgesehenen Zeit- 
punkt des Passierens 

zu beinhalten. 

(4) Die Durchfuhr von Schußwaffen und patronierter 
Munition im öffentlichen Gütertransport mittels Straßen- 
fahrzeugen und Binnenschiffen ist nicht gestattet, soweit in 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen nichts anderes geregelt 
Ist. 

(5) Die Erlaubnis zur -vorübergehenden Ausfuhr und Wie- 
dereinfuhr sow’ie zur vorübergehenden Einfuhr und Wieder- 
ausfuhr von Schußwaffen und patronierter Munition im 
Reiseverkehr erteilt auf Antrag 

1. zentraler Staatsorgane und zentraler Leitungen gesell- 
schaftlicher Organisationen sowie kultureller Betriebe 
und Einrichtungen das Ministerium des Innern, ^ 

2. von Staatsorganen und Leitungen gesellschaftlicher 
Organisationen des Bezirkes die Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei. 

3. von Staatsorganen und Leitungen gesellschaftlicher Orga- 
nisationen des Kreises sowie von Bürgern das Volks- 
polizei-Kreisamt. 

Die Erlaubnis ist mindestens 14 Tage vor der Aus- oder Ein- 
fuhr .schriftlich zu beantragen. 

(C) Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis gemäß Abs. 5 
haben 

1. die Personalien dos Antragstellers, bei Delegationen die 
des Verantwe-tliehen, 

2. eine listenr.,.^3ige Aufstellung der Schußwaffen (Art. 
K al ; ber \Vf. f '-r-r. „• rr. -n: -) , 


3. die Anzahl und das Kaliber der patronierten Munition, 

4. die Bezeichnung des Transportmittels, 

5. die Grenzübergangsstelle und den vorgesehenen Zeit- 
punkt des Passierens 

zu beinhalten. 

(7) Die Erlaubnis zur Durchfuhr von Schußwaffen und 
patronierter Munition Im Reiseverkehr erteilt auf Antrag das 
Ministerium des Innern. 

54 

• Transport 

(1) Der Transport von Schußwaffen und patronierter 
Munition darf nur unter Verantwortung des Inhabers einer 
persönlichen Erlaubnis erfolgen, sofern der Transport nicht 
mittels Eisenbahn oder Post gemäß den Absätzen 5 oder 6 
erfolgt. 

(2) Schußwaffen und ’ patronierte Munition sind beim 
Transport gegen Verlust und Entwendung zu sichern. Der 
Erlaubnisinhaber darf den Transport nicht ohne Aufsicht 
Vassen. 

(3) Schußwaffen dürfen nuj in geschlossenen Behältnissen, 
patronierte Munition nur In Originalverpackungen, Patro- 
nenkisten. Patronentaschen cxler Magazinen transportiert 
werden. Einzelne Schußwaffen sind an den dazugehörigen 
Behältnissen zu transportieren. 

(4) Schußwaffen dürfen nur in ungeladenem Ziistand trans- 
portiert wexxien. 

(5) Der Versand von Schußwaffen und patronierter Muni- 
tion ads Stückgut, Expreßgut cxler Teilladung im öffentlichen 
Gütertransport ist nicht gestattet Ausgenommen davon Ist die 
Aus-, Ein- und Durchfuhr mittels Eisenbahn. 

(6) Ein Versand von Schußwaffen und patronierter -Muni- 
tion im Postverkehr darf nur als Postsendung mit einer 
Wertangabe von über 1 000 M erfolgen. 

§5 

Lagerung, Aufbewahrung, Ausstellung 

(1) Lager, Aufbewahrungseinrichtungen und AüsstellungS' 
räume für Schußwaffen und patronierte Munition sind ent- 
sprechend den Mindestanforderungen der Anlage 1 so zu er- 
richten cxler einzuriditen, daß Schußwaffen und patronierte 
Munition gegen den Zugriff Unbefu^r gesichert sind. 

(2) Lager für patronierte Munition sind unter Einhaltuni 
der Bestimmungen des Gesundhelts- und Arbeitsschutzes so- 
wie Brandschutzes so zu errichten oder einzurichten, daß be 
einer Explosion Personen oder Sachwerte in der Umgebung 
des Lagers nicht gefährdet werden können. 

§6 

Verwendung 

(1) Die Verwendung von Schußwaffen zur Jagd regelt sid 
nach den Bestimmungen des Jagdgesetzes vom 15. Juni 193 
(GBl. I Nr. 16 S. 217) und den dazu vom Minisier für Land- 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft und Leiter der Oberstei 
Jagdbehörde erlassenen Rechtsvorschriften, 

(2) Die Verwendung von Schußwaffen zur vormilitärische; 
•Ausbildung und im Wehrsport regelt sich nach den Vor 
Schriften des Vorsitzenden des Zentralvorstandcs der Gesell 
schalt für Sport und Technik. 

(3) Die Verwendung von Schußwaffen zum sportliche 
Schießen sowie zu.m jagdlichen Obungs-, Pflicht- und Wett 
kampfschießen ist nur auf zugelassenen Schießständen gestat 
tet. 

§7 

Nadiwcisführung 

(’i) Die Ncchv.-..-:.-: ..i.runr. - r/.-ß § i Abv 3 der Verordnun 
muß übe'ric' s jr.d k r;r : se;n. Die Eir 
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tragungen ln den Nachweis sind unmittelbar nach Zugang, 
Abgang, Ausgabe oder Rücknahme der Schußwaffen oder 
patronlerten Munition gemäß den Vorgaben der Anlage 2 
varzunehmen. Radierungen sind unzulässig, Streichungen 
oder Änderungen sind vom Verantwortlichen mit Signum 
abzuzeichnen. Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen ha- 
ben die Form der N ach weis führ ung festzulegen. 

(2) Die Aufbewahrungsfristen betragen: 

1. 20 Jahre für Nachweisunterlagen gemäß Ziff. 1 der An- 
Uge 2, 

2. 10 Jahre für Nachweisunterlagen gemäß den Ziffern 2, 4 
und 5 Buchst, a der Anlage 2, 

3. 5 Jahre, für Nachweisunterlagen gemäß Ziff. 3 der An- 
lage 2 und • . 

4 . 2 Jahre für Nadiweisunterlagen gemäß Ziff. 5 Buchsta- 
ben b und c und Ziff. 6 der Anlage 2. 

§8 

Prüfung und Zulassung 

(1) Dem Amt für Standardisierung, Meßwesen und Wa- 
renprüfung dürfen nur Schußwaffen und patronierte Muni- 
tion zur Prüfung und Begutaditung vorgelegt werden, wenn 
für deren Herstellung oder Einfuhr die Erlaubnis erteilt 

e. Kann diese nicht vorgelegt werden, hat der Leiter 
der Prüfstelle des Amtes für Standardisierung, Meßwesen 
u' * Warenprüfung unverzüglich die zuständige Dienststelle 
d<_ Deutschen Volkspolizei zu informieren. 

(2) Dem Ministerium des Innern ist mit dem Antrag auf 
Zulassung der Arten von Schußwaffen gemäß § 9 Abs. 2 der 
Verordnung 

1. eine Kopie des vom Amt für Standardisierung, Meß- 
wesen und Warenprüfung ausgestellten Gutachtens, 

2. eine Aufrißzeichnung, 

3. eine technische Dokumentation und 

4 . ein Muster (ausgenommen die Erlaubnis zur Herstellung 
wurde auf ein Stück beschränkt und weitere Schußwaf- 
fen dieser Art sollen' nicht hergestellt werden) 

einzureichen. Eine Rückgabe dieser Unterlagen und des Mu- 
sters erfolgt nicht. 

§9 

Registrierung 

(l) Die Registrierung von Schußwaffen gemäß § 9 Abs. 3 
der "Verordnung erfolgt mit der Ausstellung einer Waffen- 
X !. Die Waffenkarte verbleibt bei der Schußwaffe und 
giii. als Erlaubnis zum Besitz. 

Gesellschaftliche Organisationen sowie kulturelle Be- 
triv.^ und Einrichtungen melden ihre Schußwaffen listen- 
mäßig in zweifadier Ausfertigung der zuständigen Dienst- 
stelle der Deutschen Volkspolizei. Eine Ausfertigung mit Re- 
gistrierv'ermerk erhält der Einreicher zurück: sie gilt als 
Erlaubnis zum Besitz. Änderungen der mit Registriervermerk 
versehenen Liste sind der zuständigen Dienststelle der Deut- 
schen Volkspolizei unverzüglich zu melden. 

(3) Die Waffenkarte berechtigt ln Verbindung mit einer 
persönlichen Erlaubnis zum Erw'erb von patronierter Muni- 
tion für die ln der Waffenkarte eingetragenen Schußwaffe. 

§ 10 

Mcldfipnichtcn 

(1) Die Kreisjagdbehörden, die staatlichen Forstwirt- 
sdiaftsbetriebe und die Kreis verstände geselLsdiaftlicher Or- 
ganisationen halben ihren Bestand an Schußwaffen anzahl- 
mäßig jährlich mit Stand vom 30. November bis zum 15. De- 
zember der zuständigen Dica^ilslcUc der Deutschen Volkspo- 
lizei sdiriftlich zu meiden. Die Meldung hat aufgeschliissell 
nach Standorten der Schu-OwaiTen zu ertolgen. 

(2) Jede sta.ndor'mä^ige Verä.nde.’ung von Schußv.-offe.n i.^t 
innerhalb von 3 Tjre.n de.' für den allen u.nd den neuen 


Standort zuständigen Dienststelle der Deutschen Volkspolizei 
zu melden. Als SUndort gilt der Ort. der auf der zur Schuß- 
waffe gehörigen Waffenkarte bestimmt Ist oder der Ort, an 
dem die Schußwaffe im Bestandsnachweis geführt wird. 
Gleichfalls meldepflichtig ist das zeitweilige Verbringen von 
Schußwaffen vom Standort in ein anderes Kreisgebiet, wenn 
dabei die Frist von 3 Tagen überschritten w'lrd. 

(3) Transporte von mehr als 10 Schußwaffen sind minde- 
stens 2 Werktage vor dem Tag der Durchführung der für 
den Ausgangsort des Transportes zuständigen Dienststelle der 
Deutschen VolkspoHzei zu melden. In begründeten Fällen 
kann eine kürzere Frist vereinbart werden.- Die Meldung hat 
das Datum und die Uhrzeit der Transportdurchführung, die 
Bezeichnung des Transportmittels, den Transportweg und 
den Namen des für den Transport verantwortlichen Inha- 
bers einer persönlichen Erlaubnis zu enthalten. Ausgenom- 
men von dieser Meldepflicht sind Transporte zum Ausbll- 
dungsobjekt innerhalb des Kreises. 

§11 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. September 1987 
in Kraft. 

Berlin, den 26. März 1987 

Der Minister des Innern 
und 

Chef der Deutschen Volkspolizei 
Dickel 


Anlage 1 

zu vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 

Mindestanforderungen 
für die sichere Lagerung, Aofbewahrong 
und Ausstellung von Schußwaffen 
und patronierter Munition 

I. Lagerung 

Räume, ln denen Schußwaffen oder patronierte Munition ge- 
lagert werden sollen, müssen folgenden Mindestanforderun- 
gen entsprechen: 

1. Wände müssen massiv in einer Stärke von mindestens 
365 mm Mauervollziegel oder 200 mm Schwerbeton oder 
140 mm Stahlbeton sein. 

2. Dedcen und Fußböden müssen massiv aus Beton oder 
Stahlbeton sein. Gewölbte Kappen müssen mindestens 
so dick sein wie die Wandbauelemente. 

3. Lagereingangstüren müssen aus zwei hintereinanderlie- 
genden, mit einem Anschlag versehenen Stahltüren von 
mindestens 5 mm Dicke ausgeführt sein, die so in einem 
Stahlrahmen einzupassen sind, daß Hebel Werkzeuge nicht 
angesetzt werden können. Im begründeten Ausnahme- 
faJl kann als Innentür eine Stahlgittertür zugelassen wer- 
den. wenn deren Gitterstäbe aus mindestens 16 mm 
Rundstahl oder Profilstahl von 14 mm Kantenlänge oder 
einem anderen vergleichbaren Querschnitt auf nicht mehr 
als 80 mm längs- und querverslrcbt und an den Berüh- 
rungspunkten verschweißt sind. Anschlagmittel an den 
Türen müssen naassiv sein. Sie sind so anzubringen, daß 
eine Entfernung der Scharnierbolzcn und Scharniere so- 
wie der Türbänder im geschlossenen Zustand der Türen 
ausgeschlossen ist. Jede Tür muß durch zwei voneinander 
unabhängige SicherhcilsschUxiser, die dem Sicherheits- 
grad 8 gemäß TGL 23182/01 entsprechen, zu verschließen 
sein. Sicherheitskastensclilcose.'- milsse.n sicli zweimal um- 
sch!.c.2c.i !a'*.'Ori und so a n geb : ch : sein, daß sie von 
s’-ßer. Hier, gclos', v.-erdon ko-.r.cr.. 
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4. Fer\ 5 ter tlnd außen durch ein Stahlgitter (Rundstahl von 
mindestens . 10 mm Durchmesser oder Profilstahl von 

•mindestens 14 mm Kantenlänge oder einem anderen ver- 
gleichbaren Querschnitt auf nicht mehr als 100 nun quer- 
vcrstrebl, an den' Berührungspunkten verschweißt und 
mindestens Jede 4. Strebe nicht weniger als 200 nun tief 
seitlich In das Mauerwerk einzementiert) zu sichern. Fen- 
ster lind Inned durch' nicht aushebbar^ verschließ- oder 
vcrrlcgelbare Fcnstertäden aus mindestens 5 mm starkem 
Stahlblech zu slAern. 

5. Öffnungen zur Be- und Entlüftung sind so anzubringen 

und zu sichern, daß ein Eindringen von Personen, das 
Hlnelnverbrlhgen von Gegenständen oder Flüssigkeiten 
ln das Lager ausgeschlossen ist. / - 

In Lagern sind grundsätzlich elektrotechnlsche-elektronl-* 
sehe Sicherungsanlagen zu jnstalliereii. o . 

1 1. . Atifbewahrung ' 

.. ...... . . . 

" 1.'; Für Behältnisse, jln denen Schußwaffen und patronlerte 
Mühitlon aUfbe währt werden, gelten folgende MiDdest- 
.^ anf Ordnungen: ' - * < ' 

a) Panzerschränke haben den geltenden Standards zu 

entsprechen. Die patronlerte Munition ist ln einem 
gesonderten, verschließbaren Fach oder in einer Stahl- 
blechka^ette, beide . Innerhalb des Pänzerschrankes, 
aüfzubewahren. - : \ ’ ^ 

b) Die Stärke der-; Wände und Türen von Stahlblech- 
schränken hat. nündestens 1,5 mm zu betragen. Türen 
müssen innen 'mit Profilstahl sö verstrebt sein, daß ein 
Verbiegen der Türen nicht möglich ist und sö ln den 
Türrahmen dngepaßt sei daß Hebelwerkzeuge nicht 
angesetrt werden können; Türen sind mit 2 vonein- 
ander unabhängigen Sidierheltsschlössern exier mit 
1 Sicherheitsschloß mit Mehrfach Verriegelung zu ver- 
sehen, die dem Sicherheitsgrad 6 nach TGL 23182/01 
entsprechen. Schlösser und Scharniere sind so anzu- 
bringen, daß sie sich Im gesdüossehen Zustand der 
Türen von außen nicht lösen lassen. Patronlerte Mu- 
nition ist Innerhalb des Stahlbledischrankes ln einem 
gesonderten verschließbaren Fach unterzubringen. 
Stahlblechschränke und leichte Panzerschränke müs- 
sen am Standort fest verankert sein und dürfen sich 
im geschlossenen Zustand von der Verankerung nicht 
lösen lassen. 

2. Aufbewahrungsbehältnisse sind ln Wohnungen oder ln 
Räumen von ständig bewohnten oder ständig l^wachten 
oder durch elektrotechnisch -elektronisch gesicherten Ge- 
bäuden von Betrieben, Einrichtungen und sonstigen Ob- 
jekten unterzubringen. Die Räume dürfen der Öffent- 
lichkeit nicht zugän^ich sein, 

3. Im persönlichen Besitz befindliche Schußwaffen und pa- 
tronierle Munition sind in Stahlblechschränken aus min- ■ 
destens 1,5 mm starkem Stahlblech exier in Stahlblech- 
kassetten aufzubewahren. Diese Behältnisse sind mit 
mindestens einem eingebauten Sicherheitsschloß zu ver- 
schließen und mit einer festen Unterlage so zu verbin- 
den, daß sie sich im geschlossenen Zustand von der 
Unterlage nicht lösen lassen. In Stahlblechschränken ist 
patronierte Munition in einem gesondert verschließbaren 
Behältnis unterzu bringen. Diese Festlegungen gelten audi 
für die zeitweilige Aufbewahrung der zur Verwendung 
ausgegebenen Schußwaffen und patronierten Munition. 

III. Ausstellung 

1. Ausstellungsräume sind während der Öffnungszeit der 
Ausstellung ständig zu beaufsichtigen und außerhalb der 
Öffnungszeit gegen den Zutritt Unbefugter zu sichern. 

2. Ausstellungsstücke sind in sicher verschlossenen Vitrinen 
auszulegen und in geeigneter Weise mit der Unterlage so 
zu verbirxien. d.iß eine bloße Wegnali.nrie ausgeschlossen 
;st. Im Ausnch.m.e.'a'.l kö.-.nen lange Sc.ha: waTfe.n 
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. halb von Vitrinen ausgestellt werden, wenn sie auf fester 
Unterlage zweckentsprechend gegen den Zugriff Unbe- 
fugter gesichert sind. ' . 

3. Vor der Öffnung und unmittelbar nach der Schließung 
der Ausstellung ist der Bestand der Ausstellungsstücke 
auf Vollzähligkeit zu kontrollieren. In einem KontroU- 
buch sind die Ergebnisse der Kontrolle nachzuweisen und 
durch den mit der Kontrolle Beauftragten zu unterschrei- 
ben. ■ 


Anlage Z 

zu Vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 

Vorgaben zur Nachweisführung 

Die Nach Welsführung hat au beinhalten: 

■ I. ln Produktionsbereichen • 

a) Art und Anzahl der hergeslellten Schußwaffen, we-' 

. seitlichen Teile von Schußwaffen oder der patronier- 
ten Munition, ^ ■ / : . 

b) Verbleib der hergestellten Schußwaffen, wesentUdieh 
Telle von Schußwaffen oder der patronierten Muni- 
tion (Datum der Übergabe, Auslieferung oder des V^- 
sandes sowie vollständige Bezeichnung des'Jlmpfän- 
gers) und 

c) Art und Anzahl der der Vernichtung zugeführten 
Schußwaffen, wesentlichen Teile von Schußwaffen 
und der patronierten Munition (über die Vernichtung 

' Ist ein Protokoll zu fertigen) ; 

in Binnenhandelseinrichtungen 

a) Bezeichnung des. Lieferanten und Datum der An- 
nahme, 

b) genaue Bezeichnung der Schußwaffe (Art, Fabrikat, 
Kaliber, Nummer), 

c) Personalien des Käufers und Datum des Verkaufs, 

d) Nummer der von der Deutschen Volkspolizei erteilten 
Erlaubnis zum Erwerb der-Schußwaffe und 

e) Zugang, Abgang und Bestand von patronierter Mu- 
nition; 

^ in Werkstätten für die Bearbeitung und Instandsetzung 

a) Name und Ansdirift des Auftraggebers, 

b) Nummer der persönlichen Erlaubnis, 

c) genaue Bezeichnung der Schußwaffe (Art, Fabrikat, 
Kaliber, Numnrier), 

d) Datum der Annahme, Rückgabe oder des Versandes 
und 

e) Zugang. Abgang und Bestand von patronierter Muni- 
tion; 

4. ln kulturellen Betrieben und Einrichtungen 

a) Zugang, .Abgang und Bestand von Schußwaffen und 
gebrauchsunfähigen Schußwaffen (beim Leihverkehr 
genaue Bezeichnung des Empfängers oder des Auslei- 
hers) und 

b) Zugang, Abgang und Bestand von patronierter Muni- 
tion; 

5. in gesellschaftlichen Organisationen sowie anderen Be- 
trieben und Einrichtungen 

a) Zugang, Abgang und Bestand von Schußwaffen unc 
patronierter Munition ln Lagern und Aufbewahrungs 
einrichtungen, 

b) Ausgabe und Rückgabe von zur Verwendung ausge 
gebenen Schußwaffen und patronierter .Munition uru 

c) Verbrauch patronierter Munition ; 

6. bei Inhabern einer persönlichen Erlaubnis 

den Zugang, Verb.-ruch und Bestand patronierter Muni 
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Zweite Durchführungsbestimmung' 
zur Schußwaffenverordnung 
— Verkehr mit Schußgeräten und Kartuschen — 
vom 26. März 1987 

Aufgrund des § 17 Abs. 1 der SchuDwaffenverordnung vom 
26. März 1987 (GBl. I Nr. 11 S. 131) wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes 
bestimmt: 

§1 

Erlaubnlsertcilung 

(1) Erlaubnisse zur Herstellung von Schußgeräten und Kar- 
tuschen, zur Einfuhr von Schußgeräten sowie zur Ein- und 
Durchfuhr von Kar.tuschen erteilt das Ministerium des In- 
nern. 

(2) Erlaubnisse zur Bearbeitung und Instandsetzung, zum 
Vertrieb, Erwerb, Besitz und zur Verwendung von Schuß- 
geräten sowie zum Vertrieb von Kartuschen erteilt die zu- 
ständige Dienststelle der Deutschen Volkspolizei. 

(3) Die Erteilung von Erlaubnissen zum Erwerb, Besitz und 
zur Verwendung der im § 3 Abs. 5 Ziffern 3 und 4 der Ver- 
ordnung genannten Geräte erfolgt nur an Betriebe und Ein- 
richtungen. 

(4) Im Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zur Herstel- 
lung von Schußgeräten oder Kartuschen, zur Bearbeitung, 
Instandsetzung, zum Vertrieb, Erwerb, Besitz oder zur Ver- 
W'endung von Schußgeräten sowie zum Vertrieb von Kartu- 
schen hat der Leiter des Betriebes oder der Einrichtung zu 
bestätigen, daß die Voraussetzungen für einen sicheren und 
ordnungsgemäßen Verkehr mit Schußgeräten und Kartuschen 
gegeben sind. 

§2 

Erlaubnis zur Ein- und Durchfuhr 

(1) Die Erlaubnis ist 

1. zur Einfuhr von Schußgeräten und Kartuschen durch Be- 
triebe, Einrichtungen oder Bürger und 

2. zur Durchfuhr von Kartuschen vom Versender oder Emp- 
fänger über das VE Kombinat DEUTRANS 

mindestens 2 Werktage vor der Ein- oder Durchfuhr beim 
Ministerium des Innern schriftlich zu beantragen. 

(21. Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis gemäß Abs. 1 
haben 

1. die Bezeichnung des Absenders und Empfängers, 

2. Anzahl, Typenbezeichnung und Fabrikat der SchuDgeräte 
sowie Anzahl, Art und Kaliber der Kartuschen, 

3. Art und Bezeichnung des Transportmittels, 

4. die Grenzübergangsstelle und den vorgesehenen Zeit- 
punkt des Passierens 

zu beinhalten. 

§3 

Transport 

(1) Schußgeräle dürfen njr im ungeladenen Zustand trans- 
portiert werden. 

(21 Der Transport von Kartuschen darf nur in Originalver- 
paduingen oder in gesonde.-ten geschlossenen Behältnissen 
erfcl "en. 

(3) Schußgeräte und Kartuschen sind beim Transport gegen 
Verlust und Entwendung zu sichern. Beim Transport mittels 
Kraftfahrzeugen und bei der Benutzung von öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln sind die mitgerührten Schu.ßgeräte und Kartu- 
schen nichi ohne Aufsicht zu lassen. 

(4) Ein Versand von Schußgeräten und Kartuschen im Post- 
verkehr darf nur als Postse.ndung mit einer Wertangabe von 
über 1 000 M erfolgen. 


1 Erste Durchführu.''.gsbcstimnr'.i:r.g vom 26. März ISOT (GBl. I Nr. 11 
S l3^) 


§4 

Lagerung, Aufbewahrung, Ausstellung 

(1) Räume, in denen Schußgeräte oder Kartuschen gelagert 
Werden, müssen allseitig durch massive Wände und Decken . 
umschlossen sein. Türen müssen durch Sicherheitsschlösser 
verschließbar sein. Fenster sind außen durch Stahlgitter oder 
innen durch verschließ- oder verriegelbare Fensterläden aus 
Stahlblech oder mindestens 30 mm starkem Holz zu sichern. 

(2) Kartuschen sind getrennt von Schußgeräten zu lagern. 
Räume für die Lagerung von Kartuschen sind so zu errichten 
oder einzurichten, daß bei einer Explosion Personen oder 
Sachwerte in der Umgebung des Lagers nicht gefährdet wer- 
den können. 

(3) Für die Lagerung und die Ausstellung von Schußgerä- 
ten in Museen gelten die Bestimmungen des § 5 Abs, 1 der 
Ersten Durchführungsbestimmung zur Verordnung, 

(4) Einzelne Schußgeräte und Kartuschen sind getrennt von- 
einander in Behältnissen oder Räumen und so aufzubewah- 
ren, daß eine Verwendung durch Unbefugte oder eine Ent- 
wendung nicht e^fo!gen kann. Die Behältnisse und Räume 
sind unter Verschluß zu halten, wenn sie nicht ständig unter 
Aufsicht stehen. Kartuschenversager sind ebenso sicher, aber 
gesondert aufzubewahren. 

(5) Im persönlichen Besitz befindliche Schußgeräte oder 
Kartuschen sind in Wohnungen oder verschließbaren Neben- 
gelassen gegen den Zugriff unbefugter Personen gesichert un- 
terzubringen. 

§5 

Verwendung 

(1) Die Verwendung von Schußgeräten gemäß §3 Abs. 5 
Ziff. 1 der Verordnung ist 

1. auf öffentlichen Straßen, W'egen, Plätzen und Verkehrs- 
anlagen sowie in öffentlichen Anlagen, Gebäuden und 
Einrichtungen, außer auf Schießständen, 

2. in Natur- und Landschaftsschutzgebieten sowie auf Jagd- 
Bächen, 

3. gegen geschützte oder jagdbare Tiere und 

4. durdi Jugendliche unter 16 Jahren ohne Aufsicht eines 
Erziehungsberechtigten oder einer anderen berechtigten 
Aufsichtsperson 

nicht gestattet. 

(2) Die Verwendung von Schußgeräten zum Sportschießen 
regelt sich nach den Rechtsvorschriften,^ 

(3) Die Verwendung von Schußgeräten gemäß §3 Abs. 5 
Ziff. 2 der Verordnung darf nur 

1. unter Beachtung der einschlägigen Bestimmungen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes, 

2. durch Werktätige, die dafür eine entsprechende Qualifi- 

kation erworben und das 18. Lebensjahr vollendet haberT, 
und ^ 

3. zu Arbeiten, für die die SchuDgeräte bestimmt, geprüft 
und zugelassen sind, 

erfolgen. 

§6 

Nachweisführung 

(1) Hersieiler haben den Nachweis über die hergestellten 
Schußgeräte und Kartuschen sowie über deren Verbleib, un- 
terteilt nach Arten, zu führen. 

(2) Binnenhandelseinrichtungen haben den Nachweis über 
Zugang, Abgang und Bestand von Schußgeräten und Kartu- 
schen zu führen. Die Nachweisführung hat zu beinhalten: 

1. Bezeichnung des Lieferanten, 

2, Typenbezeichnung. Fab.-ikat. Kaliber und Nummer des 
’ Schußgeräte.s, 


2 Z. z gilt die Ar.ordr.v:-.» vor-, 1?. April übt.' d!c Gewährleistung 
von S.c.";crr.c:: u.'.d Ordr.-.'.j L:,,':'. SpG.-tschJCJcn (GDI. l Nr. 13 S. 167). 
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3, Zugang, Abgang und Bestand von Kartuschen nach Art 
und Kaliber, 

4. Bezeid^nung oder Personalien des Empfängers. 

(3) Verw’ender von Schußgeräten und Kartuschen haben 
Nachweis über Zugang. Abgang und Bestand an SdiuDgeräten 
jnd Kartusdien zu führen. 

(4) Museen und andere kulturelle Betriebe und Einrich- 
‘.ungen haben den Nachweis über Zugang, Abgang und Be- 
stand einschließlich den Leihverkehr von Schußgeräten zu 
führen. 

(5) Bürger haben Nachweis über den Erwerb und Besitz 
von Vorderladern zu führen. Die Nachweisführung hat zu be- 
inhalten: 

1. genaue Bezeichnung der einzelnen Geräte, 

2. wann w*elches Gerät von wem erworben wurde, 

3. wann welches Gerät an wen (Name, Anschrift) abgege- 
ben wurde. 

(6) Die Nachweisunterlagen gemäß Abs. 1 sind 10 Jahre, 
he Nachweisunterlagen gemäß den Absätzen 2 bis S sind 
5 Jahre, gerechnet vom Tage der letzten Eintragung, aufzu- 
bewahren. 

(7) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen haben in den 
F( 1 der Absätze 1 bis 4 die Form der Nachweisführung 
fesvMilegen. Die Nachweisführung muß übersichtlich und kon- 
tra 'fähig sein. Radierungen sind unzulässig. Streichungen 
DC-. Änderungen sind vom Verantwortlichen mit Signum 
abzuzeichnen. 

§7 

Prüfung und Zulassung 

(1) Dem Amt für Standardisierung, Meßwesen und Waren- 
prüfung dürfen nur Schußgeräte und Kartusdien zur Prü- 
fung und Begutachtung vorgelegt werden, wenn für deren 
Herstellung oder Elinführ die Erlaubnis erteilt wurde. Kann 
diese nicht vorgelegt werden, hat der Leiter der Prüfstelle 
des Amtes für Standardisierung, Meßwesen und Warenprü- 
fung unverzüglich darüber die zuständige Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei zu informieren. 

(2) Dem Ministerium des Innern ist mit dem Antrag auf 
Zulassung der Arten von Schußgeräten gemäß § 9 Abs. 2 der 
Verordnung 

1. eine Kopte des vom Amt für Standardisierung, Meßwe- 
sen und Warenprüfung ausgestellten Gutachtens, 

7 eine Aufrißzeichnung, 
i .;ine technische Dokumentation und 

4 ein Muster (ausgenommen die Erlaubnis zur Herstellung 
/urde auf ein Stück beschränkt und weitere Schußge- 
räte dieser Art sollen nicht hergestellt werden) 
einzurcichen. Eine Rückgabe dieser Unterlagen* und des Mu- 
sters erfolgt nicht. 

§8 

Meldepflicht 

(1) Betriebe und Einrichtungen sowie Bürger haben den 
Besitz von im § 3 Abs, 5 Ziff. 2 der Verordnung genannten 
Schußgeräten der zuständigen Dienststelle der Deutschen 
Volkspolizei schriftlich in zweifacher Ausfertigung zu mel- 
den. EUne Ausfertigung mit Bestätigungsvermerk erhält der 
Einreicher zurück. 

(2) Di^ zum Vertrieb von Kartuschen berechtigten Betriebe 
und Einrichtungen dürfen Kartuschen nur abgeben, wenn der 
Boslätigungsvermerk gemäß Abs, 1 vorgelegt wird. 

§9 

Ausnahmen 

Für Geräte, mit denen Geschosse mittels Federkraft, Druck- 
luft, anderer komprimierter Gase oder ähnlicher Energie frei- 


setzender Antriebsmittel, mit Ausnahme von Explosivstoffen, 
verschossen werdei^ können, finden die Bestimmungen des 
§ 3 Absätze 2 bis 4 und die §§ 4 und 6 keine Anwendung. 

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. September 1987 
in Kraft. 

Berlin, den 26. März 1907 

Der Minister des Innern 
und 

Chef der Deutschen Volkspolizei 
Dickel 
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A. Schalck Berlin, den 3. 4. 1987 


Mitglied des Politbüros 
und Sekretär des ZK der SED 

Genossen Günter Mittag 


L i e b ej: Qjiiup 
Beiliegend wird eine 

Information über vorgesehene Veränderungen 
in der Abwicklung des Genex-Geschenkdienstes 
und Vorschläge für das weitere Vorgehen 

übermittelt. 

Das Material wurde gemeinsam mit dem Amt für den Rechts- 
schutz des Vermögens der DDR, der Staatsbank, der Ab- 
teilung BRD im Ministerium für Auswärtige Angelegen- 
heiten sowie dem Genera Idlr^ktor^d^r Genp^>*Geschenk- 
dienst GmbH ausgearbeitet. 

Gleichzeitig erfolgte eine Abstimmung mit dem Ministerium 
für Staatssicherheit sowie mit Genossen Prof. Dr. Vogel, 
der weitere Sondierungsgespräche führen soll. 

Bitte um Zustimmung zu den unterbreiteten Vorschlägen, 
insbesondere der Durchführung von Sondierungsgesprächen 
mit der BRD-Bundesbank . 


Mit kommunistischem Gruß 
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Anlage 





Information über vorgesehene Veränderungen der Abwicklung 
des Genex-Geschenkdienstes und Vorschläge für das weitere 
Vorgehen 


1. Der Genex-Geschenkdienst wird entsprechend den dazu 
getroffenen Festlegungen für die Bürger der DDR unter 
Einschaltung beauftragter Rechtsanwälte in der BRD 
bzw. in Westberlin und von Auslandsagenturen abge- 
wickelt . 

Auf .diesem Wege konnte seit 1983 unter Ausnutzung der 
von där BRD erteilten airgemeinen Genenmigung zur 
Verfügbarkeit aus Guthaben von DDR-Bürgern in der BRD 
für Warenkäufe bei Genex bis zu einem Betrag von 
20.000 DM eine beträchtliche Ausweitung der Aufträge 
für Warenkäufe und Dienstleistungen erreicht werden. 

Eine weitere Steigerung des Umsatzes und der Valutaein- 
nahmen aus dem Genex-Geschenkdienst erfordert, das gegen 
wertige Verfahren zu vereinfachen, stabiler zu gestalten 
und Möglichkeit.,eo^^ines Ausbaues anzustreb^en , 

Hinzu ko«/nt* »daß, in ..j.unehmendet^JJaöe .VjÖP der BRD-Seite 
Anschuldigungen gegen die einbezogenen Rechtsanwälte 
erhoben und dadurch Vorbehalte und Hemmnisse erzeugt 
werden. 

2 . Bei mit der BRD-Seite durch Genossen Prof. Dr. Vogel 
geführten Sondierungsgesprächen zu diesen Fragen wurde 
von seiten der BRD-Bundesbank Einverständnis bekundet, 
im Interesse der Kontoinhaber Möglichkeiten zur Er- 
leichterung von Einkäufen bei Genex zu prüfen. 

Dabei geht die BRD-Seite davon aus, daß die Bürger 
oer DDR grundsätzlich die Möglichkeit erhalten, un- 
mittelbar ohne Einschaltung eines Rechtsanwaltes 
Zahlungsaufträge an die entsprechenden Kreditinstitute 
in der BRD zu erteilen. 
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Weiterhin brachte die BRD-Seite zum Ausdruck, daß evtl. 
Möglichkeiten gesehen werden, zur Erweiterung des Ge- 
schenkdienstes eine Genehmigung für eine Agentur in 
der BRD zu erteilen. In diesem Zusammenhang wurde auch 
einer möglichen Übertragung von Warengutscheinen, (Forum- 
schecks) an Bürger der DDR durch die BRD-Seite nicht 
widersprochen . 

Des weiteren wurde von der BRD-Seite eine Erweiterung 

des Handelsabkommens angesprochen, wobei der Gegenwert 
auf Valutarechtskonten für die jeweils berechtigten 
Bürger weiterzuleiten wäre. 

Im Ergebnis dieses Sondierungsgespräches wurde verein- 
bart, die angesprochenen Fragen weiter zu erörtern. 

3. Es kann eingeschätzt werden, daß die BRD-Seite prin- 
zipiell interessiert und bereit ist, weitere Möglichkeiten 
zu schaffen, damit Bürger der DDR in einem höheren Maße 
Waren und Dienstleistungen über liVfe' K^iftteh^'tiei Gene^f 
erwerben könnedC 

Dabei geht die BRD-Seite offensichtlich davon aus, daß 
der direkte Verkehr zwischen den betreffenden Banken 
in der BRD und den Bürgern der DDR als Kontoinhaber ge- 
währleistet werden müßte, um eine angebliche staatliche 
Einflußnahme der DDR auf diese Bürger bei der Verfügung 
über ihre Konten zu verhindern. 

Bisher wurden derartige Direktbeziehungen durch die 
Kreditinstitute der BRD und Westberlins abgelehnt. 

Für die DDR würden sich, insbesondere durch eine Erhöhung 
des Umfanges von Ge nex - Auf trä ge n , ökonomische Vorteile 
ergeben. Dies wäre jedoch mit der Konsequenz verbunden, 
daß ein offizieller Direktkontakt zwischen den Bürgern 
der DDR als Kontoinhaber und den jeweiligen Banken in 
der BRD bzw. Westberlin hergestellt und laufend aufrecht- 
erhalten wird. 
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Andererseits ist erforderlich, daß seitens der Bundes- 
bank durch entsprechende Genehmigungen bzw. Empfehlungen 
gegenüber den BRD- und Westberliner Banken eine reibungs- 
lose Abwicklung direkter Bankaufträge und Informationen 
gegenüber DDR-Bürgern gewährleistet wird. 

Was die Vorstellungen der BRD-Seite zur Erweiterung des 
Zahlungsverkehrs für Bürger der DDR über das Unterkonto 3 
des Handelsabkommens betrifft, so entspricht dieser \/ot- 
scHlä g laW|i|lig|l^hMen 

in zunehmendem Maße auch nichtkommerzielle Zahlungen 
über dieses Unterkonto abzuwickeln. Eine derartige Ver- 
fahrensweise liegt nicht im Interesse der DDR (keine 
freie Verfügbarkeit über DM-Beträge) und sollte aus prin- 
zipiellen Erwägungen nicht weiter verfolgt werden. 

4. Unter Berü^gji;sichtigung der Interessenlage der DDR wird 
vorgeschlagen, zur Vereinheitlichung, Ent komplizierung 
und Be$,chleMnigung der bisherigen Verfahrensweise des 
Genex-t5eschenkdreh'stre's''^eine Neugestaltung' vorzusehen . 

Dabei ist von folgenden inhaltlichen Grur^dsätjjj^n, aus-, 
zugehen: 

- Ausweitung der Genex -Aufträge 

Bürger der DDR können durch Inanspruchnahme des Genex- 
Geschenkdienstes über ihre Guthaben in der BRD verfügen. 
Der Bürger der DDR, der über Guthaben bei Banken in 
der BRD bzw. Westberlin verfügt, erhält bei den Kreis- 
filialen der Staatsbank der DDR wie bisher die Möglich- 
keit, mittels Auftragsformular gewünschte Waren bzw. 
Dienstleistungen zu bestellen und übergibt dieses nach 
entsprechender Bestätigung durch die Bankfilialen ge- 
meinsam mit dem Zahlungsauftrag an die G enex - Zentra 1 e . 
Sofern sich keine Änderungen ergeben, bestätigt die 
Genex-Zentrale dem DDR-Bürger direkt die Durchführbar- 
keit seines Auftrages. 
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Um eine schnelle und geschlossene Realisierung für den 
DDR-Bürger zu garantieren, kann dieser sich der kommer- 
ziellen Vermittlung und Betreuung von Cenex zur Gesamt- 
abwicklung seines Bezugswunsches bedienen. 

Durch Cenex wird damit die Garantie einer schnellen und 
exakten Abwicklung übernommen. 

Besteht der Wunsch nach kompletter Abwicklung nicht und 
wir ei n direkter Kontakt, mit der kontoführenden Bank 
durch den DDR-Bürger a7igestrebT7 so erhll^" 'der' ODft-BDrgel^ 
eine Genex-Bestellnummer , die auf dem Überweisungsauftrag 
anzugeben ist. Damit wird die Übereinstimmung zwischen 
Auftrags- und Finanzierungssumme gesichert und der 
Genex-Zentrale die Steuerung und Kontrolle der Auftrags- 
abwicklung gegenüber den Auslandsagenturen ermöglicht. 

In diesem Falle müßte weiterhin vom DDR-Bürger veranlaßt 
werden, daß die Realisierung der Überweisung ihm gegen- 
über durch die BRD- bzw. Westberliner Bank bestätigt wird. 
Die fidhex- Zentrale iät^durch den DDR-s&ftjrger über Aus- 
.^EÜhryng des Überweisujngsauftrages^ zu informieren. 

Damit wird gesichert , 8aß 

- nur die finanzierungsgedeckten Aufträge durch die 
Genex-Zentrale an die von ihr bestimmten Auslands- 
agenturen weitergeleitet werden und das Genex-Verf ehren 
wie bisher einheitlich und geschlossen abgewickelt 
werden kann sowie 

- direkte Beziehungen zwischen Auslandsagenturen und 
DDR-Bürgern unterbunden werden. 

Zur Abwicklung dieser Form des Genex-Geschenkdienstes 
kann die Bildung eines Sonderbereiches bei der Genex- 
Zentrale in Berlin vorgesehen werden. 
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Weiterer Ausbau des Bezuges von Waren bzw. Warengut- 
scheinen zur weiteren Nutzung von in der BRD vor- 
handenen Konten durch Bürger der DDR 

Die Schaffung einer weiteren Agentur in der BRD bzw. 
Westberlin für den Genex-Geschenkdienst , einschließlich 
der Vermittlung von Warengutscheinen für Intershop- 
Einrichtungen, kann prinzipiell vorgesehen werden. 

Es ist jedoch erforderlich, daß dazu die verbindlichen 
Vorstellungen zur Verfahrensweise mit der BRD-Seite 
weiter sondiert und i in?eT n e k 1 8 ff wer äTffRT" ÖTS' 
betrifft insbesondere die freie Verfügbarkeit- der über 
die Agentur zur realisierenden DM-Beträge sowie die 
Abwicklung des betreffenden Zahlungsverkehrs ohne jeg- 
liche Einschränkung. 

Soweit diese Voraussetzungen gegeben sind, kann die 
Abwicklung und Erschließung bisher nicht genutzter 
Möglichkeiten im Geschenkdienst verfahren geprüft und 
vorgesehen werden, 

Einbeziehung von Rechtsanwälten 

Es ist grundsätzlich vorzusehen, daß alle DDR-Bürger 
einen DD R - R echt sanwalt oder auch dritte Personen bevoll- 
mächtigen können und die Kontakte zwischen DDR-Rechts- 
anwslten und BRD- bzw, Westberliner Banken ebenso wie 
Direktkontakte zwischen DDR-Bürger und kontoführender 
Bank durch die BRD-Seite akzeptiert werden. 

Eine solche Forderung ist auch erforderlich, damit die 
DDR-Bürger, die über Guthaben in der BRD bzw. Westberlin 
verfügen und aus Gründen ihrer dienstlichen Tätigkeit 
keine direkten Beziehungen zu Institutionen in der BRD 
aufnehmen können, durch die Neuregelung des Genex- 
Geschenkdienstes nicht schlechter gestellt werden. 
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Zum weiteren Vorgehen gegenüber der BRD wird folgen- 
des vorgeschlagen: 

- Offizielle Verhandlungen zu diesen Fragen mit der 
BRD sollten gegenwärtig nicht geführt werden. 

Das ergibt sich insbesondere daraus, daß Genehmigungen 
im Rahmen des Militärregierungsgesetzes Nr. 53 kein 
Verhandlungsgegenstand sein können und die entsprechen- 
den gesetzlichen Voraussetzungen für die angestrebten 
Veränderungen einseitig von oen zuständigen BeTiörden 
der BRD, insbesondere der Bundesbank, zu treffen sind. 

- Genosse Prof. Dr. Vogel wird bevollmächtigt, auf der 
Grundlage des unter Ziff. 4 dargelegten Standpunktes 
und unter Einbeziehung eines Finanzexperten der 
Staatsbank der DDR die Sondierungen mit der BRD-Seite 
informell weiterzuführen, um verbindliche Zusagen der 
Bundesbank der BRD bzw. der zuständigen BRD-Behörden 
zu den angestrebten Veränderungen zu erhalten. 

In diesen Gesprächen kann durch Genossen Prof. Or. 

Vogel zugesicnert werden, daß die DDR-Bürger Über- 
weisungsaufträge zum Erwerb von Waren oder Dienst- 
leistungen rum Zweck des Eigenbedarfes auch direkt 
vornehmen können. 

Weiterhin kann angedeutet werden, daß neben den bis- 
herigen Möglichkeiten ein weiterer Weg zum Bezug 
von Waren bzw. Warengutscheinen erörtert werden kann. 
Das könnte z. B. in Form der Errichtung einer Agentur 
in der BRD erfolgen. 

- Es ist die Erwartung auszusprechen, daß im Zusammen- 
hang mit den vorgesehenen Veränderungen seitens der 
Bundesbank der BRD zugleich die auf dem Militär- 
reg ier ung sg eset z Nr. 53 beruhenden Beschränkungen 
hinsichtlich der Verfügbarkeit von in der BRD vor- 
handenen Guthaben von DDR-Bürgern für den Genex- 
Geschenkdienst aufgehoben bzw. zunächst entscheidend 
gelockert werden. 
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- Über das Ergebnis der weiteren Sondierungen mit der 
BRD zu der vorgesehenen Verfahrensweise ist zu in- 
formieren und ein entsprechender Vorschlag zur Ent- 
scheidung zu unterbreiten. 

6. In Abhängigkeit von der Reaktion der BRD-Seite in den 

weiteren Sondierungsgesprächen sind durch das Ministerium 
der Finanzen gemeinsam mit der Staatsbank der DDR, dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung, dem Amt für den 
Rechtsschutz" des Vermögens der DDR ond der Cenex GmbH 
erforderliche innerstaatliche Regelungen und -Verf ehrens- 
festlegungen vorzubereiten und zur Bestätigung vor- 

j 1 ^ j e • . 
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A. Schalck 


Berlin, den 28.12.1987 


Mitglied des Politbüros 
und Sekretär des ZK der SED 

Genossen Günter Mittag 


Lieber Genosse Mittag ! 

Beiliegend wird auftragsgemäß ein 

Entscheidungsvorschlag zur Erhöhung der 
Effektivität des Genex-Geschenkdienstes 

übermittelt . 

Bei Bestätigung der prinzipiellen politischen Entschei- 
dung werden die zur Sicherung unserer Interessen im 
einzelnen erforderlichen Festlegungen - wie als Anlage 
beigefügt - wirksam. 

Bitte um Zustimmung. 


Mit kommunistischem Gruß 



1379 


Anlage 




EntBCheidungBvorschlag 

zur Erhöhung der Effektivitet dee Genex-Geschenkdienstes 


1. Auf der Grundlage der getroffenen Entscheidung vom 
10.4.1987 wurden mit der BRD-Seite informelle Gespräche 
zur Abwicklung des Genex-Geschenkdienstes für Bürger der 
DDR, die über Guthaben in der BRD verfügen, geführt. 

In diesen Gesprächen wurden durch die BRD-Seite tTtovStel- 
lungen unterbreitet, den Genex-Geschenkdie_nst nicht wie 
bisher ausschließlich über Agenturen in der Schweiz und 
Dänemark ebzuwickeln, sondern auch die BRD in entsprechen 
dem Maße einzubeziehen. In diesem Fall wurde zugesichert, 
die erforderlichen innerstaatlichen devisenrechtlichen 
Voraussetzungen in der BRD zu schaffen, damit eine Abwick 
lung des Genex-Geschenkdienstes ohne Behinderung und Dis- 
kriminierung erfolgen kenn. 

Diese Veränderung der Haltung der BRD-Seite ist als Er- 
gebnis der ständigen Forderung zu werten, auch auf dem 
Gebiet des nichtkommerziellen Zahlungsverkehrs schritt- 
weise die Beziehungen zu normalisieren. 

2. Es ist festzustellen, daß der Genex-Abkauf durch Bürger 
der UDR zunehmend schleppender ertoigt uno anoere nog- 
lichkeiten der Verfügung über die in der BRD vorhandenen 
Guthaben gesucht werden. 

Bei Einbeziehung der BRD in die Abwicklung und Verrech- 
nung des Genex-Geschenkdienstes ist seitens der Bundes- 
bank der BRD vorgesehen, bestehende Begrenzungen hinsicht 
lieh der Verfügbarkeit (gegenwärtig jährlich 20.000 DM) 
zu lockern und der direkten Auslösung von Zahlungsauf- 
trägen durch Bürger der DDR bei den kontoführenden Kredit 
instituten in der BRD zuzustimmen. 

Des weiteren hat die BRD-Seite zugesagt, die erforder- 
lichen devisenrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, 
damit in der BRD eine Agentur der Genex-Geschenkdienst 
GmbH gebildät werden kenn. 
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3. Diese vorgesehenen Maßnehinen zur Veränderung in der Ab* 
Wicklung des Genex-Geschenkdienstes liegen im politischen 
und Ökonomischen Interesse der DDR, de 

- die BRD-Bundesbenk veranlaßt wird, ihre Oberholten Po- 
sitionen zur Anwendung des Hilitarregierungsgesetzes 
Nr. 53 weiter zu lockern sowie 

- durch die erweiterten Verfügungsmöglichkeiten Ober in 
der BRD vorhandene Konten durcn OD'l^'^Orget der (fmsitx 
über den Genex-Geschenkdienst und demit_die Valutaein- 
nehmen für die DDR positiv beeinflußt werden. 

4. Es wird deshalb vorgeschlagen - bei prinzipieller Beibe- 
haltung der bestehenden und bewahrten Form des Genex- 
Geschenkdienstes - den beabsichtigten Veränderungen zur 
Erhöhung der Ef f,ektivität des Genex-Geschenkdienstes 
zuzustimmen . 

E^s fcano nicht ausgeschlossen werden, daß bestimmte Kreise 
in der BRD versuchen werden, die vorgesehene Einbeziehung 
der BRD in die Abwicklung des Genex-Geschenkdiens%es nega- 
tiv zu kommentieren und der DDR unberechtigte Einnahmen 
an Valutamitteln zu unterstellen. Diesen Verleumdungen 
ist unter Hinweis auf die Devisengesetzgebung der DDR, 
wonach alle Ausländer hinsichtlich der Verfügbarkeit 
über ihre Konten in der DDR gleichbehandelt werden, 
wirksam zu begegnen. 

5. Zur Sicherung der politischen und Ökonomischen Interessen 
der DDR wird bei der Durchführung der beabsichtigten Ver- 
änderungen von den als Anlage beigefügten Festlegungen 
ausgegangen . 
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Anlape 


Festlegungen zur Durchführung von Verfinderungen bei 
der Abwicklung des Genex>Geschenkdienstes 


1. In einem abschließenden informellen Gesprfich ist das 
erreichte Verhandlungsergebnis gegenüber der 6RD>Seite 
zu bestätigen. 

Gleichzeitig ist die BRD-Seite aufzufordern, mitzu- 
teilen, in welcher Höhe B^x^er der DDR zukünftig in 
Rahmen des Genex-Geschenkdienstes über ihre Konten in 
der BRD verfügen können. 

Es ist die Erwartung zum Ausdruck zu bringen, daß die 
Bundesbank der BRD kurzfristig die erforderlichen de- 
visenrechtlichen Genehmigungen erteilt, damit seitens 
der DDR die erforderlichen weiteren Schritte veranlaßt 
werden können. 

Eine offizielle Vereinbarung ist nicht abzuschließen . 
Weiterhin . ist nochmals ^Cestzustellen.« da^ 

- Inhaber von DK-Konten aus der £.09 MatiraÄ ^nd Dienst- 
leistungen nur bei der Genex-Geschenkdienst GmbH 
oder der neu zu bildenden Agentur bestellen können, 

- eine direkte Auslösung von Zahlungsaufträgen durch 
Bürger cer DDR bei Banken der BRD nur zugunsten von 
Genex möglich ist und 

- Bürgern der DDR nach wie vor die Möglichkeit einge- 
raumt ist, einen DDR-Rechtsanwalt oder auch dritte 
Personen für die Realisierung ihrer Ansprüche und 
deren Abwicklung zu bevollmächtigen. 

Es wird davon ausgegangen, daß Kontakte zwischen 
DDR-Rechtsanwalten mit den kontoföhrenden Banken 
ebenso wie Direkt kontakte zwischen Bürgern der DDR 
und den kontoführenden Banken weiterhin durch die 
BRD-Seite akzeptiert werden. 
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Soweit die BRD-Seite den Erwerb von Warengutschainen 
Ober den Genex-Geachenkdienat weiterhin ablehnt, kann 
iin Intereaae der Sicherung dea Geaamtergebniaaea eine 
Festachreibung dieaer Forderung vorerat zurückgeatellt 
werden . 

Ea iat jedoch zu erklären, daß durch die vorgeaehenen 
Veränderungen keine Nachteile für die Bürger der DDR 
gegenüber der biaherigen Verfahrenaweiae eintreten 
dürfen. Es wird deshalb da Von aüsgegennen, da6 hin- 
sichtlich des Erwerbe von Warengutscheineo die bis- 
herige Praxis nicht verändert wird. 

Eine Erweiterung der abgegebenen Erklärung hinsicht- 
lich Direktkontakten mit den kontoführenden Banken, 
die nicht den Genex-Geschenkdienst betreffen, ist 
gegenwärtig mit der Begründung abzulehnen, daß dies 
über den Rahmen der geführten informellen Gespräche 
hineusgeht und dazu kein Mandat besteht. 

Verantwortlich; Genosse Vogel 

Genoss« Schalck 

2 . Überprüfung der innerstaatlichen devisenrechtlichen 
Bestimmungen der DDR sowie Schaffung der finanztech- 
nischen Voraussetzungen, damit ab 1.3.1988 die Ver- 
änderungen bei der Abwicklung des Genex-Geschenkdien- 
stes wirksam werden. 

Dabei ist hinsichtlich der Direktbeziehungen mit aus- 
ländischen Banken innerstaatlich juristisch abzusi- 
chern, daß durch die DDR-Bürger nur Verfügungen zugun- 
sten von Cenex aus ihren DM-Konten und nicht den Inter- 
essen der DDR zuwiderleuf ende Verfügungen zugunsten 
Dritter getroffen werden können. 

Dazu ist eine devisenrechtliche Regelung zu schaffen, 
die zur Gewährleistung der Rechtssicherheit den Bürgern 
der DDR in geeigneter Weise bekanntgegeben wird. 

Verantwortlich ; Genosse Höfner 

Genosse Kaminsky 
Genosse Supranowitz 
Genosse Schalck 
-Genosse Smietana 
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3. Schaffung der erforderlichen technisch-organisatorischen 
Voraussetzungen bei der Genex>Geschenkdienst GmbH für 
die Abwicklung des Genex>Geschenkdienstes ab 1.3.1988 
entsprechend den vorgesehenen Veränderungen. 

Zur Bereitstellung der erforderlichen materiellen und 
finanziellen Mittel sowie zum Einsatz entsprechender 
Kader sind kurzfristige Vorschläge auszuarbeiten und 
zur Bestätigung vortiilegpo. 

Verantwortlich ; Genosse Smietana 

4. Erarbeitung einer Konzeption für die Bildung einer 
Agentur der Genex-Geschenkdienst GmbH in der BRD und 
Vorbereitung der erforderlichen Voraussetzungen für 
die Tätigkeit einer solchen Agentur in der BRD. 

Verantwortlich; Genosse Schalck 

Genosse Supranowitz 
Genosse Smietana 
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MIKISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MlnUlcriiuD für AnftfnhMdei 

DER STAATSSEKRETÄR 


; i 

t f — ;■ / -j.- 

' ■ > ' 

/• 


Berlio, den 10.2.1988 


Minister für Staatssicherheit 
Genossen Armeegeneral 
Erich Mielke 

Normannenstr . 22 

Berlin 

113 0 


Werter Genosse Mielke ! 


Beiliegend v;ird der 


Vorschlag zur devisenrechtlichen Verfahrens- 
vjeise bei der Verfügung über Guthaben in der 
BßD und Berlin (West) .durch Bürger der DDR 
zur Bezahlung von Waren und Dienstleistungen 
im 6eiißx>n6eschB.ofediens4: 


mit der Bitte um Zustimmung übermittelt. 

Es ist vorgesehen, diesen Vorschlag nach Abschluß der 
gegen kV ertig stattfindenden informellen Gespräche mit 
der BRD-Seite zur Veränderung und Vereinfachung des 
Gene X verf ahrens zur zentralen Bestätigung vorzulegen. 


Mit sozialistischem Groß 


^ 

047 ^ S c h al c k 
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Vorschlag zur devisenrechtlichen Verfahrensweise bei 
der Verfügung über Guthaben in der BRD und Berlin (West) 
durch Bürger der DDR' zur Bezahlung von Waren und Dienst- 
leistungen im Genex-Geschenkdienst 


Entsprechend der am 6.1.1988 getroffenen Entscheidung werden 
Maßnahmen zur Erhöhung der Effektivität des Genex-Geschenk- 
dienstes durchgeführt. Diese Maßnahmen sehen u.a. vor, daß 
Bürgern der DDft die direkte Erteilung von Zahlungsaufträgen 
bei den kontoführenden Kreditinstituten in der BRD und West- 
berlin ermöglicht wird. Dabei wird davon ausgegar^gen , daß 
durch die Bundesbank der BRD die bisher bestehende Begren- 
zung hinsichtlich der Verfügbarkeit für den Genex-Geschenk- 
dienst (gegenwärtig jährlich 20.000 DM) aufgehoben und zu- 
künftig eine wesentlich höhere Verfügung genehmigt wird. 

Um dabei die erforderliche Rechtssicherheit in der DDR zu 
gewährleisten und zu sichern, daß durch die DDR-Bürger nur 
Verfügungen zugunsten von Genex aus ihren DM-Konten und 
nicht den Interessen der DDR zuwiderlaufende Verfügungen 
zugunsten Dritter in der BRD oder Westberlin getz»öffen 
werden, sind bestimmte innerstaatliche devisenrechtliche 
Regelungen sowie die Festlegung der Verfahrensweise erfor- 
derlich . 

Dazu wird folgendes vor geschlagen; 

1. Die als Anlage beigefügte devisenrechtliche Genehmigung 
wird durch den Minister der Finanzen erlassen. 

Eine Veröffentlichung im Gesetzblatt der DDR oder durch 
die Presse wird nicht für zweckmäßig erachtet, weil von 
dem Inhalt dieser devisenrechtlichen Genehmigung nur 
ein eingeschränkter Personenkreis betroffen ist. 

Es ist vorgesehen, daß die Bekanntgabe dieser Genehmi- 
gung im Rahmen der devisenrechtlichen Beratung der 
Bürger der DDR über die Realisierung ihrer in der BRD 
bzw. Westberlin vorhandenen Guthaben durch die 

- Abteilung Finanzen der Räte der Bezirke, 
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- Filialen der Staatsbank der DDR, 

- Beratungsstellen der Genex-Geschenkdienst GmbH 

erfolgt . 

Darüber hinaus besteht für jeden Bürger die Möglichkeit, 
bei diesen Stellen Einsicht in die devisenrechtliche 
Genehmigung zu nehmen. 

2. Allen Bürgern der DDR, die Guthaben in der BRD bzw. West- 
berlin be^itren, wird wie blsnet gestattet, ln voHet 
Höhe in Valuta über die in der BR'D genehmigt eji Beträge 
im Rahmen des Genex-Geschenkdienstes zu verfügen. 

Dies trifft zukünftig auch für den Personenkreis zu, der 
vom Geltungsbereich der Verfügung Nr. 88/80 des Vorsitzen- 
den des Ml ni st er rat es der DDR vom 28.4.1980 über die Er- 
höhung der Sicherheit der Geheimnisträger von Staatsge- 
heimnissen bei der Wahrnehmung und Durchsetzung von Rechts- 
ansprüchen in nichtsozialistischen Staaten und Westberlin 
erfaßt ist (Angehörige des Staats- und Wirtsphaftsappara- 
tes, Angehörige dej; bewaffneten, Organe) und ihre Rechtsan- 
sprüche über das Amt tur den Rechtsschutz des Vermbgi^tTS 
der DDR oder über ausgewählte Rechtsanwälte der DDR reali- 
sieren . 

In Anlehnung an die bestehende devisenrechtliche Geneh- 
migung zur Auszahlung von Valutabeträgen bei Banküber- 
weisungen aus dem Ausland wurde angestrebt, diesem Per- 
sonenkreis bisher einen Teil ihrer in der BRD und West- 
berlin bestehenden bzw. entstandenen Guthaben in Mark 
der DDR auszuzahlen, (d.h. Verfügungsmöglichkeiten von 
20.000 DM über Cenex zuzüglich 30 % des 20.000 DM über- 
steigenden Betrages in Valuta). 

Das führte dazu, daß bei diesem Personenkreis Bestrebun- 
gen deutlich wurden, nur zögernd Verfügungen entsprechend 
den bestehenden Möglichkeiten zu treffen bzw. derartige 
Verfügungen über Dritte auszulösen. 
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Mit der jetzt vorgesehenen Verfahrensweise werden alle 
anspruchsberechtigten Bürger hinsichtlich ihrer in der 
BRD und Westberlin vorhandenen Guthaben gleichgestellt. 

Zum anderen entspricht es den Interessen der DDR, daß 
in der BRD und Westberlin belegene Guthaben ihrer Bürger 
unter ökonomischen Gesichtspunkten über die in der DDR 
vorhandenen Möglichkeiten umfassend realisiert und ander- 
weitige Verfügungen ausgeschlossen werden. 

Die bestehende Regelung bei Überw‘eisungen von- Valutabe- 
trägen aus dem Ausland wird beibehalten. 


1390 




Ministerium der Finanzen 
Der Minister 


Anlage 

Entwurf 


Berlin, den 


Devisenrechtliche Genehmigung Nr. 101B5 


Verfügung über Guthaben im Ausland zur Bezahlung von 

Karen titlld Dien&t'leistttngQD i«i Rahmen des Genex^ 

Geschenkdienstes 


Auf der Grundlage des § 11 (3) des Devisengesetzes der DDR 
1 ) 

vom 19.12.1973 wird Bürgern der DDR sowie anderen Personen 
mit Wohnsitz oder ständigem Aufenthalt in der DDR genehmigt, 
Zahlungsanweisungen zu Lasten ihrer im Ausland befindlichen 
Kontoguthaben direkt an das ausländische Geld- bzw. Kredit- 
institut zu erteilen, um für sich oder andere in der DDR 
wohnhafte Personen Waren oder Dienstleistungen für den per- 
sönlichen Bedarf (zum Zwecke des persönlichen Ge- und Ver- 
brauchs) über die Genex-Geschenkdienst GmbH im Rahmen ihrer 
Lieferbedingungen zu beziehen bzw. in Anspruch zu nehmen. 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Genehmigung ist 
eine Anmeldung des bzw. der Guthaben gemäß § 16 (1) des 
Devisengesetzes bei der für den Wohnsitz zuständigen Filiale 
der Staatsbank der DDR. 

Die Genehmigung berührt nicht die Verfügungsmöglichkeiten 
Uder Kontoguthaben, wie sie sich aus den devisenrechtlichen 
Vorschriften der Länder ergeben, in denen das Guthaben be- 

S L 8 T) t . 

G&n&hiiTilQunQ tritt 01 x 1 in Kr0ft. 


H ö f n e r 


^ ^ GBl . I Nr . 5B , S . 574 f f . 

Durchführungsbestimmungen zum Devisengesetz GBL. I Nr. 59 
S. 573 ff. 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Devisengesetzes 
vom 28.6. 1973 GBl . I Nr . 17 
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H. Wildenhain 


Berlin, 29. Juli 1988 


Lieber Genosse'’"5cTiälck ! 


Zu den mir übersandten Vorschlägen, die Du Genossen 
Dr. Mittag zur Zustimmung gegeben hast, sind mir Be- 
denken gekommen. Sie beziehen sich insbesondere auf 
die politischen Auswirkungen der Einfuhr von DM in un- 
begrenzter Höhe von Bürgern der BRD. 

Ich hielte es für gut, wenn wir vor der endgültigen 
Sanktionierung darüber Anfang September noch einmal 
reden könnten. 


Mit sozialistischem GruO 



Wildenhain 
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A . Schalck 


Berlin, den 5.8.1988 


Mitglied des Politbüros 
und Sekretär des ZK der SED 

Genossen Günter Mittag 


Lieber Genosse Mittag ! 

Auftragsgemäß werden beiliegend die 

Ergebnisse der geführten informellen Gespräche 
zur Erweiterung der Verfügungsmöglichkeiten 
über in der BRD bzw. Westberlin vorhandene 
Guthaben von DDR-Bürgern im Rahmen des Cenex - 
Geschenkdienstes sowie durch Vermittlung von 
Forum-Schecks 

als Vorlage für das Politbüro des ZK der SED übermittelt. 

Gleichzeitig füge ich einen Brief des Genossen Wildenhain 
vom 29.7.1988 zu Deiner Information bei, den er ergänzend 
zu seiner bereits vorher übermittelten Zustimmung über- 
sandt hat . 

Aus unserer Sicht ist zu den im Brief angesprochenen Be- 
denken folgendes festzustellen: 

- Die mit der BRD-Seite abgestimmte Regelung sieht keine 
direkte Einfuhr von DM in unbegrenzter Höhe durch BRD- 
Bürger vor . 

Die durch BRD-Bürger zugunsten von DDR-Bürgern vorge- 
sehenen Beträge können nur in der BRD bei einer Bank 
oder einem anderen Kreditinstitut eingezahlt werden. 

Sie sind an eine Bestellung im Genex-Geschenkdienst 
oder eine Vermittlung von Forum-Schecks, die durch die 
Staatsbank der DDR ausgegeben werden, gebunden. Eine 
Barauszahlung von DM-Betragen in der DDR erfolgt nicht. 
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- Die Vermittlung von Forum-Schecks zugunsten von Bürgern 
der DDR erfolgt auf der Grundlage einer kommerziellen 
Vereinbarung zwischen der Forum Handelsgesellschaft und 
der BRD-Vertreterf irma . Darin ist geregelt, daß bei der 
Vermittlung von Forum-Schecks sowohl durch den Absender 
in der BRD als auch den Empfänger in der DDR die Perso- 
nalien angegeben werden. Damit sind jederzeit Kontroll- 
möglichkeiten zu den vermittelten Beträgen und den Per- 
sonen gegeben. 

Unabhängig davon ist festzustellen, daß eine Einfuhr von 
DM bei Einreisen in die DDR nach den devisenrechtlichen 
Bestimmungen der DDR bereits gegenwärtig statthaft ist. 

Die sich für die DDR aus der vorgesehenen Regelung mit der 
BRD-Seite ergebenden politischen und ökonomischen Vorteile 
sind im Entwurf der Vorlage dargestellt. 

Es wird vorgeschlagen, den beiliegenden Entwurf der Vor- 
lage in der Arbeitsgruppe des Politbüros zu behandeln 
und danach dem Generalsekretär des ZK der SED, Genossen 
Erich Honecker, mit der Bitte um Beratung im Politbüro 
vorzulegen . 

Bitte um Zustimmung. 
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Günter Mittag 


für das Politbüro 


Betreff : 


Beschlußentwurf : 


Berlin, den 

Ex . , je Blatt 
Ex. Blatt 


Vorlage 

des Zentralkomitees der SED 


Ergebnis der’ geführten informellen 
Gespräche zur Erweiterung der 
Verfügungsmöglichkeiten über in 
der BRD bzw. Westberlin vorhandene 
Guthaben von DDR-Bürgern im Rahmen 
des Genex -Geschenkdienstes sowie 
durch Vermittlung von Forum-Schecks 


1. Das Ergebnis der geführten 
informellen Gespräche wird 
zur. Kenntnis genommen. 

2. Oie in den informellen Gesprächen 
abgestimmten Texte der Ö'bereinkOnf te 
mit der BRD-Seite zur Erweiterung 
der Verfügungsmöglichkeiten über 

in der BRD bzw. Westberlin vorhan- 
denen Guthaben von DDR-Bürgern 
(Anhang) sind durch Genossen 
Prof. Vogel abzuzeichnen. 

Die entsprechend diesen Überein- 
künften vorgesehenen kommerziellen 
Vereinbarungen sind zwischen 
der Genex -Geschenk dienst GmbH 
und der BRD- Vertreterfirma 
sowie der Forum Handelsgesellschaft 
und der BRD- Vertreterfirma 
abzuschließen . 

Verantwortlich: Genosse Prof. Vogel 

Genosse Wildenhain 
Genosse Schalck 
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Unterschrift : 


Zur Behandlung 
der Vorlage sollen 
emceladen werden: 

Die Vorlage wurde 
ausgearbeitet 
von : 


Den Beschluß 
sollen erhalten: 


3. Nach Inkrafttreten der mit 

der BRD-Seite getroffenen Rege- 
lungen ist durch den Minister 
der Finanzen der DDR eine devisen- 
rechtliche Genehmigung zu er- 
lassen (Anlage) . 

Verantwortlich : Genosse Höfner 

4. Zwischen der Forum Handelsgesell- 
schaft und der Staatsbank der 
DDR sind die erforderlichen 
VereinbarunQeA una festlegiip.Q^e^ 
zur Auszehlurig der Forum-ScMecks 
sowie zur Übertragung der DM- 
Betrage für den Transfer^ aus 
Guthaben in bestimmten Fallen 
abzuschließen. 

Die jeweiligen Mark-Beträge 
aus dem erweiterten Transfer 
werden der Forum Handelsgesell- 
schaft zur Verfügung gestellt. 

Verantwortlich : Genosse Schalck 

Genosse Kaminsky 


Mittag 


Genosse Wildenhain 
Genosse Schalck 


Arbeitsgruppe des Politbüros 


Genosse Wildenhain 
Genosse Höfner 
Genosse Schalck 
Genosse Kaminsky 
Genosse Supranowitz 
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Ergebnis der geführten informellen Gespräche zur 
Erweiterung der Verfügungsmöglichkeiten über in der 
BRD bzw. Westberlin vorhandene Guthaben von DDR-Bür- 
gern im Rahmen des Genex-Geschenkdienstes sowie durch 
Vermittlung von Forum-Schecks 


1. Auf der Grundlage zentral bestätigter Direktiven würden 
durch Genossen Prof. Vogel mit der BRD-Seite infor- 
melle Gespräche zur Erweiterung und Verbesserung des 
Genex-Geschenkdienstes für Bürger der DDR, die über 
Guthaben in der BRD verfügen, und damit im Zusammen- 
hang stehende Fragen geführt. 

Die Gespräche erfolgten mit der Zielstellung, such 
auf diesem Gebiet des nichtkommerziellen Zahlungsver- 
kehrs Schritte zur weiteren Normalisierung durchzu- 
setzen und dabei vor allem erweiterte Verfügungsmög- 
lichkeiten über in der BRD vorhandene Guthaben von 
DDR-Bürgern zu erreichen. 

Ausgehend von den politischen und ökonomischen Interes- 
sen der DDR sollte in diesen Gesprächen die BRD-Regierung 
bzw. die BRD-Bundesbank veranlaßt werden, ihre überholten 
Positionen zur Anwendung des Militärregierungsgesetzes 
Nr. 53 weiter abzubauen. 

Die Gespräche mit der BRD-Seite wurden auf der Grundlage 
von Vorschlägen der DDR geführt, die die Souveränität 
der DDR voll wahren. 

2. In den geführten informellen Gesprächen konnte die 
vorgegebene Zielstellung durchgesetzt und folgende 
Ergebnisse erreicht werden; 
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Der Freibetrag aus Guthaben von DDR-Bürgern in der 
BRD für die Inanspruchnahme von Waren und Dienst- 
leistungen im Genex-Geschenkdienst wird von bisher 
2 o.ooo DM jährlich auf 60.000 DM jährlich erhöht. 

Für die Vermittlung von Forum-Schecks wird des weiteren 
ein Betrag bis zu 2 o.ooo DM jährlich allgemein ge- 
(.Bishep eine offizielle Vernittluim 
von Forum-Schecks nach den Bestimmungen der BRD 
nicht zulässig . ) 

Für die Abwicklung des Genex-Geschenkdienstes und 
die Vermittlung von Forum-Schecks wird eine Vertreter- 
firma in der BRD (Sitz Stuttgart) mit Filialen - 
darunter auch einer Filiale in Westberlin - gegründet. 
Die Verrechnungen mit dieser Vertreterfirma in der 
BRD erfolgen über ein DM-Freikonto . 

Durch die Tätigkeit dieser Firma ist eine Umsatzer- 
weiterung und. Ef f ektivitätsejJxöhung zugunsten der 
Genex-Geschenkdienst GmbH und der Forum Handels- 
gesellschaft der DDR zu erwarten. (Es wird einge- 
schätzt, daß bei der Vermittlung von Forum-Schecks 
ein Betrag von mindestens 2 o Mio DH jährlich er- 
reicht wird . ) 

Bürger der DDR können zukünftig bei den kontoführenden 
Geldinstituten in der BRD und in Westberlin Zahlungs- 
anweisungen für den Genex-Geschenkdienst und für 
die Vermittlung von Forum-Schecks zu Lasten ihrer 
Konten in der BRD und Westberlin unmittelbar erteilen. 
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- Bürger der BRD können wie bisher Genex-Waren in 
unbegrenzter Höhe zugunsten von DDR-Bürgern be- 
stellen. 

Diese Regelung wird auch auf Forum-Schecks ausge- 
dehnt, die nunmehr gleichermaßen in unbegrenzter 
Höhe von BRD-Bürgern zugunsten von DDR-Bürgern 
vermittelt werden können und durch die Staatsbank 
der DDR an die DDR-Bürger ausgegeben werden. 

Die ökonomisch bedeutsame Einbeziehung von Forojm- 
Schecks ist an das Einverständnis der DDR gebunden, 
lo % des für Forum-Schecks vermittelten Betrages, 
d. h. einen Teil des Nutzens durch die Forum Handels- 
gesellschaft für den Transfer aus Guthaben in be- 
stimmten Fällen einzusetzen. 

Die BRD-Seite ist an einer Erschließung zusätzlicher 
Möglichkeiten für diesen Transfer außerordentlich 
stark interessiert, da gegenwärtig BRD-Bürger längere 
Wartezeiten bei der Ausführung ihrer Transferaufträge 
aus ihren Konten in der DDR in Kauf nehmen müssen. 

Die ursprüngliche Forderung der BRD-Seite, auf Auf- 
stockung der zwischenstaatlich vereinbarten Beträge 
für den Transfer aus Guthaben in bestimmten Fällen 
(gegenwärtig 7o Mio DM jährlich) um 25 % der ver- 
mittelten Forum-Schecks vorzunehmen, wurde zurückge- 
wiesen. Die Bereitstellung von lo % des für Forum- 
Schecks vermittelten Betrages für diesen Transfer 
erfolgt unabhängig von der bestehenden zwischenstaat- 
lichen Vereinbarung und in direkter Abhängigkeit 
von dem der DDR dadurch entstehenden ökonomischen 
Nutzen. 

Das bestehende Vertretersystem für den Genex-Geschenk- 
dienst in Dänemark und in der Schweiz wird von den 
vorgesehenen Regelungen mit der BRD nicht berührt. 
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3. Nach Inkrafttreten der mit der BRD-Seite getroffenen 
Regelungen ist innerstaatlich vorgesehen, daß alle 
Bürger der DDR, die Guthaben in der BRD bzw. West- 
berlin besitzen, in voller Höhe in Valuta über die 
in der BRD genehmigten Beträge im Rahmen des Genex- 
Geschenkdienstes und der Vermittlung von Forum- 
Schecks verfügen können. Das trifft zukünftig auch 
für den PersonenkjTeis zu der vom Geltungsbereich 
der Verfügung Nr. 88/80 des Vorsitzenden des Minister- 
rates der DDR vom 28.4,198o über die Erhöhung der 
Sicherheit der Geheimnisträger von Staatsgeheimnissen 
bei der Wahrnehmung und Durchsetzung von Rechts- 
ansprüchen in nichtsozialistischen Staaten und West- 
berlin erfaßt ist (Angehörige des Staats- und Wirt- 
schaftsapparates , Angehörige der bewaffneten .Organe) 
und ihre Rechtsansprüche über das Amt für den Rechts- 
schutz des Vermögens der DDR oder über ausgewählte 
Rechtsanwälte der DDR realisieren. 

Mit dieser Verfahrensweise werden alle anspruchsbe- 
rechtigten Bürger der DDR hinsichtlich ihrer in 
der BRD und Westberlin vorhandenen Guthaben gleich- 
gestellt. 

Es entspricht den Interessen der DDR, daß in der 
BRD und Westberlin gelegene Guthaben ihrer Bürger 
über die in der DDR vorhandenen Möglichkeiten um- 
fassend und mit ökonomischen Vorteilen für die DDR 
realisiert und anderweitige Verfügungen ausgeschlos- 
sen werden . 

Die bestehende Regelung bei Überweisungen von Valuta- 
beträgen aus dem Ausland wird beibehalten. 

Die bei Einschaltung von Rechtsanwälten der DDR 
für den Bezug von Genex-Waren und For um - Sehe c k s 
anfallenden Gebühren können in Mark der DDR beglichen 
werden. 
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Zur Gewährleistung der erforderlichen Rechtssicherheit 
in der DDR und zur Vermeidung von den Interessen 
der DDR zuwiderleuf enden Verfügungen zugunsten Dritter 
in der BRD und Westberlin wird eine entsprechende 
devisenrechtliche Genehmigung durch den Minister 
der Finanzen erlassen. 

Die Bekanntgabe dieser Genehmigung erfolgt im Rahmen 
der devisenrechtlichen Beratung der Bürger der DDR 
über die Realisierung ihrer in der BRD bzw. Westberlin 

vorhandenen Guthaben <5t»rch die 

- Abteilung Finanzen der Räte der Bezirke, 

- Filialen der Staatsbank, 

- Beratungsstellen der Genex-Geschenkdienst GmbH. 

Darüber hinaus besteht für jeden Bürger die Möglich- 
keit, bei diesen Stellen Einsicht in die devisen- 
rechtliche Genehmigung zu nehmen. 

Eine globale Veröffentlichung ist nicht vorzusehen. 


1401 




ADN-Information 


Nur zur Information 


Interne Dienstmeldung 

19. 08. 1988 

Erklärung der Dundesministerin für innerdeutsche Beziehungen, 

Frau Ur. Dorothee Wilms, zu Verbesserungen im Geschenk verkehr 
mit der DDR (Wortlaut) 


Bonn, ,ie» Aug, 38 Am Freitag wurde io Bonn folgende Fressenit- 
teilung von Bundesministerin Wilms vorab veröffentlicht: 

[m Rahmen der Kontakte im humanitären Bereich sind jetzt unter 
Beteiligung des Bundesministeriums der Finanzen und der Deutschen 
Bundesbank informelle Gespräche mit der DDR über Verbesserungen im 
Ceschenkverkehr abgeschlossen worden. Die erzielte Verständigung 
betrifft insbesondere die Zulassung von sogenannten Forum-Schecks und 
eröffnet zugleich den Weg für eine Stabilisierung des Sperrkonlcn- 
verkehr s . 

Die Bundesregierung hat sich bei dieser Neuregelung davon leiten 
lassen, daß jede Verbesserung auch der materiellen Lebensbedingungen 
unserer Landsleute Im anderen Staat in Deutschland ein Gebot der 
nationalen und menschlichen Solidarität ist. In der praktisch geübten 
Solidarität wird die Einheit der deutschen Nation und das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl der Menschen sichtbar. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Absprache sind: 

Der Geschenkdienst der Genex-Geschenkdienst GmbH der DDR wird 
bei der Bestellung von Waren und Dienstleistungen in die DDR dadurcli 
vereinfacht, daß eine neue bundesdeutsche Firma als Vertragspartner 
der Genex Aufgaben übernimmt, wie sie schon von den Firmen Palatinus 
in Zürich und Gauerfood in Kopenhagen wahrgenommen werden. Aus dem 
Bundesgebiet kann anhand eines Versandkatalogs die Auslieferung von 
(zumeist West-) Waren in der DDR und Dienstleistungen in Auftrag 
gegeben werden. Das Genex-Sort iment soll vornehmlich durch Waren aus 
der Bundesrepublik Deutschland erweitert werden. 
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Bewohner der DDR, die im Bundesgebiet DM-Konten unterhalten, 
können nunmehr direkt und ohne Auflagen und Gefahr von Nachteilen 
Genex-Waren zu Lasten ihrer Konten bestellen. Dies ist durch eine 
Garantieerklärung der anderen Seite sichergestellt. Die allgemeine 
Genehmigung für diese Bestellungen wird auf 60 000 DM pro Person und 
Kalenderjahr festgesetzt. 

Neben der Bestellung von Waren und Dienstleistungen aus dem 
Soirtlnent der Gene^c-Geschenkdlenst Gntitti der DDR Können Jetzt 
die neue Firma Forum-Schecks vermittelt werden. 

Bei den Forum-Schecks handelt es sich um Geld-Gutscheine der 
DDK, mit denen der DDR-Bewohner in den dafür zugelassenen 
Einrichtungen der DDR - insbesondere in den Intershop-Läden - 
Westwaren einkaufen kann. Der Gegenwert der in der Bundesrepublik 
eingezahlten DM wird in der DDR im Verhältnis 1:1 in Forum-Schecks 
ausgezahlt. 

Die Forum-Schecks können sowohl von Westdeutschen und 
West-Berlinern als auch von Bewohnen der DDR und Berlin (Ost) 
bestellt werden, die über Konten in der Bundesrepublik Deutschland 
einsch. Berlin (West) verfügen. 

Aufträge von Konteninhabern aus der DDR und Berlin (Ost) können 
auch hier ohne Auflagen und ohne Gefahr von Nachteilen direkt 
vor genommen werden. Die allgemeine Genehmigung für Forum-Schecks wird 
auf 20 000 DM pro Person und Kalenderjahr festgesetzt. 

Entsprechend dem Umsatz von Forum-Schecks wird die DDR Devisen 
für den Sperrkontentransfer zwischen den beiden Staaten in 
Deutschland zur Verfügung stellen, bei dem derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland längere Wartezeiten bestehen. 

In der Sperrguthabenvereinbarung aus dem Oahre 1974 war 
festgelegt worden, daß sowohl Bewohner der Bundesrepublik Deutschland 
als auch der DDR unter bestimmten Voraussetzungen Beträge aus ihren 
im jeweils anderen Staat unterhaltenen Konten abheben dürfen. Die 
Beträge werden im Verhältnis 1:1 in der jeweiligen Währung des 
Staates ausgezahlt, in dem der Auftraggeber wohnt. Die Sperrguthaben- 
vereinbarung funktioniert nicht mehr aus sich heraus, weil sie auf 
dem Grundgedanken des Zahlungsausgleichs beruht und die transfer- 
berechtigten DDR-Bewohner kaum noch Transferaufträge stellen. Der 
Sperrguthabentransfer in Ost-West-R ichtung wird nur noch durch 
Deviseneinschüsse der DDR in Gang gehalten (z.Z. jährlich 70 
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Dieser Einschuß wird nun durch Devisenzahlungen der DDR nach 
Maßgabe des Forum-Scheck-Urasatzes ergänzt, so daß eine positive 
Wirkung auf die Wartezeiten bei der Abwicklung des Transfers in der 
öundesrepubl i k Deutschland zu erwarten ist. 

Die schon erwähnte neue Vertragsf irna , die Inter-Geschenk- 
dienst GmbH in Stuttgart mit Zweigstellen in mehreren Städten, 
darunter auch in Berlin (West), wird in Kürze ihren Geschäftsbetrieb 
aufnehmen . 

Die Verständigung mit der DDR. bedarf im übrigen noch der 
praktischen Umsetzung und devisenrechtlicher Genehmigungen. Oie 
Inter-Geschenkdienst GmbH muß ihre Verträge mit der Genex-Geschenk- 
dienst GmbH und der Forum GmbH in Berlin (Ost) abschließen, die 
danach von der Deutschen Bundesbank devisenrechtl ich zu genehmigen 
sind. Die Deutsche Bundesbank wird ihre allgemeinen Genehmigungen den 
getroffenen Absprachen onpassen. Mit der Aufnahme der neuen 
Bestei 1 verfahren wird zum 1. Oktober 1988 gerechnet. 

Oie Bedeutung der Neuregelung liegt vor allem darin, daß es 
nunmehr neben dem Paket- und Päckchenversand in die DDR mit dem 
Forum-Scheck die Möglichkeit gibtv daß sich der DDR-Bewohner nach 
seinen eigenen Bedürfnissen und Wünschen Waren aus der Bundesrepublik 
Deutschland in den entsprechenden Verkaufsstellen in der DDR selbst 
aussüchen kann. Oie erwartete Belebung des Genex-, vor allem aber des 
Intershop-Umsatzes kommt der bundesdeutschen Wirtschaft zugute, da 
sich die entsprechenden Einkäufe der DDR bei uns erhöhen werden. Die 
DDR muß den weitaus größeren Teil der zusätzlich eingenommenen 
Devisen für diese Einkäufe ausgeben; ihr Nettodev i sen-Vortei 1 hält 
sich in Grenzen, zumal sie noch einen Einschuß in den 
Sperrkontentransfer leisten muß. 

Die Bundesregierung begrüßt die getroffene Verständigung als 
weiteren Schritt zur Verbesserung der Situation unserer Landsleute in 
der DDR und in Ost-Berlin, der gleichzeitig die menschlichen 
Bindungen stärkt. 

( üt)ermi ttel t vom ADN-Korr. Bonn) + + 
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Information 

über vorgesehene Veränderungen der Abwicklung des 
Genex-Geschenkdienstes und Vorschläge für das weitere 
Vorgehen 


1. Der Genex-Geschenkdienst wird entsprechend den dazu 
getroffenen Festlegungen für die Bürger der DDR unter 
Einschaltung beauftragter Rechtsanwälte in der BRD 
bzw»ui.i.jn Westberlin sowie voo. Auslandsvertretung^en ab- 
gewickelt . 

Auf diesem Weg konnte seit 1983 unter Ausnutzung der 
von der BRD erteilten allgemeinen Genehmigungen zur 
Verfügbarkeit aüs Guthaben von DDR-Bürgern in der BRD 
eine beträchtliche Ausweitung der Aufträge für Waren- 
kaufe und Dienstleistungen erreicht werden. 

Eine weitere wesentliche Steigerung des Umsatzes und 
der Valutaeinnahmen aus dem Genex-Geschenkdienst er- 
fordert, das gegenwärtige Verfahren zu vereinfachen, 
stabiler zu gestalten und Möglichkeiten eines Ausbaus 
anzustreben . 

Hinzu kommt, daß in zunehmendem Maße von der BRD-Seite 
Anschuldigungen gegen die einbezogenen Rechtsanwälte 
erhoben und dadurch Vorbehalte und Hemmnisse erzeugt 
werden . 


2 . Bei den mit der BRD-Seite durch Genossen Prof. Dr. 

Vogel geführten Sondierungsgesprächen zu diesen Fragen 
wurde von seiten der Bundesbank Einverständnis bekun- 
det, im Interesse der Kontoinhaber Möglichkeiten zur 
Erleichterung des Warenverkehrs zu prüfen. 

Dabei geht die BRD-Seite davon aus, daß durch die 
Bürger der DDR grundsätzlich unmittelbar ohne Ein- 
schaltung eines Rechtsanwaltes Aufträge an die ent- 
sprechenden Kreditinstitute in der BRD erteilt werden. 
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Weiterhin brachte die BRO-Seite zum Ausdruck, daß evtl. 
Möglichkeiten gesehen werden, zur Verbreiterung des 
Warenkontingentes eine Genehmigung für eine Agentur in 
der BRD zu erteilen. Die Übertragung an Bürger der DDR 
könnte auch über Warengutscheine (Forumschecks) erfolgen. 

Des weiteren wurde von der BRD-Seite eine Erweiterung 
des Warenverkehrs für Börger über Unterkonto 3 des 
Handelsabkommens angesprochen, wobei der Gegenwert auf 
Valutaanrechtskonten für die jeweils berechtigten 

Burger weiterzülelten #Sre 

Im Ergebnis dieses Sondierungsgespräches wurde verein- 
bart, die angesprochenen Fragen weiter zu erörtern. 

Es kann eingeschätzt werden, daß die BRD-Seite prin- 
zipiell interessiert und bereit ist, weitere Möglich- 
keiten zur Nutzung von Konten, die DDR-Bürger in der 
BRD besitzen, mit der Zielstellung zu schaffen, daß 
diese Bürger in einem höheren Maße Waren und Dienst- 
leistungen aus diesen Konten erwerben können. 

Dabei geht die BRO-Seite offensichtlich davon aus, daß 
der direkte Verkehr zwischen den betreffenden Banken 
in der BRD und den Bürgern der DDR als Kontoinhaber 
gewährleistet werden müßte, um eine angebliche staat- 
liche Einflußnahme der DDR auf diese Bürger bei der 
Verfügung über ihre Konten zu verhindern. 

Für die DDR würden sich, insbesondere durch eine Er- 
höhung des Umfanges von Genex-Aufträgen , ökonomische 
Vorteile ergeben. Gleichzeitig könnte in bestimmtem 
Maße eine weitere Annäherung der Behandlung von 
DDR-Bürgern gegenüber anderen Ausländern hinsichtlich 
der Verfügbarkeit über ihre Konten in der BRD erreicht 
werden . 
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Dies wäre jedoch mit der Konsequenz verbunden, daß ein 
offizieller Direktkontakt zwischen den Bürgern der DDR 
als Kontoinhaber und den jeweiligen Banken in der BRD 
bzw. Westberlin hergestellt und laufend aufrechterhalten 
wird . 

Diese Direktbeziehungen, die bisher aufgrund der inner- 
staatlichen Bestimmungen der BRD nicht möglich sind, er- 
fordern eine entsprechende allgemeine Genehmigung der 
BRD-Bundesbank . 

Was die Vorstellungen der BRD-Seite zur Erweiterung des 
Warenverkehrs für Bürger der DDR über des Unterkonto 3 
des Handelsabkommens betrifft, so entspricht dieser Vor- 
schlag den seit langem bekannten Bestrebungen der BRD, 
in zunehmenden Maße auch nichtkommerzielle Zahlungen 
über dieses Unterkonto abzuwickeln. Eine derartige Ver- 
fahrensweise liegt nicht im Interesse der DDR (keine 
freie Verfügbarkeit über DM-Beträge) und sollte aus 
prinzipiellen Erwägungen nicht weiter verfolgt werden. 


Unter Berücksichtigung der Interessenlage der DDR wird 
vorgeschlagen, von folgendem inhaltlichen Standpunkt 
auszugehen: 

- Ausweitung der Genex-Aufträge 

Es ist anzustreben, die Abwicklung der Genex-Aufträge 
mit dem Ziel ihrer Ausweitung in folgender Weise zu 
gestalten : 

Bürger der DDR können durch Inanspruchnahme des Genex- 
Geschenkdienstes über ihre Guthaben in der BRD ver- 
fügen. 

Der Bürger der DDR, der über Guthaben bei Banken in 
der BRD bzw. Westberlin verfügt, erhält bei den Kreis- 
filialen der Staatsbank der DDR wie bisher die Möglich- 
keit, mittels Auftragsformular gewünschte Waren bzw. 
Dienstleistungen zu bestellen. 
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Als Bestandteil dieses Auftragsschreibens ist ein 
Zahlungsauftrag für die Bank im NSW, bei der das Gut- 
haben besteht, beizufügen. 

Der Auftrag wird durch den Bürger an die Zentrale der 
Genex GmbH übersandt, die die Lieferfähigkeit prüft 
und den Preis der Waren angibt. 

Dem Bürger wird mitgeteilt, an welchen Auslandsvertreter 
der Betrag zu überweisen ist. 

Der Bürger unterschreibt den Überweisungsauftrag und 
schickt diesen an die betreffende Bank im NSVI , wobei 
anzustreben ist, daß diese Überweisungsauf t.räge bei 
der Staatsbankfiliale der DDR abgegeben werden, die 
deren Weiterlzitung veranlaßt. 

Der Auslandsvertreter bestätigt im Rücklauf den Eingang 
des Betrages und teilt den in Aussicht genommenen Lie- 
fertermin mit. 

Wenn kein Zahlungseingang festgestellt wird und auch 
keine Reaktion der Bank im NSW erfolgt, besteht wie 
bisher die Möglichkeit, juristische Unterstützung eines 
Anwaltsbüros in Anspruch zu nehmen. 

Durch die Anmeldepflicht aller ausländischen Konten bei 
der Staatsbank der DDR sowie die Veränderungsmeldungen 
nach Kontenverfügung durch Inanspruchnahme des Genex- 
Geschenkdienstes ist eine Übersicht bei der Staatsbank 
der DDR prinzipiell gewährleistet. 

Weiterer Ausbau des Bezuges von Waren bzw. Warengut- 
scheinen zur weiteren Nutzung von in der BRD vor- 
hendenen Konten durch Bürger der DDR 

Die Schaffung einer weiteren Agentur für den Bezug von 
Waren, insbesondere auch von Warengutscheinen' für Inter- 
shop-Einrichtungen, kann prinzipiell vorgesehen werden. 

Es ist jedoch erforderlich, daß dazu die verbindlichen Vor- 
stellungen zur Verfahrensweise mit der BRD-Seite weiter 
sondiert und im einzelnen geklart werden. Das betrifft 
insbesondere die freie Verfügbarkeit der über die Agentur 
zu realisierenden DM-Beträge sowie die Abwicklung des be- 
treffenden Warenverkehrs ohne jegliche Beschränkung. 
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5. Zum weiteren Vorgehen gegenüber der BRD wird folgen- 
des vorgeschlagen : 

- Offizielle Verhandlungen zu diesen Fragen mit der BRD 
sollten gegenwärtig nicht geführt werden. 

Das ergibt sich insbesondere daraus, daß Genehmigungen 
im Rahmen des Militärregierungsgesetzes Nr. 53 kein 
Verhandlungsgegenstand sein können und die entsprechen- 
den gesetzlichen Voraussetzungen für die engestrebten 
Veränderungen einseitig von den zuständigen Behörden 
der BRD, insbesondere der Bündesliank, zu treffen lsind . 

- Genosse Prof. Dr. Vogel wird bevollmächtigt, auf der 
Grundlage des unter Ziff. 4 dargelegten Standpunktes 
die Sondierungen mit der BRD-Seite informell weiter- 
zuführen und insbesondere verbindliche Zusagen der 
Bundesbank der BRD bzw. der zuständigen BRD-Behörden 
zu den angestrebten Veränderungen zu erhalten. 

In diesen Gesprächen kann durch Genossen Prof. Dr. Vogel 
zugesichert werden, daß die DDR-Bürger Überweisungs- 
aufträge zum Erwerb von Waren oder Dienstleistungen 
zum Zweck des Eigenbedarfs direkt vornehmen können. 

Die hierfür erforderlichen Genehmigungen aufgrund des 
Oevisengesetzes der DDR werden erteilt. 

Weiterhin kann angedeutet werden, daß neben den bis- 
herigen Möglichkeiten ein weiterer Weg zum Bezug von 
Waren bzw. Warengutscheinen erörtert werden kann. 

Das könnte z. B. in Form der Errichtung einer Agentur 
in der BRD erfolgen. 

Es sind verbindliche Zusagen der Regierung der BRD 
anzustreben, die die erforderlichen allgemeinen 
Genehmigungen der Bundesbank und die freie Verfügbar- 
keit des Waren- und Zahlungsverkehrs unter den darge- 
legten Grundsätzen gewährleisten. 
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• Soweit im Ergebnis der weiteren Sondierungen mit der 
BRD Einigung Ober die vorgesehene Verfahrensweise be- 
steht, ist ein entsprechender Vorschlag zur Entschei- 
dung zu unterbreiten. 

6. In Abhängigkeit von der Reaktion der BRO-Seite in den 

weiteren Sondierungsgesprächen sind durch das Ministerium 
der Finanzen gemeinsam mit der Staatsbank der DDR, dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung sowie der Genex GmbH 
erfotdel'liche^j.nnerstaa.tjLiche Regelungen und Verfahrens- 
festlegungen vorzubereiten. 

Vor Inkrafttreten neuer Regelungen ist eine «usammen- 
gefaßte Information zur endgültigen Bestätigung vorzu- 
legen. 
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Ministerium der Finanzen 
Der Minister 


Anlage 


Berlin, den 


Devisenrechtliche Genehmigung Nr. 10185 


Verfügung über Guthaben im Ausland zur Bezahlung von 
Waren und Dienstleistungen im Rahmen des Genex-Geschenk- 
dienstes und der Vermittlung von Forum-Schecks 


Auf der Grundlage des § 11 (3) ^evisehgesettes der OW 
vom 19.12.1973^^ wird Bürgern der DDR sowie anderen Personen 
mit Wohnsitz oder ständigem Aufenthalt in der DDR genehmigt, 
Zahlungsanweisungen zu Lasten ihrer im Ausland befindlichen 
Kontoguthaben direkt an das ausländische Geld- bzw. Kredit- 
institut zu erteilen, um für sich oder andere in der DDR 
wohnhafte Personen Waren oder Dienstleistungen für den per- 
sönlichen Bedarf (zum Zwecke des persönlichen Ge- und Ver- 
brauchs) über die Genex-Geschenkdienst GmbH im Rahmen ihrer 
Lieferbedingungen zu beziehen bzw, in Anspruch zu nehmen. 
Diese Genehmigung gilt auch für Schecks der Forum Handels- 
gesellschaft . 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Genehmigung ist 
eine Anmeldung des bzw. der Guthaben gemäß § 16 (1) des 
Devisengesetzes bei der für den Wohnsitz zuständigen Filiale 
der Staatsbank der DDR. 

Die Genehmigung berührt nicht die Verfügungsmöglichkeiten 
über Kontoguthaben, wie sie sich aus den devisenrechtlichen 
Vorschriften der Länder ergeben, in denen das Guthaben 
besteht. 

Diese Genehmigung tritt am in Kraft. 


H ö f n e r 


GBl . I Nr. 58, S. 574 ff; 

Durchführungsbestimmungen zum Devisengesetz GBl. I Nr. 59 
S. 573 ff. 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Devisengesetzes 
vom 28.6.1979 GBl. I Nr. 17 
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Anhang 


Texte der mit der BRD-Seite ebgestimmten Übereinkünfte 


- Übereinkunft zur Erweiterung des Genex-Geschenkdienstes . 

- Erklärung von Staatssekretär Priesnitz bei Paraphierung 
der Verständigung zum Genex-Geschenkdienst . 

- Übereinkunft zur Vermittlung von Forum-Schecks. 

- Erklärung von Staatssekretär Priesnitz bei Paraphierung 
der Verständigung zur Vermittlung von Forum-Schecks. 

- Erklärung von Rechtsanwalt Vogel bei Paraphierung 
der Verständigung zum Genex-Geschenkdienst und zur 
Vermittlung von Forum-Schecks. 
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Nach informellen Gesprächen stellen Rechtsanwalt 
Prof. Or. Wolfgang Vogel und Staatssekretär 
Dr . Walter Priesnitz fest, daß beide Seiten den 
Erwerb von Ge- und Verbrauchsartikeln bzw. Dienst- 
leistungen im Rahmen des Gene x-Geschenkdi enstes auf 
der Grundlage der bisherigen Praxis erweitern wollen. 

1. Die zaktändiQTe^h Stelle -^ de» Deutefchan ^fi^ fl ^r atlschen 
Republik werden die erforderlichen Voraussetzungen 
schaffen, damit für den Erwerb von Ge- und Verbrauchs- 
artikeln bzw. Dienstleistungen bei der Genex-Geschenk - 
dienst GmbH, Berlin, Deviseninländer der Deutschen 
Demokratischen Republik Zahlungsanweisungen zu 
Lasten ihrer im Währungsgebiet der DM befindlichen 
Kontoguthaben unmittelbar erteilen können. 

Diese Regelung wird in geeigneter Weise bekannt- 
gegeben . 

Die am 1.9.1987 durch Prof. Dr. Vogel abgegebene 
Erklärung wird bekräftigt; danach unterliegen DDR- 
Bürger bei Aufträgen für Waren und Dienstleistungen 
bei der Verfügung über ihre Konten keinen Auflagen; 
s:e werden auch aus dem unmittelbaren Verkehr mit 
den kontoführenden Instituten im Währungsgebiet 
der DM keine Nachteile erfahren. 

2. In der Bundesrepublik Deutschland wird die Errichtung 
einer Vertreterfirma mit entsprechenden Filialen, 
darunter auch einer Filiale in Berlin (West), vor- 
gesehen. 

Bei der Abwicklung des Ge ne x-Geschenkdi enstes besteht 
neben der bisherigen Verfahrensweise der Genex-Be- 
stellungen über das bestehende Vertr etersystem auch 
die Möglichkeit, Ge- und Verbrauchsartikel bzw. Dienst- 
leistungen aus dem Genex-Sortiment (Katalog) über die 
Vertreterfirma in der Bundesrepublik Deutschland zu 
bestellen . 
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Unter Berücksichtigung dessen wird das Genex-Sorti- 
ment vornehmlich durch Waren aus dem Währungsgebiet 
der DM erweitert. 

3. Deviseninländer der Deutschen Demokratischen Republik 
haben auf Wunsch die Möglichkeit, Dritte (z.B. Rechts- 
anwälte) in die Geschäftsbesorgung im Genex>Geschenk> 
dienst einzuschalten. 

Die Deutsche Bundesbank . wird den allgemein genehmigten 
Freibetrag für den Erwerb von Ge- und Verbrauchsarti- 
keln bzw. Dienstleistungen für den persönlichen Bedarf 
im Rahmen des Genex-Geschenkdienstes auf 60.000 DM je 
Kalenderjahr erhöhen. 

5. Die Deutsche Bundesbank erteilt - soweit erforderlich - 
die devisenrechtlichen Genehmigungen 

- zur Errichtung der Vertreterfirma in Form einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und deren 
Filialen ; 

- zum freien Transfer von Zahlungen der Vertreterfirma 
in DM . 

6. Die Deutsche Bundesbank wird die Ba nkenverbände unter 
Hinweis auf die Erklärung von Rechtsanwalt Prof. Dr. 
Vogel über das neue Verfahren informieren und erklären, 
daß keine Bedenken bestehen, wenn die Geldinstitute im 
Zusammenhang mit Bestellungen im Genex-Geschenkdienst 
mit ihren Kontoinhabern in der Deutschen Demokratischen 
Republik auf deren Verlangen wie banküblich unmittelbar 
korrespondieren und Zahlungsanweisungen ausführen. 

7. Beide Seiten gehen davon aus, daß das neue Verfahren 
zum 1.10.1988 begonnen werden kann. 
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Erklärung von Staats se kreter Dr. Walter Priesnitz 
bei Paraphierung der Verständigung zum Genex- 
Geschenkdienst 


Im Zusammenhang mit dem Abschluß der informellen 
Gespräche zur Enf^ititerun^ der Prajüs rqi Genex- 
Geschenkdienst wird folgendes erklärt; 

1. Die sonstigen Verfügungsmöglichkeiten für Devisen- 
inländer der Deutschen Demokratischen Republik 
aus ihren Kontoguthaben im Währungsgebiet der DK 
werden von der Erweiterung der Praxis im Genex- 
Geschenkdienst nicht berührt. 

2. Die Deutsche Bundesbank wird auf der Basis der 
Gegenseitigkeit vor Veröf f entlichuhg der tfevisen- 
rechtlichen Genehmigung zur Erweiterung der 
Praxis im Genex- Geschenkdienst die Seite der 
Deutschen Demokratischen Republik über den 
Inhalt der devisenrechtlichen Genehmigung 
informieren. 
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Nach informellen Gesprächen stellen Rechtsanwalt 
Prof. Dr . Wolfgang Vogel und Staatssekretär 
Dr . Walter Priesnitz fest, daß beide Seiten die 
Vermittlung von Forum-Schecks der Deutschen Demo- 
kratischen Republik vorsehen wollen. 

Danach werden die zuständigen Stellen der Deutschen 
Demokratischen Republik und die Deutsche Bundesbank 
die erforderlichen Voraussetzungen schaffen, damit 
zwischen der forüin 'ftandelsgeS^fellschaft *urtd flfe'r 
Bundesrepublik Deutschland zu bildenden Vertreterfirma 
(Inter-Geschenkdienst GmbH) eine Vereinbarung zur Ver- 
mittlung von Forum-Schecks an Deviseninländer der 
Deutschen Demokratischen Republik getroffen werden 
kann . 

Im Rahmen dessen wird folgendes vorgesehen: 

1. Deviseninländer der Deutschen Demokratischen Republik 
können zu Lasten ihrer im Währungsgebiet der DM be- 
findlichen Kontoguthaben Forum-Schecks bis zu 
20.000 DM je Kalenderjahr und Kontoinhaber er- 
werben. 

Die am 1.9.1987 durch Prof. Dr. Vogel abgegebene 
Erklärung bezieht sich auch auf diese Verfügungen. 
Danach unterliegen DDR-Bürger bei diesen Verfügungen 
über ihre Konten keinen Auflagen; sie werden auch 
aus dem unmittelbaren Verkehr mit den kontoführenden 
Instituten im Währungsgebiet der DM keine Nachteile 
erf ähren . 

2. Personen im Währungsgebiet der DM können im Rahmen 
der Vereinbarung zwischen der Forum Handelsgesell- 
schaft und der Firma Inter-Geschenkdienst GmbH 
Aufträge zur Vermittlung von Forum-Schecks an 
Deviseni nl änder der Deutschen Demokratischen 
Republik bei Zahlung von Deutscher Mark erteilen. 
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3. Die Deutsche Bundesbank erteilt die devisenrechtliche 
Genehmigung rum freien Transfer von Zahlungen der 
Inter-Geschenkdienst GmbH in OM an die Forum Handels- 
gesellschaft . 

4. Seitens der zuständigen Stellen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik wird gesichert, daß durch die 
For.UA Hande lsaj^s^^a^l j^ qh^l t. der Stj^atsbank der Deutschen 
Demokratischen Republik 10 % der nach Zittern 1 und 2 
dieser Verständigung abgewickelten Forum-Schecks für 
das von der Deutschen Bundesbank im Rahmen der Verein- 
barung über den Transfer von Guthaben in bestimmten 
Fällen geführte Konto zusätzlich zur Verfügung gestellt 
werden . 

Dieser Betrag wird jeweils für den Zeitraum vom 
1. Januar bis 30. Juni bis zum 31. Juli des laufenden 
Jahres und für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. De- 
zember bis zum 31. Januar des folgenden Jahres auf 
dasXonto der Deutschen Bundesbank übertragen. 

5. Beide Seiten gehen davon aus, daß dieses Verfahren 
zum 1.10.1988 begonnen werden kann. 
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Erklärung von Staatssekretär Dr. Walter Priesnit? 
bei Paraphierung der Verständigung rur Vermittlung 
von Forum-Schecks 


Im Zusammenhang mit dem Abschluß der informellen 
Gespräche über diä VeYmittt'üng von Föruia^^ibrli^cks 
wird folgendes erklärt: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die aufgrund 
der Vereinbarung über die Weiterführung des Proto- 
kolles vom 16. November 1978 zu der Vereinbarung vom 
25. April 1974 über den Transfer aus Guthaben in be- 
stimmten Fällen geleisteten Zahlungen von der in der 
Verständigung getroffenen Regelung unberührt bleiben 
und daß die 1990 zu führenden Verhandlungen über eine 
Folgeregelung in konstruktivem Geist geführt werden. 
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Erklärung von Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Vogel 
bei Paraphierung der Verständigung rum Genex-Geschenk- 
dienst und zur Vermittlung von Forum-Schecks 


Im Zusammenhang mit dem Abschluß der informellen 
Gespräche 2ur Erweiterung der Praxis im Genex- 
Geschenlcdienst und zur Vefmittlühg von Forum- 
Schecks wird folgendes erklärt:- 

Soweit durch Deviseninländer der Deutschen Demokratischen 
Republik auf Wunsch Rechtsanwälte der Deutschen Demokra- 
tischen Republik in die Abwicklung und beim Erwerb von 
Ge- und Verbrauchsartikeln bzw. Dienstleistungen im 
Genex-Geschenkdienst und bei der Vermittlung von 
Forum-Schecks eingeschaltet werden, können anfallende 
Gebühren in Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
beglichen werden. 
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Dokument 186 


HlnlBterii 


OeJtflofftS'Csiiffctj I «.rlln, 20. 4. I*0J 

S.k:,to.::i Ab< Finonten 


Dates 

D*orb«}tt< 


13 0 5 8 7 , 




fl 


f.M 


L . • . •* n ■ ■ • 

% vl* • V«. 


Richtlinl« 

für die TNtlgkelt der Sttuerf ehndung 


Die Steuerf ehndung trügt ln enger Zueemmenarbelt eit der Steets- 
• nirel tschef t und den Untereuchungeorg.enen eine hohe politische 
Ver entwortung bei der Vshrnehnung und Ourchsetrung der soriallstl* 
sehen Gesetr 1 1 chkel t auf den Gebiet der Steuern und Abgaben. 

Ihre Tütlgkelt erfolgt auf der Grundlage der Abgabenordnung ln 
dei* Fassung von 18. 9. 1970 und der Anweisung des General Staats- 
anwaltes der OOR Nr. 3/8A von 12. 12. 1986 über die Unter suchungs- 
tKtlgkelt dar Steuerfahndung. 

1 . Aufgaben und Vei antwortunp der Steuerf ahndunp 

Oie Steuerfahndung Ist Kontrollorgan auf den Gebiet der 

e 

Steuern und Abgaben dar F Inanrabtel lungen der Rüte der 

Bezirke. 

Von Ihr sind Insbesondere folgende Aufgaben 7u Ibsens 

- Durchführung von Untersuchungen zur Aufdeckung lohwofulegon* 
der Manipulationen und anderer ungesetzlicher Handlungen,' 
die eine Verkürzung von Steuern und Abgaben zur Folge haben 
aowla Feststellung des gesetzlichen Steueranspruches. 

- Analyse der Uraachen von SteuerverkUrzungen und Unter- 
breitung von VorachlKgen, wie Ordnung und Sicherheit auf 
den Gebiet der Steuern und Abgaben zu gewührlelsten sind. 

Soweit Ic Zusaeaenhang nit der Aufkllrung von SteuerverkUrzungen 

weitere Rechtävarlatzungen bekannt werden. Ist darüber unver- 


1420 






2 


züollch der xuetKndlge Staiisanwtl.t bzw. daa Untert|icl)unosoro*n 
in Kenntnl« zu eetzen. * « 

Oie Rataal tglleder für Fln^zen der RMte der BezirHe'e^nd verant-* 
wörtlich, daO 




- die Arbeit der Steuerfahndung alt hoher polltlacher Verantwor* 
tung und strikt auf der Grundlage der Rechtavoraohrif ten durch- 
gefUhrt wird. 


> die kaderaVOlgen und organlaatorlachan Vorauaaetzungen für aina 
hohe Cffektlvltüt und Vlrkaaakelt der Stauarlahndung gewihrlalo 
stet werden. 


alt den zustMndlgen Celtern der Rechtspflege- und Slcherhelta» 
Organe sowie alt den Leitern der staatlichen und geeellachaf t» 
liehen Kontrollorgane die grundlegenden Festlegungen Ober die 
^faktische Zuaaaaenaibel t bei der Vorbeugung und BekBnpfung 
von Straftaten auf dea Gablet der Steuern und Abgaben 
werden. 


Oie Steuerfahndung kann dea Leiter des Arbeltsbareiohea Stausrn 
und Abgaben unterstellt «erden. 


01« Mitarbeiter der Steuerfahndung sind alt sine« speziellen 
"Ausweis der Steuerfahndung" ausgeatattat . 


Oie Steuerfahndung hat bei der Durchführung von Untarauehungen 
auf dea Gebiet der Stauer- und Abgabendalikte die aioh aus der 
Straf prozeOordnung ergebenden Rechte und ffllohten eines Unter- 
suchungsorgana . 

Ausgbnoanen hier von . ^Ind .Jedoch das Reohy 

- iocl]^|*niel tung'1igd^iia'*|AbachluB eines Cral ttlul^aXA^ahrapl 
und zur Übergabe an gesellschaftliche Rechtapf legaorgane sowie 
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> zur OurchfOhrung •trtfprozostualtr ZwtngsmtOnihnsn, 

tfuchünp« ^»chl«g«yhMfVJtiäi3l6bi’irtf>ij|(47fCii*ivft«Äiüitflyfj^ 

^er/^chtlga^. 


Von dar Steuerfahndung alnd die Untartuchungen untar atrlkter 
Wahrung dar Caaatzllchkait konzentriert und nlt hoher BeMela* 
kraft ju führan. 

Dabei alnd die von Ceneralateataanwalt der OOR auf Crund dar 
Anwalaung Nr. 1/65 von 1. Juni 1965 gestellten Anforderungen 
für die Durchführung von Ernittlungaverf ahren konaequant tu 
erfüllen. 

Durch daa Hlniatarlum der Finanzen, Abt. Steuern und Abgaben, 
wird gesichert, daO 

- 01a Steuerfahndung nach einheitlichen Prinzipien tbtig wird, 

‘ die Arbel tsergebnlase analysiert und susgewertet werden, 

- gute Arbeltaerfahrungen und -eelhbden verallgeeelnert werden. 

2. Anforderungen an die Mitarbeiter der Steuerfahndung 
Die Tütlgkelt der Steuerfahndung fordert von den 

hohe fachliche und politteoha KenntAlVae sowie dfü' füV''ülV'dnter«^ 
suehungatillgkeli nolN*ndigs Flhigkeit und Clgnung, Inabeeondere 

• eine vorbehaltlose Anerkennung der Politik der Partei der 
Arbeiterklaase, 

• einen festen Klessenstsndpunkt und fundierte aar xlatlach- 
leninistische Kenntnisse. 

• fundierte Kenntnisse Ober steuerliche Rechtsvorschriften, 
Vorschriften der Rechnungsführung und Statistik und auf 
de« Ceblet der PrUf ungsinethodlk , 
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- Crundkenntnlsse des Straf', StrafprozeO- und Zivilrechts und 
der anorenzendan Bestlneunoen, 

• Kenntnisse (Iber Rechtsvorschriften zur BekHmpfung von 
Ordnungswldrlgkelten, 

e 

- Sicherung eines hohen Vertraullchkeltsgredee bei- der Vorbe- 
reitung und Durchführung von Untersuchungen, 

- Unduldsamkeit gegenüber bestehenden MMngeln und begünstigen^ 
den UnstBnden von Straftaten und Ordnungswldcdgkelten. 

Die Aufgaben dee Leiters der Steuerf ehndunp 

Der Leiter der Steuerfahndung lat für die Anleitung und Quell' 

fizierung des rshndcrkollektlvs verantuortllch. Insbesondere 

obliegen Ihn folgende Aufgsbent 

' Planung, Koordlnlsrung und Sicherung der ZusasMeenarbslt der 
Steuerfahndung alt der Staatsonvaltschsf t, den Untersuchungs' 
Organen und anderen Kontrollorganen, 

- Veranlassung der Antrüga an den Staatsanualt auf Xnordnung 
von straf prozassualen ZwsngsaeOnahnen, 

' Sicherung der Einhaltung der sozial Istlachen Casatzllchkeit 
bei der Durchführung von Erelttlungsverf ehren, 

' Qualifizierung der Mitarbeiter zur ueiteran Erhöhung dar Vlrk- 
aankelt der Steuerfahndung, 

' Analyse der Arbeitsergebnisse und Inforaation über schverwlS' 
gcnde Steuerverkürzungen, typische Begehungswelsan aoula 
verallgemelnerungswOrdlgs Untersuchungsmethodsn, 

' Durchführung von HaOnahnsn zur Aufdeckung von Straftaten euf 
den Gebiet der Stpuarn *und Abgaben. (Elganfahndung) . 
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4. Zutacenenarbf It der Steuerf ehndung alt der Steetsenwaltechaft 
»OKle den Unterauchonoa- und Kontrollorganen 

Dia umfaseenda und schnalle Aufdeckung und BekVnpfung von 
Straftaten auf de« Ceblet der Steuern und Abgaben erfordert 
eine kontinuierliche und enge Zuaanmanarbelt der Steuerfahndung 
clt dar Staatsanwaltschaft sowie den Untersuchunge-' und Kon« 
trollorganen. 

cs ist deshalb ein regelnIfOlger Informationsaustausch über 
SteuarvarkUrzungen zu organisieren und durch konkrete Featlegun 
gen eine wirkungsvolle und effektive Zusammenarbeit sowohl bei 
dar Vorbereitung als auch der Durchführung und der Auswertung 
von Crnittlungeverf ehren auf de« Ceblet der Steuern und Abgaben 
zu gewährleisten. Oabal lat von den ln der Anlage sufgefühcten 
Kriterien auacugehen. 

f . Kcr**vels- u*^d Inf crnntiong Pflicht 

01a Steuerfahndung hat folgende kontrol 1 fVhlge Nachweise zu 
führen: 


« Nachweis übsr eingegangene Anzeigen und deren weitere Bearbel 
tung. 

« Nachwals Über durchgafUhrte Crmlttlungsvsrf ahren und deren 

Ergsbnlsss, 

• Tagebuch der Mitarbeiter der Steuerfahndung« 

« Anzeigen bzw. Beschuldigtenkartei (namentlich geordnet), 

- Erclttiungsakten über abgeechloaaena Verfahren 
(Durchschriften) , 

« Nechwela Uber die Vergabe der Olenatauawelae der Steuer- 
fahndung. 
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üb«r «chMcrwleoend* SttuervarkürzunQah sind zu Infornlerani 

- d«s Mlnlsterlun der Finenzen auf der Crundlege der Anweisung 
des Hinlstera der Finanzen Nr. 20/62 von 27. 12. 1262 zur- 
Inforaatlon Uber schwerwiegende Steuer« und AbgabenvarkUrzungen« 

« die verantwortlichen territorialen staatlichen, und gesell« 
schsftlichen Orgsne. 



yjtiilim 

Akte dar Sezirke 
Cenerslstastsanwslt 
Hdl, Hsuptsbt. K 
MdF 

1 

Cesaet 


IS Ck. 
20 Ex, 
<0 Ex. 
IS Ex. 

110 Ex. 
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Ani»Q 0 


Krtt«ri«n 

für die Zusaeeenarbelt der Steuerfahndung alt der Staatsanwalt- 
•achaft eowia den Untereuchunga» und Kontrollorganen 


1 , fusehaenarbeit al\ der Staateanuaftechef ^ 

Dia Anfordarungen an die Zusaaaenarbelt ergeben eich tue der 
Verantwortung und den Aufgaben dae Staateenwaltea bei der Vor- 
bereitung und Durchführung von Craittlungevcr fahren. Oer 
Staateanwalt leitet die Durchführung von Crolttlungaverfehren, 
trifft die erforderlichen Cntacheldungen über notwendige otraf- 
proreesuale ZwangsoaOnahnen und übt die Aufalcht Uber die 
strikte Verwirklichung der sorlallstlschen Ceaetrllchkelt aus. 
Oie Zusamaenarbelt berleht eich euf folgende Schwerpunktet 

• KlSrung grundsVtzl Icher Fragen der Organisation der Zu« 
aaaaenarbelt und Koordinierung dea einheitlichen Vorgehens 
alt anderen Untersuchungsorganan, 

« Auswertung gesanaelter Erfahrungen bei der Untersuchung 
von- Steuerstraf taten, 

- Inforaatlon Ober Methoden dar Steuerverkürzung und 
haraueblldenda Schwerpunkte, 

- Clnschützung der Ursachen, 

« ErlKuterung der Aufgabenstellung für den nVehsten Zelt« 
raua, 

• Vorbereitung und Durchführung von Cral ttlungsverf ahren, 
insbesondere zur 
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. konzeptionell durchdechten, retlonellen und beechleunigten 
OurohfUhrung von Creittlungen« 

. Sicherung der BeuelsfUhrung der voreltzlichen Nendlunge* 
welee , 

. unfeseenden AuIklMrung des Sechverheltes, 

Abstlnnung von Crnlttlungseethoden, 

. Einleitung von HeOnehnen bei der Aufdeckung weiterer 
Stref toten. 

2 , Zusewwenerbeit mit den lintersuchunosoroenen 
* Oie Zusemnenerbeit bezieht sich vor allem euft 

. - Austeusch von Erfehrungen bei der Aufdeckung und AulklSrung 
von Straftaten und anderen Rechtsverletzungen, 

• gegenseitige Information Uber Schwerpunkte, Erscheinungs- 
formen und Begehungsweisen der Steuerkrimioalität, zu auf- 
gedeckten Verachleierungsmethoden sowie begünstigende 
Bedingungen , 

- Organleation gegenseitiger Hilfe bei der «eiteren Ouellflzle- 
rung^der Hitarbeitec« 

- Information über planmBBige Betriebsprüfungen zur Koordinie- 
rung der Aufgaben, 

- Koordinierung der Aufgeben im Ermlttlungsverf ehren, 

- Bestimmung der anteiligen Verantwortung bei differenzierter 
ZustVndigkeit für die Bearbeitung von Ermittlungsverfahren, 
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- Planuno der KrMfte und Mittel bei dar OurchfUhrung etraf- 
prozeseueler ZwengeMeOnahMen und dar wai taten Verfahrensbear* 
beltong, 

* 8eetl»«ung dar Sawelsanforderungan und restlagungan xur Taktik 
und Hathodlk dea geaialnsaman Vorgahans (z. B, gaeainsaea 
achrlftllch fixierte Verf ahtensKonzaption Staatsanwalt, Steuer- 
fahndung, U-Organ), 

- Mitwirkung der Steuerfahndung, wann bei der Untersuchung einer 
anderen Straftat der Verdacht der vorsätzlichen SteuerverkUrrui>g 
besteht . 

3. tusaw we narbelt eilt der BetrlebaprOfuno 

Die Zusanmenarbel t ergibt sich aus der Aufgabenstellung der 

CetrlebsprUf ung bei dar Kontrolle der vollständigen und tarain-' 

genVOen Abführung von Steuern und Abgaben bei Genossenschaften, 

Handwerkern und sonstigen Gewerbetreibenden. 

Oie Zusanaanarbelt ist auf folgende Schwerpunkte ausrurlchtent 

- Crarbaltung und Austausch von Kontrol Ihlnwelsen Uber den 
Vardeoht einer vorsVtzllchen oder fshrllsslgen Steuarvar- 
kUrzung. 

- Einbeziehung dar Betriebsprüfung bei dar Aufdeckung und 
Bekimpfung von Steuarstraf ts-ten durch konkrete Kontroll- 
auf trüge, 

- OurchfUhrung gaMBlnsainer Quallf IzierungsMaOnahnen zur Crhtlhung 
der Vlrksankeit der Kontrolle durch Anwendung bewührter PrOfunge- 
nethoden, 

• Auswertung von typischen Henlpulatlonsaethoden der Steuer- 
verkUrzung , 
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• Anleitung und Unterstützung der Betriebsprüfung bei der Auf- 
deckung und bewelsaiOigen Sicherung von Ordnungewldrlgkel ten. 

• *• J^ueswenerbelt «It der Stsstllchen Flnenirevlslon t 

Oie Zussnnensrbelt bezieht sich Insbesondere svfi 

- Erarbeitung und Austausch von Kontrollnlttallungun auf Ver- 
dacht vo.n Ordnungswldrlgkeltan und Straftaten und Auswertung 
der Ergebnisse» 

- geaielnssmes Vorgehen bzw. gegenseitige Unterstützung bei 
der Bekämpfung von Ordnungswidrlgkeiten und Straftaten, 
soweit die Varantwortungsbaraiche berührt werden, 

- Unterstützung bei der Qualifizierung dar Mitarbeiter der 
Siwalllchen ririanzrevision, loabeaondare durch Zurverfügung- 
stellung von methodischen Material zum Erkennen und Beseitigen 
begünstigender Bedingungen für Steuerverkürzungen in PrUfui.gs* 
Objekten, öle durch die Staatliche Finanzrevision kontrolliert 
werden. _ 

5. öle Zueemmenarbelt mit der Arbeiter-und-Bauern-lnapdktiod 

Oie Zusammenarbeit bezieht sich darauf t 

• Inf ormetlonsquallan zu erschlleOcn, 

• Ergabniase von artailtan Informationen auazuwartan, 

- die KontrollkrVf ta zur Erkennung von StauarvarkUrzungan 
XV qualifizieren. 
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Dokument 187 


¥. Stoph 


^ *2-0 -«^v{ y. ^ iT^ <5^ 





Vorlage 

für das Politbüro des ZK de 


Berlin/ ddn Mal 1987 

Vertrauliche Verschlußsach 

B 2 - 466/87 

y/l Ausf. .1 Blatt 

Persönlich« Verschlu&sac 
— Vorlagen — 

ZK 02 Tgb.-Nr. ?££ 

r SED 


Be tref f : 


ii 'ßerplanmäßige Auslagerung aus der 
Staatsreserve A 


Beschlußenti/urf : Aus den Bestand der Staatsreserve A sind 

zur Verfügung des Staatsselcre tars für Kom- 
merzielle Koordinierung 10 T Stnclc Maschi- 
nenpistolen AIGi/S auszulagern, ’ 

Der Plan der Ent^/icklung der Staatsreserve A 
1987 ist im entsprechenden Umfang zu senlcerj. 

Die Rüclcführung in die S taatsreserve A ist 
in Rahmen der Jahrespläne, beginnend 19S9, 
zu sichern. 



3 e ^r-Lindung : 


Die Auslagerung macht sich erforderlich, 
’um einen vom Bereich lionmerzielle Kcordi- 
nier’ung des Minis reriums für Außerhiande 1' 
abgeschloss enen Verrrag realisieren zu 
Icönnen. 


Verteiler : 

: . - 30 . Ercenplar 
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Zum Protokoll Nr. 20/87 


Im U m 1 au f bestätigt am 25. Mai 1987: 


15 . Außerplanmäßige Auslagerung aus der Staatsreserve A 


Aus dem Bestand der Staatsreserve A sind 
zur Verfügung des Staatssekretärs für 
Kommerzielle Koordinierung 10 T Stück 
Maschinenpistolen AKM/S auszulagern. 

Der Plan der Entwicklung der Staatsre- 
serve A 1987 ist im entsprechenden Um- 
fang zu senken. 

nie Rückführung in die Staatsreserve A 
ist im Rahmen der Oahrespläne, beginnend 
1989, zu sichern. 
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Dokument 188 


Ministerrat Berlin, 26. 6. 1987 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 


G»h«in»e Versch[uBt«ch« 
GVS-oOOS 

MfS-Nr. 

il 


5. Durchführungsbestimmung 
zur Dienstanweisung Nr. 10/81 vom 
4. 7. 1981, WS MfS o008 - 38/81 


Sicherung des Verbindungswesens über operative Grenzschleusen 
an der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Berlin (West) 


1433 





2 


Zur Gewährleistung und Sicherung des Verbindungswesens über 
operative Grenzschleusen an der Staatsgrenze der DDR zur BRD 
und zu Berlin (West) entsprechend meiner Aufgcibenstellung in 
der 2. Durchführungsbestimmung zur Dienstanweisung 10/81 

bestimme ich: 

1 . Verantwortlich für die Schaffung und Nutzung von funktions- 
sicheren Personen-, Material- und operativ-technischen Grenz- 
schleusen über die Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Berlin 
(West) und die Übergabe von operativen Grenzschleusen zur 
Nutzung an andere operative Diensteinheiten des MfS (außer 

HV A und HA VIII) und weitere in das Operationsgebiet arbei- 
tende andere Dienststellen der bewaffneten und befreundeten 
Organe sind die Sonderoffiziere der Unterabteilungen Auf- 
klärung der HA I . 

Die Sonderoffiziere sind direkt den Leitern der Unterabtei- 
lungen Aufklärung zu unterstellen und von diesen persönlich 
anzuleiten und zu kontrollieren. 

Bei der Nutzung operativer Grenzschleusen ist der zuverlässige 
Schutz der Staatsgrenze jederzeit und ohne Einschränkungen zu 
gewährleisten . 

2. Die Leiter der Unterabteilungen Aufklärung der HA I über- 
geben auf Antrag und entsprechend vorhandenen Möglichkeiten 
geeignete territoriale Grenzabschnitte für den Aufbau opera- 
tiver Grenzschleusen an die beauftragten Leiter der HV A/AG 
Grenze - und. HA? VCII’. <= 


Der Aufbau und die Nutzung dieser operativen Grenzschleusen 
erfolgt durch die beauftragten Mitarbeiter der HV A/AG Grenze 
bzw. HA VIII in eigener Verantwortung und ist durch die 
Sonderoffiziere der Unterabteilungen Aufklärung der HA I im 
erforderlichen Umfang zu unterstützen und sicherzustellen. 

3. Der Aufbau und die Nutzung der an andere operative Dienst- 
einheiten des MfS und weitere in das Operationsgebiet arbei- 
tende andere Dienststellen der bewaffneten und befreundeten 
Organe übergebenen operativen Grenzschleusen hat unter Ver- 
antwortung eines Sonderoffiziers der zuständigen Unterabtei- 
lung Aufklärung, gemeinsam mit dem beauftragten Mitarbeiter 
der jeweiligen operativen Diensteinheit des MfS bzw. anderer 
Dienststellen der bewaffneten und befreundeten Organe, zu 
erfolgen. 

4. Erforderliche operative Grenzschleusen sind von den Leitern 
der Hauptabteilungen, selbständigen Abteilungen und Bezirks- 
verwaltungen bzw. deren Stellvertretern beim Leiter der HA I 
schriftlich zu beantragen. Der Antrag muß enthalten: 
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GVS MfS O008-7/87 


- Art bzw. Verwendungszweck der operativen Grenzschleuse, 

- den territorialen Bereich, in dem die operative Grenz- 
schleuse aufgebaut werden soll, mit Ortsbezeichnung und 
Angabe des Grenzregiments, 

- spezifische Anforderungen an die operative Grenzschleuse, 

- Termin, Übergabe, 

- Diensteinheit und beauftragter Mitarbeiter, an den die 
operative Grenzschleuse übergeben werden soll. 

Die Beantragung^ der territorialen Grenzabschnitte durch die 
HV A/AG Grenze und HA VIII hat ebenfalls beim Leiter der 
HA I zu ertolgen. 

5. Nach Überprüfung und Bestätigung der Möglichkeiten des 
Aufbaues der operativen Grenzschleuse erfolgt dieser auf der 
Grundlage bestätigter Operativpläne, die bei operativen 
Grenzschleusen für die HA I von dem Leiter der Unterabteilung 
Aufklärung und bei solchen für andere operative Dienstein- 
heiten des MfS bzw. andere Dienststellen der bewaffneten und 
befreundeten Organe (außer HV A/AG Grenze und HA VIII) von 
dem Leiter der zuständigen Abteilung Aufklärung der HA I zu 
bestätigen sind. 

6. Nach erfolgtem Aufbau und der Erprobung der operativen 
Grenzschleuse ist (außer HV A/AG Grenze und HA VIII) eine 
OGS-Akte ln zweifacher Ausfelrtlgung mit folgendeni^^I^alt 
zu erarbeiten: 

- Deckname und Registriernummer, 

- konkrete Bezeichnung des Grenzabschnittes und der Lage, 

- Verwendungszweck der operativen Grenzschleuse, 

- Darstellung und Beurteilung des gegnerischen grenznahen 
Raumes , 

- die Schleusungsdynamik, 

- konkrete Anforderungen/Bedingungen für die Durchführung 
operativer Schleusungen sowie erforderliche Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Sicherheit, 

- Maßnahmen zur Sicherstellung. 

Die OGS-Akte ist durch den Leiter der zuständigen Abteilung 
Aufklärung der HA I zu bestätigen. 
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Ein Exemplar ist dem Leiter der zuständigen Abteilung Auf- 
klärung der HA I bzw. über diesen dem beauftragten Leiter 
der beantragenden operativen Diensteinheit des MfS oder 
anderer Dienststellen der bewaffneten und befreundeten Organe 
zu übergeben. 

Ein Exemplar verbleibt bei dem verantwortlichen Sonder- 
offizier. 

7. Mit dem Ziel der ständigen Gewährleistung der Sicherheit 
und Konspiration operativer Grenzschleusen sind von den 
Sonderoffizieren der Unterabteilungen Aufklärung der HA I 

- periodisch erforderliche Maßnahmen zur Überprüfung 
und Gewährleistung der Sicherheit durchzuführen/' 

- die Organisation und Durchführung operativer Grenz- 
schleusungen so vorzunehmen und abzustimmen, daß 
keine Überschneidungen oder andere sicherheitsge- 
fährdende Probleme eintreten, 

- die koordinierte Zusammenarbeit, der Informations- 
austausch und das Zusammenwirken im erforderlichen 
Umfang zu organisieren und durchzuführen, 

- die Registrierung und Nachweis führung operativer 
Grenzschleusen und durchgeführter Schleusungen zu 
gev;ährleisten . 

Das politisch-operative Zusammenwirken mit densGrenz truppen 
der DDR zur Sicherstellung der Schaffung und Nutzung opera- 
tiver Grenzschleusen hat ausschließlich durch die Sonder- 
offiziere und Leiter der Unterabteilungen Aufklärung der HA I 
zu erfolgen. 

8. Vorgesehene Schleusungen durch andere operative Dienst- 
einheiten des MfS oder andere Dienststellen der bewaffneten 
und befreundeten Organe sind rechtzeitig vorher unter Angabe 

- des Decknamens und der Registriernummer der operativen 
Grenzschleuse und 

- des Termins 

dem Leiter der zuständigen Abteilung Aufklärung der HA I/KGT 
mitzuteilen. 

Die beauftragten Leiter/Mitarbeiter der HV A/AG Grenze und 
der HA VIII informieren darüber den Leiter der zuständigen 
Unterabteilung Aufklärung. 
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9. In Vorbereitung und Durchführung operativer Schleusunge 
festgestellte sicherheitsgefährdende Vorkonunnisse , insbe- 
sondere 

- Unfälle, 

- Handlungen von eigenen Grenzsicherungskräften, 
entgegen getroffenen Festlegungen/ Absprachen, 

- Aktivitäten des Gegners im grenznahen Raum, 

- Konfrontation mit gegnerischen Kräften 

sind unverzüglich dem Leiter der HA I und dem Leiter der 
zuständigen Abteilung Aufklärung der HA I zu melden". 

10. Der OTS des MfS hat die operativ-technische Sicher- 
stellung der politisch-operativen Arbeit über operative 
Grenzschleusen zu gewährleisten. 

11. Von dem Leiter der HA I ist für die Tätigkeit der 
Sonderoffiziere eine Arbeitsordnung zu erlassen. 
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Lieber Genosse Honecker ! 


Beiliegend werden 

Vorschläge zur Veränderung bzw. großzügigeren 
Handhabung der Einfuhrbestimmungen der DDR 
im grenzüberschreitenden Verkehr 

übermittelt . 

Diese Vorschläge wurden unter Verantwortung des Ministers 
für Staatssicherheit, Genossen Mielke, gemeinsam mit dem 
Leiter der Zollverwaltung der DDR, Genossen Stauch, und 
dem Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung, 
Genossen Schalck, ausgearbeitet. 

Bitte um Zustimmung. 


Mit kommunistischem Gruß 



Anlage 



Vorschläge 2ur Veränderung bzw. großzügigeren Handhabung 
der Einf uhrbestimtnungen der DDR im grenzüberschreitenden 
Verkehr 


1. Zur Veränderung bzw. großzügigeren Handhabung der 

Einf Uhrbestimmungen der DDR im grenzüberschreitenden 
Reise- sowie Paket- und Päckchenverkehr wird fest- 
gelegt ; 

1.1. Änderung der zollrechtlichen Bestimmungen für die 
Einfuhr von Literatur und Druckerzeugnissen 
(Anlage 1) . 

1.2. Zulassung der Ein- und Ausfuhr von Tonbandkassetten 
und Magnettonbändern (Anlage 2). 

1.3. Minderung der Gebühren für die Einfuhr bestimmter 
Gegenstände, besonders technischer Konsumgüter 
(Anlage 3) . 

1.4. Günstigere Gestaltung von Hinterlegungsgebühren 
(Anlage 4) . 

1.5. Schaffung von Möglichkeiten für die Zollabfertigung 
von voraus- oder nachgesandtem Reisegepäck im 
Binnenland (Anlage 5). 

1.6. Gestattung der Ein- und Ausfuhr von Videogeräten 
und -kassetten als Reisegebrauchsgegenstand 

( Anlage 6) . 

Die Veränderungen werden ab 1. 11. 1987 wirksam. 

Die dafür erforderlichen Änderungen der zollrechtlichen 

Bestimmungen sind umgehend vorzunehmen. 

Verantwortlich : Genosse Mielke 

Genosse Stauch 
Genosse Schalck 

in Abstimmung mit den beteiligten Organen 
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2. Es sind weitere Erleichterungen für die Einfuhr von 
Arzneimitteln im Geschenkpaket- und -päckchenverkehr 
zu schaffen (Anlage 7). 

Die dazu erforderlichen Absprachen mit der BRD-Seite 
sind auf der Ebene der Beauftragten zur Durchführung 
des Gesundheitsabkommens DDR/BRD vorzunehmen. 

Es ist anzustreben, daß die Maßnahmen ab 01. 01. 1988 
wirksam werden. 

Verantwortlich : Genosse Mecklinger 

in Abstimmung mit den beteiligten Organen 

3. Durch das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 
sind die Änderungen, die den grenzüberschreitenden 
Geschenkpaket- und -päckchenverkehr betreffen, durch 
das Ministerium für Verkehrswesen die Änderungen, die 
die Zollabfertigung von Reisegepäck zum Inhalt haben, 
offiziell entsprechend den dafür bestehenden inter- 
nationalen Übereinkünften bekanntzumachen. 

Die Information der Reisenden über die Änderung der 
Einfuhrbestimmungen erfolgt auf dem üblichen Weg. 

Verantwortlich : Genosse Calov 

Genosse Arndt 
Genosse Stauch 

Termin: bis 1. 11. 1987 

4. Der BRD-Seite ist auf informellem Weg vorab zur Kennt- 
nis zu geben, daß o. g. Maßnahmen, die im souveränen 
Entscheidungsbereich der DDR liegen, vorgesehen sind. 

Verantwortlich: Genosse Schalck 




Begründung : 


Beiliegende Vorschläge wurden entsprechend dem am 
18. August 1987 dazu erteilten Auftrag ausgearbeitet 
und mit der Zollverwaltung der DDR und dem Ministerium 
für Gesundheitswesen abgestimmt. 

Die vorgeschlagenen Änderungen berücksichtigen, daß einige 
E i n f uhrbest i mmungen nicht mehr den Erfordernissen und 
internationalen Gepflogenheiten entsprechen. 

Mit diesen Vorschlägen werden bei Wahrung der Sicherheits- 
interessen, die zollrechtlichen Bestimmungen Oer DDR 
mit der international üblichen Praxis in Übereinstimmung 
gebracht . 

Gleichzeitig wird mit diesen Vorschlägen Anliegen der 
Gegenseite entsprochen, im Geschenkpaket- und -päckchen- 
verkehr durch veränderte Bestimmungen und eine groß- 
zügigere Handhabung die Zahl der Zurückweisungen zu redu- 
zieren . 

Es wird eingeschätzt, daß bei voller Wirksamkeit dieser 
Maßnahmen die von der BRD angegebene Zahl von rd . 

141.000 Zurückweisungen im Jahr 1986 sich auf ca. 50.000 
bis 75.000 Pakete und Päckchen jährlich verringern wird. 

Die noch verbleibenden Zurückweisungen resultieren aus 
Nichteinhaltung der Ei nf uhr best immung en der DDR und wer- 
den auch weiterhin zur Wahrung der Sicherheitsinteressen 
der DDR erforderlich sein. 
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Anlage 1 


Änderung 20 1 1 rech 1 1 i eher Bestimmungen für die Einfuhr von Li- 
teratur und Druckerzeugnissen 


Die 2 0 1 1 r echt 1 ichen Bestimmungen für die Einfuhr von Literatur 
und sonstigen Druckerzeugnissen enthalten u. a., daß die Ein- 
fuhr nicht zulässig ist, wenn es sich um 

- Adre ssenver zeichni sse , Kalender, Almanache und Jahrbücher 

sowie Briefmarkenkataloge 

- periodisch erscheinende Pr esseerzeugni sse , die nicht in der 
Postzeitungsliste der Deutschen Post enthalten sind, 

handelt. 

ln der vorliegenden Fassung entsprechen diese Bestimmungen nicht 
mehr den praktischen Erfordernissen und führen auch internatio- 
nal zum Teil zu Unverständnis. 

Entsprechend zentraler Festlegungen wird (seit 198A) die aktuelle 
Entscheidungspraxis teilweise großzügiger gehandhabt, als das 
die genannten z 0 1 1 rech 1 1 i eben Bestimmungen vorsehen. Jährlich 
werden z. B. ca. 1,7 Millionen Postsendungen mit periodisch 
erscheinenden Fachzeitschriften, vor allem auf den Gebieten der 
Naturwissenschaften, Technik sowie Freizeit und Hobby, zur Ein- 
fuhr zugelassen, obwohl sie nicht in der Postzeitungsliste der 
Deutschen Post enthalten sind. 

Gleichermaßen wird die Einfuhr von 

- Almanachen und Jahrbüchern, Briefmarkenkatalogen sowie Kunst- 
druck-, Landschafts- und anderen Bildkalendern 
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2. Es wird vorgeschlagen, das Einfuhrverbot für 

« periodisch erscheinende Presseerzeugnisse, die nicht in der 
Postzeitungsliste enthalten sind, 

- Ad r e s sen V er ze i chn i sse , Kalender, Almanache, Jahrbücher und 
Briefmarkenkataloge 

aufzuheben und die diesbezüglichen zollrechtlichen Bestimmun- 
gen entsprechend zu verändern. 

Generell aufrechterhalten werden die Grundprinzipien der Einfuhr 
von Literatur und Druckerzeugnissen, wenn deren Inhalt gegen 
die Erhaltung des Friedens gerichtet ist oder andere Hetze ent- 
hält, ihre Einfuhr in anderer Weise den Interessen des soziali- 
stischen Staates und seiner Bürger widerspricht, es sich um 
Schund- und Schmutzliteratur sowie Schriftstücke und Darstel- 
lungen unzüchtigen Charakters handelt. 

(Die Einfuhr von nicht in der Postzeitungsliste enthaltenen poli- 
tischen Tageszeitungen und Zeitschriften kann mit dem bestehenden 
Verbot für Druckerzeugnisse, die den Interessen des sozialisti- 
schen Staates widersprechen, verhindert werden.) 

Die Aufhebung des Einfuhrverbotes für Kalender, das auch inter- 
national unüblich ist, würde im Postverkehr zur Minimierung von 
jährlich ca. ^0 000 Rücksendungen, insbesondere in die BRD und 
nach Berlin (West), sowie zur Senkung von Rechtsfolgemaßnahmen 
im Reiseverkehr führen. 


1443 




Anlage 2 


Zulassung der Ein- und Ausfuhr von Tonbandkassetten und Magnet- 
tonbändern 


1. Nach den zollrechtlichen Bestimmungen sind Tonbandkassetten 
und Magnettonbänder zur Ein- und Ausfuhr nicht zugelassen. 


Sie fallen unter das Ein- und Ausfuhrverbot für 

"Magnettonbänder und andere Tonträger", 

das für den Reise- und Postverkehr bzw. für die Einfuhr von Um- 
zugs- und Erbschaftsgut besteht. 

Aus der Rechtslage und Praxis anderer sozialistischer und nicht 
sozialistischer Staaten ist zu entnehmen, daß das Mitführen 
von Tonbandkassetten und Magnettonbändern seit vielen Jahren 
nicht beanstandet wird. Die Mehrzahl sozialistischer Staaten 
schließt Tonbandkassetten und Magnettonbänder nur dann von der 
Einfuhr aus, wenn darauf Aufzeichnungen enthalten sind, die 
den Interessen des Staates und seiner Bürger widersprechen. 

Im internationalen Reiseverkehr ist das Mitführen von Tonband- 
kassetten stark verbreitet. Sie treten hauptsächlich als Reise- 
gebrauchsgegenstand im Zusammenhang mit Recordern, Autoradios 
u . ä . auf. 

I‘1 aßnahmen zur Durchsetzung des Ein- und Ausfuhrverbotes führen 
besonders im Reiseverkehr zu Unverständnis. 

Zur Verhinderung der Einfuhr von Tonbandkassetten sind im Reise- 
verkehr mit der BRD und Berlin (West) jährlich ca. 10 000 bis 
11 000 Hinterlegungen und 2 000 bis 3 000 Einziehungen erforderlich 
Dabei muß berücksichtigt werden, daß im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr eine konsequente Durchsetzung des genannten Verbotes 
nicht möglich ist. Bei verstärktem Reiseverkehr würde dies zu 
erheblichen Störungen führen. Hinzu kommt, daß Tonbandkassetten 
auf Grund ihrer geringen Größe leicht geschmuggelt werden können. 
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Im grenzüberschreitenden Postverkehr ist eine durchgängige Fest- 
stellung von Tonbandkassetten möglich. Daraus resultieren jährlich 
allein ca. 30 000 bis 33 000 Rücksendungen von Geschenksendun- 
gen in die BRD oder nach Berlin (West). 

2. Es wird vorgeschlagen , die Ein- und Ausfuhr von Tonbandkasset- 
ten und Magnettonbänder zuzulassen. Bespielte Tonbandkassetten 
sollten zur Einfuhr zugelassen werden, wenn der ä'u f ge z e i chne t e 
Inhalt nicht im Widerspruch zu den Interessen des sozialistischen 
Staates und seiner Bürger steht. 

Erforderliche Prüfungen erfolgen durch die Zollorgane, die in 
Übereinstimmung mit den Prinzipien zur Zulassung der Einfuhr 
von Schallplatten oder Druckerzeugnissen vorgenommen werden. 

Die Zulassung der Ein- und Ausfuhr von Tonbandkassetten und 
Magnettonbändern würde bewirken, daß 


- die DDR international übliche Regelungen berücksichtigt, 

- jährlich ca. 12 000 administrative Maßnahmen gegenüber Reisen- 
den aus der BRD und Berlin (West) vermieden werden könnten, 

- die Zahl der Rückweisungen von Postsendungen, besonders in 

die BRD und nach Berlin (West) um jährlich ca. 30 000 bis 33 000 
vermindert werden könnte. 


ln Realisierung diese Vorschlages wäre eine Änderung der zoll- 
rechtlichen Bestimmungen erforderlich. 


1445 




Anlage 3 


Minderung der Gebühren für die Einfuhr bestimmter Gegenstände, 
besonders technischer Konsumgüter, durch Senkung der der Ge- 
bühr ener hebung zugrunde gelegten Durchschnittswerte der betref- 
fenden Erzeugnisse 


1. Entsprechend der Genehmigungsgebührenordnung für den grenzüber- 
schreitenden Reiseverkehr erfolgt die Berechnung der Gebühren 
auf der Grundlage des in der DDR geltenden Einzelhandels verkauf s- 
orei ses . 

Besteht ein solcher Einzelhandelsverkaufspreis nicht, werden 
der Gebührenerhebung Durchschnittswerte zugrunde gelegt. 

Besonders bei Gegenständen der Heimelektronik, aber auch anderen 
hochwertigen technischen Konsumgütern, betragen Vergleichspreise 
in der DDR das fünf- bis zehnfache der Anschaffungspreise in 
der BRD. 

Diese Praxis führt zu hohen Einfuhr gebühren , die zum Teil erheb- 
lich über dem relativ niedrigen Kaufpreis in der BRD liegen (siehe 
Anlage) . 

Bei einreisenden Bürgern stößt das auf Unverständnis und führt 
auch zu Eingaben. Häufig nehmen Reisende Abstand von der 

Einfuhr solcher Gegenstände oder verstecken sie vor der Zoll- 
kontrolle. Die gegenwärtigen Gebühreneinnahmen für die Einfuhr 
derartiger Gegenstände sind sehr gering. 

Zu berücksichtigen wäre auch, daß bei der Einfuhr von Geschenken 
aus der BRD und Berlin (V^est) auf dem Postwege keine Gebühren 
erhoben werden . 

2. Es wird vorgeschlagen, die Gebühren für die Einfuhr bestimmter 
Gegenstände, besonders technischer Konsumgüter, durch Senkung 
der der Gebührenerhebung zugrunde gelegten Durchschnittswerte 
der betreffenden Erzeugnisse zu mindern. 
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Diese Senkung sollte sich vor allem auf Gegenstände der Heim- 
elektronik (Radio-Recorder, Kompaktanlagen ) , elektronische Mu- 
sikinstrumente, elektronische Tischrechner und Quarzuhren be- 
ziehen. 

Bei der Minderung ist im Prinzip davon auszugehen, daß der Durch- 
schnittswert der Gegenstände auf das Zwei- bis Dreifache des 
Kaufpreises im westlichen Ausland gesenkt wird. 

Damit würden die Genehmigungsgebühren etwa AO bis 60 % des Kauf- 
preises in der BRD oder Berlin (West) betragen. Die Gebühren- 
freigrenzen in Höhe von 200 Mark pro Auf enthal ts tag , höchstens 
jedoch 1 000 Mark, sind-dabei nicht berücksichtigt. 

Eine Änderung z o 1 1 rech 1 1 i eher Bestimmungen wäre nicht erforder- 




Anhang zu Anlage 3 


Gagenatand 


gegenwärtiger Durch» Elnzelhandalaprele 

aohnlttawert für die ln dar BRD 

Gebührenerhebung 


Radiorecorder 

» Radiorecorder mono 

» Starao-Walkmann 

» Starao-Radlo-Reoorder 
mit einem Keesettentell 

» Stereo-Redlo-Recorder 

mit Doppekaeoettenlaufwerk 


Stereo-Kompakten lagen 


Stereo-Auto radlo-Kaeaett enge röt 


Tiachrechner (druckend) 


Halmorgal 


800,- M 

70,- DM 

495,- M 

80,- DM 

1,500,- M 

100,- DM 

3.000,- M 

240,- DM 

3,500,- M 

500,- DM 

2,100,- M 

400,- DM 

1,800,- M 

130,- DM 

3,000,- M 

500,- DM 

100,- M 

20.- DM 


Quarzuhren 



Anlage 4 


Günstigere Gestaltung von Hi nt erlequnqsqebühren 

Seit vielen Jahren bestehen an Grenzübergängen Möglichkeiten, 
Gegenstände vorübergehend zu hinterlegen, die nicht zur Ein- 
oder Ausfuhr zugelassen sind. Sie werden hauptsächlich von Rei- 
senden aus der BRD und Berlin (West) genutzt. 

Es handelt sich im Grunde um befristete Aufbewahrungen, für 
die Gebühren erhoben werden. Die aus dem Jahre 1968 stammende 
Rechtsvorschrift**^ sieht dafür folgende Gebührenregelung vor: 

Wert des hinterlegten Gegenstandes Gebühren je angefangene 

entsprechend DDR-Preisen Woche 


bis 

100 

Mark 

6 

Mark 

bis 

500 

Mark 

8 

Mark 

bis 

1 000 

Mark 

10 

Mark 


für jede weitere darüber liegende 1 000 Mark Wert kommen 4 Mark 
hinzu. 

Die Gebührenerhebung geht nicht, wie in den meisten Ländern 
üblich, vom Gewicht, sondern vom Wert der Gegenstände aus. Die 
Hinterlegungsgebühren liegen damit höher als in der vergleichba- 
ren internationalen Praxis, ln der Mehrzahl der Fälle wird bereits 
nach kurzer Aufbewahrungsfrist der ausländische Erwerbspreis 
erreicht bzw. überschritten. Das tritt dann ein, wenn der DDR- 
Preis höher liegt, als der ausländische Kaufpreis. 


Anordnung über die Erhebung von Gebühren für die Erteilung von Genehmigun- 
gen zur Aus- und Einfuhr von Gegenständen im grenzüberschreitenden Reise- 
verkehr - Genehmigungsgebührenordnung - vom 12. Dezember 1968 (GBl. II 
Nr. 132 S. 1063) 
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ln der Vergangenheit kam es damit zu Konflikten gegenüber Reisen- 
den, die die Gegenseite wiederholt zu Angriffen nutzte. Um dies 
zu vermeiden, wird gegenwärtig auf Grund interner Festlegungen 
für solche Fälle die Gebührenerhebung nicht wirksam. 

2. Fs wird vorgeschlagen: 

- Die Erhebung von Hinterlegungsgebühren neu zu regeln. In Überein 
Stimmung mit der internationalen Praxis (z. B. in der UdSSR und 
in der BRD) sollte dabei vom Gewicht der Gegenstände ausgegangen 
werden^ 

- die Genehmigungsgebührenordnung entsprechend zu ändern. 

Eine solche Regelung würde keinesfalls zu einer Minderung der bis- 
herigen Einnahmen an Hinterlegungsgebühren führen. 

Die vorgeschlagene Neuregelung könnte genutzt werden, der BRD-Sei- 
te die Bereitschaft der DDR zu erklären, eine für Reisende günsti- 
gere Regelung für die Erhebung von Hinterlegungsgebühren in Kraft 
zu setzen. 
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Anhang 
zu Anlage 4 


Vorschläge für Neuregelung der 

Gebühren für die Aufbewahrung von Gegenständen bei den 
Zolldienststellen 


Gewicht 

Dauer der 

Auf bewahrungs gebühren 


Aufbewahrung 

in Mar_k 


bis 

5 kg 

1 Tag 

1,00 



bis 5 Tage 

3,00 



für jeden weiteren 

Tag 

0,50 

über 

5 kg 

1 Tag 

3,00 

bis 

50 kg 

bie 5 Tage 

für jeden weiteren 

10,00 



Tag 

1,00 

übe r 

50 kg 

1 Tag 

5,00 



bis 5 Tage 

für jeden weiteren 

20,00 



Tag 

5,00 
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Anlage 5 


Schaffung von Möglichkeiten für die Zollabfertigung von voraus- 
oder nachqesand tem Reisegepäck im Binnenland 


. 1 . Voraus- oder nachgesandtes Reisegepäck wird gegenwärtig während 
der Standzeit der Reisezüge unter Nutzung von Röntgentechnik 
grundsätzlich an der Grenze zollmäßig abgefertigt, wo der Reisende 
selbst in der Regel nicht zugegen ist. 

Ergeben sich dabei keine Beanstandungen, wird das voraus- oder 
nachgesandte Reisegepäck zur Ein- oder Ausfuhr abgefertigt und 
mit den gleichen Zügen zum Zielbahnhof we i t e r ge le i t e t . 

Probleme ergeben sich dahingehend, daß in einer Reihe von Fällen 
(jährlich ca. 500) im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr 
(insbesondere zwischen der DDR und der BRD) durch den Verkehrs- 
träger vom Reisenden Schlüssel zur Öffnung der Reisegepäckbehält- 
nisse angefordert werden müssen, um die erforderlichen zollmä- 
ßigen Kontroll- bzw. Prüfungshandlungen vornehmen zu können. 
Dadurch können Reisende über ihre Reisege- und -verbrauchsgegen- 
stände zum Teil erst erheblich verspätet verfügen. 

Seitens der BRD wurde wiederholt unter Bezugnahme auf entsprechen- 
de Beschwerden um eine Lösung dieses Problems ersucht, die darin 
besteht, das Reisegepäck in der Nähe des Z i e 1 bahnho f es zu verzol- 
len, wo sich der Reisende sein Gepäck abholen kann. 

2. Es wird vor geschlagen , im Binnenland (in allen Bezirksstädten 
sowie in den Städten Stralsund, Plauen, Bautzen, Annaberg und 
Döbeln) spezielle Abfertigungsstellen für die Zollabfertigung 
von voraus- oder nachgesandtem Reisegepäck einzurichten, das 
auf Grund der vorgenannten Umstände und Bedingungen einer inhalt- 
lichen Kontrolle unterzogen werden muß und diese an der Grenze 
nicht durchführbar ist (weil es in verschlossenem Zustand und 
ohne beigefügten Schlüssel aufgegeben wurde). 
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Dazu wäre erforderlich, daO der Verkehrsträger entsprechende 
Voraussetzungen schafft (z. B. Bereitstellung von Räumlichkei- 
ten auf den Bahnhöfen und Information der Reisenden), damit zu 
bestimmten Wochentagen (evtl. Montag, Mittwoch und Freitag) zu 
fesgelegten Zeiten (gegebenenfalls 12.00 bis 14.00 Uhr) Abfer- 
tigungen erfolgen können. 

Mit der Realisierung dieses Vorschlages würde der international 
üblichen Praxis Rechnung getragen. 

Zugleich bestünden damit günstigere Bedingungen fü'r die Zollab- 
fertigung von voraus- oder nachgesandtem Reisegepäck, das durch 
DDR-Bürger aufgegeben wird (einschließlich Reiseverkehr mit sozia- 
listischen Staaten) sowie für die Behandlung anderer kommerzieller 
und nichtkommerzieller Expreß- und Kleingutsendungen. 
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Anlage 6 


Hestattung der vorübergehenden Ein- und Ausfuhr von Videoge- 
räten und -kassetten als Rei seqebr auchsqeqens t and 


1. Entsprechend den zo 1 1 rech 1 1 i chen Bestimmungen der DDR sind Video- 
technik und Videokassetten im grenzüberschreitenden Reise- und 
Postverkehr gegenwärtig nicht zur Ein- und Ausfuhr zugelassen. 

Gegenstände der Videotechnik nehmen jedoch im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr einen wachsenden Stellenwert ein. Die internatio- 
nal verbreitete Nutzung von Videotechnik und ihre Weiterentwick- 
lung lassen erkennen, daß sich dies künftig noch verstärken wird. 

ln zunehmendem Maße wir jedoch das Interesse deutlich, Video- 
geräte und -kassetten im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 
als Reisegebrauchsgegenstände (analog der Benutzung von Schmal- 
filmkameras und entsprechendem F i Imma ter i a 1 ) vorübergehend in 
die DDR ein- bzw. aus der DDR auszuführen. 

Solche Anliegen werden vor allem von ausländischen Besuchsreisen- 
den an das Zentralkomitee der SED, den Staatsrat der DDR, an 
Reisebüros anderer Staaten und der DDR, an diplomatische Vertre- 
tungen der DDR, an Zolldienststellen der DDR und andere Organe 
herangetragen. Ebenso häufen sich Wünsche von Bürgern der DDR, 

\'OT allem bei Reisen in sozialistische Staaten derartige in ihrem 
Besitz befindliche Gegenstände der Videotechnik zum Reisege- 
brauch mitzuführen. 

1*1 it der Gestattung der vorübergehenden Ein- und Ausfuhr von Video- 
geräten und -kassetten würden international übliche Regelungen 
durch die DDR angewandt, die sich auch fördernd auf die Entwick- 
lung des Tourismus, besonders mit n i ch t soz i a 1 i s t i sehen Staaten, 
aus wirken werden. 

2. Es wird v o r ge s ch 1 a g en , 

- die vorübergehende Ein- und Ausfuhr von Videogeräten und einer 
angemessenen Anzahl von Videokassetten im Rahmen des Besucher- 
in^ 
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und Touristenverkehrs als Reisegebrauchsgegenstände zu gestat- 
ten, 

- zur Vermeidung des Mißbrauchs und des illegalen Verbleibs in 
der DDR die vorübergehende Ein- und Ausfuhr von Videotechnik 
und -kassetten in die beim Grenz Übertritt bei den Zollorganen 
der DDR vorzulegende "Erklärung über mitgeführte Gegenstände 
und Zahlungsmittel" einzutragen. 

* 

3. Das bestehende Verbot der Einfuhr von Videotechnik zum Verblei b 
in der DDR wäre weiter beizubehalten . 

(Im Falle seiner Aufhebung müßte mit einer erheblichen Zunahme 
der Einfuhr, besonders von bespielten Videokassetten, gerechnet 
werden. 

N'ach vorliegenden Erfahrungen beinhalten die Videokassetten in 
sehr starkem Maße neben Filmen mit Unterhaltungscharakter die 
Verherrlichung von Gewalt, Hetze, Pornographie und andere, den 
Interessen des sozialistischen Staates und seiner Bürger wider- 
sprechende Aufzeichnungen. 

Vi'eiterhin ist zu berücksichtigen, daß bei einer Aufhebung des 
Verbotes Möglichkeiten geschaffen bzw. erweitert würden, um die 
Einfuhr von Videokassetten und entsprechender Technik für Zwecke 
der politisch-ideologischen Diversion, der Spekulation, zur Errich- 
tung von "Hauskinos" gegen Entgelt, wie es in anderen Ländern 
üblich ist, zu mißbrauchen.) 

Zur praktischen Verwirklichung dieses Vorschlages ist es erforder- 
lich, eine neue Zollerklärung zu entwickeln, da das gegenwärtig 
verwandte Dokument die Eintragung von Reisegebrauchsgegenständen 
nicht vorsieht. 

Eine Änderung zol 1 rech 1 1 i che r Bestimmungen ist nicht erforderlich. 
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Anlage 7 


Schaffung weiterer Erleichterungen für die Einfuhr von Arznei- 
mittein im Geschenkpaket- und -päckchenverkehr auf dem Postwege 


1. Im Zusammenhang mit den Verhandlungen zwischen der DDR und der 
BRD über die Neufestsetzung der Postpauschale (für den Zeitraum 
19B3 bis 1990) wurde der Gegenseite die Bereitschaft der DDR 
erklärt, weitere Erleichterungen für die Einfuhr von Arzneimitteln- 
im Geschenkpaket- und -päckchenverkehr auf dem Postwege zu schaffen. 

In Realisierung des -Beschlusses des Politbüros des ZK der SED 
vom 26, Oktober 1983 erließ das Ministerium für Gesundheitswesen 
im Einvernehmen mit der Zollverwaltung der DDR dazu eine entspre- 
chende Regelung, die mit Wirkung vom 1. Januar 1984 in Kraft 
trat. 

Danach werden im Geschenkpaket- und -päckchenverkehr auf dem 
Postwege in einer Liste aufgeführte 150 ausländische Arzneimit- 
tel, die im Arzneimittelregister des Ministeriums für Gesund- 
heitswesen der DDR erfaßt sind, unter folgenden Bedingungen 
zur Einfuhr zugelassen: 

- Den Geschenksendungen muß ein Rezept eines in der DDR zugelas- 
senen Arztes beigefügt sein 

- die Arzneimittel selbst müssen sich in der Originalverpackung 
des ausländischen Herstellers befinden 

- die Sendungen dürfen in der Regel keine anderen Gegenstände 
als die im Rezept aufgeführten Arzneimittel enthalten. 

ln Übereinstimmung mit dieser Regelung kommen jährlich zwischen 
1 600 und 1 800 Geschenksendungen zur Einfuhr. Die Abfertigung 
solcher Sendungen verläuft reibungslos. 
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Darüber hinaus werden jährlich ca. 12 000 Sendungen f es t ge s t e 1 1 t , 
in denen sich in der beiliegenden Liste aufgeführte Arzneimittel 
befinden, jedoch nicht das erforderliche Rezept eines in der 
DDR zugelassenen Arztes vorliegt. Solche Sendungen werden in 
der Regel an die Absender in der BRD und in Berlin (West) zurück- 
gesandt. 

2 . Es wird vorgeschlagen, we i t e r gehende Erleichterungen für die 
Einfuhr von Arzneimitteln im Geschenkpaket- und -päckchen ve r- 
kehr auf dem Postwege zu schaffen, indem 

- der Bundesrepublik Deutschland die Bereitschaft der DDR für 
entsprechende Schritte signalisiert wird; 

- in Realisierung dieser Erklärung durch das Ministerium für 
Gesundheitswesen im Einvernehmen mit der Zollverwaltung der 
DDR die Liste der zur Einfuhr zugelassenen Arzneimittel bei 
Beibehaltung der bestehenden Bedingungen erweitert wird. 

In diese Liste könnten aufgenommen werden 

Rezeptpflichtige Desinfektionsmittel 
Schnelldiagnostika 

Vitaminpräparate mit arzneilich wirkenden Zusätzen 
Mittel gegen Bluthochdruck 
Einwegspritzen und Einwegkanülen 
Spree hhilfen. 

Darüber hinaus könnte auch die großzügigere Gestattung der Ein- 
fuhr von bestimmten Arzneimitteln und den Arzneimitteln gleichge- 
stellten Erzeugnissen zum individuellen Gebrauch ohne Vorlage 
eines Rezeptes eines DDR-Arztes geprüft werden. 

Das betrifft folgende Erzeugnisgruppen; 

. Verbandstoffe ohne arzneiliche Zusätze 
. Wundverbandspflaster 
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. Süuglings- und Kinderpflegemittel 
. Säuglings- und Kindernährmittel 
. Diätetika, Nährpräparate 
. Vitaminpräparate 

. Weine mit arzneilich wirksamen Bestandteilen 
. Arzneipflanzen und Arzneipflanzenmischungen (Tees), sofern 
sie nicht rezeptpflichtig sind 
. Pflanzensäfte 

. Zubereitungen auf der Grundlage von Inhaltsstoffen von 
Arzneipflanzen 
. Medizinische Bäder 
. Medizinische Seifen 

. Haft- und Pflegemittel für Zahnprothesen 
. Stoma Verschlüsse und -Zubehör 
. Körperpflegemittel nur zur äußeren Anwendung 
. nicht rezeptpflichtige Desinfektionsmittel 
. Homöopathische Erzeugnisse 
. Medizintechnische Gegenstände 

(Bereits heute wird bei der Einfuhr derartiger Gegenstände 
großzügig verfahren.) 
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Günter Mittag 


Berlin, den 26. 8. 1987 


Genosse Hermann Axen 
Genossen Krolikowski 
Genossen Schürer 
Genossen Nier 
Genossen Schalck 


Beiliegend werden 

Vorschläge zur Veränderung bzw. großzügigeren 
Handhabung der Einfuhrbestimmungen der DDR 
im grenzüberschreitenden Verkehr 

zur Kenntnisnahme übermittelt. 


Mit kommunistischem Gruß 







Dokument 190 

Geheime Verschlußsache 

B 2 - 921/87 
V' . Ausf . 1 Blatt 

VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. 132 /87 
vom September 1987 


Auf Antrag des Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
wird verfügt: 

1 . Aus der Staatsreserve A sind außerplanmäßig 

20 Mio Stück Patronen M 43 
mit Stahlkern 

zur Verfügung des Staatssekretärs für Kommerzielle Koordinierung 
auszulagern . 

2. Der Plan der Entwicklung der Staatsreserve A für das Jahr 1987 
ist in entsprechendem Umfang zu senken. 

3. Der Preiszuschlag in Höhe von 5 Prozent ist nicht zu berechnen. 



1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Minister für Nationale Verteidigung 

4. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

5. Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 
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Dokument 191 

Kunst und Antiquitäten GmbH Berlin, den 23. 11. 1987 

Hausmi ttei 1 ung 

Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Genossen Seidel 


Werter Genosse Seidel! 

Dem in meinem Schreiben vom 12. 11. 1987 unterbreiteten Vor- 
schlag, die zwischen dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
und dem Ministerium des Innern abgeschlossene Vereinbarung zur 
Verwertung eingezogener Gegenstände zum Jahresende aufzukündi- 
gen, hatten Sie zugestimmt. 

Ich bitte nunmehr um Unterzeichnung beigefügten Schreibens an 
den Genossen Generalmajor Müller. 

Mit sozialistischem Gruß 



, I 

I 
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Ministcrrat 

Dcmokcatt5Chcn Republik 

Mintsteuum für Außenhandel 
Der Staatssekretär 

Hinisterium des Innern 
Stellvertreter des Ministers 
und Leiter der Versorgungs- 
dienste 

Genossen Generalmajor Müller 
Mauerstr. 29-32 
Le r 1 in 
lo8b 


Berlin, den 20, 11. 1987 

Werter Genosse Generalmajor Müller! 

Mit Wirkung vom 01. 10. 1986 trat die Vereinbarung 7wischen 
dem Ministerium des Innern und dem Ministerium für Außen- 
handel , Bereich Kommerzielle Koordinierung, zur Verwertung 
eingezogener Gegenstände in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt wurden 
durch den von mir beauftragten Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten GmbH die Übernahmen aus den Bezi rksversorgungs- 
lägern des Ministeriums des Innern begonnen. 

Oie Sichtung und Bewertung der übernommenen Gegenstände zeig- 
te, daß es sich fast ausschließlich um gebrauchte Textilien, 
gebreuchtji JJerkzeuge , ,ae^rauch te PKW-Reifen und -Felgen, ge- 
brauchte Kfz-Ersatztelier Glühlampen, Leuch ts toff röhren , 
Schrauben una Nägel sowie gebrauchte Technik handelte. Dar- 
über hinaus wurden auch PKW verschiedener Typen und älterer 
Baujahre (LADA, Skoda, Trabant und Wartburg 311) sowie Motor- 
räder von den Mdl-Dienststel len übernommen und in das Zentrale 
Objekt Mühlenbeck des Außenhandelsbetriebes transportiert. 

Die bisherigen Erfahrungen besagen, daß fast alle Gegenstände 
nicht mehr im exportfähigen Zustand sind und ebenso nicht mehr 
an Interessenten innerhalb der DDR verkauft werden können. In 
geringem Umfange könnten veraltete PK.w und Motorräder zur Er- 
satz te i 1 gewi nnung verwendet werden. 

Oie sich in den vergangenen Wochen häufenden Übernahmen aus 
den ßezi rksversorgungslägern des Ministeriums des Innern der 
Republik sind nicht mehr zu bewältigen. Sowohl die Inanspruch- 
nahme von qualifizierten Arbeitskräften, Fahrzeugen, Lagerka- 
pazitäten des Außenhandelsbetriebes sowie die aufwendigen Be- 
wertungen und Begutachtungen stehen in keinem vertretbaren 
Verhältnis mehr zu den Ergebnissen. 
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Erschließung zuslitzl Icher Exportreserven mittels 
^rwertung der eingezogenen Gegenstände durch das Ministe- 
des Innern nicht möglich ist, schlage ich vor, die vor- 
:ehend genannte Vereinbarung mit Wirkung vom 31. 12. 1987 
außer Kraft zu setzen. 


Ich bitte Sie, meinen Vorschlag zu prüfen und um schriftliche 
Zus t i mmung . 



0 z H s t i^s^ejn!^ G ruß 

^ r ^ ^ m- ■- 


1463 




Dokument 192 

Weisung 6/88 

über die Durchführung von Importen innerhalb des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung 


i. Geltunosbereich 


Zur Durchführung von Importen im Rahmen dieser Weisung 
sind alle AKB und Firmen des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung, denen Kandel seuf gaben übertragen v/urden, 
berechtigt . 

2. Grundsätze und Finanzierunosouellen 

! 

Importe können auf folgender Grundlage durchgeführt werden: 

2.1. Auftr^gs^e s - ch e f t e 

- Importe- im- Auf trage . des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
werden vom Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
oder seines Beauftragten schriftlich, unter Angabe der 
Finanzierungsquelle beauflagt und beinhalten die Import- 
genehmigung . 

- Für Planimporte als Auftragsgeschäfte sind alle erforder- 
lichen Importgenehmigungen entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen durch' die zuständigen Fach-AHB beizubringen. 

2.2. Vereinbarungen mit den Inlandspartnern (Industrieverein- 

bar ungen 

In Abstimmung mit dem Bereich Kommerzielle Koordinierung werden 
die Vereinbarungen in folgende Kategorien eingeteilt: 

- Vereinbarungen von volkswirtschaftlicher Bedeutung sind dem 
Sekretariat des ZK der SED zur Beschlußfassung vorzulegen. 
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-Vereinbarungen von Bedeutung für den Industriezweig sind durch 
den Fachminister, den Leiter des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung und den Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
zu unterzeichnen. 

- Vereinbarungen auf eigenes Risiko sind durch die General- 
direktoren der Kombinate und AHB zu unterzeichnen sowie 
durch den zuständigen Fachminister und den Leiter des Be- 
reiches Kommerzielle Koordinierung zu bestätigen. 

Die "Ordnung über die Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung 
von Soncervorheben des Bereiches Kommerzielle Koordinierung" 
vom 29. S. 1981 ist integrierter Bestandteil dieser V.'eisung. 

Im einzelnen gelten folgende Festlegungen: 

- In Vereinbarungen, die die Durchführung von Importen über 
eine Vorfinanzierung vorsehen, ist die Refinanzierung grund- 
sätzlich aus dem Vorhaben heraus zu sichern und der Refinan- 
zierungszeitraum exakt festzulegen (Jahresscheiben, Zinsen). 
Abweichungen von dieser Regelung sind gesondert zu vereinbaren. 
Gegenüber dem Bereich Kommerzielle Koordinierung ist durch 

die AHB jährlich bzw. auf Abforderung eine Abrechnung über 
die in Realisierung der Importe erzielten Effekte entsprechend 
dem vorgegebenen Informationsbedarf vorzunehmen. 

- In Vere i nbc r ung e n , die die Durchführung von Zusatzexporten 
außerhalb der Staatlichen Auflage zur Erwirtschaftung von 
Velutcsnrechten zum Gegenstand haben, ist die Höhe des 
Val ut aanrechis beider Partner und das dafür geltende 
Kalkulationsschema festzulegen. Aus dem Valutaanrecht 

der Industriepartners können die Importe finan- 

ziert werden. 

- Jede Importfreigabe auf der Grundlage von Vereinbarungen 
bedarf der Zustimmung des verantwortlichen Industrie- 
ministers und des Leiters des Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung. Diese Zustimmung kann auf der Grundlage einer 

I 1465 I 




3 


detaillierten Spezifikation als Anlage zu Vereinbarung 
generell erteilt oder durch Einzelbestätigung der 
sukzessiven Ausspezifikation der global vereinbarten 
Importsumme vorgenommen werden. Diese Regelung schließt 
auch alle Ersatzteilpositionen (Grobspezifikation) unab- 
hängig von ihrer wertmäßigen Größenordnung mit ein. Für 
die Einholung der erforderlichen Genehmigungen ist der 
Bedarfsträger verantwortlich. Die Kontrolle der Voll- 
ständigkeit der Unterlagen erfolgt durch den AHß, der 
das Valutaanrecht führt. 

Für Anlagen- und Ausrüstungsimporte ab 500 TVM ist über 
den AHB Transinter dem Ministerium für Außenhandel - Bereich 
Kommerzielle Koordinierung - eine Anfragekonzeption vorzulegen. 
Nach Bestätigung dieser Konzeption ist der Antrag auf Liefe- 
rantenentscheid über den AHB Transinter und die HA III beim 
Ministerium für Außenhandel zur Genehmigung einzureichen. 

Mit der Genehmigung des Lieferantenentscheids erteilt der 
Bereich Kommerzielle Koordinierung die dafür erforderliche 
schriftliche Beauflagung, wenn diese nicht bereits durch 
die Spezifikation in der Industrievereinbarung enthalten 
ist . 

Zur Realisierung dringend benötigter Importe bis zu einem 
Wertvolumen von 1 TVM aus Vereinbarungen mit Ministerien 
bzw. Valutaguthaben kann der Import sofort erfolgen, wenn 
der zuständige Minister bzvi. beauftragte Stellvertreter 
diesen Import bestätigt hat. der AHB ist verpflichtet, 
monatlich eine Aufstellung der durchgeführten Kleinimporte, 
geordnet nach Ministerien, dem Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung zu übergeben. 
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- Importvorleistungen sind nur im Rahmen der Vereinbarungen 
zulässig, die eine Vorfinanzierung vorsehen. Alle übrigen 
Importfreigaben dürfen nur bis zur Höhe des tatsächlich 
gebildeten Valutaanrechts in Anspruch genommen werden. 

2.3. Importe für den Eigenbedarf der AHB 

- Importe für den Eigenbedarf der AHB des Bereiches Kommer- 
zielle Koordinierung auf der Grundlage der Staatlichen 
Auflagen sind zulässig, wenn sie nicht in.die staatliche 
Auflage M-Investitionen eingeordnet werden können 
(siehe Anweisung 7/88). 

Finanzierungsqueilen für diese Importe sind: 

. Investitionsfonds (TVM) 

. Kosten K lasse 3 (T VM) 

Importe von und für Anlagen und Ausrüstungen der EDV 
erfolgen zentral über den AHB Intrac. Nach erfolgter Ein- 
ordnung in die jährlichen Investitionspläne sind die 
übrigen AHB des Bereiches verpflichtet, ihren Importbedarf 
beim AHB Intrac anzumelden. Erfolgt der Import der jewei- 
ligen Ausrüstungen durch den AHB Intrac direkt, sind die 
Valutamittel entsprechend der Rechnungslegung an ihn um- 
zusetzen. 

Erfolgt der Import über einen Fach-AHB ist über den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung die erforderliche Importbeauflegun: 
zu beantragen. Die finanzielle Abwicklung erfolgt auf der 
Grundlage dieser Beauflagung direkt zwischen den AHB. 
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- Importe von Leistungen mit Finanzieru 
oder Investitionsmitteln sind nur zul 
bar keine Beschaffung aus DDR-Aufkomm 
diese Importe ist vor Vertragsabschlu 
durch den Bereich Kommerzielle Koordi 

- Importe für die Untersetzung der Plan 
Intertank und Philatelie werden durch 
Jahresplänen beantragt und durch den 
Koordinierung mit der Lizenzerteilung 


ng aus Valutakosten 
ässig, wenn nachweis- 
en möglich ist. Für 
ß die Genehmigung 
nierung einzuholen. 

teile Intershop, 
die AHB mit den 
Bereich -Kommerzielle 
bestätigt . 


2.4. Konstruktionen im Rahmen internationaler Geschäfte 

Für Käufe und Verkäufe im Rahmen internationaler Geschäfte 
einschl. Switchoperationen sind die dafür erforderlichen 
Genehmigungen einzuholen. 

Waren , die die Grenze 'der DDR nicht“überschreitefr, sind" 
entsprechend der Weisung Nr. 4 des Leiters des Bereiches 
und der Verfügung 774 des Ministers für Außenhandel vom 
14. 11. 1974 abzuwickeln. 


2.5. Importe im Rahmen von Gestattungsvorhaben 

Gestattungsvorhaben sind prinzipiell durch das Sekretariat 
des ZK der SED zu beschließen. 

Importe im Rahmen von Gestattungs Vorhaben sind zulässig, 
wenn auf der Grundlage entsprechender Regelungen im Ge- 
stattungs vertrag der Import ausgewählter Erzeugnisse zur 
Gewährleistung des Markennamens erforderlich ist. 
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Die Importspezifikation für 

- Maschinen/Ausrüstungen 

- Ersatz- und Verschleißteile 

- Material und Zutaten 

- Rohstoffe 

- Verpackungsmaterialien etc. 

bedarf der Zustimmung des verantwortlichen Ministers und 
des Leiters des Bereiches Kommerzielle Koordinierung. 

2.6. Exportabkauf 

Anstelle von Importen im Rahmen von Vereinbarungen des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung sowie für den Eigenbedarf der AHB 
können in begründeten Ausnahmefällen Exportabkauf e vorgenommen 
werden. Vor Vertragsabschluß ist durch den Bedarfsträger bei 
E xportab käuf en i n bedeutenden Größenordnungen die Zustimmung 
des Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission und des 
Ministers für Außenhandel einzi/nlen. Die Zustimmung des Ministers fi 
Außenhandel ist für alle Exportabkauf e erforderlich. Auf der 
Grundlage dieser Genehmigungen erfolgen durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung die entsprechenden Beauflagungen. 
Diese Exportabkäufe werden wie Importe bewertet (HGW Riko) 
und der volle Markaufwand gegenüber den Inlandspartnern berechnet 

2.7. Importe im Rahmen des Dienstleistungsexportes - Abf allbeseitigun 

Diese Importe werden auf der Grundlage der Ordnung über die 
Planung, Finanzierung und Abwicklung von Importen und Ver- 
sorgungsleistungen für den VEB Deponie Potsdam bzw. Schönberg 
durchgeführt . 
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2.8. Importe auf der Grundlage von Veluteanrechten 

Grundlage für die Durchführung dieser Importe sind die 
Anordnung des Ministerrates über die Gewährung eines Valuts- 
anrechts ... vom 13. 10. 1986 und für die Handelsträger 
im Intershop die Festlegungen des Staatssekretärs gemäß 
Schreiben vom 28. 11. 86 sowie 1. 12. 86. 


3 . Sonstige Regelungen 

3.1. Import Preisbildung 

Im Zusammenhang mit den Maßnahmen der verstärkten Eigener- 
wirtschaft der Valutamittel für Importe sind die Import- 
preise grundsätzlich nach dem Prinzip des Aufwandes 
(Markgegenwert * Richtungskoef f izient) auf der Grundlage 
der geltenden Rechtsvorschriften zu bilden und weiter 
zu berechnen. Diese Regelung gilt für alle Importe unab- 
hängig von ihrer jeweiligen Finanzierungsquelle. Exportab- 
käufe werden den Importen gleichgestellt. 


3.2. Lizenzen 


Alle Importe sind auf der Grundlage bestätigter Lizenzen 
(E inzelfreigabe oder Globalgenehmigung) abzuwickeln. 


3.0. Sonstiges 

Erforderliche Ausnahmegenehmigungen bzw. Abweichungen zur 
vorliegenden K'eisung sind schriftlich unter Angebe der 
Gründe zu besntragen. 

Die Weisungen Nr. 6/80 und 2/87 werden hiermit außer Kraft 
gesetzt . 

Die Weisung 6/88 tritt ab 1. 1. 1989 in Kraft. 
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Dokument 193 

Geheime Verschlu/3sache 
B 2 - B 5 - 0559 /88 

. Expl . 1 Blatt 


-Leseabschrift- 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. 62/1988 
vom 7. April 1988 


1. Der operative Valutaplan Nichtsozialistisches Wirt- 
schaftsgebiet für das II. Quartal 1988 entsprechend 
der GVS B 5 - 0395/88 wird bestätigt. 


2 . 


Der Vorsitzende der Staatlichen Plankommission wird 
beauftragt, die Durchführung des operativen Valuta- 
planes zu kontrollieren. 



Verteiler; 

Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates, Genosse Krolikowski 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
Minister für Außenhandel 
Minister der Finanzen 

Staatssekretär und Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koor d in i er ung 

Präsident der Außenhandelsbank 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 

Archiv für Staatsdokumente 
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Dokument 194 


VORSITZENDER DES- MINISTERRATES 


Verfügung Nr. 82 /88 


vom 18. Mai 1988 


Geheime VerschluGsacre 
82- 464/88 

Ausf . , 2 Blatt 



Zur Durchführung des Beschlusses des Politbüros des ZK der ^ 


SED vom 10 . Mai 1988 


Maßnahmen zur finanziellen Regelung der entstandenen 
Aufwendungen in Durchführung der Weisung des General- 
sekretärs des ZK der SED und Vorsitzenden des Staats- 
rates der DDR, Genossen Erich Honecker, vom 
29. März 1988 zur sofortigen Unterstützung Äthiopiens 



wird festgelegt: 


1. Für die durchgeführten Lieferungen von Waffen, Munition, 
Ausrüstungen sowie 100 Nutzkraftwagen W 50 einschließlich 
Frachten und WarennebenkosteVi in Höhe von insgesamt 
25,3 Mio Valutamark ist ein Regierungskredit zu gewähren. 
Ausreichung und Finanzierung des Kredites sind im Rahmen 
des am 9. Oktober 1984 'abgeschlossenen Regierungsab- 
kommens mit Äthiopien (14 Jahre Laufzeit, 2,5 % Zinsen p.a.) 
vorzunehmen . 

Die Aufwendungen sind in den Volkswirtschaftsplan 1988 
einzuon.dnen. 

Verantwortlich : Präsident der Staatsbank der DDR 

Minister der Finanzen 

Präsident der Deutschen Außenhandelsbank AG 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates und Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates und Minister für Materialwirtschaft 
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2. Die Lieferung von gebrauchten und instandgesetzten Waffen 
im Wert von 2,5 Mio Valutamark wird als Solidaritätsge- 
schenk zur Verfügung gestellt. Die Finanzierung erfolgt 
aus dem Staatshaushalt 1988. 

Verantwortlich : Minister der Finanzen 

Staatssekretär im Ministerium für Außen- 
handel für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 


3. Die Markaufwendungen für Warennebenkosten im Wert von 
2,8 Mio Mark werden aus dem Staatshaushaltsplan 1988 
f inanziert . 

• Die Valutaaufwendungen für Fracht- und Warennebenkosten 

in- Höhe von 3,1 Mio Valutamark werden in die Zahlungsbilanz 
und in den Staatshaushaltsplan 1988 als Ausgaben einge- 
ordnet . 


Verantwortlich : Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 

rates und Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission 

Minister der Finanzen 

Minister für Verkehrswesen 

Staatssekretär im Ministerium für Außen- 
handel für den Bereich Kommerzielle 
Koordin ier’ung 


Verteiler : 

1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates und Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister- 
rates und Minister für Materialwirtschaft 

4. Minister der Finanzen 

5. Minister für Verkehrswes en 

6. Präsident der Staatsbank der DDR 

7. Staatssekretär im Ministerium für Auße-nhandel für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

8. Präsident der Deutschen Außenhandelsbank AG 

9. Sekretariat des Ministerra tes 
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Dokument 105 

Foatlogungon Ober roarkdaitlge Vorrechnungon im Rahmon i;Ior 

Vorelnbarung zwlachon dom Hinlateriuro fOr AuDonhondol, Berolch 

Kommerzioilo Koordlniorungf und dem Rat der Stadt Drooden 

vom 19 t 03« 1907 

Ce worden roorkeoltlg in Rechnung gestellt} 

- dem AIIB Kunot und AntlqultSten fOr don Zuaatzoxport bo> 
reltgoatallto AntlqultSten, Gobreuchtwaren und Altmateri- 
alien im Verhältnis 1 VM t 1 N bezogen auf den Nettovaluta- 
orlöe, 

- dom AIIB Kunet und Antiquitäten fOr don Zueetzoxport borolt- 
gostollto Nouproduktionon zum Botriobsproie , 

- dem Rot do'i' Stadt Oroadon Importe aue dom Valutoguthaben 
zum Aufvrandspreia « 


Dorlin, don 01. 00, 1.900 


Al!3 K'jnr^' und Antiquitä'^on GmbH 

Av — ’ — 




Rat der Stadt Droadon 



\ 
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Dokument 196 


Ministerrat Berlin, 21. 6. 1988 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Ministerium für Staatssicherheit 
Der Minister 

Geheime Verschlu8sache 


GVS-oC:3 

Sl. f. .<L 


bif 


Befehl Nr. 12 /88 

zur politisch-operativen Sicherung des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung im Ministerium für AuBenhandel und der ihm direkt 
unterstellten Außenhandelsbetriebe und Ve r t ret e rqese 1 Ischa f ten 

Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel (nachfolgend Bereich genannt) werden spezifische 
Aufgaben zur Durchsetzung der Wirtschaftspolitik der Partei ge- 
löst. 

Unmittelbare Grundlage der Arbeit des Bereiches sind die Beschlüs- 
se, Aufträge und Weisungen des Politbüros des ZK der SED. Der Be- 
reich ist dem Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der SED, 
Gen. Mittag, direkt unterstellt. 

Zur Durchsetzung seiner spezifischen Aufgabenstellung wurden dem 
Bereich spezielle Außenhandelsbetriebe und Ve r t r e ter gese 1 1 scha f- 
ten (nachfolgend Betriebe genannt) direkt unterstellt und beson- 
dere Vollmachten übertragen, die ein schnelles Reagieren auf 
internationale Lagebedingungen und volkswirtschaftliche Erforder- 
nisse ermöglichen. 

Den sich aus der Spezifik der Aufgabenstellung des Bereiches und 
seiner Betriebe und den zunehmenden Angriffen imperialistischer 
Geheimdienste u. a. feindlicher Stellen und Kräfte ergebenden 
Sicherheitserfordernissen ist durch die einheitlich ausgerich- 
tete und abgestimmte politisch-operative Arbeit der zuständigen 
D iens t e inhe i t en zur 
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- zuverlässigen politisch-operativen Sicherung, 

- effektiven politisch-operativen Nutzung der Möglichkeiten sowie 

- Unterstützung bei der Lösung der spezifischen Aufgaben 

des Bereiches und seiner Betriebe Rechnung zu tragen. 

Zur konsequenten Durchsetzung dieser Erfordernisse 

befehle ich: 

1. Für die politisch-operative Sicherung des Bereiches und seiner 
Betriebe sind 

der Leiter der Arbeitsgruppe BKK und 

entsprechend ihrer territorialen Zuständigkeit die Leiter 
der Be z i rks ve rwa 1 tungen Dresden, Gera, Leipzig, Potsdam 
und Rostock 

(s. Anlage 1) verantwortlich. 

Die Verantwortung erstreckt sich nicht auf den wi r tscha f tspo- 
litischen Inhalt der Aufgabenstellung und Tätigkeit des Berei- 
ches und seiner Betriebe. 

Die Leiter anderer Diensteinheiten haben gemäß den in diesem 
Befehl und anderen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen 
getroffenen Festlegungen Aufgaben zur politisch-operativen 
Sicherung, zur politisch-operativen Nutzung der Möglichkei- 
ten und zur Unterstützung des Bereiches und seiner Betriebe 
zu lösen . 

Das Zusammenwirken mit dem Leiter des Bereiches und seinem 
Stellvertreter hat entsprechend den dazu getroffenen Festlegun- 
gen (s. Anlage 2) zu erfolgen. 
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GVS MfS OOO0-14/88 


2. Der Leiter der Arbeitsgruppe 8KK ist verantwortlich für 

- die einheitliche Ausrichtung der politisch-operativen Arbeit 
der zuständigen Diensteinheiten zur politisch-operativen 
Sicherung des Bereiches und seiner Betriebe, 

- die Koordinierung der Zusammenarbeit der operativen Dienst- 
einheiten zur Realisierung der • Au f gabenstellung dieses Be- 

f ehls , 

- die Koordinierung des politisch-operativen Zusammenwirkens 
der operativen Diensteinheiten mit dem Bereich und seinen 
Betrieben zur operativen Nutzung deren Möglichkeiten und zu 
deren Unterstützung bei der Lösung ihrer spezifischen Aufga- 
ben. 

In Wahrnehmung dieser Verantwortung hat er zu gewährleisten 

- die Einschätzung der politisch-operativen Lage im Verantwor- 
tungsbereich (einschließlich der Betriebe, für deren poli- 
tisch-operative Sicherung Bezirksverwaltungen verantwortlich 
sind) sowie die ständige aktuelle Übersicht und Auskunftsbe- 
reitschaft, 

- die Vorbereitung der grundsätzlichen politisch-operativen 
Ziel- und Aufgabenstellungen bzw. zentraler Entscheidungen, 
dienstlicher Bestimmungen, Weisungen und Orientierungen zur 
politisch-operativen Sicherung des Bereiches und seiner Be- 
triebe , 

- die Unterstützung der zuständigen Diensteinheiten der Be- 
zirksverwaltungen bei der Realisierung der Aufgabenstellung 
dieses Befehls, 

- die enge Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Dienstein- 
heiten, 
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- das erforderliche Zusammenwirken mit den Sicherheitsorganen 
der befreundeten sozialistischen Staaten über die Abteilung 
X . 


3. Durch die wirksame politisch-operative Sicherung des Bereiches 
und seiner Betriebe ist zur störungsfreien Erfüllung der ihnen 
übertragenen politischen, handelspolitischen und ökonomischen 
Aufgaben beizutragen. 

Vorrangig politisch-operativ zu sichernde Objekte sind 

- der Bereich Kommerzielle Koordinierung im Ministerium für 
Außenhandel , 

- das Internationale Handelszentrum einschließlich der Konzern- 
und Firmenbüros, 

- S t r uk t u r ei nhei ten der Außenhandelsbetriebe und Einrichtungen 
mit einer Konzentration von Staatsgeheimnissen. 

Vorrangig politisch-operativ zu sichernde Personenkategorien 
sind 

- Nomenklatur- und Nachwuchskader, 

- Geheimnisträger einschließlich Berechnungskader, 

- Beauftragte für Datensicherheit, 

- Auslands-, Reise- und Verhandlungskader, 

- Personen aus nichtsozialistischen Staaten und Westberlin 
im Rahmen "spezieller Fi rmenve rbindungen" , 

- DDR-Bürger und Personen aus nichtsozialistischen Staaten und 
Westberlin, die in den Konzern- und Firmenbüros im Interna- 
tionalen Handelszentrum eingesetzt sind. 
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4. Die politisch-operative Sicherung des Bereiches und seiner 
Betriebe hat gemäO den zentralen dienstlichen Bestimmungen 
und Weisungen zu erfolgen. Dabei ist die Einheit von Feind- 
bekämpfung, Schadensabwendung und Unterstützung bzw. Stabi- 
lisierung volkswirtschaftlicher Prozesse zu gewährleisten. 

Die politisch-operative Sicherung des Bereiches und seiner 
Betriebe ist auszurichten auf 

- die rechtzeitige Aufklärung der Pläne, Absichten und Maß- 
nahmen sowie Mittel und Methoden imperialistischer Geheim- 
dienste u. a. feindlicher Stellen und Kräfte, insbesondere 
zur Organisierung subversiver Aktivitäten gegen die wirt- 
schaftliche Tätigkeit des Bereiches und seiner Betriebe im 
In- und Ausland; 

- die vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung 
subversiver u. a. feindlich-negativer Aktivitäten, insbe- 
sondere von 

. Spionage u. a. Verratshandlungen, 

. wirtschaftlicher Störtätigkeit , 

. Diversions- und Sabotagehandlungen, 

. Terror- u. a. operativ bedeutsamen Gewaltakten, 

. staatsfeindlichem Menschenhandel und ungesetzlichem 
Verlassen der DDR, 

. politisch-ideologischer Diversion, 

. operativ bedeutsamen Handlungen des Schmuggels und der 
Spekulation. 

Besonders zu beachten sind gegnerische Aktivitäten zur 
Schaffung personeller Stützpunkte und alle anderen Angriffe 
gegen Mitarbeiter des Bereiches und seiner Betriebe, insbe- 
sondere Auslands-, Reise- und Verhandlungskader, sowie alle 
Versuche des Mißbrauchs der Möglichkeiten der legalen Basen 
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des Gegners in der DDR und der aus kommerziellen Gründen 
in die DDR einreisenden Personen aus nichtsozialistischen 
Staaten und Westberlin für f e i nd 1 i ch - nega t i ve Aktivitä- 
ten . 

Politisch-operative Maßnahmen zur Aufklärung und Bekämp- 
fung der subversiven Aktivitäten imperialistischer Geheim- 
dienste und legaler Basen des Gegners in der DDR sind 
gemäß meinen dazu erlassenen dienstlichen Bestimmungen 
und Weisungen, insbesondere der Dienstanweisung Nr. 1/87, 
mit dem Leiter der Hauptabteilung II abzustimnren ; 

- die Sicherung der störungsfreien Tätigkeit des Bereiches 
und seiner Betriebe unter allen Lagebedingungen durch 
deren aktive Unterstützung bei der Realisierung der über- 
tragenen Aufgaben und Gewährleistung einer hohen Sicher- 
heit und Ordnung sowie eines wirksamen Geheimnisschutzes; 

- die Gewährleistung des wirksamen Schutzes des Interna- 
tionalen Handelszentrums sowie der dort tätigen Ausländer 
uno DDR-Bürger vor Terror- u. a. operativ bedeutsamen 
Gewaltakten sowie die Aufdeckung und Bekämpfung der 
unter Mißbrauch der gewährten Arbeitsmögl ichkeiten er- 
folgenden feindlich-negativen Handlungen. 


5. Die unter Ziffer A. gestellten grundsätzlichen Aufgaben sind 
auf der Grundlage der weiteren durchgängigen Qualifizierung 
der operativen Grundprozesse, der planmäßigen Durchdringung 
der Verantwortungsbereiche sowie der tiefgründigen, umfas- 
senden Klärung der Frage "Wer ist wer?" zu den Mitarbeitern 
des Bereiches und seiner Betriebe zu realisieren, insbeson- 
de re durch 
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die qualifizierte Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen 
gemäß der Richtlinie Nr. 1/82, vor allem zu den vorrangig 
politisch-operativ zu sichernden Personenkategorien; 

die zielgerichtete Überprüfung und Aufklärung der NSW-Kontra- 
henten des Bereiches und seiner Betriebe; 

die Vorgangs- und personenbezogene Arbeit im und nach dem 
Operationsgebiet, einschließlich der zu den "speziellen Fir- 
menverbindungen". 

Die durch den Bereich und seine Betriebe benaninten "speziellen 
Fi rmenverbindungen" nach nichtsozialistischen Staaten und 
Westberlin sind durch die Arbeitsgruppe BKK in der Abteilung 
XII zu erfassen und unter Nutzung der operativen Möglichkei- 
ten auch anderer Diensteinheiten aufzuklären und zu bearbeiten. 
Ausnahmen bedürfen der Abstimmung mit dem Leiter der Arbeits- 
gruppe BKK; 

den zielgerichteten Einsatz der operativen Kräfte und Mittel 
zur Erarbeitung operativ bedeutsamer Anhaltspunkte als Vor- 
aussetzung für das Einleiten operativer Personenkontrollen 
und zur Entwicklung von* Operativen Vorgängen; 

die zielgerichtete Überprüfung und Aufklärung von dienstli- 
chen Besuchern und anderen Kontaktpartnern des Bereiches 
und seiner Betriebe; 

die Klärung und Auswertung von Verstößen gegen Rechtsvor- 
schriften sowie innerbetriebliche Ordnungen und Weisungen 
und die Untersuchung von Vorkommnissen; 

die Einflußnahme auf die ständige Qualifizierung der NSW- 
Reise-, -Auslands- und -Verhandlu gskader zum Erkennen und 
zur Abwehr gegen sie gerichteter feindlicher Aktivitäten; 
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- die Einflußnahme auf die Durchsetzung einer hohen Ordnung, 
Sicherheit, Disziplin und Wachsamkeit bei der Lösung der 
Aufgaben des Bereiches und seiner Betriebe, auf den Gebie- 
ten des Objekt- und Brandschutzes, des Besucherverkehrs 
und der Gewährleistung der Datensicherheit; 

- das enge Zusammenwirken mit den staatlichen Leitern sowie 
den auf dem Gebiet von Ordnung und Sicherheit tätigen Mit- 
arbeitern bei strikter Wahrung' deren Eigenverantwortlich- 
keit. 

Die politisch-operative Auswertungs- und Informationstätigkeit 
ist auf die Realisierung der in diesem Befehl gestellten 
grundsätzlichen Aufgaben auszurichten. 

6. Die Leiter der Bezirksverwaltungen, in deren Verantwortungs- 
bereich sich Objekte des Bereiches bzw. seiner Betriebe be- 
finden, haben zu gewährleisten, daß die Leiter der für die 
politisch-operative Sicherung dieser Objekte zuständigen 

D i ens t e 1 nhe i t en die in diesem Rahmen erfolgende 

- Bearbeitung von Operativen Vorgängen und Durchführung von 
OPK sowie 

- Arbeit im und nach dem Operationsgebiet, insbesondere die 
operative Bearbeitung von Personen mit kommerziellen Kon- 
takten zu diesen Objekten und die Gewinnung von IM unter 
diesen Personenkreisen, 

mit dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK abstimmen. 

7. Die Arbeit mit IM und GMS unter den Mitarbeitern des Bereiches 
und seiner Betriebe hat grundsätzlich nur durch die Arbeits- 
gruppe BKK bzw. die zuständige Diensteinheit der Bezirksver- 
waltungen und die HV A "( koordinier t durch den Bereich K der 
HV A)" zu erfolgen. 
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Über Ausnahmen haben der Leiter der Arbeitsgruppe BKK bzw. 
die Leiter der Bez i rksverwa 1 tungen zu entscheiden. 

Der Einsatz von OibE im Bereich und seinen Betrieben hat ent- 
sprechend meiner Ordnung Nr. 6/86 - OibE-Ordnung - und nur 
nach Abstimmung mit dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK und dem 
Leiter des Bereiches zu erfolgen. 

Durch andere Diensteinheiten beabsichtigte politisch-operative 
Maßnahmen im Zusammenhang mit Personen und Einrichtungen des 
Bereiches und seiner Betriebe sowie Maßnahmen zur~ po 1 i 1 1 sch- 
operativen Nutzung der Möglichkeiten des Bereiches und seiner 
Betriebe sind grundsätzlich entsprechend der Zuständigkeit mit 
dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK bzw. dem Leiter der Bezirks- 
verwaltung - in diesen Fällen ist die Information des Leiters 
der Arbeitsgruppe BKK zu gewährleisten - abzustimmen. 


Aufgabenstellungen und Maßnahmen, die die störungsfreie Er- 
füllung der dem Bereich und seinen Betrieben übertragenen 
Aufgaben beeinträchtigen, sind konsequent zu unterbinden. 


8. Die Leiter der Hauptabteilung XVIII und der Arbeitsgruppe BKK 
haben zur Durchsetzung der Erfordernisse der komplexen Siche- 
rung der Volkswirtschaft eine enge Zusammenarbeit und den 
aktuellen Informationsaustausch zu allen Problemen, die für 
die Durchsetzung der Sicherheitserfordernisse im jeweiligen 
Verantwortungsbereich von Bedeutung sind, zu gewährleisten. 


9 . 


Die Durchsetzung der Maßnahmen de s MfS im Zusammenhang mit de r 
B e s c h a f funq von Embarqowaren aus nichtso z i alistischen Staat e n 
und Westberlin hat gemäß me inem j Be feh 1 Nr. Z/BZ'Jzu erfolgen. 


Mein Stellvertreter und Leiter der HV A hat zur Realisierung 
der Aufgabenstellung dieses Befehls, insbesondere zur recht- 
zeitigen Aufklärung und Verhinderung gegen den Bereich und 
seine Betriebe gerichteter feindlicher Pläne, Absichten und 
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Maßnahmen sowie zur operativen Durchdringung der NSW-Kontra- 
henten des Bereiches und seiner Betriebe, eine enge Zusammen- 
arbeit der Diensteinheiten der HV A über den Bereich K der 
HV A mit der Arbeitsgruppe BKK zu gewährleisten. 

10. Der Leiter der Hauptabteilung VI ist für die Durchsetzung der 
durch den Bereich verfügten Ausnahmeentsche i düngen bei de r 
Kjontrolle von Personen. Gütern und Transportmitteln im gren z- 
überschrei tenden Verkehr verantwortlich. Zur Realisierung der 
damit im Zusammenhang zu lösenden Aufgaben sind die im Ar- 
beitsbereich für Zollfragen des Bereiches eingesetzten OibE 
weiterhin durch die Hauptabteilung VI zu führen. 

Zur Nutzung der Möglichkeiten der Abtei lung Tourismu s des 
Bereiches für die po 1 i t i sch-ope r a t i ve Sicherung des Touris- 
mus aus ni ch t soz i a 1 i st ischen Staaten und Westberlin hat die 
Hauptabteilung VI unmittelbar mit dieser Abteilung zusammen- 
zuwirken. 

11. Der Leiter der VRD hat die weitere Führung der zur Nutzung 
der Möglichkeiten des Bereiches und seiner Betriebe für die 
Beschaffung spezieller Erzeugnisse im Bereich eingesetzten 
OibE zu gewährleisten. Er hat dabei mit dem Leiter der Ar- 
beitsgruppe BKK, der für die politisch-operative Sicherung 
der durch diese OibE genutzten Möglichkeiten verantwortlich 
ist, eng zusammenzuarbeiten. 

12. Der Leiter der Abteilung BCD ist für die Einleitung und 
Koordinierung von Maßnahmen der po 1 i t i sch-ope rat i ven Siche- 
rung und der Sicherstellung spezifischer Aufgaben verantwort- 
lich. 

Er hat zu gewährleisten, daß die zur Unterstützung erforder- 
lichen Maßnahmen der Lagerung, Sicherung und des Transportes 
in Zusammenarbeit mit dem Bereich realisiert werden und dabei 
die Einhaltung der Konspiration und Geheimhaltung konsequent 
gesichert wird. 
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13. Die zur Sicherung des Bereiches eingesetzten Wach- und 
Sicherungskräfte sind weiterhin durch die Hauptabteilung PS 
zu führen . 

14. Durch die Leiter der im Bereich und in seinen Betrieben wirk- 
sam werdenden Dienst ei nhei ten ist zu gewährleisten, daß die 
politisch-operativen Möglichkeiten ihrer Diensteinheiten in 
Abstimmung mit dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK bzw. den 
Leitern der zuständigen Bezirksverwaltungen wirksam zur 

po 1 i t i sch-oper a t i ven Sicherung des Bereiches und seiner 
Betriebe sowie zu deren Unterstützung bei der Lösung der 
ihnen übertragenen Aufgaben genutzt werden. 

Alle für die politisch-operative Sicherung des Bereiches und 
seiner Betriebe bedeutsamen Informationen sind entsprechend 
ihrer Zuständigkeit dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK bzw. 
den Leitern der Bez i rks verwa 1 tungen zu übermitteln. 

Vorschläge bzw. Informationen zur Unterstützung des Bereiches 
und seiner Betriebe bei der Lösung der ihnen übertragenen Auf- 
gaben sind dem Leiter der Arbeitsgruppe BKK zu übermitteln. 

Für die Übermittlung derartiger Vorschläge bzw. Informationen 
an die Leiter bzw. die leitenden Mitarbeiter des Bereiches und 
seiner Betriebe ist der Leiter der Arbeitsgruppe BKK verant- 
wortlich, soweit nicht durch mich oder meinen zuständigen 
Stellvertreter andere Entscheidungen getroffen werden oder 
in Koordinierungsvereinbarungen eine unmittelbare Übergabe 
durch andere Diensteinheiten vorgesehen ist. 

15. Im Zusammenhang mit dem Bereich und seinen Betrieben stehende 
operativ besonders bedeutsame Handlungen, Vorkommnisse und 
Erscheinungen sind unverzüglich mir bzw. meinem Stellvertre- 
ter, Gen. Generaloberst Mittig, zu melden. 

16. Dieser Befehl tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft 
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- mein Befehl Nr. 12/70 zur politisch-operativen Sicherung 
des Internationalen Handelszentrums in der Hauptstadt der 
Deutschen Demokratischen Republik, Berlin, vom 22. 8. 1978, 
WS MfS 008-59/70, sowie 


- mein Befehl Nr. 14/03 zur politisch-operativen Sicherung 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung im Ministerium 
für Außenhandel der DDR vom 1. 9. 1903, GVS MfS o008-11/83. 

Diese Dokumente sind bis zum 29. 7. 1988 an die Dokumenten- 

verwaltung zurückzusenden. 
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Zuständigkeit 


Bereich Kommerzielle Koordinierung im 

AG 

BKK 

Ministerium für Außenhandel 

Intrac Handelsgesellschaft mbH 

AG 

BKK 

. Zentralcommerz GmbH 

Außenhandelsbetrieb Transinter 

AG 

BKK 

(Interessengemeinschaft der Handelsvertre- 
ter und -makler der DDR) 

. Ve r t re t er gese 1 Ischa f t en 

Agena 

AG 

BKK 

Baltica Rostock 

BV 

Rostock 

Industrievertretungen 

AG 

BKK 

Inter ver 

AG 

BKK 

Kontakta 

AG 

BKK 

Me t ama 

AG 

BKK 

Textilvertretungen 

AG 

BKK 

Wamag 

AG 

BKK 

Internationales Handelszentrum (IHZ) 

AG 

BKK 

Berliner Import-Export Gesellschaft mbH (BIEG) 

AG 

BKK 

. Firma Transcommerz 

Forum Handelsgesellschaft mbH, einschließlich 

AG 

BKK 

der 

. Großhandelsniederlassungen (GHN) 

Nord 

BV 

Rostock 

Mitte (außer Zweiglager Drewitz) 

AG 

BKK 

Zweiglager Drewitz 

BV 

Potsdam 

Süd 

BV 

Gera 
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Kunst und Antiquitäten GmbH 

. Antikhandel Pirna 
. VE0 Philatelie Wermsdorf 

IMES GmbH 


einschlieGlich AG BKK 

BV Dresden 
BV Leipzig 

AG BKK 


Firma BERAG AG BKK 

Agr ima 

Firma DELTA Export- und Import GmbH “AG BKK 

Firma Günther Forgber AG BKK 
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Festlegungen zum Zusammenwirken mit dem Leiter des Bereiches und 
seinem Stellvertreter 


Oer Leiter des Bereiches ist für 

- die Gewährleistung einer hohen Sicherheit und Ordnung, 

- die Durchsetzung der grundsätzlichen und spezifischen sicher- 
heitspolitischen Anforderungen an die Kader sowie 

- die Nutzung vorhandener Möglichkeiten für die Unterstützung der 
politisch-operativen Arbeit des MfS, wobei negative Auswirkun- 
gen auf die Erfüllung übertragener wirtschaftspolitischer Auf- 
gaben zu verbinde rn sind, 

in allen ihm unterstellten Objekten verantwortlich, mir in diesen 
Fragen direkt unterstellt und persönlich rechenschaftspflichtig. 
Seine Verantwortung für die Erfüllung der ihm übertragenen wirt- 
schafte- und sicherheitspolitischen Aufgaben wird dadurch in 
keiner Weise eingeschränkt. 

Dem Leiter des Bereiches sind zur qualifizierten Durchsetzung der 
ihm übertragenen sicherheitspolitischen Aufgaben meine entspre- 
chenden dienstlichen Bestimmungen und Weisungen zur Kenntnis zu 
geben . 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat bei der Realisierung der 
ihm übertragenen Koordinierungsaufgaben eng mit dem seitens des 
Bereiches für das ständige und aufgabenbezogene Zusammenwirken 
mit den Diens t e i nhe i t en des MfS verantwortlichen Stellvertreter 
des Leiters des Bereiches zusammenzuwirken. 

Zur vorbeugenden Sicherung des Bereiches und seiner Betriebe, zur 
Gewährleistung einer hohen Effektivität der politisch-operativen 
Maßnahmen und zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf die Er- 
füllung der wirtschaftspolitischen Aufgaben hat der Stellvertreter 
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des Leiters des Bereiches den Leiter der Arbeitsgruppe BKK über 
alle Aufgaben des Bereiches und seiner Betriebe, bei deren 
Lösung besondere Sicherheitserfordernisse durchzusetzen sind, 
zu informieren. 

Der Leiter der Arbeitsgruppe BKK hat den Stellvertreter des 
Leiters des Bereiches entsprechend den Erfordernissen über Er- 
kenntnisse zur gegen den Bereich und seine Betriebe gerichteten 
Feindtätigkeit zu informieren und grundsätzliche Maßnahmen zu 
deren Bekämpfung abzustimmen. 
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Dokument 197 


1, Änderung der Vereinbarung 


zwischen dem 


und dem 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 

Wallstraße 17 - 22 

Berlin 

1020 

vertreten durch den Staatssekretär, 
Genossen Or. Schalck 

Ministerium für Kultur 
Molkenmarkt 1-3 
Berlin 
1020 

vertreten durch den Stellvertreter 
des Ministers, Genossen Dr. Keller 


Punkt 5 der am 1^. 05. 1986 geschlossenen Vereinbarung ändert sich 
wie folgt: 

Für Exporte von zeitgenössisch bildender und angewandter Kunst stehen 
dem Ministerium für Kultur aus den Nettovalutaerlösen 50 % zur Verfügung. 

Für Exporte aller anderen in Punkt 1 der Vereinbarung genannten Erzeug- 
nisse und Leistungen betragt das Valutaanrecht des Ministeriums für 
Kultur 30 X. 

Besondere Valuta-Aufwendungen, die dem Außenhandelsbetrieb Kunst und 
Antiquitäten GmbH entstehen, sind Vertragsgegenstand. 

Diese Änderung tritt mit Wirkung vom 01. 07. 1988 in Kraft; alle 
übrigen Punkte der Vereinbarung bleiben unverändert. 


Berlin, den 01. 07. 1988 


Ministerium für Außenhandel 
Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 




Dr. Keller 
Stellvertreter des 
Ministers 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 


Verfügung Nr. 112 /88 
vom 12* Juli 1988 


Auf Antrag des Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
wird verfügt: 

1 . Aus der. Staatsreserve A sind zeitweilig außerplanmäßig 

1 . 800 t Kupfer und 
1.900 t Alviminium 

zur Verfügung des Staatssekretärs für Kommerzielle Koordinierung 
auszulagern. 

2. Die Wiedereinlagerung in die Staatsreserve A hat jeweils 
drei Monate nach Inanspruchnahme durch den Außenhandel zu 
erfolgen . 

Für die Wiedereinlagerung ist der Staatssekretär für Kommerzielle 
Koordinierung verantwortlich. 

3. Der Preiszuschlag in Höhe von 5 % ist nicht zu berechnen. 

U.^l 

Verteiler: 

1 . Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

4. Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 

5. Ablage 
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Abschr I f t 


Ministerium für Kultur 

$(^l Iv. Minister 

Gen. Dr. sc. Dietmar Keller 

Molkenmarkt 

ßer I In 

10 2 0 


Werter Genosse Dr. Keller! 

Die In Ihrem Schrei ben vom 30. 5. 68 .dargelegte positive 
Ent>vlcklung des Exports von 2e f tgenö's s 1 sch bildender und 
angewandter Kunst der DDR s t Inrne Ich zu. 

Dabei möchte Ich davon ausgehen , diß, wie auch In Ihrem 
Schreiben zum Ausdruck gebracht, mit Hilfe des Verbandes 
bildender Künstler die Exportmöglichkeiten auf diesem 
Gebiet nicht erschöpft sind und die vorgeschlagene Er- 
höhung des Valutaantel I s für die Künster auch stimulierend 
wl rken wl rd. 

Aus diesen Gründen habe Ich den Generaldirektor des AHB 
Kunst und Ant I qu I täten beauftragt, mit Wirkung vom 1. 7. 68 
nach der von Ihnen vorgeschlagenen Va I utabete 1 1 1 gunq , 

50 % MfK; 50 % MAH, zu arbeiten. 

Belllegepd erhalten Sie dazu die Ergänzung iur bestehenden 
Vereinbarung vom i4. 5. 66. 

Ich gehe davon aus, daß mit Hilfe des erhöhten Va I utaan- 
teils für die Künstler die Expor t tät Igkel t Im 2. Halbjahr 
so zunehmen wird, daß Im Ergebnis keine Schmälerung der 
Val utaeinnahmen für den Staatshaushalt elntritt. 

Ich empfehle Ihnen, den Staatlichen Kunsthandel zu beauf- 
tragen, den Export In das NSW für 1666 auf mindestens 
3 Mio VM zu steigern. 

Be I der zur Beratung anstehenden Konzeption des SIO-I bitte 
Ich, soweit Außenhande I s I n ter es s en berühert werden, um die 
Einbeziehung des dafür zuständigen Außenhandelsbetriebes 
Kunst und Antiquitäten. 




Mit sozIallstlschemGruß 


Dr. 
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VORSITZENDER DES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. 146 /8S 
vom 21. Sept. 1933 





Entsprechend Beschluß des Ministerrates 02-94/5. b/33 wird 

verfugt : 


1. Die mit dem Plan der Entwicklung der Staatsreserve B 1933 
vorgesehene Zuführung von 

200 t Pleischvollkonserven und 
200 t Wurstvollkonserven 

ist nicht durchzuf Uhren. 


2. Aus dem Bestand der Staatsreserve B sind 

1.000 t Fleisch, 

840 t Fleischkonserven und 
640 t Wurstkonserven 

auszulagern. 


3 . Der Plan der Entwicklung der Staatsreserve B 1933 ist im 
entsprechenden Umfang zu senken. 


4 . Die dem Staatssekretär fUr Kommerzielle Koordinierung für 
1933 bereitgestellten 1.800 t Fleisch aus der Staatsre- 
serve A stehen für einen Export nicht mehr zur Verfügung. 


5 . Die vorgenannten Mengen an Fleisch sowie Fleisch- und 
Wurstkonserven sind dem Minister für Land-, Forst- und 
Nahrungsguterwirtschaft zur Verfügung zu stellen und zur 
Versorgung der Bevölkerung einzusetzen. 


Verteiler; 

1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission. 

3 . Minister fUr Land-, Porst- und NahrungsgUterwirtschaft 
4« Staatssekretär fUr Kommerzielle Koordinierung 

5 . Leiter der Staatlichen Verwaltung der Staatsreserve 

6. Ablage 
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Bereich Berlin, den *t 11 68 

Kommerzielle Koordinierung 
Der Staatssekretär 


WEISUNG 


zur Durchführung der Schulung von Reisekadern 


Zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der Arbeit mit Reise- 
kadern 


weise ich an; 

1. Ab 1. 1. 1989 wird die Schulung der Reisekader im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und in den unterstellten Außen- 
handelsbetrieben, Firmen und Einrichtungen nach einem 
einheitlichen Themenplan durchgeführt (Anlage 1). 

Die Schulung der Reisekader zu diesen zentralen Themen 
erfolgt durch Mitarbeiter der Abteilung Kader /Sicherheit 
des Bereiches. Verantwortlich ist Genosse Pioch. 

2. Die zeitliche Planung dieser Schulung ist so vorzunehmen, 
daß pro Halbjahr ein Schulungsthema durchgeführt wird. 
Dauer: maximal 1-1 1/2 Stunden. 

Die Generaldirektoren und Leiter haben zu gewährleisten, 
daß Zeitpunkt der Durchführung und Thema rechtzeitig mit 
Genossen Pioch abgestimmt werden. 

3. Für die Schulung neu bestätigter Reisekader wird jährlich 
durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung ein zentraler 
Termin vorgegeben (Thema 1). 
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Diese Mitarbeiter sind jährlich einmal (30. 9.) der 
Abteilung Kader /Sicherheit zu melden. 

A. Zur Erhöhung der Wachsamkeit im Verantwortungsbereich sind 
in die Schulungen weitere Leitungs- und Verhandlungskader, 
die keine Reisekader sind, einzubeziehen. 

S. Mit dieser Weisung werden die bestehenden generellen 
Festlegungen zur Schulung der Reisekader, insbe'§onder e 
in Vorbereitung durchzu f ühr ender Auslandsdienstreisen, 
nicht eingeschränkt. Das betrifft auch die Teilnahme an 
zentralen Schul ungsmaGnahmen an der Fachschule für Außen- 
wirtschaft "Josef Orlopp". 


Anlage 
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Thetnenplan 


1. Verhalten eines Reisekaders beim Kontakt mit einem 
imperialistischen Geheimdienst. 

2. Verhalten vor Antritt einer Auslandsdienstreise: 
Berichterstattung über die Durchführung. 

3. Methoden und Zielsetzungen der gegnerischen 
Kontaktpolitik. 

4. Verhalten bei Terror und Gemaltanwendung im Ausland. 

5. Verhalten in Verkaufseinrichtungen im NSW 

6. Gewährleistung von Sicherheit, Ordnung und Geheimnis- 
schutz bei Auslandsdienstreisen. 


Es stehen die beiden Schulungs f i 1 me 

"Erkenntnisse - Bekenntnisse" 
und "Vertrauensbeweis" 


1499 


zur Verfügung. 




Dokument 202 



Liebtr Stnots« Hontclctri 


Im Jahre 198S wurden bei der 

- weiteren Durcncettung der Ordnung Ober die einheit- 
lich« Leitung und ICon^ollt oer Titigkeit der Firmen 
in der BRD uno anderen kapitillstiaehan LSndern, die 
sich im Eigentum der SED befinden, 

- ErhShung der Effektivitit der Oesehiftetitigkeit der 
Firmen mit dea Ziel, Gewinne. unter Beechtung und 
Nutzung der Zoll-, Steuer- und Oevlaengeeetze der 
kapitalistischen Linder für den disponiblen Fonds 
der Partei zu erwirtschaften, 

- Verwaltung und Verwertung des disponiblen Fonds 
dar Partei 

nachfolgende Ergebniase erreicht; 


Anl. zu Vlii J . rB 
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I. Dis in dsn Ittztsn Jahrtn sich sbzaiehnind« «ttbila 
Entwicklung d«r Vsrtrttcr«i Handtlt- und Olsnst- 
leistungsfirasn konntt auch ia Jahrs 1S80 fortgcsatzt 
wardan. Dia Valutaainnahaan arhfihten sieh ua 21,8 X 
auf 

98,3 Mio OM. 

Einnahnan aus dar Oruckarai Hatka-^ortuguaa a , Portugal, 
ui)d Miatainnahaan von Plaabaek, t Co., BRO, uaw. wurden 
in Höha von 

l.a HlO DH 

arzialt. 

Abzüglich des Aufwandes für waltartn Antailserwarb an 
Pirman, für Steuern und Laibrtntanzahlungan von 3,5 Hio OK 
wurden 

54.1 Mio OH 

dem disponiblen Ponds der Partai zugafChrt (tiahe 
Anlage 1). 

Als Anlage 3 wird eine Einaehitzung dar Titigkait der 
Pirmtn ainschlieSlich das Status des Vero5gans über* 
geben . 


II. Oie in dsr Anlage 2c aufgafOhrtsn Saaischtan Gesell* 
schäften srwirtschiftatsn Valutaeinnahoan in Höhe von 

3,8 Mio DM. 

die ia Jahrs 1988 dam Konto 628 zugtfOhrt wurden. 
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UI. Dtr disponlblt Fond* der P*rt*i «rhöht« «ich 
von 60,1 Hio OH 

auf 106,3 Mio OM 

p«r 31. 12, 1988 ointchlloBlieh kurs” und langfristiger 
Kreditvergiban an die Partoifirntn, dio .«ine HSha von 
14,5 Mio OH arraicht hsban (aiahe Anlago 3b). 

Zu Laaten das diaponiblan Fonds wurdon auf der Crundlage 
des bastltigtan Planet 1988 folgende Hauptpoaitlonen 
finanxlirt : 


Sicherung dar Produktion 
der UZ 

Fcrdirung dar Druckerei 
Haska-Portuguas* 

Abführung an dis Abt. Finanzen 
iffl ZK der SED 

Ha&nahmen zur waiteran Obernahae 
von Firmenanteilan sowie Stauern 
und Ltibrentanzahlungan 

Hansa-Touriat 

Abführungen auf das Konto 628 


12,0 

Hin 

OH 

3,0 

O 

•H 

DM 

4.0 

Mio 

OK 

3,5 

Mio 

OH 

0.2 

Mio 

DH 

11.0 

Mio 

DM 


!V. 1 




wivii Anj,iiyi8n 


2a mit ainera Gisantwert von 
2b ait ainaa Getamtwart von 


2.9 Mio OM. 
25,6 Hlo OH 


sind die sich in Besitz der Partei befindenden 
Vertreter-, Mandela- und Oienatleiatungsf irmen 


1502 


Holding- , 
arfa6t . 




4 


Dit Bettillgungtn an dan Ctniaehtan Qaaallachafttn ia 
NSW sind mit tinaa Cesamtwart von 4,7 Nio DH 

in dar Anlaga 2c tnxhaltan. 

Kapitilbettillgungan , ICrtditauaraiehungan an Druekaralan 
ln Portugal towia Eigantua an Grund und Bodan in dar IRO 
sind in HSha von 20,1 Hio OM 

vorhanden. 


V. Aufgabanatallung fOr das Jahr 1989 

Oie Zuführung an den diiponiblan Pond! dar Partai aus 
dar Geschäftst.itigicait der Pirman in NSW ist in Hbha 
von 

99. 0 Mio DM brutto 

geplant. 

Aus der Verwertung das disponiblen Fonds werden Zinsen 
in Höhe von 4,0 Mio OK 

anfallen. 


Es werden folgende Veluteauegaban plsnmä&ig ebgasichsrt: 


Bereitstellung für dla 
Produktion der Tagesxeitung UZ 

Zuführung von Druckauftrigen 
aus der DDR 

> Druckereien in der BRO 

- Heske-Portuguese , Portugal 

Reisebüro Hans a^Tourist 

Abführung an ois Aot. Finanzen 
im ZK der SED 


12,0 Mio OM 


3.0 Mio OH 

3.0 Klo OH 
0.3 Mio OH 

4.0 Mio url 


Eine Zuführung auf das Konto 628 wird in HSha von 

11.0 Mio DM 


geplant. 
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Es wird singtschitzt , di6 dtr dltponiblt Fonds untor 
Bsrückiichtigung der Vslutatin» und >«ufgsbsn ptr 
31. 12. 1989 oiriBChlieBlieh dtr Krtditvergaben «ins 
Höhe von 

128.0 Mio OM 

•rrilchsn wird. 

Die Abwicklung erfolgt insbesondere Ober des Konto 584 
bei der Deutschen Hendelsbe^k AO. Nicht disponierte 
Beträge werden zu günstigsten Zinseltzen kurzfristig 
engslegt. 

Oie ausgoreichten kurz* und langfristigen Kredite sichern 
die Liquiditit der Psrteifiraen und einen höheren Zins* 
ertrag, der den disponiblen Fonds zugefOhrt wird. 


Bitte um Bestitigung der per 31. 12. 1988 erreichten 
Ergebnisse und der Aufgabenstellung für des Jahr 1989. 


Mit kofflnunistiseheoi GruS 



Anlagen 
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Parleif i rmon 


X Chomo-Plaat GnbM, Barlla 

Ä ‘'INTEMA ''•«bll, Essen 

Eenemucux D.V., Amsterdam 

X ' Mlttenhnrher & Co.CabH, Eason 

X ttonuecner A Co. MG mbH» Berlin 

*' EHA Industrieanlagen HC mbH» Essen 

>' nohs H6 mbH, Bochum 

'' DMli Wost-Ost mbH» Berlin 

y Mfllcher GmbH» Elenhorn/ 

^ Hcbaes B.V.» Hollevoetsluis 

' WEHUS GnbH, Solingen 

• Frion B.V.» Hesrlen 

R. Ihle GnbH, Henburg 

Trans-Ver-Service GnbH, Eaian 

K '^IMWACO GmbH» Henburg 


Elnnahaen Partelfirnen 
Sonstiges 

dar.: - Hesks-Portugueae , Nieten 
- Verkauf Trsns-Ver 


Aufwand fOr Antoilserwerb» 
*:r.»*ncrn. Leibrenten 



E innahmen 

brutto 

1906 


Einnahnon 

brutto 

1907 


EinnaliMn 
brutto 
. 1 9 • 8 


Elnnahaen 
brutto 
geplant 1969 


B.472. 1 

8.632,9 

9.172,0 

10.000 

13. 651. 2 

11.016,8 

10.253,4 

12.000 

- 

- 

656,2 

- 

1.527,1 

1.971,5 

1.614,7 

1.900 

4.600.7 

6.267,1 

10.616,6 

10.000 

(359,8) 

76,0 

616,9 

800 

6.405.2 

7.836,9 

6.090,2 

7.csn 

2.265,6 

2.588.9 

3.117,2 

3.500 

1.902,3 

2,302.1 

4.111,6 

5.500 

- 

- 

- 

300 

2.076,3 

2.829,6 

4.414.6 

4.000 

2.64B.S 

2.351,3 

9.002,6 

3.000 

- 

- 

100,0 

- 

330,0 

338,8 

317,4 

250 

44.310,0 

46.211.7 

56.283.8 

56.900 

224,0 

597,9 

395,9 

930,0 




2.344,2 


1.281,5 


3.503,6 
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Firnen in Besitz der Partei (Uoldins) 


C e a a ■ t 

X ^Anstalt Hansaatlc, Vaduz 
>< '' Anstalt Inflno, Vaduz 
\ ' Etabllsaanant Honunant, Vaduz 
X Refinco EatabXlabnant, Vaduz 
^ ^Anstalt Unlaped, Vaduz 
X '-Anstalt Polyindvatrla. Vaduz 
X*- Anstalt Bafiaa, Vaduz 
y Anstalt Honvey, Vaduz 
V Hlppokrataa*'Anstalt« Vaduz 
> ^ Rex in S.A., Lugano 
X •'Delhi Corp, N.V., €urecao 
X Redel N.V., Haarlou 
X Inkerholding B.V.. Ilaarlan 
>< V OIK e.V.. Haarlen 
y, Nalbouw B.V., Ilaarlan 


Anlage 2a 
> in OH > 


Stanmkapiial 

31.12.1987 

Stamnkapltal 

31.12.1988 

2.983.015,00 

2.04S.OOO.OO 

120.600,00 

119. 000.00 

60.300,00 

S9.SOQ.OO 

60.300,00 

59.500.00 

36.180,00 

35.700.00 

48.240.00 

47.600.00 

60.300,00 

59.500.00 

48,240,00 

47.600,00 

36.180.00 

35.700,00 

24.120.00 

23.800,00 

2.412.000,00 

2.380.000,00 

15.61S.00 

IS. 580,00 

17.640,00 

17.600,00 

8.820,00 

8.800,00 

17.640.00 

17.600,00 

17.640,00 

17.600.00 


<100 CNF « 120,60 
(100 NLG - 06,20 


119 , 00 ) 

86 . 00 ) 
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r ixMon i« Oositz dor Partei {Mandala- bzw. 


C a s a n t 

Ch«mo-Plast GmbH, B >rlln 
^«So^on: RaxiaS.A. , Lugano 

V.IHTEHA GnbH, Eaaan 

, ds<fon: ''Radel N.V., Haarlaa 

Intcrholdlng, Bi.V., HearLaa 
DIM B.V.. HaarLNi 
Friea Handal B.V.. Hearlaa 
Frian Tachniek B.V. , llaarlaa 

f'enematax B.V., Aaatardaa 
^ davon: DIM B.V., HmtIm 

WLttenbacher A Co.GebHt €aaon 
davon: v Chcao-Plaet Gatdl, Berlin 


aiatungsf Irnan) 


Antage ?b 
> in ON - 


Staamkapital Stamekapital 

31 . 1 ?. 1907 31.12. 1900 

24.S44.S04.00 25.010.000,00 

5.000.000.00 5.000.000.00 

( 5 . 000 . 000 . 00 ) ( 5 . 000 . 000 , 00 ) 


3.000.000,00 

(300.000.00) 

(720.000,00) 

(660.000,00) 

(660.000.00) 

(660.000,00) 


3.000.000,00 

(300.000.00) 

(720.000.00) 

(660.000,00) 

(660.000.00) 

(660.000.00) 


44 . 000.00 

( 44 . 000 . 00 ) 


2.000.000,00 

( 2 . 000 . 000 , 00 ) 


2 . 000 . 000,00 

( 2 . 000 . 000 . 00 ) 
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Anlag« 2b 
- in OH - 


Stamakapital StaMkapitsl 

31. J2. 1987 31.12.1988 


WL t tonbechor t Co.IlG abH , Oarlin 

3.000.000,00 

3.000.000,00 

davon: Anstalt Bafirao. Vaduz 

^ W. Uolkar ala Treuhinder 
'' U. Schwotiaenn ala TrauhBnder 

(2.175.150,009 
( 412.425,009 
( 412.425.009 

(2.587.575.00) 

( 412.425.00) 

£HA Industrieanlagen HG aibll, Essen 

650.000,00 

«50.000,00 

davon: vHlttenbacher & Co. HG nbH, Berlin 

(650.000,009 

(650.000,00) 

>'0HC Wost-Ost aibH 1 Berlin 

1.000.000.00 

t. 000. 000, 00 

davon: ^Arbiithnot Latha» (Noeineea), London.*) 

S. Bunester 

(750.000,009 

(250.000,009 

(750.000.00) 

(250.000,00) 

noha HC «blf, Bochun 

1.000.000.00 

i.OM.000,00 

davon: Refinco Establiaheent, Vaduz 

( 1 . 000 . 000,009 

(1.000.000,00) 

'' Holcher CabH, Elaahozn 

3.000.000,00 

3.000.000,00 

davon:'' Anstalt Polyindustrie, Vaduz 

1 H. Holcher ala Treuhfinder 

(2. 250.000,00)1 
( 750.000,009 

(3.000.000,00) 


als Treiihändor flar Anstalt Honvay, Vaduz 
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C«ai«chte Gosollschnf ten 


C • s a « t 


tUHIT SPA, Turin 

Treuhand: VE Hotallurgiehandel 30,6 % 

Euro-Unlon-Netal S.A., BrOaaei 

Tt;^8nd: VE Metalluralohandal 50,0 X 

Cherlenatal S.A., OrOaael 

Treuhand; VE ttotalluroiehandel 50,0 X 

TRAFER S.A., Brüssel 

Treuhand: VE Hatallurgiehan<tal‘ 50,0 X 

Euro-Union-Aatal Franca S.A., Paria 
Treuhand: VE Metalliirolahandal 50,0 .X 


Anlage 2c 
- in DU > 



(gea. 576.000,00) 


2U.D0«.t6 
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Anlage 2c 
- in OH - 


(Grund k apitel) 


Bestand 

ai.12.19B8 


V Imog 6.V.. notterdan 

Treuhand: VE Koidi.OEUTRANS. Darlln ) 

VE Oeutfracht/Seereoderei, Rostock) 67,0 X 
VCB Olnnenreaderel, Berlin ) 


(Oee. 880.000.00) 569.600,00 

<308.716,00) 

(175.287.00) 

(105.597.00) 



(l.OQO ITL - 1.30) 
( 100 BEC - 4.70) 
( 100 NLG - 88,00) 
( 100 FRF - 28,80) 




Dokument 203 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Ministerium für Staatssicherheit 
Oer Minister 


Berlin, 10. 12« 1988 


VevtrauiicfM VtndiluBsocit« 
VVS>«00f 

MfS-Nr. 78/88 

Anal. Bl. bit 


Dienstanweisung Nr. 2/88 

zur Zurückdrängung von Antragstellungen auf ständige Ausreise 
nach nichtsozialistischen Staaten und WestOerlin sowie zur 
vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung damit 
im Zusammenhang stehender feindlich-negativer Handlungen 
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WS MfS OOO8-70/08 
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WS MfS O008-78/88 


Vom Ministerrat der DDR wurde am 30. November 1980 die "Ver- 
ordnung über Reisen von Bürgern der Deutschen Demokratischen 
Republik nach dem Ausland" (im weiteren Verordnung) erlassen. 

Damit wurden einheitliche Rechtsgrundlagen für Dienst-, Touri- 
sten- und Privatreisen sowie ständige Ausreisen geschaffen, 

mit denen die Rechte der Bürger der DDR wesentlich erweitert 
wurden . 

Es ist davon auszugehen, daO der Gegner versuchen wird, im 
Rahmen seiner gegen den gesellschaftlichen Fortschritt, den 
Frieden und die Entspannung gerichteten Politik die subversi- 
ve Tätigkeit gegen die DDR, die permanente, auf Diskreditie- 
rung und Destabilisierung abzielende Hetze und Verleumdung 
sowie die Versuche der massiven Druckausübung und Einmischung 
in ihre inneren Angelegenheiten weiter zu forcieren. 

Oer Gegner versucht zunehmend, die DDR der Verletzung der Men- 
schenrechte zu bezichtigen. Verstärkte Aktivitäten sind darauf 
gerichtet, Bürger der DDR zur Antragstellung auf ständige 
Ausreise nach nichtsozialistischen Staaten sowie Westberlin 
(im weiteren ständige Ausreise) bzw, zum ungesetzlichen Verlassen 
der DDR und damit im Zusammenhang zu vielfältigen anderen feind- 
lich-negativen Handlungen zu inspirieren. 

Seine Anstrengungen zielen darauf ab, durch aufeinander abge- 
stimmte vielfältige MaOnahmen feindlich-negative Kräfte unter 
den Antragstellern auf ständige Ausreise zu einem engeren Zusam- 
menschluß sowie zum Zusammenwirken mit anderen feindlichen Kräften, 
insbesondere des politischen Untergrundes zu inspirieren. 

Damit soll eine breite Front von Kräften mobilisiert werden, die 
sich in offener Konfrontation gegen die sozialistische Staats- 
und Gesellschaftsordnung stellen, die zu öffentlichkeitswirksamen 
Handlungen gegen die Rechtsordnung übergehen und dabei 
mit hoher Risikobereitschaft und zunehmender Aggressivität ver- 
gehen. 
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Oie politisch-operative Arbeit der operativen Oiensteinnei ten 
ist auf das Erkennen und die wirksame Bekämpfung feindlich- 
negativer Kräfte, deren Zusammenwirken mit äuQeren Feinden, 
die rechtzeitige Aufklärung und Verhinderung der Realisierung 
feindlicher Pläne und Absichten, auf die vorbeugende Verhin- 
derung und wirksame Bekämpfung von Straftaten und anderen 
feindlich-negativen Handlungen zu konzentrieren. 


it differenzierten politisch-operativen, strafrechtlichen, ord- 
nungsrechtlichen, öffentlichkeitswirksamen und anderen Maßnahmen 
ist gegen die Bestrebungen des Gegners sowie feindlich-negativer 
Kräfte in der OOR vorzugehen, um die von ihnen verfolgten Ziele 
und Absichten zu durchkreuzen. 

Nach wie vor besteht das gesamtgesellschaftliche Anliegen darin, 
unter Führung, der Partei durch das einheitliche, abgestimmte 
Vorgehen aller staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, Einrich- 
tungen und Genossenschaften in Zusammenarbeit mit gesellschaft- 
lichen Organisationen der Herausbildung von Absichten zur stän- 
digen Ausreise wirksam vorzubeugen, sie zu verhindern bzw. Ab- 
standnahmen von Anträgen auf ständige Ausreise zu erreichen. 

Oiesem Erfordernis Rechnung tragend und unter Beachtung der mit 
der Verordnung entstandenen Rechtslage wurde am B. Oezember 1988 
durch den Vorsitzenden des Ministerrates der OOR die Verfügung 
Nr. 192/88 erlassen (siehe Anlage 1; im weiteren Verfügung). 

Im engen politisch-operativen Zusammenwirken mit den staatlichen 
Organen, Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen und Genossenschaften 
sowie mit den gesellschaftlichen Organisationen ist auf deren 
einheitliches, sbgestimmtes Vorgehen, auf die konsequente Wahr- 
nehmung der ihnen übertragenen Verantwortung und dis wirksame 
Realisierung ihrer Aufgaben EinfluQ zu nehmen. 


1515 
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WS MfS OOO8-78/80 


Zur Zurückdrängung der Antragstellungen auf ständige Ausreise, 
zur vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und Bekämpfung damit 
im Zusammenhang stehender feindlich-negativer HandLungen sowie 
zur Gewährleistung einer hohen staatlichen Sicherheit sowie 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit 

weise ich an: 

1. Verantwortung bei der Zurückdrängung der Antragstellungen auf 
ständige Ausreise sowie für die vorbeugende Verhinderung, Auf- 
klärung und Bekämpfung damit im Zusammenhang stehender feindlich- 
neqatjver Handlungen 

1.1. Oie operativen Oiensteinheiten sind entsprechend ihrer Zu- 
ständigkeit für die vorbeugende Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung feindlich-negativer Handlungen im Zusammenhang mit 
Antragstellungen auf ständige Ausreise verantwortlich und haben 
den gesamtgesellschaftlichen ProzeO der Zurückdrängung solcher 
Anträge wirksam zu unterstützen, 

Oie erforderlichen politisch-operativen MaOnahmen zu Antragstel- 
lern auf ständige Ausreise und zu Personen, deren Anträge abge- 
lehnt wurden (im weiteren unter Antragsteller erfaOt), sind 
durch die erfassenden bzw. objektmäOig sowie territorial zustän- 
digen Oiensteinheiten auf der Grundlage der Festlegungen dieser 
Oienstanweisung durchzuführen. 

Zur Realisierung dieser Aufgabenstellung hat 

- eine enge Zusammenarbeit zwischen diesen Oiensteinheiten, mit 
der ZKG bzw. den BKG und mit anderen zuständigen operativen 
Oiensteinheiten, 

- ein enges politisch-operatives Zusammenwirken der ZKG mit der 
HA Innere Angelegenheiten des MdI und dem Büro für PaQ- und 
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Ausländerangelegenheiten, der 8KG mit den Abteilungen Innere 
Angelegenheiten der Räte der Bezirke und den Abteilungen PM 
der BOVP/des PdVP und eine enge Zusammenarbeit mit der für 
die politisch-operative Sicherung dieser Bereiche v.erantwort- 
lichen Hauptabteilung vll bzw. den Abteilungen VII der Be- 
zirks Verwaltungen, 

- ein enges politisch-operatives Zusammenwirken der Kreisdienst- 
stellen mit den Stellvertretern der Vorsitzenden für Inneres 
und den Abteilungen Innere Anglegenheiten der Räte der Kreise, 
Stadtkreise und Stadtbezirke, den VPKÄ/VPI, Abteilungen PM 
sowie der zuständigen operativen Oiensteinheiten mit anderen 
staatlichen Organen, den Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen 
und Genossenschaften sowie gesellschaftlichen Orgsmisationen 

zu erfolgen. 

1.2. Oie ZKG bzw. die BKG haben bei der Bekämpfung der feindli- 
chen Stellen und Kräfte, die Antragstellungen auf ständige Aus- 
reise inspirieren und organisieren, bei der vorbeugenden Ver- 
hinderung, Aufklärung und Bekämpfung der mit Anträgen auf stän- 
dige Ausreise im Zusammenhang stehenden feindlich-negativen 
Handlungen und der Unterstützung des gesamtgesellschaftlichen 
Prozesses der Zurückdrängung dieser Antragstellungen durch das 
MfS die Federführung wahrzunehmen. 

2. Aufklärung feindlicher Pläne, Absichten und MaOnahmen sowie 
■ ittel und Methoden ^ 


2.1. Oie zielstrebige Aufklärung und offensive Bekämpfung der 
Pläne, Absichten und MaOnahmen sowie Mittel und Methoden von 
feindlichen Stellen und Kräften, Dienststellen und staatlichen 
sowie anderen Einrichtungen nichtsozialistischer Staaten und 
Westberlins (in folgenden unter feindlichen Stellen und Kräften 
mit erfaOt) zur Inspirierung von Bürgern der OOR, dis ständige 
Ausreise zu beantragen und zu erzwingen und zur Organisierung von 
damit im Zusammenhang stehenden feindlich-negativen Handlungen 
sind in die Gesamtaufgabenstellung der operativen Oiensteinheiten 
einzuordnen. 


1517 
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WS MfS 0000-78/00 


Oabei sind vor allem Pläne, Absichten und MaOnahmen sowie Mit- 
tel und Methoden rechtzeitig aufzuklären 

- zur Vorbereitung von Provokationen, Hetzkampagnen, Versuchen 
der Einmischung in innere Angelegenheiten der DOR, der Druck- 
ausübung und Erpressung und anderen feindlichen Aktivitäten, 
einschließlich der Organisierung öffentlichkeitswirksamer Oe- 
mons t r a t i vhand lungen , Zusammenrottungen, um die DDR in der Öf- 
fentlichkeit der Nichterfüllung bzw. Nichteinhaltung völker- 
rechtlicher Verpflichtungen und der Verletzung der Menschen- 
rechte zu bezichtigen. 

- zur Informationsbeschaffung des Gegners zu Personen sowie zu 
Sachverhalten im Zusammenhang mit Anträgen auf ständige Aus- 
reise, zu Maßnahmen und Reaktionen der staatlichen Organe 
sowie der gesellschaftlichen Kräfte im Zurückdrängungsprozeß 
und zur Gesamtlage auf diesem Gebiet, 

- zur Inspirierung und Mobilisierung von Personen zu Antragstel- 
lungen, zu Rechtsverletzungen und anderen feindlich-negativen 
Handlungen bei der sogenannten Fallbetreuung. 

- zu Versuchen des gezielten Unterlaufens. Auslegens. Mißachtens 
bzw. Verletzens von Rechtsvorschriften und anderen staatlichen 
Regelungen durch OOR-Bürger, um Genehmigungen zur ständigen 
Ausreise durchzusetzen, 

- zur Organisierung von Zusammenschlüssen von Antragstellern in 
der OOR, besonders mit konspirativen Verbindungen, ständiger 
wechselseitiger Kommunikation und überörtlicher Wirksamkeit 
mit dem Ziel der gegenseitigen Mobilisierung, zur gemeinsamen 
Teilnahme an feindlich-negativen Handlungen, einschließlich 
des Zusammenwirkens mit Kräften des politischen Untergrundes 
sowie mit feindlichen Stellen und- Kräften, 
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- zu Bestrebungen des Gegners, die Gesamtproblematik der stän- 
digen Ausreise unter Miüachtung der alleinigen Zuständigkeit 
staatlicher Organe zu institutionalisieren und bestimmte Kräfte, 
unter anderem aus reaktionären kirchlichen Kreisen dafür zu 
profilieren, 

- zur Zusammenführung von Antragstellern, um sie in die gegen 
die OOR und andere sozialistische Staaten gerichtete Feind- 
tätigkeit einzubeziehen, einschlieOlich deren Integrierung 
in sogenannte Friedenskreise, Umweltgruppen, kirchliche 
Basisgruppen, alternative Bewegungen und andere Formen von 
Zusammenschlüssen , 

- zur Inspirierung und Mobilisierung von Antragstellern durch 
Persönlichkeiten aus nichtsozialistischen Staaten und West- 
berlin, die sich im politisch motivierten Einroiseverkehr 
in der OOR aufhalten, 

- zur Ausnutzung der Städtepartnerschaften, der erweiterten Kon- 
takte auf allen Gebieten und des stark gewachsenen Reisever- 
kehrs für die Inspirierung und Organisierung von Antragstellun- 
gen auf ständige Ausreise im möglichst großen Umfang. 

2.2. Oie operative Bearbeitung feindlicher Stellen und Kräfte 
in Zentralen Operativen Vorgängen und Operativen Vorgängen hat 
entsprechend der festgelegten Zuständigkeit und unter Beachtung 
'ler Aufgabenstellung unter Ziffer 2.1. mit dem Ziel zu erfolgen, 
jrch gründliche Aufklärung und beweiskräftige Ookumentierung 

- ihrer Aktivitäten im Zusammenhang mit Anträgen von Bürgern 
der OOR auf ständige Ausreise, 

- der in anderen Zusammenhängen gegen die OOR und die anderen 
sozialistischen Staaten gerichteten Feindtätigkeit, 
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ihrer personellen Besetzung, der Hinterinänner , Helfer und 
ihrer Querverbindungen sowie personellen Verflechtungen zu 
anderen gegnerischen Stellen, insbesondere zu Parteigreinien 
und Regierungsstellen 

Grundlagen und Voraussetzungen für wirksame politische, diplo- 
matische, publizistische, rechtliche und politisch-operative 
CegenmaOnahmen zu schaffen. 

Politisch-operative Maßnahmen zur Desinformation, Verunsicherung 
und Zersetzung bzw. zur öffentlichen Entlarvung der feindlichen 
Stellen als Subversionszentralen sind vor allem mit dem Ziel 
durchzuführen, ihre Wirkungsmöglichkeiten weiter einzuschränken 
bzw. auszuschalten. 

Oie Konzeptionen und die politisch-operativen Maßnahmen zur Auf- 
klärung und wirksamen Bekämpfung der im Zusammenhang mit Anträgen 
auf ständige Ausreise stehenden feindlich-negativen Aktivitäten 
feindlicher Stellen und Kräfte sind mit der ZKG abzustimmen. 

Bei geplanten Veröffentlichungen über offiziell verwertbare Be- 
weise zu Vorgehensweisen des Gegners, zu E inmischungs- und Erpres- 
sungsversuchen, zu Versuchen der Druckausübung hat die Abstim- 
mung mit der ZKG und der ZAIG zu erfolgen. 

2.3. Oie operativen Oiensteinhelten haben entsprechend ihrer Zu- 
ständigkeit und ihren Möglichkeiten die Realisierung der unter 
den Ziffern 2.1. und 2.2. genannten Aufgabenstellungen zu unter- 
stützen. Dazu sind alle operativ bedeutsamen Hinweise unverzüg- 
lich der ZKG, in den Bezirksverwaltungen über die BKG, zu über- 
mitteln. 

Oie ZKG hat die zentrale Auswertung dieser Hinweise und Erkennt- 
nisse, ihre Weiterleitung an die zuständigen operativen Oienst- 
einheiten sowie die Abstimmung erforderlicher Maßnahmen, einschließ- 
lich solcher der Öffentlichkeitsarbeit, zum weiteren Vorgehen 
und zur zielgerichteten Nutzung der operativen Möglichkeiten zu 
gewährleisten. 
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5. Vorbeugung von AntragsteLLungen auf ständige Ausreise und 
Durchdringung des Personenkreises der Antragsteller 

3.1. Oie Leiter aller Diensteinheiten haben entsprechend der 
ihnen übertragenen Verantwortung zu gewährleisten, daO durch ziel- 
gerichtete und allseitige Nutzung der inoffiziellen Kräfte und 
Mittel sowie der anderen geeigneten Möglichkeiten 

- begünstigende Bedingungen und Umstände für die Herausbildung 
von Absichten zur Antragstellung auf ständige Ausreise, 

- Erscheinungen der ungenügenden Wahrnehmung obliegender Pflich- 
ten und der Verantwortung durch Leiter staatlicher Organe, der 
Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und Genossenschaften sowie 
gesellschaftlicher Kräfte, die sich negativ auf die Zurückdrän- 
gung der Antragstellungen auf ständige Ausreise auswirken bzw. 
auswirken können, 

- Personen, die beabsichtigen, Anträge auf ständige Ausreise 
zu stellen 

rechtzeitig erkannt, die entsprechenden Informationen unverzüg- 
lich den Leitern der objektmäOig und territorial zuständigen 
Diensteinheiten übermittelt und die erforderlichen Maßnahmen zum 
offensiven Reagieren veranlaßt werden. 

•^urch eine qualifizierte Informationstätigkeit und Unterbreitung 
.on Vorschlägen zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der vor- 
beugenden Tätigkeit zur Zurückdrängung der Antraqstellungen auf 
ständige Ausreise sind die l. Sekretäre der Bezirks- und Kreis- 
leitungen der SED bei der Realisierung der ihnen gestellten 
Aufgaben wirksam zu unterstützen. 

Im politisch-operativen Zusammenwirken mit den Ministern und 
Leitern zentraler staatlicher Organe ist darauf Einfluß zu neh- 
men, daß die staatlichen Leiter in den nachgeordneten Bereichen 
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die ihnen laut Verfügung auferlegten Pflichten zur Zurückdrän- 
gung von Antragstellungen auf ständige Ausreise konsequent er- 
füllen. 

Mit dem Ziel 

- rechtzeitig und offensiv auf begünstigende Bedingungen und Um- 
stände für Antraqstellungen auf ständige Ausreise, auf Mängel 
und Schwächen im ZurückdrängungsprozeO sowie auf beabsichtigte 
Antragstellungen zu reagieren und einer Verfestigung dieser 
Absichten wirksam vorzubeugen, 

* mit überzeugender politisch-ideologischer Argumentation und 
auf der Grundlage der rechtlichen Bestimmungen sowie erzie- 
herischer Einflußnahme durch geeignete, insbesondere gesell- 
schaftliche Kräfte, vor allem der Arbeitskollektive, Bürger 
von diesen Absichten abzubringen und ihnen bei der Überwin- 
dung von Problemen und Konfliktsituationen zu helfen, 

sind die Sekretäre der Parteiorganisationen sowie die staatlichen 
Leiter in geeigneter Weise zu informieren. 

3.2. Oie Leiter der operativen Diensteinheiten haben in ihrem 
Verantwortungsbereich die politisch-operative Durchdringung 
des Personenkreises der Antragsteller als Voraussetzung für 
den erforderlichen Oif ferenzierungsprozeO zu gewährleisten. 

Dazu sind alle geeigneten politisch-operativen Kräfte, Mittel 
und Methoden personenbezogen einzusetzen bzw. anzuwenden, die 
Möglichkeiten anderer staatlicher Organe zielgerichtet zu 
nutzen und bereits vorliegende sowie von anderen staatlichen 
Organen und gesellschaftlichen Organisationen erarbeitete 
Informationen auszuwerten. 

Oie Maßnahmen sind auf die zielstrebige Klärung der Frage "Wer 
ist wer?" auezurichten. Es sind Insbesondere die politisch-ideo- 
logische Grundelnstellung und die tatsächlichen Motive für die 
Antragstellung zu erkennen sowie Hinweise auf beabsichtigte 
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Auf dieser Grundlage hat die sorgfältige Differenzierung vor 

allem mit dem Ziel zu erfolgen, die operativ bedeutsamen Per- 
sonen herauszuarbeiten, auf die die weitere politisch-operative 

Arbeit zu konzentrieren ist. 

Operativ bedeutsam sind insbesondere Antragsteller, die 

offen ihre Feindschaft zur DDR zum Ausdruck bringen oder 
aufgrund vorliegender Informationen als Feinde einzuschätzen 
sind , 

- feindlich-negativen Zusammenschlüssen angehören oder versuchen 
derartige Zusammenschlüsse zu inspirieren, zu organisieren 
oder zu feindlich-negativen Handlungen zu mobilisieren, 

- im Zusammenhang mit Erscheinungsformen der politischen Unter- 
grundtätigkeit bekannt werden, 

- Verbindungen bzw. Kontakte zu legalen Basen des Gegners in der 
OOR, Zu feindlichen Stellen und Kräften, zu Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens in nichtsozialistischen Staaten und 
Westberlin unterhalten oder aufzunehmen beabsichtigen, 

- aus ihrer verfestigten feindlich-negativen Crundeinstellung 
heraus die Ablehnung von Anträgen auf ständige Ausreise nicht 
akzeptieren und versuchen, die Genehmigung durch Androhung bzw 
Begehung von Straftaten, weiteren Rechtsverletzungen sowie 
anderen feindlich-negativen Handlungen zu erzwingen, 

- aufgrund ihrer beruflichen oder gesellschaftlichen Stellung 
im Blickpunkt der Öffentlichkeit stehen, 

- in nichtsozialistischen Staaten oder Westberlin Kontaktpart- 
ner besitzen, die in provokatorisch-demonstrativer Weise For- 
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derungen hinsichtlich der Erzwingung der Genehmigung der 
ständigen Ausreise erheben, 

- einschlägig, insbesondere gemäO §§ 213, 214 , 219 und 220 
StGB vorbestraft sind. 

Von besonderer Bedeutung für die Differenzierung sind die beruf- 
liche und gesellschaftliche Stellung der Antragsteller, ihre 
Qualifikation bzw. ihre Tätigkeit in Schwerpunktbereichen bzw. 
ihre Kenntnis über geheimzuhaltende Tatsachen, wobei herauszu- 
arbeiten ist, welcher Schaden für die sozialistische Gesellschaft 
bei der ständigen Ausreise entsteht bzw. entstehen kann. 

Oie Differenzierung ist als ständiger ProzeO durchzusetzen unter 
Beachtung der Entwicklung der Einstellung, der Lebensbedingungen 
und des Verhaltens der betreffenden Personen sowie der Möglich- 
keit, daO Personen, die nicht als Feinde eingeschätzt wurden, 
durch feindlich-negative Kräfte miObraucht werden oder sich zu 
Feinden entwickeln können. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse des Differenzierungsprozesses 
sind die jeweils erforderlichen politisch-operativen MaOnahmen 
durchzuführen und die aktuelle Gesamtübersicht über den Perso- 
nenkreis der Antragsteller zu gewährleisten. 

Oie Leiter der operativen Oiensteinheiten haben zu sichern, daO 
die gewonnenen Erkenntnisse über die Antragsteller unter Wahrung 
der Konspiration und Geheimhaltung den Partnern des Zusammen- 
wirkens für die Erhöhung der Wirksamkeit der Arbeit zur Errelchun 
ehrlicher und dauerhafter Abstandnahmen und zur Herbeiführung 
begründeter Entscheidungen in geeigneter Form nachweisbar über- 
mittelt werden. Bei der Übermittlung ist eindeutig festzulegen, 
welche Informationen nur intern zur Berücksichtigung beim takti- 
schen Vorgehen zu verwenden sind und welche - da offiziell 
belegbar - in der GesprächsfUhrung mit den Antragstellern ge- 
nutzt werden können. 
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4. Operative Bearbeitung bzw. operative Kontrolle operativ bedeut- 
samer Personen -zur vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung feindlich-negativer Handlungen 

A.l. Oie Leiter der operativen Oiensteinheiten haben zu gewähr- 
leisten, daO die politisch-operative Arbeit auf die operativ 
bedeutsamen Personen konzentriert wird. 

Vorrangige Zielstellung dabei ist: 

feindlich-negativen Handlungen vorzubeugen, sie rechtzeitig 
zu verhindern bzw. wirksam zu bekämpfen, 

- zu Personen, die verdächtig sind, Straftaten und andere Rechts- 
verletzungen zu begehen, tatbestandsbezogene Beweise zu erar- 
beiten, um sie strafrechtlich und gegebenenfalls auch mit anderen 
rechtlichen Mitteln zur Verantwortung ziehen zu können, 

- die Handlungsmöglichkeiten feindlich-negativer Kräfte weiter 
einzuschränken, begünstigende Bedingungen zu beseitigen und 
gesellschaftsschädigende Auswirkungen weitgehend zu verhindern, 

- durch qualifizierte Abschlüsse von Operativen Vorgängen, durch 
eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit und andere wirksame MaOnah- 
men einen noch größeren spezifischen Beitrag zur Zurückdrängung 
der Antragstellungen auf ständige Ausreise, zur Disziplinierung 
der Antragsteller und zur Beeinflussung bzw. Veränderung der 
Lage auf diesem Gebiet, besonders in den Schwerpunktbereichen, 
zu leisten. 

Es ist zu sichern, daß Ersthinweise auf feindlich-negativ’e Akti- 
vitäten von Antragstellern sofort überprüft, durch gezielten 
und konzentrierten Kräfte- und Mitteleinsatz zweifelsfrei geklärt 
werden. Das betrifft vor allem 

- das Zusammenwirken äußerer Feinde mit Antragstellern bzw. ent- 
sprechenden Zusammenschlüssen, die Insbesondere das Ziel der 
internationalen Diskreditierung der OOR verfolgen. 
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Das schlieOt die Verbindungs- bzw, Kon tak tauf neu*» ra felrrtflt- 
chen Stellen und Kräften sowie die Nachrichtenübermittlung an 
diese, insbesondere an Feindorganisationen und Medien des 
Gegners, ein, sowie die teilweise mit Antragstellern abgestimm- 
ten feindlichen Aktivitäten der vor Vertretungen der DOR in 
nichtsozialistischen Staaten bzw. im Vorfeld der Grenzübergangs- 
stellen agierenden Provokateure. 

Zusammenrottungen von Antragstellern, die sich ln offener Konfron- 
tation gegen die sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung 
oder gegen gesetzliche Regelungen bzw. staatliche Entscheidungen 
stellen, wie Zusammenkünfte auf öffentlichen Plätzen oder vor 
Gebäuden Örtlicher Organe, sowie andere demonstrative Aktionen 
und Verhaltensweisen, um die ständige Ausreise zu erzwingen oder 
Korrekturen getroffener staatlicher Entscheidungen zu erreichen. 

Erpressungsversuche durch den Verbleib in diplomatischen oder 
anderen Einrichtungen nichtsozialistischer Staaten in der OOR 
und in anderen sozialistischen Staaten sowie in Kirchen durch 
Personen oder Personengruppen, um so die ständige Ausreise zu 
erzwingen. 

Erpressungsversuche durch Androhung der Selbsttötung , Verwei- 
gerung der Nahrungsaufnahme, Drohung mit Geiselnahmen oder 
anderen spektakulären Aktionen, vor allem, wenn diese mit der 
Ankündigung der Veröffentlichung ln westlichen Medien verbunden 
sind, 

Zusammenschlüsse von Antragstellern in sogenannten Arbeits- 
und Selbsthilfegruppen, in Hauskreisen sowie Zusammenkünfte 
unter der Tarnung als Feiern, Ausflüge» Arbeitseinsätze und 
Kirchenbesuche und anderes, um ihr weiteres Vorgehen gemeinsam 
abzustimmen sowie gemeinsame Schriften an staatliche Organe 
der OOR zu verfassen, zu unterzeichnen und zu versenden. 
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- das ZusammenwirKen von Antragstellern mit Kräften des poli- 
tischen Untergrundes, mit sogenannten kirchlichen Basisgruppen, 
Friedenskreisen, Umweltgruppen und anderen alternativen Bewe- 
gungen , 

- öffentlichkeitswirksame demonstrative Handlungen von Antrag- 
stellern, insbesondere durch Zeigen von den staatlichen In- 
teressen der ODR widersprechenden Plakaten, Transparenten, Sym- 
bolen und Zeichen, durch Herstellung bzw. Verbreitung von 
Schriften und das Anbringen von Losungen mit feindlich-negativem 
Inhalt oder durch provokatorische Verhaltensweisen wie Arbeits- 
niederlegungen, Ankettungen und anderes, an besonders belebten 
Orten und im Zusammenwirken mit westlichen Medien, 

- mündliche oder schriftliche Androhungen von Straftaten oder 
anderen feindlich-negativen Handlungen, offene Bekundungen der 
Feindschaft zur OOR durch Antragsteller bzw. Diffamierungen 
und Verleumdungen der OOR, ihrer Rechtsordnung, ihrer staat- 
lichen Organe und Funktionäre, 

- alle Erscheinungsformen des ungesetzlichen Verlassene der OOR, 
insbesondere mit spektakulären Mitteln und Methoden, das Zusam- 
menwirken mit kriminellen Menschenhändlerbanden und anderen 
feindlichen Kräften aus dem Ausland sowie Angriffe auf die 
Staatsgrenzen der anderen sozialistischen Staaten, oder durch 
provokatorisch-demonstrative Handlungen von Antragstellern 

im Grenzgebiet bzw. an Grenzübergangsstellen zur BRD bzw. nach 
Mestberlln . 

Bei bedeutsamen Veranstaltungen und gesellschaftlichen Höhe- 
punkten sind die vorgenannten Aufgaben, eingeordnet in die poll- 
tisch-operativen SicherungsmaOnahmen, so zu realisieren, daQ 
jede Storung der staatlichen Sicherheit ausgeschlossen wird. 
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4.2. In den Strafvollzugseinrichtungen, Untersuchungshaftan- 
stalten und Jugendhäusern haben die zuständigen operativen Dienst- 
einheiten auf der Grundlage der Dienstanweisung Nr-, 5/85 feind- 
lich-negative Handlungen im Zusammenhang mit Antragstellungen 

auf ständige Ausreise vorbeugend zu verhindern. 

Durch den zielgerichteten Einsatz der operativen Kräfte und Mittel 
sowie die Nutzung aller Möglichkeiten des politisch-operativen 
Zusammenwirkens mit dem Organ Strafvollzug und dem Arbeitsgebiet 
1/4 der Kriminalpolizei sind vor allem Versuche aufzuklären und 
konsequent zu unterbinden, über Kontakte zu auOenstehenden Per- 
sonen feindliche Stellen und Kräfte um Unterstützung zur Errei- 
chung ständiger Ausreisen zu ersuchen bzw. an diese Informationen 
zu übermitteln. 

4.3. Oie Leiter der operativen Oiensteinheiten haben zu gewähr- 
leisten, daO zur vorbeugenden Verhinderung feindlich-negativer 
Handlungen und zur Schadenaabwendung operativ bedeutsame An- 
tragsteller im Verantwortungsbereich 

- in Operativen Vorgängen bearbeitet bzw. 

- unter operative Personenkontrolle gestellt werden, 

wenn die in den Richtlinien Nr. 1/76 und Nr. 1/01 featgelegten 
Voraussetzungen dafür vorliegen. 

Oie Leiter der operativen Oiensteinheiten haben durch die qua- 
lifizierte Anleitung und Kontrolle der Bearbeitung der Operativen 
Vorgänge zu gewährleisten, daO 

- durch die Festlegung offensiver, ideenreicher Maßnahmen und die 
Einführung qualifizierter IM sowie den Einsatz anderer erfor- 
derlicher operativer Kräfte und Mittel eine zügige Bearbeitung 
gesichert wird, 
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- rechtzeitig vor Eintritt gesellschaftsschädigender Auswir- 
kungen die erforderlichen politisch-operativen, strafrechtlichen 
und strafprozessualen Voraussetzungen für den erf-olgreichen 
AoschluQ geschaffen werden^ 

- für den jeweiligen Operativen Vorgang die AoschluOart mit dem 
größten gesellschaftlichen Nutzen, mit der größten politisch- 
operativen Wirksamkeit festgelegt und dementsprechend reali- 
siert wird. 

Die Zusammenarbeit mit der Hauptabteilung IX bzw. den Abteilun- 
gen IX der Bezirksverwaltungen, insbesondere zur frühzeitigen 
Erarbeitung und Sicherung von Beweisen für Straftaten und an- 
dere Rechtsverletzungen im Stadium der operativen Bearbeitung, 
ist rechtzeitig zu gewährleisten. 

Im Prozeß der operativen Bearbeitung ist zu sichern, daß 

- durch Einleitung erforderlicher Kontrollmaßnahmen der Hand- 
lungsspielraum der bearbeiteten Person eingeschränkt und beab- 
sichtigte öffentlichkeitswirksame feindlich-negative Handlungen 
rechtzeitig unterbunden werden, 

- offiziell verwertbare Beweise zu völkerrechtswidrigen Praktiken 
des Gegners, zu Einmischungs- und Erpressungsversuchen sowie 
Versuchen der Druckausübung erarbeitet und offensiv genutzt 
werden, 

- alle Möglichkeiten zur Erreichung der Abstandnahme von Absichten 
zur ständigen Ausreise, zur Rückgewinnung der Personen für 

die sozialistische Gesellschaft und zur Herbeiführung begrün- 
deter und allseitig durchdachter Entscheidungen auf der Grund- 
lage der Verordnung und zur Disziplinierung der bearbeiteten 
Person und deren Umfeld genutzt werden. 
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Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben darauf Einfluß 
2 u nehmen, daß erforderliche Maßnahmen der Bereiche Inneres 
und der OVP sowie die politisch-ideologische und erzieherische 
Einflußnahme anderer staatlicher Organe und der jeweiligen Ar- 
beitsstelle zur Erreichung der Abstandnahme vom Antrag für die 
Realisierung der Ziele der operativen Bearbeitung genutzt werden. 
Es ist zu sichern, daß dabei keine Gefährdung der operativen Be- 
arbeitung erfolgt. 

Bei der Realisierung dieser Maßnahmen ist die Zusammenarbeit der 
Hauptabteilungen/selbständigen Abteilungen und der Abteilungen 
der Bezirksverwaltungen mit den zuständigen Kreisdienststellen zu 
sichern. Grundsätzlich sind Familienangehörige des bearbeiteten 
bzw. kontrollierten Antragstellers in die Maßnahmen der zuständi- 
gen Diensteinheit mit einzubeziehen. Bei Veränderungen der Ar- 
beitsstelle bzw. des Wohnsitzes hat die Mater ialübergabe an die 
zuständige Diensteinheit zu erfolgen. 

Oie ZKG und die BKG haben die operativen Diensteinheiten bei der 
Bearbeitung Operativer Vorgänge anzuleiten und zu unterstützen 
sowie die erforderliche Koordinierung politisch-operativer Maß- 
nahmen zu sichern. 

Oie Leiter der Hauptabteilungen und selbständigen Abteilungen 
haben entsprechend ihrer Verantwortung die operativen Dienstein- 
heiten bei der operativen Bearbeitung bedeutsamer Operativer 
Vorgänge zu Antragstellern zu unterstützen. Oie Festlegungen über 
die Anleitung und Kontrolle solcher Operativen Vorgänge hat in 
Abstimmung mit dem Leiter der ZKG zu erfolgen. Betrifft das Ope- 
rative Vorgänge der Bezirksverwaltung, hat die ZKG die BKG zu 
informieren. 

Von den Leitern der BKG sind gemeinsam mit den Leitern der anderen 
operativen Diensteinheiten für die' Leiter der Bezirksverwaltungen 
Entscheidungen vorzubereiten, welche Personen in Operativen Vor- 
gängen zu bearbeiten sind, welcher Oiensteinheit die Verantwortung 
für die operative Bearbeitung zu übertragen ist, welche Oienstein- 
heiten dabei zusammenzuarbeiten haben und wer die Anleitung und 
Kontrolle zu gewährleisten hat. 
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Ergeben sich bei der Bearbeitung derartiger Operativer 
Vorgänge Zusammenhänge zu Kräften des politischen Untergrundes, 
zu feindlich-negativen Aktivitäten religiös gebundener, pazifisti- 
scher, jugendlicher, studentischer sowie kulturell-künstlerisch 
tätiger oder sogenannter alternativer Kräfte und Gruppierungen, 
ist über die ZKG bzw. BKG eine Abstimmung mit der Hauptabteilung 
XX bzw. der Abteilung XX der jeweiligen Bezirksverwaltung vorzu- 
nehmen . 

Oie operative Bearbeitung von Personen mit operativ bedeutsamen 
Verbindungen zu Vertretungen und bevorrechteten Personen nicht- 
sozialistischer’ Staaten sowie zu ständigen Korrespondenten west- 
licher Massenmedien ist über die ZKG bzw. BKG mit der Hauptabtei- 
lung II bzw. der Abteilung II der jeweiligen Bezirksverwaltung 
abzustimmen. 

Oie Hauptabteilung II bzw. die Abteilungen II der Bezirksver- 
waltungen haben die operativen Diensteinheiten durch die Erar- 
beitung und Übermittlung von Hinweisen zu Personen, die sich im 
Zusammenhang mit Anträgen auf ständige Ausreise mit Vertretungen 
und bevorrechteten Personen nichtsozialistischer Staaten bzw. 
mit ständigen Korrespondenten westlicher Medien in Verbindung 
setzen wollen, zu unterstützen. 

□lese Aufgaben sind durch die Hauptabteilung XX bzw. die Abtei- 
lungen XX der Bezirksverwaltungen hinsichtlich kirchlicher 
Einrichtungen analog zu realisieren. 

Oie Durchführung der operativen Personenkontrolle hat vorran- 
gig mit dem Ziel zu erfolgen, die der jeweiligen OPK zugrunde 
liegenden operativ bedeutsamen Anhaltspunkte durch zielgerich- 
tete, offensive politisch-operative MaQnahmen Kurzfristig zu 
klären und dadurch die Voraussetzungen dafür zu schaffen, ein 
feindlich-negatives Nlrksanwerden der betreffenden operativ 
bedeutsamen Personen vorbeugend zu verhindern. 
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4.4, Zur Einleitung von Ermittlungsverfahren sind entsprechend 
den erzielten Bearbeitungsergebnissen durch die Leiter der für 
die operative Bearbeitung zuständigen Diensteinhelten in Abstim- 
mung mit der ZKG bzw. BKG und nach Konsultation mit der zustän- 
digen 0 i ens te i nhe i t der Linie IX begründete Vorschläge zu unter- 
breiten . 

Die Anwendung des sozialistischen Strafrechts hat insbesondere 

- gegen das Wirken feindlicher Stellen und Kräfte, die Bestre- 
bungen zur ständigen Ausreise initiieren, Straftaten zur Er- 
zwingung der ständigen Ausreise inspirieren und organisieren 
und gegen Personen, die sich in diese feindlichen Aktivitäten 
integrieren , 

- zur Verhinderung und Zerschlagung von Personenzusammenschlüs- 
sen, die sich die Erzwingung der ständigen Ausreise zum Ziel 
gesetzt haben, insbesondere gegen deren Rädelsführer und 
Organ isa toren , 

- bei öffentlichkeitswirksamen provokatorisch-demonstrativen 
Handlungen mit erheblichen Schäden und Gefahren 

mit dem Ziel zu erfolgen, das Vorgehen des Gegners und feind- 
lich-negativer Kräfte im Innern der DDR umfassend aufzudecken , 
vorbeugend zu verhindern und wirksam zu bekämpfen sowie akute 
Gefährdungen der staatlichen Sicherheit sowie der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit unverzüglich zu unterbinden. 

Wenn durch feindlich-negative Handlungen Tatbestände von staats- 
feindlichen Handlungen gegen die DDR und der allgemeinen Krimi- 
nalität verletzt wurden, ist sorgfältig zu prüfen, wie durch 
eine Anwendung der Tatbestände der allgemeinen Kriminalität 
eine höhere gesellschaftliche und gegebenenfalls auch auQen- 
politische Wirkung erreicht werden kann und dementsprechend zu 
entscheiden. 
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4.3. Oie operative Bearbeitung bzw. Kontrolle operativ bedeut- 
samer Antragsteller hat in erster Linie durch den zielgerichteten 
sach- und personenbezogenen Einsatz dafür geeigneter IM und 
GMS zu erfolgen. Entsprechend den Erfordernissen sind zielgerich- 
tete MaOnahmen zur Gewinnung von IM, die über entsprechende Vor- 
aussetzungen zur wirksamen Bearbeitung bzw. Kontrolle dieser 
Personen, für das Eindringen in feindlich-negative Zusammenschlüs- 
se sowie in feindliche Zentren und Organisation verfügen, ein- 
zuleiten. 

Ausgehend von der Notwendigkeit der aktuellen Informationsbe- 
schaffung aus dem Personenkreis der Antragsteller und der damit 
verbundenen Spezifik kann bei Notwendigkeit unter der Vorausset- 
zung mit Kontaktpersonen gearbeitet werden, daß die operativen 
Kräfte, Mittel und Methoden sowie die innere Sicherheit des MfS 
nicht gefährdet und die Konspiration und Geheimhaltung gewahrt 
werden. Oie Leiter der Oiensteinheiten haben über die Kontaktper- 
sonen und ihre Nutzung eine exakte Übersicht zu führen. 

Im Zusammenhang und in Abstimmung mit dem Einsatz der IM und 
GMS sowie Kontaktpersonen sind alle anderen operativen Mittel 
und Methoden, insbesondere operative Ermittlungen und Beobachtun- 
gen, operative Fahndungen, operative und operativ-technische Mit- 
tel der Abteilung M, operativ-technische Mittel zur Überwachung 
von Personen und Nachrichtenverbindungen den operativen Erfor- 
dernissen entsprechend zweckmäßig und zielgerichtet einzusetzen. 

Zur Lösung konkreter politisch-operativer Aufgabenstellungen, 
insbesondere zur Verhinderung von öffentlichen Zusammenrottungen 
oder der Herausbildung von Zusammenschlüssen - sowie zu deren Zer- 
setzung und Zerschlagung - sind ln Kombination mit dem Einsatz 
geeigneter operativer Kräfte, Mittel und Methoden bei Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen auch Vorladungen, Zuführungen 
und Befragungen in Abstimmung mit der zuständigen Olensteinheit 
der Linie IX zweckentsprechend durchführen zu lassen. 
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Zur Gewinnung erforderlicher Informationen sind auch die Mög- 
lichkeiten der OVP, insbesondere der Arbeitsgebiete I, II und 
VIII der Kriminalpolizei sowie anderer staatlicher Organe, 
der Kombinate, Betriebe, Einrichtungen, Genossenschaften sowie 
gesellschaftlicher Organisationen und Kräfte zu nutzen. 

5. Politisch-operatives Zusammenwirken mit anderen staatlichen 
Organen, Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen und Genossenschaf- 
ten sowie gesellschaftlichen Organisationen 

5.1. Oie Leiter der zuständigen Diensteinheiten haben darauf 
Einfluß zu nehmen, daO das MdI und seine Organe, die Bereiche 
Inneres, die anderen staatlichen Organe, die Kombinate, Betriebe, 
Einrichtungen und Genossenschaften sowie die gesellschaftlichen 
Organisationen und Kräfte die ihnen gemäß 

- der Verordnung (siehe Seite 5 dieser Dienstanweisung), 

- der Verordnung des Ministerrates zur Gewährung der ständigen 
Wohnsitznahme für Ausländer in der OOR und zur Eheschließung 
von Bürgern der OOR mit Ausländern vom 30. 11. 1988, 

- der Verfügung (siehe Seite 6 dieser Dienstanweisung), 

- der Ordnung Nr. 0175/09 sowie der Dienstvorschriften Nr. 

015/72 und Nr. 032/78 des Ministers des Innern und Chefs der 
OVP (im weiteren als Ordnung Nr. 0175/89, OV Nr. 015/72, DV 
Nr. 032/70 bezeichnet) 

übertragenen Verantwortlichkeiten und Pflichten konsequent 
wahrnehmen und die sich daraus ergebenden Aufgaben unter Beach- 
tung aller notwendigen Zusammenhänge erfüllen. 
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5.2. Durch die zuständigen operativen Oiensteinhei ten sind die 
Leiter der staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, Einrich- 
tungen und Genossenschaften sowie die Funktionäre der gesell- 
schaftlichen Organisationen bei der Zurückdrängung der Absichten 
und Anträge auf ständige Ausreise als gesamtgesellschaftliches 
Anliegen mit Hinweisen und Informationen (siehe auch Ziffern 3.1. 
und 3.2. dieser Dienstanweisung) dahingehend zu unterstützen, 
daO 

- Konfliktsituationen bzw. Probleme, individuelle Ursachen, be- 
günstigende Bedingungen und Umstände bzw. Anlässe, die zur 
Entstehung von Absichten eiher ständigen Ausreise führen kön- 
nen, rechtzeitig erkannt und entsprechende MaOnahmen eingelei- 
tet werden können, 

- eine bürgernahe Arbeit, die gewissenhafte Bearbeitung und den 
Möglichkeiten entsprechende Berücksichtigung bzw. Klärung 
ihrer Anliegen bei strikter Wahrung ihrer Rechte erfolgt, das 
Arbeitsklima ständig verbessert und das Gefühl der Geborgen- 
heit der Bürger im sozialistischen Staat stetig verstärkt 
wird , 

- bereits auf erste Anzeichen des Entstehens von Absichten auf 
ständige Ausreise in geeigneter Weise und unter Beachtung aller 
Zusammenhänge, insbesondere mit verstärkter politisch-ideologi- 
scher Arbeit unverzüglich reagiert wird und alle Möglichkeiten 
zur Lösung von Konflikten bzw. Problemen ausgeschöpft werden, 

- ein offensives, differenziertes und abgestimmtes Vorgehen durch 
die qualifizierte Wahrnehmung der Koordinierungsfunktion der 
Bereiche Inneres unter Einbeziehung geeigneter Kräfte erfolgt, 
um durch wirksame politisch-ideologische EinfluOnahme und 
aktive Arbeit mit der Verordnung Abstandnahmen von ständigen 
Ausreisen zu erreichen bzw. nach ablehnenden Entscheidungen 
dem Bürger geholfen wird, sich fest in der sozialistischen Ge- 
sellschaft zu integrieren. 
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Die Unterstützung und politisch-operative Elnf luOnahme ist 
insbesondere zu richten auf die 

- Gewährleistung der einheitlichen und konseouenten Durch- 
setzung der Verordnung, der Verfügung und der in diesem Zusam- 
menhang erfolgten Regelungen bei den Partnern des Zusammen- 
wirkens , 

- weitere Ausprägung einer richtigen politisch-ideologischen 
Crundeinstellung zur Zurückdrängung von Absichten bzw. Antrag- 
stellungen auf ständige Ausreise und zu den in diesem Zusam- 
menhang zu lösenden Aufgaben bei den im ZurückdrängungsprozeO 
wirkenden Kräften, einschließlich ihrer spezifischen Befähigung 
zur Aufgabenerfüllung, 

- Gewährleistung der unverzüglichen Informierung der zuständigen 
Diensteinheiten sowie der zuständigen staatlichen Organe 

über feindlich-negative Aktivitäten und andere bedeutsame 
Verhaltensweisen . 

Für die politisch-operative EinfluOnahme sind die Möglichkeiten 
in der Zusammenarbeit mit IM und GMS, besonders solchen in 
Schlüsselpositionen, zielgerichtet zu nutzen. 

Sind von den verantwortlichen staatlichen Leitern für die Losung 
dieser Aufgaben Beauftragte gemäQ der Verfügung eingesetzt, 
kommt der Organisierung des politisch-operativen 'Zusammenwirkens 
mit diesen besondere Bedeutung zu. 

Bei der Auswahl der Beauftragten haben die operativen Olensteln- 
heiten durch zielgerichtete politisch-operative Einflußnahme zu 
gewährleisten, daO von den Leitern erfahrene, politisch zuver- 
lässige leitende .Kader eingesetzt werden. Besonders ln Konzen- 
trationspunkten von Antragstellern ist darauf hinzuwirken, daO 
vorhandene oder zu schaffende IH oder dort bereits tätige OibE 
mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben beauftragt werden. 
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5.3. Das politisch>operative Zusatnmenwirken zur Gewährleistung 
des abgestimmten Vorgehens bei der Realisierung der Aufgaben 
im Zusaminenhang mit Anträgen auf ständige Ausreise durch die ZKG, 
BKG und die Kreisdienststellen gemäO ihrer Zuständigkeit mit 
der HA Innere Angelegenheiten des MdI, dem Büro für PaO- und Aus- 
länderangelegenheiten, den Abteilungen Innere Angelegenheiten 
der Räte der Bezirke, den Abteilungen PM der BdVP/des PdVP, 
den Abteilungen Innere Angelegenheiten der Räte der Kreise/ 
Städte/Stadtbezirke und den VPKÄ/VPI, Abteilungen PM, ist ins- 
besondere auszurichten auf die 

- Unterstützung bei der konsequenten Wahrnehmung der ihnen übertra- 
genen Verantwortung bei der Realisierung insbesondere der 
Aufgaben zur Zurückdrängung der Antragstellungen auf ständige 
Ausreise auf der Grundlage der Rechtsvorschriften und der 

dazu erlassenen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen, 

- Abstimmung aller erforderlichen MaOnahmen zur offensiven, kon- 
sequenten und vor allem einheitlichen Durchsetzung der Rechts- 
vorschriften und der dienstlichen Bestimmungen und Weisungen, 

- Hilfe und Unterstützung bei der Organisierung des abgestimmten 
personenbezogenen Vorgehens der Bereiche Inneres mit den anderen 
staatlichen Organen, den Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen 
und Genossenschaften sowie gesellschaftlichen Organisationen 
und Kräften, darunter auch einf luOreicher Persönlichkeiten im 
ZurückdrängungsprozeO , einschlieOlich der Kontrolle der Durch- 
setzung getroffener Vereinbarungen, 

- Unterstützung der weiteren Qualifizierung der Gesprächsführung 
mit Antragstellern zur Informationsgewinnung, zua Abbau von 
Erwartungshaltungen, zur Erreichung von Abstandnahmen und zur 
Disziplinierung. der betreffenden Personen, insbesondere bei 
der Bekanntgabe der ablehnenden Entscheidung, 
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- Gewährleistung einer planmäOigen und qualifizierten Arbeit 
der Arbeitsgruppen gemäO Ordnung Nr. 0175/89 bzw. Kommissionen 
gemäO Dienstvorschrift Nr. 032/78 im ZurückdrängungsprozeO 
und in der Vorbereitung abgestimmter politisch richtiger Ent- 
scheidungen auf der Grundlage der Verordnung in strikter Ein- 
haltung festgelegter Fristen sowie der zügigen Abwicklung 

aller Arbeitsprozesse im Zusammenhang mit erfolgten Genehmigungen 
und zur Realisierung der ständigen Ausreise, 

- Gewährleistung einer ständigen aktuellen Lageeinschätzung auf 
der Grundlage der Analyse aller im Zusammenhang mit Anträgen 
auf ständige Ausreise gewonnenen Erkenntnisse und Informationen 
sowie Sicherung stabiler Informationsbeziehungen der Bereiche 
Inneres zu den zuständigen operativen Oiensteinheiten, ein- 
schlieQlich der Sof ortinf ormation bei Hinweisen auf beabsich- 
tigte Straftaten und andere feindlich-negative Handlungen. 

Oie politisch-operative Einflußnahme durch die Hauptabteilung VII, 
die Abteilungen VII der Bezirksverwaltungen und die Kreisdienst- 
stellen gemäO ihrer Zuständigkeit auf das MdI, die BdVP/PdVP und 
die VPKÄ/VPI ist über die unter den Ziffern 5.1. und 5.2. ge- 
stellten Aufgaben hinausgehend auszurichten auf die Durchführung 
qualifizierter Ermittlungs- und Überprüfungshandlungen zu Antrag- 
stellern, durch zielgerichtete Einbeziehung aller geeigneten 
Kräfte, insbesondere der Oienstzweige PaO- und Meldewesen, Krimi- 
nalpolizei und Schutzpolizei, sowie die wirksame Kontrolle des 
Verhaltens sblcher Personen, zu denen entsprechend den Festle- 
gungen in der Arbeitsgruppe gemäO Ordnung Nr. 0175/89 bzw. der 
Kommission gemäO Ordnung Nr. 032/78 ln Abstimmung mit der zu- 
ständigen operativen Oiensteinheit des MfS volkspolizeiliche 
KontrollmaOnahmen eingeleitet würden. 

Oie EinfluOnahme und Unterstützung hat durch den zielstrebigen 
Einsatz der OibE und IM in Schlüsselpositionen sowie das enge 
Zusammenwirken mit den Leitungskadern zu erfolgen. 
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3.4. Oie Leiter der Bezirksverwaltungen haben den Einsatz quali- 
fizierter OibE in den Abteilungen Innere Angelegenheiten der 
Räte der Bezirke und in Schwerpunktkreisen sowie deren .Anleitung 
und Kontrolle zu sichern. 

3.3. Oie Leiter der Kreisdienststellen haben verantwortliche An« 
gehörige zu beauftragen, aktiv in den Arbeitsgruppen gemäQ Ord- 
nung Nr. 0173/89 als ständige Mitglieder bzw. entsprechend den 
Erfordernissen in den Kommissionen gemäQ Ordnung Nr. 032/7B zur 
Wahrnehmung der Interessen des MfS mitzuarbeiten. 

6 . Aufgaben im Zusammenhang mit der Vorbereitung von Entschei- 
dunqen zu ständigen Ausreisen 

6.1. Bei allen zu treffenden Entscheidungen zu ständigen Ausrei- 
sen nach nichtsozialistischen Staaten und Westberlin, einschlieQ- 
llch Eheschließungen (bei vorgesehenem gemeinsamen Wohnsitz 
in nichtsozialistischen Staaten oder Westberlin), haben die zu- 
ständigen operativen Oiensteinheiten auf Kreis-, Bezirks- und 
zentraler Ebene das Einspruchsrecht gegenüber den zuständigen 
Organen des MdI und den Bereichen Inneres qualifiziert wahrzunehmen. 

Wird bei der Überprüfung des Antragstellers festgestellt, daO es 
sich um einen Verwandten von Angehörigen bzw. Zivilbeschäftigten 
des MfS oder um ehemalige Angehörige bzw. Zivilbeschäftigte des MfS 
oder um einen Verwandten von diesen handelt, ist unverzüglich der 
Leiter der Hauptabteilung Kader und Schulung zur Herbeiführung der 
Entscheidung durch die von mir eingesetzte Kommission zu informieren. 

Oie Gründe für Einsprüche gegen beabsichtigte Genehmigungen und 
gegen beabsichtigte Ablehnungen ständiger Ausreisen haben objek- 
tiv, stichhaltig, operativ bedeutsam und unter Beachtung der Er- 
fordernisse, die sich aus der Verordnung ergeben, belegbar zu 
sein. Sie sind aktenkundig zu dokumentieren. 

Bei Einspruch gegen beabsichtigte Genehmigungen ständiger Aus- 
reisen ist davon auszugehen, daO dem Antragsteller 
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die rechtlichen Gründe der Ablehnung durch die Bereiche Inneres 
bzw. die DVP schriftlich mitzuteilen sind, 

- das Rechtsmittel der Beschwerde zusteht, 

- das Recht zusteht, gegen eine getroffene Beschwerdeentsche idung 
beim Kreisgericht die gerichtliche Nachprüfung zu beantragen 
(auOer Beschwerden, denen aus Gründen des § 13 (1) der Verord- 
nung nicht stattgegeben wurde). 

Bei allen politisch-operativen ÜberprüfungsmaOnahmen sind deshalb 
von vornherein solche aktuellen und objektiven Informationen zu 
erarbeiten, die bei einer Ablehnung der Anträge auf ständige Aus- 
reise offiziell als Versagungsgründe angewandt werden können und 
einer möglichen gerichtlichen Nachprüfung standhalten. 

Mit den Leitern der Bereiche Inneres oder PM und in den Arbeits- 
gruppen gemäß Ordnung Nr. 0175/89 oder Kommissionen gemäß Dienst- 
vorschrift Nr. 032/70 ist unter Beachtung der Konspiration und 
Geheimhaltung zu beraten und festzulegen bzw. zu empfehlen, mit 
welchen Fakten und Argumenten die ablehnende Entscheidung gegen- 
über dem Antragsteller begründet wird (außer Ablehnungen gemäß 
§ 13 (1) der Verordnung). 

Einsprüche sind intern zu dokumentieren und bedürfen der Bestäti- 
gung durch den Leiter der zuständigen operativen Diensteinheit. 

Oie Übermittlung von Einsprüchen an das zuständige Organ hat 
mündlich zu erfolgen. 

Oie zuständigen Kreisdienststellen haben das Einspruchsrecht zu 
den von den Bereichen Inneres bzw. den Abteilungen Paß- und Mel- 
dewesen der VPKÄ erarbeiteten Vorschlägen für zustimmende oder 
ablehnende Entscheidungen in jedem Fall in Abstimmung mit der er- 
fassenden und der objektmäOig zuständigen Oiensteinheit wahrzu- 
nehmen . 
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Bei Erfordernis haben Konsultationen mit den 8KG bZM. über diese 
mit der ZKG zu erfolgen. Das trifft besonders für Fälle zu, in 
denen ausgehend von der Persönlichkeit des Antragstellers, der 
gesellschaftlichen Stellung, den persönlichen Beziehungen und 
anderen politisch-operativ bedeutsamen Faktoren keine Zustimmung 
zum Entscheidungsvorschlag gegeben werden kann. Erfolgt ein Ein- 
spruch zu Vorschlägen zur Genehmigung der ständigen Ausreise, 
die gemäQ Ordnung Nr. 0175/B9 bzw. Dienstvorschrift Nr. 015/72 
einer Zustimmung durch den Leiter der' HA Innere Angelegenheiten 
bzw. den Leiter des BPAA des MdI bedürfen, ist der Leiter der 
ZKG über die BKG unter Angabe der konkreten Gründe zu infor- 
mieren. 

Oas Einspruchsrecht zu Vorschlägen der Arbeitsgruppen gemäß 
Ordnung Nr. 0175/89 bzw. der Kommissionen gemäO Dienstvorschrift 
Nr. 032/78 zur Genehmigung der ständigen Ausreise ist auf Bezirks- 
ebene durch die 8KG und auf zentraler Ebene durch die ZKG ge- 
genüber dem zuständigen Organ wahrzunehmen. 

In Vorbereitung von Entscheidungen und bei der Prüfung der über- 
gebenen Vorschläge sind, ausgehend von den dem MfS vorliegenden 
operativen Informationen, insbesondere folgende Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen: 

- die Persönlichkeit des Bürgers, seine tatsächlichen Motive 
und Gründe und deren Übereinstimmung mit den Anforderungen 

im § 10 (1) und (2) der Verordnung. Oie Entscheidung, ob nach 
§ 10 (3) der Verordnung ein anderer humanitärer Grund vorliegt 
oder nicht, ist unter Beachtung- aller mit dem betreffenden 
Fall verbundenen Umstände, einschlieQlich politisch-operativer 
Interessen, zu treffen, 

- die absehbaren Folgeerscheinungen und Reaktionen aus Kreisen 
der Bevölkerung bzw. anderer* Antragsteller, 

- das Vorliegen von Versagungsgründen gemäß § 13 (1) der Ver- 
ordnung, die eine Ablehnung des Antrages auf ständige Aus- 
reise zur Folge haben müssen bzw. gemäß §§ 13 (2), lA (1) 
und (2) zur Folge haben können, 
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- die Mögl ichkeit der Ausnutzung von Personen, denen die stän- 
dige Ausreise genehmigt werden soll durch den Gegner zur Dif- 
famierung der DDR. 

(Bei Personen, die im Zusammenhang mit Angriffen auf die Staats- 
grenze SchuO- oder andere Verletzungen davontrugen oder Per- 
sonen, die Tätowierungen faschistischen, militaristischen oder 
antisozialistischen Inhalts am Körper tragen, hat die Zustimmung 
zur Genehmigung der ständigen Ausreise erst nach Konsultation 
mit der ZKG zu erfolgen.) 

Oie Wahrnehmung des Einspruchsrechts hat unter Bezug auf 

auf § 13 (1) der Verordnung zu erfolgen bei 

- Ablehnungen der Anträge auf ständige Ausreise von ehemaligen 
Angehörigen und Zivilbeschäftigten des MfS sowie bei Familien- 
angehörigen von Angehörigen und Zivilbeschäftigten des MfS in 
Realisierung der "Festlegungen zu Grundsätzen für Entscheidun- 
gen über Anträge auf Reisen nach dem Ausland von Angehörigen 
und Zivilbeschäftigten des MfS und deren Familienangehörigen, 
von ehemaligen Angehörigen und Zivilbeschäftigten und deren 
Familienangehörigen sowie von Beschäftigten der Betriebe des 
MfS" (CVS MfS O008-26/88). 

sowie bei 

- Verwandten von Angehörigen oder Zivilbeschäftigten anderer 
bewaffneter Organe, 

- Ehepartnern von Geheimnisträgern bzw. bei Personen, die mit 
ihnen in einem Haushalt wohnen (analog Werktätige, die auf 
Grund ihrer Tätigkeit besonderen sicherheitspolitischen Anfor- 
derungen unterliegen), 

- Personen, die infolge von Pflichtverletzungen anderer Personen 
nachweislich Kenntnisse besitzen, die zur Verhinderung von 
Gefahren, Schäden, Störungen und anderen Nachteilen geheimzu- 
halten sind, soweit im Ergebnis der Prüfung der konkreten 
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Slcherheitserf ordernisss durch dis zuständigen Oiensteinhel- 
ten im politisch-operativen Zusammenwirken mit den Staatsor- 
ganen und Betrieben ein Antrag auf ständige Ausreise abgelehnt 
werden muO 

sowie bei Anlegung eines strengen MaOstabes in den Fällen, in de- 
nen aus zwingenden politisch-operativen Gründen Einspruch erho- 
ben werden muO, andere Versagungsgründe .iedoch nicht zur offiziel- 
len Begründung verwendet werden können. 

Im Zusammenhang mit den vorgenannten PrüfungsmaOnahmen sind er- 
forderliche politisch-operative und andere MaOnahmen festzulegen, 
rechtzeitig einzuleiten bzw. durchzuführen, die gewährleisten, daO 
feindlich-negative Handlungen von Personen, deren Antrag auf stän- 
dige Ausreise 

- genehmigt wurde, bis zu deren Ausreise bzw. 

- endgültig ablehnend entschieden wurde 

vorbeugend verhindert werden. 

Entscheidungen zur ständigen Ausreise von Strafgefangenen sind in 
Zusammenarbeit der Hauptabteilung IX und der ZKC mit den zustän- 
digen Oienstelnheiten vorzubereiten. Auf der Grundlage der Anforde- 
rungen der Hauptabteilung IX hat die ZKG über die BKG den zustän- 
digen operativen Oienstelnheiten rechtzeitig die dazu erforderli- 
chen Informationen zuzuleiten. 

Bai der Durchführung zentraler MaOnahmen zur ständigen Ausreise von 
Strafgefangenen ist durch die zuständigen Olenstainheitan gleich- 
zeitig zu prüfen, ob Ehegatten und weiteren im Haushalt lebenden 
Personen die Genehmigung zur ständigen Ausreise erteilt werden 
kann. Erforderliche zentrale Entscheidungen dazu sind durch den 
Leiter dar ZKG vorzubareiten und mir vorzulegen. 

6.2. Wird unter Zugrundelegung strenger MaOstäbe die ständige Aus- 
reise einer Person aue politisch-operativen Gründen für erforder- 
lich gehalten, haben die Leiter dar operativen Oiansteinheitan 
dementsprechende Vorschläge für zentrale Entscheidungen zu unter« 
breiten. 
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Politisch-operative Gründe liegen vor allem, vor, wenn 

eine reale, unmittelbare und konkrete Gefahr für die staat- 
liche Sicherheit besteht, die durch eindeutige operative 
Pakten und Beweise zu begründen ist und nicht durch politisch- 
operative Mittel und Methoden, andere staatliche MaOnahmen 
und gesellschaftliche EinfluOnahme oder durch ordnungs- und 
strafrechtliche Mittel bzw. Sanktionen dauerhaft abgewendet 
werden kann, 

- nachweisbar ein konkreter Schaden von der DDR abgewendet wer- 
den muO, der das internationale Ansehen und die auOenpol it ischen 
Beziehungen der DDR erheblich beeinträchtigen oder belasten 
würde, die innere Sicherheit der DDR und die Stabilität be- 
deutender Bereiche beeinträchtigen, erhebliche politische, 
wirtschaftliche und andere, auch politisch-operative negative 
Folgen und Nachteile für die Gesamtinteressen der DDR bringen 
würde und alle anderen MaOnahmen keine Garantie für eine zu- 
verlässige Verhinderung bieten, 

- nachweis- und berechenbar ein bedeutsamer Vorteil für die DDR 
erreicht werden kann und dieser über die Abwendung eines 
Schadens weit hinausgeht. 

Liegen in diesen Fällen keine Versagungsgründe gemäß § 13 (l) 
der Verordnung vor, können die mit der ständigen Ausreise verbun- 
denen negativen Folgen für die DDR, insbesondere die Beispiel- 
wirkung für weitere Antragstellungen, in Grenzen gehalten werden 
und gibt es Möglichkeiten, die vorgebrachte Begründung als an- 
dere humanitäre Gründe gemäß § 10 (3) anzuerkennen, sind - 
soweit es sich nicht um Personen handelt, die als IM zum Einsatz 
gebracht werden sollen - Vorschläge zu erarbeiten und in den 
Bezirksverwaltungen den BKG zur Stellungnahme zu übergeben. 

Grundsätzlich ist zu sichern, daQ unter Beachtung der Konspira- 
tion und Geheimhaltung eine rechtzeitige Abstimmung zu diesen Vor- 
srhlägen mit den Leitern der Bereiche Inneres bzw. ln der Arbeits- 
gruppe gemäß Ordnung Nr. 0175/89 erfolgt, um gegenläufige Maßnah- 
men auszuschlieOen. 
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Nach Bestätigung durch die Leiter der Bezirksverwaltungen sind 
die Vorschläge der ZKG zu übersenden. 

Vorschläge des Leiters der Hauptverwaltung A sowie der Leiter 
der Hauptabteilungen und selbständigen Abteilungen sind nach 
Abstimmung mit der territorial zuständigen Bezirksverwaltung 
direkt der ZKG zu übergeben. 

Oie ZKG hat diese Vorschläge nach gründlicher Prüfung aufzube- 
reiten und mir in der festgelegten Form zur Entscheidung vorzu- 
legen. 

Es ist untersagt, daO bei ständigen Ausreisen, die aus politisch- 
operativen Gründen für erforderlich gehalten werden, die Be- 
reiche Inneres bzw. die Abteilungen PaO- und Meldewesen der VPKA 
veranlaßt werden, entsprechende Vorschläge an das MdI einzu- 
reichen. 

6.3. Die Realisierung der zentral getroffenen Entscheidung 

zur Genehmigung der ständigen Ausreise ist von oer ZKG beim MdI 
einzuleiten. 

6.4. Über die erfolgte Ausreise der Personen, denen die ständige 
Ausreise genehmigt wurde, haben die PaOkontrolleinheiten an 

den Grenzübergangsstellen unter Angabe der Personalien (ein- 
schlieQlich der PKZ) und des Zeitpunktes sowie der Grenzüber- 
gangsstelle die ZKG zu informieren. 

Uber die erfolgte Ausreise hat die ZKG die BKG zu informieren, 
von der die zuständige Kreisdienststelle bzw. die erfassende 
Oiensteinhei ten in Kenntnis zu setzen ist. 

Oie territorial zuständige Kreisdienstst«lle hat die für die 
letzte Arbeitsstelle objektmäOig zuständige Oienstelnheit über 
die erfolgte Ausreise zu informieren. 
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7. Verfahrensweisen im Zusammenhang mit Schreiben von Antrag- 
stelle rn an zent rale staatliche Organe und Einrichtungen 


In der politisch-operativen Arbeit ist zu beachten, daO 

- gemäß zentraler Festlegung Schreiben oder Vorsprachen von 
Bürgern außerhalb des Rechtsmittelverfahrens und der gericht- 
lichen Nachprüfung, die Einwendungen gegen Entscheidungen 
über Anträge auf ständige Ausreisen beinhalten, nicht als Ein- 
gaben im Sinne des Eingabengesetzes zu bearbeiten sind, 

- im MdI eingehende derartige Schreiben, einschließlich der von 
anderen zentralen staatlichen Organen an das MdI übergebenen 
Schreiben, an die territorial zuständigen Abteilungen Innere 
Angelegenheiten übersandt werden. 

Oie Kreisdienststellen haben mit diesen Vereinbarungen über den 

Informationsaustausch zu treffen. 

Oie an weitere zentrale Organe gerichteten Schreiben werden 

grundsätzlich ohne Beantwortung bzw. Zwischenbescheid an die Ab- 
sender im Original über die ZKG an die zuständigen BKG übersandt. 

Sie sind nach der Auswertung durch die BKG an die zuständige 

Kreisdienststelle weit er zu leiten. 

Oiese sind auszuwerten für 

- die vorbeugende Verhinderung feindlich-negativer Handlungen, 

- den ProzeO der Durchdringung und Differenzierung des Personen- 
kreises der Antragsteller, 

- die Durchführung zielgerichteter MaOnahmen zur Zurückdrängung 
ständiger Ausreisen, 
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' Informationen an die 1. Sekretäre der Bezirks- und Kreis- 
leitungen der* SED. 

Oie Kreisdienststellen haben die objektmäOig zuständigen Dienst- 
einheiten über derartige Schreiben zu Informieren und erforder- 
liche Maßnahmen bei operativer Notwendigkeit mit ihnen abzu- 
s t immen . 

Oie Originalschreiben sind von den Kreisdienststellen an die Ab- 
teilungen Innere Angelegenheiten der Räte der Kreise und Stadt- 
bezirke bzw. an die VPKÄ/VPI zur weiteren Auswertung und Ver- 
anlassung der erforderlichen, durch das MdI angewiesenen Maßnah- 
men zu übergeben, sofern nicht andere politisch-operative In- 
teressen vorliegen. 

Oie Einbeziehung dieser Originalschreiben in strafprozessuale 
Maßnahmen ist mit der Hauptabteilung IX bzw. den Abteilungen IX 
der Bezirksverwaltungen rechtzeitig abzustimmen. 

6. Operative Bearbeitung bzw. operative Kontrolle der ständig 
ausqerelsten operativ bedeutsamen Personen 

8.1. Oie Leiter der operativen Oiensteinhei ten haben unter Nutzung 
aller geeigneten Möglichkeiten zu gewährleisten, daß aus ihrem 
Verantwortungsbereich für ständig ausgereiste Personen weitgehend- 
daran gehindert werden, vom Operationsgebiet aus Bürger der OOR 
zur Antragstellung und zu Straftaten und anderen feindlich-nega- 
civen Handlungen zu inspirieren. 

Bereits in Vorbereitung der Entscheidung zur Genehmigung der 
ständigen Ausreise sind zu ausgewählten operativ bedeutsamen Per- 
sonen, besonders zu solchen, von denen auch nach ihrer Ausreise 
erhebliche Gefahren ausgehen können, Maßnahmen zur operativen 
Bearbeitung gemäß Ziffer 4. dieser Dienstanweisung einzuleiten. 
Diese sind nach der ständigen Ausreise im Operationsgebiet ge- 
mäß Ziffer 2. und abgestimmt mit der ZKG offensiv und zielstrebig 
weiterzuführen. 
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Mit dem Ziel 

die von diesen Kräften nach der Ausreise vom Operationsgebiet 
ausgehenden feindlich-negativen Aktivitäten rechtzeitig zu 
erkennen und wirksam zu vereiteln, 

- diese Personen gegenüber dem Gegner zu diskreditieren bzw. 
gegnerische Kräfte durch Desinformation zu verunsichern 

sind bereits vor der Ausreise alle Möglichkeiten zu nutzen, um 
IM in die operative Bearbeitung einzuführen bzw. eine Bearbei- 
tung mit IM im Operationsgebiet vorzubereiten. 

Durch die operative Bearbeitung dieser Personen im Operations- 
gebiet ist zu sichern, daß deren politische, gesellschaftliche 
Entwicklung und Tätigkeit, ihr Verhalten im Wohn-, Arbeite- und 
Freizeitbereich, die Zugehörigkeit zu Parteien, Organisationen, 
Institutionen sowie diesbezügliche Verbindungen und Kontakte um- 
fassend aufgeklärt werden. 

Zielstrebig sind Hinweise auf feindlich-negative Aktivitäten 
gegen die OOR und andere sozialistische Staaten, die Gründung 
von Organisationen und Vereinen im Operationsgebiet bzw. die In- 
tegration in solche durch die bearbeiteten ehemaligen DDR-Bür- 
ger sowie zu ihren Rückverbindungen ln die DDR, zu erarbeiten 
und gegebenenfalls für die Öffentlichkeitsarbeit nutzbar zu 
machen . 

Durch die Anwendung operativer Kombinationen und Legenden sind 
die ausgewählten operativ bedeutsamen Personen vor und nach der 
Ausreise zu verunsichern und in das Blickfeld gegnerischer Ab- 
wehrorgane zu rücken. 

Erforderliche spezifische Maßnahmen sind kurzfristig vorzubereiten 
und durchzuführen. Sie sind mit der ZKG, ln den Bezirksverwaltun- 
gen über die BKG abzustimmen und mir bzw. meinem zuständigen Stell- 
vertreter zur Bestätigung vorzulegen. 
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0.2. Zu erwartende operativ bedeutsame Rückverbindungen 
sind bereits im Zusammenhang mit der Entscheidungsvorbereitung 
zur Genehmigung der ständigen Ausreise zu erkennen und aufzu* 
klären. Durch den Einsatz von IM sowie die Anwendung operativer 
Mittel und Methoden im ehemaligen Umgangskreis für ständig ausge- 
gereister feindlich-negativer Personen ist zu gewährleisten, daß 
entstehende Rückverbindungen rechtzeitig erkannt, unterbunden, 
positiv beeinflußt oder für die Arbeit im und nach dem Operations- 
gebiet zielstrebig genutzt werden. 

Zur Unterbindung negativer Wirkungen durch Rückverbindungen in 
frühere Arbeite-, Wohn- und Freizeitbereiche der ausgereisten 
Personen sind auch die Möglichkeiten der staatlichen Leiter, 
ihrer 8eauftragten sowie der Funktionäre gesellschaftlicher Orga- 
nisationen auf der Grundlage der Verfügung auszuschopf en . 

0.3. Zur Unterbindung des direkten persönlichen Wirksamwerdens 
der für ständig ausgereisten Personen durch Reisen in die DDR ist 
bereits zum Zeitpunkt der Genehmigung der ständigen Ausreise die 
Entscheidung über die Einleitung von Reisesperren für den Ein- 
reise- und übrigen Transitverkehr auf der Grundlage der Dienst- 
anweisung Nr. 2/02 herbeizuführen. 

Zu Personen, denen auf der Grundlage der Verordnung § 10 
(1) und (2) die ständige Ausreise genehmigt wurde, sind Reise- 
sperren nur einzuleiten, wenn dafür bedeutsame politisch-operative 
Gründe vorliegen und eine Reisesperre vom MdI nicht veranlaßt 
jrde . 

Zur Ausschaltung von Verzögerungen bei der Einleitung von Reise- 
sperren zu Personen, deren ständige Ausreise gemäß zentraler 
Entscheidung erfolgt, sowie zu Personen, die aus oder unmittelbar 
nach der Haft ausreisen, haben die Leiter der ZKG und der Haupt- 
abteilung IX auf der Grundlage der Dienstanweisung Nr.. 2/02, 

Ziffer 4.7. unverzüglich diese Fahndungsmaßnahmen bei der Haupt- 
abteilung VI zu veranlassen. 
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Sofern aus politisch-operativen Gründen keine FahndungsmaOnahnien 
zur Verhinderung der Wiedereinreise einqeleitet werden, sind öei 
Notwendigkeit diese Personen bei Einreise in dieODR durch poli- 
tisch-operative MaOnahmen unter Kontrolle zu halten. 

9. Politisch-operative Sicherung der Personen, die im Zusammen- 
hang mit der Zurückdr ängung sowie der Bearbeitung von Antrag- 
stellunqen auf ständige Ausreise Aufgaben zu erfüllen haben 

Die Hauptabteilung VII, die Abteilungen VII der Bezirksverwal- 
tungen und die Kreisdienststellen haben die operative Durchdrin- 
gung und politisch-operative Sicherung dieser Personen und Ar- 
beitsprozesse in den Bereichen Inneres, in der OVP und den anderen 
Organen des MdI und die zuständigen operativen 0 iensteinhei ten 
in anderen staatlichen Organen, Kombinaten. Betrieben, Einrich- 
tungen und Genossenschaften sowie in den gesellschaftlichen Organi 
sationen zu gewährleisten. 

Schwerpunkte bilden dabei die Angehörigen der Bereiche Inneres, 
der Oienstzweige PaO- und Meldewesen und Kader und Schulung, des 
Organs Strafvollzug sowie die von den staatlichen Leitern einge- 
setzten Beauftragten, die unmittelbare Aufgaben zur Zurückdrän- 
gung der Antragstellungen auf ständige Ausreise sowie bei der 
Oearbeitung solcher Anträge zu erfüllen haben. 

Durch zielgerichteten Einsatz der operativen Kräfte, vor allem der 
IM und GMS sowie OibE, ist in enger Zusammenarbeit mit anderen 
operativen Oiensteinhei ten und im politisch-operativen Zusammenwir 
ken ständig zu sichern, daO 

- nur zuverlässige und überprüfte Personen mit derartigen Aufgaben 
unmittelbar beauftragt werden 

- Unsicherheitsfaktoren, Erscheinungen des Zurückweichens vor 
feindlich-negativen Argumenten und Inkonsequenz bei der Durch- 
setzung der Verordnung bzw. der Weisungen sowie Hinweise auf 
Verletzungen der Wachsamkeit, auf Pflichtverletzungen und auf 
den MiObrauch übertragener Befugnisse, 
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- Erscheinungen der Unfähigkeit, den ProzeQ der Zurückdrängung 
von Antragstellungen auf ständige Ausreise auf der Grundlage 
der Verordnung, der Verfügung, der Ordnung Nr. 0175/89 bzu. 
der Dienstvorschrift Nr. 015/72 und unter Berücksichtigung 
politisch-ideologischer und psychologischer Aspekte Mirksatn 
zu realisieren, 

rechtzeitig erkannt und durch Veranlassung entsprechender kader- 

mäOiger Veränderungen überwunden werden. 

Es ist zu jeder Zeit eine hohe Ordnung und Sicherheit zu gewähr- 
leisten . 

10. Aufgaben der ZKG 

Oie ZKG hat in Wahrnehmung der unter Ziffer 1.2. festgelegten 

Federführung folgende Aufgaben zu lösen; 

- operative Bearbeitung festgelegter feindlicher Stellen und 
Kräfte in Zentralen Operativen Vorgängen und Operativen Vor- 
gängen, 

- Aufklärung der feindlichen Aktivitäten festgelegter gegneri- 
scher Stellen und der darin tätigen feindlichen Kräfte, 

- Koordinierung, Anleitung und Unterstützung der operativen Be- 
arbeitung weiterer feindlicher Stellen und Kräfte, die Feind- 
tätigkeit vor allem im Zusammenhang mit ständigen Ausreisen 
organisieren, durch festgelegte operative Oiensteinheiten sowie 
die Vorbereitung zentraler Entscheidungen zur Festlegung der 
Verantwortung für die operative Bearbeitung neu in Erscheinung 
getretener feindlicher Stellen und Kräfte, 

- operative Bearbeitung von Antragstellern bzw, Sachverhalten 
mit zentraler Bedeutung in Operativen Vorgängen, 

- Anleitung und Unterstützung der Bearbeitung sicherheitspolitisch 
bedeutsamer Operativer, Vorgänge, insbesondere solcher, in denen 
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Antragsteller wegen überörtlicher Zusammenschlüsse, des 
Zusammenwirkens mit Kräften des politischen Untergrundes, beab- 
sichtigter öffentlichkeitswirksamer Zusammenrottungen, Provo- 
kationen und Erpessungsversuche bzw, wegen Verbindung zu 
feindlichen Stellen und Kräften bearbeitet werden und Koordinie- 
rung der erforderlichen Maßnahmen zwischen den beteiligten 
Diensteinheiten bzw. mit den Hauptanteilungen XX und II. so- 
weit deren Zuständigkeit gegeben ist, 

Abstimmung des Vorgehens beim Abschluß sicherheitspolitisch 
bedeutsamer Operativer Vorgänge, bei der Realisierung von 
Sicherungseinsätzen und bei der Disziplinierung von Antragstel- 
lern zur vorbeugenden Verhinderung feindlicher Aktivitäten, 
besonders in Vorbereitung bedeutsamer Veranstaltungen und ge- 
sellschaftliche Höhepunkte mit der Hauptabteilung IX unter 
Einbeziehung der vorgangsführenden bzw. verantwortlichen Dienst- 
einheiten , 

Gewährleistung des politisch-operativen Zusammenwirkens und 
abgestimmten Vorgehens mit der HA Innere Angelegenheiten des 
MdI und dem Büro für Paß- und Ausländerangelegenheiten sowie 
weiteren Partnern des Zusammenwirkens und Unterstützung bei 
der eigenverantwortlichen Erfüllung der ihnen in der Verord- 
nung, der Verfügung und den dazu erlassenen innerdienstlichen 
Regelungen des MdI gestellten Aufgaben, 

Gewährleis.tung der zentralen Einschätzung der politisch-opera- 
tiven Lage, einschließlich der Wirksamkeit der politisch-ope- 
rativen Arbeit und deren Führung und Leitung, 

Herausarbeitung bzw. Präzisierung von politisch-operativen 
Schwerpunktbereichen bzw. Schwerpunkten, feindlichen Angriffs- 
richtungen sowie angewandten Mitteln und Methoden, 
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- Or l6nt icrung der operstiven Diensteinheiten auf erkannte poli- 
tisch-operative Schwerpunkte, Angriffsrichtungen, Pläne, Ab- 
sichten und MaOnahmen des Gegners sowie diesen vorrengig in- 
teressierende Personenkreise/Personen, Übermittlung gewonnener 
Erkenntnisse zu Vorgehensweisen feindlich-negativer Antrag- 
steller sowie operativ bedeutsamen bzw. zu beachtenden Er- 
scheinungen in diesem Zusammenhang, Übergabe von RückfluOin- 
formationen, Argumentationsmate.rialien und anderem zur 
weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der politisch-operativen 

und Öffentlichkeitsarbeit im ZurückdrangungsprozeO , 

- Erarbeitung von Beispielen über Lebensumstände ehemaliger Bür- 
ger der DDR im nichtsozialistischen Ausland für in der Zurück- 
drängung von Antragstellungen auf ständige Ausreise anzuwen- 
dende Agitations- und Argumentationsmittel in Abstimmung mit 
der ZA'IG, 

- Vorbereitung zentraler Entscheidungen zu ständigen Ausreisen 
aus politisch-operativen Gründen bzw. staatlichen Interessen, 
Wahrnehmung des Einspruchsrechts gegenüber der HA Innere An- 
gelegenheiten des MdI und dem Büro für PaO- und Ausländeran- 
gelegenheiten zu übergebenen Vorschlägen zur Genehmigung der 
ständigen Ausreise sowie EinfluOnahme auf die zügige Abwick- 
lung aller Arbeitsprozesse im Zusammenhang mit erfolgten Ge- 
nehmigungen und Zur Realisierung der Ausreisen. 

Hie BKG haben diese Aufgaben im Verantwortungsbereich der Bezirks- 
erwaltungen analog zu realisieren. 

11. Spezifische Aufgaben operativer Olensteinhei ten 

11. 1. Oie Hauptabteilung IX und die Abteilungen IX der Bezirks- 
verwaltungen haben folgende Aufgaben zu lösen: 

- Zusammenwirken mit den zuständigen Justizorganen, um unter 
Beachtung sich entwickelnder Tendenzen der Feindtätigkeit und 
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anderer relevanter Handlungen abgestimmte Rechtsstandpunkte 
und Orientierungen für eine einheitliche, konsequente und dif- 
ferenzierte Rechtsverwirklichung zur zuverlässigen Gewähr- 
leistung der S icherhe i ts in teressen der DOR durchzusetzen , 

qualifizierter Einsatz der Kräfte, Mittel und Methoden sowie 
der Möglichkeiten der Untersuchungsarbeit, insbesondere die 
Bearbeitung von Ermittlungsverfahren, Durchführung von Ver- 
dachtsprüfungen, andere Sachverhaltsprüfungen und Vorkommnis- 
untersuchungen und Ausschöpfung aller rechtlichen Potenzen 
zur Lösung der in dieser Dienstanweisung gestellten Aufgaben. 

Gewährleistung der rechtzeitigen Unterstützung der operativen 
Oiensteinheiten bei der rechtlichen Bewertung operativer Aus- 
gangsmaterialien, im gesamten ProzeO der operativen Bearbei- 
tung, bei der Suche, Sicherung und Überprüfung von Beweisen 
sowie bei der Festlegung und Realisierung der auf höchsten 
gesellschaftlichen Nutzen ausgerichteten AbschluOart. 

Durchführung einer mit den operativen Diensteinheiten abge- 
stimmten qualifizierten Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere 
als Beitrag zur Bekämpfung und Zurückdrängung von Straftaten 
zur Erzwingung der ständigen Ausreise aus der DDR und anderer 
Straftaten, 

monatliche Informierung der ZKG durch die Hauptanteilung IX 
über die aus der Untersuchungstätigkeit gewonnenen Erkenntnisse 
über Pläne, Absichten und Maßnahmen sowie Mittel und Methoden 
feindlicher Stellen und Kräfte, über feindlich-negative Hand- 
lungen von Antragstellern, über Organisatoren, Hintermänner 
und Zusammenhänge sowie begünstigende Bedingungen, 

Durchführung der sich aus den Festlegungen dieser Dienstan- 
weisung ergebenden Aufgaben bei der Realisierung der ständigen 
Ausreise von Strafgefangenen. 
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11.2. Oie Hauptabteilung XX und die Abteilungen XX der Bezirks- 
verwaltungen haben folgende Aufgaben zu lösen*, 

- Sicherung einer ständigen Abstimmung und engen Zusammenarbeit 
mit der ZKG bzw. den BKG der Bez irksverwaltungen einschlieOl ich 
des gegenseitigen Austausches von Erkenntnissen und Erfah- 
rungen bezogen auf 

. das Zusammenwirken von Antragstellern mit Kräften des poli- 
tischen Untergrundes, 

. den Mißbrauch kirchlicher Einrichtungen und Veranstaltungen 
durch Antragsteller, teilweise im Zusammenwirken bzw. mit 
Duldung einzelner reaktionärer kirchlicher Amtsträger, 

. Bestrebungen, die Probleme der ständigen Ausreise außerhalb 
der alleinigen Zuständigkeit der staatlichen Organe der DDR 
zu institutionalisieren und dafür Kräfte aus reaktionären 
feindlichen Kreisen zu profilieren, 

. das Zusammenwirken von Antragstellern bzw. von Zusammen- 
schlüssen solcher Personen mit sogenannten staatlich unab- 
hängigen Friedens- und Umweltgruppen sowie den verschiedensten 
alternativen Bewegungen, 

- Wahrnehmung der Federführung für die operative Bear- 
beitung und Unterbindung feindlich-negativer Aktivitäten, die 
unter Mißbrauch der Kirchen und Religionsgemeinschaften oder 
künstlerisch-kultureller Ausdruckmittel erfolgen, 

- Gewährleistung einer abgestimmten und im engen Zusammenwirken 
mit den zuständigen staatlichen und gesellschaftlichen Kräften 
organisierten differenzierten, permanenten Einflußnahme auf 
kirchliche Amtsträqer, um einen Mißbrauch kirchlicher Einrich- 
tungen und Veranstaltungen, besonders durch feindlich-negative 
Antragsteller, zu verhindern. 
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12. Weitere Festlegungen zur Auswertungs- und Informatlonstät Ig- 
kei t 


12.1. Oie Auswertungs- und Informationstätigkett, insbesondere di 

analytische Arbeit, ist - unter Beachtung aller Zusammenhänge zu 

anderen Erscheinungsformen der Feindtätigkeit - auszurichten auf: 

- die ständige aktuelle Herausarbeitung, Nachweisführung und 
Ookumentierung der Ziele, Pläne, Absichten und MaOnahmen sowie 
Mittel und Methoden feindlicher Stellen und Kräfte zur Inspi- 
rierung und Organisierung von Antragstellungen auf ständige 
Ausreise und den Gegner vorrangig interessierender Personen- 
kreise bzw. Personen, 

- die ständige Einschätzung des Umfangs, der Entwicklungstenden- 
zen, Mittel und Methoden feindlich-negativer Handlungen im Zu- 
sammenhang mit Antragstellungen auf ständige Ausreise, 

- die ständige Einschätzung des Standes, der Entwicklungstenden- 
zen der Antragstellungen auf ständige Ausreise, der Ergebnisse 
im Oif ferenzierungs- , Zurückdrängungs- und EntscheidungspruzeO , 

- die Herausarbeitung von Ursachen und begünstigenden Bedingun- 
gen für das Entstehen von Absichten zur ständigen Ausreise, 

- die Herausarbeitung bzw. Präzisierung von politisch-operativen 
Schwerpunktbereichen bzw. Schwerpunkten mit dem Ziel der Vor- 
beugung, Aufklärung und Bekämpfung feindlich-negativer Hand- 
lungen im Zusammenhang mit Anträgen auf ständige Ausreise und 
der wirksamen Unterstützung des Zurückdrängungsprozesses , 

- das rechtzeitige Erkennen von Hinweisen auf beabsichtigte 
feindlich-negative Handlungen und die Veranlassung wirksamer 
MaOnahmen zur Verhinderung, 
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die reale Einschätzung der Wirksamkeit der politisch-operativen 
Arbeit, ihrer Führung und Leitung, die Herausarbeitung von 
Schlußfolgerungen und Unterbreitung von entsprechenden Vorschlägen. 

12.2. Alle Informationen über feindliche Pläne, Absichten und 
Maßnahmen sowie über operativ bedeutsame Handlungen, Vorkommnisse 
und Erscheinungen im Zusammenhang mit Antragstellungen auf stän- 
dige Ausreise sind sofort bzw. ständig an die zuständigen opera- 
tiven Oiensteinheiten gemäß der in dieser Dienstanweisung bzw. 

^ anderen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen festgelegten 
Verantwortlichkeiten zu übersenden. 

Diesbezügliche besonders bedeutsame Informationen sind unabhängig 
davon mir bzw. meinem zuständigen Stellvertreter sofort zu über- 
mitteln . 

Der Leiter der Hauptabteilung IX hat mich unverzüglich über 
Ermittlungsverfahren mit besonderer politisch-operativer Bedeutung, 
die im Zusammenhang mit dem Gegenstand dieser Dienstanweisung 
eingeleitet wurden, zu informieren. 

12.3. Zur Gewährleistung der ständigen Einschätzung der politisch- 
operativen Lage auf dem Gebiet der vorbeugenden Verhinderung, Auf- 
klärung und Bekämpfung feindlich-negativer Handlungen im Zusammen- 
hang mit Antragsteilungen auf ständige Ausreise sowie der Zurück- 
drängung derartiger Antragsteilungen haben dis operativen Dienst- 
Einheiten gemäß Anlage 2 dieser Dienstanweisung Sofort- und Er- 

jnzungsmeldungen , Einschätzungen zur Lage und zur Bearbeitung 
Operativer Vorgänge und zu bedeutsamen OPK sowie statistische 
Werte an die ZKG, in den Bezirksverwaltungen über die BKG; zu über- 
senden. 

Zu übermitteln sind ebenfalls Erkenntnisse und Erfahrungen über 
effektive und wirksame Arbeitsweisen der staatlichen Organe, der 
Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und Genossenschaften sowie 
gesellschaftlichen Kräfte sowie andere Ursachen, die zu konkre- 
ten Ergebnissen im ZurückdrängungsprozeO führten und zur beispiel- 
haften Verallgemeinerung geeignet sind. 
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12.4. Oie Leiter der Bezirksverwaltungen haben zu gewährleisten, 
daO die 1. Sekretäre der Bezirksleitungen der SED über sicher- 
heitspolitisch bedeutsame Probleme, über Motive sowie begünsti- 
gende Umstände und Bedingungen, die zum Entstehen von Absich- 
ten auf ständige Ausreise führen können, über personelle, ob- 
jektmäOige, territoriale Konzentrationen sowie über Unzuläng- 
lichkeiten und MiOstände in der Arbeit der zuständigen staat- 
lichen Organe, Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und Genossen- 
schaften sowie gesellschaftlichen Organisationen und über bedeut- 
same Aspekte zu Reaktionen der Bevölkerung ständig informiert 
werden . 

Sie haben durchzusetzen, daO die Leiter der Kreisdienststellen 
über derartige Hinweise in ihren Verantwortungsbereichen die 
1. Sekretäre der Kreisleitungen der SED informieren. 

Zur Unterstützung ihrer politischen Führungstätigkeit sind den 
1. Sekretären der Bezirks- und Kreisleitungen der SED auch 
Empfehlungen bzw. Vorschläge zu unterbreiten, wie 

- von den Leitern der staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, 
Einrichtungen und Genossenschaften die ihnen übertragenen Auf- 
gaben im ZurückdrängungsprozeO mit noch höherer Effektivität 
gelöst werden können, 

- begünstigende Umstände und Bedingungen, evtl. Unzulängleichkeit 
und MiOstände in einzelnen Bereichen schnell und wirksam be- 
seitigt werden können. 
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12.3. Alle operativ bedeutsamen Informationen zu felndllcn>ne- 
gativen Handlungen, VorKommnlssen und Erscheinungen soule zu 
Personen im Zusammenhang mit stündigen Ausreisen sind .gemäß 
meiner Dienstanweisung Nr. 1/80, Anlage 1 (Rahmenkatalog) zu 
erfassen, zu speichern und den zuständigen Oiensteinheiten zu 
übermitteln. 

13. SchluObestimmunoen 

Diese Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1989 
in Kraft. 



Armeegeneral 
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Anlage l 


Verfügung Nr. 192/80 
des Vorsitzenden des Ministerrates 


für das einheitliche Vorgehen der staatlichen Organe, Kom- 
binate, Betriebe, Einrichtungen und Genossenschaften zur Zu- 
rückdrängung von Antragstellungen auf ständige Ausreise nach 
dem nichtsozialistischen Ausland 

vom 8. Dezember 1988 


In Übereinstimmung mit der Politik zur Sicherung des Friedens 
durch Abrüstung, Verständigung und Vertrauensbildung der Volke 
wurde die Verordnung über Reisen von Bürgern der Deutschen De- 
mokratischen Republik nach dem Ausland erlassen. 

Von groOer politischer Bedeutung und entscheidend für Vertrau- 
ensbildung und Sicherheit sowie für die Entwicklung gutnach- 
barlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit der Teilnehmer- 
staaten sind die Achtung und volle Anwendung der Prinzipien 
der SchluOakte von Helsinki. 

Von entspannungsfeindlichen und revanchistischen Kräften, vor 
allem in der BRD und in Westberlin, werden nach wie vor - 
unter Mißbrauch der KSZE-Dokumente und unter dem Deckmantel 
des Eintretens für Menschenrechte, insbesondere unter Bezug- 
nahme auf ein angebliches Recht der ungehinderten Freizügig- 
keit zum Verlassen des eigenen Landes' - Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik zur ständigen Ausreise nach dem nicht- 
sozialistischen Ausland inspiriert. 
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Das erfolgt unter Einbeziehung offizieller Stellen, feindlicher 
Einrichtungen, Organisationen und der Massenmedien der BRD 
und Westberlins sowie feindlich-negativer Kräfte im Inneren 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

Das Ziel besteht darin, die sozialistische Staats- und Gesell- 
schaftsordnung zu schädigen und zu destabilisieren sowie Bürger 
zu provokatorisch-demonstrativen Handlungen und Rechtsverletzungen 
zur Erzwingung der ständigen Ausreise aufzuwiegeln. 

Diesen Aktivitäten ist im Interesse der weiteren politischen 
und ökonomischen Stärkung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik und ihres internationalen Ansehens entschieden zu begeg- 
nen . 

Zur Gewährleistung der Zurückdrängung von Antragstellungen auf 
ständige Ausreise als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist es 
erforderlich, unter Führung der Partei alle Potenzen der so- 
zialistischen Gesellschaft zu nutzen, um Antragstellungen auf 
ständige Ausreise nach dem nichtsozialistischen Ausland vor- 
zubeugen und Zu verhindern sowie die Abstandnahme von erfolgten 
Antragstellungen zu erreichen. 

1. Grundsätze zur Zurückdrängung von Antragstellungen auf stän- 
dige Ausreise nach deta nichtsozialistischen Ausland 

1.1. Durch die staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, Ein- 
richtungen und Genossenschaften (nachfolgend Betriebe genannt) 
ist der Herausbildung von Absichten auf ständige Ausreise nach 
dem nichtsozialistischen Ausland wirksam vorzubeugen. 

Durch eine offensive politisch-ideologische Arbeit sind alle 
auftretenden Fragen, die die Beschäftigten bewegen, zu klären 
und dabei die Vorzüge, Werte und Errungenschaften des Sozia- 
lismus überzeugend darzustellen. Im Prozeß der ständigen Ver- 
besserung der Arbeite- und Lebensbedingungen sind gleichzeitig 
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die erforderlichen MaOnahmen zu veranlassen, um den Beschäftigten 
alle Mög 1 i chk-e i t en für eine gute Arbeit und weiten Raum für 
ihre demokratische Mitwirkung zu eröffnen und ein Klima des Ver- 
trauens, des miteinander Verbundenseins sowie der gegenseitigen 
Hilfe in den Arbeitskollektiven zu gewährleisten. 

1.2. Werden im Betrieb Absichten von Beschäftigten zur Antrag- 
stellung auf ständige Ausreise bekannt oder liegen Informationen 
der zuständigen staatlichen Organe^ über derartige Absichten 
bzw. bereits erfolgte Antragstellungen vor, sind - ausgehend von 
der Persönlichkeit des Beschäftigten sowie seinen Motiven und 
den eventuellen Anlässen - durch die Betriebe personenbezogene 
MaOnahmen der EinfluOnahme zur Verhinderung der Antragstellung 
bzw. zur Erreichung der Abstandnahme einzuleiten. Begünstigende 
Bedingungen, die zur Absicht bzw. Antragstellung auf ständige 
Ausreise geführt haoen, sind zielstrebig zu beseitigen. Bei der 
Lösung persönlicher Probleme und Anliegen ist diesen Beschäftigten 
eine angemessene Hilfe und Unterstützung zu gewähren. 

1.3. Soweit Anträge auf ständige Ausreise von Beschäftigten durch 
die zuständigen staatlichen Organe abgelehnt wurden bzw. im Er- 
gebnis einer gerichtlichen Nachprüfung die Ablehnung bestätigt 
wurde, sind die MaOnahmen der personenbezogenen EinfluOnahme 

der Betriebe auf die Respektierung dieser staatlichen Entschei- 
dung und die feste Integration der Beschäftigten in die Arbeits- 
kollektive auszurichten, Oie Betriebe haben eine regelmäOige 
Einschätzung des weiteren Verhaltens dieser Beschäftigten vor- 
zunehmen. Entsprechende Informationen sind den zuständigen staat- 
lichen Organen zu übermitteln. 

1.4. In die Durchführung der MaOnahmen zur personenbezogenen 
EinfluOnahme sind die Arbeitskollektive sowie gesellschaftlichen 
Kräfte oder geeignete Bezugspersonen, die über eine hohe Argu- 
mentationsfähigkeit und Autorität verfügen oder EinfluQ 

auf diese Beschäftigten haben, differenziert einzubeziehen. 


^ Abteilungen Innere Angelegenheiten der Räte der Krelse/Stadtbezlrke bzw. 
PaO- und Meldewesen der Volkspol Izei-Krelsämter 
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1.5. Sofern Beschäftigte zur Erzwingung der ständigen Ausreise 
die Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Republik nicht 
einhalten oder provokatorisch-demonstrative Handlungen androhen, 
sind durch die Betriebe die zuständigen staatlichen Organe bzw. 
Sicherheitsorgane unverzüglich zu informieren. 

1.6. Arbeitsrechtliche Maßnahmen oder andere restriktive Maß- 
nahmen aufgrund der Antragstellung auf ständige Ausreise sind 
nicht zulässig. 

1.7. Soweit Antragsteller auf ständige Ausreise - vor allem nach 
Ablehnung ihrer Anträge'- ihren Pflichten aus dem Arbeitsrechts- 
verhältnis nicht ordnungsgemäß nachkommen, sind arbeitsrechtliche 
Maßnahmen nur unter Bezug auf die Pflichtverletzungen zulässig. 

2. Grundsätze für die Mitwirkung der Betriebe bei der Prüfung 
von Anträgen auf ständige Ausreise nach dem nichtsozialisti- 
schen Ausland 

2.1. Oie Betriebe habe bei der Prüfung der von Beschäftigten 
oder ehemaligen Beschäftigten bei den zuständigen staatlichen 
Organen gestellten Anträgen auf ständige Ausreise nach dem nicht- 
sozialistischen Ausland verantwortungsbewußt mitzuwirken. 

2.2. Sie haben unverzüglich nach Eingang von Informationen über 
die Antragstellung von Beschäftigten auf der Grundlage der Ver- 
ordnung vom 30.11.BB über Reisen von Bürgern der Deutschen Demo- 
kratischen Republik nach dem Ausland eine gründliche Prüfung 
über das Vorliegen von Gründen, die einer ständigen Ausreise 
entgegenstehen, gemäß § 10 Absatz 3 bzw. von Versagungsgründen 
gemäß §§ 13 und 14 vorzunehme'n. Das Ergebnis der Prüfung ist in 
einer Stellungnahme zu erfassen und den für die Bearbeitung der 
Anträge zuständigen staatlichen Organen auf deren Anforderung 
zu übermitteln . 
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2.3. Oie Stellungnahme des Betriebes hat dazu beizutragen, die 
zuständigen stastlichen Organe in die Lage zu versetzen, be- 
gründete Entscheidungen zu treffen. In dieser Stellungnahme sind 
konkrete Ausssgen darüber zu treffen, ob und inwieweit 


- durch eine ständige Ausreise des Antragstellers eine Beein- 
trächtigung gesellschaftlicher Interessen und der Rechte 
anderer Bürger hinsichtlich ihrer Lebensqualität, vor allem 
bei der Versorgung, Betreuung und Fürsorge, eintritt, 

- durch eine ständige Ausreise des Antragstellers Nachtei le für 
die Volkswirtschaft zu erwarten sind (vor allem wenn aufgrund 
der Funktion, Ausbildung oder Spezialkenntnisse des Antrag- 
stellers eine Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des 
Betriebes eintritt), 

- der Antragsteller Kenntnisse besitzt, die zur Verhinderung 
von Gefahren, Schäden, Störungen u. a. Nachteilen geheimzu- 
halten sind. 

Gleichzeitig sind Aussagen über Erkenntnisse des Betriebes zu 
treffen, ob und inwieweit 

- der Antragsteller Verbindlichkeiten gegenüber welchem Gläu- 
biger zu begleichen hat (z. B. Unterhaltsverpflichtungen, 
Schadensersatzleistungen, Oarlehen, Vorliegen .von Pfändungs- 
und Überweisungsbeschlüssen und dgl.), 

- Hinweise zu anderen Versagungsgründen gemäO der in Ziffer 
2.2. genannten Verordnung bekannt sind. 

3. Grundsätze der Verantwortlichkeit 

3.1. Für die Ourchführung der in den Ziffern 1 und 2 getroffenen 
Festlegungen sind die Leiter der staatlichen Organe. Oirektoren 
bzw. Leiter der Kombinate. Betriebe und Einrichtungen sowie 
Vorsitzenden der Genossenschaften (nachfolgend Leiter der 
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Setrieöe und Vorsitzende der Genossenschaften genannt) verant- 
Mortlich. Oaüei haben sie eng mit den Parteiorganisationen 
der SED, der Gewerkschaft und anderen gesellschaftlichen Organisa- 
tionen und Kräften zusammenzuarbeiten. Sie gewährleisten, daO 

- bei der Durchführung aller Maßnahmen zur Zurückdrängung 

der Antragstellung auf ständige Ausreise mit den zuständigen 
staatlichen Organen und den Sicherheitsorganen zusammengearbei- 
tet wird und ein einheitliches und abgestimmtes Vorgehen er- 
folgt, 

- die in die Zurückdrängung der Antragstellung einbezogenen 
Kräfte mit den Rechtsvorschriften und den wirksamsten Formen 
und Methoden des Vorgehens bzw. der Einflußnahme vertraut ge- 
macht werden und über eine hohe Argumentationsfähigkeit ver- 
fügen , 

- die Arbeitskollektive bei der Durchführung personenbezogener 
Maßnahmen der Einflußnahme auf Beschäftigte, die eine ständige 
Ausreise anstreben, einbezogen und wirksam unterstützt werden, 

- den zuständigen staatlichen Drganen alle erforderlichen In- 
formationen über die Persönlichkeit und das verhalten der 
Antragsteller sowie deren Motive und eventuelle Anlässe für 
die Antragstellung auf ständige Ausreise, die Ergebnisse der 
personenbezogenen Einflußnahme sowie andere, für die Zurück- 
drängung der Antragstellung auf ständige Ausreise und die 
Durchführung des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfah- 
rens zweckdienliche Informationen übermittelt werden, 

- die Grundsätze zur Gewährleistung einer hohen Ordnung, Sicher- 
heit und Wachsamkeit bei der Durchsetzung der Festlegungen 
dieser Verfügung strikt eingehalten werden. 

3.2. Soweit die Leiter der Betriebe und Vorsitzenden der Genos- 
senschaften die Durchführung der in dieser Verfügung getroffenen 
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Festlegungen nicht selbst vornehmen können, haben sie erfahrene 
und politisch, zuverlässige Leiter als ihre Beauftragten einzu- 
setzen und mit entsprechenden Befugnissen auszustatten. 

4. Sicherstellende Maßnahmen 

4.1. Oie Minister und Leiter der anderen zentralen staatlichen 
Organe, die Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise sowie 
die Stadtbezirksbürgermeister sind verantwortlich, daß in ihrem 
Verantwortungsbereich die Festlegungen dieser Verfügung mit 
hoher Wirksamkeit durchgesetzt werden und ein einheitliches 
und abgestimmtes Vorgehen gewährleistet wird. 

4.2. Sie haben vor allem zu gewährleisten, daß die nachgeord- 
neten Leiter der Betriebe und Vorsitzenden der Genossenschaften - 
ausgehend von den Lagebedingungen im Verantwortungsbereich und 
unter Beachtung der Prinzipien der Wachsamkeit - klare Orien- 
tierungen und Unterstützung erhalten zur 

- Durchführung aller Maßnahmen der Zurückdrängung von Antrag- 
stellungen auf ständige Ausreise, 

- Gewährleistung einer personenbezogenen Einflußnahme auf die 
Antragsteller, 

- Ausfertigung von Stellungnahmen zu Anträgen auf ständige 
Ausreise von Beschäftigten gemäß Ziffern 2.2. "und 2.3. 
sowie 

- Sicherstellung der Zusammenarbeit und der Informationsbeziehun- 
gen mit den für die Bearbeitung von Anträgen auf ständige Aus- 
reise zuständigen staatlichen Organen. 

4.3. Sie haben eine kontinuierliche. Weiterbildung der in die 
Zurückdrängung der Antragstellung einbezogenen Kräfte, die opera- 
tive Anleitung und Kontrolle der Betriebe sowie die Rechenschaf ts- 
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legung der Leiter der Betriebe und Vorsitzenden der Genossen- 
schaften zur Durchsetzung der Festlegungen dieser Verfügung 
zu gewährleisten. 

4.4. Sie haben die Wirksamkeit der Durchsetzung der Festlegungen 
dieser Verfügung regelmäOig kritisch einzuschätzen und erfor- 
derliche Schlußfolgerungen abzuleiten. 

4.5. Die Minister und Leiter der anderen zentralen staatlichen 
Organe haben dem Vorsitzenden des Ministerrates jeweils bis 
zum 15. Januar eine Einschätzung über die Ergebnisse bei der 
Zurückdrängung von Antragstellungen auf ständige Ausreise in 
ihrem Verantwortungsbereich vorzulegen. 

4.6. Oie Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise sowie die 
Stadtbezirksbürgermeister haben zu sichern, daß 

- die Abteilungen Innere Angelegenheiten ihrer koordinierenden 
und organisierenden Rolle bei der Zurückdrängung von Antrag- 
stellungen auf ständige Ausreise initiativreich und mit hoher 
Wirksamkeit Rechnung tragen sowie eine gewissenhafte Durchfüh- 
rung des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens sichern 
und dabei die Gesetzlichkeit wahren, 

- eine ständige stabile Besetzung der Abteilungen Innere Ange- 
legenheiten mit qualifizierten Kadern entsprechend den Erfor- 
dernissen erfolgt und bei Notwendigkeit qualifizierte Kader 
der Räte zur Unterstützung d.er Abteilungen Innere Angelegenhei- 
ten eingesetzt werden, 

- die räumliche Unterbringung und materiell-technische Ausrüstung 
der Abteilungen Innere Angelegenheiten den Anforderungen zur 
Sicherstellung einer individuellen Arbeit mit den Antragstellern 
sowie einer rationellen Abwicklung ■ der administrativen Arbeit 

im Antrags«, Prüfungs- und Entscheidungsverfahren entsprechen. 


1567 




59 


WS MfS oOOB-78/<38 


die anderen Fachorgane des Rates eine wirksame Durchsetzung 
der in dieser Verfügung getroffenen Festlegungen in den ihnen 
nachgeordneten Betrieben gewährleisten. 


4.7. Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise sowie 
die Stadtbezirksbürgermeister sind berechtigt, von den Leitern 
der Betriebe und Vorsitzenden der Genossenschaften ihres Terri- 
toriums - unabhängig von ihrem Unterstellungsverhältnis - Rechen- 
schaft über die Erfüllung der Festlegungen dieser Verfügung 

zu verlangen sowie Kontrollen zur Durchsetzung der Verfügung 
zu veranlassen. 

4.8. Die für die Bearbeitung von Anträgen auf ständige Ausreise 
zuständigen staatlichen Drgane sind berechtigt, von den Betrieben 
kurzfristig erforderliche Informationen und Stellungnahmen zur 
Sicherstellung eines abgestimmten Vorgehens bei der Zurückdrän- 
gung von Antragstellungen auf ständige Ausreise sowie bei der 
Durchführung des Antrags-, Prüfungs- und Entscheidungsverfahrens 
zu verlangen, 

5. SchluObest immungen 

5.1. Diese Verfügung tritt am 8. 12. 1988 in Kraft. 

Gleichzeitig treten die Verfügung Nr. 143/83 vom 27. September 
1903 und das Schreiben des Vorsitzenden des Ministerrates vom 
26. Februar 1988 auQer Kraft. 
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Informationsbedarf zur Gewährleistung der aktuellen Einschät- 
zung der politisch-operativen Lage und der Wirksamkeit der 
politisch-operativen Arbeit zur vorbeugenden Verhinderung, Auf- 
klärung und Bekämpfung feindlich- negativer Handlungen im Zusam- 
menhanq mit Antraqstellungen auf ständige Ausreise 

I. Sofort- und Erqänzunqsmeldunqen 

Sofort- und Ergänzungsmeldungen sind entsprechend meiner Dienst- 
anweisung Nr. 1/80 zu folgenden Sachverhalten an die ZKG, in den 
Bezirksverwaltungen über die BKG, zu übersenden: 

1.1. Bekanntgewordene Pläne, Absichten und Maßnahmen feindli- 

cher Stellen und Kräfte gemäß Ziffer 2. der Dienstanweisung 
Nr. 2/B8 , die unmittelbar bevorstehende feindliche Aktivi- 

täten beinhalten 

1.2. Unmittelbar bevorstehende feindlich-negative Handlungen 
von Personen, die sich zosammengeschlossen haben, sowie von 
Einzelpersonen mit dem Ziel, die Genehmigung zur ständigen Aus- 
reise zu erzwingen, wie beabsichtigte öffentlichkeitswirksame 
Demonstrativhandlungen, Erpressungsversuche in diplomatischen 
Vertretungen nichtsozialistischer Staaten bzw. in Kirchen, 
demonstrative Nahrungsverweigerung, Suizidandrohung, Gewalt- 
handlungen, überörtliche Teilnahme an Zusammenrottungen u. ä. 

1.5. Durchgeführte Straftaten und andere feindlich-negative 
Handlungen im Zusammenhang mit ständigen Ausreisen 

Werden zu den in den Ziffern 1.2. und 1.3. genannten Personen 
Verbindungen zu feindlichen Stellen und Kräften, zu Personen, 
die die OOR ungesetzlich verlassen haben bzw. deren ständige 
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Ausreise mit Genehmigung der zuständigen staatlichen Organe 
der ODR erfolgte, bekannt, ist in den Meldungen besonders dar- 
auf hinzuweisen. 

Bei Einleitung von Ermittlungsverfahren sind die verletzten 
Straftatbestände mit anzugeben. 

2. Berichterstattung zu Operativen Voroanoen 

Zu Operativen Vorgängen, in denen Personen wegen des Verdachts 
von Straftaten im Zusammenhang mit ständigen Ausreisen bearbei- 
tet werden, sind gemäß meiner Oienstanweisung Nr. 1/80 die Er- 
öffnungs- und Abschlußberichte an die ZKG, in den Bezirksver- 
waltungen über die BKG, zu übersenden. 

Das trifft analog für politisch-operativ bedeutsame OPK zu. 

Zu bedeutsamen Operativen Vorgängen sind außerdem Zwischenbe- 
richte zu übersenden. Das betrifft Operative Vorgänge, in denen 
Personen bearbeitet werden, die 

- sich zur Durchsetzung ihrer Absichten zusammengeschlossen 
haben, 

- Verbindungen zu feindlichen Stellen und Kräften unterhalten, 

- öffentlichkeitswirksame Oemonstrativhandlungen durchführen 
wollen , 

- eine bedeutsame gesellschaftliche Stellung innehaben (z. 8. 
Leitungskader, Arzte, Kunst- und Kulturschaffende). 

3. Periodische Berichterstattung 

Durch die Bezirksverwaltungen, Hauptabteilungen/selbständigen 
Abteilungen sind entsprechend der Planorientierung des Leiters 
der ZAIG - auf der Grundlage nachfolgender Gliederung - Ein- 
schätzungen zu erarbeiten und an die ZKG als WS zu übersenden. 
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3.1. Erfshrungen und Erkenntnisse bei der Aufklärung und Be- 
kämpfung feindlicher Stellen und Kräfte, insbesondere: 

- Mit welchen operativen Kräften, Mitteln und Methoden werden 
die feindlichen Stellen und Kräfte vorrangig bearbeitet und 
wie sind die dabei erreichten Ergebnisse einzuschätzen? 

- Welche Informationen und Beweise, wurden neu beschafft, die 
zur offensiven Bekämpfung, insbesondere zur Zurückweisung 
völkerrechtswidriger Einmischungspraktiken, genutzt wurden 
bzw. genutzt werden können? 

- Welche Probleme und Schwierigkeiten in der politisch-opera- 
tiven Arbeit im und nach dem Operationsgebiet wurden erkannt? 

3.2. Ergebnisse der ständigen operativen Durchdringung des Per- 
sonenkreises der Antragsteller sowie der politisch-operati- 
ven Arbeit zur vorbeugenden Verhinderung, Aufklärung und wirk- 
samen Bekämpfung feindlich-negativer Handlungen, insbesondere 
über 

- die Durchsetzung des Oif ferenzierungsprozesses entsprechend 
den angewiesenen Kriterien, 

- die Erarbeitung von Ersthinweisen auf feindlich-negative Hand- 
lungen im Zusammenhang mit Anträgen auf ständige Ausreise 
und deren zielstrebigen Überprüfung und Klärung, 

- die vorbeugende Arbeit zum rechtzeitigen Erkennen von Absich- 
ten der Antragstellung auf ständige Ausreise sowie zur Auf- 
deckung und Beseitigung begünstigender Bedingungen und Umstände. 

3.3. Einschätzung der Verhaltensweisen von Personen, die Anträge 
auf ständige Ausreise stellen, der vorgebrachten Begründungen und 
tatsächlichen Motive, ihrer Reaktionen auf ablehnende Entschei- 
dungen der staatlichen Organe. 
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3.4. Wirkssmkeit und Problems des politisch^operetiven Zusam- 
menwirkens mit den Abteilungen Innere Angelegenheiten/Genehmi- 
gungsangelegenheiten und der OVP sowie der politisch-operativen 
EinfluOnahme auf die Leiter der Kombinate, Betriebe und Einrich- 
tungen sowie die Vorsitzenden der Genossenschaften bei der 
Zurückdrängung bzw. der Realisierung der Aufgaben im Zusammen- 
hang mit der Bearbeitung von Antragstellungen auf ständige 
Ausreise . 

3.3. Anlagen zur periodischen Berichterstattung 

3.3.1. Aufstellung der im Berichtszeitraum neu angelegten und 
abgeschlossenen Operativen Vorgänge, in denen Antragsteller 
bearbeitet werden (Registriernummer, Deckname, vorgangsführen- 
de Oiensteinheit ) 

3.3.2. Anzahl der in laufenden Operativen Vorgängen bearbeite- 
ten Antragsteller 

3.3.3. Anzahl der unter OPK stehenden Antragsteller 


4. Statistische Angaben 


Durch die Bezirksverwaltungen sind wöchentlich die folgenden, 
mit den Bereichen Inneres abgestimmten statistischen Angaben 
fernschriftlich an die ZKG zu übersenden: 


4.1. Anzahl der 
gestellt haben 

4.2. Anzahl der 

4.3. Anzahl der 


Personen , 

Personen, 

Personen, 


die Anträge auf ständige Ausreise 

die ihre Anträge zurückgezogen haben 
deren Anträge abgelehnt wurden 
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Anforderungen an Vorschläge zur Genehmigung der ständigen Aus- 
reise aus politisch-operativen Gründen 

1. Angaben zur Person (zu allen von der Antragstellung erfaßten 
Personen ) 

Name; (Geburtsname und andere frühere Namen) 

Vorname: (Rufname unterstreichen) 

PKZ ; 

Geburtsort : 

Haupt-, Nebenwohnsitz: (Straße, Hausnummer, Ort/Kreis, 

Postleitzahl) 

f ami 1 ienstand : 

Staatsbürgerschaft: (wird Antrag auf Entlassung erfolgen?) 
Berufe, Hoch- und Fachschulabschlüsse: 

Tätigkeit und Arbeitsstelle: 

Vorstrafen: (Qel ikte , Strafmaß , Datum des Gerichtsurteils) 

Besitzverhältnisse und finanzielle Verbindlichkeiten; 

Zugehörigkeit zu Parteien und Organisationen, Funktionen: 
(Zeitpunkt des Ausschlusses bzw. Austritts) 

Versagungsgründe/Prüfungsergebnisse zu ehemaligen Angehöri- 
gen der Schutz- und Sicherheltsorgane: (Hauptabteilungen 
Kader und Schulung, I, VI, VII) 


2. Erfordernis der zentralen Einleitung von Reisesperrmaßnahmen 
bei aus der Staatsbürgerschaft zu entlassenden Personen 

3. Erfassungsverhältnis in der Abteilung XII 

4. Angaben zur Zielperson 

Name, Vorname: 
geb. am: in: 

Wohnanschrift : 

Familienstand: 

Staatsbürgerschaft: (ehemalige Staatsbürgerschaft bis wann) 
Beruf /Tätigkeit/ Arbeitsstelle : 
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Verwandtschaftsverhältnis : 

Erfassungsverhältnis in der Abteilung XII: 

3. Begründung des Vorschlages 

(zugrunde liegende politisch-operative Gründe, 
vorliegende Gründe gemäß der Verordnung vom 30. 11. 1968) 




AnlP.ge 4 

zur Dienstanweisung :rr. 2/88 

T'I3 üfS oOC8 - 78/80 VertTWilWte Vcrsdilufitodi« 

WS-eOOf 

Mr$«Nr. 40/89 __ 

.Ausf. Bl. I bis ^ 

Orientlerunj 

des Obersten Gerichts, des GercroIstoatsanv;alts der OOR 
und des Staatssekretorists für Arbeit und Lohne zur ein« 
hcitllchen Behandlung arbaltarechtlicher Probleme, die 
sich bei Anträgen von Bürgern auf ständige Ausreise ergeben 


Oie OCR handhabt auf der Grundlage der Verordnung vom 
30. November 1983 über Reisen von Bürgern der OOR nach 
den Aueland (GBl. I Nr. 25 S. 271) und der l. OB vom 
14. tiärz 1989 (GBl. I Nr. 8 S. 119) ln Oberelnetlmmung 
mit vdlkarrachtllchen Ookumenten und Praktiken die iGa« 
nehnigung von ständigen Ausreisen ln Interasea dar Bür» 
gar ela Element zur Sicherung des Prladena. zur Vertrau» 
enablldung und zur Varständlgung der Völker. Mit diesen 
Rachtsvorachrlf tan nurden gegenüber den blehar gültigen 
gesetzlichen Bestimmungen Erweiterungen und Erlelchterun» 
gen la Relaaverkahr sonle einheitliche und von jeden Bür» 
ger nschlesbsre Regelungen geschaffen. Ola rechtlichen 
Festlegungen über ständige Ausreisen nach dem Ausland 
tragen Insbesondere dar Zusannenführung mit Fomlllenan» 
gehörigen und anderen humanitären Gründen Rechnung. 

OemgomäB Ist Versuchen entspannungsfeindlicher Kräfte. 
Staatsbürger der DDR zum Verlassen Ihrer Heimat zu ver» 
anlesaen. mit Entachladanhsit . rechtzeitig, offensiv 
und differenziert entgegenzutreten. Bestimmten impsrle» 
llstlachen Kräften geht ea dabei um die Oeatablllslerung 
des Sozialismus sinerseita und die Steigerung des elge» 
nen ökonomischen Potentiale durch Abnerbung von Fachkräf» 
ton andereroeita. Oaa erfordert ein einheltlichoa abge» 
atimmtoo Handeln der Staatsorgane, Leiter der Betriebe 
und Einrichtungen aonie Vorstände der Cenoaeenochaf ten. 
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SoM0lt B00chäftlgt6 Anträgo 0uf ständige Ausreise stel- 
len, geht es derum, sie mit Hilfe ihrer Arbeitskollek- 
tive 2 ur Abetendnehme von ihrem Vorhsben zu bewegen, wie 
dee ln einzelnen ln der Verfügung des Vorsitzenden des 
Mlnleterretes der CX}R vom 8. Dezember 1988 feetgelegt ist. 

In Zueennenarbelt der zuständigen Organe und gesellschef t- 
llchen Kräfte sind die Anstrengungen darauf zu richten, daß 
Jeder Basqhäf tigte , der einen Antrag auf ständige Auarelse 
stellt, unabhängig vom Stand dar Bearbeitung dee Anträge 
bzw. dar getroffenen Entscheidung, einer geregelten Arbeit 
ln alnsa Arbeltsrechteverhältnla nachgeht. 

In der Tätigkeit der Betriebe, Genoseenechaf ten und Ein- 
richtungen sowie der Staatsorgane und bei gewerkschaftli- 
chen Entscheidungen lat In Interesse der Verhinderung und 
ZurOckdrängung von Anträgen auf ständige Auarelae und zur 
festen Integration der Beschäftigten in die Arbeitskollek- 
tive die von Vorsitzenden dee Mlnlaterratee getroffene 
Festlegung konsequent zu verwirklichen, wonach arbelts- 
rechtllche MaBnahaen und andere restriktive MaSnahaen auf 
Grund dar Antragstellung auf ständige Ausreise nicht zu- 
lässig sind. 

Oie nachstehenden Hinweise geben eine Orientierung zur 
einheitlichen Behandlung arbeltarechtllcher Probleme, dis 
sich bei Anträgen von Beschäftigten auf ständlga Auarelse 
ergaben, 

1, Stallen Beechäftigte einen Antrag auf ständige Aua-' 
reise gen, § 10 der oben genannten Verordnung, dür- 
fen die Betriebe die arbelterschtllchen Beziehungen 
aus diesem Grund weder einseitig zeitweilig, so durch 
Weisungen zur vorübergehenden Obart ragung einer ande- 
ren Arbeit, noch dauernd ändern bzw. beenden, so 
durch Angsbote xua AbsehluB van Xndsrunge-, Aufhe- 
bungs-, Oberlsitungsverträgen, KOndlgungsn und frist- 
lose Entlsssungen. 
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Auch die Genehmigung der etlndlgen Auerelae bzw, deren 
Vereegung sind keine Gründe für die Änderung oder Be» 
endlgung der erbelterechtlichen Beziehungen auf Betrei- 
ben der Betriebe, Dae gleiche gilt, wenn Beechiftlgte 
Ihren Antrag auf etSndige Auerelae zurücknehmen. 

Betriebliche Kündigungen oder friatloae Entleeaungen , 
die Bit der Ant ragetallung oder mit der Genehmigung auf 
atAndlge Auerelee bzw, deren Vereegung begründet wurden, 
werden auf Einapruch dee BeachAf tlgtan io gerichtlichen 
Verfahren für unwlrkeem erklirt, 

2. Geht im Zuaammenhang mit dar Beantragung der stindigan 
Auerelee aus der OOR die Initiative zur Verlnderung 
bzw, Beendigung der arbaiterachtllchen Beziehungen vom 
Beechlf tlgten aue, entacheidet hlarOber dar Betrieb 
nach dar Zntereaaenlage (Abechluft elnea Anderunga», 
einee Aufhebung»» oder eine» Oberleltungavertragee) , 

Für den Abechluft arbaltarachtllchar Vertrftg» lat Willana» 
übarelnetlDBupg erforderlich, Oie Schrlftform lat nicht 
wirkaaBkeltavorauaeatzung, Oer Betrieb hat aber für die 
echriftlicha Auefertlgung dee Vertrage» zu aorgen, 01» 
gewerkacha f tlichan Recht» (z. B, Information vor Abechluft 
eine» Vertrage») aind durch die Betriebe zu beachten, 
Kündigungen durch BaaehAftlgte bedürfen nicht der be» 
trieblichan Zuetiamung, Geeatzllcha oder vereinbarte 
Kündlgungaf rieten aind zu beachtan. 

3» Aua Rachtavoraehrlftan, aber auch aua arbaltareehtllchan 
Varalnbarungan kdnnan eich für Baeehlftigta baeendara 
Anforderungen an die berufliche Titigkalt, Inabaaondere 
hlnalchtllch dar Pflichten, ergaben. 

Hierzu gehören Baaehiftlgta. 

• die ln ihrer TAtlgkalt Kenntnia von Staatagahalania» 
»an haben oder bei Pertaatzung ihrer Tfttlgkalt er- 
langen würden; 


1577 




- 4 - 


• die Leicungsauf gaben zu arfüllan heben, die mit 
einer Vertraueneatallung verbunden sind; 

- die ira Medlenbarelch öf f entlichkeltewlrksara arbei- 
ten ; 

• die Verantwortung für die Ausbildung und Erziehung 
von Kindern, Jugendlichen, Studenten oder ln der 
Erv^acheenenquallflzlerung tragen : 

• dla ln veran-twortllchar Poaltlon an für die Volks- 
wirtschaft oder dla Landeavarteldlgung bedeutenden 
Anlagen arbeiten, deren Ausfall schwerwiegende Stö- 
rungen zur Folge heben würde. 

Können diese Beschlf tlgten den beaondaren Anforderun- 
gen an dla berufliche Tltlgkelt ln Zuaannenhang nlt 
der Beantragung der atindlgen Auarelee aua der OOR 
nicht nähr nach, sind unter Beachtung dea konkreten 
Fallae und von Welaungen von Ministern oder Leitern 
anderer zentraler Staatsorgane dleae Umstinde suf 
Ihre arbeltsrechtllchen Konsequenzen zu prüfen. 

Sofern der Beschäftigte nlt der vereinbarten Arbeits- 
aufgabe nicht weiter betreut werden kann, sind naefw 
folgende Maßnahnen - ohne Bezugnahme auf die Antrag- 
stellung ouf stAndlge Auarelee - auf dar Grundlage des 
AGB unter Beachtung dar gewerkschaftlichen Mitwirkungs- 
rechte zu treffen. 

3.1, Oer Betrieb hat dea BeachAf tlgten den Abachluft 
einaa Anderungavartragaa (§ 49 AC8) zur Obernah- 
ne einer zunut baren anderen Arbeltsaufgaba anzu- 
blaten, aofern er ln Betrieb waltarbeachAf tlgt 
werden kann. 

3.2. Der Abachluft einen Obarleitungavert ragen (§ 53 
AGB) zur Obernahee einer zueutbaren Arbeltaauf- 
gäbe ln einen enderen Betrieb lat anzubieten, 
wenn die WelterbeachAftlgung le Batrlab nicht ge- 
geben lat. 
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3*3» Dsr Abschluß slnss Aufhebungsvortrsoos (S§ 51» 

52 AGB) kann angeboten warden, vienn der Beachüf. 
tlgta den Abschluß eines zunueboron Anderungs- 
oder Oberleltungsvert rages abgclehnt hot. 

3«4« Für die Zumutbarkait dsa anderen Arbeitsangebotes 
sind in der Rechtsprechung folgende Grundsätze 
entwickelt worden: 

Oie Zumutbarkeit wird durch objektive Faktoren 
bestimmt. Dazu gehören die im Jeweiligen terri- 
torialen Bereich bestehenden Möglichkeiten und 
Erfordernisse des Arbeitakräfteainsatzss. dis für 
dis Auflösung des Arbeitsrschtaverhältnisssa maß- 
gebenden Gründe, dis Qualifikation, Fähigkeiten 
und Barufaarfahrungen das V/srktltlgan, sein Le- 
bensalter und sein Gesundheitszustand, saina 
aonatigan sozialen Verhiltnissa sowie auch andere 
Umstände, wie vertretbare Wegezeiten zwischen vvohn- 
und Arbeitsort und Unterbringungsmögllchkeiten für 
die Kinder. Die Zumutbarkeit einer anderen Arbeit, 
die eins weitere Qualifizierung erfordert, ist ge- 
geben, wann sie vom Werktätigen erwartet werden 
kann, 

3.5, Kommt trotz dlf f arenzlarter Elnflußnahma ein Ande- 
rungs-, Oberlaitunga- odar Aufhebungsvartrag nicht 
Zustands, ist übar dan Ausspruch der fristgemäßen 
Kündigung das Arbeitarechtaverhältnlssaa (§ 54 
Aba, 2 Buchet, b AGB) zu antaehaidan, weil dar Ba- 
achäftlgta für die verainbarta Arbeitsaufgaba nicht 
geeignet lat, wenn er den besonderen Anforderungen 
für die baruflieha Tätigkeit nicht wahr gerecht 
wird, 

Oie geeatzllch geregelten bzw, vertraglich varain» 
barten Küodigungaf rieten und -tarmlna aowla der be* 
sondere KOndigungaachutz alnd zu beachten. 
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In der Regel iec den Boechüf tlgten bla zun Ablouf 
der Kündlgungafrist euf den v/egc der ‘.Veiaung (59 
84, C5 AGB bzw, Regelungen in onderon Rechtsvor- 
schriften) eine andere Arbeit zu übertragen. Ist 
der Beschäftigte nicht bereit, die ihn durch ..'ci- 
sung übertragene andere Arbeit eufzunahmen bzvj. 
die damit verbundenen Arbeitspflichten zu erfüllen, 
sind Maßnahmen der disziplinarischen Verentnort- 
lichkolt (§ 252 ff. AGB) zu prüfen. Für nicht er- 
brechte Arbeitslaietungen wird Lohn oder Gehelt 
nicht gezahlt. 

3.6. Eine fristlose Entlasaung (§ 56 AGB) kommt ln Be- 
tracht, vvenn eine schwerwiegende Verletzung der 
Arbeitediaziplin oder ataetsbürgarlichen Pflichten 
vorliegt, 

4. Bei Einsprüchen Beschäftigter prüfen dio Gerichte die 
Einheltung der gesetzlichen Voraussatzungan für die Be- 
endigung das Arbsitsrachtsverhältnisees. Maßnahmen, dis 
den gesetzlichen Anforderungen nicht entsprechen, wer- 
den für unwirksam erklärt. 

5. In den nach dem Arbeitageeatzbuch erforderlichen schrift- 
lichen Begründungen des Aufhsbunge- bzw. Obsrleitungs- 
vertragae ist zum Ausdruck zu bringen, daB zwischen den 
Partnern des Arbeitarachtsverhältnissea Übereinstimmung 
hinsichtlich des Erfordernissee seiner Beendigung be- 
steht. 

Zur schriftlichen Begründung der fristgaaäBen Kündigung 
wegen Nichtsignung für die vereinbarte Arbeiteeufgabe 
ist in der Regel euf ein vorengegangsnee Gespräch hin- 
zuwaisen, in dem dem Beschäftigten daa Erfordernis der 
Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisaee und die dafür 
maßgeblichen Gründe erläutert wurden. 
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In der schriftlichen Begründung der fristlosen SptIcs- 
sung Ist Buf die schwenniegende Verletzung der ^^ceits- 
disziplln oder staatsbürgerlicher Pflichten bz^'^. der 
Pflichten aus besonderen Ordnungen hinzuiveieen . In übri 
gen ist auch hier auf das Geaprüch Bezug zu nehncn, in 
den) der Beschäftigte über die zur fristlosen Entloasurc 
führenden Gründe informiert wurde. 

Sovieit besondere Ordnungen eine mündliche Bekanntgabe 
der fristlosen Entlassung vorsehen, ist hiernach zu 
verfahren. 

6, Um zu gevjährleiaten , daß keine schriftlichen Unterlagen 
über die näheren Umstände der Beendigung des Arbeits- 
rechtsverhältnisaea Unbefugten zugänglich ’.iterden, ist 
die Aktennotiz über das Gespräch zur Personalakte zu 
nehmen. Nur der berechtigte Peroonenkreis darf Einblick 
in die Personalakte nehmen. 

7, Oie Betriebe haben zu gev/ährleisten , daß nicht erst bei 
Anträgen ouf ständige Ausreise, vjährend der Bearbeitung 
des Antrages bzw. nach endgültigem Versagen der atändl» 
gen Ausreise die arbeitsrechtlichen Pflichten durch dis 
Beschäftigten strikt eingehalten vverden. Bei Arbeits« 
Pflichtverletzungen .sind aus diesem Grund dis gesetzli- 
chen arbeitsrschtlichen Maßnahmen bis zur fristlosen 
Entlassung zu argreifen, 

0, Bei Beendigung des Arbeitsrschtsverhältnisaes ist eine 
Abschlußbeurteilung anzufartigen und dem Beschäftigten 
auszuhändigen (§ 67 AGB). Oabel ist die Möglichkeit 
einer mißbräuchlichen Verwendung der Beurteilung im 
Ausland zu berücksichtigen. Oia Umstände der Beendi- 
gung des Arbeltsrechteverhältniaaes sind nicht zu nen- 
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9» Sofern 6ln ftttQ^lsdAChsfttvQrhültnis zu slnsr sozls* 
littltehan Ganosaantehaft nicht unvarindart walterge» 
fuhrt nardan kann« lat untar Baachtung voratahendar 
Grundaitza nach dan für Ganoaaanachaften galtandan 
Rechtavorschrlf tan zu varfahran. 

10, 01a Batrlaba« Ganossanachaftan und Elnrlchtungan atla- 
man baabalchtlgta MaBnahaan Zur Beendigung von Arbeita* 
rachtavarhältnlaaan mit dan Ritan dar Kralaa (Amt für 
Arbalt) ab, Ola Aatar baratan dla Batrlaba und untar* 
atOtzah ala bala Angebot zuautbarar anderer Arbeite« 
aAgllchkaltan an dla betroffenen Baachiftlgtan. 

Ola Direktoren dar Kralagarlchte und dla Kralaataacaan* 
wBlta atahan dan Aatarn fOr Konaultatlonan zur Verfügung , 
ua daa Anliegen dlaaar Orientierung ln Jadaa Elnzalfall 
durehzuaatzan, 

11, Dar Antrag auf atindlga Auaralaa hat grundaitzlich kal* 
nan ElnfluB auf dla Zahlung dar Oahraaandpriala, aofarn 
dla Vorauaaatzungan gaalft § 117 Aba. 1 AGB vorllagan. 

Ein Anapruch auf antailiga Oahraaandprlata bala Auaachal* 
dan aua daa Batrlab wihrand daa Planjahraa baataht nicht, 
auch nicht la Pall dar Ganahalgung dar atindlgan Auaralaa, 
Elna Auanahaa hlarvon blldan Altara* und Znvalldanrantnar, 
danan bala Auaachaldan aua daa Batrlab nihrand daa Plan* 
Jahraa aln Anapruch auf antailiga Oahraaandprtala gaaatz* 
lieh garantiert lat, Baflndat* alch dar ahaaallga Baachif- 
tlgta zur Zelt dar Auazahlung dar Oahraaandpriala bereite 
la Aualand, alnd durch dan Batrlab dla davlaanracht liehen 
Baatlaaungan zu baaehtan, 

12, Dar Antrag auf atindlga Auaralaa hat grundaitzlich keinen 
ElnfluA auf aihrand daa Arbaltaraehtavarhiltnlaaaa ant* 
atandana AnaprOeha, z, B, auf Lohn, Auaglaleha* und Ent- 
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schädlgungszihlungen , auf Schodeneraatr des Betrlabes 
aowle auf Sach- und Geldlatatungan der Sozialversicha- 
rung, Anspruch* auf Rückforderung überzahlten Lohnes 
bz\i, auf Schadenersatz gegenüber dem Oeachdftigten »er- 
den gleichfalls nicht berührt. Forderungen von Personen, 
die sich bereits im Ausland befinden, auf Schadenersatz 
aus einem früher erlittenen Arbeitsunfall oder einer Be- 
ruf akronkholt sind gründlich zu prüfen. Oie devisenrecht- 
lichen Regelungen sind zu beachten. 

13. Erholungsurlaub ist im Palle der Beendigung des Arbclts- 
rechtsverhältniases (außer bei fristlosen Entlassungen) 
auf Verlangen anteilig zu gewähren. Ein Anspruch auf Ab- 
geltung des noch nicht gewährten Erholungsurlaubs ln 
Geld besteht nicht. 

14. Verbleiben Personen nach einer genehmigten Auslandsraisa 
ungesetzlich im Ausland, ist daa Arbeitsrochtsverhiltnis 
hierdurch sie beendet zu betrachten. Maßnahmen dea Be* 
triabes zur Beendigung daa ArbaitSrechtsverhältnissea 
sind nicht erforderlich. 

Erhaben dies* Peraonan finanzielle Ansprüche gegen den 
ehemaligen Beachßftigungabatrieb, z. B. auf Auszahlung 
des Restlohnes, von Oahresendpränie oder Neuarervergü* 
tung^ ist die AO Nr. 2 über die Behandlung des Vermd» 
gens von Personen, die die Deutsche Demokratische Repu- 
blik nach dem 10. Duni 1953 verlassen, von 20. August 
1958 (G81. I Nr. 57 S, 664) zu beachten. Klagen dieser 
Personen oder von ihnen Bevollmächtigter, mit denen An- 
sprüche im Zusammenhang mit den in der DDR bolegenen 
Vermögenswerten geltend gemacht werden, sind wegen feh* 
lander Aktivlagitimation i.d.R, durch Beschluß gemäß 
§ 20 Aba. 3 ZPO abzuwaiaan. 

IS« Fflr die garichtliche Tätigkeit gilt folgende Orien- 
tierung t 
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15.1, Einspruch» Sstchif tlgtsr gegen betriebliche tieS- 
nshnen (Ziff, 3 dieser Orientierung) eind geosft 
§ 4 der 1. 08 zur ZPO von dor Konfliktkofflciission 
sn des Kreisgericht durch Verfügung seines Oirek» 
tore hersnzuziehen. Bei Streitfillen, die mit be- 
trieblichen MsBnshnen nicht ie Zueeeeenhsng ete- 
hen, erfolgt keine Hersn^iehung, 

15.2« Oer Antrsg b2ni, die Entscheidung über den Antrsg 
auf stindige Ausreise sind nicht zua Gegenstand 
des erbeitarechtlichen Verfahrene zu aachen. 

Oie Begründung aller betrieblicher MaBnahaen odor 
Entscheidungen duB sich auf dia konkretan Ufflstinds 
des Einzslfalles stützen, ohne auf dia Stellung 
eines Antrags suf stindige Ausreise Bezug zu neh- 
men. Oarsue ergibt eich, dsB Schriftsitze von Be- 
trieben, die dieser Forderung nicht entsprechen, 
nicht zua Bestandteil der Verfahrenaaktan zu Ba- 
chen sind. Sie dürfen ai^ch nicht dar anderen Pro- 
zeBpartsi zugeatellt oder auagahindigt werden. 
Generell ist auf korrekte Schriftsitza hinzuwirken. 

15.3. Bel herangezoganen Verfahren können sich Ausspra- 
chen gaa. § 28 Abe. 2 ZPO erforderlich aachen und 
Beaehlüsae gea. § 28 Abs. 3 ZPO, falls offenaicht- 
llch unbegründete Klagen nicht zurüekgenoaaen wer- 
den. AuBerhalb der nündllchsn Verhandlung ent- 
scheidet dar Vorsitzende allein. Eine aündliche 
Verhandlung kann arforderlich wardan, wenn die 
Einhaltung von Wirkeaakaitavorauaaetzungen auf 
ander» Weise nicht zu kliren bzw. wenn nur durch 
Beweiserhebung zu sichern ist. ob ein arbeita- 
rachtlicher Vertrag zuatanda gakoaaan ist. 

15.4. Für di» Verfahren über Einsprüche gegen arbelta- 
rechtllch» MaBnahaen besteht ein» Berichtspflicht 
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vom Krela- zum Bazirksgericht und von dort zur. 
Oberaten Gericht. Sie ist vor der Entacheldung 
cnfüllen» Oie Informotlon hat zu enthalten 

- eine Daretellung des Sachverhalte , die eine Be» 
Wertung ermöglicht: 

» den Standpunkt zur Lösung des Streitfalles : 

• Hinweise auf Konsultationen und Abstimmungen 
Im Territorium, 


16. Oaa Oberste Gericht dar OOR, der Generaletaatsanwalt 
der OOR und das Staatsaekretarlat fOr Arbeit und 
Löhne vermitteln die Orientierung den Jeweils nachge» 
ordneten Organen ln den Bezirken. 


Verteiler : 

- Vorsitzender des Ministerrates 

- Mitglieder des Ministerrates 

- Leiter anderer zentraler Staatsorgane 

- Oberbürgermeister der Hauptstadt der OOR, Berlin, und Vorsitzende 
der Räte der Bezirke 

- Direktoren der Bezirksgerichte (einschlieOlich Beauflagung zur 
mündlichen Informierung der Direktoren der Kreisgerichte) 

- Staatssekretär für Arbeit und Löhne 

- Vorsitzender des Bundesvorstandes des FOCB 
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Dokument 204 

Berlin, den 13.12.1908 

Weisung Nr. 7/88 

über die Planung und Abwicklung von Investitionen der AHB 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 


1.0. Planung der Investitionen 

1.1. Alle Investitionen sind, sofern im Rahmen der staatlichen 
' Auflage keine Kennziffer in Mark vorgegeben wird, grund- 
sätzlich in Valuta-Mark .und zum Aufwandspreis in Mark zu 
planen. 

Die geplanten Valutamark und Mark sind zu erwirtschaften 
und je nach Realisierungsart der Investitionsmaßnahme zu 
finanzieren. 

- Für alle im Planjahr zu realisierenden I n ve s t i t i ons- 
maßnahmen wird eine m aterielle Kennziffer erteilt 

(sie wird grundsätzlich durch eine entsprechende 
Valutagewinnerwirtschaftung im laufenden Planjahr, 
durch F onds rückst e 1 1 ung , Kostenbeteiligung oder 
Be i s t e 1 1 ungen untersetzt.) 

Neben der materiellen Kennziffer Investitionen wird eine 
finanzielle Kennziffer in Valuta-Mark und Mark vorgegeben 
die den Anteil der im Planjahr zu erwir tsctaf tenden Zuführ 
oen zum 1 n ves t i t i ons f onds beinhaltet. 

- Die Planung der Investitionen ist untergliedert nach 
Bauleistungen und Ausrüstungen vorzunehmen. Die Bau- 
leistungen sind in Bauabschnitte aufzugliedern und die 
Ausrüstungen sind mengen- und wertmäßig aus z uspez i f i e r en . 
Die Titellisten für die Investitionen sind unter Berück- 
sichtigung der durch die Arbeitsgruppe "Vereinheitlichung 
für Daten- und Bürotechnik" vorgegebenen Normative (Q.emäß 
Anlage 1) einzureichen. 

- Die Investitionen von Bürotechnik sind vor Aufnahme in 
^ den Inveslplan mit den Leiter des Servicezentrums abzu- 
stimmen, sofern die vorgesehenen Geräte nicht im bestätic 
t en lypenblatt des Ser v i cezent rums enthalten sind. Bei 
der Datentechnik erfolgt diese Abstimmung analog mit der 
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Im Rahmen der Jahr est i te 1 1 i s ten erfolgte Einzel- 
bestätigungen bedürfen keiner nochmaligen Vorlage. 

Bei Nachplanungen ist für die Position Schreib- und 
K op i e r t echn ik , Nachrichtentechnik, Sicherheitsinfor- 
matik, Bürocomputer und EDV-Technik nach Prüfung 
durch die Arbeitsgruppe "Vereinheitlichung für 
Daten- und Bürotechnik" die Genehmigung des Staats- 
sekretärs erforderlich. 

- Planfortschreibungen werden auf Antrag der AHB nur 
bis zum 50. 11. des jeweiligen Planjahres vorgenommen. 
Wenn diese Fortschreibungen eine Erhöhung des Plan- 
teiles Investitionen zur Folge haben, muß der Differenz- 
betrag zusätzlich erwirtschaftet werden. 

Führt die beantragte For tschreibung zu einer Senkung 
des Planteiles Investitionen, kann die Differenz auf 
den Plan angerechnet werden. 

Per 31. 12. des Jahres nicht in Anspruch genommenes 
Investitionsmittel sind ohne Anrechnung auf die Plan- 
erfüllung an den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
abzuführen. 


1.2. Wird den AHB im Rahmen des Jähresplanes ein planmäßiges 
Kontingent (Investitionen in Mark) in der Position Aus- 
rüstungen ber ei tges t e 1 1 t , ist die Planung und Abrechnung 
dieses Planteiles entsprechend den zweigspezifischen Be- 
stimmungen des Ministeriums für Außenhandel vorzunehmen. 

1.3. Leistungen und Ausrüstungen, die nicht bilanzierungs- 
pflichtig sind bzw. außerhalb der staatlichen Kennziffern 
angeboten werden, können als finanzielle Kennziffer in 
Mark geplant werden. 
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2.0. Abwicklung der Investitionen 

Die Abwicklung der Investitionen erfolgt differenziert 
nach ; 

- Exportabkauf 

- Import durch den eigenen Importbereich des AHB 

- Import durch andere AHB 

- Inanspruchnahme von DDR-L e i s t ungen bzw. Bezug von 
Ausrüstungen aus der DDR gegen Mark der DDR 

(gemäß Punkt 1.2. und 1.3.) 

DieseoArten entsprechend sind im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung nachfolgende aufgeführte einheitliche 
Abrechnungsrichtlinien verbindlich; 

2.1. Exportabkauf 

Beim Exportabkauf (gemäß Importregelung Punkt 2.6.) 
erfolgt die Bezahlung der Rechnungen gegenüber den 
fach-AHB auf der Grundlage einer Wahrungsfaktura in 
der erforderlichen Währung. 

Für die Aktivierung der Investitionen wird der Markauf- 
wandpreis zugrunde gelegt. Es erfolgt jedoch keine 
Mark Verrechnung mit dem Fach-AHB. 

Die Differenz zwischen Valutagegenwert und Aufwandspreis 
ist an das MAH, Bereich Kommerzielle Koordinierung ab- 
zuführen. 

2.2. Import 

Werden die Importe im eigenen Verantwortungsbereich 
realisiert, ist der Import au fwandpre i s in Mark zu 
bilden und die Differenz zwischen VGW und Aufwands- 
preis an den Bereich Kommerzielle Koordinierung ab- 
zuführen. 
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Beim Kauf von industriellen Konsumgütern ist der 
Beschluß des M i n i s t e r r a t e s vom 23.9.1982 (Anordnung 
über die Festlegungen zum Kauf hochwertiger Konsum- 
güter durch gesellschaftliche Bedarfsträger) ein- 
zuhalten. 

3.0. Regelung der Investitionen für ZEDV 

Alle Investitionen für die ZEDV sind bis auf weiteres 
als Da V on- P o s i t i on in den Planteil Investitionen des 
AHB Intrac aufzunehmen und durch diesen abzu wickeln. 

Die AHB Intrac, Forum, Transinter und BIEG beteiligen 
sich mit je einem Viertel an den anfallenden Valuta- 
und Markkosten für die S i e me ns - T e c h n i k . Der AHB Intrac 
informiert den Bereich Kommerzielle Koordinierung recht 
zeitig über die zu erwartenden Kosten, damit die betei- 
ligten AHB entS'prexhen'd t)eauflag1: weTden i^önnen: 

Die anteiligen Valutakosten (Investitionen und Kosten 
Klasse 3) stellt der AHB Intrac den beteiligten AHB 
direkt in Rechnung. Der AHB Intrac plant die Erwirt- 
schaftung der notwendigen finanziellen Mittel für die 
ZEDV in Höhe seines Anteils von einem Viertel. Bei der 
Abwicklung ist analog dem Punkt 2 zu verfahren. 

4.0. Arbeit mit Normativen 


Im Interesse einer weiteren Verbesserung der Planungs- 
tätigkeit ist noch intensiver als bisher mit Normativen 
zu arbeiten. Insbesondere in Vorbereitung der Investi- 
tionspläne sind für alle Ausrüstungspositionen Nutzungs 
normative zugrunde zu legen. Mit dem Antrag auf die 
gesetzlich vorgegebenen E r sa t z i nv e s t i t i onen ist nach- 
zuweisen, daß die normative Nutzungsdauer der jewei- 
ligen Ausrüstung abgelaufen ist. Eine E r s a t z i n ve s t i t i on 
ist jedoch erst dann zu planen, wenn eine tatsächliche 
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Aussonderung der jeweiligen Ausrüstung erfolgt. 

Bei der Aussonderung von EDV-Technik ist die Aussonderung 
der alten Technik nach Umstellung der vorhandenen EDV- 
Projekte auf die neue Technik vorzunehmen. 

Mit der Abrechnung per 31. 12. ist jeweils eine Auf- 

stellung über den Bestand an folgenden Ausrüstungen, 
gemäß Anlage 2, zu übergeben. 

Die Weisung tritt ab 1. 1. 1909 in Kraft. 
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Anlage 1 


NSW-Import Export- 

abkauf 

TVM 


Inland 

abkauf 

TM 


gesamt 


Bau 

- Objekte 

- Bauabschn . 
(Teilvorhaben) 

- sonst. Pos. 
(Gebühren u. dgl.) 


Ausrüstungen 

- Kfz 

Bürotechnik 
sonst . Ausr . 

- EDV-Technik 
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Anlage 2 


Art der Ausrüstung Einsatz- normative dav.im Folge- 

jahr Nutzungs- jahr auszuson 

daue r 


a) Kfz-Technik 

. Pkvü/Pkw-komb i 

. Lkw-DK einschl. S a t t e 1 a u f 1 i e ge r 
. L k w - V K 
. LVw-Hänger 
. KOM-DK 
. KOM-VK 

. sonst . F ahr zeuge 

b ) Lage rt echnik 

. Elektrogabelstapler 
. Dieselgabe 1-s trepi^T 
. Elektrodeichselgabelschub wagen 
. Niederhubkommionierer 
. Gabelhubwagen 

c ) EDV-T echnik 
. EDVA 

. Kleindatenverarbeitungsanlage 
. PC/BC 
. Terminals 
. Drucker 
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Dokument 205 


Wirtschaftsvertrag 


zwischen der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Französische Str. 15 

Berlin 

1080 

- vertreten durch den Generaldirektor - 
ira nachfolgenden AHB genannt 

und dem VEB (K) Antikhandel 

Markt 14 

Pirna 

8300 


- vertreten durch den Betriebsdirektor - 
im nachfolgenden VEB genannt 


Verteiler: BUro GO AHB Kunst und Antiquitäten 
SGD I AHB Kunst und An+i 
SGO II AHB Kunst und AntlqultHlen 
BL^ Hände Isbere Ich III AHB Kunst und Antiquitäten 
BL‘,*PI ./ökon, AHB Kunst und Antiquitäten 
HB AHB Kunst und Antiquitäten 
Betriebsdirektor AH Pirna 
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1. Grundlage und Ziele des Wirtschaftsvertrages 


Auf der Grundlage der Vereinbarung zwischen dem Ministerium für 
Außenhandel und dem Rat der Stadt Pirna vom 26.4.1977 organi- 
sieren beide Partner ihre wechselseitigen Beziehungen, eine den 
Prinzipien von Sicherheit und Ordnung unterliegende Ankaufs- und 
Verkauf Stetigkeit von Antiquitäten, Gebrauchtwaron und anderen 
für den Export geeigneten Erzeugnissen. 

Ziel des Wirtschaftsvertrages ist es, die vertraglichen Voraus- 
setzungen zur Erzielung hoher Valutaerlöse für die Volkswirtschaft 
und für eine effektive Handelstätigkeit zu schaffen. 


II. Grundsätze und Formen der Zusammenarbeit 


1. Der VEB verpflichtet sich, die ihm mit der staatlichen 
Planauflage übertragenen Aufgaben in hoher Qualität zu 
erfüllen und für eine kontinuierliche Warenbereitstellung 
zu sorgen. 

Die staatliche Planauflage erteilt der AHB dem VEB nach 
Erhalt der staatlichen Planauflage durch das übergeordnete 
Organ . 

2. Oer AHB verpflichtet sich, die Voraussetzungen für den Export 
zu schaffen. Der AHB verkauft im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung an Partner im NSW. 

Der AHB entscheidet über Fragen der planmäßigen Einbeziehung 
des VEB in die Verkauf Stätigkeit. 

3. Der AHB verpflichtet sich, dem VEB Exportpreisinformationen 
und eusgewählte- Periodika zur Auswertung zur Verfügung zu 
stellen. 

4. Zur Sicherung der STAL organisiert der VEB den sozialistischen 
Wettbewerb und erarbeitet die Dokumente zur Führung des sozial! 
etischen Wettbewerbs. Sie sind zur Bestätigung dem AHB vorzu- 
legen. 

Oie' Auswertung des sozialistischen Wettbewerbs wird viertel- 
jährlich vom VEB gegenüber dem AHB vorgenommen. 
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5, Beide Pertner verpflichten eich, eich etendig über den 
Stand der Erfüllung der beiderseitigen Verpflichtungen 
zu informieren. 


III. Durchführung der Ankauf Stätigkeit und Sicherung der 
Warenfonds 


1. Oer VEB kauft über seine Ankauf sorgenisation für den 
Export geeignete Gebrauchtwaren und Antiquitäten im ' 
eigenen Namen und für eigene Rechnung. 

Die Ankäufe haben nach den gesetzlichen Bestimmungen und > 
den dazu erlassenen betrieblichen Weisungen zu erfolgen. 

Der VEB unterhält für die Durchführung seiner Ankaufs- 
tätigkeit eigene Läger. 

2. Gegenstände, die von kunst- bzw. kulturhistorischem Wert 
sind, übergibt der VEB dem AHB zum Zwecke der Begutachtung 
durch die Kulturgutschutzkommission der DDR. 

3. Oer VEB unterhält Reparatur- und Produktionskapazitäten. 
Der VEB setzt diese Kapazitäten zur Werterhöhung vorhande- 
ner bzw. Bereitstellung weiterer Warenfonds ein. 


IV. Auslandsbeziehungen und Durchführung der Verkauf Stetigkeit 


1. Alle Beziehungen mit Partnern aus dem NSW werden aus- 
schließlich durch den AHB geregelt. Daraus sich ergebende 
Aufgaben für den VEB werden vom AHB vorgegeben. 

2. Der VEB hat durch entsprechende betriebliche Regelungen 
für seine Mitarbeiter zu gewährleisten, daß das Außen- 
handelsmonopol des Staates und die Prinzipien des Schutzes 
von Dienst- und Staatsgeheimnissen strikt durchgesetzt und 
eingehalten werden. 

3. Oie Verkaufstätigkeit wird auf der Grundlage bestehender 
gesetzlicher Bestimmungen und betrieblicher Regelungen 
und Organisationsanweisungen des AHB durchgeführt. 


- 4 
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Planung, Finanzierung und Abrechnung der Handelstätigkeit 


1. Der festgelegte Umlaufmittelkredit verbleibt als grund- 
legendes Finanziorungstnittel beim VEB bestehen. Der VEB 
weist zum Jahresende innerhalb der Bilanz die Finanzie- 
rung des Betriebes und damit die vorhandenen Fonds nach. 

2. Der VEB verrechnet - in M - gegenüber dem AHB auf der 
Grundlage erzielter Valutapreise in den einzelnen Waren- 
sortimenten seine Handelstätigkeit. 

Dabei ist Jährlich in Kostenplänen der Rentabilitätsfaktor 
und der Verrechnungskoeffizient zwischen beiden Partnern 
festzulegen. 

Auf der Grundlage des Verrechnungskoeffizienten und der 
damit erzielten Erlöse - in M - erfolgt die Finanzierung 
des Betriebes. 

3. Der VEB plant, bildet und verwendet den Investitionsfonds 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. 

Der VEB ist für die Verwendung des Investitionsfonds dem 
AHB gegenüber rechenschaftspflichtig. 

Für geplante Investitionsmaßnahmen ist dem AHB eine 
Investitionsvorentscheidung auf der Grundlage einer Kosten- 
Nutzenrechnung vorzulegen. 

4. Die zur Durchführung der An- und Verkauf Stätigkeit er-, 
forderlichen Fahrzeuge und Ersatzteile und sonstige not- 
wendige Arbeitsmittel und Grundmittel werden im Rahmen des 
Kosten- und Investitionsplanes beider Partner geplant. 

5. Alle finanziellen und materiellen Fonds sind nach dem 
Prinzip der strengsten Sparsamkeit einzusetzen und dem AHB 
gegenüber ebzurechnen. 


VI. Allgemeine Festlegungen 


Dieser Wirtschaftsvertrag tritt mit Wirkung vom 1.1.1989 in Kraft. 
Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform. 

Gleichzeitig tritt der Wirtschaftsvertrag vom 27.1.1977 außer Kraft. 

Streitfragen aus diesem Vertrag, die zwischen dem AHB und dem VEB 
nicht geklärt werden können, werden durch das Ministerium für 
Außenhandel, Bereich Kommerzielle Koordinierung, entschieden. 


Berlin, den 30.12.1988 


Kunst und Antiquitäten GmbH 



Generaldirektor 


•f (a \A ! 

firektor ’ 


VEB (K) Antikhandel Pirna 


Betrieb Jdii^ektdr 


i' 
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Firnen in Oasitx der Partei über Treuhänder 


G o s « n t 

Reisebüro 


Anl^giL_2d 
- ln DH - 

Kapital 

31.12.H q8 

55.000. 0Q 

55.000. 00 



Anlaq« 3 


Elncehitzung dar Ergibnista, di« b«i d«r «tl'taran Ourch- 
satzung d«r Prinzipltn fOr di« «inhaltlich« Laitung und 
Kontroll« dar Titigkait dar Piraan in dar BRD und in 
andaren kspltalistlschan Lindarn und daran Beschiftatftig- 
keit arraicht «urdan 


Oi« Waltere Erhöhung dar Gewinnerwirtschaftung und dinit 
der Zuführung zun disponiblen Fonds der Partei aus der 
Gescniftstatigkeit dar. Pertaifirapn stand ia Mittelpunkt 
der Tätigkeit in Jahr« 1988. 

Als wichtigste Voriussetzungen waren 

• eine kontinuierliche, stabile Expert- und laport- 
u nt satzentwic klung , 

- die weitere Erhöhung der Effektivität, Planung 
und Abrechnung der Stachiftetltigkeit 

- sowie sine weitere Ouelifizierung der Leitungen in 
den einzelnen Firnen und Durchsetzung einer den An- 
forderungen entsprechenden Leitungettruktur 

zu sichern. 


Kit großer Intinaitit wurde daran gearbeitet, die be- 
stehencan Absetzlinian für den Export der OOR, insbesondere 
in die BFO, zu stabilleicren und Umsatziteigerungtn zu 
erreichen. 

Uta der. Anforderungen dee Außenhandels an aine Vertrater- 
firtna für der. Export, dis über auar eichenden Einfluß auf 
dem Harkt, über finanzielle Rtsaourcen und fachliche Kennt- 
nisse sowie über ein System leistungsfähiger Untervertreter 
verfügen soll, gerächt zu werden, ist eine atÄndlga Eln- 
fl'jßnAMine auf die Ouelifizieruno das Ltiatungsvermögans 
der rirmen norwenoA^. 
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Ot!B Zuwechs bti der 6ewinnerwirtBch«ftung ua 21.8 X litgt 
ein« Export- und Importuntatzentwicklung gegenüber dea Vor- 
jahr in gleicher Höhe zugrunde« 

In den kontinuierlich durch den Bereich durchgefOhrten Plan- 
verteidigungen und Rechenechaftelegungen der einzelnen Firmen 
werden neben den Inhalt der Ceechlftetetigkait , der Ein- 
sparung und Verwendung von Kotten auch die Entwicklung eines 

w 

qualifizierten Kaderitaeae beraten. In einigen Firnen werden 
regelmiSig HeiiarbiidungameBnehmen durcheeführt . und die 
Entwicklung festgele^ier Kader jihrlieh beurteilt. Des- führte 
zu einem wacn^enden koffln«rzt«^ien unc technischen Niveau der 
Hancelstltigkait. Auf diesem Gebiet muB euch die Vermittlung 
von guten Erfahrungen zukünftig eine noch größere Rolle spiel 

la Verlaufe das Jahrei 1989 wird es möglich ssin, in einigen 
Firmen bewährte Nechwuchekeder ale zweite CeschiftsfChrcr zu 
berufen. 

Trotz dieser Fortechritte eind' diaee Voreueeetzungen nicht 
in allen Firnen vorhanden. Dcahalb eine noch große Anetren- 
gungen zur ksdernlBigen Abelcherung zu untax-nennen. Dai ist 
Insbesondere aeshaib von Bedeutung, da alle Firman in Zu- 
sammenarbeit ait dam Außenhandel und den Kombinaten lang- 
fristige Firmanstrstagien entwickeln aiüsten, um einen noch 
höheren Beitrag zur Durchettzung e.iner den Erfordernissen 
der Volkswirtschaft der. DDR und dem Merkt entsprechenden 
Expert- und Importpolitik leisten zu können. 

Wie aus der Anlage 2b ersichtlich , -wurde durch Obartrigung 
vor. Gmb.4-Anteilen der Firman Wittenbecher & Co. HC mbH. Berlin 
Milc.her GmbH, Elmshorn, und Hebam« B.V., Hellevoetiluis , auf 
die Holdings das Eigentum an dlesan Firmen weiter gesichert. 
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Die notwendigen fininiitllen Trtneiktlontn werden im 
•Jehre 1989 durcfigtföhrt und *ind enteprechend eingeplant. 

Oie Jtindige Suche nach waittren Foraan dar Juristis-chan 
Absisharung des Eigentuaa dar SED an dan Parteifiraen 
durch Entwicklung und Qualifizierung von Verbindungen ia 
Ausland ist eine kontinuierliche Aufgabe. Aufiardea konzen- 
triert sieh dia Arbeit auch darauf, die Beachtung dar Zoll- 
Steuer- und Dcvisengesstza dar tinzamen LInoer zu gewähr- 
leisten und sie zur Baxiaalen Sewinnarwirtschaftung auazu- 
nutzen. 

Die Wahrnehmung von Aufgi&en, die sich eus der Beteiligung 
an Gercischtan Gesellachaftan im Ausland trgcban, war ein 
weiterer Schwerpunkt der Arbeit. Auch hier kann festgaatallt 
werdsr., daß sich das Exportvelumen nsch Italien im Bereich 
der Metallurgie und der Elektrotechnik stabilisiert hat. 

Oie Genlschten Gesellschiftin in Belgien und Frankreich 
können gute Ergtbnissa btlm Expert von metallurgischan 
Erzeugnissen sbrechnan, Dia Gereltchte Gesallacheft in 
den Niederlanden in Bereich des Varkehrswesens entwickelt 
sich stabil und stellt sich den wachsenden Anforderungen 
der Waren- und Transportairkte . 
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Anlana 3« 


Statu» dns VorMÖgens (Grundlage Dilanz por 31.12.1907) 


in TOM - 



CP 

TNTFHA 

jigenkapi toi 

20.313 

10./108 

StufMklcapital 

5.000 

3.000 

freio Rücklagen 

6.200 

17 

Guwinn 

9.033 

7.471 

ala^avarmdgan 

7.717 

1.908 

tttiligungen an 
^eran Firnen 

2.000 

307 

Riehen 

1.800 

10.000 


M9er«id\t aus des 
ifds der Partei) 


Mau 1988 

Snrislona- und 
l|» 9 Rchäft:e) 



Eiport 

110 

325 

laport 

270 

315 


Wittco 

WIIIAC 

Fm 

nulia 

Dt IG 

7.309 

7.106 

564 

7.537 

2.085 

2.000 

3.000 

eso 

1,000 

1.000 

7 

1.500 

- 

2.907 

500 

5.302 

2.606 

./. 86 

3,550 

S6S 

5.272 

320 

402 

262 

246 

14 

650 

10 

- 

300 





1.500 


125 

67 

90 

100 

68 

6 

390 

5 

208 

520 


Holcher 

Habana 

Frian 

Ihla Inuaca 

3.821 

2.470 

1.099 

11.108 

539 

3.000 

444 

506 

3.500 

450 

~ 

1.576 

511 

6.000 


821 

450 

882 

1.608 

89 

2.627 

165 

70 

2.242 

103 

SOO 

- 

1.320 

205 

- 

- 

SOO 

- 

- 

- 



in Mio 

VH - 



41 

155 


135 

70 


110 



Anltot ah 
- ln TOM 


Kredit# ius des dl#penlbl#n Fond# d«r Ptrtai 

6 c # • • t i4.S00 

1. KuT2fritttg# Kredit# 6.800 

Chimo«Pltit GobH liSOO 

INTEMA GnbH 3.000 

*M«lchtr 6abH 500 

DHC West-Ott abK 1.500 

2. tsnofristlq# Krtditt 7 .7Q0 

INTEHA GmbH • Verwsltungsgtbiude 7.000 

Rexiffl S.A, • Objekt Bdttpop 700 
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VEB (K) Antikhandel Pirnq 


r. 


I - 




. j 


P.lrnai den 29.3.19Ü9 
Zö/Nni 
i 


Betrl BbeanwelBunQ Nr 


4'^ IvVA.'- , 


Utnlagerungsordnung i'V” v! , . , 

a a a > CXv^u* 7^ C7; /• 

Im Zusammenhang mit der Einführung der neuen Lagerordnung der * 
Kunst und Antiquitäten GmbH aouie der Bildung der Betriebsteile 
Numiematik/nilitaria Potsdam und BUcher/Grafiken Leipzig gelten 
ab sofort nachstehende festlegungsn für Umlagerungen Jeglicher 
Art 


c- 


1 « Umlagerungen an das Zantrallager Hühlenbeck 

a) Oie Umlagerungstarmine sind mindestens 14 Tage vor der ge- 
planten Umlagerung dem BUro Pirna zu melden und ebenfalls 
bestätigen zu leasen. Bei Abstimmung des Umlagerungeterm Ines 
sind bekanntzugeben 

1. uieviel Kleinuoro (Kictcr.) 

2. uieviel Möbelstücke 

3. uieviel Bilder 


Umlagerungen fUr das a bzureohnende Quartal haben Jeueile bis 
zum vorletzten Donnerstag des Quartals zu erfolgen, um zu 
garantieren, daß diese Ergebnisse anhand der LDV-Beuertungs- 
llsten ln die Uettbeuerbeaususrtung eingehen. 


b) Umlagerungen an das Zen^rallager MUhlenbeck sind durch die Ein- 
kauf sberelche eigenverantuortlich mit doppelter Kontrolle zu 
verpacken und^direkt enzullefern. Bel Anlieferung ist die Uare 
kürperliciT vorzusjbellen und die .Vollständigkeit und sachliche 
Richtigkeit durch die Beauftragten de« Zentrallagers schrift- 
lich auf den Umlagerungsscheinen bestätigen zu lassen. Ein 
Duroheohlag der Umlagerungsecheine ist sofort dem BUro Pirna 
zuzustellen . 


o) Nachstehende Gegenstände sind ausschließlich an das Zentrallage 
MUhlenbeck umzulagerm 

MarksnporzeXlan - (kein Porzellan einfach ueiß oder m. Goldrand) 

1. Porzellan Meißen alt u. neu, blaue Schwerter 1. u. II. Uahl 
• bemalt 

2. Rosenthal 

3. Porzellan Berlin KPM (kein Krlstsr-Porzellan) 

Spielzeug Jeglicher Art 

Gemälde, Bilder ab einem Ankaufsuert von 500,- M 

Kl einantlqui täten und Rarltöten ab einen Ankaufsuert für 
tinzelstUoke von '1000,- M. 

nach RUckeprache mit den Beauftragten der KuA bzu. des BUro 
Pirna, 
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Möbel alle Möbel der Stilepochen ble Art - Deco 
Biedermeier schmuck 

prenatechmuok und Gemmen (unbescitödlgt) 

Alle darüber hinaus gehenden Waren, die ale {ünzeletUck gut** 
verkäuflich und Intereaaant erscheinen und zur Umlagerung ’vor- 
geeehen sind, bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung der be- 
auftragten Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten GmbH oder dea 
Büro Pirna, 

d) Alle umzulagernden Uarensortimente sind entsprechend der aufge** 
führten Sortimenteauflistung getrennt auf Umlagerungsschei nen 
ln 2facher Ausfertigung zu arfassen und nach Sortimentsgruppen 
kollivielse zu vorpanken. Oie Kollls sind entsprechend zu kenn- 
zeichnen. 

e) Für alle Umlagerungsschelne Jat. ein Deckblatt mtt Sortlmenta- 
gruppenauf Führung und Bekanntgabe der fortlaufenden Umlagorunyb- 
nummer zu erstellen. 

Zum Beispielt U 1/B9, Seite 1-3, Spielzeug 

f) Zur Vermeidung von Unstimmigkeiten Ist es erforderlich, daO 
Jeder Gegenstand gut sichtbar und lesbar (ont sprechend der 
BA 1 /b 9 - Uarsnkennzelohnung - mit einem Ankauf ekleber zu 
vereehan ist. 

g) Nach erfolgter Umlagerung erhalten das Büro Pirna soule die 
Jeuelllgen Ginkauf abereloho 10 Tage nacii Anlioferung du^c^) 
das Zentrallager Mühlenbeok die EOV-Beuertungsl isten (einge- 
achätzter Valutauert) der umgelagerten Waren. Darüber h'^naus 
wird durch das Zentrallager Mühlenbeck sofort nach der (leuer- 
tung dar Waren das Umlagerungsergebnis (Valutamark-Wert) ln 
Form der Schnellmeldung (Telex) dem Büro Pirna mitgeteilt. 

Die eln'geeohätzten Valuta-Verkauf suerte werden kumulativ auf- 
gerechnet und sind Beetandtell der Planerfüllung und Grundlage 
für die Abrechnung dea Wettbewerbes. 

Oer /Ankauf spreiS' ;der Waren, als Bestandteil der Gegenüber- 
stellung zum Valutauert, bildet die Grundlage zur Entlastung 
das Warenbestandes der Bsreiche. 

h) Umlagerungen an die Kunst und Antiquitäten GmbH, BT 1 
(traditionelles Sortiment) und bT 2 (alle Technik), haben 
grundaätzlloh mit getrennten Umlagerungssch einen und Bekannt- 
gabe des jeweiligen Betriebsteiles zu erfolgen. 
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2. Innerbetlebllche UwlagBrunoen 

Alle Innerbetriebliöhen Umlagerungen an die Eiinkaufabereiche des 
VC8 (K) Antikhandol uio 

- Numisroatik/nilitarla Potedam (auch Aktien u. Uertpapiere) 

- Bücher u. Grafikeh Leipzig 

- nineralien u. foaeilien Leipzig 

~ Poetkarten ~ AnkaufebUro Dreaden 
• 

aind auf direktem klage an dieae Bereiche unter Beachtung der unt 
Pkt. 1 genannten ElinualGC vorzunchmen. 

Oie Folrm der übergabe/übernahme iet mit dem Jeueiligen Leiter de 
Einkauf aberelchee direkt telafoniaoh abzuatlmmen. 

Grundabtzlich dürfen Uaren für dieae Bereiche nicht mehr ap daa 
Zentrallager MUhlenbeck umgelagert werden. 

Der Bereich BUcher/Graf iken verwendet im Belegdurchlauf an den 
AHB Uarenübernahme/UarenUbergabeachelne . 

Für Umlagerungen dea Einkauf abereichea Numiamatik/flilitaria an 
den AHB elnd geaondertef eigene dazu entwickelte Fcrmblätter 
zu verwenden. 

Oer Ankauf und die Umlagerung von SchuQwaffen an daa Einkäufe- 
bereich Numiematik u. Militaria Potadam iat gemfiO Schußwaffen- 
geaatz, GBl. Teil I Nr. 11 vom 5.5.87 atreng unteraagt, 

Oie Übernehme von Schußwaffen beim Kunden iet nur durch den 
genannten Einkaufeberaioh mbglioh und iat daher mit deeaan Leit' 
telefoniech abzuatlmmen. 


Oie gatroff.enen Ueiaungen zur Umlagerung von Uaren treten ab 
.J-3-19B9 in Kraft. 

Pamit verliert die 6A 1 /b 7 vom 30.1.87 einechlißellch der dazu 
vargenommenen Ergänzungen ihre Gültigkeit. 



Verteiler 

- alle ^inkaufebereiche 

- Koll. Hilpert 

- BT Min. /F 080 . Leipzig 

- BT BUoher/Craf iken Leipzig 

- BT Numiamatik/Militaria 

- KuA -BT-I und BT II 

- Leitungamitglieder 

- 4 X Büro 
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zwischen der 


Kulturgutschutzhoniiission 
des Ministeriiins für Eultxir 


SNTWURP 


♦vertreten durch den Vorsitzenden ^ 

Gen!?*'y^ SchBeichler+ 

1020 Berlin 

Molkennarkt 1-3 . . 

- iVfc. 

und den AHB Kunst und Antiquitäten C nhB 


•^vertreten durch den Generaldirektor ^ 
Gente«4^ Parken4 
1080 Berlin 


Französische Str* 13 


wird in 


(Batv\Bt)- 


p ^s Gesetzes zun Schutz des Kulturgutes 'der XÖDE '\y 

e l x «^ a B8ttb e ) ^ sowi e zur Du r chführung de r an — 

hna g-fea-n fii-t» ViiT r nii 1 il fl n 3t » w1 flll W lU' l't li I' 

lendh VeielulutPi i iTic folg e nd e r - 


*“iffiRaR±6 


1« Bie Kirnst und Antiquitäten GnhH wird in alle Exportverträge 

die Bestinnung aufnehnen "vorbehaltlich der Ausfuhrgenehnigung" • 


2* Der AHB Kunst und Antiquitäten prüft, ob in seinen Warenbestand 
geschütztes Kulturgut der DDR von internationaler und besonderer 
nationaler Bedeutung in Sinne des § 3 der VO über den Staatlichen 
Uuseunsfonds (GBL. I Nr« 14 von 1978 S« I 63 ) vorhanden ist« 
Derartige Objekte der Kategorie I und der oberen Kategorie II des 
geschützten Kulturgutes sind insbesondere die in der Anlage auf- 
geführten Exponate« Diese Kulturgüter sind der Kulturgutschutz- 
konnission anzuzeigen« Die Konnhssion entscheidet, ob imd welchen 
Kulturgut sachverständigen (genäB der 4«DB zun Kulturgutschutzge- 
setz) das Kulturgut. zur Begutachtung vorzuführen ist und trifft 
innerhalb einer Woche nach Abschluß der Begutachtung die Entschei- 
dung, ob die Ausfuhr des Kulturgutes entsprechend der 3* DB zun 
Kulturgutschutzgesetz genehnigt wird« 







- 2 - 

Die Begutachtung der in der Inlage in den P unk ten 4-6 eivrähnten 
Kulturgut arten erfolgt durch die beauftragten Sachverständigen der 
an gleicher Stelle genannten Sinrichtimgen« 

3« Der AHB Kunst vind Antiquitäten sieht von Ankauf geschützter Kul- 
turgüter der DDR, die gemäS der 2« DB zum Kulturgut schutzgeaetz 
registriert und Kulturgüter von internationaler und besonderer 
nationaler Bedeutung sind, ab sofern zwischen der Kiüturgutschutz- 
konmission und den AHB Kunst und Antiquitäten in Sinzelfall keine 
anderweitigen Vereinbarungen getroffen werden« 

4« Die Kulturgutschutzkomnlssion und der AHB Kunst und Antiquitäten 
werden auch in anderen Prägen, die der Wahrung des Kulturgutes 
in der DDE und den Export ln das HSW förderlich sind, vertrauens- 
voll zusamnenarbelten« 

3« Mit der Unterzeichnung dieses Vertrages wird die Vereinbarung 
von 04«11«1982 auBer Kraft gesetzt« 


I. . . . Schmeichler 
Vorsitzender d e r Kulturgut « » — 
schulüiliuHuuluuiun' des MfK " 


. . . . , Parken 
Generaldirektor de s ATO 
Kunot und Anti quitäten GnbH 


Berlin, den 
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inlage 1 


Anzeigepflichtige Eultiirgüter sind inshesonderet 

1* Genälde, Aquarelle, Handzeichnungen, vom Künstler selbst her- 
gestellte Drucke sowie kunsthandwerkliche Srzeiignisse von Kunst- 
schaffenden, die ln einschlägigen Ktinstlerlexlca (wie z«B« in 
Thiene - Becker) als von besonderer nationaler oder internatio- 
naler Bedeutung beschrieben sind; 

2* Bücher und andere Druckschriften vor 1700, Insbesondere Inkuna- 
beln und Wiegendrucke sowie Druckerzeugnisse des 18* - 20* Jahr- 
hunderts von besonderer Seltenheit (bibliophile Ausgaben bzw» 
Bara) 

3* Archlvnaterl allen von besonderer nationaler xind internationaler 
Bedeutung« Dazu zählen insbesondere handschriftliche Zeugnisse 
bedeutender Persönlichkeiten aller Zeiten und Völker« 

4« Uühzen -die auf Handpxägestöcken hergestellt wurden« Die Listen 
der zum Export vorgesehenen Münzen sind z\ir Peststellimg ihrer 
Prägung und der damit verbundenen Eategorisierung dem Münzkabi- 
nett der Staatlichen Museen zu Berlin z\ir Prüfung vorzvilegen« 

3« Ortsfeste und bewegliche Denkmale, die als geschützte Denkmale 
in den staatlichen Denkmalllsten enthalten sind« Hier erfolgt 
die Freigabe für den Export nach Abstimmung mit dem Institut 
für Denkmalpflege« 

6« Katurwissenschaftliche Zeugnisse, die von besonderer Bedeutung 
für die Geschichte der Natur und Gesellschaft sind« Hier erfolgt 
der Export nach Abstimmung mit dem Institut für Museumswesen« 




Mitteilung von 
Bereich II 



? 7 . 


an 

Generaldirektor 



Entwurf zur Vereinbarung zwischen der Kulturschutzkonvnission und 
Kunst und Anti<]uitäten GmbH 


Der Punkt 4 der Anloge 1 zu obigem Entwurf ist fUr den Bereich 
Münzen nicht durchführbar. Wir schlagen vor, uns eine detaillierte Liste 
der geschützten und nicht zu exportierenden Münzen vorzulegen, nach der 
wir entsprechend verfahren werden. 


Unser Leger steht außerdem zur Kontrolle durch die Mitarbeiter der 
Kulturschutzkoonission zur Verfügung. 


11.4.89 
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awiechen der Kulturgutechutzkomraission 

des Ifiinisteriums für Kultur 

- vertreten durch den Vorsitzenden, 

Genossen W« Schmeichler 

1020 Berlin 
Bodestraße 1-3 

und dem AHB Kunst und Antiquitäten GmbH 

- vertreten durch den Generaldirektor, 
Genossen J« Parken 

1080 Be'‘rlln 
Französische Straße 13 

wird im Rahmen des Gesetzes zum Schutz 

des Kulturgutes der DDR sowie zur 
Durchführung der am (Datum) zwischen 
dem Minister für Kultur und dem Staats- 
sekretär im MAH getroffenen Vereinbarung 
folgender 

VERTRAG 

geschlossen: 

1. Die Kunst und Antiquitäten GmbH wird in alle Exportverträge 
die Bestimmung aufnehmen "vorbehaltlich der Ausfuhrgenehmi- 
gung"* 

2* Der AHB Kunst und Antiquitäte n prüft, ob in seinem Warenbe- 
stand geschütztes Kulturgut der DDR von internationaler vuid 
besonderer nationaler Bedeutung im Sinne des § 5 der VO über 
den Staatlichen Mueeumsfonds (CTbL.I Nr*14 von 1978 S* 165) 
vorhanden ist* 
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Derartige Objekte der Kategorien I vmd der oberen Kategorie 
II des geschützten Kulturgutes sind insbesondere die in der 
Anlage aufgeführten Exponate* 

Diese Kulturgüter sind der Kulturgutschutzkommission anzu- 
zeigen* Die Kommission entscheidet, ob und welchen Kulturgut- 
sachvert ständigen (gecnäO der 4* DB zum Kulturgut Schutzgesetz) 
das Kixlturgut zur Begutachtung vorzuführen ist und trifft izmer- 
halb einer Woche nach Abschlxiß der Begutachtung die Entscheidung, 
ob die Ausfuhr des Kulturgutes entsprechend der 3» DB zum Kul- 
turgut schutzg es etz genehmigt wird* 

Die Begutachtung der in der Anlage in den Punkten 4-6 er- 
wähnten Kulturgut arten erfolgt durch die beauftragten Sachver- 
ständigen der an gleicher Stelle genannten Einrichtungen* 

3* Der AHB Kunst und Antiquitäten sieht vom Ankauf geschützter 
Kulturgüter der DDR, die gemäß der 2* DB zum Kulturgutschutz- 
ge9e..tz registriert und JCulturgUtei* von internationaler und be- 
sonderer nationaler Bedeutung sind, ab sofern zwischen der Kul- 
turgutschutzkommlssion und dem AHB Kunst xmd Antiquitäten im 
Einzelfair keine anderweitigen Vereinbarungen getroffen werden* 

4* Die Kulturgut Schutzkommission und der AHB Kunst vmd Antiquitäten 
werden auch in anderen Fragen, die der Wahrung des Kulturgutes 
in der DDR und dem Export in das NSW förderlich sind, vertrauens- 
voll Zusammenarbeiten* 

5* Mit der Unterzeichnung dieses Vertrages wird die Vereinbarung 
vom 04*11.1982 außer Kraft gesetzt* 


IaX .lA.*— r 

Schmeichler 

Vorsitzender der Kulturgut- 
schutzkommission des MfK 


Parken 

Generaldirektor des AHB 
Kunst und Antiquitäten GmbH 
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Anlage 1 


Anzeigepflichtige Kulturgüter sind insbesondere» 

1« Gemälde, Aquarelle, Handzeichnungen, vom Künstler selbst her- 
gestellte Drucke sowie kunsthandwerhliche Erzeugnisse von Kunst- 
schaffenden, die in einschlägigen Künstlerlexica (wie z,B, im 
Thieme-Becker) sJ-s von besonderer nationaler oder internatio- 
naler Bedeutung beschrieben sind 

2* Bücher \md andere Druckschriften vor 1700, inbesondere Inkuna- 
beln und Wiegendrucke sowie Druckerzeugnisse des 18. - 20, Jahr- 
hunderts von besonderer Seltenheit (bibliophile Ausgaben bzw. Rare 

3. Archivmaterialien von besonderer nationaler und internationaler 
Bedeutung. Dazu zähilen insbesondere handschriftliche Zeugnisse 
bedeutender Persönlichkeiten aller Zeiten und Völker. 

4. Münzen, die auf Handprägestöcken hergestellt wurden. Die Listen 
der zum Ssqport vorgesehenen Münzen sind zur Feststellxmg ihrer 
Prägung und der damit verbundenen KategorislerUhg dem MUnzlcabi- 
netx der Staatlichen Museen zu Berlin zur Prüfung vorzulegen. 

Ortsfeste und bewegliche Denkmale, die als geschützte Denkmale 
in den staatlichen Denkmallisten enthalten sind. Hier erfolgt 
die Freigabe für den Export nach Abstimmung mit dem Institut 
für Denkmalpflege. 

6. Natuiv^issenschaftliche Zeugnisse, die von besonderer Bedeutung 
für die Gescliichte der Natur und Gesellschaft sind. Hier erfolgt 
der Export nach Abstimmung mit dem Institut für Museumswesen, 
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Vertrauliche Verschlußsache 

WS b 2 - 403/89 
U . Ausf. 01 Blatt ^ 


VORSITZENDER DES MINISTERRATES 
Verfügung Nr. 56 /89 
vom 20. April 1989 



Entsprechend Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 19.4.1989 
wird verfügt: 

1 . Aus der Staatsreserve A sind zeitweilig außerplanmäßig 

1 . 800 t Kupfer 
1 . 900 t Aluminium 


zur Verfügung des Staatssekretärs für Kommerzielle Koordinie- 
rung auszulagern. 

2. Die Wiedereinlagerung in die Staatsreserve A hat jeweils 
12 Monate nach Übernahme der Erzeugnispositionen durch den 
Außenhandel zu erfolgen. 

Für die Wiedereinlagerung ist der Staatssekretär für 
Komjnerz ie 1 le Koordinierung verantv/ort lieh . Er hat den aus der 
Inanspruchnahme dieser Fonds erwirtschafteten Valutaerlös 
gegenüber dem Vorsitzenden des Ministerrates und dem Vor- 
sitzenden der Staatlichen Plankommission abzurechnen. 


3. Der Preiszuschlag in Höhe von 5 % ist nicht zu berechnen. 

4. Die Wiedereinlagerung der entsprechend Verfügung Nr. 182/88 
dem Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung zur Ver- 
fügung gestellten 740 t Zink hat bis zum 31.3.1990 zu erfolgen. 


Verteiler : 



1. Vorsitzender des Ministerrates 

2. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 

3. Minister für Nationale Verteidigung 

4. Staatssekretär für Kommerzielle Koordinierung 

5. Leiter der Staatlichen Verwaltung der 
Staatsreserve 
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Abschrift 


Ministerium der Finanzen 
Der Minister 


Berlin, 24.05.1989 


Anweisung Nr. 2/1989 

über In formst ionspflichten beim Vprliegen von Steuer- 
und Abgabenverkürzunqen gemäß § 176 Strafgesetzbuch 


Die wirksame Vorbeugung und Bekämpfung der vorsätzlichen 
Verkürzung von Steuern, Abgaben und anderen Abführungen 
durch die Steuerfahndung erfordert eine ständige zentrale 
Analyse und Auswertung dieser Straftaten. 

Zur Sicherstellung der dazu notwendigen Informationen wird 
folgendes angewiesen; 


1. Die Ratsmitglieder für Finanzen der Räte der Bezirke 
haben zu sichern, daß der Leiter der Abteilung Steuern 
und Abgaben des Ministeriums der Finanzen unverzüglich 
über das Vorliegen des Verdachts einer vorsätzlichen 
Steuer- und Abgabenverkürzung gemäß § 176 Stra-fgesetz- 
buch informiert wird, unabhängig davon, welchem Organ 
die Untersuchung der Straftat durch den Staatsanwalt 
übertragen wurde. 


2. Die Information hat schriftlich mit der Einleitung 

eines Ermittlungsverfahrens - spätestens jedoch inner- 
halb einer Woche nach Einleitung - zu erfolgen und muß 
insbesondere folgende Angaben enthalten: 

- Personalien des Täters (Name, Vorname, PKZ, Wohnan- 
schrift) , 

- berufliche Ausbildung, 

- Tätigkeit (ausgeübtes Handwerk, Gewerbe usw.), 

- Besonderheiten zur gesellschaftlichen Stellung des 
Täters , 

- Einkommens- und Vermögensverhältnisse , 

- kurze Darstellung der Art und Weise der Steuer- und 
Abgabenverkürzungen , 

- voraussichtliche Höhe der Nachforderungen und Möglich- 

keiten zu ihrer Realisierung. 
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Darüber hinaus ist zu vermerken, welches .Organ vom Staats- 
anwalt mit der weiteren Untersuchung beauftragt wurde. 

3. Durch die Leiter der Steuerfahndung der Bezirke ist 
der Leiter der Abteilung Steuern und Abgaben des 
Ministeriums der Finanzen bereits vor Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens zu konsultieren, wenn 
anhand vorliegender Ausgangsinformationen erkennbar 
ist, daß 

- auf Grund der Schwere und des Umfanges der Steuer- 
und Abgabenverkürzung oder aus anderen Gründen eine 
Inhaftierung erforderlich und unumgänglich ist, 

- der Sachverhalt eine besondere politische, rechtliche 
oder operative Bedeutung hat bzw. eine zentrale 
Abstimmung, z. B. mit den Justiz- und Sicherheitsorganen 
notwendig ist. 

4. Nach Übergabe eines von der Steuerfahndung abschließend 
bearbeiteten Ermittlungsverfahrens an den Staatsanwalt 
und dessen Entscheidung (§ 147 Straf pozeßordnung) ist 
eine Abschlußinformation über das endgültige Ergebnis, 
die Entscheidung des Staatsanwaltes (z.B. Erhebung der 
Anklage) sowie über festgestellte Ursachen und be- 
günstigende Bedingungen der Straftat zu übersenden. 

Die endgültige Höhe der Steuer- und Abgabenverkürzung 
ist dazu unterteilen in 

- Steuer- und Abgabennachf orderungen insgesamt und davon 

- die strafrechtlich relevante Summe. 
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5. Nach einer gerichtlichen Verurteilung sind das Strafmaß 
sowie sonstige notwendige Präzisierungen oder Informationen 
(z. B. Hinweise auf Eingriffe in Festlegungen des § 217 
der Abgabenordnung) entweder im Rahmen der halbjährlichen 
Berichterstattung über die Prü-fgngstätigkeit mitzuteilen 
oder als Nachtrag mit der nächsten Information über andere 
Steuer- und Abgabenverkürzungen zu übersenden. 

6. Eine Information an den Leiter der Abteilung Steuern und 
Abgaben des Ministeriums der Finanzen ist ebenfalls er- 
forderlich, wenn nach einer gerichtlichen Verurte-ilung in 
den bezirklichen oder zentralen Presseorganen ein Gerichts- 
bericht zu dieser Sache veröffentlicht wird. 

Die Information hat durch Übersendung des veröffentlichten 
Gerichtsberichtes zu erfolgen. 

7. Schriftliche Informationen sind mit ZKD zu übersenden. 

8. Diese Anweisung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Anweisung Nr. 20/82 des Ministers 
der Finanzen vom 27. Dezember 1982 außer Kraft. 


Höf n e r 


Verteiler 



Räte der Bezirke 

15 

X 

Abt. Steuern und Abgaben 

3 

X 

Abteilung Recht 

2 

X 


20 

X 


1616 






A. Schalck Berlin, den 28. 6/ 1989 

hy 



Lieber Genosse Mittag! 

Entsprechend den Festlegungen des Politbüros 
untersteht Dir der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
und in Deinem Auftrag leite ich die dem Bereich unter- 
stellten AuGenhande 1 sbet r i ebe . 

Bei der Vorbereitung des Beschlusses zur Verordnung 
über den Volkseigenen Außenhandelsbetrieb, der im 
Ministerrat behandelt werden soll, wurde im Beschluß- 
entwurf aufgenommen, daß für diese Außenhandels- 
betriebe die Aufgaben des Leiters des übergeordneten 
Organs durch den Staatssekretär und Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung wahrgenommen werden 
( s i ehe Anlage ) . 

Dazu besteht mit Genossen Dr. Beil völlige Liberein- 
st immung . 
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Auf Veranlassung des Genossen Kleiber soll nunmehr 
in der morgigen Sitzung des Ministerrates dieser 
Beschlußvorschlag ersatzlos gestrichen werden. 

Dies würde bedeuten, daß entsprechend der Verordnung 
über die Außenhandelsbetriebe auch die dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung unterstellten Außenhandels- 
betriebe dem Minister für Außenhandel unterstellt 
sind . 

Ich empfehle, entsprechend dem Beschluß des Politbüros 
des ZK der SED vom 2.11.1976 und des Beschlusses des 
Sekretariats des ZK der SED vom 24.06.1981 (s. Anlagen) 
die beiliegende Fassung im Ministerrat zu bestätigen. 


Mit kommunistischem Gruß 




Anlagen 
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Beschl u6 


zur Verordnung über den volkseigenen Außenhandelsbetrieb 


Folgender Beschluß wird gefaßt: 

1. Der Entwurf der Verordnung über den volkseigenen 
Außenhandelsbetrieb wird bestätigt. 

2. Die Verordnung ist im Gesetzblatt der DDR zu ver- 
öffentlichen. 

3. Die Bestimmungen der Verordnung werden gemäß § 1, 
Absatz 2, grundsätzlich auch auf die Außenhandels- 
betriebe angewandt, die dem Leiter des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung unterstellt sind. 

Für diese Außenhandelsbetriebe werden die Aufgaben 
des Leiters des übergeordneten Organs durch den 
Staatssekretär und Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung wahrgenommen. 
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Die direkte Unterstellung von Leitern zentraler Staats- 
organe wird bestätigt. 

(Anlage) 



Der Beschlufiouszug ist mit dem Vermerk, wie der Beschlufi durchgeführt wurde, on das Büro des Politbüros zuruckzugebenl 




Anlage 4 


Unterstellung leitender Genossen zentraler staatlicher 
Organe beim Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK, 
Genossen Günter Mittag 


Genosse Alexander Schalck, 

Staatssekretär im Ministerium für Außenhandel, 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


Die Unterstellung erfolgt im Zusammenhang mit 
der Übertragung bestimmter Aufgaben der Partei 
auf dem Gebiet des Außenhandels. 

Dadurch wird seine staatliche Verantwortung nicht berührt. 
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Vertrauliche Verschlußsache 

ZK 03 - Sekretariat ~ Besdilüsse - 


Gen. Schalck 




BfttriHt: 


Vorschläge und Maßnahmen für die Erhöhung der Verantwortung 
bei der Durchführung der Außenhandelsaufgaben durch die 
Kombinate bei strikter Beibehaltung und Festigung des 
Außenhandelsmonopols 


Die Vorlage wird bestätigt. 


(Anlage Nr. 2) 


Dtr Batchluftaiiitug Ut mit (f$m Vtimtii, wk d«r B«KhluQ du rchge führt wurde, on dai Büro des PolilbCrot 7urG(ktu$abcAl 





Anlage Nr. 2 »um Protokoll Nr, 30 vom 24. 6., 1981 


3etr. ; Vorschläge und Maßnahmen für die Erhöhung der Verant- 
wortung bei der Jharchführung der Außenhandelsaufgaben 
durch die Kombinate bei strikter Beibehaltung und 
Festigung des Außenhandelsmonopols 


Beschluß 


Zur Erhöhung der Effektivität und Qualität des Exportes und 
Importes der DDK und der dazu erforderlichen Gewährleistung 
einer durchgängigen Verantwortung für die Leitung und* Pla- 
nung des Reproduktionsprozesses in einem geschlossenen 
Kreislauf, beginnend von Forschung und Entwicklung über die 
Produktion bis zum Absatz der Erzeugnisse, einschließlich 
der Verantwortung für die Außenhandelsaufgaben (Export und 
Import) bei Wahrung und Stärkung des Angebots- und Nach- 
fragemonopols, werden mit Wirkung vom 1.1.1982 Außenhandels- 
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flxnen der Kombinate gebildet, die Teil einer Außenhan- 
delsorganisation eines Industrieministeriums sind und 
in deren wirtschaftliche Rechnungsführung einbezogen 
werden* 

Sie sind in bezug auf die Leitung, Flanimg und Durch- 
führung des Außenhandels den Generaldirektoren der 
Kombinate und der Außenhandelsorganisation doppelt 
unterstellt* 

Ministerium für Chemische Industrie 

T£B Chemiekombinat Bitterfeld 

YBB Kombinat Agrochemie Piesteritz 

YEB Petrolchemisches Kombinat Schwedt 

7BB Kombinat Lacke und Farben 

VEB Kosmetik -Kombinat Berlin 

VEB Kombinat Haushaltchemie Genthin 

VEB Leuna-Werke "Walter Ulbricht" 

YEB Chemische Werke Buna Schkopau 

YEB Kombinat Synthesewerk Schwarzheide 

VEB Kombinat Plast- und Elastverarbeitung Berlin 

Außenhandelsorganisation : Chemle-Szport-Import 

VE Außenhandelsbetrieb der DDR 


Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik 

VEB Kombinat Elektroenergieanlagenbau 

VEB Kombinat Automatisierungsanlagenbau 

VEB Kombinat Elektromaschinenbau 

VEB Kombinat Kachrichtenelektronik 

Kombinat VEB Lokomotivbau - Elektrotechnische 
Werke "Hans Beimler" 

Kombinat VEB Kabelwerk Oberspree "Wilhelm Pieck" 

Außenhandelsorganisation: Elektrotechnik Export-Import 

VE A ußenhandelsbetrieb der DDR 
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Kombinat VEB Elektrogerätcwerk Suhl 
Kombinat VEB Pentacon I>refiden 

Kombinat VEB Elektro- Apparat e-Werke "Priedrich Bbert” 
Kombinat VEB NARVA "Rosa Luxemburg" 

Kombinat VEB Keramische Werke Hermsdorf 
Kombinat VEB Fahrzeugelektrik Ruhla 
VEB Kombinat Rundfunk und Fernsehen 

Außenhandelsorganisation: Heim-Electric Export-Import 

VE Außenhandelsbetrieb der DDR 

Ministerium für Allgemeinen Maschinen-, Landmaschinen- 
und FeJirzeugbau 

VEB IFA-Kombinat Nutzkraftwagen 

VEB IFA-Kombinat Spezialaufbauten und Anhänger 

VEB IFA-Kombinat Personenkraftwagen 
VEB IFA-Kombinat Zweiradfahrzeuge 

Außenhandelsorganisation: Transportmaschinen Export-Import 

VE Außenheindelsbetrieb der DDR 


Verantwortlich : Gen, Beil 

Gen. Wyschofsky 
Gen. Steger 
Gen. Kleiber 

2. Mit dem Ziel, den Export- und Importplan 1981 mit hoher 
Effektivität zu erfüllen und den Plan 1982 mit einem hohen 
ökonomischen Nutzeffekt vorzubereiten, wird den General- 
direktoren der in Punkt 1 genannten Kombinate ab 1.8,1981 
die Verantwortung für die operative Leitung der zuständigen 
Kontore in den Außenhandelsbetrieben Chemie Export-Import, 
Elektrotechnik Export-Import, Heim-Electric Export-Import 
und Transportmaschinen Export-Import übertragen. 

Verantwortlich : Generaldirektoren der Kombinate 

Generaldirektoren dtr Außenhandelsbetriebe 
Indu s tri emini s t er 
Genosse Beil 
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3* ple Außenhandelsbetriebe 

Chemie Exportolmport 
Elektrotechnik Export-Import 
Helm-Electrlc Export-hnport 
Transportmaschinen Export-Import 

sind mit Wirkung vom 1. 1« 1982 als Außenhandelsorganisa- 
tionen im Bereich der Ministerien zu organisieren, die 
.juristisch selbständig sind, nach den Prinzipien der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeiten und dem zu- 
ständigen Industrieminister und dem Minister fttr Außen- 
handel doppelt xmterstellt sind* 

Verantwortlich ; Gen. Beil 

Gen. Wyschofsky 
Gen. Steger 
Gen. Kleiber 

4. Die Außenhandelsorganisationen und die zugehörigen Außen- 
handelsfirmen der Kombinate haben ihren Sitz in Berlin, 
Hauptstadt der DDR. 

5. Der Minister für Außenhandel imd die zuständigen Industrle- 
fflinlster erlassen entsprechend der Spezifik für jede gemäß 
Beschlußpimkt 1 zu bildende Außenhandelsfirma Regelxmgen 
über die Leitung, Planiing und Durchführung des Außenhan- 
dels. 

Termin: 1. 8. 1981 

Alle sich aus diesem Beschluß ergebenden materiellen, or- 
ganisatorischen, rechtlichen und kaderseitigen Maßnahmen 
sind bis zum 31# 12. 1981 durchzuführen. 

Verantwortlich t Gen. Beil 

Gen. Wyschofsky 
Gen. Steger 
Gen. Kleiber 
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6. ^Entsprechend dem Beschluß des Sekretarlcrts des ZK der SED 
"Bildung einer Parteiorganisation des Außenhandels mit 
den Rechten einer Kreisleitung" (28, 9* 1962) hlelhen die 
Parteiorganisationen der Außenhandelsorganisationen und 
Außenhandelsfirmen der Kreisparteiorganisation Außenhan- 
del eugeordnet« 


7. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung wird von dieser 
Aufgabenstellung nicht berührt. Er arbeitet als selbstän- 

I 

diger Bereich nach festgelegtem Unterstellungsverhältnis* 
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Dokument 212 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

MINISTERIUM FÜR KULTUR 
MINISTER 


Minister für Außenhandel 
Genossen Dr* Gerhard Beil 
Ministerium fUr Außenhandel 
Unter den Linden 44-60 
Berlin 
1080 

Werter Genosse Br* Bellt 

Bie swisohen unseren Ministerien ahgesohlossene Vereinbarung s&ur 
Aussonderung von KulturgUtem von besonderer nationaler und von 
internationaler Bedeutung vom Export der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH ist» entsprechend den Mßgllohkelten des Ministeriums für Kul- 
tur» so nicht mehr tragcar* 

Bas liegt» aus der Sicht der von mir mit dieser Aufgabenstellung be- 
auftre^ten Kulturgutschutekomraisslon» Insbesondere daran, daß ange- 
sichts des Massencharakters des Warenbestands des Außenhandelsbe- 
triebes und des damit verbundenen hchen Arbeitsaufwandes eine regel- 
mäßige Überprüfung seitens der Sachverständigen des Museumswesens 
nicht mehr mäglich ist* 

In beiderseitigem Interesse schlage ich Ihnen vor» daß die Kunst- 
und Antiquitäten GmbH künftig Kulturgüter von besonderer nationaler 
und von internationaler Bedeutung selbst vom Export aussondert und 
in Zusammenarbeit mit der Kulturgutsohutakommiosion und dem Institut 
für Museumswesen den Museen anbietet» Auch muß vom Ankauf von nach 
dem Kulturgutschutagesetz registrierten Kulturgüter, die allein aus 
dieser Tatsache von hochrangiger Bedeutung sind, Abstand genommen 
werden» 

Beiliegend übersende ich Ihnen die Entwürfe neuer vertraglicher Ver- 
elnbalTungen, die in diesem Sinne ausgearbeitet wurden» Aus der Sicht 
des Ministeriums für Kultur stellen diese vorgeschlagenen Regelungen 
einen Vertrauensbeweis hinsichtlich der Handhabung des Kulturgut- 
schutzgeeetzes im Verantwortungsbereich der Kunst- und Antiquitäten 
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QmbH dat'* Aus dem genannten gegenseitigen Interesse sohelnt es mir 
um so bedauern eher* daß bei der Abstimmung auf Bearbeiterebene die 
Vertragsentwürfe nicht die Zustimmung der Kunst- und Antiquitäten 
GmbH fand* 

Nach Information des Vorsitzenden der Kulturgutschutzkommission sie) 
sich die Kunst- und Antiquitäten Gmb)l außerstande, selbst eine solc) 
Aussonderung vorzunehraen, da die Mitarbeiter des Betriebes dazu nie) 
qualifiziert genug sind \md hochrangige Kulturgüter nicht zu erkennt 
vermögen* 

loh bitte Sie um Ihren Standpunkt* 

Mit so 

Br* Hans- Joachim Hoff mann 


Anlagen 
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Vereinbarung 


zwischen dem Ministerium iUr Kultur 

Molkenmeo^kt 1>3 
Berlin 
1020 

und dem Ministeriiim iür Außenhandel 

Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Unter den Linden 44-60 
Berlin 
1080 

1« Entsprechend $ 9 Abs« 1 der 3« IKirchlUhrungsbestimmung 
zum Kdturgutschutzgesetz delegiert der Minister für 
Kulloir die Genehmlgiuigsbefugnis zur Ausfuhr von Kultur- 
gut im Bereich des Ministeriums für Außenhandel auf den 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung im MinisteriiuD 
für Außenhandel zuständigen Staatssekretär« der den Außen- 
handelsbetrieb Kunst und Antiquitäten mit der Wahznehmung 
der sich daraus ergebenden Aufgaben betraut« 

Die von der Kunst und Antiquitäten GmbH gesiegelten Ausfuhr- 
dokumente berechtigen somit unter Beachtung der Ziffer 2 
der vorliegenden Vereinbarung zur Ausfuhr des &ilturgutes« 

2« Der AHB Kunst \md Antiquitäten portlft« ob in seinem Waren- 
bestand geschütztes Kulturgut der DDR von intexnationaler 
und besonderer nationaler Bedeutung im Sinne des $ 5 der 
Verordnung über den Staatlichen Museumsfonds vorhanden ist« 

Auf Grundlage von Sachverständigengutachten entsprechend der 
4« Durchführungsbestimmung ziun Kulturgutschutzgesetz entschei- 
det die Kulturgutschutzkommission« ob die Ausfuhr dieser Kul- 
turgüter gemäß der 3« Durchführungsbestimmung zum Gesetz ge- 
nehmigt wird« 

Das diesbezügliche Verfahren wird in einer gesonderten Verein- 
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barung zwischen den Generaldirektor des AHB Kunst und 
^tiqui täten und dem Vorsitzenden der Kulturgutschutz- 
konunission geregelt* 

über die Verwendung des nicht zur Ausfuhr freigegebenen 
Kulturgutes werden seitens des Ministeriums für Kultur 
und des AHB Kunst imd Intiqui täten jeweils gesonderte Ver- 
einbarungen getroffen* 

3* Die zwischen den Partnein der Vereinbarung am 04*11*1982 
abgeschlossene Vertrag tritt hlexmit atiBer Kraft* 


Berlin, den 



Ür* Hans- Joachim Hoffmann 
Minister für Kultur 


Dr* Schalck 
Staatssekretär im MAE 
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Dokument 213 

Berlin^ September 1969 



des Kul turgutschutzgesetres beim Export von Kulturgütern am 
12. September 1989 eine Beratung durchgeführt. Daran nahmen 
teil der StaatssekretSr im Ministerium für Kultur, Genasse 
Keller, der Stellvertreter des . Ministers der Finanzen, 
Genosse Klinke, sowie der Generaldirektor des AHB Kunst und 
Antiquitäten GmbH, Genosse Parken. 

Im Ergebrtis der Beratung wurde Übereinstimmung erzielt, die 
im Schreiben des Genossen Hoffmann genannten Probleme wie 
folgt zu lösen: 

1. Zur Durchsetzung des Kulturgutschutzgesetzes hat der 
Minister der Finanzen die Ratsmitglieder Finanzen der 
Räte der Bezirke und Kreise angewiesen, bei den Finanz- 
organen im Zusammenhang mit Steuerverfahren anfallende 
Kulturgüter aus Privatbesitz den Abteilungen Kultur der 
Räte der Bezirke anzuzeigen. Durch die Abteilungen Kultur 
sind diese Gegenstände innerhalb von 4 Wochen zu begut- 
achten, und es Ist zu entscheiden, ob ein Export ent- 
sprechend der >. Durch! ührungsbestimmur»g des Kulturgut- 
schutzgesetzes erfolgen kann. Dieses Verfahren sichert, 
daO die Kulturgüter, die auf Grund der Rechtsvorschriften 
nicht exportiert werden dürfen, nicht in den Warenfonds 
des AHB Kunst und Antiquitäten GmbH übergeben werden. 

Der Minister für Kultur wird dazu eine spezielle Anlei- 
tung der Ratsmitglieder für Kultur der Räte der Bezirke 
durchführen . 
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2. Zum Ankauf solcher Kulturgüter wurde den staatlichen Kul- 
tureinrichtungen die Möglichkeit der Bezahlung innerhalb 
von drei Oahren zugestanden. Dadurch besteht die Möglich- 
keit, die erforderlichen Mittel für die Bezahlung der er- 
worbenen Gegenstö’nde in den Plan des Museums bzw. des 
Kulturfonds zweckgebunden einzuordnen. Das Problem det bis- 
herigen Regelung bestand darin, daß die für das Oahr be- 
stfitigten Haushaltsmittel oft nicht ausreichten, um den 
kurzfristigen Ankauf der Kulturgüter zu ermöglichen. 

3. Zur Klärung der Finanzierungsprobleme bei Fundsachen 

(z. B. Münzen, Haushalts- und Kultgegenstände u. Ö. aus der 
Zeit nach dem 6. Jahrhundert) prüft das Ministerium der 
Finanzen gemeinsam mit dem Ministerium für Kultur die kosten- 
lose Übergabe von Fundsachen an die staatlichen Museen. Die 
Zahlung einer höheren Fundprämie an die Bürger durch das 
Ministerium für Kultur soll Spekulationen oder illegalem 
Verkauf solcher Gegenstände entgegenwirken. 

4. Oer Minister für Kultur hat vorgeschlagen, die in Ziffer 
42 des Gesetzgebungsplanes für den Zeitraum bis 1990 
(Beschluß des Ministerrates vom 10. September 1987 

- 01-40/12/87 -) für 1989 enthaltene Festlegung zur Ausar- 
beitung einer Analyse der Wirksamkeit des Gesetzes zum 
Schutz des Kulturgutes der DOR aufzuheberi. Diesem Antrag 
sollte gefolgt werden. Es ist zweckmäßig, eine solche 
Analyse erst nach konsequenter Umsetzung und Erprobung der 
Jetzt erarbeiteten Festlegungen in der Praxis durchzuführen. 

Diese Vorschläge können auf der Grundlage der gesetzlichen Be- 
stimmungen verwirklicht werden. 

Wei tere ' zentrale Entscheidungen sind nicht erforderlich. 

Oie konkreten Fragen werden zwischen dem Ministerium der 

Finanzen und dem Ministerium für Kultur geklärt. 

Genosse Beil stimmt diesen Vorschlägen ebenfalls zu. 

Ich bitte um Zustimmung. 
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Geheire VerschluOsache 

b 2 - b 5 - 0909/89 
(;.Expl. 1 Blatt 

VORSITZENDER OES MINISTERRATES 

Verfügung Nr. .124 /09 ' 
vom 21. September 1909 



n- 

Uj' 
I 


> 


/<^c> Ct 


1. Oer operative Valutaplan Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet 
für das I. - IV. Quartal 1909 entsprechend der GVS b 5 - 0900/09 
wird bestätigt. 

2. Oer Vorsitzende der Staatlichen Plankommission wird beauftragt, 
die Ourchführung des operativen Valutaplanes zu kontrollieren. 



Verteiler: 

Vorsitzender des Ministerrates 

Erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates 
Genosse Kleiber 

Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommission 
Minister für AuOenhandel 
Minister der Finanzen 

Staatssekretär und Leiter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung 

Präsident der AuOenhandel sbank 

Leiter des Sekretariats des Ministerrates 

Archiv für Staatsdokumente 
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A. Schalck 


Berlin, den 19. lo. 1989 


Generaleekretär des 
Zentralkomitees der SED 

Genossen Egon Krenz 


bestätigt am 24.10.1989 




Lieber Genosse Krenz 1 




Beiliegend übermittle ich Dir auftragsgemäß 
den Entwurf der Vorlage für das Politbüro 
des ZK der SED 





Unterstellung des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung. 


Bitte um Zustimmung. 


Mit kommunistischem Gruß 




Anlage 



Egon Krenz 


Berlin, den 


Ex . , Je Blett 
Ex . , Blett 


Vorlage 

für des Politbüro des ZK der SED 


Betreff: Unterstellung des Bereiches 

Kommerzielle Koordinierung 


Beschlußentwurf ; 1. Der Bereich Kommerzielle 

Koordinierung unter Leitung 
des Genossen Alexander Schalck 
wird dem Generalsekretär des 
ZK der SED unterstellt. 

2. In den Führungsdokumenten des 
Nationalen Verteidigungsrates 
sind entsprechende Präzisierungen 
vorzunehmen . 

Verantwortlich: Genosse Streletz 


Unterschrift : 


Krenz 
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BegrOndunp! 


Der Bereich Kommerzielle Koordinierung erfüllt 
im Rehmen der Sicherung der Zahlungebilenz der 
DDR, der effektiven Auegeetaltung der Bezie- 
hungen der DDR zur BRD, der Steuerung spezieller 
Auslandsverbindungen und besonderer Kontakte zu 
kirchlichen Organisationen, der Ökonomischen 
Leitung festgelegter Parteifirmen im NSW und 
ausgewöhlter Heßnahmen zur Sicherung einer hoch- 
effektiven Produktion der Industrie und der Ver- 
sorgung der Bevölkerung der DDR komplizierte und 
bedeutungsvolle Aufgaben, die ein schnelles 
Reagieren auf eich verändernde Lagebedingungen 
ermöglichen und damit wesentlich und unmittel- 
bar zur erfolgreichen Verwirklichung der Beschlös- 
se des Politbüros des ZK der SED und der ent- 
sprechenden Festlegungen des Generalsekretärs 
beitragen. 
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-Leseabschrift- 
Protokoll Nr. 45 

der Sitzung des Politbüros des ZK der SED vom 24. 10. 1989 


Anwesende Mitglieder: Axen, Böhme, Dohlus, Eberlein, Hager, 

Jarowinsky, Keßler, Kleiber, Krenz, 
Krolikowski, Lorenz, Mielke, Mückenberger, 
Neumann, Schabowski, S indermann, Stoph, 
Tisch 

Anwesende Kandidaten: Lange, G. Müller, M. Müller, Schürer, 

Walde 

Gäste: H. Naumann, Pöschel, Geggel, Herger 


Zur Sitzung hinzugezogen: 

Zum Punkt 4; Dickel, Fischer, Heusinger, Arndt, Wendland, 

G. Böhme, Ehrensperger, Sieber 

Zum Punkt 5: Dickel, Fischer, Wendland, Heusinger, Sarge, 

G . Böhme 

Zum Punkt 6: Singhuber, Blessing, Ehrensperger 

Zum Punkt 7: Arndt, Fischer, Höfner, Beil, Aurich, 

Wöstenfeld, Sieber, Ehrensperger, Weiß, 
Schulz, Brock 

Zum Punkt 8: Lorf, Hentschel, Ehrensperger 

Zum Punkt 9: Seidel, Ehrensperger, Brock, Thielmann 


Beginn: 14.00 Uhr 

Ende: 19.10 Uhr 


Sitzungsleitung: Genosse E. Krenz 

Protokoll führung: Genosse E. Schwertner 
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Zum Protokoll Nr. 45/89 


1 . Protokollbestätigung 


1. Das Protokoll Nr. 42 der Sitzung des 
Politbüros am 10. 10. und 11. 10. 1989 
wird bestätigt. 

2. Das Protokoll Nr. 43 der Sitzung des 
Politbüros vom 17. 10. 1989 wird 
bestätigt. 

3. Das Protokoll Nr. 44 der Sitzung des 
Politbüros vom 18. 10. 1989 wird 
bestätigt. 


2. Zur aktuellen politischen Lage nach der 9. Tagung des ZK der 
SED 


Berichterstatter : 
E . Krenz 


1. Die Information des Generalsekretärs des 
ZK der SED, Genossen E. Krenz, über sein 
Telefongespräch mit dem Generalsekretär 
des ZK der KPdSU, M. S. Gorbatschow, am 
Sonnabend, dem 21. 10. 1989, wird zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen. 

Genosse H. Axen wird beauftragt, die 
notwendigen Materialien für den Besuch des 
Genossen E. Krenz in Moskau vorzubereiten. 


2. Die Ausführungen des Genossen E. Krenz zur 
Arbeit nach der 9. Tagung des ZK der SED 
werden bestätigt. 

Sie gelten als Kollektive Meinung des 
Politbüros auch für die Beratung des Gene- 
ralsekretärs des ZK der SED mit den Lei- 
tern der Abteilungen des ZK am Mittwoch, 
dem 25. 10. 1989, sowie für die Beratung 
mit den 1. Sekretären der Bezirksleitungen 
am Freitag, dem 27. 10. 1989. 
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Zum Protokoll Nr. 45/89 


12 . Unterstellung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

Berichterstatter : 

E. Krenz 


1. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
unter Leitung des Genossen Alexander 
Schalck wird dem Generalsekretär des ZK 
der SED unterstellt. 

Entscheidungen, die dem Generalsekretär 
des ZK vorgelegt werden, sind gleichzeitig 
dem Vorsitzenden des Ministerrates der DDR 
zur Kenntnis zu geben. 


2. In den Führungsdokumenten des Nationalen 
Verteidigungsrates sind entsprechende 
Präzisierungen vorzunehmen. 

Verantwortlich: Genosse F. Streletz 


13 . Außerplanmäßige Auslagerung aus der Staatsreserve A 

Die Vorlage wird bestätigt. 

(Anlage Nr. 10) 

14 . Teilnahme an Veranstaltungen 

Die Vorlage wird bestätigt. 

(Anlage Nr. 11) 
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Zum Protokoll Nr. 45/89 


15. Unterzeichnung des Jahresabkommens 1990 zwischen Österreich 
und der DDR 


Berichterstatter: 
W. Stoph 


Das Politbüro stimmt der Reise des Genossen 
W. Stoph zu einem Arbeitsbesuch in Österreich 
und der Unterzeichnung des Abkommens zu. 


16 . Information über die Staatsdevisenreserve 
Berichterstatter: 

W. Stoph 


Die Information über die Staatsdevisenreserve 
wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 


17. Pressemitteilung über die Sitzung des Politbüros am 
24. 10. 1989 


Die Pressemitteilung wird bestätigt. 


(Anlage Nr. 12) 
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Berlin, 24. Okt. 1989 


An die 

Mitglieder und Kandidaten 
des Politbüros des ZK der SED 


Werte Genossen! 

Für die heutige Sitzung des Politbüros erhaltet Ihr noch 
beiliegende Vorlagen als neue Tagesordnungspunkte: 

* Unterstellung des Bereiches Kommerzielle 582 

Koordinierung 

Berichterstatter: Genosse E. Krenz 

* Tagung des Komitees der Außenminister der 583 

Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages 

Berichterstatter: Genosse O. Fischer 

* Außerplanmäßige Auslagerung aus der Staats- 584 

reserve A 


Büro des Politbüros 


Schwertner 
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Oen. Schelck 


Vertrauliche Verschlußsache 

ZK 02 — Politbüro — Beschlüsse — 

2./652 45/Ö9 vom 24, 10. 1989 

Blott 


Unterstellung des Bereiches Kommerzielle Koordlnicrun 


1. Oer Bereich Kommerzielle Koordinierung 
unter Leitung des Genossen Alexander 
Schalck wird dem GeneralsekretSr des ZK 
der SED unterstellt. 

Entscheidungen, die dem Generalsekretär 
des ZK vorgelegt werden, sind gleichzeitig 
dem Vorsitzenden des Minlsterrates der DDR 
zur Kenntnis zu geben. 


2. In den Föhrungsdokumenten des Nationalen 
Verteidigungsrates sind entsprechende 
Präzisierungen vorzunehmen. 

Verantwortlich: Genosse F. Streletz 



D«r B«tdilu8auiKU0 iM noch Crlodt^ung on dot Büro PolUbllrof lurflddtuo^bonl 
Ap 220 - 0ait«ll-Nr. 04/207 o 
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A. Schalck Berlin, den 25.10,1989 


Generalsekretär des 
Zentralkomitees der SED 

Genossen Egon Krenz 


Lieber Genosse Krenz ! 

Im Hinblick auf die notwendige zentrale Führung und 
Koordinierung aller grundlegenden Aktivitäten zur Ent- 
Wicklung der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
sowie gegenüber Westberlin wird vorgeschlagen, Fest- 
legungen zur weiteren Arbeit der bestehenden Arbeits- 
gruppe des Politbüros "BRD/Westberl in" zu treffen. 

Der Vorschlag geht davon aus, daß Aktivitäten und Ent- 
scheidungsvorschläge durch die Arbeitsgruppe in der er- 
forderlichen Komplexität und bezüglich ihrer Konsequenzen 
allseitig eingeschätzt werden. Dem Vorschlag liegt weiter 
zugrunde, daß durch den Vorsitzenden des Ministerrates, 
Genossen Willi Stoph, bzw. seinen 1. Stellvertreter er- 
forderlichenfalls die weitere staatliche Umsetzung er- 
folgt. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, zu prüfen. Genossen 
Günter Kleiber als Mitglied der Arbeitsgruppe vorzu- 
sehen. 

Ich bitte um Zustimmung bzw. Festlegung der weiteren 
Arbeitsschritte zur endgültigen Ausarbeitung und Be- 
bestätigung des Vorschlages. 







E ntwur f 


Festlegungen zu den Aufgaben und der Arbeitsweise 
der Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der SED 
zur Koordinierung grundsätzlicher Fragen in den 
Beziehungen der DDR gegenüber der BRD und Westberlin 


1. Die Arbeitsgruppe des Politbüros hat die Aufgabe, 
zentrale Beschlüsse und Festlegungen zur Führung 
und Koordinierung grundsätzlicher Aktivitäten und 
Fragen in den Beziehungen zwischen der DDR und der 
BRD sowie gegenüber Westberlin in ihrer erforder- 
lichen Komplexität vorzubereiten und die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen für die DDR einzuschätzen. 


2 . Der Arbeitsgruppe des Politb^os gehören an: 


Genosse Hermann Axen / 

Genosse Günter Kleiber / 

Genosse Werner Krolikowski ^ 
Genosse Gerhard Schürer 
Genosse Gunter Rettner 
Genosse Kurt Nier 
Genosse Alexander Schalck (Sek 



3. Die Materialien für die Arbeitsgruppe des Politbüros 
sind durch die zuständigen Minister in Abstimmung mit 
dem Minister für Auswärtige Angelegenheiten und der 
zuständigen Abteilung des ZK der SED auszuarbeiten 
und dem Sekretär der Arbeitsgruppe zu übermitteln. 

Durch den Sekretär der Arbeitsgruppe kann in Abstimmung 
mit dem Minister für Auswärtige Angelegenheiten ent- 
schieden werden, daß Vorschläge und Materialien, die 
keinen grundsätzlichen Charakter tragen und im Rahmen 
bereits gefaßter Beschlüsse oder getroffener Festle- 
gungen liegen, eigenverantwortlich durch die zustän- 
digen Minister durchzuführen und zu verantworten sind. 
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4. Die Behandlung der Materialien in der Arbeitsgruppe 
des Politbüros erfolgt in der Regel im Umlauf verf ahren . 

5. Entscheidungsvorschläge oder Materialien, denen die 
Arbeitsgruppe zugestimmt hat, werden durch den Sekre- 
tär der Arbeitsgruppe mit einem Vorschlag zur Beschluß- 
fassung bzw. Bestätigung dem Generalsekretär des ZK 
der SED übermittelt. 

Bei Entscheidungsvorschlägen und Materialien mit 
grundsätzlicher Bedeutung bzw. weitreichenden Konse- 
quenzen ist die Behandlung im Politbüro bzw. Sekre- 
tariat des ZK der SED vorzusehen. 

Die jeweiligen Entscheidungsvorschläge oder Materialien 
werden gleichzeitig dem Vorsitzenden des Ministerrates 
der DDR zur Kenntnis gegeben, der über sich daraus er- 
gebende weitere staatliche Festlegungen und Maßnahmen, 
insbesondere bei grundsätzlichen Materialien, über die 
Behandlung im Ministerrat oder im Präsidium des Minister- 
rates entscheidet. 

6. Der Sekretär der Arbeitsgruppe informiert die zustän- 
digen Minister über die getroffenen Festlegungen. 


1646 




A. Schalck 


Berlin, den 25.10.1989 


Generalsekretär des 
Zentralkomitees der SED 


Genossen Egon Krenz 

X ^ 

-> 

c:! 

Liet>er Genosse Krenz l * 

Im Hinblick auf die notwendige zentrale Führung und 
Koordinierung aller grundlegenden Aktivitäten zur Ent- 
wicklung der Beziehungen zwischen der ODR und der BRD 
sowie gegenüber Westberlin wird vorgeschlagen, Fes t- 
legungen zur weiteren Arbeit der bestehenden Arbeits 
gruppe des Politbüros "BRD/Westberlin” zu treffen. 



yp. 




Oer Vorschlag geht davon aus, daß Aktivitäten und Ent- 
scheidungsvorschläge durch die Arbeitsgruppe in der er- 
forderlichen Komplexität und bezüglich ihrer Konsequenzen 
allseitig eingeschätzt werden. Dem Vorschlag liegt weiter 

zugrunde, daß durch den Vorsitzenden des Hinisterrates , 

' ' — ■■ ■■ ■ ~ 

Genossen Willi Stop h, bzw. seinen 1. Stellvertreter er- 
forderlichenfalls die weitere staatliche Umse tzung er- 
folgt . 

•Es wird deshalb vorgeschlagen, zu prüfen. Genossen 
I Günter Kleiber als Mitglied der Arbeitsgruppe vorzu- 
/l sehen. 


'C'f' — 


V 



•Ok 


Ich bitte um Zustimmung bzw. Fe stlegu ng d er wei terjin 
Arbeitsschritte zur endgültigen Ausarbeitung und Be- 
bestätigung des Vorschlages. 


Mit kommunistischem Gruß 
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Beh. Protokoll Nr. y? . 

vom 3^- oo,S^ 


Pw*önlt<iio V^rachiuSsoche 


— Vorlagen — 
2K02Tgb.-Nr._ ^jjL 


25 


Vorlage für das Politbüro 


9 


Festlegungen zu den Aufgaben und der Arbeitsweise der 
Arbeitsgruppe des Politbüros des ZK der SED zur Koordi- 
nierung grundsätzlicher Fragen in den Beziehungen der 
DDR gegenüber der BRD und Westberlin 


J'f. 


BeschluQentwurf: 


1. Die Arbeitsgruppe des Politbüros hat die Aufgabe, 
zentrale Beschlüsse und Festlegungen zur Führung 
und Koordinierung grundsätzlicher Aktivitäten und 
Fragen in den Beziehungen zwischen der DDR und der 
BRD sowie gegenüber Westberlin in ihrer erforder- 
lichen Komplexität vorzubereiten und die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen für die DDR einzuschätzen. 

2. Der Arbeitsgruppe des Politbüros gehören an: 

Genosse Hermann Axen 
Genosse Günter Kleiber 
Genosse Werner Krolikowski 
Genosse Gerhard Schürer 
Genosse Gunter Rettner 
Genosse Kurt Nier 

Genosse Alexander Schalck (Sekretär der Arbeitsgruppe) 

3. Die Materialien für die Arbeitsgruppe des Politbüros 
sind durch die zuständigen Minister in Abstimmung mit 
den Minister für Auswärtige Angelegenheiten und der 
zustänaigen Abteilung des ZK der SED auszu arbeiten 
unc cem Sekretär der Arbeitsgruppe zu übermitteln. 

Durch den Sekretär der Arbeitsgruppe kann in Abstimmung 
tit zerr. ister für Ausv; artige Angelegenheiten ent- 
schieden werden, daß Vorschläge und Materialien, die 
keinen grundsätzlichen Charakter tragen und im Rahmen 
bereits gefaßter Beschlüsse ocer getroffener Festle- 
gungen liegen, eigsnverantv; örtlich euren die zustän- 
cige^ ''’i'^ister cjrcnzjfünren unc zu ^erant werten sind, 
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4. Die Behandlung der Materialien in der Arbeitsgruppe 
des Politbüros erfolgt in der Regel im Umlauf verfahren . 

5. E n t s che i du ng s vor s chl äge oder Materialien, denen die 
Arbeitsgruppe zugestimmt hat, werden durch den Sekre- 
tär der Arbeitsgruppe mit einem Vorschlag zur Beschluß- 
fassung bzw. Bestätigung dem Generalsekretär des ZK 
der SED übermittelt. 

Bei Entscheidungsvorschlägen und Materialien mit 
grundsätzlicher Bedeutung bzw. weitreichenden Konse- 
quenzen ist die Behandlung im Politbüro bzw. Sekre- 
tariat des ZK der SED vorzusehen. 

Die jeweiligen Entscheidungsvorschläge oder Materialien 
werden gleichzeitig dem Vorsitzenden des .Ministerrates 
der DDR zur Kenntnis gegeben, der über sich daraus er- 
gebende weitere staatliche Festlegungen und Maßnahmen, 
insbesondere bei grundsätzlichen Materialien, über die 
Behandlung im Ministerrat oder im Präsidium des Minister- 
rates entscheidet. 

5. Der Sekretär der Arbeitsgruppe informiert die zustän- 
digen Minister über die getroffenen Festlegungen. 


1649 




Dokument 220 


Vereinbarung 


Zwischen dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 

WallstraBe 17-22 
Berlin 
10 2 0 

vertreten durch den Staatssekretär, 
Genossen Dr. Alexander Schalck 

- im weiteren Bereich KoKo genannt - 


und dem Ministerium für Kultur 

Molkenmarkt 1-3 
Berlin 
10 2 0 

vertreten durch den Minister, 
Genossen Dr. Hans-Joachim Hoff mann 

- im weiteren MfK genannt - 


wird vereinbart, durch den Verkauf von Leistungen in das NSW 
außerhalb der *^Staat 1 ichen PlÄn^^y^gen Export und des Valuta- 
dienstleistungsplanes des Mf K’/zusätz 1 iche Devisen zu erwirtschaf- 
ten und das Ergebnis gegenüber den beteiligten Betrieben, Ein- 
richtungen, Institutionen, Hoch- und Fachschulen des MfK (im 
folgenden kulturelle Einrichtungen genannt) und gegenüber be- 
teiligten Künstlern, die Mitglieder des Verbandes Bildender 
Künstler der DDR sind, materiell zu stimulieren. 

Gleichzeitig dient diese Vereinbarung dem Ziel, mit Hilfe der 
zusätzlich erwirtschafteten Valutamittel und den sich daraus 
ergebenden Möglichkeiten der weiteren Entwicklung von Kultur, 
Kunst und Literatur zu dienen, die kulturpolitische Wirksamkeit 
der Einrichtungen und internationale kulturpolitische Aktivitäten 
zu stimulieren sowie die materiell-technische Basis der kulturel- 
len Einrichtungen zu stärken und weitere Beiträge zur Pflege, 
Erhaltung und zum Schutz des kulturellen Erbes zu leisten. 
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ese Vereinbarung umfaBt materielle und immaterielle Leistun- 
gen auf den Gebieten der Kultur und Kunst 


„(xH'J ^ U ^ J 


- Malerei, Grafik und Plastik, 

- künstlerisch— Handwerk 1 iche Produktion 

- Formgestaltung und Kunsthandwerk - UNIKATE, 

- Karikatur, Gebrauchsgrafik und Pressezeichnungen, / 

- Szenografie, Bühnenbild, Ausstattung,^ — 

- Denkmalpflege einschl . Restaurierung, 

- Architekturbezogene Kunst, 

“ D a r s t e ll e nde Ku ns t , — Mu s i fr üAd KOr izei t e . 






f7 ^ 


Kunstwissenschaften und Kunstgeschichte, 

Unterhai tungskunst, 

Museumswesen, Ausleihe von Ausstellungen und einzelnen 
Kunstwerken, J ^ 

Gebrauchtwaren kulturellen Charakters, 

Software, wissenschaftliche und wissenschaftlich-tech- 
nische Leistungen, "2/ i 

sonstige P io fr s t^ eistun gen ^ / / yy/ ^ ff — 


Jt 


der kulturellen Einrichtungen sowie der Künstler des Verbandes 
Bildender Künstler der DDR. 


2. Der Bereich KoKo beauftragt den AHB Kunst und Antiquitäten, 
den Export dieser Leistungen durchzuf ühren . 

Der AHB Kunst und Antiquitäten entscheidet in Abstimmung mit 
dem MfK, HA Planung und Finanzen, über die aktive Einbeziehung 
von ausgewählten kulturellen Einrichtungen in die Exportarbeit 
des AHB. 


Gegenwärtig sind folgende bestätigt: 

- Staatlicher Kunsthandel der DDR, 

- Musikhochschule Dresden, 

~ Produk tions 1 ei tung Denkma 1 pflege , 

- Hochschule für industrielle Formgestaltung, 

- Produktionsleitung Formgestaltung und Kunsthandwerk, 
“ Zentrum für kulturelle Auslandsarbeit. 


Durch das MfK kpnnen kulturelle Einr^js-Ktungen , die örtlichen 
Staa tsorganep-<in terstehen , in die-Ar<^it nach dieser Vereinba- 
rung^^einbe^gen werden. g § ^ i ^ 

3- Das MfK gestattet den in Frage kommenden kulturellen Einrich- 
tungen, auf der Grundlage dieser Vereinbarung mit dem AHB 
Kunst und Antiquitäten en t sprec hende Verträge abzuschl ießen . 
Die kulturellen Einrichtungen sind verpflichtet, vor Vertrags- 
abschluß eine entsprechende Genehmigung vom MfK, HA Planung 
and Finanzen,’^ einzuholen. 

Den abzuschließenden Verträgen sind folgende Preisbildungs- 
grundsätze zugrunde zu legen: 


Waren und Leistungen 

m Be trieb^^><eis 
tr iebef><^ 


- zum Betrieb 
be 


werden in Rechnung gestellt 
bei Wappen und Leistungen von 
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Prod^^tions 




- zum Ankaufspreis plus Handelsspanne für vom Staatlichen 
Kunsthandel der DDR bereitgestellte Gebrauchtwaren kulturel- 
len Charakters und zeitgenössisch bildende und angewandt^ 
Kunst sowie für alle Leistungen von Mitgliedern des Verban- 
des Bildender Künstler der DDR, 

- zum Valutagegenwert plus Richtungskoef f izent in allen ande- 
ren Fällen 


Der Verkauf von Kulturgütern durchc/ie kulturellen Einrich- 
tungen an den AHB erfolgt unter Bescrrtojng des Ku 1 turg utschut z- 
gesetzes und der spezifischen Rechtsvorschri f ten , die für die 

k ültü r e 1 E in r xcT ituhgen g'e 1 te n . 

Für Genehmigungsverfahren trifft der Minister für Kultur ge- 
sonderte Regelungen • 

h 


Das lifK 




M t 

?rhält ein Valutaanrecht in Höhe 
lutaerlöses der realisierten Exporte bei 
gegenwertes an den Bereich KoKo, 

Das Valutaanrecht wird in der Vertragswährung auf einem Valu- 
taanrechtskonto beim AHB Kunst und Antiquitäten geführt. 

Die Abrechnung des Guthabens und der Kon ten bewegungen erfolgt 
quartal sweise bis zum 15. Werktag nach Quartal Schluß gegen- 
über dem MfK, HA Planung und Finanzen. t/^ ^ 


If 

von ^ Vu des Nettova- 
Erstattung des Mark- 






Durch das MfK werden Festlegungen für eine durchgängig wir- 
kende Valutaanrechtsbeteiligung getroffen, um weitere Export- 
reserven sowohl materieller als auch immateriel 1er Art zu 
ersc h 1 ießen . 

Zur Unterstützung der kulturpolitischen Arbeit und zur Erhö- 
hung der Leistungsfähigkeit der kulturellen Einrichtungen 
werden mindestens 25 X des Nettovalutaer loses realisierter 
Exporte für die die Export leistungen erbringenden Einrichtun- 
gen verwendet und aus dem Valutaanrecht des MfK zur Verfügung 
gestel 1 t . 

An beteiligte Künstler, die Mitglieder des Verbandes Bilden- 
der Künstler der DDR sind, ist ein Valutaanrecht in Höhe von 
25 X des Nettovalutaerlöses aus dem Fonds gemäß Ziffer 5 zu 
gewähren. Die bestehenden Valutabeziehungen zwischen dem MfK, 
dem Staatlicher. Kunsthandel bzw. anderen Einrichtungen und den] 
Mitgliedern des Verbandes Bildender Künstler bleiben seitens/ 
des AHB Kunst und Antiquitäten weiter bestehen. 




Das Valutaanrecht des MfK stehrx für Importe von Waren und 
Leistungen, zur Finanzierung ei/f order 1 i c her Dienstreisen sowie 
für die Verwendung der Küns 1 1 e^ran tei 1 e zur Verfügung. 

Aufträge für Importe werden durch den Minister für Kultur mit 
einer Beantragung zur Freigabe an den Bereich Koko einge- 
leitet. 

Der Bereich Koko beauflagt auf der Grundlage der Spezifikation 
des Bedarfsträgers einen AHB. 

Die I mpor thande 1 sspanne beträgt 5 X des I mpor twer tes . 
Durchgeführte Importe werden dem I n 1 andspar tner en tsp^^ec hend 
den geltenden Rec h tsvorsc hr i f ten zum Aufwandspreis.' märkseitig 
in Rechnung gestellt- 

I 1652 I 


iHn- 

ir((^ 






8. Die Vereinbarung tritt mit dem Datum der Unterzeichnung in 
Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

3 

^ - Punkt 4.3 der Vereinbarung vom 04.10.1976 

- die Ergänzung zu dieser Vereinbarung vom 22.06.1977 

- die Vereinbarung vom 01.01.1978 

- die Vereinbarung vom 14.05.1986 

Dieser Vereinbarung entgegenstehende Verträge zwischen Kultur- 
einrichtungen und AHB sind dieser anrupasssn. 

9. Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der 
Schriftform und der Zustimmung beider Partner. 


Berlin, den 1. November 1989 


Dr. Schalck Dr. Hoffmann 

Staatssekretär Minister 


1653 




Büro des Politbüros 


Berlin, 3. 11. 1989 

i-ersÖnliche VerschluLio^-.-r. 
— Vorlagen — 

ZK 02 Tob.-Mr. (ol^ 


Vorlage 

für das Politbüros des ZK der SED 


Betrifft : 

Regelungen für die Betreuung und Versorgung der Bewohner des Innen- 
rings im Wohnobjekt Wandlitz 

BeschluOentwurf : 

1. Die Regelungen für die Betreuung und Versorgung der Bewohner 
des Innenrings im Wohnobjekt Wandlitz werden bestätigt. 

(Anlage 1) 

2. Dis Konsequenzen aus der Neuregelung der Beireuung und Ver- 
sorgung der Bewohner des Innen r ings im Wohnobjekt Wandlitz 
werden zur Kenntnis genommen. 

(Anlage 2 ) 







Anlage 1 


Regelungen 

für die Betreuung und Versorgung der Bewohner des Innenringes im 
Wohnobjekt Wandlitz 


1. Zum Einkauf in Verkaufseinrichtungen des Wohnobjektes sind 
berechtigt : 

- die Bewohner des Innenringes des Wohnobjektes sowie 

- die Mitglieder und Kandidaten des Politbüros des ZK der SEO 
und deren Ehefrauen, die außerhalb des Wohnobjektes wohnhaft 
sind. 

2. In der Verkaufseinrichtung und im Clubhaus des Wohnobjektes sind 
Waren und Produkte aus Betrieben der DDR, aus Importen, die über 
den Außenhandel für die Bevölkerung der DDR normal importiert 
werden, sowie aus Delikat- und Exguislterzeugnissen anzubieten. 

Oie Bewohner des Innenringes des Wohnobjektes können alle Lei- 
stungen des Clubhauses mit allen Einrichtungen, einschließlich 
einer qualifizierten Hausversorgung, in Anspruch nehmen. 

Der Verkauf in beiden Einrichtungen erfolgt zu gesetzlich fest- 
gelegten Preisen zum Einzelverkauispreis CEVP). 

3. Die Bewohner des Innenringes des .vonnoc jektes , die Mitglieder 
und Kandidaten des Politbüros des ZK der SED und deren Ehefrauen, 
die außerhalb des Wohnobjektes wennhaft sind, können Dienst- 
leistungen auf folgenden Geoleten in Ansorue.n nehmen: 

Schneiderei. Priseur und Kosmetik, uekorateurieistungen . Glas- 
reinigung, Penovierungen der Räume. Ga rtena ros i ten , Wasenerei- 
und andere Dienstleistungen, Reparaturen aller Art an crivaten 
Geräten unc sonstigen Artikeln. 

Oie Bezanlung dieser Dienstleistungen erfolgt zu gesetzlichen 
Regelleistungspr eisen. 
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4. Notwendige Ausstattungen in den Wohnhäusern und Reparaturen 
an allen Einrichtungen der Häuser, die staatliches Eigentum 
sind, werden als Bestandteil des Mietpreises behandelt und 
erfolgen kostenlos. 

5. Familienangehörige, die außerhalb des Wohnobjektes Wandlitz wohnen, 
können Dienstleistungen, Ausführungen von Reparaturen, Wohnungs- 
renovierungen und -ausstattungen nicht in Anspruch nehmen. 

6. Das Betanken von Privat-Kfz der Bewohner des Innenringes des 
Wohnobjektes an der Tankstelle des Objektes sowie die Ausführung 
von Kf z-Reparaturen erfolgen gegen Bezahlung zu den gesetzlich 
festgelegten Preisen. 

Familienangehörige, die außerhalb des Wohnobjektes wohnen, können 
diese Leistungen nicht in Anspruch nehmen. 

7. Mit der Verwirklichung des Beschlusses, der Einleitung und 
Durchsetzung der erforderlichen Maßnahmen und Herstellung der 
erforderlichen Verbindungen zwischen der Verwaltung des Wohn- 
objektes Wandlitz und staatlichen und wirtschaftsleitenden Ein- 
richtungen und Betrieben wird der Leiter des Büros des Polit- 
büros des ZK der SED in Abstimmung mit der zuständigen Dienst- 
einheit des MfS beauftragt. 

3. Mit diesem Beschluß treten alle früheren Beschlüsse des Politbüros 
des ZK der SED zur Berreuung und Versorgung außer Kraft. 
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Anlage 2 


Konsequenzen aus der Neuregelung der Betreuung und Versorgung der 
Bewohner des Innenringes im Wohnobjekt Wandlitz 


1. Aus derzeitiger Sicht ergeben sich bei ausschließlicher Nutzung 
der Möglichkeiten des Außenhandels bzw. der Betriebe der DDR 
Angebotseinschränkungen vor allem bei: 

Frischwarsn, Molkereiprodukten sowie Obst und Gemüse, Säften 
und Mosten, Konfitüren und Honig, Weinen, Diät- und Diabetiker- 
erzeugnissen, Gewürzen, Qualitätsprobleme bei Schuhen, Probleme 
bei der Bereitstellung der verschiedensten Bekleidungen. 

2. Weiter gesichert werden muß die jährliche Planung von Valuta- 
mitteln für Ausstattungen, die nicht zum Verkauf vorgesehen sind, 
über das Ministerium für Außenhandel /Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung aus folgenden Hauptgründen; 

- Beschaffung von Flugzeuggeschirr aus Plaste nur über Importe 
mögl ich , 

- Ersatzbedarf für dieverse Küchenartikei , Kühl- und Wärmegeräte 
für den Ser'/ i cs und diverses Veroackuncsinacerial, 

- Reparaturen der vorhandenen Imocrctschnik zz'.-i . Ausstattung. 

Für die Weiterführung der Reparaturen in den Wohnhäusern an Imoor 
artikeln 'z.3. Armaturen u.ä.), die Bereitstellung von Ersatz- 
teilen für die RFT-Technik u.ä. Aufgaoen muß die Planung der jähr 
liehen Valuxsmittel für den Valuta-Üiens'leistungsplan des MfS 
vy s i t e r ge v. ahrleisret sein, unc cis ciescezü glichen Aufträge nüsse 
vy e 1 r e r über das i n 1 s c e r i u m für A u G e n n s r c e 1 ' : e r e i c h K c '-n m e r z i e 1 1 e 
Koordinierung laufen. 

3. Für dis Absicnerung css gesamten Angecoces i"' der neuen horrri 
ergeben si;n erneclicne A-igacen für cie Silanzierung, '/errrags- 
gestaltunc und Planung, vor allem; 
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- Schaffung von Möglichkeiten zur Veränderung bereits erfolgter 
Bilanz- und Planungsrunden im Fünfjahrplanzeitraum bis 1995 und 
insbesondere für die staatliche Planaufgabe 1990 über die Staat- 
liche Plankommission, weil insgesamt ein höherer bzw. generell 
neuer Bedarf entsteht. 

- Anhebung des Status des Staatlichen Handelsobjektes Letex vom 
Sonderbedarfsträger 2 in die Kategorie 1 und LVO, um flexibler 
die Bilanz- und Planungsprozesse zu beherrschen und operative 
Entscheidungen durch die Bilanzorgane zu ermöglichen. 

- Beauftragung von kompetenten verantwortlichen Mitarbeitern in 
Ministerien, Kombinaten und wirtschaftsleitenden Einrichtungen 
für die notwendige andere Art der Zusammenarbeit zur Sicherung 
des Bedarfs. 

- Stärkung der Verbindungen zum Ministerium für Handel und Versor- 
gung und weiteren wichtigen Kombinaten im Territorium Berlin. 

- Gewährleistung der vollen Einordnung des Staatlichen Handels- 
objektes Letex in das Kaufhallen-, Delikat- und Exquisitprogramm 
sowie Sicherung der Zugriffsfähigkeit zu offiziellen Importen. 

4. Die Breite des Angebotes der Speisenkarte im Clubhaus ist nicht 
zu halten, da unter den neuen Bedingungen die speziellen Importe 
an Frischware, Obst und Gemüse fehlen. 

5. Die Belieferung des Gästeheimes des ZK der SED Seehaus Liebenberg 
ist einzustallen. 

5 . In Durchsetzung des Bescniusses wird den Angehörigen der Dienst- 
einheit des MfS, durch die alle Maßnahmen der Betreuung und Ver- 
sorgung zu raalisisren sind, das Recht eingeräumt, Personen, die 
nie nt zum festgelegten Kundenkreis gehören, zurückzu weisen. 
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Dokument 


A. Schalck 



Berlin, den 22.11.1989 


Generalsekretär des 
Zentralkomitees der SED 

Genoeeen Egon Krenz 


Lieber Genosse Krenz! 


«jV. -ff. 


Beiliegend übermittle ich Dir den Entwurf eines 
Schreibens an den Vorsitzenden des Hinisterrates , 
Genossen Modrow. 

Hit der Reoierunosneubilduno sollte meines 


Hit der Reo ierunosneubilduno sollte meine s 
Erachtens diese Form zur Koordinierung de r 
Arbeit m it der BRD und Berlin (West) vorgesehen 
werden . 


Ich gehe davon aus, daß alle grundsätzlichen 
Fragen, die die Beziehungen der DDR zur BRD und 
Berlin (West) berühren - s o llte dem Vorschlag g e- 
folgt werd en - Dir von mir direkt zugestellt 
werden . 


Bitte um Zustimmung, das Hater^-el offiziell dem 


Genossen Modrow zuzuleiten. 


7 ". 


Hit sozialistischem Gruß 






Anlage 





Entwurf 


Weisung des Vorsitzenden des Ministerrates der DDR zur 
Bildung eines *'Staat ssekretärsausschuß BRD/Berlin (West) 


1. Im Interesse einer einheitlichen komplexen Leitung und 
Koordinierung grundsätzlicher Fragen der weiteren Ent- 
wicklung der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
sowie zwischen der DDR und Berlin (West) wird als be- 
ratendes und empfehlendes Gremium beim Vorsitzenden des 
Ministerrates der DDR eine ständige Arbeitsgruppe ge- 
bildet (nachfolgend "Staatssekretärsausschuß" genannt) . 

Der Staatssekretärsausschuß konzentriert seine Arbeit 
auf grundsätzliche Fragen, die zur Wahrung der politischen 
und ökonomischen Interessen der DDR einer komplexen Ein- 
schätzung bedürfen sowie auf erforderliche Maßnahmen als 
Reaktion auf Aktivitäten der BRD und Westberlins , die 
grundsätzliche Interessen der DDR berühren. 

2. Dem Staatssekretärsausschuß gehören ständig an: 

Staatssekretär Dr. Schalck - als Leiter 
Staatssekretär im Ministerium für Auswärtige Angelegen- 
heiten bzw. bevollmächtigter Vertreter des Ministers 
Staatssekretär bzw. Stellvertreter des Vorsitzenden 
der SPK 

Staatssekretär im Ministerium für Außenwirtschaft bzw. 
bevollmächtigter Vertreter des Ministers 

Die Einbeziehung weiterer Staatssekretäre bzw. Bevoll- 
mächtigter der jeweiligen Minister sowie von Leitern 
anderer zentraler Staatsorgane erfolgt jeweils entsprechend 
den Sacherfordernissen und der Verantwortlichkeit für die 
behandelten Fragenkomplexe. 
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3. Der StaatssekretarBBUsschuß trifft keine eigenen Ent- 
scheidungen sondern erarbeitet Vorschläge 2 ur weiteren 
Behandlung bzw. Bestätigung der erörterten fragen und 
Entscheidungsvorschlage . Er unterbreitet Vorschläge zur 

- Vorlage der entsprechenden Materialien im Ministerrat 
der DDR; 

- Bestätigung der Materialien bzw. Entscheidungsvor- 
schlage durch den Vorsitzenden des Ministerrates oder 

- zur Überarbeitung bzw. Weiterführung bestimmter Arbeiten 
unter Berücksichtigung der gegebenen Hinweise und direkte 
Vorlage im Ministerrat oder Bestätigung und Durchführung 
unter Verantwortung der jeweiligen Minister. 

Durch den Leiter der Arbeitsgruppe kann entschieden werden, 
daß Vorschläge und Materialien, die keinen grundsätzlichen 
Charakter tragen und im Rahmen bereits getroffener Be- 
schlüsse oder Festlegungen liegen, nicht im Staptssekre- 
tarsausschuß behandelt werden. In diesen Fallen entscheidet 
der zuständige Minister über die Durchführung bzw. das 
weitere Vorgehen. 

4. Der StaatssekretärsausschuB tritt jeweils bei Vorliegen 
inhaltlicher Erfordernisse zusammen bzw. übermittelt Ma- 
terialien und Entschei dungsvorschläge an die Mitglieder 
und beteiligte Ministern zur Meinungsäußerung. 

Er geht in seiner Arbeitsweise davon aus, daß im Regel- 
fall keine zusätzlichen Materialien erarbeitet werden, 
sondern die Standpunkte auf der Grundlage von Analysen, 
Konzeptionen und grundsätzlichen Direktiven erfolgt, die 
ohnehin auszuarbeiten und zur Bestätigung vorzulegen 
sind . 
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5. Der Leiter des Steatssekretarsausschußes informiert 
die verantwortlichen Minister bzw. Staat ssekretgre 
über getroffene Entscheidungen des Vorsitzenden des 
Ministerret es zu den unterbreiteten Vorschlägen und 
Empfehlungen. 
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Mitarbeiter des MfS (OibE) 


Volle Bezahlung durch das MfS 


Name 


Vorname 


PKZ 


Schalck , 

Sigrid 

281040 

5 

30071 

Scholz , 

Roland 

231053 

4 

15018 

ßrachaus, 

Gisela 

110637 

5 

28226 

Di t tme r , 

Roswi tha 

230351 

5 

04110 

Heger , 

Margot 

170447 

5 

30039 

Trabe r , 

Klaus 

190746 

4 

29214 

Schultz , 

Jörg 

140548 

4 

04732 

Hauser, 

Andreas 

261158 

4 

11424 

Rüdiger , 

Alexander 

030560 

4 

30123 
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Mitarbeiter des MfS\(OibE) 


Au s gl e i c h s 2 ah 1 ung durch MfS 


Name 


Vorname 


PKZ 


Dr. Schalckr-GolodkoiNSki, 

Alexander 

030732 

4 

30120 

Seidel , 

Manfred 

101128 

4 

30218 

Meier, 

Karl 

090329 

4 

30045 

Dr. Neubert, 

Klaus-Dieter 

221U9 

4 

30117 

P i och , 

Günte r 

0910A0 

4 

29726 

Wedl e r , 

Anne rose 

02123A 

5 

30255 

Geier, 

Annema r i e 

290839 

5 

2971 1 

Seidel , 

Michaela 

300359 

5 

28214 

Käoernick , 

Michael 

100957 

4 

06923 

Freitag, 

Wilfried 

1906A6 

4 

2 9 214 


1668 




Dokument 224 


MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MINISTBRIUM DER FINANZEN UND PREISE 
DER MINISTER 


Berlin, 3. 12. 1989 

Deutsche Handelsbenk AG 
Direktor Genossen F.Ziesche 

Auf der Grundlage der Staatshaushaltsordnung der DDR verfüge- ich 
mit sofortiger Wirkung die Sperrung aller Konten von Betrieben, 
Institutionen, gesellschaftlicher Organisationen sowie Bezirke 
der DDR. Das gilt auch für Verfügungen bzw. Aufträge zur Verfügung 
von Guthaben auf Konten, die bei ausländischen Bank- und Kredit- 
instituten geführt werden. 

Im Interesse der Volkswirtschaft sowie aus anderen wichtigen Gründen 
notwendige Verfügungen bzw. Aufträge für solche Konten bedürfen 
bis auf weiteres meiner Zustimmung. 

Die Zahlungsaufträge der DABA sind davon nicht betroffen. 






ministerrat 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 

DER Vorsitzende Berlin, 3, Dezember 1989 



Aus Gründen der nationalen Sicherheit ordne ich an, daß 
mit sofortiger Wirkung der Einsichtnahme in die Geschäfts- 
akten der Hauptabteilung I des Bereiches Kommerzielle Koordi- 
nierung nicht stattgegeben wird. 

Modrow 
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Firmen der Hauptabteilung I des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung 


BERAG Export-Import GmbH 

Friedrich-Engels-Straße 35 

Berlin 

lllo 





- (\cU 'l S'J • 

(iU-oU itC’ii 


CAMET 

Industrievertretungen und Beratungen 

für Chemie-, Agrar- und Metallurgie Export/Import 

Burgstraße 23 

Berlin 

lo2o 




Günther Forgber 

Schlegelstraße 15 

Berlin 

lo4o 



Firma F.C. Gerlach E xport/ Import 

Parkstraße 76/77 
Berlin 
1120 



Asimex Import-Export Agentur 

Warschauer Straße 8 

Berlin 

lo34 


VC 



Delta Export und Import GmbH 

Friedrichstraße • 

Internationales Handelszentrum 



-b 


Berlin 

lo86 


Interport . , 

Industrievertretungen ^ ^ 

Straßburger Straße 4o 

Berlin 

lo55 
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Agrima 

Außenhandelsvertretung GmbH 

Albrechtstraße 11 

Berlin 

lo4o 


Firma Simpex GmbH 

Büro für Handel und Beratung 

Schönhauser Allee 26 a 

Berlin 

lo5B 


Importhandelsbereich IV 
im AHB Elektronik 

Alexanderplatz 6 

Berlin 

lo26 




ELMSOKA Establishment 

International Import Export Commercial 

Kanalstraße 32, P.O.B. 169 
949o Vaduz 

Fürstentum Liechtenstein 
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MINISTERRAT 

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
MINISTERIUM FÜR AUSSENHANDEL 

Bereich Kommerzielle Koordinieruog . 04 . 12 1989 

1020 Berlin, den j. w w - 

Walktnl« 17-22 


Ministerium für 
Finanzen und Preise 
Minister 

Genossin Nickel 


Werte Genossin Nickel ! 

Beiliegend übersende ich eine Anordnung des 
Vorsitzenden des Ministerrates der DDR vom 
o3 . Dezember 1989, in der aus Gründen der 
nationalen Sicherheit mit sofortiger Wirkung 
einer Einsichtnahme in Geschäftsakten der 
Hauptabteilung I des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung nicht stattgegeben wird. 

Eine Liste der in die Hauptabteilung I inte- 
grierten Firmen ist in der Anlage beigefügt. 


Mit sozialistischem Gruß 

Seidel 

Hauptabteilungsleiter 


Anlage 


1674 




Ministerium der Finanzen 
und Preise 

Der Minister 


Dokument 226 

Ministerium für Außenwirtschaft 
Der Minister 


Gemeinsame Anweisuni 


1. Zur Einordnung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung in die 
Volks- und Finanzwirtschaft der DDR wird mit sofortiger Wirkung 
ein kommissarischer Leiter eingesetzt. 

Kommissarischer Leiter ist Prof. Dr. Cerstenberger. 


2. Prof. Dr. Cerstenberger ist gegenüber allen Leitern des Bereiches 
und den dem Bereich unterstellten Betrieben und Einrichtungen 
entsprechend der Ziffer 1 weisungsberechtigt. 


3. In seiner Tätigkeit hat der Leiter des Bereiches insbesondere 

die Durchführung und Abwicklung aller bestehenden kommerziellen 
Verpflichtungen so zu sichern, daß kein ökonomischer Schaden für 
die DDR entsteht bzw. diesen zu mindern. 


4 . Die auf dem Gebiet der Außenwirtschaft, Finanz- und Valutawirt- 
schaft bestehenden Rechtsvorschriften sind strikt einzuhalten. 


5 , Die Anweisung tritt am 6. Dezember 1989 in Kraft. 


Berlin, den 6. Dezember 1989 



Nickel 

J 





Dokument 227 


fsof£3 

Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


BttrtfUi 


Dienstsache eoe/69 

^ .Ex. 2 Seiten 




BcicUuA iti MioUterrates 
< / 3 / 89 


’>-Pezemb.cr 1989^0^»^ 




Beschluß zur Einordnung der Einrichtungen des Oe^iches 
Kommerzielle Koordinierung in die zustlindigen Bereiche der' 
AuDenwlrtschAf t und des rinanzwesens 



Der beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


gez . 11. Modrow 

Verteileri 

Htnister ^Ur Außenwirtschaft 
Minister der Finanzen und Preise 
Leiter des Amtes für Nationale Sicherheit 
Begi er ungs Sprecher 


FOrdi«nichM{kfil 


L 


SckrcUrtit <icf .MüxittcrrtXc» 


fl 0 Jan 1990 

n 3. Feb. 1991 12] 


Diner BetdbluO iif Rraliiierun{ :u vemichtro; 
dir .trcbivicruni erfolgt durch dco llrrausfcbcr 
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Mini 6 terrat 


Beschluß zur Einordnung der Einrichtungen des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung in die zusteindigen Bereiche der 
AuDenwirtschaCt und des Finanzwesens 

Auszug aus dem ProtoKoll 


1. Den Berichten der Minister für Außenwirtschaft sowie der 
Finanzen und Preise wird zugestimmt. Notwendige Entschei- 
dungen« die sich daraus ergeben, sind nach Möglichkeit in 
eigener Verantwortung zu treffen. Wo das nicht möglich ist, 
sind sic dem .'Vorsi tzenden des Ministerrates bzw. dem 
Ministerrat vorzulcgen. 

2. Durch eine Arbeitsgruppe unter Leitung des Ministers für 
Außenwirtschaft sind die Grundpositionen der Regierung der 
DD.'l zur Produktion sowie zum Export und zum Import von 
Waffen und von militärischen Geräten herauszuarbei ten . 

Verantwort lieh: Minister für Aubcnwir tsenaf t 

zuständige Mitglieds: des Mini sterraces 

2. Ls ist ein bevollmächtigter der Regierung einzusetzen , 
der für das Lager des Aubentiandel sbet riebes IMES-CmbH 
ln Kavelstorf Vorschläge zum Schutz und zur Verwendung 
der dort eingclagerten Waffen sowie zur Schadensbegrenzung 
für die DDR herausarbeitet. Die notwendigen Entschoidunoen 
sind dem Mlnisterrat vorzulegen. 

Verantwort lieh; Minister für Nationale Verteidigung 
Minister für Außenv ir tschaf t 

Termin : IS. Dezember 1909 

4. Durch den Regierungssprecher ist über diese Festlegungen 
des Hinisterrates zu informieren. 
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Dokument228 

Prof. Dr. sc. KorhHeini Cerstenberger Berlin, 8. 12. 1989 


Minister für Außenwirtschaft 
Genossen Dr. Gerhard Bell 


Werter Genosse Minister! 


Durch die Minister der Finanzen und Preise und Außenwirtschaft 
wurde ich mit Anweisung am 6. 12. 1989 mit der Einordnung des 
Bereiches Kommerzielle Koordinierung In die Volks- und Finanz- 
wirtschaft der DDR beauftragt. 

Diesen Auftrag werde ich mit bestem Wissen und Gewissen erfüllen. 


Aus meiner ersten Kenntnisnahme In den Bereich ergibt sich, daß 
ich diese Aufgabe für die Hauptabteilung I des Bereiches Kommer- 
zielle Koordinierung nicht erfüllen kann. Dieser Bereich arbeitet 
ausschließlich für das Amt für Sicherheit. Die dort vor sich gehen- 
den Geschäftsvorgänge, die vorhandenen Unternehmen im In- und 
Ausland sowie das vorhandene Vermögen sind für mich nicht 
zugänglich. 


Ich bitte Sie, die erforderlichen Entscheidungen herbeizuführen, 
daß die Hauptabteilung I umgehend aus dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung hefausgelöst wird und daß durch die zuständigen 



Gerstenberger 
Kommissarischer Leiter 
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trilMnzM 


Dokument 229 



der Deutschen Demokradscfaen Republik 



ItTilffti BeschluO zur Bildung einer jonderkowlaa Ion de s Hinis terre^es zur 
Untersuchung von AatseiObraucn uno Korruption !■ Zusaneenhang eit 
der Titigkelt des Bereiches Koniaerz lalle Koordinierung 


Oer beiliegende BeschluO wurde bestätigt. 


H. Hodrow 


Verteiler! 

Hinlstar tilv AuOenwirtschaf t 
Minister für Innere Angelegenheiten 
Minister der Finanzen und Preise 

Regierungssprecher und Leiter des Presse- und Inforeat ionsdlenstes 
der Regierung der OOR 

Leiter des Sekretariates des Ministerratas 
Generalstaatsanealt dar OOR 

Leiter der zeitweiligen UntersuchungskoMission beie Ministerrat 





SdEfwlMlat te MielMmNi 


leadilrf M aadi KaalWeaMia n varalcbtMi 
Um AfrktTiMiün «rfaiit derck dtm Htrantiebar. 







Hlnlsterrat 


2 


Beschlu6 

zur Bildung alner Sonderkomflilsslon des Minister* 
retes zur Untersuchung von AatsalObrauch und 
Korruption !■ Zusaievanhtng alt der Tätigkeit des 
Bereiches Komaerzlelle Koordinierung 

von 14. 0eze«ber^l9B9 


Entsprechend de« Vorschlag des. Generalstaatsanwalts der OOR 
zur Bildung einer Sonderkonalss Ion des Minister rates zur« 
Untersuchung von A«ts«10bt auch und Korruption 1« Zusanaenhang 
alt der Tätigkeit des Bereiches Koaaerzlelle Koordinierung 
Ist eine Abstimaung alt de« Generals taatsanwal t herbeizufUhren. 
Die dazu notwendigen Fragen Über die Aufgabenstellung und Zu* 
s aaaense tzung der Koaaisslon sind zu klären^ und für d ie Sitzung 
des Min Is terrates a« 21. Dezeaber 1989 Ist ein B eschluO vorschlag 
vorzub ereite n. 

Verantwortlich; Minister der Finanzen und Preise 

Minister für Innere Angelegenheiten 
Minister für AuOenwirtschaf t 
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Dokument 230 

Berlin, 18. 12. 1989 


Aussagen über die Finanzbeziehungen, die zwischen dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und dem Bereich Finanzen der Außen- 
wirtschaft und Valutaplanung des Ministeriums der Finanzen ab- 
gewickelt wurden 


1 . Die Festlegung zur Gewinnabführung von Sonderunternehroen 
an die operative Devisenreserve wurde auf folgende Außen- 
handelsbetriebe angewandt: 

- Intrac 

- Transinter 

- Forum 

- BIEG 

- Kunst & Antiquitäten. 

Diese Außenhandelsbetriebe unterlagen auch der Kontrolle 
durch die Staatliche Finanzrevision. Durch ein Schreiben 
von Schalck cm König vom 9. 6. 1987 wurde der Außenhandels- 
betrieb IMES in die Finauizkontrolle einbezogen. 
Finanzbeziehungen zu allen anderen jetzt genannten Betrieben 
des Bereiches Kommerzielle Koordinierung hatte des Mini- 
sterium der Finanzen nicht. 

2. Die Gewinnabführungen der Sonderunternehmen erfolgten in 
folgender Untergliederung: 

- Gewinnabführung von Sonderunternehmen 

- Intershop 

- Intertank. 

Mir ist bekannt, daß die Einnahmen aus Intershop über den 
Außenhandelsbetrieb Forxim und die Einnahmen aus Intertank 
über den Außenhandelsbetrieb Intrac realisiert werden. 
Weitere Untergliederungen der Gewinnabführungen nach ein- 
zelnen Außenhandelsbetrieben kenne ich nicht und kann dazu 
keine Aussagen machen. 
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Die im Plan festgelegten Gewinnabführungen für die opera- 
tive Devisenreserve erfolgten termingemäß und in voller 
Höhe. Die Gewinnabführungen wurden aus der operativen 
Devisenreserve an die Zahlungsbilanz zur Durchführung des 
laufenden Zahlungsverkehrs überwiesen. 

3. Außer diesen genannten Gewinnabführungen an die operative 
Devisenreserve hat der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
seit 1984 jährlich 1 Mrd. VM an das Ministerium der 
Finanzen abgeführt. Eine üntergliederung dieser Milliarde 
nach Anteilen von Gewinnen einzelner Betriebe ist uns 
ebenfalls nicht bekannt. Diese Milliarde wurde jährlich 
vollständig zur Durchführung der Zahlungsbilanz eingesetzt 

4. Im Jahre 1986 wurde der VEB Philatelie Wermsdorf dem Außen 
handeisbetrieb Kunst & Antiquitäten angegliedert. Zu die- 
sem Zeitpunkt wurde festgelegt, daß ein Betrag zwischen 

9 und 12 Mio VM über das Ministerium der Finanzen direkt 
für die Zahlungsbilanz bereitgestellt wird. 

5. Für alle über unseren Bereich abgewickelten Valutabeziehun 
gen wurden die entsprechenden Markbeziehungen (Markgegen- 
werte und Richtungskoeffizienten) in den Staatshaushalts- 
plan eingeordnet. 

6. Die genannten Außenhandelsbetriebe unterlagen auch der 
Revision. Die Summe der sich aus den Revisionsprotokollen 
ergebenden Gewinnabführungen der Außenhandelsbetriebe war 
jeweils größer, als die Summe der Gewinnabführungen an 
das Ministerium der Finanzen. Da der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung weder durch mich persönlich noch durch die 
Staatliche Finanzrevision kontrolliert werden konnte, 
kann ich keine absoluten Aussagen über die Verwendung 
der nicht abgeführten Mittel treffen. Die Möglichkeit, 
sie für das Ministerium der Finanzen abzufordern, bestand 
auf Grund der geltenden Festlegungen nicht. 
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Wie mir aber aus meiner Arbeit insgesaunt bekannt ist, hat 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung jährlich eine Reihe 
von Aufgaben zur gesonderten Finanzierung von Zusatz Im- 
porten für die Durchführung der Volkswirtschaftspläne und 
die Versorgung der Bevölkerung erhalten und hatte Devisen- 
reserven zu bilden. 

Nach meinem jetzigen Wissen wurden mit den Krediten für 
die DABA, mit der Bezahlung von Verbindlichkeiten für 
Mikroelektronikimporte und unter Berücksichtigung der 
Barbestände von 4,0 Mrd. VM im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung - außer den Gewinnabführungen an das 
Ministerium der Finanzen - Reserven für die DDR 
von 8,7 Mrd. VM 

gebildet . 

Idh gehe davon aus, daB diese Reserven aus den 
nicht abgeführten Gewinnen gebildet wurden. 

über die genannten finanziellen Mittel hinaus sind im Bereich 
Kommerzielle Koordinierung Goldbestände von 21,2 t, die be- 
wertet zum Preis vom 5. 12. 1989 490,8 Mio VM ausmachen, 

vorhanden. 

^•> U 
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Dokument 231 


Mini Bter iura der Fi(;anzeri 
und Preioe 

Beauftragter deo Ministero 





Vorschlag 


Dorlin. 20. 12. lÜOO 



Deo 


N i \V V} e l 
Minioter der Kinnnzon 
und Proloo 


zur Neufeotl egung der Verontwortunä und Abflrcnzunö der Eiftentumo- 
verhältnlooe von Dotrlebon deo Bereichen Kommerzielle Koordinie- 
rung, über deren Gewinne bisher dio J31£D verfügl. Imt. 


Mit einer Ordriung vom G, 3. 1063 wurde dio ükuntimi sehe Arhcit in* 
einer Reihe von Finnen im NSW, deren Anleitung bis zu d 5 «T.-nin Zeit 
punkt-duruh-einon- Deroi ch der- SKD-vorgnrioifimon wurde, ii> d^'ri- Vor- — 
entwortungoberoich Kommerzielle Koordinierung (Schelk) dlicrLrogon. 

Die entschiedene Ausdehnung der üknnomi schon Arb(-iL dienru’ Kirincri 
und denit ihre Gewinn- und ProvinirjnscrwlrtfjcliMftung entct.nnd duroln 
die Zusammenarbeit mit den Aiaßonhnriflol nbetri ebf^n rlnr DDK. Zum Teil 
erhielten die Außenhandel sl^etr lebe eucli Auf Ingen nun den» |b:roioh 
Schalk, um ihre GoachüftsbeziohungfMi über diccu: Vnrtrci oi f i i rnc^n nbzu 
wickeln. 

Die erwi rtnehofteten Gewinne wurden -toi Iweino dnzti gonnl.Tr.i;, noch vnr 
handene private Geoallscbnf ter in diMi GmbH nufy.uknufoii und fjamit tJin- 
ne Firmen vol 1 slHridig in unner KiiJrrnluin zu Clb^ i nfflnuf'ii 
Zur Zeit gibt es folgeridi^ Ki rmen KonsLr uktiuiHm 

a) 6 gemisclito Gesel 1 nchn ft.en mit f'wwv DDW u i 1 i (^uu(<. V'mi :s.) 
bis 65 X. 

Diene Beteiligung bofin<lot (jinlj im Ihtni l z di-i- Dfrul.iahr-n IhuKb-lN 
l>nnk AG ' ( J; Knllc) bzvy. vun U»jtri«*bun df;:i V»m . 

b) 15 llc;ld i ng* Fi rmen, die den Auftrag halxm, (.in I mmubi 1 muvti 
mögen von 20 Mio DM zu verwalt. en und dnrdbirr liirinur; alr; (3er, eil 
cchaftor in 

o) 16 Firmen, die als GmbH gegründet sind, nufzuUrutnri, 

Diese 16 Firmen vermitleln Export- und Impurtgesoliof ta; mit DDR- 
Außenhandel obetr leben , deren Gennniturnsn tz zum 30 0. UJÜU 

3. 2 Mrd. DM betragt. 
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Dfto ßtammkapitftl dlaocr 16 Firmen Ijofindol; mjoIi im Bt.'nii.x, dor 
liolding-Geool Icohaften, daran Akt.inn wiMdf«riiiii vn] i fji.üiid i im 
Bereich Kommerzielle KoonJ i n i ninnd tiind. 

Aug den Einnahmen dieoer Qecamten GcMohlif tokorm l.rukl. i un vnn jäVir- 
lieh 60i 4 Mio DM (1966) wurden Aun(/al;cn im Anri.rfi(jr; .Jm- ßel;ö - 
tlgt bzw. AbfUlirungen auf bnoti mint.n Knnl.on vfirdnnnininnri . 

Zur Neuordnung der geoamben Geoohaf injtäbi gkei b worden rijlrt'.-nde 
VorochlHge Mnborbroitet : 

1. Däo louoob) 1 1 envermdgen geht voll n\,Hn(llg "in dori-“neni i./.-ner l^ör- 
tei über. Dazu olnd die entnpreidionden lloJd ing-GiujuI 1 üoliurLen 
Inf ino-Vaduz , Monument- Vaduz untl Ihinnoabic Voflnz in r/iil.ni- 
eigen tum zu UborfUhron. 

Der Tmmobi 1 i «nbeBltz Nexita Lugano iGt> nun diotictr KiniiM Imrdur, 
zulöoen und einer der zuerot genannten 3 Holding Goutf l l .•ii.haf • 
ten oder einer neu, durch dio Hartoi zu griindnnflrtii Gont-l 1 nnhn fl. 
zu üV>ert ragen. 

2. Dio 16 Vertretorf i rmori, überw i ogc^nd in der UU|), v/rodfn y.nkilnfi lg 

duroh daß Mininterium fdr AußonliMtidol ang«; 1 '■ i tul,. int Oii; 

bioherige Firma Sirnjiex oindfMjtig nl:; I'inna de;: AnßtnliMi.d«-! s fdr 
die Anleitung und Konl-rolle di';;;';i Finiion /'i intwoi 1. 1 i oli /o ino 
maciien. Wie biniier fsind auf di(:;;(Mii VJege die füitiijirocli'-ndnn I’rovi 
n iorißverträge zu realiMioren. 

Dao Eigentum an dicGori Firmen in Form dor vt uhriridonon Aktirrti dm 
Holding-Genell ßchaften wird V(jI lutoinJ ig Vo 1 kno igi.mi.nin. l-’u uollto 
entochioden werden, oh diese Aktiftn an dio iJnutnchf? Ilnniir:) ubarik AG 
zu übergeben nind. 

Die erwi r tricdiafteten Gewirjho urid dirr I’rriv i n j nn f.-ind rhiuiit. voll 
ständig Bestandteil der Einnalimi't» des Si;aai.'-s. 

Boi der welt.oren Tätigkeit dio.sor Firrnnn if;l. wo boanldoi i, daß 
im Ergebnis der Neuordnung der Außenhandel stätigkoi I. den- DDR 
eventuell oriioblicho GesohäftsrücrkgHrige dieser Firinfm xn (:rwai 
ten sind. 

In diesen Fallort sind rechtzeitig Kntuohe i «hingen zur Vcrkloin'/ 
rüng der Finnen zu i.roffen, um oifordcrl i 'h'' Hoy i a 1 1 > I üno Ijoi 
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d»»r Auflösung von Firmen und die dnlJol ontiitohondon ntilostun- 
gen der Qeoellschafter und damit untiorou Vdi müguuu xu niirii-* 
mleren. 

■3. Die gemioohten Geoelloohafton worden ‘/ukünftid von d(M DnutncdiMn 
Handelsbank AG bzw. von den Firmen angeleitet, die eine Beteiligung 
haben (Betriebe des Verkehrswesens) . Erzielte Gewinne! worden nuohi 
dort vereinnahmt. Erforderlieho Frovioionovertrage sind ebenfallß 
mit der Firma Simpex abzuschließen. 

. Dle^ä'üö-der GeöchlfftötHtrgkeltn^ös- Jabreiv-rBBB'-erzTd 1 ten - Ergeh- 
nisse und noch vorhandenen Fondoboetündo nun VorJahr«'ii bl öl hon 
Eigentum des Staates. 

Es ist zu entsoheiden, ob daraus einschließlich noch nusotehen- 
-de Kreditrüokzahlungen von- 17, 5 Mio DM eine IKJokl i der 

Deutschen Handelsbank AG zu bilden ist, um zu erwartende Auc- 
gleichszahlungen beim Eintreten von Bedingungen laut Punkt 2 
durchführen zu können. 

I 

i 

/ 

N i o f: e n 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Beschluß des Ministcrrates 

7/22/89 

▼om 21. Dezember 1909 


Beschluß über die Aufgaben und die Zusammensetzung der Sonder- 
kommission des Minis terra tes zur Untersuchung von AmtsmiObrauch 
und Korruption im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Dereiclves 
Kommerzielle Koordinierung 


Der beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


gez . H. Modrow 

Verteiler : 

Vorsitzender des Ministerrates 
Minister für Außenwirtschaft 
Minister der Finanzen und Preise 
Minister für Innere Angelegenheiten 
Minister der Justiz 

Regierungssprecher und Leiter des Pressc-uiid Informationsdienstes 
der Regierung der DDR 

Generalstaatsanwalt der DDR — 


Für die Rlditigkeltt 


1 Ö Jan 1990 Hj 
■ll.Feb. ;991 0 


Sekretariat des Ministerratet 


Dieser Beschluß Ist nach Realisierung zu Yemlchtcn; 
die Archivierung erfolgt durch den Herausgeber. 






Miniliterra t 
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U e s c h 1 (I 0 

ühur die Aufijatteii iiiid die Zusammense t ziiiiy di.T Sodderküinmi bs ion 
des Minis terra tes zur Untersuchuny von Am tsin iüi»rauch und Korruption 
im Ziisaninienhnny mit der fätiykelt des Bereiciies Kommerzielle 
Kon nl i n 1 e rui ly 

vuni 21. Dezemi)er IVUy 


1. Auf dei («lundluye des Beschlusses des Minis teria tes vom 

14. 12. 1989 (6 . / 1 . 4 . 6 . /89 ) nimmt die äonderkoniiiiiss ion 

des Min is tei I a tes zur Untersuchung von Aintsm iObi aucti und 
Kuirnptiun im Zusammenhang mit der latigkeit des Bereiciies 
Kommerzielle Kuui din ierung ilire Tätigkeit auf. 

2. Die Kommission hat folgende Aufgaben: 

- Unterstützung der Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
sowie der staatlichen Untersuchungsorgane und Gewähr- 
leistung staatlicher S icherhe i ts in tei essen , 

- Gewäiii le i s tung der erforderlichen Wei tei führung der 
Tätigkeit der dem Bereich Kommerzielle Koordinierung 
unterstellten AuOenhandelsbe tr iebe und Firmen zur 
Walw ung der Interessen der OOR, 

- Erai bei tung von Vorschlägen zur Auflösung des Bereiches 
Kummeizielle Koordinierung, zur Veränderung des Unter- 
stel liingsvei häl tnisses der Betriebe und Firmen sowie zur 
Auflösung einzelner Betriebe und Firmen dieses Bereiches, 

- Kooi dinierung der Öffentlichkeitsarbeit über Ergebnisse 
der Untersuchungen und getroffener Entscheidungen. 

Di.. Kommission hat die Minister füi AuOenw i r tscha f t sowie 
det Finanzen und Preise bei der Voibereitung der vo n 
ihnen ln eigener Verantwortung zu treffenden Entscheidungen 
zu unterstützen. 


>. Arbeitsweise und Befugnisse der Kommission 

Oie Kommission führt zur Erfüllung ihrer Aufgaben eigene 
Un teisucliungen durch und trifft erforderliche Entscheidungen. 
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Sie isit berechtigt, die zuständigeti Leiter und Mitarbeitei 
entsprechend der Aufgabenstellung gemäß Ziffer 1 zu befragen. 
Oie genannten Leiter und Mitarbeiter sind verpflichtet, wahr- 
heitsgemäße Auskünfte zu erteilen und alle den Untersuchungs- 
gegenstand betreffenden Unterlagen der Kommission zur Ver- 
fügung zu stellen. 

4. Zusaiiiiiiense tzung der Kummissiun 

Or . Willi Lindemann Sekretariat des Ministei rates 

- Leiter der Sonderkommission 


Prof. Dr . Karl -Heinz 
Gerstenberger 


Kommissarischer l.eiter des 
Bereiches Kommerzielle Koor- 
dinierung 


Or . Kur t Krause 


Ministerium der Finanzen und 
Preise 


Lene Irettin Ministerium für Außenwirtschaft 

Martin Behiend Sekretariat des Ministerrates 

Joachim Buchecker Ministerium für Innere Angelegen- 

he i ten 

Bei Erfordernis werden in Abstimmung mit den zuständigen 
Ministern und Leitern anderer zentraler Staatsorgane Experten 
zur Mitwirkung in der Kommission hinzugezogen. 

Oem General staatsanwa 1 t der DOR wird empfohlen, einen Vertre- 
ter zur Mitwiri^ung in der Kommission zu delegieren. 

5. Oer Leiter der Sonderkomniiss ion ist dem Vorsitzenden des 
Minister ra tes direkt unterstellt. 
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ff-- i t r M j ii i s te rra t es 

Vefrüp,(U)g Hr. /89 
vom Dezc.T.ber 1989 


I. Die Verriir.'iiig Nr. 1?9/7? vom 1A. September 1972 
des Vorsitzenden des Ministerrates der DDR wird 
mit sofortiger Wirkung außer Kraft gesetzt. 


2. Zur Sicherung des Zahlungsverkehrs mit dem Ausland 
wird bl.s zur Entscheidung Uber die Zuordnung der 
dem Rcreicli Kommerzielle Koordinierung unterstellten 
Außenhandelsbetriebe bzw. Firmen folgendes verfUgt: 

- Zahlungen mit dem Ausland werden - wie bisher - 
über die Deutsche Handelsbank und die Deutsche 
Außenhandelsbank abgewickelt. 

- Alle Zalilungen des Bereiches Kommerzielle Koordi- 
nierung und der Betriebe dieses Bereiches, die 
das Ausland betreffen, sind genehmigungspflichtig 
durch Herrn Prof. Dr. Gerstenberger oder einen 
von ihm benannten Bevollmächtigten. 

Ihm obliegt die Entscheidung Uber Ausnahmen. 

3. Alle Betriebe (siehe übjektlistc) des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung haben Schlußbilanzen in 
Valutamark und Mark per 31- 12. 1989 zu erarbeiten. 

Die Ordnungsmäßigkeit dieser Bilanzen ist durch die 
Staatliche Finanzrevision zu prüfen und zu bestätigen. 


A. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung hat per 
31. 12. 1989 einen Jahresabschluß in Valutamark 
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utid Hark 7,n erarbeiten, der von der Staatlichen 
l-'inanzrevi Sion zu prüfen und zu bestätigen ist. 


5. Die in Ziffer 3 6®f>aniiten Betriebe sind künftig 
entsprechend den Grundsätzen für die UurchfUhrung 
von r'’ir)at)7.ro vi s 1 onen durch die Staatliche Plnana- 
revlsion zu prtlfen. 


6. Bei vollständiger Auflösung von Verantwortungsbe- 
reichen und Betrieben Jst Uber die naoh der Liqui- 
dation vorhandenen Vermögensbestände durch den Mi- 
nister der Plnanzen in Abstimmung mit dem Minister 
für Außenwi rtscfiaft zu entscheiden. 

Grundlage fUr diese Entscheidung sind die durch die 
Staatliche Pinanzrevision bestätigten Schluflbilanzen 
ln Valutamark und Mark. 


Dr. Modrow 
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2. Ab sofort ist monatlich die Entwicklung des Indexes der 
Preise und Lebenshaltungskosten öffentlich bekannt 2 u 
geben. Im Falle inflationärer Entwicklungen sind minde- 
stens quartalsweise die Löhne, Gehälter, Renten und Stipen- 
dien proportional der Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
anzupassen. 

Der Antrag des FDGB soll noch einmal ln der Arbeitsgruppe Virt- 
schaft verhandelt werden. 


3.3. Der Runde Tisch stimmt dem Antrag des Unabhängigen Frauenver- 
bandes zu, daß der Ausschuß für Wirtschaft der Volkskammer und 
der Ausschuß des Runden Tisches zu Virtschaftsf ragen gemeinsam 
eine Experten- Anhörung veranstaltet. 

Das öffentliche Hearing steht unter dem Thema "Wege zur Ausar- 
beitung eines Konzepts der Vlrtschaftsref orm ln der DDR“, 

Es sollte bis Mitte Januar 1990 stattfinden. 

Die Volkskamraerfraktion bzw. die am Runden Tisch teilnehmenden 
Seiten sind berechtigt, Experten zu benennen. Die Experten wer- 
den um Vorlage schriftlicher Gutachten gebeten, auf deren Grund- 
lage die Anhörung erfolgt. 


3.4. Der Runde Tisch stimmt dem Antrag von "Demokratie Jetzt“ zu: 

Minister Beil wird gebeten, das Konzept zur Auflösung des 
Bereiches Koko, das er am 7. 12. 1989 der Regierung vorlegte, 
am Runden Tisch vorzutragen. 

Ministerin Nickel wird gebeten, über das Ergebnis der Revision 
aller Konten des Bereiches Koko, das sie der Regierung am 
6,12.1989 vorlegte, am Runden Tisch zu berichten. 


3.5. Der Antrag der AG Wirtschaft zur Finanzierung und wirtschaft- 
lichen Tätigkeit der Parteien wird an die Arbeitsgruppe 
Parteien- und Yereinigungsgesetz überwiesen. 

Der Runde Tisch fordert die Regierung auf, die Prinzipien und 
Regelungen der bisherigen wirtschaftlichen Tätigkeit der Par- 
teien und Organisationen offenzulegen. Bisherige und gegenwär- 
tige Finanzierungen von Parteien und Organisationen aus dem 
Staatshaushalt sowie die Uebertr^gung von Volkseigentum an 
diese sind bekanntzugeben. Der Runde Tisch bittet weiterhin 
um Aufklärung durch die Regierung, ob Parteien und Organisa- 
tionen das staatliche Außenhandelsmonopol verletzt haben. 

Zusatz zu diesem Antrag durch die Vertreter von Demokrati- 
scher Aufbruch, Initiative Frieden und Menschenrechte, Initi- 
ative Vereinigte Linke, Neues Forum und SDP in der AG Wirt- 
schaft beim Runden Tisch: 

Es wird weiterhin erwartet, daß sich die Regierung mit dafür 
einsetzt, daß 
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Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Beschluß des Miaisterrates 
9/12 /90 

13. Januar 1990 


Endreüaktlon : 22, Januar 1990 


Betrifht ßeschluO über die Information zur Abnahme von Abfallstoffen 
dL^rch die DDR aus dem Ausland, insbesondere aus der BRD und 
Berlin (West), sowie Vorschläge und Maßnahmen zum weiteren 
Vorgehen 


Der beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


gez. H, Modrow 


FOr die Richtigkeit I 


( 


u. 


Sekretariat des Minlsterrates 


Dieser Beschluß ^st nach Realisierung tu vernichten; 
die Archivierung erfolgt durch den Herausgeber. 
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Verteiler : 


9/12 /90 - 2 


Minister für Außenwirtschaft 
Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Minister der Finanzen und Preise 

Minister für Land-,' Forst- und NahrungsgUterwirtschaf t 
Minister für Maschinenbau 

Minister für Naturschutz, Umweltschutz und Wasserwirtschaft 

Minister und Vorsitzender des Wirtschaftskomitees 

Regierungssprecher und Leiter des Presse- und Informationsdienstes 

der Regierung der OOR 

Oberbürgermeister von Berlin 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes Rostock 

Generaldirektor der Intrac Handelsgesellschaft mbH 
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BeechluO 

Uber die Information zur Abnahme von Abfallstoffen durch die 
OOR aus dem Ausland, insbesondere aus der BRD und Berlin (West), 
sowie Vorschläge und MaOnahmen zum weiteren Vorgehen 


vom 13. Januar 1990 


1. Oie Information zum Sachstsnd wird zur Kenntnis genommen. 
(Anlage 1) 

2. Die Vorschläge und MaOnahmen zum weiteren Vorgehen werden 
bestätigt. (Anlage 2) 

Durch die verantwortlichen Minister und die Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke Potsdam und Rostock sind zu den ge- 
troffenen Festlegungen die weiteren ElnzelmaOnahmen zu 
veranlessen. 
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Anlage 1 


InrormaLion zur .Abnahme von Abfall storren tlurch die DDR utjs dem 
\U9lnnd, Insbesütidere aus der BRD und Berlin (iVeet), aoivle 
Vorschläge und Moßnahnten zum weiteren Vorgehen 


I . Information z-um Sochatnnd 


1. lin Rtohmen «1er slcI« vertlcftxulon Intornotlonolon Arbeits- 
teilung und erweiternden AußenhandeJlsbezlctujngcn habet^ der 
Ex- und Import voji Altfull stoffen ln Intcrnutlaiolen 
Rohmen zunehmend an Bedeutung gewonnen. 

Dabei wird ln erster Linie von (^«ologlschen Ccelchts- 
pufi^ten ousgegangen «l.h. Nutzung günstiger ökologlsctier 
Vornussotzuncjon eines Landes im Interesse der Vcrtneldung 
undurwei tlger iKther Uimveltbelustiingon. Hinzu konint die 
N\jtzung «ksr siel« bietenden t<;ofjoi:»l sehen Vorteile,. 

Daraus ergibt sich, doB die .Mninlime von Al)fnll stoffen 
aus «loia Ausland eine intcirnntlonal übliche I’raxls Ist. 

So bestehen zwischen der tJI’.D und Frankreich seit löngcrcni 
Verträge zur* .Abnahme und ncscltlgung von Abfall stoffen. 

Auf Grund cter Bedeutung «lleser Problematik wurde inS9 
ln Dascl eine *KonYünti<xi Ober die Kontrolle vier grenz- 
übersclrol tenden Transporte von gefährlichen Abprodukten 
und deron fiosolLlgung* verfiljschledot, an deren Ausarbeitung 
die OOR inltu'lrkto. 

Es Ist der kurzfristige Beitritt der DDR zu dieser Kaiventlon 
vorgoseltefi. 

Olcso Konvention, die Im Rahmen «Jos UNO-Umwel tprogrnmincs 
ausgeorbeitet wurde, sicht clno internationale Kontrolle 
grenzöber 3 clrelt(j«uJor Abrnllstofftronsporte und deren 
•Beseitigung mit dem Ziel vtr*, eine GoPührdung der Urr.velt 
und ficr Devölkcrung bei derartigen international üblichen 
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Transporten auszuschlleOon. 

2. 01.9 DDR nimmt Jährlich aus dam Ausland gegenwärtig folgende 
Abi allfnangen abt 

- rd. 4,^ Mio t BUS 6erlih(y(e8t) 

HausmUllt Gawerbeabf älle , Industrieabfälle, Bauschutt; 
Bodenaushub und max. 40.000 t Sonderabfallstoffe 

- rd. 0,9 Mio t aus der BRD 

HausmUll, Gewerbeabfälle, Industrieabfälle und ca. 25.000 t 
Sonder abf alle tof fe 

- rd. 0,1 Mio t aus den Niederlanden, Österreich, Italien 
und der Schweiz 

Industrie- und Gewerbeabfälle. 

Diese Mengen entsprechen rund '5 \ der in der DDR und ca 1 \ 
der in der BRD anfallenden Abfallstof fmengen BO-H der durcb .. 
die DDR abgenommenen Abfallstoffe kommen aus Berlin (West), 

Aus der Abnahme dieser Abf allsto^jfe wurden im Zeitraum von 
1975 bis 1989 Nettoeinnahmen ln Höhe von Insgesamt 1.070 Mio 
VM realisiert/ FUr den Betrieb der Deponien sowie für' erfor- 
derliche Investitionen (Technik, Basisabdichtung, Sickerwas- 
sorreinigungsanlage , Gebäude) wurden ,125 Mio VM darUber hin- 
aus erwirtschaftet. 

Es hat sich als falsch erwiesen, daO die Einnahmen aus dem 
Abfallstoffgeschäft nicht zielgerichtet zur Erhöhung des 
Sicherheitsstandes der Deponien im Bezirk Potsdam und damit 
schließlich zur Gewährleistung der Lebensqualität fUr die 
BUrger in diesem Territorium eingesetzt wurden. 

3. Oie Abnahme von Abfallstoffen aus 8erlln(We3t) erfolgt auf den 
Deponien Deetz (ausschließlich Bauschutt), Vorketzin und 
Schöneiche im Bezirk Potsdam. 
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- Vereinbarung zwischen der Regierung der OOR und dem 
Senat von Derlln (West) vom 11, Dezetitoer 1974 sowie 

- Dcschluß des PrSsidiums des Ministerrabes vom 13. 

Februar 1975 zur DurchPülrung des 20-Jahres-Ver träges 
über die Verbringung von Westberliner Abfallstoffen 
und ilire Desei tigung in der tOR. 

Mit dieser politischen Entscheidung zur AbFallstoFfent- 
sorgung wurde 1972 einem Anliegen des Senats von Berlin 
(West) entsprochen, da auF dem Territorium Westberlins 
keine oder nur äußerst begrenzte Möglichkeiten zur Er- 
richtung von Deponien bestehen. 

Im Rahmen einer Reihe anderer Maßnahmen, u.a, Obernohme 
von Abwasser und Maßnahmen auF (Jem G^iet des Verkehrs, 
wurde damit der Prozeß der Normal Is^lerung d^r Beziehungen 
der OOR gegenüber Berlin (West) eingeleitet, 

AuF der Grundlage einer pnch Behandlung In der Arbeitsgruppe 
des Politbüros durch den ehemoligen Generalsekretär E. 

Honecker bestätigten Entscheidung vom 28, 10. 1983 wurden 
auF den, Deponien im Bezirk Potsdam in den letzten-Oahren 
in geringem UmFang auch AbFallstoFFe aus der DRD ab- 
genommen, was besonderes in den letzten Wochen zu erheblicher 
Kritik durch die Bürger geführt hat. 

Zur Erhöhung der Uimvel tslcherhei t hinsichtlich der Abnahme 
von SonderabFallstoFFen wurde auF der Grundloge des 
Beschlusses des Politbüros vom 30. 00. 1987 und eines 
gleichlautenden Beschlusses des Ministerrotes vom 09, 07. 1987 
über die Errichtung einer SonderabFallstoFF-Verbrennungs- 
anlage zur schadlosen Beseitigung von SonderabFallstoFFen 
aus Westberlin eine Itochtenperaturverbrennungsanlage 
mit einer Jülrllchen Kapazität von 15.000 t auF Kosten 
des Westberliner Senats durch die Westberliner Firma 
Berlin-Consult errichtet. 
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Auf Grund oufgetretcncr technlecher Probleo« beim Probe- 
betrieb und Leistungsnachweis wurde diese Anlage bisher 
seitens der DDR nicht übernomnen, obwohl als Termin 
dafür bereits April 1989 vorgesehen war. 

Gegenwärtig erfolgt eine technische Umrüstung, 

Die Deponien Oeetz< Vorketzin und Schönelcho wurden 
Anfang der 70er Oahre nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik und den damals vorhandenen Internationalen 
Erfahrungen ‘nach einem Projekt der Westberliner Firma 
Berlin-Consult auf bzw, in der Nähe ^ von ehemaligen Müll- 
ablagerungspl ätzen errichtet. Diese Deponien verfügen 
wie eine Vielzahl anderer DeponiWi ln der DDR und im 
Ausland über keine Basisabdichtungen. Forderungen von Kontroll*« 

Organen, des Bezirkes Potsdam nach einer sicheren- OeponiebasiS ■ 
und Sickerwasserbehandlung wurden beim Aufbau der Deponien nich1( . 
berücksichtigt. 

Dadurch tragen die Deponien Vorketzin und Schäneiche durch aus- 
tretendes Sickerwasser zu den bereits vcrhanden.Bn KontaminätiQne(;i 
des Grundwassers durch- Salze, organische Stoffe.-. Phenole und 
Schwermetalle bei. In diesem Zusammenhang ist darauf zu ver- 
weisen. daß im Raum Schäneiche vorrangig Uimvelbbelastungen von der 
Deponie Schöneicher Plan* ausgehen. Auf dieser Deponie, die durch 
den VEB Stodtwlrtschoft Derlin betrieben wird, werden die AbfallStoffe 
aus der ilouptstadt Derlin abgelagert. 

Zur Verhinderung negativer Auswirkungen durch die fortschreitende 
Kontamination des Grundwasaers auf die gegenwärtig genutzten Wasser- 
versorgungsanlagen im Territorium und den .Schutz der bisher noch 
nicht beeinträchtigten Grundwasservorkomnen müssen Ersatzlösungen 
für neue zentrale Anlagen für die Trinkwasserversorgung und Behandlung 
in den angrenzenden Städten und Gemeinden geschaffen werden, Entschei- 
dungsvorschläge wurden dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankomnlssioo 
am 13. 12. 1989 vom Minister für Naturschutz. Umweltschutz und Wasser- 
wirtschaft übergeben. 
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4. Oie Abnahme von AbPallstoFren aus der BRD und den anderen 
nenonnten NSW-Ländern erfolgt vor. allem auf der Deponie 
SchCnberg (Selmsdorf) im Bezirk Rostock. Diese Deponie 
liegt in unmittelbarer Grenznölie zur BRD, 

Die Deponie entspricht dem heutigen internationalen 
hohen Niveau bei der Abfallstoffbeseltlgung, insbesondere 
hinsichtlich einer zusätzl leien Abdichtung des Untergrun- 
des sowie der Slckerwassererfassung und'aufbereltung. 

Sie verfügt über besonders günstige geologische und 
hydrologische Voraussetzungen (ca. 180 m Geschiebetnergel 
unter dem Deponiekörper). Zur Gewährleistung der Sicherheit 
ist es erforderlich, daß die Deponie strikt nach den 
festgelegten Vorschrl.ften betrieben wird. 

5. Der VES Deponie Potsdam und der VEB Deponie Sctiönberg sind ^ 

als selbständige Betriebe den jeweiligen Bereichen örtliche Ver- 
sorgungswlrtschaft der Räte der Bezirke zugeordnet. 

Außenhondelsseitige Grundlage für die Abnahme von Abfall- 
stoffen sind langfristige kownerzlelle Vertröge. Die 
auslandsseitige konmerzieile sowie -die Inlendseltlge 
finanzielle Abwicklung erfolgt durch den Außentiandelsbe- 
trleb Intrac Handelsgesellschaft mbH entsprechend den 
gel tenden Rechtsvorschri f ten . 

Die Abnahme von Abfallstoffen aus dem Ausland ist genehmi- 
gungspflichtig. Entsprechend den Rechtsvorschriften der DDR 
erteilt diese Genehmigung das Ministerium für Naturschutz, 

Urmveltscl«Jtz und IVasserwirtschaft in Abstimmung' mit dem 
Ministerium für Gesundhelts- und Sozialwesen, dem Ministerium für 
Schwerindustrie und speziell beauftragten Kontrollorganen wie dar Staat- 
lichen Hygieneinspektion, der Staatlichen GewSsserauf sicht und der 
Ar bei tahyg iene inspek t ion . 
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* Gegen Ule Abnotin» vcxi AUFollsLorron oua dem AUsltvid 
gibt cs seit lüngorcr Zelt Einwünde vo(» Uürgern, Ule 
ln letzter Zelt ln uachscndein Maße die vollständige i 
Einstellung des “Mülltcxirlsnus* fordern. Diese Proteste 
konwe«! ous iintorechiedllchai Kreisen, so von Düryer- 
bev.egungcn, ökologischen Gruppen und urmveltlnterosslcrtcn 
üürgern, 

Ilütwtursochc dafür sind Defürchtungen ln Oezug uüf Unnvelt- 
üeelntriiclitlgnnncn, Insbesofuhire «ler Obcrflüchwtgowcissor 
und des Grundwossers ln Einzugahcrelcli der Deponlestand- 
orte, die bei den Deponien Vorketzin, Schönaiche und 
GooLz, nuclj tütsüclillcH vorhaidcn sind, Vcrschilrft uurdon 
die Prolilc.’nc vor ollem oucli dadurch, doß der totsöchllchc 
Snchvcrholt den närgerii vcrschv.icgai v.urrje und Insgesamt 
zu allen Prozcsscai die mit den Vertrßgon, den Dpi^ortien und 
den Elnnoiiren ln Verbindung Stenden, keine P.frcntlicli!;©! ts- 
nrbelt erfolgte. 

li:t ’/j'els GreveKmhlcn, v.o von ♦'‘nfong m Dürger, -Vigeord- 
neto und gescl lactiaf tl lebe Id'üfte ö'.nx' die Vorbcrcltunn • 
und Erricld,ung (Jer t)ei)onle Schünljcrg nuarelchend Irirernlcrt 
v.urden, traten geringe ProtiloiTiC ouf. 
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Vor8Chlu(|c ufxl V.odnohf.^ct'i zum •.VGlterai Vornolicn 


Anlage 2 


Der oiinnt vwi Ocrlln ('Voat) »irid dlo noylorunjj der Oetitschcn 
RurictcrablscMcii sind on der xyeltcren AlmjiJiDc voti Al)roll- 

storrnn (kirch dlo fXlft iia Rohiacn der Vertrüge noch wie vor 
Interessiert. Dos errordort MorJnohnien, Insbesondere tier Sonlcriinü 
«kjr Deponien« der Reckjzlerung der A!)nahine von Abrollstoffen 
mit höherem Scluiüstorrtjohalt« der .Mltnutzunj tksr Dc]ionien zur 
Dcseltlyung von Slcdltingstibfüllon ous dem DozlrU Pobsdom« der 
'titnubzunn <Jcr Deponie SclyCnberg zur DcseltlQuno von Abfall- 
stoTFrjn ous tlor DDR « der Lösung !toi4sunolcr Prol)leme sowie eine 
breite ürrentlichliciboorbcl b. 

Eine Abnohnw vocj.Abrullstorfcn uns dom /Xusloiid kann uolLcrhin nur bei 
Gev.älirlelsttiny bzw. Herstellung einer hohen Unwel tslcherhclt vprye- 
oohen werden« 

Im einzelnen sind folgende Maßnolunon durohzueetzeni 

1. Tür die Deponien VorUotz ln und Schönelcho sowie für 

die Oe|)onic Schunolclier Pion Ist cino Sonieruiigskonzcptiai 
zu erurbeiten und Angebote von potontlellep uuslündi schon 
Fin.'.ai cinzulK)len* 

Auf dieser Grundlage ist ein Finanz^erungsntodell vorzulegen. 

Dabei ist ein Anteil an DDR-Laiatungen zu sichern. 

Oie Smi crungskonzep ti ai lat von unnbl^pglyon Gutuchbern« die 
vom J.Unlstur für Nobiracliutz« Umv.eltacliutz und IVoaserwlrtachnft 
zu beaiiftrngon alnd« zu prüfen und danach zu boabütlgcn. 

Vernitv.ortllch; Voraitzender des Rates ttes Bezirkes Potstlaro 
0l)crl>ürgerM<}i8t^r von Cerlln 
Minister' für Außcnwlrtschoft 
Termin ; c 30, D5. 199P 

2, Der /NnachiuD der goFührdoter» Stödte und Gcmolndon der ICrclse Nauen, 
Zoaacn und Königs V.Uoterhousen on Ooa ze«itrülo Trink- und AIi^ 
•.veasernotz lat vorzusnivjn. 
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I^azu lat ouf cJor Crurtülocp elnoa CutQcJitoaa uljje !;on 2 cptlon vorziiloycn. 
t-.Uißnohnen', dlo 1090 tlurchzurülrcn ölrid, sIncJ r.ilt cl(5;:) DRl»rc8VolliOv.lrt- 
schurtöplan 1990 zu entscheiden* 

\'ürnnbv.orLUch; ' Vorsl tzenefer üos Rohes des Bezirkes PotocloQ 

Minister und Vorsitzender des Wirtschaftskomitees 
Minister für r.'obursclHihZ/ Urmpl tsclKitz 
und lVnf.sorv.irtscl'.ort 
Termin: .März 1990 

3. Curch die Introc llondclsgosollschnFt nl)ll sirid unverzüglich 
Gespräche .'nlt der IVestbcrl iner Sei tc ■otjrziinehncn mit dom ^lel, 
dfill die Koati'Hi für tlle S.«iloruny flur I\:po*ilcatnridoi'to und den 
Anschluß der StodLc und Ceincliidon on' Uns Trink- und Atnvossernetz 
von Westberlin übernomnen v.erden. 

Vcrcnhv.or tllch : ^Unlstor Für Auße«iivlrtsch<irt 

.Minister tlor Flnnnzon und Preise 
Tcritdn : 31* CI. 1990 

T. Mit der Westbcrllnor Seite Ist zu verelnborci», <!nß die /Ibnohme von 
SondorobFullsLofrcn auf der Dopoiilo Vorkotzln clngcoLollt wird. 

Clese SüfuJcrobFoll Stoffe wcrck« nur rux:!» In dem Ui.:F«ig nbijonof-run, 
v.To eine Sescltigunij ln der Uochhcnpcrnturvorbrennuntjsonloye 
Schönelche nii>gllch ist. 

OIs zur Aufnolime des DouorüotrioJ)e3 dieser Verbrctinungsonlogo Ist eine 
ZwI schenl ogorunrj ln P.cr 1 1 n-'Vest oder olfKj ondorweltlge Lösung vo<i . 
der Westberliner Seite zu Fordern. 

Verontv.ortllch: Minister für .Vjßenwlrtschof t 
Termin: 31. 01. 195JÖ 

5. Oie Abnahme von AbFallstoFFen. aus dem ^ßlV nlif den Peponlon Im 
Bezirk Potsdom ist einzusbcllcn. Für das Oair 1090 sind mit den 
Vertragspartnern Übergangs iesungen zu voroIfUioreii. Eventuell ontr 
stellende Celostungen für den Stootshausholt und die Zohlungsbi lani 
der DOR sind vor VerLrogstiischluß der Rcglcrufig zur Entscheidung vorzu- 
legen. 

Vernntwortl Ich; Minister Für AiißenuIrlschaFt 

Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam 
Yorsltzeiukir ilds Rotes des JJezlrkes Rgptock 
Termin; 31. 01. 1990 
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6, Zur . sehr ittwoiseo .Verbeaaerupg üer«.31tuotlai auf üonj.G^lflt 
AbfallwlrtßchoFt der DDR iet die Ahnohcft 

o^9. dom Oo^irk Fotadom auf den Dcponicji, 5|e^,,VE0 pcponic, f^otiq;doBj_^ 
aoivle die MilJiutznng fler (k^ailo SchünUero (ne^irk -IIoatocJ;) füc dj^r' 
f\bnahnx> von .VbprodLdc ten oua DOR^^u Hcomnen voa JähCA.lpV 
oa, 200,000 t vorzusehen. 

Vcrmlv.orillch; Vgrsitzeridor. dea Rofcea.doa. Dczlrkee.Potsdpm 
Vcral tzejjder des Rates üea Oczlrkeo Rostock 
Minister Für ,‘\u(^env.irt8chnrt 

7. Ab 1991 Ist Jülrlich elno Oilonz der Valutaoinnahncn und -afs- 
jgnben ous dem /V) Falls toFFgeschil Ft aus dom Ausland vorzulegen. 

Domlt vorhundon sind Vcrsclilügo zur ol)Jekt!;onIcreten Verwendung von 
\el;^oer.lfoen aus dem AbrnllstorFgescIvifL Für ProjeJ^to fJes UnKvcltsclHitzcs 
zu unter'nrcrton. 

Voran twortl Ich; Minister Für .Aiißcnv/irtschart 

Minister Tür Naturschutz, Uan*.ol teclxitz und 
lYass er V. i r tsqhq^F t 

Minister der Fln»izen und Preise • 

Minister und Vorsitzender des Wirtschaftskomitees 
0. Zur. Senkung . des AnFalls der ouF..OOR-Terrltorlum rvis lVc8tberUn.i*f 
XU bosoltlgendcn A})Poll8toFFo ist entpsrechond einer Vet'elnbaruno#» 
zwischen dem Minister Für Natur8clwtz,..UiiÄvelt8cl»utz.iUnd l¥aa.apriWlRl«öPlmrJi» 
Wld d<»' IVostborl Iner'. Senatorin 'Für' Uimvel tsclujbz.und. SbadtontwicklunU;.. 4 >r 
,ilie Errichtung einor'‘gemcinsa(<)un.AurbereiUng8uvl(^e*Cür. JUaFoUaJUirij^ 
zir.:gieiq»izeUlQpn.JiüQkgowinhunö-Vpo^JVQrt8jtQCf.ßa.ijgi.iPiha«.\j)ilk,ö«®,,,.< 
Mpgislrat von Dorlin; dem Rat des nezlPko8''.fk>tedBin und den Senat, von<r^ 
Westberlin zu prüfe«!«!.^ 

Vcrai bv.or bl Ichj , . Generaldirektor Ititrac llondclsgesel IschoFt ri>M 
Oberbürgcrnelster von Ha'lin 
vqr.RUzQf .Uh tc« . .Ug.fc,po? 1 rj; ^ . .Pota.Uöffl^ 

Termin; ... ,^5 Pa..CX3.» 1090 
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9. ^VjF. G rund fehlender Vcrbrennunyaknpozl töten und unterirdischer 
Dq)onIcrunf)sinögllchkelten sowie nicht geeigneter oberirdischer 
Deponien Ist für Abfollstoffe aus der DDR, die gegeiiwörtlg nicht 
ucnw-el tgerecht beseitigt r.verden können, eine .Verbringung ln dos 
>S\V vorzusehen. Dies betrifft Insbesondere PCD und PCB-behof tete 
Abprodu!<;tc, Rückstünde aus der Lei terplotten Fertigung. 

Dafür sind Jülrllch etwo 10. Mio VM Erlöse aus dem AbfallstoffgeschüFt 
bcroitzustcllcn. 

Vcrmtwortllch; Minister Für Außenwirtschaft 

Minister für Naturschutz, Umweltschutz 
und U'ossenvlrtschof t 
Minister der Finanzen und Prelsa 
Minister und Vorsitzender des Wirtschattekomltees 
Tö'nin: 31. 01. 1990 


10, Dig befristet zwldchengelagerteo,‘'PCB^ehafteten’ Abprodukte der, m.,: 
elektrotochnlachen Industrie und der /ynwenrterberolchsagf der Schotla., 
atoffdcponle RöthehoP (DezJirk, Potsdam) sind ln ein kurzfristig zu 
schaffendes Entsorgungazentrum für PCß-holtIge Materialien und Abpro- 
dukte unifu lagern^. 

Die dazu crfordorllchon Maßnahmen sind im Oanuor. 1990 dem Mln^t^- 
ryt zur Entscheidung yorzuleoön*.,^ 

Vcrf¥it\vortl loht ...Mlnlstor für Maschinenbau 

Minister und Vorsitzender des Wirtschaftskomitees 

VqpplUender^üQ?L.|\ate?. To.tsdpptji 

«Termin; t p,,aiU.»DawJl990.,a.J 
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11, Ep. iBb dlo «Mögl iclikol b nüp dlo Errlcfjbmci (jIdot. •öC(^!C|^8^a^o;l.Enbna•- 

(;Jll(;30^lPl]o für .Ab.rpl.liöborfp uacl SlctJluii{;a.olJiFiUlü.Äi8 .iVcsbborl.ln^.Ocsi^linnii' 
und tlom Bozirli Pobedan zu pi'Orai and .einer .!‘üq>03tl.CT'linc?-.iiv^ 

onlnrje in IVoDuonnsdorl:. (Uezlrl'« I’otcvd.nD) füp dio.Mjbzung c]cror;tltjer..<'«bnu»’ 
rail« rjemolnsora. mit der- LonUv.lrtßclmft zu ulborouchon, noFür- lat;.olne-*«r 
AyFivand-TMjbzc(,>.-Cpf?oclna»ü zu^rmdo zu logvii*../ 

V'crnnbt.cr blich; •Gcfierolf.'Ire!;toi' Inbrr.c linnclolaj’osel l.nchnFb nijü 
VücsH-zcndcr dca Robos des PozIrJccB Pobedo.vJ' 
0'.)orb:jr(;crn'.cistt.T von I'.«2rlin 
Mliiinbcr Für LuntI-, Perst- und ^elriingsgüber- 
ivlrbaclinrt 

^Termin; ^0. Op. 1Ü9CV 


12, Eoi. ist dlü..Müi)licU\elt öinch offc!<tJvai Zusc«;ripn?'rüolt .e'pr...Pcf>Pnic:;, 
betriebe. l’otoUaCi und Ro.'^bock ctnvlt; <loo lieotoliWidiMi -\ußwilia.\dpJ,p,URr:.* 
I^eicljc.s der Intr.uc. UonddleypRcUacUof t.,r6jj;j?:ib,pcQ.r.en.ii/».t| C!i|i 9 yr:.qc>ipi.ni 9 , 
VcTdchlüyo. auf. 'der .Criindlugo. oiiu:d'..;iCpoLeo‘rMibzanTAnaly8o -deiD,VinlpbvTn,) 
rut..zwn Uesc^iluR Fassung vrr zu lcgej\t^. 


Vcraitv.orbl lel«: THnlabcr für .-ViFoir.vlrUiclihrt 
-■* ■ 

Minister Für rlpturseluitz, U;nv.el lucliutz und 
U'ossut'v.lr U'.ol i;iFL 

yorslUp.i^pp clqsjjobcs .des JJpzirUcs PoLei^ , 
V(jr»l tzender des Roloa «Jer- !'czIrI;eo :Uwloc*.; 
Termin; »J» 


13. Bei der Erriphtung und den .B 0 tcleb..YPn Deponien, .eind die in Rechtevorechrlften 
lUc geschützte Gebiete* feetgelegten Verbote und Nutzungsbesohrlinkungan .atrlK^, 
einzühalten. Die konsequente Einhaltung der Verbote, und tiutzqngebeeqhrönkungBq 
ist insbesondere durch ehrenanitlloha Kräfte-wie Naturschutzbaauftregte,. N8tuj:;j 
aphutzhslfer straff .zu. kontrollieren. 

Verantwortlich ; Oberbürgermeister von Berlin 

Vorsitzende der Räte der Bezirke 


Geschütze Gebiete im Sinne dieses Beschlusses sind; Naturschutzgebiete, Trlnk- 
wasserschutzgeblete, Blosphärenreseuvete, gesohUtzte Feuchtgoblete, FlBohen- 
naturdenkmale und geschlitzte Parke 
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EinschÜtzuno der Lage und AusMertung des Runden Tisches 


Der beiliegende BeschluO wurde bestätigt. 


gez'. H. Modrow 

Verteiler : 

Mitglieder des Ministerrates 

Leiter des Amtes fUr den Rechtsschutz des Vermögens der DDR 
Leiter des Amtes für Jugend und -Sport 

Leiter des Komitees zur Auflösung des ehemaligen Amtes für 
Nationale Sicherheit 

Regierungsbeauf ti'Bgter für die Auflösung des ehemaligen Amtes ifür 
Nationale Sicherheit 

Vorsitzende des Gesch^f tsf ührendon Vorstandes dos fOGB 









Mlnlsterre t 
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Einschätzung der Lage und Auswertung des Runden Tisches 
Auszug aus dem Protokoll; 


1. Der Einschätzung des Vorsitzenden des Mlnls'^errates zi^r 
Lage wird zugestimmt. 

Der unter der Leitung des Hinisters für Handel und Versorgung 
eingesetzte Stab zur Stabilisierung der VersorgungsXage ist 
durch alle zust&ndigen Minister zu unterstützen. In Aus- 
wertung der Sitzung des Ministerrates ist in der Presse- 
konferenz noch einmal der Standpunkt der Regierung, bis 
zum 18. MÄrz 1990 keinen Abbau von Subventionen durchzu- 
führen, zu erläutern. 

Verantwortlich: zuständige Minister 
Regierungssprecher 

2. Der Zeitplan und die Bildung von Arbeitsgruppen zur Durch- 
führung der Verhandlungen mit der BRD über eine Währungs- 
union und eine Wirtschaftsgemeinschaft werden zur Kenntnis 
genommen. Die Minister werden beauftragt, die DOR-Komroiss ion 
umfassend zu unterstützen, sie Über alle Im eigenen Ver- 
antwortungsbereich bestehenden und für die Verhandlungen 
relevanten Probleme zu informieren. 

3. Die für die Sitzung der Volkskammer am 6. und 7. März 1990 
noch zur Entscheidung stehenden Gesetze sind für die 
Sitzung des Ministerrates am 1. März 1990 einzureichen. 
Verordnungen, die vom Ministerrat noch behandelt werden 
sollen, sind für die Sitzung am 8. März 1990 einzureichen. 
Vorschläge für die Tagesordnungen der Sitzungen des 
Ministerrates am 1. März, 8. März und 15. März 1990 sind dem 
Leiter des Sekretariats des Ministerrates zu Übergeben« 

26. Februar 1990 
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4. Für die. weitere Zusammenarbeit der Kogierung mit dem Runden 
Tisch wird folgendes Auftreten von Mitgliedern des' Mini ster- 
rates festgelcgt: 

26. Februar 1990 - zur Kulturpolitik 

Verantwortlich; Minister für liultur 

in Zusammenarbeit mit den 
KÜnstlerverb&nden 

- zur MilitÄrreform 

Verantwortlich; Minister für Nationale 
Verteidigung 

5. MÄrz 1990 • zur Frauenpolitik 

Verantwortlich ; Minister Tatjana Böhm 

- zur Blldungs- und Jugendarbeit 

Verantwortlich : Minister für Bildung 

Leiter des Amtes für Jugend 
und Sport 

12. März 1990 • zu Gesichtspunkten der neuen Verfassung 

Verantwortlich; Minister der Justiz 
Minister Gerd Poppe 

- zu Sicherheitsfragen 

Verantwort lieh; Günter Eichhorn 
Fritz Peter 

im Zusammenwirken mit der 
Arbeitsgruppe Sicherheit des 
Runden Tisches 

- zu Fragen der Rechtsstaatlichkeit und der 
Verwaltung sreforro 

Verantwortlich: Stellvertreter des Vorsitzenden 
■ des Ministerrates für örtliche 

Staatsorgane 

- Über den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
und Über Mül Igeschüf te 

Verantwortlich ; Prof. Dr . JlßXfi-tfiXlberger _ * 

Dr . Willi Lindemann 

Minister für Naturschutz, 
Umweltschutz und Wasser*' 
Wirtschaft 


/ 
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5. Unter Verantwortung des Stellvertreters des Vorsitzenden 
des Kinisterrates für VUrtschaft ist eine Beratuna über 
die Wahrung des Hechts über das staatliche Eigentum, das 
Volkseigentum^ das genossenschaftliche und private Eigen- 
tum, einschließlich der Nutzungsrechte durch Betriebe und 
Bürger« durchzuf Uhren . 

Zum Schutz der Hechte der DDH-BUrqer als Mieter bzw. Nutzer 
von Grundstücken« die sich im Eigentum von "Berechtigten 
mit Wohnsitz bzw, Sitz außerhalb der DDR befinden« ist ein 
Standpunkt auszuarbeiten und dem Miniscerrat vorzuleoen. 

E9 sind 

- eine Erkl&rung der Regierung zum Schutz des Eigentums 
und des staatlichen Eigentums der DDR sowie zur Bewertung 
von AbsichtserklÄrungen von Leitern von Betrieben übeT 
Kapitalbeteiligung, 

- ein Brief des Vorsitzenden des Mtnisterrates der DDR an 
den Bundeskanzler der BRD zum Standpunkt der DDR zu diesen 
Fragen sowie 

- ein Entscheidungsvorschlag für den fUnisterrat zur Siche- 
rung des Staatseigentums der DDR 

zu erarbeiten. 

Die zuständigen Minister' werden verpflichtet, den Über- 
blick über Absichtserklärungen, die in ihrem Verantwor- 
tungsbereich gegeben werden, zu sichern. 

Verantwort lieh; Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Ministerrates für Wirtschaft 

amtierender Minister der Finanzen und Preise 

Minister der Justiz 

Minister für Außenwirtschaft 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

Minister Dr. Romberg 

Minister Dr. Ullmann 

zuständige Minister 

Leiter des Amtes für den Rechtsschutz 
des Vermögens der DDR 
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6. Der Entwurf einer SosicJcharte , der die sczialeri r.ehn^cn- 
bedin9un9cn für die soziale MarhtwirtEchaf t abstockt und 
als Vcrhandlun9Aqründla9c mit dc^ BRD dient, ist dem 
/linisterrat zur Lntseneidun^ vorsuleoen. 

Verantwortlich: Minicter Tatjana Böhm 

Minister für Arbeit und Lönnv 

im Zusammenwirken mit dem “* 

Geschüf tsfUhrenden Vorstand des FDGB 

Termin! 1. MKrz 1990 

7. Die sich aus dem Außererdent liehen Gewerkschaf tskoncieß für 
den Mlnisterrat orgebenden Maßnahmen sind zur Entscheldcno 
vorzuiegen. 

Verantwort! ich : Minister für Arbeit und Löhne 

Im Zusammenwirken mit dem 

Geschüf ts/Ührenden Vorstand des FDGB 

Termin: 1. Mürz 1990 

B. Zur Veränderung von Traditionsnamen sind Grundsätze zu er- 
arbeiten und zu veröffentlichen. 

Verantwortlich ! Minister für Innere Angeleacnhciten 

9. Die Mitglieder des Ministerrates haben alle in Ihrem Ver- 
antwortungsbereich durchzuführenden Arbeiten bis 18. März 
1990 aufzubereiten und eine ordnungsgemäße Bilanz und 
Übergabe an die neue Regierung zu sichern. 

Alle Entwürfe von Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften, 
die nicht mehr entschieden werden können, sind zur 
Übergabe an die neue Regierung dem Sekretariat des Minister- 
ratee zuzustcllen. 

10. Der Beschluß zur Auswertung der Ergebnisse der 13. Sitzung 
des Rundtischgespräches am 19. Februar 1990 wird bestätigt. 
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Dokument 237 [ 

o2iy‘3 /9o 

Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Beschluß des Minist errat cs 

16/7/90 
1. März 1990 


Betrifit: Beschluß zur Gründung einer Anstalt zur treuhänderischen Verwaituno 
des Volkseigentums und Verordnung zur UmvTandlung von volkseigenen 
Kombinaten, Betrieben und Kinr icht unaen in Kapitalgesellschaften 


Der beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


gez . H. Müdrow 


Verteiler : 

Mitglieder des Ministerrates 

Leiter der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
Präsident der Staatsbank der DDR 
Vorsitzender des Staatlichen Vertraasgerichts 
Leiter des Amtes für den Rechtsschutz des Vermögens der DDR 
Oberbüraermeister von Berlin 
Vorsitzende der Räte der Bezirke 
Generaldirektoren der Kombinate 


1 Feb. 1991 ' 


Für dJe Riditi^kfttr 



S^krct2nit des MLaisterrates 


Dieser Beschluß ist oacb Rcxlisienin; ;u vemtchten; 
die .-Lrehiviermj* erfolgt durch dco Herausteber. 
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Ministerrat 
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Beschluß 

zur Gründung einer Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des 
Volkseigentums und Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen 
Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in Kapitalcesel Ischaf ten 

vom 1. März 1990 

1. Der Beschluß zur Gründung der Anstalt zur treuhänderischen 
Verwaltung des Volkseigentums wird bestätigt. (Anlage) 

Der Beschluß ist im Gesetzblatt zu veröf f entlic.hen . 

2. Die Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, 
Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften wird 
bestätigt . 

Die Umwandlung ist bis zum 31. Dezember 1990 abzuschlieflen . 

Verantwort lieh : zuständige Minister und Leiter 
anderer zentraler Staatsorgane 

Oberbürgermeister von Berlin 

Vorsitzende der Räte der Bezirke und Kreise 

Generaldirektoren der Kombinate 

3. Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Treuhandans tai t werden 
in einem Statu t festgeiegt, das der Regierung zur Bestätigung 
vorzulegen ist. Gleichzeitig sind unter Berücksichtigung 

der volkswirtschaftlichen Bereiche die Grobstruktur sowie ein 
Vorschlag für die Sicherung der Arbeitsbedingungen der Treuhand- 
anstalt vorzulegen. 

Verantwortlich ; Minister der Finanzen und Pr eise 

MiAister und Vorsitzender des Wirtschaftskorai tees 

Leiter des Amtes für den Rechtsschutz 
des Vermögens der DDR 

Termin : 15. März 1990 

4. Der Minister der Finanzen und Preise wird berechtigt, im 
Einzelfall die sich aus der Umwandlung von Kombinaten, Betrie- 
ben und Einrichtungen sowie wirtschafts leitenden Oraanen in 
Kapitalgesellschaften für das Jahr 1990 ergebenden ökonomi- 
schen Auswirkungen auf die Fondsbildung durch finanzpoliti- 
sche Maßnahmen zu regulieren. 
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5. Der *Unister der Finanzen und Preise wird beauftraat, in 
Zusammenarbeit mit dem Leiter der Staatlichen Zentralverwal- 
tuna für Statistik Grunds/<tze zur Bewertung des Grund- und 
Umlaufvermögens auszuarbeiten. 

Termin ; 15. Kärz 1990 

6. Durch den Minister für Post- und Fernmeldewesen ist der Re- 
gierung der DDR ein Vorschlag zur Ausaestaltunq der Gene- 
raldirektion und zur Abgrenzung des Sondervermöoens der 

der Deutschen Post vorzulegen. Dabei ist auch ein Entscheidungs 
Vorschlag über die Zuordnung der Studiotechniken Rundfunk und 
Fernsehen (Deutsche Post) zu unterbreiten. 

Termin: 15. März 1990 

7. Die mit der Umwandlung von Betrieben in Kapitalgesellschaften 
verbundenen Bodenfragen sind in einer Durchf viliryiiflsbes t.i mmung 
zu dieser Verordnung zu regeln. 

Verantwortlich ; Minister deiL J inan zen . und Preise 

Minister für Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft 

Leiter des Amtes für den Rechtsschutz 
des Vermögens der DDR 

Termin : 15. März 19^ 
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Anlage 


Beschluß 

zur Gründung der Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des 
Volkseigentums (Treuhandanstalt) 

vom 1. März 1990 


1. Zur Wahrung des Volkseigentums wird mit Wirkung vom 1 . :^ärz 1S90 
die Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des Volkseigen- 
tums gegründet. Bis zur Annahme einer neuen Verfassung wird 
die Treuhandanstalt der Regierung unterstellt. Sie ist An- 
stalt öffentlichen Rechts und territorial gegliedert. 

2. Mit der Gründung übernimmt die Treuhandanstalt die Treuhand- 
schaft über das volkseigene Vermögen, das sich in Fondsinha- 
berschaft von Betrieben. Einrichtungen. Kombinaten sowie 

wi rtscha^ts 1 e i tenden Organen und sonsticen im Register der 
voLkseiaenen Wirtschart eingetragenen Wirtschaftseinheiten 
befindet. Diese Vermögenswerte sind nach Rechtsträgern (Fonds- 
inhabern) geqliedert von der Staatlichen Zentraiverwai tung 
für Statistik in Zusammenarbeit mit dem Ministerium der Finan- 
zen und Preise und auf Bezirks- und Kreisebene in Zusammen- 
arbeit mit den Abteilungen Finanzen mit dem Stand vom 31. Dezember 
1989 festzustellen. 

3. Die Treuhandanstalt ist berechtigt, juristische oder natürliche 
Personen zu beauftragen, als Gründer und Gesellschafter von 
Kaoi talgesellschaf ten zu fungieren oder die sich aus den Be- 
teiligungen ergebenden Rechte und Pflichten wahrzunehmen. 

4. Die Treuhandanstalt ist berechtigt. Wertpapiere zu emittieren. 

5. Die Rechte und Pflichten der Treuhandanstalt werden in einem 
Statut festgelegt. Das Statut ist zu veröffentlichen. Die Treu- 
handanstalt übt keine wlrtschaf tsleitenden Funktionen aus. 
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6. Der Verantwortungsbereich der Anstalt umfaßt nicht das 
volkseigene Vermögen, das sich in Rechtsträgerschaft der 
den Städten und Gemeinden unterstellten Betriebe und Ein- 
richtungen befindet sowie das volkseigene Vermögen der als 
Staatsunternehmen zu organisierenden Bereiche und durch 
LPG genutztes Volkseigentum. 


Berlin, den 1, März 1990 


Der Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Vorsitzender 
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Dokument 238 

Berlin, den 12. 2. 1990 


Mündlicher Bericht 

der Sonderkoraission des Hinisterrates zur 
Untersuchung von Afiitsmißbrauch und Korruption 
him Zusammenhang mit der Tätigkeit des Bereiches 
11 Kommeriislle Koordinierung 
IJ vor dem Runden Tisch 
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Gliederung 


I. Zur Bildung und Struktur des Bereiches 

II. Zu den ökonomischen Quellen des 
Bereiches, seinen Geschäften sowie 
hauptsächlichen Formen des Hacht- 
mißorauches 

III. Zu speziellen Fragen des Finanzstatus 
des Bereiches 

IV. Zum Standpunkt der Kommission zum 
Vorschlag zur Eingliederung des Be- 
reiches in die Volks- und Finanzwirt- 
schöft der OOR 
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Herr Vorsitzender! 

Heine Damen und Herren! 

Bevor ich Sie über Ergebnisse der Arbeit der RegierungsJeom- 
fflission informiere, gestatten Sie bitte einige kurze Vorbe- 
merkungen. 

Oie Sonderkommis s ion des Ministerrates zur Untersuchung von 
Amtsmißbrauch und Korruption i« Zusammenhang mit der Tätig- 
keit des Bereiches Kommerzielle Koordinierung (im weiteren 
Ko Ko) wurde auf Initiative von Ministerpräsident Hodrow 
durch Beschluß des Minis terrates in Abstimmung mit dem dama- 
ligen amtierenden Generalstaatsanwalt der OOR am 21. 12. 

1989 gebildet. Ihr gehören 5 Experten aus verschiedenen Fach- 
gebieten an, die von ihrer früheren Tätigkeit her in leinar 
Beziehung oder Abhängigkeit zum Bereich Ko Ko standen. 

Prof. Gerstenbergsr ist als kommissarischer Leiter des Berei- 
ches gleichfalls Mitglied der Kommission. Lr. die Arbeit der 
Kommission war auch der Leiter der Valutakontrollgruppe des 
Ministeriums der Finanzen und Preise unmittelbar einbe- 
zogen . 

Oie Kommission hatte insbesondere die Aufgabe; 

- die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft sowie der staatlichen 
Untersuchungsorgane zu unterstützen und dabei gleichzeitig 
staatliche Sicherheitsinteressen zu gewährleisten, 

- die erforderliche Weiter führung der Tätigkeit der dem Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung unterstellten Außenhandels- 
betriebe und Firmen zur Wahrung der Interessen der OOR zu 
sichern, 

- Vorschläge zur Auflösung des Bereiches "^oKo j zur Veränderung des 
Unterstellungsverhältnisses der Betriebe und Firmen sowie zur 
Auflösung einzelner Betriebe und Firmen dieses Bereiches aus- 
zuarbeiten und 

- Öffentlichkeitsarbeit über Ergebnisse der Untersuchungen und 
getroffener Entscheidungen zu koordinieren. 
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Die Kommission hatte ferner die Minister für Außenwirtschaft 
sowie der Finanzen und Preise bei der Vorbereitung der von 
ihnen in eigener Verantwortung zu treffenden Entscheidungen 
zu unterstützen. 

Als Leiter der Sonderkommission bin ich dem Ministerpräsiden- 
ten direkt unterstellt. 

Ich möchte Sic nunmehr über Erkenntnisse im Ergebnis der 
durch ge führten Untersuchungen informieren: 

I. 

1. Oer Bereich Kommerzielle Koordinierung wurde 1 966 d urch 
Verfügung des Vorsitzenden des Ministerrates mit dem 
Ziel gebildet, in maximalem Umfang Valuten westlicher In- 
dustrieländer außerhalb des Planes zu erwirtschaften. 

Unter den Bedingungen des Fortbestehens des alliierten 
Rechts über die Devisenbewirtschaftung und Kontrolle 
des Güterverkehrs zwischen den beiden deutschen Staaten 
sowie restriktiver Maßnahmen westlicher Lander gegenüber 
sozialistischen. Staaten (COCQM) wurde mit dem Bereich 
eine Einrichtung des Außer^andels geschaffen, die zunächst 
hauptsächlich die kommerziellen Beziehungen mit Kirchen 
und Einrichtungen der BRD und andere Transaktionen zwi- 
schen der BRD und DDR abwickelte. 

In den Jahren ab 1972 wurden auf der Grundlage von Ver- 
fügungen des Vorsitzenden des Ministerra t es die Aufgaben 
und Vollmachten des Bereiches ständig erweitert. 

Mit Beschluß des Politbüros des ZK der SED vom 2. 11. 

1976 wurde der Bereich Kommerzielle Koordinierung unter 
Beibehaltung der offiziellen Bezeichnung "Ministerium 
für Außenhandel - Bereich Kommerzielle Koordinierung" 
als selbständiger Dienstbereich dem Mitglied des Polit- 
büros und Sekretär des ZK‘der SED, G. Mittag, direkt 
unterstellt und damit praktisch vollständig aus dem Ver- 
antwortungsbereich des Ministeriums für Außenhandel aus- 
gegliedert. 
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Ab 1977 arbeitete der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
nach einer von G. Mittag bestätigten internen Ordnung. 

Zugleich bestand eine enge Beziehung zwischen dem Be- 
reich Kommerzielle Koordinierung und dem Ministerium für 
Staatssicherheit . 

Zur Erfüllung der operativen Aufgaben des Ministeriums 
für Staatssicherheit aber auch zur Absicherung der^Pri- 
vilegien der führenden Repräsentanten der Partei- und 
St aa tsführung , ihrer Angehörigen und Gäste erließ 
E. MielKe zu diesem Bereich gesonderte Befehle, 

Mit Befehl 14/83 wurde im Ministerium für Staatssicherheit 
eine spezielle "Arbeitsgruppe Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung (SKK)" gebildet, die dem Stellvertreter des Mi- 
nisters, R. Mittig, direkt unterstellt wurce. 

Durch Eefehl 12/83 wurde die "politisch-eperative Siche- 
rung" des Bereiches Kommerzielle Koordinierung und der 
ihm direkt unterstellten AHB und Vertretergescllschaf ten 
präzisiert. 

Oer Leiter des Bereiches Kommerzielle Koordinierung , 

A, Schalck, und sein Stellvertreter waren Offiziere des 
Ministeriums für Staatssicherheit. Schalck war E. Mielke 
direkt unterstellt und diesem persönlich rechenschafts- 
pflichtig. 

2. Entgegen den allgemein für -die Volkswirtschaft der OOR gel- 
tenden Regelungen waren der Bereich und seine ihm unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe und Firmen mit besonderen 
Rechten ausgestattet. 

Durch die genannten Grundsatzdokumente wurde der Bereich 
faktisch der Kontrolle durch die verf a ssungsmäOigen Orga- 
ne, d.h. das Parlament und die Regierung, entzogen. Zu- 
gleich wurde damit das Prinzip des einheitlichen Außen- 
handels durchbrochen. 
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Oie Sonderstellung des Bereiches zeigt sich insbesondere 

in folgendem: 

- Oer Bereich und seine AHB und Einrichtungen wurden weit- 
gehend aus der Volkswirtschaftsplanung herausgelöst . Sie 
führten selbständig internationale Handelsgeschäfte auf 
eigene Rechnung und eigenes Risiko außerhalb des Planes 
in ständig wachsendem Umfang durch. 

- Der Bereich und seine nachgeordneten Betriebe und Firmen 
hatten den Status eines Deviscnausländer s . Das heißt; 
anderen staatlichen Organen, Betrieben und Einrichtungen 
war der Erwerb, Besitz und Umgang mit konvertierbaren 
Devisen nur im Rahmen der ihnen erteilten Valutaplanauf- 
lagen gestattet. Als Devisenausländer unterlag der Bereich 
solchen E inschränkungen nicht. Er konnte bei der Deutschen 
Handelsbank AG sowie der Deutschen Außenhandelsbank AG 
Valutakonten führen und • Zahlungen im Ausland leisten sowie 
dort auch eigene Konten anlegen. 

Damit wurden derBereich und seine Betriebe jeglicher Kon- 
trolle, wie sie für Deviseninländer durch, die devisenrecht- 
lichen Vorschriften It. 5. Durchführungsbestimmung zun De- 
visengesetz vom 19. 12. 1973 festgelegt ist, entzogen. 

Dazu gehört, daß 

. die Valutaberichterstattung- gegenüber dem Minister der 
Finanzen und dem Minister für Außenhandel eingestellt 
wurde und 

. die bei der Deutschen Außenhandelsbank und Deutschen 
Handelsbank AG geführten Konten der Kontrolle entzogen 
waren . 

- A. Schalck hatte die Vollmacht, die Beziehungen zu den 
Zollorganen und anderen Kontrollorganen auf dem Gebiet 
des Außenhandels. selbst zu organisieren. Es erfolgte 
eine eigenständige Sieglungvon Verträgen. Zu Fragen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs von Waren und Personen waren 
ihm besondere Vollmachten und Weisungsrechte übertragen 
worden . 
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3. Oie Arbeitsweise und Struktur des Bereiches Koranierziellc 
Koordinierung waren darauf ausgerichtet, maximal Devisen 
2u erwirtschaften und zugleich seine Möglichkeiten für ope- 
rative Aufgaben des Ministeriums für Staatssicherheit zu 
nutzen sowie Mittel zur Unterstützung, insbesondere der 
DKP, bercitzüstellen. 

Im Bereich Kommerzielle Koordinierung bestanden für folgen- 
de Aufgaben Struktureinheiten: 

. Erwirtschaftung von Valuta über die dem Bereich zugeord- 
neten AH3 wie Intrac, BIEG, Kunst und • Ant iquit i t en , forum, 

T rans int er , 

Zusammenarbeit mit der BRD und Westberlin, insbesondere 
bei Kompensationsvorhaben, 

, Koordinierung der Wirtschaftsbeziehungen mit afrikanischen 
Schwerpunkt ländern , Export spzieller Technik und Waffen, 

. Valutaerwirtschaftung aus NSW-Tourismus und Neubau von 
Interhot eis . 

. Vorbereitung und Durchführung ausgewählter Industrieverein- 
barungen , 

. ökonomische Leitung und Kontrolle der Tat igke it *der Firmen, 
die sich im nichtsozialistischen Ausland befinden, 

. Abwicklung von Sondergeschäften, die vor allem mit der 
Unterstützung der Kirchen der BRD für die Kirchen in der 
DOR im Zusammenhang standen und über Warengeschäfte ver- 
mittelt wurden sowie Transaktionen aufgrund von Vereinba- 
rungen mit der BRD auf humanitärem Gebiet, 

Oie Arbeitsweise im Bereich war zu wesentlichen Teilen kon- 
ipirativ gestaltet, d.h. die einzelnen Leiter und Mitarbei- 
ter erhielten nur die für ihre unmittelbare Arbeitsaufgabe 
erforderlichen Informationen. 

Alle Aufgaben, die entsprechend den gerannten Befehlen des 
Ministers für Staatssicherheit .besonderen Siche rhei tser- 
fordernissen unterlagen, wurden über die Ha up t a ‘w t e i 1 ur.g I 
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des Bereiches Kommerzielle Koordinierung, die vom Stell- 
vertreter des A. Schalck geleitet wurden, Koordiniert. 
Diese Hauptabteilung wurde durch E. MiclKe zum Sicher- 
heitsbereich erklärt. Hier wurden über spezielle Firmen, 
die der Hauptabteilung I direkt unterstanden, dringend 
benötigte Embargopositionen für die gesamte Volkswirt- 
schaft beschafft. Sie unterlagen im Interesse der Sicher- 
heit der Firmen und der Personen im Ausland wie in der 
DOR der strengsten Geheimhaltung. 

Die Abschirmung dieser Hauptabteilung wurde in zunehmen- 
dem Maße dazu genutzt, auch Maßnahmen zur Privilegierung 
von Personen und Personengruppen gedeckt zu organisieren. 


Dem Bereich Kommerzielle Koordinierung waren in der DDR 
12 volkseigene Außenhandelsbetriebe in Form von GmbH di- 
rekt unterstellt sowie 2 private Vertreterfirmen zuge- 
ordnet . 

Gewinne und Provisionen hatten diese an den Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung abzuführen. Außerdem verfugte 
der Bereich über Auslandsfirmen im NSW, an denen er direkt 
oder indirekt beteiligt war. Diese Firmen führten ebenfalls 
Gewinne und Provisionen an den Bereich ab. Nach vorliegenden 
Unterlagen hat der Bereich Kommerzielle Koordinierung - ohne 
die ihm unterstellten AH8 - Anteile an 25 Firmen und 6 Ge- 
mischten Gesellschaften im Ausland. 

Bei diesen Firmen bzw. Firmenanteilen, die in westlichen 
Medien vielfach als "Parteifirnen* bezeichnet wurden, liegen 
die Eigentumsrechte eindeutig bei» Bereich Koamerzielle Ko- 
ordinierung. Es handelt sich mithin um Staatseigentum. 


Auf der Grundlage der genannten Unters tellungsverhältnisse 
Honecker, Mittag, Miclke, Schalck - wurde jedoch du rch 
Honecker die Kontrolle und Einflußnahme auf die Verwen dung 
der Gewinne der Auslandsfi r men mit ausqcübt . So wurden aus 
diesen Gewinnen auch Unterstützungen insbesondere an die 
DKP gezahlt. 
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II. 


1, Oer Bereich Kommerzielle Koordinierung war aufgrund der ihm 
eingeräumten Sonderstellung in der Lage, im Unterschied zum 
übrigen staatlichen Außenhandel, in ständig steigendem Umfang 
Valutamittel zu erwirtschaften und anzusammeln. 

Es kennzeichnet den Bereich und seine ökonomische Macht, daß 
er von den erwirtschafteten Valutamitteln nur einen Teil zur 
planmäßigen Verwendung in der Volkswirtschaft bereitstellte. 

Über den anderen Teil wurde eigenmächtig und im Rahmen der 
genannten We is ungsl inisn ( Hone ck er , Mittag, Mielke) entschie- 
den , 

2. Oie Va lutaeinnahmen des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
setzen sich aus den Gewinnabführungen der unterstellten Be- 
triebe einerseits und eigenen Einnahmen des Bereiches aus 
Geld- und Kreditgeschäften andererseits zusammen. 

Sie betrugen im Jahre 19B9 insgesamt 7,2 Mrd VM. 


Charakteristisch für die Tätigkeit des Bereiches ist, daß 
alle den k ba r en ■ Mö gl ich ke it en zur Erwirtschaftung von Valuten 
genutzt wurden. 

Die dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe sowie 
bestimmte Auslandsfirmen führten Waren-, Finanz- und Börsen- 
operationen im NSW unter Einbeziehung der Deutschen Handels- 
bank AG als Geschäftsbank des Bereiches durch. 

Oberster Grundsatz der Geschäftstätigkeit war, maximal Devi- 
sen für die DDR zu erwirtschaften, unabhängig davon, ob sich 
daraus zusätzliche Belastungen für die Volkswirtschaft ergaben 
oder ob politische oder moralische Normen dadurch verletzt 
wurden . 

In das Zentrum der öffentlichen Kritik rückten vor allem fol- 
gende Geschäfte zur Devisenerwirtschaftung: 
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- Oer Export von Kunst- und Kulturgegenständen einschließ- 
lich der Verwertung von Asservaten der Schutz- und Sicher- 
heitsorgane sowie von kulturhistorisch wertvollen Gegen- 
ständen aus Steuerverfahren zur Oeviscnerwirtschaf tung 
durch die Kunst und Antiquitäten GmbH. 

Oer sich ständig vertiefende Widerspruch zwischen den 
sich jährlich erhöhenden Planauflagen und der Verringe- 
rung des Fundus an exportfähigen Gegenständen führte_^zu 
f lächendecksndsn Praktiken de? Ankaufs. Neben dem Aus- 
weichen auf andere Handelssortimente (Pflastersteine, 
Eisenbahnschwellen, alte Technik u.a.) wurde versucht, 
durch kontinuierliche Erhöhung der An- und Verkaufspreise 
die Planauflagen zu erfüllen. 

Oarüber hinaus wurden bestehende Versorgungslücken (Pkw, 
Heimelektronik) genutzt, um über lukrative Tauschgeschäf- 
te Besitzer von Antiquitäten oder Gebrauchtwar sn mit kul- 
turellem Charakter zu deren Veräußerung zu veranlassen. 

Um in jedem Fall in den Besitz von exportfähigen Kultur- 
gütern zu gelangen, wurde z.B. dem VEB Antikhandel die 
Möglichkeit eingeräumt, den Besitzern wertvoller Antiqui- 
täten ein Preis bis zum Bfachen Wert zu bieten. Dies war 
den Museen und dem staatlichen Kunsthandel nicht gestattet. 

Die materielle Interessiertheit der über 80 Inlandsvertrags- 
partner zur Bereitstellung exportfähiger Güter wurde über 
die Gewährung von. Valutaanrechten stimuliert. 

Aufgrund der vollständig kommerziellen Verwertung von Kunst- 
und Kulturgegenständen durch die Kunst und Antiquitäten GmbH 
und ihres Massencharakters war der Export von geschütztem 
Kulturgut nicht mehr sicher auszuschließen . 

In diesem Zusammenhang war auch die Kulturgutschutzkommission, 
deren Aufgabe in der Verhinderung des Exports von Kulturgut 
des Kategorie I und der Spitze der Kategorie II., d.h. des 
historisch wertvollstem Kulturgutes bestand, eindeutig über- 
fordert. Sie nahm darüber hinaus ihre Verantwörtung nicht 
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Durch den Hinisterrat wurde gesichert, daß ab 22. 11. 1989 
Antiquitäten und kulturelle Gebrauchtwaren nicht mehr ex- 
portiert werden konnten. Zugleich wurde festgelegt, die vor- 
handenen Warenbestände durch staatliche Kommissionen zu be- 
gutachten und einer inländischen Verwertung, insbesondere 
Rückführung an die Museen, zuzuführen. 

Oer Export von Waffen, darunter. in Krisengebiete 
(Gewinnabführung 1989 ca. 10 Mio VH). 

Im Jahre 1981 wurde ito Zusammenhang mit den Sondermaßnahmen 
zur S.icherung der Valutaliquidität der DDR durch E." Honecker 
und G. Mittag die Grundsatzentscheidung getroffen, einen 
Außenhandelsbetrieb für den Waffenexport zu gründen. Oer 
Betrieb sollte frei konvertierbare V/ährung erwirtschaften. 
Daraufhin wurde auf Weisung von A. Schaick die IMES GmbH 
und 1987 deren Tochtergesellschaft WITRA GmbH gebildet. 

In den' Jahren 1982 bis 1989 wurden insgesamt Lieferungen 
und Leistungen von über 1 Krd Valutamark exportiert. 

Es wurden Schützenwaffen und Munition, in Einzelfällen auch 
Waffensysteme wie Panzer und Flugzeuge exportiert. 
Militärische Güter wurden auch in Spannungsregionen ver- 
bracht wie Irak/Iran und Nord-/Südj emcn . 

Oie Lagerung, der Transport und die Vertragsrealisierung 
erfolgten unter strengster Geheimhaltung. Oas Waffenlager 
Kavelstorf wurde dazu getarnt errichtet und durch Angehöri- 
ge des Ministeriums für Staatssicherheit bewirtschaftet so- 
wie gesichert. 

Im Beschluß des Hinisterrates vom 8. 1. 1990 wurde die 
Grundposition der Regierung der COR zur Produktion und 
zum Ex- und Import von Waffen formuliert. Danach ist die 
Weiterführung des Exportes von Waffen in Staaten, die nicht 
Mitglieder des Warschauer Vertrages sind, bis zur Schaffung 
der dafür erforderlichen gesetzlichen Regelungen und der 
Gewährleistung einer parlamentarisch-demokratischen Kontrolle 
nur für bereits abgeschlossene Verträge auf der Basis von 
Einzelgenehmigungen gestattet. 
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Die IHES GmbH ist liquidiert, d.h, die Firma besteht nicht 
mehr. 

Die Abnahme von Abfallstoff cn, vor allem aus Westberlin 
und der BRD (Valutaerlös 1989 ca. 100 Kio ViM) . 

Ausgangspunkt für die Abnahme von Abfallstoffen sind das 
Abkommen der Regierung der ODR mit der Regierung der 8RD 
und dem Senat von Westberlin aus dem Jahre 1972 und cicr 
auf dieser Grundlage 1975 abgeschlossene 20- Jahres-Vertrag . 
Oie aus diesem Vertrag erzielten Netto Valutaeinnahmen •be- 
laufen sich seit 1975 auf ca. 870 Mio VM. 

Im Ministerrat wurden am 13^. 1. 1990 die Abnahme von Ab- 
fallstoffen aus dem NSW und die dabei auf getretenen Pro- 
bleme erörtert. Oie Kritik der Bürger richtete sich vor 
allem gegen die Lagerung von Sondermüll in der Deponie 
Vorketzin, die ungenügende Basisabdichtung der Deponie 
Schoneiche sowie die ungenügende Wirksamkeit der Oeponie- 
betriebe für das Territorium. 

Im Ergebnis der Beratung im Ministerrat wurden Maflnahmcn 
getroffen zur 

. Sanierung der Deponie Schöneichc 

. Reduzierung der Abnahme von Sondermull in der Deponie 
Vorketzin (per 15. 2. 1990 eingestellt), 

. Mitoutzung der Deponien für die Beseitigung von Abfall- 
stoffen aus der DDR, 

. Unterstützung der Kommunen durch die Oeponiebetriebe und 
zu einer breiten Öffentlichkeitsarbeit. 

An der Durchsetzung der Maßnahmen wird gearbeitet. 

Ein Schwerpunkt sind die Verhandlungen mit der Westberliner 
Seite zur Beteiligung an den dadurch entstandenen Kosten. 
Grundsätzlich erfolgt die Verbringung von Abfallstoffen 
aus Westberlin und der BRD nur mit Genehmigung des Ministe- 
riums für Naturschutz, Umwelt und Wasserwirtschaft. 
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- Oie Erwirtschaftung von Provisionsgewinnen durch die 
Zwangseinschaltung von Vertreterfirmen über AH8 Transinter. 

Durch diese für den Bereich Kommerzielle Koordinierung rea- 
lisierten Gewinne wurden die Importkosten für die Empfänger 
erhöht bzw. die Deviseneinnahmen bei Exporten für die Lie- 
ferbetriebe geschmälert. 

3. Oie Valutaausgaben des Bereiches beliefen sich 1989 auf 
9,2 Mrd VM. 

Diese Mittel wurden in Höhe von 5,1 Hrd VM zur Sicherung 
der Zahlungsbilanz, für Kredite der OABA sowie für Reserve- 
bildung im In- und Ausland einschlieQlich des Kaufes von 
Gold und Wertpapieren eingesetzt. 

Valutamittel in Höhe von 3,8 Hrd VM wurden fürtdie Durch- 
führung außerplanmäßiger Importe für verschiedene Bereiche 
der Volkswirtschaft aufgewendet. 

Im Jahre 1989 wurden in erheblichem Umfang Valutamittel für 
die Privilegierung von Personen und Personengruppen veraus- 
gabt. Ihre Größenordnung läßt sich im Einzelnen aufgrund der 
mit teilweise geheimdienstlichen Methoden organisierten Pri- 
vilegierungsmaßnahmen nicht «ehr rekonstruieren. Aufgrund 
vorliegender Erkenntnisse kann von einer Größenordnung von 
ca. 15 Mio jährlich ausgegangen werden. 

Oie wichtigsten Arten der Vergeudung von Devisen für umfang- 
reiche, differenziert durchgeführte Begünstigungen privi- 
legierter Personengruppen sowie Einzelpersonen und für 
den Einsatz von Mitteln zur Korruption und Schaffung von 
Abhängigkeit waren: 

- Oie Beschaffung von NSW-Waren aller Art für die Befriedi- 
gung individueller Wünsche führender Funktionäre der ehe- 
maligen Partei- und Staatsführung sowie deren Verwandte 
und Bekannte . 

Im Bereich Kommerzielle Koordinierung war dafür-eine so- 
genannte Arbeitsgruppe "Sonderbeschaffung* unter Leitung 
der Ehefrau von A. Schalck, Sigrid Schalck, tätig, die 
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direkt M. Seidel unterstellt war, 

Oaneben bestand eine weitere Beschaffungsgruppe «it der 
Bezeichnung "Kuriere", die direkt A. Schalck unterstellt 
war . 

Oie Beschaffer waren mit auf Privatpersonen zugelassenen 
Pkw bzw. Kleintransportern für den grenzüberschreitenden 
Verkehr ausgerüstet. Sie wurden mit Bargeld, regelmäßig 
zwischen 10 und 30 TOM, ausgestattet. Alle Belege waren 
It. Weisung A. Schalcks nur kurzfristig aufzuheben und 
dann zu vernichten. 

Oie Beschaffung erstreckte sich auf die Realisierung von 
Sonderwünschen auf der Grundlage von Bestellungen der 
Fa, Letex sowie Einzelbestellungen bei praktisch allen 
Verbr auchsgOtern von Blumen, Genußmitteln , Kosmetik bis 
zu hochwertigen Industriewaren, besonders der Unterhal- 
tung s elektronik und Luxusgütern wie Schmuck, wertvollen 
Uhren, Jagdwaffen. Oer Einkauf und das Verpacken dieser 
KonsumgOter waren strikt getrennt. Die Pakete wurden nicht 
addressiert, sondern mit Nummern versehen. Jeder Inforaeti ons - 
austausch zwischen den Beschaffern war streng untersagt. 
Persönliche Kontakte waren unerwünscht. Offenbar wurden, 
für die bereitgestellten Import-Erzeugnisse nicht in allen 
Fällen Preise in Mark der OOR in Rechnung gestellt. Oie 
Preisbildung wich ohnehin wesentlich von den offiziellen 
Preisbildungsmethoden für Konsuragüter aus Importen ab. 'Ver- 
glichen mit dem Inlandspreisniveau waren die in Rechnung 
gestellten Preise wesentlich niedriger, so daß der Begünstig- 
te nicht nur schlechthin in’den Genuß des jeweiligen Erzeug- 
nisses kam, sondern zusätzlich bedeutende Preis vorteile er- 
langte . 

Ourch die Staatliche Finanzrevision wurden 10 Rechnungen 
über insgesamt 15 TH festgestellt, aus denen weder der 
Empfänger noch der Nachweis über die Bezahlung hervorgehen. 

Zur Charakterisierung des Umfangs solcher Begünstigungen 
gehört auch, daß ca. 5000' bespielte Video-Kassetten sowie 
Spielfilme gekauft wurden. 
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Für die Versorgung der Waldsiedlung Wandlitz wurden 
jährlich 6 bis 8 Mio VM (1989 bis Oktober 7,3 Mio VM) 
verausgabt . 

Oie I.nporte wurden durch die Firmen Delta und Asimex rea- 
lisiert und an das Handelsunternehmen Letex ausgeliefert. 
In größerem Umfang wurden nicht verkaufte Letex-Bestände 
an die Abteilung Versorgung/Rückwärtige Dienste des Mi- 
nisteriums für Staatssicherheit umgesetzt. 

Vom Bereich Kommerzielle Koordinierung wurden Pkw und" 
Kleintransporter (im Jahre 1989 mindestens 800 Fahr- 
zeuge) aus dem NSW importiert. Etwa die Hälfte der be- 
schafften Pkw wurde an Privatpersonen vergeben. 

Die Entscheidung über die Vergabe von Fahrzeugen an Pri- 
vatpersonen lag weitgehend beim ehemaligen Stellvertreter 
des Leiters des Bereiches Kommerzielle Koordinierung und 
Leiter der Hauptabteilung I, K. Seidel. 

Dieser führte dazu Aufträge von A. Schalck, E. Honecker 
und G. Mittag aus, traf aber auch Entscheidungen nach 
eigenem Er-messen. In gleicher Weise wurde über die Be- 
zahlung der Fahrzeuge in Mark oder OM sowie über die Höhe 
des Preises entschieden. Trotz der Überprüfung einer Viel- 
zahl von Unterlagen zur Beschaffung und Vergabe von Kraft- 
fahrzeugen durch die Staatliche Finanzrevision, Volkskon- 
trolle und durch die Sonderkommission konnte ein vollstän- 
diger Nachweis über Kauf und Verkauf einschließlich der Be 
Zahlung nicht rekonstruiert werden. 

Im Bereich selbst gibt es keine zusammenfassenden Unter- 
lagen. 

Für das Jahr 1989 konnten für 12 Pkw die Einzahlungen des 
Kaufpreises nicht nachgewiesen werden. In 7 Fällen davon 
erfolgte keine Rechnungslegung. 

Bei der Vergabe von Pkw an Privatpersonen wurden die Staat 
liehen Regelungen, die bei einer vorfristigen Versorgung 
von Personen gelten, nicht berücksichtigt. Die Pkw-Anmel- 
dungen wurden nur teilweise eingezogen. 
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Der Bereich Kommerzielle Koordinierung hat 32 Einfamilien- 
häuser in Rechtsträgerschaft. Diese wurden im Zeitraum 1977 
bis 1989 durch die Investbauleitung Hönow gebaut oder käuf- 
lich erworben, grundlegend rekonstruiert und nachfolgend 
uermietet. Hinzu kommen weitere 4 Häuser, die sich noch im 
Bau befinden. 

Der Bau bzw. Rekonstruktion dieser Hauser erfolgten unter 
Ausnutzung der Stellung und Möglichkeiten des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung außerhalb von bestehenden Plänen 
und Bilanzen als sogenannter Exportabkauf . 

Durch den Bereich wurden die Bauleistungcn der betreffenden 
Baubetriebe anteilig mit NSW-Importausröstungcn bezahlt. 

In den Häusern wurden in unterschiedlichem, z.T. bedeuten- 
dem Umfang NSW-Importausrustungen eingebaut. 

So sind fast alle Hauser mit Buderus-Gasheizungen ausge- 
stattet, Armaturen, Installationen, Fenster und anderes 
stammen zum Teil. aus Importen. Sie wurden im Vergleich zun 
kommunalen Wohnungsbau mit wesentlich größerem Aufwand er- 
richtet und weisen einen deutlich höheren Komfort auf. 

Mieter sind in 17 Fällen Leiter und Mitarbeiter des Bereiches 
sowie nachgeordneter Einrichtungen. 

15 Häuser wurden an Personen außerhalb des Bereiches vermie- 
tet. Es handelt sich dabei z.T. um Verwandte und Hausperso- 
nal von A. Schalck und M. Seidel, überwiegend jedoch um 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre, die mit dem Bereich in 
Arbeitsbeziehungen standen. Drei dieser Häuser waren für 
G. Mittag sowie jeweils seine beiden Töchter bercitgestellt 
worden . 

Die Mietpreise wurden nach den gesetzlich fcstgelegten Prei- 
sen pro m.i wie für jede Neubauwohnung ermittelt, ohne jedoch 
den höheren Komfort zu berücksichtigen. 

Außerdem wurden gesetzliche Bestimmungen verletzt, indem Be- 
wirtschaftskosten, beispielsweise die Kosten für die Müll- 
abfuhr, überwiegend vom Bereich getragen wurden. 

Durch den Bereich Kommerzielle Koordinierung wurden z.T. 
mit erheblichem Aufwand 11 Wochenendob j.ekt e erworben, 
rekonstruiert und an Mitarbeiter, v^orwiecend technische 
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- Oer Bereich Kommerzielle Koordinierung hat eine Vielzahl 
von Wohnungen finanziert, gebaut und nach Fertigstellung 
an andere zentrale Staatsorgane oder an Betriebe des Be* 
reiches in Rechtsträgerschaft übergeben. 

So erhielten auf diese Weise das Internationale Handels- 
zentrum 2 5 und die Intrac Handelsge’sellschaft obH 49 Woh- 
nungen. Obwohl die Wohnungen in Rechtstr.ägerschaft dieser 
selbständigen Betriebe waren und die Mietverträge über die 
Kommunale Wohnungsverwaltung abgeschlossen wurden, h,atte 
sich der Bereich bei einem Teil der Wohnungen ein Mitspra- 
cherecht bei der Vergabe Vorbehalten. 


III. 

1. Im Ergebnis der Prüfung des Bereiches durch die Staat- 
liche Finanzrevision, mit der die Sonderkoaaission eng 
zusammenarbeitete, wurde ein Finanzstatus erstellt. 

Das war für die Revision - ich möchte das ausdrücklich 
hervorheben - eine äußerst komplizierte Aufgabe, da grund- 
legende Rechtsvorschriften zur Rechnungsführung und Statistik 
nicht angewendet wurden und der Bereich überhaupt erstmalig 
einer Finanzprüfung unterzogen wurde. Ohne auf Einzelheiten 
einzugehen (der detaillierte Bericht der Staatlichen Finanz- 
revision liegt vorj möchte ich hier jedoch vermerken, daß 

im Bereich mit Geld außerordentlich leichtfertig umgegangen 
wurde . 

Das betrifft die Kassenführung, den Nachweis der Einnahmen 
und Ausgaben sowie der Forderungen und Verbindlichkeiten 
und das un genügende Beleg wesen. Es gab kein geschlossenes 
Rechnungswesen. 

2. Durch den Stellvertreter von A. Schalck wurden in den Jahren 
1988/89 Valuten auf Konten unter dem Namen H. Seidel im 
westlichen Ausland angelegt*. Die Sonderkommission hat die 
Auflösung dieser Konten veranlaßt. Die Guthaben wurden auf 
Konten der Deutschen Handelsbank rurOckgef Ghrt und damit 
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ierlin. II- 12. 1990 


Erklärung des früheren Leiters der Sonder koomi ss 1 on des fli ni ster r ates 
zur Untersuchung von Amt s/n i brauch und Korruption im Zusammenhang mit 
der Tätiokeit des Bereiches Kommerzielle Ko-ord i ni eruno 


Hiermit erkläre ich. daA nach den Feststellungen der von mir gelei- 
teten Rsgi erungskommi ssi on sämtliche Betriebe, die vom Bereich 
Kommerzielle Koordinierung des Ministeriums für Au/«enhandel verwaltet 
wurden, rechtlich als Staatseigent um anzusehen und zu beha ndeln 
v/ären I Das galt auch für die sogenannten Auslandsfirmen bzw. 

“Partei f irmen“ mit Ausnahme der Beteiligung an der Firma He^a 
Pbrtuguesa Indus tri as T ipo gaf ic as y gehalten durch die Anstalt Infino. 
Die Abwicklung des Bereiches Kommerzielle Koordinierung wurde aus- 
schließlich als staatliche Angelegenheit betrachtet. Erlöse aus der 
Abwicklung hatten vollständig dem Staatshaushalt zuzufließen. Dieser 
Standpunkt wurde ausdrücklich in meinem Bericht an den Zentralen 
Runden Tisch der DDR formuliert und fand Zustimmung. 


Mit Beschluß des Ministerrates vom 15. 3. 1990 wurde der Bereich 
Kommerzielle Koordinierung zum 31. 3. 1990 aufgelöst und dis Rscis— 
rungskommi ssion entlastet. Die Verantwortung für die weitere 
Abwicklung restlicher Liquidationsaufgaben ging mit diesem Beschluß 
auf die Treuhandanstalt bzw. von ihr beauftragte Institutionen oder 
Firmen über. 

Bereits Ende 19S9 waren Gespräche mit zuständigen Vertretern der 
SED/PDS aufgenommen worden. Sie verwiesen auf einen Beschluß des 
Präsidiums ihrer Partei zur Trennung vom Bereich Kommerzielle 
Koord i ni erung . Sie akzeptierten die Auffassung der Kommission, daß 
sämtliche Betriebe des Berei cheS .Kommerz i el 1 • Koordinierung mit der 
oben genannten Ausnahme rechtlich Staatseigentum sind und Ansprüche 
der PDS nicht bestehen. 
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Dokument 209 

d.r FinonreH 

/^a 

Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


BcschJuß des MinlslerrJlcs 
10 /11a /VO 

vom 1^. Häri 1990 


Endredakt Ion i 21. März 1990 

■«utffit BcschluO XU den Bvrichteii über die Un iersuchung von Amlumillhrani li 
und Korruption I« /u9a«Menhano mit der litlgkelt des BeiriiJius 
KuMflierxlelle Koordinierung und über die C I ng I I ederunn dieses 
Bereiches und seiner Betriebe in die Volkswirtschaft der IMI/t 


Der beiliegende BcschluO wurde bustat lyt. 

gex . II . Modrnw 

Ver tc I ler : 

Mitglieder des Ministerrates 
Genera 1 s t aa t sanwa 1 1 der OOR 

Vorsitzender des Untersuchungsausschusses der VolKskammui 
lelter der Sonderkoainlsslon des Ministerrates zur Untersuchung 
von Am! smI O br auch und Korruption im Zusammenhang mit der Intig 
Keil des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 

Kommissarischer Leiter des Bereiches Kommerzielle Kourd i n i ei ung 


rürdlc RlcbU|h«ili 



S«brfl*rUi d*t MiBJiicmUi 


ri 5 Feh !991 0] 


Dieter EftcbluC Itl ojcb RciUilcruog :u kcraubic«; 
dit .ircbl%lcniO| crColjt durch d«o Hcrjuifcbtr 
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Ministerrat 


2 


Beschl uB 

zu den Berichten Uber die UnterBuchun 9 von Aiatsmi Bbrauch und 
Korruption Im tueammenheng mit der TMtlgkelt dea Bereiche! 
Kommerzielle Koordinierung und Uber die Eingliederung dieses 
Bereiches und seiner Betriebe ln die Volkswirtschaft der DDR 

vom IS. MKrz 1990 


1. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung wird als Staatsorgan 
zum 31. (4Krz 1990 aufgelöst. 

Verantwortlich ; Vorsitzender des Hlnlsterrates 
T ermin t 31. NKrz 1990 

2. Es Ist eine Berliner Handels- und Flnanzlerunqsqesellschaf t 

* 

mbH als Unternehmensverband zu gründen. Als Holding verwaltet 
die Anstalt zur treuhKnderlschen Verwaltung die volkseigenen 
Anteile der Berliner Handels- und Finanzierungsgesellschaft 
mbH. 

Verantwort 1 Ich i Hinister der Finanzen und Preise 

Minister für AuBenwlrtschaf t 

Termin ; IS. MKrz 1990 

3. Oie zu bildende 

Berliner Handels- und Flnanzlerungsgesellschaf t mbH 

hat die Abwicklung der restlichen Aufgaben der ln Liquidation 
befindlichen Firmen des ehemaligen Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung zu Ende zu führen. 

V erantwort licht Anstalt zur treuhünder Ischen Verwaltung 

des Volkseigentums 

4 . Oie Herren Or. Lindemann und Professor Or. Gerstenberqer sowie 
die Mitglieder der Sonderkommission werden von ihren Sonderauf- 
gaben entlastet. Ihnen wird der Dank für die geleistete 


1736 




Arb«it «ütgasprochcn . 

Veran twort licht Voraltzender des Ministerrates 

Minister für Au6enwl rtschaf t 
Minister der Finanzen und Preise 


Oie Beschlüsse des tjini sterrates vom 14. Dezember 1969 zur 
Bildung einer Sonderkoausiss ion des Ministerrates zur Unter- 
suchung von Amtsmi tbrauch und Korruption im Zusammenhang 
mit der Tltigkeit des Bereiches Kommerzielle Koordinierung 
<6/1.4.6/891 und vom 21. Dezember 1969 über die Aufgaben und 
die Zusammensetzung der Sonde r konuni ss ion des Ml ni sterrates 
zur Untersuchung von Amtsmi Abrauch und Korruption im Zu- 
sammenhang mit der TAtigkeit des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung (7/22/69) werden aufgehoben. 


173 ? 




Dokument 240 


srr /^o 


Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 


Beschluß des Ministemtes 
1.8 /ll.b/90 

Toffl 15. März 1990 


Bctriffti Beschluß zutn Abschlußbericht der zeitweiligen Untersuchungsab 
teilung beim Ministerrat zur Prüfung .von Amtsmißbrauch und 
Korruption vom 12. 3. 1990 


Oer beiliegende Beschluß wurde bestätigt. 


gez. H. Modrow 


Verteiler : 

Mitglieder des Ministerrates 

Leiter der zeitweiligen Untersuchungsabteilung 
Leiter des Sekretariats des Ninisterrates 

•' n 5 Feb 199T 


Für die Ricfatl(kelti 



SckrctirlJt de« Mlnistcmtu 


Dieser Betcblud ist udi Realisienas Tu venUchteai 
die .\rdiJTicruflf cxiol}t durö dea Herausceber. 
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Ministerrat 


Beschluß 

zum Abschlußbericht der zeitweiligen Unter* 
suchungsabtellung beim Ministerrat zur Prü- 
fung von Amtsmißbrauch und Korruption vom 12. 3. 1990 

vom 15. März 1990 


1. Oer Abschlußbericht der zeitweiligen Untersuchungsabtellung 
wird zur Kenntnis genommen. Die darin enthaltenen Schlußfol- 
gerungen und Maßnahmen werden bestätigt. (Anlage) 

2. Oie Untersuchungsabteilung stellt mit Wirkung vom 15. 3. 1990 
ihre Untersuchungstätigkeit ein. Oie Auflösung der Abteilung 
und die Übergabe des gesamten Schriftgutes an die für die 
Archivierung bzw. weit-ere Bearbeitung zuständigen Organe Ist 
bis zum 3L 3. 1990 abzuschließen. Oie Arbeitsräume im Haus 
der Elektrotechnik (am AlexanderplatzX stehen danach 

für eine anderweitige Nutzung zur Verfügung. 

Verantwortlich : Leiter der zeitweiligen Untersuchungsabteilung 

3. Das befristete Arbeitsverhältnis für Mitarbeiter der Unab- 
hängigen Untersuchungskommission mit dem Sekretariat des 
Ministerrates endet am 31. 3'. 1990-. 

4. Oer Ministerrat spricht dem Leiter und don Mitarbeitern der 
zeitweiligen Untersuchung.sabtellung und der Unabhängigen Unter- 
suchungskommlssion den Dank für die verantwortungsbewußte und 
bürgernahe Arbeit aus. 
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5. Die Beschlüsse des Ministerrates von 11. Dezember 1989 über 
die Bildung einer zeitweiligen Untersuchungsabteilung beim 
Ministerrat (3/2.c/89) und 14. Dezember 1939 über die Bildung 
einer zeitweiligen Untersuchungsabteilung für die Prüfung von 
AmtsmiObrauch und Korruption (6/10/89) werden aufgehoben. 

6. Unter der Leitung des Vorsitzenden des Ministerrates wird mit 
der Unabhängigen Untersuchungskommission eine Aussprache über 
Fragen ihrer weiteren Tätigkeit geführt. 
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Anlage 

Zeitweilige Untersuchungs- 12. März 1990 

abteilung beim Ministerrat -der OOR 


Abschlußbericht 

über die Tätigkeit und die erreichten Ergebnisse scwie Empfehlungen 
und Schlußfolgerungen 


I. Gesamtdarstellung 

Qie zeitweilige Untersuchungsabteilung und die Unabhängige Unter- 
suchungskommission wurden als vertrauenswürdige Ansprechpartner 
von der Bevölkerung akzeptiert. 

Dazu hat wesentlich beigetragen, daß es relativ schnell zu einer 
auch den Bürgern nicht verborgen gebliebenen vertrauensvollen und 
konstruktiven Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der Abtei- 
lung und der Unabhängigen Untersuchungskommission kam. 

Oie Untersuchungsabteilung stimmte sich bei der Bearbeitung an 
sie herangetragener Probleme mit dem Obersten Gericht, der Staats- 
anwaltschaft, den Untersuchungsabteilungen der Kriminalpolizei 
sowie mit den Untersuchungskommissionen von Ministerien, anderen 
zentralen Staatsorganen und der Räte der Bezirke ab. 

Es ist allen Bürgern, Bürgerinitiativen und Arbeitskollektiven zu 
danken, die mit ihren Hinweisen in vielen Fällen beitrugen, staats- 
anwaltschaf tliche und kriminalpolizeiliche Ermittlungen einzulei- 
ten, zu unterstützen und zu beschleunigen sowie Zusammenhänge von 
Machtmechanismen ln der bisherigen Verflechtung von Staats-, 

Partei- und Sicherheitsorganen aufzuhellen. 

Oer Abteilung gingen von Oezember 19B9 bis Ende Februar 199lS 
mehr als 1000 Hinweise, teils schriftlich, teils in persönlichen 
Gesprächen, teils telefonisch zu. 

Auch wenn oberflächlich betrachtet unsere Arbeit hauptsächlich 
in der Annahme von Beschwerden, Fakten, Zusammenhängen und Schil- 
derungen persönlicher Betroffenheit bestand, war dieses eine 
nützliche Aufgabe, (vergl. dazu Anlage 1) 
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Diese Überprüfungen ergaben einerseits, daß sich in vielen Fällen 
ein Verdacht auf strafbares Verhalten nicht bestätigte; anderer- 
seits offenbarten sie ein erschreckendes Maß an politisch-mora- 
lischer Verantwortungslosigkeit von Amtsträgern. 

Praktiken des Amtsmißbrauchs , der Korruption und Selbstverord- 
nung von Privilegien wurden genährt durch die auf vielen Gebieten 
der Versorgung und der Dienstleistungen bestehenden Engpässe. 

So wurden Wohnungen, Baukapazitäten und -materialien, Pkw und 
andere Versorgungsgüter, aber auch Gästehäuser und Ferienobjekte 
zu Vorzugsbedingungen beschafft bzw. genutzt. Solche Privilegien 
.breiteten sich korruptiv in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens von oben nach unten aus, waren für jeden, der sehen wollte, 
sichtbar, und wurden für die Nutznießer zur Normalität. 

“Privilegierte" Inanspruchnahme von Volkseigentum - für Bürger, 
die nicht zu diesem Kreis gehörten, im Strafgesetzbuch als Dieb- 
stahl, Betrug und Untreüe, als . Bestechlichkeit oder Vorteilsnahme 
unter Strafe gestellt - wurde, ausgehend von den Praktiken der 
ehemaligen leitenden Kader der Partei- und Staatsführung, von immer 
mehr Personen in Staat und Wirtschaft als persönliches Recht in 
Anspruch genommen. 

Dabei wirkten Kader auf allen Ebenen des Staatsapparates und der 
Wirtschaftsleitung zusammen, wurden Betriebe, Handels- und Ver- 
sorgungseinrichtungen direkt in den Dienst zur Durchsetzung von 
Sonderrechten gestellt und d-ie für Recht und Gesetzlichkeit ver- 
antwortlichen Organe ausgeschaltet oder zum stillschweigenden 
Zusehen oder zum Wegschauen veranlaßt. Staatsdiziplin von Mit- 
arbeitern in unterschiedlichen Funktionen und auf unterschied- 
lichen Ebenen sowie bestehende Weisungsrechte wurden mißbraucht. 
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Das UnrechtbewuOtsein der NutznieOer wurcfe imtner mehr verschüttet; 
individuelle Schuldgefühle durch Status- und MachtbewuQtseih 
schrittweise verdrängt. 

Macht- und AmtsmiObrauch sowie Korruption standen häufig in 
enger Verbindung zur Tätigkeit bestimmter Struktureinheiten des 
MfS und des Bereiches Kommerzielle Koordinierung. Diese Zusammen- 
hänge wurden im Detail nicht von uns, sondern von speziell dazu 
eingesetzten Regierungskommissionen untersucht, mit denen zusam- 
mengearbeitet wurde. 

II. Zu einzelnen Sachkomplexen 

1. Einen breiten Raum nahmen Anfragen und Hinweise zu Oienst- 

objekten (Gästehäuser, Ferienobjekte usw.) sowie zu Wohnobjekten 
ein. Insgesamt bezogen sich weit über 120 Anliegen auf diesen 
Sachkomplex; gefragt waren Rechtsträgerschäft, Nutzungsverhält- 
nisse sowie künftige Nützungs- und Kaufmöglichkeiten hinsicht- 
lich dieser Objekte. 

Im gleichen Umfang, wie es gelang, Aufstellungen und listen- 
mäOige Erfassungen der Gebäude von den Rechtsträgern zu erhalten 
konnten auch die dazu herangetragenen Probleme einer Lösung zu- 
geführt bzw. die gestellten Fragen beantwortet werden. Trotzdem 
besteht nach wie vor eine Fülle unklarer Verhältnisse zu 
diesem Sachgebiet. 

Oer Regierung wurden in diesem Zusammenhang Vorschläge und Einp- 
fehlungen unterbreitet; das betrifft insbesondere die Verfügung 
eines zeitweiligen Verkaufsstopps für Wohnobjekte, die in Rechts 
trägerschaft des Ministerrates, des Ministeriums für Staats- 
sicherheit bzw. Amt für Nationale Sicherheit, anderer zentraler 
Staatsorgane und der Räte der Bezirke stehen bzw. den örtlichen 
Räten übereignet wurden. 

Durch die Abteilung wurde eine Revision über Finanzierung und 
Mietpreisgestaltung für Einfamilienhäuser der Versorgungsein- 
richtung des Ministerrates veranlaßt. 
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Im Ergebnis dessen wurden erste Schlußfolgerungen gezogen und 
Vorschläge zur Wiederherstellung der Gesetzlichkeit, der Gewähr- 
leistung von Ordnung und Disziplin sowie zur Verhinderung unge- 
rechtfertigter Begünstigungen zu Lasten des Staatshaushaltes 
unterbreitet (vgl. Anlage 2 ). 

2. Bis zoffl 5. 3. 1990 lagen ca, 200 Eingaben auf Rehabilitierung 
bzw. Wiedergutmachung vor. 

Diese Anträge sind sehr differenziert und erreichten uns sowohl 
von Bürgern der DDR als auch von BRD-Bürgern, die ehemalige 
DDR-Bürger waren. 

Die Nachteile, die diese Bürger angeben erlitten zu haben, 
beruhen auf arbeitsrechtlichen, strafrechtlichen, verwaltungs- 
rechtlichen und anderen administrativen Entscheidungen. Ihnen 
lagen häufig eine konsequente Wahrnehme persönlicher und poli- 
tischer Grundrechte bzw. ein unduldsames Auftreten gegen MiO- 
stände im Wohn- und Arbeitsbereich oder gegen Vergehen Vorge- 
setzter durch die Betroffenen zugrunde. 

Wichtigste Erscheinungsformen sind: 

- Abbruch von Arbeitsrechts- und Dienstverhältnissen und in 
der Folgezeit damit praktisch Berufsverbot, Funktionsentbin- 
dungen, Ablehnungen von Berufungen in Funktionen oder zu 
Hochschullehrern usw. 

- Anwendung von psychischem Zwang und Druck auch auf Familien- 
angehörige , 

- strafrechtliche 'Jerf olgungen und Verurteilungen, die gegen 
geltende straf rechtliche/strafprozeOliche Bestimmungen (Recht 
auf Verteidigung, Beweisführung, Nötigung zu einer Aussage etc.) 
verstießen bzw. auf den Bestimmungen des politischen Straf- 
rechts basierten, 

- Rechtsverletzungen durch Untersuchungsorgane des MfS, teil- 
weise im Zusammenwirken mit Organen des MflA, mit einzelnen 
Staatsanwälten und einzelnen Richtern, 
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- zwangsweise Aussiedlung von Bürgern aus dem Grenzgebiet ohne 
Entschädigung (1932), 

- zwangsweise Verstaatlichung von Klein- und Mittelbetrieben 
unterschiedlicher Eigentumsformen (1972). 

Bei der politischen und juristischen Disziplinierung dieser 

Bürger arbeiteten Funktionäre der Gewerkschaften, der SED, des 
• » 

MfS, der Justizorgane sowie staatliche Leiter Hand ln Hand. Bei 

ihrem Vorgehen ließen sie sich oft von zentralen Weisungen ten, 

die auf einem überzogenen Sicherheitsverständnis beruhten. 

In den letzten Wochen stellte sich die Untersuchungsabteilung 
die Aufgabe, vertrauensvolle, beratende Gespräche mit den Be- 
troffenen zu führen, Grundfragen zu recherchieren, zu Einzel- 
fallösungen beizutragen und generelle rechtliche Lösungen anzu- 
regen. 

Wir konzentrierten uns besonders darauf, die betroffenen Bürger 
für eigene basisdemokratische Aktivitäten zu motivieren und 
entsprechend zu beraten.. Rehabilitierungskommissionen wurden 
z. B. beim MflA und beim Zivilschutz gebildet. Interne Rege- 
lungen zur Wiedergutmachung sind hier ergahgen und betreffen 
u. a. Entschädigungen, Rentenansprüche*, Anerkennung von Dienst- 
graden und Auszeichnungen. Wir fühlen uns jedoch verpflichtet, 
darauf hinzuweisen, daß eine solche Verfahrensweise zur Zeit 
noch die Ausnahme bildet. Die Erfahrungen solcher Kommission''n 
sollten unbedingt bei der weiteren Arbeit am Rehabilitieruni^- 
gesetz berücksichtigt werden. Dabei übersehen wir nicht, daß 
Rehabilitierung und Wiedergutmachung insgesamt allein auf diesem 
Weg nicht zu lösen sind. 

Anträge zur Rehabilitierung und Wiedergutmachung wegen straf- 
rechtlicher Verfolgung wurden generell dem Dbersten Gericht zur 
Prüfung der Kassation übergeben. 
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Da politisch Verfolgte zumeist psychische und/oder physische 
Schäden erlitten haben, ist der sensible und verständnisvolle 
Umgang mit ihnen von entscheidender Bedeutung. Diese Erkenntnis 
muß wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der Rehabilitierungs 
verfahren haben. 

Daher halten wir es für wichtig, daß unabhängig vom gericht- 
lichen Vorgehen eine Rehabilitierungsstelle eingerichtet wird, 
die Betroffene vertrauensvoll berät, juristische Fragen erläu- 
tert und mitklärt. Am Ende eines Rehabilitierungsprozesses muß 
sich der Betroffene tatsächlich anerkannt und geschätzt fühlen. 

Zusätzlich wurden in den letzten Tagen Kontakte zu Basisgruppen 
aufgenommen (Dokumentationszentrum der Vereinigten Linken, Neues 
Forum, Initiative für Frieden und Menschenrechte, Deutsche Liga 
für Menschenrechte in der DDR'und andere Selbsthilfegruppen) um 
juristische Fragen zu erläutern und das Vorgehen zu koordinieren 
Diese Arbeit muß unbedingt fortgesetzt werden. 

In den letzten 14 Tage’n erreichten uns ca. 15 Anträge von BRD- 
Bürgern, die im Zuge ihrer legalen/illegalen Ausreise aus der 
DDR ihre Grundstücke veräußern mußten bzw. notgedrungen aufgaben 

Ausreisegenehmigungen wurden in diesen Fällen oft nur erteilt, 
wenn die entsprechenden notariell beglaubigten Verkaufsdokumente 
der Abteilung Innere Angelegenheiten Vorlagen. 
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3. Seit Ende 1909 artikulieren Initiativgruppen von Bürgern in 

Ostseebadeorten öffentlich die Unzufriedenheit über die Zerstö- 
rung der kommunalen und sozialen Strukturen ihrer Gemeinden 
und unterbreiten Vorschläge zur veränderten Nutzung von Ferien- 
objekten in Übereinstimmung mit den jeweiligen konkreten terri- 
torialen Bedingungen. 

Die Argumentation der Bürger wird davon bestimmt, daß Ausgangs- 
punkt der ihrer Meinung nach verfehlten kommunalen Entwicklung 
an der Ostseeküste das mit der 1953 durchgeführten Aktion " >e" 

geschaffene Unrecht sei. Sie geht davon aus, daß die Aktion^ 
"Rose" eine stalinistische Polizeiaktion war, zu der bereits 
ira Sommer 1952 als Urlauber getarnte Polizeibeamte zu erkunden 
hatten, welcher Pensions- oder Hauseigentümer mit welchen Beweisen 
wegen, wie gesagt wird, angeblichen Wirtschaftsverbrechen, ent- 
eignet werden kann. Die Aktion selbst sei im -Februar/März 1953 
überfallartig unter maßgeblicher Beteiligung der Angehörigen 
der damaligen K-Schule Arnsdorf erfolgt. Überall dort, wo keine 
oder wenig Beweise gefunden wurden, hätte man es darauf angelegt, 
die Eigentümer einzuschüchtern. Einige hätten dann aus Angst die 
Republik verlassen und ihr Eigentum sei, wie geplant, dem Staat 
zugefallen. In der Folge sei dann die Nutzung der Häuser durch 
Betriebe und staatliche Einrichtungen erfolgt, in einigen Orten 
konzentriert durch bewaffnete Organe. 

Gegenwärtig werden durch Bürger in den Gemeinden noch vorhandene 
Zeitzeugen befragt und deren Ermittlungen schriftlich und a’- 
Tonaufzeichnungen gesammelt. 

Die Bürgerinitiativen erwarten von der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik insbesondere, daß 

- die Aktion "Rose" aufgeklärt, zu Unrecht bestrafte Bürger 
rehabilitiert und entschädigt werden, 

- Stellung genommen wird dazu, wer die Verantwortung für die 
Aktion "Rose" getragen hat. 
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- Entscheidungen getroffen werden, die die Entwicklung eines 
einheitlichen, gerechten Ferien- und Erholungswesens an der 
Ostseeküste sichern, wobei die Interessen der Bürger voll be- 
rücksichtigt und alte Gemeinbestrukturen wieder hergestellt 
werden . 

4. Massiven Angriffen sind Ermittlungshandlungen vijn Untersuchungs- 
organen der Staatssicherheit sowie der Strafvollzug ausgesetzt. 
Vorwürfe wegen Rechtsbeugung werden gegen Staatsanwälte und 
Richter erhoben. Soweit es sich um konkrete Sachverhalte und 
namentlich benannte Personen handelt, wurden Recherchen einge- 
leitet und die Staatsanwaltschaft zur Veranlassung weiterer Maß- 
nahmen informiert. 

Ungesetzlichkeiten, über die wir Mitteilung erhielten und die 
sich bei Recherchen bestätigten, betrafen 

-den Mißbrauch einer psychiatrischen Einrichtung durch das 
MfS^ im Zusammenhang mit politischer Verfolgung (vgl. dazu 
Anlage 3 ) ; 

- häufige Überbeleguhg der Verwahrräume in Strafvqllzugsan- 
stalten mit kurzen Unterbrechungen nach Amnestien; 

- eine weitgehend unkontrollierte "Tätigkeit" des MfS im 
Strafvollzug ; 

- ein Umgangsregime in den Strafvollzugseinrichtungen, das ent- 
gegen dem Strafvollzugsgesetz aus dem Jahre 1977 mit internen 
Geboten und Verboten der Persönlichkeit und der Individualität 
des Strafgefangenen, seiner Würde nur wenig Raum läßt; 

- eine Staatsanwaltschaft, die ihrer Pflicht zur Gesetzlichkeits 
aufsicht nur unzureichend nachgekommen ist. 
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Es wird empfohlen, 

- alle internen Anweisungen und Befehle, die im Widerspruch 
zum Strafvollzugsgesetz von 1977 stehen, außer Kraft zu 
setzen , 

- Bürgerinitiativen in die Umgestaltung des Strafvollzugs 

als gesellschaftliche Gremien mit kontrollierenden und unter- 
stützenden Aufgaben einzubeziehen, 

- die Qualifizierung der Mitarbeiter im Strafvollzug unver- 
züglich auf das erforderliche Niveau zu bringen; damit sind 
nötigenfalls personelle Entscheidungen zu verbinden, 

- ein umfassendes, die rechtliche Stellung der Strafgefangenen 
berücksichtigendes Strafvollzugsrecht zu schaffen; dabei 
sind die Würde des Menschen allen anderen Erfordernissen im 
Strafvollzug überzuordnen und die materiellen Bedingungen den 
internationalen Standards anzugleichen, 

- den Strafvollzug dem Ministerium der Justiz zu unterstellen. 

5. Für die unbedingt erforderliche Neugestaltung yon Strafhoheit 

und Stra f autonomie des Staates, die Sicherung eines demokratischen 
Umgangs der politischen Parteien und Gremien miteinander, die 
Achtung von Menschenwürde und verbrieften Rechten unter Einbe- 
ziehung und Bewältigung der Vergangenheit, sind die in der 
Zentralen Erfassungsstelle der Landes Justizverwaltungen der BRD 
in Salzgitter vorhandenen Materialien auszuwerten. Es handelt 
sich dabei insgesamt um etwa 34 000 registrierte Fälle, betreffend 

. Tötungshandlungen (vor allem an der Grenze) 415 Fälle 

. Mißhandlungen als Ausdruck des politischen 

Gewaltsystems der OOR 619 Fälle 

. politische Verdächtigungen (Spitzeltätigkeit) etwa 3000 Fälle 
. Verurteilungen aus politischen Gründen etwa 30000 Fälle. 
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AnläOllch eines Besuches der Erfassungsstelle wurde uns die Be- 
reitschaft erklärt, den DDR-Behörden «im Rahmen bereits getroffener 
oder noch zu treffender Vereinbarungen, also auf streng rechts- 
staatlicher Basis, uneingeschränkte Einsicht in alle Unterlagen 
zu gewähren. 

III. Oie zeitweilige Untersuchungsabteilung schließt bis zum 
23. '3. 1990 Ihre Arbeit ab. 


Dazu sind vorbereitend folgende Maßnahmen durchzuführen: 

1. Oie durch eigene Bearbeitung abgeschlossenen Vorgänge sind 
für eine Archivierung im Ministerrat (Staatsarchiv) vorzube- 
reiten. Diese Bürger haben bereits einen Abgabebescheid erhalten. 

2. Oie Kopien der Eingaben der Bürger, die zuständigkeitshalber 

an andere Organe oder Kommissionen zur Bearbeitung weitergeleitet 
wurden, werden ebenfalls archiviert. Die Bürger wurden durch Abga- 
bebescheid über die Weiterleitung informiert und sind damit in 
der Lage, sich bei eventuellen Rückfragen an diese Organe/Kommis- 
sionen zu wenden. 

3. Oie noch in eigener Bearbeitung befindlichen Vorgänge, deren Ab- 
schluß bis 15. 3. 1990 nicht möglich ist, sind der Abt. Eingaben 
der Bürger beim Ministerrat oder anderen zuständigen 0-rganen 

zur weiteren abschließenden Bearbeitung zu übergeben. Oie Vor- 
gänge sind zur Übergabe am 22. 3. 1990 vorzubereiten. Den be- 
treffenden Bürgern ist eine kurze Mitteilung über den Stand der 
Bearbeitung und die Übergabe an die zuständigen Organe mit der 
Bitte zu geben, sich bei Rückfragen an diese zu wenden. 

4. Der Datenspeicher der Untersuchungsabteilung ist der Abt. Eingaben 
der Bürger beim Ministerrat am 22. 3. 1990 zu übergeben. 

5. Oie technischen Ausrüstungen der Untersuchungsabteilung sind von 
der -Hausverwaltung des Amtssitzes des Ministerrates wieder zu 
übernehmen . 
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Statistische Übersicht 


1. Oer zeitweiligen Untersuchungsabteilung und der Unabhängigen. 
Untersuchungskumiiiiss lun gingen bis zum 20. 2. 1990 Anfragen, 
Hinweise und Forderungen zu folgenden Sachgebieten zu: 

Insgesamt 1020 

Gebiet Anzahl der Fälle 


Ministerrat 70 

darunter VEM U 

sonstige Grundstücke/Häuser 163 

Jagdgebiete 15 

Objekte der Parteien 43 

Objekte des MfS 70 

Entsch./ Verhalten von Betriebsleitern 
innerbetr iebl iche Probleme 139 

Entscheldungen.'Verhal tensweisen von 
örtlichen Organen 109 

Tätigkeit Oevisenf'irmen/KüKü 61 

Investitionen I) 

Militärprobleme NVA .33 

Entscheidungen/Tätigkeit der 

Staatsanwaltschaften 6 

des MdI 15 

des FOGB 3 

Fragen zur Rehabilitation 212 

davon betreffen 

das Eigentumsrecht 54 

das Persönlichkeitsrecht 132 

den Strafvollzug 4 

allgemeine Forderungen 163 

allgemeine Stellungnahmen 90 

2. in eigene Bearbeitung genommen wurden 264 
davon wurden bisher abgeschlossen 172 
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Sie betreffen vor allem folgende Sachgebiete 

. Wohnobjekte in Rechtsträgerschaft des Ministerrates 
. Rehabilitierungen, Reprivatisierungen 

. Macht- und AmtsmiObrauch im Umgang mit politisch Anders- 
denkenden 


3. an zuständige staatliche Organe und gesell. Untersuchungs- 
kommissionen weitergeleitet 

Institution Anzahl der Fälle 


Insgesamt 

501 

verschiedene Ministerien 

7? 

Kripo 

80 

GStA bzw. StA der Bezirke 

84 

Oberstes Gericht 

16 

UK der PDS 

12 

UK der Volkskammer 

1 

1 

UK der Bezirke 

143 

UA KoKo 

2ü 

UK Auflösung l-IfS 

16 

UK NVA 

25 

Zollverwaltung 

1 

ohne Bearbeitung bzw. nur mit 

Empfangsbestätigung 

abgelegt : 

65 
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Anlage 2 

SchluQfolgerungen und HaOnahmen zur Wiederherstellung der Gesetz- 
lichkeit, Gewährleistung vcn Ordnung und Disziplin scwie Verhinde- 
rung ungerechtfertigter Begünstigungen zu Lasten des Staatshaus- 
haltes 


1. Durchführung einer Inventur und Erarbeitung einer Bilanz des 
Vermögens der VEM, 

2. Anlegung und Führung einheitlicher Grundstücksakten, 

3. Schaffung einer Dbligckartei pro Grundstück und exakte Er- - 
fassung der Kosten, 

4. Festlegung einer eindeutigen Nomenklatur über den Personenkreis, 
der Versorgungsleistungen des Dienstleistungskombinates des Mi- 
nisterrates in Anspruch nehmen darf, 

3. Kündigung alter und Abschluß neuer Mietverträge entsprechend 
den Rechtsvorschriften auf der Grundlage kostendeckender Miet- 
preise oder Verkauf der Einfamilienhäuser bzw. Herbeiführung 
•von Minister ra tsdeschlüssen , wenn für einen bestimmten Personen- 
kreis ermäßigte Mietpreise o. a. Vergünstigungen wirksam werden 
sollen. 

6. Durchsetzung des Grundsatzes, daß für alle Handwerksleistungen 
die gesetzlichen Preise zu zahlen sind. 

7. Verhinderung von Leistungen für Mieter, die nicht in der Nomt _ 
klatur sind. 

8. Rückforderung der unberechtigt aus dem Staatshaushalt in An- 
spruch genommenen Vergünstigungen gemäß Rechtsvorschriften. 
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Anlage 3 


Aus Zwischenergebnissen der zeitweiligen Unabhängigen Untersuchunqs- 
kommission gegen AmtsraiObrauch und Korruption zu Untersuchungen von 
eventuellem MiObrauch von psychiatrischen Einrichtungen durch das 
MfS sowie andere Institutionen 


Insgesamt konnte bei den gemeldeten. Betreff enen festgestellt werden, 
daO aufgrund politischer Prozesse, meist nach § 220, eine Heilbe- 
handlung in der psychiatrischen Klinik (oft nach nicht haltbaren 
Gutachten, die von eigens für das HfS beschäftigten Fachärzten er- 
stellt wurden), von Gerichten angeordnet wurde. 

Da es sich um unbefristete Einweisungen handelte, hätte ent- 
sprechend den geltenden Gesetzen eine halbjährliche Überprüfung 
durch die Staatsanwaltschaft für die weitere Unterbringung vor- 
genommen werden müssen. Dies geschah in allen überprüften Fällen 
nicht . 

Weiterhin wurde auch kein ProzeQbevollmächtlgter für diese betrof- 
fenen Bürger, wie es bei "normalen" Anordnungen zur Heilbehandlung 
Gesetz ist, hinzugezogen. In einem Fall erfolgte die Unterbringung in der 
Klinik 3 Jahre, obwohl das AbschluOgutachten des Chefarztes^ der 
Klinik trotz einer komplizierten Persönlichkeitsstruktur des 
Bürgers eine Unterbringung in der Klinik für psychiatrisch Kranke 
nicht rechtfertigte. 
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Anlage ^ 


Konzeption zur Bildung der Berliner Handels- und 
Finanzierungsgesellschaft mbH (BHF) 


1. Das Unternehmen wird als Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung gegründet und in das Handels- 
register eingetragen. 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

300 Mio VM. 

Gesellschafter sind: 

- das Ministerium für Außenwirtschaft als Treu- 
händer des Anteiles des Staates 

- die Deutsche Handelsbank AG 

- die Außenhandelsbetriebe 

. Intrac Handelsgesellschaft mbH 

. forum Handelsgesellschaft mbH 

. Berliner Import-Export GmbH 

. Berliner Makler- und Handelsvertreter - 
gesellschsft mbH 

. Internationales Handelszentrum. 

Die Höhe der Beteiligung an der BHF ist kurzfristig 
entsprechend den strategischen Anforderungen und im 
Ergebnis endgültiger Aussprachen mit den vorstehenden 
Institutionen bzw. Unternehmen festzulegen. 

2. Die BHF beteiligt sich an den Unternehmen 


Intrac 

mit 

31 % 

102 

Mio 

VM 

forum 

mit 

40 % 

20 

Mio 

VM 

BIEG 

mit 

30 % 

6 

Mio 

VM 

IHZ 

mit 

51 % 

2,55 

Mio 

VM 

BMH 

mit 

50 % 

0.5 

Mio 

VM 


130.05 Mio VM 
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Damit ist gewährleistet, daß die BHF als einzelner 
Gesellschafter in den Unternehmen jeweils die mehrheit- 
lichen Anteile auf sich vereinigt und somit den erfor- 
derlichen kommerziellen Einfluß auf die einzelnen Ge- 
sellschaften ausüben kann. 

3. Die verbleibenden rd. 169 Mio VM werden zur liquiditäts- 
seitigen Absicherung des Umsatzes des Gesamtunternehmens 
in Höhe von ca. 5 bis 6 Mrd VM‘ pro Jahr sowie zur Er- 
zielung von Gewinn aus Handelstransaktionen und'Finan- 
zierungsgeschäften durch die BHF selbst eingesetzt. 

Im Ergebnis der zukünftigen unternehmerischen Tätigkeit 
ist die Hereinnahme fremden Kapitals vorgesehen. 

4. Hauptinhalt der unternehmerischen Tätigkeit der Handels- 
und' Finanzierungsgesellschaft ist 

- Einschaltung in Handelsoperationen internationaler 
Kooperationsbeziehungen zu ausländischen Inves'toren 

- Entwicklung neuer Geschäftstätigkeit zur Abrundung 
des Unternehmensprofils; 

- Unterstützung und finanzielle Absicherung von Handels- 
und Finanztransaktionen der Unternehmen 

. Intrac Handelsgesellschaft mbH 
. forum Handelsgesellschaft mbH 
. Berliner Import-Export GmbH; 

- Finanzierung und Zwischenfinanzierung internationaler 
Handelstransaktionen; 

- Finanzierung und Zwischenfinanzierung von Rationalisie- 
rungsvorhaben und Investitionen der Industrie; 

- Erwirtschaftung von Gewinnen aus Kapitalbeteiligungen 
an in- und ausländischen Unternehmen; 

- Ko.ntrolle und Gewährleistung der Wiedererwirtschaftung 
der Kredittilgung und Gewinns i cherung . 
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Gesetzblatt Teil I Nr. 27 — Ausgabetag; 22. Mai 1990 


Beschluß des Ministerrates 
vom 16. Mai 1990 

Durch den Ministerrat wurde beschlossen: 

1. Die Festlegungen zur Aufhebung der Sdiwelgepfllcht von 
Mitarbeitern des ehemaligen MfS/AfNS sowie von in- 
offiziellen Mitarbeitern, soweit sie sich offenbaren wol- 
len, werden bestätigt (Anlage). 

2. Jegliche Aktivitäten und Planungen für eine konspira- 
tive Tätigkeit ehemaliger Mitarbeiter des MfS/AfNS sind 
''erbotea Zuwiderhandlungen werden entsprediend den 

afrechtlichen Bestimmungen verfolgt 

Berlin, den 16. Mal 1990 

Der Minis ierrai 

der Deutschen Demokratischen BepobUk 
de Malzl^re 
Ministerpräsident 


gehelmdienstllche oder nachrichtendienstliche Tätigkeit 
betreffen, verpflichtet In Zwclfelsfällcn Ist der für den 
sachlichen Bereich der Geheimhaltung zuständige Lei- 
ter berechtigt zu entscheiden, ob die Notwendigkeit der 
weiteren Geheimhaltung besteht 

4. Für die Aufhebung der Schweigepflicht von Inoffiziellen 
Mitarbeitern, soweit sic sich offenbaren wollen, gilt: 

4.1. Werden Im Zusammenhang mit Untersuchungshandlun- 
gen von Staatsanwälten oder Angehörigen der Kriminal- 
polizei Aussagen von ehemals Inoffiziellen Mitarbeitern 
gefordert, kann ohne Einschränkung ausgesagt werden. 
Die Geheimhaltung wird durch das Dienstverhältnis der 
Staatsanwälte und der Angehörigen der Kriminalpolizei 
gewahrt 

4.2. Ehemalige inoffizielle Mitarbeiter können sich gegen- 
über Personen ihrer Wahl über Ihre Tätigkeit offenbaren. 
Sie kommen damit nicht in Konflikt zu früher einge- 
gangenen Verpflichtungen. Kein ehemaliger inoffizieller 
Mitarbeiter kann mit Ausnahme ln den Fällen gemäß 
4.1. gezwungen werden, seine Tätigkeit als inoffizieller 
Mitarbeiter offenzulegen. 

4.3. Es Ist zu gewährleisten, daß bei allen Aussagen keine 
Verletzungen von Persönllchkeltsrechten Dritter erfolgt 

4.4. Staatsgeheimnisse aus dem Bereich der gehelmdlenst- 
llchen und nachrichtendlenstllchen Tätigkeit unterliegen 
nach wie vor der Schweigepflicht In Zweifelsfällen Ist 
der für den sachlichen Bereich der Geheimhaltung zu- 
ständige Leiter berechtigt zu entscheiden, ob die Not- 
wendigkeit der weiteren Geheimhaltung besteht 

9. Diese Festlegungen berühren nicht das Aussageverwei- 
gerungsrecht gemäß der Strafprozeßordnung der DDR. 




Anlage 

:u vorstehendem Beschluß 

Festlegungen zur Aufhebung der Schweigepflicht 

Alle ehemaligen bzw. zeitweise noch mit der Auflösung 
beschäftigten Mitarbeiter des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nationale Sicher- 
heit werden von der ihnen auferlegten Schweigepflicht 
''ber anvertraute Staats- und Dienstgeheimnisse Im fol- 
-iden Umfang entbunden: 

.1. gegenüber den mit der Untersuchung von Sachverhalten 
beauftragten Staatsanwälten oder Angehörigen der Kri- 
minalpolizei ohne Einschränkung im Rahmen von Er- 
mittlungshandlungen. Die Geheimhaltung von Staatsge- 
heimnissen wird durch das Dienstverhältnis der Staats- 
anwälte und der Angehörigen der Kriminalpolizei ge- 
wahrt 

.2. Im Umfang des Jeweiligen Untersuchungsgegenstandes, 
schwelt es di^Verfassung der DDR verletzende Tätigkeit 
des ^hemä Ti^n Ministeriums (ür StaatssicherKelf ~b^. 
des Amt es für NaflöhaTc Sicherheit und Strukturen^ühd 
Arbeitsweise beinflt; gegenüber ~ 

— dem Parlamentarischen Prüfungsausschuß der Volks- 
kammer 

— der eingesetzten Regierungskommission im Rahmen 
Ihrer Aufgaben 

— den entsprechenden Untersuchungsausschüssen ln den 
Territorien. 

EZs ist zu gewährleisten, daß bei allen Aussagen keine 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten Dritter erfolgt 

Alle ehemaligen bzw. zeitweise mit der AuRösung be- 
schäftigten Mitarbeiter des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit bzw. des Amtes für Nationale Sicher- 
heit sind weiterhin zur Geheimhaltung ihnen anvertraut 
gewesener Staatsgeheimnisse, sofern sie die mit der Ver-. 
fassung der DDR in CTberei osiimmung stehende frtih^.e- 
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SU den aufgeworfenen Problemen Parteifirnen 


1 • Spendenaktion 

Anfang Mtrx 1976 flbermittelte Genosae Karl Keller dem 
Genossen Schalck die Bitte# ln den nAchsten Tagen bis 
SU einer Höbe von 330.000# — DM legale Oberweisungen 
auf das Spendenkonto der DKP xu organisieren.^^ • cJtiddv 

Am 12. 3. 1976 wurden durch den Genossen 
in Gegenwart von Genossen Steidl Spendenschecks fflr 
den Bundestagswahlkampf der DKP in Höhe von 

500.000# — DM (West) 

mit der Bitte um Verkauf (dnergeben . 

Mit Stand 9. 4. 1976 wurde bei der fibernOmmenen Auf?« 
gabenstellung folgendes Ergebnis erreichtt 


a) Einnahmen in bar einschlieBlich Verkauf der 

Spendenschecks 504.700#*-- OM 

(Anlage 1 Firmenaufgliederung) 

b) Überweisungen auf das Spendenkonto der DKP 

(Anlage 2 dto.) 74.7Sa, — DM 


c) Zusagen für Spenden# die im Verlaufe des 
Monats April in bar erfolgen 

(Anlage 3 dto.) 57.000,-- DM 


insgesamt 


631.450, — DM 






AC, OU^ Odt ‘ 




^ 'n , 
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Oami^/^ord« dl«^^0)>«rnoBB«n« Varpfll 




über- 




2. Prinxipielle Probleae 


Oie 4;.rA&dttng^HAd3d«L«^«st«b«B^«r3«mr«in 
«(•lebe -Anlag« ’-ü) ist ardorderllch« na 


«ln« 4agala,t<f iaaaalalj^ Aaa 1« r^ajatiliaf Aemtfütadte 
^escbA£ti.guag.7Von -|iaiipbaBb'l±eii«ni9ardalMdaxa, ^ 

2.->'^CCxSJC^ 

die «lagale ^nn«£T«tnng^%^«£^«tVäTp£ea%e nnd 
anderen Publikationen su «rafigllchen 


legale Oberwelsong von t3eldap«Bden'nan"alle 'Partai 
vornehnen su können 


- 'fiargeldtranaaktlonen 'für dl«. Partei; durch ^aasge- 
wAhlte Flraenangestallt«' abrudackan. 




Dieses Grundanliegen Ist alt den geringsten aaterlellan 
Aufwand durch unsere Partei voll absuslchern. Oabel'aind 
ln Interesse eines hohen ökonomischen Nutseffektea hi 11.«_<:. 
Möglichkeiten cu erschlleS«n7’~dle üteoerbestlnnnngen dar 
BRD sum Vorteil der Partei aus zunotsan' and -dla~''au'8hr- 
ordentllche hohe Gewinnversteuerung zu . yeraeldenfc 






Die bestätigten Grundsätze für die einheitliche Leitung 
-der Parteifirmen, die sich auf 


- die Abernahoe der Firmen in das Eigentum der Partei 
Ober eine Holding, f , 

f ' sce\^y,kj/^^cy. 

- den Einsatz von GeschAf tsfOhrern ln diesen Firmen ln / 
Abstimmung mit der DKP, 
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- die el ubeitlKHie '- lto nt yP'li ^ .i^lsr -tfeech a ff tdtAgif A^ 
und des Ergebnisses 

die ”«g »M£Xe g^ n^4lr-»iden"JiKPOJRfcresndi.^A«posrt 

«ea-dlen Audenheedetr^T^^OIWt ’T sor - ^ lichurMagsrtey^il»*- 
vaatsvoluaens >der ^ixaeb 

beziehen, wurden zur Sicherung dieser Aufgabe erarbeitete 
und sind kurzfristig durehzusetzen. 

*2ur Sicherung 'der "Aufgabe '*ilea~Caldtra'Ba(fc»irbS^st'*3dAa 
t Vorschlag» -die Fima'^la(ib£^Xs'llnTkuf sleTll'^^l't'^uei 
' Mitarbeitern b e s t ehe ii~’1lE'n '^a s's e n zuz ns€l.nnVn . 

Ebenso sind die fragen des Sinsatses*xdeir’'-de^~Vef aas- 
^Idsung von Parteikadera "in -bsww' aus* den '-genannten Firnen 
wie bisher ln Verantwortung" der Ab telTuiig Verkehr -'dJD 
‘ZK zu belassen. Dabei au6 der Grundsatz Beachtung finden, 
daß Eingriffe in Auswirkungen auf die Geschtf tstAtigkeit 
nur in Abstinnung- und -nach Enstinaung^des -Genossen- Schnick 
vorgenoBoen werden ddrfen. 

3 . Einzelproblene 

a) Firma Intema GmbH, Essen 

Auf der Grundlage bestitigtj^r Maßnahmen wird derzeitig 
die Übernahme der Firma Interna in das Eigentum der 
Partei durch Abschluß eines Leibrentenvertrages mit 
Genossen A. Heichert vorbereitet. 

Dabei ist vorgesehen, seiner Frau Betty Weichert erst 
nach seinem Ableben eine Leibrente zu zahlen. Die Ver- 
handlungen konnten auf Grund der ßkonomlschen Situation 
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d«r Plraa Ziit«na ln d«n angaschlosaanan Plrnan noch 
nicht abgeschlossen werden. 

Die grundsätzliche Bereitschaft won B. Welchert liegt 
Jedoch wor. 

Gleichseitig mit diesen Probien ist der mnsntnedM 
ffisr^ltenhof rdemeititr <9iocli '.•jcofcariartrftvl.'^nr’dxm 
rHoltn JCG sowie der d^ksnf:^«r r6d*cb4f t«ante4dkma|i der 
^irna ^Zntena» tdi'#^4Ln^esit n-^ oii-J < r . W n Bnndog^Tinifl» su 
kliren« 

Nach Vorlage des Ergebnisses der Unterzeichnung des bei der 
Pirna Zntena eingesetzten Wirtschaf tsprflfers sind Mafi« 
nahnen zur Stabilisierung der Plma Zntena zu erarbeit 
ten. 

b) fa. B.-Zhle UabB Sanbnrg 

Mit dem AbschluB des Leibrentenvertrages alt den 
GenossennE. Beinsoha (seine Prau erhalt nach seinen 
Tod 75 %) sind nochr-i^. -t der -Geschaftsantalla*~la 
Besitz von X« Beinsoha. 

Derzeitig wird eine Erhöhung des Stannkapltsls vor-* 
bereitet. .Nach notarieller Bestätigung teilt sieh»- 
das Stammkapital ab'^-^lilSTS wie folgt auf: 

Anstalt Onlsped 81 % (2.815 TDN) 

(Firma wurde gegründet, um 
mit K. Beinsohn den Leib- 
rentenvertrag abschließen 

zu können) 
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FOr «ine 100 %i9« Obcrnahac 11*9 t s. Xt. noch kein« 
Konseption vor. 

c) ^« ^«n •r^pedi^imsf^tsaTuftom.n 

Bie Znde 1974 war bei der Firne «ln Verlnet ln BOh« 
von rund 960 TDK entstanden. •■■tilRb werde kiirsfrlstl 9 
die Vas lonl’a raB9 rai lX B a< * y *V4.xns ■ V. ^ aih TBi «Cabfl ;Tdlanbur9 , 
Vi«rb«l9«f flhXt. Dadurch wurde der bei der Flrna Betrans 
entstanden« Verlust als V«rtra 9 dbernonnen und wird 
bei der Flrna R. Ihle über einen Xeltraun von S Jahren 
steuerlich ln AbtU9 9ebracht. 

€eni - Owe 'Ha ms «wurde .<#ls, .v:^«schJICtafflhr«rr3der'Vlma 
>R. Xhl« CnbH «in 9 esetstT 

d) Va. Xnwaco Banbur^ 

DBe Verhandlun 9 en Aber den Abschluß «Ines t^elbrenten- 
wertra 9 «s -bei ' Abkauf ' der' ICapibalelnla^cn, des Dar» 
lehens und des Guthabens auf den Verr«chnun 9 skonten 
wurden bereits nlt den penossen- fitend^ 9 efAbrt und 
prinzipielle« 0bereinstlnnun9 -erslelt. Nach Vorla 9 « 
des Er 9 ebnlsses einer Firmenbewertun 9 wird die HOhe 
der Leibrente bestlnnt und die entsprechenden notariel- 
len Schritte eln9eleltet. 

Die Geschäftstätigkeit der anderen erwähnten Firmen kann 
nicht oder nur ln geringem Umfange eingeschätzt werden. 

Von großer Bedeutung ' Ist die 'politische Erziehungsarbeit 
mit den Geschäftsführern dieser Firnen. Derartige Xuße- 
rungenr wie von Genosseh beweisen^ daß die Ein- 

sicht nicht im vollen Umfange vorhandenr-'ils t, daß die 
Partei alle Anstrengungen zu unternehmen hat* um mit 
dem geringsten finanziellen Aufwand hfichste Ergebnisse 
zu erreichen.' 
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Durch Inkrafttreten der Grnndsitse werden die anderen 
bereite genannten Aufgaben nicht berührt und keines- 
Wegs ln Ihrer Bedeutung elngeschrSnkt . 
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Pirna «ol%% KG# Bochnn 

Pirna Vn^nna GnbB# Bssan und angaachloaaane Firnen 
Pirna dflBtanbechar GnbB# ^«nnn.. 

Pirna ^ItbnnbeolKr Bandelsyesallachaf t # VnntbnrJJ.n 

Plma i^utach« 'BandelsvennllnchaJt.'^^stberid.n 

Pirna Chnnoplns-tt GnbB # Weatbcrlln 

Pirna i^lnst-Slast # Essen 

Pirna «Laagsnbrneh # Wuppertal 

Pirna iMebaaa# Rotterdan 

Pirna ^rlanf Haarlen und Genf 

Plrna^Constin# Schweiz 

Pirna <4lKL I*dnnsrsahl# Neunklrchen 

Pirna jBocoll« Arflsssl 

Firma Melcher# Blnshorn 

Pirna 'Interholdlag# Hollahd 

Pirna Alchard Ihle# Baaborg 

Pirna «Znog# Botterdan 

Pirna -Rena#«^ Banburg 

Pirna Sansa-Tonrlst # Banburg 

Firma ■ Inwaco# Banburg 
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